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Mitteilung. 


. Die Historische Gesellschaft fiir Posen hat in ihrer Sitzung 
am 26. 9. 1927 beschlossen, 


1) Herrn Universitätsprofessor Dr. Manfred Laubert-Breslau, 
früher Posen, 


2) Herrn Pastor prim. D. Lic. Wilhelm Bickerich-Lissa, 


3) Herrn Pastor D. Dr. Theodor Wotschke - Pratau, früher 
Santomischel, für ihre langjährige und bedeutende For- 
scherarbeit im Rahmen des Arbeitsgebietes der Gesell- 
schaft zu Ehrenmitgliedern zu ernennen. 


Die Verdienste der drei so geehrten Mitarbeiter erhellen aus 
den Zusammenstellungen ihrer Schriften, die in der Zeitschrift 
veröffentlicht werden sollen. In vorliegendem Heft ist damit der 
Anfang gemacht durch ein Verzeichnis der Arbeiten Professor 
Lauberts. 


Vorwort. 


Der 1. Band dieser Studien erschien 1908. Er war als Vorarbeit 
gedacht, die durch eine umfangreiche Aktenpublikation und Dar- 
stellung des Werdegangs der Provinz Posen im angegebenen Zeit- 
raum ihre Erganzung finden sollte. Dieser Plan ist durch die spate- 
ren Ereignisse zerschlagen worden. Lediglich eine Abschlags- 
zahlung vermochte ich 1923 durch meine Geschichte der Verwaltung 
bis 1847 zu retten, wobei ich auf viele wichtige Einzelheiten ver- 
zichten mußte, deren Behandlung späteren monographischen Auf- 
sätzen vorbehalten bleiben sollte. 

Durch das Entgegenkommen der Historischen Gesellschaft 
für Posen ist es mir nun möglich, einen Teil dieser Nachlese gesam- 
melt zum Druck zu bringen. Es war dabei mein Bestreben, durch 
Vielseitigkeit des Inhalts einen möglichst großen Leserkreis zu 
interessieren und zugleich die jetzt im Mittelpunkt der Ostfragen 
stehenden Probleme durch rückschauende Betrachtung aufzuhellen, 
so Fragen wie Minderheitsschutz, Schul- und Kirchenwesen, denn 
immer wird uns bei deren Lösung die Vergangenheit wertvolle 
Fingerzeige bieten, und zwar dem Staats- wie dem Gastvolk. Möchte 
die Sammlung nach beiden Seiten hin ihren Zweck erfüllen und 
ein wenig zur Schaffung tragbarer, allen Beteiligten zum Segen 
gereichender Zustände in den deutsch-polnischen Beziehungen 
beitragen. 


Breslau, im März 1927. 
Manfred Laubert. 
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Das Posener Deutschtum im Herzogtum 
Warschau. ) 


Eine der fühlbarsten Lücken in der Posener provinzialgeschicht- 
lichen Forschung ist die noch fehlende Geschichte des Deutschtums 
im Herzogtum Warschau. Wir sind über diese Leidenszeit nur durch 
einzelne Beiträge unterrichtet, z. B. über Lissa.2) Bei der nach dem 
Wiederanfall des Landes in Berlin verbreiteten Auffassung, daß 
man sich nur um die Wünsche der Polen zu bekümmern habe, ge- 
langten auch nach 1815 die Ansprüche der Deutschen nicht zur 
Geltung, und sie wurden fast wie eine lästige Störung der einge- 
schlagenen Politik wenig freundlich aufgenommen. Indessen hat 
dieser Teil der Einwohnerschaft doch nicht völlig geschwiegen. Im 
folgenden soll eine Stimme aus diesem Kreis zu Worte kommen, 
die bezeichnende Streiflichter auf die voraufgegangenen Jahre der 
Fremdherrschaft wirft. 

Unter Führung des Freischulzen und ländlichen Huldigungs- 
deputierten Michael Polsfuss zu Gosciejewo tat sich eine 
Anzahl Männer aus den Kreisen Obornik und 
Wengrowitz, also dem Zentrum der Provinz, zusammen, um 
ihre Wünsche am 25. August 1815 gleichzeitig dem Oberpräsidenten 
v. Zerboni, dem Statthalter Fürsten Radziwitt und Hardenberg 
vorzutragen. Das ungelenkige Schriftstück besagt: Seit dem un- 
glücklichen Krieg von 1806 haben wir teutschen Bürger und Land- 
leute dieser Provinz schreckliche Erfahrungen und Bedrückungen 
aller Art gemacht, die weder wir noch unsere Vorfahren seit der 
ersten Niederlassung im hiesigen Land gekannt haben. Die Haupt- 
veranlassung bildete ‚die nach aller nur möglichen Willkür exer- 
cierte Justizpflege und administrative Polizei‘. Kein Armer konnte 
gegen einen Reichen Recht erlangen, am wenigsten gegen einen 
eigennützigen, das Wohl seiner Nebenmenschen und des Staats 
hassenden Vasallen oder Grundherrn. Unter den vielen deutschen 
Gemeinden, die Opfer jener Intriguen geworden sind, verdient 


1) Nach St. IV, ı u. VII. 3; Op. VIA.ı Bd. Iu. IX. A. 4; R.74 
J. V Pos. ı Abschr. d. Eingabe v. 25. Aug. 1815 auch im Ministe- 
rium d. Inneren. 

2) Bickerich: Aus Lissas Franzosen- u. Russenzeit. Mb. 1022. 
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besonders der Grenzpossessorienstreit von Schaafkopf (Kr. Obornik) 

genannt zu werden, weil sich daraus schnell die Gesamtlage über- 
blicken läßt. Ihre Einsassen sind durch diese wunderbare Gerichts- 
pflege schon gezwungen worden, ihre Nahrungen im Wert von 
1—4000 Rtrn. zu verlassen und Pässe für sich nachzusuchen. 
Druck und Verfolgung gingen so weit, daß sie sich heimlich nach 
Dresden flüchten mußten, um ihre Beschwerden beim König von 
Sachsen anzubringen.?) 


Zu dieser „die Menschheit ganz empörenden Gerichtspflege* 
gehörte auch die unumschränkte Gewalt der Landreuter, die mit 
der auffallendsten und unverschämtesten Parteilichkeit viele der 
unglücklicherweise in Prozesse verwickelten Einwohner bis aufs 
Blut aussogen und für immer unglücklich machten. Denn wenn 
ein Unbemittelter, dessen Sache so gerecht war, daß sie durchaus 
nicht verstümmelt werden konnte, gegen einen reichen Gutsbesitzer 
ein rechtskräftiges Urteil erkämpft hatte, blieb es unvollstreckt. 
In umgekehrten Fällen vereinbarte der Gutsherr mit dem Land- 
reuter, daß man Exekution und Auspfändung ‚unter allerlei Vor- 
wänden trainierte“. Der Landreuter nahm aber neben seinen an- 
sehnlichen Gebühren auch von beiden Seiten Bestechungsgeld und 
verschleppte die Sache 3—4 Jahre und bis ein Teil gänzlich aus- 
gepumpt war. Dabei ging auch die Gegenpartei zu Grunde, da sie 
außer ProzeBkosten und Douceur noch Kapital und Zinsen ein- 
büßte. Ferner war die bisherige Prozeßordnung aus dem fernen 
Altertum hervorgesucht, „wo vielleicht die Schreibkunst noch zu 
wenig bekannt war“) denn sie beschränkte sich auf mündliche 


3) Zum Beweis dafür, dass die Grundherren bei Prozessen 
mit der verachteten Landbevölkerung durchaus keine Erkennt- 
nisse respektieren, noch weniger aber von den Gerichten auf deren 
Durchführung gehalten wurde, hatte die Gemeinde am 14. Aug. 
eine Beschwerde an ' den Justizorganisationskommissar v. 
Schoenermark gerichtet, auf die hier verwiesen wird. Der Streit 
spielte seit 1809 und richtete sich gegen den Grundherrn Ignaz 
v. Radolinski-Sierniki. Auch Abschrift einer Eingabe von 
Schaafkopf an König Friedrich August von Sachsen v. 30. Aug. 
1811 war beigefügt. Das Gesuch wurde von den Einsassen beider 
Kreise am gleichen Tag durch ein unmittelbar an Friedrich Wil- 
helm gerichtetes Schreiben unterstützt. Sie baten darin um 
Achtung der deutschen Nationalität, da von deren Erhaltung 
in den kgl. Verordnungen geredet wurde, um strenges Ver- 
fahren gegen die Kigenmächtigkeit der grossen Besitzer und Er- 
zwingung einer Anerkennung des Eigentums auch seitens dieser 
Herren vermöge einer Durchführung gerichtlicher Erkenntnisse 
im Weg von Strafbefehlen oder persönlichem Arrest. 

4) Im Herzogtum Warschau war das mündliche Verfahren nach 
französıschem Muster und die Zivilehe mit dem Code Napoleon 
eingeführt. 
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Vorträge und dehnte sich auf unabsehbare Formeln aus. „Nicht 
zu gedenken, daß solche für die gegenwärtige Zeit und am wenigsten 
dieser Provinz angepaßt, ist sie auch für jeden Staat und in specie 
den Einwohnern sehr nachteilig und drückend.‘‘ Der Richter war 
für keine Verzögerung verantwortlich, weil das Verfahren bis zum 
eigentlichen Instruktionstermin den Advokaten und Gerichts- 
ausrufern überlassen blieb. Machten die Parteien bei ihrer mangel- 
haften Bildung den geringsten Formfehler, so war der Termin 
frustriert und die Kosten stiegen auf diese Weise ins Unabsehbare. 
Ein Termin wurde aber gar nicht bekannt gegeben, sondern der 
Prozeß in ein Register eingetragen und kam bloß vor, wenn ihn der 
Tribunalsrichter bei der Session aufrief. Die Parteien konnten 
darum nicht gegenwärtig sein und mußten sich auf Advokaten 
verlassen. „Welcher himmelschreiende Druck für die Einwohner 
...ist nicht ein solches Gesetz als wie das bisherige gewesen, ganz 
ohne Fundament und bloß der Willkür der Advokaten und dabei 
exklusiv den Richter mehr interessierenden Personen unterworfen.‘ 
Von der schlechten Rechtspflege abgesehen, hatten sich auch 
die Verwaltungsorgane ausgedehnte Übergriffe vor- 
züglich gegen die Deutschen erlaubt. Die Departements- und 
Unterprafekten5) hatten eine fast uneingeschränkte Macht in 
Händen, die sie oft sehr schlecht benutzten. So wurde die Polizei- 
obrigkeit auf dem platten Land unter dem Titel Woyt den Grund- 
herren anvertraut, die sie aber z. T. ihren rohen, häufig wechselnden 
Wirtschaftsbeamten übertrugen. In den Städten übte sie der 
meistens neu angestellte und ganz unerfahrene Bürgermeister, 
ohne daß man Rücksicht auf die Zufriedenheit der Bürger nahm.) 
Auch wurden sehr viele Vorspannexpeditionen angesetzt, während 
sich die Unterpräfekten nebenher ndch alle Augenblicke Privat- 
fuhren stellen ließen. Mit der Einrichtung wurde unerhörter Wucher . 
und Unfug getrieben, durch ganz unbefugte Beamte oder durch 
Gestellung in natura und gleichzeitiger Ablösung in Geld.’) 
Eine fernere harte Landplage waren die sofortigen Lieferungen, 
obwohl das Militär größtenteils von den bequartierten Einwohnern 
erhalten werden mußte. Sie dienten unter Begünstigung durch die 
Präfekturbehörden nur zur Bereicherung der Magazinbeamten und 
Aufkäufer. Dabei wälzten die Präfekten fast allgemein Lieferungen 
und Vorspann unter Verschonung der Gutsbesitzer und ihrer Dienst- 


5) Die Verwaltung war gleichfalls auf französischem Fuss 
eingerichtet. 

8) Die deutschen Bürgermeister der südpreussischen Zeit 
waren natürlich sofort vertrieben worden. 

7) Den Missbrauch mit dem Vorspann bestätigte vollauf der 
im Land ansässige Zerboni, der ıhn sogleich aufheben liess; vel. 
Laubert in Schles. Zeitung 5. Jan. 1921. 
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bauern auf die deutschen Eigentümer ab. So repartierten sie das 
von den Kreisen aufzubringende Fleischquantum nach den vor- 
handenen Zugochsen. Die Dominien hielten aber solche nicht oder 
nur 2—3 Gespanne, da sie hinreichenden Besatz mit Scharwerks- 
bauern hatten. Daher lieferte manche Grundherrschaft von 3—4 
Giitern nur ebenso viel wie 2 deutsche Bauern, die zwar wenig 
Pflüge gehen ließen, aber bei der Schwäche ihres Zugviehs doch 
viel von diesem halten mußten. Das deutsche Dorf Nowe (Kr. Won- 
growitz) hatte auf diese Weise seit 1812 mehr Ochsen stellen müssen 
als 3 der begütertsten Grundherrschaften mit ihren Untertanen. 
Bei den Vorspann, der oft Pferde und Wagen zu Grunde richtete, 
machten manche Unterpräfekten keinen Hehl daraus, daß sie ihn 
nur von Deutschen forderten, angeblich, weil der polnische Schar- 
werker zur Leistung zu schwach war; aber der Deutsche war doch 
schuldlos daran, daß die Grundherren ihre Dienstbauern ruinierten 
und ihnen zu schmale Bissen zuteilten. Endlich war mit den Feuer- 
‘ sozietätsbeiträgen unverantwortlich gewirtschaftet worden. Man 
hatte den Höchstsatz als Abgabe genommen und doch keine Ent- 
schädigung gezahlt. Viele Gehöfte lagen noch gegenwärtig in 
Asche.’) Die öffentliche Meinung wußte noch von einer Menge 
anderer Bedrückungen, die sich aber nicht legitimieren ließen. 

Alles Vorgefallene wollten die Bittsteller indessen gern ver- 
gessen, weil sie sich einer besseren Zukunft hofften erfreuen zu 
können. Auch stellten sie nicht in Abrede, daß es unter den Be- 
amten und polnischen Gutsbesitzern. Männer von sehr guter Ge- 
sinnung gegeben hatte, aber „nur äußerst wenige“, denn nur die 
hatten sich makellos gehalten, die von Natur einen festen Charakter 
besaßen. Nun befürchteten sie, daß viele der alten Offizianten, 
vorzüglich aber die Quälgeister, im Amt bleiben würden. Deshalb 
vornehmlich baten sie, dabei die Stimme des Publikums mit Aus- 
schluß der polnischen Gutsbesitzer zu beachten, die olıne Leiden- 
schaft und Haß alle rechtschaffenen, wie alle dem Staat und der 
Allgemeinheit gefährlichen Menschen namhaft machen würde. 
Diese Bitte wurde mit dem Hinweis unterstützt, daß nicht bloß 
der polnische Adel, sondern „auch wir deutschen Einwohner“ 
eine Nation bilden, und zwar mit der Mehrheit von ?/, zu!;,, denn 
der polnische Scharwerksbauer war nur als Gesinde zu betrachten 
und darun nicht zu rechnen. Außerdem wollte der Monarch nach 
seinem Zuruf von 15. Mai 1815 die Wünsche der Provinz aus- 
drücklich hören. Hiernach wurde beantragt: 1. Bei Anstellung 
von Einwohnern oder schon vorgefundenen Subjekten in der 

8) Auch diese Klage entsprach durchaus den Tatsachen; vel. 
an 305 u. Heimatkalender für den Kreis Fraustadt 1925 
D. 45. 
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Verwaltung auf rechtschaffene und kenntnisreiche Männer Rück- 
. sicht zu nehmen und diese angemessen zu besolden. 2. Vor allem 
die geltende Gerichtsordnung nebst dem mündlichen Vortrag 
durch Advokaten, woraus ohnehin keine solide Justizverfassung 
hervorgeht, nebst den augenblicklichen Gesetzen zu beseitigen. 
3. Dafür das preuß. A. L. R. und die preuß. Gerichtsordnung 
herzustellen und Hypotheken- wie Vormundschaftswesen wieder 
zu regulieren. 4. Die schädliche Einrichtung zu beseitigen, wonach 
keine Klagen ex documentis angebracht werden können. 5. Deutsche 
Gegenden bei der deutschen Sprache zu belassen und mit deutschen 
Richtern und Beamten zu versehen. 6. In gemischtsprachigen 
Gegenden zweisprachige Richter von gutem Ruf ohne Unterschied 
des Standes und der Geburt zu beschäftigen, damit bei deutschen 
Parteien nur deutsch, bei anderen deutsch und polnisch verhandelt 
werden kann. 7. Das in jeder Hinsicht der Religion und Sitte 
widerstreitende Zivilamt gleich dem ganzen französischen Gesetz 
und dessen Verfassung radikal abzuschaffen und dafür die actas 
ministeriales von polnischen und deutschen Geistlichen in der 
einem jeden eigenen Sprache wieder in den Kirchenbüchern ver- 
zeichnen zu lassen. 8. Die Taxen und Gebühren der Gerichte und 
Advokaten, die bisher keine hatten, veröffentlichen zu lassen, 
denn auch für die vor das Friedensgericht gehörigen und ex officio 
gratis zu verhandelnden Familienrechts- und Vormundschafts- 
sachen wurden willkürlich Kosten liquidiert. 9. Einführung der 
Städte- und Dorfordnung der alten Provinzen unter sorgsamer 
Untersuchung der Verhältnisse in den zahlreichen Mediatstädten. 
10. Einführung der schlesischen Feuersozietät auf dem platten 
Land. Il. Umwandlung der Hand- und Spanndienste in Geldrente 
in den Mediatstädten und bei Deutschen, zuerst im Amt Rogasen, 
wo der Betrag je Morgen nach Urteil und Recht feststand. 12. Be- 
seitigung des seit 1808 üblichen Übertragens der Laßbauern, was 
die Eigentümer ebenfalls zu Grunde richtete, anstatt sie ihren 
"Leuten näher zu bringen, damit auch in dieser Hinsicht Posen den 
älteren Gebieten angepaßt wurde;?) dabei waren allerdings die 
polnischen Dienstbauern nur als auf Deputat gesetztes Gesinde 
zu betrachten. 13. Verbesserung des Schulwesens in der Weise, 
daß in jeder Stadt und jedem Dorf ein passender Invalide unter- 


9) Durch die hzgl. Warschauer Verfassung von 1807 war zwar 
die persönliche Freiheit der Landbevölkerung hergestellt, aber 
auch den Grundherren das Recht eingeräumt, ihren Hintersassen 
jeder Zeit zu kündigen, so daß diese ein haltlos fluktuierendes 
Element geworden waren. Vgl. Laubert: Die Genesis d. Kabinetts- 
ordre v. 6. Mai 1819 usw. Vierteljahrsschr. f. Sozial- u. Wirtschafts- 
gesch. 1923. 


gebracht wurde, um die Kinder auch im Militärexerzitium zu 
üben, damit sie den Heeresdienst nicht scheuten und seine Aus- 
übung allmählich erlernten. 

Am Schluß des Wunschzettels wird nochmals betont, dab 
der polnische Ade: und seine Bauern durchaus nicht die Nation 
im eigentlichen Sinn bildeten und auf Beibehaltung ihrer Sprache 
bei allen wichtigen Verhandlungen um so weniger bestechen 
durften, weil die Deutschen sich nicht verstohlen in das Land 
geschlichen hatten, sondern von den Landesherren, als Polen 
entvölkert und durch Revolutionskriege verwüstet war, durch 
Versprechungen und große Privilegien „höflichst ersucht worden 
sind“, sich auf poln.scher Erde niederzulassen, sie zu kultivieren, 
Fabriken, Manufakturen, Städte und Dörfer zu schaffen.) Hier- 
nach waren die Deutschen seit Jahrhunderten ansässig und mach- 
ten in dem ihrer Heimat benachbarten Grenzgebiet sogar die 
Mehrheit unter der freien Bewohnerschaft aus. Deshalb schmei- 
chelten sie sich, daß auf sie neben dem polnischen Adel bei Be- 
stimmung der Nationalität gnädige Rücksicht genommen werden 
würde und daß auch Vertreter von ihnen bei den Beratungen 
über Verfassung, Stellenbesetzung usw. zugezogen werden 
dürften. 

In einer Nachschrift zu diesem ‚Beschwerdelibell‘ unterrich- 
tete Polsfuß den Oberpräsidenten von der gleichzeitigen Ein- 
reichung an die höheren Instanzen und versicherte, daß ihm 
nichts als die beste Absicht und aufrichtige Anhänglichkeit an 
den König zu Grunde liege. Unterschrieben war das Schrift- 
stück von mehreren Mühlenbesitzern als Vertretern der Bauern- 
schaft, Gewerkschaftsältesten oder Stadtvätern von Obersitzko, 
Schokken und Rogasen, hier auch von Superintendent Drechs- 
ler, einem früheren Juristen, in dem man wohl den geistigen 
Vater der technischen Appretur der Eingabe mit ihren scharfen 
Wendungen gegen die Zivilehe sehen muß. Die Aufnahme des 
Schreibens war wenig freundlich. Radziwill, der jeden von 
preußischen Gerichten wegen Gewalttätigkeit verurteilten 
Szlachcicen wahllos der kgl. Gnade empfahl, würdigte es ebenso 
wenig wie Zerboni einer Antwort, und Hardenberg beschränkte 
sich auf den lakonischen Bescheid, daß die herrschenden Zu-., 
stände allmählich gebessert werden sollten (Verf. v. 24. Sept.) 


10) Zum Beweis war ein geschichtlicher Aufsatz über die Ver- 
leihung des deutschen Rechts u. dgl. beigefügt. Die darin ge- 
äußerten Wünsche decken sich mit denen der Kernschrift und 
richten sich gegen die willkürliche Ansetzung der Bürgermeister 
durch die Präfekten, die rohen jugendlichen Woyts, die unsichere 
Rechtslage hinsichtlich der städtischen Gefälle wie Laudemium, 
Abzugsgeld usw. An Stelle der Dienste wird ein Kanon gefordert. 


A = bei N sein, „in ii, eu en en Eee: EEE ae 
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Die Petenten wagten deshalb am 14. Jan. 1816 eine 2. Vor- 
Stellung an ihn mit Wiederholung ihrer Klagen tiber den pol- 
nischen Adel, die Zurücksetzung der evangelischen Geistlich- 
keit und jetzt auch über die Juden. Hinsichtlich des Ge- 
richtswesens fühlten sie sich durch Zerbonis Ankündigung 
12. Juli!) nicht beruhigt und baten um Bestimmung des Berliner 
Geh. Obertribunals als Schlußinstanz. Jetzt erforderte der Staats- 
kanzler das Gutachten des Oberpräsidenten, der die Sache als 
überwiegend in das Gebiet der Rechtspflege fallend Schoenermark 
vorlegte. Dieser konnte nur erwidern, daß die Anträge großen- 
teils durch die Ordre v. 3. Mai oder die im Werk befindliche Wieder- 
einführung der preußischen Gesetze erledigt seien. Erstere ver- 
ordnete die Beibehaltung beider Landessprachen je nach Mund- 
art des Klägers, und auf polnische Verhandlungen konnte der 
Berliner Oberhof keinen Spruch fällen, weshalb man ihn aus- 
schalten mußte. Das Zivilstandsregister ging bei der Neuorga- 
nisation von selbst unter. Ärgerlich fügte aber auch der Prä- 
sident hinzu, die Bittschrift scheine übrigens bloß die Frucht 
unberechtigter Begriffe und Ansichten einiger in Nebenzwecken 
befangener Personen zu sein, die sich unberufen zum Organ der 
Deutschen beider Kreise aufwarfen und denen nach der Äußerung, 
daß der polnische Adel sich durch Kabalen in dem künftigen Po- 
sener Oberappellationsgericht oder der Revisionsinstanz Ein- 
fluß zu verschaffen versuchen werde, selbst „die Idee der Schick- 
lichkeit fremd geworden sein muß“. 

Wohlgefällig machte sich Zerboni in seiner Antwort an Har- 
denberg (16. März) diese Äußerung zu eigen und unterstrich auch 
seinerseits, daß die Unterzeichner unberufen als Repräsentanten 
ihrer Landsleute sich gerierten. Genau in der gleichen Tonart 
war Hardenbergs Antwort vom 4. April gehalten.!?) Dieser negative 
Ausgang der Sache war, wie die Dinge einmal lagen, unvermeid- 
lich. Wenn aber der Verdacht wegen unerlaubter Einflüsse der 


11) Die in einer Kabinettsordre an Hardenberg v. 3. Mai fest 
gelegten. Grundlinien für die Posener Justizorganisation wurden . 
von Zerboni am 12. Juli bekannt gegeben; das Nähere bei Lau- 
bert 139 ff. 


12) Die zu Beginn der 30er Jahre cine gründliche Reform er- 
heischende Versumpfung der Rechtsprechung im Posenschen, 
bei der man mit dem vorgefundenen Personal weiter zu arbeiten 
versucht hatte, ist die beste Rechtfertigung der hier von den Bitt- 
stellern geäußerten Besorgnisse. Es rächte sich überaus schwer, 
daß man nach 1815 die Deutschen mundtot machte und nur auf 
die von Radziwill vertretenen Anliegen des polnischen Adels 
hörte, was übrigens der damalige Justizminister v. Kircheisen 
heftig, aber erfolglos bekämpft hatte. 
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Szlachta als unschicklich getadelt wurde, so lagen ihm sehr hand- 
greifliche Tatsachen zu Grunde, da gegen das Votum Kirch- 
eisens die Berufung von besoldeten Ehrenpräsidenten an allen 
Landgerichten und die Besetzung des Präsidentenpostens am 
Oberappellationsgericht aus den Reihen der einheimischen Edel- 
leute zugestanden worden waren. Der Versuch, die Bittsteller 
als unlegitimierte Vertreter des Deutschtums in Mißkredit zu 
bringen, läßt sich auf seine formelle Berechtigung hin nicht nach- 
prüfen, war aber materiell jedenfalls unzutreffend, denn die von 
ihnen geäußerten Wünsche wurden allgemein von ihresgleichen 
geteilt, wie eine ganze Reihe ähnlicher Eingaben beweist, z. B. 
aus Lissa, Fraustadt, Deutsch-Krone und der Kolmarer Gegend, 
und sie wurden z. T. sogar von der Bromberger Regierung auf- 
gegriffen, wie die Beschwerden über die Langsamkeit der Justiz 
und die fehlende Gebührentaxe für Rechtsanwälte.!3) 


In ihren Immediatzeitungsberichten aber gibt diese Behörde 
mit nicht mißzuverstehender Deutlichkeit den Wünschen der 
Einsassen in der von Polsfuß ‚und Genossen vorgezeichneten 
Richtung Ausdruck. Da heißt es im Okt. 1815: Die Einsassen 
der Waldowschen Güter bei Zempelburg hegen den Wunsch, daß 
in allen Verhandlungen die deutsche Sprache gebraucht werden 
möge; im Nov.: Die Einwohner von Margonin verlangen die bal- 
dige Wiedereinführung der preußischen Rechtspflege. Wir glau- 
ben, nicht zu viel zu sagen, wenn wir behaupten, daß in diesen 
Wunsch, wenn nicht alle, doch die bei weitem meisten, Einwohner 
des Departements sehnsuchtsvoll einstimmen; im Mai 1816: Die 
gerichtlichen Verhältnisse reizen zur Selbsthilfe und untergraben 
den Kredit. Am meisten leiden die Armen, die nichts zahlen 
können. Wenn möglich, so sind die Zustände in der Kriminal- 
justiz noch übelere. Zwar dient ihnen das preußische Kriminal- 
gesetzbuch als Grundlage, aber die besten Gesetze sind wir- 
kungslos, wenn sie durch unfähige Menschen gehandhabt werden. 
Das Eigentum ist allen erdenklichen Gefahren ausgesetzt, so 
die Forsten. Die kgl. sind dadurch sehr devastiert. Grenz- 
exzesse sind an der Tagesordnung. Im Hypotheken- und Depo- 
sitalwesen herrschen Unzuverlässigkeit. Diese Darstellung tließt 
nicht aus der Absicht, den bei der napoleonischen Justizverwal- 
tung angestellten polnischen Beamten Nachteil zuzufügen. Im 
Juni 1816 wird die Unzufriedenheit über die verzögerte Ein- 
führung der neuen Gerichtsverfassung erwähnt, die vielfach zur 
Aussetzung dringender Prozesse bis zu ihrer Vollendung ge- 
führt hatte. Noch im September wird die Fortdauer des bisherigen 


13) Näheres Laubert 142 f. 
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Zustandes und der Zivilstandsakten hervorgehoben, die nach- 
teilig auf das Verhältnis der Gemeindemitglieder zu ihrer Geist- 
lichkeit wirkte. Diese Klagen wurden gerade von den gutgesinnten 
und loyalen Einwohnern erhoben. Endlich konnte der Bericht 
vom Nov. die allgdmeine Freude über die Bestimmung registrieren, 
daß vom 1. März 1817 ab die französische Gerichtsordnung dem 
Landrecht und dem preußischen Verfahren weichen sollte. Der 
Februarrückblick von 1817 bringt die einhellige Genugtuung 
über die Abschaffung der französischen Zivilstandsakten und 
die Erneuerung der Kirchenbücher zum Ausdruck. 


Diese denn doch wohl nicht zu widerlegenden Äußerungen 
der öffentlichen Meinung sind ein Reflex der Leiden, denen die 
Bewohner der Provinz im Herzogtum Warschau, auch unter 
einer schematisch aus dem Westen übertragenen, aber dem Bil- 
dungsgrad im Osten nicht entsprechenden und der Volksseele 
hier widerstrebenden Modernisierung des bürgerlichen Rechts- 
lebens unterworfen worden waren. Dieses Übel ist nach 1815 
nur langsam behoben worden, und zwar um so langsamer, weil 
man in oft nicht angebrachter Milde die Vergangenheit mit einem 
Schleier des Vergessens zu bedecken wünschte. Eine restlose 
Amnestie gestattete allen vorgefundenen Staatsdienern, weiter- 
hin ihre Funktionen auszuüben. Als der Finanzminister Graf 
Bülow auf eine Befürwortung Radziwitls bei dem Gesuch des 
Dompropstes und späteren Erzbischofs v. Wolicki um die Pacht 
des Vorwerks Duszniki angeblich zur Durchführung der Bauern- 
reform an die franzosenfreundliche Haltung des Prälaten i. J. 
1806 zu erinnern wagte, brauste der Statthalter tief empört über 
diese Vorwürfe auf, weil sie an Ereignisse ‚erinnerten, die der 
König nicht mehr berührt zu sehen wünschte. Er betonte Wo- 
lickis Verdienste als eines Mannes von lebhaftem Verstande, der 
aber ebenso empfänglich für edele Gefühle und leicht durch diese 
zu fesseln sei. Zu der speziellen Amnestie für die polnischen Ge- 
biete kam dann noch ein Generalpardon, den Hardenberg für 
alle ausgetretenen Untertanen dem König vorschlagen wollte. 
Zerboni fand in der Beschaffenheit seiner Provinz keinen Grund, 
der eine Beschränkung der wohltätigen Absicht des Monarchen 
notwendig machte. Der kommandierende General v. Thümen 
stimmte vollkommen zu, denn er glaubte, gerade im Großher- 
zogtum Posen auf besonders wohltätige Folgen zählen zu dürfen, 
weil hier jüngst viele Leute aus Furcht vor dem Landwehrdienst 
entlaufen waren (Zerboni an Thümen 2. Juni; Antw. 6. Juni, 
Zerboni an Hardenberg 9. Juni 1816). Auf diese Weise wurden 
alle unsicheren Elemente geradezu wieder in das Land zurück- 
gelockt und es wurde wirklich ein humanen Anschauungen und 
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einer Völkerversöhnung dienender Strich unter die Vergangen- 
heit gemacht. Wie der Dank dafür aussah, möge der nächste 
Autsatz veranschaulichen. 


Polentum und Minderheitsschutz nach 1815.") 


Der in den Wiener Verträpren und dem kel. Zuruf v. 15. Mai 
1815 verheißene Minderheitsschutz, also die Zusicherung von 
Wahrung der Nationalität, Gleichberechtigung der polnischen 
Sprache, Anstellungsfahigkeit der polnischen Beamten und Offi- 
.ziere, Freiheit des Kultus usw. gab den Polen den Vorwand zu 
fortwährenden Klagen wegen angeblicher Verkürzung der ver- 
bürgten Rechte. Bis die Provinziallandtage hierfür ein Ventil 
boten, waren sie für ihre Gravamina auf den Weg der Beschwer- 
den angewiesen, den sie bei jeder sich bietenden Gelegenheit be- 
schritten, so bei Beratungen über dic Steuergesetze, das Kredit- 
wesen, die Verfassung, die bauerliche Regulierung usw. Darüber 
hinaus wandten sich aber die Einsassen, d. h. der Adel, ohne 
äußere Veranlassung an die höchsten Stellen, um ihnen die ver- 
meintliche Mißachtung kgl. Weisungen durch die Provinzial- 
organe zu denunzieren. Später haben sie von der Tribüne des 
Reichs- und Landtags unter Anrufung der s. g. Verträge von 1815 
vor aller Welt die schwersten Anklagen gegen die preußische Ver- 
waltungspraxis erhoben. Deshalb ist es nicht ohne Interesse, 
an einem praktischen Beispiel die Berechtigung solcher Anklagen 
und die ihnen zu Grunde liegende Methode zu verfolgen. 

Hierzu eignet sich vorzüglich eine gewaltigen Staub auf- 
wirbelnde, von- 47 Unterschriften der ersten Notabeln des Lan- 
des bedeckte Eingabe an Hardenberg vom 18. Mai 
1818, die als erster der Gutsbesitzer und frühere Tribunals- 
präsident v. Kraszewski-Tarkowo (Kr. Inowrazlaw) gezeichnet 
hatte. Darin wird ausgeführt: 3 Jahre haben wir auf Erfüllung 
der uns gemachten Versprechungen gewartet und geduldig wäh- 
rend dieser Übergangszeit ausgeharrt. Aber fortdauernd wurden 
die Verheißungen von 1815 grell verletzt. Zum Glück unterstehen 
wir einem Regenten, unter dessen Regierung man mit der Wahr- 
heit hervortreten darf. Unsere Klage betrifft das hier bestehende 
Verhältnis der Bauern und die uns zugesicherte Nationalität. 
Die Umgestaltung der Beziehungen zwischen den Gutsbesitzern 
und s. g. Dienstbauern erweckt deshalb Befürchtungen, weil man 
uns wohl nicht vorher fragen, sondern erst hinterher hören wird. 


14) Nach Sth. IV, 7: Op. I. C. 6 Bd. Il. u. ı2; R. 74. H. 11.Pos. 
zu. K. III. 19. Nr. ı Bd. 1.; R. 84 NIL. Gen. Pos. 38; Min. d. Ausw. 
A. A. L R. IV. Polizeisachen gg u. Akten d. Min. d. Inneren. 


17 


—— 


Der Schutz des Eigentums ist aber das charakteristische' Prinzip 
der preußischen Regierung gewesen. Hier sind die Gutsherren 
unbezweifelte Eigentümer auch der von den Bauern bestellten 
Felder geworden. Deshalb ist das altpreußische Regulierungs- 
edikt von 1811 unanwendbar und würde die Dienstbauern nur 
herabdrücken. Auch die Polen sind mit der Zeit fortgeschritten. 
Gerade bei uns hat sich keine Stimme erhoben für die Wieder- 
herstellung der Patrimonialgerichtsbarkeit 25) und anderer ver- 
alteter Institutionen, wie die Regierung wird anerkennen müssen. 
Nur die Gesetzgebung von 17911°) hat die Lage richtig erfaßt und 
den Zustand der Bauern allmählich zu heben und sie für eine 
größere Selbständigkeit vorzubereiten versucht. Wenn man 
ihnen heut Eigentum verleihen wollte, 30 wären sie, von der Be- 
raubung der Gegenpartei abgesehen, solches zu benutzen weder 
fähig noch gewillt. Auf den durch die herzoglich Warschauer 
Verfassung von 180717) betretenen Pfaden kann, wenn die Re- 
gierung durch Besserung der Erziehungsanstalten nachhilft und 
der Staat auf den Domänen mit gutem Beispiel vorangeht, ohne 
jede Gewalttätigkeit dieser Klasse geholfen werden. Eine Ver- 
ordnung ähnlich der von 1811 aber würde bei der Rückständigkeit 
und gering entwickelten Wirtschaftlichkeit des Volks den Ruin 
der Landwirtschaft herbeiführen. Deshalb bitten wir um vor- 
herige Beratung mit einem Ausschuß der Interessenten. 
Bezüglich der Nationalität berufen wir uns 
auf die Worte Seiner Majestät. Man kann nicht alle Leute zwi- 
schen Njemen und Maas nach gleichem Maßstab behandeln. Die 
Individualität muß berücksichtigt werden. Das hat auch die 
preußische Regierung stets anerkannt. Wenn hier Mißgriffe vor- 
kommen, so liegt das wohl nicht an dem schlechten Willen von 
König und Kanzler, sondern die Schuld trifft die Unterbehörden. 
Bei der dem Monarchen geschworenen Treue halten wir uns. für 
verpflichtet, unsere Klagen höheren Orts vorzutragen. Bei einem 


15) Diese war im Herzogtum Warschau beseitigt und wurde 
nicht wiederhergestellt im Gegensatz zu den alten Provinzen. 
Die Gutbesitzer hatten sie aber als Last empfunden und legten 
deshalb auf ihre Wiederbelebung keinen Wert. 

16) Die Verfassung vom 3. Mai 1791 berührte die privatrecht- 
lichen Zustände überhaupt nicht und sicherte den Bauern nur bei 
künftigen Verträgen den Schutz der Gesetze zu, was bei deren 
Rückständigkeit und Mittellosigkeit auf eine bloße Formalität 
hinauslief; vgl. Kalinka: Der vierjährige poln. Reichstag. Deutsch 
Berlin 1898. Bd. II. S. 747 ff. 

17) Die Verfassung vom 22. Juli 1807 gewährte unter konsti- 
tutionellem’ Mäntelchen dem Volk eine Reihe von Scheinbefug- 
nissen, während in Wahrheit nach Pariser Vorbild die Bureau- 
kraten, d. h. die Kreaturen Napoleons, ausschlaggebend blieben. 
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Regierungskollegium der Provinz sind gar keine, bei dem anderen 
kaum zwei Eingeborene tatig, nicht aus Mangel an geeigneten 
Subjekten, sondern weil die Agenten der Regierung nichts getan 
haben, um sich Kenntnis von deren Fähigkeiten zu verschaffen. 
Auch in der Justiz sind höchstens zu !/, Landeseinsassen beschäf- 
tigt und diese werden zurückgesetzt. Die Fremden können uns, 
ohne ihre Qualifikation bezweifeln zu wollen, doch nicht ange- 
nehm sein, zumal wenn sie die im Krieg gegen Frankreich, Polens 
Bundesgenossen, erworbenen Ehrenzeichen tragen. Die Sprache 
muß erhalten bleiben als unser letztes Gut. Eine gewaltsame 
Teutonisierung kann nicht in der Absicht des Gouvernements 
liegen und müßte fehlschlagen. Die polnische Mundart ist aber 
aus dem Wirkungskreis der Regierungsorgane verbannt. Jeder 
muß zur Beschleunigung seiner Anliegen versuchen, sie deutsch 
vorzutragen. Im Gerichtswesen wird es bald keine des Polni- 
schen mächtigen Beamten mehr geben. Bei der Einrichtung zog 
man keine Inländer zu Rate, und die Fremden kannten das Land 
nicht. An den Sitzungen des Oberappellationsgerichts dürfen 
dessen polnische Mitglieder nicht teilnehmen. Das öffentliche 
und mündliche Verfahren wird nicht beobachtet. 


Hardenberg gab am 16. Juni den beteiligten Ministern 
der Justiz und des Inneren, v. Kircheisen und v. Schuckmann, 
von der befremdenden Eingabe Kenntnis und beauftragte letz- 
teren mit einem Bericht über die Lage der Regulierungsange- 
legenheit, während das Gutachten Zerbonis und Schoenermarks 
über den Grund der einzelnen Beschwerdepunkte, namentlich 
der zu geringen Verwendung von Eingeborenen, ihre Entlassung 
ohne Angabe von Gründen, Benachteiligung bei Festsetzung 
des Dienstgrades usw. eingefordert werden sollte. 


Dem ersten Teil des Auftrag genügte Schuckmann 
bereits am 1. Juli. Zur Vorbereitung des Regulierungsgesetzes 
in den vormals herzoglich Warschauer Landesteilen waren 3 Kom- 
missionen für den Bezirk Posen (Regierungsrat Hoffmann, Ober- 
appellationsgerichtsrat Fischer), Bromberg (Regierungsrat Thoma, 
Friedensrichter Boeck-Schönlanke) und die zu Westpreußen ge- 
schlagenen Kreise nach den kgl. Ordres vom 3. Mai und 6. Nov. 1817 
gebildet worden, die ihre Geschäfte an Ort und Stelle ausführen soll- 
ten. Die Regierungen waren wegen deren Leitung und der Einberufung 
der aus den Einsassen zuzuziehenden Mitglieder instruiert. Es 
sollte je ein Vertreter der Gutsbesitzer und Bauern gehört werden. 
Wollte man darüber hinaus auf den Antrag der Petenten ein- 
gehen, so blieb bei dem Fehlen einer ständischen Korporation 
nur die kreisweise Zuwahl einer Anzahl von Gutsbesitzern unter 
landrätlicher Aufsicht und eine entsprechende Wahl bäuerlicher 
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Deputierter durch die Dorfschulzen übrig. Eine solche über die 
Vorschriften der Ordre vom 3. Mai 1817 hinausgehende Heranziehung 
der Parteien erschien aber bedenklich, denn die vorgesehenen 
2 Vertreter sollten von den Provinzialbehörden ausgesucht werden, 
und die Äußerungen der Bittsteller rechtfertigen diese Vorsicht. 
Man hatte absichtlich den Interessenten kein Übergewicht ein- 
räumen wollen, denn nach den Erfahrungen alter und neuer Zeit 
mißtraute man „mit gutem Grunde“ dem Einfluß der Gutsbe- 
sitzer, der so oft die bäuerlichen Schutzmaßnahmen der Regenten 
zu vereiteln oder doch abzuschwächen vermocht hatte. Es schien 
„insbesondere h’\enklich, einen solchen Einfluß Personen ein- 
zuräumen, ©  .ch freiwillig zu höheren Rücksichten bekennen 
als dem Ge.ueinbesten des Staats, dem sie angehören, und nur 
so lange gute Untertanen sind, als die Umstände ihnen nicht er- 
lauben, diese höheren Rücksichten zu nehmen und durch ihren 
Einfluß einen Stand zu gefährden, der die überwiegende Masse 
des Volks bildet, sich mit den politischen Rücksichten nicht be- 
faßt, sondern sich einfach an die bestehende Ordnung der Dinge 
und die Tatsache hält, daß die preußische Regierung für ihn eine 
segensreiche geworden ist“. Der an sich reaktionäre, adelsfreund- 
liche Schuckmann hatte unter dem Einfluß seiner Dezernenten 
wie Bethe und Scharnweber, denen vor allem die liberale Bauern- 
reform in Posen zu verdanken ist, das politische Moment erkannt, 
das es der Regierung nahe legte, sich im Bauerntum durch mate- 
rielle Wohltaten eine Stütze gegen die Edelleute heranzuziehen, 
die doch nur Preußen auf Kündigung, und zwar 24 stiindige, nach‘ 
Bismarcks Wort, waren. 


Zerboni berichtete, gestützt auf die Angaben des Brom- 
berger Regierungspräsidenten v. Stein, mit bitteren Klagen über 
den Undank der Einsassen Schuckmann am 14. Juli. Die Be- 
schwerde war ausschließlich von Bewohnern des Bromberger 
Departements unterzeichnet. Im Posener war sie überall zurück- 
gewiesen worden. Als Verfasser galt allgemein ein einstiger preu- 
Bischer Auskultator und späterer Referendar beim Oberlandes- 
gericht (damals Regierung) zu Kalischh Pantaleon Szu- 
man, der, im Herzogtum Warschau zum Prokurator aufge- 
stiegen, nach 1815 Anstellung in Preußen nachsuchte, mit Nutzen 
gegen Diäten gebraucht wurde, aber denPosten eines Landgerichts- 
rats unter seinen Ansprüchen fand und deshalb seither als Rechts- 
kundiger privatisierte. Wer überdies die im Posenschen übliche 
Art des Sammelns von Unterschriften kannte, konnte nicht be- 
zweifeln, daß von den z. T. des Deutschen überhaupt unkun- 
digen Unterzeichnern nur wenige mit dem Inhalt vertraut waren. 
Die-Beschwerde durfte daher nicht als Stimme der Nation gelten. 
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Dann aber war das im Krieg mit Preußen stehende Posener Ge- 
biet gegen seinen Willen in Besitz genommen worden. Damit 
wurden die Hoffnungen seiner Bewohner auf Zugehörigkeit zu 
einem neu erstehenden polnischen Reich vereitelt. Die Provinz 
bildete vielmehr den integrierenden Bestandteil eines deutschen 
Staates, der nach ihrer Assimilation trachten mußte, der sie selbst 
der Natur der Sache entsprechend vorerst entgegenwirken wollte. 
Mochte daher die Regierung ihre Absichten mit noch so viel Milde 
und Klugheit verfolgen, so waren sie doch den Anschauungen der 
Einwohner zu entgegengesetzt, um nicht gefühlt zu werden, wes- 
halb Klagen unvermeidlich waren. 

Wenn die Regierung billige Rücksicht auf Empfindungen 
nehmen mußte, de ursprünglich einer edlen Quelle entflossen 
und politisch getadelt, aber nicht moralisch verurteilt werden 
konnten, wenn das unumwundene Geständnis der Petenten, 1794 
und 1806 bewiesen zu haben, daß sie nur gute preußische Unter- 
tanen waren, wenn keine höheren Rücksichten sie daran hin- 
derten, einen Beweis ihrer Offenheit gab, so würde ein höherer 
Grad von Geistesbildung und die davon unzertrennliche Beschei- 
denheit sie zu der Bemerkung geführt haben, daß sie mit den 
Waffen in der Hand der preußischen Regierung gegenüber ge- 
standen hatten und nach dem Fall ihrer Sache als eine von neuem 
eroberte Provinz an Preußen übergingen, und daß die Motive 
zu einer sanften, schonenden Behandlung, wie das Gouvernement 
sie übte, nur im Charakter des letzteren, nicht in den Ansprüchen 
der Provinz liegen konnten. 

Im einzelnen widerlegten die Verzeichnisse der vorgefun- 
denen Präfektur- und Schatzdirektionsbeamten mit den Bemer- 
kungen über ihre Verwendung schlagend die Behauptung wegen 
zu geringer Berücksichtigung von Einheimischen, denn sie wiesen 
nach, daß man es sich mit der größten Sorgfalt hatte angelegen 
sein lassen, jene Offizianten nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten zu 
beschäftigen. Im Posener Kollegium blieben daher, nachdem schon 
3 Mitglieder ihrem Wunsch gemäß als Landräte ausgeschieden 
waren, noch 8 geborene Polen übrig: die Regierungsräte Dittmar, 
Plichta, v. Gumpert, Rudzicki, v. Radosz, Sturtzel, Kulau und 
Assessor Sobanski.1?) Regierungsrat Riemann warzwar in Breslau ge- 


18) Über Dittmar aus Obornik vgl. Laubert in Zschr. 
1926 Heft 8. 93. Joh. Plichta stammte zwar aus Gilgenburg 
in Ostpreußen (geb. 1779), fühlte aber ganz polnisch, mußte nach 
1831 wegen Begünstigung des Warschauer Aufstandes entlassen 
werden, dem sein Sohn von der Schulbank aus zuzulaufen ver- 
suchte. P. war seit 1802 Expedient bei der Kriegs- und Domänen- 
kammer zu Płock, dann poln. Kreisrat, 1809 Generalsekretär der 
Präfektur zu P. Christian Gottlob v. Gumpert, geb. 1772 zu 
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boren, aber in Posen erzogen und deshalb auch nicht als Fremder 
zu betrachten. Es war bei der Organisation Wert darauf gelegt 
worden, so viele Eingeborene aufzunehmen. als sich nur irgend 
auffinden ließen. Darum hatte man verschiedentlich Talent und 
Anlage für Dienstfertigkeit gelten lassen. Sogar in der Ferne 
waren Beamte aufgesucht worden und Gumpert, Plichta und 
Rudzicki aus Kalisch, Plock und Warschau berufen worden. Die 
grundlose Klage war um so befremdender, weil bei der Behörden- 
organisation in Polen Beamte ohne jede Abfindung und Angabe 
von Gründen nach Belieben gewechselt worden waren. Von 
Verjagung Eingeborener aus der Verwaltung und dauernder Un- 
brauchbarerklärung war Zerboni nur der Fall des stellvertreten- 
den Posener Präfekten v. Moszezenski, Bruder eines verdienten 
Landrats,!?) bekannt, der wegen seines allgemeines Ärgernis 
gebenden Benehmens gegen die preußische Regierung und wegen 
grober Immoralität nach dem Wunsch eines großen Teils seiner 
Landsleute vom Dienst entbunden und zum Verlassen der Stadt 
Posen aufgefordert wurde. Bisher hatte niemand diesen Mann 
in Schutz zu nehmen versucht. Die Nichtberücksichtigung des 
früheren Schatzdirektors v. Chmielewski in Bromberg ging auf 
einen Befehl Schuckmanns zurück, und es schwebten in der Sache 
noch Ermittelungen.?°) Was den Vorwurf der gewaltsamen Teuto- 
nisierung und Verbannung der polnischen Sprache aus dem Wir- 
kungskreis der Administrativbehörden und verzögerten Ent- 
scheidung polnischer Eingaben anlangte, so war es allerdings 
die Hoffnung der Regierung, daß der Lauf der Zeit die Einwohner 


Fraustadt, 1798— 1806 I. Medizinalrat bei dem südpreuß. Medi- 
zinal- und  Gesundheitskollegium, 1806—16 Departements- 
physikus bei der Präfektur zu Kalisch. Joh. Ludw. Rudzicki, 
geb. 1769 in Warschau, vor 1806 Kalkulator bei der Kammer ın 
Warschau, 1809—15 Rechnungsinspektor und Chef des Rech- 
nungswesens bei der dortigen Krondomänenkammer. Wence- 
slaw Adam v. Radosz, geb. 1765 zu Ulanowo in Ostgalizien, 
in Südpreußen Kammertranslateur, dann  Prafekturassessor. 
Joh. Alex. Sturtzel, geb. 1767 zu Bukowice, 1808—15 In- 
tendant der Domänen und Forsten im Depart. Posen, vorher 
Polizeibürgermeister und Okonomie- und Separationskommissar 
in preuß. Diensten. Joh. Friedr. Aug. Kulau, geb. 1772 zu 
Birnbaum, vor 1806 Kammerfiskal in Posen, 1807—15 Justitiar 
der dortigen Präfektur. Peter Thadd. Sobański, geb. 1788 
zu Rawitsch, seit 1813 Assessor bei der Präfektur in Posen. 

19) Dieser angeblich ‚‚verdiente‘‘ Landrat mußte 1833 wegen 
seiner zweideutigen Haltung während des Warschauer Aufstandes 
zwangsweise pensioniert werden. 

20) Da sich die gegen C. erhobenen Anschuldigungen nicht in 
vollem Umfang bewahrheiteten, wurde ihm finanziell volle Ent- 
schädigung zu teil und seine Neuanstellung als Leiter der Ge- 
neralkommission zugesichert. 


immer mehr dem Deutschtum assimilieren würde Irgend eine 
Gewaltanwendung wurde jedoch nie in Erwägung gezogen. Die 
Geschäftssprache der Verwaltungskollegien war freilich kgl. Be- 
fehl und der Natur einer, einem deutschen Staat gehörigen Pro- 
vinz gemäß die deutsche, aber alle öffentlichen Bekanntmachun- 
gen und Verfügungen an des Deutschen nicht mächtige Leute 
wurden zweisprachig erlassen. Auf jede polnische Vorstellung 
erfolgte ein deutsch-polnischer Bescheid. Alle diese Einrich- 
tungen lehnten sich sehr genau an die allerhöchsten Zusicherun- 
gen bei der Besitznahme an. Allerdings verzöperten sich die 
Bescheide auf polnische Eingaben infolge des zu knappen Kanzlei- 
personals mehr als solche auf deutsche. Wiederholte Anträge 
des Oberpräsidenten auf Abhilfe waren erfolglos geblieben, denn 
man nahm höheren Orts auf die doppelten Expeditionen keine 
Rücksicht. In diesem Punkt war die Beschwerde berechtigt.) 
Der Tadel wegen Anstellung preußischer Untertanen, die sich 
im Kampf gegen die Einwohner bewährt hatten und wohl 
gar diesfällige Auszeichnungen trugen, war bei einigen Forst- 
und Subalternbedienten zutreffend. Ihre Verwendung ging auf 
höhere Befehle zurück. Ein wenig mehr der den Bittstellern 
am Eingang des Zerbonischen Berichts empfohlenen Beschei- 
denheit würde diese Klage unterdrückt haben. Sonderbar war 
endlich die Äußerung, daß die noch nicht angestellten Präsidenten 
der Justizkollegien leidige Figuranten sein würden.2??) War sie 
vor Kenntnis der für diese Präsidenten entworfenen Instruktion 
geschrieben, so war sie unverstandig und unüberlegt. Erfolgte 
sie nach Kenntnisnahme dieser mit Zuziehung Zerbonis entwor- 
fenen und den mit Sorgfalt ausgewählten Präsidenten einen vollen 
Wirkungskreis gewährenden Dienstanweisung, so legte sie die 
traurige Befürchtung nahe, daß in Posen niemand vorhanden 
war, der den Vorsitz in einem Justizkollegium zu führen vermochte, 
ein Umstand, der, wenn er sich bewahrheiten sollte, den Jammer 


21) Durch Reskript vom 29. Sept. wurde Zerboni nochmals vom 
Finanzminister v. Klewiz und Schuckmann ermächtigt, der Be- 
schwerde auf dem von ihm vorgeschlagenen Weg einer Entlastung 
der Kanzleien durch Verausgabung von Koptahen nach Mi- 
nisterialverfügungen vom 10. Nov. 1816 u. 3. Febr. 1817 abzuhelfen. 
Bei dem bekannten MiBtrauen der Einwohner, die auch in dieser 
Verzögerung einen Beweis für die Zurücksetzung ihrer Nationa- 
lität sehen wollten, erklärte Hardenberg gleichfalls möglıchste 
Abhilfe für wünschenswert. Da die Klagen des Oberpräsidenten 
verstummt waren, hatte man angenommen, daß der Übelstand 
behoben war (Schuckmann-Klewiz an Hardenb. g. Jan. 1819 auf 
Verf. v. 27. Dez.). 

22) Die Ehrenpräsidenten dienten natürlich in der Haupt- 
sache als besoldete Kontrollbeamte, unter denen die Berufsrichter 
die eigentliche Arbeit besorgen mußten. 
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der Supplikanten über die Zurücksetzung der Einheimischen 
bei wichtigen öffentlichen Ämtern sogleich erledigen mußte. 
Zerboni konnte es hiernach nur Schuckmann anheimstellen, ob 
er die offenbar unrichtigen Angaben der Beschwerde einer Zu- 
rechtweisung wert halten wolle? 


Wesentlich schärfer lautete Schoenermarks Be- 
richt an Kircheisen vom 10. Juli. Ihm bestätigte die 
Eingabe die Erfahrung, daß es den Einsassen bei ihrer Unzu- 
friedenheit nicht um Wahrheit zu tun war und daß trotz aller 
Loyalitätsbezeugungen sie nichts weniger als geneigt‘ waren, die 
Lage der Dinge anzuerkennen und die Regierung zu achten. Sie 
wollten nicht einsehen, mit welchen Hindernissen die Reorgani- 
sation des Landes verbunden war, sie konnten von dem Diinkel 
nicht zurückkommen, der sie verleitete, ‚ihre Nationalität für 
gekränkt zu achten, und sie finden in allen Anordnungen, welche 
nicht in ihrem Sinne sind, eine Nichtachtung vermeintlicher Rechte 
und zugestandener Befugnisse“. Andererseits waren solche Be- 
schwerden kein Erzeugnis der allgemeinen Stimmung und mancher 
Beteiligte hatte unzweifelhaft nicht einmal zureichende Kenntnis 
vom Inhalt der Vorstellung. Es brauchte nur ein Übelgesinnter 
aufzutreten, um Anhänger zu finden, besonders wenn er sich Ver- 
trauen zu seiner Sachkenntnis zu verschaffen gewußt hatte. Das 
galt von dem vermutlichen Verfasser, der nach vielfachen Gunst- 
beweisen der Regierung keine Gelegenheit verabsäumte, um seine 
Abneigung gegen sie an den Tag zu legen. Nicht einer der ge- 
machten Vorwürfe war begründet. Es war unbegreiflich, wie böser 
Wille die Betreffenden zu einer Entstellung der vor ihren Augen 
liegenden Tatsachen verleiten konnte, wenn sie nicht untrügliche 
Beweise ihrer Dreistigkeit durch ihren gehässigen- Vortrag über- 
haupt und besonders durch Bezeichnung der berufenen Beamten 
als Fremde gegeben hätten, vornehmlich aber durch den Versuch, 
die aus der Nation erwählten Präsidenten auf ihrem ihnen ganz 
unbekannten Standpunkt durch die verächtliche Bezeichnung 
von Figuranten herabzuwürdigen. Gerade bei Schaffung der 
Justizbehörden war der Wille des Königs peinlich vollzogen und 
vom Minister keine Abweichung gestattet. 

Der Vorwurf der Unbekanntschaft mit dem Geist der Nation 
traf Schoenermark nicht, denn er war ihm durch 8 jährigen Auf- 
enthalt im Lande vertraut geworden. 22) Auch hatte er über 


23) S. war 1799—1806 Assessor und Rat bei der Warschauer 
Regierung gewesen, trat dann aber in preuBische Dienste zurtick 
trotz lockender Anerbietungen, die ihm namentlich wegen seiner 
Kenntnis des Polnischen im Herzogtum Warschau gemacht 
wurden. 
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mehrere Gesetze schriftliche Gutachten, sogar von Szuman selbst, 
eingefordert. Sein Hauptmitarbeiter, Fischer, war in der Provinz 
geboren. Im einzelnen waren die Gerichtsbehörden des Groß- 
herzogtums jetzt mit 667 Offizianten besetzt, deren man 455 
aus Warschauer Diensten übernommen hatte. Die Zahl der wirk- 
lichen Landeskinder war bei weitem größer. Bei der ersten Stellen- 
besetzung wurde von dem Grundsatz ausgegangen, daB alle vor- 
gefundenen Beamten beibehalten werden sollten. Die Zeit bis 
zum Erlaß der einschlägigen Verordnungen (1817) wurde benutzt, 
um Konduitenlisten einzusehen und sich von dem Wert der ein- 
zelnen Richter zu überzeugen. Das Ergebnis entschied über die 
Anstellungsfähigkeit unter Anlegung mildester Prinzipien, um 
nur die kgl. Bestimmungen ausführen zu können. Es wurden den 
Offizianten sogar Prüfungen erlassen, denen sie sich selbst nach 
der früheren Verfassung hätten unterziehen müssen, und niemand 
war besser als der Präsident davon unterrichtet, wie viel Nach- 
sicht gegen einzelne geübt werden mußte, um sie trotz sehr mangel- 
hafter Ausbildung und wissenschaftlicher Vorkenntnisse auf ihren 
Plätzen zu erhalten. Es wurde jeder wieder angestellt, wenn nicht 
ganzliche Unkenntnis oder schlechte Führung dies unmöglich 
machten. Die Zahl dieser Ausnahmen war aber gering. Wer bei 
den eingeleiteten Untersuchungen seine Unschuld nachweisen 
konnte, fand ein angemessenes Unterkommen. Unwahr war auch 
die Behauptung von der Degradation auf einen niedrigeren Dienst- 
grad. Bei der Verschiedenheit der früheren und jetzigen Justiz- 
verfassung war es einleuchtend, daß das frühere Dienstverhaltnis 
dem neuen nicht überall angepaßt werden konnte. Es war aber 
dabei alle billige Rücksicht genommen und sogar darüber hinaus 
für die Leute gesorgt worden. Das hatte nicht verhindern können, 
daß nach ihrer eigenen Einschätzung sich viele gegen früher ver- 
nachlässigt glaubten. Tribunalsrichter erachteten z. B. die Stelle 
als Landgerichtsrat für minderwertig; vormalige Unterrichter 
wollten nicht Friedensgerichtsassessoren werden; die Greffiers der 
Untergerichte beanspruchten den Posten eines Aktuars; die Ko- 
morniks (Exekutoren) wollten nicht Exekutoren bleiben. Andere 
verlangten Beförderung in dem neuen Kollegium. Diesen Forde- 
rungen konnte unmöglich entsprochen werden. Mehrere Richter 
hatten den Abschied genommen, aber in der Regel war die wahre 
Ursache ihres Übergangs nach Polen die Anhänglichkeit an ihr 
s. g. Vaterland und die Scheu vor Arbeit und Ordnung. Seit Voll- 
endung der Organisation wurde mit der Unterbringung von Ein- 
geborenen fortgefahren, aber noch immer mußten Stellen aus 
Mangel an Bewerbern unbesetzt bleiben. Selbst als Präsident 
in Meseritz hatte sich kein qualifizierter Einsasse finden lassen, 
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Die Beschwerdeführer konnten sich also Anspruch auf Dankbar- 
keit durch Nachweis von geeigneten und willigen Landesbewoh- 
nern erwerben. Der Präsident stellte anheim, sie hierzu mit Ernst 
aufzufordern, damit sie sich überzeugten, daß man ihren Klagen 
gründlich nachgegangen war. Für die vermeintliche Zurück- 
setzung polnischer Richter hatten sie sich auf 3 Tatsachen be- 
rufen. Zuerst auf den Ausschluß mehrerer Mitglieder des Ober- 
appellationsgerichts von der an ihm gebildeten Organisations- 
kommission. Hiernach war ihnen die allgemein bekannte Tat- 
sache nicht bewußt, daß Schoenermark allein den Auftrag zur 
Organisation des Gerichtswesens erhalten hatte und ihm hierbei 
2 Räte zur Seite standen, also von Bildung einer Kommission 
keine Rede war und alle übrigen 6 Räte mit der Sache nichts zu 
tun hatten, gleichgültig, ob sie Eingeborene waren oder nicht. 
Ferner, daß die Vorsteher der Gerichte mit Ausnahme der Prä- 
sidenten aus Fremden berufen waren. Die Kabinettsordre vom 
3. Mai 1815 schrieb aber vor, daß die Direktoren der Landgerichte 
die preußische Justizlaufbahn durchgemacht haben müßten. 
Diese Bestimmung war ausgeführt, ohne Eingeborene zu über- 
sehen, denen 2 Direktoren angehörten. Die übrigen 5 Posten 
waren mit Auswärtigen besetzt, weil sich keine qualifizierten Leute 
aus der Provinz vorfanden. Von den 4 Inquisitoriaten wurden 
2 von Einheimischen geleitet, von den 21 Friedensgerichten 
15 von solchen oder im Dienst vorgefundenen Beamten. Endlich 
behaupteten Szuman und Genossen, daß die ersten Stellen für 
Fremde reserviert würden und meinten damit nach den ange- 
führten Beispielen die vordersten Plätze bei den Landgerichten. 
Aber auch das war eine Unwahrheit, denn nirgends war dieser 
Grundsatz aufgestellt, vielmehr Deutsche wie Polen in der Regel 
nach dem Dienstalter plaziert. Die genannten 3 Mitglieder des 
Posener Landgerichts waren jünger als die ihnen vorgesetzten 
Auswärtigen und als Senior mußte ein gewiegter Jurist ausge- 
sucht werden, um den Direktor vertreten zu können. Die gröbste 
Unwahrheit bedeutete ferner die Behauptung, daß die Verwal- 
tungs- und Justizbehörden versuchten, jede polnische Eingabe 
künstlich zu unterdrücken und die Bescheidung in solchem Fall 
um Wochen verzögerten. Vielmehr waren sämtliche Gerichte 
so organisiert, daß im Gebrauch beider Landessprachen keine 
Verlegenheit entstehen konnte. Auch die Richter aus anderen 
Provinzen waren mit geringen Ausnahmen des Polnischen Kundig. 
Solche Beschwerden ohne jede Rücksicht auf den Tatbestand 
waren unbegreiflich. Doch selbst den Grundsatz über die Ver- 
handlungssprache nach der Sprache des Klägers ließen die Queru- 
lanten nicht unangetastet, obwohl doch kein Prinzip gerechter 


26 


sein konnte und nicht einzusehen war, weshalb die Deutschen 
ohne jedes Recht bleiben sollten. Daß die Minderzahl der Kläger 
Deutsche waren, kam doch den Polen zu statten. Ärgerlich rief 
Schoenerniark deshalb dazwischen: Sie wissen also selbst nicht, 
was sie wollen. 


Dann war leicht einzusehen, daß die Beamten aus den alten 
Landesteilen Mühe hatten, sich an das in Posen eingeführte münd- 
liche Verfahren zu gewöhnen. Aber auch diese Angelegenheit 
hatte guten Fortgang und in 1!, Jahren waren von 2067 Ent- 
scheidungen 990 auf mündlichen Vortrag hin ergangen. Mehr 
konnte billigerweise nicht gefordert werden. Ohne nähere Sub- 
stantiierung geben die Beschwerdeführer ihr Mißfallen über die 
Gerichtsordnung ‘vom 9. Februar 1817 zu erkennen. Wünsche 
und Geist der Nation, ihre Sitten und Gebräuche sollten darin 
nicht genugsam beachtet sein. Aber der Präsident wußte nicht, 
worin diesen zu nahe getreten war, es sei denn, fügte er mit leichtem 
Spott hinzu, daß die Gesetzgebung für eine gründliche Verwaltung 
der Justiz gesorgt hat. Er schloß seinen tabellarisch belegten 
Bericht durch die Bemerkung, er habe nur mit Mühe einen ge- 
mäßigten Ton wahren können, aber solche Anmaßungen gehörten 
in Posen zur Tagesordnung. An unbefugte Urteile, an unbegrün- 
deten Tadel werde man bald gewöhnt ‚in einem Lande, wo es 
zur Nationalität gehört, nie zufrieden zu sein und alles besser zu 
wissen als die Regierung‘, und nur dahin habe er noch nicht ge- 
langen können, ,,boshafte Vorwürfe und falsche Anschuldigungen 
erträglich zu finden“. Von einer Rüge versprach er sich keinen 
Erfolg, da ja die Landessitte so hoch geachtet wurde, daB dagegen 
der Tadel schlechter Aufführung schweigen mußte. Immerhin 
konnte die Staatsbehörde dem Hang zur Verleumdung einen 
Riegel vorschieben. 


Nach Austausch der eingegangenen Relationen überließ 
Schuckmann seinem Kollegen die Entwerfung einer gemeinsamen 
Antwort an den Staatskanzler (4. Sept.) Er bemerkte nur, daß 
es sich nicht um jura singulorum, sondern um angebliche Übel- 
stände der Verwaltung handele, die jedermann den Staatsbe- 
hörden zur Prüfung anzuzeigen berechtigt war, ohne daß eine 
Verpflichtung bestand, dem Beschwerdeführer Rechenschaft zu 
gewähren. Danach kam nur eine Übermittelung des Untersu- 
chungsresultats in Frage, um die Bittsteller zu überzeugen, daß 
ihre Denunziation nicht unbeachtet geblieben war. Eine solche 
Abfertigung war nach Zerbonis glaubwürdigen Angaben über das 
Zustandekommen und die Urheberschaft der Eingabe besonders 
angemessen. Der Hauptvorwurf wegen Verdrängung der Ein- 
gesessenen aus den öffentlichen Ämtern war befriedigend von 


dem Oberpräsidenten widerlegt und bemerkenswert, daß man 
sich nicht auf die Unterbringung der wirklich vorgefundenen 
Beamten beschränkt, sondern sogar die Diätare versorgt hatte, 
obwohl diese keine rechtlichen Ansprüche besaßen. Auch die 
wenigen Ausnahmefälle waren motiviert und gründeten sich auf 
die Anweisung zur Entfernung derjenigen Beamten, die sich des 
Vertrauens der Regierung unwürdig gemacht hatten. 

Am 16. Oktober berichteten beide Minister dem 
Staatskanzler und hofften, daß er sich von der Grund- 
losigkeit der erhobenen Beschuldigungen überzeugen werde. Es 
wurde nochmals betont, daß man nur mit großer Mühe die Justiz- 
behörden in ihrer gegenwärtigen notdürftigen Beschaffenheit hatte 
zustande hringen können und daß nur etwa 40 wegen Bestechung, 
Trunksucht oder sonstiger schlechter Führung zur Untersuchung 
gezogene Subalternbediente hatten zurückgewiesen werden müssen, 
während etwa 15 auf Pension oder Wartegeld gesetzt waren. Wohl 
aber hatten viele der aus Schlesien und Preußen nach Posen ver- 
setzten Beamten um Wiederverwendung in den alten Provinzen 
gebeten wegen Teuerung aller nicht zu den ersten Lebensbedürf- 
nissen gehörigen Artikel und wegen vieler und ungewohnter Arbeit. 
Kircheisen hatte z. T. nachgeben müssen, da die geforderten Ge- 
haltserhöhungen nicht geleistet werden konnten. Der Übertritt 
polnischer Beamten nach Warschau war ein Beweis mehr, wie 
schwer sie zu befriedigen waren. Wenn dadurch arbeitsscheue 
Subjekte entfernt wurden, bedeutete das keinen Verlust. Nach- 
teilig mußte es aber wirken, wenn der Adel fortfuhr, seine Söhne 
wie bisher dem Studium und Staatsdienst zu entziehen, weil es 
dann bald an Nachwuchs fehlen würde, der neben der Rechts- 
wissenschaft die polnische Sprache beherrschte.) Jedenfalls 
verdienten Dünkel und Anmaßung der Beschwerde eine strenge 
Rüge, wenn nicht die von Zerboni über ihre Natur angeführten 
Umstände mildernd bewertet wurden. 

Ganz außerordentlich nachsichtig war dann in der. Tat 
Hardenbergs Antwort an Kraszewski vom 27. Dez. 
Er wünschte jenen zu überzeugen, daß kein Beschwerdepunkt 
unbeachtet geblieben war und er selbst ebenso aufrichtig zur Voll- 
ziehung der das Beste der Einwohner bezweckenden Befehle des 
Königs mitzuwirken bereit war, wie er es andererseits für seine 
Pflicht hielt, Mißverständnisse und unstatthafte Ansprüche zu 
beseitigen. Er hoffte, daß hinsichtlich der Regulierung der Gang 


#4) 1824 besuchten nicht weniger als 141 Söhne von Posener 
Gutsbesitzern, Pachtern usw. die Palatinatschule in Kalisch, um 
sich dem preußischen Schulunterricht zu entziehen, obwohl dieser 
damals vorwiegend durch polnische Lehrer und bis zur Tertia 
ausschileßlich in polnischer Sprache erteilt wurde. 
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der Dinge unterdessen den Beschwerdeführern die Grunatosigkeit 
ihrer Besorgnisse klar gemacht haben würde. Die Regierung 
erfüllte durch Anhörung und Prüfung der von den Gutsbesitzern 
geauBerten Wünsche nur ihre Pflicht, durfte aber auch verlangen, 
daß diese das Gesetz mit Vertrauen abwarten und alles vermeiden 
würden, was unzeitige Besorgnisse erwecken konnte. Ein un- 
gerechtfertigtes Mißtrauen sprach sich aber in dem Verfahren 
von Besitzern aus, die die Leistungen ihrer Pachtbauern noch vor 
Toresschluß ins Unermeßliche erhöhten und sie bei Nichterfüllung 
exmittierten. Schritte dieser Art hatten bereits die Aufmerksam- 
keit des Königs erregt. Gern wollte der Kanzler aber annehmen, 
daß solche Fälle, die ohnehin ihren Zweck verfehlen mußten, zu 
den Ausnahmen gehörten.??) Die übrigen Punkte wurden an der 
Hand der eingelaufenen Berichte mit der Bemerkung entkräfiet: 


Diese Angaben würden hinreichen, 

„um die Beschwerde über absichtliche Ausschheßung der 
Eingeborenen von öffentlichen Ämtern zu widerlegen, falls eine 
so durchaus unbegründete Behauptung überhaupt einer Wider- 
legung bedürfte. Insofern nicht noch mehrere Eingeborene zu 
öffentlichen Ämtern gelangt sind, liegt der Grund hiervon wohl 
nur darin, daß das Interesse des öffentlichen Dienstes und die 
daraus hervorgehende Bedingung hinlänglicher Qualifikation 
und Unbescholtenheit der anzustellenden Beamten in keinem Falle 
einer anderen Rücksicht untergeordnet werden darf; daß unter 
den vorhanden gewesenen Kompetenten manche nicht qualifiziert 
befunden worden sind; daß andere die Anstellungen, die ıhnen 
nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten angeboten worden sind, abge- 
lehnt haben; und daß manche sonst fähige Subjekte sich entweder 
nicht zur Anstellung gemeldet haben oder überhaupt abgeneigt 
sind, Berufspflichten in solchem Umfange, als sie dem preußischen 
Beamten obliegen, zu erfüllen. Ich kann mich nicht überzeugen, 
daß die Kommissarien der Vorwurf treffe, die Ansprüche und 
Fähigkeiten der eingeborenen Anstellungs-Kompetenten nicht 
gehörig beachtet zu haben, da zu dem Organisationsgeschafte 
mit sorgfältiger Auswahl Beamte ernannt worden sind, die durch 
frühere Verhältnisse die Provinz und die Nationalität ihrer Ein- 
wohner hinlänglich kennen gelernt haben. Den Organisations- 
kommissaren war vorgeschrieben, zuvörderst die vorgefundenen 
Beamten nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Wenn sie, wie die 
vorliegenden Resultate ergeben, dieser Verpflichtung nach Maß- 
gabe ihrer Instruktion genügt haben, so kann ihnen das M1B- 
vergnügen solcher Subjekte, die wegen Unfähigkeit, Fahrlässigkeit 
oder Bescholtenheit nicht beibehalten werden durften, ebenso 
wenig zur Last gelegt werden als die Unzufriedenheit derjenigen, 
die entweder die ihnen angebotenen Stellen abgelehnt haben, oder 
übergangen worden sind, weil sie sich nicht gemeldet haben. Ich 


25) Diese Erwartung erwies sich als ganz irrtümlich. Vielmehr 
mußte Friedrich Wilhelm III. durch eine besondere Ordre 1819 
das Bauernlegen in der Provinz ausdrücklich verbieten, weil fast 
alle Gutsbesitzer die ihnen verbleibende Frist zur Vertreibung 
ihrer Hintersassen benutzten; vgl. Anmerkung 9. 
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versichere die Herren Gutsbesitzer, daß die Fähigkeit Ihrer 
Landsleute zum öffentlichen Dienste weder von mir, noch von 
den dortigen Verwaltungsbehörden im mindesten bezweifelt wird; 
ich werde ferner mit Vergnügen dazu mitwirken, daß diese Fähig- 
keit, wo sie sich mit der erforderlichen Geneigtheit zur Erfüllung 
der Pflichten eines öffentlichen Amts vorfindet, vorzügliche Be- 
rücksichtigung finde; ich werde in jedem einzelnen Falle begrün- 
deten Beschwerden über Zurücksetzung oder Ausschließung von 
Anstellung Abhilfe verschaffen. Dagegen kann ich auf keine Weise 
dazu die Hand bieten, daß jemals das Beste des Dienstes irgend 
einer persönlichen Rücksicht geopfert werde; ich kann es für keinen 
Verlust erachten, daß diejenigen, die sich durch den ihnen ange- 
botenen Wirkungskreis nicht befriedigt finden, oder dem dies- 
seitigen Öffentlichen Dienst abgeneigt sind, in dem benachbarten 
Polen Unterkommen und Anstellung suchen. Um so weniger 
Hindernisse wird künftig die Berücksichtigung solcher Kompe- 
tenten finden, deren Ansprüche, außer der Eigenschaft ihrer Na- 
tionalität, auch durch pflichtmäßiges Vertrauen zu den Absichten 
und Maßregeln der öffentlichen Verwaltung unterstützt werden.‘ 


Was das Tragen preußischer Ehrenzeichen betraf, so glaubte 
Hardenberg, dem „Gefühle nach Recht und Schicklichkeit‘“ der 
Bittsteller entgegenzukommen, wenn er diesen Punkt unbeant- 
wortet ließ. Endlich wünschte er eindringlich, daß sie Schoener- 
mark diejenigen ihrer Landsleute nennen möchten, die sie zu er- 
ledigten Richterstellen für qualifiziert hielten. 

Nur ganz leise klingt am Schluß ein Ton des Vorwurfs an: 
„Ich kann nicht umhin,... Ihnen zu erklären, daß ich zwar bereit 
bin, gerechten Beschwerden nach Möglichkeit abzuhelfen, aber 
auf unerwiesene Anschuldigungen und Äußerungen der Unzu- 
friedenheit, die nur aus unbegründetem Mißtrauen entspringen, 
nicht weiter eingehen darf.“ 

Wie wenig nachhaltig dieser Groll aber war, zeigt die Tat- 
sache, daß Szuman 1823 als Regierungsrat bei der neu gegründeten 
Generalkommission angestellt wurde. Erst seine offenkundige, 
sogar die Aufmerksamkeit der russischen Polizei erweckende 
Sympathie für die Pariser Julirevolution 2) machte es notwendig, 
ihn für einige Zeit aus der Umgebung der extremen polnischen 
Patrioten, die seinen täglichen Umgang bildeten, durch ein 6-mona- 
tiges Kommissorium nach Schlesien zu entfernen. Da eine hier- 
gegen an den Statthalter gerichtete Beschwerde erfolglos blieb, 
zog er es vor, den Staatsdienst zu quittieren. In den 30 er Jahren 
wurde er wegen staatsverräterischer Umtriebe zu 6jahriger 
Festungshaft verurteilt, in 2. Instanz aus Mangel an Beweisen 


— 


e Beispielsweise heiBt es in einem Privatbrief des General- 
konsuls Schmidt in Warschau vom 23 Sept. 1830: ,,Le sieur Schu- 
mann a Posen, ...quoique se tenant jusqü’a présent assez tran- 
quille, professe cependant dans ses discours les principes déma- 
gogiques les plus cffrénés.“ 
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allerdings freigesprochen. Unter Friedrich Wilhelm IV. spielte 
er als radikaler Abgeordneter eine große Rolle. Noch viel weniger 
hatte die Unterzeichnung des Schriftstücks natürlich für die 
anderen Teilnehmer irgend welche nachteiligen Folgen. 


Der hier behandelte typische Fall hat seine Wurzel einmal 
in dem durch und durch unsozialen Empfinden der polnischen 
Szlachta und läßt ermessen, gegen welche Widerstände die preu- 
Bische Regierung ihre volksfreundlichen, die Reste des polnischen 
Bauerntums rettenden Reformen durchsetzen mußte. Damit ist 
zugleich eine lehrreiche Parallele zu der heut als Bodenreform 
sich vollziehenden Konfiskation des ritterschaftlichen, großenteils 
deutschen Besitzes in den Oststaaten angeschnitten. Dann aber 
wird das nationale Empfinden der Bittsteller als zweite Wurzel 
für ihre Beschwerde benutzt. Auch da ist ein Vergleich mit der 
Gegenwart und ihrer unter dem Schlagwort des Minderheits- 
schutzes stehenden Praxis naheliegend, der sicherlich nicht zum 
Nachteil Preußens ausfällt. 


Die Ziehung der westpreußisch-Posener 
Grenze ?7). 


Nach dem Posener Besitznaliımepatent vom 15. Mai 1815 
sollten die vom Herzogtum Warschau an Preußen zurückfallenden 
Geb ete mit Ausnahme der Westpreußen zugeschlagenen Kreise 
Thorn, Culm und Michelau zu einer neuen Provinz, dem Groß- 
herzogtum Posen, vereinigt und diesem auch die ehemals zum 
Netzedistrikt gehörigen, 1807 aber teilweise bei Preußen ver- 
bliebenen Kreise Camin®) und Deutsch-Krone 
beigelegt werden. Zur Durchführung dieser Maßnahme wurden 
laut Verfügung des Staatsministeriums an Zerboni Regicrungs- 
prasident v. Hippel-Marienwerder und Oberlandesgerichtsprä- 
sident Oelrichs angewiesen, sich mit ihm in Verbindung zu setzen. 


Hiergegen erhob sich aber von amtlicher wie privater Seite 
ein Sturm der Entrüstung. Schon nach wenigen Wochen sah 
sich Hardenberg durch die eingelaufenen „nicht unerheblichen 
Reklamationen‘ veranlaßt, einen ausführlichen Bericht seitens 
der westpreußischen Regierung einzufordern, namentlich über 


27) Nach Sth. II, 2; Op. I. C. 1; R. 74. H. TI. Pos. 2 u. Preußen 
2; R. 77. 340. 8;489. 31. R. 89. C. XI. b. Schles., Pos. ı. Bd. I u. R. 
92. Hardenberg 24. Vgl. Laubert: 27 ff. 

28) Der Kreis Camin deckte sich bis auf geringfügige Ver- 
schiebungen mit dem späteren Kreis Flatow. 
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die Behauptung, daB die Mehrzahl der Einwohner 
aus Deutschen bestehe In ähnlicher Weise sollte Zerboni 
unter Geheimhaltung der Sache feststellen, ob die Deutschen in 
den jetzt vom Herzogtum Warschau zuriickfallenden Kreisteilen 
überwogen (Verf. 19. Juni 2%). Besonderen Eindruck machte ein 
Immediatgesuch des Geh. Justizrats v.Arnim- 
Heinrichsdorf und Landrats v.Herford-Fla- 
t ow, das Friedrich Wilhelm III. dem Staatskanzler am 21. Juni 
zufertigte, um auf die keinen Schwierigkeiten unterliegende Be- 
lassung beider Kreise bei Westpreußen, die mit Rücksicht auf 
die Gerichtsverfassung, das Kreditsystem und die den Bauern 
verheißene Eigentumsverleihung sehr triftig begründet erschien, 
„angelegentlich Bedacht zu nehmen“. Ein entsprechender Bescheid 
wurde den Bittstellern zuteil. 


Bald erhielten diese Sukkurs. Am 27. Juli richteten die 
Rittergutsbesitzer und Vertreter der Städte 
und Rustikalstellenbesitzer des Deutsch- 
Kroner Kreises eine zu Märkisch-Friedland aufgesetzte 
Petition an den Monarchen und flehten ihn um Abwendung des 
ihnen drohenden Unheils an. Ihr Kreis befand sich seit‘ 1772 unter 
preußischer Landeshoheit, aber sie selbst waren weit länger nach 
Herzen und Gesinnung preußisch und deutsch, da sich deutsche 
Sitte und Sprache aus der benachbarten Mark schon zu ihren 
Vorfahren herübergerankt hatte. Ihre vor langen Jahren ange- 
siedelten Ureltern brachten die Anhänglichkeit an die preußische 
Verfassung und das Königshaus mit. Sie selbst verdienten Preußen 
zu sein und zu bleiben, denn sie hatten 1807 in Liebe zu König 
und Vaterland die herrische Forderung aufrührerischer Mitbürger, 
für Frankreich die Waffen zu ergreifen, trotz aller Drangsalierung 
kräftig abgewehrt und eher das Härteste ertragen, als sich ihres 
Namens unwürdig gemacht. Sobald ein besserer Tag anbrach, 
setzten sie freudig Gut und Blut für die Wiedergewinnung von 
Preußens, Freiheit ein. Die ihnen zugedachten Nachbarn aber, 
die das Glück, Preußen zu sein, erst kennen lernen so.lten, waren 
den Deutschen stets feindlich gesinnt gewesen und konnten sie 
ebenso wenig günstig aufnehmen wie sie selbst freudigen Herzens 
zu jenen traten. Wenn auch die kgl. Gnade alles vergessen mochte, 
so verhallte das Unrecht nicht so schnell im Herzen des Volks und 
die Erinnerung daran konnte nur verglimmen, wenn durch eine 
reinliche Scheidung neue Reibungen vermieden wurden. Das war 


22) Es ist für die Mißachtung des nationalen Problems im da- 
maligen Preußen überaus bezeichnend, daß darüber anscheinend 
in Berlin völlige Unkenntnis herrschte. 
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in demselben Provinzialverband undenkbar, denn nur die wenigsten 
kannten die fiir Posen vorgesehene Hauptsprache, die 1807 ver- 
derbenbringend an ihr Ohr geklungen hatte. Ebenso war der 
französischen Rechtsnorm bei Streitigkeiten mit polnischen Unter- 
tanen nur Unheil entwachsen. Kredit und Landschaft mußten 
durch Verbindung mit Posen erschüttert werden. Deshalb war 
die Bitte nur zu sehr gerechtfertigt, die Einsassen beider Kreis- 
teile, die meistens mit den Petenten eines Herzens waren, mit den 
alten Landesgebieten vereinigt zu lassen oder mit ihnen zu ver- 
einigen. Aber die Zeit drängte. Schon betrachtete die Bromberger 
Regierungskommission 3) die Bewohner als ihre Untergebenen 
und hatte sie aufgefordert, Huldigungsdeputierte zu entsenden, 
obwohl sie freudig 3 Königen gehuldigt hatten, zweimal im heiligen 
Krieg auch mit dem Blut ihrer Brüder und Söhne, wie es Preußens 
Bürgern geziemte. Bei diesem Blut wurde der Monarch beschworen, 
ihnen den teueren Namen ‚Preußen‘ zu belassen.?!) 


Die Anziehungskraft des Großherzogtums Posen war über- 
haupt so gering, daß sogar die ganz überwiegend polnische Ritter- 
schaft des Kreises Michelau aus Strasburg dem Staatskanzler die 
Versicherung einsandte, sie wolle durchaus bei Westpreußen bleiben 
und hege nicht die mindeste Neigung, sich den Wünschen ihrer 
Posener Stammesgenossen folgend an deren Provinz koppeln zu 


3%) Die bis zum ı. Jan. 1816 provisorisch an Stelle der spä- 
teren Regierung fungierende Behörde. 


31) Gez.: v. Grabski, v. Zychlinski, v. Germar, v. Arnim, v. 
Falkenhayn, v. Beville, Blankenburg. Kegel, Krause. Von der 
Gegenseite liegt nur die Bittschrift einiger Gutsbesitzer der bereits 
zu Posen gehörigen Kreisteile (v. Radolinski-Biala, v. Baranowski- 
Grocholin, v. Chmielewski-Pietrunke usw.) um Belassung bei 
ihrem Provinzialverband vor, die Zerboni am 31. Aug. dem Staats- 
ministerium mit dem Zusatz einreichte, daß es nach seiner An- 
sicht mit den gleichen Inkonvenienzen verbunden sein würde, 
die westpreuß. Kreisgebiete von dort zu trennen, wie die bei 
Posen befindlichen zu Marienwerder zu schlagen. Die Ungewißheit 
über die Zusammensetzung seiner Provinz war ohnehin schon mit 
so vielen Unannehmlichkeiten verknüpft, daß sein Gesuch um 
baldige Beschlußfassung gerechtfertigt erschien. Kircheisen, der 
lebhaft für Belassung beider Kreise bei Westpreußen eintrat, er- 
klärte, daß er in dem Einspruch einiger weniger Gutsbesitzer 
keinen Grund zu einer Meinungsänderung sehen könne. Die Pro- 
testler waren wahrscheinlich nur einige unzufriedene Polen, die 
gegen die große Zahl der Deutschen und deutsch Gesinnten nicht 
in Betracht kommen konnten (Vot. v. 9. Sept.). Hardenberg stellte 
obendrein fest, daß wie die vom König verfügte Nichtver- 
einigung mit Posen (s. w. u.) nur die 1807 nicht von Preußen ge- 
trennten Kreisteile betraf, ebenso die Eingabe der poln. Guts- 
besitzer u. Zerbonis Begleitschreiben nur auf die 1807 zu War- 
schau gekommenen Kreisgebiete Bezug nahm. 
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lassen.®) Diesem Beispiel folgten die gleichfalls groBenteils pol- 
nischen Vertreter der Ritterschaft von Thorn und Culm, sowie 
Magistrat und Bürgerschaft der letzt genannten, ebenfalls vor- 
herrschend polnischen Stadt. In diesen Fällen konnte Hardenberg 
beruhigend erwidern, daß gar nicht die Absicht bestehe, die frag- 
lichen 3 Kreise von Westpreußen zu trennen. Bedrückender waren 
die aus Nakel von den städtischen Behörden und einer An- 
zahlbenachbarterGemeindenundvonderBürger- 
schaft des treuen Bromberg®) einlaufenden Bitten 
um Wiedervereinigung mit Westpreußen. ‚Je aufrichtiger‘‘ 
Hardenberg die sich daraus offenbarende treue Gesinnung aner- 
kannte, desto schmerzlicher mußte er bedauern, dem Anliegen 


32) Die Posener Polen sahen in der Trennung ehemals her- 
zoglich Warschauer Landes von ihrer Provinz einen Bruch der 
Wiener Verträge und erhoben darob heftige Anklagen. In Wahr- 
heit kam es ihnen nur darauf an, die dem Großherzogtum be- 
willigten nationalen Sonderrechte möglichst auszudehnen, um 
ihre Propaganda unter deren Schutz zu betreiben. 


33) 13 meistens deutsche Unterschriften (Kühlbrunn, Giese, 
Hinzpeter, Herrmann, Sarbinowski usw.) des Rats und der Stadt- 
ältesten: Der ersehnte Tag der wahren Freiheit ist am ı. Juni er- 
schienen; mit ihm alle Lebensfreude, Gesetze, die uns schützen, 
eine Regierung, die uns beglückt. In jede Hütte werden Friede 
und Freude wiederkehren und Ew. Majestät werden Untertanen 
finden, die in allen bürgerlichen Tugenden mit den Getreuen der 
ganzen Monarchie wetteifern. Unaussprechlich war die Freude 
aller Dankbaren und Beglückten und ist es noch. Nur ein Schmerz 
bemächtigte sich aller Herzen: Die Nachricht, zu einer Provinz 
zu gehören, deren Undankbarkeit sich 1794 — 1806 deutlich aus- 
gesprochen hat und von der die gjährige Trennung vom lieben 
Vaterland zuerst und hauptsächlich betrieben wurde, die namen- 
loses Leid über das ganze Land gebracht hat. Der Netzedistrikt 
bildete seit seiner Einverleibung in Preußen einen Teil Westpreu- 
Bens. Eine mit diesem gleiche Verfassung und gleiche Rechte 
begründeten das Glück der Bewohner. Die Hoffnung, sie wieder- 
zuerlangen, war der Trost in schweren Leidensjahren, und dié- 
ses Glück soll der treuen Provinz, die ihrer Anhänglichkeit wegen 
die Leiden der Zeit doppelt schwer empfinden mußte, nicht wieder 
werden? Sie soll an den Rechten der übrigen Provinzen keinen 
Teil haben, sondern eine Verfassung erhalten, der ähnlich, unter 
der sie so unglücklich gewesen und die nur an überstandene Lei- 
den erinnert? Der Netzegau und alle unter dem Bromberger 
Landeskollegium stehenden Kreise werden überwiegend von Deut- 
schen bewohnt, die mit ihren preußischen Brüdern, in deren 
Reihen viele von ihnen gekämpft haben, eine gleiche Verfassung 
und den Namen ‚‚Preußen‘, dessen sie sich würdig gezeigt zu haben 
glauben, zu erlangen wünschen. Von dieser Sehnsucht beseelt, wa- 
gen wir es, im Namen aller gut gesinnten Bürger Ew. Majestät zu 
bitten, daß der Netzedistrikt wieder mit Westpreußen vereinigt 
werden möchte, mit einer Westpreußen gleichen Verfassung be- 
glückt. 


3 
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nicht entsprechen zu können. Er beschränkte sich auf die beruhi- 
gende Versicherung, daB sich die Fürsorge des Königs auf alle 
Provinzen erstrecken werde.*) 

Die Neueinteilung dieser Provinzen waram 
30. April 1815 allgemein g er eg elt worden, *) wobei der König 
die genaueste Erwägung aller verwaltungstechnischen und wirt- 
schaftlichen Bedingungen vorausgesetzt hatte. Jetzt bestärkte 
ihn aber auch noch ein Gesuch der Rittergutsbesitzer des Marien- 
burgschen Kreises 3%) in den Bedenken, die er von Anfang ab gegen 
eine veränderte Landeseinteilung gehegt hatte, sofern dadurch 
ganze Kreise oder Distrikte aus ihren bisherigen Ressortverhält- 
nissen gerissen wurden. Die vielseitig daraus für die innere Ver- 
waltung erwachsenden Beschwernisse waren unverkennbar. Des- 
halb machte er dem Staatskanzler vor der Ausführung eine noch- 
malige Prüfung der unvermeidlichen Mißstände unter besonderer 
Berücksichtigung des Marienburgschen Kreises zur Pflicht. Das 
gleiche sollte bei dem Bromberger Antrag und einer begleitenden 
Notiz im Zeitungsbericht der westpreuBischen Regierung geschehen. 
(Ordres vom 16. und 26. August). 

Noch weit schwerwiegender waren aber die amtlichen Be- 
denken. Unter ihnen steht Hippels Votum voran, das ‘er 
nach einer gemeinsamen Voranzeige mit Oelrichs vom 22. Juni über 
die der Vereinigung von Camin und Krone mit Posen begegnenden 
Hindernisse und die unumgängliche Notwendigkeit der Rückgabe 
von Thorn, Culm und Michelau an Westpreußen Hardenberg am 
24. einreichte. Er hatte noch gerade die Verfügungen aufhalten 
können, die den treu deutsch gesinnten Bewohnern beider Kreise 
eröffnen sollten, daß sie vom 1. Juli ab den Posener Behörden 
unterstellt würden. Die Kommissare hatten die örtlichen Um- 
stände gründlich erwogen, die hier die Beibehaltung einer rein 
deutschen Verwaltung, im Bromberger Kammerdepartement ihre 
Wiedereinführung und die Wiedervereinigung der 3 westpreu- 
Bischen Kreise mit Marienwerder, dessen Kern sie vor 1807 ge- 
wesen waren, notwendig machten. Beide gründeten ihre überein- 
stimmende Überzeugung auf mehr als 20jährige Bekanntschaft 
mit den privaten und öffentlichen Verhältnissen, ja, auf persön. 


3) Andererseits wurde eine Eingabe der Gnesener Ritter- 
schaft um Zuteilung zum Departement Posen abgewiesen, weil die 
aus der Belassung ‘bei Bromberg befürchtete Inkonvenienz nicht 
eintreten und unter anderem nach Gnesen ein Landgericht 
kommen werde. 

35) Verordnung über d. verbesserte Einrichtung d. Provinzial- 
behörden. G. S. 85 ff., der eine Neueinteilung des Staats beige- 
fügt ist. 

36) Der Kreis sollte dem Regbz. Marienwerder zugeteilt werden. 
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liche Kenntnis fast jedes Gebildeten jener Gegenden. Sie hielten 
hiernach beides für durchaus erforderlich im Interesse der Gesamt- 
monarchie, Westpreußens und der 5 Kreise selbst. Die Beweise 
hatten sie mit größter Freimütigkeit eingehend in dem erforderten 
Gutachten an das Staatsministerium dargelegt. Hardenbergs 
edele Denkungsart ließ sie auf Verzeihung hoffen, wenn sie in ihrem 
Eifer zu weit gegangen sein sollten, um eine Maßnahme abzuwenden, 
die in ihren Folgen sehr gefährlich werden konnte und von der 
öffentlichen Meinung aller treu gesinnten Bewohner Ost- und West- 
preußens verworfen wurde. Sie fühlten sich frei von allen Neben- 
rücksichten, auch von den bei Deutschen gewöhnlichen Vorurteilen 
gegen die Polen. Ebensowenig erstrebten sie eine Vergrößerung 
ihres Wirkungskreises, sahen vielmehr die Abtrennung beider 
Kreise und nötigenfalls auch noch des Konitzer vom Marienwer- 
derschen Departement sehr gern, wenn solche nur, wie von 1772 
bis 1807, den rein deutschen Landeskollegien in Bromberg unter- 
geordnet wurde. Ihre Beweggründe waren ganz sachlich: 


l. Die Einwohner von Ostpreußen und 
Litauen, mit denen auch jetzt der bei weitem größte Teil der 
Bevölkerung Westpreußens durch gleiche Bande der Anhänglich- 
keit an König und Vaterland gefesselt war, besorgten aus der den 
Posenern verheißenen Erhaltung ihrer Nationalität die größten 
Gefahren für ihre Zukunft und Existenz. Mehrere polnische Hetzer, 
die sich — durch welche Mittel, konnte dahingestellt bleiben — 
bei den russischen Behörden großen Einfluß verschafft hatten, 
äußerten unverhohlen die Absicht, daß sie nur darum so ernstlich 
nach Absonderung des Großherzogtums strebten, damit dessen der- 
einstige Losreißung um so leichter werde. Die Polen haben den 
Gedanken an Wiederherstellung ihres ehemaligen Reichs keineswegs 
aufgegeben und seit Jahrhunderten mehrmals die Absicht be- 
kundet, ihren Staat bei günstiger Gelegenheit durch Unterwerfung 
von Pommern, Schlesien und den Marken, die nach Versicherung 
ihrer Geschichtsschreiber den Piasten gehört haben sollten, als noch 
wendische Stämme dort wohnten, bis an die Elbe und Oder auszu- 
dehnen, wie es Diugosz andeutet, der nach sehr parteiischer Er- 
zählung von der Unterjochung Westpreußens die Hoffnung hinzu- 
fügte, daß nunmehr bald die Einverleibung der genannten Pro- 
vinzen vor sich gehen werde. Dieselben Erwartungen, so lächerlich 
und abenteuerlich sie auch erscheinen mochten, wurden 1807 aber- 
mals angefacht. Die Polen versuchten die Umgebung Bonapartes 
dafür zu gewinnen. Noch im Juni 1814 wurde in Posen ein feier- 
liches Dankfest veranstaltet, weil ein durchreisender russischer 
Offizier erzählt hatte, daß nicht nur das Polen von 1772, sondern 
das des Bolestaw Chrobry, ihres Heros, aus dem 11. Jahrhundert, 
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mit Schlesien, Pommern usw. wiedererstehen werde. Diese Nach- 
richt wurde überall in Polen verbreitet und mehrere Tage geglaubt.) 
So lange die Polen nicht deutsche Sitte und Sprache angenommen 
hatten, waren sie niemals treue deutsche Untertanen, auf die man 
sich in gefährlicher Stunde verlassen konnte. Hardenbergs Er- 
messen konnte nicht entgehen, daß solche Gesinnungsart eines 
kriegerischen, zu Abenteuern neigenden Volks von 12 Millionen 
. Seelen, das von jeher der Erzfeind der Deutschen gewesen war, 
Gefahren barg. Wenn nur zugunsten von etwa 2000 großenteils ver- 
schwenderischen, abenteuernden Edelleuten, da Bürger und Bauer 
sich nie glücklicher als unter Preußens Regierung befunden hatten, 
die Bestimmungen des Wiener Traktats vom 3. Mai festgelegt 
waren, dann schien es einer Absonderung Posens vom gemeinsamen 
Vaterland nicht zu bedürfen, denn alle Verheißungen wurden er- 
füllt, wenn bei Wiedereinführung der deutschen Verwaltung und 
Gesetzgebung, insbesondere des Instanzenzugs an das Geh. Ober- 
tribunal in Berlin, dessen Entscheidungen bei den Polen in hohem 
Ansehen standen, Gesetze und Verfügungen mit beigegebener pol- 
nischer Übertragung veröffentlicht wurden. Dann wollte Hippel 
die angesehensten polnischen Gutsbesitzer, so weit sie keine fla- 
granten Vergehen gegen Preußen begangen hatten, mit Titeln und 
reicher Besoldung als Ehrenpräsidenten an die Spitze der Pro- 
vinzialbehörden gestellt sehen ‚ohne eigentliche Amtsverpflichtungen, 
die den Vizepräsidenten zu belassen waren, da es den Polen nicht 
um Arbeit zu tun war, und dieses Verfahren auf möglichst viele 
Unterbehörden ausdehnen.) Jedem des Deutschen und des preu- 
Bischen Geschäftsganges kundigen Polen sollte der Eintritt in den 
Zivildienst erleichtert, nach einigen Jahren aber die Bestallung als 
Land- oder Regierungsrat von mehrjähriger Beschäftigung in einer 
rein deutschen Provinz abhängig gemacht werden, um die Kandi- 
daten vom Polonismus loszuschälen. Ferner sollte der Militärdienst, 
wo man auf regen Eifer rechnen konnte, noch stärker begünstigt 


37) Vgl. Laubert: Studien. 35 f. Die dort erzählte Episode 
hatte ihren Weg also auch nach Westpreußen gefunden. Vgl. 
auch Kollatajs Denkschrift für Napoleon von 1808, in der Deutsch- 
lands Aufteilung in gleicher Weise wie von den Tschechen 1917 
gefordert war. Das Land bis zur Oder sollte Polen zufallen. Ahn- 
liche Gedanken aus der französischen Publizistik um 1914 bei 
Schulte: Frankreich u. das linke Rheinufer. Stuttg. u. Berlin 1918. 
Es erscheint beinahe wie ein Symbol, daß durch den Frieden von 
Versailles wenigstens kleine Stücke von Pommern, Niederschlesien 
und der Neumark Polen zugesprochen sind. 

38) Vgl. den vorigen Aufsatz, wonach dieses Verfahren bei 
den Landgerichten bereits beschlossen war, aber auch hier miß- 
lang aus Mangel an Anwärtern und wegen der übertriebenen 
polnischen Ansprüche. 
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und die Erziehung armer Edelleute, die aber schon einige Bildung 
hatten und nicht, wie bisher oft geschehen, beim Viehhüten auf- 
gewachsen waren, in Kadettenhäusern verstärkt werden.®) Die 
Kosten waren beträchtlich, aber gut angelegt, da sie dem Vaterland 
eine Provinz erhalten würden. 


2. Sofern das Großherzogtum schlechterdings eine preußisch- 
polnische Verwaltung mit Beimischung französischer Formen im 
Gerichtsverfahren bekommen mußte, war es dringend notwendig, 
daß a) der ganze Netzedistrikt in seiner von Friedrich d. Gr. ge- 
schaffenen engen Verbindung mit Preußen wiederhergestellt wurde 
und zwei reindeutsche Landeskollegien in Bromberg erhielt, allenfalls 
mit Ehrenpräsidenten aus geachteten Gutsbesitzern wie Graf 
Skörzewski, Graf Schaffgotsch-Lochocki in Lobsens oder Kra- 
szewski,#) b) daß unter allen Umständen die ganz deutsche Be- 
völkerung von Deutsch-Krone und Camin, ehemaligen Bestand- 
teilen der Neumark, mit der von ihr so sehr gefürchteten Unter- 
ordnung unter eine preußisch-polnische Verwaltung verschont. und 
äußerstenfalls mit der Neumark oder Pommern verbunden wurde. 
Denn das vormalige Bromberger Departement von 220 Quadrat- 
meilen und 219 000 Einwohnern i. J. 1800 war mit Ausnahme des 
überwiegend polnischen Kreises Inowrazlaw (40 Quadratmeilen und 
39 000 Einwohner) als eine teils ursprünglich deutsche und immer 
deutsch gebliebene, teils als eine von 1772—1806 „völlig germani- 
sierte‘‘ Provinz anzusehen. Im bisherigen preußischen Anteil des 
Deutsch-Kroner Kreises mit 29000 Einwohnern gab es keine 
50 Menschen, die ein polnisches Wort verstanden, und unter den 
17000 des Caminer preußischen Anteils sprachen kaum 2000 
Polnisch und keine 500 waren des Deutschen unkundig. In beiden 
Kreisen, besonders in Krone, herrschte seit alten Zeiten und seit 
Verfolgung der akatholischen Dissidenten, große Abneigung gegen 
alles polnische Wesen. Dort gehörten die adeligen Gutsbesitzer wie 
auch die meisten im Caminschen Bezirk zu deutschen Familien, 
In den Städten war außer in Camin mit seinen 580 Einwohnern 
kein einziger polnischer Bürger anzutreffen. Ansässige polnische 
Bauern gab es nur in etwa 9 Dörfern, im Kroneschen Kreise über- 
haupt nicht. 


Nicht ganz so günstig war das Verhältnis im Warschauer Anteil 
des Netzegaus, aber abgesehen vom Kreis Inowrazlaw bildeten die 


p Auch dieses mit gutem Erfolg bis 1807 versuchte Herüberziehen 
der Polen in den Staatsdienst verlief nach 1815 bei der Zu- 
spitzung der Gegensätze resultatlos. Wie der Zivil-, wurde der Heeres- 
dienst systematisch von ihnen boykottiert. 

#) Diese Einschätzung v. K.’s ist nach dem vorigen Aufsatz 
viel zu günstig. 


~ 
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Deutschen auch hier ?/, der Einwohnerschaft. Viele Gutsbesitzer, 
wie die graflich v. d. Goltzsche Familie, die wohlhabenderen und 
gewerbefleiBigeren Bauern und alle Stadter mit biirgerlichem Ge- 
werbe waren deutsch. In dem von Friedrich II. neu gegriindeten 
Bromberg mit 5000 Bewohnern wurden die bittersten Klagen über 
die Einführung einer halbpolnischen Regierung, von der man sich 
vielleicht übertriebene Vorstellungen machte, geführt und die 
reichsten Kaufleute hatten erklärt, lieber auswandern als unter 
eine solche Verwaltung kommen zu wollen. Wenn deren Beibe- 
haltung in Posen notwendig und eine Zuschlagung des Kreises 
Inowrazlaw dorthin ratsam war, dann konnte, um dem Bromberger 
Kollegium einen angemessenen Wirkungskreis zu sichern, der 
Kreis Konitz ihm übertragen werden, der schon 1782 —1807 unter 
dem dortigen Hofgericht gestanden hatte, mit Ausnahme des Amts 
Schwetz, dessen Verwaltung von Marienwerder aus wegen der 
Strompolizei auf der Weichsel nötig blieb. Wenn Danzig, Culm und 
Michelau dem Departement Marienwerder einverleibt wurden, 
blieb dessen Umfang noch ausreichend. 


3. Die bereits ausgesprochene Wiedervereinigung der anderen 
3 Warschauer Kreise mit Westpreußen wurde geboten: a) von ihrer 
natürlichen Lage, da sie auf mehr als 30 Meilen im Osten, Norden 
und Westen mit Westpreußen grenzten, hingegen vom Bromberger 
Bezirk durch die Weichsel getrennt waren und diesen Strom nur 
auf 2 Meilen mit ihm teilten. b) Von vielfachen Verbindungen mit 
Westpreußen, da die Bevölkerung alle Produkte in Graudenz mitten 
im Culmer Land, in Marienwerder, nur 2 Meilen von dessen Grenze 
entfernt, so wie in Elbing und Danzig absetzte, dagegen außer aller 
Beziehung zu Bromberg und Posen war, so weit sie nicht im Herzog- 
tum Warschau zu einer solchen gezwungen wurde. c) Von den 
Wünschen von mindestens 95°, der Einwohner deutscher wie pol- 
nischer Zunge, da nur einige mehr oder weniger in die Insurrektion 
von 1807 verwickelte Intriguanten, namentlich v. Kruszinski- 
Nawra, v. Dziatkowski, v. Piwnicki, um eine Vereinigung mit Posen 
warben. d) Von der Nationalität der größtenteils deutschen Be- 
wohner; insbesondere waren die Gutsbesitzer zur Hälfte, der ge- 
bildete Bürgerstand, Kaufleute und Handwerker, ganz, die freien 
Bauern zum größten Teil deutsch und von den polnischen Guts- 
besitzern die Hälfte doppelsprachig. Nur die Ackerbürger in einigen 
kleinen Städten, die eigentumslosen Scharwerksbauern der Güter, 
der größte Teil des Gesindes, mithin sämtlich Leute, die mit den 
Behörden wenig in Berührung kamen, hatten nur Polnisch gelernt, 
das sie jedoch selten lesen konnten. e) Von den früheren Verhält- 
nissen des Landes, da Culm und Michelau von den ältesten Zeiten 
bis 1807 den Hauptbestandteil Westpreußens gebildet hatten. 
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Am 25. Juli meldete Hippel dem Staatsministerium, daB Zer- 
bonis Bekanntmachung vom 12. über die Posener Gerichtsorgani- 
sation die öffentliche Meinung stark errege, da sie der polnischen 
Sprache den Vorrang einräumte, die Schlußinstanz nach Posen 
verlegte und im Gegensatz zu der Verordnung vom 30. April von 
der Schaffung eines Oberlandesgerichts in Bromberg Abstand 
nahm.) Der Präsident fühlte sich deshalb verpflichtet, seinen 
Antrag vom 22. Juni auf Wiedervereinigung des Netzegaus mit 
Westpreußen, jedoch unter eigener Regierung und eigenem Ober- 
landesgericht in Bromberg, zu wiederholen, eine Lösung, von deren 
Zweckmäßigkeit ein Blick auf die Karte jeden Unbefangenen über- 
zeugen mußte. 

Unterdessen hatte Kircheisen davon Wind bekommen, daß 
Arnim und Herford durch Ordre vom 21. Juni viel Hoffnung auf die 
Erfüllung ihrer Wünsche eröffnet worden war. Um Schoenermark 
mit Anweisung versehen zu können, bat er um definitiven Bescheid, 
den auch die Verwaltungsbehörden, so Hippel am 26. Juli bei 
Hardenberg, am 16. August beim Staatsministerium, betrieben. 
Vorläufig war Schoenermark angewiesen, die beiden Kreise in statu 
quo zu belassen (an Hardenberg 9. September). Der Staatskanzler 
erbat nun aus Paris zum Zweck der endgültigen Beschlußfassung 
die Nachsendung der inzwischen vermutlich eingegangenen Be- 
richte Zerbonis an das Staatsministerium 
vom 3. Juli und der Regierung in Marienwerder. (Verf. vom 
14. September). 

Ersterem erschien die Zuteilung der beiden westpreu- 
Bischen Kreise an den Bromberger Bezirk weniger durch die geo- 
graphischen Verhältnisse als durch die Voraussetzung motiviert zu 
sein, daß den Einsassen eine Wiedervereinigung mit ihren früheren 
Kreisgenossen wünschenswert sein werde, denen sie durch Sprache, 
Religion, Sitten und Gebräuche näher verwandt waren als den West- 
preußen. Die eingelaufenen Reklamationen zeigten aber, daß diese 
Voraussetzung nicht allgemein zutraf und sie konnte auch nicht 
begründet sein, „da bei weitem die größere Zahl der Bewohner sich 
zur protestantischen Religion bekennt und aus Deutschen besteht“. 
Seinen Nachrichten zufolge hatte der fragliche Teil des Caminer 


41) Hier lag insofern ein Irrtum vor, als die Posener Gerichts- 
organisation gemäß Kabinettsordre vom 3. Mai erfolgen sollte, die 
Verordnung vom 30. Apr. mithin überholt war, und zwar mit Rück- 
sicht auf die Polen in der Weise, daß nach Bromberg nur ein Land- 
gericht und der Schlußhof nach Posen kam, obwohl nach dem Vo- 
tum des heftig gegen diese Sonderstellung der Provinz ankämp- 
fenden Kircheisen vom 8. Aug. allgemein behauptet wurde, daß 
die Polen die Rechtspflege ganz auf preuß. Fuß zurückwünschten; 
vgl. Laubert 141 f. 
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Kreises unter 17 822 Einwohnern nur 7395, der des Deutsch-Kroner 
unter 29 194 nur 8987 Katholiken. Alle übrigen waren bis auf 
4876 Juden evangelisch. Da ferner die Katholiken keineswegs durch- 
weg zu den Polen gehörten, waren weit über ?/, der Einwohner als 
deutsch anzunehmen.) Die Wünsche der Mehrheit wiesen also 
auf Zuschlagung zu Westpreußen. Die in Posen beabsichtigte Hand- 
habung der Justiz war mutmaßlich ein starker Grund für die Furcht 
vor einer Vereinigung mit dieser Provinz. Man ınußte einräumen, 
daß der Wunsch, bei Betreibung von Rechtsangelegenheiten nicht 
durch einen Wechsel des Richterpersonals und den erzwungenen 
Gebrauch des Polnischen und andere Inkonvenienzen aufgehalten 
zu werden, berechtigt war. Auch bei der Finanzverwaltung mußten 
große Weiterungen entstehen. Die Steuerverfassung war im 
Herzogtum Warschau und in Preußen ganz verschiedenartig gewesen 
und eine Überleitung aus der einen in die andere konnte wahr- 
scheinlich vorläufig noch nicht geregelt werden. Daher hätte man 
in einem Departement zwei abweichende Steuersysteme beibehalten 
müssen. Endlich fand der Oberpräsident im Wiener Traktat einen 
entscheidenden Grund gegen die Vereinigung von Camin und 
Deutsch-Krone und für die von Thorn, Culm und Michelau mit 
Posen, denn nach seinem ersten Artikel sollte das Großherzogtum 
Posen bestehen aus den Preußen vermöge dieses Vertrags zufallen- 
den Gebieten.) Bei Verletzung dieser Bestimmung stand ein Ein- 


42) Nach der genaueren Auskunft der Bromberger Regierung 
vom 3. Juli hatte Camin 17779 Einwohner, davon 7365 Katholiken, 
2446 Juden, 7968 Evangelische, während in Deutsch-Krone 
unter 28 596 Seelen nach landrätlicher Angabe wenige oder gar 
keine Polen sich befanden, wie denn auch nirgends Polnisch ge- 
sprochen wurde. Die amtliche Zählung von 1818 ergab in den 
etwas anders zusammengesetzten Kreisen: 


Deutsch-Krone: Camin: 
14 769 12621 Evangelische 
y 682 9623 Katholiken 
2 595 2 288 Juden. 


Da viele der Katholiken deutsch waren, bildeten die Polen auch 
hiernach nur eine Minderheit von noch nicht !/,. Der Zeitpunkt 
nach den Warschauer Jahren mit ihrer Deutschenvertreibung 
war aber für sie noch günstiger als der Termin von 1772. Ob- 
gleich das Ententeultimatum vom 16. Juni 1919 letzteren als Normal- 
T festgelegt hat, ist ein Teil des Kreises Flatow mit 21 916 
eutschen und nur 8 600 Polen (nach der Volkszählung v. 1910) 
abstimmungslos Deutschland abgesprochen worden. 


43) Der Vertrag besagte nur: La partie du duché de Varsovie 
que S. M. le roi de Prusse possédera. .. sous le titre de Grand-Duche de 
Posen, sera comprise dans la ligne suivante etc. und legt dann die 
Grenze gegen das Zarenreich fest; der Zuweisung altpreuBischer 
Teile war also kein Hindernis in den Weg gelegt, ebensowenig aber der 
Abtrennung einzelner Distrikte. 
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spruch RuBlands zu gewärtigen. Seitens des Fürsten Czartoryski 
waren Zerboni AuBerungen zugegangen, die diese Befiirchtung 
rechtfertigten. Da andere Gesichtspunkte als die hier entwickelten, 
namentlich der Wunsch nach einer geographisch zweckmäßigeren 
Begrenzung der Provinzen, den angeführten Motiven wohl nach- 
stehen mußten, konnte Zerboni nur für Belassung der 3 neuen Kreise 
bei Posen und der 2 alten bei Westpreußen stimmen. 

Dieses Votum begleitete Kircheisen mit der Rand- 
bemerkung, daß er schon früher ein hinsichtlich des letzteren Falles 
gleichlautendes Gutachten eingereicht habe. Die Würdigung der 
preußischen Justizverfassung gegenüber der bevorstehenden pol- 
nischen war ihm sehr angenehm. Man brauchte nur die Schrift von 
Klewiz, dem einstigen südpreußischen Dezernenten im General- 
direktorium, zu lesen,#) um zu erkennen, worüber sich die Polen 
beschwerten: Nicht über die Justizverfassung als solche, deren In- 
tegrität und Fähigkeit auch ihre Feinde verehren mußten, sondern 
nur über ihre Kostspieligkeit. Sie verglichen diese Kosten mit den 
polnischen, ohne die damals erforderlichen Reisen und Bestechungs- 
gelder zu veranschlagen. Wie hätten sie auch billiger sein können, 
da der Ertrag nur zur kärglichen Erhaltung des notwendigen Per- 
sonals verwendet wurde? Ob der Staat diese Last durch Gerichts- 
gebühren oder Steuern, also unter einem anderen Namen, aufer- 
legte, war für das Volk gleichgültig. 


Der Finanzminister Graf Bülow votierte (7. Juli) 
lebhaft wegen Camins und Deutsch-Krones im Sinne Zerbonis. 
Dagegen bestritt er dessen Ansicht über die anderen 3 Kreise als 
ganz unrichtig, weil Rußland schwerlich ein Recht eingeräumt 
werden konnte, Preußen seine innere Landeseinteilung vorzu- 
schreiben und der Name ‚Großherzogtum Posen‘ keine Verbind- 
lichkeiten in dieser Hinsicht enthielt. Die Korrespondenz des 
Oberprasidenten mit Czartoryski fand er „sehr am unrichtigen 
Orte“, da keiner von beiden eine Befugnis dazu besaß. Schuck- 
mann stimmte Bülow auch aus administrativen Gründen völlig 
bei. Die innere Provinzialbegrenzung und Verwaltung schien auch 
ihm kein wesentlicher Teil des Traktats, worin Preußen gegen aus- 
wärtige Mächte gebunden war. Aber da diese Frage allein poli- 
tischer Natur war, mußte seines Erachtens die Entscheidung 
Hardenberg überlassen werden. 

Inzwischen hatte die Regierung zu Bromberg eine 
dritte Grenzfrage angeschnitten (an Zerboni 24. Juni): 
Die durch Verordnung vom 30. April verfiigte Zuteilung des linken 


4) Uber die Preuß. Verwaltung in dem ehemaligen Süd- und 
Neu-Östpreußen. Berlin 1812. 
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Weichselufers mit den in der Stromniederung liegenden Ortschaften 
an den Regierungsbezirk Marienwerder, was in Bromberg sofort als 
schädlich erkannt worden war. Einem Antrag Zerbonis folgend 
berichtete das Kollegium nach reiflicher Überlegung jetzt nochmals, 
daB der Bestimmung nur die Absicht zu Grunde gelegen haben 
konnte, die Einheitlichkeit der Strombauverwaltung zu gewähr- 
leisten und dabei den Wettbewerb von zwei Behörden auszuschalten 
unter Ersparung eines Wasserbaudirektors in Bromberg. Aber ein 
solcher war nie vorhanden gewesen, sondern die Aufsicht von dem 
doch unentbehrlichen Baurat des Kollegiuns geführt worden, als 
früher diese über das linke Ufer und dessen Erhaltung von der 
westpreußischen Kammerdeputation in Bromberg ressortiert hatte. 
Dabei waren niemals Reibungen mit der Kammer in Marienwerder 
eingetreten. Es gab an der strittigen Strecke keine Dämme, und 
die Wasserbauten betrafen nur den Uferschutz durch Buhnen und 
Strauchwehr. Trotzdem war bei Eisgang und großen Stürmen 
schnelle Hilfe nötig, aber gerade dann war die Weichsel unpassier- 
bar, so daß ein Baudirektor von drüben nicht zur Stelle sein konnte, 
Unverkennbaren Schaden zog es aber nach sich, wenn die Arbeiten 
am Brahefluß dicht vor seiner Mündung bei Fordon von einer an- 
deren Behörde ausgingen als die am Oberlauf. Auch die Heran- 
rückung der Grenze bis auf eine Meile vor Bromberg und die Fort- 
nahme von Schulitz und Fordon mit der einzigen Niederungsgegend 
des Bezirks erschien unzweckmäßig, zumal fast alle in Betracht 
kommenden Ortschaften zum Amt Bartelssee gehörten, das die Re- 
gierung in Marienwerder nur mit Kosten und Weitläufigkeit ver- 
walten konnte. Darum beantragte das Kollegium die Belassung des 
linken Weichselufers im Bromberger Kreis nebst den Strombauten 
bei Bromberg, womit die Behörde in Marienwerder ganz einver- 
standen war. Zerboni war, soweit er die Sache aus Posen beurteilen 
konnte, gleicher Ansicht und trug deshalb diesen Wunsch ‚dem 
Staatskanzler zur Berücksichtigung vor (14. Juli). 


Am 24. Juli erneuerte die Regierung ihren Vorschlag bei ihm» 
gestützt auf eine Reihe von Gesuchen der Bewohner, die, wirtschaft- 
lich auf Bromberg angewiesen, von ihrer Unterstellung unter eine 
entfernte Behörde am anderen Ufer nur Schaden erwarteten. Auch 
der Beamte Diestel zu Bartelssee hatte sich der Petition ange- 
schlossen. 


Sonach waren drei Grenzfragen, wegen des linken 
Weichselufers, der Kreise Caminund Deutsch- 
Kroneund der Kreise Thorn, Culmund Michelau 
in der Schwebe. 

Am schnellsten trat die Lösung hinsichtlich der mittelsten ein, 
denn schon durch eine Kabinettsordre vom 13. Sep- 
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tember bestimmte der König das Verbleiben beider 
Kreisebei Westpreußen, zumal der Staatskanzler selbst 
dies für unbedenklich erklärt hatte und die älteren Untertanen durch 
eine Zuteilung an Posen gehötigt sein würden, sich einer ihnen un- 
gewohnten Justizverfassung zu unterwerfen. Dabei wurde es als 
ein zu rügender Mißgriff der Bromberger Regierungskommission 
bezeichnet, daß sie diese Einsassen zu einer Wiederholung der schon 
von ihnen geleisteten Huldigung aufgefordert hatte.) 

Die beiden anderen Streitfragen wagte aber Hardenberg nicht 
von Paris aus zu lösen. Er erteilte deshalb am 14. September dem 
ostpreuBischen Oberpräsidenten Landhofmeister v. Auerswald 
den Auftrag, eine Zusammenkunft mit Zerboni und Th. v. Schön- 
Gumbinnen als späterem Oberpräsidenten von Westpreußen, am 
besten wohl in Thorn, anzuberaumen, wobei ihm die Zuziehung 
Hippels und des Bromberger Regierungspräsidenten v. Stein an- 
heimgestellt wurde. Hierbei sollte über die Anträge der Departe- 
mentseinsassea und der Regierung zu Marienwerder beraten werden. 
Unter Preisgabe seines bisherigen Standpunkts schrieb der Fürst 
auch noch eine Erörterung über den gesamten 
Netzedistrikt vor, um zu untersuchen, ob es dem öffent- 
lichen Interesse entsprach, ihn in seiner Organisation von 1772 bis 
1807 als eine zu Westpreußen gehörige Provinz wieder herzustellen 
und ihn, so weit er später dem Herzogtum Warschau zugefallen war, 
entgegen der Verordnung vom 30. April zu diesem Zweck von Posen 
zu trennen? In diesem Vorschlag wurde die Regierung zu Bromberg 
von der zu Marienwerder unterstützt, die eine solche Lösung als 
dem Wunsch der Einwohner angemessen hinstellte. (Hardenberg 
an Zerboni 14. September). 

Auerswald setzte de Tagung für den 24. Ok- 
tober nach Marienwerder an, da hier alle notwendigen 
Materialien bei der Hand waren. Zerboni legte am 27. Sep- 
tem ber seinen Standpunkt dem Staatskanz ler nochmals 
schriftlich unter besonderer Betonung des höheren 
politischen Gesichtspunktes dar,%*) der schon in 


%) Diese Entgleisung wollte Hardenberg dadurch aus der 
Welt schaffen, daß er den diesbezüglichen Befehl nur auf den bis- 
her zum Herzogtum Warschau gehörigen Kreisteil bezog (an Zer- 
boni 30. Sept.). Als Kircheisen ihm am 28. Sept. die erbetenen 
Berichte einsandte und feststellte, daB alle 3 interessierten Prä- 


sidenten, sogar Zerboni, gegen die Trennung beider Kreise von 


Westpreußen gestimmt hatten, war die Entscheidung also längst 
gefallen. 

46) Eine Abschrift reichte er Radziwiłł ein. — Wegen des linken 
Weichselufers berichtete ihm die Regierungskommission wieder am 
6. Oktober. Die Bewohner der betreffenden, vom Kreis Radzie- 
jewo an Posen gefallenen Ortschaften hatten dort noch nicht ge- 
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Wien bei Beratung der Organisationsgrundsatze für Posen neben 
dem administrativen erwogen worden war. Erdurfte auch jetzt nicht 
auBer acht gelassen werden. Im Vordergrund stand dabei die Frage, 
ob Preußen der guten Gesinnung der Einwohner jenes Landes bedurfte 
und ob espolitisch wertvoll war, die gute Stimmung ganz Polensdurch 
eine in nationaler Hinsicht liberale Behandlung der Einwohner zu 
nähren oder ob es sich so sicher fühlte, daß ihm die Gesinnung seiner 
Untertanen und eine Spannung mit dem Gesamtpoientum wenigstens 
für eine Reihe von Jahren völlig gleichgültig sein konnte? Nicht 
die Kommissare, sondern nur Hardenberg selbst stand hoch genug, 
um diese Vorfrage zu beantworten. Der Eindruck einer Ab- 
trennung des Netzegaus mußte um so nachteiliger sein, weil er dem 
Traktat vom 3. Mai und den feierlichen Verheißungen des Königs 
zuwiderlief. Die Maßnahme mußte die Regierung um den öffent- 
lichen Glauben bringen, die Zuversicht auf die Weisheit und Dauer 
ihrer Beschlüsse vernichten, den Insinuationen der Gegner Tor und 
Tür öffnen, daß Preußen nicht zu trauen sei und daß dem gefestigten 
Besitz Posens die Rache für die Treulosigkeit folgen werde, deren 
sich die Warschauer Regierung gegen die Hohenzollernmonarchie 
schuldig gemacht hatte. Zerboni meinte: Wir sind nicht stark ge- 
nug, um den unerschütterlichen Glauben an unsere Moralität zur 
Gründung und Erhaltung unserer Selbständigkeit entbehren zu 
können. Sollte die Errichtung des Großherzogtums gegen alle Er- 
wartung ein politischer Fehler sein, so wird er nur dadurch wieder 
gut gemacht, daß wir jetzt mit Festigkeit bei ihm beharren. Es ist 
durchaus unbegründet, daß die Einwohner des Departements Brom- 
berg die Vereinigung mit Westpreußen wünschen. Nur deutsche 
Städte und Gutsbesitzer hegen diesen Wunsch. Er war anfänglich 
lebhafter als jetzt, weil man, ohne die geplante Neuorganisation zu 
kennen, vor einer polnischen Verwaltung unter polnischen Beamten 
in Sorge war. Die geborenen Polen würden die Losreißung von 
Posen mit großem Widerwillen sehen. Endlich scheint es mir auch 
für dessen Germanisation von Wichtigkeit, „nicht die hier geborenen 
oder noch heimisch gewordenen, mit den Sitten und Gebräuchen 


huldigt und waren jetzt hierzu nach Thorn entboten und der 
Bezirk unter Anheftung des westpreußischen Adlers in schroffem 
Widerspruch zu der mit Hippel getroffenen Verabredung von der 
Regierung zu Marienwerder am 29. September förmlich in Besitz 
genommen. Dadurch verlor Bromberg nicht nur die Einwohner 
vom Amt Dybow, sondern auch von den Grenzzollämtern und war 
bei solcher Einengung nicht mehr zur Bestreitung der laufenden 
Ausgaben im Stande. Daher bat die Regierung um Belassung 
des linken Ufers, was Zerboni bei der Konferenz aus jenen sehr 
erheblichen Gründen kräftig unterstützen wollte. Die einseitigen 
Akte der Regierung zu Marienwerder waren jedenfalls für die 
künftige Grenzziehung unwesentlich (Verf. ız. Oktober). 
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bekannt gewordenen Deutschen von den Polen mit Sorgfalt zu 
sondern, und dadurch die Grenzlinien zwischen beiden Nationen 
noch schärfer abzuschneiden“. Es kommt nach meiner Ansicht 
zuvörderst alles auf die Entscheidung der obigen Präjudizialfrage 
an. Wird sie in der glücklichen zweiten Alternative gelöst und 
werden auch meine übrigen Bedenken als unerheblich befunden, 
dann dürfte einer Wiedervereinigung des ganzen ehemaligen Netze- 
distrikts mit Westpreußen kein stichhaltiger Grund entgegenzu- 
Stellen sein. 


Bei der Konferenz selbst ließ sich Zerboni 
durch Steinvertreten. Erglaubte damit den Absichten 
Hardenbergs zu entsprechen, denn eine 10—12 tägige Abwesenheit 
von Posen hielt er ohne nachteilige Verletzung seiner Dienstge- 
schäfte nicht für möglich, zumal er sich „in den lebhaftesten Ver- 
handlungen mit der polnischen Regierung“ befand. Auf eine Zu- 
schrift Schöns bedauerte er, der Gelegenheit verlustig zu gehen, 
diesen nach zwei Jahren wieder zu sehen, „indem sich alle Dinge 
in so vielem Betracht ganz anders gestaltet haben, als wir es er- 
warteten“. Stein erteilte er Vollmacht, da dessen Lokalkenntnisse 
noch vollständiger waren als seine eigenen. Mit Vergnügen verwies 
er auf dessen Übereinstimmung mit Hippel bezüglich der Belassung 
des linken Weichselufers bei Bromberg, die den Gesuchen der be- 
troffenen Ortschaften entsprach. Wurden etwa die Kreise Brom- 
berg, Inowrazlaw, Camin und Deutsch-Krone nach Westpreußen 
abgetreten, dann pflichtete er der Meinung Hippels bei, daß die 
Landeskollegien zweckmäßig in Bromberg bleiben konnten und 
dessen Einteilungsplan, wonach eine Regierung in Danzig erspart 
wurde, viel für sich hatte (Schr. vom 19. Oktober). Im übrigen 
nahm er auf sein ausführliches Votumfürdie Konferenz 
vom gleichen Tage Bezug. Hier gab er zu, daß verwaltungstech- 
nische Bedenken gegen die Wiederherstellung des Netzedistrikts 
nicht vorlägen, nachdem die fraglichen Kreise 30 Jahre lang in jener 
Form administriert worden waren. Ähnlich wie in seinem Bericht 
an Hardenberg betonte er aber seine politischen Besorgnisse, denn 
so weit er die Sache zu übersehen vermochte, waren die den König 
bei seinem Patent vom 15. Mai leitenden Motive nicht verschwunden, 
sondern hatten sich noch verstärkt. Die größere Bequemlichkeit 
der Verwaltung mußte ohne Zweifel der Sicherheit des Staats 
weichen. Es kam also nur darauf an, ob Preußen sich der guten 
Gesinnung seiner polnischen Untertanen und der gesamten pol- 
nischen Nation gegenwärtig entschlagen konnte oder nicht? 

Für die Wiederschaffung des Netzegaus trat zunächst Harden- 
bergs treuer Gehilfe v. Stägemann ein (Denkschrift über die 
Einteilung der preußischen Provinzen vom 1. Oktober). Er hielt 


sie unter Trennung von Posen fiir notwendig, so daB sich die Ge- 
schäfte des dortigen Oberpräsidenten auf den dazu gehörigen Re- 
gierungsbezirk und die Kreise Gnesen, Powidz und Wongrowitz be- 
schränkten, wenn man nicht eine zweite Regierung etwa in Gnesen 
errichten wollte. 


Die unter Teilnahme von Auerswald, Schön, Hippel, Stein, 
Regierungsrat Flottwell-Gumbinnen und Regierungsrat Reusch- 
Marienwerder am 24. und 25. Oktobertagende Kon- 
ferenz stellte sich in ihrer Mehrheit auf einen ähnlichen Stand- 
punkt. Da weder in der Ordre vom 16. August an die Regierung zu 
Marienwerder, noch in Hardenbergs Verfügung an die Ober- 
präsidenten vom 14. September von einer Aufhebung der Grund- 
linien des Gesetzes vom 30. April die Rede war, vielmehr nur eine 
nochmalige Erwägung der örtlichen Verhältnisse befohlen wurde, 
kam man überein, daß die neue Landeseinteilung ohne prinzipielle 
Veränderung nur nach den Reklamationen der Behörden und 
Stände modifiziert werden dürfe. Deshalb zog man zur Beratung: 
1. ob die Abtretung des Netzegaus von Posen unter seiner Wieder- 
vereinigung mit Westpreußen ratsam und ausführbar sei? Die 
diesbezüglichen Gesuche der Bromberger Bürgerschaft stimmten 
nach Ansicht der Marienwerderschen Regierung mit denen der 
meisten Einsassen überein. Zerboni fand nur politische Bedenken. 
Die Versammlung bemerkte aber einstimmig, a) daß der König aus 
verschiedenen Rücksichten im Widerspruch mit dem Wiener 
Traktat Thorn, Culm und Michelau und zugleich im Widerspruch 
mit dem Besitznahmepatent Teile der Kreise Camin und Deutsch- 
Krone mit Westpreußen zu vereinigen befohlen habe, also auch von 
weiteren Verschiebungen, wenn sie den Wünschen der Einwohner 
entgegenkamen, keine nachteiligen Folgen zu besorgen stünden. 
b) Stein stimmte der Behauptung zu, daß nur die Deutschen die 
Angliederung wünschten, deren Zahl den Polen die Wage hielt, da 
in den ehemals Warschauer Teilen der Kreise Camin und Krone sie, 
im Kreis Inowrazlaw die Polen überwogen, im Kreis Bromberg 
beide Parteien gleich stark waren. Die Anwesenden zogen hieraus 
den Schluß, daß, wenn auch die Volksstimmung geteilt war, die An- 
sicht der meistens in den Städten wohnenden und gebildeteren 
Deutschen mehr Rücksicht verdiente. c) Da die Neuorganisation 
noch nicht beendet war und die Grundsätze der neuen Verfassung 
noch nicht feststanden, konnte sich die Versammlung nicht er- 
schöpfend über Zerbonis Einwand äußern, daß der Wunsch der 
Deutschen nach der Vereinigung mit einer deutschen Provinz früher 
lebhafter gewesen sei. Da jedoch Friedrich Wilhelm III. den Wieder- 
anschluß der Güter im Netzedistrikt an das westpreußische Land- 
schaftssystem befohlen und das Gutachten des Justizministers dar- 
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über erfordert hatte, ob das Hypothekenwesen der betreffenden 
Güter nicht auch dem Oberlandesgericht in Marienwerder über- 
tragen werden könne, wurde Oelrichs um Mitteilung seines hierzu 
erstatteten Gutachtens ersucht.47) Dieses erachtete die Übertragung 
des Hypothekenwesens der landschaftlich mit Westpreußen ver-. 
bundenen Güter an das Oberlandesgericht in Marienwerder vor- 
züglich deshalb für ratsam, weil, wenn das Posener Justizwesen nach 
der Ordre vom 3, Mai eingerichtet wurde, man nur auf wenige wissen- 
schaftlich und praktisch gebildete Richter zählen durfte, auf denen 
eine unverhältnismäßig große Geschäftslast liegen würde. Das 
Publikum konnte darum auf die Posener Gerichtsbehörden mit 
ihrem minder befähigten Personal nicht so bald das Zutrauen setzen, 
dessen sich die preußischen oberen Organe bereits erfreuten. Hier- 
aus glaubte die Versammlung folgern zu müssen, daß die künftige 
Verfassung des Großherzogtums einige die polnische Nationalität 
betreffende Abweichungen erhalten würde und deshalb die 
Deutschen auch jetzt noch gegen eine Vereinigung mit ihm Wider- 
willen hegten und nur Vertrauen auf die ihrem Volkstum ange- 
messenere Verfassung von Westpreußen setzten. d) Die Ver- 
sammlung bestritt Zerbonis Meinung, daß die Verdeutschung der 
Polen im Netzegau durch dessen Vereinigung mit Posen am 
sichersten erreicht werden würde. Sie befürchtete vielmehr aus 
der Beibehaltung der polnischen Sprache bei den öffentlichen Ver- 
handlungen eine Gefahr für die dortigen Deutschen und durch Um- 
sichgreifen polnischer Sitten eine dem Staat höchst nachteilige 
Charakterlosigkeit des Volks. Um die Nationalität eines Volks- 
stammes zu befördern, erschien es weit angemessener, ihn vor jeder 
Vermischung mit einem ihm fremden zu bewahren und ihm die 
seiner Eigentümlichkeit am meisten zusagende Richtung zu geben. 
Wenn man also nach Meinung des Oberpräsidenten die Polen an 
der Netze germanisieren und die dortigen Deutschen als Haupt- 
stamm betrachten mußte, dann war es ein Gebot der Klugheit, den 


47) Der König hatte festgesetzt, daß das ganze westpreuB. 
Landschaftssystem in seiner Verfassung vor 1807 wieder ver- 
einigt und das Hypothekenwesen der bepfandbrieften Güter im 
Netzedistrikt den Posener Justizbehörden entzogen werde (Ordre 
an Kircheisen 15. Juli). So schien es am zweckmäßigsten, die 
Führung der Bücher dem Oberlandesgericht in Marienwerder zu 
überweisen. Vor definitiven Anträgen des Ministers wurde Oel- 
richs Gutachten darüber erfordert, "besonders über die Frage, ob 
das Hypothekenbuch der bepfandbrieften von dem der nicht 
bepfandbrieften Güter zu trennen sei oder nicht? Letzteres 
dünkte angemessener, wobei das Oberlandesgericht für diesen 
Arbeitszuwachs eine Verstärkung erfahren konnte. Unter diesen 
Beschluß fielen auch die Kreise Krone, Camin, Inowrazlaw und 
Bromberg. 
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Bezirk je eher je lieber von Posen zu trennen und den alten Pro- 
vinzen zuzuteilen. Ebenso war man der Auffassung, daß auf die 
von Zerboni vorgeschlagene Weise die Zuneigung der Polen, wahr- 
scheinlich nicht gewonnen, dagegen die der Deutschen eingebüßt 
- werden würde. 


Ungeachtet einer Nichtanerkennung der von jenem gegen die 
Angliederung an Westpreußen aufgeführten Gründe äußerte sich 
aber auch Auerswald gegen eine solche, weil, wenn der Monarch 
auch einige Abänderungen des Wiener Vertrags und des Besitz- 
nahmepatents für gut befunden hatte, es deshalb doch nicht rätlich 
war, diese feierlichen Stipulationen auch noch durch die fragliche 
Übertretung auf sehr empfindliche Weise zu entwurzeln, und weil 
dadurch die Errichtung der Danziger Regierung vereitelt werden 
würde, was wieder einer von Hardenberg mehrfach nachdrücklich 
geauBerten Bestimmung widersprach. Schön, Stein und Hippel 
stimmten dagegen aus den angeführten Gründen für die Ausführ- 
barkeit der offenbar nützlichen Maßnahme, die indessen höherer 
Entscheidung überlassen werden mußte. Einverstanden war man 
darin, daß wenn die Verwaltung im Netzegau nach altpreußischem 
Stil geführt werden würde, er mithin nur dem Namen nach mit dem 
Großherzogtum verbunden blieb, hiergegen nichts einzuwenden 
war, zumal dann das Besitznahmepatent nicht revidiert wurde. Für 
den umgekehrten Fall waren die Beteiligten einig, daß die bisherige 
Gesamtprovinz Westpreußen mit Einschluß von Thorn, Culm und 
Michelau und der ungeteilte Netzedistrikt an die Regierungen zu 
Bromberg und Marienwerder fallen konnten und die Errichtung 
eines Kollegiums in Danzig nicht notwendig war. Auerswald und 
Hippel wollten nur eine Zerreißung des Culmer Kreises vermeiden 
und ihn völlig bei Marienwerder belassen. Die bei einem Verbleiben 
des Netzegaus im Posener Provinzialverband noch zu lösende Ein- 
gliederung der Westpreußen zugesprochenen Teile von Camin und 
Deutsch-Krone glaubte man einstimmig am besten durch Zuweisung 
des letzteren Kreises an die Neumark bewerkstelligen zu können. 
Die Entfernung war sowohl von Danzig wie Marienwerder so be- 
trächtlich, daß von hier aus keine tatkräftige Verwaltung möglich 
war. Auch ihrem Gewerbe nach waren die Einwohner mehr auf die 
Neumark als auf Westpreußen gerichtet und mehrere Gutsbesitzer 
auch dort ansässig. Die Entfernung nach Frankfurt war etwas 
geringer, und Einwendungen seitens der Bewohner glaubte Hippel 
nach seiner Kenntnis von ihrer Stimmung nicht besorgen zu müssen. 


Hinsichtlich der Belassung des linken Weichsel- 
ufers, so weit es vor 1807 mit dem Bromberger Kammerdeparte- 
ment verbunden gewesen war, nämlich von Kosziellek bis Catha- 
rinchen,beiBrombergfanden auch die beiden Oberpräsidenten 
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nichts zu erinnern, nachdem Hippel seine Zustimmung erklart 
hatte. Dagegen sollte das Ufer von Catharinchen bis zur polnischen 
Grenze an Marienwerder überwiesen werden, weil es noch zu dem 
Thorner Festungsrayon gehörte und der König erst kürzlich aus 
militärischen Gründen bestimmt befohlen hatte, daß dieses Terrain 
ebenfalls fortifiziert und mit den Festungswerken in genaustem Zu- 
sammenschluß gebracht werden sollte, so daß Stein den Anspruch 
auf diesen Strich schwinden ließ (an Zerboni 28. Oktober). 

Weiter wurden die Einteilungs- und Abgrenzungsmodalitäten 
von Ost-, Westpreußen und Litauen, auch für den Fall der Be- 
lassung des Netzebezirks bei Posen und gleichzeitiger Errichtung 
einer Regierung in Danzig erörtert, ebenso einige Anträge Steins 
über Grenzverschiebungen des altpreußischen Anteils vom Kreis 
Deutsch-Krone bei Schönlanke, wonach unter Zustimmung der 
Konferenz die dismembriert gewesenen Flächen der Domäne und 
des Forstamts Schönlanke, Zelgniewo sowie das Domänenamt 
Schloppe wieder zu Bromberg kommen sollten. Endlich wurden 
einige kleine Änderungen beim Kreis Camin gutgeheißen. 

Jedenfalls waren sich die Kommissare darin einig, daß infolge 
der noch in den letzten Tagen von Hardenberg an Auerswald und 
Schön ergangenen bestimmten Verfügungen es im ganzen bei der 
Verordnung vom 30. April zu bewenden habe.*#) 

Das Protokoll wurde nun zunächst von dem Leiter des sta- 
tistischen Bureaus, Staatsrat Joh. G. Hoffmann, am 15. De- 
zember eingehend begutachtet. Er ging von der geschichtlichen 
Betrachtung aus, daß der Wiener Kongreß die Aufgabe gehabt habe, 
für die Zukunft dem Mißbrauch einer Übermacht zu steuern und 
das Odium von Polens Vernichtung zu mildern. Da eine Wieder- 
herstellung dieses Reichs unmöglich war, wurde der Nation we- 
nigstens die Erhaltung ihrer Eigenart auch unter Fremd- 
herrschaft zugesichert (Art. 1 der KongreBakte: Les Polonais etc. 
obtiendront une representation et des institutions nationales). Es 
lag in der Natur der Sache, daß sich diese eigentümliche Verfassung 
nicht auf Individuen polnischer Abkunft, wo sie auch wohnten, 
sondern nur auf die Bevölkerung eines bestimmten Landstrichs 
erstrecken mußte. Dieser Landstrich war nicht bloß das Herzogtum 
Warschau oder Polen nach 1772, denn eine solche Beschränkung war 
weder im Sinn noch Wortlaut der Kongreßakte begründet. Allein 
es war auch nicht abzusehen, daß es dieser Verpflichtung zur Er- 


48) Ein bei dieser Gelegenheit von Schön vorgebrachtes Ein- 
teilungsprojekt der Einzelprovinzen, deren jede durch Zuwei- 
sung eines Küstenstrichs mit entsprechendem Hinterland zu 
einem selbständigen Wirtschaftsorganismus ausgestaltet werden 
sollte, habe ich behandelt in Forschungen zur Brandenb. u. Preuß. 
Geschichte Bd. 28. 574 ff. 
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haltung der polnischen Nationalität in Ländern bedurfte, die nur 
Nebengebiete Polens gewesen waren und stets ihre besondere Ver- 
waltung und Sitte behalten hatten. Diese Bestimmung konnte 
daher weder auf Kurland noch Westpreußen in dem Umfang von 
1466 bezogen werden. Preußen insbesondere war nur verpflichtet, 
dem Netzedistrikt und dem wiedererlangten Teil von Südpreußen 
die vertragsmäßige nationale Verfassung zu gewähren. 

Zwar wohnten auch viele Deutsche hier und nicht nur in 
einigen Gegenden des Netzegaus, sondern fast noch mehr in Süd- 
preußen. Posen war so deutsch, daß die dortige Zeitung selbst in 
den herzoglich Warschauer Jahren deutsch erscheinen mußte, als 
der Haß gegen alles Deutsche und das Bestreben, überall die pol- 
nische Nationalität vorwalten zu lassen, an der Tagesordnung war.**) 
Meseritz, Bomst, Schmiegel, Rawitsch, Bojanowo, Lissa, Fraustadt 
waren so gänzlich deutsch, daß die Einwohner, die mit den pol- 
nischen Bauern der Umgegend verkehren wollten, hierzu aus- 
drücklich Polnisch lernen mußten. Wollte man daraus aber einen 
Grund herleiten, um diese Orte und überhaupt ganze Gegenden 
Großpolens, weil sie überwiegend von Deutschen bewohnt wurden 5°) 
nicht unter die Kongreßakte zu stellen, so mußte man nach billiger 
Gegenseitigkeit auch den in vielen Regionen des alten preußischen 
Gebiets, namentlich in mehreren Kreisen Ostpreußens und Ober- 
schlesiens wohnenden Polen eine nationale Verfassung zuge- 
stehen!) Dabei waren große Verwaltungsschwierigkeiten unver- 
meidlich. Der sehr viel einfachere Weg war der, daß man 1. aus 
dem wiedererlangten Teil Großpolens eine besondere Provinz bildet, 
deren Grenzen genau mit denen des vormaligen Großpolens über- 
einstimmen, also außer den zurückgegebenen Teilen der Departe- 
ments Posen und Kalisch auch den ganzen Netzedistrikt ent- 
halten; 2. dieser besonderen Provinz eine solche Verwaltung gibt, 
daß die darinwohnenden Polen gegen eine Unterdrückung ihrer 
Sprache und Sitten geschützt werden; 3. in Berücksichtigung der 
vielen Deutschen diese Verfassung aber auch der deutschen Sprache 
und deutschen Sitten den gebührenden gleichen Schutz verleiht 
und die Deutschen ebenso wenig nötigt, Polen zu werden wie 
umgekehrt. Diese Modifikation war selbst der Wiener Akte ange- 
messen, nach der die den Polen versprochene nationale Verfassung 
nach dem Gutachten und der Konvenienz der beteiligten RE 
gierungen bestimmt werden sollte. 


49) 1821 betrug der Absatz der deutschen und polnischen 
Ausgabe ungefähr je 250 Stück. 

50) Randbemerkung Schuckmanns: Sind denn aber diese 
Deutschen ,,des Polonais? 

51) Desgl.: Keineswegs, da über diese niemand in Wien zu 
reden hatte. 
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Nicht bloß vertragliche Bindung, sondern 

„selbst eine gesunde Politik®) können und müssen Preußen 
veranlassen, seine neuen polnischen Untertanen bei der Nationalität, 
worin sie sich glücklich fühlen, so weit zu schützen, daß sie gegen 
alles direkte oder indirekte Aufdringen fremder Sprache und Sitten 
und darauf begründeter Verfassungen vollständig gesichert sind. 
Demohngeachtet aber wird man niemals verkennen können, daß 
Preußen die Verschiedenheit der Sprachen, Sitten und darauf 
begründeter Verfassungen immer als eine Erschwerung der Ver- 
waltung betrachten, und es daher selbst gern sehen werde, wenn 
in der Folge der Zeit diese Verschiedenheit durch freie Wahl und 
ohne allen Zwang allmählich von selbst verschwindet. Es wird 
daher in der Verfassung, welche die Polen unter Preußens Herr- 
schaft erhalten, nichts eingemischt werden können, was sie hindern 
könnte, sich aus freier Wahl, selbst unbewußt durch die Macht 
der Gewohnheit ihren deutschen Mituntertanen zu nähern und mit 
ihnen allmählich zu einem gleichartigen Ganzen zusammen zu 
schmelzen. Noch viel weniger also darf befürwortet werden, daß 
es in den Absichten des preußischen Staats liegen könne, diejenigen 
Deutschen, welche unter den Polen wohnen, und welche gleiches 
Anrecht auf den Schutz ihrer Nationalität haben, zu Polen zu 
machen. Ja selbst, wenn durch irgend einen Mißgriff eine solche 
Absicht gefaßt werden könnte, würde sie mit einem aus Deutschen 
bestehenden Ministerio, mit Offizianten, die auf deutschen Uni- 
versitäten, in deutschen Heeren, in deutschen Kanzleien gebildet 
worden sind, niemals auszuführen sein.“ 


Hiernach schien insbesondere die Besorgnis ganz grundlos, die 
einige Gutsbesitzer in dem durch den Tilsiter Frieden bei Preußen 
belassenen Teilen des Netzedistrikts dem König vorgetragen hatten, 


52) Desgl.: Der Minister des Inneren muß auf das feierlichste 
hiergegen protestieren. „Er hält es schlechterdings für seine 
Pflicht, dahin soviel als möglich überall zu wirken, daß der Preu- 
Rische Staat aus Preußen, und also nicht aus Polen bestehe, und 
daß diese letzteren also so weit und so bald, als es ohne Ver- 
letzung der Traktaten möglich ist, dazu, mit- 
hin notwendig auch zu Deutschen erzogen werden. KRepräsen- 
tanten sind allen Provinzen versprochen. Diese erhalten also 
auch die ehemaligen Polen, zu welcher Provinz sie auch geschla- 
gen werden. Auch sind nationale Institute, — polnische Schulen, 
davon ganz unabhängig, durch welche Behörden der König 
die Verwaltung eines Distrikts führen lasse. Es wäre allerdings 
gegen eine gesunde Politik, solche Institute und die polnische 
Sprache gewaltsam zu unterdrücken, ganz ihr angemessen aber 
ist es gewiß, wenn man durch gute Behandlung und gute Erzie- 
hung die Polen so an sich zieht, daß sie davon willig in der Fol- 
ge entraten, und es ist daher nicht ratsam, solche Scheidelinien 
zu ziehen, die diese Folge verhindern oder verzögern.“ — Also 
selbst Schuckmann nennt damals schon die gewaltsame Unter- 
drückung von Sprache und Schule der Minderheit eine ungesunde 
Politik und er war einer der reaktionärsten Minister. Bemerkens- 
wert an den Auslassungen Hoffmanns ist vor allem, wie deutlich 
bereits der Gedanke des Minderheitsschutzes bei den Erörterun- 
gen der preußischen Staatsmänner ans Tageslicht tritt. 


4% 


52 


worauf dieser bestimmt haben sollte, daß die Zuschlagung des Gaus 
an Posen nicht erfolgen solle. Hoffmann wußte aber nur, daß 
Friedrich Wilhelm in seiner Güte jene Vorstellung zur Untersuchung 
an seine Ministerien verwiesen und erklärt hatte, er glaube 
nicht, daß eine Vereinigung mit den alten Provinzen Schwierig- 
keiten haben würde. Diese Äußerung konnte ihn nicht hindern, sich 
auf den Vortrag eines unbefangenen Ministers davon zu überzeugen, 
daß 1. allerdings große, ihm bisher unbekannte Schwierigkeiten der 
Gewährung des Gesuchs entgegenstanden, indem man alsdann an- 
nehmen würde, daß Thorn, Culm und Michelau zur Povinz Posen 
gehörten, sobald deren Grenzen nicht die Großpolens, sondern die 
des Herzogtums Warschau sein würden; 2. die ganze Voraus- 
setzung der Beschwerde, nämlich, daß ihre Urheber genötigt werden 
sollten, Polen zu werden, hinfällig war. Die künftige Ver- 
fassung des Großherzogtums durfte notwendigerweise den dortigen 
Deutschen keinen Vorteil verkiimmern, den ihnen einedeutsche 
Verwaltung gewähren konnte. Sie mußte hiernach abgeändert 
werden, wo man diese Notwendigkeit verkannt hatte, und auf solche 
Abänderungen, nicht auf Ausscheidung aus der Provinz hatten die 
Deutschen ihre Anträge zu richten. 


Schuckmann legte seine Bedenken noch in einem Votum 
vom 4. Januar 1816 nieder, wol ei er die Grenre vorlau‘ig ebenso 
annahm wie Zerboni, anscheinend, ohne der Frage größere Be- 
deutung beizumessen. Friedrich Wilhelm hatte bereits jedes 
Interesse verloren. In einer Ordre an Hardenberg vom 
3l. Januar wurde diesem bei Abgrenzung der Departements 
Posen und Bromberg, auch nach Schlesien hin, völlig freie 
Hand gelassen. An die Neumark sollte nur die ganz ,,enkla- 
vierte“ Stadt Schermeisel mit dem Bezirk Eichberg fallen, wogegen 
die früher dem Freiherrn vom Stein gehörige Grafschaft Birnbaum 
bei Posen zu verbleiben hatte, weil mit ihr ein größerer, unabtrenn- 
barer Distrikt der Neumark hätte zugelegt werden müssen. Ganz 
ebenso besagte eine zweite Ordre des gleichen Tages über die Or- 
ganisation der Regierung zu Bromberg, daß die Grenzbestimmung 
gegen Posen und Marienwerder durch die beteiligten Regierungen 
zu erfolgen habe und dem Staatskanzler freie Verfügung eingeräumt 
werde. 


Hardenberg war aber nicht mehr zu großen Verschie- 
bungen geneigt, sondern stand offenbar unter dem Eindruck der 
Hoffmannschen Auffassung. Daher verfügte er am 30. März an 
Bülow-Schuckmann, daß die schon im Oktober 1815 auf seine An- 
ordnung von den Präsidenten beratene Einteilung der Provinzen 
Preußen und Litauen mit den in Berlin anwesenden Auerswald und 
Schön nochmals erörtert werden sollte, wobei eine Zuziehung Hoff- 
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manns neben möglichster Beschleunigung empfohlen wurde. Den 
näheren Beschluß hatte der Staatskanzler bis zur Neuorganisation 
der Verwaltungsbezirke ausgesetzt, doch mußte die Sache reguliert 
werden, ehe mit dieser fortgeschritten werden konnte. Das Ergebnis 
sollte der nächsten Ministerialkonferenz unterbreitet werden. Be- 
rücksichtigenswert waren besonders Lokalität, Handelsverbin- 
dungen, landschaftliche Kreditverhältnisse der betreffenden Gegen- 
den, damit die Verwaltungsorgane durch die getroffenen An- 
ordnungen nicht in ihren Bemühungen gelähmt wurden, dem ge- 
sunkenen Wohlstand aufzuhelfen. Dagegen sollte auf die Anträge 
einzelner Kreise und Kommunen, die selten mit dem Wohl des 
Ganzen vereinbar waren, nur untergeordnete Rücksicht genommen 
werden. | 

Über die Einzelheiten der nunmehrigen Beratungen, bei denen 
der Staatskanzler das politische und nationale Moment schon ganz 
ausgeschaltet hatte, sind wir nicht unterrichtet. Jedenfalls war von 
einer Wiedervereinigung des ganzen Netzebezirks nicht mehr die 
Rede. Die Abgrenzung zwischen Bromberg und Marienwerder in 
den festgelegten Richtlinien konnte nur noch zu kleinen Änderungen 
führen, die unter den beiden Kollegien geordnet wurden und die 
nach einem Bericht der Bromberger Regierung beide Minister 
Hardenberg am 22. Januar 1817 vorlegten. Zu einer Differenz war 
es nur wegen der Herrschaft Glupczyn gekommen. Durch Reskript 
vom 28. Februar an Bülow-Schuckmann billigte endlich der Staats- 
kanzłer die vorgeschlagene Regelung.) 

Die geschilderten Vorgänge haben neben der Feststellung des 
nationalen Verhältnisses im Jahre 1815 in einigen der uns ohne Ab- 
stimmung entrissenen Gebiete auch für die heutige Lage noch in 
anderer Beziehung wesentliches Interesse, denn sie gestatten Ein- 
blick in die damals innerhalb der Bureaukratie herrschenden An- 
schauungen von dem polnischen Problem überhaupt. Bei den be- 
teiligten Persönlichkeiten waltet zwar der Wunsch nach einer Ger- 
manisierung des fremden Elements ob, doch durchgängig wird aller 
Zwang hierbei abgelehnt. Ebenso freilich auch die Zumutung, die 
Deutschen einer unfreiwilligen Polonisierung auszusetzen. Zum 
Sieg gelangt die Auffassung, daß Preußen vertragsmäßig durch die 
in Wahrheit ganz unbestimmten Wiener Abmachungen verpflichtet 
sei, den Polen wenigstens in den überwiegend von ihnen bewohnten 
Gebieten eine nationale Autonomie zuzubilligen. Dabei spielt die 
alle Wandlungen der letzten Menschenalter durchziehende Er- 
wartung hinein, daß sie durch solches Entgegenkommen auf fried- 
lichem Weg sich dankbar zum preußischen Staatsgedanken be- 


58) Über die Einzelheiten der eintretenden Verschiebungen 
vgl. Laubert 29. 
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kehren würden. Keine Klarheit war darüber zu gewinnen, ob der 
Staat alle vorwiegend deutschen Gebiete von Posen trennen und 
ihre völlige Verdeutschung um den Preis einer vom Deutschtum 
nur wenig berührten Fortexistenz des verbleibenden polnischen 
Restes von Großpolen sicherstellen oder ob es diesen durch Zu- 
sammenkoppelung mit deutschen Gegenden einer langsamen Zer- 
setzung überliefern sollte? Zu Stande kam schließlich ein Mittel- 
weg, der zwar Camin und Deutsch-Krone von Posen loslöste, aber 
nicht zur Schaffung des alten Netzegaus mit einer ganz deutschen 
Verwaltung führte. Man ließ die Provinz Posen im geplanten Um- 
fang bestehen und gab ihr Einrichtungen, die in der Hauptsache auf 
eine unbegrenzte Anerkennung der fremdsprachigen Untertanen 
hinauslief, die hier die ersten kritischen Jahrzehnte sich behaupten 
und später von diesem Herd aus auch Westpreußen wieder in- 
fizieren konnten — die für Preußen wohl unglücklichste Lösung von 
allen denkbare n.54) 


Die geplante Errichtung eines Konvikts 
für Posener katholische Theologen an der 
Universität Breslau, ”) 


Vor 1793, als die Sprengel des Erzbischofs von Gnesen und der 
Bischöfe von Posen und Breslau über die späteren Provinzialgrenzen 
hinwegreichten, waren auch die geistlichen Unterrichtsanstalten 
nicht auf deren Umfang beschränkt. Die Gymnasialbildung wurde 
in den zwei Lateinschulen der Domkirchen zu Gnesen und Posen, 
weit gründlicher aber in den Jesuitenschulen zu Posen, Fraustadt, 
Bromberg und Meseritz, in der Nachbarschaft zu Thorn, Deutsch- 
Krone, Konitz, Graudenz, Kalisch und Glogau erteilt. Bei dem 
eigentlichen Fachstudium des angehenden polnischen Klerus wurde 
Philosophie in zwei und Theologie sehr genau in vier einjährigen 


54) Die Polen waren damit natürlich nicht zufriedengestellt‘ 
Die zur Beratung der ständischen Verhältnisse einberufenen Ein- 
sassen forderten in einer nachträglichen Immediateingabe vom 10. 
Febr. 1823 unter anderem die Angliederung von Camin und 
Deutsch-Krone, worauf der König sie bis zum Zusammentritt 
des Landtags vertröstete (Ordre an Sułkowski ro. Mai), der wirk- 
lich 1830 und gar noch 1845 auf die alten Wünsche der Verei- 
nigung mit diesen Kreisen, Thorn, Culm und Michelau zurück- 
kam. Das Staatsministerium vermutete 1823, daß die Kommission 
für ständische Angelegenheiten dem Antrag willfahren werde. 
` 55) Nach Op. IX. B. c. 1, XXIV. D. 8a u. XXVI. B. 16; R. 77. 
226. 84 Bd. II, 413. 4. Bd. III/IV u. adhib. ı Bd. I, 503. ı. Bd. 
II.; R. 89. C. XLII. Schles. -Pos. 4. Bd. I. u. III. u. 12, XLIV. 
Schles.-Pos. 2. Bd. IV; R.89.D.45. Bd. H/H u. dem Nachlaß Flottwells. 
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Kursen vorgetragen, und zwar in der nach ihrem Stifter benannten 
Lubranskischen Akademie in Posen, einem ähnlichen Institut in 
Culm und vorzüglich in den Jesuitenkollegs zu Posen, Thorn und 
Kalisch. Nach Auflösung des Ordens Jesu wurden die Anstalten 
im Nordteil der Provinz unter Leitung des Bischofs von Culm durch 
Weltgeistliche fortgesetzt, jedoch aus Mangel an Mitteln und tüch- 
tigen Lehrern mit geringem Erfolg. In der Südhälfte überließ die 
Regierung alle Ordensgüter dem Adel als unveräußerlichen Besitz 
gegen eine Jahresrente an den allgemeinen Erziehungsfonds. Aus 
dessen Einkünften wurde in Posen ein staatliches Gymnasium er- 
richtet, die Ausbildung des Klerus aber ohne Beihilfe den Bischöfen 
übertragen. Daher gerieten die meisten gelehrten Schulen in Ver- 
fall, während die theologischen Exerzitien in die bischöflichen Se- 
minare an beiden Domkirchen verlegt und durch Missionare vom 
Orden des heiligen Vinzenz zu St. Paul in Warschau nur sehr dürftig 
besorgt wurden. Friedrich Wilhelm IIl. plante nach Erwerbung 
des Landes eine durchgreifende Verbesserung des öffentlichen Un- 
terrichts seiner polnischen Untertanen (Errichtung je eines von den 
Piaristen versorgten und eines weltlichen Gymnasiums: ohne kon- 
fessionellen Charakter in jedem Kammerdepartement, Entsendung 
junger Geistlicher auf die Universität Halle und Errichtung von 
12 FreisteHen für polnische Knaben am Pädagogium in Züllichau 
zur Erziehung eines tüchtigen Lehrerpersonals). Auch zur Reform 
der Seminare war ein umfassender Entwurf fertig gestellt, als der 
Friede von Tilsit diese wohlwollenden Absichten vereitelte. Im 
Herzogtum Warschau konnte bei den kriegerischen Wirren dem 
Gegenstand keine Aufmerksamkeit gewidmet werden. Die Schulen 
rugenr damals den Anstrich religiöser Indifferenz, der Religions- 
tuntericht sollte als Privatsache den Geistlichen aller Bekenntnisse 
und den Eltern anheimgestellt bleiben. Die bestehenden höheren 
Anstalten zu Posen, Fraustadt, Bromberg und Meseritz 
fristeten notdürftig ihr Dasein Für den 
Klerus speziell wirkten weiter die beiden Seminare und die 
ihnen affilierten Domschulen. 


Nach 1815 wurde sogleich dieser gesunkene und durch die 
Abhängigkeit der Seminare vom Warschauer Mutterkonvent noch 
erschwerte Zustand des geistlichen Bildungswesens als einer der 
bösesten Schäden empfunden. Daher ward auf königlichen Befehl 
1821 die Verbindung mit Warschau und am 13. März 1822 die 
Missionarienkongretion überhaupt aufgehoben, und später mit 
dem Erzbischof v. Wolicki ein kirchlicher Unterrichtsplan verab- 
redet, wonach in Posen eine theologische und philosophische Fa- 
kultät begründet und die Domschulen in ein von Weltgeistlichen 
versehenes Gymnasium umgewandelt werden sollten. | 
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Einen anderen Gedanken Wolickis entwickelte der Kultus- 
minister Frhr. v. Altenstein durch Immediatbericht vom 
30. März 1830. Mit den beiden Seminaren und der Abtei Tremessen 
waren Kathedralschulen verbunden, die ihre Zöglinge durch Un- 
terricht im Lateinischen usw. zur Aufnahme in die Seminare vor- 
bereiten sollten. Die früher der Vorbildung des Klerus dienenden 
Jesuitenanstalten zu Posen, Bromberg und Thorn hatten mit Ein- 
schluB der Lissaer Anstalt nach ihrer Umwandlung in öffentliche 
Gymnasien, das zu Thorn obendrein in ein evangelisches, das zu 
Bromberg in ein vorwiegend akatholisches, in den letzten 10 Jahren 
den geistlichen Instituten nicht 1/,) ihrer Schüler geliefert, sondern 
9/19 entstammten den anderen drei genannten Instituten, wozu noch, 
wie einige Spuren andeuteten, in der Stille vom Ausland heran- 
gezogene Jünglinge kamen. Da in der Regel nur unbemittelte 
Knaben sich dem geistlichen Stand widmeten, war es erklarlich, daß 
die teueren Gymnasien dem Klerus nur wenig Nachwuchs zuführten. 
Daran hatte unleugbar weiter das Mißtrauen gegen Simultanschulen 
großen Anteil. Auch verlangte die Vorbereitung zum katholischen 
Kirchendienst Übungen und Gewöhnungen, die schlechterdings 
nicht in den allgemeinen Erziehungsplan der Zeit paßten, vollends 
aber bei einer paritätischen Anstalt schwer zu gewähren waren. 
Die Kathedralschulen sanken von ihrem blühenden Zustand zu 
lateinischen Trivialschulen herab, die höchstens bis zur Quarta 
führten, so daß man nicht von ihnen unmittelbar in die katholischen 
Hörsäle übergehen konnte. Sie hatten zwar nach Fortfall der Je- 
suitenschulen ihre Aufgabe zu erweitern versucht, sie aber bei ihrer 
gänzlichen Mittellosigkeit auf die unerfreulichste Weise gelöst. Der 
Unterricht war unter dem früheren Erzbischof auf lateinische und 
polnische Sprache und Arithmetik beschränkt und wurde meistens 
von selbst unwissenden Männern erteilt. Es leuchtete ein, „daß 
eine solche Vorbildung des Geistes zu schwach ist, um die Lehren 
des Christentums wissenschaftlich zu ordnen und zu lehren und 
sich jene gediegenen Kenntnisse derselben anzueignen, die zu ihrer 
Anwendung im geistlichen Berufe durchaus erfordert wird‘. Diese 
Institute mußten also verbessert oder durch zweckmäßigere Schulen 
ersetzt werden. Wolicki, dem die unumwundene Aufdeckung dieser 
Schäden zur Ehre gereichte, glaubte Abhilfe am sichersten und 
billigsten schaffen zu können auf dem vom französischen Mini- 
sterium beschrittenen Weg der Fundierung s. g. Kleiner Seminare, 
d. h. besonderer gelehrter Schulen für künftige Theologen nach Art 
der écoles militaires. Daher beantragte er eine besondere Dotation 
und Umgestaltung der beiden Kathedralschulen bis etwa zur Höhe 
der Gymnasien zweiten Ranges und schlug für jede einen Rektor 
und 5—6 Lehrer geistlichen Standes vor. Dann konnte bei mäßigen 
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Gehaltsansprüchen jede Anstalt mit 4000 Rtrn. jährlich gehalten 
werden, die der Prälat aus Staatsfonds erbat, zumal der König nach 
der Bulle de salute animarum die Ausstattung der Seminare über- 
nommen hatte und eine gleiche Wohltat für ihr Zubehör, die Ka- 
thedralschulen, also angemessen erschien. Nach Ansicht 
Altensteins und des Oberpräsidenten war eine Behebung des trau- 
rigen Zustandes notwendig und die Mittel dazu ohne Belastung 
der Staatskassen in dem Vermögen der aufzuhebenden Klöster 
vorhanden. Es entstand nur die Frage, ob nicht durch Gründung 
eines katholischen Gymnasiums in Gnesen und Stiftung eines Kon- 
vikts für bedürftige Schüler der Zweck einer Heranbildung von ge- 
nügenden Theologen auf eine mit den übrigen öffentlichen Ein- 
richtungen besser harmonierende Weise erreicht werden konnte? 
Der erzbischöfliche Entwurf bot zwar unverkennbar größere Sicher- 
heit für den nächsten Erfolg, aber es stand zu bezweifeln, ob hin- 
reichend befähigte geistliche Lehrer zu finden sein würden? Auch 
konnte die Einrichtung zu einem strengen klerikalen Kastengeist 
führen. Indessen war Abhilfe auf dem einen oder anderen Weg 
nötig und jeder hatte seine bedenklichen Seiten. Um jedoch Wo- 
licki in Anerkennung seines guten Willens möglichst zu beruhigen, 
erbat der Minister die Ermächtigung zu der Zusage, daß der Not- 
stand des geistlichen Unterrichts auf einem der angedeuteten Wege 
behoben und die erforderlichen Fonds aus dem Klostervermögen 
gewährt werden würden. Friedrich Wilhelm wollte aber der Ver- 
fügung auf Wolickis Gesuch noch Anstand geben, da Altenstein 
die Auswerfung eines besonderen Fonds für den geistlichen Unter- 
richt in der Provinz aus dem Klostervermögen zu beäntragen 
wünschte und darum seiner Beurteilung überlassen bleiben sollte, 
ob er es für angemessen hielt, dem Erzbischof deswegen bereits 
eine Aussicht zu eröffnen. (Ordre vom 17. April). 


Aber Wolickis Tod und die Warschauer Insurrektion vom No- 
vember 1830 ließen diese Gedanken nicht reifen. 


Letztere enthüllte indessen mit einem Schlag die Folgen der 
bisherigen Vernachlässigung, denn die Haltung der Geistlichen, 
deren mehrere selbst zu dem fechtenden Heer eilten, war eine 
äußerst bedenkliche. Daher raffte sich sogar Altenstein 
am 7. Oktober 1831 zu einem Schreiben an den Erzbischof 
v. Dunin auf, worin er betonte, daß es höchste Zeit sei, mit einer 
Verbesserung der geistlichen Vorbildung zu beginnen. Er regte die 
Gründung eines Lyzeums nach Braunsberger Muster in Posen oder 
die Verlegung des Studiums an die Breslauer Hochschule mit Hilfe 
eines dort zu schaffenden Konvikts nach Art des Bonner an, was 
namentlich Flottwell befürwortete (an Dunin 6. Januar 1832). 
Dieser ihm äußerst peinlichen Angelegenheit setzte der Erzbischof 
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ungeachtet mehrmaliger Erinnerungen des Oberpräsidenten zu- 
nächst eisiges Schweigen entgegen, konnte sich aber der Teilnahme 
an einer für den 8. März in Posen anberaumten Konferenz nicht 
entziehen. Hier kam man wohl dahin überein, daß grundsätzlich 
die Theologen sich auf einer Universität bilden sollten, während 
wegen des Mangels an Nachwuchs die Seminare auch fernerhin Kan- 
didaten mit Sekundareife aufnehmen müßten, bis die augenblick- 
lichen Lücken gefüllt sein würden. Später war dann nur eine aus- 
schließlich für die asketisch-praktische Vorbildung bestimmte der- 
artige Anstalt vorgesehen. Jedenfalls kam es Dunin nür darauf an, 
Zeit zu gewinnen, während es sein eigentliches Ziel war, zwar die 
klerikalen Institute zu verbessern, sie aber in seiner Diözese zu be- 
halten. Deshalb vermied er vor allem sorgfältig jede feste Bindung. 
Als Ausweg verfiel er schließlich auf eine Verkuppelung der Se- 
minarfrage mit dem Problem des Mariengymnasiums, das mehr 
Anwärter als bisher liefern sollte. Zu diesem Zweck war bereits, 
auch durch den Domherrn Bustaw, die Schaffung einer rein katho- 
lischen Anstalt angeregt worden. Dunin übersandte Altenstein 
dann am 14. Mai einen wohl überlegten Plan zur Gründung eines 
Lyzeums in Posen, das die Verlegung der Vorstudien nach Breslau 
vermeiden sollte. Er wünschte die Verhandlungen vom 8. März 
nur im Lichte dieses Projekts gewürdigt zu sehen und empfahl 
wegen der Einzelheiten die mündliche Einigung mit einem Mi- 
nisterialkommissar. Seine Hoffnung ging dahin, durch das Lyzeum 
die Forderung der Regierung nach sorgfältigerer Vorbildung der 
Geistlichen mit dem Bedürfnis der Diözese in Einklang zu bringen.S*) 
Inzwischen hatte aber die politische Verwilderung der Provinz den 
König dazu bestimmt, die projektierten Reformen dem gewöhn- 
lichen Instanzenzug zu entrücken und sie einer aus den regsamsten 
Ressortchefs bestehenden „Immediatkommission für 
einige Verwaltungsgegenstände der Provinz 
Posen‘ zu übertragen, die mit Zuziehung des kommandierenden 
Generals v. Grolman und Flottwells um Neujahr 1832/33 ihre Vor- 
schläge formulierte. Eine Kabinettsordre vom 8. Dezember 1832 
hatte ihr die wichtigsten Beratungsgegenstände und an achter Stelle 


56) Die Schilderung dieser vorbereitenden Posener Bera- 
tungen sind dem Aufsatz des Geistlichen Hozakowskı: Der Erz- 
bischof v. Dumin und das theologische Lyzeum in Posen (1923) 
entnommen. H. gibt zwar keine Quellen an, arbeitet aber an- 
scheinend nach den Akten des Posener Diözeseanarchivs. Dabei 
sind ihm allerdıngs bedenkliche Versehen untergelaufen. So stem- 
pelt er den Konsistorialrat Jacob mit konsequenter Bosheit zu 
einem Regierungsrat Jakob Caro. Die Konviktfrage selbst bis 
1836 behandelt H. in K. M. P. 1925.248 — 265. 


59 


die Bildungsfrage der Geistlichkeit vorgeschrieben.57) Das Kom- 
missionsprotokoll vom 20. und 27. Dezember wurde dem Staats- 
ministerium mit einer motivierenden Denkschrift vom 12. Fe- 
bruar 1833 übergeben 58) und da dieses nichts zu erinnern fand, 
stellte es dem König die Genehmigung anheim (Immedber. 5. März). 
Hier wurde in Punkt IV—VI die Errichtung eines Kon- 
vikts für junge Theologen an einer preu- 
Bischen Universität nach Bonner Muster zwecks wissen- 
schaftlicher Vorbereitung empfohlen, während an den Platz der 


57) Hozakowski irrt, wenn er Altenstein als Mitglied der 
Kommission aufführt. Gerade dieser schwache und dem Einfluß 
seiner klerikalisierenden Räte unterliegende Minister sollte aus- 
geschaltet werden. Er kann nur bei Einzelfragen seines Ressorts 
zugezogen worden sein. 

58) Aus dem Inhalt der Denkschrift teilt Hozakowski mit, 
daß sie den großen, durch etwa 200 Vakanzen belegten Mangel 
an Geistlichen anerkannt habe, den sie zu erklären versuchte 
durch den Widerwillen der höheren Stände gegen den fraglichen 
Beruf, die Armut der unteren Schichten, die geringen Einkünfte 
vieler Pfarreien, den jämmerlichen Zustand der Kirchen- und 
Dienstgebäude, sowie die unzulängliche Bildung und Unmoral 
eines Teiles der Kleriker. Die Quelle für letztere sah sie in dem 
politischen Groll und Polonismus vieler Priester, die die behörd- 
lichen Versuche zur geistigen und wirtschaftlichen Hebung de- 
Bevölkerung aus Sorge vor einer Schwächung ihres Einflusser 
nicht gern sahen oder wenigstens die Notwendigkeit größeres 
eigener Regsamkeit befürchteten. Natürlich lehnt H. diese Vor- 
würfe als unlogische Vorurteile entrüstet ab. Bezüglich der Se- 
minare wurde anerkannt, daß sie wissenschaftlich völlig ver- 
sagende Nester des Polonismus und der Opposition waren, bei 
denen wenig Aussicht bestand, sie durch Berufung geeigneter 
Lehrkräfte zu bessern, da fähige Männer schwerlich eine Berufung 
nach Posen annehmen würden. Daher unterstrich die Denk- 
schrift, daß nur eine gelehrte Ausbildung auf deutschen Hoch- 
schulen die wünschenswerten Einflüsse auch in politischer Hin- 
sicht ausüben könnte, wogegen bereits in der Provinz eine Reform 
des Schulwesens und eine Erleichterung des Studiums durch 
Beihilfen erfolgen mußte. Die Kommission machte sich deshalb 
Flottwells Plan hinsichtlich eines Konvikts in Breslau zu eigen, 
worin H. vor allem einen Sieg der germanisatorischen Absichten 
des Oberpräsidenten sieht, die er bei Abwesenheit Dunins un- 
gehindert durchsetzen konnte. Auch der Oberpräsident erachtete 
die Beistimmung des Kirchenfürsten für notwendig, die Alten- 
stein bei der Willensäußerung des Königs als sicher voraussetzen 
“zu können glaubte, weshalb er gebeten wurde, sich um deren Er- 
langung zu bemühen. Wenn H. als fernere Beratungspunkte die 
Verleihung von Stipendien an deutsche Jünglinge von grund- 
sätzlich evangelischem Glaubensbekenntnis, die sich dem Staats- 
oder Schuldienst im Posenschen widmen wollten, für Erlernung 
des Polnischen anführt (dla młodzieńców niemieckiej narodowości, 
a zasadniczo wyznania protestanckiego), so liegt offensichtlich 
ein Mißverständnis zu Grunde. Alsdann würde das Protokoll 
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beiden Seminare nur noch ein praktisch-asketisches treten sollte, 
um die von der Hochschule zurtickkehrenden Jünglinge mit dem 
letzten Schliff zu versehen. Da die Neuerung erst nach 6 Jahren 
durchgefiihrt sein konnte, sollte inzwischen das praktische Gnesener 
Institut zur Erteilung sachgemäßeren Unterrichts verbessert 
werden. Altenstein fand aber die Einwilligung des Erzbischofs 
notwendig. In Wirklichkeit bestimmte die zur Begründung heran- 
gezogene Bulle d. s. a zwar nur, daß Priesterseminare eingerichtet 
werden sollten, nicht aber, daß neben ihnen keine Vorbildung der 
Aspiranten auf Universitäten statthaft sei, wie das Beispiel von 
Bonn dartat. (Denkschrift des Geh. Rats v. Staegemann, 17. März). 

Trotzdem wurde Altenstein in der alle unterbreiteten Vor- 
schläge billigenden Ordre andas Staatsministerium 
vom 31. Märzermächtigt, sich über die Errichtung des 
Konvikts, und zwar in Breslau, mit Dunin in Verbindung zu setzen, 
„da Ich nicht zweifele, daß derselbe Meine Vorschläge für die zweck- 
mäßige Bildung der katholischen Geistlichkeit zur Beförderung der 
Religiosität dankbar anerkennen werde“. Auch die Aufhebung der 
noch vorhandenen Klöster binnen drei Jahren und die ausschlieB- 
liche Verwendung ihres Vermögens für die notwendigen neuen ka- 
tholischen Lehranstalten wurde genehmigt. 

Die Verhandlung war indessen für den Prälaten wie Altensteins 
Kommissar 5°) ‚eine der schwierigsten. Ersterer mußte wichtige 
sich ihm aufdrängende Bedenken gegen die Einrichtung der be- 
deutendsten Bildungsanstalt seines Klerus außerhalb der Diözese, 
welche einer zweifellosen Bestimmung des Tridentinischen Konzils 
zuwiderläuft, deren Aufrechterhaltung den Erzbischöfen und Bi- 
schöfen des preußischen Staats überdem durch die Bulle d. s. a. 
ausdrücklich zugesichert worden ist, bekämpfen.“ Die ihm zuge- 


sicherlich nicht dem Erzbischof zugänglich gemacht worden sein. 
Es handelt sich um den oft erörterten und auch verwirklichten 
Plan, bei dem restlosen Versagen der Polen zur Aufrechterhal- 
tung der sprachlichen Gleichberechtigung Deutsche durch Sti- 
pendien u. dgl. zur Erlernung der polnischen Sprache zu ermun- 
tern, wobei niemals mit einem Wort der evangelische Glaube er- 
wähnt wird. Gelegenheit zur Ancignung des fremden Idioms 
sollte durch Einrichtung polnischer Lehrgänge auf den benach- 
barten Anstalten in Glogau, Züllichau und Thorn wie früher in 
südpreußischer Zeit und durch Errichtung eines Lehrstuhls für 
Slavistik an der Breslauer Universität geschaffen werden, was 
freilich erst unter Friedrich Wilhelm IV. geschah. 

59) Altenstein vermeidet ängstlich die Namensnennung des 
Kommissars. Nach der ganzen Sachlage konnte es nur der Ge- 
heimrat Schmedding sein, was Hozakowski bestätigt. Von der er- 
folgten Abreise nach Posen wurde Dunin vom Minister am 
1. Okt. 1833 mit einem Appell an seine Klugheit und Vaterlands- 
liebe benachrichtigt. 
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mutete Einrichtung war obendrein in anderen Bistümern, na- 
mentlich in Culm hinsichtlich der Mitbenutzung des Braunsberger 
Lyzeums durch v. Mathy, mit Erfolg abgelehnt worden. Dann 
waren in neuster Zeit einige Breslauer Professoren bei einem Teil der 
Katholiken in den Ruf geraten, sich von den Grundsätzen der 
strengen Orthodoxie entfernt zu haben. Aus beiden Gründen konnte 
eine Nachgiebigkeit Dunins sehr leicht ungünstige Beurteilung 
finden. Der diese Bedenken überschauende Kommissar mußte sich 
vor allem bemühen, Motiven Eingang zu schaffen, die ihr Gewicht 
durch den gegenwärtigen betrübenden Bildungszustand im Posener 
Klerus, die schwierige Durchführung eines anderen Projekts auch 
bei weitestem Entgegenkommen und durch die moralische Ver- 
pflichtung des Erzbischofs, jedes gebotene würdige Mittel zur Be- 
hebung dieses Mißstandes dankbar anzunehmen, erhielten. Dunins 
unbedingtes Vertrauen zur königlichen Fürsorge für das wahre 
Beste der Diözese verschaffte diesen Gründen auch endlich den 
Sig. Am6. November zeigte der Kirchenfirst 
dem Monarchen direkt seine Zustimmung 
zur Verlegung destheoretischen Unterrichts 
seiner künftigen Priester nach Breslau mit 
den Worten an: 

„So schmerzlich mir ein solches Opfer aus kanonischen Gründen 
und in mehrfacher Rücksicht sein mußte, so habe ich es dennoch 
mit Vertrauen auf Ew. Majestät landesväterliche Absichten mit 
Ergebung dargebracht. Indem ich nicht ermangele, Ew. Kgl. 
Majestät dies allerunterthänigst anzuzeigen, empfehle ich Aller- 
höchst Ihrem Schutze die mir untergebene Geistlichkeit, da ich 


mich für die Loyalität des bei weitem größeren Teils derselben 
verbürgen zu können glaube‘‘), 


60) Diesen Satz deutete Altenstein dahin, daß der König die 
Ansprüche beider Domkapitel bei der Etatsangelegenheit berück- 
sichtigen möge. Die noch nicht erfolgte Festsetzung des Organi- 
sationsetats für das Erzbistum war auch für den Fortgang der 
Konviktssache hinderlich (Finanzmin. Maassen an Kabınetts- 
min. Grafen Lottum 31. Juli 1833). Flottwell hatte seine Abwe- 
senheit in Berlin benutzt, um auch diese Angelegenheit ins Rollen 
zu bringen. Auf seine Mitteilung darüber (12. Febr.) dankte ihm 
Dunin am 15. überschwänglich: Keine größere Freude hätte ihm 
bereitet werden können. Was eine ı2jährige Korrespondenz 
nicht zu Wege gebracht hatte, war nun bewirkt. ‚Durch so gün- 
stige Erfolge Ihrer Bemühungen werde ich mit wahrer Seelen- 
freude Tausende durch ein wertvolleres Band als das der kalten 
Observanz an Sie gekettet und Ihnen selbst bei der Nachwelt ein 
gesegnetes Andenken gesichert sehen. Mögen Sie mit dem schönen 
Bewußtsein, durch so viele und anhaltende Anstrengungen treft- 
liches bewirkt zu haben, aus der Residenz zurückkehren, und ein 
reichliches Maß von Guttaten für Ihre Provinz heimführen! Wa: 
mich betrifft, so habe ich keinen innigeren Wunsch, als innerha:. 
meiner Stellung Hand in Hand mit Ihnen die dauernde Wo: 
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Um so mehr verdienten Erzbischof und Kommissar ‚‚das 
Anerkenntnis der würdigsten Pflichterfüllung‘‘, und letzterer hatte 
durch ,,Umsicht und Gewandtheit‘ dieses sehr erwünschte Resul- 
tat herbeigeführt. Wenn der Prälat, bei dem auf die Festigkeit 
der Entschließung ‚zu bauen ist“, den gleichen Einfluß auf das 
Konvikt beantragt hatte, wie er dem Erzbischof von Cöln in Bonn 
zustand, nämlich Seelsorge für die Konviktoristen, Vorschlag 
des vorzusetzenden Geistlichen, Vergebung der Freistellen, letzteres 
beides natürlich unter Zustimmung der Staatsbehörde, der auch 
die Leitung der Studien und Disziplin des Hauses nach dafür von 
ihr ausgearbeiteten Statuten und die Beaufsichtigung der Hand- 
habung beider durch den außerordentlichen Regierungsbevoll- 
mächtigten vorbehalten bleiben mußte, so erschien Altenstein 
die Gewährung unbedenklich, denn jener hatte nur gefordert, 
was er fordern mußte, um seiner bischöflichen Pflicht zu genügen 
und was seinem Cölner Amtsbruder zugestanden war. Die Ein- 
leitung zur einstweiligen Umgestaltung in Gnesen war keinen 
Hindernissen begegnet (Immedber. 25. Februar 1834).) 


fahrt meiner geistlichen Kinder zu fördern. Ich rechne dabei auf 
Ihren mir schon oft geleisteten und jetzt von neuen bewährten 
Beistand und empfehle mich und meine Herde angelegentlich 
Ihrem ferneren Wohlwollen und Ihrem wirksamen Schutze.‘ 
Flottwell wird dann noch gebeten, auf baldige Bestätigung des 
zum Domherrn und Domprediger designierten Geistlichen Jab- 
czynski und der beiden als Syndikus vorgeschlagenen Polen hin- 
zuwirken. 

61) Altensteins Haltung und vermeintliches Vertrauen auf 
die Standhaftigkeit Dunins ist um so unbegreiflicher und geradezu 
fahrlässig, da ihm jener (nach Hozakowski) bereits am 28. Okt. 
voller Trauer und Verbitterung geschrieben hatte, daß er zwar 
eine vollendete Tatsache nicht ändern könne, sie also anerkennen 
müsse, aber mit Vorbehalt (przyjmuje ...chociaz z zastrzeze- 
niem co do uniwersytetu w Wroctawiu 1 co do konwiktu tam- 
tejszego) und unter gewissen Bedingungen hinsichtlich der Aus- 
gestaltung des Posener Seminars usw. Hier ist also von einer un- 
zweideutigen Einwilligung nicht die Rede. Allerdings werden 
die gemachten Einwendungen dadurch hinfällig, daß Dunin in 
dem späteren Schreiben an den Monarchen sie nicht aufrecht er- 
hielt. Das Benehmen des Ministers zeigt nicht nur seine unbe- 
dingte Abhängigkeit von Schmedding, sondern ist wohl dadurch 
veranlaßt, daß er, wie H. vermutet, selber insgeheim die Schaffung 
eines Lyzeums in Posen vorzog. Auch Hozakowski betont, daß D. 
seine grundsätzliche Zustimmung vorsichtig durch gewisse Be- 
dingungen verklausuliert habe (Zasadnicze te ustępstwa ks. arcy- 
biskup co do konwiktu w Wroclawiu przezornie obwarowal osob- 
nymi warunkami K. M. P. 1925. 247), jedoch ohne zu betonen, 
daß in dem Schreiben an den König seine Einwilligung unum- 
wunden erfolgte. Wegen des Bonner Instituts holte Dunin wäh- 
rend seines Zoppoter Aufenthalts bei dem Erzbischof Grafen v. 
Spiegel ausführliche Auskunft ein, die durchaus zufriedenstellend 
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Aus Freude über die Rechtfertigung seines Optimismus ließ 
Friedrich Wilhelm Dunin seine Zufriedenheit eröffnen und räumte 
ihm den erbetenen Einfluß ein, wobei nur dafür Sorge getragen 
werden sollte, daß in keiner Art Kollisionen mit den Rechten des 
Breslauer Fürstbischofs über die katholische Fakultät entstehen 
konnten (Kab.-Ordre an Altenst. 3. April). 


Anstatt nun aber den errungenen Vorteil durch raschen Zu- 
stoB zu sichern, vergeudete man in Berlin kostbare Zeit mit uner- 
quicklichen Zänkereien über pekuniäre Fragen. 
In ihrem Immediatbericht v. 29. Juni 1833 erklärten Grolman- 
Flottwell. von allen dringlichen Neuerungen die baldige Reform 
des geistlichen Bildungswesens für die wünschenswerteste, die aber 
bei der Etatsvollziehung für die erzbischöflichen Behörden Hinder- 
nisse gefunden haben müsse. Der König griff sofort ein und sah einem 
Bericht Altensteins über etwaige Schwierigkeiten entgegen (Verf. 
7. Juli). Maassen bestätigte, daß die Verschleppung unter anderem 
in der noch nicht bewirkten Feststellung des Organisationsetats 
für das Erzbistum ihren Grund habe. Die Verhandlungen 
hatten 1826 begonnen und führten neben bedeutungs- 
loseren Differenzen zu einer Meinungsverschiedenheit da- 
rüber, ob der aus einer Anzahl von Vikaren, Psalteristen, 
Altaristen usw. bestehende clerus minor neben den nach der Bulle 
zu fundierenden Stellen im ungestörten Besitz seiner Revenuen 
verbleiben und ob der für Messen und andere gottesdienstliche 
Handlungen aus Privatstiftungen entstandene Memorienfonds der 
Geistlichkeit neben ihren konkordatsmäßigen Einnahmen zufließen 
sollte, oder ob der Staat befugt sei, wie das sonstige Vermögen der 
Bistümer auch das des clerus minor und des Memorienfonds auf 
jene in Anrechnung zu bringen? Das Finanzministerium entschied 
sich, gestützt auf eine Interpretation der Bulle nach den Grund- 
sätzen des kanonischen Rechts und auf eine Kabinettsordre vom 
23. Februar 1825, für die letztere Alternative. Aber da das Mini- 
sterium der geistlichen Angelegenheiten bei der entgegengesetzten 
Ansicht verblieb, mußte man zunächst den am 31. Januar 1829 
genehmigten Ausgabeetat feststellen und den Streitfall vor das 
Staatsministerium bringen. Dieses überließ es aber einfach den 
zwei Ministerien, sich nach dem Verfahren in anderen Bistümern 


lautete (ze arcybiskup koloński jest bardzo zadowolony a. a. O. 
250). Bezüglich des Duninschen Wunsches nach Zusammen- 
legung beider Seminare in Posen schrieb ihm Flottwell am 4. Juli 
1834, daB die Gnesener Anstalt nur noch die dort befindlichen 
Zöglinge ausbilden sollte und alle neuen Kandidaten von Ostern 
1835 sich nach Breslau begeben müßten, was Altenstein bestätigte 
(an Dunin 5. Jan. 1835). 
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zu einigen. Nun glaubte jedoch in den analogen Fallen der übrigen 
Sprengel jeder Teil eine Bestätigung seiner Auffassung zu finden. 
Als letzter Ausweg blieb somit die Anbahnung eines Kompromisses 
durch beiderseitiges Nachgeben. Der Ausgang war aber nicht abzu- 
sehen, denn 1832 hielt Altenstein noch unentwegt an seiner Meinung 
fest. Als dann der Zusammenhang der Frage mit dem klerikalen 
Bildungswesen die Dringlichkeit eines endlichen Arrangements noch 
einleuchtender machte, traten auf ausdrücklichen Wunsch und 
unter Teilnahme Flottwells Kommissare beider Behörden zusammen 
und trafen am 30. Januar 1833 schließlich ein Abkommen, demzu- 
folge man sich unter Beiseitelassung des strittigen Punktes nur über 
ein Pauschquantum einigte, das aus Staatskassen als Zuschuß ge- 
währt werden sollte, so daß die Verwendung der Gesamtdotation 
und die Verteilung für einzelne Zwecke ohne Konkurrenz des 
Finanzministeriums in Altensteins Ermessen gestellt war. Es sollte 
abgesehen von der noch besonders zu gewährenden Dotation für 
sein Konsistorium das Erzbistum nebst beiden Domkapiteln und 
den bistümlichen und kapitularischen Instituten und Behörden 
einschließlich des clerus minor und Memorienfonds das eigentüm- 
liche Grund- und Kapitalvermögen und die bisherigen, zu 
41 456 Rtrn. ermittelten Kompetenzen behalten und unter Auf- 
hebung aller Ansprüche an den in das Eigentum des Staats zu dessen 
freier Verfügung übergehenden Retorsionsfonds einen neuen Zu- 
schuß von 13 707 Rtrn. empfangen, mithin unter Zurechnung von 
14537 Rtrn. eigentümlicher Einkünfte überhaupt 69 700 Rtr. Je 
mehr sich Maassen bewußt war, bei diesem Vergleich allen billigen 
Wünschen des anderen Teils entgegengekommen zu sein und alles 
getan zu haben, was er mit seiner Pflicht für vereinbar hielt, um so 
sicherer durfte er hoffen, daß diese mühsame Vereinbarung endlich 
eine feste Grundlage für die Regulierung der lange verzögerten An- 
gelegenheit schaffen würde. Ganz wider Erwarten ignorierte aber 
Altenstein das Abkommen sofort und brachte Ansprüche zum Vor- 
schein, deren Beseitigung Hauptzweck der Abmachung gewesen war. 
Er setzte nämlich für die Dotation des Memorienfonds 1453 Rtr. 
mehr von den Einkünften des Posener Kapitels an als nach der Do- 
tation des Bistums verwendbar waren. Wiederholte Gegenvor- 
stellungen blieben erfolglos, und so teilte Maassen am 31. Juli Lottum 
den Sachverhalt mit, um davon bei dem Vortrag über Altensteins 
Bericht Gebrauch machen zu können und um ihn zu überzeugen, 
daß so gern der Finanzminister, von der Bedeutung des geistlichen 
Bildungswesens durchdrungen, die Hand zur Wegräumung aller 
Hindernisse bieten wollte, er dazu augenblicklich nicht in der Lage 
war und daß Altenstein nachgeben oder die Sache zur höheren Ent- 
scheidung bringen mußte. 
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Auf urgierende Ordres an beide Minister berichtete Maassen 
am 6. Oktober ganz kurz, daß er sich mit einer Dotationserhéhung 
des Erzbistums nicht einverstanden erklären könne, nachdem das 
Abkommen vom 30. Januar allen Anforderungen ‚vollständig und 
selbst reichlich“ genügt hatte, die die Würde des Kultus erheischen 
konnte. Bereits am 3. September hatte der Freiherr schon gemeldet, 
daß bei den Verhandlungen mit Dunin über die klerikale Bildungs- 
anstalt eine erfolgreiche Verabredung erst getroffen werden konnte, 
wenn durch Vollziehung des Hauptorganisationsentwurfs dem Erz- 
bischof Sicherheit über die Ausstattung des Sprengels und die ihm 
zu verleihenden priesterlichen Institute gegeben war. Die für den 
Dotationsbedarf bestimmten eigentümlichen Einkünfte der Dom- 
kapitel hatten aber die vorausgesetzte Höhe nicht erreicht und so 
nahm er selbstverständlich die notwendige Verstärkung des Staats- 
zuschusses mit 1 750 Rtrn. in Anspruch, da der übrige Fehlbetrag 
von ihm durch äußerste Sparsamkeit erübrigt worden war. 


Als weiterer Übelstand kam hinzu, daß die für die in Aussicht 
genommenen Verbesserungen bereit gestellten Einnahmen, nämlich 
die Erträge des Klöstersäkularisations- und Strafgelderfonds aus 
den von den Teilnehmern am Warschauer Aufstand an Stelle der 
gesetzlich verwirkten Vermögenskonfiskation zu erlegenden Geld- 
bußen, sich als völlig unzulänglich erwiesen. Letztere schmolzen 
infolge fortwährender Begnadigungen und Stundungen unaufhörlich 
zusammen und auch die Einziehung des klösterlichen Vermögens 
machte nur langsame Fortschritte. Als Altenstein mit den beiden 
Ministern des Inneren für Gewerbe und Polizei, Frhrn.v. Brenn und 
v. Rochow, durch Immediatbericht vom 27. Mai 1834 das Fiasko 
des Strafgelderfonds eingestanden hatte, erging an Maassens Nach- _ 
folger, Grafen Alvensleben, am 28. Februar 1836 eine Ordre, die die 
Nichtbeteiligung des Finanzministers an diesem Bericht tadelte, 
ebenso aber die Nichterwähnung des Breslauer Konvikts. Im übrigen 
beschränkte sich der König auf die salomonische Verfügung, daß 
die zu dessen Bau veriangten 32 000 Rtr. jedenfalls dem Vermögen 
der einzuziehenden Klöster und dem Strafgelderfonds zu entnehmen 
seien und die Sache hiervon abhinge. Alvensleben wurde überlassen, 
sich mit Altenstein darüber zu einigen. Das hieß natürlich die 
Sache auf die lange Bank schieben. 


Am 18. September 1835 stellte Altenstein den Fall in 
seiner Beleuchtung dem Oberpräsidenten dar, dem aus früheren 
Mitteilungen bekannt war, daß das Finanzministerium die in der 
Ordre vom 31. Marz 1833 erteilte Autorisation zu Vorschüssen für 
dringliche Zwecke des Kultus und Unterrichts auf die 20 000 Rtr. 
zur Beschaffung eines Gebäudes für das neue Friedrich-Wilhelms- 
gymnasium und die Einrichtungskosten. des Konvikts beschränken 
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wollte. Wenn auch die Mittel nach und nach ohne Rücksicht auf 
den augenblicklichen Zustand des Säkularisationsfonds verfügbar 
gemacht worden waren, hatte es doch in jedem Fall langwieriger 
Verhandlungen bedurft und nichts war unversucht geblicben, um 
die Zustimmung der Finanzbehörde möglichst lange zu verzögern. 
Auch für die Zukunft hatte sie sich die Genehmigung für jeden ein- 
zelnen Vorschuß vorbehalten. Es war zwar nicht anzunehmen, daß 
durch deren Verweigerung der Fortgang der neuen Anstalten ®) 
gehemmt werden würde, aber weitere Verhandlungen standen in 
sicherer Aussicht und hier lag eine dringende Veranlassung, um 
darauf Bedacht zu nehmen, daß bei erster Gelegenheit ihnen ein 
rascher, alle künftigen Hindernisse beseitigender Ausgang erwirkt 
wurde. Deshalb hatte das Staatsministerium bei der Wichtigkeit 
des Gegenstandes die Ermächtigung zu jenen Vorschüssen nachge- 
sucht und Altenstein glaubte hoffen zu dürfen, daB der Monarch 
sich dem Wunsch geneigt zeigen werde. Um bestimmte Anträge 
formulieren zu können, bat er um Auskunft über noch vorhandene 
Unklarheiten. 

Flottwell konnte bei aller Dankbarkeit für den dem Finanz- 
ministerium geleisteten Widerstand die Frage nach dem Bedürfnis 
der neuen Anstalten bis zur Beendigung der Säkularisation und nach 
der Höhe der Summen, die davon einschließlich der bereits ge- 
leisteten Vorschüsse aus Staatskassen weiterhin durch solche ge- 
deckt werden mußten, nicht beantworten, so lange keine Ent- 
scheidung wegen des Konvikts gefallen war. Seines Erachtens kam 
es dabei nicht auf den künftigen, sondern gegenwärtigen Bedarf an 
(Bericht 8. Dezember). | 

Altensteins wohlfeile Anklagen gegen seinen Kollegen änderten 
jedenfalls nichts an der Tatsache, daß infolge der von seinen Räten 
gezeigten Munificenz die im Verlauf des Aufhebungsgeschäfts immer 
deutlicher hervortretende ,,Unzulanglichkeit des Posenschen Sä- 
kularisationsfonds zur Deckung der etatsınäßig daraus zu bestreiten- 
den und z. T. schon darauf angewiesenen Ausgaben‘ durch die ab- 
schließende Übersicht des Klostervermögens für 1835 aufs 
neue „vollständig erwiesen‘ wurde (Flottwell an Alvensleben 
3. März 1836). Den Vorschüssen der Regierungshauptkasse von 
29 520 Rtrn. standen nur Renten von 8672 Rtrn. gegenüber und 
neue Vorschüsse waren 1836 unvermeidlich. Bei Schätzung der 
Revenuen der fundierten Klöster zu vorläufige nur 35 435 Rtrn. 
mußte sich als Endergebnis ein erheblicher Ausfall gegen das Etats- 
soll von 51 200 Rtrn. herausstellen. Obendrein fehlten alle Mittel 


62) Es handele sich um das Progymnasium in Tremessen, 
Ers Schullehrerseminar in Paradies, Stipendien für Studierende bei 
dalernung des Polnischen, Verstärkung des Patronatsbaufonds. 
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zur Einrichtung des Konvikts, denn da das Gesamtsoll der Straf- 
gelder auf 100 000 Rtr. geschatzt wurde, wovon 20 000 Rtr. fiir das 
genannte Gymnasium und 75 000 fiir die Meseritzer Realschule fest- 
gelegt waren, konnten bestenfalls nur einige tausend Taler tibrig 
bleiben. Nachdem sich Flottwell tiber diese miBliche Lage mit dem 
Dezernenten, Geh. Oberfinanzrat Kühne, mündlich beraten hatte, 
wünschte Alvensleben bestimmte Auskunft darüber, unter welchen 
Modalitäten der Oberpräsident eine Deckung aller angewiesenen 
Ausgaben zu gewährleisten vermochte (Verf. 30. April). 

Nach Eingang seines Bescheides rafften sich die beteiligten 
Ressortchefs zu einem ungeschminkten Immediatbericht vom 
15. August auf, den der König am 31. beantwortete: Er hatte sich 
zwar mit den Anträgen der Posener Immediatkommission und an- 
fänglichen Vorschüssen einverstanden erklärt, aber nicht voraus- 
setzen können, daß, wie nun geschehen, mit den Neueinrichtungen 
„ohne alle Rücksicht auf die Mittel des Säkularisationsfonds vor- 
gegangen werden würde“. Um aber der bestehenden Verlegenheit 
abzuhelfen, genehmigte er auf die Versicherung hin, daß keine fer- 
neren Anforderungen an die Staatskasse zu erwarten stünden, den 
Anträgen gemäß die Erstattung der bis Ende 1835 geleisteten Vor- 
schüsse von 20848 Rtrn. aus der Generalstaatskasse, die Über- 
weisung von 1000 Rtrn. auf 5 Jahre zur Verzinsung des Ein- 
richtungskapitals für das Konvikt und die Zahlung einer fortlaufen- 
den Jahresentschädigung von 2680 Rtrn. voin 1. Januar 1837 an 
den Säkularisationsfonds für Abzug der 20 prozentigen Steuer von 
den Renten der.Klosterkapitalien. Endlich sollten die von Flottwell 
reklamierten vier kommendaturabteilichen Kompetenzen einge- 
zogen und dem Fonds überwiesen werden. Ungern hatte der Monarch 
wahrgenommen, daß auch auf einen Ersatz der auf den allgemeinen 
Pensionsaussterbefonds übernommenen Klosterpensionen aus 
etwaigen Überschüssen des Klostervermögens nicht zu rechnen, mit- 
hin der diesbezügliche Vorbehalt der Ordre vom 31. März 1833 ver- 
geblich gewesen war. 

Am 17. September teilte Geh. Oberfinanzrat Berger Flottwell 
mit, daß seine Anträge genehmigt waren. Insbesondere sollte eine 
den vier fraglichen Kompetenzen gleiche Rente von 2650 Rtrn. 
bei dem Fonds in Einnahme gestellt und dagegen der Kompentetiz- 
betrag als erspart vom Etat abgesetzt werden und wegen des Vor- 
schusses zur Konvikteinrichtung spätere Anweisung ergehen. Mit 
Bestimmtheit erwartete das Finanzministerium aber, daß nach der 
schriftlichen Erklärung Flottwells im laufenden Jahr nur so viele 
Vorschüsse zu den Ausgaben des Säkularisationsfonds angewiesen 
werden würden, als durch seine Einkünfte aus bereits eingezogenem 
Klostergut am Jahresschluß saldiert werden konnten. In Ver- 
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bindung mit Altenstein billigte Alvensleben endlich, daß vom 1. Ja- 
nuar 1837 ab die schon feststehenden und definitiv angewiesenen 
Ausgaben für die Zwecke des Fonds mit 28 329 Rtrn. auf die Pro- 
vinzialetats der Geistlichen und Schulverwaltung übernommen 
würden. 

-Indessen Kam diese finanzielle Sanierung zu 
spät. Die durch Geldschwierigkeiten herbeigeführte Verzögerung 
in der Konviktseinrichtung war auch in anderer Hinsicht verhängnis- 
voll geworden und machte Altensteins naiven Glauben an die Auf- 
richtigkeit Dunins schmählich zunichte. Schon als 1835 der An- 
kauf eines Konviktsgebäudes eingeleitet wurde, bestand der Erz- 
bischof auf der Dominsel, wo aber der Fürstbischof die Anstalt un- 
gern sah. Als der Staat nach Flottwells Wunsch neben dem evan- 
gelischen Schullehrerseminar mitten in der Stadt ein Grundstück 
erwarb, erklärte Dunin plötzlich, seine Einwilligung widerstreite 
der Bulle d. s. a. und zumal bei den ketzerischen Lehren einiger 
Universitätsprofessoren befinde er sich in schwerer Gewissensnot 
und müsse dringend bitten, die päpstliche Genehmigung einzuholen 
(an Altenstein 13. Januar und 6 April).®) Sicherlich war diese Ausrede 


83) D., beruft sich besonders auf die Irrlehren des Prof. J. J. 
Müller, der aber schon am 3. Sept. 1834 aus der theologischen 
Fakultät ausgeschieden war. Seine formelle Entlassung erfolgte 
am 22. Sept. 1835. Es handelt sich also nur um eine Ausrede. 
Diese Auffassung vertrat Altenstein in einem Keskript an Flott- 
well vom 20. Febr. Er hielt an demVerschwinden der Missionare aus 
Posen und Gnesen zu Ostern unbedingt fest und hoffte, daß , der 
einsichtsvolle und gut gesinnte Prälat‘“, da einige Anwärter schon 
in Breslau waren, kein Bedenken tragen werde, sie alle dorthin 
oder nach Braunsberg zu entsenden (K. M. P. 253). Als der Ober- 
präsident am 2. März auf Durchführung der ministeriellen Wei- 
sung bestand, verschanzte sich der Wirchenfirst hinter der not- 
wendigen Zustimmung der beiden Domkapitel, die er für den 
7. März zu gemeinsamer Konferenz entbot. Hier stimmten die Po- 
sener Domherren, sowie die beiden Gnesener Deputierten na- 
türlich im Sinne Dunins und nur der deutsche Regenbrecht machte 
in einem Sondervotum einen Vermittelungsvorschlag. Hierauf 
gestützt, erklärte Dunin, daß von einer Entsendung der Anwärter 
nach Breslau oder Braunsberg nicht die Rede sein könne und es 
des vorgesehenen, noch 4jahrigen Übergangsstadiums bedürfe. 
Nunmehr blieben Flottwells Pläne hinsichtlich des Gnesener Se- 
minars stecken (utknely na mielizme K. M. P. 254 ff). In der 
Konviktsfrage erhob Dunin andauernd die fadenscheinigsten Eın- 
wände wegen der ungeeigneten Lage des für 6000 Rtr. dem 
St. Bernhardinhospital abgekauften Platzes, die moralisch 
bedenklich erschien, zu weit von der Universität war (angeblich 
1, Stunde, in Wahrheit kaum !/,) und nach den Angaben zweier 
Gewährsmänner gesundheitsschädlich sein sollte. Die aus Berlin 
gestellte Zumutung, den Namen dieser Leute zu nennen, lehnte 
der Prälat entrüstet ab. Er selbst aber suchte als passende Lo- 
‘kalitat einen Platz dicht neben dem Apollosaal aus, was der Mi- 
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nur der Anfang einer völligen Lossagung von der Übereinkunft von 
1833 und ohne Zustimmung des Prälaten erachtete Altenstein die 
Gründung für unausführbar. Die Beziehungen zu Rom waren schon 
gespannte, doch die Aussicht auf die Erhaltung eines guten Einver- 
nehmens, das auch der König gewahrt wissen wollte, noch nicht 
ganz geschwunden. Für die Sache ließen sich politische, auf die 
Waschauer Insurrektion zurückgehende Beweggründe anführen und 
man konnte betonen, daß auf den gebührenden erzbischöflichen 
Einfluß und die kichlichen Bedürfnisse wesentliche Rücksicht ge- 
nommen war. Auf Anfrage Altensteins beim Ministerium des Aus- 
wärtigen, ob es zweckmäßig sei, wegen der päpstlichen Genehmigung 
bei der Kurie anzusprechen oder mit der Vollstreckung zu beginnen, 
ohne auf das Gesuch des Prälaten einzugehen, erfolgte jedoch eine 
zweifache Verneinung. Wie sich auch die Gründe für und wider 
verhalten mochten, so schien eine Diskussion mit dem römischen 
Hof ganz dazu geeignet, das kaum wiederhergestellte und fort- 
während von vielen Seiten bedrohte gute Vernehmen von neuem 
und gerade in einem Augenblick zu stören, wo vofi seinem unan- 
getasteten Fortbestand die so wünschenswerte günstige Gestaltung 
der inländischen Zerwürfnisse wegen der Mischehen usw. abhing. 
Das Ministerium glaubte daher nicht allein jede diesseitige Be- 
werbung bei dem römischen Stuhl für jetzt als durchaus erfolglos 
und sehr bedenklich entschieden widerraten, sondern auch aus- 
drücklich befürworten zu müssen, daß die Ausführung nicht im 
gegenwärtigen Augenblick ohne päpstliche Einwilligung und im 
Widerspruch mit den neuesten Erklärungen des Erzbischofs be- 
wirkt werde (2. Mai 1837). Diese Wendung nahm der unlustige 
Altenstein zum Vorwand, um die Sache nach Feststellung des 
Etats auf jährlich 16500 Rtr. überhaupt einschlafen zu lassen, 
bis sie das Übergreifen des Mischehenstreits 
auf Posen in eine zunächst aussichtslose 
Lage gebracht hatte. 

Im Verlauf dieses Konflikts erging an Grolman-Flott- 
well der Befehl zu gemeinsamen Berichten an den König, bei 


nister als sittlich anstößig verwerfen mußte. Schließlich erhielt 
Dunin Unterstützung durch Sedlnitzky und den Dechanten 
Montmarin, so daß Altenstein auf eine Untersuchung wegen des 
von Dunin gewünschten Platzes neben dem botanischen Garten 
einging. Der Erzbischof vereitelte jedoch durch allerlei Winkel- 
züge die von Flottwell gewünschte gemeinsame Besichtigung und 
forderte dann Beibehaltung seines Projekts unter Ankauf des 
Apollosaals, was einen Gesamtkostenaufwand von So 000 Rtrn. 
erfordern würde, gegen 20000 für eine Reform des Posener Se- 
minars. ee hatte er eine Verschleppung bis in den Herbst 
1836erzielt, die ausreichte, um dieWeiterverfolgung unter dem Druck 
der beginnenden Spannung zu vereiteln, (K. M. P. 257). 
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denen sie endlich auch die Konviktsgründung wieder anschneiden 
konnten, deren Erledigung ihnen von wesentlichem Einfluß zu 
sein schien. Sie erinnerten an die allseitig, auch vom Monarchen 
als dringlich bewertete Notwendigkeit einer zweckmäßigen, all- 
gemein wissenschaftlichen Schulung des priesterlichen Nach- 
wuchses, der früher durch die Missionare ‚im finstersten Haß 
gegen jede Spur einer deutschen Bildung und also auch gegen die 
Regierung förmlich abgerichtet‘‘ wurde. Allerdings war inzwischen 
das Posener Seminar in vieler Hinsicht reformiert und seine aus 
Schlesien und Westfalen berufenen Lehrer bemühten sich ernst- 
lich, den Zöglingen ein möglichst umfassendes Wissen beizubringen. 
Dagegen hatten sich nicht alle von dem Verdacht enger Verbindung 
mit dem Erzbischof und einer Beförderung seiner Pläne freihalten 
können. Aber selbst wenn diese Besserung von Dauer war, woran 
zu zweifeln starker Grund vorlag, mußte eine derartige Einrichtung 
immer sehr bedenklich bleiben, weil die Erfahrung jeder Zeit 
gelehrt hatte, daß solche der ausschließlichen Aufsicht des Erz- 
bischofs untergeordneten Institute „den Geist einer Absonderung 
der Kirche vom Staat in sich aufnehmen und von den Bischöfen 
in der Regel zu einem Herde feindseliger Gesinnungen gegen die 
weltliche Obrigkeit gemißbraucht werden‘. Die aus solchen Pflanz- 
schulen hervorgehenden Geistlichen huldigten nur dem hierar- 
chischen Prinzip und ließen sich als Werkzeuge der Partei be- 
nutzen, deren törichtes Ziel die Ausbreitung der römischen Herr- 
schaft und die Vernichtung der weltlichen Macht war. Sie fand 
ihre Genugtuung in der Störung aller gesetzlichen Verhältnisse 
und der Erzeugung von Mißtrauen zwischen Volk und Landes- 
herrn. Dieses sich immer mehr hervortuende Bestreben Konnte 
nur durch allgemeine Universitätsbildung der künftigen Geist- 
lichen mit Erfolg bekämpft werden, weil der Geist echter Wissen- 
schaft und humanistischer Weltanschauung die jungen Männer 
am sichersten gegen jesuitische Einflüsse schtitzte. Auch die zu 
Hilfe gerufene Verketzerung der Hermesianer war nur ein Werk 
jener Partei, mit der sich zu verbinden keine Regierung Ursache 
hatte. Darum wagten die Berichterstatter dringend um Aufrecht- 
haltung des Befehls vom März 1833 zu bitten, zu dessen unverzüg- 
licher Ausführung der Kultusminister angehalten werden mochte 
(Ber. 4. Nov. 1839). 


Schon vorher hatte aber Rochow dahin votiert, daß die 
Ausführung des Plans nur mit einem anderen Erzbischof gelingen 
konnte, der dem heiligen Stuhl die Einrichtung befürwortend 
vortrug, denn gegen den Willen des Metropoliten werde und könne 
kein Papst zustimmen. Dunin aber werde bei seinem Eigensinn 
beharren und von einem so beschränkten Mann sei auch die Re- 
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signation nicht zu erwarten, die er sich durch die Neuerung auf- 
erlegen mußte. Gewaltmaßregeln, wie sie Flottwell früher vor- 
geschlagen hatte, kamen nicht in Betracht. Die Sache mußte 
„zu ihrem eigenen Heile“ darum jetzt auf sich beruhen (23. Juni). 


Das hieß Wasser auf Altensteins Mühle treiben, der 
seinen großen Bericht (13. Jan. 1840) mit der kühnen Behauptung 
einleitete, der Aufstand von 1830 habe ,,bei Verschiedenen vom 
Adel und bei einigen, i. g. nur wenigen Geistlichen“ politische 
Sympathien erweckt, die in Teilnahme an der Empörung über- 
gingen. Das verursachte dem Staat Kosten, der Provinz ein 
Gefühl des Unbehagens. Daher sollte die Immediatkommission 
‚Mittel gegen eime Wiederholung solcher Vorgänge beraten. So 
einleuchtend ihr Vorschlag wegen des Konvikts war, konnte ihm 
der Freiherr nur bedingt zustimmen. Es war eine die Lehrver- 
fassung der katholischen Kirche an der Wurzel angreifende Neue- 
rung, daß ein Erzbischof, das Haupt von über 800 000 Seelen, 
auf eine eigene Bildungsanstalt für den Ersatz seiner Klerisei 
verzichten und sie einer fremden Hochschule überlassen sollte. 
Die Maßregel war unverkennbar hart, mit der Bulle d. s. a. un- 
vereinbar, durch das Vergehen von 8—10 nach Polen entwichenen 
Priestern, die dort als Feldkapläne oder Lazarettgeistliche dienen 
wollten, nicht gerechtfertigt. Außerdem war ihr Erfolg zweifelhaft. 
In Erwägung der schon im Anfang von ihm geäußerten Bedenken 
war die Unentbehrlichkeit der erzbischöflichen Zustimmung an- 
erkannt und zur Beschaffung der Mittel ein 6 jähriger Aufschub 
gewährt worden. Bei so wichtigen Milderungen hatte Altenstein 
von weiterem Widerstand abgesehen, zumal er nur auf diesem 
Weg den fanatischen Missionarienunterricht beseitigen Konnte, 
woran ihm am meisten lag. Ihr Ersatz durch 3 wohlunterrichtete 
Deutsche weltgeistlichen Standes machte aber den Erzbischof 
bei seinen polnischen Stammesgenossen ‚sehr unbeliebt“. Er 
besaß nicht die Seelenstärke, um dies mit Gleichmut zu ertragen 
und ließ das deutsche Element im Domkapitel wie im Lehrstand, 
namentlich den Domherrn Regenbrecht und die berufenen Pro- 
fessoren, bei jeder Gelegenheit fühlen, daß er sie nur dulde und 
warf sich unter Leitung des in Rom gebildeten Offizials Brodzi- 
szewski jener ultrierenden Richtung in die Arme, die die letzten 
Wirren hervorgerufen hatte. Inzwischen hatten diese nicht ohne 
Einwirkung der ausländischen Presse jenen bedrohlichen Charakter 
angenommen, der das Einschreiten gegen die Erzbischöfe von 
Cöln und Gnesen-Posen herbeiführte. Da der König die Irrung 
mit Dunin von. Anfang ab durch friedliche Verständigung zu lösen 
beabsichtigte und daran bis auf die durch die Flucht des Prälaten 
verursachte Katastrophe festhielt, würde sich Altenstein „offenbar 


gegen diesen Zweck versündigt haben‘, wenn er, zumal im Wider- 
spruch zu dem auswärtigen Ressort, die Verlegung hätte bewirken 
wollen. Das erschien auch dem von König berufenen Minister- 
conseil so einleuchtend, daß er diesbezügliche Anträge verwarf, 
zumal die 6-jährige Frist erst am 21. Oktober 1839 zu Ende ging. 
Der Minister mußte Rochow darin beistimmen, daß unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen und einem Papst wie Gregor XVI. 
und einem Erzbischof wie Dunin die Verpflanzung der Studien- 
anstalt moralisch unmöglich war. Nach dem Verstreichen des 
Termins und angesichts von Flottwells Wünschen hatte er die 
Sache bei Rochow und dem Minister des Auswärtigen, 
v. Werther, am 26. Juli nochmals zur Sprache gebracht.) 
Beider Rückäußerung vom 3.Oktober trat den Anträgen 
des Oberpräsidenten scharf entgegen. Waren schon aus den von 
Werther erörterten Gründen Anfragen bei der Kurie keinen Erfolg 
versprechend, als Dunin durch sein Schreiben an Altenstein vom 
17. Dezember 1836 seine Zusage gewissermaßen zurücknahm, so 


64) A. erklärte sich überzeugt, daß es wesentlich zur Beru- 
higung der Katholiken beitragen und die Stimmung in Rom ver- 
bessern würde, wenn von der beabsichtigten Verlegung nach B. 
abgesehen und die in Posen und Gnesen vorhandenen Anstalten 
nach der Form des Braunsberger Lyzeums verändert würden. Jene 
Verlegung beleidigte das Nationalgefühl und war kirchlich eıne 
so exorbitante Maßregel, daß sie durch das Übertreten von ei- 
nigen jungen Priestern nicht gerechtfertigt werden konnte. Sie 
mußte daher in Rom wie Posen als unumstößlicher Beweis für die 
Anklage gelten, daß Preußen auf eine Zerstörung der katholischen 
Religion ausgehe. Außerdem erschien der Erfolg sehr unsicher. 
Wollte man den polnischen Klerus in den Bannkreis deutscher 
Bildung ziehen, dann mußten die Bıstiimer Gnesen und Posen zu 
dem bischöflichen Stuhl in Breslau als erzbischöflichem Sitz in 
Verbindung treten. Der günstige Augenblick dazu war ohne 
Altensteins Schuld vorübergegangen (Vgl. Laubert in Hist. Jahr- 
buch Bd. 42. Danach erscheint diese Äußerung, mit der Altenstein 
die Verantwortung für den früheren MiBerfolg von sich abschiebt, 
reichlich selbstgefallig). Eine Zurücknahme der kgl. Beschlüsse 
konnte nur von den 3 Ministern gemeinsam beantragt werden. 
Augenblicklich erschien es aber angemessener, wenn die Ver- 
änderung der Lehranstalten zu Posen und Gnesen nach Brauns- 
berger Beispiel beim König nachgesucht wurde. Deshalb erbat er 
eine Äußerung seiner Kollegen, ob sie einem Bericht zustimmen 
wollten, in dem die Schaffung eines theoretischen Unterrichts- 
instituts dieser Art an Stelle des Konvikts mit den bereitstehenden 
Fonds vorgeschlagen wurde? Die gegenwärtige Ungewißheit 
lahmte die in Posen wirkenden Lehrkräfte und verschuldete 
vielleicht teilweise die geringe Zahl von theologischen Studenten. 
Die Konviktserrichtung war als so gesichert betrachtet worden, 
daß Flottwell bei Eröffnung des 3. Provinziallandtags 1834 ın 
seiner Eröffnungsrede diesen Akt unter den der Provinz vom 
König erwiesenen Wohltaten autzählte. 
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war dies jetzt in noch viel stärkerem Maße der Fall. Darin wäre 
nicht allein eine ganz andere als die ursprüngliche Absicht gesucht 
und ein sehr willkommener Grund zu neuen Mißdeutungen und 
Beschuldigungen gefunden worden, sondern es unterlag auch 
keinem Zweifel, daß der päpstliche Stuhl mit einem öffentlichen 
Protest, ja vielleicht mit einem ausdrücklichen Benutzungsverbot 
den Zweck zu vereiteln versuchen würde, selbst wenn wider alles 
Erwarten es gelingen sollte, die Opposition Dunins zu beseitigen 
oder ihrer ungeachtet unter fördernder Mitwirkung des Fürst- 
bischofs Grafen Sedinitzky die Einrichtung ins Leben treten zu 
lassen. Das nämliche galt von einer Reform der Anstalten in 
Gnesen und Posen nach Muster des Lyceums Hosianum. Wenn 
der Verzicht auf die Studienverlegung zur Beruhigung der Katho- 
liken in Posen wesentlich beitragen und die Stimmung in Rom 
verbessern, nicht aber als bloße Schwäche gedeutet werden sollte, 
für die man der Regierung keinen Dank schuldig sei, dann ent- 
stand die Frage, ob die Umgestaltung der Seminare ohne Zu- 
stimmung und Mitwirkung des Erzbischofs erfolgen oder ob man 
beides in Anspruch nehmen konnte, so lange ihm die unmittelbare 
Verwaltung seiner Diözese und der dortige Aufenthalt untersagt 
waren, ohne sich mit den Bestimmungen des Königs, insbesondere 
der Order an Dunin vom 20. Mai 1839,8) in Widerspruch zu setzen. 
Darum war zu erwägen, ob man die bereit liegenden Mittel vor- 
derhand nicht angemessener nur zu Unterstützungen einzelner, 
dem Priesterstand sich widmender Jünglinge verwenden würde, 
die bei sonstiger Qualifikation Neigung hatten, in Breslau, Bonn 


65) Als der König aus einer Eingabe Dunins vom 23. April er- 
sehen hatte, daß dieser in der gegen ihn anhängigen Rechtssache 
den ihm vorbehaltenen Weg «der Gnade zu beschreiten ent-' 
schlossen war, erließ er ihm den erkannten 6 monatigen Festungs- 
arrest gänzlich und suspendierte die ausgesprochene Entsetzung 
von der Amtswirksamkeit so lange, bis sich ergeben werde, ob 
ein Mittel zu finden war, das deren Ausübung nach Ansicht des 
Prälaten mit den in Preußen geltenden gesetzlichen Vorschriften 
vereinbar machte. Den von ihm vorgeschlagenen Ausweg durch 
Nachsuchung beim päpstlichen Stuhl um Ausdehnung des an 
die Bischöfe der westlichen Provinzen gerichteten Breve auf die 
Gnesen-Posener Diözese konnte er aber nicht als zweckentspre- 
chend anerkennen und hatte ihn deshalb schon früher verworfen. 
Auch jetzt vermochte er seine Zustimmung nicht zu erteilen und 
wollte vielmehr weitere Vorschläge abwarten. Da indessen nach 
den bei Publikation des Erkenntnisses Dunin bekannt gemach- 
ten Verhältnissen seine Rückkehr in den Sprengel und die Aus- 
übung seiner Amtstätigkeit überhaupt nicht erlaubt werden 
konnte, bezweifelte der Monarch nicht, daß jener die nötigen 
Vorkehrungen bei den Domkapiteln getroffen haben würde, da- 
mit deren Verwaltung nicht Schaden litt. 
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oder Münster zu studieren? Beide Minister waren bereit, einem 
Bericht darüber beizutreten, doch sah Altenstein damals von 
einer ferneren Erörterung ganz ab. Nun aber griff er begierig 
alle von Rochow und Werther geäußerten Einwände auf und ge- 
langte zu dem Schluß, daß, wenn die Regierung nicht ihr bis- 
heriges System in Behandlung der katholischen Kirche grund- 
sätzlich ändern, nämlich über das, was als Recht und Verfassung 
von ihr geschont worden war. sich hinwegsetzen wollte, — wozu 
er aber ohne erhebliche Gründe nicht raten mochte — klar zu 
Tage lag, daß jetzt der von Grolman-Flottwell gestellte Antrag 
unausfiihrbar war. Er zweifelte, ob die Verlegung überhaupt, 
wenigstens innerhalb eines Menschenalters, würde vor sich gehen 
können und noch weit mehr, ob sie den beabsichtigten Nutzen 
erhoffen ließ? Nachdem der römische Hof an dem Bonner Konvikt 
großen Anstoß genommen hatte, weil die Universität paritätisch 
war, also das Breslauer ebenso sehr hassen mußte, war auf baldiges 
Schwinden seiner Abneigung nicht zu rechnen. Es bedurfte dazu 
für ihn anderer Erfahrungen als der bisherigen. Die deutsch- 
katholische Theologie befand sich in einer Krisis, deren Verlauf 
er jedenfalls abwarten wollte. Sicherlich hatte er bei der Oppo- 
sition Dunins seine Hand im Spiel gehabt. Der Nachfolger des 
Erzbischofs mußte es also sehr bedenklich finden, einen anderen 
Weg einzuschlagen. Er kam dadurch nicht nur in üble Beziehungen 
zum Papst, sondern auch zu der katholischen Bevölkerung, weil 
die gedachte Maßregel bei den Polen hochgradig verhaßt war, 
so daß Dunin sich durch seine Einwilligung um alle Volkstümlich- 
keit gebracht hatte. Das nächste Bedürfnis der Provinz war die 
Ergänzung der Pfarrgeistlichkeit. Es waren allein in der Posener 
Diözese 111 geistliche Ämter, darunter 43 Pfarreien, vakant.®) 


66) Diese Vakanzen brauchten nicht allzu tragisch genommen 
zu werden. Der Verwaltungsbericht des Posener Regierungs- 
vizeprasidenten Leo an Altenstein für 1835 weist zwar nach, daß 
im Reg. Bez. Posen von 89 verwaisten Stellen nur 13 neu besetzt 
wurden, aber er fügt hınzu, daß dıe Ursache des mangelnden Nach- 
wuchses wohl zu suchen sei in dem Cölıbat. der geringen Dota- 
tion vieler Pfarreien, der Unfreiheit des geistlichen Standes. die 
die Liebe zu diesem Beruf herabmindern müsse, und auch haupt- 
sächlich in der Forderung einer wissenschafthchen Vorbildung, 
die nach gewiß schr weisen Verordnungen an die Kandidaten als 
Vorbedingung für ıhre Zulassung gestellt wurde und nur selten er- 
füllt werden konnte, da Söhne gebildeter Familien sich fern hiel- 
ten und nur gemeine Bürger- und Bauernfamilien Ersatz stell- 
ten. Die Alumnats- und Konviktgründung in Breslau werde 
sicherlich Wandel schaften. Im übrigen sei aber eine Reihe der 
76 leer bleibenden Posten so niedrig dotiert, daß sie schon seit 
wiclen. ja, vielleicht seit 50 oder 100 Jahren unbesetzt seien und 
selbst bei einem Überfluß an Klerikern es bleiben würden. Die 
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Das widerriet einen Schritt, der wenigstens anfangs die Zahl der 
Anwärter tief herabdrücken würde. Auch war der Abstand der 
kirchlichen Kultur von Schlesien und Posen noch viel zu groß, 
als daß der Unterricht in Breslau dem Posenschen Standpunkt 
für angepaßt erachtet werden konnte. Von den nach Polen geeilten 
Geistlichen waren die meisten in Breslau akademisch vorgebildet 
worden. Deshalb war die Gründung eines Lyzeums in Posen oder 
einer anderen Stadt der Provinz vorzuziehen. . Allein ohne den 
Erzbischof war selbst dahin nicht zu gelangen. Einstweilen blieb 
mithin nichts übrig, als auf die Vervollkommnung der Seminare 
hinzuwirken und talentvolle junge Männer beim Universitats- 
besuch zu unterstützen, wozu der Konviktsfonds reichlich Mittel 
gewährte. Anträge behielt sich der Minister bis nach Rücksprache 
mit seinen Kollegen vor. Er machte sich also die Wertherschen 
Ansichten in ihren letzten Konsequenzen zu eigen. 


Staegemann betonte (Denkschr. 23. Januar), daß die 
Sorge für die wissenschaftliche Unterweisung der Geistlichkeit 
unstreitig der weltlichen Macht gebührte und ihr daher die Ein- 
richtung des Konvikts in Breslau zu überlassen war, was Alten- 
stein im Prinzip durch seinen Schlußantrag ebenfalls einräumte. 
Die Regierung hatte aber in der Darstellung ihres Verfahrens 
gegen Droste-Vischering bereits zugestanden, daß die Konvikte 
nur durch ein inniges und freundschaftliches Zusammenwirken 
der Staats- und Bischofsgewalt bestehen könnten, wie auch das 
Bonner nur aus einem solchen hervorgegangen war. Ganz unbe- 
gründet schien aber die Unvereinbarkeit der Bulle mit einer der- 
artigen Gründung, da Dunin sein Seminar behielt und es von 
seiner Prüfung abhing, ob und in welcher Weise er in dieses die 
Zöglinge jenes aufnehmen wollte? Dasselbe war aber mit den 
Theologen der Fall, die der Minister auf die Hochschule zu senden 
gedachte. Für den Augenblick blieb allerdings wohl nur übrig, 
die Beilegung der erzbischöflichen Angelegenheit abzuwarten. 
Eine päpstliche Einmischung konnten dagegen weder die Re- 
gierung noch der Prälat dulden. 


Verwaltung erfolgte durch benachbarte Pfarrer. In vielen Fällen 
war eine Verbindung mit nahen Pfarreien angemessen. Aber 
die erzbischöflichen Behörden gingen selten auf solche Pläne ein, 
da sie meinten, daß durch die Pietät wohlhabender Leute die 
Mittel zur Verbesserung schlecht dotierter Stellen sich finden 
könnten. Da dem Staat durch deren Fortbestehen kein Abbruch 
an seinen Interessen geschah, war er zu einer Ergänzung des Ver- 
einigungskonsenses wohl nicht befugt. Dann mußte man sich 
aber der wahren Ursache der Vakanzen bewußt bleiben und durfte 
sich durch das Geschrei darüber nicht irreführen lassen. 


OS mm nn 


Nun wurden am 1. Februar Grolman-Flottwell dahin be- 
schieden, daß der Monarch seinen Entschluß bis zur Wiederher- 
stellung des Friedens aussetzen wolle. Die gleiche Eröffnung 
wurde Altenstein gemacht, aber mit Hinzufügung der Staege- 
mannschen Endklausel. 


Nachdem Friedrich Wilhelm IV. den Ausgleich 
herbeigeführt hatte, kam nach Altensteins Tod Geh. Rat v. 
Ladenberg auf die Sache zurück (7. Oktober 1840). Die 
Erweiterung der in Posen bestehenden Lehranstalt hatte aus 
Raummangel nicht sofort gelingen können. Lehrfähige deutsche 
Theologen waren überhaupt schwer zur Annahme einer Stelle 
dort zu bewegen. Bis dieses Hindernis behoben oder Breslaus 
wegen endgültiger Beschluß gefaßt war, blieb nur der Ausweg 
der Stipendien. Schon im Frühjahr waren in einem Fall 200 Rtr. 
bewilligt worden und nun erbat Flottwell mit Befürwortung 
Dunins, der sich also mit diesem Vorgehen überhaupt einver- 
standen erklärt hatte, wieder 150 Rtr. Dadurch wurde die 1833 
bezeichnete Absicht in anderer Form gefördert. 


Kaum war dem Antrag entsprochen (Ordre 9. Nov.), als der 
Erzbischof, durch seine Begnadigung und die ihm seither 
bezeigte Huld ermutigt, mit einem umfangreichen 
Anliegen hervortrat (Immedgesuch 10. Nov.) Er 
erinnerte daran, daß die Einrichtung der Missionarienkongre- 
gation, „so mangelhaft sie auch war“, bis 1834 bestanden hatte. 
Erst dann berief man für das praktisch-asketische Seminar in 
Gnesen einen Regens und je einen Professor für Theologie und 
Philosophie und im Herbst 1840 einen 2. Repetenten, für das 
Theoretische in Posen einen Regens und einen Repetenten. So 
bestanden beide Anstalten fort. „Die Zeit und namentlich die 
fortschreitende Volksbildung‘‘ erforderten aber von den Geist- 
lichen eine vielseitigere Bildung. Sie konnte den jetzt sämtlich 
mit einem Gymnasialreifezeugnis eintretenden Klerikern erteilt 
werden, wenn die Posener Anstalt zu einem Lyzeum 
oder einer Akademie mit einer theologischen und philosophischen 
Fakultät und allen solchen zustehenden Rechten erhoben 
wurde. Dazu mußte letztere neben dem Professor für speku- 
lative Philosophie 2 Ordinarien und einen Extraordinarius für 
Mathematik und Physik, Geschichte und Altertumswissenschaft, 
klassische Sprachen und einen Repetenten zur Aushilfe erhalten, 
erstere neben ihren 2 Professoren, die Kirchengeschichte, Dog- 
matik, Moraltheologie, Kirchenrecht und Pastoraltheologie be- 
handelten, einen ordentlichen Professor für Exegese und orien- 
talische Sprachen, einen außerordentlichen für Exegese des Neuen 
Testaments und einen Repetenten, der sich allmählich für ein 
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Professorat vorbereitete und nach Umstanden auch Vorlesungen 
ankiindigte. Da die Erzdiözese 2 Kathedralkirchen besaß und 
durch bereits geweihte Kleriker die Assistenz bei feierlichen 
Gottesdiensten behalten mußte, war nebenher ein praktisches 
Seminar am Posener Dom unumgänglich notwendig, das die nach 
dem akademischen Triennium pro Clericatu et Ordinibus ge- 
prüften Seelsorger ausbilden konnte. Bei Gewährung von Aus- 
hilfe aus der theoretischen Anstalt bedurfte es nur eines Regens, 
Subregens und Repetenten, wogegen das Seminar in Gnesen mit 
einem Regens, einem noch anzustellenden Subregens und 2 Re- 
petenten auszustatten war. Die Fonds ohne Zutritt des Staats 
glaubte Dunin vorhanden, denn mit dem Gnesener Etat ließen 
sich 20 Alumnen unterhalten, während die in Posen ebenfalls für 
20 Insassen einzurichtende Anstalt im Seminargebäude verbleiben 
und aus den etatsmäßigen Fonds des jetzigen Instituts fundiert 
werden konnte. Dann blieben aus den bisherigen Etatszuschüssen 
des Säkularisationsfonds für die Anstalt (3900 Rtr.) noch etwa 
3000 für die Fakultäten verfügbar und die jährlich für das „in 
jeder Beziehung unausführbare‘‘ Breslauer Konvikt vorgesehene 
Summe gewährte nach Überweisung von 2400 Rtrn. für die prak- 
tischen Seminare ausreichende Mittel zur Dotation der philo- 
sophischen Fakultät und den Unterhalt von 100—120 Alumnen- 
Der Bau des Lyzealgebäudes mit den Wohnungen für sämtliche 
Dozenten, Alumnen und das Dienstpersonal, einer Aula, 2 Labo. 
ratorien, einer Bibliothek und 2 Hörsälen konnte aus den Er- 
sparnissen des Konviktfonds bestritten werden. Bei dem Mangel 
an höheren katholischen Bildungsanstalten in der Provinz war 
überdies die volle Zahl von Alumnen erst in einigen Jahren zu 
beschaffen. Durch verzinsliche Anlegung der infolgedessen anfangs 
eintretenden Ersparnisse konnten einige etwa zu knapp bedachte 
Etatsposten aufgebessert werden. Da bloß auf diesem Weg der 
wissenschaftliche Sinn unter dem Klerus anzuregen und für die 
Dauer zu pflegen und dem Bedürfnis des Sprengels nachhaltig 
abzuhelfen war, wagte Dunin nach den früheren fruchtlosen Ver- 
handlungen die Genehmigung. seiner Vorschläge zu erflehen. 


Ohne weiteres gab sich Friedrich Wilhelm nicht gefangen, 
sondern schwankte nach seiner Art hin und her, ehe er den natür- 
lich nicht durch Zufall in den folgenden Jahren seitens des Pro- 
vinziallandtags durch Anträge auf Errichtung einer Universität 
in Posen unterstützten Anregungen des Prälaten einen endgültigen 
Beschluß entgegensetzte. Am 19. April erstattete der neue 
Kultusminister Eichhorn sein großes Gut- 
achten über das Projekt, wobei er von der Unzulänglichkeit 
der vorhandenen Institute ausging. Da der für die Wiederer- 


örterung gestellte Termin, die Beilegung des Konflikts mit dem 
Erzbischof, eingetreten war, muBte man den Breslauer Plan auf- 
nehmen oder auf die abweichenden Anregungen des Prälaten ein- 
gehen. Die ersteren zu Grunde liegende Absicht war ,,unstreitig 
gut und würdig“. Man wollte den Polen eine Schulung gewähren, 
die keine Spezialanstalt (Lyzeum) in deutschem Sinn und Geist 
bieten konnte. Sie sollten sich rasch und gründlich mit deutscher 
Kultur befreunden und das hoffte man in einer großen deutschen 
Stadt eher als in einer polnischen zu erzielen. Aber ungewiB war, 
ob die Methode zur Lösung der richtig gestellten Aufgabe richtig 
gewählt war? Die Haus- und Studienordnung des Konvikts unter 
Aufsicht polnischer Vorsteher mußte zur Isolierung der Zöglinge 
führen und gestattete keine freie Wahl der Vorlesungen. Deshalb 
war kein walırhaft wirksamer Einfluß deutschen Universitats- 
lebens zu erwarten. Wohl aber stand zu befürchten, daß die jungen 
Leute gleich ihren Erziehern, von nationalen Abneigungen erfüllt, 
bei solcher Abgeschlossenheit sich umso beharrlicher als Polen 
fühlen und gegen deutsche Bildung verhärten würden. Auch konnte 
von den Professoren keine Rücksicht auf ihr Fassungsvermögen 
verlangt werden und deshalb war fraglich, ob sie Vorträgen über 
abstrakte Gegenstände würden folgen können? Doch hiervon ab- 
gesehen erschien die Einrichtung in kichlicher und politischer Be- 
ziehung nicht ausführbar. Es war eine Eigentümlichkeit der ka- 
tholischen Kirche, daß sie von jeher mit sichtbarer Sorgfalt die Er- 
haltung ihrer Einheit überwachte und ihre angehenden Seelsorger 
deshalb in besonderen Kollegien, Bursen, Seminaren und dergl. 
zeitig in die Bahn leitete, die ihr künftiger Beruf strenger Entsagung 
bedingte. Sie befreundete sich darum schwer mit der Ansicht, dab 
eine nahe Bekanntschaft mit der auf den Universitäten protestan- 
tischer Länder gewährten akademischen Freiheit ihrem Priestertum 
gedeihlich sei. Aber wichtiger war die formale Schwierig- 
keit. Schon nach den ältesten kanonischen Satzungen gehörte 
es zum Wesen eines Bistums, daß es eine eigene Schule zur Heran- 
bildung seines Klerus besitze. Die von den polnischen Bischöfen 
auf der Synode zu Petrikau (1577) angenommenen Beschlüsse des 
Tridentiner Konzils enthielten darüber ausdrückliche Vorschriften, 
die bezüglich der geistlichen Lehranstalten die Bulle d. s. a. be- 
stätigt hatte. Insoweit war Dunins Wunsch nach päpstlicher Zu- 
stimmung erklärlich. Sie war gegenwärtig gar nicht oder nur gegen 
Zugeständnisse von ungleich höherem Wert zu erlangen. Der rö- 
mische Hof würde ungern in eine Maßnahme willigen, die wenigstens 
scheinbar die polnische Nationalität gefährdete, zumal er „nicht 
die mindeste Vorliebe für deutsches Universitätsleben‘‘ hegte. 
Auch konnte er, abgesehen von der bekannten Beharrlichkeit im 
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Behaupten erworbener Rechte, es seinem Interesse keineswegs fiir 
zutraglich erachten, wenn die unmittelbare ‘Aufsicht gelést wurde, 
die der Erzbischof allerdings in viel höherem Grade über ein Se- 
ıninar in seiner Residenz ausübte. Endlich war die Möglichkeit von 
Kollisionen mit dem Fürstbischof gegeben, die ebenso störend wie 
schwer zu vermitteln waren, z. B. bei einem Lehrstreit an der Uni- 
versität oder der zweifelhaften Rechtgläubigkeit eines Dozenten. 
Nicht minder erhebliche Bedenken bot die politische 
Seite. Der zu Grunde liegende Gedanke: Verhinderung ähnlicher 
Vorfälle wie der von 1830 durch Verbreitung deutscher Kultur unter 
der einflußreichen Geistlichkeit, war in der Provinz nicht unbeachtet 
geblieben und wurde mit der Bestrafung der Revolutionsteilnehmer 
und der Klosteraufhebung in Verbindung gebracht. Alle polnischen 
Einsassen waren daher gegen die Sache um so leidenschaftlicher ein- 
genommen, weil deutsch und evangelisch der Menge fast gleichbe- 
deutend waren. Sie erblickten in dem Konvikt nur einen Versuch 
zu ihrer Züchtigung und Demütigung, zur Vernichtung ihrer 
Sprache, Religion und Nationalität. Bei der Geistlichkeit war 
außerdem die Erinnerung an den früheren Lehrstreit auf der Bres- 
lauer alma mater und die päpstliche Verdammung der hermesischen 
Theorien lebendig.) Deshalb war eine erhebliche Aufregung zu 
besorgen und zu befürchten, daß es infolge der nationalen Ab- 
neigung entweder an Zöglingen fehlen oder Klerus und Adel ver- 
suchen würden, die in Breslau gebildeten Priester zu boykottieren. 
Alle diese Schwierigkeiten waren nicht vorübergehender Natur, 
sondern wurzelten in geschichtlichen Zuständen und dem Wesen 
der katholischen Kirche. Es war ebenso wenig auf ihr rasches Ver- 
schwinden wie auf eine beifälligere Gesinnung bei einem Nachfolger 
Dunins zu zählen. Andererseits machte der kümmerliche Zustand 
der Posener Institute einen ungesäumten Entschluß notwendig, 
wenn nicht empfindlicher Mangel an Nachwuchs eintreten und der 
dortige Klerus noch tiefer versinken sollte. Deshalb schien nichts 
anderes übrig zu bleiben, als nach dem Vorschlag des Erzbischofs 
eine mit einem Konvikt verbundene Anstalt nach Art des Lycei 
Hosiani in Posen selbst zu schaffen. Sie mußte, die praktische An- 
weisung dem Seminar überlassend, sich auf theoretischen Unterricht 
beschränken und im allgemeinen als Staatsinstitut gleich den 
theologischen Fakultäten der unmittelbaren Aufsicht der Ver- 
waltungsbehörden unterworfen werden und bedurfte zur vollstän- 
digen Besetzung 4 ordentlicher und eines außerordentlichen Pro- 
fessors der Gottesgelahrtheit und 3 ordentlicher und eines auBer- 
ordentlichen der Philosophie und ferner eines Repetenten für jede 


67) Es handelt sich hauptsächlich um die Wirksamkeit des Dr. 
Anton Theiner. 
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Sektion. Auch die Philosophen mußten möglichst dem katholisch- 
geistlichen Stand angehören, um Zwietracht zu vermeiden, die in 
einer aus Geistlichen und Laien gebildeten Korporation sich leicht 
entzündete, und weil Weltliche beim Vortrag von Geschichte und 
Philosophie häufig den Takt verfehlten, der für künftige Kleriker 
von wesentlicher Bedeutung war. Als besonderen Vorteil mußte 
man es einschätzen, wenn es gelingen würde, fähige und zugleich 
politisch zuverlässige Priester aus der Provinz oder eines anderen 
slawischen Stammes nach vorgängigem Universitätsbesuch dauernd 
für die Lehrstühle zu gewinnen. 


Bei der Verfassung des Lyzeums war eine Reihe vorsorgender 
und verwahrender Modalitäten unerläßlich: 1. Zunächst die Be- 
schaffung von Lehrern, die neben wissenschaftlicher Tüchtigkeit 
dem Staat in ihrer Gesinnung die nétige Gewähr boten. Diese Auf- 
gabe war nur lösbar, wenn sie nicht vom Erzbischof unter Ge- 
nehmigung der Regierung, sondern von dieser nach vorheriger Ver- 
ständigung mit jenem gewählt wurden. Wenn er die Initiative be- 
saß, stand zu besorgen, daß seine nationalen Sympathien und 
wenigstens im Anfang das Verlangen nach Ergänzung des fehlenden 
Nachwuchses eine ungenügende Stellenbesetzung und Differenzen 
über diese herbeiführen würden. Denn wenn Dunin, ein Werkzeug 
ultramontaner und antipreußischer Intriguen, der Regierung ver- 
dächtige Männer wählte, so kam diese in eine mißliche Lage, da sie 
jeden Vorschlag verwerfen mußte. 2. Die Anstalt durfte kein Uni- 
versitätssurrogat werden, da es unverkennbar im Staatsinteresse 
lag, Anwärter zu weltlichen Berufen auf Landesuniversitäten vor- 
bilden zu lassen. Daher konnten Nichttheologen nur ausnahms- 
weise bei den Vorlesungen über Geschichte, Mathematik und Physik 
geduldet werden. 3. Die Gewährung von Stipendien mußte fort- 
dauern, um fähigen Zöglingen den Weg zu tieferem Studium nicht 
zu verschränken und sie hierfür zu ermuntern. 4. Die unmittelbare 
Aufsicht mußte dem Oberpräsidenten anvertraut werden. Bezüglich 
der praktischen Ausbildung angehender Seelsorger konnte in Zu- 
kunft ein Institut zu 40 Alumnen als ausreichend für das Landes- 
bedürfnis erachtet werden. Deshalb war es möglich, das entbehrlich 
gemachte Posener Seminar mit dem Gnesener zu einer praktischen 
Anstalt zu verschmelzen, wodurch das Ganze gewinnen mußte. 
Das Lyzeum ließ sich aus der für das Konvikt ausgeworfenen Do- 
tation erhalten, wenn der bisher daraus gezahlte Zuschuß für das 
Gymnasium in Tremessen auf Staatskassen übernommen wurde. 
Dagegen war es weder administrativ noch sonst rätlich, nach dem 
Antrag des Erzbischofs den Betrag in den Etat des Erzbistums 
übergehen zu lassen, da der Fonds seit der Klostersäkularisation 
nicht mehr Kirchengut, sondern dem Staat nach dem A. L. R. „zur 
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anderweiten Verwendung für das gemeine Wohl anheimgefallen‘ 
war. Sofern’das aufgehobene -Bernhardinerkloster für das Lyzeum 
nicht ausreichte, konnten die Ersparnisse des Konviktsfonds einen 
Neubau wenigstens größtenteils decken. Auch für die vereinigte 
Gnesener Anstalt bedurfte es keiner Staatsbeihilfe, da die Ein- 
künfte beider; Seminare für den auf 7996 Rtr. berechneten Bedarf 
genügten. Wenn der König den Lyzeunisplan genehmigte, konnte 
die Durchführung mit Flottwell und seinem Nachfolger, Grafen 
Arnim, unter Zuziehung eines Mitgliedes des Provinzialschul- 
kollegiums gleich nach Beendigung des Provinziallandtags beraten 
und, wenn die Sache vom Standpunkt der Regierung aus ihre 
Reife erlangt hatte, Dunin zur Entsendung eines Kommissars ein- 
geladen werden, um alles ohne Schriftverkehr so viel als möglich 
auf mündliche Verhandlung zu stellen. Der Minister bat, ihm als 
vorläufige Antwort eröffnen zu dürfen, daß dem Monarchen die 
Bildung der jungen Theologen wahrhaft am Herzen liege und der 
mit näherer Prüfung beauftragte Kultusminister sich mit ihm in 
Verbindung setzen werde. 

Bei voller Würdigung der dem Breslauer Projekt entgegen- 
stehenden Hindernisse nahm der Monarch doch Anstand, nach 
Eichhorns an sich ganz zweckmäßigen Wünschen Dunin schon jetzt 
von seinem Versprechen zu entbinden und vielleicht ähnliche An- 
sprüche in anderen Sprengeln hervorzurufen. Deshalb wurde der 
Erzbischof dahin beschieden, daß der ein gänzliches Aufgeben des 
Konvikts involvierende Plan der Seminarerweiterung mit anderen 
Rücksichten zu innig verflochten sei, um darüber einen sofortigen 
Beschluß fassen zu können. Machten die Bedürfnisse der Kirche 
eine Erfüllung der Anträge unvermeidlich, dann wollte Friedrich 
Wilhelm sie zunächst als eine Begünstigung des Katholizismus 
anerkannt sehen. Bisher war aber seitens der römischen Kurie 
nichts geschehen, um die wiederholten Versicherungen der Will- 
fährigkeit gegenüber den preußischen Anträgen zu betätigen. 
„Ich will daher — so entschied eine Ordre an Eichhorn vom 
5. Mai — die vorliegende Angelegenheit benützen und dort erklären 
lassen, daß Ich nicht abgeneigt sei, die Wünsche des Erzbischofs 
zu erfüllen und zur Ausführung eines solchen Plans sofort schreiten 
werde, sobald Ich Mich tatsächlich von der Willfährigkeit des päpst- 
lichen Hofs für die diesseitigen Wünsche, insbesondere in Betreff der 
Cölner Angelegenheit, hätte überzeugen können.‘ Darum sollte Eich- 
horn in Verbindung mit dem Ministerium des Auswärtigen schleu- 
nigst den Grafen Brühl) instruieren und über den Erfolg berichten. 


68) Oberstleutnant Graf B., seit Juni 1840 preuß. Unterhandler 
in Rom, nach Treitschke (Deutsche Gesch. V. 278 ff.) ein in diplo- 
matischen Geschäften ganz unerfahrener Offizier. 
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Dieser Versuch des Königs, gegenüber der römischen Kurie 
diplomatisch zu werden, nahm einen kläglichen Ausgang. Zunächst 
reiste Brühl bei Erlaß der Ordre gerade aus Rom ab und der Minister 
konnte ihn daher erst in Berlin informieren (Bericht Eichhorns 
31. Juli). Aber bei dem unerfreulichen Resultat der Verhandlungen 
in der ewigen Stadt und seiner allgemeinen Instruktion erschien 
es den Absichten des Monarchen angemessen, die Frage gegenwärtig 
nicht bei der Kurie besonders anzuregen. Es war dies überhaupt 
nicht unbedenklich und erforderte große Vorsicht, denn die mini- 
steriellen Richtlinien mußten mit Rücksicht auf die Tendenz, die 
Dunin ,,fortdauernd an den Tag legt und auf den Zustand des 
Großherzogtums Posen, wie ihn neuere Erscheinungen kund gegeben 
haben‘‘,#®) voraussichtlich noch manche Abänderung erleiden. 
Eine Modifikation war aber sehr schwierig, wenn der Entwurf ein- 
mal in Rom vorgelegen hatte. Darum war es ratsam, erst den 
Ausgang ‘der dort schwebenden Verhandlungen abzuwarten und 
unterdessen eine Beratung mit Arnim eintreten zu lassen. 


Dieser Aufschub führte außerdem dazu, daß auf Antrag des 
Oberpräsidenten Stipendien nach Art der für Breslau und Bonn 
gewährten „ausnahmsweise‘‘ in Anbetracht ausdrücklicher Wünsche 
einzelner für Münster und Braunsberg gezahlt werden durften 
(Kab.-Ordre an Eichhorn, 29. Nov. auf Ber. 28. Okt.), denn wenn 
auch Volluniversitäten empfehlenswerter waren, weil sie dem wissen- 
schaftlichen Streben freiere Bahn gewährten, boten die beiden an- 
deren Anstalten doch immerhin zureichende Gelegenheit zur Aus- 
bildung in theologischen Fächern und halfen zur Verbreitung 
deutscher Wissenschaft und Lehrweise in den polnischen Landes- 
teilen, während die Gefahr bestand, daß manche Kandidaten aus 
Mißtrauen der kirchlichen Oberen gegen die wesentlich protestan- 
tischen Hochschulen eingegliederten Fakultäten das katholische 
Ausland bevorzugen möchten. 

Flottwell nun, der „die vorgeschlagene Einrichtung einer 
besonderen katholischen theologisch-philosophischen Fakultät in 
einer nach politischer Absonderung strebenden Provinz überhaupt 
für bedenklich‘‘ hielt, verbreitete sich in seinem Gutachten haupt- 
sächlich über die schwierige Erlangung geeigneter Lehrkräfte. Das 
Bernhardinerkloster fand er wie Arnim unverwendbar, weil dann 
dem Alumnat und Gymnasium die einzige Möglichkeit zur Ge- 
winnung eines höchst notwendigen neuen Lokals verloren ging. 
Er wollte daher das erzbischöfliche Seminar als Lehr- und das be- 


69) Anspielung auf die Landtagsanträge, die den König aus 
allen Träumen rissen und scharfe theoretische Abweisung ohne 
entsprechende Taten erfuhren. s 
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nachbarte Psaltereigebaude als Wohnhaus fiir die Studierenden 
einrichten. Arnim dagegen räumte den in den letzten Jahren 
noch gesteigerten Mangel an Priestern ein — Ende 1845 mußten 
146 Pfarreien unbesetzt bleiben —, was um so empfindlicher war, 
.da Breslau nicht genug Anwärter entlieB, um Schlesien und Posen 
zugleich zu versorgen und meistens auch sprachliche Hindernisse 
einen Zuzug von dort unterbanden. Aber das Heilmittel sah er 
nicht in einer Erweiterung der höheren geistlichen Institute, denn 
in den Seminaren waren nicht einmal die Freistellen zur Hälfte 
ausgenutzt und in Posen im Durchschnitt der letzten 3 Jahre statt 
der etatsmäßigen 60 nur 30 und in Gnesen statt 20 nur 7 Aluninen 
unterhalten worden. Es fehlte eben der Provinz noch der Nähr- 
boden, aus dem sich anderwärts der Klerus ergänzte, der Bürger- 
und Bauernstand, der infolge seiner Knechtung zu polnischer Zeit 
noch keine Empfänglichkeit für geistige Anregungen besaß. Des- 
halb kam es zunächst auf eine Hebung der allgemeinen Niveaus 
durch Verbesserung des Elementar- und Gymnasialunterrichts an. 
Sie und die damit zusammenhängende Vermehrung der geistlichen 
Aspiranten wurde durch die den Volksschulen seit Jahren gewidmete 
Sorgfalt und die jetzt beabsichtigte Vermehrung der höheren An- 
stalten in Verbindung mit genügenden Freistellen gewiß am 
sichersten gefördert. War das Lyzeum hiernach ungeeignet zur 
Behebung des Kandidatenmangels, so bezweifelte der Graf auch 
eine von ihm ausgehende Besserung des Unterrichts. Er hielt es 
gleich seinem Vorgänger für unmöglich, die erforderlichen Lehr- 
kräfte aufzutreiben, zumal, wenn sie dem geistlichen Stand ange- 
hören und des Polnischen mächtig sein sollten, da bisher nicht ein 
einziger derartiger Lehrer oder Regens für das Posener Seminar ge- 
funden war. Ferner besorgte auch er trotz aller Vorsicht bei den 
im Polentum herrschenden beschränkten Bildungsbegriffen einen 
Mißbrauch als Universitätsersatz. Das wesentlichste Hindernis 
fand er aber für jetzt in der dem Erzbischof einzuräumenden 
Stellung. Denn ungeachtet der dem Staat vorbehaltenen Befugnisse 
konnte die Anstalt dessen entscheidendem Einfluß nicht entzogen 
werden, sowohl hinsichtlich der Person der Lehrer als in Bezug auf 
die Unterrichtsgegenstände und Lebensweise der Insassen, die gleich 
den Lehrern als Geistliche ihm untergeordnet und mithin von ihm 
abhängig waren. Vermöge dieses Einflusses konnte er seine vielfach 
abweichenden Meinungen um so mehr geltend machen, weil die Auf- 
regung über die religiösen Streitigkeiten in Posen noch nicht ge- 
schwunden war und der Klerus sich noch immer bemühte, die 
kirchliche Spannung auszubeuten, um in das weltliche Gebiet über- 
zugreifen und den Jugendunterricht nach dem Vorbild der Jesuiten 
in seine Hand zu bekommen. Die Ernennung der Lehrer durch die 
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Regierung mit Genchmigung des Pralaten bot nach anderweitigen 
Erfahrungen, namentlich bet Berufung der Religionslehrer an den 
Schullehrerseminaren, wo genau das gleiche Verhaltnis stattfand, 
keine Gewahr gegen solche Versuche, denn unangenehme Diffe- 
renzen pflegten nicht auszubleiben, so daß z. B. das Posener Institut 
seit einem halben Jahr des Religionslehrers entbehrte. Darum 
mußte das Lyzeum neue Spaltungen zwischen Staat und Kirche 
oder zwischen der Kirche und der Anstalt hervorrufen, die deren 
Gedeihen nur schädlich sein konnten. Dem Verlangen nach Er- 
weiterung des erzbischöflichen Seminars standen dem Staat gegen- 
über keine rechtlich begründeten Ansprüche zur Seite, denn die 
Beschlüsse des Tridentinums hinsichtlich der bei den höheren 
Kirchen zu unterhaltenden geistlichen Unterrichtsinstitute konnten 
nach der gegenwärtigen Zusammensetzung, Verfassung und Gesetz- 
gebung des Staats für die preußische Regierung an sich nicht 
bindend sein, den allgemeinen Verheissungen der Bulle d. s. a. aber 

wurde durch Erhaltung der Seminare im augenblicklichen Zustand 
vollkommen genügt, indem 5387 Rtr. bare Staatszuschüsse dem 
Etat eingefügt waren. Im allgemeinen von der Auffassung aus- 
gehend, daß das Leben und eine freiere Anschauung der mensch- 
lichen Verhältnisse auch für Junge Theologen eine bessere Schule 
sei als asketische Absonderung, regte der Graf an, den Konvikts- 
plan, jedoch mit weniger Freistellen, wieder aufzunehmen und dem 
Klerus zu überlassen, welchen Gebrauch er davon machen wollte. 
Jedenfalls riet er, die Umgestaltung der Seminare bis zu einem 
gecigneteren Zeitpunkt zu vertagen und nur billige Wünsche wegen 

einzelner äußerer Bedürfnisse, der Verbesserung des Unterrichts 
und dergl., aus den verfügbaren Fonds möglichst zu berücksichtigen. 


Eichhorn ließ dahingestellt, ob der Staat zu der bean- 
tragten Erweiterung nach strengem Recht verpflichtet war, 
aber von einem höheren Gesichtspunkt aus lag es doch stets im 
wesentlichen Interesse des Gouvernements, den versunkenen Klerus 
mit der Zeitbildung und den übrigen Elementen des Staats in wohl- 
tätigen Einklang zu bringen. Im Gegensatz zu Arnim glaubte er 
das Ziel durch das Lyzeum erreichen zu können, das durch Ge- 

währung griindlicheren Unterrichts das Verlangen nach einen solchen 
um so erfolgreicher verallgemeinern mußte, weil die vorbereitende 
Verbesserung der Schulen schon überall im Gang war und die Volks- 
klasse, aus der die Geistlichkeit hervorzugehen pflegte, für geistige 
Bedürfnisse immer empfänglicher machte. Ebenso wenig wollte 
Eichhorn aus den früher entwickelten Gründen anerkennen, daß 
das Konvikt jenem Zweck für jetzt besser entsprach, da ihm die 
Gegenargumente, nationale Antipathien und die durch kirchliche 
Satzungen unterstützte Abneigung des Erzbischofs, in noch 
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höherem Grad entgegenstanden. Deshalb sah er für die Schaffung des 
Lyzeuins nur in der Persönlichkeit Dunins ein augenblickliches Hin- 
dernis. Die Beaufsichtigung eines solchen Instituts bot so viele 
Veranlassung zu ernsten Meinungsverschiedenheiten, daß nach 
früheren Vorfällen auf eine friedliche Verständigung nicht zu 
rechnen war oder der Erzbischof dank des ihm eingeräumten Ein- 
flusses der Anstalt doch eine den Absichten des Staats keineswegs 
entsprechende Richtung geben konnte, die, einmal stationär ge- 
worden, sich doppelt schwer beseitigen ließ. Wenn der Minister sich 
darum auch Arnims Rat auf Verschiebung anschloß, so drängten 
doch die bestehenden Schäden die lebhafte Überzeugung auf, daß 
die Angelegenheit ohne empfindlichen Nachteil für Staat und 
Kirche nicht ruhen durfte und schon jetzt einstweilige Maßnahmen 
getroffen werden mußten, um jenen abzuhelfen und die im Auge 
zu behaltende Einrichtung des Lyzeums vorzubereiten. Deshalb 
beantragte er, die Posener Anstalt durch einige tüchtige und po- 
litisch zuverlässige Lehrer im Einvernehmen mit Dunin zu ver- 
vollständigen, die Stipendien zu vermehren und bei der gänzlichen 
Vermögenslosigkeit der meisten Empfänger auf mindestens 200 Rtr. 
zu erhöhen, für ausgezeichnet begabte Geistliche von guter Ge- 
sinnung aber etwa 400 Rtr. Reiseunterstützung zum mehrjährigen 
Besuch ausländischer gelehrter Institute auszuwerfen, um dadurch 
brauchbare Lehrer zu erlangen. Die Summen konnten den- Er- 
sparnissen des Konviktsfonds entnommen werden, dessen Bestand 
für die Lyzeumseinrichtung intakt bleiben mußte (Immed.-Ber. 
27. Dez. 1841). — Der König genehmigte die provisorischen An- 
träge in der Tat, weil er die ,,Erheblichkeit‘‘ der Gründe nicht ver- 
kannte, aus denen Minister und Oberpräsident die Erfüllung des 
vom Erzbischof geäußerten Wunsches widerrieten. Dagegen sollte 
die Konviktseinrichtung nicht ad acta gelegt werden, sondern bloß 
vorläufig auf sich beruhen (Ordre 9. März 1842). 


Dieses dilatorische Verfahren ermöglichte in der nächsten Zeit 
nur Flickwerk gegenüber den bemerkten Mängeln. Unter anderem 
bewilligte der Monarch 2000 Rtr. aus dem Konviktsfonds zu der 
von Dunin gewünschten Ergänzung der Posener Seminarbibliothek, 
die „den Zwecken des Instituts durchaus nicht entsprach‘‘, aber 
nach Besetzung mit deutschen Lehrern und nachdem unter den 
Einwohnern ‚‚ein etwas regeres literarisches Streben zu erwachen 
begann“, nicht in ihrem verwahrlosten Zustand verbleiben durfte 
(Ordre 26. März). Sonst aber wurde die Ausführung der Ordre 
vom 9. März durch Dunins Tod (26. Dez. 1842) und Arnims Ver- 
setzung gelähmt. Da der Konviktsplan nicht weiter verfolgt werden 
sollte, erbat Eichhorn am 29. Nov. 1843 den Verkauf der 1835 er- 
worbenen Baustelle. Damit war der Gedanke in Wahrheit bereits 
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eingesargt. Im folgenden Jahr wurden neue Summen zur Dotation 
der Lehrer und fiir arztliche Versorgung des Seminars gebraucht. 


Die Verhandlung selbst konnte erst nach der Installation von 
DuninsNachfolgerv. Przyłuski wieder aufgenommen 
werden. Um seinem Wunsch nach dringender Reorganisation des 
Posener Seminares zu geniigen, entsandte Eichhorn abermals einen 
Kommissar, der in einer Konferenz am 27. Oktober 1845 die Zu - 
stimmung des neuen Kirchenfürsten zu dem 
vorgelegten Projekt erlangte (Bericht Eich- 
horns14.April1846). Hiernach sollte zu den vier vorhandenen 
ein fünfter Professor der Theologie berufen werden, um die Haupt- 
disziplinen von Einzellehrern lesen lassen zu können und dadurch 
genügend tüchtige, auch die praktische Anwendung wissenschaft- 
licher Kenntnisse im seelsorgerischen Beruf berücksichtigende 
Kräfte zu gewinnen. Ferner wollte man den Gesichtskreis der 
Zöglinge erweitern und ihnen, sie vor Einseitigkeit schützend, eine 
richtige Auffassung aller menschlichen Verhältnisse durch die 
Resultate anderer Wissenschaften beibringen. Dafür reichte der 
philosophische Unterricht nicht aus, sondern die auf den Gymnasien 
erlangte Grundlage sollte durch einen Lehrgang in alter Literatur, 
Geschichte und Naturwissenschaft vertieft werden, was wiederum 
drei neue Professuren erforderlich machte, die mit der bestehenden 
für Philosophie die philosophische Fakultät bilden mußten, unter 
nebenamtlicher Versorgung der Naturwissenschaft. Populäre Me- 
dizin und Gesang konnten durch Remunerationen vergütet werden. 
Erstere wünschte Przytuski ausdrücklich und ihr Nutzen für einen 
künftigen Landgeistlichen war unverkennbar. Ohne Gleich- 
stellung mit den obersten Gymnasiallehrern waren brauchbare 
deutsche Pädagogen aber schwerlich zu haben. Nach dein unter 
diesen Gesichtspunkten ausgearbeiteten Etat waren für den Regens 
900 Rtr., für die Theologen 6—700, für die Philosophen 1000 bis 
1 200, 450 für die naturwissenschaftlichen Vorträge und 150 für 
Medizin, im ganzen für Gehälter 7860 Rtr. vorgesehen neben 6738 
für Beköstigung, 300 für die Bücherei und 381 für Löhne. Diesen 
17550 Rtrn. Ausgaben standen 6447 Einnahmen, 11 100 Staats- 
zuschüsse und 227 Rtr. zufällige Einkünfte gegenüber. 


Przyluski hatte zwar wiederholt beantragt, daß die Lehrer 
vorzugsweise polnischer Nationalität sein möchten, aber hier konnte 
ihm der Minister niemals und am wenigsten gegenwärtig die min- 
deste Aussicht auf Erfüllung eröffnen, sondern mußte bitten, daß 
die Stelle des ersten Theologieprofessors und Regens stets mit 
einem Deutschen besetzt werde und für die übrigen theologischen 
Posten nur dann Polen herangezogen wurden, wenn sie hinreichende 
Bürgschaft für ihre Gesinnung boten, und daß in der philosophischen 
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Sektion ebenfalls bloß Deutsche berufen würden, weil es hier we- 
sentlich darauf ankam, deutsche Forschung und die „stille Macht 
deutscher Kultur“ wirksam werden zu lassen.”°) Allerdings standen 
die Seminare als Diözesananstalten zunächst unter Aufsicht der 
Bischöfe. Unter den besonderen Verhältnissen der Provinz Posen 
schien es aber wünschenswert, ja notwendig, ihr Berufungsrecht 
auf dasjenige Maß zu beschränken, das ihnen nach Charakter und 
Zweck der Anstalt nicht entzogen werden durfte. Es konnte also 
nur die theologische Abteilung umfassen. In der nur zu einem 
Sonderzweck beigefügten, nicht unbedingt erforderlichen und nicht 
als eine ihnen allein untergebene Diözesaneinrichtung zu betrachten- 
den philosophischen Sektion konnten sie dagegen das Berufungs- 
recht nicht beanspruchen und mit Erfolg ausüben, da deutsche und 
weltliche Gelehrte angestellt werden sollten. Wie sie die Theologen 
mit staatlicher Billigung zu ernennen hatten, mußten umgekehrt 
die Philosophen vom Minister nach ihrer Anhörung und unter Be- 
achtung etwaiger Bedenken berufen werden, denn ohne diesen 
Modus war die Erlangung tüchtiger, in allen Beziehungen zuver- 
lässiger Lehrer nicht hinreichend gesichert. Den erforderlichen 
neuen Zuschuß von 6871 Rrn. konnte der Konviktsfonds hergeben, 
wobei noch 3027 Rtr. für die in der Ordre vom 9. Mai 1842 bezeich- 
neten Zwecke übrig blieben, da es auch nach der Seminarerweiterung 
„von großer Wichtigkeit“ sein mußte, einzelne durch Anlage und 
Fleiß ausgezeichnete Kleriker zum Besuch von Volluniversitäten 
zu befähigen. 


Die traurigen Verhältnisse in der Provinz ?!) hatten sogar die 
Erwägung nahe gelegt, ob man nicht das Seminar ganz auflösen und 
auf de Konviktsgründung zurückkommen sollte, um die 
Studierenden den verderblichen Einflüssen in Posen zu entziehen 
und die Einwirkung deutscher Lehrer und Kommilitonen und 
deutschen Hochschulbetriebs ungehemmt auf sie loszulassen. Aber 
abgesehen von dem Bedenken, daß ein Zusammenwohnen junger 
polnischer Kleriker an einem von ihnen als Exil betrachteten Ort 
ihr Nationalbewußtsein anregen und auf Zukunftspläne lenken 
konnte, war nach Versicherung des Oberpräsidenten v. Beurmann 
auf die nach der Bulle d.s. a. unentbehrliche Einwilligung des Erz- 


7) Randbemerkung aus dem Kabinett: über die Nationa- 
lität der Lehrer werden die Bestimmungen der Kab. Ordre vom 18. 
d. M. nur mit ganz vorzüglicher Sorgfalt in Rücksicht 
auf die politische Gesinnung pp. in Anwendung kommen müssen, 
sowie auf gründliche deutsche Bildung; vgl. Anm. 73. 

71) Seit 1845 war die Provinz ununterbrochen durch poli- 
tische Putsche und Aufstandsversuche beunruhigt worden, an 
denen die Geistlichkeit führenden Anteil hatte. 
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bischofs nie zu rechnen, wenn nicht, weil die polnische Geistlichkeit 
den revolutionären Unitrieben Vorschub geleistet hatte, die Not- 
wendiekeit, sie nationalpolnischen Einflüssen zu entziehen, in Rom, 
vielleicht unter Vermittelung der österreichischen Regierung An- 
klang fand und von dort eine anders lautende Anweisung zu er- 
zielen war. Da Eichhorn die Gründe für eine Auflösung des Se- 
minars keineswegs mißachtete, bat er den König, falls dieser die 
Verfolgung der verpaßten Konviktsgriindung auf dem sich jetzt 
bietenden Umweg genehmigen wollte, ihn zur Fühlungnahme mit 
dem Ministerium des Auswärtigen zu ermächtigen. Indessen führten 
erfahrungsgemäß solche Schritte am päpstlichen Hof erst nach 
Jahren zu überdies zweifelhaften Ergebnissen. Deshalb lag es im 
Staatsinteresse, die wissenschaftliche Vorbildung der Studierenden 
bis dahin zu fördern und durch Anstellung Deutscher in jedem Fall 
die Erweckung einer loyaleren Gesinnung zu ermöglichen. Da auch 
Beurmann für größte Beschleunigung der Reform war und das 
Institut nach Ostern in seiner erweiterten Gestalt eröffnet sehen 
wollte, wurde die Verstärkung des Lehrkörpers in der geschilderten 
Art mit Geltung des eingereichten Etats vom 1. April ab erbeten, 
während aus dem Konviktfonds nach Maßgabe des Bedürfnisses 
ein Jahreszuschuß von 6871 Rtrn. gewährt werden durfte. Aller- 
dings sollte die endgtiltge Feststellung dieses reinen Provisoriums 
nach den Verhandlungen in Rom sich richten.”) 

Bei den günstigen Konjunkturen für letztere und der an- 
scheinend vorhandenen Möglichkeit, den Papst von der Notwendig- 
keit der geplanten Maßnahme zu überzeugen, wurde dem Minister 
gestattet, mitdem Frhrn. v. Canitz in Verbindung zu treten 
und zunächst der Weg über Wien gewiesen (Ordre 5. Mai). 
Eine andere Ordre vom gleichen Tag hieß die provisorische Se- 
minarreform mit der einen Abänderung gut, daß bei Berufungen 
„auf die Nationalität der Anzustellenden keine entscheidende 
Rücksicht genommen, vielmehr nur noch mit erhöhter Sorgfalt und 
Strenge nach denjenigen Grundsätzen verfahren werden‘ sollte, 
die bei der Auswahl von Gymnasiallehrern der Provinz dem Staats. 


72) Hier lag ein Rechenfehler zu Grunde. Es waren schon 
bisher 4 229 Rtr. zugeschossen worden, so daß nur 5 669 Rtr. dis- 
ponibel blieben und zur Deckung der Erweiterungskosten noch 
1 202 Rtr. erfordert wurden. Da aber die Ersparnisse des Konvikt- 
fonds bereits go ooo Rtr. betrugen, konnten sie die Baukosten und 
den nötigen Zinsbetrag abwerfen, weshalb Eichhorn die Kapi- 
taliesierung von 35000 Rtrn. beantragte Friedrich Wilhelm 
fand die Erhöhung der Kapitaldotation zu einer vorübergehenden 
Einrichtung aber unangemessen und genehmigte nur, daß der 
Fehlbetrag den jährlichen Zinserträgen der Ersparnisse entnom- 
men wurde (an Eichhorn 6. Juli auf Ber. 19. Juni 1846). 
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ministerium am 18. April vorgeschrieben waren,?) wobei betreffs 
nichtdeutscher Dozenten namentlich für die philosophische Ab- 
teilung darauf gesehen werden mußte, daß sie sich eine gründliche 
Kenntnis der deutschen Sprache und Bildung angeeignet hatten, 
so wie umgekehrt von deutschen Lehrern, so weit ausführbar, die 
Beherrschung des Polnischen gefordert werden mußte. 

Für Posen ohne Nutzen mußte der damals auftauchende Ge- 
danke an ein Breslauer Konvikt als Privatstiftung aus schlesischen 
Mitteln bleiben. 

Weitere Schwierigkeiten türmte ein neues Eingreifen 
Przytuskis auf. Durch Immediatgesuch vom 9. Dezember 
klagte er, daB seine Freude tiber die Seminarerweiterung durch 
die beliebte Art der Dozentenanstellung sehr herabgestimmt worden 
sei. Da alle Erzbischöfe bisher unbestritten das Recht für alle 
Lehrer beider Fakultäten geübt hatten, war es von ihm mit den 
triftigsten Gründen beim Oberpräsidium reklamiert worden, aber 
Eichhorn über seine Beschwerde hinweggegangen (Beurmann an 
v. P. 31. Oktober). Er hatte nicht einmal das Zugeständnis erlangt, 
daß Einwendungen gegen Theologen nur auf etwaige mißliebige 
politische Gesinnungen basiert werden sollten. Seine eigene Mit- 
wirkung war bei den Philosophen noch dureh den Vorbehalt be- 
schränkt, daß das Ministerium nur ein begründetes Bedenken be- 
achten werde, also auch ohne Berücksichtigung eines Einwandes 
zur Ernennung schreiten durfte. Das bischöfliche Suspensions- 
recht aber sollte vom Rekursrecht an die Staatsbehörde abhängig 
bleiben und bei der philosophischen Fakultät nur in der Befugnis 


73) Es heißt daselbst: ‚Im allgemeinen setze Ich fest, daß 
die Direktor- und Lehrstellen an sämtlichen Gymnasien der Pro- 
vinz nur in den Händen solcher Männer ohne Rücksicht 
auf ihre Nationalität verbleiben oder ihnen 
für die Folge vertraut werden dürfen, welche neben ihrer wissen- 
schaftlichen Qualifikation auch die Bürgschaft einer durchaus 
loyalen Gesinnung, wahrer und treuer Anhänglichkeit an 
Meine Regierung und denjenigen Prußischen Patrio- 
tismus gewähren, in welchem Ich fordere, daß das junge Ge- 
schlecht in Lehranstalten genährt und herangebildet werde, 
welche die Vorsorge der Preußischen Regierung ihm geschenkt 
hat. Wo es hiernach auf die Wahl deutscher Direktoren und 
Lehrer ankommt, ist insbesondere, soweit es ausführbar ist, auf 
Kenntnis der polnischen Sprache mitzusehen, weil abgesehen 
von dem Unterrichtsbediirfnis es ihnen ohne Kenntnis dieser 
Sprache ungemein erschwert werden würde, den Geist der Schü- 
ler und ihr politisches Verhalten in solcher Weise zu überwachen 
und darauf einzuwirken, wie es von ihnen fortan gefordert und 
ihnen zur Pflicht gemacht werden muß.“ Eine ausführliche Schil- 
derung der damaligen Posener Gymnasialreform, die wie das 
Hornberger Schießen auslief, soll ‘von mir demnächst in den 
„Grenzmärkischen Heimatblättern‘‘ erscheinen. 
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zur Anzeige zwecks weiterer Veranlassung bestehen. Auf diese 
Weise mußte sich der Einfluß des Erzbischofs auf die Ausfertigung 
der Ernennungsurkunden für Theologen und auf Berichterstattung 
in Form von Anträgen an die weltlichen Instanzen reduzieren. 
Diese Folgerung leitete Przyluski aus zwei Fällen jüngsten Datums 
ab, da dem Lizentiaten Janiszewski seine Vorlesung über Geschichte 
der alten Philosophie ohne Anfrage beim Erzbischof untersagt 
worden war und der Minister ohne Angabe von Gründen die Vor- 
schläge für die Wiederbesetzung der erledigten Regensstelle mit 
der Bemerkung verworfen hatte, er werde selbst einen geeigneten 
Mann zu ermitteln versuchen. So hörte das Seminar auf, eine kirch- 
liche Anstalt zu sein. Der Vergleich mit Münster und Braunsberg 
war in keiner Weise maßgebend, denn einerseits hatten die Vor- 
fälle mit dem Hermesianismus gelehrt, wie schwer es einem Bischof 
unter solchenVerhältnissen wurde, Irrlehren zu verhindern, und ande- 
rerseits handelte es sich in Posen um ein Klerikalseminar, dessen 
Leitung und Aufsicht nach den Vorschriften des Tridentinums ihm. 
gebührte und nach der Natur der Sache gebühren mußte, weil er 
Gott und seiner Kirche dafür verantwortlich war, daß hier die 
Bildung des geistlichen Nachwuchses im Geist dieser Kirche unter 
Fernhaltung verkehrter Lehren erfolgte. Diese Pflicht vermochte 
er nur zu erfüllen, wenn er die Dozenten möglichst frei auswählen 
und Verstößen insbesondere hinsichtlich ihrer Rechtgläubigkeit 
bei Zeiten vorbeugen konnte, wobei er natürlich in den Grenzen 
der kanonischen Vorschriften verfahren mußte. Das Suspensions- 
recht aller geistlichen Lehrer stand ihm aber auch nach den Landes- 
gesetzen zu (A. L. R. T. Il. Tit. 11 881216). Bei weltlichen Lehrern 
folgte sie aus Zweck und Bestimmung des Instituts, an dem des- 
halb Dozenten weltlichen Standes nur ausnahmsweise in Erman- 
gelung qualifizierter Geistlicher für die betreffenden Lehrstühle 
verwendet werden konnten. Diese früher von Eichhorn selbst 
anerkannte Tatsache wollte dieser jetzt umstoßen, anstatt dem 
Erzbischof die Bestallung sämtlicher Dozenten nach vorheriger 
Kommunikation und eingeholtem Einverständnis der Staatsbehörde 
und die unmittelbare Beaufsichtigung mit einer Oberkontrolle 
des Oberpräsidenten zu überlassen. Da zu den beabsichtigten 
Verkürzungen des bischöflichen Einflusses kein triftiger Grund 
vorlag, indem das Staatsinteresse durch das landesherrliche Placet 
gewahrt wurde, bat der Prälat um Schutz in seinen Gerechtsamen 
und um Bewahrung seines ungeschmälerten Anstellungsrechts ‘in 
beiden Sektionen mit der Befugnis, alle Dozenten zu suspendieren 
und das weitere Verfahren gegen geistliche Lehrer nach dem Land- 
recht dem geistlichen Gericht, gegen weltliche einer gemischten 
Kommission zu übertragen. 
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Eichhorn hatte im Einklang mit Arnims Ratschlägen 
die Festhaltung des faktisch immer beobachteten Grundsatzes 
verlangt, daß -überhaupt kein Lehrer, gleichviel, von wem die 
Präsentation ausging, angestellt werden durfte, wenn nicht darüber 
zwischen Staats- und Kirchenbehörde durch wechselseitiges Be- 
nehmen ein völliges Einverständnis gewonnen war. Unter dieser 
Voraussetzung konnte die Bestallung selbst dem üblichen Ver- 
fahren gemäß unterschiedslos für alle Professoren vom Erzbischof 
ausgefertigt werden, wenn sie vorher dem Minister zur Eintragung 
des staatlichen Genehmigungsvermerks eingereicht wurde. Diese 
Abmachung war Dunin bekannt gegeben und wurde auch Przy- 
duski bei Wiederaufnahme der Sache 1845 durch Beurmann be- 
merklich gemacht. Die Verhandlungen vom Oktober berührten 
die Besetzungsfräge nicht, aber jener hatte ohne Zweifel ange- 
nommen, daß ihm das Anstellungsrecht für sämtliche Dozenten 
zufallen werde, während für Eichhorn damals keine Gründe 
vorlagen, um von der früheren Ansicht abzuweichen. Solche und 
„zwar sehr triftige‘‘ Motive lieferten aber die Posener Ereignisse 
der letzten Jahre und das ‚immer mehr sich kundgebende Bestreben 
des Erzbischofs... auch seinerseits das polnische Element mit 
Zurückdrängung des deutschen in der Provinz zu heben und in den 
von ihm zu besetzenden Stellen herrschend zu machen‘. Das ließ 
es „in hohem Grade bedenklich erscheinen‘, ihm mit dem An- 
stellungs- auch das Vorschlagsrecht aller Seminarlehrer zu über- 
lassen. Mehrfache Präsentationen hatten schon gezeigt, daß ihm 
nicht sowohl Laien als vielmehr Deutsche unangenehm waren, da 
er für Philosophie und Naturwissenschaft weltliche Männer, aber 
Polen, gewünscht hatte. Bei einseitiger Berufung von solchen 
mußte bald das deutsche Wort absterben, wie denn schon versucht 
war, die theologischen Disziplinen in polnischer Sprache vortragen 
zu lassen, so daß von 17 Wochenstunden nur noch 9 deutsch ge- 
halten wurden. Um daher einem gänzlichen Ausschluß deutscher 
Männer und damit der deutschen Sprache vorzubeugen, ohne in 
dem landesherrlichen Placet allein ein Schutzmittel suchen zu 
müssen, dessen Versagung leicht unerquickliche Erörterungen 
herbeiführen konnte, hielt sich Eichhorn für verpflichtet, die bis- 
herige erzbischöfliche Anstellungsbefugnis auf das angedeutete, 
in der Ordre v. 5. Mai 1846 mit einer Modifikation genehmigte Maß 
zu beschränken und fühlte sich durch den Willen des Königs ge- 
deckt. Die im Bericht vom 14. April angeführten Gründe waren auch 
gegenwärtig noch so wichtig, daß er nur um Beibehaltung der 
getroffenen Bestimmung bitten konnte. Das frühere Recht der 
Erzbischöfe zur Anstellung aller Lehrer erlitt damit in seinem 
Umfang keine Schmälerung, sondern sollte durch die vermehrte 
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Dozentenzahl der theologischen Fakultät noch eine Erweiterung 
erfahren. Wenn Przyłuski seine Befugnis mit der ihm zukommenden 
unmittelbaren Leitung der Anstalt begründete, so wurde ihm auch 
dieses Recht nicht beeinträchtigt, da die Auswahl der theologischen 
Kräfte ihm überlassen blieb und das ganze Institut seiner Aufsicht 
unterstellt wurde. Der Hinweis auf seine Pflichten war unbegründet 
oder andere katholische Bischöfe hatten diese Pflicht völlig aus 
den Augen verloren, da in Bonn usw. die für Posen vorgeschlagene 
Anstellungsform bestand, ja, die Staatsbehörden noch weit freiere 
Hand hatten, ohne daß die Bischöfe bei diesem statutenmäßig 
geregelten Verfahren gegen ihre Pflicht zu verstoßen glaubten. 
Bezüglich der Hermesianer hatte der Erzbischof übersehen, daB 
diese nur mit Zustimmung oder gar auf Empfehlung des betreffen- 
den Bischofs berufen waren und nach dem päpstlichen Verdammungs- 
breve keiner von ihnen von der Regierung in lehramtlicher Tätig- 
keit geschützt oder erhalten war. Wollte Przyluski das Beispiel 
anderer Anstalten nicht als für ihn maßgebend anerkennen, so 
war dieses in Posen auch gar nicht zur Richtschnur genommen 
worden, sondern in Beachtung des engeren Verhältnisses zwischen 
ihm und dem dortigen Seminar ihm eine Einwirkung bei den An- 
stellungen eingeräumt, die an Universitäten überhaupt nicht, in 
Münster nur in viel bescheidenerem Umfang galt. Einer Beschrän- 
kung der Einwürfe gegen Theologen auf mißliebige politische 
Gesinnung konnte nicht entsprochen werden, da darin eine Ver- 
letzung des landesherrlichen Placet lag und dem Minister die Prü- 
fung der wissenschaftlichen Befähigung abgeschnitten wurde, die 
um so notwendiger blieb, je mehr der Erzbischof bei seinem Wunsch 
nach Beschäftigung von Polen geneigt war, sichmitgeringerer 
wissenschaftlicher Qualifikation zu begnügen. , 
Zu der Besorgnis vor einer Außerachtlassung der gegen Philosophen 
erhobenen Einwendungen seitens des Ministeriums war keine Ur- 
sache gegeben, denn bei Meinungsverschiedenheiten war eine 
Einigung zu versuchen und bei fortgesetztem Widerspruch der 
Kirchenfürsten von der Ernennung Abstand zu nehmen. Als 
Regens hatte Przyluski den Gnesener Regens Kidaszewski oder 
Propst Kalicki vorgeschlagen, die sich nach Bildung und Eifer 
nicht eigneten und beide offenbar sehr geneigt waren, auf die Be- 
förderung des polnischen Elements einzugehen. Deshalb lehnte 
Eichhorn ihre Bestätigung ab, zumal der Erzbischof eventuell 
einen Deutschen anzustellen bereit war, was er freilich wohl nicht 
aufrichtig gemeint hatte, denn seine späteren Vorschläge richteten 
sich stets auf polnische Geistliche. Bei Janiszewski hätte Beur- 
mann das ministerielle Vorlesungsverbot zweckmaBiger nicht durch 
direkte Verfügung an den Dozenten, sondern wie früher in ähn- 
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lichen Fällen durch erzbischéfliche Vermittelung angebracht, 
aber da Przyłuski eigenmächtig ohne Anzeige beim Ministerium 
das Kolleg verfügt hatte, mußte die Staatsbehörde den Beginn 
eilig ohne Wahrung der üblichen rücksichtsvollen Form verhindern. 
Endlich war auch bei dem Suspensionsrecht das intime Verhältnis 
des Seminars zum Erzbischof vollauf erwogen, denn während 
sonst den Bischöfen nur das Anzeigerecht an den Minister frei- 
stand, war ihm das Suspensionsrecht bei theologischen Dozenten 
unter Vorbehalt einer Motivierung und des Rekurses zugestanden, 
wodurch die Rechte von Staat und Kirche hinlänglich gesichert 
erschienen. Ebenso wurde ihm durch das bei Philosophen beab- 
sichtigte Verfahren die Möglichkeit geboten, ermahnend oder durch 
Anzeige einzuschreiten und auf Beseitigung jedes nachteiligen 
Einflusses eines Lehrers hinzuwirken. Mehr konnte aus Zweck 
und Bestimmung der Anstalt nicht abgeleitet werden. Das Land- 
recht galt nur den Geistlichen als solchen, nicht in ihrer Eigen- 
schaft als Dozenten. Unbenommen blieb dem Prälaten natürlich 
die Suspension der Lehrer im ihren geistlichen Funktionen, wenn 
ihm ihr Charakter dazu einen gesetzlich begründeten Anlaß bot. 


Hiernach bat Eichhorn, in Erwägung der politischen Ver- 
hältnisse es bei den Anordnungen vom 5. Mai 1846 zu belassen. Bei 
Przyluskis Widerstreben hatte ihm der Minister eröffnen müssen, 
daß so lange jene Verfügungen nicht restlos in Anwendung kämen, 
von einer anderweitigen Organisation des Seminars keine Rede 
sein könne und es lediglich von ihm abhinge, ob die provisorische 
Erweiterung, sofern er Wert darauf lege, vollständig ins Leben 
treten werde. 


Nach dieser durchschlagenden Motivierung verwarfauch 
der König die Reklamationinvollem Umfang 
(Ordre 26. Februar 1847). Es hatten bei den genehmigten An- 
ordnungen der bisherige Umfang der bischöflichen Gerechtsame, 
Zweck und Aufgabe des Seminars und sein Verhältnis zum Bischof 
gleicherweise wie das konkurrierende Staatsinteresse Berück- 
sichtigung gefunden. In bezug auf die Zahl der Theologen war 
die Befugnis des Erzbischofs erweitert, in bezug auf die neue philo- 
sophische Sektion standen ihm gleich ausgedehnte Ansprüche 
nicht zur Seite, doch war ihm auch hier jede erforderliche Ein- 
wirkung gesichert. Die Berufung auf das Landrecht wurde mit den 
Worten des Ministers abgetan. Friedrich Wilhelm glaubte hier- 
nach erwarten zu dürfen, daß jener „in Anerkennung Meiner durch 
die bewilligte Erweiterung der Anstalt an den Tag gelegte Für- 
sorge für die Förderung der wissenschaftlichen Bildung der rönisch- 
katholischen Geistlichkeit zur Ausführung Meiner wohlwollenden 
Absichten die Hand bieten‘ werde. Entgegengesetzten Falles 
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muBte die provisorische Reorganisation riickgangig gemacht und 
das Seminar in allen Verhältnissen auf den früheren Zustand zu- 
rückgeführt werden. 


Von dieser Eventualitat machte Przytuski in der Tat 
unter Verzicht auf die gebotene Besserungs- 
möglichkeit Gebrauch, indem er Beurmann schrieb (21. Apr.): 


„Die Bildung der Geistlichen... ist eine der heiligsten Pflichten 
meiner Würde, für deren gewissenhafte Erfüllung ich Gott und der 
gesamter katholischen Kirche hier und jenseits verantwortlich 
bin. Die geistlichen Seminarien sind in dieser Hinsicht nur meine 
Vertreter und Organe. Unmöglich kann ich mir zu meinen Ver- 
tretern und Organen Lehrer aufdringen lassen und jene Verant- 
wortung für dieselben übernehmen, die ich nicht selbst genau 
kenne, die ich nicht selbst berufen, ernennen und, wenn sie sich 
nicht bewähren, nicht selbst entfernen kann, um jeder Gefahr, 
die der Kirche etwa drohte, sofort wirksamst zu begegnen im Stande 
zu sein. Nach der Bulle d. s. a. sollen die klerikalen Seminarien 
den Vorschriften des Trienter Konzils gemäß eingerichtet werden; 
und diese Vorschriften übergeben die Klerikalseminare den be- 
treffenden Bischöfen allein. Nach dem zur Erweiterung meines 
hiesigen Priesterseminars beliebten Plänen würde dieses seinen 
rein geistlichen Charakter verlieren, es würde z. T. geistlich, z. T. 
weltlich; es würde ein zwitterhaftes Gebilde sein, das meine Rechte 
und mein Ansehen wesentlich verletzte. Die Dekrete des Trienter 
Konzils kennen solche zwitterhaften Seminarien nicht; ich bin 
verpflichtet, den diesfälligen Plan feierlichst ganz ergebenst 
abzulehnen‘‘. 


Sein anfängliches Zugeständnis versuchte der Sarmate mit 
seiner Überzeugung von der Beibehaltung des bisherigen Berufungs- 
verfahrens zu erklären, ohne daß Eichhorn an diesen Grund als 
den bestimmenden glauben wollte. Wie einst Dunin, brach also 
jetzt Przytuski sein feierliches Versprechen aus nationalem Chau- 
vinismus. 


Jedenfalls mußte das Seminar nun unverändert bleiben. Da 
aber bei der theologischen Abteilung bereits neue Dozenten ein- 
getreten waren, deren sofortige Entlassung zum Schaden der 
Studierenden die Auflösung des im Oktober begonnenen Lehr- 
kursus herbeiführen mußte, erwirkte der Minister die Fort- 
dauer der augenblicklichen Einrichtung bis zum 1. Oktober 1847. 
Dagegen waren die etatsmäßigen Gehälter, 600 Rtr. für den Regens, 
400 für die übrigen Professoren, schon vor Einleitung der Reform 
als unzulänglich erkannt und durch Gratifikationen aufgebessert 
worden (Kabinettsbef. 5. Januar 1844). Wenn nun auch der Erz- 
bischof die Wohltat einer besseren Ausgestaltung verschmäht 
hatte, erheischte es doch das Staatsinteresse, die Gewinnung brauch- 
barer Männer nicht durch zu geringe Dotation zu erschweren. 
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Darum mußten die Bezüge auf 5—700 Rtr. gebracht werden,”) 
was eine Verstärkung des Zuschusses von 4229 auf 4903 Rtr. 
bedingte. Dem sehr tüchtigen, aber kranklichen 1. Theologen, 
Dr. Bittner, der wiederholt um seine Versetzung an eine theolo- 
gische Fakultät gebeten hatte, mußte bis zu dieser sein überetats- 
maBiges Einkommen (600 Rtr. Gehalt und 150 persönlicher Zu- 
lage) belassen werden. Ganz ungeeignet und nur zum geistlosen 
Ablesen seiner Vorträge oder als Dozent der Philosophie verwend- 
bar war der von Dunin gerühmte Geistliche Uedinck, um dessen 
Versetzung Przyluski wiederholt eingekommen war. Dagegen 
hatte er sich für den Fall der Reorganisation mit der Berufung des 
Privatdozenten Volkmuth aus Bonn einverstanden erklärt. Für 
die besonders wichtige philosophische Professur bemühte sich der 
Erzbischof angelegentlich um die Gewinnung eines Polen, während 
der Minister gerade hier auf einen Deutschen Wert legen mußte. 
Er konnte deshalb die Anstellung des Bonners, sofern der Erz- 
bischof sie noch heute billigte, nur anraten, wogegen Uedinck bis 
zu einer Versetzungsmöglichkeit die Bibliothek verwalten sollte, 
aber unter Besoldung aus dem Konviktsfonds, bei seiner zuver- 
lassigen Gesinnung ungekürzt mit 400 Rtrn. und 200 Zulage, während 
Volkmuth als verheirateter Mann 800 beziehen sollte. Wider- 
strebte der Prälat dessen Berufung, so war an eine Neuanstellung 
vor Uedincks Weggang nicht zu denken. Dann: war bei Wieder- 
eröffnung des Mariengymnasiums in veränderter Gestalt vom 
Provinzialschulkollegium die Beibehaltung von Prof. Hoffmann 
widerraten worden, weil er ungeachtet loyaler Gesinnung nicht 
in das Lehrerkollegium paBte und keine Kräftige Handhabung der 
Disziplin gewahrleistete. Schon damals war er ftir die philoso- 
phische Fakultat unter Zustimmung des Erzbischofs in Aussicht 
genommen worden. Da dessen Weigerung gegenüber der Reform 
die alleinige Ursache der Anstellungsverzögerung war, erschien 
die Fortzahlung von Hoffmanns Gehalt bis zu anderweiter Unter- 
bringung aus dem Konviktfonds unbedenklich (800 Rtr.). Von 
den verfügbaren 16500 Rtrn. waren für die Seminare zu Posen und 
Gnesen, das Gymnasium zu Tremessen und das Alumnat zu Posen 
10831 Rtr. festgelegt. Die für die Reorganisation des Seminars 
übrig bleibenden 5 669 Rtr. sanken bei Genehmigung dieser An- 
träge auf 4995 Rtr., wovon vorläufig die zuletzt genannten Aus- 


74) Randbemerkung des Kabinettsministers v. Thile: ‚Ich 
bin ganz anderer Meinung. Es ist gut, wenn der Erzbischof die 
Früchte seines Widerstandes auch ın der Mißstimmung emp- 
findet, die davon die Folge sein wird, da diese Mi8stimmung 
sich nur gegen ihn richten kann. Die Politik hat ın solchen Fällen 
auch ihr wohlbegründetes Recht.‘ 
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gaben gedeckt werden mußten. Je unvollkommener die Posener 
Anstalt nunmehr blieb, um so mehr Veranlassung lag vor, den Rest 
des Konviktfonds zur Erleichterung des Universitatsstudiums 
für die Elite der Anwärter zu benutzen. Vielleicht konnte er auch 
noch die Mittel zur Gründung des noch nicht ins Leben getretenen 
Aluninats zu Ostrowo abwerfen. 

Am 30. Juni erging die abschließende Ordre an 
Eichhorn, worin der König bei Przyluskis Weigerung von der 
‚Reorganisation des Seminars völlig Abstand zu nehmen befahl. 
Ebenso genehmigte er die Reduktion vom I. Oktober an nach den 
früheren Etats, aber der Thileschen Anregung folgend ohne jede 
Gehaltserhöhung mit der scharfen Wendung: ,,da Ich bei dem 
Widerspruch, welchen der Erzbischof einer zweckmäßigen Um- 
gestaltung des Instituts entgegensetzt, es nicht für amfemessen 
erachte, demselben durch die von Ihnen vorgeschlagene Erhöhung 
der Etats reichlichere Mittel als bisher zu gewähren. Die nach- 
teiligen Folgen wird der Erzbischof sich selbst beizumessen haben.‘ 
Nur den jetzigen Stelleninhabern waren ihre Gratifikationen zu 
belassen, auch Bittner, dessen Versetzung bis zum 1. Oktober 1848 
ertolgen sollte. Bis dahin wurde auch die beantragte Regelung 
hinsichtlich Hoffmanns gut geheißen. Uedincks Ersetzung wurde 
nur bei Przyluskis Einwilligung in Volkmuths Berufung bewilligt.) 

Genau am gleichen Tag wurde der Breslauer Plan 
definitiv zu Grabe getragen. Wie Eichhorn ein 
entschiedenes Widerstreben des Erzbischofs und große Bedenk- 
lichkeiten des päpstlichen Stuhls vorausgesehen und nur durch 
österreichische Vermittelung einen Erfolg für möglich gehalten 
hatte, so erachtete Canitz jede Bewerbung um das Einver- 
ständnis des heiligen Vaters für ungewiß und die Erlangung der 
kaiserlichen Befürwortung keineswegs für wahrscheinlich. Deshalb 
beschränkte er sich nach mündlicher Ermächtigung des Königs 
zunächst darauf, den Plan als einen vorläufig erst in seinen Grund- 
zügen entworfenen zur vertraulichen Kenntnis des Wiener Kabi- 
netts zu bringen und Erkundigungen darüber einzuziehen, auf 
welche Weise dieses dem revolutionären Geist des Katholischen 
Klerus in Galizien entgegentrete? Die entsprechende Anfrage 
von Preußens Vertreter in Wien, Grafen Arnim, beantwortete 
Metternich durch eine Denkschrift über die dortige klerikale 
Bildung, worin die Lage wesentlich anders als in Posen hingestellt 
war. Es gab hauptsächlich nur deutsche Beamte, Keine deutsche 


75) Da diese erfolgte, wurde für das wichtige Fach der Philo- 
sophie ein Deutscher gewonnen, dessen Gehalt nach Uedincks 
Versetzung 280 Rtr. persönlicher Zulage neben dem Etatssatz 
von 600 RKtrn. betrug (Kabinettsordre an Eichhorn 17. Dez. auf 
Ber. 9. Dez. 1847). 
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Bevölkerung, dagegen aber einen nach dem Ritus gespaltenen 
lateinischen und griechischen Klerus. Letzterer verkehrte nicht 
mit dem polnischen Adel und hatte sich der Regierung jeder Zeit 
treu erwiesen. Wegen des weniger lobenswerten Verhaltens der 
lateinischen Priester waren Verhandlungen angeordnet, aber noch 
keine Resultate erzielt. Es lag kaum Ursache vor, Änderungen 
an den geistlichen Anstalten ins Auge zu fassen, sondern eher mußte 
gegen die leitend auf sie einwirkenden Personen eingeschritten 
werden, da sie, wenn nicht durch verbrecherische Handlungen 
der rächenden Nemesis verfallen, doch durch Mangel an Wach- 
samkeit und zweideutiges Benehmen das Vertrauen der Regierung 
verloren hatten. Es kam aber in Galizien weniger auf eine deutsche, 
als eine korrekt katholische und dem Regentenhaus und seiner 
Regierung geneigte Richtung der Erziehung an. Diese richtete 
sich dermalen im Kaiserreich wesentlich nach den Anordnungen 
des Tridentinums, d. h. sie war in die Hände der Bischöfe gelegt. 
Die Regierung war von Vertrauen zu den fast durchgängig von 
ihr ernannten Prälaten beseelt und nahm von ihren Bildungs- 
instituten Kenntnis, unterwarf sie aber nur einer notwendigen, 
nicht lahmenden Kontrolle. Sie wollte, daß alle Säkularkleriker 
in bischöflichen Seminaren erzogen würden, für die sie die Kosten 
groBenteils selbst trug. Da es keine größeren Sprengel gab, deren 
Geistlichkeit auf die Unterrichtsanstalten einer fremden Diözese 
geschickt wurde, hatte der Breslauer Konviktsplan in Österreich 
seinesgleichen nicht. Bei dem Vertrauen, das Diepenbrock ver- 
diente, glaubte man die MaBregel als eine sehr kluge bezeichnen zu 
dürfen, aber es standen ihr die Bestimmungen von Trient entgegen. 
Der Vorsatz der Regierung, daß auf ihre Kosten zu errichtende 
Institut der disziplinarischen Leitung eines bischöflichen Mandatars 
zu unterstellen, milderte die Abweichung, hob sie aber nicht auf. 
Es blieb eine mit dem Gewissen des Erzbischofs kaum vereinbare 
Kränkung seines Ehrgefühls, und die Besorgnis vor seinemStrauben 
war begründet. Der Plan der päpstlichen Intervention leuchtete 
ein, aber die Kurie würde nicht leicht zu dem ihr angesonnenen 
Dispens von der Norm des Tridentinums zu bewegen sein. Leichter, 
wenn auch langsamer war das Projekt wohl durch ein kleineres 
Konvikt zu bewirken, das besonders fähige Jünglinge in der Oder- 
stadt zur Promotion bringen konnte. Dieser Maßregel stand kein 
kanonisches Hindernis entgegen, sie trug nicht den Schein des Mib- 
trauens gegen den Metropoliten und mußte als großmütige Sorgfalt 
des Königs für eine bessere Bildung des Posener Klerus gedeutet 
werden. In Breslau konnte die geringere Zahl von Konviktoristen 
sich leichter mit ihrer deutschen Umgebung verschmelzen und keine 
abgeschlossene polnische Gesellschaft bilden. 


~) 


98 


Aus dieser Denkschrift entnahmen die Minister, daß das Wiener 
Kabinett bei dem galizischen Klerus vor allem auf korrekt katho- 
lische Erziehung Wert legte, „indem es erwarten zu können glaubt, 
es wird der politische Einfluß des nationell widerstrebenden Ele- 
ments durch das katholische religiöse Erziehungs- und Bildungs- 
prinzip unwirksam gemacht werden’. Nach der Beurteilung des 
Breslauer Plans war unzweifelhaft auf eine tätige Mithilfe bei der 
in Rom anzuknüpfenden Verhandlung keine Aussicht und ohne eine 
solche auf eine Geneigtheit der Kurie „gewiß nicht zu rechnen‘, da 
selbst mit österreichischer Unterstützung „nicht mit Sicherheit in 
Aussicht gestellt werden konnte, daß der päpstliche Stuhl dem Erz- 
bischof auch nur raten sollte, seine Zustimmung zu erteilen“. Nach 
dessen Benehmen in letzter Zeit war von ihm entschiedenster Wider- 
spruch zu erwarten und da er selbst auf die Seminarerweiterung 
wegen des ihm mißfälligen Ernennungsmodus der Lehrer verzichtet 
hatte, so würde er sicherlich noch weniger jemals in den Unterricht 
seiner Priester durch Professoren eingehen, bei deren Berufung er 
völlig unbeteiligt war. Unter diesen Verhältnissen glaubten die 
Minister nur bitten zu dürfen, „daß von einer weiteren Verfolgung 
des mehrgedachten Plans Abstand genommen werde und die Sache 
auf sich beruhe‘. Für das kleine Seminar fehlten bei Fort- 
existenz der Posener Anstalt die Mittel. Darin aber, daß die Ein- 
richtung nur für Gnesen-Posen, nicht ganz Preußen getroffen werden 
mußte, lag für den Erzbischof ein Grund, um seinen Klerikern den 
Besuch zu verbieten oder zu erschweren, zumal dadurch dem 'herr- 
schenden Mangel an Geistlichen bei der längeren Studiumsdauer 
noch eine Verschärfung erwachsen mußte. Eichhorn riet deshalb, 
aus seiner von Anfang ab gehegten Antipathie gegen die Neuerung 
heraus, auch von dem kleinen Konvikt abzusehen und die verfügbar 
bleibenden Gelder wie bisher für Stipendien zu bestimmen (Ber. 
Eichhorn-Canitz 19. Juni). 


Inder Ordrev. 30. Juni kapitulierte auch Frie- 
drich Wilhelm und befahl, vonder Weiterverfol- 
gung des Breslauer Plans Abstand zu nehmen. 

So wurde ein fast 15 Jahre hindurch verfolgtes Projekt ge- 
opfert. Durch Nichtausnutzung des durch die Gunst der Stunde 
einmal fltichtig gewahrten Vorteils hatte die Regierung die Gelegen- 
heit verpaßt, dem polnischen Charakter des Posener Klerus eine 
andere Richtung zu geben. Alle späteren Anläufe scheiterten an 
den bindenden Richtlinien für das Verhältnis von Staat und Kirche 
überhaupt und letztere besaß nicht die notwendige Bewegungs- 
freiheit, um zu ihrem eigenen Nutzen die ihr von ersterem gebotenen 
Vorteile gegen nationale Zugeständnisse zu erfassen. Zu beider- 
seitigem Schaden wurde hier durch die polnische Jrredenta eine 
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gerechte Regelung hintertrieben und ebenso wenig wie später unter 
Bismarck und Ledöchowski gelang der Versuch, durch den Ultra- 
montanismus den Polonismus zu lähmen. Auch die Schuld war 
eine beiderseitige: Schwäche. Die Regierung stolperte anfangs 
~ über leichte Hindernisse und die beiden Prälaten wagten keinen 
Trennungsstrich zu ziehen zwischen ihren geistlichen Aufgaben und 
nationalen Rücksichten. Sie begnügten sich mit einer ungünstigeren 
Lösung der ersteren, um letzteren nichts zu vergeben. 


Die Umgestaltung des Posener 
Marien-Magdalenengymnasiums nach 1824"). 


Das Posener Marien-Magdalenengymnasium 
als bedeutendste und anfangs einzige höhere Lehranstalt der Pro- 
vinz trug zuwächst rein polnischen Charakter. Die wenigen deut- 
schen Lehrer wurden bald wieder entfernt und erst 1822 erneuerte 
man den Versuch, durch Berufung des Professors Dr. Max Schottky”?) 
auch der deutschen Sprache hier eine Pflegestätte zu verschaffen. 
Das führte indessen zur Obstruktion und Disziplinwidrigkeiten, die 
denn doch in der öffentlichen Meinung gewaltiges Aufsehen erregten 
und die Erinnerung an ältere ähnliche Vorgänge wachriefen. Deshalb 
erklärte Schuckmann auf einen Bericht Zerbonisan 
Altenstein sein Ministertum fiir mitinteressiert, denn wenn 
der behandelte Vorfall 78) auch an sich unbedeutend sein mochte, 
so war er doch eine Bestätigung des früher beobachteten verderbli- 
chen Geistes der Schule, der mithin offenbar noch fortschwelte. 
Er erbat daher von seinem Kollegen Gegenmaßnahmen und deren 
Mitteilung (5. Febr. 1824, das Konz. von dem Demagogenverfolger 


76) Nach Sth. I, 6 u. VIII, 3; Prov. Schulkoll. NeupreuB. 
Zeit. II. J, 10. Bd. Il, 27; Op. XXIV. G. 3b u. XXXI. F. 97; R. 
76. VI. Sekt. VI. Spec. Inspektionssachen Pos. 1, Lehranstalts- 
sachen Gymnasien 4 Bd. 1, 6. u. 7; R. 77. 15. 13; R. 89. B. VIII. 
110. Bd. I u. R. 89. C. XLIII. Schles.-Pos. 4. Bd. I; R. 151.1. B. 
XXIX. 16. ; 

77) Uber S. vgl. Laubert in „Aus dem Posener Lande‘ 1906'7 
u. Knudsen in ,,Deutsche Geschichtsblätter‘ 1919. S. stammte 
aus Kupp b. Oppeln. 

78) Es handelt sich um den Schüler v. Jonemann, einen Ver- 
wandten des Direktors, der bei einem Vortrag über Friedrich d. Gr. 
aufspringend der Klasse ein Bild des Königs mit den Worten 
zeigte: ,,Da ist der Schlingel“, wofür er mit ı6stündiger Karzer- 
strafe belegt wurde. Es ist bezeichnend, daß Radziwtlt gleich 
am 26. Jan. ı824 Altenstein von dem Vorfall benachrichtigte, 
um dem unangenehmen Eindruck „vorbeugen‘‘ zu können, den 
die Sache vielleicht in Berlin machen könnte, und um zu betonen, 
daß Schottky sich gar nicht bewährt habe. Noch am gleichen 
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von Kamptz, im Original von Schuckmann stark abgeschwächt). Am 
15 Febr. verftigte Altenstein an Zerboni, daß dessen Bericht über 
Schottkys Anzeige allerdings größte Aufmerksamkeit erheische und 
die vom Oberpräsidenten eingeleitete Untersuchung gebilligt und 
über ihr Ergebnis Bericht erwartet werde. An Stelle seines erkrank- 
ten Chefs schrieb am folgenden Tag der nachsichtige und schwache 
Geheimrat Nicolovius an Schuckmann, mehr als die Er- 
lassung dieses Reskripts habe nicht geschehen können, denn es werde 
jenem nicht entgangen sein, daß Zerboni einseitig auf die Denun- 
ziation Schottkys hin verfügt habe wie leider schon früher wahr- 
genommen worden, „mit welcher Animositat er und das unter seinem 
Präsidium stehende Konsistorium“ gegen den interimistischen 
Direktor Kaulfuß verfahren war, also um so größere Vorsicht geübt 
werden müsse, um dergleichen leidenschaftlichen Äußerungen 
„nicht so viel freien Spielraum zu gestatten‘. Bitter war hinzu- 
gefiigt: „Übrigens mögen Ew. Exzellenz sich überzeugt halten, daß 
es nicht erst des, übrigens schätzbaren Vorworts anderer Ministerien 
bedarf, um mich zu den, in meinem Wirkungskreise angemessenen 
Verfügungen zu veranlassen‘. 

Schuckmann erwiderte (eigenhändiges Konz. vom 8. März) 
der Unterrichtsabteilung des Kultusministeriums sehr scharf, 
ihm sei keineswegs etwas von einer aus Leidenschaft erwachsenen, 
ungerechten Behandlung des Direktors durch Oberpräsident und 
Konsistorium bekannt, wogegen ihm die Äußerungen der achtbarsten 
Männer über den unter Kaulfuß’ Leitung an dem Institut gezüchteten, 
regierungsfeindlichen Sinn vorlagen, und „die Produkte solcher 
Brut“ deutlich in der Untersuchung gegen die hochverräterische 
Studentenverbindung Polonia zu Tage getreten waren, von deren 
20 in Berlin zur Rechenschaft gezogenen Mitgliedern 15 ihre Bil- 
dung dem Mariengyninasium verdankten. Deshalb könne er nicht 
glauben, daß Nicolovius’ Schreiben, wenn es seine Verwendung in 
der Sache als überflüssig ausschalten wolle, im Auftrag- Altensteins 
abgefaBt war, da dieser die Gesetze zu gut kannte, um sich eine solche 


Tax mußte sein vortragender Rat v. Michalski in einem 2. Schrei- 
ben den Kultusminister davon in Kenntnis setzen, daß die Akten 
nach Berlin gegangen seien und trotz mangelhafter Beweisführung 
der Beschluß des Provinzialschulkollegiums schwankend aus- 
gefallen sei. Die Episode gehörte wohl in eine Reihe mit früheren 
Zusammenstößen zwischen dem Professor und anderen Schülern, 
„die, weit entfernt auf einen nachteiligen Geist der Anstalt schlie- 
Ben zu Jassen, an sich nichts weiter sind als Ausbrüche jugend- 
lichen Übermuts, den Herr Schottky zu zäumen nicht versteht“. 
Radziwill empfing auch sofort die Zusicherung, daß auf dessen 
Versetzung hingewirkt werden würde, im übrigen aber Zerbont 
eine unpartelsche Untersuchung angeordnet habe (Reskr. vom 
16. Febr.). 
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gegen sie verstoßende Äußerung zu erlauben, denn eine Kabinetts- 
ordre vom 12. Apr.1822 hatte ausdrücklich befohlen, daß Schuckmann 
dem Kultusminister die Daten gegen pflichtvergessene Lehrer und 
solche, die seiner Auffassung nach zu entfernen waren, angeben möge 
und beide Chefs darüber entscheiden sollten. 7) Schuckmann wies 
deshalb die beanstandeten Ausdrücke förmlich zurück und erklärte, 
sich nicht mit beauftragten Räten in einen Ressortstreit einlassen 
zu können, sondern dergleichen Anschreiben br. manu durch 
das Journal seines Ministeriums zurücksenden zu müssen. Nico- 
lovius verteidigte sich damit, daß sein Schreiben Altenstein vorge- 
tragen worden und von diesem ausdrücklich beschlossen, aber dann 
von ihm wie viele Ausfertigungen ‚im Auftrag‘ gezeichnet worden 
war, was auch bei früheren Abwesenheiten seines Chefs zu geschehen 
pflegte. Deshalb fühlte er sich. gegen ungerechte Vorwürfe gesichert 
und überließ alle ferneren Auseinandersetzungen dem erkrankten 
Minister selbst (12. März). 

Am 1. April sandte Nicolovius in dessen Auftrag die dem Kul- 
tusministerium von Schuckmann am 13. Juni 1822 zugestellten 
Aktenstiicke über die Untersuchung gegen den Polonen v.Stablewski*®) 
mit der Bemerkung zurück, daß der eben nach Posen versetzte 
Schul- und Konsistorialrat J a c o b 81) mit einer eingehenden Unter- 
suchung des Gymnasiums und seines Geistes beauftragt worden sei 


` 7®) Kabinettsordre betr. das Verfahren bei Amtsentsetzun- 
gen von Geistlichen u. Jugendlehrern usw. (G. S. 105 ff.). Falls 
keine Einigung zwischen den beiden Ministern zustande kam, 
sollte das Staatsministerium entscheiden. 

80) Es handelt sich dabei um die von St. bei der Abiturienten- 
entlassung gehaltene Rede auf Chodkiewicz, den Sieger von 
Kirchholm (1605); vgl. Laubert in M. 1923. 28. 

81) Schon durch Ordre an Altenstein vom 22. Sept. 1823 hatte 
Friedrich Wilhelm III. die Versetzung des energielosen Kon- 
sistorial- und Schulrats v. Stoephasius als Direktor an das neue 
Gymnasium zu Lissa genehmigt, allerdings, da er nach eigenem 
Geständnis sich seiner Posener Stellung nicht gewachsen gezeigt 
hatte, ohne ihm bei den wohlfeileren Lebensbedingungen eines 
kleineren Orts den Fortbezug des bisherigen Gehalts (1 200 Rtr.) 
zu gewähren. Zugleich war nach dem Antrag des Freiherrn die 
Berufung Jacobs, im Notfall mit 300 Rtrn. persönlicher Zulage, 
gutgeheißen worden. In dem bisher an der Warschauer Uni- 
versität tätigen Dr. A. L. W. Jacob, dem es in Schuckmanns 
Augen zur Empfehlung gereichte, daß er nicht unter den ihm ver- 
traulich als unzuverlässig genannten dortigen Lehrern aufge- 
führt war (Votum vom 14. Mai 1822), glaubten die Minister, den 
loyalen, aber mit polnischer Sitte und Sprache völlig vertrauten 
Mann gefunden zu haben, der die notwendigen Umwälzungen in 
einer den bestehenden Verhältnissen Rechnung tragenden Weise 
zu bewerkstelligen vermochte. Er wurde am 27. März 1824 in 
sein Amt eingeführt und erhielt zunächst 200 Rtr. Gratitikation, 
dann durch Kabinettsordre vom 12. Juli 1500 Rtr. Gehalt wie in War- 


102 
und über das Ergebnis berichten sollte, während es bisher an einem 
geeigneten Mann zur Vornahme dieser Prüfung gefehlt habe und 
darum alle weiteren Maßnahmen hatten verschoben werden müssen. 

Auf diese unerhörte Verschleppung einer vor fast 2 Jahren an- 
geregten Frage antwortete Schuckmann sehr spitz (5. Apr.) wieder 
an die Unterrichtsabteilung, daß diese sich jetzt, nachdem die An- 
zeige vom13. Juni 1822wie so manches andere bei ihr unter den Herren 
Dezernenten unerledigt geblieben war, nicht weiter in dieser Sache 
zu bemühen brauche, da die inzwischen zur unmittelbaren Kenntnis 
des Königs gelangte Verderbnis des Posener Instituts diesen zur 
Einsetzung einer Ministerialkommission bewogen habe, 
der auch Schuckmann angehörte, und diese Kommission bereits mit 
dem Staatsminfster Grafen Bülow als Stellvertreter Altenstcins ge- 
meinschaftlich die nötigen Anordnungen „wegen Revision und Puri- 
fikation‘‘ des Gymnasiums erlassen habe. 

Dieser restlose Sieg über seinen Amtsgenossen war von Schuck - 
mann errungen mit Hilfe des PolizeiministersFürsten 
Wittgenstein. Aufeinen Bericht des Kriegsministers v. Hake 
gestützt, benutzte dieser seinen damaligen unbestrittenen Einfluß 
auf Friedrich Wilhelm HHI., um ihm über Altensteins Kopf hinweg 
direkt Vortrag zu halten (11. März 1824), zumal ihm aus mehreren 
Nachrichten und Wahrnehmungen selbst der üble Geist der Anstalt 
und ihre schlechte Leitung bekannt waren. Er fügte hinzu, daß das 
‚ Kultusministerium diese Auffassung offenbar nicht teile und hin- 
gegen Zerboni und das Konsistorium einer Leidenschaftlichkeit 
gegen Kaulfuß beschuldige. Deshalb war ohne Eingreifen des Mo- 
narchen zu besorgen, daß dieses Unwesen zum größten Schaden 
Preußens noch lange fortwuchern werde. Wie ungerechtfertigt 
Altensteins Vertrauensseligkeit war, ergaben auch ein Bericht des 
kommandierenden Generals v. Roeder vom 2. Febr., der keine leiden- 
schaftlichen Bemerkungen, sondern „sehr traurige Wahrheiten“ 
enthielt, ein Privatbrief des wackeren Hiller v. Gärtringen ®%) und 
eine Privatmeldung des Regierungsrats Brown ®) an einen Berliner 
Beamten. Brown war aber ‚ein vorzüglicher, rechtlicher Mann‘, 
Endlich trat Zerbonis Anzeige von dem Fall Jonemann hinzu, bei 


schau, deren Bewilligung in der Art seiner Anstellung begründet 
war, wozu die noch ‚stärkere Verpflichtung‘‘ kam, die dem Mi- 
nister seine ‚ganz ausgezeichneten Leistungen“ auferlegten (Al- 
tenstein an den Finanzminister v. Motz 28. Febr.). 

8?) Aug. Frhr. Hiller v. G., der Held von Plancenoit, führte 
7820—27 die 10. Division in Posen. 

8) B. war früher Landrat in Löwenberg gewesen und dann 
als Polizeidirektor nach Posen gekommen. Hier wurde er auch 
nach seinem Übertritt zur Steuerverwaltung von den Ministern 
gern als geheimer Kundschafter benutzt. 
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dessen Untersuchung sich ohne nachdriickliche héhere Befehle keine 
wesentlichen Ergebnisse voraussehen lieBen, denn ,,die Sache wird 
verschleppt werden; das Gymnasium wird aber so bleiben wie es ist‘. 
Man wunderte sich über den schlechten Geist der Studentenschaft 
und ihre Verwicklung in staatsgefährliche Verbindungen und über- 
sah, daß ihnen ganz absichtlich auf den Schulen das Gift eingeimpft 
und ihr Gemüt hier zu geheimen politischen Verbindungen „förmlich 
vorbereitet“ wurde. 


Dieser Bericht mit seinen zahlreichen Belegen schreckte 
endlich auch den König auf. Er konnte an dem schädlichen 
Milieu im Mariengymnasium nicht mehr zweifeln und beschloß, 
den Direktor und den als Mitschuldigen vielfach genannten Pro- 
fessor Cassius #) von ihren Posten zu entfernen, die baldmöglichst 
anderweitig besetzt werden sollten. Über die weitere Bestimmung 
hinsichtlich beider vorläufig auf Wartegeld zu setzenden Männer 
wurden die Vorschläge der erwähnten Ministerialkommission 
(Bülow, Schuckmann, Wittgenstein) erfordert, während Alten- 
stein auch hierbei geflissentlich ausgeschaltet blieb. Außerdem 
sollte die Kommission anzeigen, welcher Aufsichtsbehörde die 
Schuld an dem seit Jahren wuchernden Schaden beizumessen 
war und bei Entdeckung ähnlicher Mißstände an anderen Lehr- 
anstalten ebenfalls darüber berichten (Ordre vom 15. März). 

Diesem Befehl genügten die 3 Minister am 19. April. 
Sie hatten bei ihrer sehr sorgsamen Prüfung der älteren und 
neueren Anzeigen gegen Kaulfuß und Cassius und das Gymnasium 
„die gewissenhafte Überzeugung‘ erhalten, daß es hier ernst- 
licher Maßnahmen des Landesherrn ‚‚dringend‘‘ bedurfte, denn 
„in dieser Lehranstalt ist ein Geist vorherrschend, der den wich- 


81) Cassius’ Pensionäre, darunter Stablewski, waren öfter 
die Rädelsführer bei den vorgefallenen Tumulten gewesen. Er 
war unter anderem dadurch kompromittiert worden, daß er eine 
von ironischem Tadel gegen die Regierung gespickte Immediat- 
eingabe des ¢ Woiwoden Xaver Grafen Dzialynski übersetzt hatte, 
die dieser von seinem Factotum, dem ebenfalls ¢ Kanonikus Mi- 
chael v. Miszewski, hatte anfertigen lassen, ohne bei seinen Stan- 
desgenossen Unterschriften für das Machwerk zu erlangen. Der 
Entwurf wurde dann bei Miszewskis Neffen Julian, einem rele- 
gierten Gymnasiasten, aufgefunden (Zerboni an Schuckmann 
28. Jan. 1822). Uber Julian v. M. vgl. Laubert in Zschr. d. Ver. 
f. Gesch. Schlesiens Bd. 45. 78 f. Eine ausführliche Monographie 
über Joh. Wilh. Cassius nach den Akten des Posener Staats- 
und des Niegolewskischen Privatarchivs bringt Tad. Eßmann 
in Strażnica Zachodnia 1925, 28—61 u. 112—134. Hiernach ist der 
einer alten reformierten Predigerfamilie entstammende Mann durch 
polnischen Fanatismus sogar in seinen religiösen Grundsätzen 
erschüttert worden, so daß seine jüngeren Kinder Konvertiten 
wurden. 
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tiesten Interessen, der Ruhe und der Sicherheit des Staates 
geradezu entgegen und ebenso verderblich als gefährlich ıst: die 
Richtung Eurer Kgl. Majestät Untertanen im Großherzogtum 
Posen, sich selbst nicht als Preußen, sondern als Polen und nicht 
den Preußischen Staat, sondern Polen als ihr Vaterland betrachten 
zu lassen und die Polnische Nationalität in ihrem ganzen Um- 
fange aufrecht zu erhalten; die Richtung, die gegenwartige Regie- 
rung dieser Provinz nur als eine, in Zeitumständen liegende, 
vorübergehende und die dermalige einstige Wiederherstellung des 
alten Polens als gewiß erscheinen zu lassen‘, 


Es war wohl klar, daß ‚ein solcher Geist nicht allein die An- 
hanglichkeit und Treue der Untertanen an Thron und Staat 
schwächen und entfernen, sondern auch Bestrebungen und Hand- 
lungen erzeugen muß, welche geradezu gegen den Staat gerichtet 
sind und in Verbrechen übergehen‘. Praktisch hatte sich diese 
Besorgnis in der Polonia bestätigt. 

Der Anteil von Kaulfuß und Cassius an dieser schädlichen 
Richtung ging trotz der Verschiedenheit ihrer Prinzipien aus 
einer Menge einzelner Tatsachen so unverkennbar hervor, daß 
ihre Entfernung als wesentliche Vorbedingung für die Verbesse- 
rung des Geistes am Institut erschien. Diese Tatsachen waren 
zwar nicht alle durch eine förmliche Untersuchung ermittelt, 
allein sie beruhten auf so bestimmten, unzweideutigen Anzeigen 
und wurden sowohl durch sich selbst gegenseitig und durch andere 
Umstände wie durch die aktenmäßig vorliegenden Früchte des 
Gyınnasialbetriebs so einwandfrei bestätigt, daß es einer näheren 
Untersuchung um so weniger bedurfte, als sie die Notwendigkeit 
einer Reform und einer Versetzung beider Präzeptoren nicht erst 
begründen, sondern nur noch verstärken konnten, da bereits 
gegenwärtig vollkommen hinreichende Veranlassung dafür vorlag. 


Nach genauer Erwägung aller Umstände trugen die Minister 
deshalb darauf an: 1. Kaulfuß und Cassius, von denen ersterer für 
die ihm interimistisch übertragene Direktorstelle die Befähigung 
nicht erwiesen hatte, mithin nur als Professor zu betrachten war, 
in eine alte Provinz mit Ausschluß von Schlesien und Westpreußen 
zu versetzen. Desgleichen Schottky, wie er selbst schon beantragt 
hatte, unter Bedachtnahme auf vorteilhafte Unterbringung und 
Belassung im Genuß seines vollen Diensteinkommens bis zur 
Wiederverwendung, da seine Verhältnisse in Posen durch die 
Lebhaftigkeit, mit der er dem schleichenden Übel entgegenge- 
treten war, und bei dem Schutz, dessen die Gegenpartei sich bisher 
erfreut hatte, sich so anließen, daß seine weitere Funktion an der 
Anstalt für diese ebenso wenig vorteilhaft als für ihn selbst 
wünschenswert war, da es kaum möglich erschien, dort bei ihm 


die fiir einen Lehrer erforderliche Autoritat wieder aufzurichten. 
2. Jacob mit der Entwerfung eines Reorganisationsplans der An- 
stalt in Rücksicht auf innere Einrichtung und Personalverhältnisse 
zur Vorbeugung gegen die bisher herrschenden Nachteile besonders 
zu beauftragen, als dessen Grundlagen anzusehen sein würden: 
a) Anstellung eines Direktors, der mit gehöriger wissenschaft- 
licher Qualifikation treue Gesinnung gegen den Staat sowie Kraft 
und Festigkeit zur Erhaltung der Ordnung verband. b) Ent- 
lassung derjenigen Lehrer, die außer den 2 genannten an der. Be- 
förderung der gegenwärtigen Opposition Anteil gehabt hatten. 
3. Besetzung der frei werdenden Stellen mit bewährten Gymnasial- 
lehrern von guter Gesinnung. 4. Angemessene Einrichtung des 
Lehrbetriebs unter dem allgemeinen politischen Gesichtspunkt, 
namentlich in bezug auf die Pflege der deutschen Sprache, die den 
früher erlassenen Bestimmungen zuwider teilweise auch von den 
3 oberen Klassen ausgeschlossen war, weil behauptet wurde, dab 
die Jugend in den 3 unteren zum Verständnis deutscher Vorträge 
nicht hinlänglich gefördert werde, ohne dabei in Erwägung zu 
ziehen, daß diesem Übel abgeholfen, aber nicht Vorschub geleistet 
werden mußte und daß letzterer nicht bloß nachteilig war, sondern 
auf Kosten der bei weitem größeren Mehrzahl der Einwohner 
erfolgte. Es erschien deshalb unerläßlich, die deutsche zur all- 
gemeinen Sprache am Gymnasium zu erheben, in der die Pro- 
gramme abzufassen, die öffentlichen Reden und Prüfungen zu 
halten und der Unterricht zu geben war. Die Minister stellten 
daher dem König anheim, Jacob den Grundsatz vorzuschreiben, 
daß sie ausschließliche Unterrichtssprache sein, dagegen in den 
Vorbereitungsklassen jede Nation die Sprache der anderen lernen 
und sowohl deutsch wie polnisch in der Anstalt selbst weiter ge- 
lehrt werden müsse. 5. Die sehr verfallene innere und äußere 
Disziplin in bezug auf Lehrer wie Schüler mit Ernst wiederher- 
zustellen und aufrecht zu erhalten. 


Wenn sich durch feste und konsequente Ausführung dieser 
Grundzüge die Schaffung eines angemessenen Zustandes in der 
Schule erhoffen ließ, so konnte bei der Wichtigkeit der Sache 
ein Hindernis nicht verschwiegen werden, dem eine bessere Ord- 
nung in Zukunft noch ausgesetzt blieb. Es beruhte in der Persön- 
lichkeit des Statthalters Fürsten Radziwitl. Die 
Berichterstatter versagten dessen Gesinnungen im allgemeinen 
ihre Anerkennung nicht, so wenig sie auch seine Ansichten gerade 
in der hier in Frage kommenden Hinsicht zu teilen vermochten, 
aber sie glaubten gegen ihre dem König schuldigen Pflichten zu 
verstoßen, wenn sie ihm hätten verhehlen wollen, daß Radziwill 
„zur Beförderung und Beschützung des oben erwähnten Geistes 
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und der in dem letzteren handelnden Lehrer dieses Gymnasiums 
besonders beigetragen und in diesem Sinne an dem Gymnasium 
auf eine, fiir dasselbe nachteilige und hin und wieder mit der Wiirde 
der, dem Herrn Fürsten anvertrauten Stellung nicht vereinbar- 
liche Art Teil genommen hat. Sowohl der Oberpräsident und 
einzelne Lehrer, als die Akten zeugen unzweideutig über diesen 
Gegenstand und über den Schutz, welchen die Ausflüsse übel 
verstandener polnischer Nationalität bei dem Herrn Fürsten 
Radziwiłł gefunden, als über die Hindernisse, welche entgegen- 
gesetzte Richtungen durch ihn erhielten.‘ 

Die Minister erachteten sich daher für pflichtmäßig ver- 
bunden, als wesentliche Bedingung für die Gesundung der am 
Mariengymnasium vorwaltenden Tendenz anheimzustellen, den 
Statthalter „von jeder Teil- und Kenntnisnahme von den Ange- 
legenheiten der Lehr-Anstalten im Großherzogtum Posen und 
besonders des Gymnasiums in Posen gänzlich zu entbinden‘“. 

Dem Befehl zur Erforschung einer etwaigen Mitschuld der 
Aufsichtsbehörden war durch die Bemerkung über Radziwilts 
unheilvollen Einfluß größtenteils genügt, wenn auch der Ober- 
präsident, das Konsistorium und Stoephasius ihrer Aufgabe nicht 
völlig gerecht geworden waren. Aber unverkennbar war ihre 
Einwirkung durch die von einer entgegengesetzten Ansicht aus- 
gehenden mittelbaren und unmittelbaren Einmischungsversuche 
des Statthalters nicht bloß sehr schwierig geworden, sondern auch 
gelähmt und deshalb aktenmäßig vergeblich gewesen. Um so 
mehr wagten Bülow und seine Kollegen darauf anzutragen, dab 
der Monarch diese Behörden für die Zukunft zur vollständigeren 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten anhalten möge. 

Nachdem Friedrich Wilhelm durch diesen Bericht die Be- 
stätigung von dem auf der Anstalt fortwährend wuchernden ver- 
derblichen Geist und ‚der demselben bisher zu Teil gewordenen 
Nachsicht (und Begünstigung mit Mißfallen)®) ersehen“ hatte, 
erklärte er es für seinen ernsten und bestimmten Willen, daß ihm 
„mit Kraft und Nachdruck gesteuert und jedes Hindernis einer 
besseren Ordnung unnachsichtig beseitigt werden soll. Er ge- 
nehmigte daher im wesentlichen die Vorschläge seiner Ratgeber, 
zunächst die Beauftragung Jacobs mit der Vorlegung eines Organi- 
sationsplans der erwähnten Art, „durch welchen der Zweck, die 
Zöglinge zu brauchbaren und anhänglichen Mitgliedern des Staates, 
welchem sie angehören, auszubilden, erreicht und der Übelstand 
vermieden werde, daß die Söhne der deutschen Beamten und 
Einwohner durch den ausschließlichen Gebrauch der polnischen 


`5) Im Original aus dem von den Ministern eingereichten 
Entwurf weggelassen. 
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Sprache bei dem Unterrichte, verhindert werden, an demselben 
Teil zu nehmen oder sich einer Art der Ausbildung unterwerfen 
müssen, welche sowohl ihnen als auch den übrigen Zöglingen den 
Besych der inländischen und überhaupt der deutschen Univer- 
sitäten erschwert‘. 88) Deshalb sollte der Referent in seinen Vor- 


86) An der Lösung des Problems, die sprachlichen Schwie- 
riekeiten ohne allzu große Beeinträchtigung der allgemeinen 
wissenschaftlichen Leistungen zu überwinden, war bereits seit 
Jahren herumgedoktort worden. Da die wissenschaftliche Prü- 
fungskommission in Breslau polnische Arbeiten nicht zu beur- 
teilen vermochte, schlug sie vor, die Übersetzungen aus dem 
Griechischen in lateinischer Sprache fertigen zu lassen. Das Schul- 
kollegium in Posen erklärte diesen Ausweg bei den geringen Fort- 
schritten der Schüler im Deutschen seit dessen Wiederaufnahme 
in den Lehrplan 1819 allerdings für zweckmäßig, ebenso aber 
auch bis zur Behebung der sprachlichen Hindernisse die Nieder- 
schrift der mathematischen Arbeiten in der ,,Nationalsprache‘ 
(an Altenstein 24. Mai 1819). Der Minister genehmigte beides 
und überließ es der Breslauer Kommission, die mathematischen 
Arbeiten durch einen des Polnischen kundigen Kommissar zu 
prüfen. Das Schulkollegium sollte freilich auf alle Weise, aber 
‚ohne Zurücksetzung der Landessprache die Erlernung des 
Deutschen fördern und dafür sorgen, daß die Abiturienten bald- 
möglichst angemessene Forderungen dieser Richtung erfüllen 
konnten (Reskr. 10. Juli). Demgemäß wurden vom Herbst 1819 
ab in den beiden oberen Klassen einige Gegenstände deutsch, 
andere deutsch und polnisch abwechselnd vorgetragen und von 
1821 ab glaubte man auf Einhaltung der sprachlichen Anfor- 
derungen hoffen zu dürfen (Ber. vom 8. ext 1820). Im Frühjahr 
182r waren auch die mathematischen Arbeiten deutsch geschrie- 
ben. Die Abgangsprüfungen fanden aber unter Vorsitz des spä- 
teren Erzbischofs v. Dunin als Kommissar statt, so daß dem 
Polnischen nicht zu nahe getreten wurde. Am Bromberger Gym- 
nasium erlangte man den sprachlichen Ausgleich auf Kosten des 
Französischen, das bei Abgang der ersten 3 Abiturienten (Herbst 
1821) nicht zu den Prüfungsfächern gehörte, da es nicht in den 
Lehrplan aufgenommen war. Die Posener Anstalt wurde an- 
fangs vorwiegend allerdings von Polen besucht, deren aber nur 
wenige sie bis zum Ende durchliefen, fast durchweg, um in Ber- 
lin oder Breslau Jura zu studieren. 1818 waren es 4, 1820 einmal 
10, davon wohl 3 Deutsche, 1821 nur 5, davon cr. 2 Deutsche, 
1821 wieder ausschließlich 7 Polen, 1822 wurden jedoch alle 
Meldungen zurückgewiesen und auch Bromberg und Lissa ent- 
ließen keine Abiturienten. Am 11. Nov. 1827 beantragten übri- 
gens Konsistorium und Provinzialschulkollegium plötzlich bei 
Altenstein, daß die Prüfungskommission keinen Gymnasiasten 
der Provinz zulassen möge, der sich nicht durch ein Attest seines 
Direktors über zulängliche Kenntnis des Polnischen auszuweisen 
imtande war. Das Ministerium fühlte sich. aber nicht in. der 
Lage, den Antrag zu genehmigen, da sich die Maßregel mit 
dem Edikt über die Abiturientenprüfungen vom 12. Okt. 1812, wo- 
nach auf die Kenntnis des Polnischen bei den Examinanden keine 
Rücksicht zu nehmen war, nicht vereinbaren ließ und dadurch 
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schlägen besonders darauf Bedacht nehmen, wie am zweck- 
mäßigsten die frühere Einrichtung des Gebrauchs der deutschen 
Vortragssprache in den beiden obersten Klassen wiederhergestellt 
und überhaupt unter Pflege beider Sprachen die Vorbildung zum 
Besuch deutscher Hochschulen erreicht werden konnte. Die ver- 
fallene Disziplin mußte sofort wieder hergestellt und mit Nach- 
druck aufrechterhalten und zum Direktor ein Mann der geschil- 
derten Art vorgeschlagen werden. Wahrend Jacobs Bericht er- 
weisen sollte, ob ein weiterer Personalwechsel notwendig war, 
sollte es bei der Abhalfterung von Kaulfuß und Cassius verbleiben, 
dabei letzterer aber auch für seine Pfarre entschädigt „und über- 
haupt nicht unvorteilhaft angestellt werden,’ „da abgesehen von 
den Ansichten, welche seine Wirksamkeit bei dem Gymnasio zu 
Posen nicht ferner gestatten, er das Zeugnis der Brauchbarkeit 
für sich hat und rücksichtlich seiner persönlichen Eigenschaften 
Achtung genießt.“ 8) Auch Schottky, „dessen pflichtmäßigen 
Gesinnungen Ich Gerechtigkeit widerfahren lasse‘, war in der 
geplanten Weise unterzubringen. Oberpräsident und Konsisto- 
rium sollten von diesen unverzüglich zu befolgenden Bestimmungen 
in Kenntnis gesetzt und beide „für die genaue Ausführung Meiner 
Befchle, sowohl für jetzt, als hinsichtlich jeder künftigen Ab- 
weichung von denselben, besonders verantwortlich“ gemacht 
werden 8) (Ordre an Bülow-Schuckmann 11. Mai). 

Die Weiterleitung der entsprechenden Befchle an die Lokal- 
behörden erfolgte am 3. Juni durch Altenstein, wobei Zerboni 
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den Söhnen der in der Provinz angestellten deutscher Vater auf 
diese Weise der Besuch preußischer Universitäten ohne zurei- 
chenden Grund verschlossen worden wäre (Verf. vom 24. Dez.). 
Auffallenderweise enthielt dann aber der r. Landtaysabschied 
vom 20. Dez. 1828 die Bestimmung, daß zur Verwirklichung der 
allerhöchsten Absicht, wonach im Großherzogtum die polnische 
Sprache neben der deutschen fortbestehen und ausgebildet werden 
sollte, künftig jeder sich dem Dienst von Staat oder Kirche wid- 
mende Jüngling, der ein Gymnasium des Landes besucht hatte, 
in der Regel auch seine Abgangsprüfung bei einem solchen ab- 
solvieren sollte und von den Prüfungskommissionen nur dann 
zum Jmmatrikulationsexamen zugelassen werden dürfte, wenn 
er sich durch ein Zeugnis seiner Anstalt über geeignete Kennt- 
nisse im Polnischen ausweisen konnte (Verf. Altensteins vom 
30. März 1829). Dies geschah r4 Jahre nach Wiederinbesitznahme 
der Provinz. 

87) Die Stelle über die Versorgung von C. ist im Original ein- 
gefügt. 

%6) Im Entwurf: „Dem Oberpräsidenten und Konsistorium 
haben Sıe diese Meine Bestimmungen zu eröffnen, damit beide 
dieselben auch ihrerseits zur Richtschnur sich um so genauer 
dienen lassen, als Ich ferner keine Abweichungen von denselben 
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angewiesen wurde, Jacob nach Möglichkeit bis zur Erledigung 
seines Auftrags von anderweitigen Dienstgeschäften zu befreien. 
Schottky wurde von der Bestimmung seines künftigen Schicksals 
gleichfalls durch den Minister in Kenntnis gesetzt, hinsichtlich 
der beiden schuldigen Männer das Konsistorium mit der be- 
treffenden Eröffnung betraut. Es wurde gleich Zerboni natürlich 
mit den Worten der kgl. Ordre zur Pflichterfüllung angehalten 
und hinsichtlich der ferneren Gestaltung der Dinge auf baldige 
eingehendere Weisungen vertröstet. Die Benachrichtigung Jacobs 
endlich lehnte sich gleichfalls in ihrem Tenor eng an die Kabinetts- 
ordre an. Er sollte nicht nur für die ausgeschiedenen Männer 
Ersatz mıt den vorgeschriebenen Fähigkeiten ausmitteln, sondern 
sich auch hinsichtlich der verbleibenden Lehrer ,,cin selbständiges, 
wohlbegründetes Urteil zu bilden und sich auf jede zweckdienliche 
Weise zu vergewissern versuchen, ob dieselben die... von den 
Nachfolgern des p. Kaulfuß und des p. Cassius zu fordernden 
Eigenschaften besitzen und ob sie besonders in Bezug auf ihre 
Gesinnung volles Vertrauen verdienen, oder ob im entgegen- 
gesetzten Falle es erforderlich sein wird, auch noch den einen 
oder den anderen dieser Lehrer von dem dortigen Gymnasio zu 
entfernen“. Altenstein hegte zu ihm das Vertrauen, daß er dabei 
gewissenhaft ohne jede persönliche Rücksicht verfahren werde, 
zumal nach dem Willen des Königs dabei eine Schädigung der 
Betroffenen nicht eintreten sollte. Daneben hatte er sich dann 
nach reiflicher Überlegung wegen des künftigen Verhältnisses der 
polnischen Sprache beim Unterricht zu äußern, um die landes- 
väterliche Absicht des Monarchen vollständig zu erreichen. Als 
Anhaltspunkt konnten ihm die früheren, über diesen für die Pro- 
vinz höchst wichtigen und einflußreichen Gegenstand mit dem 
Konsistorium gepflogenen Verhandlungen dienen, von denen er 
Kenntnis zu nehmen hatte, um das ihm geschenkte allerhöchste 
Vertrauen vollkommen zu rechtfertigen. 

Zerboni, der gegen den Jacob vom Kultusministerium 
erteilten Auftrag das Bedenken gehabt hatte, daß dieser bei seiner 
Unbekanntschaft mit der Lokalität, den Verhältnissen am Gyn- 
nasium und der Persönlichkeit der Lehrer kaum imstande sein 
werde, ihn vollständig den Absichten Altensteins entsprechend 


dulden werde und sie in deren Befolgung auf Meinen Schutz mit 
Bestimmtheit rechnen können, auch diese Angelegenheit künf- 
tig lediglich und aussehließlich zu ihrem Ressort gehören soll. Es 
sollen daher künftig durchaus keine Entschuldigungen. wegen 
ihrer gehemmten Wirksamkeit angenommen und berücksichtigt 
werden; beide Behörden sollen den Konsistorial- und Schulrat 
Dr. Jacob auf dessen Verlangen bei Ausführung des ihm erteilten 
Auftrags tatigst unterstützen“. 
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auszuftihren (an das Kultusministerium 10. April), bemerkte jetzt, 
er habe das entstehende Werk „mit strengem Blick‘‘ verfolgt 
und dem Rat jede erdenkliche Unterstützung gewährt. Auch 
sei er mit der Darstellung ‚dieses mit eindringendem Blick und 
festen Ansichten begabten angehenden Geschäftsmanns‘‘ durch- 
aus einverstanden, dem er aufgetragen hatte, sich persönlich nach 
Berlin zu begeben, weil schnelle Entschlüsse für das Gymnasium 
notwendig waren und dadurch sich etwaige Rückfragen am 
schnellsten erledigen ließen. Bei Beurteilung der Angelegenheit 
fragte es sich, welchen Wert der Staat darauf legte, eine gegen 
ihren Wunsch in Besitz genonimene, ihm heterogene Provinz 
mit dem Ganzen zu verschmelzen? Dann durfte die Regierung 
wegen der notwendigen Fonds nicht in Verlegenheit sein, denn 
ein geringer Teil der schon mit Aufsehen erregender Liberalität 
auf bereits reich dotierte Orte verwendeten Mittel brauchte 
nur auf darbende übertragen zu werden, wo ein imperatives Be- 
dürfnis vorlag. Noch war seiner Ansicht nach wenig für die einstige 
Verschmelzung geschehen. Sein subalternes Verhältnis hatte ihn 
genötigt, Befehlen zu gehorchen, die nach seiner Überzeugung 
vom Ziele abführten. Die eingeschüchterten Provinzialbehörden 
hatten bereits halbe Maßregeln beantragt, um nicht alles aufgeben 
zu müssen, was sie für heilsam erachteten. Um über die dem 
Staat ersprießliche Verwaltung des Großherzogtums zu entscheiden, 
genügten nicht Verstand und große Gelehrsamkeit, sondern um 
gegen die Meinung der lokalen Instanzen auftreten zu können, 
mußte gründliche, an Ort und Stelle erworbene Kenntnis der Ver- 
hältnisse und besonders eine genaue Bekanntschaft mit dem 
Charakter der Bewohner hinzutreten (an Altenstein 3. Juli). 


In seinen Vorschlägen vom 3. Juli ging Jacob im Einver- 
ständnis mit dem Oberpräsidenten von dem Grundsatz aus, daB 
die Einwohner der Provinz, um sie zu treuen, gehorsamen Unter- 
tanen zu erziehen und mit den übrigen Landeskindern inniger zu 
verbinden, möglichst germanisiert und hierfür auch das Gym- 
nasium eingerichtet werden müsse. Er suchte die Ursache der 
bisherigen Mängel hauptsächlich und allein in der Stellung der 
polnischen und deutschen Sprache, hielt aber über die Ersetzung 
der ausgeschiedenen 3 Männer durch tüchtige deutsche Lehrer 
hinaus einen Personalwechsel nicht für erforderlich. Sodann 
empfahl er in der Hauptsache folgende Maßnahmen: 1. Es sollte 
an die Stelle der polnischen die deutsche Sprache für die meisten 
Lehrgegenstände durch alle Klassen als Unterrichtssprache treten 
und fortan nur im Polnischen, Französischen und Religion (für 
Katholiken) polnisch vorgetragen werden. 2. Es sollte kein Schüler 
angenommen werden, der nicht im Gebrauch beider Sprachen 
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schon einigermaßen befähigt war. 3. Um diese Bedingungen ohne 
erhebliche Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten auch für 
bereits anderweitig vorbereitete Knaben zu erfüllen, sollte in der 
untersten Klasse in getrennten Cöten unterrichtet, dabei aber 
für die andere Sprache eine 10-stiindige Wochenlektion reserviert 
werden. Der Rat hoffte, daß alsdann alle Schüler in beiden Sprachen 
hinlänglich gefördert sein würden, um nunmehr einen gemein- 
schaftlichen Unterricht der geplanten Art mit Nutzen zu genießen. 

Die Minister dachten vorsichtiger und warnten vor einer 
Überschätzung der von der Anstalt für den fraglichen Zweck aus- 
gehenden Wirksamkeit, denn bei aller Wichtigkeit des Unterrichts 
bildete er doch nur ein wesentliches Glied in der Kette der Ge- 
samterziehung und Umbildung des Volks, wogegen von ihm allein 
keine übertriebenen Erwartungen gehegt werden durften. Viel- 
mehr mußte der Einfluß des ganzen öffentlichen und privaten 
Lebens dem Unterricht zu Hilfe kommen, um ihm seinen Anteil 
am Erfolg zu sichern. Eine Reaktion der öffentlichen Meinung, 
der religiösen und sittlichen Richtung überhaupt gegen das er- 
strebte Ziel konnte dagegen den wohltätigen Einfluß der Schule 
größtenteils vernichten, wenn nicht gar andere Übel verursachen. 
Darum war es von höchster Wichtigkeit, gleichzeitig mit der 
Unterrichtsreform möglichst auf die Stimmung des Publikums 
insoweit wenigstens einzuwirken, daß sie, wenn auch nicht sogleich 
den Unterricht selbst unterstützte, zum mindesten keine Gegen- 
wirkung befürchten ließ. Gerade darauf war bisher zu wenig 
Rücksicht genommen. Die Behörden in Posen waren nicht ge- 
eignet, diesem Gesichtspunkt Rechnung zu tragen, und außerdem 
fehlte es dazu an allen Mitteln. Der Oberprasident v. Zerboni 
„ist nach seinem ganzen Wesen nicht im Stande so durch seine 
Persönlichkeit einzuwirken, wie es erforderlich wäre, um sämt- 
liche Behörden zu veranlassen, eine Umgestaltung der Nation, 
wie sie der Unterricht beabsichtigt, herbeizuführen. So wie die 
jetzige Untersuchung die Männer, welche an dem Gymnasio nach- 
teilig einwirken, schildert, war bei gehöriger Aufsicht und Leitung 
eine vorteilhafte Einwirkung durch solche zu veranlassen, und 
längst schon hätte mehr für die Erfüllung des Zwecks geschehen 
können. Die Behörden lassen sehr viel in dieser Beziehung zu 
wünschen übrig.‘ 8°) Dazu trat die Kalamitat des völligen Fehlens 


89) Der katholische, aber aufklärerische Zerboni war den 
Ministern wegen seines Liberalismus verdächtig. Die Art aber, 
wie sie ihn hier als Sündenbock hinstellten, zeugt von geringer 
Ehrlichkeit. Auch Schuckmann hatte am 5. Febr. an ihn auf 
den Bericht an Altenstein vom 25. Jan. 1824 verfügt: Ich teile Ihre 
Ansicht „vollkommen und genehmige die von Ihnen getroffenen 
Maßregeln‘‘; er stimmte also mit Altensteins Auffassung vom 
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an Fonds für Volkserzichung und Volksbildung. Für Kunst, 
höhere Kultur und Gewerbe war nichts nennenswertes geschehen. 
Die Minister waren von den Folgen dieses Mißstandes so tief durch- 
drungen, daß sie eine Beratung des Gegenstandes durch das Staats- 
ministerium wünschten. Jacobs Heilmittel erschienen mit einem 
Wort ihnen nicht zureichend, um die Gymnasiasten zu loyalen 
Untertanen heranzubilden und eine gründliche, religiös-sittliche 
Schulung ebenso wichtig. Gerade unter diesem Gesichtspunkt 
bedeutete aber der 2. Punkt wohl eine Uberspannung des Bogens, 
die das Institut dem größten Teil der Polen, denen es bei dem 
unvollkommenen Zustand ihrer Elementar- und Bürgerschulen 
an Gelegenheit zur Erlernung des Deutschen fehlte, verschließen 
mußte, „was sich mit Gerechtigkeit und Billigkeit schwerlich 
dürfte vereinigen lassen“, Dies mußte um so schwerer ins Gewicht 
fallen, als sich auch von dem Doppelcétus in der untersten Klasse 
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15. Febr. ganz überein. Radziwiłł als Hauptschuldiger, auf den 
ja die vom König eestrichenen Schlußsätze des Entwurfs der 
Ordre vom 11. Mai gemünzt waren, wurde am 7. Mat von Friedrich 
Wilhelm kurz über die unliebsamen Vorfälle unterrichtet. Eine 
Ordre vom 11. brachte zum Ausdruck, daß er bei seinem bekannten 
Streben nach Entfernung alles dessen, was der innigen Ver- 
einigung der Provinz mit dem übrigen Preußen Hindernisse be- 
reiten konnte, Gelegenheit erhalten sollte, ber sich bietender Ge- 
legenheit indirekt zur Erreichung dieses Ziels mitzuwirken und 
deshalb auf dem laufenden gehalten werden würde. Ungnadig 
bemerkte der Monarch indessen: „dich habe der Provinz bisher 
eine sorgfältige und wohlwollende Aufmerksamkeit gewidmet 
und werde auch fortfahren, es zu tun, aber Ich muß auch darauf 
rechnen können, daß der Sinn und die Anhänrlichkeit der Fin- 
wohner Mir solches vergelte und daß die Jugend nicht zu Fremden, 
wohl gar zu Widersachern des Staats gebildet werde, wie leider 
die Untersuchungen über die Polonia solches in Ansehung einer 
bedeutenden Anzahl von Zöglingen des Posener Gymnasiums 
gezeigt haben. Von Ihrer mir bekannten und bewährten Anhäng- 
lichkeit darf Ich Mir eine erfolgreiche Mitwirkung zur Erreichung 
Meiner auf das Beste der Provinz gerichteten Absichten verspre- 
chen“. Von der Einräumung eines HKınflusses auf die Gymnasial- 
reform war aber auch jetzt nicht die Rede. Oberpräsident und 
Konsistorium sollten sich ihrer Verantwortung vielmehr nicht 
durch Berufung auf höhere Kınwirkung entziehen können. Der 
Statthalter begnügte sich mit der verlegenen Antwort, er werde 
versuchen, in der Sache zur Zufriedenheit des Monarchen ein- 
zugreifen, sobald ihm die Mitteilungen zugegangen sein würden, 
auf die er nach dem Kabinettsbefehl glaubte rechnen zu dürfen 
(Immedschr. vom 24. Juli). Solche hefen aber niemals ein und er 
blieb zu seinem tiefen Kummer völlig kalt gestellt. Unerwähnt 
blieb seitens der Minister aber die starke Mitschuld des polni- 
schen Klerus, dessen prominenteste Vertreter, v. Wolicki und 
v. Dunin, im Schulkollegium saßen und im Gymnasium offen 
die nationale Propaganda unterstützten. 
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allein kaum ihre genügende Förderung im Deutschen erwarten 
ließ, um dann in den übrigen Klassen dem darin erteilten Unter- 
richt folgen zu können. Selbst das ihnen nachgerühmte Sprach- 
talent berechtigte nicht zu dieser Hoffnung. Unter solchen Er- 
wägungen betrachtet, war bei Jacobs Projekten zwar das Bedürfnis 
der deutschen Schüler hinlänglich gewahrt, das der weit über- 
wiegenden polnischen aber nicht. Bei mündlicher Beratung in 
Berlin hatte er die Unausführbarkeit seines Entwurfs eingesehen 
und einer besseren Einsicht Raum gegeben.. 


„Zur Vermeidung der nicht zu verkennenden großen Schwierig- 
keiten bei jeder Simultan-Einrichtung des Gymnasii in Posen‘, 
die einerseits den gemeinsamen höheren Zwecken des Unterrichts 
und der Erziehung, andererseits den durch die Verschiedenheit 
von Stamm, Sprache und Religion gesonderten, an sich gerechten 
und billigen Interessen beider Parteien genügen sollte, war ‘bei 
der ferneren Beratung auch der Vorschlag einer Errichtung ge- 
trennter Anstalten für die beiden Nationen aufgetaucht und er 
hatte „viel für sich“. Bei gemeinsamer Ausbildung mußten beide 
Teile Zugeständnisse machen und leiden, ‚besonders aber die 
Polen“, für die bei aller Wichtigkeit der genügenden Betonung 
des Deutschen, das übrigens noch auf den Universitäten vervoll- 
kommnet werden konnte, doch eine gründliche allumfassende 
Bildung die Hauptsache blieb die, in einer fremden Sprache 
kaum zu erlangen war. Hierzu kam der Ubelstand, daß „in An- 
sehung der religiösen Ausbildung die Simultanunterrichtsanstalten 
nicht gut sind, und daß in solchen der Religionsunterricht nicht 
alle anderen Unterrichtsgegenstände so durchdringt, wie es zu 
wünschen ist“, was allgemein anerkannt wurde. ®) Es ließ sich 
den Katholiken daher nicht verübeln, wenn sie kein Vertrauen 
zu einer solchen Schule fassen konnten. Von welcher unendlichen 
Wichtigkeit es aber war, daß vorzüglich der künftige katholische 
Religionslehrer schon auf dem Gymnasium eine tüchtige religiöse 
Bildung erhielt und sich schon früh das Vertrauen des Volks er- 
warb, wie sehr darauf seine ganze Richtung und besonders auch 
die Sicherheit der Regierung beruhte, glaubten die Referenten 
nicht näher ausführen zu müssen. 


Trotz dieser unverkennbaren Vorzüge wagten die Minister 
„bei Erwägung sämtlicher Verhältnisse“ in diesem Augenblick 
nicht, auf die Teilung näher einzugehen, denn sie hatte auch 


90) Dieser Gesichtspunkt war damals im Ministerium so un- 
bedingt vorherrschend, daß hinter ihm die mit Konfessionsschulen 
verbundenen politischen Gefahren vollkommen unberücksichtigt 
blieben, obwohl die Provinzialbehörden für Posen unermüdlich 
simultane Anstalten forderten. 


S 


114 


schwerwiegende Schattenseiten. Es war zu befürchten, daß sie, 
„weil sie zwei widerstrebende Nationen einander nicht nähert, 
sondern in erklärter augenscheinlicher Trennung sie gegeneinander 
aufstellt, der gegenseitigen Abneigung der Polen und Deutschen..., 
wie sie gegenwärtig leider noch besteht, eine längere Dauer geben, 
die widerstrebenden Elemente, anstatt sie allmählich zu ver- 
söhnen, und anstatt besonders die polnischen Einwohner und 
deren Söhne mit der deutschen Sprache und Bildung innig zu 
befreunden, noch.weiter von einander entfernen, und dadurch 
das Allerhöchste Interesse Ew. Kul. Majestät gefährden werde. 
Eine Teilung vorauseesetzt, mußte es sehr schwer sein, die Schüler 
der polnischen Anstalt so weit in deutscher Sprache und Bildung 
zu fördern, wie das Wohl des Staats und ihr eigenes Interesse not- 
gedrungen erheischte, Endlich ließ sich für das deutsche Para!le:- 
gyninasium auf eine den Kostenaufwand lohnende Besucherzahl 
nicht rechnen. 


Unter diesen Umständen erschien es den Ministern rätlich, 
die Anstalt ungeteilt zu lassen, „dabei aber hinsichtlich der Stellung 
der polnischen und deutschen Sprache... eine solche Einrichtung 
zu versuchen, daß beiden Sprachen das ihnen gebührende Recht 
so viel wie möglich widerfahre, und einerseits die polnischen Schüler 
ohne Hintansetzung ihrer Muttersprache zu einer vollkommneren - 
Erlernung der deutschen Sprache veranlaßt, zum Besuche der 
höheren Gymnasialklassen, und demnächst deutschen Universi- 
täten, ohne erheblichen Nachteil für ihre gründliche wissenschaft- 
liche Vorbereitung und ihre Erziehung in der katholischen Religion 
befähigt werden, und andererseits auch die deutschen Schüler 
ohne Gefährdung ihrer Nationalität an dem Unterrichte im Gym- 
nasium teilnehmen, und neben den übrigen Unterrichtsgegen- 
ständen auch das Polnische erlernen können“. Zu diesem Behuf 
wurde vorgeschlagen: 1. die von Jacob nur für die unterste Klasse 
vorgesehenen Doppelcöten auf die 3 untersten auszudehnen, wobei 
es mit 10 Wochenstunden in der fremden Sprache möglich sein 
mußte, die Knaben alle so weit zu bringen, daß sie oline Schwierig- 
keit einem Vortrag in ihr zu folgen vermochten. Dabei sollte 
den Eltern die Wahl der für die andere Nation bestimmten Ab- 
teilung erlaubt sein, wenn ihre Söhne fähig waren, sie mit Nutzen 
zu besuchen; 2. in den 3 Oberklassen, die hauptsächlich nur von 
Schülern besucht wurden, die sich später dem Dienst des Staats 
oder der Kirche widmen wollten, für die also die vollständige 
Ausbildung im Deutschen Lebensfrage war, die deutsche Sprache 
als Regel in allen Fächern eintreten zu lassen. „Um aber auch 
bei dieser Maßregel, deren Notwendigkeit und Billigkeit für sich 
selbst sprechen dürfte, auch den Schein zu vermeiden, als werde 
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von Seiten der Regierung eine Unterdrtickung oder Hintansetzung 
der polnischen Sprache beabsichtigt, dürfte es rätlich sein, fest- 
zusetzen, daß der Unterricht... in der polnischen und französischen 
Sprache, so wie für die katholischen Schüler in der Religion polnisch 
erteilt werde“, wobei es deutschen Zöglingen nicht gestattet 
sein sollte, sich von diesen Lektionen auszuschließen; 3. da bisher 
das religiöse und kirchliche Element zu wenig Beachtung gefunden 
hatte, ja, der zunächst für katholische und polnische Schüler 
gestifteten Anstalt seit der Reokkupation ein deutscher und evan- 
gelischer Direktor wenigstens provisorisch vorstand, so daß sie 
von seiten des katholischen Publikums und Klerus kein volles 
Vertrauen genoß, pflegten die für den geistlichen Stand bestimmten 
Jünglinge nicht sie, sondern eine vom Erzbischof privatim er- 
richtete Seminarschule zu besuchen, wo sie nur eine sehr mangel- 
hafte Bildung erlangten. Um die bedeutenden, hieraus erwach- 
senden Nachteile zu beseitigen und um die künftigen Seelsorger 
vor Eintritt in das erzbischöfliche Seminar zum ordnungsmäßigen 
Besuch eines vollständig organisierten Gymnasiums zu nötigen, 
mußte einerseits die alter öffentlichen Autorität entbehrende 
Seminarschule geschlossen, andererseits ‚dafür gesorgt werden, 
daß das Gymnasium... als eine katholische Lehranstalt in den 
Augen des Publikums gelten könne“. Darum dünkte es dem 
Kultusminister rätlich, ihr einen tüchtigen katholischen Direktor 
zu geben, ohne damit einen bindenden Grundsatz auszusprechen. 
Es erschien dieses Vorgehen um so unbedenklicher, als für den 
Religionsunterricht der evangelischen Zöglinge durch 2 Lehrer 
gesorgt war und ferner beabsichtigt wurde, außer dem Direktor 
noch den evangelischen Jacob mit der obersten Leitung der ganzen 
Anstalt zu beauftragen. 


Für die vermehrte Stundenzahl in den unteren Klassen wurden 
freilich 4 neue Lehrerstellen erforderlich und zur Gewinnung 
tüchtiger Inhaber waren je 600 Rtr. Jahresgehalt nicht zu ver- 
meiden. Jedoch erschien die Etatserhöhung um 2400 Rtr. als 
ein geringes Opfer im Vergleich zu dem Guten, was dadurch nicht 
allein für die Provinz, sondern für das kgl. Interesse überhaupt 
gewonnen wurde. Altenstein wagte daher ohne Zögern, den Betrag 
bis zur Ausmittelung anderweitiger Provinzialfonds aus der 
Generalstaatskasse zu zahlen und betonte, daß wegen der Unzu- 
länglichkeit der Behörden wie Beschränktheit der Mittel für die 
höheren Unterrichtsanstalten und das Schulwesen im Großherzog- 
tum bisher im Verhältnis zu seinen vielseitigen und dringenden 
Bedürfnissen nicht alles, was nötig war, hatte geschehen können, 
sich jetzt also eine besonders günstige Gelegenheit bot, um den 
polnischen, gerade für das Mariengymnasium sich lebhaft inter- 
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essierenden Bewohnern durch die Tatsache zu beweisen, daß die 
Regierung kein Opfer scheue, um ihren Söhnen zu einer gediegenen 
wissenschaftlichen und religiös-sittlichen Bildung zu verhelfen 
(Immediatber. v. Altenstein-Schuckmann, 13. Okt.). 

Diese Darlegungen machten auf Friedrich Wilhelm einen so 
einleuchtenden Eindruck, daß er durch Ordre vom 30. Okt. die 
3 Anträge der Minister und auch die extraordinäre Bewilligung 
der erforderlichen Geldmittel für das nächste Jahr genehmigte. 

Kaulfuß 9) wurde darauf nach Neustettin versetzt. Cassius 
unterwarf sich bereitwillig und überhaupt auf eine Weise, ,,die 
seinem Charakter und seiner Gesinnung zur Ehre gereicht“, der 
höheren Bestimmung, zog es aber vor, sich zunächst zur Stärkung 
seiner Gesundheit auf seine Landpfarre Orzeszkowo (Kr. Birn- 


1) K. entstammte einer seit langem in Polen ansässigen Fa- 
mile und wurde als Lehrer an der Departementsschule, aus der 
sich nach 1815 das Gymnasium entwickelte, vorgefunden. Er 
war so völlig zum Halbpolen geworden, daß er seine Schriften 
zumeist polnisch veröffentlichte. An seinem Glauben nahmen 
die Polen daher ebenso wenig Anstoß wie an dem von Cassıus, 
der sich der besonderen Gunst der Grafen Kwilecki zu erfreuen 
hatte. Er war nut der Tochter eines Majors v. Kobyliński ver- 
heiratet. Vgl. das Urteil über beide Männer bei Motty IV. 185 ff.. 
wo C. heiße patriotische Empfindungen nachgerühmt werden 
(gorące jego uczucie patryotvezne), denen er bis an sein Ende 
treu blieb. Die hinsichtlich beider Lehrer getroffene Bestimmung 
war bei KaulfuB auch durch mangelhafte Leistungen durchaus 
motiviert, bei C. überaus milde. Dieser wurde in den Konduiten- 
listen von 1819 ff. als von sich eingenommener Mann mit leiden- 
schaftlichem, abgerissenem, unangenehmen Vortrag geschildert, 
der sıch allzu gern reden hörte und dabei ein geordnetes akade- 
misches Studium vermissen ließ, wenn er auch bei den Schülern 
wegen seiner außerwissenschaftlichen Ansichten beliebt und ge- 
achtet war. Zudem zersplitterte er sich durch allerleı Neben- 
beschäftigungen. Kaulfuß wurde als Egoist dargestellt, der aber 
geschickt seinen Eigennutz zu verbergen wußte, seine Mitar- 
beiter beiseite schob und bei den Schülern mehr gefürchtet als 
geachtet war. Trotzdem vermochte er bei ungewöhnlichen Fällen, 
wie einer Ablaßprügelei in Owinsk, die Disziplin doch nicht zu 
wahren. Von schneller Fassungsgabe und Icbhaftem Tempera- 
ment, hatte er sich mancherlei Fähigkeiten ohne systematische 
Bildung angeeignet, stürmte aber als Lehrer zu rastlos vorwärts. 
Persönliche Liebhabereien, wie seine berühmten equestrischen 
Exkursionen, lenkten ihn ab. Es mangelte ihm vor allem der 
wohlwollende Ton ım Umgang mit der Jugend und den Kollegen. 
Für langweilige Beschäftigungen war er nicht zu haben und hatte 
z. B. alle Korrekturen von sich abeewälzt. Nur der erste Eindruck 
war blendend, aber näheres Zusehen zeigte eın Hinweggleiten 
über den Kern der Dinge. Auch der Glaube an seine Integrität 
hatte gelitten. Die Beurteilung wurde von Jahr zu Jahr un- 
günstiger. 1823 wurden ihm Frivolität im Denken, Vergnügungs- 
sucht und intriguante Machenschaften vorgeworfen, auch päda- 
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baum) zu begeben, was unter Bewilligung eines einjahrigen Warte- 
gelds von 700 Rtrn. genehmigt wurde (Ordre an Altenstein 14. Aug. 
1824). Von hier eröffnete er dann ein förmliches Trommelfeuer 
von Eingaben und Bittschriften, plante eine solche an den König, 
wünschte von Zerboni Zulassung zu einer Rechtfertigung, da er 
sich innerlich schuldlos fühle (22 April) und gewann bezeichnender- 
weise die Fürsprache der Gattin des Statthalters, Prinzessin Luise 
von Preußen, die sich bei Wittgenstein ins Mittel legte. Dieser 
wies ihr Schreiben dem König ohne jeden Erfolg vor und erwiderte 
der hohen Frau kühl, daß.das Zusammentreffen vielfacher An- 
zeigen von dem verderblichen Geist des Gymnasiums die vom 
Landesherrn gewählten Maßregeln und die Ernennung einer be- 
sonderen Ministerialkommission zu ihrer Ausführung verursacht 


gogische MiBgriffe. Er besaß von den zu seiner Stellung erfor- 
derlichen Eigenschaften ein so geringes Maß, daß er zum Direktor 
um so weniger für geeignet gehalten werden konnte, als ihm auch 
der wahre religiöse Sinn gebrach. Auch Zerboni klagte, daß Kaul- 
fuß die Achtung seiner Kollegen fehle, er von den Schülern ge- 
haßt werde, vom Publikum mit Verdruß betrachtet und sich 
auf unablässige Protestationen und Wahrnehmung seines per- 
sönlichen Vorteils beschränke (Konsist. u. Schulkoll. an Alten- 
stein 15. Febr. 1823). Vgl. über K. auch Wojtkowski in K. M. P. 
1925 69. ff. W. weist hin auf die Widersprüche, die in der Beur- 
teilung von Kaulfuß auch auf polnischer Seite bestehen, wo Frau 
v. Lipińska ihn „un Allemand tres zélé“ (Le Grand-Duche de 
Posen. Paris 1911) und Regorowicz in seinem Abriß d. Gesch. 
d. Marien-Magdalenengymnasiums (Posen 1923) einen ,,gliihenden 
Polen’: (gorący Polak) nennt. W., dem nur die gedruckte Litera- 
tur u. d. Akten Op. XXIV. G. 3b u. Sth. VIII, 3 vorgelegen ha- 
ben, beruft sich darauf, daß K. bei den Schulkonferenzen von 
1819 undin einem späteren Brief an Altenstein für die Eins@hrän- 
kung der polnischen Unterrichtssprache eintrat, ebenso wie in 
seiner literarischen Tätigkeit für eine Bevorzugung der Deutschen, 
so daß kein Gymnasialdirektor der Vorkriegsjahre seine germa- 
nisatorische Aufgabe eifriger auffassen konnte. W. sieht des- 
halb in der Hineinzerrung des Direktors in die ihm den Hals bre- 
chende Jonemannaffaire eine Tat der Nemesis für die Heuchelei, 
mit der K. öffentlich die Abiturienten polnische Arbeiten schreiben 
und Reden halten ließ, im geheimen aber an der vorsichtigen 
Vertilkung der polnischen Nationalität als Vollstrecker Zerbo- 
nischer Pläne mitarbeitete, so daß ihm der Historiker die Maske 
vom Gesicht reißen müsse. Ich halte dieses Urteil für zu einseitig. 
Der Schlüssel liegt wohl in der aus den Konduitenlisten ersicht- 
lichen Charakterlosigkeit des Mannes, der einfach den Mantel 
nach dem Wind hing. W. übersieht, daß K. sich doch sehr ener- 
gisch für die Berufung polnischer Lehrer eingesetzt hat, von der 
ihm Nützlichkeit und Renommée der Anstalt abzuhängen schie- 
nen (vgl. Laubert in Mb. 1919. 51) und schwächt seine Auffassung 
hinterher durch das Geständnis ab, daB am Mariengymnasium 
unter Kaulfuß’ Leitung das vollständige Überwiegen des pol- 
nischen Geistes sogar die deutschen Schüler infizierte. Er führt 
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habe, der er bei etwaigem Befehl der Fiirstin ebenfalls Kenntnis 
von Cassius’ Wünschen geben wollte, doch müsse sich dieser auch 
an seine vorgesetzte Dienstbehörde wenden (an Luise, 13. April). 
Als die Entscheidung gefallen war, pilgerte der gekränkte Pädagoge 
gar nach Berlin und interpellierte, ausgerüstet mit einem Emp- 
fehlungsbrief Radziwills selbst, den Geh. Rat Kamptz. Dieser 
zog sich aber sehr gewandt aus der Situation und bedankte sich 
für das ihm bewiesene Vertrauen, das ihn jeder Versuchung einer 
Teilnahme an dem Schicksal des Verfolgten enthob, den er in ihrer 
Unterredung davon überzeugt zu haben glaubte, daß er dem Schul- 
fach nicht endgültig entsagen durfte, da dies als Renitenz gegen 
die angeordnete Versetzung ausgelegt werden konnte. Kamptz 
riet ihm deshalb, auf seiner Pfarre seine Wiedergenesung abzu- 
warten und während dieser Zeit den Fortbezug des Gehalts vom 
König zu erbitten, der sicherlich gewährt werden würde, dann aber 
anderwärts wieder einzutreten. Der Geheimrat vermerkte die 
Umstimmung seines Partners um so erfreuter, „als ich meist selber 
das Unglück habe, anders beurteilt zu werden als ich bin, dagegen 
aber auch glaube zur alleraufrichtigsten und offensten Äußerung 
meiner Ansichten vorzugsweise so verbunden als berechtigt zu 
sein“ (an Radz. 19. Juli auf Schr. v. 11.). 

Jedenfalls war die Heilung von Cassius’ Resignation eine 
sehr gründliche, denn später drängte er hartnäckig nach Wieder- 
aufnahme seines Berufs, der aber nach Ansicht des Schulkollegiums 
eine Krankhafte Schwäche der Atmungsorgane und abnehimende 
Sehfähigkeit im Weg standen. Da er von den Einkünften seines 
Pfarramts, einigen Naturalien und 219 Rtrn., nicht mit seiner 
BERNER oes 


selbst das Zeugnis des Stadt- und Polizeirats Holland an, der 
seine ungünstige Meinung von dem EinfluB des Gymnasiums 
auf die mit seinem eigenen Sohn gemachten Erfahrungen stützte. 
Er behauptet (an Zerboni 27. März 1824), dieser ser Ende 1816 
„völlig unverdorben‘‘ vom Warschauer Lyzeum zurückgekehrt, 
aber binnen kurzem in Posen gänzlich umgewandelt worden. 
Er wurde Pole ım vollen Sinn des Worts, was er vor dem Vater 
gar nicht verleugnete. Vielmehr äußerte er unumwunden, daß 
alle Gvnminasiasten mit Einschluß der Deutschen eifrige Polen 
seien. Aller Bemühungen des Vaters ungeachtet, weigerte er sich 
noch als Primaner, sich für den preußischen Staatsdienst vor- 
zubereiten. Nur mit Mühe war er als Breslauer Student vor dem 
Eintritt in die ‚„‚Polonia‘‘ zu bewahren, sah indessen später seinen 
Irrtum ein. Er konnte seine schädliche Anschauung schlechter- 
dings nur auf der Schule eingesogen haben. Jedenfalls zeigen 
die von K. angeführten Tatsachen die volle Berechtigung des 
Einschreitens der Behörden gegen eine Anstalt, die auch hier 
wieder als Brutstätte der Irredenta erscheint, was unter einem 
wirklich staatstreuen Direktor in diesem Umfang kaum erklär- 
lich gewesen ware. 
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Familie leben konnte, setzte ihm der Konig auf Antrag Alten- 
steins bis zu eventueller späterer, aber nie erfolgter Neuverwendung 
ein dauerndes Wartegeld von 500 Rtrn. aus (Ordre vom 5. Novbr. 
auf Ber. vom 22. Okt. 1825). Die ihm durch seine Kränklichkeit 
aufgezwungene MuBe hinderte ihn aber nicht an einer -verbissenen 
regierungsfeindlichen Agitation, wobei er der polnischen Szlachta 
als männliche Egeria diente für ihre Eingaben und Beschwerden, 
namentlich 1841 durch Abfassung eines Traktats über angebliche 
Vergewaltigung der polnischen Sprache in Form einer Erwiderung 
auf die bekannte Denkschrift des Oberpräsidenten Flottwell. 

Die Reform des Gymnasiums wurde durch die Berufung der 
deutschen Lehrer Martin, Benecke, Müller und Schönborn in der 
beabsichtigten Weise vollendet. Der Stundenplan erhielt danach 
unter einer gewissen Beschränkung der beiden Landessprachen 
in den unteren Klassen folgende Gestalt: 
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Lateinisch: ...... 
Griechisch: ..... 
Polnisch: ....... 
Deutsch: ........ 
Französisch: ..... 
Religion: ........ 
Mathematik: .... 
Physik: 2,4455 
Gesch. u. Geogr.:! 
Naturgeschichte: 
Schreiben: ...... I | | 
Summa: .. | 32 ; 32 | 32 | 32 | 32 | 32 | 3 EE TE 

Die Religionsstunden waren mehrfach kombiniert. Dazu 
kamen Singen und als fakultative Fächer Hebräisch und Zeichnen. 
Das Direktorat wurde anfangs dem Mathematikprofessor v. Bu- 
chowski, dann interimistisch dem Professor Stoc übertragen und 
ihm Jacobs als Professor an der Anstalt wirkender Bruder Friedrich 
in der Eigenschaft eines Studiendirektors beigesellt, da sich kein 
qualifizierter Kandidat auftreiben ließ. 

Leider zeigte sich sehr bald, daß der in wohlmeinendster 
Absicht von den Ministern gewählte Ausweg, verfehlt, war. Die 
Disziplin besserte sich in keiner Weise und der Versuch der neuen 
Manner, nunmehr dem deutschen Wesen am Gymnasium zu 
seinem Recht zu verhelfen, wurde von der öffentlichen Meinung 
mit einem Sturm der Entrüstung beantwortet. Rasch waren die 
Lehren von 1824 vergessen, und die oberen Behörden ließen die 
Pioniere deutscher Gesinnung gänzlich im Stich, so daß sie beinahe 
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9) Die Klassen wurden damals von oben nach unten gezählt. 


das Schicksal Schottkvs erlitten hätten. Ihre Posener Wirksanı- 
keit wandelte sich zunächst zu einem wahren Martyrium.®) Der 
Charakter der Schule blieb unverändert. Wie sie die Pflanzstätte 
der Polonia gewesen war, so nistete sich nun der zur Warschauer 
Revolution von 1830 führende Geist hier ein, der 2 Lehrer und 
über 70 Schüler, darunter die Söhne Buchowskis und des Gesang- 
lehrers, in das Heer der Insurgenten trieb. 

Deshalb griff man jetzt zu dem anderen Auskunftsmittel 
der Abzweigung einer deutschen Anstalt, doch auch damit wurde 
das erstrebte Ziel nicht erreicht, denn seitens des Polentums wurde 
der Staatsdienst systematisch gemieden und keinerlei Versöhnung 
angehahnt. Das Marieneymnasium verharrte in der Rolle des 
geistigen Trägers der Irredenta, und seine damaligen und früheren 
Schüler stellten fast !; der Hochverräter von 1846. Alle auf die 
Wirkungen der Zeit und den Einfluß der überlegenen deutschen 
Kultur und die Selbstbesinnung der Polen gesetzten Hoffnungen 
erwiesen sich als trügerisch, Erst der energischen staatlichen 
Zucht gelang es, äußerlich Ruhe und Ordnung zu festigen, während 
der in weitesten Umfang geübte Minderheitsschutz und die zu- 
gestandene kulturelle Autonomie stets schnöde mißbraucht 
wurden.#) So ist die Ursache für das manche Harte unvermeid- 
lich machende preußische System der späteren Zeit nicht bei dem 
Übelwollen der Regierung, sondern bei der Taktik ihrer Gegner 
zu suchen. Preußen hat nach 1815 freiwillig eine Nachsicht und 
ein Entgegenkommen bewiesen, die heut den vertraglich zum 
Schutz ihrer Minderheiten verpflichteten Staaten als Vorbild 
dienen könnten. 


Das Niederlassungs- 
und Grundstückserwerbsrecht der Juden”). 


Eine außerordentlich wichtige, aber auch ungemein schwierige 
Aufgabe war die Regulierung der staatsbürger- 
lichen Verhältnisse des Judentums. Die Sach- 
lage wies nicht nur tiefgreifende Verschiedenheiten gegenüber 
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98) Vgl. Laubert: Leidenswege deutscher Lehrer in Posen. Zeit- 
schrift f. Gesch. d. Erziehung und des Unterrichts. 1920. 95—110. 
Die Posener Gvmnasiasten u. d. Warschauer Novemberaufstand. 
Zsch. 1924. — Es handelt sich hauptsächlich um Schottkys Nach- 
folger, Dr. Müller, u. Cassius’ Nachfolger Prof. Martin für alte 
Literatur. 

44) Vgl. hierzu auch meinen Aufsatz über die Neubesetzung 
des Direktorats 1841 in Jahrbücher f. Kultur u. Gesch. d. Slaven. 
N. F. II. Heft II. 1926. 

95) Nach Op. IN. B. b. ı3 a. Bd. IF, C. a. ı Bd. II. u. IV; XH. 
F. 1; XIJI. C. 2 Bd. II. XVIIL. A. 28. Bd. 111; XXV. A. ı B. 
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den alten Landestcilen Preußens auf, sondern auch groBe Bunt- 
scheckigkeit innerhalb der Provinz. Schon äußerlich kommt 
dies zahlenmäßig zum Ausdruck. 1825 gab es im Reg.-Bez. Posen 
auf 660 540 (306 254) %) Christen 45 856 (19 275) Juden, davon 
auf dem Land 509 608 (245 607) und 1590 (1 009), in den Städten 
150 932 (60 647) und 44 266 (18 260). Obendrein drängten sich 
die mosaischen Bekenner aber auch noch in verhältnismäßig 
wenigen der 145 Orte mit Stadtqualität zusammen, so vor allem 
in Posen selbst. Ihre Prozentzahl war am höchsten in Fordon 
(1403 : 664 Christen), Witkowo (1068 : 983), Schwersenz 
(1 773 : 1.047), Kempen (2 947 : 2 239), Inowrocław (2 012: 2 054), 
Gratz (1623 : 1 626), Kurnik (1208 : 1 408), Filehne (1 374: 1 803), 
Lissa (3 664 : 4 304), Sandberg (249 : 300). Andererseits hatten 
Punitz, Görchen, Zaborowo, Wielichowo und Kiebel keine jü- 
dischen Bewohner, während keine Stadt im Brombergschen juden- 
frei war. Sehr gering war ihr Anteil in Bnin (13 : 1 090), Pogor- 
zelle (5 : 1 065), Scharfenort (9 : 618), Sulmirschütz (18 : 2 061), 
Kähme (7: 585), Köbnitz (12: 744), Opalenitza (1: 1051), 
Schwetzkau (2: 1521), Schulitz (27 : 415), Rynarzewo (22: 684), 
Bromberg (279 : 5.975), Mogilno (38: 972), Wilatowo (21: 507), 
Zerniki (9 : 215). 

AuBerdem war die Rechtslage eine ganz ver- 
schiedenartige. Bis 1807 hatte im Netzedistrikt das 
Generaljudenreglement von 1750, in den übrigen Teilen der Provinz 
das südpreußische Reglement vom 17. April 1797 gegolten. In herzog- 
lich Warschauer Zeit wurden durch Art. 4 der Verfassung vom 
22. Juli 1807 und Art. 8 des Code Napoléon die Juden des Gesamt- 
gebiets der staatsbürgerlichen Rechte in vollem Umfang teil- 
haftig, doch ein landesherrliches Dekret vom 17. Oktober 1808 hatte 
ihre politischen Rechte wieder auf 10 Jahre suspendiert, und wenn 
auch über diesen Begriff verschiedene Auslegungen zulässig waren, 
mußte nach den bekannt gewordenen Umständen doch ange- 
nommen werden, daß nach Ansicht der obersten Staatsbehörden 
dem Ausdruck die allerweiteste Deutung gegeben werden sollte, 


I/II, 2, IO, I5, I7, 25, 28; XXVI. B. ıı u. 12; Stadtakten Pos. 
= XVIII. C. 6 Bd. IIl/1V u. nicht registrierte Akten Nr. 819 Bd. III; 

. 74. J. IX. 16 Bd. 1/11; R. 77. 30. 6, 28 Bd. I; 30. 35. Bd. 1/11I; 
as Gen. 49. Bd. I/II; 30. 75. Spec. Pos. 1, 2, 3 Bd. L/IIl, 
5. Bd. II, 8, 9 Bd. 1, 12, 13, 15; 30. 75. Bd. I/II; 30. 75. Städte 
spec. Fraustadt Nr. ı, Kempen ı, Krotoschin, Lissa, Ostrowo 
Nr. 2, Posen, Schneidemühl; 306. 68; R. 80 Innere Angelegen- 
heiten 69; R. 89. B. VI. 114 u. 119; R. 89. C. XIV b7. Bd. J; 
R. go. 38. Spec. Bromberg Nr. 2; R. 151. f. B. Sekt. 12. Pos. 
Nr. 1. Vgl. Laubert 254 ff. 

%) Die eingeklammerten Zahlen beziehen sich auf den Reg.- 
Bez. Bromberg. 
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denn gemäß jenem Dekret war durch Verfügung des Ministeriums 
des Inneren vorgeschrieben worden, daß in Ansehung der Juden 
bis zu anderweitiger Bestimmung nach den z. Z. der Besitznahme 
des Landes in Kraft gewesenen Gesetzen und Verordnungen der 
preußischen Regierung zu verfahren war. Dieser Vorschrift zufolge 
waren den Juden bis zur Wiederauflösung des Herzogtums War- 
schau mit wenigen, durchgehend mehr beschränkenden als er- 
leichternden Modalitäten nur die im Reglement von 1797 be- 
gründeten Gerechtsame zugestanden worden (Staatsministerial- 
protokoll 13. Febr. 1822). 1812 wurde auch die Militärpflicht 
gegen Entrichtung eines s. g. Rekrutengeldes wieder abgelöst. 
In Wahrheit war im übrigen der Willkür des Beamtentums Tor 
und Tür geöffnet gewesen und man fand bei der Reokkupation 
einen Trümmerhaufen. 


Nach den Verwaltungsbericht der Brom- 
berger Regierung für 1818 (22. Febr. 1819) war unter 
der Warschauer Regierung überhaupt keine gesetzliche Erklärung 
von Erheblichkeit über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden 
ergangen. Die Präfekten stützten sich, wo sie nicht ganz willkür- 
lich verfuhren, bald auf das Edikt von 1750, bald auf das von 
1797 „und so ist eine Verwirrung entstanden, die sich nur durch 
ein neues Gesetz lösen läßt“. Es schien dem Kollegium z. B., 
daß Juden, die in den älteren Provinzen das Staatsbürgerrecht 
nach Edikt von 1812 erworben hatten, es auch im Posenschen 
ausüben durften, was höheren Orts dann als ganz unzulässig ver- 
worfen wurde (s. w. u.), obwohl Art. 2 des Oktoberedikts von 1808 
dem Gesetzgeber das Recht einräumte, einzelnen würdigen Per- 
sonen allgemeine staatsbürgerliche Befugnisse zu erteilen und 
hierfür eine Sonderverordnung zu erlassen. Mehrere derartige 
Anträge der Bromberger Präfektur waren bei den Ereignissen 
von 1813 ohne Antwort geblieben und ein letztes Gesuch 1814 
vom höchsten Rat vertagt worden (Reg.-Kommission in Posen 
an den Oberpräsidenten v. Zerboni, 1. Sept. 1815). Auf Anträge 
nach 1815 gab der Oberpräsident die stereotype Antwort, man 
müsse die gesetzlichen Bestimmungen abwarten. Wie von jü- 
discher Seite die Angelegenheit aufgefaßt 
und welche Forderung hier erhoben wurde, zeigt die Ein- 
gabe derorthodoxen Partei der Posener Ge- 
meinde an die Regierung lund Schuckmann vom 2. Febr. 1818, 
wobei in dem angefügten Ediktsentwurf einfach gesagt war, alle 
in der Provinz befindlichen Israeliten sollten als Inländer ange- 
sehen werden und ohne Beschränkung sämtliche bürgerlichen 
Rechte genießen. Die Überlassung von Bauerngütern zu min- 
destens einer Magdeburger Hufe auf Erbpacht seitens der Regie- 
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rung gegen sehr geringen Kanon wurde gefordert unter Erlaubnis _ 
5 jähriger Bewirtschaftung mit christlichem Gesinde und dann 
folgender eigener Bestellung und späterer Anlernung je eines 
unverheirateten jüdischen Eleven. 


Anfänglich hoffte man, aller Schwierigkeiten durch Über- 
tragung des altpreußischen Edikts vom 11. März 1812 Herr werden zu 
können, gelangte indessen rasch zu der Überzeugung, daß seine 
Anwendbarkeit bei der grundverschiedenen Lage der Dinge nur 
mit erheblichen Einschränkungen möglich sein werde. Deshalb 
wurde hinsichtlich der staatsrechtlichen Verhältnisse der Israeliten 
im wesentlichen ohne Rücksicht auf § 1 des kgl. Patents vom 9. Nov. 
1816 wegen Wiedereinführung der preußischen Gesetze der status 
quo unverändert aufrecht erhalten. Durch Kabinettsordre 
vom 8. Febr. 1818 an Schuckmann erkannte auch der 
König an, daß das Edikt von 1812 auf die neu gewonnenen 
Landesteile vorläufig keine Anwendung finden dürfe. Darum war 
von der Voraussetzung auszugehen, daß die alttestamentarischen 
Glaubensgenossen der früher polnischen Bezirke mit staatsbürger- 
lichen Rechten nicht versehen, vielmehr nach wie vor als bloße Schutz- 
juden im Sinn des südpreußischen Reglements zubetrachten waren. 

Die Regierung trat zwar alsbald in die Beratung einer Reform 
ein, doch zog sich diese lange Jahre hin, und die Behörden waren 
deshalb ohne feste Richtlinien. Unterdessen entstand die Gefahr 
einer Überflutung der begünstigten alten Provinzen durch Ab- 
wanderung des Posener Judentums und ebenso die einer Über- 
flutung des Großherzogtums infolge der hier zu erwartenden 
liberalen Regelung durch Osteinstrom. Außerdem war die Um- 
siedelung innerhalb der Provinz und die Frage der Niederlassung 
und des Grundstückserwerbs in den einzelnen Städten und Stadt- 
teilen und auf dem platten Land zu klären. 


Zunächst wurden als Unterlage für die gesetzliche Reform 
Gutachten der Provinzialorgane eingefordert, die 
sich jedoch stark verzögerten. Th. v. Schön als Oberpräsident 
von Westpreußen sprach am 12. Juni 1818 für die zu seinem 
Verwaltungsbezirk geschlagenen Kreise Thorn, Culm und Mi- 
chelau offen das Bestreben nach einer Verminderung des dortigen 
Judentums aus. Den vollen Genuß der staatsbürgerlichen Rechte 
wollte er aber Individuen zubilligen, die den für die Erfüllung 
der bürgerlichen Pflichten Gewähr leistenden Grad von sittlicher 
Bildung nachweisen konnten. Zu diesem Zweck schlug er eine 
vor allem auf körperliche Ertüchtigung gerichtete Erziehung 
durch christliche Lehrer mit anschließender Ableistung der Militär- 
dienstzeit vor. Wer sich diesen Bedingungen nicht unterwerfen 
wollte, mochte auswandern. 
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Zerbont (Entwurf für Hardenberg 22. Febr. 1818) hielt 
sich eng an das südpreußische Reglement. Dieses 
setzte fest, daB im Lande wohnhafte Juden dort ferner geduldet 
und mit Schutzbriefen ausgestattet, fremde fortgewiesen werden 
sollten. Sie durften aber Wohnort und Besitz nicht ohne behord- 
liche Erlaubnis verändern und Handel treibende nicht auf dem 
platten Land geduldet werden. Künste und Handwerke standen 
ihnen frei, aber Brauerei und Branntweinbrennerei, Ackerbau, 
Viehzucht und Fuhrwerk nur auf neu zu etablierenden Stellen.?”) 
Zerboni empfahl vor allem eine Trennung in bloß geschützte 
und gehobene, naturalisierte Israeliten und Juden, die nach 
dem 15. Juni 1815 sich eingeschlichen hatten, 
ohne im Großherzogtum geboren zu sein, zurückzuweisen und im 
Wiederbetretungsfall 3 Jahre, bei nochmaliger Rückfälligkeit 
lebenslänglich in Korrektionshäuser einzusperren ($ 52). Heiraten 
mit ausländischen Jüdinnen waren von der Genehmigung der 
Regierung abhängig zu machen ($ 48), während ausländische 
Juden durch Heirat mit Inländerinnen nicht das Niederlasssungs- 
recht oder das zu mehr als 4 wöchigem Aufenthalt erlangen (s 49) 
und Trauscheine an ausländische Jiidinnen nur bei 1000 Rtr. 
Mitgift ausgestellt werden sollten (§ 58). Allgemein wollte er bei 
Wahl oder Veränderung des Wohnorts, bei Verkauf oder Ver- 
erbung eines Grundstücks den Konsens der Regierung vor- 
schreiben, mithin keine Freizügigkeit gewähren (ss 58 und 60). 
Auf dem platten Land sollten Schutzjuden nur geduldet werden, 
wenn sie sich ausschließlich dem Ackerbau widmeten oder sich 
in landwirtschaftlicher Dienststellung befanden (§ 61). Fremden 
Juden sollte das Staatsbürgerrecht nur bei Anlage einer Fabrik 
oder Erwerb eines Grundstücks von 10000 Rtrn. Wert erteilt 
werden (§ 47)®). Ebenso sollten hinsichtlich der Schutzjuden 


97) Da nach einem RunderlaB des Kultusministers Frhrn. 
v. Altenstein und Schuckmanns v. 11. Nov. 1820 nur Juden mit 
Staatsbürgerrecht die Approbation als Mediziner erteilt werden 
durfte, solche in Posen aber nicht vorhanden waren, ließ ersterer 
die dortigen Atteste nur mit Gültigkeit für die Provinz ausstellen. 
Erst 1840 wollte er diese Klausel beseitigen, wozu der Minister 
des Inneren v. Rochow bemerkte, daß dadurch die von ıhm für 
die Niederlassung in einem unter Edikt von 1812 stehenden Lan- 
desteill notwendigen Naturalisationspatente nicht überflüssig 
werden dürften (an Altenstein 31. Dez.). 


#8) In ganz ähnlicher Weise wurde die Aufnahme als preuß. 
Staatsbürger ın der Regel nur fremden Juden zugestanden, die 
eine gemeinnützige Kunst oder Wissenschaft wirklich ausübten 
oder als Gewerbetreibende sich über ein Vermögen von 5 000 Rtrn. 
auswiesen. Naturalisationspatente waren ferner an unbescholtenen 
Lebenswandel und Kenntnis der deutschen Sprache gebunden (Min. 
d. Inneren Abt.l.an Reg. Bromberg 17. Maiauf Anfrage 19. Apr. 1822). 
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alle vorhandenen Lokaleinschränkungen Geltung behalten (§ 65). 
Juden aus Polen sollten nur geduldet werden zu erlaubten Handels- 
und anderen Geschäften, nachdem sie an der Grenze den Besitz 
von 100 Fl. oder von gleichwertigen Wären nachgewiesen hatten. 
Bei Durchreise war ihnen vom Grenzzollamt ein Geleitschein mit 
genauer Reiseroute auszufertigen, ohne den sie der Behandlung 
nach $ 52 verfielen. Inländische Glaubensgenossen durften sie ohne 
Anzeige bei der Behörde nicht über 24 Stunden beherbergen. Die 
höchstens 4—6 wöchigen Geleitscheine sollten neben Handels- 
geschäften auch Besuche von Verwandten oder Bädern und die 
Regelung rechtlicher Angelegenheiten ermöglichen ($ 82). Endlich 
war die Bestimmung vorgesehen, daß Juden mit Staatsbürger- 
recht aus anderen Provinzen sich bei Etablierung im Posenschen 
den hier geltenden Bestimmungen unterwerfen mußten, während 
Israeliten der Provinz in allen übrigen Landesteilen die ihren dort 
zum Staatsbürgerrecht zugelassenen Glaubensgenossen zustehenden 
Rechte genießen würden ($ 85). Bei Grundbesitz mußten sie die 
auf diesem haftenden Abgaben an christliche Kirchen und Schulen 
entrichten, Patronatsrechte über christliche Kirchen an die Pro- 
vinzialbehörden, bzw. die Bischöfe abtreten, jedoch unter Fort- 
zahlung der dafür fälligen Leistungen. Hinsichtlich der Schutzjuden 
war bestimmt: Wer ein Haus hat, darf es behalten. Mit Bewilligung 
der Regierung dürfen sie in den Städten wüste Stellen kaufen zur Be- 
bauung mit massiven Wohnhäusern. Solche Grundstücke verbleiben 
ihnen in erblichem Besitz und Eigentum. Man ersieht, daß auch libe- 
rale Männer große Zurückhaltung im Punkt der Judenfrage übten und 
daß auch Zerboni eine Verminderung in seiner Provinz begünstigte. 


Die Bromberger Regierung hatte bereits auf Er- 
fordern Hardenbergs sich am 15. April 1816 ausführlich geäußert 
und betont, da8 dem Einwandern ausländischer 
Juden streng entgegengewirkt werden müsse, da sonst eine 
Massenflucht aus Polen zu befürchten war. Kein Jude durfte 
als Inländer betrachtet werden, der nicht seit dem 1. Juni 1815 
seinen wirklichen Aufenthalt im Posenschen gehabt hatte, während 
alle später eingeschlichenen ausgewiesen werden sollten (vgl. 
$§ 31, 32 des Edikts von 1812). Ein bloßer Verwandtschafts- und 
Vermögensnachweis erschien nicht hinreichend, vielmehr sollte 
gefordert werden: 1. Qualifikation zum Staatsbürgerrecht. 2. Nach- 
weis eines Vermögens entweder durch Bau eines Hauses für 3 000 
Rtr. oder durch Urbarmachung einer wüsten Hufe. Ferner wollte 
das Kollegium die Genehmigung der Behörde bei Wohnungs- 
wechsel, Grundstückserwerb und dergl. bestehen lassen, aber die 
Beschränkung auf ein bestimmtes Revier beseitigen, da dem Isos, 
lierungsprinzip entgegengearbeitet werden mußte. 
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Um dem bestehenden Chacs ein Ende zu machen, empfahl 
das Kollegium dem Ministerium des Inneren, 
schon vor Abschluß der Gesetzesberatung 
ähnliche Grundsätze festzulegen (4. Mai 181 6). 
Es erbat die obligatorische Extrahierung von Trauscheinen, um 
eine Kontrolle gegen das Einschleichen fremder Juden zu haben. 
Auf dem Land sollte die Seßhaftmachung nur geduldet 
werden, wenn der Betreffende einem Nebengewerbe der Acker- 
wirtschaft selbst vorstehen oder ein unmittelbar zur Landwirt- 
schaft gehöriges Handwerk ergreifen wollte. Bis zur Billigung 
dieser Vorschläge wollte die Regierung sie als Richtschnur be- 
trachten. 

Auch bei den Verhandlungen mit der Regie- 
rung zu Marienwerder trat 1819 eine heillose Ver- 
wirrung in der Auffassung der gesetzlichen Grundlagen zu Tage. 
Das Kardinalprinzip von der völligen Gleichstellung im Herzog- 
tum Warschau war in der Praxis auch dort durch vielfache Sonder- 
bestimmungen bis zur Unkenntlichkeit durchlödhert worden. 


Schuckmann äußerte, daß hinsichtlich der Posener 
Juden zu bestimmen sein dürfte, es sollten alle dort bei der Publi- 
kation des Gesetzes erlaubterweise anwesenden, wenn sie sich 
binnen 6 Wochen als solche legitimierten und eintragen ließen, 
geduldet werden und ein Bürgerrecht erlangen, das durch folgende 
Anordnungen limitiert war: 1. Wer kaufmännische Rechte ge- 
nieBen oder wechselfahig sein wollte, mußte seine Bücher deutsch 
oder polnisch führen können. 2. Nur solche Juden durften fortan 
Häuser in den Städten kaufen. 3. Bestehende Privilegien de non 
tolerandis judaeis einzelner Orte bleiben bis auf weitere Bestim- 
mung in Kraft. 4. Die Juden sind von Pachtung und Erwerb von 
Rittergütern ausgeschlossen. 5. Zur Niederlassung in anderen 
Provinzen mit Genuß des Bürgerrechts sind Beherrschung der 
deutschen Schrift, 2000 Rtr. Vermögen und Genehmigung der 
Regierung erforderlich. 

Auf Grund der eingereichten Materialien entwarf zunächst 
Geh.-Rat Bernuth vom Ministerium des Inneren 1820 eine 
Fassung des Gesetzes, die in § I allen bei Erlaß der Besitznahme- 
patente (15. Mai 1815) in Posen und den 3 westpreußischen Kreisen 
wohnhaften Juden gestattete, unter Zusicherung landesherrlichen 
Schutzes für sie und ihre Familien, soweit die Kinder nicht bereits 
im Ausland etabliert waren, mit den aus der Verordnung hervor- 
gehenden Rechten und Pflichten für immer dort Aufenthalt zu 
nehmen. Hingegen sollten ($ 2) alle zu jenem Zeitpunkt ohne 
vorherige Erwerbung des Rechts auf Wohnsitz anwesenden Juden, 
bei denen nicht, wie der König nachzulassen sich bewogen be- 
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funden, vom Ministerium des Inneren auf Antrag der Regierungen 
aus besonderen Grtinden Ausnahmen stipuliert wurden, als fremde 
Juden binnen einer von der Ortspolizei zu bestimmenden, ange- 
messenen Frist mit ihren Familien das Land räumen.) Aus- 
ländische Juden sollten ($ 3) fortan, unter was für Umständen es 
auch sein mochte, zur Niederlassung nur verstattet werden, wenn 
sie sich zur Erlangung von Naturalisationsurkunden eigneten und 
(Einschaltung der späteren Fassung) Ausnahmen nur statthaft 
sein, wenn mit solchen nicht versehene (Schutzjuden) mit behörd- 
licher Genehmigung ausländische Jüdinnen heirateten. Ge- 
schützten Juden sollte nicht länger erlaubt sein, ihren Wohnort 
nach Gutdünken zu wechseln, vielmehr bloß mit Erlaubnis der 
Regierung, in deren Bezirk sie abzuwandern und ihr Gewerbe zu 
treiben beabsichtigten. Die Regierungen sollten über die ihnen 
zugehenden Niederlassungsgesuche nach eingeholtem Bericht der 
Kreis- und Ortsbehörden entscheiden, durften die Genehmigung 
aber aus erheblichen Gründen versagen, wozu besonders zu rechnen 
war: Verhütung zu starker Anhäufung der einerlei Gewerbe trei- 
benden Juden, Ausschließung von solchen Grenzorten, deren 
Lage den Schleichhandel oder die Defraudation der indirekten 
Abgaben erleichterte u. dgl. mehr, und zwar in jedem Fall unter 
Vorbehalt des Rekurses an das Ministerium des Inneren ($ 15). 


Unter gleichem Vorbehalt war die eigentümliche und erbliche 
Erwerbung und der antichretische Pfandbesitz von Immobilien 
hinfort von der Genehmigung der Regierungen abhängig, die bei 
50 Rtr. Geld- oder angemessener Gefängnisstrafe binnen 4 Wochen 
nach Kontraktabschluß eingeholt werden mußte. Nur die vor- 
handenen Grundbesitzer unter den Schutzjuden bedurften ihrer 
nicht ($ 16). Der Ankauf städtischer Grundstücke sollte Schutz- 
juden künftig nur zu ihrem und ihrer Familie eigenem Gebrauch 
nach Maßgabe des nachzuweisenden Bedarfs, der ländlicher 
aber bloß in dem Fall gestattet werden, wenn sie die Verbindlich- 
keit übernahmen, solche in eigener Person zu bewirtschaften. 
Über einen verhältnismäßigen Umfang hinaus, dessen Fest- 
setzung auf Vorschlag der Regierungen und des Ministeriums 
vorbehalten blieb, war ihnen der Ankauf nicht zu gestatten.!%0) 


9) Das Staatsministerium strich den hier eingeschalteten 
Vorbehalt des Retorsionsrechts bei abweichendem Verfahren 
in Russisch-Polen. 


100) ı. Fassung: vorausgesetzt, daß die zu erwerbenden Be- 
sitzungen nicht mehr als 4 Hufen oder 120 Magdeburger Morgen 
in sich begreifen, auch nicht mit der Propination oder Schank- 
wirtschaft verbunden sind, indem die Erteilung der Konsense 
lediglich auf ländliche Besitzungen dieser Art zu beschränken ist. 
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"Die Verpflichtung des Eigengebrauchs, bzw. der Selbstbewirt- 
schaftung sollte auf die jüdischen Erben übergehen. Waren sie 
zu deren Erfüllung nicht fähig oder gewillt, so mußten die An- 
wesen binnen einer von der Regierung anberaumten Frist ver- 
äußert werden. Bezüglich der jüdischen Erwerbern städtischer 
Häuser auferlepten oder aufzuerlegenden Abgaben zu den städ- 
tischen Känımereien mußte es bei der bisherigen Einrichtung 
bewenden.!%!) Neben die große Masse der bloß geschützten sollte 
darın eine bevorrechtete Auslese naturalisierter Juden treten, die 
in Ansehung des Grundstücksankaufs aber den gleichen Beschrän- 
kungen unterlagen und ebensowenig ohne ausdrückliche mi- 
nisterielle Genehmigung in andere Provinzen übersiedeln durf- 
ten ($ 31). Die Beurteilung der Naturalisationshewerbungen 
blieb zwar in 1. Instanz den Regierungen, in 2. dem Ministerium 
des Inneren überlassen, aber es sollte von jetzt ab kein Jude mehr 
eine Urkunde erlangen, der sich nicht durch besonders patrio- 
tischen Eifer Ansprüche erworben hatte, einer Wissenschaft oder 
freien Kunst, einem nützlichen Handwerk oder Fabrikbetrieb 
oblag oder ein ländliches Grundstück von dem Umfang besaß, 
daß es den Lebensunterhalt für eine Familie abwarf, und sich 
bei dessen Bewirtschaftung auszeichnete (§ 33). Trauscheine 
zur Heirat mit Ausländerinnen sollten nur bei 500 
Rtrn. Mitgift erteilt werden ($ 19). Fremden Israeliten 
war der Eintritt in die fraglichen Landesteile und der Aufenthalt 
daselbst nur insofern und auf so lange zu gestatten, als sie des 
einen und anderen zur Erreichung bestimmter, gesetzlich er- 
laubter Zwecke bedurften. Sowohl über diese Zwecke wie ihre 
persönlichen Verhältnisse hatten sie unmittelbar nach Betreten 
des preußischen Gebiets sich bei einer Grenzpolizeibehörde voll- 
ständig auszuweisen und darzutun, daß sie mit hinreichenden 
Geldmitteln versehen waren und dieses in ihrem Reisepaß ver- 
merken zu lassen ($ 37). Über Erfüllung dieser Bedingungen 
nicht legitimierte fremde Juden waren aufzuheben und über die 
Grenze zu schaffen, bei etwaiger Rückkehr aber nach dem A.L.R. 
(T. II. Tit. XX, §§192 ff.) 1%) zu behandeln ($ 38). Mit den ohne 
geschäftlichen Aufenthalt bloß durchreisenden Juden war nach 
den Bestimmungen der allgemeinen Fremdenpolizei zu verfahren 
($ 39). Ebenso war nach den geltenden Gewerbegesetzen zu be- 
urteilen, inwiefern ordnungsmäßig eingelassenen fremden Juden 


101) Einschaltung: Doch sollen Juden, die wüste Plätze in 
den Städten den landespolizeilichen Vorschriften gemäß bebaut 
haben, dgl. besondere Abgaben erlassen werden ($ 17). 

102) Hier war ihnen 2jährige, im 3. Fall lebenslängliche Festungs- 
haft angedroht. 
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ein Gewerbebetrieb im Land gestattet werden konnte (§ 40). Von 
Handelsgeschäften war dergleichen Juden nur der Einkauf in- 
ländischer Fabrikate und Produkte für ausländischen Debit und 
der Verschleiß der zur Einfuhr zugelassenen Importwaren, und 
zwar lediglich auf Messen und Märkten und in den Handelsplätzen, 
niemals der Hausierhandel außer der Meß- und Jahrmarktszeit 
zu erlauben. Sofern preußische Juden in fremden Staaten un- 
günstiger behandelt wurden als nach diesen Bestimmungen, sollte 
wider die jüdischen Einwohner des anderen Staats die Retorsion 
angewendet werden ($ 41). Unter keinen Umständen durften 
fremde Juden in irgend ein mit ihrer Eigenschaft als solche unver- 
trägliches Verhältnis treten, namentlich nicht als Rabbiner, Vor- 
sänger, Schulmeister und Schächter. Wer ihrer Zulassung in einer 
derartigen Eigenschaft überführt wurde, verfiel einer Geldstrafe 
von 300 Rtrn. oder entsprechender Gefängnishaft, während der 
Aufgenommene über die Grenze zurückzuschieben war. 


Bei ihrer Begutachtung des Entwurfs kam die 
RegierunglzuBromberg auf ihre früheren Bemerkungen 
zurück und hielt daran fest (Ber. 10. März 1820). Nur in einigen 
Punkten wollte sie bei den modifizierten Verhältnissen Abände- 
rungen eintreten lassen, so in Behandlung fremder Juden, wo man 
sich nach den inzwischen von den russisch-polnischen Behörden 
aufgestellten Grundsätzen richten mußte. Sie wünschte deshalb 
eine Milderung von $ 3 und eine beschränkte Zulassung fremder 
Hebräer. Bei $ 15 hielt sie ein Verziehen der Juden auf das platte 
Land für unzweckmäßig und wollte es außer in den von Zerboni 
erwähnten Fällen untersagt wissen. Zu $ 17 geht die Abänderung 
auf sie zurück, was sie des längeren mit dem Hinweis begründete, 
daß geschützte Juden sich nicht dazu eigneten, in die Reihe der 
Großgrundbesitzer zu gelangen, sich also für ihren ländlichen 
Grunderwerb die Ziehung einer Maximalgrenze gefallen lassen 
mußten. 


Die Marienwerdersche Regierung wollte den 
Schutzjuden die Ausübung ihrer Rechte überall gestatten, nicht 
bloß in den ehemals Warschauer Gebieten, um diese zu entlasten 
und aus Gerechtigkeit (Ber. 15. Mai 1820). Der Justizmi- 
nister v. Kircheisen verwies wie die Bromberger Be- 
hörde auf die große Schwierigkeit, der die Durchführung von 
$ 2 begegnen dürfte, da die Nachbarstaaten die Aufnahme der 
hiernach mit ihren Familien fortzuweisenden Individuen ver- 
weigern würden (Votum 15. August 1821). Das Finanz- 
ministerium fand den $ I zu hart und im Widerspruch mit 
dem Grundsatz, daß kein Gesetz rückwirkende Kraft haben sollte, 
Ferner wollte es den Juden anderer preußischer Provinzen durch- 
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weg die Niederlassung im Großherzogtum untersagen, da dort 
schon Überfüllung herrschte. Es war auch unbedingt dagegen, 
daß nach $ 16 Juden zum Erwerb von Grundbesitz die Geneh- 
migung der Regierung nachsuchen sollten, da ein solcher erleichtert, 
nicht erschwert werden mußte (Vot. 24. Oktober 1821). Der 
Ministerfür Handelund Gewerbe, Graf Bülow, 
endlich verwarf die in $ 2 vorgeschriebene Anweisung gleichfalls 
als zu brutal und undurchführbar und hielt den in $ 19 bei Heirat 
mit Ausländerinnen verlangten Nachweis eines Heiratsguts von 
500 Rtrn. für unschicklich (Vot. 11. Dezember 1821). 


Bei der endlichen Beratung des Staatsministe- 
riumsam13. Februar 1822 führte Bernuth als Referent 
aus, daß allen bei Verkündung der Besitznahmepatente in den 
herzogl. Warschauer Landesteilen mit gesetzlichem Wohnsitz 
ausgestatteten Juden nebst ihren Angehörigen unter Zusicherung 
landesherrlichen Schutzes der Aufenthalt dort für immer ge- 
stattet worden war. Ohne Genehmigung der Regierung war es 
den geschützten aber nicht erlaubt, den Wohnort zu verändern 
und Grundstücke zu erwerben oder in antichretischen Pfand- 
besitz zu nehmen. In welchen Fällen das eine oder andere versagt 
werden konnte, war mit Rücksicht auf das allgemeine Beste zu 
bestimmen, wobei die Absicht vorwaltete, der übermäßigen An- 
häufung in solchen Orten und Gegenden, wo sie nachteilig werden 
würden, vorzubeugen und die Grundstückserwerbung nicht anders 
zu gestatten als behufs eigener Benutzung und unter der Ver- 
pflichtung, ländliche, überdies an einen Maximalumfang gebundene 
Stellen persönlich zu bewirtschaften. 


Da das Plenum die Übertragung des Edikts von 1812 
gleichfalls verwarf, trat es in die Beratung des Bernutlischen Ent- 
wurfs ein und fand ihn im ganzen angemessen. Im ein- 
zelnen ließ sich gegen die Fortweisung aller im Mai 1815 noch 
nicht mit gesetzlichem Wohnsitz ausgestatteten Juden und ihrer 
Familien jedoch in der Tat einwenden, daß dadurch dem Gesetz 
gewissermaßen rückwirkende Kraft beigelegt wurde, die Bestim- 
mung zudem unausführbar war, wenn die Heimatländer die Auf- 
nahme verweigerten und nachteilige Vergeltungsmaßnahmen zu 
besorgen standen und endlich der Begriff des gesetzlichen Wohn- 
sitzes schwer normiert werden konnte, weshalb es vorzuziehen 
war, als Stichternin die Verkündung der neuen Verordnung an- 
zunehmen. Nach Bernuths Angabe war die Bestimmung haupt- 
sächlich deshalb vorgeschlagen, weil man in dem fast allein als 
mitkonkurrierender Staat in Frage kommenden Königreich Polen 
mit derselben Maßregel vorgegangen war, so daß Preußen sich 
im Fall der Notwehr befand und die Retorsion geltend machen 
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muBte. Auch hatte das Ministerium des Inneren seit der Besitz- 
nahme in der Regel eine Einwanderung fremder Juden tiberhaupt 
nicht zugegeben und deshalb konnte es sich nur um wenige Falle 
handeln. Unter diesen Umstanden fand es das Staatsministerium 
für gut, $ 1 beizubehalten und nur statt gesetzlichem einfach 
Wohnsitz zu schreiben, bei $ 2 aber zur Vermeidung jeder Härte 
einzuschalten, daß es dem Ministerium auf Antrag der Regie- 
rungen freistehen sollte, in Sonderfällen Ausnahmen zu dulden. 
Die in $ 15 beabsichtigte Einschnürung der Schutzjuden bei Wohn- 
ortsveränderungen wurde aus den im Entwurf angeführten Motiven 
um so mehr gewünscht, als der Vorbehalt des Rekurses an das 
Ministerium bei Nichtgestattung unschädlicher Umzüge seitens 
der Regierungen als hinreichender Schutz gegen unnötige Frei- 
heitsbeschränkung betrachtet wurde. Bezüglich des Grund- und 
antichretischen Pfandbesitzes von Grundstücken seitens bloßer 
Schutzjuden (§§ 16/17) erforderte es das Staatsinteresse unstreitig, 
den Alttestamentariern so weit irgend möglich einen Antrieb zu 
geben, sich der Landwirtschaft zu widmen, zu der sich gegenwärtig 
bei ihnen viel weniger Neigung äußerte als zu dem mit geringerer 
Anstrengung reicheren Gewinn bringenden Handelsverkehr. Aus 
diesem Gesichtspunkt erschien jede Erschwerung beim Grund- 
stücksankauf zweckwidrig. Allein aus der Fassung des Entwurfs 
wurde klar, daß die vorgesehenen Einschränkungen nur den 
wucherischen Grundstückshandel verhüten sollten, der für die 
Juden der alten Provinzen nach leidigen Erfahrungen längst ein 
sehr beliebtes Bereicherungsmittel geworden war. Das Kollegium 
fand die 2 Paragraphen daher ein durch die Umstände völlig ge-- 
rechtfertigtes und i. g. angemessenes Palliativ, wobei nur bemerkt 
wurde, daß der Erwerb städtischer Grundstücke zum Eigen- 
gebrauch, um den Erfolg desto besser zu sichern, nur „nach Maß- 
gabe des nachzuweisenden Bedarfs‘ zu gestatten und zur Ver- 
hütung möglicher Mißdeutungen bei ländlichen Stellen klarer: 
„solche in eigener Person zu bewirtschaften“ zu setzen war. Bei 
$ 17 wurde erwogen, daß, wenn es auch im Staatsinteresse lag, 
die Juden durch wirksame Reizmittel zur Landeskultur heran- 
zuziehen, dagegen doch ihre in neuerer Zeit vielfach bemerkbare 
Neigung, sich in den Besitz eines größeren Grundeigentums und 
sogar ganzer Landgüter zu setzen, keine Begünstigung verdiene. 
Der Übergang von Landgütern in jüdische Hände führte selbst 
bei Besitz des Staatsbürgerrechts mancherlei Inkonvenienzen 
herbei. Deshalb mußte die Zulassung bloß geschützter Juden 
zum Besitz solcher Güter um so mehr und vorzüglich mit Rück- 
sicht auf die eventuelle Teilnahme der Gutsbesitzer an der Landes- 
repräsentation höchst bedenklich befunden werden und es fehlte 
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nicht an Gründen, um jüdische Landwirte überhaupt am Heraus- 
wachsen aus dem eigentlichen Bauernstand zu hindern. Aus diesen 
Betrachtungen stimmte das Staatsministerium dafür, die Fest- 
setzung des Maximums der zum Kauf frei zu gebenden Besitzungen 
noch vorzubehalten und zur Vermeidung von Fehlgriffen vorab 
die Gutachten der Regierungen zu hören. Wegen der mit Natura- 
lisationspatenten zu versehenden Israeliten wurde es in mehr- 
facher Hinsicht für bedenklich erachtet, ihnen alle damit nach 
Edikt von 1812 verknüpften Rechte einzuräumen. Man glaubte 
Anstand nehmen zu müssen, naturalisierten Juden der Warschauer 
Landesteile die Freiheit zuzugestehen, im ganzen Umfang der 
Monarchie ihren bleibenden Aufenthalt nach Belieben zu wählen, 
da dies die mit Judenfamilien bereits mehr als hinlänglich ver- 
sehenen alten Lande der Gefahr aussetzen würde, aus dem Osten 
„mit Juden völlig tiberschwemmt zu werden“. Gegen die bloß 
polizeilichen Bestimmungen wegen des vorübergehenden Auf- 
enthalts fremder Juden in $ 37 ff. wurden Einwendungen nicht 
erhoben. Endlich beschloB die Versammlung, den nach ihren 
Wünschen abgeänderten Entwurf mit dem Antrag auf Über- 
weisung an den Staatsrat dem König zugehen zu lassen 
(Immed.-Ber. 29. März 1822). Hierbei wurde noch besonders 
die Absicht betont, Schutzjuden die Niederlassung in anderen 
Provinzen gar nicht, naturalisierten nicht ohne ausdrückliche 
Billigung des Ministeriums zu erlauben. 


Die Abteilungen des Staatsratsfür das In- 
nere, HandelundGewerbe, Justizund Finanzen 
übten in ihrem gemeinsamen Gutachten vom 23. Dez. 
1823 an dem Bernuthschen Entwurf und den Abänderungs- 
vorschlägen des Staatsministeriums außerordentlich scharfe Kritik. 
Sie verwarfen die ganze Basis des Gesetzes, das eigentliche Unter- 
scheidungsmerkmal von der südpreußischen Verordnung, die Ein- 
teilung in 2 Kategorien, überhaupt und die Notwendigkeit eines 
Sonderedikts für Posen im einzelnen, erstrebten vielmehr eıne 
Reform für den Gesamtstaat. Sie fanden die bloße Wiederholung 
der früheren Bestimmungen für die Masse der Schutzjuden nicht 
zweckmäßig, denn ,,MaBregeln von dieser Art bringen, wie jedes 
Gefühl der Unterdrückung, Widerstand hervor, erschweren den 
Übergang der Juden zum Christentum, dem einzigen Mittel, dem 
Judentum ein Ende zu machen, und stempeln die Juden zu hart- 
näckigen Märtyrern ihres Glaubens“. Zu diesen lästigen Be- 
schränkungen gehörte: Besondere Genehmigung für Veränderung 
des Wohnsitzes, wobei die Entscheidung nicht von gesetzlichen 
Bestimmungen, sondern dem Gutdünken der Behörden abhing, 
die Beschränkung bei Grundstücksankauf usw. Die den naturali- 
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sierten Juden eingeräumten Vorteile wie die Erlaubnis zur will- 
kürlichen Niederlassung in der Provinz und zum Erwerb städ- 
tischer Grundstücke ohne Konsens, daneben Verpflichtung zum 
Militärdienst, Befreiung von Darlehnsformalitäten, von der Kon- 
senseinholung bei Anfang eines Gewerbebetriebs, Erlaubnis zum 
Hausieren und Branntweinschänken, Fortfall von Trauschein 
und Vermögensnachweis und 25-jähriger Altersgrenze bei Heiraten 
schienen ihnen nicht zu genügen, um den Schutzjuden einen wesent- 
lichen Anreiz zu verleihen, sich des Aufstiegs in die 1. Klasse 
würdig zu machen. Außerdem war nach Ansicht der Bericht- 
erstatter ,,der Jude als solcher, in Hinsicht dieser 8 Punkte keinen 
anderen Beschränkungen zu unterwerfen als andere, christliche 
Einwohner des Staats, indem alle diese Beschränkungen sich 
durch die Erfahrung von Jahrhunderten völlig erfolglos erwiesen 
haben", schon dadurch also die den naturalisierten Juden zuge- 
dachten Begünstigungen wegfielen. Für die Eventualität, daß 
das Plenum des Staatsrats sich aber doch für ein Spezialgesetz 
erklären sollte, unterzogen sie den Entwurf ihrer Beratung. Hierbei 
wurde gegen I Stimme $ 1 dahin gemildert, daß als Stichtag die 
Veröffentlichung des künftigen Gesetzes dienen sollte. Weiter 
herrschte einstimmig die Meinung, daß den Juden bei Wohnsitz- 
veränderungen keine anderen Bestimmungen aufzuerlegen seien 
als den Christen. Ebenso wurde die Bedingung der persönlichen 
Benutzung oder Bewirtschaftung beim Grundstückserwerb und 
die Beschränkung des Umfangs ländlicher Stellen gestrichen. 
Sollte das Plenum an letzterer festhalten, dann wurde die bestimmte 
Abgrenzung im Gesetz an Stelle der vorbehaltlichen Regelung 
gefordert (8815/17). Auch der Text des Edikts wurde wesentlich 
vereinfacht und in. eine sehr viel knappere, nur 25 Paragraphen 
umfassende Form gegossen, dabei allerdings $ 15 dem Wunsch 
der Minderheit gemäß noch aufgenommen. Da dann auch die 
Vollversammlung des Staatsrats sich gegen eine 
Sonderbestimmung für Posen aussprach und der König seinen 
EntschluB von der Anhörung der künftigen Provinzialstände 
abhängig machen wollte, wurde die Reform überhaupt um eine 
Reihe von Jahren verzögert. Der Posener Provinzial- 
landtag schlug bei seiner Beratung 1827 dann vor, aus der 
Provinz gebürtigen Juden, die diese verlassen hatten, die Wohl- 
taten des künftigen Gesetzes zu verschließen, dagegen alle bei 
seiner Publikation im Großherzogtum wohnhaften seinen Be- 
stimmungen zu unterwerfen und alle übrigen als Fremde zu be- 
trachten, hinsichtlich deren es bei den geltenden Gesetzen ver- 
bleiben sollte. Der Betrieb des Ackerbaus und der Ankauf länd- 
lichen und städtischen Grundbesitzes war ihnen frei zu geben mit 


——, —_ 


der Einschränkung, daß sie Ackerbau nach 3 Jahren nur mit 
jüdischem Gesinde treiben durften, doch, wenn dieses geschah, 
die Grundsteuer für die Zwischenzeit zurückerhalten sollten, und 
ferner die auf den von ihnen erworbenen städtischen Häusern 
ruhenden Grundzinssteuern und Beiträge für christliche An- 
stalten hypothekarisch eingetragen wurden. Wo Judenquartiere 
bestanden, sollten sie außerhalb dieser nur mit Einwilligung von 
2/, der Bürger, bzw. des Dominiums und der Regierung sich an- 
siedeln und unter gleicher Voraussetzung den Wohnort wechseln 
dürfen. Weniger als 2 Stuben sollte keine jüdische Familie be- 
wohnen und weiter jeder jüdische Hausbesitzer zur Benutzung 
seines eigenen Hauses verbunden sein. Die Konzession zum Ankauf 
von Grundeigentum sollte der Regierung nach vorheriger An- 
hörung der Dominien und Kommunen vorbehalten bleiben. 


Alsdann blieb die Sache Jahre hindurch liegen und wurde erst 
durch Schuckmanns Nachfolger Frhrn.v. Brenn mit Unterstützung 
des Oberprasidenten Flottwell so energisch wieder aufgenommen, 
daß durch die als transitorisch gedachte Verordnung vom 
l. Juni 1833 ein vorläufiger Abschluß erreicht wurde, der dann 
doch wieder auf die Zweiteilung in naturalisierte und nicht naturali- 
sierte Juden zurückkam. Bald darauf setzten indessen neue Er- 
wägungen zur einheitlichen Regelung in ganz Preußen ein, die 
schließlich in das Gesetzvom23. Juli 1847 ausmündeten, 
das aber in Posen keine Geltung erlangte. Nur den naturalisierten 
Juden wurden die darin ausgesprochenen Vergünstigungen gewährt, 


Bei den Vorbereitungen von 1833 stellte das 
Staatsministerium neben einigen anderen Abände- 
rungen dem König auch anheim, naturalisierten Juden zwar die 
Verlegung ihres Wohnsitzes in eine andere Provinz, jedoch nur 
‚mit Erlaubnis des Ministeriums des Inneren und der Polizei zu 
gestatten (Immed.-Ber. 12. März). Friedrich Wilhelms III. treuer 
Ratgebet, Geh. Rat v. Stägemann wünschte bei diesem Para- 
graphen die Provinzen, wo die Aufnahme nicht zulässig sein dürfte, 
von dieser ministeriellen Befugnis auszuschließen oder den Minister 
noch mit allerhöchster Anweisung zu versehen, daB er 
seine Konzessionen auf diese Gebiete nicht erstrecken dürfe. 
Überhaupt schien es ihm eines kgl. Befehls zu bedürfen, daß hierbei 
mit Maß und unter Berücksichtigung der Ortsverhältnisse ver- 
fahren werden sollte. Dieser Anregung entsprechend erklärte 
die Ordre vom 17. März, daß der König in bezug auf die Ein- 
wanderung in fremde Provinzen den Minister noch besonders 
anweisen werde, von seiner Autorität gemäßigten Gebrauch zu 
machen und die Aufnahme beschränkende Sonderbestimmungen 
zu achten. 
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Bei den Erörterungen der 40er Jahre entwarfen 
die Geheimräte v. Ladenberg und Mathis für die Mini- 
sterien des Kultus und des Inneren eine orientierende Denk- 
schrift, deren historische Einleitung schilderte, wie an Stelle 
der Einheit 1815 eine Buntheit getreten war. Nun fürchteten 
Gegenden mit schwacher jüdischer Bevölkerung unwillkommenen 
Zuzug; manche Städte versuchten ihre Privilegien gegen die Auf- 
nahme geltend zu machen. 1818 hatte der König den Grundsatz 
aufgestellt, daß den Juden der Umzug in einen Landesteil mit 
abweichender Verfassung nur mit ministerieller Genehmigung zu 
gestatten sei (Ordre vom 18. Februar). Das Gesetz über 
die Aufnahme neu anziehender Personen vom 31. Dezember 1842 
(Ges.-Samml. 1843, S. 5 ff) änderte nichts an der Beschränkung 
der Juden in der Wahl ihres Aufenthalts ($ 13) und trotz $ 12 des 
allgemeinen PaBedikts vom 22. Juni 1817 (Ges.-Samml. S. 152) 
mußten sie zu Reisen in der Monarchie stets einen Paß bei sich 
führen. Ferner waren durch Kabinettsordres vom 25. Januar 
und 9. August 1845 die Ministerien des Kultus und des Inneren 
ermächtigt worden, die staatliche Genehmigung zur Erwerbung 
der für Kultuszwecke erforderlichen Gebäude und Grundstücke 
zwar zu erteilen und die Ordre vom 13. März 1846 legte ihnen 
die gleiche Befugnis hinsichtlich der jüdischen Schulen bei, allein 
nur, wenn geeignete Lokalitäten nicht mietsweise zu beschaffen waren. 


Es lebten in der Provinz Posen 14542 Juden mit und 65 033 
ohne Naturalisationspatent, im ganzen 79575, davon wegen der 
im Gesetz von 1833 enthaltenen Beschränkungen nur 3 607 auf 
dem Land; 74316 waren in 109 Städten mit mehr als 100 jü- 
dischen Einwohnern seßhaft, so daß 5 259 auf noch kleinere Ge- 
meinden oder bloße Streusiedelung entfielen. In Gemeinden mit 
über 100 Köpfen lebten also von 1000 Juden 934 gegen 705 in 
ganz Preußen. Abwanderung hatte fast nur von naturalisierten 
Israeliten stattgefunden, bis Ende 1842 in 612 Fällen. Die Brom- 
berger Regierung hob in ihrem Gutachten hervor, daß die Juden 
sich vorzugsweise an Orten mit polnischer Bevölkerung nieder- 
ließen und dort durch ihren Gewerbebetrieb auf Moral und Ver- 
mögensverhältnisse der bäuerlichen Einsassen nachteilig bis zur 
allmählichen Verarmung einwirkten. 


Jedenfalls herrschte aber unter allen Instanzen darin Einig- 
keit, daß das Gesetz von 1833 wohltätigen Einfluß geübt habe. 
Um festzustellen, durch welche Abänderungen desselben der Zu- 
stand der Juden zu verbessern und ihre Gleichsetzung mit den 
übrigen Provinzen vorzubereiten sei, war unter Vorsitz des Ober- 
präsidenten v. Beurniann eine Kommission zusammengetreten, 
die aber nur einige Modifikationen empfahl unter Beibehaltung 
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des Gesetzes im ganzen. So sollte nach § 47 des Neuentwurfs als 
Naturalisationsbedingung an Stelle des Aufenthalts in der Provinz 
seit 1815 jetzt die eines festen Wohnsitzes daselbst treten, ebenso 
nach § 57 den fortan mit den Juden anderer Landesteile gleich- 
gestellten, d. h. naturalisierten Posener Juden der Unizug ohne 
die Beschränkungen nach $ 20 des Gesetzes von 1833 gestattet 
werden. 

Brenns Nachfolger, v. Rochow, forderte damals auch von 
den Regierungen und dem Berliner Polizeipräsidium Äußerungen 
über die Militärpflicht, die Wohnsitzveränderung, Erwerb und 
Pacht von Grundstücken usw. ein (Runderlaß 1. April 1842). 
Bei den bisherigen Verhandlungen hatten sich namentlich in der 
wichtigen Frage der Freizügigkeit innerhalb der preu- 
Bischen Provinzen große Meinungsverschiedenheiten herausgestellt. 
Eine unbedingte Freiheit wurde selbst von den Verteidigern der 
Emanzipation für bedenklich gehalten. Auch war darauf ange- 
tragen worden, die mosaischen Glaubensgenossen von der Nieder- 
lassung auf dem Land ganz auszuschließen und ihnen nach An- 
leitung der Verordnung von 1833, dem Dekret vom 17. März 1808 
und der Kabinettsordre vom 20. September 1836 hier nur Auf- 
nahme zu gestatten, wenn I. ein Jude ein Rittergut erwarb; 
2. eine bäuerliche Stelle zur Bewirtschaftung mit jüdischem Ge- 
sinde übernahm; 3. auf den Nachweis gemeinnütziger Anlagen 
hin die ministerielle Konzession erlangte. Die Regierungen sollten 
sich über die wahrscheinlichen Folgen dieser Vorschläge äußern. 
Im allgemeinen waren in den 40er Jahren die Zentral- 
behörden doch zu der Meinung gelangt, daB man 
der Übersiedelung inandere Provinzenkeine 
Hindernisse mehr bereiten dürfe. Am 20. Januar 
1843 erklärte das Ministerium des Inneren Abt. I der Regierung 
zu Marienwerder, daß Juden, die außer Unbescholtenheit, zu- 
reichendem Vermögen zur Begründung eines Geschäfts und der 
erforderlichen Bildung auch die Bereitwilligkeit der Behörde des 
Niederlassungsorts zu ihrer Aufnahme nachwiesen, die Erlaubnis 
zum Umzug in einen anderen Distrikt des Inlands mit abweichender 
Gesetzgebung niemals versagt werden dürfe und ihnen, wenn sie 
sich nach den alten Landesteilen wenden wollten, das Naturali- 
sationspatent ohne Schwierigkeit bewilligt werden müsse, 


Friedrich Wilhelm IV. erlaubte aber dem von der Herzogin 
zu Dessau empfohlenen Lehrer Moritz Wolfssohn die Niederlassung 
im Posenschen nur ohne Ausstellung eines solchen (Kab.-Ordre 
an den Minister des Inneren, Grafen Arnim, 6. März 1843). 


Innerhalb dieses lockeren Rahmens spielten sich die Vor- 
gangein der Provinz Posen ab. 
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Über de Abwanderung indie alten Provinzen 
kam es schon im Juni 1815 zu einer Auseinandersetzung mit dem 
Berliner Polizeiprasidenten Le Coq. Auf ein Gesuch aus Czarni- 
kau klagte Schuckmann (an Hardenberg 7. Mai 1822), die Ein- 
wanderungssucht nach Berlin habe so um sich gegriffen, daB bet 
ihm fast taglich Bittschriften einliefen, denen er aber nur aus- 
nahmisweise statt gäbe, weil die Leute bloß durch die Hoffnung 
auf groBen Gewinn im Zwischenhandel angelockt wiirden. 


Durch Ministerialreskript vom 17. Mai 1820 
und entsprechende Verordnung der Regierung zu Posen vom 
14. Juni wurde dann die Auswanderung jüdischer 
UntertanennachGegendenmit abweichender 
Verfassung radikal verboten. Da zudem Israe- 
liten ohne Staatsbürgerrecht in den alten Provinzen nicht ge- 
duldet wurden, mußten sie durchweg zurückgeschickt werden 
und lasteten schwer auf dem Posener Lande. Einem Goldberg 
wurde das erbetene Staatsbürgerrecht einfach versagt, nachdem 
die Regierung I zu Bromberg umständlich die Verhältnisse der aus 
der Provinz abwandernden Juden geschildert hatte. Andererseits 
wurden damals und dann wiederholt durch Reskript an die Re- 
gierung zu Königsberg vom 28. November 1838 neu erwor- 
bene Gebiete mit gesonderter Verfassung 
ebenfalls für geschlossen erklärt, also eine Einwanderung in diese 
auch an die Genehmiguug des Ministers geknüpft. Allerdings 
wurde diese nach eingeholter Erkundigung oft erteilt und nur, 
wenn die Ortsbehörden Einwendungen erhoben, in der Regel 
versagt (Beispiele R. 77. 30. 75 Spec. Pos. 9, Bd. I). Aber noch 
im Februar 1821 verwarf Hardenberg das Gesuch eines Herrmann 
um Verleihung des Bürgerrechts mit der Begründung, daß unab- 
änderlich nach kgl. Bestimmung den 1812 zum Staatsbürgerrecht 
angenommenen Alttestamentariern die Übersiedelung in neue 
Provinzen nicht vor der dortigen Regulierung ihrer Verhältnisse 
gestattet werden sollte. Andererseits dekretierte Schuckmann 
am 2. April 1822 an die Regierung !. zu Bromberg, daß seine 
Verfügung vom 17. Mai 1820 die Befugnis des Ministeriums nicht 
ausschlösse, einzelnen geeigneten Juden der neuen Landesteile 
zur Niederlassung in den alten das Bürgerrecht zu verleihen. 

Auch nach dem Gesetz von 1833 ($ 29 d) mußten Übersie- 
delungsanträge in die alten Landesteile dem Minister des Inneren 
vorgelegt werden, der nach wie vor die Vergebung des Staats- 
bürgerrechts an Posener Israeliten möglichst zu erschweren 
wünschte, ohne Merkmale anzuführen, die ein Gesuch rechtfertigen 
konnten. Die Regierung lehnte darum alle Eingaben ab, so weit 
sie nicht besonders motiviert waren, und überließ es den Bitt- 
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stellern, sich unmittelbar an Rochow zu wenden (an Flottwell 
16. September 1838). Dieser erteilte seine Zustimmung nur, wenn 
die Ortsbehörden mit der Niederlassung einverstanden waren, 
wie andererseits schon eine KabinettsordreanSchuck- 
mann vom ll. August 1824 verfügt hatte, daß wenn 
er die Zubilligung von Naturalisationspatenten in Einzelfällen für 
unzweckmäßig halte, er die Einwanderung von Ju- 
den in Städte außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Edikts von 1812, also auch nach 
Posen, bloß mit Zustimmung der Ortsbe- 
hörden gestatten solle. Ebenso gingen auch jetzt noch 
Juden der alten Provinzen bei ihren Umzug nach Posen der Rechte 
von 1812 verlustig.1®) 

Fernere Kontroversenin der Freizügigkeits- 
frage waren daher unvermeidlich. Am 8. Februar 1837 stellte 
Rochow dem Monarchen vor, daß er nach $ 20d mit gewissen 
Beschränkungen den Posener Juden die Niederlassung in den 
dem Edikt von 1812 unterworfenen und den übrigen neuen Ge- 
bieten gestattet habe. Eine Abwanderung aus dem Großherzog- 
tum fand er an sich erwünscht, wollte sie aber nicht bloß nach 
den alten Provinzen lenken, um deren Benachteiligung zu ver- 
meiden. Außerdem mußte an der Zustimmung der Stadtbehörden 
festgehalten werden, da eine Begünstigung der Posener Juden 
gegenüber den 1812 naturalisierten durch Fortfall dieser Klausel 
offenbar unbillig war, ebenso eine Belastung der alten Provinzen 
gegenüber den neuen, besonders, falls letzteren gestattet wurde, 
Israeliten der alten Landesteile abzuwehren, nicht aber umge- 
kehrt. Andererseits sollte man den Juden Gelegenheit geben, 
sich allenthalben ehrlichen Erwerb zu verschaffen. Nach den 
bestehenden Vorschriften durften sie sich doch nur innerhalb der 
Landesteile mit gleicher Gesetzgebung frei bewegen und die Um- 
zugskonzession war wirkungslos, so lange den Städten auf beiden 
Seiten ein unbedingtes Widerspruchsrecht verblieb. Ferner er- 
forderte die ministerielle Entscheidung eine weitläufige und Kost- 
spielige Schreiberei durch alle Instanzen. Dem konnte vorgebeugt 
werden, wenn man in allen unbedenklichen Fällen die unteren und 
mittleren Behörden selbständig stellte, was durch eine kgl. Be- 
stimmung zu erreichen war, daß sämtliche Regierungen befugt 


103) Als Beweis für den in Posen waltenden Wunsch nach Er- 
leichterung der Emigration dienen auch die 1831 dem König 
vom Gutsbesitzer v. Gersdorff-Nowydwör eingereichten Reform- 
vorschläge, mit denen Flottwell ‚in den Hauptansichten ganz 
übereinstimmte‘“ und die zur Kultivierung der Juden ihnen schon 
jetzt den Abzug gestatten wollten (Marg. zu Lottums Schreiben 
vom 25. Nov.). 
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sein sollten, die Ansiedelung inlandischer Juden auch aus Provinzen 
mit abweichender Gesetzgebung zu gestatten. Nur wo das Gut- 
achten der Ortsbehörde erforderlich war und widersprechend 
lautete, mußte die Entscheidung dem Ministerium übertragen 
werden. 


Stägemann vermerkte zu diesem Antrag, daß der Mi- 
nister die Übersiedelung der Posener Juden in der Regel ver- 
weigern sollte und das Recht hierzu einfachheitshalber den Regie- 
rungen übertragen werden konnte. Dadurch wurde zwar die in 
den Anfängen befindliche und seit einigen Monaten dem Mini- 
sterium des Inneren vorliegende Reform zur Vereinheitlichung des 
Judenwesens der Gesamtmonarchie verzögert, aber dieser Übel- 
stand war unabänderlich, da der König die Verbreitung der Juden 
nicht zulässig fand. Im Anschluß hieran verfügte eine Ordre 
an Rochowvom 18. Februar 1837, daß er auf baldige 
Beendigung der Verhandlungen des Staatsministeriums über das 
Judenwesen hinzuwirken habe, im übrigen aber die Verwei- 
gerung der Umsiedelungsgenehmigung für 
Posener Juden als Regel auffassen müsse und daher 
die meisten Gesuche von den Regierungen erledigt, nur Ausnahme- 
fälle vor den Minister gebracht werden sollten. Diese ihm unbe- 
queme Entscheidung versuchte Rochow durch nochmaligen 
Bericht vom 6. März abzuschwächen. Er berief sich darauf, daß 
die für Posener Verwaltungsangelegenheiten seiner Zeit eingesetzte 
Immediatkommission 1%) in ihrer Denkschrift zum Gesetz von 
1833 geäußert hatte, die Abwanderung der Juden könne nicht 
bedrohlich sein, zumal gerade die wohlhabendsten wegziehen 
würden, und man sie in den anderen Provinzen nicht merken 
werde. Erst das Staatsministerium glaubte an der ministeriellen 
Genehmigung festhalten zu müssen, von der der König maßvollen 
Gebrauch gemacht zu sehen wünschte (vgl. S. 134). Als sich dann 
eine beträchtliche Zahl Auswanderungslustiger meldete, hatte 
Rochow den Regierungen Grundsätze vorgeschrieben, nach denen 
sie sich richten sollten. Dadurch wurde gewährleistet, daß nur 
anständige Elemente abwandern durften. Man mußte beachten, 
daß es den Juden in der im Verkehrsleben noch sehr rückständigen 
Provinz Posen an hinreichender Erwerbsgelegenheit mangelte, 
so daß sie zu ganz eigentümlichen Geschäften greifen mußten, 
wie dem des Faktors. Manche freilich schlossen sich auch zu 
Diebesbanden zusammen. Nachdem der Minister nun ersehen 
hatte, daß die von ihm gleichfalls für wünschenswert gehaltene 


104) Im Winter 1832/33. Sie bestand aus dem regsameren Teil 
der Minister, dem kommandierenden General v. Grolman und 
Flottwell; vgl. S. 58. 


140 


Öffnung eines Abzugsventils nicht der Meinung des Königs ent- 
sprach, bat er um bestimmte Vorschriften darüber, wann er in 
Zukunft ausnahmsweise den Konsens erteilen dürfe? Insbesondere 
wünschte er den ein Handwerk, eine Kunst oder Wissenschaft, 
eine Fabrik oder Ackerbau treibenden Juden die Niederlassung 
anderwärts zu gestatten. Er hatte bei Handelsbeflissenen das 
erforderliche Vermögen nur auf 2000 Rtr. angenommen, sah aber, 
falls der Betrag dein Herrscher zu unbedeutend erschien, der 
Festsetzung einer anderen Minimalsumme entgegen. Die nun- 
mehrige Neuregelung gedachte er durch die Amtsblatter zu ver- 
öffentlichen, denn eine gesetzliche Reform war nicht lohnend, 
Die Edikte von 1812 und 1833 genügten vorläufig, da in dem 
Rest der Monarchie nur 10—11 000 Juden wohnten. Trotzdem 
hatte Rochow, weil die Angelegenheit in der Presse viel Staub 
aufwirbelte und der Zustand in den alten und Warschauer Landes- 
teilen oft klaglich war, nachdem der von Brenn vorgelegte Entwurf 
einer allgemeinen Judenordnung allseitigren Widerspruch ge- 
funden hatte, eine neue Fassung fertigen lassen und dem Staats- 
ministerium unterbreitet. 

Nachdem Stagemann ausgeführt hatte, daB Rochows Antrag 
eigentlich auf Zurücknahme der Ordre vom 18. Februar 
hinauslief, bestimmte Friedrich Wilhelm am 15. 
April, daß es bei dieser verbleiben müsse und 
Rochow sie sinngemäß und verständig anzuwenden habe, um 
einer zu großen Verbreitung der Posener Juden vorzubeugen. 
Die Gesamtreform durfte sich aber nicht bloß auf die von den 
Gesetzen von 1812 und 1833 betroffenen Provinzen beschränken, 
da unter Aufrechterhaltung der in $ 16 der deutschen Bundesakte, 
die jede Beeinträchtigung der Juden in schon erworbenen Rechten 
ausschloß, auch in den Provinzen, auf die sich diese Übereinkunft 
bezog, manche Reformen im öffentlichen Interesse und onne 
Erschwerung des gegenwärtigen Zustandes der Juden stattfinden 
konnten. Unter diesem Gesichtspunkt sollte Rochow die Sache 
beschleunigen.!%) 

Man ersieht hier einen klaffenden Wiederspruch zwischen 
der Auffassung der Posener Regierung in ihrem Bericht an 
Flottwell vom 16. September 1838 und den Darlegungen Rochows 
selbst. Sonach brachte auch inder Frage der Nieder- 


105) Hiernach ErlaB Rochows an Flottwell 22. Apr. 1837 mit 
dem Hinweis, daß die zum Umzug in andere Gebiete erforder- 
lichen Bedingungen zwar erfüllt werden müßten, ihre Erfüllung 
an sich aber noch ,,keineswegs die Gewißheit gewähre, daß des- 
halb die Niederlassung werde gestattet werden‘; wie alle Er- 
lasse betr. das Posener Judentum von 1833 — 1843 gedruckt bei 
Kletke, S. 70 f. 
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lassung auBerhalb Posenserst die Verordnung 
von 1847 und bald darauf die Revolution eine einheit- 
liche Regelung. 


Ein bei allen Umsiedelungsfragen, auch solchen innerhalb 
der Provinz, zu berücksichtigendes Moment war die Abfin- 
dung der alten Korporation des Wanderlustigen.1) 
Um deren Schädigung zu verhüten, schrieb jener $ 20 d auch vor, 
daß die Betreffenden sich bei der Übersiedelung über ihren Anteil 
an den Verbindlichkeiten mit der bisherigen Körperschaft einigen 
oder die Entscheidung der Regierungen anrufen mußten. Zur 
Ausführung erließ Rochow am 8. Mai 1837 ein Regulativ (Kletke 
73), gegen das die Posener Regierung aber bemerklich machte, 
daß es auch noch nicht genüge, denn während die Gemeinden 
zur Überlastung der Abziehenden neigten, war eine genaue Er-' 
mittelung ihrer Vermögenslage äußerst schwierig, weil die Juden 
große Scheu vor dem Eid hegten und anstatt ıhre Verhältnisse 
offen darzulegen, lieber ihr Glück mit Beschwerden bei den Kor- 
porationsvorständen, Behörden usw. versuchten. Man war, da 
häufig keine direkten Abgaben gezahlt wurden, auf Schätzungen 
der Nachbarn angewiesen (Abt. d. Inneren an Min. d. Inneren 14. 
Dezember 1839 und 26. September 1841). Außerdem sprach das 
Gesetz nur vom Abzug in andere Provinzen, nicht von Wohnungs- 
veränderungen innerhalb des Großherzogtums. Wenn also eine 
Korporation glaubte, auch in diesem Fall nach Art der Schulden- 
kontrahierung Ansprüche geltend machen zu können, blieb ihr 
nur der Rechtsweg, was viele Gravamina herbeiführte (Ministerium 
d. Inneren, Abt. I an die Korporation zu Jutroschin 30. September 
1842) und den König bewog, nach einem Beschluß des Staats- 
ministeriums vom 18. März 1844 durch Ordre vom 24. Juni die 
fragliche Bestimmung auch auf den erstmaligen Wechsel innerhalb 
der Provinz auszudehnen. Ferner wurde dabei vorgeschrieben, 
daß, dieses Abzugsgeld ausschließlich zur Schuldentilgung zu ver- 
wenden sei. 

Die Beweglichkeit der Juden war groß, und oft wechselten 
gerade die wohlhabendsten Familien ihren Sitz, so daß eine Zeitungs- 
notiz von 1842 (Zeitung des Großherzogtums Posen, Nr. 147) 
über die Gefährdung der Prästationsfähigkeit mancher Gemeinden 
Klage erhob. Sie behauptete, aus Lissa seien seit kurzem 150 Fa- 
milien weggewandert. Während man immer über das schnelle 
Anwachsen der jüdischen Bevölkerung schrie, trauerte man ihrem 
Verschwinden doch nach. Die Emigration richtete sich allerdings 
nicht bloß nach den alten Provinzen, sondern auch nach England 


106) Vgl. hierzu Laubert in Mschr. 1924. 323 ff. 
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und in die neue Welt.) Jedenfalls gelang es mitunter, kleine 
Gemeinden ganz zur Auflösung zu bringen. Bei- 
spielsweise schlug die Regierung Beurmann die Zuteilung der seit 
1833 beständig zurückgegangenen Verbände zu Lubasz und Gein- 
hitz an Czarnikau vor (17. April 1846), also die der einzigen dörf- 
lichen Korporationen des Bezirks, die nıan ausnahmsweise wegen 
ihrer großen Mitgliederzahl und des früheren Stadtcharakters 
der Orte 1833 hatte bestehen lassen. Das Ministerium lehnte aber 
bei der im ganzen Staat zu erwartenden Abänderung der Gesetz- 
gebung im damaligen Zeitpunkt die Maßnahme ab (Mathis an 
Beurmann 28. März auf Ber. 9. Februar 1847). 


Was das Einströmen fremder Juden betrifft, so 
wies Schuckmann, als er dem Oberpräsidenten am 26. Mai 
1815 mitteilte, daß die mannigfachen Verordnungen der letzten 
Zeit auch in dessen Verwaltungsbezirk zur Anwendung kommen 
würden, unter denen das Edikt von 1812 die wichtigste war, bereits 
auf die Dringlichkeit besonderer Vorkehrungen hin, damit nicht 
durch seine Übertragung auf das bisher polnische Neuland MiB- 
bräuche entstünden. Da die darin ausgesprochenen Vergünsti- 
gungen nur für die z. Zt. der Veröffentlichung in Preußen domi- 
zilierenden Alttestamentarier bestimmt waren, sollte Zerboni 
sofort Verzeichnisse der ortsanwesenden jüdischen Be- 
völkerung fertigen lassen, um fremde Elemente bis zum Ergehen 
des späteren Gesetzes fern halten zu können. Zerbonis Annahme, 
daß die Seelenlisten sorgsam geführt worden seien (Ber. 16. Juli), 
erwies sich hinterher als ganz irrig. Bei der Nichteinführung des 
genannten Edikts trat aber die besorgte Überflutung nur in ge- 
ringem Maße ein. Indessen nahmen beide Regierungen den Grund- 
satz an, daß den nicht als „wohnhaft“ vorgefundenen Israeliten 
gemäß dem südpreußischen Reglement der Zutritt zwecks Nieder- 
lassung zu versagen sei. Der humane Zerboni wollte zwar bei 
einem thm als gebildet bekannten Bittsteller 1818 eine Ausnahme 
machen, was aber der Minister aus Sorge vor Exemplifikationen 
nicht genchmigte (Verf. 12. auf Ber. 6. Juni). Daher ergingen 
fortan konsequente Ablehnungen. Der Gemeinde Kempen 
wurde trotz warmer Fürsprache Zerbonis untersagt, auf 3 Jahre 
einen Kantor aus Polen anzustellen, da es ihr „nicht an Gelegen- 
heit fehlen kann, unter den inländischen Juden einen Kantor 
auszuwählen“ (Schuckmann an Zerboni 7. Dezember auf Ber. 
27. November 1819). Bloß als die polnische Regierung die Wieder- 


| 107) Jaffe (Gesch. d. Stadt Posen unter preuß. Herrschaft 
Lpz. 1909 S. 151) bezeichnet 1833 als den Wendepunkt, an dem 
in Posen sich das bisherige Zuwanderungsplus in ein Minus ver- 
wandelte. 
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zulassung eines im Posenschen verheirateten Juden bzw. seiner 
Frau verweigerte, wurde ihm der fernere Aufenthalt erlaubt, da 
auch er bei seinem Bildungsgrad nur von günstigem Einfluß auf 
seine Glaubensgenossen sein konnte und es wertvoll war, das 
gute Einvernehmen mit den Behörden des Nachbarstaats nicht 
zu stören (Schuckmann an Reg. Posen 29. auf Ber. 21. August 
1820). Aber am 11. Oktober zeigte das Posener Kollegium an, 
daß die polnischen Verwaltungsorgane über- 
haupt nicht geneigt seien, den in Posen erstrebten Grundsatz 
anzuerkennen, so daß nur der Versuch diplomatischer Einwirkung 
oder die Duldung aller 1815 vorgefundenen Hebräer übrig blieb. 
Nun lenkte der Minister ein und instruierte die Regierungen, auch 
die zu Marienwerder, dahin, daß sie sich auf retorsive Maßnahmen 
zu beschränken hätten, d. h. nur die Elemente entfernen sollten, 
die nach den in Warschau befolgten Prinzipien in Polen ebenfalls 
nicht geduldet werden würden (Verf. 27. Oktober). 


Weiter ordnete ein Ministerialreskript vom 11. April 1821 
an, daß in Fällen, wo die nach dem A.L. R.(T. II, Tit. 20, $ 1 243) 
gegen Juden zu erkennende Ausweisung wegen der mit Rußland 
soeben abgeschlossenen Konvention über gegenseitige Auslieferung 
von Deserteurs und Verbrechern, gar nicht oder nur mit großen 
Schwierigkeiten zu vollstrecken war, ihr Anstand gegeben und dafür 
der Jude in seinem bisherigen Wohnort unter Polizeiaufsicht 
gestellt werden sollte. 

Dann ergaben sich im Laufe der Zeit immer mehr Aus- 
nahmen als wünschenswert. Einem Kempener Kaufmann 
wurde die Beibehaltung seines Küfers, da Ersatz nicht sogleich 
zu beschaffen war, zwar nicht nach Zerbonis Vorschlag auf zwei 
Jahre, doch auf sechs Monate gestattet und die Frist nachher 
verdoppelt. Einem in Polen verheirateten Friedmann schlug 
Schuckmann die Wiederaufnahme als Repressalie ab, doch man 
konnte ihn nicht loswerden, und schließlich durfte er bleiben. In 
Pleschen wurde auf Antrag der Regierung einem fremden Juden 
der Aufenthalt gestattet, weil er durch Anlage einer Tabakfabrik 
der Gegend sehr nützlich geworden war. Einem anderen wurde 
dort der Erwerb eines Terrains erlaubt, das er mit massiven 
Häusern bebauen wollte. Die Eingabe des Stadtrats um Zurück- 
nahme der Konzession wurde im März 1827 abgewiesen, aber 
jenem der Ankauf eines weiteren christlichen Grundstücks darauf- 
hin untersagt. Von der Auffassung ausgehend, daß eine dienst- 
liche Stellung keinen festen Wohnsitz begründe, wollte die Po- 
sener Regierung auch die als Handlungsdiener vorgefundenen, 
aus Polen gebürtigen Leute dorthin zurückschieben. Da setzte 
Schuckmann selbst hierfür angemessene Fristen, damit das Ver- 
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hältnis zu ihren Brotherren ohne zu großen Schaden für beide 
Teile gelöst werden konnte. An sich wurde aber die Gegenseitig- 
keit zur Vermeidung zu starken Anwachsens der jüdischen Be- 
völkerung aufrecht erhalten (an Zerboni 18. Apr. 1820). 

Ein solches sahen die Juden selber bei ihrer an sich schon großen 
Zahl ungern, so daß aus ihren Kreisen einmal eine Denunziation 
gegen angebliche Einwanderer erging (Wreschener u. Gen.). Aber 
nur einer der angezeigten Fälle eignete sich zu einer Rückver- 
weisung und sie scheiterte wiederum an der Ablehnung der pol- 
nischen Behörden, da sich der Minister des Inneren Graf Sobo- 
lewski hinter den die Wiederaufnahme verweigernden Bürger- 
meister von Radziejewo stellte (Vizepräs. Zencker an Reg. Brom- 
berg 13. Aug. 1830 — der Betreffende wohnte seit langem in Ino- 
wrazlaw und hatte dort auch Familie). 


Nachdem dann der König ganz allgemein die Nichtaufnahme 
von Juden in den außer Geltungsbereich des Edikts von 1812 
liegenden Provinzen verfügt hatte, sofern sich nicht das Allgemein- 
wohl in Einzelfällen davon besondere Vorteile versprechen konnte 
(Schuckmann an Reg. Posen 5. Febr. 1825), wurde der G e- 
meinde Lissa ihr wiederholtes Gesuch, einen Gelehrten 
Lorbeerbaum als Oberrabbiner anzunehmen, abgeschlagen. Ebenso 
versagte die Posener Regierung I der Ester 
Caro den Eintritt behufs Verehelichung mit 
einem preußischen Israeliten. Da machte aber der Minister be- 
merklich, daß das Heiratsverbot einheimischer 
Judenmit Ausländerinnen, sofern sie die Vorschriften 
des Reglements von 1797 (§ 16) hinsichtlich ihres Vermögens- 
nachweises erfüllten, unstatthaft set. Das Posener Kollegium 
betrachtete aber das Reglement nach Ergehen der Warschauer 
Verfassung für außer Kraft gesetzt und deshalb das Reskript von 
1825 für maßgebend, wobei es spitzig hinzufügte: ‚Wir setzen 
voraus, daß diesen Allerhöchsten Befehlen die Absicht zu Grunde 
liegt, der Vermehrung inländischer Juden möglichst entgegen- 
zuwirken und es ist gewiß, daß die Vermehrung der Juden noch 
mehr durch ausländische jüdische Weiber als durch ausländische 
Juden männlichen Geschlechts befördert wird, welcher Nachteil 
im vorliegendin Fall durchaus von keinen Vorteil für das Gemein- 
wesen aufgewogen wird.‘ Im übrigen bat es, über den Sinn höherer 
Erlasse zweifelhaft geworden, um deren bestimmte Interpretation, 
um in Zukunft nicht wieder Ursache zu begründet befundenen 
Reklamationen zu geben. Der Minister erklärte es aber ‚für auf- 
fallend“, wie es noch Zweifel darüber hegen könne, ob die vor- 
laufige Ausschließung fremder Juden von der Niederlassung in 
Posen auch auf Jüdinnen zu beziehen sei, nachdem ihm deutlich 
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zu erkennen gegeben war, daß solche Fälle nach wie vor gemäß 
§ 16 des südpreußischen Reglements beurteilt werden mußten. 108) 
In schneidendem Widerspruch hiermit hatte aber ein Ministerial- 
reskript v. 25. Aug. 1823 die Regierung auf ihre Anfrage dahin 
belehrt, daß das künftige Gesetz bestimmen werde, inwiefern 
Juden fremde Frauen ehelichen und nach Preußen bringen dürften, 
bis dahin jedoch das herzoglich Warschauer Ver- 
fahren einzuhalten sei. 

Im Bromberger Bezirk tauchte die Heirats- 
frage gerade bei Flottwells Amtsantritt auf. Die Regierung 
wollte gemäß $ 18 des Edikts von 1812 auch den Posener Juden 
die Ehe mit Ausländerinnen ohne weiteres gestatten, aber eine 
Oberpräsidialverfügung vom 9. Nov. 1830 stellte auch hier die Ein- 
schränkungen von 1750, bzw. 1797 vorläufig wieder her (Ver- 
waltungsber. d. Regierungspräs. v. Colomb an Brenn 9. März 1831). 
Nun achtete das Kollegium Jüdinnen aus den alten Provinzen 
Ausländerinnen gleich. Auf Bericht des Oberpräsidenten erwiderte 
Brenn am 30. Dez., daß es nicht an der Zeit sei, jetzt darüber neue 
Bestimmungen zu erlassen, da die Festsetzung der bürgerlichen 
Verhältnisse in der Gesamtmonarchie zur Beratung stehe. Im 
Netzedistrikt müsse nach dem Reglement von 1750 vorgegangen 
werden — hier wird also wieder einmal von der Warschauer Gesetz- 
gebung abstrahiert — und der Regierung überlassen bleiben, wie 
und in welcher Höhe sie den dort vorgeschriebenen Vermögens- 
nachweis verlangen wolle. 500 Rtr. seien nach Analogie der süd- 
preußischen Verordnung angemessen. 

Doch sogar in diesem Punkt war die fortschrittliche Linie noch 
kurz vor der definitiven Regelung einmal schwer bedroht, denn 
der König bestimmte 1846, daß in den preußischen Untertanen- 
verband ausländische Jüdinnen nur bei unbescholtenem Lebens- 
wandel und bedeutendem Vermögen aufgenommen werden dürften 
(Ministerium d. Inneren I. Abt. an Reg. Posen 5. Juli), wobei in 
einem Posener Spezialfall 2000 Rtr. als ungenügend betrachtet 
wurden. | 

Diegeringe Wirksamkeitundschwere Durch- 
führbarkeit aller Sperrmaßnahmen führte auch nach 
1833 in der Praxis doch zu. gewissen stillschweigenden Zugeständ- 


108) Übrigens hatte auch ein Warschauer Dekret vom 30. Okt. 
1812 (Laube IV. S. 288 ff.) für das Einwandern fremder Juden 
gewisse Vorbedingungen festgelegt (mindestens 300 Fl. Vermögen, 
Nachweis einer bestimmten Profession oder einer gewissen Bil- 
dungsstufe). Die Nichtaufnahme galt danach als Regel und das 
Ministerium machte Ausnahmen nur, wenn von diesen große 
Vorteile für das allgemeine Beste erwartet wurden oder Jüdinnen 
500 Rtr. Mitgift einbrachten. 
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nissen. Das Gesetz, knüpfte zwar den Begriff: „im Land vor- 
gefunden‘, nach wie vor an die Bedingung des dauernden Aufent- 
halts daselbst!) und § 24 verfügte bezüglich der Erlangung 
eines Wohnsitzes im Posenschen die Zurückweisung aller nicht 
durch Zertifikate legitimierten Israeliten, aber dann wurde doch 
den seit dem 1. Juni 1815 zu einem rechtlichen Wohnsitz gelangten 
die Ausstellung eines solchen durch den Oberpräsidenten verheißen, 
weil sich bei ihnen die Wiederaufnahme seitens der Heimatbehörde 
einfach nicht erreichen ließ. 4%) Flottwell verfuhr dann auch mit 
großer Humanität und sah öfter über einen polizeiwidrigen 
Aufenthalt hinweg. Dem Lehrer Kollmann-Wilczynski aus Polen 
wurde sogar durch eine Kabinettsordre das Naturalisationspatent 
verliehen, ebenso einem Heimann am 6. März 1843 die Zulassung 
als Schutzjude eingeräumt. Nur die Gemeinde Kempen hatte 
abermals Pech, denn ihr wurde die auch von Flottwell aus Spar- 
samkeitsgrtinden bekämpfte Anstellung eines uygarischen Vor- 
sängers versagt. 

Der Übelstand einesbestandigen Einschleichens 
fremder Juden war jedoch augenscheinlich nicht auf Posen 
beschränkt. 1828 gab die Volkszählung vielmehr die Veranlassung 
zu einer generellen Untersuchung darüber. Nach der Allg. Preuß. 
Staatszeitung vom 21. Sept. 1829 kamen auf 100 000 Einwohner 
im Reg. Bez. Posen 6517, im Reg. Bez. Bromberg 5983 Juden 
und von den 52 preußischen Gemeinden mit über 500 Köpfen 
entfielen 40 auf die Provinz. Nach dem Tableau des Statistischen 
Amts waren vorhanden: 


1819 1828 
Reg. Bez. Posen ............... 39683 47628 
Reg. Bez. Bromberg ............ 16 088 19962 
Provinz Posen ..........ceceee 55771 675%. 


Zum Christentum waren 1820 —28 99 übergetreten, der Ge- 
burtenüberschuß betrug 8097, so daß die sonstige Vermehrung 
noch 3815 Köpfe aufwies. In der Gesamtmonarchie waren 160 978 
statt 155 847 bei 1089 Bekehrungen gezählt worden. Die rätsel- 
hafte Differenz konnte ihren Grund nur in fehlerhaften Zählungen 
oder unerlaubtem Einschleichen haben. Deshalb sollten die Ober- 


10) Selbst bezüglich dieses Terminus bestand keine rest- 
lose Übereinstimmung, denn die Bromberger Regierung hatte 
auch temporär bei der Wiederinbesitznahme in ihrem Bezirk 
weilende Juden als „im Land vorgefunden‘‘ registriert, was erst 
das Reskript vom 17. Mai 1820 (vgl. S. 137) richtigstellte. 

110) Vortibergehend aus Polen hereingekommene Juden 
mußten als Repressalie gegen die dortigen Behörden Geleitscheine 
zu 21, Rtrn. für 30 Tage lösen. (Vgl. Laubert in Mschr. Jahrg. 
07. 273 f.). 
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präsidenten ihre Regierungen erneut darauf hinweisen, daß eine 
Aufnahme fremder Juden ohne ministerielle Genehmigung nicht 
statthaft war (Verf. 8. Jan. 1830). Besonders bemerkenswert blieb 
aber doch die Unstimmigkeit in Posen und erforderte doppelt 
scharfe Kontrolle. Die Posener Regierung machte aber sofort 
geltend, daß das Ergebnis lange auf sich warten lassen werde. 
Die Landräte und der Posener Oberbürgermeister hatten 6 Mo- 
nate Frist zur Einsendung der Seelenlisten erhalten müssen und 
trotzdem standen Rückfragen zu vermuten (Ber. 27. April auf 
Oberpräsidialverfügung 14. Jan... Im Brombergschen war die 
Saumseligkeit noch größer. Mehrere Landräte mußten in Ordnungs- 
strafen genommen werden. Am 9. Juni 1831 versuchte die Re- 
gierung die ihr lästige Untersuchung überhaupt durch die Be- 
merkung abzutun, daß das ermittelte Plus von 1322 Menschen 
gegen die ältere Aufnahme auf deren Liederlichkeit zurückzuführen 
sei, wurde aber von Flottwell zur schleunigen Ergänzung ihrer 
Listen angehalten, da diese gar nicht ergaben, welche Personen 
sich seit 1815 angesiedelt oder als Gesinde verdungen hatten. 
Am 12. Nov. 1831 konnte der Oberpräsident endlich Brenn seinen 
Abschlußbericht erstatten mit folgendem Ergebnis (eingeklammerte 
Zahlen für Bromberg): 


Geburts- danach wirkliche also 
jüdische übersch.: Bev.: Bev.: mehr: 
Bevölkerung: 13819 1820/8 1828 1828 
Städte: ..... 38 513 i 45852 1888 
plattes Land: 1070 1775 705 
39683 5352 +3 904 47627 2593 


116088) (2759) (18847) (19962) (1115) 


Nach Oberpriäsidialverfügung 14. Jan. 1830 gezählt 47 776 
(21 2910) 
Aus dem Ausland eingewandert ..............0.- 96 (21) 
Aus den altpreußischen Provinzen eingewandert . 247 (129) 
Aus dem Reg. Bez. Bromberg eingewandert ..... 343 
(aus Posen 502) 


686 (652) 


Danach blieb die Existenz von 1 907 (463) Köpfen unaufge- 
klärt. Unberücksichtigt waren zudem die Glaubenswechsel. Er- 
läuternd war hinzugefügt: „Eine vollständige und zuverlässige 
Zählung der israelitischen Bevölkerung der hiesigen Provinz ist 
ungemein schwierig, indem ein großer Teil derselben keineswegs 
ein festes und den Behörden angezeigtes Domizil hat, sondern 
sich entweder vom Gewerbebetrieb im Umherziehen oder vom 
Gesindedienst bei ihren (!) Glaubensgenossen, welcher ebenfalls 
kein festes Domizil begründet, ernährt und sich diese Einwohner- 
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klasse mit vorziiglicher Schlauheit der Volkszahlung zu entziehen 
weiß.“ In Polen hatte die Zählung ebenfalls ganz verschiedene 
Resultate gezeitigt. Ferner zeichneten sich in Posen die zustän- 
digen Behörden ‚keineswegs durch Zuverlässigkeit und Vollständig- 
keit ihrer Aufnahme‘ aus. Die Unkorrektheit der älteren Zahlungen 
war daher sehr wohl möglich und eine so große Zahl heimlicher 
Einwanderungen recht unwahrscheinlich. Die Lage der Juden 
in Russisch-Polen war gar nicht so viel ungünstiger, daß der Hang 
zum Übertritt nach Preußen hätte stark sein können. Ebenso 
wenig konnte man eine Begünstigung des Einschleichens durch 
die Behörden voraussetzen, da die fremden Juden bei ihren 
Glaubensgenossen und den Ortsbehörden im allgemeinen in Un- 
gunst standen. Indessen war den Kreis- und Ortsorganen wieder- 
holt eine scharfe Aufsicht, besonders bei ledigen Individuen, und 
genaue Listenführung zur Pflicht gemacht. Dem Minister wurde 
hiernach anheimgestellt: 1. ob noch wegen des errechneten Uber- 
schusses Maßregeln ergriffen werden sollten, von denen Flott- 
well aber kaum ein zu Kosten- und Zeitaufwand im Verhältnis 
stehendes Resultat erwartete? 2. ob die ohne Erlaubnis seßhaft 
gewordenen Juden rücksichtslos fortgewitsen werden sollten? 
Dieser Abschub war zwar durch Verfügung vom 14. Juli 1831 an- 
geordnet worden, doch die Ausführung begegnete großen Schwierig- 
keiten, weil a) es an bestimmten Vorschriften wegen des gegen 
die schon in der Provinz wohnhaften Juden zu beobachtenden 
Verfahrens fehlte; b) Polen nicht verpflichtet war, dergleichen 
Menschen wieder aufzunehmen, wenn sie sich auf preuBischem 
Gebiet einen Wohnsitz begründet oder ihr früheres Domizil verloren 
hatten, was schon das Reskript vom 11. April 1821 (vgl. S. 143) 
anerkannt hatte. Jetzt konnte nur anheimgegeben werden, bei 
Leuten, deren Heimatstaat konventionsmäßig zur Wiederauf- 
nahme nicht gezwungen werden durfte, es bei einer nachträglichen 
Nachsuchung des Niederlassungskonsenses bewenden zu lassen; 3. ob 
von Ausländern noch nach dem Reglement von 1797 der Nach- 
weis des eingebrachten Vermögens zu fordern war und was ge- 
schehen sollte, wenn sie ein solches von 500 Rtrn. nicht darzutun 
vermochten? Hier empfahl der Oberpräsident wegen der darin 
liegenden Härte von einen ferneren Verfahren abzusehen; 4. durch 
welche anderweiten Maßregeln für die Zukunft jeder heimlichen 
Einwanderung vorgebeugt werden sollte? Insbesondere mußte 
der sich immer wieder erneuernden Nachlässigkeit der Uhnter- 
behörden durch Androhung von Geldhußen und Aussetzung von Be- 
lohnungen für die Anzeige unbefugt eingedrungener Juden gesteuert 
werden. Ferner mußten sich die Regierungen der speziellen Aufsicht 
unterziehen,die nicht wiebisher allein den Landräten verbleiben durfte. 
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Inseiner Instruktion vom 25.N ov. 1831 folgteBrenn 
durchaus diesen Vorschlägen. Es sollten zu 1. weitere Nachfor- 
schungen tiber die Vergangenheit eingestellt und die aufgetretenen 
Differenzen auf die Unzuverlässigkeit der älteren Zählungen 
zurückgeführt und ebenso den einmal zu einem Domizil gelangten 
Juden fernere Duldung gewährt werden. Nur Leute, die wie, 
Dienstboten, Handwerksgesellen usw. weder Recht auf einen 
Wohnsitz besaßen, noch zur Familie eines preußischen Unter- 
tanen gehörten, waren abzuschieben, um ihre heimliche Ansiedlung 
zu verhindern. Hingegen waren verheiratete Personen auch bei 
ungenügendem Vermögensstand unbehelligt zu lassen. In Zu- 
kunft aber wurden Behörden, die Verstöße begingen, also etwa 
die Niederlassung fremder Juden durch mangelhafte Aufsicht 
ermöglichten, oder diese ohne höhere Ermächtigung erlaubten, 
mit 10—50 Rtrn. Geldstrafe belegt, während Anzeigen vorge- 
fallener Unregelmäßigkeiten nach dem Reglement von 1797 $ 4 
belohnt werden sollten. Endlich war durch die A. B. eine jähr- 
liche Einreichung der notwendigen Nachweisungen an die Re- 
gierungen vorzuschreiben, so daß diese die Aufsicht selbst führen 
und die Ortsbehörden beständig kontrollieren konnten, anstatt, 
wie bisher offenbar geschehen war, sich ausschließlich auf die 
Landräte zu verlassen, 111) 

Doch die Zählung von 1831 ergab wiederum bei einer 
Niederlassungserlaubnis für nur 9 Familien in den Jarhen 1829 — 
3leineden Geburtenüberschuß um 2125 Köpfe 
übersteigende Vermehrung der jüdischen Be-. 
völkerung Preußens. 1150 Köpfe entfielen allein auf 
Posen, weshalb der Oberpräsident den Behörden nochmals rück- 
sichtslose Schärfe zur Pflicht "machen sollte, was durch eine in 
den A. B. mit den Worten des Ministers veröffentlichte Verfügung 
vom 25. Nov. 1834 geschah. Alle landrätlichen Prüfungen förderten 
indessen nicht einen einzigen unrechtmäßig geduldeten Alttesta- 
mentarier zutage (Flottwell an Rochow 23. April 1835) und die 
Ursache des Mißverhältnisses lag augenscheinlich immer noch 
in der Fahrlässigkeit der früheren Aufnahmen. 

Um den Zustrom ausländischer Juden unter Umgehung der 
Gesetze zu verhindern, wies Mühler die Oberlandesgerichte 
1835 darauf hin, daß sie ohne Zustimmung der betreffenden Re- 
gierung keine Adoptionsanträge bei solchen genehmigen dürften. 


1) Durch Instruktion vom 21. Dez. 1831 ($ 5) wurde den Land- 
räten die jährliche Einreichung des jüdischen Personenstandes 
zur Pflicht gemacht, aber durch Instruktion vom 14. Jan. 1834 zur 
Ausführung des Gesetzes vom 1. Juni 1833 (Kletke 11 ff.) diese 
Vorschrift als nunmehr überflüssig -wieder aufgehoben (Flottwell 
an Reg. Posen 14. Juni). 
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Die Gefahr einer jüdischen Osteinwande- 
rung unddie Notwendigkeit einer Abwehr wurde 
besonders brennend nach Ablauf der preuBisch- 
russischen Kartellkonvention und der gleich- 
zeitig in Russisch-Polen eingeführten jüdischen Militärdienstpflicht. 
‚ Beurmann wies in einem Rundschreiben an die Landräte vom 

14. Januar1843 12) darauf hin, daß jene Maßregel den Übertritt 
mehrerer jenseitiger Juden nach sich gezogen habe und Zweifel über 
ihre Behandlung entstanden seien. Wiewohl nach neueren Berichten 
die Anordnung wieder suspendiert worden war, fand er es zur 
Begegnung: jener Zweifel doch notwendig, den Beamten zu er- 
öffnen, daß solche Juden, wie es sich zuvörderst von selbst ver- 
stand, ebenso wenig wie andere Individuen ohne vorschriftsmäßige 
Reiselegitimation von den Grenzbehörden in die Provinz einge- 
lassen werden durften. Schlichen sie sich unbemerkt ins Land, so 
waren sie bei ihrer Ergreifung in der Nähe der Grenze ohne weiteres 
zurückzuweisen. Tiefer im Inneren angehalten, durften sie zwar 
nach $ 24 des Gesetzes von 1833 auch in ihre Heimat geschickt 
werden, doch konnte ebenso das gegen Überläufer durch Verfügung 
vom 28. Dez. 1842 anbefohlene Verfahren Platz greifen. Diejenigen, 
die im Sinne der Rundverfügung vom 4. Dez. 1842 für ganz unver- 
dächtig zu erachten waren, konnten zwar, so lange sie eigene Mittel 
zur Beschaffung ihres Lebensunterhalts und Entrichtung des 
Geleitzolls besaßen, geduldet werden, waren aber zu keinem Ge- 
werbe zuzulassen, und wenn sie sich dem Gemeinwohl als gefährlich 
erwiesen, ohne Inanspruchnahme der Kriminaljustiz aus dem Land 
zu bringen oder in Arbeiterkompagnien einzureihen. Nach diesen 
Bestimmungen sollte mit Nachdruck verfahren werden und die 
Polizei dementsprechend Anweisung erhalten. 

Was endlich de Niederlassung und den Grund- 
stückserwerb innerhalb der Provinz betrifft, 
soistzu unterscheiden zwischen Stadt undLand. 

Hinsichtlich des letzteren durchzieht, wie 
schon die obigen allgemeinen Ausführungen dartaten, die ganze 


112) Hiernach war Beurmann von mehreren Seiten an- 
gezeigt, daß infolge eines in den Warschauer Zeitungen auf- 
genommenen Ukas über die Militärpflicht der Juden in Polen 
deren bereits eine Anzahl in das Großherzogtum geflohen 
war und der Besorgnis Raum gegeben werden mußte, daß ihre 
Zahl in Zukunft gewaltig anschwellen werde. Deshalb wurden 
die Empfänger ersucht, den Oberprasidenten so gründlich wie 
möglich von der Sachlage zu informieren und über die Zahlen- 
verhältnisse der Flüchtlinge in ihren Kreisen Nachricht zu sen- 
den. Antworten liegen jedoch nicht vor. Über die jüdische Ost- 
einwanderung der goer Jahre vgl. Laubert in „Deutsche Rund- 
schau‘‘ Sept. 1924. 
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Gesetzgebung das Bestreben, die Juden hier möglichst fern zu 
halten. Im Widerspruch dazu bricht aber immer wieder die Er- 
kenntnis durch, daß die Beschäftigung mit landwirtschaftlicher 
Tätigkeit in hervorragendem Maß geeignet sein würde, eine er- 
zieherische Wirkung auf diesen körperlich zurückgebliebenen, alle 
physische Anstrengung scheuenden Bevölkerungsteil auszuüben. 
Es ist deshalb kein Wunder, daß die Entwicklung auch in diesem 
Punkt keine geradlinige ist. 


Durch ein kgl. sächsisches Dekret vom 19. Nov. 1808 waren die 
Israelitenvom Ankauf adeliger Güter, durch ein solches 
vom 3. April 1812 (Laube IV. 206) von Domänenpachtungen 
ausgeschlossen worden.413) Daran hielten die preußischen Behörden 
fest. Doch Ausnahmen wurden auch hier gemacht, so im Pleschener 
Kreise bei Dr. Flamm, der sich zum Erwerb von 2 Gütern nach 
dem Edikt von 1812 für berechtigt gehalten hatte (vgl. Laubert 
in Mschr. 67. Jahrg. 274 Anm.) Dem Bankier Friedländer in Berlin 
wurde ferner für 2 Güter, auf die er Forderungen hatte, nach an- 
fänglicher Weigerung des Königs (Kabordre. 8. Aug. 1818), von 
Schuckmann nachträglich die Kaufgenehmigung erteilt, als Zerboni 
geltend machte, daß die eigentlich damit entschiedene Sache doch 
wohl Beachtung verdiene, denn bei dem auBerordentlichen Geld- 
mangel waren Güterverkäufe höchst selten und aus diesem Grund . 
mangelten bei Subhastationen Bieter, so daß Friedländer seine 
Forderungen auf diesem Weg nicht würde realisieren können 
(Schuckmann an Zerboni 25. Aug. auf Ber. 20. Aug. 1820). Alles 
in allem waren 1830 7 Rittergüter in jüdischem Besitz; eines wurde 
administriert, 5 waren verpachtet, eines stand in Selbstverwaltung. 
Die Nachforschungen anläßlich einer am 18. Dez. 1832 von Schuck- 
mann-Brenn den Regierungen über die von ihnen zu gewährende 
Erlaubnis zum Ankauf vonRittergütern erteilten Anweisung ergaben, 
daß die Zahl wieder auf 5 gesunken war. Als aber das Gesetz von 1833 
auch nicht naturalisierten Juden den Erwerb von Grundeigentum 
. jeder Art freigab (Rochow an Mühler 23. Okt. 1834), strömte jü- 
disches Kapital in vermehrtem Maß auf das Land und die Ankäufe 
erfolgten häufiger.11%) Vorher war bei allen Landgrundstücken die 
Entscheidung ganz von der Laune der Behörden abhändig gewesen. 
Auf Immediatbericht Brenns vom 31. Juli 1831 billigte der König 
den Ankauf eines Mühlengrundstücks, durch Kabinettsordre vom 


113) Ber. d. Reg. I. zu Posen an den Oberpräsidenten 28. A pril 
1825, eine Information über die Rechtslage nach ıojährigem 
Umhertappen. 

111) Vgl. Laubert: Die nationale Zusammensetzung des Po- 
sener Großgrundbesitzertums in Flottwellscher Zeit. Jahrb. für 
Nationalökonomie und Statistik. 1922. 


152 

22. Juni 1830 erlaubte er dem Moses aus Wronke den eines Freiguts, 
durch eine solche vom 19. Juni 1832 auch noch den des Domanen- 
vorwerks Schönlanke. Aber der gewünschte Ankauf eines Hauses in 
Czempin aus adeligem Besitz und mehrere andere Gesuche hatten zu 
gleicher Zeit keinen Erfolg, denn man berief sich auf das nicht durch 
die Gesetzsammmlung publizierte, aber den Gerichten zur Nachachtung 
zugefertigte Dekret von 1808, das danach einen Teil der noch be- 
stehenden Gesetzgebung bildete. Schon von Anbeginn der preu- 
Bischen Zeit hatte eine Reihe von Spezialfällen den gesamten 
Instanzenzug durchlaufen. Am 30. April 1817 hatte Hardenberg 
wie vorher die Bromberger Regierung und Zerboni den Konsens 
für Gutsbesitzer Hirsch zum Ankauf des Erbpachtvorwerks Jabno 
b. Mogilno abgelehnt. Glücklicher fuhr Loser Tugendreich in 
Fordon, als er die ihm anfangs verweigerte Erlaubnis zum Besitz 
eines erkauften Landguts nachsuchte; auf das warme Lob der 
Bromberger Regierung hin hielt Schuckmann sogar eine Belobigung 
Tugendreichs für angemessen. Dagegen wurde durch Verfügung 
Hardenbergs vom 16. Juni 1819 einem Juden auf die Bitte um Erwerb 
eines Domänenvorwerks eröffnet, daß vor erfolgter Regulierung 
der staatsbürgerlichen Verhältnisse solche Zugeständnisse unan- 
gängig seien. Eine Abweisung holte sich auch Kunsthändler Lesser- 
Berlin bei dem versuchten Ankauf eines ländlichen Grundstücks. 
Bald nach 1815 fragte die Bromberger Regierung an, ob ausnahnıs- 
weise 2 Juden gestattet werden könnte, ein Bauerngut zu behalten, 
bzw. zu erwerben, was im I. Fall genehmigt wurde, da der Besitzer 
seine Wirtschaft persönlich führte. Diese Tatsache sollte oben- 
drein durch A. B. bekannt gegeben werden. Abschlägig beschieden 
‘ wurde dagegen durch Schuckmann die Bitte um Ankauf eines 
Kruges für einen Inowrazlawer Juden, nachdem die Regierung 
angezeigt hatte (5. März 1818), daß im Netzedistrikt nach dem 
Edikt von 1750 und dessen Deklaration vom 4. Juli 1763 der Ankauf 
von Wirts- und Brauhäusern und ländlichen Grundstücken un- 
bedingt verboten war. Auch ein Gesuch aus Fraustadt wurde 
abgewiesen. Als 1819 2 Juden aus Fordon die Pacht von Land- 
gütern nachsuchten, kam es zwischen den Regierungen von Marien- 
werder und Bromberg zu Meinungsverschiedenheiten darüber, ob 
solches statthaft sei, was Zerboni in Übereinstimmung mit ersterer 
bejahte (31. Aug.), wälırend die letztere die Bittsteller verneinend 
beschieden hatte, weil es auch nach dem südpreußischen Reglement 
den Juden gänzlich untersagt war, Landgüter zu besitzen oder 
auf dem Land zu wohnen. 


Am 4. Okt. 1819 trug sie Schuckmann die Angelegenheit des 
Erwerbs von Grund und Boden, Pachtung und Befugnis, auf das 
Land zu ziehen, erneut vor und bat um beschleunigte Emanierung 
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des Posener Edikts, um dem anstößigen Mangel an Übereinstimmung 
im Verfahren der verschiedenen Regierungen abzuhelfen und die 
künftige Behandlung der jüdischen Glaubensgenossen endlich auf 
feste Normen bringen zu können. Zerboni vereinigte seine Bitte 
mit der der Regierung, denn die bisherige Sachlage führte zu großen 
Inkonvenienzen, um so mehr als abzusehen war, daß die alten ge- 
setzlichen Anordnungen einer wesentlichen Änderung unterworfen 
werden dürften. Im gleichen Sinn erhob Schön seine Stimme am 
19. Okt. mit der Bemerkung, daß es in Danzig bereits zu Tätlich- 
keiten gegen die zum Staatsbürgerrecht verstatteten Juden ge- 
kommen war. Aber alle diese Klagen brachten die Beratungen 
keinen Schritt weiter und das Ministerium entschied nur am 29. Okt., 
daß die Juden vom Land nicht auszuschließen seien und dort auch 
Gewerbe treiben dürften, wogegen nur der Güterkauf, Pro- 
pination und Schank von Branntwein durch die Warschauer Ge- 
setzgebung als ihnen verschlossen anzusehen waren. 


Ein Gesuch der Bromberger Regierung vom 11. Juni 1823 um 
Beschränkung der Juden im Material- und Schnittwarenhandel 
auf dem platten Land fanden die Minister des Handels, des Inneren 
und der Finanzen nicht erheblich genug, um daraufhin Bestimmun- 
gen zu veranlassen, die nicht durch bestehende gesetzliche Vor- 
schriften gerechtfertigt werden konnten. Da trug das Kollegium 
in seinem Immediatzeitungsbericht für Oktober dem König vor, 
die Stimmung des Landes sei gut, so weit es bei den schlechten 
Zeiten möglich war, und nur de Anordnung, daß den 
Juden auch in den Dörfern jeder Handel er- 
laubt sein solle, errege vor allem im kaufmännischen Publi- 
kum große Sensation und man befürchte davon allgemein den 
gänzlichen Verfall der Städte. Jetzt verlangte Bülow für diese 
Behauptung nähere Belege. Am 4. Dez. führte die Behörde dann 
aus, es bestehe in diesen Fragen große Verwirrung. Anfangs habe 
sie die Weisung, den vorgefundenen Zustand aufrecht zu erhalten, 
auf den faktischen Zustand bezogen, bis sie belehrt wurde, daB da- 
runter der streng gesetzliche zu verstehen sei. Danach verweigerte 
sie in den ersten Jahren gemäß dem Reglement von 1750 im Netze- 
gau die Erlaubnis zum Verziehen auf das Land und zu Erwerb 
oder Pachtung von Grundstücken. Bei der darüber mit der Regie- 
rung zu Marienwerder entstehenden Differenz entschied das Mini- 
sterium des Inneren für letztere: Den Juden sei die Pachtung von 
Landgütern mit Ausnahme der Domänen frei zu geben, da kein 
Warschauer Gesetz dagegen sprach. Am 4. Okt. 1819 fragte die 
Regierung an, ob danach ihnen auch der Umzug auf das Land und 
der Betrieb aller Gewerbe daselbst eingeräumt werden müsse und 
ob überhaupt nur die Beschränkungen fortgelten sollten, die durch 
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Warschauer Gesetze ausdriicklich vorgeschrieben waren? Da dann 
nach Reskript vom 29. Okt. letztere Frage bejaht und auch der Uim- 
zug auf das Land freigegeben wurde, blieb als Einschränkung nur 
noch der Kauf von Landgütern übrig, denn auch das Verbot des 
Branntweinschanks hatte Hardenberg beseitigt. Viele Juden 
etablierten sich in der Tat dann in den Dörfern. Nachdem die von 
der Regierung wegen des.von den Juden besonders begehrten 
Material- und Schnittwarenhandels erhobenen Bedenken durch 
die Ministerien beiseite geschoben worden waren, hatte sie sich 
für verpflichtet gehalten, dem Landesherrn ihre auch aktenmäßig 
durch einen landrätlichen Bericht belegte Auffassung vorzutragen 
und lehnte die Zumutung, sich dafür zu verantworten, unbedingt ab. 
Sie hielt aber daran fest, daß die Handelsfreiheit auf dem Land für 
die Städte ruinös sei. Diese litten ohnehin sehr schwer. Billigere 
Wohnung und geringere Kommunallasten mußten viele Gewerbe- 
treibende in die Dörfer locken, so daß für den verbleibenden Rest 
der Druck sich noch vermehrte. Der Detailhandel wurde in 1. Linie 
von den Juden ausgeübt, die Neigung für das Land besaßen, da 
sie dort besser hausieren und schachern konnten. 


Auch das Gesetz von 1833 merzte nicht alle Unklar- 
heiten aus. Selbst dem Monarchen mußte zur Entscheidung in 
Einzelvorkommnissen berichtet werden. Als die Posener Regierung 
eigenmächtig die Ansiedelung eines gewissen Gumprecht gestattete, 
belehrte sie Flottwell dahin, daß hierzu nach wie vor ministerielle 
Genehmigung unerläßlich sei. 

$ 18 Nr. 2. des Gesetzes sah die Naturalisation der Juden mit 
festem Gewerbe vor, sprach aber nicht von solchen auf dem Land. 
Da deren Benachteiligung gewiß nicht in der Absicht des Gesetz- 
gebers gelegen hatte, bat Rochow, veranlaßt durch ein weiteres 
Gesuch von Guniprecht, den König, daß diesem und seinen Glau- 
bensgenossen, soweit sie bei Ergehen der Verordnung bereits ein 
namhaftes Gewerbe außerhalb der Städte betrieben hatten, die 
Naturalisation erteilt werden möchte. Friedrich Wilhelm wünschte 
darüber aber zunächst unter Zuziehung des Oberpräsidenten eine 
Beratung des Staatsministeriums (Ordre 6. Juni auf Ber. 15. Mai 
1836). Nun fand, während die Bromberger Regierung sich unter 
gewissen Bedingungen für Rochows Vorschlag erklärte, die Posener 
hierzu kein Bedürfnis und hätte sogar eine Wiedereinschränkung 
des § 20 gern gesehen, der den in Städten naturalisierten Juden 
auch Niederlassung und Ausübung jedes erlaubten Gewerbes auf 
dem Land gestattete, weil die Juden nur selten von der Ausbeutung 
der unerfahrenen Dorfbewohner abließen (an Flottwell 4. Aug.). 
Flottwell stimmte Rochow zu, erachtete aber bei der Unwichtigkeit 
der Sache eine Deklaration des Gesetzes für entbehrlich und wollte 
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die wenigen vorkommenden Fälle zur allerhöchsten Entscheidung 
bringen (an Rochow 5. Sept.). Da die Regierungen ohnehin dem 
Gesetz entsprechend die Juden möglichst vom Land entfernten 
und dort nur noch wenige Familien wohnten, trat der Minister 
dieser auch vom König gebilligten Auffassung bei (Kabordre. 
29. Okt. auf Ber. 13. Okt. 1836). 


Eine andere Schwierigkeit schuf § 25 des Gesetzes, 
der zurBekämpfung der Schankstättenpacht 
den Aufenthalt jüdischer Einsassen auf dem platten Land von der 
Erwerbung eines bäuerlichen Grundstücks oder Ausübung einer 
ländlichen Dienstpflicht abhängig machte. Die Durchführung war 
oft nicht ohne Härte möglich. Beispielsweise war nicht abzusehen, 
wo die Juden aus den Dörfern bei Bromberg bleiben sollten, da die 
Stadt sie auf Grund eines alten Priwilegs (s. w. u.) nicht aufzu- 
nehmen brauchte. Flottwell gestand daher die Belassung des bis- 
herigen Verhältnisses mit der Einschränkung zu, daß bei Wohnungs- 
veränderungen die Leute in Städte gewiesen werden sollten (Verf. 
24. Nov. auf Ber. d. Reg. 30. Okt. 1835). 


Auch in der Folge lehnte der Oberprasident Aufenthalts- 
gesuche für das Land fast regelmäßig ab. Ähnlich verfuhr 
der Minister bei besonders hartnäckigen Petenten. Aber nach 
Ansicht der Behörden vermochte diese Praxis doch die mit dem 
Verbleiben jüdischer Familien in den Dörfern verknüpften Schäden 
noch nicht zu unterbinden. Durch Erlaß vom 19. Jan. 1839 forderte 
die Bromberger Regierung ihre Landräte auf, mit aller Strenge 
dafür zu sorgen, daß die Verabreichung von Spirituosen an An- 
getrunkene unter Strafe gestellt würde (10 Sgr. bis 10 Rtr.), wenn 
sie durch Gewerbetreibende erfolgte, die zu Ausschank oder Klein- 
handel mit Getränken berechtigt waren. Bei wiederholten Ver- 
stößen sollte die Konzession nicht verlängert werden. Dieser wich- 
tige Punkt mußte zu der bisher vergeblich erstrebten Verminderung 
der in den Kleinstädten und selbst auf dem Land in Überzahl vor- 
handenen, schwer kontrollierbaren Schankstätten auf ein dem 
Bedürfnis entsprechendes Maß beitragen. Besonderes Augenmerk 
wünschte die Behörde dabei auf die Juden gerichtet zu sehen, die 
alles anwandten, um beim gemeinen Mann durch direkten oder 
indirekten Kredit die Liebe zum Branntwein wach zu halten. In 
ganzen, früher durch Ordnung und Nüchternheit ausgezeichneten 
Dörfern existierten einige Jahre nach Übergang der Krugwirtschaft 
in jüdische Hände nur noch liederliche Wirte. Zur Milderung des 
Übels mußte man mit landrätlicher Hilfe bis an die Wurzel gehen, 
also am besten die Konzession bei unqualifizierten Inhabern zu- 
rücknehnien. 


Eine noch radikalere Anordnung vom 15. Sept. 1839 
verbot bei der steigenden Zahl der im Schankgewerbe tätigen 
Juden die Konzessionserteilung an solche über- 
haupt ohne ausdrückliche Genehmigung durch das Kollegium. 
Bei Anträgen sollten besonders Person und Vermögenslage des 
Bittstellers berücksichtigt werden. Bei etwaigen Exzessen wurde 
grundsätzliches Erlöschen der Schankbefugnis angeordnet. 

Als die Posener Landtage wiederholt wegen einer Beschränkung 
der Schankkonzessionen vorstellig wurden, hielt das Staatsmini- 
sterium einschnürende Bestimmungen wegen der Verabreichung 
und des Handels mit Spirituosen in der geplanten neuen Verordnung 
doch für überflüssig, da das Bedürfnis dazu rein lokal war und die 
näheren Verfügungen dem Ministerium des Inneren überlassen 
bleiben konnten. Von 6201 Schankstätten der Provinz waren 
1128 in jüdischen Händen, also beinahe 1/5. Angesichts der oft von 
den Regierungen geschilderten Nachteile sollten die Behörden 
darum angewiesen werden, neue Konzessionen in der Regel nicht 
und nur dann zu erteilen, wenn dieser Andrang beseitigt und das 
Verhältnis der jüdischen Wirte dem der Juden an der Gesamt- 
bevölkerung angenähert war. Außerdem mußte der Bewerber 
besondere Zuverlässigkeit und moralische Tüchtigkeit erhärten. 
Auch die Erlaubnis zur Führung von Gastwirtschaften in den bis 
zur 4. Steuerklasse gehörigen Ortschaften durfte bloß gegeben 
werden, wenn sich mit Gewißheit annehmen ließ, daß das Haus 
nicht als Schankwirtschaft gemißbraucht werden würde (Min. d. 
Inneren an Beurmann 31. Jan. 1846). 1'5) 

Auf diese Weise wurde ein Hauptmotiv für den Zug der Juden 
auf das Dorf stark abgeschwächt. 118) 

Auch in den Städten war die Niederlassungs- 
frage eng mit der geltenden Gewerbegesetz- 
gebung verquickt. Inden meisten Orten gab es sogenannte 
Bankgerechtigkeiten, d. h. Realgewerbeberechtigungen, 
deren Besitzern eine Widerspruchsbefugnis gegen den Gewerbe-- 
betrieb durch Nichtinhaber solcher Privilegien zustand, wobei 
sie nach Ansicht Bülows geschützt werden mußten, so lange die 
Gewerbeverhältnisse Posens keine gesetzliche Abänderung er- 
litten 2?) (an Schuckmann 18. Mai 1825). Sonach konnte sich 
ein Backer Kalischer in seiner Heimat Lissa nicht niederlassen, 


115) Vgl. hierzu auch Laubert. 234 f. 

116) Eine besondere Schwierigkeit bestand noch darin, daß 
ein Teil des Kreises Czarnikau bis 1815 zu Westpreußen gehört 
hatte, der Umzug dorthin also ministerielle Genehmigung er- 
forderte, vgl. Laubert 255. 

112) ‘Dies geschah erst durch die 3 Gesetze vom 13. Mai 1833 
über Aufhebung der Zwangs- und Bannrechte usw. 
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da ihm als Juden der Erwerb einer Bankgerechtigkeit nicht zu- 
stand, wie die Altesten des Gewerks auf eine Beschwerde Schuck- 
mann auseinandersetzten. Durch Kabinettsordre vom 2. Juni 1820 
war bestimmt, daB in den wiedererworbenen Provinzen béi Be- 
urteilung der rechtlichen Verhältnisse der Stadtkommunen nur 
auf das A. L. R. Rücksicht zu nehmen sei, das nach dem Patent 
über die Posener Justizverwaltung vom 1. März 1817 ab in der Pro- 
vinz Geltung haben sollte. Die Bittsteller machten demnach gel- 
tend, daß ihre alten Rechte von der Warschauer Regierung nicht 
aufgehoben, nach jener Ordre aber auch die preußischen Gewerbe- 
gesetze vom 2. Nov. 1810 und 17. Nov. 1811 in Posen nicht einge- 
führt seien, wo noch weiter die Gewerbeberechtigungen und Pri- 
vilegien der Zünfte wie die Bankgerechtigkeiten der städtischen 
Handwerker gelten mußten. Eine Bekanntmachung Zerbonis 
vom 30. Dez. 1815, daß durch Einführung der Gewerbefreiheit ‚an 
Gewerbeberechtigung und wohl hergebrachter Befugnis Von Privat- 
personen und Korporationen nichts geändert werden solle‘, sprach 
ebenfalls für Erhaltung der Bank- und Gewerbeberechtigten in 
den Mediatstädten im Umfang des über deren Verfassung er- 
lassenen Edikts vom 10. Aug. 1796, das den Privilegierten ihre Vor- . 
rechte zusicherte, ebenso wie den Dominien den Genuß ihrer wohl 
erworbenen Gewerbeberechtigung und die Fortdauer ihrer Kon- 
kurrenz bei Zulassung eines Bürgers oder Zunftgenossen zum 
Betrieb eines Gewerbes. Auch die Warschauer Gewerbegesetz- 
gebung war von der der alten Landesteile dadurch unterschieden, 
daB die Gewerbetreibenden weiterhin bei ihren alten Zunft- und 
Bankgerechtigkeiten geschützt wurden. Eine Bestätigung hier- 
für wurde in Runderlassen der Regierung an die Landräte vom 
10. Nov. 1818 und 30. April 1819 gefunden. Daher erhoben die 
Beteiligten gegen die Zulassung eines Freimeisters schärfsten Pro- 
test. Es waren bereits 36 Bäcker am Ort, die ihre Bankgerechtig- 
keiten bis zu 400 Rtrn. bezahlt hatten. Kalischer, der übrigens 
freiwillig gedient hatte, beabsichtigte deshalb nichts anderes, als 
sich Rechte zu verschaffen, die 36 Familien an den Bettelstab 
bringen mußten. Es wäre ein in der Provinz beispielloses Ver- 
fahren, wenn die Behörden hier den klaren gesetzlichen Vor- 
schriften zuwider und von ganz unzeitiger Neigung zur Begünsti- 
gung eines Einzelindividuums befangen mit Gewalt die Gerecht- 
same der vorhandenen Bäcker als privilegierter und ausschließ- 
licher Bankinhaber und Zunftgenossen verletzen wollten. Dieser 
kategorische Einspruch machte indessen auf Schuckmann nicht 
den leisesten Eindruck. Geheimrat Koehler hatte zwar zunächst 
am 8. Juni 1825 bei der Posener Behörde angefragt, ob sie sich 
nicht für ermächtigt halte, einzelne Ausnahmen zu machen, doch 
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am 18. Jan. 1826 entschied der Minister selbst, der Staat habe 
in den Städten des GroBherzogtums zu allen Zeiten die Befugnis 
geübt, neben den Bankberechtigten Freimeister anzusetzen. Dieses 
Recht müsse demnach als unzweifelhaft betrachtet werden, und 
da das Ministerium den Kalischer qualifiziert befunden habe, 
solle es bei seiner Ansetzung bewenden. Nun machte der Magistrat 
geltend, den Bäckern werde ihre jüdische Kundschaft entzogen 
werden, und sie fürchteten für die 12 000 Rtr., die in ihren Bänken 
steckten. Das Gewerbegesetz vom 7. Sept. 1811 spreche nur von 
einer successiven Ablösung der Bankgerechtigkeiten und es seien 
in Posen nur §§ 82—160 in Kraft getreten. Deshalb bat er, den 
Neuling wenigstens zum Kauf einer Bank anzuhalten (Eing. 
3. Juni). Auch diese Petition änderte nichts an Kalischers 
Zulassung als Freimeister in Lissa (Verf. 
20. Juni). ; 

Als die Gesetze vom 13. Mai 1833 im Gewerbe freie Bahn eröffnet 
hatten, schrieb die Verordnung vom 1. Juni den Behörden die Sorge 
dafür zu, daß jeder jüdische Knabe nach vollendeter Schulbildung 
zur Erlernung eines nützlichen Gewerbes angehalten wurde. Als 
ein Jude seinen Sohn wegen physischer Schwäche im eigenen Klein- 
handelsgeschäft zu behalten wünschte, sah die Posener Regierung 
darin eine Umgehung des Gesetzes und stellte ihm bei Androhung 
schwerer Strafe zu anderweitiger Unterbringung eine l4tägige 
Frist, die das Ministerium aber für viel zu kurz erklärte. Es schrieb 
für die Zukunft angemessene Termine vor. 


Eine gemeinsame Erscheinung in allen 
Städten war dieheftige AbneigungderChristen 
gegen die Ausbreitung des Judentums und sein 
Eindringen in ihm bisher verschlossene oder nicht benutzte Zweige 
des Berufslebens. Die Handhabe fiir diese Bestrebungen bot wieder 
die auf den ersten Blick außerordentlich fortschrittlich erschei- 
nende, in der Praxis ungemein harte Gesetzgebung des Herzog- 
tums Warschau. 


Nach Dekreten vom 16. März 1809, 5. Juli 1810 und vor 
allem 8 November 1811 waren nämlich die Juden in 
Warschau, Ptock und Fraustadt auf bestimmte 
Reviere beschränkt worden, außerhalb deren sie nur zugelassen 
wurden, wenn sie die äußeren Kennzeichen ihrer Rasse, Tracht 
und Bart, ablegten, lesen und schreiben konnten, ihre Kinder 
in öffentliche Lehranstalten schickten, Bankier, Großhändler, 
Gelehrter oder Künstler waren, eine nützliche Fabrik anlegen 
oder einen wüsten Platz bebauen wollten und ein Vermögen von 
40 000 Fl. nachwiesen. Kurz vor ToresschluB hatte darüber hinaus 
ein Ministerialreskript vom 13.April 1815 noch vor- 
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geschrieben, daB sie selbst bei Erfiillung aller dieser Bedingungen 
beim Ankauf christlicher Hauser nur konkurrieren durften, wenn 
nachweislich kein christlicher Bewerber vorhanden war, und daß 
sie in allen Städten gemäß den für die 3 genannten vorgeschrie- 
benen Modalitäten zu behandeln seien. Schuckmann wandte 
zwar am 4. Juni 1821 ein, daß obigen Ministerialverfügungen 
keine Gesetzeskraft für andere Städte beizumessen sei, aber die 
Posener Regierung machte dagegen geltend, daß die Warschauer 
Zentralbehörde sie 1812 der Posener Präfektur mit der Eröffnung 
zugefertigt hatte, die Regierung wolle die Juden nach den darin 
enthaltenen Grundsätzen behandelt wissen und ihr seien die Entwürfe 
zu entsprechenden Verordnungen einzureichen. Dies war aller- 
dings infolge der kriegerischen Verwicklungen unterblieben, aber 
da der Präfektur die Absichten des Ministeriums bekannt waren, 
hatte sie fortan die Juden danach behandelt. Dem Ministerium 
stand freilich nicht das Recht zum Erlaß von Gesetzen zu, wohl 
aber das der Belehrung über den Geist der Gesetzgebung, der 
die Präfektur nachkommen mußte. Daraus hatte sich im Posener 
Departement die vorgefundene Handhabung der Dinge entwickelt, 
die nach 1815 aufrecht erhalten wurde. Nur an einigen Orten 
(Posen, Rogasen) waren die Schranken, mitunter infolge großer 
Brände, niedergelegt worden. 


Im Regierungsbezirk Bromberg hingegen hatte 
man von diesen dort nie publizierten Neuerungen keine Notiz 
genommen, und es bestand bloß in Chodziesen ein nicht mehr be- 
achtetes Judenviertel. Die Regierung erteilte deshalb allen Juden 
den Konsens zum Hausankauf gegen eine ihren Vermögensver- 
hältnissen entsprechende Jahreszahlung an die Kämmereikasse. 
Schuckmann begnügte sich auf ihre Darlegung mit der Erwide- 
rung, daß sie mehrere Abweichungen von den Voraussetzungen 
aufweise, die den Verhandlungen des Staatsministeriums 1822/23 
zu Grunde gelegen hatten, die wiederum als Anhaltspunkt für die 
den Ständen zu machenden Eröffnungen dienen sollten. Auch war 
das von Schuckmann am 8. März 1821 für unerheblich erklärte 
Ablegen der jüdischen Tracht unter den Posener Verhältnissen 
von großer Bedeutung als der erste, mithin schwerste Schritt des 
polnischen Juden zur Kultur, den er nur nach langem Schwanken 
zu vollziehen pflegte. Hatte er diese Grenzscheide überschritten, 
so reihte er sich gleich einer anderen, höheren Menschenklasse 
an und durchlief nach täglicher Beobachtung schnell die übrigen 
Bildungsstufen, um sich ihr völlig anzupassen (Polemik der Po- 
sener Regierung I. gegen Schuckmann, der am 2. Jan. 1821 die 
Genehmigung zum Ankauf eines christlichen Hauses in Lissa ver- 
fügte, „da es unter den angeführten Umständen zu dessen Ver- 


weigerung an erheblichen Beweggründen fehlt‘.) Die Regierung 
hatte am 11. Febr. 1820 ihren verneinenden Bescheid mit der 
Ordre vom 8. Febr. 1818 (vgl. S. 123) begründet, die bis auf weiteres 
die Aufrechterhaltung der alten, damals in Berlin eingehend dar- 
gelegten Verfassung vorschrieb. Da der Bittsteller kein Vermögen 
von 40 000 Fl. besaß und einen Bart trug, bestand also die Konsens- 
verweigerung zu recht, und um nicht zahlreiche Exemplifikationen 
hervorzurufen, wurde das Ministerium um Billigung dieses Stand- 
punktes gebeten. Es erklärte jedoch, daß es, da noch unentschieden 
war, inwieweit die Warschauer Dekrete wegen der Judenviertel 
mit gesetzlicher Wirkung auf die übrigen Städte übertragen werden 
konnten, um so mehr Anstand nehmen müsse, darauf gestützt 
den Konsens abzulehnen, weil weder das Gemeinwesen noch ein 
Einzelindividuum dadurch benachteiligt werden könne (Verf. 
27. Febr. 1821). Eine gleiche Entscheidung erfolgte in einem 
anderen Fall am 8. März 1822, obwohl auch hier die Regierung 
den Käufer als unqualifiziert bezeichnete. Endlich war für die 
Stadt Posen am 5. Juli 181! en Sonderstatut er- 
gangen, das wie die übrigen Anordnungen in Wahrheit freilich 
nur eine Beschleunigung in der Zivilisation des Judentunis be- 
absichtigte, nach deren Eintritt seine unbedingte Teilnahme an 
allen Staatsbürgerrechten geplant war (Ber. d. Posener Reg. I. 
28. April 1825). 

Aus diesen Erörterungen geht bereits wieder die gänzliche 
Unklarheit der Rechtslage hervor. Sie wurde durch die indivi- 
duelle Behandlung der zur Sprache kommenden Spezialfälle noch 
komplizierter. Zunächst nahmen diejenigen Orte eine 
Sonderstellung ein, die sich unter Berufung 
auf lokale Privilegien gegen jüdischen Zu- 
zug überhaupt zu sperren oder ihn zu be- 
schränken versuchten: Punitz, Bromberg und 
Schneidemühl!!%). Wie störend dieses Privilegium de non 
tolerandis judaeis war, zeigt das Beispiel des kleinen Punitz, 
dessen Magistrat den Propinationspächter des Mycielskischen Do- 
miniums Wydowo kurzerhand mit Gewalt aus der Stadt werfen lieB. 

In Schneidemühl beschwerten sich 1816 Magistrat 
und Stadtrat über den Ankauf christlicher Häuser und Grund- 
stücke durch Juden und wandten sich, abgewiesen, an Zerboni, 
um von ihm zu erfahren, daß nach einer Ministerialentscheidung 
(s. w. u. unter Fraustadt) auf veraltete Exklusivbestimmungen 
einzelner Orte nicht mehr zurückgegriffen werden sollte. Zur 


us) Für Punitz und Bromberg ausführlich bei Laubert: 
Die letzten stadt. Privilegiende non tolerandis judaeis in d. Prov. 
Posen. Zschr. 1906. Hier werden nur Ergänzungen gegeben. 
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Sicherheit fragte die Regierung aber am 18. April 1817 beim Mi- 
nisterium an, ob die seit einem Brande eingefiihrte, doch bereits 
durchlöcherte Aufenthaltsbeschrankung noch als gültig zu be- 
trachten sei? Schuckmann erwiderte (20. Mai), daß bis zum Er- 
laß der allgemeinen Ordnung Einzelfälle, wo die Anträge der Juden 
mit den Ansprüchen der Kommunen und den bisherigen Verhält- 
nissen in Widerspruch traten, durch besondere Anfrage geklärt 
werden sollten, ,,da sich für einen solchen interimistischen Zu- 
stand nicht füglich allgemeine, erschöpfende Grundsätze angeben 
lassen“. Er gestand also selbst das Fehlen bestimmter Richt- 
linien zu und erklärte am 4. Juli den Protest der Schneidefntihler 
Bürgerschaft für gerechtfertigt, da hier einem Juden ohne preu- 
Bisches Staatsbürgerrecht der Ankauf christlicher Häuser nicht 
gestattet werden konnte. Die Regierung I entgegnete aber, daß 
nach der alten Praxis im Netzegau den Israeliten nur der Erwerb 
gewisser Grundstücksarten verboten gewesen sei (vgl. S. 125), 
während im vorliegenden Fall nur das Sonderprivileg der Stadt 
der Bewilligung entgegenstand (26. Sept.) Trotzdem verblieb es 
bei der Ablehnung. 1830 erlaubte das Ministerium nach Vorschlag 
der Regierung dann auch einem Juden den Erwerb eines christ- 
lichen Grundstücks, ohne daß er sich darin niederlassen wollte. 
Schon vorher hatte das Kollegium in seinem zusammenfassenden 
Bericht an Baumann bemerkt (11. Okt. 1825), daß lediglich 
Schneidemühl nach altem Vorrecht die Juden auf gewisse Quar- 
tiere beschränken dürfe, das Ersuchen um dessen Erneuerung 
aber abgewiesen sei, weil dgl. Intoleranzvorrechte schon durch 
eine Immediatdeklaration vom 6. Febr. 1802 außer Kraft gesetzt 
waren und die Warschauer Vorschriften sie nicht erneuert hatten. 
Dagegen wurden bei der Erwerbung von Häusern nach einer vor 
1807 herrschenden Observanz noch Einschränkungen beobachtet, 
wie die Verpflichtung, einen Konsens zu lösen und eine jährliche 
Abgabe an die Kämmerei zu entrichten. Noch eingehender be- 
handelte sie diese Frage in dem Verwaltungsbericht an Brenn 
für 1831 (12. Febr. 1832). Die neben dem landespolizeilichen 
Konsens auferlegte Abgabe war in den später eingegangenen, 
zur Zahlung von Bauhilfsgeldern bestimmten Baufonds geflossen 
und nachher gewöhnlich in Höhe von 1—3 Rtrn. als s. g. Käm- 
mereikanon in die Kämmereikasse abgeführt worden. Dieses 
Verfahren wurde im Hzgt. Warschau sowie nach 1815 beibehalten. 


Indem seit 1818 mit der Städteordnung beliehenen Brom- 
berg endlich wurde angenommen, daß Juden, obgleich sie nach 
$ 19 jener den im Provinzial- und Ortsbereich geltenden Beschrän- 
kungen beim Gewerbebetrieb und sonstigen mit Erlangung des 
städtischen Bürgerrechts für Christen verbundenen .Befugnissen 
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unterworfen blieben, und wiewohl sie anderwärts nicht zum Bürger- 
recht zugelassen wurden, doch hier zu dessen Gewinnung nicht 
bloß in den durch $ 23 der Städteordnung vorgeschriebenen Fällen 
verpflichtet, sondern auch unter übrigens gleichen Voraussetzungen 
ebenso wie die christlichen Staatsbürger dazu berechtigt waren. 
Dieser Grundsatz war nach einem Reskript an die Regierung von 
Pommern vom 27. Febr. 1809 adoptiert worden und wurde auch 
in Ostpreußen befolgt, wo schon vor dem Edikt von 1812 Juden 
bei Erwerbung des städtischen Bürgerrechts zu Kommunalamtern 
zugelassen worden waren. Auf eine Vorstellung des Magistrats 
zu Bromberg war aber unter dem 3. Mai 1831 entschieden worden, 
daß es, wenn im Großherzogtum Posen Juden zur Gewinnung 
des Bürgerrechts überhaupt nicht fähig waren, dem $ 19 der Städte- 
ordnung widerspreche, wenn sie nach deren Einführung solches 
in Bromberg gewinnen konnten, ohne daß der Magistrat deshalb 
befugt war, sie vom Betrieb der ihnen erlaubten Gewerbe oder 
von Grundbesitz auszuschließen, die dazu benötigte Staats- 
konzession vorausgesetzt. Für die Folge mußte somit ihre Be- 
handlung in bezug auf das städtische Gemeinwesen einer Inkon- 
sequenz unterliegen. 


Die Bürgerschaft der ziemlich judenireien Stadt hatte 
doch schon ineiner Eingabean Hardenberg vom9. März 
1816 die Überschwemmung des Landes mit Israeliten beklagt, 
die sich infolge des Warschauer Systems mehr Rechte und Frei- 
heiten als anderwärts hatten verschaffen können, was eine Un- 
menge ihrer Glaubensgenossen aus Rußland und Österreich herbei- 
zog. Allerdings war bereits die Überzeugung durchgedrungen, 
daß man ihnen nur einen Teil der Bürgerrechte gewähren dürfe 
und durch mehrere Verordnungen einer völligen Unterdrückung 
der Christen vorgebeugt. Es war aber sehr natürlich, daß sie sich 
während der provisorischen russischen Verwaltung (1813—15) 
weiter ausgchreitet hatten in der Hoffnung auf noch größere ge- 
werbliche Vorteile unter dem preußischen Edikt von 1812. Brom- 
berg hatte 1806 nur 3 jüdische Familien beherbergt, jetzt gab es 
schon an 400 Seelen, die alle von Handel und eintraglichen Ge- 
werben lebten. Wohl kein Land der Erde war so wie Posen von 
nur Handel treibenden Juden überflutet. Deshalb glaubten die 
Bittsteller im Namen sämtlicher christlichen Einwohner des De- 
partements scharfen Protest gegen die Einführung jenes Edikts 
erheben zu dürfen, wogegen den Israeliten ‚nur unter gewissen 
Einschränkungen und Bedingungen der Ankauf von Häusern... 
gestattet werden möge“, denn sonst mußten Christen, um nicht 
sich und ihre Familien an den Bettelstab zu bringen, den Staat 
und ihre Mitbürger nach jüdischer Art hintergehen. Sie erreichten 
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dann auch, daB das Ministerium des Inneren der Regierung am 2. Aug. 
1816 eröffnete, Hardenbergs Verfügung vom 17. März 1816, wonach 
Thorn jedem Juden ohne preußisches Staatsbürgerrecht die Auf- 
nahme verweigern dürfe, sollte auch für Bromberg gelten. Ein die 
Übersiedlung aus Nakel nachsuchender Bittsteller wurde dahin be- 
schieden, daß er die weiteren Verfügungen abzuwarten habe. 

Noch 1844 wurde gemäß einer Kabinettsordre vom 8. Juni 1834 
verfahren, die auch nach Erlaß des Gesetzes von 1833 die 
Zuwanderung jüdischer Elemente daselbst von der ministeriellen 
Erlaubnis abhängig machte. 19) Am 28. Sept. beschwerte sich 
der Getreidehändler Neumann aus Inowrazlaw bei Arnim darüber, 
daB ihm die Übersiedlung verboten worden war. Der Graf be- 
merkte, daß der Widerspruch der Stadtverordneten nur das In- 
teresse der städtischen Gewerbetreibenden berücksichtige, während 
auch der Vorteil der Landwirtschaft in Betracht komme (an Beur- 
mann 10. Februar 1845). Eine gleiche Klage erhob Kaufmann 
Leyser aus Schulitz. Die Regierung war wenig geneigt, die Bitt- 
steller zu begünstigen. Ihr schienen genug Getreidehandler am 
Ort zu sein. Auch hatten die Ordres vom 30. Sept. 1830, die den 
städtischen Behörden ein völliges Niederlassungsverbot zubilligte, 
und 8. Juni 1834 weder eine Verminderung der jüdischen Be- 
völkerung noch der Gewerbetreibenden zur Folge gehabt. Die 
Einwohnerzahl war 1834—43 von 7119 auf 8878, die der Juden 
von 462 auf 482 gewachsen (Abt. d. Inneren an Beurmann 1. Mai 
1845). Nur der humaneren Gesinnung Beurmanns, der die Ge- 
suche nach mündlicher Rücksprache mit dem Regierungspräsi- 
denten Frhrn. v. Schleinitz befürwortete (an Arnim 28. Juni), 
mögen die Bittsteller die Bewilligung ihres Anliegens zu verdanken 
gehabt haben, worüber die Oberpräsidialakten keine Auskunft 
erteilen. 1) Die Kanonfrage!?l) schnitt allgemein eine Be- 


ne) Sogar nach dem Gesetz von 1847 versuchte der Magistrat, 
jetzt jedoch vergeblich, sein Widerspruchsrecht geltend zu machen. 

12) Einzelheiten über Niederlassungsversuche in den 30er 
Jahren bei Herzberg: Gesch. d. Juden in Bromberg. Frankfurt 
a. M. 1903. 38 ff. Ä 

121) Die zu südpreußischer Zeit aufgekommene Abgabe des 
Kämmereikanons wurde übrigens nicht bloß von 
jüdischen, sondern auch von allen nicht zünfti- 
gen Gewerbetreibenden erhoben und bis zum 1. Juni 
1812 (kgl. Dekret vom 23. Dez. 1811, Laube IV, 70) im Herzogtum 
Warschau beibehalten. Sie darf aber nicht mit der Steuer vom 
Hausbesitz verwechselt werden. Als Ersatz wurde damals den 
Kammereikassen je nach Größe und Leistungsfähigketi der Orte 
l/a bis 1, der in ihnen aufkommenden neuen Gewerbepatentsteuer 
überwiesen, deren Einführung wegen ihrer unüberwindlichen 
Schwierigkeiten vor beendeter Regulierung durch Verfügung 
vom ı. Febr. 1814 wieder aufgehoben ward. Die Rückstände sollten 
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schwerde der jüdischen Hausbesitzer zu Chodziesen bei Flottwell 
über ihre Heranziehung zu Beiträgen für die christliche Schule 
und die Kämmerei abermals an. Die Regierung verwies 


indessen bei den nicht zu hart mitgenommenen Zensiten einge- 
trieben werden, was einen Zustand völliger Ungewißheit schuf. 
Später verordnete Zerboni die Einziehung des Kanons für 1814/15, 
weil nach Fortfall der staatlichen Gewerbeabgabe die Gemeinden 
wieder das Erhebungsrecht an den nur mit Rücksicht auf jene 
beseitigten Kommunalsteuern erlangt hatten. Dagegen lehnte 
er die Beitreibung älterer Reste wegen der damit verbundenen 
weitschichtigen Ermittelungsverfahren ab (Verf. 2. Okt. 1815). 
Da jedoch nach den Prafekturakten auch für jene Periode die 
Tabakfabrikanten thre Verpflichtungen erfüllt hatten, gestattete 
er durch Erlaß vom ro. Febr. 1816 dann doch auch die Einziehung 
von allen anderen Kategorien, was die Minister bis zum Ergehen 
anderweitiger allgemeiner Bestimmungen billigten. Daher erfolgte 
zunächst die Forterhebung, doch ohne feste Grundsätze Nach 
einer Untersuchung der II. Abteilung des Posener Regierungs- 
kollegiums verfuhren die Magistrate gänzlich willkürlich. Da 
jeder Gewerbetreibende vor seiner Niederlassung sich bei der 
Konsenserteilung protokollarisch verpflichten mußte, unbeschadet 
der in den Mediatstadten an die Dominien zu entrichtenden Ge- 
werbeabgabe den Kanon aufzubringen, wurde im Interesse der 
Kämmereirevenuen ein unleidlicher Druck ausgeübt. Die Be- 
mühung der Behörde, infolge zahlreicher Beschwerden eine feste 
Norm zu schaffen, hatten geringen Erfolg. Der doppelte Wunsch, 
die Leidtragenden von einer unbilligen Last und sich von be- 
schwerlicher Schreibarbeit zu befreien, bewog das Kollegium, ım 
Einklang mit der von den Ministerien in Aussicht gestellten Neu- 
regulierung, in seinem Bezirk vom ı. Jan. 1821 ab den Kanon auf- 
zuheben, da nach den damals ergehenden allgemeinen Steuer- 
gesetzen in der Tat Handel und Gewerbe neben den landesherr- 
lichen Abgaben nicht durch städtische belastet werden sollten. 
(Ges. vom 8. Febr. 1819. §§ ı u. 3u. Ges. vom 30. Mai 1820, § 1, lit. f). 
Den Städten war dafür ein Zuschlag zur Mahl- und Schlacht-, 
bzw. Klassensteuer eingeräumt worden (Ges. vom 30. Mai 1820, 
$ 13). Daraus mußte der entstandene Ausfall gedeckt werden 
(Reg. Abt. d. Inneren an Baumann 3. Mai 1827). Im Gegensatz 
hierzu ließ man in Bromberg den Kanon fortbestehen, was zu einer 
Beschwerde der Moses u. Gen. in Margonin an Schuckmann führte 
(18. Nov. 1826), die auch hier mit der Aufhebung seitens des mit 
der Bescheidung beauftragten Oberpräsidenten endigte (ab ı. Jan. 
1828 durch Reskr. 2. Juli 1827). Die nun unverzüglich einlaufen- 
den Beschwerden der Stadtbehörden (Chodziesen, Inowrazlaw, 
Bartschin) verfielen sämtlich der Ablehnung. Am hartnäckigsten 
waren die Bartschiner, die zuletzt ohne Erfolg den Weg zum Thron 
suchten (Kab.-Ordre 16. Aug. 1828). An den einheitlichen Ver- 
waltungsnormen Preußens zerschellten auch im Posenschen die 
buntscheckigen Uberbleibsel einer versunkenen Zeit, obwohl es 
sich die Bromberger Regierung nicht versagen konnte, in ihrem 
Verwaltungsbericht für 1527 (vom 29. Febr. 1828) an Schuckmann 
bedauernd zu betonen, daß die fast durchgehend nur schlecht 
dotierten Kämmereien damit einen nicht unbeträchtlichen Teil 
ihrer bisherigen Einnahmen verlören (Nach Op. NVI. A. 23). 
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auf die Observanz dieses nicht bloß dort üblichen Verfahrens. 
Es bestand zwar am Ort eine getrennte jüdische Unterrichtsanstalt, 
aber durch ihre Konsense zum Grundstückserwerb waren die 
Israeliten ausdrücklich verpflichtet worden, auch für die christ- 
liche Schule Zahlungen zu leisten (an Flottwell 22. Februar). Bei 
einer Beratung in Posener Kollegium stellte sich nun heraus, daß 
in beiden Departements ein abweichendes Verhalten beobachtet 
wurde. In Posen wurden die Juden nicht zur Entrichtung eines 
Kanons verpflichtet, sondern entsprechend den Verordnungen 
des Hzgts. Warschau darauf gehalten, daß sie beim Hauskauf die 
vorgeschriebenen Bedingungen erfüllten und die auf dem Grund- 
stück haftenden Kirchen- und Schullasten übernahmen. Die 
Schwesterregierung leitete die von ihr den jüdischen Hauseigen- 
tümern auferlegte Belastung aus den älteren Provinzialverfassungen 
für Westpreußen her, besonders aus der dort gültig gewesenen 
Immediatdeklaration vom 4. Juli 1763. Diese war aber nicht mehr 
in Geltung. Durch das Warschauer transitorische "Gesetz vom 
10. Okt. 1809 wurde die Kraft und Autorität aller älteren Gesetze 
aufgehoben. Freilich mußten die Juden noch einen Konsens bei- 
bringen, doch ohne besondere Lasten zu übernehmen. Der im 
Brombergschen bestehen gebliebene Kämmereikanon war ge- 
setzlich danach nicht zu rechtfertigen und hatte noch weniger 
die Billigkeit für sich. Nach dem Gesetz vom 30. Aug. 1816 (G. S. 
Nr. 311) lagen den jüdischen Hausbesitzern ohnehin alle 
Kommunal-, Kirchen- und Schullasten der christlichen Einwohner 
ob, was deshalb als Härte erschien, weil man das Prinzip der Kom- 
munalschulen verlassen und dafür Konfessionsschulen eingeführt 
hatte. Ausserdem mussten sie die zum Ankaufskonsens erforder- 
lichen Stempel- und Sportelgebühren tragen und sich den mit 
dem Qualifikationsnachweis verbundenen Belästigungen unter- 
ziehen, ,,so daß die noch hinzutretende Auflegung eines Kämmerei- 
kanons als drückend und als eine nicht zu rechtfertigende Speku- 
lation, die allgemeinen städtischen Bedürfnisse einer ohnehin 
schon in finanzieller Hinsicht ungünstiger behandelten Klasse 
der Einwohner zu gunsten der übrigen allein aufzuwälzen, erscheint‘“. 
Hiernach konnte Flottwell Brenn nur die Beseitigung der Ab- 
gabe anheimstellen (Ber. 24. März 1831). Der Minister befahl 
in der Tat die Aufhebung des Kanons, während ent- 
gegenstehende Zweifel für die Vergangenheit richterlicher Ent- 
scheidung unterliegen sollten (an Reg. Bromberg 7. April). In 
der Folge entstanden jedoch neue Schwierigkeiten durch zahl- 
reiche Beschwerden, wie aus Lobsens, wo man aus dem Gesetz 
von 1833 eine Befreiung nicht glaubte herleiten zu können (Er- 
laß 10. März 1835). Auf andere Klagen erwiderte Flottwell, daß 
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bei Kommunalschulen die Juden beisteuern müßten. Unterhielten 
sie außerdem noch eine eigene Schule, so war das ihre Sache. Nur 
wenn ihnen die erstere verschlossen war und sie, womöglich auf 
Regierungsverfügung hin, ihre eigene Lehranstalt einrichten 
mußten, waren sie von Beiträgen für die Kommunalinstitute be- 
freit (ebenso Altenstein an Reg.. Bromberg 1. Sept. 1835). Aber 
dann lief eine Beschwerde aus Gnesen ein, bei deren Beurteilung 
das Bromberger Kollegium sich darauf stützte, daß die christ- 
lichen Elementarschulen integrierende Bestandteile der christ- 
lichen Kirchen bildeten, also aus Gesetz vom 30. Aug. 1816 $ 5 eine 
allgemeine Verpflichtung jüdischer Hausacquirenten hergeleitet 
werden könne, die von ihren Vorbesitzern entrichteten Beträge 
für die Schulen fortzuzahlen. Flottwell und die Posener Regierung 
erlkärten sich aber dagegen, weil der Zusammenhang zwischen 
Kirche und Schule kein historischer, sondern ein des beiderseitigen 
Interesses wegen herbeigeführter war. Das angezogene Gesetz 
war also nur anwendbar, wo die Anstalt von den Kirchen be- 
gründet, aus ihnen hervorgegangen war. In der Regel handelte 
es sich aber um Kommunalinstitute, zu denen die Juden nur bei- 
tragen mußten, wenn sie dort Zulassung zu fordern berechtigt 
waren (an Altenstein 22. Okt.). Der Freiherr war mit dieser Auf- 
fassung einverstanden. Von den Wegen, die der Oberprasident 
angegeben hatte, um hie und da eine Uberschwemmung christ- 
licher Schulen durch die Juden zu verhindern, wollte er aber bloß 
den Grundsatz festgehalten wissen, „daß jeder Konfession immer 
womöglich ihre eigene Schule geschaffen werde‘. Die Beurteilung 
des Vorhandenseins dieser Möglichkeit wurde zweckmäßig an 
gewisse gesetzliche Normen angeknüpft, was indessen eng mit 
der Art der Aufbringung der Bedürfnisse für die Volksschulen zu 
sammenhing und den Beratungen über die zu erwartende Provinzial- 
schulordnung vorbehalten bleiben mußte (Verf. vom 9. Dez. 1835). 


Auf Anfrage des Kultusministers Eichhorn legte die Bromberger 
Regierung ihr Verfahren in einem Bericht an Oberpräsident Grafen 
Arnim vom 3. Juni 1841 nochmals dar. Die Heranziehung jüdischer 
Einwohner zu den städtischen Lasten war danach bisher in der 
Weise gehandhabt worden, daß nur die Grundeigentümer zu den 
kirchlichen Abgaben der Religionspartei des Vorbesitzers bei- 
trugen, doch ohne Stolgebiihren. Sie erfolgte ohne Rücksicht 
auf sonstiges Vermögen nur nach Maßgabe der Immobilien. Bei 
dieser mit den Gesetzen von 1816 und 1833 übereinstimmenden 
Behandlung hatte es bis auf wenige Reklamationen keine An- 
stände gegeben. Im Departement Posen wurde die Frage zuerst 
für die Kirche in Meseritz erörtert und durch Ministerialverfügung 
vom 15. Okt. 1829 die Befreiung jüdischer Hausbesitzer von Bei- 
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trägen für ihre Grundstücke ausgesprochen. Erst 1836 ging man 
nach dem Gesetz von 1833 zurück auf die Bestimmungen von 1816. 
Jetzt verordnete das Ministerium am 23. Nov., daß hiernach Juden 
als ansässige Dorf- und Stadtgemeindemitglieder von ihren Grund- 
stücken gleich christlichen Besitzern zur Erhaltung der Kirchen- 
systeme auch im Großherzogtum beizutragen hätten, ohne Rück- 
sicht auf etwaige frühere Acquisition des Grundstücks (A. B. 1837 
Nr. 5, S. 65). Meistens standen s. g. Quartalgelder für evange- 
lische Kirchen in Frage. Mit Kirchenbaubeiträgen wurden die 
Juden für gewöhnlich verschont und nur zu Unterhaltungskosten, 
also Grundabgaben, herangezogen, während erstere in der Mehr- 
zahl persönliche Lasten darstellten. In dieser durch eine Beschwerde 
aus Rogasen ins Rollen gelangten Erörterung entschied Eichhorn 
(an Arnim 25. Febr. 1842), daß die Beitragspflicht zu recht be- 
stehe für alle kirchlichen Lasten,.die nach den Grundstücken oder 
dem Grundsteuerertrag umgelegt wurden, nicht bloß für die im 
strengen Sinn dinglichen Abgaben. Rochow und Eichhorn machten 
dem Oberprasidenten am 11. Nov. endlich noch bemerklich, daß 
man es in letzter Zeit als kränkend für die Juden empfunden habe, 
wenn sie ihre Beiträge direkt an die ihnen fremden Kirchenempfänger 
zahlen und etwaige Hand- und Spanndienste bei Kirchenbauten 
in Person leisten mußten. Deshalb bestimmte eine Kabinettsordre 
vom I. Okt., daß für eine Einziehung der Geldbeträge durch die 
Kommunalbehörden gesorgt und ebenso eine Ablösung von Na- 
turaldiensten durch ein Geldäquivalent gestattet werden sollte, 
was dann in den Einzelheiten des längeren erörtert wurde (zuletzt 
Eichhorn-Arnim als Minister d. Inneren an d. Oberpräsidenten 
6. Sept. 1842). : 


Bei dem Kanon lag die Schwierigkeit in Wahrheit auch in 
der allmählichen Umwandlung einer zunächst persönlichen Last 
in eine dingliche, an dem Grundstück haftende und sogar häufig 
in das Hypothekenbuch eingetragene und nachher auch auf christ- 
liche Einwohner übergehende. Die Billigkeit erforderte daher 
doch ihre unbedingte Ablösung (Arnim an Mühler 11. Nov. 1842). 
Auch die Oberlandesgerichte waren verschiedener Auffassung, 
da das zu Bromberg den .Kanon löschen wollte, das zu Posen 
nicht. 1844 gab eine Beschwerde von Hausbesitzern in Inowrazlaw 
aber den Anstoß zur Herbeiführung einer endgültigen Klärung. 
Auf Bericht beider Minister vom 23. Jan. entschied der König ihrem 
Antrag gemäß, daß der Kanon als Abgabe persönlicher Natur 
in Fortfall kommen, als solche dinglicher in Kraft bleiben müsse 
und die Regelung in Einzelfällen Sache der Gerichte sei, zumal 
er seit dem Gesetz von 1833 oft nicht einmal mehr erhoben worden 
war, wo er nicht auf ein Grundstück eingetragen stand. 
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Finanzielle Beweggründe führten auch die Beschwerde 
des Fürsten Sułkowski als Erbherrn von Lissa an Flott- 
well vom 24. Sept. 1831 darüber herbei, daß die Juden, da ihnen 
die Erwerbung christlicher Häuser noch nicht gestattet war, sich 
namentlich in seinem Ort veranlaßt gefunden hatten, christliche 
Grundstücke durch antichretische Pfandkontrakte auf 30 und 
mehr Jahre und eigentlich auf immer an sich zu bringen, indem 
die Vertragsbedingungen so gefaßt waren, dab es den Pfandver- 
leihern unmöglich wurde, ihr Eigentum wieder zu erlangen. Diese 
Gesetzumgehung wurde noch dahin ausgebaut, daß der Pfand- 
besitzer seine Rechte weiter abtrat, so daB oft ein Grundstück 
auf den Namen des vielleicht gar nicht mehr lebenden 1. christ- 
lichen Eigentümers im Hypothekenbuch eingetragen blieb, sich 
aber in 3. oder 4. Hand befand. Dadurch wurden die Rechte der 
Verwaltungsbehörden, nämlich der Erteilung des Konsenses, des 
Steuerfiskus — die Stempelabgabe von 1°, beim Kaufkontrakt — 
und des Dominiums — die Laudemiengefalle — geschmalert, denn 
bei dem den Kaufvertrag vertretenden antichretischen Pfand- 
vertrag wurden nur Stempelbogen zu 15 Sgr. verwendet. Flott- 
well verwies demgegenüber auf die Möglichkeit, dem Mißbrauch 
solcher Verträge dadurch vorzubeugen, daß die Ortsbehörden nicht 
dazu geeigneten Juden das Bewohnen dieser christlichen Häuser 
untersagten. Er griff also auf ein früher verworfenes Auskunfts- 
mittel zurück und versprach, daß auf seine Veranlassung die Re- 
gierung die Lokalinstanzen auf diese Befugnis aufmerksam machen 
werde. Außerdem war mit dem Ende des Mißbrauchs zu rechnen, 
weil in dem bevorstehenden Gesetz verordnet war, daß zu anti- 
chretischen Pfandkontrakten über ländliche und städtische Grund- 
stücke der Konsens der Verwaltungsorgane eingeholt werden mußte 
(Schr. 8. Okt.). Der Oberpräsident stützte sich hei dieser Entschei- 
dung auf die die Nichtanwendung des Edikts von 1812 auf die neuen Pro- 
vinzen aussprechende Kabinettsordre vom 8. August 1830 (G.-S.154). 


Am 13. Sept. 1834 fand sich Sułkowski jedoch zu einer 
ferneren Beschwerde veranlaßt, weil zwar die auf den 
städtischen Grundstücken Lissas haftende Laudemien- 
abgabe von 2°, der Kaufsmme durch das Gesetz vom 1. Juni 
1833 nicht abgelöst war, sondern als Grundzins betrachtet werden 
mußte, doch seit Einführung der Städteordnung und jenem Ge- 
setz er die Gefälle nicht mehr erheben konnte, da ihm von Ver- 
käufen keine Nachricht zuging. Auch bei Übernahme von Häusern 
in antichretischen Pfandbesitz erfolgte die Zuschreibung ohne 
Mitteilung an den Grundherrn, welchem Ubelstand er durch An- 
weisung an die Gerichte begegnet sehen wollte, was Flottwell als 
unausführbar ablehnte (Schr. 21. Sept.). 
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Die Sonderstellung Fraustadts kam zum Aus- 
druck in einer Beschwerde der christlichen Einwohner von 1815, 
weil die Juden, nach einer großen Feuersbrunst in ihrem Viertel 
am 28. Aug. 1801 auch in der Neustadt geduldet, sich dort mehr 
und mehr ausbreiteten und sogar Häuser erwarben unter Ver- 
nachlässigung des Retablissements in ihrem eigentlichen Quar- 
tier, obschon ihnen nur für 3 Jahre Gastfreundschaft gewährt 
worden war. Ein hzgl. Warschauer Dekret vom 5. Juli 1810 hatte ` 
die Räumungsfrist nur bis zum 29. Sept. 1811 verlängert, aber 
infolge der Kriegsunruhen und Nichtauszahlung der Bauhilfs- 
gelder hatte sich auch dieser Zeitpunkt nicht einhalten lassen. 
In preußischer Zeit war ursprünglich der 29. September 1817 
festgelegt worden und anfangs hatte sich Zerboni für dessen Wahr- 
nehmung eingesetzt und betont, daß zum Häuserankauf in der 
Altstadt den Juden kein Recht zustand, abgesehen von zwei vom 
höchsten Warschauer Rat gemachten Ausnahmen (an Schuck- 
mann 16. Nov. 1815). Der Minister erwiderte aber 
a m 29., er könne über die Behandlung der Sache in den polnischen 
Gebieten, die ‚allerdings ihre besondere Eigentümlichkeit hat‘, 
erst nach Eingang des erforderten Oberpräsidialgutachtens all- 
gemeine Entscheidungen treffen oder beim König extrahieren, doch 
sei sovielgewiß, daß auf die antiquierten Be- 
stimmungen nicht zurückgegriffen werden 
könne, wonach in einzelnen Orten die Juden nurin 
gewissen Straßen und Viertelnwohnen durften. 
Wo solche Leute saßen und bleiben mußten, konnten sie ihren 
Wohnsitz ebenso gut in dem einen wie anderen Teil der Stadt 
nehmen. Um so weniger durfte also jetzt noch von Einschränkungen 
dieses Gesichtspunktes die Rede sein oder den Israeliten bei öffent- 
lichen Lizitationen von Grundstücken der ehemals judenfreien 
Stadtteile die Bietungsfähigkeit abgesprochen werden. 


Am 2. Juni 1818 bat dann die Judenschaft, Zerboni 
möge den seit 1801 in der Altstadt untergebrachten 40 Familien 
dort den ferneren Aufenthalt gestatten. Der Räumungstermin 
war inzwischen bis vorläufig Michaelis 1818 ohnehin verlängert 
worden, eine Unterbringung in der Neustadt angeblich nicht 
möglich, ebenso wenig bei der großen Armut der Leute ein Wieder- 
aufbau ihrer dortigen Häuser und endlich die Verleihung be- 
schränkter bürgerlicher Rechte zu erhoffen, so daß bis dahin ihr 
Verbleiben wohl erlaubt werden könne. Auf Vorschlag des Ober- 
präsidenten gewährte Schuckmann die Bitte mit Rücksicht auf 
die damals noch als nahe bevorstehend betrachtete Regulie- 
rung der Posener Gesetzgebung (Erl. 23. Juni 
auf Bericht 13. Juni). 


170 


In Wahrheit wollte der Minister die Sache also bis zu dieser 
auf sich beruhen lassen, was die Juden benutzten, um sich in allen 
Stadtteilen noch fester einzunisten (Gutachten Baumanns für 
den Landtag, an Schuckmann übersandt 19. Aug. 1826). Als 
dann aber die Ordre v. 8. Aug. 1830 die Fortdauer des vorgefundenen 
Zustandes bis zur wirklichen Neuregelung vorschrieb, hielt der 
Magistrat dasReskript vom 23. Juni 1818 für aufgehoben und ver- 
ordnete die Freimachung der Altstadt bis zum 1. Okt. 1831. Die 
Posener Regierung focht dieses Vorgehen als unbefugt an, stellte 
aber dem Ministerium die Entscheidung anheim. Dieses trat 
ihrer Auffassung für so lange bei, bis der Magistrat das Juden- 
viertel auf Stadtkosten aufbauen ließ, wozu natürlich keine Aus- 
sicht vorhanden war. 


Schuckmanns Bestimmung, daß unabhängig von der spä- 
teren Gestaltung der Dinge auf die antiquierten Anordnungen 
zur Einpferchung der Juden in einzelnen Orten oder Bezirken 
nicht zurückgegriffen werden sollte, trug der Posener Regierung 
so viele Reklamationen christlicher Bürger ein, 
daß sie sich am 2. Mai 1816 zu Vorstellungen bei dem Minister 
genötigt sah. Bisher war ihr keine Stadt bekannt geworden, deren 
Privilegien, Stiftungsurkunde u. dgl. aussprachen, daß in ihr kein 
Jude wohnen durfte (Punitz!), aber umgekehrt gab es auch fast 
keine, für die nicht bestimmt war, daß die Juden nur einzelne 
Reviere beziehen und namentlich kein Haus an den Märkten und 
Hauptplätzen bewohnen durften. Die Warschauer Regierung 
hatte diese Anordnung im allgemeinen aufrecht erhalten und nur 
einzelne Ausnahmen, vornehmlich bei großen Orten, gemacht, 
wo ihrer Ansicht nach die jüdische Konkurrenz nicht so verderb- 
lich werden konnte, denn es wurde von ihr scharf zwischen Haupt- 
und Kleinstädten unterschieden, vorzüglich für das Departement 
Posen, wo die Städte beinahe alle klein waren, gefüllt mit Tuch- 
machern, von denen die eine Hälfte nur zur Miete wohnte, während 
bloß ein geringer Teil der Bevölkerung aus Krämern, Kaufleuten 
und Handwerkern bestand. Letzteren fügten die Juden bei ihrer 
unüberwindlichen Arbeitsscheu keinen direkten Schaden zu, aber 
jene setzten sie bald außer Nahrung, wo sie mit Christen gemengt 
an den Marktplätzen hausen durften, also da, wo der Bauer seine 
Erzeugnisse feil hielt und seine Einkäufe machte. Aber auch auf 
die Handwerker, besonders die Tuchmacher, übte das Herum- 
wohnen der Juden außerhalb ihrer Viertel indirekt einen ebenso 
verderblichen Einfluß. Viele Tuchfabrikanten gaben bei Nach- 
suchung von Auswanderungskonsensen als Grund ihres Ent- 
schlusses an, sie können keine Wohnung mehr in den Städten be- 
kommen, in denen sich die Juden willkürlich ausbreiten durften, 
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denn sie vermochten die in die Héhe getriebenen Mieten nicht zu 
bezahlen. Deshalb erschien es, auch wenn die kiinftige Erteilung 
des Staatsbürgerrechts beschlossen werden sollte, doch hart, 
ihnen dieses anticipando beizulegen. Man sollte bis zur all- 
gemeinen Bestimmung die Verhältnisse fortdauern lassen, wie 
sie durch die frühere preußische und Warschauer Gesetzgebung sich 
entwickelt hatten, während sich das Publikum viel leichter in ein 
allgemeines Gesetz fügen werde als jetzt, wo ein solches noch nicht 
ergangen war, in diese vorwegnehmenden Neuerungen. Schuck- 
mann gab auf diese dringende Bitte hin nach, und ein Erlaß 
v. 3. Sept. 1816 bestimmte die Beibehaltung des vor- 
gefundenen Zustandes, weil nach den Reskripten des 
Warschauer Innenministeriums an die Präfekten vom 25. Jan. und 
13. April 1815 (vgl. S. 158) das Dekret für Warschau, Plock und 
Fraustadt als allgemeine Norm dienen sollte. Danach wies Harden- 
berg die Beschwerde des Ismael Baruch, weil ihm in Birnbaum 
das Wohnen außerhalb des dort vorhandenen Judenviertels unter- 
sagt war, in Übereinstimmung mit der Regierung ab. Ein Nieder- 
lassungsgesuch des Joseph Jacob aus Chodziesen bewog ihn nur 
zur Wiederholung seiner früheren Bitte an die Minister des Kultus, 
des Inneren und der Justiz um beschleunigte Beratung des aus- 
stehenden Gesetzes. | 


An Klagen von christlicher Seite ist neben 
der erwähnten Bromberger vor allem eine Beschwerde der 
Posener Kaufmannschaft an das Oberprasidium vom 
1. Mai 1816 zu nennen. Unter bitteren Seufzern über die alles 
zu Grunde richtende jüdische Konkurrenz wird darin gestöhnt, 
daß die Christen vom Markt und den Hauptstraßen verdrängt 
würden, während das Judenviertel und die den Juden in der Neu- 
stadt überwiesenen Gebäude leer standen. Sie bat deshalb unter 
anderem darum, die Israeliten mit Wohnungen und Läden in ihre 
Quartiere zu verweisen und zur Bebauung der ihnen zugeteilten 
Plätze zu zwingen. 


Konkurrenzneid beseelte auch andere, sich stark ähnelnde 
und z. T. direkt an den Staatskanzler gerichtete 
Eingaben. Die christliche Bewohnerschaft Fraustadts 
erhob am 10. März 1816 die Beschuldigung systematischer De- 
fraudationen, besonders z.Z. der Kontinentalsperre, wodurch der 
jüdische Händler den christlichen überflügelte. Viele Juden waren 
dann während der Kriegsjahre durch Lieferungen und Entreprisen 
reich geworden. Bei der Lockerung der Gesetze hatten sie oben- 
drein zu allerlei Betrug freie Hand erlangt. Aus Scheu vor körper- 
licher Anstrengung drängten sie sich in wenigen Branchen, wie 
Tuch-, Woll- und Lederhandel zusammen, die sie gänzlich mono- 


polisierten, hegiinstigt durch ihre Befreiung vom Militardienst 
gegen eine geringfügige Geldabgabe. 12) Gegenüber wenigen vor 
30 Jahren ansässigen Familien beherbergte Fraustadt jetzt 
600 Seelen. Die Bittsteller wollten auch an der zum Glück in Süd- 
preußen bestehenden, 1811 wiedereingeführten Beschränkung 
auf eine Straße festgehalten wissen. 

In Lissa wurde geklagt (Eing. 19. März 1816), daß nach 
großen Feuersbrünsten von 1767 und 1790 die Juden viele Dar- 
lehen zum Wiederaufbau christlicher Häuser gegeben und durch 
Kündigung der Kapitalien diese später an sich gebracht hätten. 
Handel und Gewerbe waren daher zurückgegangen, und besonders 
verderblich wirkte der Ankauf von Rohprodukten auf dem Land. 

Auf den humanen, an solche Seufzer gewöhnten Harden- 
berg machten die Beschwerden wenig Eindruck (Antw. nach 
Fraustadt 30. März, nach Lissa 4. April). Den Fraustädtern er- 
klärte er: Die Regierung wird allerdings solche Maßregeln treffen, 
daß ihrer gegen die dortigen jüdischen Glaubensgenossen ge- 
äußerten Besorgnis nicht Raum gegeben werden darf. ,, Je mehr 
ich aber die Ansicht teile, daß den Juden im ehemaligen Herzog- 
tum Warschau durch Verbesserung ihres sittlichen Zustandes die 
Teilnahme an dem vollständigen Genuß der bürgerlichen Rechte 
zu verschaffen sei, je mehr befremdet Ihr Antrag, die in Fraustadt 
einmal wohnhaften jüdischen Familien auf eine einzige Strabe 
zu beschränken, da eben durch solche Absonderung dem Zweck 
der Regierung geradezu entgegengewirkt werden würde. Sie 
dürfen sich übrigens in einzelnen Beschwerdefällen nur an die 
vorgesetzte Provinzialbehörde wenden,“ 

Aber die menschenfreundliche Auffassung des Fürsten war 
in der Wirklichkeit keineswegs glatt durchzuführen. Bezüglich 
des Häusererwerbs bemerkte die Regierung I zu Posen 
schon wieder am 27. Aug. 1816, sie sehe einem Beschluß entgegen, 
werde aber inzwischen aus fast allen Städten mit Beschwerden 
über die Ausbreitung der Juden und der Bitte um Wiederbeschrän- 
kung auf ihre Quartiere behelligt. Andererseits petitionierten die 
Israeliten unausgesetzt in umgekehrter Richtung. Das¥Kollegium 
wußte nicht, welchen Bescheid es geben sollte. Aberjdie Minister 
waren selbst nicht einig. Bülow meinte, da nach einem Bericht 
Zerbonis die Juden in manchen Städten ein Wohnrecht nur in 
einigen Vierteln hätten, während sie sich jetzt auszudehnen trach- 
teten, den Christen die Miete verteuerten und die Einquartierungs- 
last erhöhten, weil die Soldaten sich der Unreinlichkeit jüdischer 


2) Das bis zum Schluß niemals erhöhte Rekrutengeld war 
namentlich bei der rasch steigenden Seelenzahl in der Tat eine 
ganz unzureichende Gegenleistung. 
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Behausungen zu entziehen wünschten, müsse man ihnen bis zur 
Feststellung ihrer Verhältnisse nicht mehr Freiheit gestatten als 
bisher und ihre Ausbreitung über die alten Wohnbezirke hinaus 
verhindern (an Schuckmann 2. März 1816). Schuckmann erwiderte 
(15. März), er sei ursprünglich der gleichen Ansicht gewesen und 
habe ein Niederlassungsrecht abgeschlagen, doch Hardenberg 
habe das Edikt von 1812 als allgemeine Staasteinrichtung auf- 
gefaßt, die Sondergesetze aufhebe. Daher werde es sich auch in 
den polnischen Provinzen als Richtschnur nicht umgehen lassen, 
bis die kgl. Entscheidung über seine Anwendbarkeit und die 
Stellung der Juden in den neuen Landesteilen überhaupt gefallen sei. 


Demgegemäß wurde ein Schneider Guldensternin 
Posen am 18. Mai 1816 von der Regierung I dahin beschieden, 
daß dem Ankauf eines christlichen Hauses von seiner Seite im 
Weg der Lizitation nichts entgegenstehe, da nach einer vorläufigen 
Ministerialbestimmung den Juden das Mitbieten bei öffentlichen 
Versteigerungen freigestellt werde. Als er aber 8 Jahre später 
um den vom Gericht wegen der Hypothekenregulierung geforderten 
Konsens einkam, erklärte die Regierung dem Stadt- und Polizei- 
direktorium, bei seiner Unfähigkeit zu schreiben, müsse er zu 
diesem Zweck das künftige Gesetz abwarten. Auf ein Gesuch 
vom 21. Juni 1818 erwiderte Zerboni, daß es bei dem ablehnenden 
Bescheid der Regierung verbleiben solle, so lange der Bittsteller 
das durch die allgemeinen Grundsätze vorgeschriebene Zustim- 
mungsattest des Munizipalitätsrats nicht beibringen könne. 


Die Bitte eines Arndt auf subhastations- 
weisen Ankauf eines Hauses, auf daser eine Forderung 
besaß, wurde vom Ministerium auf 2 Jahre bewilligt und nur eine 
Fristverlängerung abgelehnt, während die Regierung negativen 
Bescheid gegeben hatte und ausführte (an Ministerium d. Inneren I 
9. April 1821), daß das Polizeidirektorium seine Weigerung stütze 
l. auf die städtischen Privilegien und die mit der Judenschaft 
geschlossenen Verträge, was aber unhaltbar sei, da alle die Juden 
beschränkenden Vorschriften durch die Warschauer Verfassung 
und den Code Napol&on aufgehoben seien und für Posen speziell 
noch durch ein Reskript des Ministeriums des Inneren vom 7. Mai 
1811; 2. auf das Reglement von 1797; 3. auf Ministerialreskripte 
vom 2]. Jan. und 12. März 1820. 

In einem Bericht vom 28. Nov. 1823 setzte die Posener 
Regierung nochmals Schuckmann auseinander, daß der von 
der Stadt Posen mit der Judenschaft am 20. Juni 1780 geschlossene 
Vertrag, der letztere auf ein bestimmtes Viertel beschränkte, als 
erloschen zu betrachten sei. Seit dem Brand von 1803 wohnten 
die Juden, wo sie wollten, und die eine Wiedereinsperrung wünschen- 
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den Christen vermieteten ihnen recht gern ihre Hauser. Zudem 
besagte das Dekret des Warschauer Generalverwaltungsbureaus 
an den Präfekten v. 20. Nov. 1810: In Ermangelung anderer 
Verordnungen bleibt das Reglement der vorigen Regierung in 
Wirksamkeit, doch nur, soweit es sich mit dem Geist der Konsti- 
tution, dem Zivilkodex, den Reichstagsbeschlüssen und den 
daraus entspringenden kgl. Dekreten vereinbaren läßt. 

Bei dr Witwe des Arztes Sobernheim wollte 
das Kollegium von dem vorgeschriebenen Vermögensnachweis 
absehen, da dieser durch das wissenschaftliche Können des Mannes 
ersetzt wurde, fand aber die Konsenserteilung dann doch ohne 
Nutzen, weil die Frau nicht in der Lage war, die auf dem Haus 
haftenden Schulden zu tilgen (Abt. I an d. Stadt- u. Polizeidirek- 
torium 24. April 1824). Ein Kaufmann Auerbach wurde 
von stellvertretenden Stadt- und Polizeidirektor Holland mit 
seinem Konsensgesuch an die Regierung verwiesen, da diese sich 
die Erteilung vorbehalten hatte. In dem Schriftstück war der 
Beweis erbracht, daß er ein Vermögen von 40000 Fl. besaß, des 
Deutschen mündlich und schriftlich mächtig war, sich verpflichtet 
hatte, seine und seiner Angehörigen Kinder in die öffentliche 
Schule zu ‘schicken und gleich den Seinigen keine äußeren, das 
jüdische Volk von den Christen unterscheidenden Abzeichen trug. 
Hiernach wurde ihm auf Grund des noch in Kraft befindlichen 
Warschauer Dekrets vom 13. April 1815 und der Normaldekrete 
von 1809/11 der Konsens zur förmlichen Erwerbung des christ- 
lichen Hauses Judenstr. Nr. 324123) und zur Berichtigung des 
Besitztitels auf seinen Namen erteilt unter Androhung einer Zurück- 
nahme bei Verletzung der beiden letzten Bedingungen, ebenso 
1827 dem Kaufmann und Synagogenältesten Wollenberg. Schon 
1825 waren mehrere derartige Genehmigungen erteilt worden, 
aber einem Kaufmann Misch ein allgemeiner Konsens zum An- 
kauf christlicher Grundstücke mit der Begründung versagt, dab 
die Erlaubnis nur für bestimmte Objekte gegeben werden dürfe 
und es, abgesehen von den generellen Bedingungen, von Fall zu 
Fall darauf ankam, daß kein christlicher Anwärter auftrat (Reg. 
Posen I an d. Polizeidirektorium 30. Jan. 1825). Bei dem von 
Kaufmann Flatau begehrten Haus Breitestr. Nr. 110 sollte dieser 
Nachweis durch öffentliche Ausbietung erbracht werden (desgl. 
5. März). Auch gegenüber mehreren anderen Gesuchen bemerkte 
das Kollegium (14. Okt. 1826), daß der Beweis nur durch öffent- 
liche Lizitation stichhaltig erlangt werden könne. jetzt aber die 
Unzufriedenheit der Christen über den Ankauf ihrer Häuser durch 


123) Die Häuser wurden in der ganzen Stadt durchlaufend 
numeriert. 
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Israeliten immer sichtharer zu Tage trete. Trotzdem verfuhr in 
diesem Punkt der Ministerialdezernent Geh. Rat. Koehler, dem 
die milde Haltung der Zentralbehörde überhaupt in 1. Linie zu 
verdanken war, sehr human und sah mehrfach den Nachweis auch 
auf anderem Wege als erbracht an und willigte in die Konsens- 
erteilung, weil kein Nachteil für das Gemeinwesen zu besorgen war. 


Die Regierung stand hingegen noch 1831 bei Kauf- 
mann Mendel J. Ephraim (Markt 79), obwohl die Ver- 
käuferin Polin war, durchaus auf dem Buchstaben des 
Gesetzes und gab Oberbürgermeister Tatzler nicht bloß eine 
entsprechende Eröffnung an Ephraim, sondern auch das öffent- 
liche Ausgebot im administrativen Wege auf, um erst nach dessen 
Verlauf neuen Bericht zu erstatten (Verf. 15. Marz). Nur wegen 
der besonderen Lage des Falls ließ sie sich bei der wiederholten 
Erklärung der Verkäuferin, sie habe keinen christlichen Abnehmer 
gefunden, zu einem Verzicht auf die Lizitation bewegen, aber mit 
dem Hinweis, daß diese Ausnahme nicht verallgemeinert werden 
dürfe (Verf. 25. Mai). In den Konsens wurde ausdrücklich die 
Verpflichtung aufgenommen, die auf dem Grundstück haftenden 
landesherrlichen, Kommunal-, Kirchen- und Schulabgaben und 
Lasten weiter zu entrichten. Dem Partikularier Simon Asch 
(Wronkerstr. 318) legte der Munizipalitätsrat vor Erteilung seiner 
Zustimmung die Pflicht auf, die von ihm produzierten Wechsel 
und Geldwerte durch eine Kommision aus je 3 christlichen und 
jüdischen Kaufleuten prüfen zu lassen, um den Wert der Wechsel 
beurteilen zu können. Im Bejahungsfall sollte er unter Eid bestätigen, 
daß dieses Vermögen wirklich das seinige war (Beschluß 12. Febr. 
1831). Die 1. Bedingung ließ Tatzler erfüllen, während er sich 
zur Eidesabnahme nicht für befugt hielt. Jedenfalls gelangte 
auch Asch in den Besitz des Hauses. 

Bereitwillig gegeben wurde der Konsens nach dem Dekret 
vom 16. März 1809 dem Kaufmann Meyer Wolff Falk, dem 
einstigen geldmächtigen Militärlieferanten und Pächter der Koscher- 
fleischabgabe, für ein Haus in der Wronker Str. (Nr. 297) und 
auf Befürwortung des Landgerichtsrats v. Gizycki als Kurator 
der Falkschen Konkursmasse auch für das Haus Friedrichstr. 
Nr. 183, da er die Erwerbung als günstig für die Masse zu schildern 
wußte (Juli u. Sept. 1831). 


Bei dm Kaufmann David Goldberg (Grund- 
stück Nr. 83 am Markt) verweigerte schon der Munizipalitäts- 
rat seine Genehmigung, da seines Wissens der Nachweis vom 
Nichtvorhandensein eines christlichen Bewerbers nicht erbracht 
war (Beschluß 5. April 1832). Von der üblichen Vermögensprüfung 
durch eine Kommission nahm er Abstand, um bei der nahen Ein- 
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führung der Stadteordnung der künftigen Stadtverordneten- 
versammlung nicht vorzugreifen (Beschluß 12. Mai 1832). Ans 
Ziel gelangte auch Benjamin Hirsch Asch (Nr. 73 am 
Markt) 1832, während das gleiche bei dem Lehrer Munk (da- 
selbst Nr. 70) nicht aus den Akten hervorgeht. Im Mai jenes 
Jahres forderte Oberbürgermeister Behm noch eine Reihe von 
Juden zu dem Nachweis auf, daß sie zum Ankauf eines Grund- 
stlicks konzessioniert waren. Dem Isaak Leib Asze ver- 
weigerte die Regierung für Grabenstr. Nr. 422 ihre Ankaufsbe- 
willigung, da er außer Stande gewesen war, vor der nunmchr seitens 
der Stadtverordnetenversammlung ernannten Kommission das 
vorgeschriebene Vermögen darzutun (Reskr. 5. Dez. 1832) und 
blieb hierbei in einer Verfügung vom 29. Mai 1833 stehen, denn die 
von ihm angeführten höchst unsicheren Forderungen gegen un- 
vermögende Schuldner wurden als ungenügend betrachtet. Am 
14. Sept. 1833 konnte dagegen Kaufmann Meyer Czar- 
nikau und später Samuel Weitz vom Magistrat eröffnet 
werden, daß ihnen ein Konsens nur deshalb nicht erteilt werde, 
weil es eines solchen verfassungsmässig nicht mehr bedürfe und 
nur dem Landgericht das Naturalisationspatent vorgelegt zu 
werden brauche, eine Wirkung der Verordnung vom l. Juni 1833. 
— Jedenfalls geht aus den geschilderten Fällen hervor, daß in 
Posen und namentlich in der Geschäftsgegend im Zentrum zahl- 
reiche Besitzwechsel sich damals vollzogen und die Juden eine 
stattliche Zahl von Häusern aufkauften, was von den Stadtvätern 
nicht gerade wohlwollend hingenommen wurde. 


Auch in der Provinz gab es vielerlei Reibungen und Unklar- 
heiten. Aus Billigkeitsgründen war das Ministerium geneigt, 
ausnahmsweise 1825 einem Lewy den Kauf eines Hauses am Markt 
von Krotoschin zu gestatten, nahm davon aber Abstand, 
als die Regierung ihn wegen zu geringen Vermögens als unqualifi- 
ziert bezeichnete. Zu langen Erörterungen kam es 1820, als ein 
Ratholz sein mit Erlaubnis der Regierung in Rogasen am 
altstadtischen Markt erbautes Haus auch bewohnen wollte. Zer- 
boni bejahte seine Befugnis hierzu, die Regierung verneinte sie. 
Der Minister entschied gleichfalls bejahend (an Reg. 25. Jan.), 
da abgesehen von den Gründen des Oberpräsidenten es auch nötig 
erschien, die Regierung auf einen allgemeinen Gesichtspunkt 
zurückzuführen, der ihrer Aufmerksamkeit offenbar entgangen war: 


„Die EinschließBung der vom Staat einmal geduldeten Juden 
in abgesonderten Stadtrevieren oder sog. Judenquartieren ist eine 
MaBregel, welche sich nicht allein von Seiten ihrer Gehässigkeit 
wenig empfiehlt, sondern auch übrigens weder durch landespolı- 
zeiliche noch durch politische Gründe gerechtfertigt werden kann. 
Dem höheren Zweck, die bis jetzt leider nur gar zu sehr vernach- 
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lässigte geistige und sittliche Kultur der Juden im Lauf der Zeit 
mehr und mehr zu fördern, um sie nach und nach zu tüchtigen 
Staatsbürgern zu erziehen, ist sie im höchsten Grade hinderlich. 
Denn eines der wirksamsten Mittel zur Erreichung dieses Zwecks 
beruht eben darin, daß dem natürlichen Hange der Juden, sich 
zu isolieren, entgegengearbeitet werde, und daß man sie nötige, 
sich so viel wie möglich mit den Christen zu amalgamieren. Bei 
der bevorstehenden Regulierung der bürgerlichen Verhältnisse 
der Juden im Großherzogtum Posen dürfte daher auch nicht ent- , 
fernt daran gedacht werden, den aus dem Zeitalter der Finsternis 
und Intoleranz hervorgegangenen Gebrauch, die Juden in be- 
sonderen Stadtteilen oder Straßen einzuengen, welcher nebenher 
sogar die Sanität gefährdet und der Unreinlichkeit Tor und Tür 
öffnet, aufrecht zu erhalten“. 

Von diesem Gesichtspunkt ausgehend hatte das Ministe- 
rium die Beharrlichkeit, womit die Regierung den unnatürlichen 
Zwang, den sie im vorliegenden Fall anzuwenden beabsichtigte, 
„mit unverkennbarer Härte und wahrhafter Intoleranz“ aller 
Gegenvorstellungen ungeachtet verteidigte, „ungern wahrgenom- 
men‘, zumal der Betreffende durchaus würdig erschien und 
überhaupt der Bau massiver Wohnhäuser in kleinen Städten, 
gleichgültig, ob von Juden oder Christen, weit eher Ermunterung 
und Unterstützung als rücksichtslose Unterdrückung verdiente. 

Auch Flottwell war Gegner der von der Posener 
Regierung befürworteten Beschränkung der Juden 
beim Erwerb städtischer Häuser. Er erklärte 
(Reskr. 5. Mai 1832): 1. Kein Gesetz gebietet diese Beschränkung. 
2. Eine Teilnahme an der Gemeindeverwaltung wird dadurch 
noch nicht gewährt. 3. Es ist inkonsequent, den Ankauf eines 
Hauses zu gestatten, den eines zweiten nur unter Berücksichtigung 
seines Werts. 4. Ich bin überhaupt kein Freund solcher Palliativ- 
mittel zur Abwehr der Nachteile, die die in Posen geltende Juden- 
verfasssung allerdings in sich schließt, denn „dgl. halbe Maß- 
regeln... können nur das Übel verschlimmern und tragen gleich 
allen anderen Prohibitivgesetzen zur Demoralisation des Volks 
wesentlich bei“. Im gleichen Sinn hatte er praktisch kurz zuvor 
entschieden, als ein Jude das Haus des Majorsv. Gers- 
dorffin Fraustadt erwerben wollte und beide Teile ihm 
die Bitte um beschleunigte Konsenserteilung vorlegten, während 
die Regierung das Grundstück nochmals ausbieten wollte. Sie 
bemerkte dazu (9. Febr. 1832 auf Erlasse 30. Jan. u. 6. Febr.): 
1. Der Beweis dafür, daß für das fragliche Haus keine christlichen 
Käufer konkurrieren, erscheint nicht gehörig erbracht. Die Lizi- 
tation durch den Magistrat erfolgte wegen des Warschauer Auf- 
standes und der Choleraepidemie in sehr ungünstiger Zeit, worauf 
der Stadtrat aufmerksam gemacht hatte. Da es nach $$ 5 und 7 
Kap. 2 des südpreußischen Reglements von 1797, also auch nach 
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den Vorschriften des Herzogtums Warschau, in Fällen dieser Art 
auf die Erklärungen der Bürgerschaften und Stadträte ankam, 
hatte sich die Regierung nicht für befugt betrachtet, von dem 
Antrag des Stadtrats auf nochmalige Ausbietung zu abstrahieren. 
2. Der Bewerber, der schon ein Haus besaß, erschien nicht qualifi- 
ziert. Zwar wurde der Erwerb mehrerer Hauser durch kein Gesetz 
untersagt, aber die Tendenz aller über die Juden gegebenen Vor- 
schriften ging aus auf ihre Beschränkung und Unschädlichmachung, 
und aus dieser Tendenz ließ sich leichter das Verbot als die Be- 
fugnis der Juden, christliche Häuser nach Gefallen zusammen- 
zukaufen, ableiten. Deshalb verfuhr das Kollegium nach dem 
Grundsatz, sie an letzterem zu hindern und abstrahierte ihn aus 
dem Geist sämtlicher Verordnungen und aus dem vom Ministerium 
des Inneren am 12. Febr. 1820 ihr zur Begutachtung übersandten 
Entwurf eines Judengesetzes ($ 17). Ein Entwurf war zwar kein 
Gesetz, aber eine klare Andeutung für die Absicht der Regierung, 
die zu beachten das Kollegium für angemessen hielt. Außerdem 
bewertete es die aus der hzgl. Warschauer Verfassung im Wider- 
spruch mit dem Reglement von 1797 erschlossene Konzession 
„für bloße Gnadensache, die die Juden erbitten, aber nicht als 
Recht ansprechen dürfen‘. Es wäre wohl ein politischer MiB- 
griff, ihnen zu gestatten, Christenhäuser an sich zu reißen und 
auch in dieser Hinsicht die Christen von sich abhängig zu machen. 
3. Außerdem mußte ein Jude bei Ankauf eines 2. Grundstücks 
das doppelte Vermögen wie bei dem 1., also 80 000 Fl. nachweisen, 
was vermutlich seine Kräfte im fraglichen Fall überstieg. — Diesen 
sophistischen Darlegungen gegenüber hielt Flottwell an seinem 
Standpunkt fest, zumal auch ein Ministerialerlaß v. 10. Nov. 1826 
keine Tendenz zur Beschränkung erkennen ließ. Das Reglement 
von 1797 war in dem springenden Punkt durch die Warschauer 
Gesetze aufgehöben, daher der Nachweis des doppelten Vermögens 
gleichfalls hinfällig geworden. Der Oberpräsident ersuchte also 
um sofortige Konsenserteilung und entsprechende Bescheidung 
des Magistrats. 


Am 8 Sept. 1832 endlich sandte der Stadtratin Ra-- 
witsch dem Oberpräsidenten eine 10 Seiten füllende Klage- 
schrift über das Vermieten von Wohnungen;am Ring an jüdische 
Einwohner, mußte sich aber sagen lassen, daß dieser auf die Be- 
schwerde nicht eingehen könne, da nach wiederholtem Befehl des 
Ministeriums den Juden nicht verwehrt werden könne, sich außer- 
halb der ihnen bisher zugewiesenen Häuser einzumieten und hier 
ihr Gewerbe zu treiben. Das Gegenteil wäre eine Beschränkung 
ihrer gewerblichen Tätigkeit und der Hausbesitzer in der Benutzung 
ihres Eigentums (Reskr. 16. Sept.). 
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An diesem letzteren Punkt scheiterte die antisemitische 
Neigung, die manche Christen bei anderer Gelegenheit gern ver- 
rieten. Der bei den Beratungen des Staatsrats in seinem schrift- 
lichen Votum recht riickstandige Statthalter Fürst Radziwitt 
war z. B. geschäftstüchtig genug, um die Kramläden im Rathaus 
seiner Mediatstadt Ostrowo an Israeliten zu vermieten. 
Der Einspruch der Stadtbehörden wurde von der Regierung zurück- 
gewiesen, da der Minister am 24. Aug. 1826 verfügt hatte, daß 
die Juden keinen Beschränkungen unterworfen werden sollten, 
die ihnen zur Bedrückung gereichten, ohne dem Gemeinwesen 
Vorteil zu bringen. Schuckmann bestimmte im Einklang hier- 
mit, daß der Stadt die Geltendmachung ihrer Ansprüche im 
Rechtsweg überlassen bleiben müsse, wenn sie glaube, eine Be- 
schneidung des fürstlichen Eigentumsrechts aus einem privat- 
rechtlichen Titel herleiten zu können (15. Dez. 1830). Brenn führte 
ihr am 25. Jan. 1833 zu Gemüte, daß das Privileg des Orts auf 
Beschränkung der Juden in ihren Wohnsitzen schon durch die 
napoleonische Gesetzgebung annulliert sei und später nur die po- 
litischen, nicht die privatrechtlichen Befugnisse der Israeliten 
suspendiert worden waren, eine Beibehaltung des ehemaligen 
Brauchs also nur aus polizeilichen Gründen statthaft war, nicht, 
weil die Städte ein Recht darauf besaßen. 

So ging auch in der Frage des Grundstückserwerbs und des 
Wohnrechts der Kampf bis unmittelbar zu dem Gesetz von 1833 
in der Provinz fort, während er auf anderen Gebieten bis 1848, 
bzw. bis zu dem nivellierenden Einfluß der Revolution fortdauerte. 
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Die innere Entwicklung von Bielitz 
im Mittelalter. 


Von Walter Kuhn. 
I. Erste Anfänge. 


Deutsche Einwanderung läßt sich in den Herzogtümern 
Teschen und Auschwitz in Spuren bereits vor dem Mongolen- 
einfall nachweisen, geschlossen setzt sie seit etwa 1250 ein. Die 
erste Erwähnung von Dörfern der Bielitzer Sprachinsel geschieht 
im „Liber fundationis Episcopatus Wratislaviensis“, dem „Buch 
von den Einkünften des Bistums Breslau‘‘, einem kurz vor 1305 
verfaßten Verzeichnis derjenigen Dörfer, die dem Bischof in Breslau 
selbst zehnten. Da finden sich genannt: Gessenita (Heinzendorf), 
Mesisrozha (Kurzwald), Deutsch-Chotowitz (Czechowitz), Bertol- 
towitz (Batzdorf), Muchindorf (Mückendorf), Kemnitz (Kamitz), 
Mansanczowice (Matzdorf). Von Riegersdorf ist, zur Begründung, 
dab von dort noch kein Zins eingehen könne, angegeben, daß erst 
der Wald geschlagen werde. Das Dorf ist also erst in Gründung 
begriffen. Die Freijahre, die jeder jungen Siedlung gewährt 
werden, sind noch nicht abgelaufen. Nicht genannt sind von den 
heute deutschen Orten der schlesischen Hälfte Nikelsdorf und 
Altbielitz, sowie die Stadt Bielitz selbst. Daraus kann aber nicht 
eefolgert werden, daß sie zu jener Zeit noch nicht bestanden hätten. 
Denn das Register führt ja bloß jene Gemeinden an, die unmittelbar 
nach Breslau zehnten, und es sind viele Orte nicht angegeben, — 
deren Dasein schon viel früher bezeugt ist. 

Die erste Erwähnung von Bielitz geschieht in einem Privileg 
von 1312, aber damals besteht die Stadt eben schon einige Zeit. 
Die Gründungsurkunde ist verloren, es besteht wohl kaum mehr 
eine Hoffnung, daß sie noch aufgefunden werden könnte. Einen 
notdürftigen Ersatz kann der erhalten gebliebene Stiftungsbricf 
der nahe gelegenen Stadt Kenty bieten, denn die rechtlichen Ver- 
hältnisse, das Verfahren bei der Neugründung von Städten und 
Dörfern, die dem Vogt und den Bürgern verlichenen Freiheiten 
waren in jener Zeit im ganzen Gebiet sehr ähnlich, und so kann 
mit der gebotenen Vorsicht in allgemeinen Belangen das Privileg 
von Kenty zur Ausdeutung der Bielitzer Zustände herangezogen 
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werden. Die Stadtrechtsverleihung von Kenty stammt aus dem 


Jahre 1277, die Urkunde ist lateinisch !) und lautet in deutscher 


Übersetzung: 


‚Im Namen Gottes Amen. Es ist gut, das Andenken arf wichtige 
Geschehnisse durch das Zeugnis der Schrift zu bewahren, damit es 
nicht im Laufe der Zeit in Vergessenheit gerate. Deshalb sei denen 
kund, die diesen Brief sehen, allen insgesamt und jedem insbesondere: 

Wir Wladislaus von Gottes Gnaden Herzog zu Oppeln haben 
den Kauf bestätigt, den der Herr Arnold und seine Brüder Rüdiger 
und Peter geschlossen haben mit Sımon und seinen Brüdern, be- 
treffend die Vogtei in Kanthv. Wir haben ihnen alles gegeben, 
was zu besagter Vogtei gehört und fügen aus besonderer Gnade 
noch einiges hinzu. 

Es soll also besagter Arnold von den 60 Hufen, die dort sind 
oder sein werden, jede 6. Hufe frei von Zins besitzen. Auch mögen 
sie Mühlen und Teiche auf ihrem Gebiete bauen, wieviel sie wollen, 
und ste auf immer, frei von Zins. innehaben, und keinem andern 
soll es verstattet sein, solche zu bauen gegen ihren Willen. Auch 
mögen sic Fleischbänke, Brotbanke und Schuhbänke bauen, wic- 
viel sie wollen, und sie für immer fret besitzen, ebenso auch ein 
Schlachthaus, wenn immer es ihnen beliebt, und solches frei von 
Zins besitzen. Den dritten Pfennig von den Gerichtsbußen sollen 
sie haben, zwei aber sollen sie für uns aufbehalten. Alle Streittalle, 
die vorkommen, sollen sie ohne jemandes Verhinderung richten, 
des Lemberger Rechtes sollen sie in allem genießen. 

Wir geben der Stadt auch zur gemeinsamen Viehweide 5 Hulen 


für ewige Zeiten in Besitz. Bei allen diesen Angaben sınd immer 


fränkische Hufen gemeint. Der Kirche alldort aber weisen 
wir eine freie Hufe zu für ewige Zeiten. Zudem sollen sie in der 
Stadt jede 6. Hausstelle freihaben und vor der Stadt je den 6. Gar- 
ten. Dazu haben wir ihnen gegeben die Wiesen mit dem daran- 
stoßenden Walde um Vernvra, da die Hufen gegen vernvra durch 
die Uberse hwemmungen verkürzt sind. Weiters haben wir ihnen 
die Erlaubnis gegeben. Bienengärten in unseren Wäldern, wo immer 
sie wollen, einzurichten und sie, solange die Wälder nicht abge- 
holzt sind. frei von Abgaben zu besitzen. Obendrein haben wir 
allen Einwohnern der Stadt die Erlaubnis gegeben. in der Zola 
innerhalb ıhrer Grenzen zu fischen. 

Obenbenannter Arnold aber und seine Brüder dürfen überall 
in unseren Flüssen, wo sje wollen, fischen. Nur darauf sollen sic 
acht haben. daß kein Fremder ohne unsere Erlaubnis in diesen 
fische. Schließlich haben wir ihnen das Recht verliehen, später, 
wenn die Stadt einmal einen solchen Aufschwung genommen hat, 
daß Hallen für Tuchverkauf gebaut werden, daß sie dann von 
diesen je die 6. frei besitzen sollen, und Bäder frei bauen mögen, 
wieviel sie wollen. Innerhalb einer Meile um die Stadt soll keine 
Schenke geduldet werden und kein Vergehen gerichtet werden, sei 
es eine Verletzung an den Gliederm oder ein Mord, nur in der Stadt 
soll gerichtet werden. Die Freijahre sind für 24 Hufen schon zu 
Ende, den übrigen haben wir to Freijahre verliehen, nach deren 
Ablauf sie Zins und Zehnten zu leisten verbunden sein sollen, wie 


1) Abvedr. im Codex diplomaticus Poloniae I, S. 105. 
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die bereits jetzt zahlenden. Das ist von jeder Hufe eine halbe 
Mark Silbers und 6 Scheffel Dreikorn jährlich, nämlich 2 Scheffel 
Weizen, 2 Scheffel Korn und 2 Scheffel Hafer. 

Und damit alles dieses ewig unverletzt bleibe, haben wir da- 
rüber den gegenwärtigen Brief schreiben und mit unserem Siegel 
bestätigen lassen. ean Ratibor, im Jahre des Herrn 1277, bei 
Gegenwart der Fdlen.. (folgen die Z eugen). 

Es handelt sich ier natürlich nicht um die Neubegründung 
der Stadt. Arnold und seine Brüder haben die Vogteirechte bereits 
von einem anderen gekauft, bei 24 Hufen sind die Freijahre, in 
denen ihre Besitzer keinen Grundzins zu zahlen haben, bereits 
abgelaufen. Aber eine Erweiterung der Gemeinde wird vorge- 
nommen, die Zahl. der Hufen auf 60 erhöht und den neuen Sied- | 
lern 10 Freijahre zugestanden. 

Es ist von einer Stadt hier die Rede, das bezeugt die lateinische 
Bezeichnung civitas, und nur in einer Stadt kann es einen Vogt 
geben, während der Gründer eines Dorfs immer Schulze genannt 
wird. Wenn man sich das nicht vor Augen hielte, könnte man 
über die Art der Siedlung in Zweifel kommen. Denn was sind es 
für Rechte, die den Bürgern dieser „Stadt“ zugebilligt werden? 
Der freie Besitz von 5 Hufen zur gemeinsamen Viehweide, Wiese 
und Wald, weil ‚ihre Felder durch eine Überschwemmung ver- 
kürzt worden seien‘, die Befugnis zum Fischen und Anlegen von 
Bienengärten. Als Besitz des jeweiligen Pfarrers wird eine Hufe 
bestimmt, also eben so viel, als ein Bauer (fast möchte man sagen 
ein anderer Bauer) hat. Der Zins der Einwohner an den Landes- 
herrn wird zum Teil in Weizen, Korn und Hafer entrichtet. Ganz 
der gleichen Art sind die Rechte, welche dem Stadtvogte zuge- 
sprochen werden: der Besitz von 10 abgabenfreien Bauernhufen, 
freie Fischerei, die Erlaubnis, Mühlen, Teiche, Schlachthäuser, 
Brot-, Fleisch- und Schuhbänke zu errichten. Das sind alles Be- 
dingungen, wie sie, wörtlich oder dem Sinn nach gleich, bei den 
Dorfgriindungen. weiter im Osten vorkommen, über die zahlreichere 
Nachrichten als über die schlesischen vorhanden sind. Die einzige — 
Stelle, die an rein städtische Betriebe gemalınt, ist jene, die von 
den Tuchhallen handelt, die entstehen mögen, „wenn einmal die 
Stadt einen solchen Aufschwung nehmen wird“. Man sieht, die 
ganze Stadtanlage ist gewissermaßen auf Zuwachs berechnet. 
Die Grundrißanlage mit dem genau quadratischen Marktplatze 
und den 2 von jeder Ecke wegführenden Straßen, ist städtisch, 
auch das Recht ist städtisch. So mag sich einmal, wenn die Ver- 
hältnisse günstig sind, eine richtige Stadt entwickeln, die Möglich- 
keit dazu ist frei. Für die Gegenwart aber sind die Betriebsformen 
‚rein ländliche, die Bewohner Bauern und die Urkunden rechnen 
damit als mit etwas Selbstverstandlichem. 


8 Walter Kuhn. 

Der wicdergegebene Freibrief zeigt besonders deutlich die 
überragende Machtstellung des Vogtes. Dieser ist, ebenso wie 
der Schulze im Dorfe, ursprünglich der Gründer einer zu deutschem 
Rechte ausgesetzten Ortschaft, der Lokator. Er schließt den Ver- 
trag mit dem Besitzer des Grundes, nimmt die Aufteilung des 
Landes in Hufen vor, gewinnt die Siedler für das Unternehmen 
und führt die Besiedlung des Dorfes durch. Dafür erhalten er und 
seine Erben die eben besprochenen Rechte, eine Anzahl abgaben- 
freier Hufen, eine Monopolstellung in einzelnen Gewerbebetrieben 
(„und keinem andern soll es verstattet sein, Teiche und Mühlen 
gegen ihren Willen zu bauen‘) und die Gerichtsbarkeit im Orte. 
Meist ist der Vogt dem Landesherren zu Kriegsdiensten verpflichtet. 
Er hat also durchaus Rechte und Pflichten eines Adligen und 
später sind die Lokatoren tatsächlich großenteils mit dem übrigen 
Adel verschmolzen. In der Zeit der Gründung aber finden sich 
als Vögte und Schulzen in gleicher Weise Adlige, Geistliche und 
Bürger. Arnold, Rüdiger und Peter sind scheinbar Neugründer 
erößeren Stils, die beiden letzteren setzten 1292 das Dorf Zator 
zu einer Stadt um, aus der später die Residenzstadt cines eigenen 
piastischen Fürstentums wurde. Es sind unzweifelhaft Deutsche, 
ihre Namen bürgen dafür, aber auch die Bewidmung des Ortes 
mit deutschem Lemberger Rechte. (Nach der Stadt Löwenberg 
in Niederschlesien, die eine eroße Rolle in der Besiedlung der 
östlichen Gebiete mit Deutschen spielte.) Deutschenr Recht ent- 
spricht es schon einmal, dab die Flureinteilung nach fränkischen 
Hufen vor sich geht. Eine fränkische Hufe hat 25 bis 50 ha und 
ermöglicht so ihrem Besitzer eine weit reichlichere Lebensführung, 
als sie der durchschnittliche polnische Bauer sich leisten Kann. 
Besonders wichtig aber ist, dab die Gerichtsbarkeit über den 
freien deutschen Siedler nicht dem polnischen Kastellan zusteht, 
sondern dem deutschen Vogt und seinen Schöffen. ‚Alle Streit- 
fälle, die vorkommen, sollen sie ohne jemandes Verhinderung 
richten“ und „nur in der Stadt soll gerichtet werden“, auch größere 
Vergehen, wie Totschlag und Körperverletzung. In diesem Satze 
ist die eigene Gerichtsbarkeit des Vogtes von Kenty ausgesprochen. 
Im übrigen beinhaltet das deutsche Recht (was im Falle von Kenty 
nicht besonders ausgesprochen wird, wohl aber in anderen, ahn- 
lichen Aussetzungsurkunden) die persönliche Freiheit des deutschen 
Siedlers, seine Lösung von allen Lasten des polnischen Rechtes, 
persönlichen Diensten, Hand- und Spannrobot, Hofdienst usw. 

Daß die Bürger Kentys Deutsche waren, geht aus der vor- 
liegenden Urkunde nicht unmittelbar hervor, wohl aber aus 
späteren. 1454 ist in einem im übrigen lateinischen Privileg die 
Rede von einem der Stadt geschenkten Walde, der im gewöhnlichen 
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Sprachgebrauch ‚„Burgwald‘“ geheißen wird, und von einer Wiese, 

genannt „Grazeweyde‘“. Die beiden deutschen Ausdrücke stehen 
als Eigennamen mitten im lateinischen Text. Der Name Kenty 
tritt nach 1277 durchaus zurück und macht dem deutschen Lieben- 
werde Platz. Dieser kommt noch 1633 vor, die Polonisierung 
Kentys ist also erst ziemlich spät anzusetzen. 


Das Bild, das uns Liebenwerde bei seiner Entstehung bietet, 
eilt für die jungen ostländischen Gründungsstädte jener Tage 
ganz allgemein: das deutsche Recht, das den freien deutschen 
Siedler weit über den leibeigenen Polen hinaushebt, die Macht- 
stellung des Vogtes, das Vorherrschen des Bäuerlichen auch in 
der Stadt. Die Weiterentwicklung aber, wie sie das Privileg von 
1277 voraussieht, tritt nicht alsobald ein: bei den meisten der 
kleineren Städte ändern sich durch die folgenden Jahrhunderte 
die Zustände gar wenig, sie bleiben halbe Dörfer, ihre Bewohner 
Ackerbürger. Die Gründe sind leicht einzuschen: die Polen sind 
in jener Zeit nicht reif zur Stadtbildung, aber auch die einge- 
wanderten deutschen Bauern stehen hinter der Entwicklung ihres 
Volkes im geschlossenen Sprachgebiete noch um einige Jahr- 
hunderte zurück, auch sie haben kein Bedürfnis nach städtischen 
Wesen. Die wenigen deutschen Städte, die im Mittelalter im Osten 
aufblühen, wie Krakau und Lemberg, ziehen ihre Kraft nicht 
aus der Verbindung mit deutschem Bauerntum der Umgebung, 
sondern aus ihrer Lage an wichtigen Verkehrsstraßen, aus ihrem 
Länder und Völker überbrückenden Handel, der sie auch in un- 
mittelbarer Verbindung mit dem deutschen Mutterlande hält. 
Sie sind nicht aus deutschen Gauen emporgewachsen, denen sie 
Mittelpunkt wären, sondern sie sind gleichsam Handelskolonien 
des deutschen Binnenlandes, vorgeschobene Posten westlicher 
Kultur, ohne Verbindung mit dem primitiven Leben, das sie um- 
gibt, nur geschaffen als Zwischenglieder des Verkehrs, als Halte- 
punkte des Handels mit dem Orient und Rußland. Die deutschen 
Sprachinselstädte aber, die abseits der großen Handelsstraßen 
liegen, die der Verbindung mit dem deutschen Mutterland er- 
mangeln und allein auf den Zusammenhang mit dem deutschen 
Volkstum ihrer unmittelbaren Umgebung angewiesen sind, die 
bleiben das ganze Mittelalter hindurch klein, gelangen über das 
Stadium der Bauernstadt nicht hinaus. 


Auch Bielitz geht es nicht anders. Die ältesten Privilegien 
der Stadt handeln zum großen Teile von dem Stadtwald, der 
Viehweide und den Teichen. In der Sorge um diese Dinge spielt 
sich das Leben‘dder Bewohner ab, die Urkunden über Recht, Märkte, 
Handel usw. nehmen daneben einen geringeren Raum ein, 
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2. Quellen. 


Die Hauptquelle für die älteste Stadtgeschichte von Bielitz 
bilden die Privilegienbiicher. Es sind ibrer 5, heute sämtlich im 
städtischen Museum aufbewahrt. 

A. Das Privilegienbuch des Herzogs Friedrich 
Kasimir vom 29. September 1565. Es ist ein unscheinbares, 
aus Pergamentblättern zusammengebundenes Heft. Der Rahmen- 


text lautet: 

Von gottes gnaden Wir Friderich Caßımir, Hertzog in Schle- 
sien zu Teschen und großen Glogau etc.. bekennen und thuen kundt 
offentlichen gein Jedermeniglichen mit dießem Brieff. die Ine 


sehen, hören oder lesen werden, das vor uns kommen sein die Fr- - 


samen, weisen, unsere liebe, getrewen Bürgermaister und Rathe 
unser Stadt Bilitz und haben uns whare, auscultierte Copeyen aller 
Irer habenden Freiheitten, recht und gerechtigkeiten, welche sic 
von wegen Irer Underthenigen erzeigten gwetrewen Dienste an 
Welden, Teichen, Viechwaiden und andern der Stadt nutzpar- 
keiten von etlichen unsern Vorfaren, Hertzogen zu Teschen seliger 
und löblicher gedechtnus, Auch von dem durchleuchtigen Hoch- 
geborenen fürsten und Hern Hernn Wentzeln, Hertzogen in Schlesten 
zu Teschen und großen Glogau etc. Unserem gnedigen lieben Herren 
Vatern, Wolhergebracht, erlangt Und bekommen, underthenig- 
lichen fürgebracht. Welche von Wort zu Wort nach einanderen, 
wie hiernach folget, lautten thuen: 

Es folgen nun die Privilegien, auf deren Inhalt im späteren 
einzugehen sein wird. (Die Reihenfolge ist im Original nicht 
genau die zeitliche): 

1. 3. Juni 1312: Schenkung des Stadtwaldes. 

Il. 14. März 1316: Bestätigung des Besitzes der Viehweide. 

lI 16. Juli 1413: Das Teschener Landrecht bestätigt der 
Stadt den Besitz des Waldes. 

IV. 19. Juli 1413: Herzog Bolko bestätigt der Stadt den 
Besitz des Waldes. 

V. 9. November 1424: Rechtsbestimmungen. 

VE 24. September 1440: Verleihung des Niederlagsrechtes für 


Salz. . 

VIL 2. Juni 1489: Bestätigung des Viehweide-Privilegs von. 
1316. 

VIH. 9. November 1521: Schenkung eines Teiches. Bier- und 
Weinschankrecht. 


IX. 15. Juli 1522: Rechte für den Bielitzer Stadtrat. 
X. 7. Mai 1525: Beilegung eines Streites mit Bauern wegen 
der Stadtteiche. 
XI. 20. Mai 1525: Verleihung eines wöchentlichen Fleisch- 
marktes. 
XII. 20. Mai 1525: Bestätigung des Besitzes von Fischaussatz- 
teichen. 
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XIV. 20. Dezember 1547: Bestätigung aller Privilegien. 
XV. 20. Juli 1548: Stadtwald und Viehweide betreffend. 
XVI. 3. Februar 1550: Schenkung eines Teiches. 

XVII. 6. Juni 1551: Besoldung des Stadtrates. 


»...Und haben uns als Iren natürlichen landesfürsten und von 
Gott geordnete Obrigkeit hierauf undertheniglich angelangt und 
gebetten, Inen darüber unser Confirmation und bestettigung gne- 
diglichenn mitzutheilen und zu geben. 

Dieweil wir dan Ir Zimbliches und undertheniges bitten für 
unbillichen nit erachtet und solche Ire wolhergebrachte Freiheit, 
satzung. wilkhörung, recht, gerechtigkeit und gewonheit, die sie 
von weilandt unsern geliepten vorfarn milter und hochleblicher 
gedechtnus von gewonheit oder rechts wegen erlangt und bekomen, 
für gut und nützlich angesehen: 

Derwegen so Confirmiren und bestettigen wir Inen dieselbigen 
mit allen Iren puncten, Artickeln, Clauseln, Wirden und Inhaltun- 
gen als obeu geschrieben ist, von angeborner fürstlicher miltigkeit 
und güte, auch aus fürstlicher macht, wolbedachtem mut, rechter 
wissen, vorgehaptem Rath und aus besundern gnaden, damit wir 
gemainer Stadt gneigt, hiermit wissentlichen und in kraft dits 
brieffs, das sie obangezogene Ire Freiheten, recht und gerechtig- 
keiten, wie von alters hero bescheen ist, zu Irem und gemainer 
stadt bestem gedei und aufnham gebrauchen, nutzen, geniessen, 
haben und besitzen sollen und mögen, One unser und sonsten menig- 
lichs verhindernus; Wolen sie auch darbei gnediglich erhalten, 
schützen und handthaben, doch uns, unsern Erben und nachkomen 
an unsern fürstlichen Jurisdiktionen, hohen Obrigkeit, recht und 
gerechtigkeiten In alweg unuerfenglich unnd unschedlichen. 

Und des zu mherer bestettigung haben wir uns mit eigener 
Handt underschriebenn, und unser fürstlich Insiegel an diesen 
brieff wissentlich hengen lassen, 

So gescheen und gegebenn ist zur Freistadt, am tag Nickacıs 
Archangeli, Nach Cristi unsers lieben hern geburt Taussent fünf- 
hundert und Im fünf und Sechzigisten Jare. 

Darbei sein gewesen die Edel wolgeborne unnd Erentueste, 
unsere liebe getrewen Herr Sigmund Her von Kittlitz, Nicolaus 
Karwinski vonn Karwine zu großen kuntzendorf, Thomas Mletzko 
von und zu Gylowitz, Jochim Mhol von Mulredlitz, Amptman zur 
Bilitz, Bartold Jaworski, Burggraf zur Bilitz Und Lorentz Langen- 
bach, dem dieser brieff beuolhen wardt. 

Fridridrich (su!) kazimir. 


Sämtliche Privilegien sind in deutscher Sprache wieder- 
gegeben. 

B. Das Privilegienbuch des österreichi- 
schen Kaisers Ferdinand Ill. vom 23. Juli 1638. Ein 
prächtiges, in roten Samt gebundenes Pergamentbuch, mit großem, 
wohlerhaltenem Siegel in Holzkapsel. 

Wir Ferdinand III. von Gottes gnaden Erwohlter Römischer 


Kaiser, zu allen zeiten Mehrer des Reichs, in Germanien, zu Hun- 
garn, Beheimb, Dalmatien, Croatien und Sclauonien regierender 
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KÖNIG, Ertzhertzog zu Österreich, Marggraff zu Mähren, Hertzog 
zu J.ützenburg und in Schlesien und Marggraff zu Laussitz: 

Bekennen offentlich mit diesem brieff und thuen kundt jeder- 
menniglich, was gestalt Uns Burgermeister und Rathmanne der 
Stadt Bielitz in Ober-Schlesien gelegen unterthänigist supplicando 
angelangt und gebeten, das. Wir Ihnen ezliche von unterschidlichen 
Hertzogen zu Teschen in Schlesien habende Priutlegia und begna- 
dungen in Kaiser- und Königlichen gnaden zu confirmirn und zu 
bestättigen geruhen wolten, so von wort zu wort wie hernach volget, 
Jautten thuen: 

Nun kommen die folgenden Privilegien in sachlicher An- 
ordnung, hier nach der zeitlichen Reihenfolge aufgezählt, wobei 
die Ordnungszahlen von 1565 beibehalten sind: 

I. 1312: Stadtwald. Sprache deutsch. 

Il. 1316: Viehweide. Sprache lateinisch. 

IV. 1413: Stadtwald. Sprache deutsch. 

V. 1424: Stadtrecht. Sprache deutsch. 

VI. 1440: Salzniederlage. Sprache deutsch. 

VII. 1489: Viehweide. Sprache tschechisch. 

XI. 1525: Fleischmarkt. Sprache tschechisch. 

XII. 14. März 1534: Bestätigung der 2 Jahrmärkte und Ver- 
leihung eines 3. durch Kaiser Ferdinand l. Sprache 
tschechisch. 

XVI. 1547: Bestätigung aller Privilegien. Sprache tschechisch. 

XVIII. 29. September 1565: Bier- und Weinschankrecht. Sprache 
deutsch. 

XIX. 19. Mai 1566: Bier- und Weinschankrecht. Sprache 
deutsch. 

Es folgt nun noch die Wiedergabe eines Oberamtsabschiedes 
vom 17. Mai 1638, betreffend einen Streit zwischen der Bürger- 
schaft und dem Inhaber der Herrschaft, Grafen Sunnegk, dann 
folgt die Bestätigungsformel für die gesamten Privilegien. 

In welchem Verhältnis stehen nun die beiden Urbare zu- 
einander? Das von 1565 ist das ältere, aber das von 1638 bietet 
den getreueren Wortlaut. Friedrich Kasimir bemerkt in der Ein- 
leitung ausdrücklich, daß die Bürger Kopien ihrer Briefe vorge- 
wiesen haben, die hernach im Wortlaut wiedergegeben und be- 
stätigt werden. 1638 ist dagegen bloß von den „Privilegien und 
Begnadungen‘ die Rede, „so von Wort zu Wort, wie hernach 
folget, lauten tuen“. Es lagen der Kanzlei in Prag also die Ori- 
ginale vor. Das gleiche bezeugt der Unterschied der Sprachen. 
Wo eine Urkunde deutsch und lateinisch oder deutsch und tsche- 
chisch vorkommt, da ist die fremde Sprache allemal die ursprüng- 
liche, anders wäre es gar nicht zu erklären, daß sie in dem deutschen 


Urbar von 1638 aufträte. Auch stimmt der Wechsel der Kanzlei- ` 


sprachen, wie er aus dem Privilegienbuch von 1638 hervorgeht, 
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vollkommen mit dem bei den übrigen Urkunden des Gebietes 
und mit dem Gang der äußeren Geschichte überein. Bis in die 
2. Hälfte des 14. Jahrhunderts ist die Urkundensprache lateinisch 
Eine scheinbare Ausnahme macht freilich das deutsche Privileg 
von 1312. Es kann sich aber hier nur um einen deutschen Auszug 
aus einer lateinischen Urkunde handeln, wie auch Grünhagen, 
Regesten IV, S. 223 annimmt. Darauf weist der für jene Zeit 
ganz ungewöhnlich kurze und bündige Stil hin, namentlich in 


den Schlußsätzen, der befremdliche Mangel der Zeugen, und eben. 


die Sprache. Das Original wird 1565 und 1638 schon verloren 
gewesen sein und man mußte sich mit dem Auszug begnügen, 
ohne daß das ausdrücklich angegeben wurde. Vor 1380 etwa bis 
gegen 1460 ist die Sprache der Urkunden fast ausschließlich deutsch. 
Nicht nur bei den deutschen Bürgern, auch die Herrscher der 
Länder Teschen und Auschwitz und ihre Edelleute bedienen sich 
ihrer. In dieser Zeit ist eben das Gepräge der beiden Gebiete ein 
durchaus deutsches. Seit der Mitte des 15. Jahrhunderts dann, 
da das Tschechentum durch die Hussitenkriege erstarkt ist, wird 
für die Länder der Wenzelskrone tschechisch die Kanzlei- 
sprache. Auch die Urkunden der Habsburger, die zu Prag aus- 
gestellt werden, bedienen sich ihrer. Die Teschner Herzöge folgen 
diesem Brauche. In Teschen selbst dauert das Tschechische bis 
zum Ausgange der Piasten. Als aber 1564 oder 1565 Wenzel von 
Teschen seinem Sohne Friedrich Kasimir die Herrschaft Bielitz 
einräumte, da erreichten es die Bürger, daß fortab die sie betreffen- 
den Dokumente deutsch ausgestellt wurden. Nur so ist es zu ver- 
stehen, wenn die Bürger dem Herzog Kopien, das ist, wie aus 
dem nachfolgenden Text hervorgeht, deutsche Übersetzungen 
ihrer Briefe zur Bestätigung vorlegen, wo doch die Originale noch 
vorhanden sind (da sie 1638 der Kanzlei in Prag vorliegen). Seit- 
dem ist die deutsche Sprache bei allen folgenden Inhabern der 
Bielitzer Herrschaft in ausschließlicher Verwendung. 

Daß 1638 die Bestätigung der Privilegien vom Kaiser selbst 
nachgesucht wurde, geht auf einen Streit mit dem damaligen 
Besitzer der Herrschaft Bielitz, Grafen Johann von Sunnegk, 
zurück, der sich weigerte, die Freibriefe selbst zu bestätigen. Da 
mußten dann in Prag natürlich die Originale vorgelegt werden 
und diese wurden im genauen Wortlaut der Ursprache in das neue 
Privilegienbuch aufgenommen. 

Die Urkunden von 1413, 1424 und 1440, die in beiden Ur- 
baren deutsch sind, weisen doch große Unterschiede der Sprache 
auf. 1565 ist die Sprache bei allen Urkunden, ob sie von 1312 oder 
1550 seien, die gleiche, offensichtlich die Schriftsprache von 1565, 
der auch die älteren deutschen Privilegien angeglichen wurden. 
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KÖNIG, Ertzhertzog zu Österreich, Maregraff zu Mähren, Hertzog 
zu Lützenburg und in Schlesien und Marggraff zu Laussitz: 

Bekennen offentlich mit diesem brieff und thuen kundt jeder- 
mennighch, was gestalt Uns Burgermeister und Rathmanne der 
Stadt Bielitz in Ober-Schlesien gelegen unterthänigist supplicando 
angelangt und gebeten, das Wir Ihnen ezliche von unterschidlichen 
Hertzogen zu Feschen in Schlesien habende Priutllegia und begna- 
dungen in Kaiser- und Königlichen vnaden zu confirmirn und zu 
bestättigen geruhen wolten, so von wort zu wort wie hernach volget, 
lautten thuen: 

Nun kommen die folgenden Privilegien in sachlicher An- 
ordnung, hier nach der zeitlichen Reihenfolge aufgezählt, wobei 
die Ordnungszahlen von 1565 beibehalten sind: 

I. 1312: Stadtwald. Sprache deutsch. 

Il. 1316: Viehweide. Sprache lateinisch. 

IV. 1413: Stadtwald. Sprache deutsch. 

V. 1424: Stadtrecht. Sprache deutsch. 

VI. 1440: Salzniederlage. Sprache deutsch. 

VIL 1489: Viehweide. Sprache tschechisch. 

XI. 1525: Fleischmarkt. Sprache tschechisch. 

XH. 14. März 1534: Bestätigung der 2 Jahrmärkte und Ver- 
leihung eines 3. durch Kaiser Ferdinand l. Sprache 
tschechisch. 

XVI. 1547: Bestätigung aller Privilegien. Sprache tschechisch. 

XVII. 29. September 1565: Bier- und Weinschankrecht. Sprache 
deutsch. 

XIX. 19, Mai 1566: Bier- und Weinschankrecht. Sprache 
deutsch. 

Es folet nun noch die Wiedergabe eines Oberamtsabschiedes 
vom 17. Mai 1638, betreffend einen Streit zwischen der Bürger- 
schaft und dem Inhaber der Herrschaft, Grafen Sunnegk, dann 
folgt die Bestatigungsformel für die gesamten Privilegien. 

In welchem Verhältnis stehen nun die beiden Urbare zu- 
einander? Das von 1565 ist das ältere, aber das von 1638 bietet 
den getreueren Wortlaut. Friedrich Kasimir bemerkt in der Ein- 
leitung ausdrücklich, daß die Bürger Kopien ihrer Briefe vorge- 
wiesen haben, die hernach im Wortlaut wiedergegeben und be- 
stätigt werden. 1638 ist dagegen bloß von den „Privilegien und 
Beenadungen‘‘ die Rede, „so von Wort zu Wort, wie hernach 
folget, lauten tuen‘. Es lagen der Kanzlei in Prag also die Ori- 
ginale vor. Das gleiche bezeugt der Unterschied der Sprachen. 
Wo eine Urkunde deutsch und lateinisch oder deutsch und tsche- 
chisch vorkommt, da ist die fremde Sprache allemal die ursprüng- 
liche, anders wäre es gar nicht zu erklären, daß sie in dem deutschen 


Urbar von 1638 aufträte. Auch stimmt der Wechsel der Kanzlei- - 


sprachen, wie er aus dem Privilegienbuch von 1638 hervorgeht, 
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vollkommen mit dem bei den übrigen Urkunden des Gebietes 
und mit dem Gang der äußeren Geschichte überein. Bis in die 
2. Hälfte des 14. Jahrhunderts ist die Urkundensprache lateinisch 
Eine scheinbare Ausnahme macht freilich das deutsche Privileg 
von 1312. Es kann sich aber hier nur um einen deutschen Auszug 
aus einer lateinischen Urkunde handeln, wie auch Grünhagen, 
Regesten IV, S. 223 annimmt. Darauf weist der für jene Zeit 
ganz ungewöhnlich kurze und bündige Stil hin, namentlich in 
den Schlußsätzen, der befremdliche Mangel der Zeugen, und eben. 
die Sprache. Das Original wird 1565 und 1638 schon verloren 
gewesen sein und man mußte sich mit dem Auszug begnügen, 
ohne daß das ausdrücklich angegeben wurde. Vor 1380 etwa bis 
gegen 1460 ist die Sprache der Urkunden fast ausschließlich deutsch. 
Nicht nur bei den deutschen Bürgern, auch die Herrscher der 
Länder Teschen und Auschwitz und ihre Edelleute bedienen sich 
ihrer. In dieser Zeit ist eben das Gepräge der beiden Gebiete ein 
durchaus deutsches. Seit der Mitte des 15. Jahrhunderts dann, 
da das Tschechentum durch die Hussitenkriege erstarkt ist, wird 
für die Länder der Wenzelskrone tschechisch die Kanzlei- 
sprache. Auch die Urkunden der Habsburger, die zu Prag aus- 
gestellt werden, bedienen sich ihrer. Die Teschner Herzöge folgen 
diesem Brauche. In Teschen selbst dauert das Tschechische bis 
zum Ausgange der Piasten. Als aber 1564 oder 1565 Wenzel von 
Teschen seinem Sohne Friedrich Kasimir die Herrschaft Bielitz 
einräumte, da erreichten es die Bürger, daß fortab die sie betreffen- 
den Dokumente deutsch ausgestellt wurden. Nur so ist es zu ver- 
stehen, wenn die Bürger dem Herzog Kopien, das ist, wie aus 
dem nachfolgenden Text hervorgeht, deutsche Übersetzungen 
ihrer Briefe zur Bestätigung vorlegen, wo doch die Originale noch 
vorhanden sind (da sie 1638 der Kanzlei in Prag vorliegen). Seit- 
dem ist die deutsche Sprache bei allen folgenden Inhabern der 
Bielitzer Herrschaft in ausschließlicher Verwendung. 

Daß 1638 die Bestätigung der Privilegien vom Kaiser selbst 
nachgesucht wurde, geht auf einen Streit mit dem damaligen 
Besitzer der Herrschaft Bielitz, Grafen Johann von Sunnegk, 
zurück, der sich weigerte, die Freibriefe selbst zu bestätigen. Da 
mußten dann in Prag natürlich die Originale vorgelegt werden 
und diese wurden im genauen Wortlaut der Ursprache in das neue 
Privilegienbuch aufgenommen. 

Die Urkunden von 1413, 1424 und 1440, die in beiden Ur- 
baren deutsch sind, weisen doch große Unterschiede der Sprache 
auf. 1565 ist die Sprache bei allen Urkunden, ob sie von 1312 oder 
1550 seien, die gleiche, offensichtlich die Schriftsprache von 1565, 
der auch die älteren deutschen Privilegien angeglichen wurden. 
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1638, wo auf die Originale zuriickgegangen wird, sind auch bei 
den deutschen Urkunden die Wortformen und die Rechtschreibung 
der Entstehungszeit getreu festgehalten. Es wäre also in jedem 
Belang dieses Urbar das genauere, wenn es nicht bei den deutschen 
Urkunden zahlreiche Fehler gegen den Sinn aufwiese. Es war 
dem Schreiber von 1638 die Sprache der Zeit um 1400 schon fremd 
geworden, und so sind ihm Mißverständnisse unterlaufen, die den 
Sinn einzelner Stellen ganz verderben. 1565 kommen solche Fehler 
noch nicht vor, nur einige Auslassungen finden sich. Es würde 
also erst eine Kombination der beiden Abschriften den wahren 
Urtext ergeben. ; 


Im folgenden sind samtliche Urkunden nach dem Privilegien- 
buche von 1565 wiedergegeben. Das mag den Grundsätzen einer 
genauen Urkundenedition nicht angemessen sein. Nicht um eine 
solche handelt es sich ja hier, sondern um eine Verwertung des 
Materials, um die Ausdeutung des Textes, und zu einer solchen 
wären die tschechischen Originale unbrauchbar. Zudem ist eine 
große Anzahl der Urkunden des Urbars von 1565 in dem von 1638 
nicht mehr aufgenommen, weil sie gegenstandslos geworden waren. 
Für sie ist also ein Originaltext in der Sprache der Ausstellung 
gar nicht erhalten. Wo es nötig ist, sind Abweichungen von der 
1638er Fassung angegeben. Die beiden Brauprivilegien entstammen 
natürlich dem Urbar von 1638, da gibt es keine andere Quelle. 


Auf das Privilegienbuch von 1638 geht zurück: 


C. Das Privilegienbuchder Kaiserin Maria 
Theresia vom Jahre 1747, ein schöner Pergamentband in 
weißem Leder mit Golddruck, und großem Siegel in Holzkapsel. 
Inhaltlich aber stellt sich dieses Urbar als eine sehr nachlässige 
Abschrift des von 1638 dar. Eine Menge neuer Fehler tritt auf. 
Die Rechtschreibung ist den Regeln der Zeit angeglichen. Neu 
ist aufgenommen ein Erlaß, betreffend die Braugerechtsame, vom 
22. November 1685. 


D. Privilegienbuch des Kaisers Josef Il. 
vom 8. Februar 17822). Äußere Ausstattung wie bei C. Buch- 
stäblich genaue Abschrift dieses Urbars. Neuaufgenommen ist 
ein Freibrief über Verleihung eines Viehmarktes vom 17. März 1744. 
Eln Artikel des Stadtrechtprivilegs von 1424 ist weggelassen, 
jedenfalls mit Absicht. 


? 


2) Nach diesem Privilegienbuche wurden die Urkunden I, H, 
IV, V, VI, NVH und XIN von Gorge in der „Zeitschrift für Ge- 
schichte und Kulturgeschichte Österreichisch-Schlesiens“, 1907/8. 
Heft 2-4, S. 140 ft. veröffentlicht. 
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E. DasPrivilegienbuchdes Kaisers Franz I. 
vom 3. August 1793. Äußere Ausstattung wie bei C und D. Es 
enthält bloß noch Inhaltsangaben der einzelnen Privilegien, durch- 
wegs in ‘deutscher Sprache. 

Die drei letztgenannten Urbare sind für die Heimatgeschichte 
ohne besonderen Wert. Auf sonstige Quellen wird im Laufe der 


Arbeit fallweise hingewiesen‘ werden. 


3. Stadtwald und Viehweide. 


Die ältesten Privilegien der Stadt handeln vom Gemeinde- 
wald und der städtischen Viehweide. i 


Im namenn des Herren amen. Alles, so in die schrift wirt ver- 
fasset, kan bei menschen gedechtnus desto leichter behalten werden. 
Derohalben sei kundt allen und Iglichen, so diesen gegenwertigen . 
Brieff sehen, das wir Mesko von Gottes gnaden Hertzog zu Teschen 
und Herr zu Auswintzen, sehend den mangel unserer trewen Bürger 
zur Bilitz, welchen sie des holtzes halben leiden, haben Innen den 
unuerhawenen Wald bei Nickelstorff, daselbst gelegen, ganz und . 
gar gegeben, bis zu den (srentzen des Dorfs Kemnitz, denselben 


. ganz frei, ohne alle ZinB, gab und Dienst, so uns immer angehö- 


r 


rendt, erblich eigen zu besitzen. Des zu urkundt mit unserm siegel 
verfertiget. Datum Bilitz den dritten tag des Brachmonats, Im 
taussent dreyhundert und zwölfften Jar. 

Das ist das älteste Bielitzer Privileg, zugleich eines der wich- 
tigsten überhaupt. In der Folgezeit hat es eine große Reihe von 
Bestätigungen erfahren, so 1413, 1424, 1547 und 1548. 1547, wo der 
Stadt sämtliche Privilegien bestätigt werden, ist das über den 
Wald ausdrücklich hervorgehoben und eigens betont.. Die Ur- 
kunden von 1312, 1413, 1424 und 1547 gehen in das Privilegien- 
buch Ferdinands lll. über und werden in allen folgenden Urbaren 
beibehalten. 

Wo liegt nun der Stadtwald? Die Ortsbezeichnung ist: ,,bei 
Nikelsdorf, bis zu den Grenzen des Dorfes Kamitz.‘‘ 1413 heißt 
r „der Wald bei Nikelsdorf, in unserem Teschnischen und Auß- 
wintzischen Gebiete und Weichbilde gelegen“ (Das besagt aber 
nicht etwa, daß der Wald auch in das Gebiet von Auschwitz über- 
griff, sondern es werden nur die Gebiete des Herzogs in eines zu- 
sammengefaßt) und 1547 ,,der Wald, welcher liegt zwischen dem 
Dorf Kemnitz und Nikelsdorf, hei dem Gebirge bei der Stadt 
Bielitz“. Der Wald liegt also auf Nikelsdorfer Dorfgrund und 
gegen das Gebirge zu. Es ergibt sich so die ungefähre Lage des 
heutigem Zigeunerwaldes. Daß der Wald früher weiter in die Ebene 
hineinreichte als heute, ist einleuchtend, es ergibt sich auch aus 
den späteren Urkunden, die von größeren Rodungen sprechen. 
Nach Süden läßt sich eine Abgrenzung schon deshalb schwer durch- 
führen, weil die Stadt 1570 von Herzog Friedrich Kasimir um 


16 Walter Kuhn. 


2100 Taler die Dörfer Nikelsdorf und Bystrai mit den gesamten 
Waldbeständen kaufte, so daß die Grenzen zwischen altem und 
neuem Besitztum verwischt wurden. 


Im allgemeinen aber muß es auffallen, wie wenig Sorgfalt 
bei der Verleihung des Waldes auf eine genaue Grenzbezeichnung 
gelegt wird. In der Tat haben sich später Grenzstreitigkeiten 
ergeben. Dies wird verständlich, wenn man sich den Vorgang 
bei der deutschen Kolonisation vor Augen hält. Die Dörfer werden 
fast immer längs eines Baches angelegt, so Nikelsdorf längs der 
Biala und Kamitz längs des Kamitzbaches. Zu beiden Seiten 
dieses Baches, der die Hauptachse des Dorfes bildet, werden die 
Häuser in ziemlich weiten Abständen voneinander gebaut, und 
. hinter jedem Haus erstreckt sich das zugehörige Land, die Hufe, 
den Hang hinauf, eine liegt neben der andern. Zuerst wird na- 
türlich das dem Hause zunächst gelegene Stück urbar gemacht 
und bebaut. Erst nach und nach, mit der Vermehrung der Menschen- 
zahl, wird der Wald immer mehr geschlagen und gegen die Grenze 
zurückgedrängt. Heute finden sich nur mehr an wenigen Stellen 
auf den Höhen, wo die Fluren zweier Dörfer zusammenstoßen, 
letzte Reste des ehemaligen geschlossenen Waldbestandes. 1312 
ist diese ganze Entwicklung erst in den Anfängen, die Siedlungen 
sind noch ganz jung und auf das Tal beschränkt, ein scheinbar 
unerschöpflicher Bestand an „unverhauenem Walde“, also Ur- 
walde, vorhanden. So ist eine genaue Grenzfestsetzung nicht nötig, 
wohl auch gar nicht gut durchführbar. 


Die nächste Urkunde, die über den Stadtwald handelt, stammt 
erst aus der Zeit um ein Jahrhundert später, vom Jahre 1413: 


Ich Miczko Jantz von Medzyrzitz, Landtrichter zu Teschen, 
Thue kundt und zu wissen und bekenne offentlichen In diesem 
brieff, beide, gegenwertigen und Zukünfftigen, allen den, die Ihn 
sehen oder hören lesen, das der Wolgeborn Przessko von Sevfrids- 
dorf getedinget hat Im Landgedinge zu Teschen mit den Burgern 
der Stadt Bilitz umb den waldt bei Nickelsdorff gelegen und darzu- 
gehörende. Penselben unuerhawenen wald bei Nickelsdorf gelegen 
und darzu gehörende ganz und gar bis an kemnitzer grentz haben 
die Bürger der Stadt Bılıtz behalten mit rechtem rechte Im Landt- 
gedinge zu Teschen. Und denselben benanten Wald haben dreyer 
Fürsten höfe, zu Ratibor, zu Kossel und zu Strälittz auch zuge- 
sprochenn den Vorgenanten Bürgern der Stadt Bilıtz. 

Und bei dem ausspruch des rechten sein gewest die I:dlen und 
Wolgeborenen Heren Jan von koBelup, Andris von Torkau, Mnissko 
von katschitz, Hannes Pintlath Kornitz. 

Und des zu einem ewigen gedechtnus und bekendtnus habe 
ich mein Insigel mit wissen an diesen brieff angedrückt lassen han- 
gen, der gegeben ist zu Teschen, am Sontag nach Margarethn, nach 
Cristi geburt Taussent Vierhundert und Im dreizehenden Jar. 
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Also ein erbitterter Kampf um den Stadtwald. Unter Sey- 
fridsdorf ist wohl das heutige Kozy zu verstehen, das schon im 
Jahre 1326 als Villa Siffridi vorkommt, und kaum das Seibers- 
dorf bei Freistadt. Przessko, der Besitzer des Gutes in diesem 
Dorfe, der der Stadt den Besitz ihres Waldes anficht, ist, seinem 
Namen nach zu schließen, ein Pole, Im Landgedinge zu Teschen, 
dem adeligen Gerichtshof, wird darüber verhandelt. Ähnlich, 
wie in schwierigen Fällen die deutschen Städte des Ostens sich 
Rechtsberatung bei bedeutenden Stadtgerichten des Mutterlandes, | 
vor allem in Magdeburg, holten, so wendet sich auch das Teschner 
Landgericht an drei oberschlesische Fürstenhöfe, nach Ratibor, 
Kosel und Groß-Strelitz. Anders kann die Stelle, daß die Gerichts- 
höfe den Wald den Bielitzern zugesprochen hätten, nicht ver- 
standen werden, denn unmittelbar konnten sie ja durchaus kein 
Entscheidungsrecht besitzen. Auf Grund des erteilten Gutachtens 
spricht auch das Teschener Landgedinge den Wald den Bielitzern zu. 

Noch nicht beruhigt dadurch, schicken diese eine Abordnung 
von zwei Ratsherren zum Teschner Herzog Bolko, um sich noch 
eine besondere Bestätigung des Privilegs. von 1312 auszuwirken. 
Sie wird 3 Tage nach dem Entscheid des Gerichtes ausgestellt und 
lautet: | 
Im namen gottes amen. Zu ewigem gedechtnus des Dinge. 
Wir Bolcko von Gots gnaden Hertzog zu Teschen, zu Auswintzen 
Und Herr zu Großen Glogau etc. Bekennen und thun kundt offent- 
lichen mit diesem Brief allen den, die In sehen oder hören lesen: 

Das für uns komen sein unsere liebe getrewe, mit namen Hein- 
tze und Nicko, rathmanne und Burger unser Stadt Bilitz, und haben 
uns demüetiglichen gebetten von der gantzen stadt und gemeine, 
derselben stadt Bilitz wegen, das wir Ine Ihren alten brief, den sie 
haben Über den Waldt bei Nickelsdorf In Unserm Teschnischen 
und Außwintzischen gebiete und Weichbilde gelegen, mit dem sie 
begnadet sein Von dem Hochgeborenen fürsten seliger gedechtnus 
Meschken, etwan ?) Hertzogen zu Teschen und Hern zu Auswintzen, 
genediglichen geruhten zu beweren, zu vernewern und zu befestigen. 

Wan man dann rechter, vernünftiger und redlicher bethe gunst 
und guten willen nicht versagen soll, so haben wir angesehen demütige 
bethe und haben mit wolbedachtem mut und mit gutem rathe 
unser eltesten und lieben, getrewen, von unser fürstlicher macht, 
mit rechtem wissen und von sonderlicher gunst und liebe, die wir 
tragen und haben zu der ehegenanten Stadt Bilitz, den obenbe- 
nanten alten Brieff mit allen punkten Und Artickuln, In seinen 
wirden, als er geschrieben ist, gnedigklichen geweret, vernewert 
und bestetiget. 

Beweren, Vernewern und bestettigen In krafft dis brieffs den 
obenbemelten Wald bei Nickelstorff der benanten Stadt Bilitz zu 
haben, zu halten und ewiglichen zu besitzen und In Iren nutz zu 
wenden, als sie es am bequemlichisten und besten wird düncken 
gerathen sein. 


3) weiland. 
Deutsche Wisseusch, Zeitschr. f. Polen. Heft 12, 1928. 2 
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Mit urkundt dis brieffs, versiegelt und bestettiget mitt unserem 
anhangenden Insigel. . 

Gegeben zu Teschen, an der ersten Mittwoch nach Sankt 
Margarethen tag. Nach Cristi geburt Taussent Vierhundert und 
Im dreizehenden Jar. | 

Darbei zu gezeugnus sein gewesen unser liebe getrewen Herr 
Andris von Turkau, Herr Jan von Koselup, Mnisse von Katschitz, 
Nicklas von Mezyrsitz, unser Landtrichter zu Teschen, Pinthlat 
Kornitz und Niklas, Cantor zu Glogau, unser Hoff-Caplan und 
Schreiber, der diesen Brief hat in befhelung. 

Die Adligen, die in der vorigen Urkunde als Mitglieder des 
Landrechtes genannt worden waren, treten sämtlich hier als 


Zeugen auf. 
Einen Nachhall des Kampfes um den Wald bildet der Ab- 


satz des Stadtrechtprivilegs von 1424, in dem es heißt: 

„- „Item werdo freuelich oder mit Unrecht Ihm zuzieht oder 
zueignet und zugezogen hat die Ding, die unser ehegenante Stadt 
angehöret, als Viehweide, Welde, pusch, Grenitzen und oder Ichts 
derley und anderleye, und In dem erfunden und überwunden wirdet, 
der soll es der Stadt widerumb abtretten und widergeben Und dazu 
das der Stadt ablegen‘. 4) 


4) Dieser Streit ist nicht der einzige seiner Art geblieben. In 
der Miklerschen Chronik von Bielitz finden sich Angaben über 
einen 2. Grenzstreit, den die Stadt nach dem Ende der Piastenzeit 
wegen des Waldes mit dem Edlen Melchior Rudzky führen mußte. 
In diesem Prozeß wurden ihr von Nikolaus von Kornitz am Sonn- 
tag nach Katharina (29. November) 1590, von der Stadt Saybusch 
am Sonnabend nach St. Elisabeth (25. November) 1592 und vom 
Skotschauer Magistrat am Sonnabend nach Cantate {1g. Mai) 1593 
Zeugnisse zu ihren Gunsten ausgestellt. Über den Ausgang ist 
unmittelbar nichts bekannt, da aber die Stadt auch weiterhin 
Besitzerin des Waldes bleibt, muß der Entscheid natürlich günstig 
für sie gewesen sein. Die Kampfformen sind 1590 ganz die gleichen 
wie 1413. Auch diesmal ruft die Stadt Gemeinwesen ihresgleichen, 
die benachbarten Städte Skotschau und Saybusch, zu Eideshelfern 
auf, die das Recht der Bürger gegenüber dem Adel bezeugen. 

Der letzte Streit um den Stadtwald endlich fällt in die un- 
sichere Zeit nach dem dreißigjährigen Kriege. 1644 setzte sich cer 
polnische Kastellan Warczicki gewaltsam in den Besitz des Zigeu- 
nerwaldes, der ihm erst 17 Jahre später, 1661, „durch eine kost- 
spielige Kommission und militärische Hilfe“ abgenommen werden 
konnte, wobei die von den Polen aufgeführten Schanzen zerstört 
wurden. Die Stadt wurde durch diesen Raub um 55 000 Taler ge- 
schädigt. (Angaben nach der Stadtchronik von Otipka). 

Diese Kämpfe sind ein Ausschnitt aus dem großen Streit 
zwischen niederem Adel und Bürgertum, der in dieser Zeit überall, 
in Deutschland wie ın Polen, tobte. In der Sprachinsel aber kommt 
zum ständischen Gegensatz noch der nationale. Die Adeligen sınd 
Polen, die Bürgerschaft ist deutsch. Weiter im Osten, im polnischen 
Staate, hat die polnische Schlachta gegen das Deutschtum überall 
die Oberhand behalten und es in den meisten Städten vernichtet. 
Gerade in der fraglichen Zeit, zwischen 1500 und 1600, vollzieht 
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Deutlicher noch als die Urkunden über den Stadtwald be- 
leuchten die ursprünglich ganz ländlichen Verhältnisse der Stadt 
jene über die Viehweide. Die erste von ihnen wird 1316 ausge- 
stellt: 


Im namen Gottes. Amen. Es kommen alle Ding in vergessen- 
heit, wo sie nicht in die schrifft zu ewigen Zeitten verfasset werden. 
Derhalben wir Casimir von Gots gnaden Hertzog zu Teschen etc. 
Thun kundt allermeniglichen, die gegentwertigen und den Zu- 
künftigen, so diesen Brieff hören werden, das wir aus glaubwirdigem 
bericht erkandt, das unsere Bürger zur Bilitz vier Huben Ackers 
bei der Stadt gelegen, zu gemeiner Viehweide rechtlich und erblich 
Innenhaben und besitzen, Und ein halb Huben Ackers mit den 
Alten Bilitzern auff gedachter Viehweide zum Viehweg oder ge- 
mainer straB, bei unserm geliepten Vater mit geldt erkaufft. Welchen 
kauff und gedachte freie begabung der Huben wir Inen gnediglich 
gunnen und güetlich darzu bewilligen und wollen, das gedachte 
unsere Stadt an der nutzung zunheme. Und gemeines nutzes wegen 
haben wir gedachte vier huben Ackers und ein halbe, wie sie aus- 
gemessen neben den Reyen mit aller gelegenheit, vorn, dahinten 
und mitten, obgeschriebenen Bürgern und allen Iren nachkömlin- 
gen gegeben und geschenckt, frei, erblich und ewiglich zu besitzen. 
Auff welchen Huben oder Viehweiden sie volkommene macht haben 
werden, zinshaffte Heuser und gerten zu bawen und zu setzen, 
souil als sie düncken wirt, nach dem es Innen und Iren nachköm- 
lingen am besten und bequembsten wirt düncken gethan sein. 

Derohalben damit diese unsere begabung und solche unsere 
günstige Zugebung von allermeniglich unverhindert bliebe, sondern 
ewiglich krafft und macht habe, haben wir Innen diesen unsern 
brieff mit Unserem Insiegel verfertiget etc.) 

Gescheen und geben zu Bilitz den Vierzehenden Martıi, Im 
taussent dreyhundert und sechzehen Jhare. 

Die Viehweide umfaßt das Gelände zwischen der Stadt und 
dem Bialafluß auf der einen, gegen Altbielitz zu auf der anderen 
Seite. Der gemeinsame Kauf des Viehweges mit den Altbielitzern 
zusammen zeigt die Verbindung, die in jener Zeit noch zwischen 
der Muttergemeinde und der aus ihr a. Stadt besteht, 


„Mit den Alten Bielitzern“ heißt es in der Übersetzung von 1565, 


“sich die Zurückdrängung des deutschen Bürgertums im Osten. 
In der nächsten Nachbarschaft von Bielitz, in den galizischen Dör- 
fern der Sprachinsel, in Seibersdorf, Kunzendorf und Biala zumal, 
hatten die Deutschen Unendliches durch die Willkür der Starosten 
zu erdulden und konnten nirgends Recht finden. In Schlesien aber 
sıegen die Bielitzer Bürger in allen 3 Kämpfen gegen den Adel, das 
Landgeding selbst verhilft ihnen zu ihrem Rechte. So zeigt sich 
die Bedeutung der staatlichen als einer Kulturgrenze zwischen Ost 
und West. 

5) Im Privilegienbuch von 1638 stehen an dieser Stelle die 
Zeugen: roborari praesentibus nostris fidelibus Vincentio de Thus- 
nowitz, Petro de Kytsitz militibus, Subcone dicto Kornitz, Sygota 
de Benkowitz, Grsimislao et Mesporcone domicellis et alijs quam 
piurimis fide dignis. Actum et datum Belytz.... 

9% 
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im lateinischen Urtext aber lautet jene Stelle: „cum Villanis de 
Villa Belitz‘‘, mit den Bauern des Dorfes Bielitz. 1316 führt also 
das heutige Altbielitz noch seinen ursprünglichen Namen Bielitz, 
obwohl neben ihm auch schon die Stadt Bielitz entstanden ist. — 
Der Viehweg selbst ist sicherlich die alte Kühgasse, die aus der 
Bielitzer Vorstadt zur Altbielitzer Dorfstraße hinüberführt. Sie 
hat den Namen lange behalten, erst 1896 wurde sie in Parkstraße 
umgetauft, weil die alte Bezeichnung dem Gemeinderat zu häßlich 
erschien. 


1489 erfolgt eine Bestätigung des Viehweideprivilegs: 


Wir Casimir von gottes gnaden zu Teschen Hertzog etc. Thun 
kundt hier mit diesem brieff vor Jedermeniglich, der den sehen oder 
lesen hören wirt, das vor uns die Ersamen weisen, unser liebe getrewen 
Bürger zu Bilitz komen sein und haben uns gebracht einen unuer- 
serten brief unsers vorfarn, Hertzogen Casimiren seliger gedecht- 
nus mit einem anhangenden Insiegel, den sie auf die Viehweide 
haben, welche Viehweide Innenhaben fiinfthalb huben, uns dar- 
neben bittende, das wir Inen solches mit unserm brieffe, auch andere 
Ire recht und alte freiheitten bestettigten. Wir aber vermerkende 
erstlichen ein billiche begnadung unseres Vorfarn, auch Ire getrewe 
und willige Dienst, die sie uns gethan unnd thuen, Auch umb ge- 
meines nutzes willen solche Viehweide also, als der brief unsers 
Vorfarn lautet, ın allen stücken und Artickeln bestettiget haben, 
Auch hier mit diesem brieff bestettigen, auch andere Ir recht und 
alte freiheiten, Also daß sie Ire alte recht und freiheiten, auch der 
fünfthalb huben, ein halb huben gekaufft und vier gegeben, ge- 
braucheten, darauff heuser baweten oder Gärten daraus macheten, 
was [Inen und Iren künftigen nachkomlingen am besten gefiele. 
Und wir sollen Inen darein weder unser nachkomlinge Und künfftige 
Herren und besitzer der Stadt Btlitz nicht legen mit keiner Weise. 

Und do sie erkandt diesen unsern gutten willen, haben sie 
guttwillig geben und übergeben unns und unsern nachkomlingen 
auff der Viehwaid cinen garten, Welchen sie Itzo ausgemessen 
haben und der ligt hinder des Pieß werners, also genant Bürgers 
garten, uns und unsern zukünfftigen zu geniessen, zu unserm Schloß 
oder zu unser und unsern nachkomlingen notturften. Welcher 
also, wie er ausgemessen ist, sol verbleiben und sol nichts mher 
darzu gethan werden In zukünfftigen Zeiten. 

Dem zu Urkundt und besserer Sicherheit haben wir unser 
eigen petschaft hieran an diesen brieff hengen lassen, der geben 
und geschrieben ist 

Am Pfingstmontag Im Jar taussent Vierhundert Und im Neun 
und Achzigisten. 

‘Und dabei sein gewesen die Erentuesten Unsere liebe getrewen — 
Mickulas Grodetzki unser Marschalck, Mickulas kloch von Ustronie, — 
Gendrzich Czelo von Zechowitz, Melcher Wltzko von Dobrozenitze, 
Girzick Skalitza, Mickulas Mletzko und Petrus sskolneho zu Teschen 


Es wird hier von der Gründung des Bielitzer Schloßgartens 
gesprochen, denn nichts anderes ist der Garten, der dem Herzog 
Kasimir auf der Viehweide ausgemessen wird. Der Schloßgarten 
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erstreckte sich vom Schlosse bis hinunter zum Bialaflusse, so die 
Viehweide in zwei Teile teilend. Erst in jüngster Zeit ist davon 
das Stück unmittelbar unter dem Schlosse durch den Bau der 
Eisenbahn abgeschnitten worden. 

Hier kann man einmal sehen, auf welche Weise die Stadt 
ihre Privilegien erlangte. Die Begnadungen und Bestätigungen 
alter Freibriefe, die die Piasten den Bürgern ausstellen, triefen 
nur so von Wohlwollen und „‚angeborner fürstlicher Güte und 
Mildigkeit‘‘, aber was nicht in ihnen steht, das sind die Summen, 
welche die Untertanen für ihre Erlangung gezahlt haben. Daß die 
Teschner Fürsten nichts umsonst gaben, dessen darf man sicher 
sein, herrschte doch in ihren Kassen stets so jämmerliche Ebbe, 
daß sie froh sein mußten, wenn sich nur irgend eine Einnahme- 
quelle erschloß. 1489 nun wird der Kaufpreis oder doch ein Teil 
davon genannt. Die Bielitzer haben ,,gutwillig’’ ein Stück der 
Viehweide abtreten müssen. Natürlich ließen sie es sich dabei 
gleich verbriefen, daß es mit dem einmal ausgemessenen Stück 
auch sein Genügen haben und in Zukunft „nichts mehr dazu- 
getan werden solle‘“. 

Schon 1316 hatte der Teschner Herzog gestattet, auf der 
Viehweide ‚‚zinshafte Häuser und Gärten zu bauen, soviel sie wollen“, 
und 1489 wird dieses Recht in fast unveränderter Form bestätigt. 
Es ist hier für eine mögliche Vergrößerung der Stadt Vorsorge 
getroffen, eine Berechnung auf Zuwachs gemacht, ähnlich wie 
‚seinerzeit die Urkunde von Kenty sie zeigte. Dort hatte es aber 
auch geheißen, daß die Bürger innerhalb der Stadt jede 6. Haus- 
stelle und außerhalb jeden 6. Garten frei haben sollten. Es 
war also die Umgebung der Stadt in erster Linie zur Anlage von 
Gärten bestimmt, für die im Innern bei der gedrängten Anordnung 
wenig Raum vorhanden war; erst in zweiter Linie kam die Neu- 
anlage von Häusern in Betracht. Die Urkunde von 1489 zeigt das 
gleiche Bild für Bielitz: Auf der Viehweide wird ein Garten für 
den Herzog ausgegrenzt, und seine Lage wird nach dem Garten 
eines Bielitzer Bürgers angegeben ®) und nicht etwa nach Häusern 
in der Nachbarschaft. Diese Bürgergärten sind natürlich nicht 
Zier- und Lustgärten, auch kaum reine Obstgärten, sondern wir 
haben darunter kleinere landwirtschaftliche Betriebe zu. verstehen, 
wie ja auch heute noch in der Gegend der Fachausdruck für einen 
Kleinbauern „Gärtler‘ ist. 


*) Es ist der Garten des Werner Piesch. Hier begegnet zum 
ersten Male der richtige Familienname’ eines Bielitzer Bürgers. 
Der Name Piesch, der heute vielleicht der häufigste in der ganzen 
Sprachinsel ist, ist also.auch der urkundlich am weitesten zurück- 
reichende. 
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1440 ist die Rede von den „Bürgern in der Stadt Bielitz und 
auch vor der Stadt gesessen‘, ebenso von den „Inwohnern zu 
Bielitz, in und vor der Stadt gesessen“. Es gibt also damals schon 
Häuser außerhalb der Stadtmauer. 1565 legt Friedrich Kasimir 
den Bürgern eine Abgabe auf „von einem jeden hundert Leinwat, 
soviel derselben in und vor der Stadt Bielitz ein Jahr lang gemacht 
würde“. Die entscheidende Aussiedlung aber fällt doch erst in 
die spätere Zeit, als das aufblühende Tuchmacherhandwerk immer 
mehr Menschen in der Stadt ansammelte. Darüber wird später 
zu sprechen sein. (Vgl. Abschnitt 9). 

1547 bestätigt Wenzel von Teschen, der vorletzte piastische 
Herrscher von Bielitz, der Bürgerschaft ihre sämtlichen Privilegien 
und in dieser Urkunde ist auch vom Wald und von der Viehweide 
die Rede: 


Wir Wentzel von Gottes gnaden Hertzog zu Teschen etc. 
thuen kundt hier mit diesem brieff vor Jedermeniglich, der den 
sehen oder lesen hören wirdet, das vor uns kommen sein die Er- 
samen weisen Bürgermaister und Rathmanne und etliche Bürger, 
aus der gemain unser stadt Bilitz abgesante, unsere underthane 
und liebe getrewen, anzeigende uns, welchermassen sie viel brieff 
auff pergament mit anhangenden Insiegel ganz und unuerrucket 
haben von den Erlauchten fürsten unsern vorfarn, auch von dem 
Erlauchten fürsten und herrn, hern Casimir, Herzog zu Teschen etc. 
seliger gedechtnus, unserm lieben grosfatter, nemlich auff den 
freien Marckt, auff die Teich, auff das wehr, auffs Weinschencken, 
aufs Breyhauß, auff die Viehweide, auff die heldter und andere 
gerechtigkeitten, also, als die brieff dies alles In Inen selbst aus- 
drucken, — Uns darneben mit aller Demut bittende, das wir Inen 
und Iren künfftigen nachkömlingen obengeschriebene priuilegien, 
Freiheiten, begnadungen und aller dieser Stadt gute ordnungen, 
Und darneben auch des Waldes, welcher dieser stadt Bilitz zur 
Notturft und zu gutem nutz von dem durchleuchtigen fürsten und 
hern, Hern Mesken, Hertzogen zu Teschen etc. seliger gedechtnus, 
unserm vorfarn, gegeben ist, und welcher ligt zwischen dem Dorff 
kemnitz und Nickelstorf, bei dem gebirge bei der stadt Bilitz, und 
also, als wir Inen auszumessen und auszugrenzen den obgemelten 
Derffern beuolhen haben, — aus unser fürstlicher gnad als Ir Erb- 
herr mit unser begnadung bestettigen wolten. 

Weil aber wir obengeschriebener Hertzog Wentzel, vermer- 
ckende Ire demüettige und billiche bitt, wollende, damit sie desto 
besser solche begnadungen geniessen und bei Iren leibsnarungen 
sich mheren kendten, auch von wegen bestettigung aller gutten 
ordnung, auch auff demüettiges begeren und bitten des Burger- 
maisters, Rathmannen und gantzer gemain, den Itzigen und zu- 
künfftigen unser Stadt Bilitz und Iren nachkomlingen alle oben- 
geschriebene Ire brieff, Priuilegien, begnadungenn 'obgenanter 
Fürsten, auch obgemeltes waldes, aus beuelch Inen ausgemessen 
und ausgegrentzt, auch Ire gutte ordnung, haben wir bestettiget 
und in kraft dieses briefs bestetigen wir sie In allem Irem Inhalt, 
laut und satzunge, one alle verminderung, und wollen das entlich, 
das sie mit Iren nachkomlingen und die Inwoner unser Stadt Bilitz 
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dieser aller begnadung obenuermeldt, auch dieses obengeschrie- 
benen Waldes, ausgenhommen das er nicht gestreuchet und ver- 
derbet werde allein mit holznhemen, zu gemainer notturft ge- 
niessen, gebrauchen Itzo und auff ewyge gezeiten, one verhindernus 
eines Jeden menschen. 

Und zu bestettigung aller Ding, so in diesem brief geschrieben, 
haben wir obengeschriebener Hertzog Wentzel etc. mit unserm 
gutem Vorwissen unser fiirstlich Insigel an diesen brieff zu driicken 
und zu hengen beuolchenn, der do gegeben und geschrieben ist auff 
unserm Schloß Teschen, Dinstag vor Weinachtenn Im Jar taussent 
fünfhundert und Sieben und Viertzig. 

Und darbei sein gewesen die Erentuesten unsere liebe getrewen 
Watzlaw Rudzki von Rudz, Canzler, dem dieser brief beuolhen 
ward, Watzlaw Zygan von Slupska unser Hoffhauptman, Girzick 
daar von Pilhu, Ferentz von Budnick unser Stalmeister, Peter 

rziwatzki von Godowa, pfleger zur Bilitz, Michal Radötzki von 
Radoza, Andres kecherle, Biirger zu Teschen und ander gute Leut. 


Die Bedeutung des Stadtprivilegs erhellt hier daraus, daB 
seine Bestätigung von der der übrigen Schenkungen abgetrennt 
und besonders genau vorgenommen wird. Während die anderen. 
Freibriefe nur mit Stichworten genannt werden, wird hier eine 
förmliche Inhaltsangabe gemacht. Dann aber tritt ein ganz neuer 
Umstand hinzu: den Bauern von Nikelsdorf und Kamitz ist be- 
fohlen worden, die Grenzen des Waldes gegen ihr Gebiet genau fest- 
zulegen. Die Gründe davon erwähnt ein Privileg, das um ein halbes 
Jahr später ausgestellt wird, das überhaupt mit dem von 1547 in 


mancher Hinsicht zusammengehört. 

Wir Wentzel von gotes gnaden Hertzog zu Teschen etc. Thun 
kundt hier mit diesem brieff, der den sehen oder lesen hören wirdt, 
das vor uns komen sein die Ersamen weisen unsere liebe getrewen 
Bürgermaister, Rathmannen unser Stadt Bilitz und haben uns 
angezeigt, wie das sie guttwillig gekaufft, auch bezalt haben ein 
stück eines winckels 7) und wiesen von Peter Matzner von kemnitz 
am ende seines Erbes,®) und das ander stück winckels, das sie auch 
gekaufft haben von Georgen Smiera von kamitz, auch gezalt haben, 
am ende seines Erbes Über der kamnitzer Mhül zwischen des ka- 
mitzers Mülherr Erben und petter Matzners liegende, das sie alda 
ein Viehweg auff die Viehweid haben kondten, Uns daneben de- 
muetig bittende, das wir Inen solchen kauff gnediglichen zu gunnen 
geruheten. 

Wan wir dan kegen Irer demütigen bitt geneigt, Inen das zu 
baiden thailen zu gunnen und damit obgenanten Bilitzer Burgern, 
den Itzigen und kunfftigen, werden mage?) über die obgenant 
gekauffte stück und wisen einen freihen Vieheweg, dem Vieh auff 
die Viehwaide, on Alle verhindernus zu haben und darauff zu treiben. 

Auch als bei Nickelstorf einen Waldt unser stadt Bilitz zu 
Irem nutz und notturft gegeben und derselbige waldt Inen den 
obgenanten Bilitzern Bürgern von den kemnitzer, auch von den 


?) Wahrscheinlich Flurname. 
3) Besitz. 
®) Macht. 
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Nickelsstorffer, ausgemessen und ausgegrentzt worden, darumb 
obgenante Bilitzer bürger, die Itzigen und künfftigen, mögen des 
Walds frei geniessen, besitzen und das, was schon darinnen zum 
Huetwerck und zum besehen ausgerottet, zu Irem nutz besehen 
und keren, Auch das Rindvieh darinnen frei hüeten (ausgenhommen, 
das er nicht gerottet noch verderbet werde) one eines Jeden ver- 
hindernus. Sunder wen der Buchacker In dem Walde gerottet, 
dasselbige gehört in unser Camer. Auch die kamitzer Unser under- 
thane sollen Inen nicht In dem Waldt nichts weiter über das aus- 
gemessen und ausgrentzen einrotten. Auch die Nickelsstorffer, die 
Itzigen und künfftigen, sollen sich den Bilitzern Bürgern in dem 
Wald über den fluß, der da heisset Studnitzny, also als Inen zur 
not Hutwergk ausgemessen, mit keinem Vieh nit legen weder 
greiffen, Sonder von beidenn seiten Inen das Ir In dem Waldt zu- 
frieden lassen, auch denselbigen nicht mher verterben, Itzo undt 
auff kunfftige Zeit. 

Dem zu urkundt haben wir unnser fürstlich Ingesiegel hieran 
an diesen brieff zu hengen beuolhen, der do gegeben und geschrieben 
ist auff Teschen, Freitags vor Maria Magdalena Im Jhar taussent 
fünfhundert und Acht und vierzigisten. 

Darbei sein gewesen die Erentuesten, unser liebe getrewen, 
Watzlaw Rudzki von Rudz, des Fürstenthumbs Teschen Canzler, 
Wazlaw Zygan unser Hoffhauptmann, Andres Kecherle von Teschen, 
Peter krzywadski von Godowa, unser pfleger zur Bilitz. 


Die Ausmessung ist jetzt vollzogen, innerhalb der festgelegten 
Grenzen ist den Bielitzern ihr Besitz bestätigt. Den Kamitzern 
wird anbefohlen, über die ausgemessenen Grenzen nicht weiter zu 
roden, die Nikelsdorfer haben den Studnitznibach als Grenze zu. 
achten. Man sieht, die Lage ist anders geworden als vor 200 Jahren. 
Die unbestimmte Grenzziehung von 1312 genügt nicht mehr. Es 
muß Grenzstreitigkeiten gegeben haben (,,sie sollen ihnen das Ihre 
im Walde zufrieden lassen‘), zu deren Schlichtung der Herzog 
selbst eingreift. Die Besiedlung der Gegend hat eben Fortschritte 
gemacht. Die den Bauern zugeteilten Hufen sind gerodet, ihr 
eigener Waldbestand geschlagen. Mit dem Steigen der Bevölkerungs- 
zahl wird das Land zu klein, die Nikelsdorfer z. B. haben nicht genug 
Weideland und ‚legen sich den Bielitzern mit ihrem Vieh in den 
Wald“, strenge Ziehung der Grenzen und obrigkeitlicher Befehl 
muß dem entgegen wirken. Um 1300 lag es im Interesse der Herr- 
schenden, daß der Wald möglichst schnell und in großem Umfange 
gefällt werde. Ein Vierteljahrtausend später ist das Waldland 
selten und kostbar geworden, das Roden hat in den Augen der 
Fürsten aufgehört, eine Kulturtat zu sein; wo der Bauer es doch 
noch wagt, der Not des Lebens gehorchend, da verstößt er gegen 
das Gesetz. Heute ist im deutschen Gebiete längst der Gleichge- 
wichtszustand hergestellt, die geringen Reste der einstigen Wald- 
herrlichkeit werden auch von den .Bauern selbst sorgsam geschont, 
Bei den Slaven weiter im Gebirge gab es noch um 1750 Zustände 
die den für die deutsche Gegend geschilderten um 1550 entsprechen, 
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Aber nicht nur die Nikelsdorfer und Kamitzer gefahrdeten den. 
Stadtwald, die Biirger selbst taten es. Stadtwald und Viehweide 
waren Allmende, gemeinsamer - Besitz der ganzen Bürgerschaft. 
Die Urkunde von 1316 spricht von einer „gemeinen Viehweide‘. 
Jedem, der Bedarf hatte, stand Weideland und Holz des Gemeinde- 
waldes zur Verfügung. Besonders das letztere war wegen der hau- 
figen groBen Feuersbriinste, die jede mittelalterliche Stadt durch- 
zumachen hatte, eine Lebensnotwendigkeit fiir die Biirger. Lieferte 
der Wald das Holz zum Wiederaufbau der Häuser (und die gesamte 
Stadt bestand damals aus Holzhäusern) umsonst, so ließ sich ja der 
Schaden halbwegs verschmerzen. Im Anfange, solange die Bürger- 
schaft noch klein und der ungerodete Waldbestand groß war, ging 
es so. Mit dem wachsenden Ausbau der Siedlung aber mußte ein Zeit- 
punkt kommen, wo aus der Allmendewirtschaft Raubbau wurde. 
Es wurde im Walde darauflosgeschlagen, ohne an Wiederaufforstung 
zu denken, das geräumte Land vielmehr zu Viehweide und Acker- 
land verwendet. Deshalb findet es Wenzel schon 1547 für nötig, zu 
verbieten, „daß der Wald nicht gestreuchet und verterbet werde 
allein mit Holz nehmen‘, und 1548 wird dieses Gebot dahin ver- 
deutlicht, daß sie das bereits Geschlagene weiterhin zum Feldbau 
verwenden mögen, auch „das Rindvieh frei darin hüten‘“ dürfen, 


aber ein weiteres Roden und Verderben des Waldes untersagt sein 
solle. 


1548 kaufen die Bielitzer Bürger von zwei Kamitzer Bauern, 
Peter Matzner und Georg Smiera, die am Ende ihrer Besitzungen 
gelegenen Grundstücke, um einen Viehweg auf die Viehweide zu 
gewinnen. 


4. Die ältesten Rechtsurkunden. 


Ist im Bisherigen ein zusammenhängendes Bild der wirtschaft- 
lichen Entwicklung gegeben worden, so ist nun zurückgreifend ein 
Überblick über die Gestaltung der Rechtsformen zu vermitteln. 
In den Betriebsformen bot sich kein großer Unterschied gegenüber 
dem Dorfe, im Rechte aber wird die Ausnahmestellung der Stadt 
deutlich. Hier macht es sich besonders schmerzlich fühlbar, daß 
die Gründungsurkunde nicht erhalten ist, die sonst eine genaue 
Beschreibung des anfänglichen Rechtszustandes zu bieten pflegt. 
Spätere Rechtsbestimmungen lassen es als unzweifelhaft erscheinen, 
daß die Stadt deutsches Recht besitzt, dennoch findet sich nirgends 
ausdrückliche Nachricht davon, die Verleihung wird eben auch in 
der Aussetzungsurkunde gestanden haben. Über die Art dieses 
Rechtes lassen sich nur Vermutungen anstellen. Während die 
deutschen Dörfer weiter im Osten meist allgemein deutsches Magde- 
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burger Recht erhalten, wird es den deutschen Städten der Herzog- 
tümer Teschen und Auschwitz in allen bekannten Fällen in der 
besonderen Form des Löwenberger Rechtes nach der Stadt Löwen- 
berg oder Lemberg in Niederschlesien erteilt. Für Kenty-Lieben- 
werde ist das in der wiedergegebenen Urkunde ausgesprochen. Von 
Teschen wissen wir es, denn in dem Aussetzungsbrief der Stadt 
Zator vom 10. November 1292 wird dieser Stadt Lemberger Recht 
nach dem Muster der Stadt Teschen erteilt. Ebenso wie Zator er- 
halten Skotschau und Sillein in Oberungarn durch Teschen Lem- 
berger Recht. Es herrscht diese Rechtsform also in sämtlichen 
Städten der Nachbarschaft von Bielitz, und es wird so wahrscheinlich 
gemacht, daß auch Bielitz zu Lemberger Recht ausgesetzt war.?®) 

Es mangeln in der ersten Zeit auch Angaben über das Ver- 
hältnis zum Fürsten, die Art der Abgaben usw. Wir werden uns 
das alles ähnlich zu denken haben wie bei Liebenwerde. Daß für 
die Häuser und das Land Grundzins gezahlt wurde, ist klar, es folgt 
auch aus der Bestimmung von 1316, daß auf der Viehweide ,,zins- 
hafte Häuser und Gärten‘ gebaut werden dürfen. 

Von den Nachfolgern des Stadtgründers, des Vogtes, findet 
sich nur eine kleine Erwähnung. 1440, anläßlich der Verleihung 
des Salzniederlagsrechtes urkunden die Teschner Herzöge, daß 
vor sie erschienen seien „die Erbir weysen Unsere getrawen libin 
Foyt, Purgermeyster Und die gantze Gmeyne“ 11) der Stadt Bielitz. 

Daß hier mit dem „Vogt“ nicht, wie später, der Vorsitzende 
des Schöffengerichtes bezeichnet wird, sondern der Inhaber der 
städtischen Vogtei, ist daraus ersichtlich, daß er vor dem Bürger- 
meister genannt wird. Bis mindestens 1440 ist also, wenn auch 
keine weiteren Nachrichten vorliegen, das Bestehen des Vogtei- 
amtes im alten Sinne nachgewiesen. 

Daneben aber entsteht bereits ein bürgerliches Stadtregiment, 
aus kleinen Anfängen heraus und, wie aus den späteren Verhältnissen 
geschlossen werden muß, vom Vogte völlig abhängig. 1312 und 
1316 ist bloß von der „Bürgerschaft“ die Rede. Bürger ist der 
Rechtsausdruck für den dem Bauern gegenüber bevorrechteten 
freien Stadtbewohner, der in erster Instanz dem Stadtrechte unter- 
steht. 1413 werden schon zwei ,,Ratmanne“, Heinze und Niko er- 
wähnt, die als Abgesandte der Stadt zum Herzog kommen und, wie 
aus der ganzen Lage zu schließen ist, wahrscheinlich auch die Stadt 
vor dem Landrecht in ihrem Streit mit Przessko von Seifriedsdorf 


10) Vergl. Hanslik, Kulturgrenze und Kulturzyklus i. d. pol- 


nischen Westbeskiden, S. 57. 
u) Zitiert nach dem Privilegienbuch von 1638. In dem von 


1565 ist der Vogt ausgelassen. 
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vertreten haben. 1424 ist dann zum ersten Mal die Rede von 
„Bürgermeister und Ratmannen“. Das geschieht in der Einleitung 
zu dem wichtigen Rechtsbriefe vom 9. November 1424, 


Im namen Gottes amen. alle ding die erkandt werden auff 
einen gemeinen nutz unnd frommen, Zu besserung eines Iglichen 
menschen und einer gantzen gemeine, ist wol notturft und gut, das 
die zu einem ewigen gedechtnus mit brieffen befestiget und be- 
stettiget werden. 

Darumb wir Bolcko von Gotes gnaden, Hertzog in Schlesien 
zu Teschen und zu grosen Glogau etc. Bekennen und thun kundt 
offentlichen und ewiglich in diesem brieff allen den, die Ine sehen, 
hören oder lesen, das in unser und der unseren gegenwertigkeit 
gestanden haben unsere liebe getrewen Burgermaister und Rath- 
manne Unser Stadt Bilitz, Und haben unns demüettiglichen ge- 
betten, das wir sie und alle die gantze gemein des Volckes won- 
haftıg daselbest In der stadt zur Bilitz, die Itzund do sein, oder 
Imer in zukünftigen Zeitten do sein würden, und alle Ire kinder, 
Ire Erben und rechte nachkomen und sonsten alle, die in Irem 
Stadtrechte sitzen und sitzen werden und darzugehören oder ge- 
hören werden, durch Got unnd Ires ewigen Dienstes willen, Von 
sonderlichen gnaden geruchten zu begnaden in solcher maß, als 
hernach geschrieben stehet. 

Vornemlich das all Ir gut und hab, es wer beweglich oder un- 
beweglich, fharende oder unfharende, das sie In Iren Stadtrechten 
haben oder Immer haben werden, oder Zinse, die sie haben. oder 
haben werden !2) auff widerkeuffe In unsern Landen, auff unsere 
Manne güter und Dörffern oder auff Stedten, Inwendig oder Aus- 
wendig Unser Lande oder wie sie dieselben haben werden, ewiglich 
sollen lassen Erben, sterben !2) und gefallen Von einem auff den 
andern, der am aller nechesten geboren sei, es were Mannes oder 
weibes geschlechte, mit Inhaltung des Vierten gelides, als sich mhan 
und weib zu der Ehe genhemen megen, Und als sich einer dem 
anderen oder eins dem anderen mit gutter Erber beweisung und 
wissenschaft der stedte und dörffer, do dieselben geboren seindt, 
aller negeste zu freunde 4) und müge!*) gereichen konnen, die zu 
Irem Stadtrechte sitzen und gehören. Sonder nach dem Vierden 
gliede gerechnet sol die Mageschaft !$) ausghen und ende haben. 
Und wir, unser Erben und nachkommenden Fürsten, sollen dar- 
nach Unsers fürstlichen rechts gebrauchen. Des so haben wir an- 
gesehen Ire bitte und willige Dienste, die sie Uns In langen und 
vergangenen Zeitten gethan haben Und noch in zukünfftigen Zeit- 
ten ewiglichen thun sollen, der wir Ihne zu thun woll getrawen, 
Und haben sie von sonderlichen gnaden, von fürstlicher macht, mit 
rechten wissen und guten vorrathe unser eltisten Mannen gnediglichen 
erhört Und haben sie begnadet und begnaden In krafft dies brieffs 
volkommenlichen mit solchen anfellen In allen stücken, puncten 
und Artickeln und sonsten in aller maße als oben geschrieben stehet, 
dieselben anfelle Inzuhaben, zu halten und ewiglichen besitzen 


i2) oder Zinse, die sie haben oder haben werden“ ist 1565 aus- 
gelassen, hier nach 1638 ergänzt. 

13) vererben. 

14) Verwandtschaft. 
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Und In Ihren nutz zu wenden, als sie allerbequemste wirt düncken 
gerathen sein. Jedoch das man solchen anfhal UnBerm Lande zu 
Teschen nicht abwendig mache noch entpfrembde. Sonderlich 
behalten wir uns und unseren nachkommenden fiirsten, Ob Irgendt 
ein Bürger oder Inwoner unser ehegenanten stadt Bilitz erbgüter 
kauffen würden und kaufften, die zu Lehen giengen oder Im erb- 
rechte legen, das die nicht weiter Erben und kommen sollen, dan 
nach des Landes recht und gewonheit. 

Auch begnadenn wir unser ehegenante Stadt Bilitz, das wir 
Inen geben vor ein recht zu haben und volkomlich zu gebrauchen 
und ewiglich der stadt zu nutz und frommen: 


Zum ersten allen Unfhur 1) und missethat, Zetergeschrei, die 
zu verbottener Zeit des nachts gescheen, freuel, Messerwurf, blo- 
schlagen unnd gewaldt, die am tag oder an der nacht In der Stadt, 
In Heusern, In thoren, auff dem Stadtgraben, Im Stadtgraben, 
auff der stadtmaur oder auff den Zugbrücken geschehen, oder wer 
ein wechter, Thorhüetter oder Stadtdienner und Botten schliige, 
das alles sollen Rathmanne Vonn der Stadt wegen straffen, büessen 
und gebessert nhemen, nach dem als die missethat begangen ist, 
— ausgenhomen blutrunst und was höher ist. 

Auch geben wir Ihn vor ein recht zu haben, welcher gebaur 
oder gepaurinne, er sei unser oder unserer Landtman,!®) In der 
ehegenanten Stadt zum rechte wirdt verbürgert, das er doselbest 
zu rechte gesteen und antwurten soll und anderstwo nicht. 

Auch geben wir In vor ein recht ui haben, Wan ein Landtman 
einem Stadtman schuldig ist, das er bei Im Verzeret hat mit essen 
‘und mit trincken oder Ihm mit der maBe fürgetragen oder mit der 
Ellen gemessen hat, das derselbe Landtman solchem Stadtmanne 
Im Stadtrecht und Im Stadtgericht umb solche schuld antwortten 
soll, oder mag In In der Herberg mit dem rechte umb sein schuld 
vorbieten. 

Auch wollen wir, das sie vor ein recht und gewonheit haben, 
das keine Zech under Ihn newe wilkhör machen oder ordenen soll, 
on der Rathmanne wissen und willen. Auch sollen die Rathmannen 
wider den gemainen nutz und wider die gemeine nichts nicht thun 
noch finden, erdencken noch machen. 

Item wir wollen, das kein Handtwercksman Inwendig einer 


meil von der ehegenanten Stadt Bilitz whonen soll, Ausgenhomen 


Reueler !?) oder altbuesser 3) und schmide die wofen scherpfen. 
Noch kein kretschem noch Brotbenke noch Fleischbencke noch 
Schneider sollen In einer mheil, es were dan, das Jemandes solche 
Handtwerck mit recht do gehaben mocht. 

Item wir wollen, das ein Iglicher, der anderswho whonet oder 
ein auslender ist Und in der Stadt oder mit der Stadt Zinßhafftige 


erbe hat, das derselbe zu den Erben ziehen soll und do whonen oder 


dieselben Erbe verkauffen. 

Item wer do freuelich oder mit Unrecht Ihm zuzieht oder 
Zueignet und Zugezogen hat die Ding, die unser ehegenantn Stadt 
angehöret, als Viehweide, Welde, pusch, Grenitzen und oder Ichts 


15) üble Aufführung, Skandal. 
16) Edelmann. 

17) Schuhflicker. 

1€) Schuhflicker. 
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derley und anderleye,’*) Und In dem erfunden und überwunden 
wirdet, der soll es der Stadt widerumb abtretten und widergeben 
Und dazu das der Stadt ablegen.?°) 

Item über das alles begnaden wir unsere liebe getrewen Bürger- 
maister und Rathmanne, Innwhoneren Und die ganze gemeine als 
oben geschriben stehet unser mherbenanter Stadt Bilitz, das wir 
In bewert und bestettiget haben. Bewheren und bestettigen Ihn 
krafft dis briefs alle Ire rechte, freiheiten, satzungen, Wilkhörungen 
und gewonheitten, die sie von gewonheit oder Techts wegen von 
alters bei uns und bei unsern Vorfarn gehapt haben, die zu haben 
und zu halten und zu Irem nutz und besten Volkumlich und ewig- 
lich gebrauchen. Jedoch unschedlich unsern fürstlichen rechten. 
Und das alle dieße gab, bewerunge und bestettigung von uns und 
von allen unsern nachkomlingen ganz steet und feste, unuersehret 
unnd unuerbrochenlich bleibe und gehalten werde, haben wir diesen 
brieff geheissen schreiben, Versiglen und bestettigen -mit unserm 
anhangenden Insiegell. 

Geben zu Skotschau am Donnerstag negst vor Sanckt Martins-., 
tag, des heiligen Bischoffen und Beichtigers. Nach Cristi geburt 
Taussent vierhundert und Im vier und Zwanzigisten Jar. Ä 

Darbei zu gezeuge sein gevessen unsere liebe getrewen Hans 
Kornitz Pintlath genant, Lorentz Schasske von Schönaw, unser 
Marschalck, Mycolaicki von Dittmarsdorf, Hancke puzchala unser . 
burggraff zu Skotschau Und Herr Heinrich Syhmmelwitz, Thum- 
herr zu grossen Glogau, unser Schreiber, dem dieser brieff beuolhen 
ward. 


Das bürgerliche Stadtregiment erscheint nunmehr völlig 
organisiert. Den Ratmannen obliegt die Überwachung der Zünfte, 
die keine neuen Satzungen ohne Bewilligung des Rates beschließen 
dürfen. Ebenso wird den Ratmannen die niedere Gerichtsbarkeit, 
scheinbar unter Einschränkung des Vogtes, überwiesen, sie haben 
sie im Namen der Stadt zu üben: ‚Das alles sollen Ratmanne, von 
der Stadt wegen, büßen‘“. Die hohe Gerichtsbarkeit aber, ,,Blut- 
runst und was höher ist“, also jegliche Körperverletzung, Mord usw., 
ist ausgenommen. Die Stadt besitzt -hier und später im Vergleich 
zu westlichen Orten ein recht geringes Ausmaß von Rechten. 

In späteren Abschriften ist der Freibrief von 1424 über- 
schrieben: ,,Privilegium, der Anfall genannt“. Es ist also offenbar 
die Bestimmung, die das Erbrecht regelt, als die wichtigste emp- 
funden worden, wie sie auch im Briefe selbst am ausführlichsten 
behandelt ist. Die Bürger erhalten das freie Erbrecht über ihr be- 
wegliches und unbewegliches Gut in der Stadt, ebenso über die 
Zinserträgnisse, die sie auf Wiederkauf, das ist pfandweise, in Gütern 
und Dörfern der Adligen des Herzogtums und in anderen Städten 
besitzen. Offenbar spielen schon damals die Bürger als Geldver- 
leiher eine Rolle beim Adel. 


19) „und anderleye‘‘ 1565 weggelassen, nach 1638 ergänzt. 
20) vergüten. 
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Das Erbrecht geht bis zum 4. Gliede, d. h. Verwandtschafts- 
grade („nach dem 4. Gliede gerechnet, soll die Mageschaft ausgehn 
und Ende haben‘). Diese Grenze wird näher bezeichnet durch den 
erläuternden Zusatz ‚als sich Mann und Weib zu der Ehe genehmen 
mögen“, Das heißt: solange, als noch Eheverbote infolge zu naher 
Verwandschaft bestehen, solange gibt es auch ein Erbrecht. Die Be- 
ziehung dieser beiden Dinge aufeinander ist ganz natürlich. Die Kirche 
des Mittelalters vertritt den Standpunkt, daß eine Ehe zwischen 
Blutsverwandten, Versippten überhaupt ausgeschlossen sei, die 
Grenze der Sippe freilich wird jeweils verschieden gezogen. Beim 
letzten Verwandtschaftsgrade, wo die Ehe noch verboten ist, ist 
mithin die Grenze der Blutsverwandtschaft erreicht. Erbberechtigt 
sind aber der Natur der Sache nach nur Versippte, darum hört eben- 
dort das Erbrecht auf. 


Über die Art der Zählung der Verwandtschaftsgrade sind un- 
bedingt genaue Angaben nicht zu machen. Selbstverständlich 
kommt die Zählung des römischen Zivilrechtes, die heute allgemein 
. ist und im Mittelalter von der katholischen Kirche verwendet wird, 
hier nicht in Frage. Bei ihr bestimmt den Verwandtschaftsgrad 
zweier Menschen die Zahl der Zeugungen, die man errechnet, wenn 
man von einem Teil auf den gemeinsamen Stammvater zurückgeht, 
und von diesem wieder herabsteigt bis zum andern Teile. Danach 
würde der 4. Verwandtschaftsgrad Geschwisterkinder bezeichnen. 
Weder hätte eine solche Einschränkung des Erbrechtes Sinn gehabt, 
noch war die Ehemöglichkeit im Mittelalter eine so weitgehende. 
Es ist wahrscheinlich, daß bei Erbangelegenheiten allein die deutsche 
Art der Zählung angewendet wurde?!), wobei der Grad durch die 
Zahl der Generationen seit dem gemeinsamen Stamnivater be- 
stimmt wurde. Nach dieser Zählung gerechnet, waren im allge- 
meinen Ehen im 4. Grade noch verboten, solche im 5. nur ungern 
erlaubt. Es würden also diese Verhältnisse mit den Bestimmungen 
des Anfallprivilegs übereinstimmen. Im Sachsenspiegel beginnt 
aber die Zählung der Verwandtschaftsgrade nicht vom Stamm- 
vater her, sondern von seinen Kindern, es bilden also die Geschwister- 
kinder hier den ersten Grad.?) Der 4. Grad reicht dann noch um 
eine Generation weiter hinaus als nach der „deutschen Zahlung", 
wie sie Eichhorn angibt. Im Sachsenspiegel heißt es aber auch an 
der gleichen Stelle, daß der Papst im 5. Grade die Ehe erlaubt 


21) Eichhorn, Geschichte des deutschen Rechtes, S. 714. 


22) Sachsenspiegel, Buch 1, Art. 3: „Diz ist die erste sibbe - 


zcale, die man zu magen rechent: bruoder kindere und swester 
kindere“. 


Die innere Entwicklung von Bielitz im Mittelalter. 31 


habe.) Es ist also dort von einem Heiratsverbot die Rede, das noch 
um einen Grad schärfer ist als sonst. Auch diese Zählungsart würde 
mithin zum Anfallprivileg passen, eine Entscheidung ist nicht zu 
treffen. Ä l 

In der Ausdehnung des Erbrechts weicht freilich die Bielitzer 
Bestimmung in bemerkenswerter Weise vom Sachsenspiegel ab. 
Nach diesem geht das Erbrecht bis zum 7. Grade, den ,,Nagel- 
magen‘‘, die Ehehindernisse bis zum 4. Grade. Es unterschieden 
sich hier also die Ausdehnung der Sippe und des Eheverbotes 
Eichhorn bemerkt hierzu (Par. 203): 


„... Die spätere Zeit kannte sehr wohl den Ursprung der 
Sippenzahl aus den Eheverboten und verwarf nur die Anwendung, 
die man von der späteren Beschränkung derselben auf den 4. Grad 
hätte machen können, weil eine weitere Ausdehnung des Erbrechts, 
welche das Landrecht einmal anerkannt habe, durch den Papst 
nicht geändert werden könne“ (mit Bezug auf die zitierte Stelle 
des Sachsenspiegels). In Bielitz is t diese Einschränkung gemacht, 
das Erbrecht richtet sich genau nach den kirchlichen Satzungen über 
die Ausdehnung der Blutsverwandtschaft und ist dadurch dem 
übrigen deutschen Gebiete gegenüber stark geschmälert. 


Innerhalb der Sippe tritt der am nächsten Verwandte die Erb- 
schaft an. Er hat sich über sein Recht durch Zeugen aus seinem 
Geburtsort auszuweisen. Beide Geschlechter sind in gleicher Weise 
erbberechtigt, nur die Nähe der Verwandtschaft entscheidet 
(„...erben... von einem auf den andern, der am allernächsten 
geboren sei, es were Mannes oder Weibes Geschlechte‘‘). Diese Be- 
stimmung zeigt deutlich den Einfluß des auftauchenden Römischen 
Rechtes, in den alten deutschen Volksrechten hatten immer die 
Verwandten der männlichen Seite den Vorzug vor denen der weib- 
lichen. Ebenso ist es (nach Eichhorn) eine an das Römische Recht 
gemahnende Bestimmung, daß bei Nichtvorhandensein von Erben 
der Fiskus das Gut an sich zieht („und wir... sollen danach unseres 
fürstlichen Rechtes gebrauchen‘). 


Die Bürger haben das volle Eigentumsrecht über die geerbten 
Güter. Nur das eine wird ausbedungen, daß sie dem Lande nicht 
„entfremdet‘‘ werden sollen. Denselben Zweck verfolgt die Be- 
stimmung, daß jeder, der in der Stadt Güter besitzt, von denen dem 
Herzog Zins gezahlt werden muß, aber nicht in Bielitz selbst wohn- 
haft ist, entweder in die Stadt ziehen oder diese Güter verkaufen 


23) ebendort: ‚Die sibbe endet in deme sibenden erbe zu ne- 
mene, al habe der babest geurlaubet wib zu nemene in der funften, 
wan der babst en mag kein recht seczen, da er unse lantrecht oder 
lenrecht mete ergere". 


\ 
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müsse. Dieser Punkt, natürlich der Sorge des Fürsten um seine 
Zinse entsprungen, ist in der Bestätigung des Privilegs durch 
Josef II. ausgetilgt. 

Nicht dem normalen Erbgang unterliegen Lehensgiiter, deren 
Vererbung richtet sich nach dem Lehensrechte (,,daB die nicht 
weiter erben und kommen sollen dann nach des Landes Recht und 
Gewohnheit‘). Es muß also schon in dieser Zeit vorgekommen sein, 
daß die Bürger adlige Güter erwarben, wie das später in zahlreichen 
Einzelfällen bezeugt ist. 

Zu den wichtigsten Bestimmungen des Privilegs gehört die, 
daß ein Bauer, der vorher Untertan des Fürsten oder eines seiner 
Edelleute war, dann aber in die Stadt zieht und dort Bürgerrecht 
erwirbt, von nun an der Gerichtsbarkeit seines früheren Herrn ent- 
zogen sein solle und nur noch vor dem Stadtrecht sich zu verant- 
worten habe. Das ist der in der Geschichte der deutschen Stadt so 
bedeutsame Grundsatz ,,Stadtluft macht frei‘, in eine\Rechtsformel 
gekleidet. Auf diesem Grundsatze, der den Städten den unbe- 
schränkten Zuzug vom Lande her sicherte, beruht vor allem ihre 
Blüte im Mittelalter. 

Die rechtliche Sicherstellung der Stadtbürger gegenüber dem 
Landadel baut die nächste Bestimmung weiter aus: ein Edelmann, 
der in einem Wirtshaus der Stadt Schulden macht mit Essen und 
Trinken, oder bei einem Krämer Tuch einkauft (,,der ihm mit der 
Elle gemessen‘‘) oder etwas anderes und nicht bezahlt, der hat sich 
vor dem Stadtgerichte zu verantworten. Daß ein so spezieller Fall 
eigens in das Privileg aufgenommen wurde, läßt schließen, daß er 
recht häufig vorkam, und die Bielitzer hatten dann natürlich alle 
Ursache, hier vom Landrechte, das ja aus lauter Adligen bestand, 
unabhängig zu sein. Die Bestimmung ist an sich unbedeutend, aber 
sie wirft ein Streiflicht auf das Verhältnis zwischen den stets in 
Zahlungsschwierigkeiten steckenden, auch im Schuldenzahlen sonst 
nicht zu eifrigen Adeligen und den aufstrebenden, auf ihr Geld 
stolzen und auf ihren Vorteil erpichten deutschen Bürgern. 

Das Privileg von 1424 enthält die ersten Nachrichten über den 
Gewerbebetrieb der Stadt. Die einzelnen Berufe sind in Zünften 
organisiert. Innerhalb einer Meile um die Stadt, der städtischen 
Bannmeile, hat ein jeder, der ein Handwerk ausüben will, der be- 
treffenden städtischen Innung anzugehören. Nur so ist die Be- 
stimmung auszulegen, daß kein Handwerksmann innerhalb einer 
Meile sein solle, „es ware dann, daß jemandes solche Handwerk mit 
Recht do gehaben mocht“. Das ‚„Meilenrecht‘‘ gehört mit zu den 
wichtigsten Gerechtsamen der mittelalterlichen Stadt. Auffällig 
ist, daß es Bielitz erst 1424 erhält, während es z. B. Kenty nach 
Ausweis der wiedergegebenen Urkunde schon 1277 besaß. 
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Fiir die drei Ziinfte der Backer, Fleischer und Schneider wird 
das Meilenrecht nochmals besonders betont, offenbar sind es die zu 
dieser Zeit wichtigsten in der Stadt, wahrend z. B. der spater so 
bedeutenden Tuchmacher noch keine Erwahnung geschieht. Brot- 
und Fleischbänke sind die öffentlichen Verkaufsstellen der Ware, 
die der Kontrolle der Innungsgemeinschaft unterstehen. Für zwei 
Berufe, die Schuhflicker (Refeler oder Altbüßer) und eine Art ge- 
ringerer Schmiede (,,Schmiede, die Woffen scherpfen‘) gilt das 
Meilenrecht nicht. Es sind zwei Handwerke, die keine neue Ware 
erzeugen dürfen. Sie bilden eine Art Proletariat im Gewerbe, sind 
jedenfalls nicht zünftig organisiert und werden von den anderen 
nicht für voll genommen. 

Die Bezeichnung ,,inwendig einer Meil“ ist natürlich nicht 
geometrisch im Sinne eines Kreises von genau einer Meile Halb- 
messer zu verstehen. Es ist ein Rechtsausdruck, einzelne 
Dörfer, die zum Meilenrecht gehören, können auch viel weiter von 
der Stadt entfernt sein. Welche Ortschaften im besonderen zu 
Bielitz gehörten, wird 1424 nicht gesagt. Erst viel später, im Brau- 
privileg von 1566.geschieht eine genaue Aufzählung. Es sind: 
Nikelsdorf, Kamitz, Ernsdorf, Heinzendorf, Kurzwald, Targersdorf, 
Braunau, Matzdorf, Zabrzeg, Dzieditz, Bettler, Czechowitz, Mücken- 
dorf, Batzdorf und Altbielitz. 


Schließlich wird der Stadt ihr gesamtes Gewohnheitsrecht be- 
stätigt: „alle ihre Satzungen, Willkörungen und Gewohnheiten, 
die sie von Gewohnheit oder Rechts wegen von altersher bei uns 
und unseren Vorfahren gehabt haben‘. 


Das nächste Privileg der Stadt stammt vom Jahre 1440, es ist 
das erste und für lange Zeit einzige, das von einer Handelstätigkeit 
der Bielitzer berichtet. 


Im namen Gottes amen. Wir Wladislaus und Przemislaus von 
Gots gnaden brüder und Herzog zu Teschen und grossen Glogau, 
Bekennen offentlichen mit diesem brieff vor allen die In sehenn, 
hören oder lesen, das vor unser gegentwertigkeit komen sein die 
Erbere weisen, unsere getrewen lieben Foyt, Burgermaister und die 
ganze gemeine, arme und reiche, In und vor der Stadt Bilitz ge- 
sessenn und haben uns demüetiglichen gebetten, das wir In geruch- 
ten Freihunge zu der Niderlag des Saltzes gnediglich geben, durch 
besserung Irer leiblichen narung. Nun haben wir angesehen Ire 
fleissige Bitt und haben Ihn von angeborener fürstlicher güte und 
miltigkeit, durch Ires besten und mherung Irer narung willen, 
solche freyhung zu der Niderlag des Saltzes gegeben, verliehen und 
gereichet. Geben, verleihen und raichen In kraft und tuglichkeit 
dieses briefs, AlB das die Inwoner In und vor der Stadt Bilitz ge- 
sessen, freihe nidcrlag in der Stadt Bilitz des Saltzes haben sollen, 
nhun und zu ewigen tagen, ungehindert von uns, unsern nach- 
kumlingen und Fürsten, In solcher maß und vornemlichen also: 
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Wan die Burger in der Stadt Bilitz Und auch vor der Stadt 
gesessen, Saltz und Bencke kauffen und in die Stadt Bilitz bringen 
werden, dauon sollen sie nichts nit geben, sondern die frei nider- 
legen. Oder was die geste oder die, die do mit geselschaft oder 
gemeinschaft mit denn Inwhenern zur Bilitz Ihn und vor der Stadt 
Bilitz gesessen, Saltzes gein Bilitz bringen werden, der oder die 
sollen von Jeder banck Saltzes einen groschen geben von der nider- 
lage. Auch wer do sein eigene pferd hat In und vor der Stadt zur 
Biltz, und das Saltz vorbas mit eigenen pferden daher oder in an- 
dere landt und Stedte fhüren würde, der soll zu Skotschau halb 
Maut gebenn. Sonder die Fhurleut, geste oder die umb lohn fhüren, 
die sollen ganz mauten, als von alters gewonheit gewesen ist. 


Zu urkundt und sicherheit versigelt mit unserm anhangendem 
Insiegel, des wir zu diesem mhal gebrauchen, der gegeben ist zu 
Teschen am Sonabent vor Sanct WenceBlaitag, Im Jhar Taussent 
Vierhundert und im Vierzigisten. 

Dabei sein gewest die gestrengen und Wolduchtige, unsere 
liebe getrewen Herr Nicklas Ritter Marschalck genant vom Baum- 
garten, Mykolasch Czelo, die Zeit hauptmann zu Teschen, Mathei 
von Bludowitz, Jakubki von Brzezowitz und Johannes von der 
Bvla, unser Hoffschreiber, dem dieser brieff ward beuolhen zu 
schreiben. 

Es handelt sich hier um den Zwischenhandel der Stadt mit dem 
aus Galizien, von Wieliczka und Bochnia, kommenden Salze. Das 
ist schon daraus zu erschen, daß diejenigen, welche das Salz von 
Bielitz in andere Städte führen, über Skotschau den Weg nehmen. 


Als ältester Stapelplatz des Salzes in der Stadt Bielitz wird das 
große Gebäude am Eck des Ringplatzes und der Zollamtsgasse an- 
gegeben. In der Obervorstadt gibt es heute noch eine „Salzgasse“ 
und in ihr die „Salzburg“, ebenfalls ein früheres Salzmagazin. 


5. Stadtmauern. 


Ein Hauptmerkmal der mittelalterlichen Stadt liegt in ihrer 
Wehrhaftigkeit. Sie ist mit Mauer und Graben gegen den feind- 
lichen Angriff gerüstet und bietet der Landbevölkerung einen Zu- 
fluchtsort in Kriegszeiten. 


Schon 1424, im Anfallprivileg, erscheint die Stadt als wohl- 
befestigt. Sie ist von einer Mauer umgeben, außen um diese zieht sich 
der Stadtgraben und vor diesem scheint noch eine Vorbefestigung 
zu sein („auf dem Stadtgraben" und „im Stadtgraben‘). Wo die 
Hauptwege vom Lande in die Stadt führen, sind Tore, über den 
Graben führen Zugbrücken. Der Wachtdienst ist durch die Be- 
hörden der Stadt geregelt. Es werden Wächter und Torhüter ge- 
nannt, die ebenso wie die anderen Stadtdiener und Boten unter be- 
sonderem Rechtsschutze stehen, 
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Die nachste Stelle, die von der Stadtbefestigung handelt, ist 
im Privileg von 1521 zu finden, in dem Herzog Kasimir den Bürgern 
einen Teich und das Bier- und Weinschankrecht verleiht und dann 
fortfahrt: 

Und gegen solcher unser begnadung haben sie sich uns und 
unsern nachkomlingen bewilliget, Biirgermaister, Rathmanne und 
‚lie gantze gemein, das sie sampt Iren nachkomlingen von diesen 
geniessen die stadt Bilitz mit einer maur einschliessen und umb- 
¿ningen wollen, auch sonsten anderstwo auff besserung der Stadt 
solche geniesse wenden, uns, unsern nachkomlingen, auch inen 
selbst zu ehren und gueten, Itzo und zukunfftige gezeiten. 


Die Stelle ist befremdlich, denn sie klingt so, als ob die Stadt 
noch ganz und gar unbefestigt wäre. Es mag also durch irgend 
welche Umstände seit 1424 eine Zerstörung der Stadtmauer statt- 


gefunden haben. Wahrscheinlich war es gar keine richtige Mauer, 


sondern nur eine hölzerne Palisadenwand. Ein Brand kann dann 
mitsamt der Stadt die Mauer zerstört haben. Oder es bezieht sich 
die Urkunde von 1521 auf eine Ersetzung der Palisaden durch eine 
richtige Steinmauer. 


Der Mauerzug ging an der Innenseite der heutigen Kohlengasse, 
des Schulgrabens, der Dreifaltigkeitsgasse, um Fleischmarkt und 
Staffelgasse und schloß die Burg der Piasten aus. An den 
Graben erinnern die Straßennamen Schulgraben und SchloBgraben. 
Noch heute sind in der Kohlengasse Stücke der Mauerung zu 
schen, jedenfalls von 1521 herstammend. 


Daß der Herzog selbst auf die Befestigung der Stadt drang, 
„uns, unseren Nachkomlingen, auch ihnen selbst zu Ehren“, darf 
nicht Wunder nehmen. Bielitz ist Grenzstadt Schlesiens und der 
Länder der böhmischen Krone gegen Galizien und vor allem gegen 
Ungarn. „Als solche deckte es den Gebirgsübergang von Saybusch 
her, und mit Teschen zusammen den Jablunka-PaB. 5 Jahre nach 
der Ausstellung des Privilegs, 1526, beginnt dann die Türkenzeit 
in Ungarn, in der die Wehrhaftigkeit der schlesischen Grenze 
von hoher Bedeutung wurde“. | 


6. Marktwesen. 

In der Stadt findet das Wirtschaftsleben eines Gaues seinen 
Mittelpunkt. Hier ist der Sitz des Gewerbes, hier laufen die Faden 
des Handels zusammen. In den heutigen Städten des Westens ist 
der Waremumsatz ein ununterbrochener, die Läden, in denen die 
einzelnen Dinge feilgeboten werden, sind an einem Tag der Woche 
so gut geöffnet wie am anderen, der Marktverkehr spielt eine ge- 
ringere Rolle. Die jungen Städte des Mittelalters kennzeichnet im 
Gegenteil das Vorwiegen des Marktbetriebes. Der Verkehr geht 
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nicht standig, sondern stoBweise vor sich. An bestimmten Tagen 
des Jahres und der Woche ist Hochbetrieb, an den übrigen Still- 
stand. Der Bauer, der selten in die Stadt kommt, deckt an einem 
oder zwei Jahrmarkten seinen Bedarf fiir das ganze Jahr. Zu diesen 
Zeiten kommen von weither die Handler gezogen und bieten ihre 
Waren aus, fiir den Jahrmarkt arbeitet der Handwerker der Stadt 
lange vorher auf Vorrat. Während die Städte an gewöhnlichen 
Tagen ein dörfliches Bild bieten, bricht die eigentlich städtische 
Wirksamkeit zu den großen Marktzeiten durch. Es ist ein Über- 
gangsstadium, das die Jugend städtischen Wesens überhaupt kenn- 
‘zeichnet. Heute noch sind im russischen Gebiet die Städte im 
wesentlichen Märkte, im deutschen ist die Entwicklung weit darüber 
hinaus. 


Am 14. März 1534 verleiht Ferdinand I. von Habsburg den 


Bürgern einen 3. Jahrmarkt zu den zwei bisher schon bestehenden.*) 
Das ist die erste Erwähnung von Jahrmärkten überhaupt. Es ist 
aber wahrscheinlich, daß diese beiden ältesten Jahrmärkte der 
Stadt schon bei ihrer Gründung verliehen wurden. Regelmäßige 
Märkte sind eben eine Lebensbedingung der mittelalterlichen Stadt 
und eine spätere Verleihung wäre gewiß im Privilegienbuche auf- 
genommen worden. Der älteste Freibrief der Tuchmacher von 
1548 gibt als erster die Tage der Jahrmärkte an: KirmeB (St. Ni- 
kolaus, d. i. 6. Dezember) und St. Johann (24. Juni). Vom Kirmeß- 
markt wird dort gesagt, daß er seit alten Zeiten in der Stadt ge- 
halten worden sei. Zu diesen beiden kommt dann 1534 als dritter 
der Jahrmarkt ‚am anderten Montag in der Fasten“. 

Das Bestehen eines Wochenmiarktes ist zum erstenmal im Tuch- 
macherprivileg 1548 erwähnt, wäre aber auch ohne dies selbstver- 
standlich. Er wurde am Samstag gehalten. 

Einiges über den Betrieb der Märkte findet sich im Privileg der 
Schuster 1547, gilt natürlich ähnlich auch für die frühere Zeit, 
Die Vorkäuflerei, d. h. das Abfangen der zu Markte ziehenden 
Bauern und Händler vor dem Ringplatz, ist danach untersagt. 
Denn das Feilbieten der Waren soll öffentlich unter den Augen der 
Obrigkeit vor sich gehen und vor allem soll es allgemeine Gleich- 
berechtigung zwischen den Käufern schaffen, auch dem Armen 
einen erschwinglichen Kauf ermöglichen, während bei ,,Vor- 
käuflerei‘“ nur zu leicht die Reichen die Preise in die Höhe treiben 
könnten. Der Beginn des Jahrmarktes wird durch ein Glocken- 
zeichen angegeben, vorher darf keine Ware feilgeboten oder erstan- 


44) Pergamenturkunde, Siegel, Bielitzer städtisches Museum. 
Die Urkunde ıst in tschechischer Sprache ausgestellt am Sonn- 
abend nach dem Fastensonntag Oculi genannt 1534. Aufgenommen 
auch ın das Urbar von 1638. 
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den werden. Wer dennoch einkauft, dem soll die Ware genommen 
und in die herzogliche Kammer abgeliefert werden. | 

Neben dem gewöhnlichen Wochenmarkte wurde der Stadt 1525 
noch das Recht zur Abhaltung eines wöchentlichen Fleischmarktes 
verliehen. Das Privilegium darüber ist vor allem deshalb so wert- - 
voll, weil es genau den Hergang des Marktbetriebes schildert. 


Wir Caßimir von gottes gnaden Hertzog zu Teschen etc. Thuen 
kundt hier mit diesem brief vor Jedermeniglich, der den sehen oder 
lesen hören wirt, Nachdem wir vermercken den mangel und ge- 
drenge des Bürgermaisters, Rathmannen und der gantzen gemein 
unserer Stadt Bilitz, der do geschicht, was das fleisch verkauffen 
belangendt ist, und wir sie aber in solcher sachen gern auff Ir offte 
und demütige bitt versorgen wolten, derwegen so haben wir Inen 
gelassen und in kraft dies briefs lassen wir Inen einen freyen marckt 
einmhal in der Wochen, Nemlich am Sambstag, anfahendt von 
ostern bis auff Sanct Michael von morgen bis zu drei und zwan- 
tzigisten stunden und von Sanct Michaelistag bis zur Faßnacht 
bis zu der Sonnen undergang, Auff diese mainung: 

das auff diesem freyen Marckte ein Jeder mensch, an seinen 

ehren verhalten, Er sei aus der Stadt oder Dorffe, ein düchtiges 
flaisch verkauffen oder kauffen mag auff angezeigten Zilen ?°) bis 
zu den genanten stunden, und was er bis zu genanten stunden nit 
verkauffe, dasselbige dauon trage und zum ander mhal solches 
fleisch auff dem freyen mark nit verkauffe, und welcher solches 
flaisch auf den Marckt gefürt brecht oder in Heusern oder In den 
winckeln sonsten verkauffete, dem soll solches fleisch genhommen 
und in den Spital gegeben werden. Und welcher an scinen Ehren 
verleumbdet were, derselbige soll auff dem freymarckt nicht ver- 
kauffen, So lang, bis er sich solcher Verleumbdung entfhüre und 
entschuldige. 
i Was aber die Flaischer zur Bilitz belangendt, dieweil wir er- 
kennen, das Inen an Irem Handtwerck ein abbruch mit dem freyen 
. marckt geschehen wirdet, so haben wir also zwischen Inen geordnet 
und gesetzt, das die Bilitzer bürger, die Itzigen und künfftigen, 
dieser aller Zinß, eherung?*) und unschlitt, welches die fleischer 
uns und anderen, die darauff gerechtigkeit haben, geben und zu 
geben schuldig sein, die helffte geben sollen und werden schuldig 
sein und die fleischer die ander helft. Jedoch sollen die flaischer 
auff Ire Bencke schlachten und flaisch verkauffen, wie sie von 
alters hero gethan haben, ausgenhomen am Sambstag auf den auß- 
gemessenen laden und Bencken sollen sie nicht verkauffen, sonder 
auff dem freyen marckt aldo, do Inen eine stelle gezeiget ist. Jedoch 
was die Bilitzer fleischer denselbigen tag bis zu genanter stund 
nicht verkauffeten, das mögen sie und werden können In Ire 
Fleischbenck oder heuser tragen und an einem anderen tag ver- 
kauffen. 

Und welcher von Flaisch auf den Freienmarkt etwas gefürt 
brechte, der wirt schuldig sein, das marcktgelt zu geben, nemlich 
von einem großen rinde und von einem schwein einen groschen, von 
einem kalb einen halben groschen und von einem Scheps oder schaff 


25) Terminen. 
26) Verehrung (in Geld). 
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vier heller. Das sollen die Bilitzer bürger Inen nhemen und einen 
halben fleischer ZinB, ehrung und unschlitt uns und unsern nach- 


komlingen entrichten, Also das uns an unsern einkommen nichts | 


nicht abgehe. Und welcher auff den freihen Marckt Fleisch gefürt 
brechte, der soll die haut bei dem flaisch auch bringen. Und welcher 
solches nicht thette, dem soll zu uerkauffen nicht gestattet werden. 

Und was das zusehen zum freyen marckt belanget, sollen 
darzu zwo personen verordnet werden, Nemblich einer vom Rath 
und der ander von der fleischer Zeche, welche in dem allenn sollen 
zusehen, das die ordnung Inhalts dis briefs in allen artickeln vol- 
komlich und gentzlich gehalten werde. 

Und wo Irgendt einer auff den freyen marckt ein undüchtiges 
fleisch gefürt brechte und verkaufete und darinnen erkandt were, 
einen Jeden solchen wir obgeschriebener Hertzog mit unsern nach- 
kömlingen nach unserm willen straffen sollen und wollen. 

Und dieses freimarckts sollen unsere Bilitzer Bürger, die Itzi- 
gen undt künfftige, nach laut aller Artickeln in diesem brief be- 
griffen, geniessen und sich also verhalten Itzo und auff ewige Zeitten. 

Des zu urkundt haben wir unser eigen Insiegel hieran an diesen 
brieff zu hengen benolhen, der gegeben und geschrieben ist am 
Sambstag vor unsers Herren Himelfart, Ihm Jar daussent fünf- 
hundert und fünfundzwantzigisten, auf unserm Schloß Bilitz. 

Und dabei sein gewesen die Erentuesten, unsere liebe getrewen 
Girzik Lhotski pfleger zur Bilitz, Jan Boreck von Rostropitz, Jhan 
Skalitze, Cristoff Ssobvssowski und Melcher Prus Bacculari, unser 
Secretari, dem dieser brief beuolhen ward. 

Der Fleischmarkt findet allwöchentlich am Sonnabend statt, 
un Winter, nämlich von St. Michael (29. September) bis zur Fast- 
nacht, dauert er vom Morgen bis zum Sonnenuntergang, in der 
anderen Hälfte des Jahres aber vom Morgen bis zur „23. Stunde“. 
Diese Zeitangabe bedarf einer Erklärung. Es handelt sich hier um 
die zu dieser Zeit im Osten Deutschlands allgemein verbreitete sog. 
„ganze Uhr“, bei der 24 Tagesstunden von Sonnenuntergang an 
gezählt wurden. Da dieser sich mit der Zeit änderte, mußten die 
Uhren nachgestellt werden, und zwar meist, wenn die Unrichtigkeit 
auf eine Viertelstunde angewachsen war. Eine derartige Zeitein- 
teilung hatte den Vorteil, daß der Tag immer bei gleichem Sonnen- 
stande schloß. 23 Uhr bedeutet danach die Zeit eine Stunde vor 
Sonnenuntergang. Um 1600 wurde die ganze Uhr durch die „halbe“ 
verdrängt, die unserer heutigen entspricht. (Diese Angaben nach 
Grotefend, Zeitrechnung). 

Für die Abhaltung des Marktes ist ein besondrer Platz in der 
Stadt bestimmt, der „Fleischmarkt‘“. Jeder mag dort sein Fleisch 
verkaufen. Auch die Fleischer, die während der übrigen Woche in 
ihren Geschäften verkaufen, „auf den ausgemessenen Laden und 
Bänken“, haben dies am Samstag auf dem freien Markt zu tun, wo 
ihnen gleich den nichtzünftigen Verkäufern, den ,,Freischlachtern", 
ihre Standplätze angewiesen sind. Der Fleischmarkt lag südlich 
des Ringplatzes, innerhalb der alten Stadtmauer, vor der Kirche. 
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Obwohl der regelmäßige Marktbetrieb längst aufgehört hat, hat sich 
doch der Name Fleischmarkt gehalten, bis er in unseren Tagen der 
großen Umbenennung und Polonisierung zum Opfer fiel. 

Wer auf dem freien Markt verkaufen will, der hat von jedem 
Stück Marktgebühr zu zahlen und zwar: | 


von einem großen Rind ........ 1 Groschen (12 Heller), 
7 Schwein .......... l 5 (12 2h) 
Me Kalbo ereed ie go's 1, P (6 „) 


+5 Schaf oder Schöps ........... 4 

Auch ist jeder verpflichtet, neben dem Fleisch die Haut des 
geschlachteten Tieres zum Verkauf zu bringen. Diese Bestimmung 
ist im Interesse der Schuster getroffen, die damals auch noch zu- 
gleich Lohgerber waren, um ihnen die nötigen Felle zu sichern. 

Die Einführung des Fleischmarktes bedeutete natürlich für 
die Fleischerzunft einen gewaltigen Schaden. Es ist auch leicht ein- 
zusehen, : daß es vorher einen heftigen Kampf zwischen dem Rate 
der Stadt, der für das Gemeinwohl zu sorgen hatte, und der Innung, 
die vor allem auf ihren eigenen Vorteil sah, gegeben hat. Die 
Fleischer haben sich so einen Schadenersatz erwirkt. Sie waren 
von früher her verpflichtet, dem Herzog einen Geld- und Unschlitt- 
zins zu entrichten. Der wird ihnen nun auf die Hälfte ermäßigt, die 
andere Hälfte hat die Stadt zu entrichten und bestreitet sie von den 
eingehobenen Marktgeldern. 

Die Aufsicht über den Markt hat die Stadt durch zwei Bevoll- 
mächtigte ausüben zu lassen, einen Ratsherrn als Vertreter der 
Obrigkeit, und ein Mitglied der Fleischerzeche als Sachverständigen. 
Genau sind die Vorschriften, welche eine Übervorteilung der Käufer 
verhindern sollen. Nur unbescholtene Menschen dürfen auf dem 
Markte feilbieten. Wer irgend eines Vergehens beschuldigt ist, der 
darf nichts verkaufen, ehe er sich nicht gerechtfertigt und seine 
bürgerliche Ehre wieder hergestellt (‚sich solcher Verleumbdung 
entführt‘) hat. Wer sein Fleisch nicht los wird, muß es wieder weg- 
führen und darf es am nächsten Markttage nicht wieder bringen, 
weil es dann natürlich nicht mehr frisch ist. Aber er darf es auch 
nicht an den unmittelbar folgenden Tagen ,,in Häusern oder in den 
Winkeln‘, also heimlich und unter Umgehung der städtischen Auf- 
sicht, verkaufen. Diese Bestimmung bedingt ein starkes Über- 
gewicht der zünftigen Fleischer über die Freischlachter. Den 
Fleischern ist es natürlich erlaubt, was sie am Samstag nicht ver- 
kaufen, in der nächsten Woche auf ihren Bänken feilzubieten. Der 
Bauer dagegen, der aus einem Dorfe mit Fleisch zum Markt kommt, 
muß immer fürchten, daß er einen Teil seiner Ware nicht anbringt 
und sie dann überhaupt nicht mehr los wird. Trotz dieser großen 
Vorteile waren die Fleischer noch lange nicht zufrieden, und durch 
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die ganze Folgezeit geht ihr erbitterter Kampf gegen die Frei- 
schlachter, die immer mehr zurückgedrängt werden. 

Gegen Übertreter der Marktordnung gibt es Strafbestimmungen. 
Wer Fleisch zum 2. Mal auf den Markt bringt, dem soll es wegge- 
nommen und in das Spital gegeben werden. Es geht also die Auf- 
fassung offenbar dahin, daß es für die Siechen immer noch gut genug 
sei. (Die Stelle enthält die erste Erwähnung eines Spitals in Bielitz). 
Wer gar ein schlechtes Fleisch feilbietet und von den Marktaufsehern 
darüber ergriffen wird, der soll der strengen Bestrafung durch den 
Herzog überwiesen werden. 

Es seien im Anhang noch die beiden letzten Bielitzer Markt- 
privilegien mitgeteilt. Das eine, betreffend die Verleihung eines 
monatlichen Viehmarktes, ist im Privilegienbuche von 1782 ent- 
halten. 

Wir Maria Theresia von Gottes Gnaden zu Hungarn, Boheim, 
Dalmatien, Kroatien und Slavonien Königin, Erzherzogin zu 
Österreich, Marggräfin zu Mähren, Herzogin zu Luzemburg und in 
Schlesien und Marggräfin zu Laußnitz, vermählte Herzogin zu 
Lothringen und Großherzogin zu Toskana etc. 

Bekennen offentlich mit diesem Brief und thuen kund jeder- 
männiglich, Wasmassen Uns der Hoch. und Wohlgebohrne, Unser 
wirklich geheimer Rath, Kammerer, Präses bey Unserm König- 
lichen Amt in Schlesien und lieber getreuer Friderich Wilhelm 
Graf von Haugwitz in Unterthänigkeit gebethen: Wir geruheten 
der an denen pohlnischen Gränzen gelegenen Stadt Bielitz die 
Königliche Gnad zu thuen und derselben einen monatlichen Vieh- 
markt und zwar auf den ersten Tag jeden Monats allermildest zu 
verleihen, 

Wann Wir nun hierbey gnädigst erwogen und betrachtet 
haben, daß gedachte Stadt zu dem pohlnischen Viehhandel gar 
wohl gelegen, selbte auch mit einigen Handelsleuthen zu Treibung 
dieses Negotii albereits versehen seve, hierdurch aber besonders 
Unsere Landesmütterliche allerhöchste Intention erreichet werden 
könne, womit nemlich nicht allein Unsere Volkreiche Stadt Wien, 
sondern auch Unsere gesamte Königlich-Böhmische Länder mit 
pohlnischem Schlachtvieh in erforderlicher Güte und hinlänglicher 
Quantitat aus der ersten Hand versehen werden mögen: 

Als haben Wir in solche des Supplicantens allerunterthänigste 
Bitte in Königlichen Gnaden gewilliget und diesemnach mit wohl- 
bedachtem Muth, gutem vorgehabtem zeitigen Rath und rechtem 
Wissen vorgedachter Stadt Bielitz einen monatlichen Viehmarkt 
und zwar auf den ersten Tag jeden Monats allermildest verliehen. 

Thuen das auch und verleihen ihr Stadt Bielitz die Freyheit 
und Gerechtigkeit, den Viehmarkt auf den ersten Tag jeden Monats 
halten zu können, hiemit wissentlich und in Kraft dieses Briefs als 
regierende Königin zu Böheim und Obriste Herzogin zu Schlesien, 

Meynen, setzen, ordnen und wollen, daß mehrgedachte Stadt 
Bielitz obangezogenen von Uns derselben auf den ersten Tag jeden 
Monats verliehenen Viehmarkt, nun und hinfüro zu allen Zeiten 
halten und wie der Viehmarkte Recht und Gewohnheit ist, sich 
deßen ohn männiglichs Hindern gebrauchen könne und möge 
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Und gebiethen hierauf allen und jeden Unseren nachgesezten 
Obrigkeiten, Inwohnern und Unterthanen, was Würden, Stand, 
Amts oder Weesens die in Unsernt Erbherzogthum Schlesien seynd, 
insonderheit aber Unserem Königlichen Amt zu Troppau hiemit 
gnädigst, ernst- und vestiglich, daß Sie oft benannte Stadt Bielitz 
bey diesem derselben verliehenen Monatlichen Viehmarkt gebüh- 
rend schützen und handhaben, darwieder nicht irren noch hinderen 
noch das jemand andern zu thuen verstatten, bey Vermeidung 
Unserer schweren Straf und Ungnad. Das meynen Wir ernstlich. 

Zu Urkund dies Briefs, besiegelt mit Unserem Königlichen 
anhangenden grösseren Insigl, der geben ist in Unserer Stadt Wien, 
den siebenzehenten Monatstag Martii, nach Christi Unsers lieben 
Herrn und Seeligmachers gnadenreicher Geburth im siebenzehen- 
hundert vier und vierzigsten, Unserer Reiche des Hungarischen 
und Böheimischen im vierten Jahre. 

Maria Theresia‘ 
Philippus Comes Kinsky 
Rae. Bae. Sup. Cancellarius 
Rudolph Graf Korzinsky 


Ad mandatum sacrae 
Lg S. Regiae Majestatis proprium 
pendentis Johann Friedrich v. Eger 
Johann Franc, Taxator. 


Die letzte Markturkunde, die Verleihung eines zweiten Wochen” 
marktes am Mittwoch, stammt von 1819. Sie ist im Original im 
Bielitzer Stadtmuseum erhalten. (Pergament, Siegel gut erhalten) 


Wir Franz der Erste von Gottes Gnaden Kaiser von Öster- 
reich, König zu Jerusalem, zu Hungarn, Böheim, der Lombar- 
dey und Venedig, zu Dalmazien, Kroazien, Slavonien, Galizien, 
Lodomerien und Illyrien, Erzherzog zu Österreich, Herzog zu 
Lothringen, Salzburg, Steyer, Kärnten, Krain, Ober- und Nieder- 
Schlesien, Großfürst in Siebenbürgen, Markgraf in Mähren, ge- 
fürsteter Graf zu Habsburg und Tyrol etc. 

Bekennen öffentlich mit diesem Briefe und thun Jedermann 
kund, dass Uns die Gemeinde der Stadt Bielitz in Unserem Herzog- 
tum Schlesien allerunterthänigst gebeten habe, Wir geruheten 
derselben einen zweiten Wochenmarkt an jedem Mittwoche aller- 
gnädigst zu verleihen. Da Wir jederzeit geneigt sind, das Wohl 
Unserer getreuen Unterthanen bestens zu befördern, so haben Wir 
in die unterthänigste Bitte der Gemeinde der Stadt Biclitz aller- 
mildest gewilliget und verleihen daher derselben hiermit den ge- 
betenen zweiten Wochenmarkt auf den Mittwoch in jeder Woche, 
mit rechtem Wissen, jedoch Unserem landesfürstlichen, obrig- 
keitlichen und sonst Jemandes Rechten ohne Nachtheil und Schaden, 
dann ohne Abbruch der jetzigen oder künftigen Landesverfassung 
und unter der Bedingung, daß, wenn an einem Mittwoche ein 
Feyertag fiele, der Wochenmarkt immer am Diensttage vorher 
abgehalten werden solle. Thun dieß auch hiermit wissentlich und 
in Kraft dieses Briefes als regierender König in Böhmen, Markgraf 
in Mähren und Herzog in Schlesien, Meinen, setzen, ordnen und 
wollen, daß die Gemeinde der Stadt Bielitz, den von uns erhaltenen 
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zweiten Wochenmarkt nun und künftig am bestimmten Tage zu 
allen Zeiten halten, und wiè es die Marktgerechtigkeit und Gewohn- 
heit mit sich bringt, sich desselben ohne Jemandes ĦHinderniß 
gebrauchen könne und möge, Und gebieten hierauf allen und jeden, 
Unseren nachgesetzten Obrigkeiten, Inwohnern und Unterthanen, 
wessen Standes, Würde, Amtes oder Wesens sie in Unserem Herzog- 
thume Schlesien sind, besonders aber Unserem königlichen mäh- 
risch-schlesischen Gubernium hiermit gnädigst, dass sie die Ge- 
meinde der Stadt Bielitz bei diesem ihr verliehenen zweiten Wochen- 
markte schützen und handhaben, darinne selbst nicht hindern, 
noch Jemand Anderen dagegen etwas zu unternehmen gestatten 
sollen, als lieb einem Jeden sey, Unsere schwere Strafe und Un- 
gnade zu vermeiden, das meinen wir ernstlich. 

Zur Urkunde dieses Briefs besiegelt mit Unserem kaiserlich- 
königlichen und Erzherzoglichen anhangenden grösseren [nsiegel, 
der gegeben ist in Unserer kaiserlichen Haupt- und Residenzstadt 
Wien am ein und dreissigsten Monatstage Oktobers im Jahre nach 
Christi Geburt achtzehnhundert neunzehn, Unserer Reiche im 
acht und zwanzigsten. 


Franz 


Franz Graf von Saurau 
Oberster Kanzler unleserlich 


Nach Seiner K. K. Majestät 
Höchsteigenem Befehle: 
Johann Christoph Zweygelt. 


7. Fischzucht. 


Seit 1500 blüht allenthalben im Gebirgsvorlande die Fisch- 
zucht auf. Ein Teil der Bauernfelder wird in Teiche umgewandelt, 
alle Städte beteiligen sich an diesem neuen Zweige der Landwirt- 
schaft, ein großer Teil des Gebietes bedeckt sich mit Fischteichen. 
Später ist diese Entwicklung wieder rückgängig gemacht worden, 
aber heute noch erinnern die zwischen den Feldern führenden 
Dämme, die meist mit Reihen von alten Eichen bestanden sind, 
an den Zustand am Ende des Mittelalters. Im Teschner Lande 
begünstigen die Herzöge die Ausbreitung der Teichwirtschaft, 
offenbar wirft sie zur Zeit die größten Erträgnisse ab und fördert 
so auch die Finanzen des Herrschers am besten. So erhalten die 
Bürger eine Reihe von Freibriefen über die Schenkung von Teichen, 
aber auch die Bauern in den Dörfern werden vom Herzog in der 
Anlage von solchen unterstützt. Dab alle diese „Schenkungen“ 
von den Bürgern mit gutem Gelde erkauft werden mußten, ist 
nach dem früher Gesagten klar. 


Die erste diesbezügliche Urkunde stammt von 1521. 


Wir Casimir von Gottes gnaden Hertzog zu Teschen, Thun 
kundt hier mit diesem brieff vor Jedermeniglich, der den sehen 
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oder lesen hören wirt, Weil wir vermercken die trew und willigkeit 
der Ersamen Weisen, unser lieben getrewen Bürgermaistern und 
Rathmanne, auch der gantzeun gemein unserer Stadt Bilitz, So 
wollen wir Inen solches mit unserer miltigkeit und gnad vergelten, 
damit sie und Ire künftige nachkömlinge In zukünftigen gezeiten 
gegen uns, wnsere Erben und nachkomlingen desto williger sich 
erzeigen und verhalten können: 

Haben wir Innen gegeben Und in kraft dis briefs geben wir 
Inen unsern Teich, den wir zur Dieditz haben, welcher heisset 
Hrabowi, darzu auch die Teichstedt, die da über dem Teich Hra- 
bowi ligt, also, das sie werden megen einen andern teich auff der 
Teichstedt schütten und darein das wasser fhüren one alle unsere 
und unserer nachkomlingenn Verhindernus, und den halten also 
lang und breit, als er auBthemmen?’) und ausgiessen wirt können. 
Und wenn es die notturft erfordert, so mögen sie erd und gereiß 
auff besserung der teich oder auf die TarreB?) uff dem unserm 
nhemen aldo, do es Inen am gelegensten sein wirt, als oft, als Inen 
von netten wirdet sein. Welches Teiches Hrabowi und des andern 
auch werden sie mügen geniessen und zu gemainen nutz kheren 
ewiglich und erblich one alle geberei und ZinBe. 


(Im weiteren folgt die Verleihung des freien Bier- und Wein- 
schankrechtes. Siehe den nächsten Abschnitt!) 

Von der Ausführung dieses Teiches und den Folgen, die sich 
daraus ergeben, handelt eine zweite, am 7. Mai 1525 ausgestellte 
Urkunde. 


Wir CaBimir von Gottes gnaden Hertzog zu Teschen etc. 
Thuen kundt hier mit diesem brieff vor Jedermeniglich, der den 
sehen oder lesen hörenn wirdt, demnach wir unseren Bilitzern 
Bürgern, den Itzigen und künfftigen, eine Teichstedt auf unserem 
grunde und in unserm gebiet zu Dieditz gegeben haben, darauff 
sie zuhandt neben 2?) unser begnadung einen Teich zu gemainer 
Stadt nutz geschüt haben, mit welchem Teiche sie der Pauren 
wiesen und Acker bei unserm Dorffe Dieditz mit dem Tham und 
graben, damit sie das wasser fhüren, ain thail begriffen ?%) haben, 
oder mit dem where, damit sie daß wasser auff Ire Teiche, den 
Hrabowi und Blotzken, füren, Inen oder denen von Zabrzech 
ausgetemmet 3!) worden, derhalben zwischen Inen von baiden 
thailen aus unseren verschaffen und beuelch durch den Ernhafften 
Melchiorn Baccalario, unsern Secretarien, unnd denn Erentuesten 
Georgen Lhotsky, unseren Hauptman zur Bilitz, mit Ihren von 
beiden theilen unnd einhelligem gutem willen ein ganzer vol- 
komener und unuerrückter vertrag geschehen, benantlich zwischen 
Bürgermaistern, Rathmannen und gantzer gemain, unser Stadt 
Bilitz an einem, — mit Lucaß von Zabrzech, Gregern Mendecken, 
Hansen Tworlcken, Petern Bilim, Steffan Malessem und Paul 
Mitkem von Dieditz am andern theil, auff unden geschriebene 
gestalt: 


27) die Damme aufrichten. 

*s) Damme. 

**) gemäß. 

%) einbegriffen. . 

31) gemeint ist, daß das Wehr in die Acker hineingebaut wurde. 
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das vor alle diese schaden, die Inen geschehen sein oder mit 
außtemmen des wheres geschehen, also daß die Bilitzer Bürger, 
die Itzigen und künfftige, gegen diesem allem, weil 3?) sie die Teich 
und das wher halten und geniessen, einen Jerlichen ZinB auff 
Sanct Michaelstag, negstkünfftig anhebend und darnach alweg 
von Jar zu Jhar, obgemelten personen, auch künftigen besitzeren 
Irer Acker, one alle widerred geben sollen: Nemlich dem alten 
Miczko von Zabrzech Sechs groschen, dem Lucas von Zabrzech 
Sechs groschen und aus dem Dorf Dieditz dem Gregor Mendecki 
Sechs groschen, dem Hansen Tworcken Acht groschen, dem Paul 
Matken Sieben groschen, dem Peter Bily Neun groschen und dem. 
Steffan Malessi vier groschen. Und wenn sich solcher Teich (dafür 
Gott sei 33) und das wehr (welchs wir unsern obgemelten Bürgern 
auff unser Bach Ihlownitz zu schütten gestattet haben, auch zu 
beiden unsern uber ®*) frei lassen) anstossen, das sie von dannen 
das Wasser auff Ire obgenante Teiche fhüren unnd fhüren mögen 
und In kraft dießes briefs Itzo, auch auff ewig Zeitten denselben 
Bilitzern Bürgern, den Itzigen und kunfftigen, das where zu halten, 
zu haben und zu beiden unsern ubern ®*) auff der Ihlownitz an- 
stossen und das wasser zu fhüren gestatten, one alle verhindernus, 
Jedoch one sonderlichen unnd mercklichen unsern schaden, allein 
das sie In Iren Teichen ein notturft wasser haben und haben mögen. 

Und wo sie solchen teich wircklichen nicht besytzeten und 
geniesseten, So sollen dieselbige Bürger die Zeitt nicht schuldig 
sein, solche Zinße zu uerzinsen und den obgenanten personen 
oder Iren nachkömlingen den ZinB zu geben, Sonder sie sollen bet 
dem oder denen solches suchen, welche solche Teiche und wehre 
geniessen und sie haben und geniessen und besitzeten. Und wen 
oftgenante Bürger mit Iren nachkömlingen widerumb solcher 
Teich und wehre geniesseten und besitzen, so werden sie widerumb 
pflichtig sein, obgenante ZinB obbemelten Personen und Iren 
nachkomlingen zu uerzinsen und zu geben, als oben geschrieben ist. 


Das haben sie auch undereinander beredet und beschlossen, 
das der Lucaß von Zabrzech in sein teichlein, welches er under 
dem graben, darinne die Bilitzer Bürger auff Ire teich das wasser 
fhüren, geschütt hat, auch aus dem graben mit einer hölen wasser 
fhüren und nhemen mag one alle verhindernus, Sonder wen das 
wher ausrisse, das er dargegen mit seinen nachkomlingen nach 
seinem vermegen das wher hülffe anrichten und bessern. Was 
aber des Gregors Mandecke, Inwoners zu Dieditz, belanget, wo 
er etwan mit unserm willen das teichlein, welches er angefangen 
hat auf seinem grundt zu schütten und bis auff unsere gründte 
themmen soldte, geschüttet und vollendet hette und aus®) dem 
stadteich Blotze dareın wasser fürete und nheme, doch mit Irem 
guten Willen und one Iren schaden, so sollen die obbengeschriebene 
Bürger zusampt Iren nachkomlingen solches Jarlichen Zinßes, 
den sie Ime oder seinen nachkohmlingen geben oder geben solten, 
frei sein und denselbigen nicht geben so lang, dieweil er zusampt 
seinen nachkomlingen des wassers aus dem Teiche Blotze zue 


32) solange. 

83) etwa: Gott geb’ es! 

“) Ufer. 

35) Im Original verderbt: auch 
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seinem und seiner nachkomlingen nutz und besten geniesset. 
Und wo er solch wasser zu seinem Teich auch, wen das wher auff 
der bach außrisse und verdürbe, geniessete, so wirt er auch schuldig 
sein gleich wie der Lucas nach seinem vermegen dasselbige helfen 
zu bessern. 

Das haben wir auch unsern zuuor genanten Bürgern zugelassen, 
das sie Inen zu und von wegen der fischen aussetzen bei Irem Teich 
Hrabowi helder?®) (so viel als die notturft erfordert) liessen schütten 
auf unserm eigenen grunde, aldo uns einen sonderlichen schaden 
nicht trüge, und darein sie das wasser fhüren und fhüren möchten In 
einem graben durch das teichlein Folwartzni, welcher bei dem teich 
Hrabowy liget und dies Itzo und auff künfftige Zeit, one alle ver- 
hindernus also gebrauchen sollen und mögen. 

Deme zu urkundt haben wir unser eigen Insiegel hieran an 
diesen brieff mit unserm guten vorwissen hengen lassen, der geben 
und geschrieben ist zur Bilitz am Sontag vor Sanct Stentzel Im 
Jhar taussent fünfhundert und fünf und zwantzig. 

Und darbei sein gewessen die Erentuesten unsere liebe ge- 
trewen: Jorg Lhotski, pfleger zur Bilitz, Jan Boreck von Rostro- 
pitz, Girzick Pilhar, Cristoff Sobyssowski und Melcher Prus Ba- 
kalars von Teschen, Unser Secretari, dem dieser brieff beuolhen 
wardt. 

Der Teich Hrabowy ist 1521 schon fertig, für die Anlage des 
zweiten, der oberhalb an der Illownitza liegt, schenkt der Herzog 
den Grund. Um diese Teichstätte sollen die Dämme aufgeführt 
werden, das Material dazu, Erde und Strauchwerk, dürfen die 
Bürger frei aus dem Land und Wald des Herzogs nehmen. Auch 
ein Wehr dürfen sie über die Illownitza bauen, um das Wasser 
in die Teiche zu führen. 

Die Bürger gehen zunächst an die Aufschüttung der Dämme 
und dann an die Ausführung des Wehrs. Dabei gehen sie aber 
in einer so unbekümmerten Art und Weise vor, daß sie bald mit 
einer ganzen Reihe von Bauern aus Dziedzitz und Zabrzeg Händel 
bekommen. Die Teichdämme und den Graben, mit dem sie das 
Wasser vom Wehre zu dem Teich leiten, ziehen sie durch die Felder 
der Dziedzitzer Bauern, das Wehr in der Illownitz bauen sie auf 
beiden Ufern in die Acker hinein. Diese beträchtliche Rück- 
sichtslosigkeit kennzeichnet wieder das geistige Gefüge der deutschen 
Städter, die sich turmhoch über den leibeigenen polnischen Bauer 
erhaben fühlen und es nicht für nötig halten, auf seine Belange 
zu achten. Es kommt zum Streite, und da die Dziedzitzer und 
Zabrzeger unmittelbare Untertanen des Herzogs Kasimir sind, 
kommt die Entscheidung vor ihn. Zwei seiner Beamten vermitteln 
einen gütlichen Vergleich: der Bakkalaureus Preuß, der Teschner 
Sekretarius des Herzogs, der bei seinen sämtlichen Urkunden als 
Schreiber erscheint und wohl auch sonst sein Vertrauen genießt 


36) Fischhälter. 
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und Georg Lhotski, der Hauptmann des Herzogs auf dem Bie- 
litzer Schloß. Der SchloBhauptmann oder „Pfleger“ ist der Ver- 
walter der Landgiiter des Herzogs in der Bielitzer Umgebung, 
er übt auch im Namen des Herzogs die Patrimonialgerichtsbarkeit 
aus, ihm unterstehen also unmittelbar die Bauern von Dziedzitz 
und Zabrzeg. 

Es werden bestimmte Zahlungen festgesetzt, welche die Bie- 
litzer Bürger jährlich zu Michaelis (29. September) als Entgelt 
für den angerichteten Schaden an eine Reihe von Dziedzitzer und 
Zabrzeger Bauern zu leisten haben. Diese Zinse haften als Lasten 
auf dem Teichbesitz selbst. Wechseln die Teiche ihre Besitzer, 
so geht auch die Zahlungspflicht an den neuen Eigentümer über. 
Zur Zeit des Vertragsabschlusses ist der Teich Blotzke schon aus- 
gebaut, das Wehr aber noch nicht fertig. Die Bürger dürfen es 
fertig bauen, die Schäden, die den Bauern dadurch noch weiterhin 
geschehen, sind durch die festgesetzten Summen schon ausge- 
glichen. Wenn die Verbindung zwischen Wehr und Teich her- 
gestellt ist („wenn sich solcher Teich und das Wehr anstoßen‘‘), 
ist ihnen eine mäßige Wasserentnahme aus dem Bach erlaubt. 
Lukas von Zabrzeg, der unterhalb des Grabens der Bielitzer einen 
Teich gebaut hat, soll aus diesem durch eine Abzweigung (,,hélen‘‘) 
Wasser führen dürfen, ist aber dafür verpflichtet, das Wehr mit 
in Stand halten zu helfen. Dazu soll auch Gregor Mandecki von 
Dziedzitz gehalten sein, wenn er sein Teichlein fertig gebaut hat 
und darein aus dem Stadtteich Blotzke Wasser führt. 

Schließlich wird den Bürgern erlaubt, hei dem Teiche Hra- 
bowy „Hälter wegen der Fischen aussetzen‘, also kleine Satz- 
teiche, auf dem Grund und Boden des Herzogs anzulegen. Das 
Wasser dazu dürfen sie durch das Teichlein Folwartzni (von Fol- 
wark, d.i. Vorwerk), welches jedenfalls dem Herzog gehört, führen. 

Die Angaben der Urkunden reichen zur Lagenbestimmung 
der beiden Teiche aus. Sie liegen auf Dziedzitzer Gebiet. Das 
Wasser wird aus dem Illownitzabach zugeführt, das Wehr greift 
teilweise auf die Felder der Zabrzeger über, die Teiche liegen also 
im östlichen Teil des Dziedzitzer Gemeindegebietes, wie ein Blick 
auf die Karte lehrt, im Raume zwischen dem Hlownitzabach, dem 
Lobnitzbach, der Weichsel und der Zabrzeger Gemeindegrenze. 
Der Hrabowyteich ist der nördliche, noch heute heißt ein Ort- 
schaftsteil im Norden des abgegrenzten Gebietes Neu-Grabowitz. 
Ein ganzes Gewirre von verlassenen Erddämmen findet sich dort. 
Vom südlichen Teiche, dem Blotzken, führt der Graben illownitza- 
aufwärts bis zum Wehr. Von diesen wird ausdrücklich gesagt, 
daß es in die Felder der Zabrzeger und der Dziedzitzer Bauern 
hinein gebaut worden ist. In der Tat reicht hier südlich der How- 
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nitza ein schmaler Zipfel des Dziedzitzer Gemeindegebietes west- 
wärts, so daß also auf ihm das südliche Ende des Wehres, das nörd- 
liche in Zabrzeg liegt. Der Graben muß mithin teilweise durch 
Zabrzeger Gebiet führen, nördlich von ihm liegt’ das Feld des 
Lukas, der aus dem Graben Wasser für seinen Teich entnehmen 
darf. 

Nicht ganz zwei Wochen später, am 20. Mai 1525, lassen sich 
die Bielitzer ein neues Privileg ausstellen. 


Wir CaBimir von Gottes gnaden Hertzog.zu Teschen etc. 
thuen kundt hier mit diesem bricff vor Jedermeniglich, der den 
sehenn oder lesen hören wirdt, demnach Bürgermaister und Rath- 
man, auch die gantze gemain unser Stadt Bilitz, unsere liebe ge- 
trewen under unserm Bilitzer Schloß bei dem Mülgraben und bei 
unserem Teiche vier helder ligende haben, Einen den wir Inen In 
ansehung Ire willigkeit und trewe, die sie gegen uns gethan haben 
und damit sie In zukünftigen Zeitten uns und unsern nachkom- 
lingen desto williger weren, aus unserer fürstlichen gnad zu gut 
dieser Stadt gegeben haben, und die andere helder, welche sie zur 
Stadt erblich gekauft haben, nemlich von Mathes Becken einen 
und ‘von Valtin schmid den anderen und von Dorbecken den 
dritten, — Haben sie uns demiictiglichen gebetten, das wir Inen 
erstlich solch unser geben, darnach auch den kauff solcher helder 
aus unser gnad genneten und mit einem brieff bestettigten. 

Wan wir Inen dan gegen Irer demüetigen bit gneigt, Haben 
wir die obgenante Helder (Inen von uns gegeben und die anderen 
gekauft als oben geschrieben) dem Bürgermaister, Rathmanne 
und gantzer gemain unBer obengenanten stadt, den Itzigen unnd 
kunfftigen gegunet und bestettiget. Und in kraft dieses briefs 
bestettigen wir Inen und Iren Zukünftigen nachkömlingen zu 
einem ewigen erbe, Also das sie derselbigen megen und sollen 
zu gemainer stadt nutz geniessen, gebrauchen, verpfenden, ver- 
geben, verkauffen, versetzen und darmit thun und lassen als mit 
Irem eigenen. 

Auch darbeneben wollen wir, das Inen In die Helder das 
wasser aus dem Mülgraben gehe und sie dasselbige darein frei 
fhiiren mögen, Doch one sonderlichen abbruch und schaden des 
Mülgrabens, allein das sie notturftig wasser haben megen 

Do dan von solchen Heldern uns und unsern kiinfftigen nach- 
kömlingen obengeschriebene unsere Bürger, Bürgermaister, Rath- 
mannen und die gantze gemain zusampt Iren zukünfftigen nach- 
kömlingen werden schuldig sein, lerlich auff Sanct Michelstag 
lerlichen ZinB zu geben zwölff groschen, Jeden groschen zu zwölff 
heller gerechnet, und dies ewiglich und auff zuküntftige Zeiten. 

Dem zu Urkundt haben wir unser eigen Insiegel hieran an 
diesen brieff zu hengen beuolchen, der do webe n und geschrieben 
ist auff der Bilitz Am Sambstag vor unsers leben Hern Himel- 
fart, Im Jhare taussent fünfhundert und fünf und zwanzigisten. 

Und darbei sein gewesen die Erentuesten, unsere liebe ge- 
trewen, Girzik Lhotski, pfleger zur Bilitz, Jan Borreck von Rostro- 
pitz, Jhan Skalitze, Christoff Ssobissowski und Melcher Pruß 
Bakularz von teschen, Unser Sekretari, dem dießer bricff be- 
uohlen ward. 
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Der Mühlgraben floß unterhalb der Stadtmauer und des 
Schlosses, zwischen diesem und dem Schloßgarten und mündete 
in den Nipperbach. Heute ist er eingedeckt. An ihn erinnert noch 
der Straßenname Schloßgraben. 


An diesem Mühlgraben erhalten die Bürger 4 neue Aussatz- 
teiche, auch ein dort liegender Teich des Fürsten wird erwähnt. 
Und da die Bürger hier 4 Satzteiche für nötig halten, müssen wohl 
auch größere Teiche in der Gegend liegen. Es erscheint also das 
Gebiet südlich der inneren Stadt, die jetzige Saybuscher Vorstadt, 
wo heute sich Fabrik an Fabrik drängt, im 16. Jahrhundert als 
teilweise mit Teichen bedeckt. Nur einer hat sich bis heute zwischen 
Maisengrund, Berggasse und Teichgasse erhalten. 


Die letzte Urkunde über Teiche stammt vom 3. Februar 1550. 


Wir Wentzel von gottes gnaden Hertzog zu Teschen etc thuen 
kundt hier mit diesem brieff vor Jedermeniglich, der den sehen 
oder lesen hören wirdet, das wir aus sunderlicher gnade gegeben 
und hier mit diesem brieff geben den Ersamen weisen, Bürger- 

maister und Rathmannen unserer Stadt Bilitz, Iren Erben und 
kunfftigen nachkömlingen, eine Teichstedt und stell, einen Teich 
zu schütten, auf unser grund und gebiet zuen Zabrzech, welche 
teichstedt und stell liget über der Gilownitzer bruck, gehend von 
der Lhotte gein Zabrzich, zwischen des Giren Hübel und der bach 
Gilowitz und dem floß Gestrzembim, auff welcher obbenberürter 
stelle die obbengeschriebene Bürgermaister und Rathmannen, 
die Itzigen und kunfftigen werden mögen cinen Teich zu gemainer 
Stadt nutz schütten lassen. Also als wir Inen aus unserer fürst- 
licher gnad die Teichstedt zu mherung und besserung gemainer 
Stadt nutzes gegeben: Nemlich das sie aldo selbst mügen den 
Haupttham und den thwertham lassen machen, nach Irem gut- 
düncken aufschütten und mit diesen Themmenteilen, als fern die 
teichstedt geraichen kan, die auszuthemen. 


Auch die obengeschriebene Bürger mögen einen Nadymatz 
oder teichlein bei diesem teichlein In der Teichstedt, Inen von uns 
gegeben, schütten, daruon sie Inen das wasser auff andere Ire 
Stadtteiche zu fhüren macht habenn. Item In den obengeschne- 
benen Teich, so Inen von uns gegeben worden, sie mögen frei aus 
unserer Bach, benantlich Gylownitz, wasser nhemen und fhüren, 
wie fern es die notturft fordern wirdt, und in dieser bach ein wher 
In beide uber machen und das Wasser erheben also, als es die not- 
turft selber fordert. Und in den Teich zum Tarraß mögen sie ge- 
reissicht und pfele und erden fhrei nhemen. Darneben wen sie 
den Teich mit dem nadimatz oder teichlein zum gemainen bestenn 
geschütt und gemacht haben, obengeschriebener Bürgermaister 
und Rathmanne der Stadt Bilıtz zusampt Iren künfftigen nach- 
komlingen, werden mögen des Teiches zusampt dem Nadimatz 
oder teichlein geniessen, gebrauchen, haben, besitzen, verkauffen. 
versetzen, thun und lassen als mit Irem eigenem, so fern und wo 
es zum höchsten bestem der gemain gelanget und dies one unser 
verhindernus, unserer Erben und aller unser nachkomlingen. 
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Dem zu urkundt und besserer sicherheit obengeschriebener 
Ding haben wir unser fürstlioh Insiegel hieran an diesen brieff zu 
hengen beuolhenn, der da gegeben und geschrieben ist auff unserm 
Schloß Teschen, Montags nach TLiechtmeß Im jhar Taussent 
fünfhundert und Im fünfzigisten. 


Und darbei sein gewesen die Erentuesten unsere liebe ge- 
trewen Watzlaw Rudzki von Rudz, Cantzler, Girzick pillar von 
Pilhu, Mykulaß Adelspach von Czenezwitz, Mikulaß Rudzki von 
Rudz und Andres kecherle von Teschenn. | 


Die Teichstelle, von der die Rede ist, liegt in Zabrzeg an der 
Illowitza, oberhalb des Weges, der von Zabrzeg nach Ellgoth 
(Lhotta) führt, also im südwestlichen Zipfel des Zabrzeger Ge- 
meindegebietes. Die Bürger dürfen hier die Damme für einen 
Teich errichten, dazu Reisig, Erde und Pfähle aus dem Eigentum 
des Herzogs nehmen. Bei diesem Teich dürfen sie auch einen 
„nadymatz‘ errichten, das ist ein Teichlein, aus dem sie das Wasser 
zu ihren tiefer gelegenen Teichen führen, wahrscheinlich den im 
Privileg von 1525 genannten. Das polnische Wort nadymac be- 
deutet aufblasen, das kennzeichnet den Zweck eines solchen Na- 
dymatz als eines Stauteiches. 


Im Privilegienbuch von 1638 sind sämtliche die Teiche be- 
treffenden Privilegien fortgelassen, ein sicherer Beweis dafür, daß 
sie für die Stadt keinen Wert mehr haben, die Teichwirtschaft 
ihr Ende gefunden hat. Kaum 100 Jahre hat ihre Bedeutung 
gedauert. 


8. Bier- und Weinschank. 


Am 9. November 1521, im gleichen Privileg, wo von der Ver- 
leihung des Teiches Hrabowy die Rede ist, erteilt Kasimir den Bie- 
litzer Bürgern auch das Bier- und Weinschankrecht. Der erste Teil 
dieser Urkunde ist bereits im 7. Kapitel abgedruckt, die Urkunde 
fahrt dann fort: 


Auch haben wir obgemelter Stadt zu gemainen nutz geben 
und in kraft dieses briefs geben wir Inen unser Brawhauß, das wir 
in der Stadt haben, also das sie das Brawhauß auch ewiglich und 
erblich frei genießen megen, one alle geberey. 


Auch haben wir obbemelter Stadt dieße Freiheit geben, das 
sie megen wein schencken zu gemainem nutz, wan wir unsere Weine 
aldo nicht haben. Wen wir aber oder unsere nachkomlinge aldo 
Wein hetten und dieselbigen ausschencken lassen wolten, diese 
macht vorbehalten wir uns. 


(Es folgt nun die Bestimmung, daß die Bürger von den Ein- 
nahmen eine Stadtmauer zu bauen hätten, vergl. Kapitel 5). Dann 
fährt die Urkunde fort: 
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Welche gabung und begnadung wir obgemelter fürst oft- 
genanter Stadt In kraft dieses briefs bestettigen Itzund und auf 
zukünfftigen Zeiten ewiglich. Des zu urkundt und besserer sicher- 
heit haben wir hier an diesen brieff unser Insigel oder petschaft 
zu hengen beuolhen, der geben und geschrieben ist zur Bielitz am 
Sambstag vor Martini Im Jar Taussent fünfhundert und ein und 
zwantzigisten. 


Und dabei sein gewesen die Erntuesten, unsere liebe getrewen 
Jan Mysskarski von Przetizawa, Casstellan zu außwintzen, Jhan 
Czelo von Zechowitz unser Cantzler, Girzick I.hotski pfleger zur 
Bilitz, Wawrzinetz Pthorski, Girzik Mezerzizki und andere gute 
leut und Andres Solihracha Bacculari zu Teschen, dem dieser 
brieff zu schreiben beuolchen wardt. 


Das städtische Bräuhaus lag zwischen Zollamtsgasse, Hoff- 
mannsgasse und Schulgraben, innerhalb der Stadtmauer. Die 
Hoffmannsgasse hieß bis zum Jahre 1896 Bräuhausgasse und 
verlor erst damals ihren alten Namen. Nach der Urkunde war 
das Bräuhaus früher im Besitz des Fürsten. Er hat also das Recht 
des Bierbrauens vordem selbst ausgeübt, nunmehr übergeht es 
mit dem Besitze des Bräuhauses an die Bürger. Zugleich erhält 
die Stadt das Recht freien Weinausschankes, aber nur dann, wenn 
der Herzog selbst keinen Wein in der Stadt lagern hat. Sonst 
soll er selbst in erster Linie zum Ausschenken berechtigt sein. 
Schon im nächsten Privileg über Bier- und Weinschank aber 
erscheint diese Bestimmung aufgehoben. Dieses stammt von 
Friedrich Kasimir und aus dem gleichen Jahre, wo der Stadt das 
erste Privilegienbuch ausgestellt wird. (29. September 1565). 


Priuilegium ubern Bier und Weinschanck. 


Wir von Gottes gnaden Friderich Casimir Hertzog in Schlesien, 
zu Teschen und GroBen Glogaw etc. Bekennen und thuen Kundt 
offentlichen, gein jedermenniglichen, die diesen Brieff sehen oder 
lesen hören werden, demnach Unser gemüet auß fürstlicher an- 
geborner miiltigkeit dahin gerichtet, allen denienigen (sonderlich 
Unsern Von Gott gegebenen Unterthanen) die sich eines Erbaren 
Vernünfftigen wandels befleißen, Und darneben auch Unß Und 
gemeinem Unsrem Fürstenthumb Zum besten, Underthenigen 
gehorsamen willen erzeigen thuen, hinwiederumb Unsre gnad Und 
gutes zu beweisen 


Und Wir dan angesehen Und betracht die Unterthanige, ge- 
horsame und willige Dienstparkeit, welche unsern Vorfarn loblicher 
gotseliger gedechtnus, UnB und ganzem Unserm Fürstenthumb 
die Ersamen Weisen, Unsere liebe getrewe Burgermeister, Rath- 
mannen Und gantze gemein Unser Stadt Bilitz, mit allem Under- 
thenigem willen ertzeigt Und bewiesen haben, auch hinfüran zu 
erzcigen Und zu beweisen sich höchstes fleißes gein UnB erbietten, 
Und damit wir Inen und Iren nachkommen solches hinwiderumb 
mit Unser miltigkeit und gnad Vergelten Und Sie, auch Ire kunff- 
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tige nachkomlinge gegen Unß, Unsern Erben Und nachkommen 
sich fierbaßhin desto williger, gehorsamer und fleiBiger erzeigen 
Und verhalten können, mögen und sollen, 


Derowegen so haben Wir für Unß, Unsere Erben Und Nach- 
kommen, obgedachten Unsern _ Underthanen, Bürgermeistern, 
Rathmannen Und gantzer gemein Unser Stadt Bilitz, Von an- 
geborner fürstlicher miltigkeit Und gute, auch auß fürstlicher 
macht, wolbedachtem mut, rechter Wissen, Vorgehapten Rath, 
Und auß besundern gnaden, damit wir Inen geneigt, Zu Irem auf- 
nham Und gemeinem nutz zum besten, auff das derselbige bey 
Inen desto beßer gefürdert werden möge, die begnadung uber das 
Weinschencken bey Inen gegeben, Und geben Inen solche hiermit 
wissentlichen, in krafft Und macht dis Brieffs: Der gestalt, das 
Sie Und alle Ire Nachkommen hinfüran zu ewigen getzeitten für 
gemeine Stadt allein Wein kauffen, einlegen Und zu Irem Und 
gemainer Stadt nutz, gedey, beßerung Und aufnham wider aus- 
schencken, Verkauffen Und obgedacht Weinschencken gebrauchen, 
geniessen, haben Und besitzen sollen Und mögen, one Unser, Unser 
Erben, nachkommen Und sonsten menniglichs irrung, eintrag, 
noch Verhinderung. 


Und auff das obgedachte, Burgermeister, Rathmanne Und 
gantze gemain Unser Stadt Bilitz Unser gnediges gemuet desto 
wircklicher sehen, haben Und entpfinden mögen, So geben Wir 
für Unß, Unsere Erben Und nachkommen Inen Und Iren nach- 
kommen diese macht und gewaldt, das Sie für sich, gemaine Stadt 
Und auff das Landt in die Dörffer Und sonsten, nun und zu ewigen 
Zeiten Bier brawen Und das Brewhaus in der Stadt (welches Inen 
Und Iren nachkömlingen Von weillandt Unserm Vorfarn Hertzog 
Casimiren zu Teschen etc. seliger und loblicher gedechtnus ewiglich, 
erblich und frei gegeben worden) zu gemainem nutz gebrauchen 
Und das Bier, wo es Inen gefellig,. Verkauffen Und ausschencken 
mögen Und sollen, one Unser, Unser Erben Und sonsten mennig- 
lichs eintrag Und Verhinderung, doch deßen alles Uns, Unsern 
Erben Und nachkommen an Unsern fürstlichen hohen Iurisdictio- 
nen, Recht und gerechtigkeit, Und den ihenigen, welche Von Un- 
sern Vorfahren deBhalben begnadung haben, in alweg Unsched- 
lichen, Und das Sie gut Bier brawen, Verkauffen, ausschencken, 
Und auß einem halben Maltz, welchs Sechs scheffel Waitzen thut, 
nit mher alß dreitzehenthalb Achtel Bier, bei Verlust des brawens, 
machen Und brawen, Und zwo Personen, die gute auffachtung 
darauff haben, ordenen Und setzen sollen. s 


Und gegen solcher Unser begnadung haben mehr gemelte 
Burgermeister, Rathmanne Und gantze gemein Unser Stadt Bilitz 
für sich Und alle Ire nachkommen UnB, Unsern Erben und nach- 
kommen wißentlichen Und wolbedachtlichen, nun Und hinfüran 
zu ewigen Zeitten, Von einem ieden hundert Leinwat, so Viel der- 
selben in Und Vor der Stadt Bielitz ein Jahr lang gemacht wirdet, 
Anderthalben groschen, den groschen zu zwölff Heller gerechnet, 
in Unser Fürstliche Cammer zu raichen, zu geben Und nider zu 
legen gutwillig zugesagt, Verwilliget und Verpflicht, gantz ge- 
trewlich Und Ungeferlichen. 

Des zu Urkundt Und beßerer bestettigung haben Wir diesen 
brieff mit eigenen handen Unterschrieben Und Unser Fiirstlich 
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Insiegl hieran wissentlichen zu hengen beuolhen, So gescheen Und 
gegeben ist zur Freistadt am tag Michaelis, Nach Christi geburt 
Taussent fünffhundert Und im funff Und Sechtzigisten Jahr. 
Darbev sein gewesen der Edel Wolgeboren Und Erentueste 
Unsere liebe getrewen Herr Sigmund, Herr von Kittlitz, Jochim 
Mhol Von Mulredlitz, Unser Pfleger zur Bilitz, Thomas Mletzko 
Von Und zu Gelowitz, Nicolaus Karwinski Von Karwin zu großen 
Kuntzendorff Und Lorentz Langenbach, dem dieser brieff be- 
uholen wart. Fridrich Kazimir 


Hier ist von keiner Einschrankung des Weinschenkens durch 
den eigenen Betrieb des Herzogs mehr die Rede. Die Gemeinde 
hat allein auf dem Stadtgebiete das Recht, Wein zu kaufen, ein- 
zulagern und auszuschenken. Zugleich wird die Bestimmung 
wegen des Bierbrauens schärfer umrissen. Auch hier sollen die 
Bürger allein das Recht haben, das von Kasimir ihnen verliehene 
Bräuhaus zu benutzen und das Bier im Gebiet der Stadt und der 
zum Meilenrecht gehörigen Dörfer auszuschenken. Es wird aber 
betreffs der Güte und Stärke des Bieres eine Vorschrift gemacht: 
aus 6 Scheffeln Weizen sollen nicht mehr als 1214 Achtel (d. i. Faß) 
Bier gebraut werden. Wir erfahren dadurch, daß das von den 
Bürgern erzeugte Getränk Weizenbier war, zum Unterschiede 
von dem heute allein gebrauten Gerstenbier. Der Punkt wird 
aber im folgenden Jahre schon wieder beseitigt, angeblich, weil 
er undeutlich war. Aber dann wäre ja nur eine klarere Fassung 
nötig gewesen, eine gänzliche Aufhebung ist damit gar nicht be- 
gründet. Wahrscheinlich bedeutete er eine Fessel im Braubetriebe 
und widersprach den örtlichen Gewohnheiten, die im neuen Pri- 
vileg ausdrücklich an seine Stelle gesetzt werden. Dieses am 
19. Mai 1566 erteilte lautet folgendermaßen: 


Anderes Priullegium wegen des Wein- undt Brewurbers 
so wohl wegen der Kretschem. 


Von Gottes gnaden Wir Fridrich Casimir Hertzog in Schlesien 
zu Teschen Und Großen Glogaw etc. Bekennen Und thun kundt 
offentlichen gein Jedermeniglichen, die diesen brieff sehen oder 
lesen hören werden, demnach Wir auß fürstlicher angeborner mil- 
tigkeit Und gucte den Ersamen Weisen Unsern lieben getrewen 
Burgermeistern, Rathe Und gantzer Gemain, den ietzigen Und 
künfftigen, Unser Stadt Bilitz, Von wegen der getreuen Under- 
thenigen dienste, welche Sie Unsern Vorfarn milter gedechtnuB 


Und Unß in Viel wege ertzeigt Und bewiesen, zu gemainer Stadt ` 


aufnham, gedei Und bestem, das Weinschencken Und Bierbrawen 
bei Inen erblich Und eigen, one Unser, Unser Erben Und sonsten 
menniglichs eintrag noch Verhinderung zu nutzen, zu gebrauchen 
verschrieben, geschenckt Und auß wolbedachtem mut Und Zei- 
tigem Vorgehaptem Rath gegeben haben. 

Dieweil aber ın solcher Unser begnadigung etliche wort (alß 
nemlichen das Sie gut bier brawen, Verkauffen Und ausschencken 
Und auß einem Maltz, welches Sechs scheffel Waitzen machen 
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thut. nit mher alß dreitzehenthalb Achtel Bier, bei ‚Verlust des 
brawens machen und brawen sollen) etwas Verdunckelt gesetzt 
worden sein, darumb so sein Wir auff Ihr Untertheniges bitten, 
denselbigen Artickel, wie erzelt, gentzlichen zu cassirn Und auf- 
tzuheben, beweget worden, cassiren Und ayfheben denselbigen hier- 
mit wiBentlichen in krafft Und macht dies briefs, dergestalt, das 
solcher gesetzter Artickel Inen noch Iren nachkommen noch 
iemandt anderm zu keinem schaden noch nachtel, Itzo Und zu 
ewigen Zeiten nit gedeutet werden, - sonder Sie Und Ire nach- 
kommen, nach gelegenheit der Zeit und Vermög Irer Stadt-Sta- 
tuten bier brawen mögen Und sollen. 

Und demnach Uber obgemelte Unsere begnadigung Inen Und 
gemainer Stadt auff dem Landt, in den Dörffern Und sonsten mit 
frembdem getranck, Bier Und Weinschencken, mercklicher Und 
schedlicher eintrag Und abbruch geschicht, Und damit Sie aber 
solche Unsere begnadigung Ungehindert und desto krefftiger Und 
bestendiger geniessen mögen, derowegen so geben Wir Inen Und 
Iren nachkommen, für Unß, Unsere Erben Und nachkommen, 
hiermit Vollkommene macht Und gewalt, Es soll auch hinfüran 
der Verwircker aufferlegt recht sein, do Sie einen oder mer, welcher 
zu Nickelstorff, Kemnitz, Ernsdorff, Heintzendorff, Kurtzwald, 
Targerstorff, Braune, Matzdorff, Zabrtzeg, Dieditz, Betler, Ctze- 
chowitz, Mickendorff, Betzdorff, Alt Bilitz Und die new angefan- 
gene ort Und Dorffer, welche hiebeuor, ietzo noch Und in zu- 
künfftigen Zeiten gebawet möchten werden, Mertzen-Bier, Wein 
Und sonsten ander getranck, wie es namen haben möcht, Unser 
Stadt Bilitz gegebener begnadigung zuwider, heimlich oder offent- 
lich ausschencken befinden wiirden, das sie demselbigen solch ge- 
tranck one iemandes Verhinderung nhemen mögen. 

Wir wollen auch hiermit Und in krafft dies brieffs alles bier- 
brawen, so bißhero in obgedachten stellen Und Dörffern, auch son- 
sten heimlich oder offentlicher weiß gebrawen worden, daß UnB 
an der metzen Jerlich ein grosser abbruch geschicht, ernstlich ab- 
geschaft haben. Do aber einer oder mher hierüber betretten würde 
werden, der oder dieselbigen sollen Unß.ein Pfundt Safran nach 
der Verwtirckung in Unser Camer Unnachleßlich zu geben Ver- 
fallen, schuldig Und pflichtig sein, zu der behueff ein Jeder Unser 
Hauptman, den Wir oder Unsere Erben zur Bilitz, ietzo oder künff- 
tig haben werden, Inen der gemein Und Stadt Bilitz, auff Ir begeren 
fürderung Und hülff zu ertzeigen, pflichtig Und schuldig sein soll, 
doch den ienigen, welche Von Unß, Unsern Vorfarn Vor dieser 
Unser gegebener begnadigung Privilegia wissentlich erlangt Und 
bekommen hatten, an Irem Recht Und Gerechtigkeit Unschedlich 
Getreulich Und Ungeferlichen. 

Des zu Urkundt haben Wir Unß mit eigener hand Under- 
schrieben, Und Unseres fürstlich Insigel wißentlichen an diesen 
brieff hengen laßen, So gescheen Und gegeben ist zur Bilitz, am 
Sontag Crucis, Nach Christi Unsers lieben Herrn geburt Taussent 
fünffhundert Und im Sechs Und Sechtzigisten Jare. 

Fridrich Kazimir. 


Dieses ganze Privileg, späterhin das ,Cassierprivileg“ ge- 


nannt, ist nur eine Berichtigung und Ergänzung des vorjährigen, 
durch dessen schleuderhafte Abfassung notwendig gemacht, Die 
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„etwas verdunkelt gesetzte“ Bestimmung wegen der Grädigkeit 
des Bieres wird kassiert und soll den Bürgern in keiner Weise zum 
Schaden gereichen, nur ihre Stadtstatuten sollen für sie Gültig- 
keit haben. 

Am wichtigsten in der Urkunde von 1566 ist die genaue Um- 
schreibung der Bannmeile. Zu ihr gehören die Dörfer der Bie- 
litzer Herrschaft, die 1564 oder 1565 Herzog Wenzel 
von Teschen seinem Sohne Friedrich Kasimir übergeben hatte. 
Sie deckt sich genau mit dem späteren Bielitzer Gerichtsbezirke. 
Die beiden Dorfnamen Targersdorf und Betler kommen heute 
nicht mehr vor, über die Lage dieser Ortschaften lassen sich nur 
Vermutungen anstellen. Mückendorf ist ein Ortsteil von Czecho- 
witz, es hat heute noch den deutschen Namen. 


Innerhalb der Bannmeile haben allein die Bielitzer Bürger 
das Recht Marzenbier, Wein usw. auszuschenken. Jedem andern 
_ dürfen sie im Übertretungsfalle seine Ware wegnehmen. Auch 
das Bierbrauen ist Fremden verboten, die Bürger können zu seiner 
Verhinderung die Hilfe der Obrigkeit in Anspruch nehmen. 

Über die Organisation des Brauens ist uns aus Bielitz selbst 
nichts berichtet. Aus dem Privilegienbuche von 1566 folgt, daß 
eine städtische Brauordnung bestand, sie ist aber nicht erhalten 
geblieben. Einen Ersatz bieten die entsprechenden Be- 
stimmungen von Teschen, die von denen für Bielitz sicher nicht 
viel abgewichen sein werden. Danach waren die hausgesessenen 
Bürger in eine Rolle eingetragen und der Reihe nach brauten je 
zwei im städtischen Bräuhaus das vorgeschriebene Maß und 
brachten es in ihrem Hause zum Ausschank, von ihnen mußte 
jedermann kaufen. 37) 

Die Braugerechtigkeit ist in der fraglichen Zeit eine der wich- 
tigsten Einnahmequellen der Stadt und der Bürgerschaft, ihre 
Einträglichkeit ist vor allem durch die Monopolstellung bedingt. 
Natürlich gab es immer Übertretungen des Privilegs, vor allem 
von seiten der adligen Gutsbesitzer, die sich durch die städtischen 
Gerechtsame in ihrer Selbständigkeit gekränkt fühlten. Teschen 
z. B. hat eine ganze Reihe von Streitigkeiten mit Edelleuten ge- 
habt, wobei die Bürger nicht selten zur Selbsthilfe griffen und 
den Adligen ihre Brauanlagen und Fässer zerschlugen. Von Bie- 
litz sind erst später derartige Fälle im besonderen berichtet, doch 
deutet das Privilegium von 1566 auf ähnliche Verhältnisse auch 
schon im 16. Jahrhundert hin, berichtet es doch von dem ,,schad- 
lichen Eintrag und Abbruch‘, der der Stadt auf den Dörfern durch 


37) Nach Biermann, Geschichte des Herzogtums Teschen, 
2. Aufl., Teschen 1894, 3. 179. 
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den Ausschank fremden Getränkes geschieht, und spricht der 
Herzog davon, daß ihm durch das heimliche Bierbrauen auf den 
Dörfern ein großer Schaden verursacht wird. 

Das Braurecht haftete an den innerhalb der Stadtmauer ge- 
legenen Hausstellen. In Bielitz gab es 76 Brauberechtigte, wie 
aus einem im Privilegienbuche von 1747 enthaltenen kaiserlichen 
Entscheide vom 22. November 1685 hervorgeht, der zwar zeitlich 
aus dem behandelten Gebiete hinausfällt, inhaltlich aber voll 
dazugehört. 


Ihro Römischen Kayserlichen Mayestät ergangenes Reskript, 
die Catharinam Beutligen betreffend sub dato Wienn den 22. No- 
vembris 1685. 


Von der Römischen Kayserlichen, auch zu Hungarn und 
Böheimb Königlichen Mayestät, Unseres allergnädigsten Herrn 
wegen, N. N. gesamten Sechs und Siebenzig Schenck-Häusern 
des Stadtl Bielitz hiermit in Gnaden anzufügen. 


Allerhöchst ernannt Ihre Kayser- und Königliche Mayestät 
hätten Ihro diejenige Beschwerden, welche Sie Supplicanten wider 
Catharinam Beutligin in puncto deß Ihren Hauß Von denen Herren 
Curatoribus der Herrschaft Bielitz den Sechs und zwanzigsten 
Martij Vorigen Jahres Ihrer gantz ungehörter und wider Ihre 
Privilegia, auch bisherige observanz, per Decretum zugeeigneten 
Bier- und Weinschenckens in Unterthänigkeit vor- und angebracht, 
gehorsamist referiren lassen, auch gnädigst befunden, daß diese 
von denen Herren Curatoribus nur ex certo respectu beschehene 
Verordnung zu recht nicht beständig seye noch Ihnen Sechs und 
Siebenzig Schenckhäusern praejudiciren könne, es wäre dann 
Sach, daß entweder mehr besagte Herren Curatores oder oberwehnte 
Catharina Beutligin ein besseres Recht dociren könten, so ihnen 
unverschränket bleibet, inmittels aber und bis dahin wird die 
Beutligin sich des Wein- und Bierschancks zu enthalten haben. 
Welchemnach Sie Supphcanten sich nunmehro wie zu achten wissen 
werden. 


Decretum per Imperatoriam Regiamque Majestatem in Con- 
silio Bohemico Aulico Viennae die 22mo mensis Novembris Anno 
Domini 1685. 

I 


Frantz Ulrich Graf Kinski. Carl Maximilian Graf von Thurn 
L. S. J. von Tam. 


Von den Verwaltern der Herrschaft Bielitz (während der 
Unmündigkeit des Grafen Julius Gottlieb Sunnegk) ist der Katha- 
rina Beutlig das Recht des Bier- und Weinausschankes verliehen 
worden, im Widerspruch zu den Privilegien der schankberechtigten 
Bürgerschaft. Diese wurde nicht einmal angehört. Sie beschwert 
sich deswegen beim Kaiser und die rechtswidrige Verordnung 
wird aufgehoben, wenn die Kuratoren oder die Beutligin nicht 
bessere Gründe beibringen können. Daß die Bürgerschaft end- 
gültig Recht behalten hat, zeigt die Aufnahme des Wiener Ent- 
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scheides in das Privilegienbuch von 1747. Die Urkunde ist ein 
Beispiel dafür, wie sich die brauberechtigte Bürgerschaft strenge 
abschließt und gegen Emporkömmlinge wehrt. 


9. Stadtregiment. 


Die geringe Bedeutung von Biclitz im Mittelalter wird am 
deutlichsten bei der Betrachtung seiner Stellung dem Landes- 
fürsten gegenüber. In den großen deutschen Städten der Ost- 
kolonisation war die Entwicklung im allgemeinen die, daß nach 
einer gewissen Zeitspanne des Reif- und Reichwerdens die er- 
starkte Bürgerschaft die Vogtei durch Kauf an sich brachte und 
das Anıt eingehen ließ, so daß fortan das Stadtregiment allein 
durch Bürgermeister und Rat ausgeübt wurde. , In den Städten 
des Teschner Herzogtums ist das nicht der Fall gewesen, hier war 
die Bürgerschaft zu einer solchen Kraftanspannung nicht fähig. 
Die Nachrichten sind ja in der frühen Zeit, um die es sich hier 
handelt, spärlich genug, aber sie stimmen alle dahin überein, daß 
die Vogtei nach einiger Zeit an den Landesherrn zurückfällt. 
(Vgl. Biermann, Geschichte des Herzogtums Teschen, 2. Aufl., 
S. 173 ff.) In Teschen gelangen die Vogteirechte 1380 in die Hände 
des Herzogs, dementsprechend besitzt dieser auch das Recht, 
die Ratmannen und den Bürgermeister zu ernennen. Denn die 
Ernennung der Ratsmitglieder gehörte, wie vielfach bezeugt ist, 
mit zu den Rechten des alten Stadtvogtes. In Freistadt erscheint 
der Herzog 1447 im Besitze der Vogtei. 


Für Bielitz ist unmittelbar keine Nachricht über den Rückfall 
der Vogtei vorhanden, doch läßt sich dieser aus anderen Nach- 
richten erschließen: sobald die Quellen über den Stadtmagistrat 
reichlicher zu fließen beginnen — es geschieht das allerdings erst 
im 17. Jahrhundert — erscheint der Inhaber der Herrschaft Bielitz 
im Besitze des Rechtes, Bürgermeister und Rat zu ernennen. 
Ebenso ist ihm die hohe Gerichtsbarkeit vorbehalten, der Stadt 
eignet nur die niedere; sie ist in dieser Beziehung erst in moderner 
Zeit über die Rechte hinausgekommen, die ihr der Freibrief von 
1424 verlieh. Da nun die hohe Gerichtsbarkeit überall im Mittel- 
alter zu den Rechten des Stadtvogtes gehört — man vergleiche 
z. B. die Urkunde von Liebenwerde von 1277 — so erscheint auch 
hier der Besitzer der Bielitzer Herrschaft als der Rechtsnachfolger 
des Stadtgründers. Diese Tatsache berechtigt zu dem Schlusse, 
daß wie in Teschen und Freistadt auch in Bielitz die Vogtei in 
die Hände des Landesherzogs überging. Wahrscheinlich dürfte 
das bald nach 1440 geschehen sein, wo der Vogt das letztemal 
genannt wird, 


a a a a a oa nn en 


Wenn die Stadt auch nicht in den Besitz der Vogtei gelangte, 
sv erweiterte sich doch nach dent Heimfall dieses Amtes der Wir- 
kungskreis ihrer eigenen Verwaltungsorgane etwas. Bis 1552 
dürfte die Stellung von Bürgermeister und Ratmannen rein ehren- 
amtlich gewesen sein, in diesem Jahre aber erteilte ihnen Herzog 
Kasimir am 15. Juli das folgende Privileg: 


Wir CaBimir von Gottes gnaden Hertzog In Schlesien zu 
Teschen etc. Thun kundt hier mit diesem brief vor Jedermenig- 
lichen, der den sehen oder lesen hören wirt, das vor uns kommen 
seindt die Ersamenn weisen unsere liebe getrewen Bürgermaister 
und Rathmannen unserer Stadt Bilitz, uns mit einer underthenigen 
bitt bittende, das wir sie bei solchen freiheiten verpleiben und 
Inen die selbigen zu bestettigen gerucheten, als der Bürgermaister 
der Itzige und kunfftige mit den eltesten Unserer Stadt Teschen 
haben und gebrauchen gegen einer gemain. 

Und wir vermerckende Ire zimliche bitt, darneben auch die 
Mhiie, welche sie haben, haben wir Inen solches zugelassen, doch 
unsern einkomen und nutzungen one schaden, und bestettigen 
solches hier mit diesem brieff. 


Dem zu urkundt und besserer sicherheit haben wir unser 
Secret hieran an diesen Brieff zu drucken beuolhen, mit unserem 
gutem Vorwissen, der da geben und geschrieben ist zur Bilitz, 
Dinstags nach Margaretha Im Jhar Taussent fünfhundert und 
im zwei und zwanzigisten. 


Welcher Art sind diese Freiheiten, die den Bielitzern nach 
dem Muster von Teschen verliehen werden? 1513 befreit derselbe 
Herzog Kasimir den Stadtvorstand von Teschen mit Einwilligung 
der Gemeinde von Geschossen, Wachen, Ehrungen und Diensten, 
mit Ausnahme der königlichen und landesfürstlichen Gabungen.®®) 
Man kann als sicher annehmen, daß mit den Freiheiten, von denen 
das Privileg von 1522 spricht, die gleichen Rechte gemeint sind, 
zumal auch aus der Schlußformel ‚unseren Einnahmen und 
Nutzungen ohne Schaden‘ folgt, daß es sich um Zahlungen irgend 
welcher Art handelte. 


Eine weitere Vermehrung der Rechte des Magistrates brachte 
das Privileg vom 6. Juni 1551: 


Wentzel von Gots gnaden In Schlesien Hertzog zu Teschen 
und großen Glogau den Ersamen, weisen, Bürgermaister und 
Rathmannen der Stadt Bilitz, unsen lieben getrewen. 

Demnach Ir uns mit demüetiger bitt ersucht habet, das wir 
euch das gnediglichen zu gunnen geruheten, das das Ampt der 
stadt Bilitz, die Itzigen und kunfftigen, Irgendt eine geldt be- 
Boldung aus der gemain, Vor Ihre mühe haben möchten, Wan 
wir euch dan gegen Eurer demiitigen bitt mit gnaden zu wil- 
fharenn gneigt: 


3) Biermann, S. 174. 


58 Walter Kuhn. 


— ee s M Be sl 


m nn eee l a 


Also verordenen wir euch und gönnen dasselbige gnechglich 
dem Bürgermaister, Eltistenn, auch den künfftigen nachkomlingen, 
das Jerlichen dem Bürgermaister Zehen gulden müntz und einem 
Jeden eltisten Acht gulden, dem Voigt Sechs gulden Müntz von 
gemainen geldt gegeben werde, damit sie desto fleissiger und wacht- 
barer bei der leuten gerechtigkeiten und der gemain zu gutem 
beuelchen und zuschawen können. 

Geben auff Teschen am Sambstag nach der Octauen des Fron- 
leichnams Im Jar Taussent fünfhundert und Im ein und fünf- 
zigisten. 

1551 ist wieder von dem ‚„Vogte‘‘ die Rede. Aber damit ist 
nicht mehr dieselbe Persönlichkeit gemeint wie 1440, nicht der 
mit einer Fülle von Rechten ausgestattete Nachfolger des einstigen 
Stadtgründers. Der Vogt von 1551 ist nach Bürgermeister und 
Ratmannen genannt, ja er erhält sogar weniger Gehalt als diese. 
Er ist einfach ein Stadtbeamter, der Vorsitzende des Geschworenen- 
gerichtes. Das folgt z. B. aus einer Urkunde des Kunzendorfer 
Gemeindebuches,??) die nur um weniges später datiert ist: 


Ich Jacob Bonisch, die Zeit Vogt zur Bielitz sambt meinen 
beisitzenden Geschworenen, tue kund jedermänniglich und be- 
kenne offentlich mit diesem Brief: 

Dass Matis Czarnotta von Kuntzendorff uns klagweis vor- 
gebracht, wie dass Constantinus Schmidt, unser Mitbürger, ein 
luditia ind Argwohnigkeit auf ıhn trüge, mich derhalben ange- 
sprochen, ich wolle ihnen durch den Fronboten beschicken, Welchem 
Begehr ich thm das keinerlei Weise nicht habe abschlagen können. 
sondern ihnen beschicken. Hernach so hat gedachter Matz Czör- 
notta gemeldten Constantini Schmidt befraget, ob er dann ıhme 
n was Schuld zu geben aber #%) ja Ubels nachreden wüßt. Auf 
welches Constantini vor uns öffentlich bekannt und frei heraus- 
gesagt, dass er vielgedachten Matz Czörnotta nichts übel wüßte 
nachzureden, sondern was ehrbar ist. 

Des zu wahrer Urkund und Sicherheit habe ich mein gewöhn- 
lich Sigil an diesen Brief gedruckt, der geben zur Bilitz den 14. Juli 
Anno 1587. 

Bonisch ist ein um jene Zeit in der Sprachinsel recht häufiger 
Name, der Vogt ist also aus der Mitte der Bürgerschaft hervor- 
gegangen. 

Dem Vogt und den Geschworenen ist die Pflege der 
städtischen Gerichtsbarkeit anheimgegeben, er führt sie aber nicht 
wie früher der Lokator aus eigener Machtvollkommenheit, die ihm 
der Herzog verliehen, sondern als Beamter der Bürgerschaft. 
Im vorliegenden Falle ist seine Tätigkeit eine rein friedensrichter- 
liche. Der Bürger Constantin Schmidt hat den Mathias Czarnotta 
in irgend einer Sache beschuldigt. Dieser wendet sich, um seine 


39) Das Protokollbuch des Kunzendorfer Schulzenamtes. Im 
Archiv des evangelischen Pfarramtes in Biala. 
9) mundartlich für oder. 
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Ehre wiederherzustellen, an das Vogteiamt, welches den Schmidt 
durch den Fronboten vorladen läßt. Schmidt gibt eine Ehren- 
erklärung für Czarnotta ab und der Vogt bestätigt das durch die 
Ausstellung einer Urkunde. 


Über die Organisation von Magistrat und Vogtamt liegen aus 
der behandelten Zeit keine näheren Angaben vor. Bei der großen 
Beständigkeit rechtlicher Einrichtungen in jener Zeit aber darf ge- 
schlossen werden, daß auch spätere Nachrichten ein angenähertes 
Bild der Zustände im Mittelalter geben. Solche bieten ab 1659 die 
Akten des Bielitzer SchloBarchives.4') 


Es ergibt sich aus ihnen ein äußerst bescheidenes Bild der 
Rechte und des Wirkungsbereiches der Stadtbehörden. Der Ma- 
gistrat besteht aus dem Bürgermeister, vier Ratmannen und dem 
Stadtnotar, das Geschworenengericht aus dem Vogt, sechs Schöffen 
und dem Gerichtsschreiber. Alle diese Amtspersonen bis auf den 
Stadtnotar werden vom Inhaber der Herrschaft ernannt, wobei dem 
abtretenden Rate jeweils das Vorschlagsrecht zusteht. Die Erneue- 
rungstermine sind dabei durchaus ungleich und von der Willkür 
des Fürsten abhängig. Soweit die Angaben Einblick gewähren, 
zeigen sich Periodenschwankungen von 2 bis zu 7 Jahren. Der 
Fürst bestimmt, wann die Erneuerung des Magistrates stattzu- 
finden hat. In öffentlicher Bürgerversammlung auf dem Rathause 
wird der alte Rat seines Amtes entlassen, liefert Schlüssel und Siegel 
ab und gibt Rechenschaft über seine Amtswaltung. Aus den von 
ihm Vorgeschlagenen ernennt der Fürst die neuen Mitglieder des 
Magistrates und Vogtamtes. Sie sind verpflichtet, der Berufung 
Folge zu leisten, Weigerung wird bestraft. Die neuen Beamten 
haben nun dem Herzog den Treueid zu leisten und empfangen ihre 
Verhaltungsvorschriften. Während der Amtsdauer ist der Fürst 
berechtigt, einzelne Magistratsmitglieder, die seinen Anforderungen 
nicht zu entsprechen scheinen, abzusetzen oder sie im Falle von 
Ungehorsam auch mit Gefängnisstrafe zu belegen. In seiner Amts- 
waltung ist der Rat eng an den Fürsten gebunden, ein großer Teil 
seiner Geschäfte besteht eigentlich in der Wahrnehmung der Herr- 
schaftsrechte gegenüber der Bürgerschaft. Der Bürgermeister darf 
ohne Erlaubnis des Herzogs nicht einmal die Stadt verlassen. 


41) Veröffentlicht von Dir. Gustav Schlauer in der Beilage 
„Heimat und Volkstum‘ der ,,Schlesischen Zeitung“ in Bielitz 
1927 (‚Die Bielitzer Herrschaftsbesitzer‘‘, ‚Magistrat und Vogt- 
amt in Bielitz im 17. und 18. Jahrhundert", „Die Nachbarn, Bielitz- 
Bialaer Zwischenfälle im 17. und 18. Jahrhundert‘, „Die Stadt- 
jüngsten‘, „Aus dem Stadt- und Landleben im 17. und 18. Jahr- 
hundert‘). 
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Die Zünfte unterstanden wohl unmittelbar der Aufsicht des 
Stadtmagistrates, doch hatte auch der Fürst direkte Rechte ihnen 
gegenüber. Er allein konnte neue Innungen anerkennen, alle Zunft- 
satzungen mußten von ihm genehmigt werden, daneben auch -- 
laut dem Privilegium von 1424 — vom Stadtmagistrat. Doch auch 
in ganz gewöhnliche innere Zunftangelegenheiten, wie Wander- 
pflicht der Gesellen usw., griff mitunter die Herrschaft ein. 


Mit den Rechten des Vogtes fielen dem Herzog auch die ganzen 
Abgaben zu, die dem Lokator sowohl von seiten der gesamten 
Bürgerschaft als einzelner Teile derselben zustanden. Diese Zinse 
wurden späterhin vermehrt, wo sich eine Gelegenheit dazu bot. 


Als solche Giebigkeit ist z. B. im Privilegium über den freien 
Fleischmarkt ein Unschlittzins erwähnt, den die Fleischer zu ent- 
richten haben und der nun zur Hälfte auf die Stadt übergeht. Am 
gleichen Tage bewilligt die Bürgerschaft für ihr verliehene Fisch- 
hälter einen jährlichen Zins von 12 Groschen. Die Urkunde von 
1548 enthält die Bestimmung, daß die Bucheckern im Stadtwalde der 
Kammer des Herzogs vorbehalten bleiben, also zur Mast der herzog- 
lichen Schweine dienen. Es wird hier wohl nur ein schon früher 
gehandhabtes Recht schriftlich niedergelegt. Der kleine Zug ist 
bezeichnend für den Grad, in dem sich die Naturalwirtschaft er- 
halten hatte, und für die Wirtschaftsweise der Teschner Fürsten 
überhaupt. — 1565 endlich wird den Bielitzern ‚von jedem Hundert 
Leinwand‘, das in der Stadt erzeugt wird, eine Abgabe von andert- 
halb Groschen auferlegt. Sonst werden noch ‚Geschosse‘ (halb- 
jährliche allgemeine Zinse), Ehrengaben, Wachdienste und andere 
Leistungen genannt. 


Wie die Fleischer, haben auch andere Zünfte ihre Abgaben zu 
entrichten, wenn sie auch nicht immer in den Satzungen ausdrück- 
lich genannt sind. Im Privilegienbuch der Schuster von 1547 er- 
scheint es als selbstverständliche Voraussetzung, daß von jeder der 
systemisierten 18 Schusterwerkstätten (,,Schuhbanke‘') ein jähr- 
licher Zins gezahlt wird. Im ersten Freibrief der Tuchmacher von 
1548 heißt es zum Schluß: „Item wenn Seine Fürstliche Gnaden 
Zue seiner Hoffnotturfft aus Ihrer Zeche gewandt oder Tücher Be- 
dürffendt wer, so sollen sie sich im verkauffen mit einem Leidlichen 
Kauff gegen Ihre Gnaden, alss die Teschnischen Tuchmacher, ver- 
halten“. Später findet sich z. B. in den Artikeln der Töpfer (1639) 
die Bestimmung, daß jeder Meisterrechtswerber unter anderen 
Stücken einen grünen Kachelofen im Schlosse zu setzen habe. 


Da die Satzungen der Zünfte erst seit 1547 schriftlich nieder- 
gelegt werden, können erst aus so später Zeit Belege für die Abgaben 


Die innere Entwicklung von Biclitz im Mittelalter. 61 


gebracht werden, die dem Fürsten von ihnen zustanden. Es ist 
aber natürlich, daß sie in entsprechender Art auch schon in der 
vorhergehenden, satzungslosen Zeit bestanden. 


10. Soziale Gliederung. - 


Die ständische Gliederung von Bielitz im Mittelalter ist weit 
einfacher gewesen als die der großen deutschen Städte im Mutter- 
land. In dem kleinen, halb bäuerlichen Landstädtchen, das keinen 
nennenswerten Handel treibt, dessen Gewerbe auch nur schwach 
entwickelt ist, kann sich keine Oberschicht von Reichen, kein 
starkes städtisches Patriziat entwickeln, wie anderwärts. Während 
die Geschichte der westlichen Städte voll ist von Ständekämpfen, 
Empörungen der Zünfte gegen den Rat usw., gibt es in Bielitz kaum 
dergleichen, die wenigen sozialen Bewegungen verlaufen recht ruhig. 


In der ältesten Zeit herrscht, wie fast immer in den Neu- 
gründungen des Ostens, volle soziale Gleichheit. Es gibt keine ver- 
schiedenen Stände, sondern nur den einen der Vollbürger. Jeder 
von ihnen besitzt eine der bei der Anlage gleich groß ausgemessenen 
Baustellen innerhalb der Stadtmauer und das darauf errichtete 
Haus. Auf diesem Grund und Boden haftet sein Bürgerrecht, das 
in sich begreift: die freie rechtliche Stellung, das Recht, Handel zu 
treiben, Ratmann, Vogt oder Geschworener zu werden, den Anteil 
an Stadtwald, Viehweide und Teichen, das Recht des Bierbrauens 
und Weinschenkens usw., kurz den Anteil an den Stadtfreibriefen. 
Ebenso wie im Dorfe bestimmte Privilegien nicht auf Familien oder 
Einzelpersonen haften, sondern auf dem Hofe, so in der Stadt auf 
dem innerhalb der Ringmauer gelegenen Hause. 


Allmählich beginnt sich eine Schicht von Menschen in der 
Stadt zu bilden, die kein eigenes Haus besitzen, sondern bei einem 
Bürger zur Miete wohnen. Solche werden schon 1440 erwähnt: 
„Oder was die Gäste oder die, die do mit Gesellschaft oder Gemein- 
schaft mit den Inwohnern zu Bielitz, in und vor der Stadt Bielitz, 
gesessen‘. Iriwohner ist in jener Zeit gleichbedeutend mit Voll- 
bürger, Gäste aber sind Inwohner im heutigen Sinne, Leute, die 
keinen eigenen Grundbesitz, also auch kein Bürgerrecht haben 
(vergl. Grimm, Deutsches Wörterbuch). Die Gäste haben geringere 
Rechte als die Vollbürger, wie aus der Urkunde von 1440 hervor- 
geht. Sie müssen zu Skotschau die volle Mautgebühr entrichten und 
von jeder Bank Salzes einen Groschen Niederlagsgebiihr entrichten, 
während die Bürger nur halb mauten und für die Niederlage nichts 
zahlen. 
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Vor allem aber mangelte den Inwolmern, da sie kein Haus be- 
saßen, jeder Anteil an den Rechten, die der Stadt in den Privilegien 
erteilt worden waren, vor allem am Stadteigentume. Nicht einmal 
der Name Bürger gebührte ihnen, 


Mit der wachsenden Zahl der Inleute konnten Kämpfe nicht 
ausbleiben. In der Chronik von Andreas Mickler“), die allerdings 
erst 1760 verfaßt ist, aber auf älteren, heute verlorenen Akten 
fußt, wird berichtet: 


Anno 1553 hat der Magistrat bey dem Fürst Wentzel Sich 
beschweret über die Haussleuhte, daß sie sich des Rechtes bedinen 
wolten, was die ansäsiegen Bürger hatten. Drauf wurde in Böh- 
mischer sprache dem Magistrat Vom Fürsten geantwortet und zum 
bescheid gegeben, daß dennen Haussleuhten der Handel nicht soll 
gestattet werden, sondern er soll dem Wierth oder dem Nachbar 
Vors Tagelohn arbeitten, und wen er auch ein Handwerk köntte, 
soll er nicht zum Verkauff arbeitten, sonder nur denen ansäsigen 
Bürgern Vors Geld, außer was er zu seiner Häußlichen Nothdurft 
bedarf, kan er sich auch kaufen, aber zu keinen Verkauff, noch 
Viel weniger soll er aus dem lande führen, was denen ansäsigen 
schädlich sey. 


Die Stelle zeigt das äußerst geringe Maß von Rechten der 
„Hausleute‘‘, d. i. der zu Miete Wohnenden, und ihre Zurücksetzung 
gegenüber den „Ansässigen‘‘, also den Hausbesitzern. Aber auf die 
Dauer ließ sich die soziale Bewegung nicht aufhalten. Die Haus- 
leute wurden immer mehr und die alten Rechte wurden immer 
offenkundigeres Unrecht. Das Jahr 1572 brachte dann die Ent- 
scheidung. Darüber berichtet die Micklersche Chronik: 


Von Anno 1572 kan es wiessen werden, daß die Vorstädter 
Ihren anfang haben, so ein gewiesser Israel Stoske der Erste Muß 
gewessen sein oder zum wenigsten ein Vorredener der andern, weil 
_ er oben anstehet. Den die Stadt wurde Von denen Haußleuhten 
überfült, daß also die Haußleuhte den Magistrat und die gantze 
Gemein Musten ansprächen um einen Ohrt auf der Viehweide Ihnen 
anzuweißen, alwo sie sich Häußel zu bequemung Ihrer und Ihrer 
Handtwerck (bauen könnten). Es wurde Ihnen daß Erstemal ab- 
geschlagen, die Gemein wolte es nicht zugeben. Da den die HauB- 
leuhte Zum Fürsten um Hielfe gingen, Der Fürst befande es Vor 
guth, daß Ihnen solte auf der Viehweide ein Ohrt angewiessen 
werden, Häußel dahin zu bauen, weillen sie schon mitbürger und 
Meister waren, um Ihr Erlerntes handwerck Ehrlich zu Treiben. 
Da den der Magistrat und die gantze gemeine drein willigte und 
wurde Ihnen ein Ohrt angewiessen ohn entgeld, daß sie also nichts 
davor haben zahlen dorffen, nur ein gewiessen Zinns auf daß Rath- 
hauß Jährlich zu zahlen. 


s 


42) Veröffentlicht in der Zeitschrift „Unsere Heimat“, Beilage 
zur „Neuen Evangelischen Kirchenzeitung“, Jg. 1927, Nr. 13—21, 
Bielitz. 


Die innere Entwicklung von Bielitz im Mittelalter. 63 
In späterer Zeit wurde die Entstehung der Vorstädte auf diese 
Ereignisse zurückgeführt. ‚Vom Jahre 1572 kann es erwiesen 
werden, daß damals die Vorstädte ihren Anfang genommen haben", 
heißt es in der Micklerschen Chronik. Das stimmt nicht genau, 
denn schon früher wurden Ansiedlungen vor den Stadtmauern er- 
wähnt. 1316 erteilte Kasimir den Bürgern das Recht, zinshafte 
Häuser auf der Viehweide zu bauen. Wahrscheinlich wurde davon 
kein Gebrauch gemacht und umschloß die Mauer von 1424 den ge- 
samten geschlossenen Häuserbestand der Stadt.. Aber im Salz- 
niederlagsfreibriefe von 1440 ist zweimal die Rede von den , In- 
wohnern in und vor der Stadt Bielitz gesessen“ und einmal von den 
„Bürgern in der Stadt Bielitz und auch vor der Stadt gesessen‘. 
1565 endlich wird eine Abgabe von der Leinwand, ,,die in und vor 
der Stadt Bielitz erzeugt wird", festgelegt. Es gab also schon vor 
1572 Häuser auf der Viehweide. Aber die in diesem Jahre ge- 
schilderte Aussiedlung dürfte die erste geschlossen und in größerem 
Maßstabe durchgeführte gewesen sein. Erst von da ab gibt es Vor- 
städte als selbständige Lebenskörper gleich der Stadt,. und erst 
jetzt wird das rechtliche Verhältnis zwischen Stadt und Vorstadt 
ein Problem. 


Denn die rechtliche Ungleichheit zwischen beiden Teilen blieb 
auch nach der Aussiedlung in ungeminderter Schärfe bestehen. 
Aus dem Gegensatz zwischen Bürgern und Inwohnern wurde ein 
Gegensatz zwischen Städtern und Vorstädtern. Nur den „Städtern‘“, 
den innerhalb der Ringmauer angesessenen Hausbesitzern, stand 
der freie Holzbezug aus dem Stadtwalde zu, nur ihnen die Nutzung 
der Einkünfte aus den städtischen Dörfern, Nikelsdorf, Bistrai 
und Niederohlisch, aus ihrer Mitte allein durften die Zunftvorsteher 
gewählt werden, ernannte nach dem herrschenden Gewohnheits- 
rechte der Herzog Bürgermeister und Rat, Vogt und Schöffen. 
Vor allem aber stand nur den Stadtbürgern die Braugerechtigkeit 
zu. Es gab 76 brauberechtigte Häuser innerhalb der Stadtmauer, 
und die Urkunde von 1685, betreffend Katharina Beutligin, zeigt, 
wie sehr sich noch zu dieser Zeit die Stadtbürger gegen Eindringlinge 
wehrten. Da seiner Einträglichkeit wegen das Braurecht im Vor- 
dergrunde der Interessen stand, wurde es geradezu üblich, die Voll- 
bürger als „brauberechtigte‘‘ gegen die „Mitbürger“ in den Vor- 
städten abzuheben. Es kann also geradezu von einer ,,Brauer- 
aristokratie‘‘ innerhalb der Stadt gesprochen werden. 


Die Vorstädte nahmen, nachdem der entscheidende Anstoß 
1572 gegeben war, einen schnellen Aufschwung, sie übertrafen bald 
an Größe und Einwohnerzahl die Stadt um ein Vielfaches. Trotz- 
dem blieben ihre Rechte noch lange Zeit die ursprünglichen ge- 
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ringen, erst im 18. Jahrhundert rangen sie in langen Kämpfen, die 
aber niemals schärfere Formen annahmen, eines nach dem anderen 
den Stadtbürgern ab. Am längsten hielt sich das Brauprivileg, das 
erst im 19. Jahrhundert durch die wirtschaftliche Entwicklung über- 
holt wurde. Der Stadt als Gesamtheit aber gereichte das Aufblühen 
der Vorstädte nur zum Segen. Es wurden Kräfte freigemacht, die 
früher Unverstand und Eigennutz niedergehalten hatten, in der 
Folgezeit beruht die Entwicklung von Bielitz im wesentlichen auf 
den Vorstädten. 


11. Schluß: Der Wendepunkt in der Bielitzer 
Geschichte um die Mitte des 16. Jahrhunderts. 


Es sind die einzelnen Lebensgebiete durchmessen, das Bild 
einer kleinen Landstadt gezeichnet, soweit das bei der Dürftigkeit 
der Quellen heute noch möglich ist. Es zeigt, daß die Verhältnisse 
während des ganzen Mittelalters so ziemlich gleich bleiben. Die 
Landwirtschaft hat die unbedingte Vorherrschaft und bestimmt 
das Bild der Stadt. Vom Gewerbebetriebe hört man nicht viel, von 
Handel und Verkehr sehr wenig, nichts von geistiger Kultur. 


In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts aber wird das anders. 
Der soziale Aufstieg der Hausleute unter Führung des Israel Stoske 
im Jahre 1572 ist ein hochbedeutsames Anzeichen der Verände- 
rungen, die sich im Innern der Stadt abspielen. Es wird an der 
betreffenden Stelle der Micklerschen Chronik gesagt, daß die Stadt 
von Mietsleuten überfüllt war. Zur Miete wohnen ist nicht bauerlich. 
Es sind durchwegs Handwerker, die sich nun das Recht erringen, 
in der Vorstadt „zur Bequemung ihrer Handwerke‘ Häuser zu 
bauen. Damit macht die Stadt einen jähen Ruck vom bäuerlichen 
Wesen abseits. 


In der gleichen Zeit beginnt die feste Organisation des Hand- 
werkes. Wohl wurden schon 1424 Zünfte erwähnt, doch erst im 
16. Jahrhundert lassen sich die einzelnen Innungen Privilegien aus- 
stellen, feste Satzungen verbriefen. 


1547 erhalten sämtliche Schuhmacher des gesamten Herzog- 
tums einheitliche Statuten. Es sind die ersten Satzungen, die einer 
Bielitzer Innung als solcher ausgestellt werden. Schon 1525 waren 
allerdings im Privilegium über den freien Fleischmarkt Be- 
stimmungen enthalten, welche die Fleischerzunft betrafen, und die 
Fleischer ließen sich später dieses Stadtprivileg einigemal bestätigen. 
Aber es war doch eben ein der ganzen Stadtgemeinde erteiltes Statut, 
keine eigentliche Zunftsatzung. Das drückt auch die Bestätigungs- 
urkunde von 1638 aus, in der es heißt: 
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„Ich Johann Sunnegk... uhrkunde..., daß vor mich er- 
schienen die ehrbaren N. N. Zechmeister und anderen Meister des 
Fleischhackerhandwerkes, meine Erbuntertanen in meiner Stadt 
Bielitz, und in untertänigem Gehorsam fürbracht, wasmaBen sic 
bishero kein eigenes Privilegium in ihrer Zech nicht gehabt, sondern 
bloß sich des.... einem ehrbaren Rat und der Fleischerzeche 
allhier über den freien Fleischmarkt erteilten Privilegii, dessen sie 
sich bloß durch ein Transsumpt oder Vidimus, ihnen von einem 
chrbaren Rate erteilet, gebraucht und gehalten hätten...“ 


Spezifische Zunftprivilegien gibt es, wie gesagt, in Bielitz erst 
seit 1547. Es ist nicht möglich, daß etwa früher entstandene Zunft- 
briefe nur unserer Kenntnis entzogen seien. Denn es ist die 
Regel bei sämtlichen allgemeinen Handwerksartikeln, daß die Be- 
stätigung aller früher erteilten Satzungen in ihnen mit ausgesprochen 
wird, wobei diese entweder dem vollen Inhalt nach in die Urkunde 
kommen oder zumindest nach Aussteller und Datum genannt 
werden. Wo in einem Privilegium keine Vorläufer angeführt sind, . 
da ist es das erste, das dem betreffenden Handwerk ausgestellt | 
wurde, und das trifft in Bielitz für sämtliche Freibriefe der be- 
sprochenen Zeit zu. Überdies aber findet es sich noch einigemale im 
Briefe selbst betont, wie oben bei den Fleischern. 

So z. B. bei den Schneidern, die sich 1562 ein Generalprivileg 
für das ganze Herzogtum ausstellen lassen: 


„Wir Wenzel... bekennen..., daß für uns gebracht haben 
die Zechmeister und Mitmeister des Schneiderhandwerkes der 
Stadt Teschen, auch aus anderen Städten des Fürstentums Teschen, 
daß sie keine Zechbrief und Bestätigung ihrer guter Ordnung nicht 
hätten, uns darneben bittende, daß wir ihnen ihre Zechordnung 
mit unserm Brief zu bestätigen geruhten‘. 


Ebenso bei den Kürschnern von 1584 und schließlich bei den 
Schmieden 1621 und den Töpfern 1639. Die beiden letzteren Frei- 
briefe, die von Johann Sunnegk ausgestellt sind, stimmen im ein- 
leitenden Text wörtlich überein: 


„... dass vor mich erschienen sein die ehrbaren geschworne 
Zech- und Handwerksmeister jung und alt des löblichen Hand- 
werks der Töpfer allhier in Bielitz, meine liebe getreue Unter- 
tanen, und etliche Artikel, wie selbete andere Orte bei den Zünften 
ihres Handwerks Genossen und allewege geübet werden, vol- 
gewiesen, untertänigsten Gehorsams bittende, darnach sie 
bishero mit dergleichen Zechordnung kein volkommene Begabnis 
gehabt, .... usw.‘ 


Es wird also teilweise das Gewohnheitsrecht der früheren Zeit 
in geschriebenes Recht umgewandelt, wie das der Brief der 
Schneider angibt, oder es werden Satzungen der Zunft aus anderen 
Städten übernommen. ° 

Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1923. D 
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Die Reihenfolge der Zunftprivilegien ist folgende: 


| 


Aussteller ; Zunft Jahr‘ Datum 
ede yee ett See et | 
Wenzel Schuster 1547 Donnerstag vor Pfingsten 
| (26. 5.). 
Wenzel Ä ~Tuchmacher’ 1548 | Dienstag nach Fronleich- 
nam (5. 6.). 
Wenzel Schneider 1562 | Freitag nach Johanni (26.6.) 


Stadtgemeinde Schneider 1562 ! Donnerstag nach Aller- 

| Ä heiligen (5. 11.). 
Wenzel ' Schneider 1564 ni vor Laurenzi (7. 8.). 
Friedrich Kasimir | Tuchmacher 1565 1. September. 
Friedrich Kasimir | Schneider 1565 September. 
Schaffgotsch | Kürschner 1584 Tag Philippi Jacobi (1.5.). 
Stephan Sunnegk | Backer 1600 | i Tag Michaelis (29. 9.). 
Johann Sunnegk | Schmiede 1621 | | Fronleichnam (31.5.). 
Johann Sunnegk | Tuchmacher 1626 ' Montag nach Drei Könige. 


| ! (9.1.). 
Johann Sunneek | Fleischer 1628 ' Montag nach Maria Licht- 
| | meB (4, 2.). 
Johann Sunnegk | Bäcker 1628 | Montagnach Martini(17.11.) 
Johann Sunnegk Fleischer + 1630! Tag St. Johann des Täufers. 
| | (24. 6.). 
Johann Sunnegk | Töpfer | 1639 | Montag nach Drei Könige. 
| (7. 1.). 
Julius Sunnegk ; Backer | 1665 | 20. April. 
Julius Sunnegk  Tuchmacher | 1665 | 23. Juni. 
Julius Gottlieb S. ; Tuchmacher, 1705 | 8. Juli. 


Nicht immer bedeutet dabei das erste Privilegium einer Zunft 
schon die Festlegung der gesamten Organisation. Zu dieser sind 
nötig: Bestimmungen über die Aufnahme und den Freispruch der 
Lehrlinge, über die Lehr- und Wanderzeit, die Bedingungen der 
Aufnahme zum Meister, vor allem die näheren Daten des Meister- 
stückes, endlich nähere Bestimmungen über die Betriebsführung, 
die Beschränkung der Konkurrenz innerhalb und außerhalb der 
Zeche, und das Zechregiment. Diese Punkte als Mindestmaß ange- 
nommen, erscheinen die Schuster schon 1547 völlig organisiert, die 
Schneider 1564, die Tuchmacher 1565, die Kürschner 1584, die 
Schmiede 1621, Fleischer und Bäcker erst 1628, die Töpfer endlich 
1639. Etwa ein Jahrhundert also dauert die Organisationsperiode 
der Innungen. 


+ 
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Die zünftige Verfassung bedeutet für das deutsche Handwerk 
des Mittelalters das „in Form sein“. Die Durchbildung der Organi- 
sation, die alle in ihrer Art gelegenen Möglichkeiten erschöpft, vor 
allem die strengen Würdigkeits- und Befähigungsnachweise, die. 
Zusammenarbeit der Handwerksgenossen, die Rationalisierung des 
Betriebes, bedingen ein Höchstmaß von Leistungsfähigkeit und _ 
Güte der Arbeit. Das in der Zunft organisierte Handwerk stellt so 
die Form der Reife dar, gegenüber den primitiven Stufen des alten 
Hauswerkes und des unorganisierten Einzelbetriebes. Im deutschen 
Mutterlande wurde diese Reifeform schon im 13. Jahrhundert er- 
reicht, als die Sprachinsel Bielitz eben erst erstand und in ihr von’ 
städtischen Wesen überhaupt nichts zu spüren war. Nun tritt die 
Stadt um die Mitte des 16. Jahrhunderts in das Stadium ein, das 
Deutschland 300 Jahre vorher durchschritten hat, zu einer Zeit, 
wo dort die Blüte des Zunftwesens längst vorbei ist und die ehemals 
lebendigen Formen zu drückenden Fesseln erstarrt sind. Es zeigt 
sich im besonderen Fall die Bestätigung des Gesetzes, daß die 
Sprachinseln die gesamte Kulturentwicklung des Mutterlandes 
verspätet durchmachen. 

Bedeutet die Entstehung ausgebildeter Zunftformen um 
1550 ein Nacheilen gegenüber Binnendeutschland, so noch immer 
ein starkes Voreilen gegenüber der slavischen Unigebung. Diese 
beharrt im Zustande der Hauswirtschaft, den im Mittelalter ja auch 
die Sprachinsel großenteils teilte. Nun aber entsteht die neue 
typisch deutsche Kulturform der Zunft, sie wird vorerst allein von 
den Deutschen gehandhabt. Zu Beginn der Sprachinsel waren die 
Deutschen ‘als überlegene Landwirte und Inhaber höherer Rechts- 
formen gekommen, die spätere Entwicklung hatte dann das Kultur- 
gefälle zwischen Deutschen und Polen zum Teil ausgeglichen. 
Nunmehr wird auf einer höheren Stufe wirtschaftlichen Lebens 
aufs neue ein Abstand geschaffen. Bielitz, das in seinen Betriebs- 
formen sich nicht mehr allzustark von der polnischen Umgebung 
abgehoben hatte, wird auf wirtschaftlichem Ge- 
biete neuerlich germanisiert. 

Am bedeutungsvollsten ist in diesem Sinne das Aufkommen 
des Tuchmacherhandwerkes. 1548 lassen sich die Tuchmacher ihre 
ersten Satzungen ausstellen, schon 1565 folgt eine Erweiterung, 
neue Privilegien dann 1626, 1665 und 1705. Die Tuchmiacherei 
hat von vornherein ein ganz anderes Gepräge als die übrigen in der 
Stadt ausgeübten Handwerke. Diese arbeiten hier wie überall für 
den örtlichen Bedarf, sie befriedigen die primitiven Lebensbedürf- 
nisse und sind daher in ihrer Entfaltungsmöglichkeit durch die 
Einwohnerzahl der Stadt .begrenzt. Bei den Bäckern, Fleischern 
und Schustern ist sogar die Zahl der Meister satzunesgemäß fest- 
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gelegt, sie sind „geschlossene‘‘ Zünfte. Die Tuchweberei aber nimmt, 
sobald sie über die ersten bescheidenen Anfänge hinaus ist, sogleich 
den Charakter des Großbetriebes an. Sie löst sich ab von dem 
engen Gebiete der Stadt und ihrer Bannmeile, erzeugt Handels- 
ware und arbeitet für die Ausfuhr, vor allenı nach Polen und Ungarn. 
Dabei kommt ihr die Grenzlage der Stadt zugute, die den letzten 
deutschen Wirtschaftspunkt im Osten darstellt. Die polnische 
Nachbarschaft bietet den Rohstoff, die Schafwolle, im reichlicher 
Menge und zu billigem Preise, und sie stellt ein unerschöpfliches 
Absatzgebiet dar, denn nirgends im weiteren Osten gibt es Tuch- 
macherinnungen. So beruht die Blüte der Tuchmacherei in Bielitz 
auf dem Kulturgefälle zwischen Deutschen und Polen, sie ist eine 
richtige Sprachgrenzerscheinung. 

Eben durch ihren industriemaBigen Charakter ist aber die 
Tuchmacherei in der in Betracht kommenden Zeit und Gegend als 
ein spezifisch deutsches Handwerk gekennzeichnet, das sich weit 
von allen Formen des Hauswerkes und lokalen Handwerksbetriebes 
abhebt. In Bielitz geht sie sicherlich auf binnendeutschen Einfluß 
von Niederschlesien her zurück, auch später bestehen die Bezie- 
hungen dorthin. Es ist auch wahrscheinlich, daß mit dem Auf- 
kommen der Weberei eine neue deutsche Einwanderung Hand in 
Hand ging. Jedenfalls sind die Tuchmacher diejenigen, die am 
meisten unter allen Handwerkern auf die Reinhaltung des deutschen 
Charakters ihrer Innung bedacht sind. Mit der Tuchmacherei 
- blüht zugleich der Handel auf, andere Gewerbe, wie Schönfärber 
und Tuchscherer, werden in die Stadt gezogen. Die Zahl der Meister 
ist nicht wie bei den anderen Handwerken durch Satzung oder 
wirtschaftlichen Zwang beschränkt, sie wächst ständig, nachdem 
das Handwerk sich einmal durchgesetzt hat. In der Zeit nach dem 
30-jährigen Krieg, die für Bielitz im Gegensatz zu dem übrigen 
Deutschland einen Aufschwung bringt, nehmen sie die Führung 
der Stadtgeschicke in die Hand. 

So wird Bielitz um die Mitte des 16. Jahrhunderts aus einer 
Bauernstadt zu einer Handwerkerstadt. Die Landwirtschaft tritt 
zurück, neue Freibriefe über Wälder, Weide und Teiche werden 
nicht mehr ausgestellt, die alten noch durch einige Bestätigungen 
mit fortgeschleppt, und dann fallen gelassen. An Stelle dieser all- 
gemeinen, die ganze Gemeinde betreffenden Privilegien aber treten 
die Sonderbriefe, die einzelnen Zünften und Brüderschaften aus- 
gestellt werden. — 

Die Mitte des 16. Jahrhunderts ist nicht nur ein Wendepunkt 
in wirtschaftlicher, sondern auch in geistiger Hinsicht. Um diese Zeit 
findet in Bielitz die Reformation ihren Eingang. 1553 wird Mathias 
Richter, vorher Schulmeister und Stadtschreiber zu Bielitz, in 
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Wittenberg ordiniert, um in Bielitz das Priesteramt bekleiden zu 
können. Und schon 1587 erteilt der Graf Schaffgotsch der Stadt ein 
Privilegium, das die Alleinherrschaft des Protestantismus sicherstellt. 

Die Reformation bedeutet aber für die Sprachinsel noch etwas 
ganz besonderes: das Wiederanknüpfen der Bindungen an das 
Mutterland, die in der vorangegangenen Zeit schier gelöst schienen. 
Bielitzer gelangen an binnendeutsche Hochschulen, um sich für 
das Amt des Geistlichen in der Heimat vorzubereiten, im Zeitraum 
zwischen 1547 und 1587 werden 6 Bielitzer im Wittenberger Ordi- 
niertenbuche genannt. Deutsche aus dem Mutterlande gehen als 
Pfarrer oder Lehrer in die Sprachinsel, auch das aufstrebende Tuch- 

macherhandwerk bringt in Verbindung mit der Reformation einen 
Zustrom von deutschen Menschen. 

Es erwacht schüchtern ein eigenes geistiges Leben i in der Stadt. 
Es ist sicher kein Zufall, daß wir erst seit 1550 Bielitzer in höheren 
Stellungen in der Fremde finden, in Oppeln, Troppau, Straßburg, 
am Hofe des Kaisers, und daß die ältesten Daten, die Scherschnik 
in seinen „Nachrichten von Schriftstellern und Künstlern aus dem 
Teschner Fürstentum“ über bedeutende Bielitzer beizubringen 
vermag, bis in die Zeit der Reformation zurückreichen, aber nicht 
weiter. 

Auch der Humanismus findet in bescheidenen Formen seinen 
Eingang. Vom Beginn des 17. Jahrhünderts, der den Höhepunkt 
evangelischen Lebens in der Stadt darstellt, ist die Einweihungs- 
predigt der von den Protestanten neu erbauten Dreifaltigkeits- 
kirche erhalten, die 1610 gedruckt wurde. Das kleine Heftchen 
enthält außerdem eine Reihe lateinischer Distichen von verschie- 
denen Bielitzer Persönlichkeiten mit meist latinisierten Nanıen, 
es bestanden die Spuren einer eigenen Bielitzer Dichterschule 
humanistischen Gepräges. 1625—27 war der Teschner Georg 
Trzanowski Prediger in Bielitz, der eine Reihe von slavischen 
Gesang- und Andachtsbüchern herausgab, die für die Verbreitung 
des Protestantismus wichtig wurden. 

Diese Anzeichen geistigen Lebens sind ungemein diirftig und 
gering, im Vergleich zu dem, was andere deutsche Städte zur glei- 
chen Zeit und auch schon früher geleistet haben. Aber sie sind vor- 
handen und beweisen, daß eine geistige Verbindung zwischen 
Sprachinsel und Mutterland bestand, von der in der früheren Zeit 
nichts zu merken ist. Sie zeugen davon, daß Bielitz auch geistig 
zur Stadt geworden ist, das Stadium des Bäuerlichen endgültig 
überwunden ist. Denn das gehört ja auch zu den wesentlichen 
Merkmalen der Stadt gegenüber dem Dorfe, daß in ihr geistige 
Werte geschaffen werden, das Lebensgefühl des Volkes in Formen 
gefaßt wird. — 
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Mit dem wirtschaftlichen und geistigen Umschwung geht zu- 
fällig auch noch ein politischer Hand in Hand, ein Wechsel der 
Herrscher und der staatlichen Stellung des Landes. Schon 1526 
kamen die Länder der Wenzelskrone unter die Herrschaft der 
Habsburger, dadurch unter stärkeren deutschen Einfluß. Vielfach 
gehen nun die Beziehungen unter Ausschaltung der örtlichen Herr- 
scher in Teschen und Bielitz unmittelbar nach Wien und Prag. 
Ein Teil der späteren Privilegien wird vom Kaiser selbst ausgestellt. 

Die Urkundensprache war bis 1565 tschechisch. Auch die 
ältesten Zunftprivilegien, die von Herzog Wenzel stammen, sind 
in ihr ausgestellt: die der Schuster von 1547, der Tuchmacher von 
1548 und der Schneider von 1562 und 1564. Zur gleichen Zeit mit 
ihrem ältesten herzoelichen Freihrief liessen sich die Schneider 
1562 eine Gesellenordnung vom Magistrat bestätigen: sie ist in 
deutscher Sprache abeefaßt und damit die älteste er- 
haltene deutsche Originalurkunde von Bie- 
litz (im Bielitzer städtischen Museum). Die Amtssprache der 
Stadtbehörden war also deutsch, auch zur Zeit, wo im ganzen 
Herzogtum die tschechische Kanzleisprache galt. 

Das Privilegium der Schneider vom August 1564 ist wahr- 
scheinlich die letzte Urkunde, die Herzog Wenzel den Bielitzern 
erteilte. Denn gegen Ende 1564, wahrscheinlicher 1565, übergab 
er die Regentschaft über die Herrschaft Bielitz seinem jungen 
Sohne Friedrich Kasimir, dem er schon früher die Herrschaften 
Freistadt und Friedeck anvertraut hatte. Dadurch wurde Bielitz 
von dem überwiegend slavischen Fürstentum Teschen losgelöst. 
In der neuen Herrschaft hatten die Deutschen in Stadt und Land 
schon zahlenmäßig die Mehrheit. Die Stadt, der Mittelpunkt der 
Herrschaft, war rein deutsch, ringsum lagen die wirtschaftlich 
starken deutschen Dörfer, die damals noch einen etwas größeren 
Bereich umfaßten als heute, die polnischen Ortschaften im Norden 
bildeten nur eine Art Hinterland an der Grenze des Gebietes. In- 
folgedessen war der Charakter der Herrschaft ein überwiegend 
deutscher, das deutsche Leben konnte sich fort- 
an vie! ungehemmter entfalten. 

Sofort zeigt sich der Umschwung im Wechsel der Urkunden- 
sprache. An Stelle des Tschechischen tritt mit einem Schlage das 
Deutsche, die Art des Überganges läbt die Vermutung nicht ab- 
weisen, daß er von den Bielitzer Bürgern planmäßig herbeigeführt 
wurde. Am 1. September 1565 stellt Friedrich Kasimir in Freistadt, 
wo er seine Hofhaltung hatte, den Bielitzer Tuchmachern und 
Schneidern neue Privilegien aus; es dürfte das kurz nach seinem 
Regierungsantritt gewesen sein. Die Vertreter der beiden Bielitzer 
Zünfte hatten also die Reise nach Freistadt gemeinsam unter- 
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nommen. Tuchmacher und Schneider waren nächst den Schustern 
die einzigen, welche zur fraglichen Zeit schon Privilegien (die darum 
tschechisch ausgestellt waren) besaBen, sie waren also die vorge- 
schrittensten und bestorganisierten Innungen. Beide nun ließen 
sich in Freistadt ihre Freibriefe nicht im Wortlaut, sondern in 
deutscher Übersetzung beglaubigen. Die beiden Bestätigungs- 
urkunden weisen dieselben Zeugen, mit sinngemäßen Verschieden- 
heiten auch den gleichen Wortlaut auf. Bei den Schneidern: 

„Von Gottes Gnaden Wir Friedrich Casimir... bekennen...’ 
daß für uns kommen sein unsere liebe getreuen Zechmeister und 
Meister des Schneiderhandwerks in unser Stadt Bielitz und haben 
uns eine wahre auscultierte Copey in böhmischer Sprach von zwein 
Hauptbriefen ihrer habenden Privilegien und Zechordnung, welche 
die Stadt Teschen und sie. auch andere Stadte in dem Fürsten- 
tumb Teschen, von dem durchläuchtigen hochgebornen Fürsten 
und Herren, Herrn Wenzeln, ...... erlangt und bekommen, unter- 
täniglichen fürgebracht, welche in teutscher Sprach von Wort zu 
Wort, wie hernach folgend, lauten tuen”. 

Die Schneider hatten mit den übrigen Städten des Teschner 
Herzogtums zwei gemeinsame Privilegien gehabt. Während die 
anderen Orte weiterhin beim tschechischen Urtext verblieben, 
lösen sich die Bielitzer von ihm ab und gehen zum Deutschen über. 
Die Tuchmacher .assen sich im Anhang zur Bestätigung des. Wen- 
zelschen Briefes noch einige neue Punkte bewilligen, unter denen 
zwei die neue Sachelage klar kennzeichnen. Das Siegelzeichen, mit 
dem die Tücher bisher gekennzeichnet wurden, hatte die Gestalt eines 
verschlungenen B und S, also der Anfangsbuchstaben der tsche- ` 
chischen Bezeichnung von ,,Biclitzer Tücher“ (in der Original- 
urkunde Wenzels ist das Zeichen am Rande umgeben von den 
Worten ,,znameny Suken Bielskich“). Dieses tschechische Siegel 
wird nun durch das deutsche Stadtwappen ersetzt. Wichtiger ist 
noch die andere Bestimmung: „Item es soll auch keiner, der nit 
teutscher Art und Zungen ist, zu Vorhütung allerlei Unrats und 
Uneinigkeit, weder zu lernen noch zum Meister in ihre Zeche an- 
genommen werden“. Die deutschen Handwerker schließen sich 
stolz gegen die Slaven ab und lassen sich das Recht dazu verbriefen. 
Gehandhabt wurde es seit jeher, denn in den Einleitungssätzen zu 
den neuen Artikeln heißt es von ihnen: „welche von alters bei 
ihnen in Gewohnheit und Gebrauch gewesen und in obgemelter 
ihrer Begnadung (nämlich der von 1548) ausdrucklichen nit be- 
griffen worden sein“. Aber es wäre den Tuchmachern wohl kaum 
geglückt, sich von Wenzel ein solches Gewohnheitsrecht verbriefen 
zu lassen, erst unter Friedrich Kasimir wurde das möglich. 

Vier Wochen nach den Zünften, am 29. September 1565, finden 
wir Bürgermeister und Rat der Stadt Bielitz in Freistadt. Diesmal 
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handelt es sich um Bestätigung der Stadtprivilegien und Erteilung 
eines neuen. Der Vorgang ist wörtlich derselbe wie bei den Innungen: | 
in den deutschen Text des Bestätigungsbriefes werden die tsche- 
chischen Privilegien in deutscher Übersetzung aufgenommen, der 
neue Freibrief über den Bier- und Weinschank wird sofort in deut- 
scher Sprache ausgestellt, ebenso die Erweiterung vom 19. Mai 1566. 
Zu dem Wechsel der Urkundensprache stimmt es, wenn als 
Sckretär Friedrich Kasimirs der Deutsche Lorentz Langenbach 
auftritt, während in der tschechischen Zeit die Schreiber slavische 
Geistliche und Adelige waren (1521 Bakkalaureus Andreas Solih- 
rach, 1525 Bakkalaureus Melchior Pruss, 1547 Waclaw Rudzki 
von Rudz). Auch sonst finden sich nunmehr unter den Zeugen 
einzelne deutsche Namen, wie Nikolaus Vogler, während es bis 
dahin nur slavische gah. Es scheint also der Hof Friedrich Kasi- 
mirs in Freistadt ein mehr deutsches Gepräge gehabt zu haben. 
Wenzel und Friedrich Kasimir verstanden, wie die meisten 
schlesichen Piasten, das Wirtschaften recht schlecht. Das gab 
den Bielitzern Gelegenheit, 1570 durch den Ankauf des Dorfes 
Nikelsdorf mit Bistrai und Nieder-Ohlisch die städtische Macht 
bedeutend zu steigern. Als aber Friedrich Kasimir am 24. Mai 1571 
starb, waren die Herrschaften, die er innegehabt hatte, so ver- 
schuldet, dass sie Wenzel, an den sie vorübergehend zurückfielen, 
nicht halten konnte. Am 27. Oktober 1572 tagte eine kaiserliche 
Kommission, welche zu dem Schluß gelangte, daß der Schulden 
wegen die Herrschaften Freistadt, Friedeck und Bielitz verkauft 
werden müßten. Sie wurden zu Minderstandsherrschaften umge- 
bildet, die nun nicht mehr Teschen, sondern durch das Oberamt 
in Breslau direkt der kaiserlichen Regierung unterstellt waren. 
Die Trennung der Bielitzer von Teschen, unter Friedrich Kasimir 
nur eine mehr zufällige, wurde so für immer festgelegt, und sie wurde 
auch zu einer Trennung von dem Herrscherhause der Piasten. 
Die Bielitzer Herrschaft kaufte zunächst Karl Freiherr von 
Promnitz (1572—1582). Unter ihm dürfte die Aussiedlung der 
Vorstädter stattgefunden haben, doch sind Keine Urkunden von 
ihm erhalten. Sein Nachfolger wurde Adam Schaffgotsch, Herr 
auf Kynast, ein deutscher Fürst aus Niederschlesien. Unter ihm 
wird das Regiment völlig deutsch. Als seine Bielitzer Amtleute 
treten auf 1584 Friedrich Kechendorff von Eybrecht und 1587 
Christoff Bibrittsch von Bhaaren. Sein Burggraf zu Bielitz ist 
während seiner gesamten Regierungszeit Christoff Rüedell, sein 
Sekretär Johannes Münchmayer. Die erste von Schaffgottsch 
erhaltene Urkunde, das Privilegium der Kürschner von 1584, hat 
nur deutsche Zeugen: es sind die Edelleute, die im Gefolge des 
Fürsten mit ins Land kamen. Erst später zieht er auch einzelne 
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von den Einheimischen wieder in seine Dienste. Die Amtssprache 
ist natürlich deutsch, und sie ist von da an deutsch 
geblieben durch alle späteren Herrscher bis 
in unsere Tage. 

1592 ging die Herrschaft in den Besitz der Familie Sunnegk 
über, bei der sie bis 1724 verblieb. Bis 1743 besaß sie dann Graf 
Solms. Während die Teschner Piasten nach einer kurzen pro- 
testantischen Zwischenzeit wieder zum Katholizismus zurück- 
gekehrt waren, waren alle diese Bielitzer Herrscher überzeugte 
Evangelische. Schaffgotsch hatte den Bielitzern den Religions- 
freibrief verliehen, die Sunnegks verteidigten in den bösen Zeiten 
der Gegenreformation den evangelischen Glauben mit aller Kraft. 
Während er im übrigen Teschner Herzogtum zum großen Teil 
ausgerottet wurde, blieb er in Bielitz erhalten und mit ihm das 
Deutschtum. So ist die Trennung von Teschen einer der glück- 
lichsten Umstände der Bielitzer Geschichte geworden. 

Die wichtigsten Ereignisse auf den drei genannten Gebieten 
fallen ungefähr in die gleiche Zeit. 

1548 erfolgt die Gründung der Tuchmacherzeche, 1553 wird 
der erste Bielitzer evangelische Priester ordiniert, 1564 
oder 65 wird das Land von Teschen abgetrennt. Der wirt- 
schaftliche, geistige und politische Um- 
schwung treffen zusammen und bilden so 
einen scharfen Einschnitt in der Biclitzer 
Geschichte. Hier erst hört sozusagen für die Stadt das 
Mittelalter auf, beginnt die Neuzeit, in der andere Kräfte das Leben 
bestimmen. Das erste Vierteljahrtausend der Stadtgeschichte, 
die Zeit von 1300 bis 1550, umfaßt die Entwicklungsstufe der 
Bauernstadt, mit der Neuzeit beginnt die Handwerkerstadt. Ihr 
fällt das zweite Vierteljahrtausend zu, die Zeit von 1550 bis 1800. 
Dann setzt der Aufschwung der Industrie und der Fabrik ein, im 
19. Jahrhundert wird Bielitz zur Industriestadt. In dieser Ent- 
wicklungsstufe steht es noch heute. 


Die Mitarbeiter an den 


Acta historico-ecclesiastica in Polen. 
Von Theodor Wotschke. 


Seit 1735 erschien eine neue theologische Zeitschrift, die der 
ältesten, den Unschuldigen Nachrichten, vollwertig zur Seite trat. 
bald sich auch der größten Beliebtheit erfreute, weil sie eine ein- 
gehende kirchliche Chronik, überhaupt mehr geschichtlichen Stoff 
brachte, hierbei selbst das Ausland bherücksichtigte, die Acta 
historico-ecclesiastica. Ihr Herausgeber war der Weimarer Hof- 
prediger Bartholomäi.: Auch aus Polen brachte sie Nachrichten. 
Nie nennt sie ihren Berichterstatter. Auf Vermutungen waren 
wir bisher über ihn angewiesen. Keiner hat damals im Posener 
Lande eine so starke Vorliebe für die Geschichte gehabt, als der 
lutherische Senior oder Superintendent Christian Siegmund Thomas 
in Lissa. Es war, als ob er nachholen wollte, was seine Vorgänger 
im Seniorate versäumt hatten. Er sammelte alte Urkunden, 
stellte zusammen, was er ermitteln konnte, gab 1750 auch ein 
Büchlein „Altes und Neues vom Zustande der lutherischen Kirchen 
in Polen‘ heraus, das trotz aller seiner Mängel noch heute wert- 
voll ist. Vermuten konnte man, daß er, der Geschichtsfreund, 
dem Mitarbeiter an den Acta historico-ecclesiastica nicht fern 
stehe, es vielleicht selber sei, doch eben nur vermuten. Tatsächlich 
aber hat diese Vermutung das richtige getroffen. Unlängst fand 
ich in der Gothaer Landesbibliothek!) die Briefe des Seniors an den 
Herausgeber Bartholomäi, die sie bestätigen. Die Schreiben sind 
geschichtlich nicht besonders wertvoll, aber immerhin lesenswert. 
Ich bringe einige von ihnen zum Abdruck. Eine erklärende Ein- 
leitung brauche ich ihnen nicht voranzuschicken, sie sind an sich 


klar und verständlich. 

l. Hochwohlehrwürdiger und hochgelahrter Herr! Beikom- 
mendes Blatt hält ein Verzeichnis der ev.-luth. Kirchen und Geist- 
lichen in sich, so viel derselben durch Gottes Gnade in dem ver- 
flossenen zweiten Jubeljahre der Augsburger Confession in Groß- 
polen gewesen. Dem Ansehen nach ist es in der Tat eine Kleinigkeit 
vor Ausländer. Ich weiß also nicht. wie es Ew. Hochwohlehrw. 
aufnehmen werden, daß ich mich unterstehe, Ihnen damit be- 
schwerlich zu fallen, absonderlich da es erst so späte und vielleicht 


1) Aus derselben Bibliothek: Wotschke, Briefe des Seniors 
Christoph Arnold. Ev. Kirchenblatt Posen 1027, S. 306 ff. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. t. Polen. Heft 12. 1928, 
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zur Unzeit in Ihre Hände kommt. Doch wie es Dero Gutbefinden 
und Urteile völlig überlassen wird, ob Sie es weglegen oder ihm 
einen Platz in einer Monatsschrift einräumen wollen,!a) also kann 
ich zu meiner Entschuldigung dieses sagen. Die große Entfernung 
der Kirchen unter einander, dazu der Mangel einer Verbindung 
derselben mit einander machen solch Verzeichnis nicht nur schwer, 
sondern auch öfters fast unmöglich. wie ich denn selber bekennen 
muß, daß ich aller Mühe ohngeacht von dem sogen. Cronischen 
Distrikt und den dortigen evangelischen Kirchen und ihren Lehrern 
keine genugsame Kenntnis erhalten können. Gleichwohl hat 
mich die Zeit meines Aufenthaltes in diesem Reich?) gar nach- 
drücklich gelehret, daß nach hiesiger Beschaffenheit zum Heil 
der Kirchen ungemein viel «daran gelegen ist, eine Nachricht 
von ihren l.ehrern zu haben, woran es meistens mangelt. Gottes 
Wink ruft mich nun zwar aus Polen in mein Vaterland?) ich gebe 
aber aus demselben mit dem Wunsche: Der große Hirt der Schafe 
erhalte und beschütze die sehr gedrängte Herde in diesem König- 
reich bis an das Ende der Tage!.. Bratz, den 12. April 1730. 


II. Es wird beinahe schon ein Jahr sein, daß Ew. Hochw. 
sütige Erlaubnis mich zu der Freiheit gebracht, mit einem Schreiben 
aufzuwarten und einige Nachrichten zu überschreiben.!) Weil 
ich aber‘'vermute, daß der Brief verloren gegangen, weil er nur 
mit Gelegenheit durch Kaufleute bestellet worden, so bitte nicht 
übel zu nehmen, daß jetzo die Post erwähle und damit aus Not 
einige Beschwerlichkeit verursache. Die Veranlassung dazu geben 
mir die Acta. Ich finde nämlich Teil XT, S. 737 eine vor uns ohne- 
hin bedrängte Protestanten in Polen sehr gefährliche und verfäng- 
liche Nachricht. Sie betrifft das angebliche Angehen auswärtiger 
Mächte um ihren Schutz und zugleich eine nachgesuchte und cr- 
haltene Kollekte in Deutschland. Ich weiß, daß die meisten Zei- 
tungen davon geschrieben. Ich bin also auch versichert, daß Euer 
Hochw. auf deren Glauben es aus guter Neigung in die Acta getragen. 
Allein so sehr wir auch beides bedürfen, so muß ich doch erleben, 
daß es ein ganz falsches und uns von Abgesinnten beigelegtes 
Gedichte ist. In der unter jetzigem Könige letzt gemachten Kon- 
stitution wird die poena perduellionis darauf gesetzet, sofern wir 
Dissidenten bei auswärtigen Mächten Hülfe und Beistand suchen ;*) 


.'a) Bartholomäus bringt das Verzeichnis Acta I, S. 731. 

1) Seit 1730 war Thomas Pastor in Bratz. 

3) Thomas ging 1736 nach Haynau in Schlesien, kehrte aber 
schon 1737 zurück und übernahm das Pfarramt an der Kreuz- 
kirche in Lissa. 

4) 1737 war Thomas nach Lissa berufen. am 2. Juli trat er 
sein Amt an, am 5. des Monats wurde er auch zum Gencralsenior 
gewählt Er sandte an Bartholomäi cinen Aufsatz über die General- 
senioren in Großpolen. Vergl. Acta II], S. 180 ff. 

») Auch Sitkovius beschwört unter dem 14}. Dezember 1740 
dafür zu sorgen, daß von seinen Briefen und Beschwerden nichts 
bekannt, auf keinen Fall durch den Druck etwas veröffentlicht 
werde, weil die Korrespondenz mit Auswärtigen verboten sci. 
„Wie hart der Posener Bischof wider sein erstes Versprechen sich 
gegen die Dissidenten aufgeführt, habe schon geschrieben, sonst 
scheint er sich ziemlich moderat vegen uns zu bezeugen, wenn nur 
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und sofern wir gute Wollekten mit ihrem Vorwissen bekämen. 
wäre es das schönste Mittel für sie, uns dieselben durch tausenderlei 
Verfolgungen zu ihrer Bereicherung abzunehmen. Wir haben es 
bisher sattsam empfunden. Sobald ich demnach dergleichen 
vor uns höchst schädliche Nachricht in öffentlichen Zeitungen 
gelesen, habe ich nach der Pflicht meines jetzigen Amtes nicht 
ermangelt, mich nach der Quelle derselben zu erkundigen. Was 
die gesuchte Hilfe und Vorsprache bei fremden Mächten betrifft, 
so ist es an sich ganz und gar falsch, daß wir uns nach jetziger Be- 
schaffenheit an selbige gewandt. Geschähe es, so müßte es von 
reformierter Scite entweder durch Herrn Jablonski in Berlin oder 
durch Herrn Sitkovium allhier geschehen. Beide aber haben mich 
mit großer Beteucrung des Gegenteils versichert. Wenn von 
unserem Teile dergleichen vorgenommen wäre, müßte es not- 
wendig durch meine Feder oder wenigstens mit meinem Rat und 
Vorwissen geschehen, indem es der göttlichen Fürsehung gefallen, 
mich nach erhaltener Vocation zu hiesirem Pastorate auch zum 
Gencralsemor den 5. Juli 1737 verordnen zu lassen. Daß aber 
dergleichen nicht geschehen, weiß ich gewiß. Mit der Kollekte 
sieht es ein wenig anders aus. Denn ıch habe sowohl von unserem 
evangelischen Ministerio in Amsterdam als auch vom holländischen 
Gesandten,’a) Herrn Rumpf, an unserem Hofe die Nachricht, daß 
ein paar litauische reformierte Edelleute nicht in Deutschland, 
sondern in Holland einen Beitrag gesucht. Und deswegen habe 
mich bereits gehörigen Ortes in Litauen beschwert. Auch in Ham- 
burger Zeitungen ist es auf mein Ersuchen widerrufen worden. 
Ich bitte demnach ergebenst, Ew. Hochw. belieben desfalls ın 
Ihren Actis bei Gelegenheit eine Erinnerung zu machen,‘) daß 
sich beide Stücke falsch befinden. Allen unseren Kirchen ist daran 
velegen, und also lebe der Hoffnung, Sie werden meine aufrichtige 
Vorstellung nicht ungütig auslegen. Wahrheit und die heilige 
Kirche ist doch der Endzweck Ihrer lobenswürdigen Bemühung. 
Kann cs sein, so möchte lieber nichts von polnischen Kirchen- 
sachen, die Dissidenten betreffend, in die Acta eingerückt werden. 
es ware denn, daß Sie es von sicheren Händen als eines Zeitungs- 
schreibers hätten. Denn man glaubt nicht ohne Ursache, daß 
unsere Gegner vielfältige Kunstgriffe brauchen, uns aus ihrem 
Kopfe auf diesem Weg verhaßt zu machen und in Schaden zu 
stürzen... Lissa, den 134. Juli 1738. 


mit den freundlichen Worten die Tat allemal übereinstimmen 
wollte. Dagegen bleibt der Erzbischof in Gnesen Szembek ein 
großer Verfolger. In kurzer Zeit hat er ın seiner Diözese den 
Lutherischen etliche Kirchen weggenommen. Der neuliche Reichs- 
tag zu Warschau ist zu unserem Glück nicht bestanden, sondern 
fruchtlos auscinander gegangen. Man hatte vor, weil das Heer 
vergrößert werden sollte, auf die dissidentische Geistlichkeit eine 
schwere Kontribution zu legen, welches schwerlich hätte können 
bintertricben werden, wenigstens viel Geld würde gekostet haben“. 

*a) Schon 1712 hatte der holländische Gesandte in Polen den 
Auftrag erhalten, sich der gequälten Evangelischen anzunehmen. 
\Vergl. Wotschke, Deutsche Blätter in Polen 1927 S. 513. 

*) Bartholomät hat es getan Acta IT, S. 1048. 
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III. Wir sind seit dem Tode des vorigen und dem Antritt 
des jetzigen Bischofs ’) in mancherlei und sehr besorgliche Um- 
stände geraten. Diese werden vor uns so viel schlimmer, je nach- 
lässiger der Adel und die weit auseinander gestreute Geistlichkeit 
bei einer gewissen Art des Eigensinns in Beobachtung unserer 
so nötigen Union sich erweiset. Niemand will mehr zur Erhaltung 
des allgemeinen Wesens was beitragen, und doch will der Gegen- 
teil auch seine Verfolgungen ohne Geld nicht fahren lassen. Meine 
Schultern muß ich indessen als ein Opfer des gemeinen Bestens 
unter die stets andringende Last mit vieler Arbeit und Sorgen 
beugen. Das bißchen äußerliche Ruhe, die wir jetzo gottlob 
nach angewandter großer Mühe wieder genießen, kommt uns 
diesmal sehr teuer und über 600 Dukaten zu stehen. Doch davon 
kann man Öffentlich nichts kund werden lassen, es ziehet allemal 
böse Folgen nach sich. Auch von Jesuiten werden die Acta gelesen, 
und das ist Ursache genug, in solchen Dingen kluge Vorsicht zu 
gebrauchen. Aus Inliegendem werden Ew. Hochw. eine betrübte 
Probe der unseligen und unbegreiflichen Animosität dieser Leute 
gegen uns ohnedies höchst bedrängte Dissidenten ersehen. Nimmts 
in den Actis nicht zuviel Raum ein, kann es der Welt zu einer 
nötigen Erläuterung unserer bekümmerten Beschaffenheit dienen, 
so bitte, es bei Gelegenheit einzurücken. Von anderen Dingen 
werde zu anderer Zeit das Nötige melden, z. B. daß wir abermal 
eine Kirche verloren ë!) und durch ein Tribunalsdekret ein luthe- 


7) Der Bischof Stanislaus Hosius war am 13. Oktober 1738 
verstorben. Ihm folgte Theodor Czartoryski. Nach der Schweiz 
schrieb Sitkovius unter dem 28. August 1739: „Dem im vorigen 
Jahre verstorbenen Bischofe ist ein Fürst Czartoryski gefolgt, 
welcher uns erklärt, daß er unsere Kirchen, die in seiner Diözese 
liegen, in statu quo lassen wolle, allein neue oder schon verlorene 
Freiheiten könne er uns nicht erlauben. Da man ihm, wie vorhin 
gewöhnlich gewesen, ein Geschenk angeboten, hat er es nicht 
annehmen wollen, auch versprochen, es nicht zuzulassen, daß 
seine Geistlichkeit von unseren Kirchen und Gemeinden Geld 
erpresse. Können wir uns darauf verlassen, so haben wir Ursache 
zu wünschen, daß er lange leben und in diesem Bistum bleiben 
möge‘‘. Doch unter dem 22. September 1740 muß er berichten: 
„Der Bischof hat sich bald geändert. Durch sein Konsistorium 
angetrieben, hat er von den protestantischen Kirchen in seiner 
Diözese 300 Taler gefordert und zwar unter dem bedenklichen 
Namen eines Homagii. Von dieser Summe fielen auf uns Refor- 
mierte 100 T., die übrigen 200 auf die Lutherischen. Weil nun 
das Geld, da wir uns dessen nicht vermutet, nicht bald konnte 
aufgebracht werden, so sind von dem Bischofe Bevollmächtigte 
an die Orte, wo sich evangelische Kirchen befinden, gesandt und 
mehr als diese Summe erpresset worden, und man hat noch beson- 
ders an die 200 T. dazu schießen müssen. Jetzt gehet schon ein 
Gerücht, daß dieser Bischof auf ein anderes Bistum solle befördert 
werden, bei welcher Veränderung diese Kontribution abermals auf 
uns fallen wird, welches nicht zu ertragen ist. Da wir auf dem be- 
vorstehenden Reichstag Deputierte nach Warschau, die in der 
Religionssache achtgeben, abschicken müssen, wird solches allein 
unserer Unität gegen 100 T. kosten‘. 

*) In Kopnitz. 
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rischer Patron gezwungen ist, in seinem Dorfe eine katholische 
Kirche zu erbauen und zu dotieren.®?)... Lissa, den 14. März 1740. 

IV. Was Ew. Hochw. schon vor einiger Zeit als ein Ver- 
sprechen von mir erfüllt zu schen verlangt haben, das übersende 
hiemit in beikommenden Blättern. Ich hatte den ganzen Auf- 
satz bereits nebst einem Briefe dem nach Leipzig reisenden Kauf- 
mann gegeben, als mir Dero geneigte Zuschrift vom 30, September 
über Breslau unverhofft eingehändigt wurde. Weil es nun noch 
Zeit war, die wenigen Tage vor der Abreise darauf eine Antwort 
zu erteilen, so forderte meine Sachen wieder zurück. und darans 
entstehet gegenwärtiger vielleicht gar zu langer Brief. Ob wir 
allhier gerechte Ursache hätten, unsere Klagen beim Reichstage 
einzubringen, davon wird der beikommende kleine AbriB unserer 
Drangsale ein zulängliches Zeugnis ablegen können. Allein den 
Zeitungsschreibern bitte in diesen und anderen Dingen nicht 
leiehthin Glauben zu stellen. Es ist mir beinahe unbegreiflich, 
woher und aus welcher Absicht auch diesmal nach Ihrem Bericht 
und meiner eigenen Erfahrung von unserem angeblichen Vorhaben 
wegen Übergabe der Beschwerden solch ungegründetes Zeug aus- 
gesprenget wird. Ich kann versichern, daß dergleichen Schreiber 
entweder mutwillig unverständiee oder boshaft heimtückische 
Leute sind. Die wenigsten selbst hier im Lande wissen und ver- 
stehen die wahre, eigentliche Beschaffenheit unserer Sachen. Wir 
haben hei den fortwahrenden Bedrückungen unserer Wider- 
wärtigen in der Tat immer zu klagen. Aber zu geschweigen, daß 
uns ein Reichstag nach seiner gewöhnlichen Art sehr schlechte 
und gar keine Hoffnung der Besserung gibt. so ist dies auch der Weg 
nicht. darauf man sicher gehen möchte, wenn uns geholfen 
werden soll. Eine Menge erhitzter Landboten sind die Personen 
keineswegs. bei welchen unsere Klagen anzubringen. Sie gestehen 
uns wider den Buchstaben so vieler Konstitutionen und Konföde- 
rationen durchaus keine Rechte zu, und dies durch Verhetzung 
der bekannten Sophisten, auch etlicher wider uns edierten Schriften 
des Kronreferendars Zaluski. Doch davon ein andermal ein 
mehreres. Überhaupt melde jetzo nur soviel, Unser Kirchen- 
zustand ist auf mehr als eine Art höchst bekümmert, und doch 
dürfen wir davon kaum irgendwo die betrübte Klage ausschütten. 
Man macht keine allgemeine Verfolgung wider uns, aber indem 
man bald hier bald dort eine Kirche und Gemeinde nach der 
anderen mit unergründlichen Plagen, Citationen, Inhibitonen und 
Gelderpressungen und dies nach Belieben eines jeden Priesters 
angreift, auch sie durch geistliche und weltliche Personen adligen 
Standes in schwere: Prozesse vor den Konsistorien und Tribunalen 
aus den allergeringsten und oft nur selbst ersonnenen Ursachen 
verwickelt, wobei wir gewiß schon im Voraus jeder Zeit mit ge- 
brochenem Urteilsstabe das böse Schaf abgeben müssen, das dem 
durstigen Wolfe den Bach trübe machet, so werden wir von Jahr 
zu Jahr schwächer, ärmer. Die l.eute ermüden und die Kirchen 
zehen verloren. Z. B. brannte vor einem Jahre die Stadt Ober- 
sitzko mit der Kirche ab. Die katholische Herrschaft erlaubte 
den Wiederaufbau des Bethauses. Als die Bürger zum Bau schritten, 
so tat das Posener Consistorium Jnhibition ber tausend Dukaten 


H Leonhard von Kalckreut in Prittisch. Vergl Acta V,S. 178 ff. 
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Strafe, und seitdem, weil man diese Summe als eine Lösung der 
Freiheit nicht geben konnte, ist ein Zerstörungsdekret gefället 
aus dem Grunde, sie sei neue Gründung. Jn solchen Fällen ziehet 
sıch alles zu mir, und Ew. Hochw. werden leicht erkennen, in 
welch mühseligen Umständen und Arbeiten ich mich befinde.... 
Lissa, den 23. Dezember 1740.°a) 


Ew. Hochwürden bezeugten ein Verlangen, den Pastoralbrief ?°) 
unseres H. Bischofs zu sehen. Er ist in hiesigem Ort nicht zu be- 
kommen. Weil ich ihn aber durch Vorsorge eines Freundes aus 
Warschau erhalten, so übersende ihn) nebst dem Hannibal in 
Hoffnung, daß er als ein vielleicht bei Ihnen seltenes Posener 
Andenken wird geneigt aufgenommen werden. Wofern Sie durch 


’a) Tiegenort, den 20. Oktober 1739 meldet G. F. Cosak dem 
Weimarer Hofprediger: „Es ist vor kurzem bei einem Bildhauer 
ın Danzig das Bildnis des hl. Nepomuk verfertigt worden, worauf 
lolgende Worte zu lesen: S. Nepomucenus. Ne lingua famosa 
Joh. Gertzii me amplius defamet. custos hic esse volui. Es bezieht 
ich dieses auf eine Geschichte, die sich vor zwei Jahren zugetragen. 
Herr Geertz, ev. Prediger in Mewe, besuchte in einem nahege- 
levenen Dorfe mit Namen Rauden den dasigen lutherischen Pre- 
dizer Skubovius, der sich sonst zu seinem Amte gehalten, und fand 
in dessen Hause das Bildnis des Nepomuk hängen. Auf Befragen, 
wie dieser Fremdling dahin kame, wurde ihm zur Antwort gegeben, 
man täte es um der "Päpstler willen, welche, wenn sie dahin kämen, 
sich darüber vergnügten, daß ihr vermeinter Heiliger auch von den 
Evangelischen geachtet würde. H. Geertz bezeugte darüber sein 
MiBfallen und gab bemeldetem Prediger zu verstehen, wie sich 
solches für ihn gar nicht schicke. Er heuchle den Päpstlern und 
gäbe seiner Gemeinde ein nicht geringes Ärgernis. Die Verstellung 
wurde empfindlich aufgenommen und gab Anlaß zu heftiger Gegen- 
rede. Das Argste war, daß diese Zwistigkeit nicht verschwiegen 
blieb und sogar den Päpstlern bekannt wurde. Diese sahen es als 
vine Lästerung ihres Heiligen Nepomuk an und führten bei ihren 
Oberen Klage. Es währte nicht lange, so bekam H. Geertz eine 
Citation, sich vor das bischöfliche Gericht zu stellen. Weil er nun 
solches nicht für ratsam hielt, weil, wenn er einmal in gegenseitiger 
Gewalt war, er nicht so leicht wieder auf freien Fuß gestellt worden 
ware, so sah er sich genötiget, seine Gemeinde zu verlassen und 
nach Danzig zu gehen. Hicrselbst hat er sich geraume Zeit auf- 
schalten, bis endlich durch gütige Vermittlung anderer die Sache 
dahin gediehen, daß der Schluß erfolgte, H. Geertz solle zwar in 
sein voriges Amt wieder eingesetzt werden, doch aber zu einiger 
Satısfaktion des angegebenen Verbrechens cine Statue dem h. Ne- 
pomuk zu Ehren anfertigen lassen, welche in Mewe in loco pubhco 
zu ımmerwährendem Andenken aufgestellt würde.” Unter dem 
i August 1743: „Daß H. Geertz sich über die in den Actis befind- 
liche Nachricht beklagt, habe mit Verwunderung vernommen. Ich 
will doch nicht fürchten, daß sie ihm zum Nachteil gereicht oder 
Ungelegenheit zuzieht. Sollten aber die angegebenen Umstände 
nicht in allen Stücken thre Richtigkeit haben, so bin ich nicht 
Schuld daran.“ 

10) Vergl. Acta IV, 5. 407. 

11) Bartholomäı bringt thn Acta V, S. 164 ff 
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den Verleger der Actorum Gelegenheit nach Züllichau an H. Froni- 
mann, den Buchhändler des dortigen Waisenhauses, haben, so 
ist das ein bequemer Weg, die Briefe zu erhalten. 


- V. Euer Hochw. geehrtes Schreiben vom 30. Dez. v. J. hat 
sich bis in den März in Breslau aufgehalten, ehe ich es zusehen 
bekommen. Binnen der Zeit wird hoffentlich mein Brief nebst 
den beigefügten Nachrichten über Leipzig durch Adresse an den 
Buchhändler Hoffmann in Dero Hände sein geliefert worden. 
Ein gewisser hitziger Kopf in Brandenburg, welcher mit den beiden 
exulierenden Pempersinschen Predigern !?) verwandt ist, hat die 


ungeheure Menge der uns abgenommenen Kirchen in die Berliner 


Zeitungen setzen lassen, um den Verfolger recht verhaßt und das 
Mitleiden vor die Bedrückten bei den Auswärtigen groß zu machen 
als wenn es nicht genug ware, durch die lautere Wahrheit allein 
das betrübte Schicksal zu entdecken, denn wir einem zelanten 
Bischof unterworfen leben. Eine rachgierige Betrübnis schlägt 


selten die rechten W en, der Nachwelt mit wahrhafter Ent- - 


deckung der rechten Beschaffenheit einer Sache zu dienen. Mein 
Aufsatz wird Ew. Hochw. und anderen Lesern den richtigen Leit- 
faden geben und zugleich meine schon mehrmalen getane Er- 
innerung bestätigen, daß den Zeitungen in Anschung unserer 
Umstände ın Polen wenig und selten zu trauen ist. 


Wegen Restitution der Kirche zu Lobsens hatte gute Hoffnung, 
indem sich der Primas auf die durch einen adligen Abgeordneten 
von den Unsrigen an Se. Durchlaucht getane mündliche Vor- 
stellung erkläret, daß sie deswegen an den Offizial schreiben wollten. 
Allein zur Zeit habe noch keine gründliche Nachricht, ob und 
wie solches geschehen sein mag. Dieser Herr sucht mit einer un- 
überwindlichen Härte des Fifers die größten Verdienste durch 
Bekehrung unserer Glaubensgenossen, durch Unterstützung der 
wider uns aufgebrachten geistlichen und weltlichen Personen 
und durch immerwährende heimliche und öffentliche Beschränkung 
unseres Religionsexerciti, so daß sich auch der Hof scheuet, uns 
gegen denselben beizustehen. Schon von Weihnachten an hat 
er der ev. Gemeinde in der Stadt Zduny große Weitläufigkeit 
und Unkosten verursacht, weil sic in Kraft einer bei seinem Kanzler 
gesuchten und erhaltenen schriftlichen Vergünstigung ihren Kasten 
Noä oder Kirche teils repariert, teils unterschwellt. Er will von 
solcher Erlaubnis nichts wissen. Doch nun dürfte es wohl zum 
Ende kommen und die Kirche noch erhalten werden, indem der 
Kanzler selbst und der katholische Herr, welcher dessen besiegelten 
Schein anfänglich procuriert, zur Rettung ihrer Ehre darin arbeiten. 


Was in Schlesien vorgehet, da hin und wieder evangelische 
Geistliche in Städte und Dörfer gesetzt werden, ob sie gleich den 
katholischen parochis keinen Eintrag tun noch tun dürfen, macht 
in den polnischen Gemütern eine unbeschreibliche Verbitterung 


#2) Ein Sohn des Pempersiner Pfarrers Johann Rosenau hat 
in Jena studiert und zu den 102 Studenten gehört, die Jena, den 
17. August nn Verbindung mit Herrnhut suchten. Büdingische 
Sammlung 1, 51. Über den Pietismus im alten Polen vergl. Wotsch 
ke, Deutsche "Blätter in Polen 1927, S. 429 ff. 
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gegen uns,®) und die wird durch allerhand falsche und schlimme 
Nachricht von den Ihrigen noch täglich mehr erhitzet. Ich habe 
vor meine Person schon eine merkliche Probe davon in einer er- 
haltenen Citation.... Lissa, den 6. April 1741. 

VI. Die an mich ergangene Citation ist gottlob ohne weiteren 
bosen Erfolg aus Erkenntnis der vorgelegten Unschuld beigelegt. 
Zur Zeit leiden wir jetzo eben nicht öffentliche Bedrückungen, die 
einen Schein der Verfolgung hätten. Die künftige Einrichtung in 
Schlesien dürfte den Ausschlag von unseren nachfolgenden Schick- 
salen geben. So viel man jetzo weiß, wird daselbst den Katholischen 
nicht sehr nahe getreten werden. Im übrigen möchte man auch 
vor uns nicht leicht zur Verbesserung unseres Zustandes bei er- 
folgendem Frieden was vornehmen. Ratio status überwiegt alle 
Betrachtung der Religion. Genössen wir mehrere Religionsfreiheit, 
so würde die benachbarte Provinz bald Abgang an Einwohnern 
leiden. Man sieht es manchmal gern, wenn wir gedrückt werden, 
weil man sich beredet, daß wir endlich hier Abschied nehmen und 
Zuflucht da suchen werden, wo man ein bevölkert Land liebt. In- 
zwischen fehlt es uns nicht an allerhand verfänglichen Prozessen, 
darin der Gegenpart die vermögendsten Gemeinden und adeligen 
Herren auf eine unerlaubte Weise mit der offenbarsten Ungerech- 
tigkeit zu derselben Unterdrückung verwickelt. Heute empfing 
ich von einem der angesehensten Adligen unserer Konfession die 
Nachricht, daß er mit einem höchst präjudizierlichen Pozew oder 
Citation vors Tribunal nach Peterkau und zwar wegen angegebener 
Gotteslästerung belästigt sei, und die ganze Sache kommt auf ein 
paar entlaufene Jungen an, die man von Annahme der katholischen 
Religion soll abgehalten haben. 


Ein benachbarter Prediger,4) welcher die Geschichte des 
Arianismus in Schmiegel herausgegeben, wird schwerlich deswegen 
ungeneckt bleiben. Er gedenkt S. 24 und 42 eines arianischen 
Predigers mit Namen Caper. Ich wünschte, daß bei Gelegenheit 
könnte erinnert werden, wie dieser verkehrte Lehrer auf dem ersten 
Posener evangelischen Synodo a. 1566 in der 2. Session am 31. Sep- 
tember von der Versammlung unserer Lehrer wegen seiner Hart- 
näckigkeit in Verteidigung gewisser Irrtümer vom hl. Abendmale 
bereits seines Amtes entsetzt und von unserer Kirche abgesondert 
worden.5) Es hat diesen Umstand noch niemand beobachtet, 
ich aber habe davon die richtigen Dokumente in den Händen. 
Lissa, den 21. Dezember 1741. 

VII. Die Messe und die damit verkniipfte gute Gelegenheit 
nach Leipzig, erinnern mich eines Abtrages meines Versprechens. 


13) Sitkovius unter dem 18. September 1741: ‚Die Römischen 
sind wegen des Einbruchs des Königs von Preußen in Schlesien 
ungemein gegen uns erbittert. Doch halten sie sich noch stille. 
Sollte Preußen Schlesien wieder verlassen müssen, so dürfte solches 
für die Protestanten in Polen wie in Schlesien betrübte Folgen 
nach sich ziehen‘. 

4) Martin Adelt. 

15) Vergl. Fortgesetzte nützliche Anmerkungen 1742, S. 175. 
Wir bedauern es, daß Thomas nicht die ganzen Akten der Posener 
Synode Bartholomäi übersandt hat. Ich konnte sie nirgends er- 
mitteln, sie müssen heut wohl als verloren gelten. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1928, 6 
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Ew. Hochw. lassen sichs nur gefallen, jetzo zwei Stiicke auf einmal 
zu empfangen. Eines ist die Kopie von einer sehr gefährlichen 
tribunalischen Citation, welche nach Dero Belieben in die Acta kann 
gesetzet werden. Das andere besteht in einer Anmerkung von dem 
Arianer Capro, und wo Sie solche des Druckes wert achten, wollte 
ich bitten, sie den Nützlichen Anmerkungen!® einzurücken. Werden 
diese künftig fortgesetzt und Ew. Hochw. fänden dergleichen Beı- 
träge zur Erläuterung der Kirchengeschichte dienlich, so will mich 
nicht entbrechen, bisweilen was einzusenden. Denn ich sehe dabei 
noch bessere Sicherheit als bei den Actis, indem jene nicht in so 
viele Hände kommen als diese. Ich könnte solcher Gestalt ein voll- 
ständiges Verzeichnis aller unserer Kirchen in Polen mitteilen, 
woran es zu dato sowohl in als außer Polen fehlet.... Lissa, den 
15. März 1742. 


VIII. Nachdem bereits der Brief an Ew. Hochw. mit der 
doppelten Beilage geschlossen war, langte bei mir die Kopie des 
Dekrets wider die Lobsenser Kirche endlich an. Es ist meines Er- 
achtens von einer solchen Beschaffenheit, daß es aus mehr als 
einer Ursache verdienet, aufbehalten zu werden.!®) Die Länge 
desselben hat mich nicht gehindert, eine Abschrift davon zu machen. 
Ich füge solche diesem Blatte bei, um Ew. Hochw. in den Stand zu 
setzen zu urteilen, ob Sie dieses Stück den Actis bequem inserieren 
können. Der Offizial, welcher acht Tage nach der Promulgation 
desselben plötzlich am Schlage gestorben, hat beinahe alles das 
gesagt, was uns sonst pflegt gegen unsere Rechte eingewandt zu 
werden. Sein Tod hat den jetzigen Herrn von Lobsens so mutig 
gemacht, daß er die Kirche nicht allein nicht demoliert, sondern 
auch darin den Gottesdienst wieder ordentlich halten läßt. Allein 
dieser Umstand muß jetzo noch nicht in den Actis berühret werden, 
weil sonst üble Folgen daraus entstehen möchten... Lissa, den 
19. März 1742. 


IX. Zur Zeit wird an dem neuen Kirchbau in Thorn noch 
nicht gearbeitet, aber die Erlaubnis dazu wird durch alle möglichen 
und heilsamen Wege gesucht,!’) wie denn auch deswegen bei letzter 
Anwesenheit Ihrer Majestät in Fraustadt etliche Deputierte von 
dorther sehr geschäftig waren. Die gute Hoffnung dürfte unter 
göttlichem Segen wohl nicht fehl schlagen. Nur am rechten Tempo 
fehlts noch. Da man nun solches billig abwarten muß, so werden 
unterdessen alle Baumaterialien mit vieler Sorgfalt und in großer 
Menge angeschafft,um sodann gleich zurHand zu sein,wenn der glück- 
liche Augenblick zum fiat erscheinen möchte. Ob die in Zeitungen be- 
kannt gemachte Deklaration des Primas richtig ist, kann ich nicht 
sagen. Soviel weiß ich, daß derselbe neulich in Fraustadt einem 


16) Bartholomäi gab zwei Zeitschriften heraus, die Acta und 
die Fortgesetzten nützlichen Anmerkungen. 


16) Vergl. acta VI, S. 390 ff. 


17) Deshalb sandte Cyprian unter anderem ein altes Bild des 
Kardinals Hosius, das im Nordischen Kriege von Frauenburg nach 
Greifswald und von dort nach Gotha gekommen war, dem Bischof 
Zaluski zum Geschenk. Vergl. Wotschke, Archiv für Reformations- 
geschichte XXIII, 45. 
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Starosten katholischer Religion, welcher dem Unterkanzler wegen 
der Lobsenser Kirche nachdriicklich assistiert, auf seine ernstlichen 
Vorstellungen mit Bekreuzigung der Brust die Antwort gab: „Ich 
will Gott bitten, daß er dich als einen fautorem haereticorum be- 
strafe.“ 

Von dem Bischof zu Posen haben wir im Anfang dieses Septem- 
ber ein Zeugnis groBer Gemiitsbilligkeit und Gerechtigkeit. Er hat 
aus eigenem Triebe zur Erleichterung des bedenklichen und höchst 
unbilligen Prozesses, worin der Herr von Bojanowski mit der Stadt 
Bojanowo und die beiden evangelischen Kirchen durch die Tribu- 
nalcitation verwickelt worden,!*) eine bischöfliche Kommission vor- 
geschlagen. Sie wurde angenommen, und man darf sichs nicht 
reuen lassen. Denn das von derselben nach genauer Untersuchung 
gefällte Dekret gereicht den Bekümmerten zum größten Trost und 
gibt die beste Hoffnung zu glücklicher Endigung dieser so gefähr- 
lichen Bedrückung. 


Jetzo liefere ich die ersten Bogen und Proben von meiner voll- 
standigen Nachricht der evangelischen Kirchen in Polen. Der Auf- 
Satz gerät weitläufiger, als ich gemeinet habe. Allein der Endzweck, 
den ich dabei zu erreichen suche, verstattet mir kaum eine Ver- 
kürzung desselben. Doch finden Sie daran ein MiBfallen, auf die 
leeren Namen polnischer Prediger soviel Papier zu verschwenden, 
so bitte mir nur mit künftiger Messe diese Blätter wieder zurück- 
zusenden. Im Fall es aber beliebig, den polnischen Kirchen den 
Raum zu verstatten, so will ich die Neujahrsmesse den Rest völlig 
überschicken. Inzwischen bitte, diese Nachrichten nicht den Actis, 
sondern den Nützlichen Anmerkungen nach und nach einzuver- 
leiben. In Ihren Gegenden werden vermutlich die gedruckten jura 
et libertates dissidentium ebensowohl und noch mehr als hier eine 
Rarität sein. Ich nehme mir also die Freiheit, Ew. Hochw. ein 
Exemplar vom neusten Drucke zu überreichen. Wir müssen damit 
etwas vorsichtig umgehen und präsentieren solche nur an Orte 
und Personen, wo es etwa die Not erfordert. Doch sind sie auch 
durch keinen Verleger, sondern auf Unkosten der Union gedruckt. 
... Lissa, den 18. September 1742. 


X. Breslau hat mir vor etlichen Wochen Ew. Hochw. geehrte 
Zuschrift vom 28. September überliefert. Ich bin Ihnen vor das 
geneigte Wohlmeinen höchst verbunden. Jetzo folgt der Rest der 
weitläufigen Nachricht von unseren Kirchen in Polen. Gott gibt 
uns unter dem jetzigen Bischof !?) einige Ruhe, ob es wohl nicht 
an besonderen Bedrückungen durch Plebane hin und wieder fehlet. 
Mit Lobsens und Bojanowo ist die Sache noch nicht zu Ende. Vor 
etlichen Wochen enthielt ein Brief aus Lobsens folgendes: Die 
Exkommunication ist von neuem reaggraviert und zwar so scharf, 
daß den Altesten aus unserer Gemeinde niemand Speise und Trank 
verkaufen soll. Sie sollen weder kaufen noch verkaufen, sondern 
von aller Menschen Gesellschaft ausgeschlossen leben. Die Herr- 
schaft wird in allen umliegenden katholischen Kirchen bei an- 
gezündeten und auf die Erde geworfenen Lichtern verflucht. Und 
doch hoffet man, mit göttlichem Beistande noch durchzudringen. 


2) Vergl. acta VI, S. 693. 
19) Theodor Czartoryski, 1738—1768 Bischof in Posen. 
6* 
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Vielleicht können auch wegen Bojanowo die Tribunalsassessoren 
gewonnen werden, wozu es bisher aller Orte ein schlechtes Anschen 
gehabt. Wieviel Mühen, Sorgen und Geld dies alles kostet!... 
Lissa, den 20. Dezember 1742. Weil mir der Kaufmann mit Rück- 
sendung des Pakets sagen lassen, daß er wegen der großen Kälte 
und anderer Hindernisse diesmal nicht in Person nach Leipzig 
reisen werde, so habe das Manuskript von den Kirchen zurück- 
nehmen und solches bis zur Ostermesse aufbehalten müssen. 


XI. Aus beikommender Inhibition werden Ew. Hochw. ein 
neues Merkmal des glimpflichen Verfahrens gegen die Prediger der 
Dissidenten ersehen. Sonst hat es noch immer gegolten, daß die 
Töchter nach der Mutter und die Söhne nach dem Vater erzogen 
werden, nunmehr aber muß diese Ordnung aufhören”a) und zur 
vermutlichen Ersetzung des Verlustes, den die katholische Seite 
in Schlesien leidet, die Kinder ohne Unterschied in dergleichen 
Ehen zur katholischen Religion gezwungen werden. Das Betrüb- 
teste und Allerverfänglichste hierbei vor unsere Prediger ist dieses, 
daß es sogar auf solche Leute gezogen wird, die bereits bei Jahren 
sind und seit langer Zeit ohne Widerspruch sich zu unserer Religion 
gehalten haben. Je weniger es möglich ist, von allen diesen Kennt- 
nis zu haben, indem sie von entlegenen Orten her die Kirchen suchen, 
ja je weniger sie in Antworten geradezugehen und ihre Umstände 
auf unsere Befragen eröffnen, so viel unvermeidlicher wird uns diese 
ohne Schuld gestellte Wolfsgrube.2°)Was der Offizial im Eingange 
zu melden beliebt, als wäre ihm kund worden, daß die praedicantıi 
(ich bitte dieses Wort, welches gar nicht verschrieben, sondern 
der gewöhnliche Titel aus allen Konsistorien vor uns ist, zu merken 
und so drucken zu lassen) sich unterfangen hätten, Kinder von 
dergleichen Ehen zu verführen, davon ist nicht ein einig Exempel 
vorhanden; außer daß vormals, undeheein Verbot publicieret worden, 
die Kinder unsers Teils sind angenommen worden. Die Strafe ıst 
auch recht geistlich, nämlich 1000 T., ehedem blieb es ordentlich 
bei roo T. 

In Thorn*°a) wird nunmehr wirklich an der Grundlegung zu einer 
neuen evangelischen Kirche anstatt der abgenommenen gearbeitet. 
Die Triebfedern darzu sind verborgen, außer daß man glaubt, die 


= ee Dekret vom 19. Februar 1743 findet sich Acta VII, 
370 

20) Vergl. Warschauer, Zacherts Chronik der Stadt Me- 
seritz, S. 127. 

20a) Danzig, den 30. April 1745 schreibt Cosak an Bartho- 
lomai: „Gegen Ende des abgewichenen Jahres hat H. Zorn sein 
Rektorat am Thorner Gymnasium niedergelegt. Er war mit dem 
regierenden Bürgermeister in einen harten Wortwechsel geraten, 
und weil er ohnedies sonst schon der Meinung gewesen, daß er für 
Thorn nicht geboren sei, so hat er den kurzen Entschluß gefaßt 
und seine schriftliche Vokation dem Bürgermeister vorgeworfen, 
der sie denn als bald zu sich genommen und im Namen des Rats 
scine Entlassung erteilt. H. Zorn ist hier durch Danzig nach Stettin. 
wo er vordem Doktor war, gereist. Das Rektorat in Thorn ist dem 
H. M. Georg Wilh. Oeder, einem Sohne des Dekan zu Feucht- 
wangen, zu Teil worden“. Noch bemerke ich, daß Peter Zorn 
(1682 — 1746), 1715 Rektor in Plön war, 1725 Professor in Stettin, 
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Bewegung des preußischen Hofes wegen der Radziwillschen großen 
Güter in Lithauen möchten dem Gegenteile einige Scheu verur- 
sachen, jetzo noch ein Geschrei darüber mit neuen Executionen 
anzufangen. In der Lobsenser Kirchenangelegenheit ist vom Ka- 
minschen Konsistorio ein decretum remissoriale ans Peterkausche 
Tribunal zur Execution ergangen, und die Bojanowoer hat auch noch 
zwischen Furcht und Hoffnung im Tribunal ihren Lauf. So sucht 
man unser Geld und Entkräftigung, ohne daß unser Hof das wenig- 
ste für uns täte.... Lissa, den 25. April 1743.) 


XII. Was Ew. Hochw. in Dero letztem an mich abgelassenen 
Schreiben zu wissen verlangen, damit diene ich erst jetzo, weil ich 
mit der Post nicht gerne beschwerlich fallen wollen. Es betraf eine 
zuverlässige Nachricht wegen des Aufstandes der Bauern inLithauen 
gegen die Juden. Ich habe davon genaue Kundschaft einge- 
zogen und kann deshalb darüber folgende Erläuterung geben. Die 
verwitwete Fürstin von Radziwill hatte nach gewöhnlicher Art 
dortigen Landes ihre meisten Güter an die Juden verpachtet. So 
harte auch dieses Joch den Bauern fällt, so würde es doch die Em- 
pörung allein nicht verursacht haben. Die eigentliche Quelle der- 
selben ist vielmehr die seltsame Verpachtung der geistlichen Gefälle 
an die Juden. Denn es ließ sich die Klerisei auf bemeldeten Gütern 
den anscheinlichen Nutzen belieben und verpachtete ebenfalls den 
beschnittenen Dieben ihre Parochialeinkünfte, dergestalt daß kein ° 
Bauer taufen, trauen oder begraben lassen konnte, er mußte denn 
vorher vom Pachtjuden einen Zettel aufweisen, daß er die von 
demselben begehrte Stoltaxe bei ihm entrichtet habe. Weil es 
nun dabei nach jüdischer Art ein wenig harte herging und diese 
geistlichen Pächter nicht nur keine Zettel ohne Bargeld von sich 
stellten, sondern auch über die Pacht gerne einen fetten Gewinn 
machen wollten, so überschätzten und quälten sie die Bauern um 
soviel mehr, je gewisser sie waren, daß der Parochus oder Curatus 
keinen Akt ohne des Juden Bescheinigungszettel zu verrichten 
pflegte. Hinc laesa rusticorum patientia, inde lacrimae et effusio 
sanguinis judaici! Doch davon haben die Zeitungen genug gemeldet, 

Ware die mir vor etlichen Wochen von einem Polnischen vom 
Adel katholischer Religion gemachte fürchterliche Drohung zum 
Effect gekommen, ich hätte weder dieses noch was anderes an Ew. 
Hochw. überschreiben können. Die Breslauer Zeitungen hatten 
in einem Artikel von Danzig die ganz falsche Nachricht gegeben, 


1739 als Nachfolger Peter Janichens das Rektorat in Thorn über- 
nahm. Er war Pietist und hatte einst unter dem Namen Justus 
Pezron gegen Wernsdorf in Wittenberg, gegen Mayer in Greifs- 
wald und Ittig in Leipzig die Feder gespitzt. Wernsdorf unter dem 
18. Januar 1711 aus Wittenberg an seinen Freund l.öscher: ,,Zu 
Giessen hat man des Pezron Pasquill unter M. Zorns Namen un- 
gescheut angeführt. so ich Majo nicht schenken will. Der Pasquil- 
lant präzeptoriert itzo in Holstein und lebt in dem größten E lend. 
Ich denke, Gott soll den Buben noch zur Erkenntnis bringen. 
2!) Am 25. September 1743 meldet Thomas, daß in Thorn 
infolge strenger Verbote der Kirchbau wieder habe eingestellt 
werden müssen. In Schlesien würden neue Bethäuser erbaut, auch 
seien schon zwanzig junge Pfarrer angestellt, auch einer seiner 
Kollegen sei nach Tschirna gegangen. . 
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als waren die Dissidenten von Polen und Lithauen daselbst durch 
Deputierte beisammen, über ihre Sachen zu ratschlagen. Dieses 
ergriff bemeldeter Herr und legte es mir zur Last mit der Erklä- 
rung, daß ich von solcher verbotenen Zusammenkunft der Urheber 
sei, weil ich als Senior dıe Korrespondenz führe und mich über dies 
noch unterstünde, allhier Synoden auszuschreiben und zu halten. 
Er war aus Begierde, Geld zu erpressen, so erbittert, daß er die 
Anklage gegen mich auf dem ausgeschriebenen Antekomitalland- 
tage treiben und mich als einen Aufwiegler beim Reichstage an- 
geben lassen wollte. Wer Polen kennt, wird nicht zweifeln, daß ich 
bei aller meiner Unschuld in augenscheinlicher Gefahr steckte. 
Gott hat sie überwinden helfen. Indessen trifft nunmehr der 
Sturm desto heftiger den Starosten von Krone, den Herrn welt- 
lichen Senior.??) Er ist noch der einzige, welcher von Dissidenten 
eine Starostei hat. Die Vorladungen sind deswegen schon aus dem 
Assessorialgerichte an ihn ergangen, daß er sich auf dem Reichs- 
tage stelle und dieses Amtes verlustig werden soll.... Lissa, den 
23. September 1744.°°) 


XIIL. Was Ew. Hochwürden über Berlin wegen der Lobsenser 
Kirche zugefertigt worden, verhält sich leider nur gar zu richtig?) 
Nachdem man bei verwichenem Reichstage in Grodno endlich 
soviel erhalten, das I. M., der König, durch cin besonderes Diplom 
besagte Kirche in Schutz genommen, so dachte man die Erhaltung 
derselben genug gesichert zu haben. Allein gegen primatiale und 
tribunalische Aussprüche sind auch solche Bollwerke eine schwache 
Brustwehr. Ob die neuen Bemühungen des Hofes zur Wieder- 
herstellung des Gottesdienstes in bemeldtem Orte was fruchten 
möchten, ist kaum zu hoffen. Wir sind in diesem Lande nicht nur 
gedrückte, sondern auch den unbilligsten und verwegensten 
Anfällen ausgesetzte Leute. Jetzo und seit einem Jahre hat es 
Sr. Durchlaucht, dem Herrn Primas, gefallen, das Anerbieten eines 
gewissen Edelmannes mit Namen W ladislaus Bronikowski so ge- 
neigt anzunehmen, daß er ihm unter einer jährlichen Pension von 
etlichen tausend polnischen Gulden Protektion und Mittel gibt. 
gegen uns und unsere Kirche als ein nuntius Christi überall mit 
Citationen und Condemnaten aus dem Tribunal vorzugehen. 
Auf diese Art sind durch ılın bereits sieben unserer Kirchen in 
kostbare und gefährliche Prozesse verwickelt, dergestalt daß 
man kaum absichet, wie dem Verderben noch gesteuert werden 
möchte. Über das Bethaus zu Obersitzko hat er schon verwichenen 
Monat Dezember ein Zerstörungsdekret erhalten und zwar aus 
dem Grunde, weil es nach dem Brande wiederaufgebaut worden, 
2. well auf der katholischen Herrschaft Befehl der Gottesdienst 


22) Baron Heinrich von der Goltz (1085 — 1763). 

*3) Unter dem 1. Mai 1745 sendet Thomas Nachrichten über 
die Slawantitzer Kirche ind: bemerkt kurz: ‚Vor die Lobsenser 
Kirche hat beim letzten Reichstage nichts erhalten werden können, 
so bereit auch Ihre Majestät gewesen, derselbe dero Protektion 
angedeihen zu lassen. Auch einem königlichen Reskripte vor 
die Sicherheit der Dissidenten gegen die ungebührlichen vexas 
ist das große Reichssiegel vom Kanzler versagt "worden So stehen 
und gehen wir beständig zwischen Furcht und Hoffnung.” 

24) Vergl. Acta IX, S. 865 --878. 
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darin mit Musik verrichtet wird. Doch ich will Ew. Hochw. nicht 
beschwerlich fallen mit Erzählung aller der Drangsale, worunter 
wir auf diese und viele andere besondere Weise seufzen müssen. 
Meine Sorgen und Beschäftigungen nehmen eher zu als ab. In 
dem benachbarten Schlesien wissen die evangelischen Einwohner 
zwar von dergleichen Verfolgungen zur Zeit nichts, aber neben 
der Freimaurerei, welche nunmehr auch in Glogau zum betrübten 
Zeugnis ihres Wachstums eine Loge errichtet, breitet sich das 
herrnhutische Wesen immer weiter aus. In dem Städtchen Neu- 
saltz an der Oder vermehret sich die neue Kolonie ungemein, in- 
dem immer welche ausgesandt werden in die angrenzenden Orte 
und Länder, neue Jünger zu machen und dieselben sodann dort- 
hin zu ziehen. Es wird daselbst ein ordentliches Seminar erbaut 
zum Unterricht adliger und anderer Jugend. Der ehemalige Herr 
M. Müller?) ist Direktor davon, indem er vielleicht die alte Lebens- 
art noch nicht völlig vergessen kann. Zur Zeit hat ihm indessen 
eine verwitwete Frau Major Kalckreuter ihr schönes Schloß zu 
Urschkau eingeräumt, woselbst er jetzo schon seit einem halben 
Jahre mit einer nicht geringen Anzahl junger Edelleute und der- 
selben Präzeptoren im Stillen lebet, bis der neue Bau zu Neusalz 
wird fertig sein. Aber auch hier ist das Stillesein nur von dem 
äußerlichen Betragen zu verstehen. Denn das Missionswerk und 
der tägliche Zuspruch von ankommenden Neubekehrten ist nie 
ruhig. Der ordentliche Organist und Schulmeister bei der evan- 
gelischen Kirche darf auf herrschaftliche Verordnung nicht mehr 
Schule halten, sondern diese L.ast ist ihm abgenommen und einem 
solchen aufgelegt, welcher zugleich in dem angrenzenden und eben 
der Herrschaft gehörigen Dorfe Bartsch in dem adligen Wohn- 
hause die täglichen Betstunden vor allerlei Ankömmlinge zu halten 
befehligt ist. Über Vermuten werde ich weitlaufig. Und doch 
muß ich noch etwas schreiben. Es betrifft inliegendes Verzeichnis 
der evangelischen Pfarrer zu Sluzk in Lithauen. Weil ich solches 
vor einiger Zeit von dort erhalten und dadurch der Ihnen schon 
eingehändigte Aufsatz erweitert werden kann, wofern er nicht 
schon gedruckt ist, so wollte ergebenst bitten, dieses sowohl als 
die Anmerkung von Slawatitz an gehörigem Orte einzurücken... 
Lissa, den ı8. April 1746. 


XIV. So betrübt es auch um das Schifflein der Kirche bei 
uns aussiehet, indem wir auf eine fast unerträgliche Weise und 
durch unzählige Arten der Bedrückungen von allen Seiten bis 
zum völligen Umsturz unserer Verfassung angefallen werden, so 
wenig verstatten mir doch jetzo gewisse Umstände, Ew. Hochw. 
davon einen ausführlichen Bericht zu erteilen. Was die öffent- 
lichen Zeitungen von einem Anschein der Hilfe durch Vermittlung 
einiger hohen Höfe melden, das gehört unter die ungewissen, wo 
nicht gar unter die falschen und bösen Dinge, unsere Sachen da- 
mit bei den Herren Polen desto verhaßter und ihren Zorn gegen 
uns desto hartnäckiger und empfindlicher zu machen. Wenigstens 
rühren wir uns nicht, haben auch wahrhaftig keinen Briefwechsel 
mit auswärtigen Mächten, von welchen uns ohnehin wenig Trost 


21) Gottlieb Polykarp Müller, der Bischof der Brtiderge- 
meinde. Vergl. Bickerich, die Unität in Urschkau. Schlesisches 
Korrespondenzblatt X, S. 142. 
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zuwächst. sonderlich wo allenfalls der olivische Friede sollte zum 
Deckmantel ihrer politischen Absichten gebraucht werden. Unsere 
Hoffnung stehet auf dem Herrn, der Himmel und Erde regiert. Da- 
neben aber werden wir beidem nächsten Reichstage nicht unterlassen. 
die Bedrängnis unserer Rechte in Kirchensachen Ihrer Majestät 
dem Könige und der Republik gehörig vorzustellen... lassa, 
den ı3. September 1746. 

XV. Damit ich bei Ew. Hochw. nicht endlich gar unter die 
Vergessenen gerate, so stelle mich hier mit einer Abschrift einer 
bei uns gar merkwürdigen Handlung ein. Ich habe sie von dem 
gedruckten polnischen Exemplar verfertigen und übersetzen 
lassen in Hoffnung. daß sie soviel eher in Dero Actis einen Platz 
verdienen werde, je seltener dergleichen Sachen von der Art den 
Auswärtigen in die Hände kommen.?) Von den Uniten und Non- 
oder Disuniten habe ich nicht erst eine Note beizufügen vor nötig 
gehalten. Sollte sie aber erforderlich sein, so werden Regenvolscius 
und die Preußischen Zehenden 3. Stück, S. 250 ff, schon zuläng- 
liche Gelegenheit dazu geben. Zu der Kommission selber ist von 
dem moskowitischen Hofe durch die Vorstellungen bei unserem 
Hofe Grund gelegt. Ob aber damit zum Vorteile der Nonuniten 
viel Vorteilhaftes dürfte erhalten werden, daran ist fast zu zweifeln, 
es wäre denn die russische Kaiserin von eben der Gesinnung als 
Peter I. kurz vor seinem Tode. Wir übrigen Dissidenten haben 
und dürfen keine fremde Protektion haben. Daher gehen unsere Be- 
drückungen unter dem Herrn Primas**a) noch immer den alten Weg. 
Ich muß sehr vorsichtig sein, weil man von allen Seiten auf mich 
acht hat, sonst hätte gern das von uns an Ihre Königl. Majestät 
beim letzten Reichstage übergebene Supplikat beigefügt. Mit der 
böhmischen Gemeine in Berlin, welche bisher wirklich unserer 
Konfession zugetan gewesen und deren Sie im r1. Buche der 
Actorum S. 585 ff. gedenken, siehet es ein wenig gefährlich aus. 
Sie hat keinen Prediger, der böhmisch verstehet und sprechen 
kann. Schon seit mehr als einem Jahre her hat sie sich hierher 
an die sogenannten böhmischen Brüder weisen lassen, und ob ich 
zwar Selber den beiden Deputierten derselben vorm Jahre allhier 
die nötige Vorstellung mündlich gemacht, daß sie sich betrögen 
wo sie meinen, unter denselben einen ächten Lutheraner zu finden 
so sind sie doch verleitet worden, einen reformierten Lehrer 
dieser Union zu berufen. Er heißt Johann Gottlieb Elsner **) 
und hat seit 1745 zu Heyersdorf bei Fraustadt als reformierter 
Prediger gestanden, jedoch so daß die lutherischen Untertanen 
des Dorfes vermöge viclahrigen und durch die reformierte Herr- 
schaft eingeführten Gebrauchs daselbst zur Kommunion gehen 
müssen... Lissa, den 17. September 1747. 


25) Vergl. Acta XII, S. 57 ff. 

a) Juli 1748 starb dieser fanıtische Verfolger. und die Evan- 
gelischen konnten aufatmen. 

**) Elsner ist den 5. März 1717 zu Wengrow als Sohn des Kauf- 
manns Christian Elsner und seiner Ehefrau Maria, Tochter des 
Predigers Cien in Dziewaltow in Lithauen, geboren. Bis 1735 
besuchte er das Komeniusgymnasium, von 1735 — 37 das Joachims- 
taler, bis Herbst 1738 die Universität Frankfurt. Von 1738 — 1742 
studierte er in Leiden. Seit dem 5. Februar 1743 war er Adjunkt 
am Lissacr Gymnasium. 

® 
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XVI. Weil mir eben jetzo von einem sicheren Freunde aus 
Schlesien ein Extrakt gewisser Zinzendorfschen Reden zugesendet 
wird und ich wegen Mangel der Zeit nicht nachsehen kann, in wie- 
weit Ew. Hochw. davon schon Nachricht haben, so lege ich hier 
den bekommenen ganzen Aufsatz bei, wie ihn gedachter Freund 
aus dem Buche selber, das einem Herrn vom Adel zur Beförderung 
seiner Bekehrung eingehändigt worden, in der Eil verfertigt hat. 
Vielleicht sind einige Proben des mehr und mehr ins Verkehrte 
gehenden Wesens darin erhalten, welche bei Gelegenheit können 
angebracht werden. Was ich an verwichener Michaelismesse wegen 
kommissarischer Untersuchung der griechischen Beschwerden ın 
Lithauen und Polen ?”) gemeldet, das "stehet nunmehr so, wie der- 
gleichen Dinge ordentlich bei uns zu gehen pflegen, nämlich es 
kommt da nimmermehr zu einer Richtigkeit, wo der römische Klerus 
seinem Eifer Schranken gesetzt sieht. Die Kommission ist wieder 
ins weite limitiert und wird ebensowenig als die zur Zeit Peters I. 
zu einiger Kraft kommen. Die Animositat unserer Gegener wachst 
täglich und Angstet uns von allen Seiten mit Citationen in die 
Konsistorien und vor das Tribunal, wo unsere Sachen eben darunı, 
weils Dissidenten betrifft, jeder Zeit so viel bedrückter und kost- 
barer verloren gehen, je schwerer es fällt, einen Advokaten zu 
erhalten. Ihr zartes Gewissen leidet es nicht, uns zu dienen auch 
hei den von ihnen selbst erkannten besten Dokumenten und offen- 
baren gewalttätigen Zunötigungen unserer Widerwärtigen. Wir 
müssen solcher Gestalt unserem völligen Umsturz entgegensehen, 
wo nicht Gott auf irgend eine Art ins Mittel tritt. Vivit! Herr 
Ringeltaube **) hat Sonntag Invocavit sein Amt als polnischer 
Prediger zu St. Georgen in Thorn niedergelegt und ist dem Rufe 
nach Schlesien gefolgt, vermöge dessen er Palmsonntag seinen 
Antritt bei der neuen Gemeinde zu Pritzen und Kraschen im Öls- 
nischen Fürstentume gehalten haben wird... Lissa, den 19. April 
1748. 

XVII. Gegenwärtige Zeilen werden sehr kurz sein, ich bitte 
aber dieselben gleichwohl als ein Zeugnis meiner behartlichen Er- 
gebenheit und Hochachtung anzunehmen. Weder Nachlässigkeit 
noch VergeBlichkeit, sondern gewisse Regeln der Vorsic ht haben 
meinen gewöhnlichen Briefwechsel bisher gehindert.*%a) Selbst bei 


27) Vergl. Acta XIII, S. 308. 

2») Der Vater des Gottlieb Ringeltaube, der von 1777- 1785 
als Scheidemantels Nachfolger als erster Pfarrer in Warschau ge- 
wirkt, den Grund zum dortigen lutherischen Gotteshause gelegt hat. 
Vergl. die fesselnden Schreiben, die unser Silvius Wilhelm Ringel- 
taube in den fünfziger Jahren nach Weimar gesandt hat. Wotschke, 
Schlesische Mitarbeiter an den Acta. Schlesisches Korrespondenz- 
blatt 1927, S. 85 — 87. | 

2382) Lissa, den 9. Oktober 1749 auch der reformierte Senior 
Alexander Cassius an den Antist in Zürich: ,,Quae quantaque hic 
loci ab inimicis nostris inde a festo paschatis ad hunc fere temporis 
articulum innocentissime perpessi simus, ex adiecto totius facti in 
separata scheda conspectu uberius perspicere poteris. Ne tamen 
scriptum hoc nostrum propaletur, multo minus alicubi locorum 
typis mandetur, tuum erit pro eo, quo in nos resque nostras flagras 
amore, diligenter providere. Quod enim quondam idolum aliquod 


90 Theodor Wotschke. 
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jetziger Meßgelegenheit wäre ich bald nicht im Stande gewesen. 
den Empfang des letzten Schreibens Ew. Hochw. zu versichern. 
Wir stecken in einer weitläufigen Zwistigkeit mit Ihrer Durchlaucht 
dem Fürstbischof und dem Konsistorio.?%) Sie verfolgen uns eigent- 
lich nicht, indessen fangen sie nun mehr öffentlich an, unserm 
Adel das Patronatsrecht auf seinen Gütern insoweit streitig zu 
machen, daß sie keine Präsentation von einem dissidentischen 
Kdelmanne,der eine Vakanz einer katholischen Parochie hat, weiter 
annehmen, sondern solche Stellen schlechterdings selber besetzen 
wollen unter dem unerträglichen schriftlichen Vorwande ‚ob ın- 
capacitatem patronorum tanquam haereticorum‘. Sie berufen sich 
aufs jus canonicum. Wir aber wenden dagegen ein, warum dieses 
jetzo erst in einer so heiklen Sache entscheiden soll, da es vorher 
memals unser Richter gewesen und sowohl die pacta conventa als 
die constitutiones regni tanquam ius publicum ret publicae dem- 
selben nebst dem alten vorigenGebrauche beständig entgegenstehen. 
Wir haben uns darüber endlich aus Not an den Hof gewandt. wel- 
cher auch sehr geneigt vor uns an den Bischof geschrieben. Da 
aber seine Durchlaucht Ansuchung getan, die Entscheidung oder 
weitere Fortsetzung dieser Sache bis zu I. K. Majestät naher An- 
kunft ins Reich zu verschieben, so gibt mir solche Angelegenheit 
nunmehr viel bange Erwartung und beschwerliche Bemühung. 
Wir werden schwerlich zu einer erwünschten Ruhe kommen. Der 
päpstliche Hof macht denen, die uns mehr und mehr listig schrecken 
und drücken, ein besondercs Verdienst aus solchen Kunstgriffen... 
Lissa, den 8. April 1750. 


XVIII. Zu einiger Unterhaltung unseres bisherigen Bnef- 
wechsels erscheine diesmal mit einer Beilage, von der ich eben nicht 
weiß, ob Sie dieselbe in den Actis aufzubehalten vor dienlich er- 
achten werden. Mir scheint sie darum gar merkwürdig zu sem, 
weil sie ein Zeugnis von der römischen Vorsichtigkeit ableget, 
bei Zeiten alledem vorzubeugen, was ihrer Kirche der Nachbar- 
gentilium de auctore commissi furti consultum apud Valerium 
Maximum post diuturnum silentium tandem respondisse dicitur, 
infehcia nempe nos nunc vivere tempora, si dixeris veritatem, 
frangetur tibi caput, hoc ad praesentia nostra vel in hac ipsa, de 
qua nunc ago, causa longe maiori iure applicari posset tempora.” 

29) Die Reformierten hatten in jenen Jahren einen schweren 
Prozeß um ihre Gotteshäuser in Heversdorf und Kawel zu führen. 
Lissa, den 16. September 1750 schreibt der Senior Alexander Kassius 
dem Antist Konrad nach Zürich: ,,Nostrates in Litburania et Minore 
Polonia longe acerbiora patiuntur, adeo ut coacti sint porrecto libello 
supplici regiam implorare open et auxilium. Tantum autem abest. 
ut ser. regis interpositioaliquod malorum misellis fratribus attulerit 
relevamen, ut potius persecutorum animos eo magis exacerbaverit, 
quemadmodum id Andreas Zaluski, episcopus Cracoviensis, praesen- 
tibus tunc Varsoviae nonnullis e Minore Polonia delegatis palam 
profiteri non erubuit: se quidem nullam sc. hactenus iustam con- 
querendi causam dissidentibus praebuisse, at vero cum clementia 
sua sint abusi iniustasque querellas contra se ad s. maiestatem 
regiam detulerint, nunc se demum eisdem esse monstraturum, 
quid sibi ut episcopo liceat quantumque prior suus cum eisdem 
agendi modus a futuro sit discessurus'’. 
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schaft wegen könnte nachteilig werden. Es zielet zwar dem Buch- 
staben nach auf die eigentlichen Böhmen, welche durch den König 
von Preußen in Schlesien bei Strehlen und anderen Orten sind auf- 
genommen worden, allein die Absicht gehet sonderlich dabei auch 
auf die Herrnhuter, wie es die nunmehrige Praxis in Befolgung 
dieser bischöflichen Verordnung ausweiset. Was ich an voriger 
Ostermesse von unserer bedenklichen Verdrießlichkeit wegen des 
Patronatsrechtes unseres Adels über katholische Kirchen in ihren 
Dörfern geschrieben, das hat nunmehr gottlob in soweit ein glück- 
liches Ende erreicht, daß wir von S. M. unserem Könige nach vieler 
Mühe in Übersteigung der größten Hindernisse ein Reskript vom 
23. August dieses Jahres mit dem großen Reichssiegel erhalten, 
wodurch wir in dem alten Rechte und desselben ungestörter Übung 
nachdrücklich bestätiget werden. Ich würde es in extenso hier bei- 
fügen, wenn die Sache jetzt nicht noch zu neu und bei den man- 
cherlei politischen Unruhen ein wenig bedenklich wäre. Doch wo 
ich lebe, so soll es künftig folgen. Diesen Sommer habe ich mit 
einem Astma zugebracht, das mich beinahe zu Grabe befördert 
hätte.) Lissa, den 18. September 1750. 


Nach dem Tode des Seniors Thomas traten andere an seine 
Stelle als Mitarbeiter für Polen ein, zunächst sein späterer Nach- 
folger im Seniorat, Jakob Kopp. 


XIX. Jakob Kopp an Bartholomai. 

Dero geehrtes Schreiben habe richtig erhalten und mit Ver- 
gnigen daraus bemerkt, daß mein Beitrag Ihnen angenehm ge- 
wesen.?!) Ich werde ins künftge nicht ermangeln, Ihnen Sachen, 
von denen urteilen werde, daß sie merkwürdig genug sein möchten, 
zu senden. Vor dieses Mal kann mit keiner Neuigkeit dienen als 
nur mit einer betrübten. Ich muß nämlich Ew. Hochw. von dem 
lode eines Dero Korrespondenten Nachricht geben. Es ist solches 
unser teurer, geschätzter H. Generalsenior der ev. Kirchen in Groß- 


%) Am 28. März 1751 starb Thomas in einem Alter von 56 
Jahren. 

31) Karge, den 17. Juni 1750 hatte Kopp dem Weimarer Hof- 
prediger geschrieben: „Nehme mir die Freiheit Ihnen eine zuver- 
lassige Abschrift einer gedruckten Verordnung des Fürstbischofs 
von Posen, die Herrnhuter betreffend, zu senden. Es ist solche 
zwar schon zu Ende vorigen Jahres abgedruckt, aber erst vor kurzem 
hat man sie veröffentlicht. Ew. Hochw. werden bei der Durch- 
lesung bemerken, daß die Herrnhuter den Polen nicht so bekannt 
sind als leider den deutschen, und dies kommt daher, weil die Polen 
auswärtige Schriften wenig lesen, zumal da die Nachrichten von 
den Herrnhutern fast alle in deutscher Sprache herausgekommen. 
Es ist auch besonders für unser kleines evangelische Häuflein gut, 
daß man dieser Sekte bei Zeiten entgegengeht. Denn sollte sie 
in Polen Wurzel fassen, so wäre zu befürchten, daß bei Ausjätung 
dieses Unkrauts auch der Weizen der evangelischen Religion Scha- 
den nehmen möchte. In Wartenberg und Strehlen sind meines 
Wissens keine öffentlichen Herrnhuter. Außer in Neusalz, welches 
nicht weit von Wartenberg liegt, werden sie in Schlesien nirgends 
mehr ihr freies privilegiertes Religionsexercitium haben.‘' Vergl. 
Acta hist. eccles. XIV, 402 ff. 


92 Eu Theodor Wotschke. 


polen und Pastor zu Lissa Herr C. S. Thomas. Er ist am Sonntage 
Judica plötzlich des Abends verstorben und hatte noch an seinem 
Sterbetage das heilige Amt durch Predigen und Amtshandlungen 
munter verrichtet. Wer seine theologische Klugheit weiß, mit 
welcher er seinem Amte in einem Lande, wo die evangelische Reli- 
gion nicht dominans ist, vorgestanden, muß diesen Mann herzlich 
beklagen. Gott gebe unserer Kirche wieder einen treuen General- 
senior. Ich werde nicht ermangeln, Ew. Hochw. ins Künftige die 
gesprochene Wahl zu berichten.) Ich bin mit aller Hochachtung 
lebenslang 

Karge, den 19. April 1751 Ew. Hochw. dienstergebenster 

Jakob Kopp.*) 


XX Christ. Wilhelm Keßler an Bartholomai.3%) 

Ew. Hochedelgeb. haben vor einiger Zeit von mir verlangt, 
Ihnen zu überschreiben, was von der Kirchengeschichte der Dissi- 
denten zu meiner Kundschaft gelangen würde. Ich mache mır 
3) Hat Kopp den versprochenen Bericht gesandt? Er ist mir 
nicht bekannt. 

33) Karge, den 24. April 1754 schreibt Jakob Kopp: „Nehme mir 
die Freiheit, einen weitläufigeren Bericht von dem sel. H. Senior 
Thomas anzubieten. Gleich nach Empfang Dero Schreibens war 
ich willens aus einigen vorhandenen Materialien den Lebenslauf 
selbst anzufertigen. Nachdem aber nachher erfahren, daß er schon 
im schlesischen Büchersaal stehe, so habe es vor zulänglich gehalten. 
ihn aus diesem fast nur in Schlesien bekannten Journal abzuschrei- 
ben. Von den Schriften des H. Thomas ist im Büchersaal nichts 
weiter gemeldet. Ich habe also eine kleine Nachricht davon hin- 
zugetan. Es bleibt Dero eigener Disposition frei gestellt, diesen 
Beitrag umzugestalten oder ihm die gegenwärtige Gestalt zu lassen. 
Wegen der merkwürdigsten Vorfälle im Senioratsamte habe nichts 
hinzugetan, weil ich notwendig dann die Anzahl seiner Konvente. 
und was darauf gehandelt worden, hätte melden müssen. Das 
läßt sich aber nicht füglich tun, weil wir in Polen unsere Konvente 
so wie Nikodemus bei Christo anstellen müssen, d. i. so vorsichtig, 
daß sie so wenig Aufsehen wie möglich machen". 

„Nach dem Tode des sel. H. Thomas sprengten die Katholiken 
aus, er hätte Lust bezeigt, katholisch zu werden, und würde es 
gewiß getan haben. wenn ıhn der Tod nicht übereilet hätte. Dieses 
Vorgeben aber fand bei keinerlei Art von Glaubensgenossen Glau- 
ben, weil es ganz und gar unwahrscheinlich war. Jetzt werden 
sie die Worte in der Lebensbeschreibung, daß man ihm auch nach 
seinem Tode aus Liebe eine Neigung beimaß, die ihm wohl in seinem 
Leben nie in Gedanken gekommen, besser verstehen." Unter dem 
28. April 4756 sendet Kopp zwei Ausschreiben des Posener Bischofs. 
„Die Ankündigung der bevorstehenden Kirchenvisitation läßt die 
Evangelischen nicht viel gutes vermuten.‘ Thomas Leben stebt 
Beiträge zu den Actis III, 301 ff. Uber die Kirchenvisitation 
Bickerich in der Zeitschrift der Historischen Gesellschaft XXI, 27 ff. 

34) Am 26. Mai 1753 war der Herausgeber der Zeitschrift, 
der Hofprediger Wilhelm Ernst Bartholomäi, gestorben. Sem 
Bruder, der Bibliothekar Johann Christian Bartholomai in Weimar, 
führte sie indessen fort, die von 1759 -- 1773 den Titel Nova Acta 
historico-ecelesiastica trug. 
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auch viel Ehre und Vergniigen daraus, zu Ihrer Zufriedenheit 
die Feder anzusetzen. Von Zeit zu Zeit habe viel wichtige Nach- 
richten erhalten. Allein sie bekannt zu machen fällt bedenklich, 
weil es dem kleinen Häuflein, da Dero gelehrte Bemühungen auch 
in Polen gelesen werden, den größten Nachteil verursachen könnte. 
Ich finde in manchem wichtigen Briefe die Warnung eingestreut: 
„Das alles schreibe Ihnen sub rosa. Machen Sie ja nicht Gebrauch 
davon, der uns Schaden tut. Behalten Sie solches vor sich allein 
und dergl.‘“ Das ist die Ursache, warum ich Ihnen nichts von der 
Verantwortung überschreibe, mit welcher die Gemeine zu polnisch 
Freistadt nach der Reparatur ihres Gotteshauses vor Gericht 
gezogen worden und welche wunderliche Mittel gebraucht werden 
mußten, um durch zu kommen.?*) Nun ist die Gefahr vorbei, und 
die Kommission hat ihre Untersuchung gegen die Evangelischen 
beschlossen, nachdem die letzteren 200 Dukaten Strafe ‚und über 
50 Dukaten‘', schreibt mein Freund 1763, ‚sind uns noch nebenbei 
aufgegangen‘‘, erleget. Dabei schreibt mein Freund: „Doch sind 
wir froh, daß uns die Kirche nicht weggenommen, wie nach den 
constitutionibus regni hätte geschehen können.‘ Die Gelegenheit, 
die ich jetzo ergreife, Ihnen diese Zeilen zu übersenden, gibt mir 
eine Predigt *) und ein Programm aus Schmiegel, so daselbst 
bei der Krönung des jetzigen Königs Stanislaus Augustus heraus- 
gekommen, und welche ich Ihnen zuzuschicken ausdrücklich 
von neuem bin erinnert worden. Dabei werde Ihnen ein paar 
kleine Auszüge aus meiner polnischen Korrespondenz mitbeilegen, 
jedoch mit ganz ergebenster Bitte und Vorbehalt, daß solche mit 
aller Behutsamkeit und so, daß es den Dissidenten nicht schädlich 
sein kann, gebraucht werden und daß sie mehr zu Ihrer Privat- 
unterrichtung als dem Publiko dienen sollen. Mein werter Freund, 
H. Pastor Krumbholz,3¢) des ehemaligen H. M. Karl Friedrich 
Krumbholz, des Diakoni zu Weyda, ältester Sohn, ist nicht mehr 
ın polnisch Freistadt bei Rackwitz, sondern es ist derselbe als 
Pastor primarius nach Bojanowo berufen worden und hat bereits 
am vierten nach Epiphanias seine Anzugspredigt daselbst gehalten. 
Dieses Bojanowo ist eine feine Stadt, zwei Meilen hinter Lissa 
gelegen. Bisher ist das Generalseniorat und Konsistorium in 
Bojanowo gewesen. Der Vorfahr meines werten Freundes war 
also H. Matthiä, Generalsenior der evangelischen Union in Groß- 
polen. Ersterer schreibt mir aber: ‚‚Indessen folgt es gar nicht, 
daß ich auch Generalsenior werden muß. Ich habe zwar viele 
adlige und geistliche Vota dazu, werde aber auf der bevorstehenden 
Wahlsynode selbst meine Stimme dem H. Pastor Langner in Lissa 
geben, welcher ehemals (1748) mich examinieren und ordinieren 
helfen, weil H. Pastor Thomas Generalsenior war. Es ist auch 
am besten, daß diese Würde wieder nach Lissa kommt, wo auch 


4) Vergl. Jubelfest der ev. Gemeinde zu Polnisch-Freistadt. 
Nova acta IV, 624 — 636. 

3) Uber diese Predigt Riedels vergl. Wotschke, Der Kon- 
föderiertenschrecken der Jahre 1768 — 1772. Jahrbuch des Vereins 
für Posener Kirchengeschichte 1913, S. 22 und 51. 

36) Joh. Christian Krumbholtz (1720—1789), 1743 Haus- 
lehrer in Bauchwitz, 1748 Diakonus in Karge, 1752 Pastor in Rak- 
witz oder Freistadt, 1765 in Bojanowo. 


94 Theodor Wotschke. 
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bisher alle Synoden gehalten worden. Denn weil auch die Refor- 
mierten ihr Konsistorium in Lissa haben und man mit ihnen auf 
den Synoden verhandeln muß, so werden alle Zusammenkünfte in 
Lissa veranstaltet. H. Pastor Krumbholz ist höchst ungern von 
polnisch Freistadt weggelassen worden, weil er der Stadt wichtige 
Dienste geleistet und nicht wenig zum Bau der Kirche als zum 
Durchkommen bei der katholischen Obrigkrit durch sein Ansehen 
und den Einfluß, den er beim Starosten hat, beigetragen. Er 
schreibt mir aber in einem Briefe vom 17. April 1764 unter anderem: 
„Ich bitte Sie höchlich, liebster Herr Bruder, verhtiten Sie ja, 
daß der berühmte Schriftsteller der Acta nichts öffentlich erwähne 
von unserem Kirchbau und am allerwenigsten von der Kom- 
mission, die uns die, Haut über die Ohren gezogen. Das würde zu 
unserem gänzlichen Ruin führen. Der bekannte Apostat, Ka- 
noniker in Warschau, Janotzki,?”) liest diese Acta auch, und wenn 
etwa wegen unserer Kirchenreparatur etwas darinnen stünde, 
welches die Römischen als anzüglich ansehen könnten, so würde 
er cs gewiß denunzieren,und man würde sich hernach an uns halten. 
Es darf überhaupt gar nicht in die Welt geschrieben werden, daß 
wir eine neue Kirche gebaut haben. Denn das ist wider die Kon- 
stitutionen, und ob cs gleich jeder Polacke weiß, dürfen wir uns 
doch nicht damit rühmen.“ Ehe ich nun solchen Brief schließe, 
will ich solchen weglegen und etwas aus meiner Korrespondenz 
ausziehen. 


Nachdem ich solches vielleicht bis zu Ihrem Ekel bewerk- 
stelligt, so lege dasselbe unter dem Titel ,,Exzerpte‘‘ bei nebst der 
vortrefflichen Krönungspredigt und dem Programm des H. Rektors 
Fürgang zu Schmiegel, welches ebenfalls, wie mich dünket, nicht 
zu verachten. Unter Erwartung einiger Antwort und Erklärung. 
ob Ew. Hochedelgeb. überschickte Exzerpte einigen Dienst getan, 
beharre mit vollkommenster Hochachtung 


Auligk ım Stifte Zeitz, den 8. April 1766. 


Ew. Hochedelgeb. gehorsamster Diener 
M. Joh. Christ. Wilh. KeBler. 


XXI. Karl Florian Weber an Bartholomäi. 

Ew. Wohlgeb. überreiche ich hiermit den Lebenslauf meines 
seligen GroBvaters 3) mütterlicher Seite und bitte, ihn den Actis 
einzuverleiben. Vielleicht habe ich nicht nötig, dies Gesuch mit 
Vorstellungen weitlaufig zu unterstützen. Die Bereitwilligkeit, 
mit der Sie vor zehn Jahren das Sulkowskische Dekret wegen 


37) Vergl. Kritischer Brief an den hochgräflichen Zaluskischen 
Bibliothekar zu Warschau Johann Daniel Janozki. Unschuldige 
Nachrichten 1750, S. 559 — 567. 


38) Adelt. Der Lebenslauf ist abgedruckt Acta h. e. nostri 
temporis I, 113 — 124. Weber hat auch sonst zu Ehren seines 
GroBvaters Schriften veröffentlicht, z. B. die Predigt, die er 
ihm an seinem goldenen Hochzeitstage 1763 gehalten, im 5. Teile 
in Goezes neuer Sammlung von Kanzelreden, dazu eine besondere 
Abhandlung. Vergl. Wotschke: Das Evangelium unter dem Kreuz 
im Lande Posen, S. 134. 
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meines sel. Vaters, Samuel Friedrich Webers, Prozesse 3) durch die 
Vermittlung des H. D. Miller in Göttingen 4°) in den 29. Teil Ihrer 
vortrefflichen Sammlungen eingerückt haben, scheint mir hin- 
langhch dafür Bürge zu sein, Sie werden auch dem Andenken 
meines GroBvaters einen Platz vergönnen. Es versteht sich von 
selbst, daß Ew. Wohlgeb. die Freiheit behalten, diesen Aufsatz 
allenfalls noch zu ändern oder abzukürzen, wenn er zu weitläufig 
oder nicht interessant genug sein sollte. Dies gilt insonderheit 
von der langen Anmerkung, die ich hauptsächlich deswegen bei- 
gefügt habe, weil man mich höchst unbegründeter Weise beschul- 
digen wollen, als ob ich der Verfasser von den darin erwähnten 
Briefen eines sächsischen und polnischen Geistlichen wäre.*!) Ich 
glaubte durch die Widerlegung einer Stelle derselben, darin meines 
seligen Großvaters namentlich gedacht wird, am besten zeigen zu 
können, daß ich unmöglich der Verfasser dieser Briefe sein könne. 
Indessen stelle es dem Gutachten Ew. Wohlgeb. anheim, ob auch 
diese Anmerkung gedruckt werden soll oder nicht. Überhaupt 
wünschte ıch, daß jemand aus diesen Briefen einen unparteiischen 
Auszug machte, alle Anzüglichkeiten weglieBe und manche Nach- 
richten berichtigte, so würden sich Auswärtige einen vollkommenen 
Begriff von den Dissidenten in Polen in ihrer gegenwärtigen Ver- 
fassung machen können. Sollten Ew. Wohlgeb. diese kleine Schrift 
etwa nicht bei der Hand haben, so habe an den alten H. Korn, 
den Buchführer in Breslau, geschrieben, daß er ein Exemplar 
davon bei Übersendung dieses Schreibens an Dero Verleger bei- 
legen soll. Ich habe in der Verfertigung des eingesandten Lebens- 
laufes so viel als möglich die eigenen Worte meines Großvaters 
beibehalten und seinen Wunsch erfüllen wollen, dafür zu sorgen, 
daß auch andere Gott über die ihm widerfahrenen besonderen 
Wohitaten preisen können. Zur willigen und dankbaren Ent- 
richtung der etwa entstehenden Kosten werde mich sehr gern 
verstehen und bitte nur, mir durch den Verleger an H. Johann 
Friedrich Korn, den älteren, hiervon Nachricht erteilen zu lassen... 
Militsch, den 1. Dezember 1773. 


XXII. Karl Florian Weber an Wilhelm Schneider.*la) 

Den Brief vom 20. Dezember habe erst am ıo. Februar 
erhalten. Was Sie von einem Auszuge aus den Briefen über den 
Zustand der Dissidenten in Polen gütigst zu äußern belieben, 
kann ich mir in dem Grade nicht anmaBen, in welchem es Ihre 
hebensvolle Feder niedergeschrieben. Ich muB gestehen, ich be- 
sitze in der Tat nicht so viel Einsicht, Erfahrung und durch weit- 
laufigen Briefwechsel gewonnene Kenntnis von der Lage meiner 


=) Vergl. Bickerich: Entscheidungen eines kath. Erbherrn 
in Disziplinarfällen evang. Geistlichen. Pos. Monatsbl. VIII, 
17—21. 

t0) Joh. Peter Miller (1729—1789), 1751 Rektor in Helmstedt, 
1756 Rektor in Halle, 1766 Prof. d. Theologie in Göttingen. 

41) Uber diese Briefe vergl. Wotschke: Der Konföderierten- 
schrecken, S. 51. 

la) Seit 1773 gab die Zeitschrift, die 1774—1788 den Titel 
Acta historico-ecclesiastica nostri temporis führte, Bartholomäis 
Neffe Christian Wilhelm Schneider heraus, Pastor und Konsisto- 
rialrat in Weimar, seit 1782 Generalsuperintendent von Eisenach. ' 


06 Theodor W Wotse hke. 
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Herren Amtsbrüder und ihrer Gemeinden in Polen, als Sie mir 
zutrauen. Wollten Sie aber mit dem wenigen, was ich Ihnen sagen 
kann, zufrieden sein, so willich Ihnen zwar meine Gedanken offen- 
herzig überschreiben, dennoch aber allen öffentlichen Gebrauch 
davon wenigstens vor der Hand angelegentlich verbitten 

Nichts ist so gegründet als das Urteil in den Danziger Theo- 
logischen Berichten, das ich aber nur aus dem Gedächtnis an- 
führen will, da sie neulich in den Briefen über den „Zustand usw.. 
das erste Stück“ sich kaltblütigere Nachrichten als die darin ge- 
gebenen wünschen. Ohne mein Erinnern werden Sie mit mir den 
guten H. Konsenior *) beklagen, daß man seine Predigt so bitter 
getadelt hat, aber auch am Ende bedauern, daB Sie in den Briefen 
selbst so wenig Gründliches von dem inneren Zustande der Dissi- 
denten gefunden haben. So viel mir bekannt ist, sind die Un- 
ordnungen in Kirchen- und Schulsachen so groß nicht, als darin 
angegeben worden, und wenn ich der gemeinen Sage trauen darf, 
so ist der Verfasser selbst einer von den Predigern, welche am aller- 
wenigsten verdienen, über andere erhöht und als nachahmungs- 
würdiges Muster aufgestellt zu werden. 

In den Briefen eines sächsischen und polnischen Geistlichen 
ein anderes Stück bei Pierre Marteau hest man zwar auch manches. 
das noch einiger Berichtigung bedarf, gleichwohl findet man 
schon gegründetere und treffendere Schilderungen einiger evan- 
gelischen Gemeinden in GroBpolen als in dem ersten Stück. Ich 
nehme mir die Freiheit, einige Beispiele hiervon anzuführen. 

Unrichtig ist, was dieser Verfasser, ein anderer als der, welcher 
die ersten Briefe geschrieben, von der Schmiegeler Kirchenver- 
fassung schreibt. Nach meines Großvaters glaubwürdiger Er- 
zählung sind die zweiten Pastoren daselbst alle pastores secundarii 
und inspectores der Schulen gewesen. In dem Briefe steht hingegen 
mit großer Dreistigkeit S. 23: Schmiegel hat allezeit einen Pastor 
und einen Diakonus. Ich muß hier nochmals den H. Senior 
Riedel verteidigen, ob es gleich schon in dem Lebensbilde meines 
Großvaters geschehen ist. Denn die Wahrheit muß man zum 
Ruhme eines rechtschaffenen Mannes immer behaupten. Mein 
Großvater ist von demselben bis an seinen Tod recht vorzüglich 
und recht nach dem Buchstaben der Schrift zwiefacher Ehre wert 
gehalten worden. H. Riedel hat nichts ohne dessen Vorwissen 
getan und vıelmal den aus alter und bewährter Erfahrung ıhm 
erteilten Rat dankbar und willig befolgt. 


Von vorigen Generalsenior H. Joh. Heinrich Matthia kommt 
ein grober Druckfehler vor. Er hat nicht 54 Jahre der Kirche 
gedient. Nur 66 Jahre hat er gelebt, davon 38 Jahre gelehrt, und 
14 Jahre ist er Generalsenior gewesen. Vollkommen richtig sind 
die Beweise, daß der letzte Krieg in Polen kein Religionskrieg 
gewesen. — Die sonst erzählten Vorfälle sind auch alle der Wahr- 
heit gemäß. Ich nehme hier nur die Beschreibung der letzten 
Senioratswahl aus und glaube, daß beide Schriftsteller zu viel und 
zu wenig davon gesagt haben. Doch hat die Hauptsache ıhre 
Richtigkeit. Es ist schr wahrscheinlich, daß der H. Pastor Langner 
in Lissa ganz andere Ursachen gehabt haben mag, die Einwilligung, 


22) Gottlieb Riedel, seit 1763 Pastor in Schmiegel (fF 2. April 


. 
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ihn als einen Kandidaten zum Generalseniorate anzunehmen, 
nicht zu geben, als die, welche in beiden Stücken der Briefe an- 
gegeben sind. Allein die Klugheit befiehlt mir, hiervon zu schweigen. 


Soll ich noch einige Namen nennen, die nur mit den Anfangs- 
buchstaben angeführt sind? Herr D., Seite 21 ist H. Degner, 
Pastor zu Pieske bei Mescritz; Herr J. K. P. zu K. ist H. Johann 
Koppe, Pastor zu Karge oder Unruhstadt. Hier ist sonderbar, 
daß die Kirche in den Hofraum des adeligen Schlosses einge- 
schlossen ist,4%) vermutlich, daß sie nicht so leicht weggenommen 
werden könne. | 


Der jetzige Generalsenior politicus ist H. Alexander Boja- 
nowski, königlicher Kammerherr, Erbherr auf Nitsche, Robatschin, 
Altboyn, Ziegra und Wolff. Dies ist eben die vornehme Person, 
von der S. ııı ein so schöner Zug der Großmut, an dem katho- 
lischen Beamten von Sabanski bewiesen, vorkommt. Im ver- 
flossenen Jahre ist in Schmiegel unter dem jetzigen H. General- 
konsenior Riedel ein Konvent gehalten worden, aber man hat 
auf demselben noch nicht zu der Wahl eines geistlichen General- 
seniors schreiten wollen, sondern einige andere Streitigkeiten 
beigelegt, deren Erzählung Auswärtigen nicht wichtig genug 
scheinen möchte. Da ich in meinem Schreiben an des H. Bartho- 
lomäi Wohlgeboren (vergeben Sie, wofern ich in der Titulatur 
fehle) den Wunsch geäußert, aus den schon oft erwähnten Briefen 
möchte ein Auszug gemacht werden, habe ich gemeint, ein Aus- 
wärtiger sollte es tun, nicht aber mich versteckter Weise anbieten 
wollen. Denn ein Fremder kann am besten das, was den Aus- 
ländern interessant ist, von dem scheiden, was nur unerheblich 
ist. Wir aber halten oft etwas für wichtig, woran niemandem 
etwas gelegen, und verschweigen oft das, was andere begierig wissen 
wollen, weil es den Unsrigen und uns bekannt genug ist. Wenn 
ich mich zu dieser Arbeit verstehen sollte, würde ich anstatt eines 
Auszugs lieber die Fortsetzung von des Senior Thoma ,,Altem und 
Neuem‘ wählen und die Briefe nur als einen kleinen und unvoll- 
kommenen Beitrag zur gegenwärtigen Kirchengeschichte von 
Polen ansehen, wozu der H. Konsenior sehr viel gesammelt hat 
und wovon ich das allerwenigste besitze. Überdies, da ich jetzt 
in Schlesien lebe und auf keine Weise versprechen kann, daß ich 
durch Briefwechsel mit guten Freunden in meinem Vaterlande 
hinlängliche Nachrichten einziehen kann, auch in einem sehr 
mühsamen Amte stehe, wo sollten einige Tage herkommen, die 
man dergleichen Beschäftigungen widmen könnte? 


Der innere Zustand verschiedener Gemeinden unserer Kon- 
fession ist mir einigermaßen bekannt, da ich aus Schmiegel, wo 
gegenwärtig die Ordinationen stattfinden, gebürtig bin, daselbst 
und an anderen Orten Freunde und Verwandte habe, auch in 
einigen namhaften Städten, in Rawitsch und Lissa als Schullehrer 
gestanden habe. Ich will mich diesen Sommer um einige Beiträge 
zur Geschichte der Kirche in unserem Zeitalter bemühen und 
Ihnen von der inneren Verfassung unserer Gemeinden überhaupt 
und einiger von den ansehnlichsten insonderheit Nachricht geben. 
Es wird aber von meinen Herren Amtsbrüdern in Polen abhängen, 


#) So auch in Politzig. 
Deutsche W issensch, Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1928. 
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ob sie mich unterstiitzen wollen oder nicht. Daher kann ich nichts 
versprechen..... Militsch, den 8. April 1774.44) 


XXIII. Joh. Jakob Scheidemantel an Schneider. 


Den Anlaß zu gegenwärtigem Schreiben gibt mir der Pastor 
Scholtz 44a) in Breslau, mein alter wertgeschätzter Freund. Er 
eröffnete mir nämlich, daß es Ew. Hochw. lieb sein würde, in 
polnischen und litauischen Kirchen- und Schulsachen Nachrichten 
zuweilen einzuziehen und damit die Acta historico-ecclesiastica 
zu bereichern. Worauf ich mir die Pflicht mache, Ihnen die Ver- 
sicherung zu geben, daß ich, so viel als es meine mit unzähligen 
Geschäften und Zerstreuungen überhäufte Amtsverfassung er- 
lauben wird, künftig damit zu dienen bereit sein werde. Haben 
Ew. Hochw. nicht etwa einen Korrespondenten in Leipzig, an den 
ich meine Zuschriften an Sie einsenden könnte? Oder soll ıch 
Ihnen durch H. Pastor Scholtz in Breslau die Nachrichten mit- 
teilen? Ich erwarte darüber Ihre Vorschläge. Ich werde nächstens 
eine vollständige Nachricht von allen gegenwärtigen lutherischen 
und reforınierten Kirchen in Litauen erhalten, die ich Ihnen so- 
gleich zuschicken werde. Ich habe selbst noch viele Anekdoten, 
die sich auf meine in der Moldau, Podolien und in Masowien befind- 
lichen Gemeinen beziehen, die ich Ihnen als höchst merkwürdige 
Stücke der neusten Kirchengeschichte aufbehalte Ich würde sıe 
Ihnen schon eingesandt haben, wenn es meine weitläufigen Ge- 
schäfte und Arbeiten, die sich ungemein vermehret, erlaubten. 
Denn die Synode in Lissa *) hat mich unter anderem ernannt, 
ihre Kirchen-, Konsistorial- und Schulverfassung zu entwerfen, 
welches mir vor der Hand wenig Zeit übrig läßt. zumal da ıch 
jetzt ın Warschau und in den nah angrenzenden kleinen evange- 
lischen Gemeinen der einzige Geistliche bin, welcher alle Kirchen- 
verrichtungen besorgen muß... Warschau, den 10. November 1775. 

Die Synode ist darauf bedacht, ein ordentliches allgemeines 
Schulreglement Pa) im ganzen Lande vorzunehmen, desgleichen ein 
anderes als das Dresdener hier gewöhnliche Gesangbuch einzu- 
führen. Welches sind wohl nach Ihrem Gutachten jetzt die am 
meisten in Deutschland akkreditierten orthodoxen und wohl- 
eingerichteten Gesangbücher? Ste würden mir einen Gefallen er- 
zeigen, wenn Sie mir davon einige außer den alten mir größtenteils 
bekannten anzeigen wollten. 

Schneider hat diesen Brief am 13. Dezember 1775 beantwortet. 


4) fena, den 25. Februar 1775 dankt Friedrich Sam. Zickler 
dem Konsistorialrat Schneider, daß er seinem Vetter, dem Kan- 
didaten Schorcht, die Stelle eines zweiten Predigers in Warschau 
zugewandt habe. Ich weiß nicht, weshalb aus dessen Berufung 
nach Warschau schheßlich doch nichts geworden Ist. 

ta) Hieronymus Scholtz (1723 - 1793), 1756 Generalsubstitut 
in Breslau, 1758 Ekklesiast bei Hieronymi, 1771 Diakonus an der 
Hlisabethkirche. Er war Mitarbeiter an der Zeitschrift. Vergl. 
Wotschke, Schlesisches Korrespondenzblatt 1927. S. roz ff. 

%) Vergl Nachricht von der im September 1775 zu Lissa ge- 
haltenen Generalsynode. Christ. Wilh. Franz Walch, Neuste 
Religionsgeschichte Bd. VI, Lemgo 1777. 

a) Vergl. Kleinwächter, Eine Konsistorsalverordnung aus 
dem Jahre 1776. Z. H. Ges. Pos. NVI, S. 55 ff. 
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XXV Joh. Jakob Scheidemantel an Schneider. 

Mit einer Art von Entzücken habe ich Ew.’ Hochw. Zuschrift 
entgegengenommen, und ich mache mirs sogleich zu einer ange- 
nehmen Pflicht, Ihnen hier von einer wichtigen Erweiterung unserer 
Kirche in einem Teile meiner ehemaligen Gemeine Nachricht zu 
geben. Zaleszczyk, wo das ev. lutherische Bethaus ist eingeweiht 
worden, liegt in Podolien nächst an dem Dnjestr, wo sich Polen 
und die Moldau durch den Strom scheiden.?®) Ich habe die Ehre, 
sowohl ihr geistlicher als weltlicher Erbauer seit 1760 noch zu 
Lebzeiten und unter dem Schutz des Vaters S. Königl. Majestät, 
des unter Karl XII. berühmten Poniatowski, Kastellans von 
Krakau, durch Ansetzung verschiedener deutschen Protestanten 
gewesen zu sein. Diese Stadt war mein Filial und deren Einwohner 
kamen, da die Stadt nicht weiter als eine halbe Stunde von der 
Kolonie Philippen entfernt liegt, allemal, weil ihnen damals in 
Polen wohl freie Wohnung, aber nicht gottesdienstliche Hand- 
lungen erlaubt waren, nach Philippen in mein Bethaus. Jetzt, 
da Zaleszczyk mit auf den kaiserlichen Teil von der polnischen 
Teilung sowie auch Philippen, der Ort meines Bethauses und 
Aufenthaltes, nach demKordon, den dieKaiserlichen von der Moldau 
gemacht haben, gekommen, haben diese Protestanten in Zale- 
szczyk von kaiserlicher Huld selbst Erlaubnis bekommen zu einem 
Bethause, nachdem der Kaiser, wie er nach Zaleszczyk kam, bereits 
einen Geistlichen, nämlich den H. Pastor Lachmann?) den ich 
daselbst eingesetzt hatte, vorfand. Dieser H. Pastor Lachmann 
ist von mir, wie ich nach Warschau berufen worden bin, dem sel. 
D. Burg vorgeschlagen und in Breslau ordiniert worden. Er ist 
aus Brieg gebürtig. 


In Philippen wird das von mir errichtete Bethaus auch wieder 
repariert werden. Beide Orte sind durch Pest, Krieg und den Geist 
der damaligen Schwärmerei unter der Konföderation von den 
Türken und Polen sehr verwüstet worden.') Es ist aber immer 
daselbst ein Samen des Evangelii übrig geblieben, und der erwähnte 
Pastor Lachmann. ob er wohl manchmal hat müssen flüchtig 
werden, ist doch immer von Zeit zu Zeit, wenn es etwas stiller 
und ruhiger und sicherer geworden, wieder zurückgekommen, 
wiewohl er niemals solange, als Zaleszczyk unter polnischer Hoheit 
gestanden, daselbst ordentlichen Gottesdienst, sondern nur in der 
Stille Kommunion hat halten können. Die Stadt ist eine Erbstadt 
des Königs von Polen und steht unter kaiserlicher Hoheit. 

46) Vergl. K. Völker: Die Anfänge der ev. Gemeinden zu Zale- 
szczyki. Jahrbuch des Protestantismus in Österreich, 1909. 5. 158 
his 174. Wotschke, Korrespondenzblatt 1927 S. 84 f. 

#) Daniel Gottfried Lachmann, am 27. Juni 1766 von Pastor 
Müller an Maria Magdalena in Breslau ordiniert. Als Lehrer war 
schon Anfang 1760 der Pitschener Kantor Joh. Heinrich Scholtz 
geworben, jedoch im November 1763 unbefriedigt und enttäuscht 
heimgekehrt. 1765 übernahm er das Pfarramt zu Scheidelwitz 
und Michelwitz bei Bricg. 

18) Die neueste Geschichte der Dissidenten in Polen in Walchs 
Neuste Religionsgeschichte, Teil VII, erwähnt verschiedentlich 
die Heimsuchungen, die Zaleszezyki durch die Konföderierten 
erfahren. | | 
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Ich schicke Ihnen anbei den großbritannischen geheimen 
Ratschluß, den ich während meines Aufenthaltes in London aus- 
gewirkt habe in englischer Urschrift. Kraft desselben ist an den 
Bankier Peter Tepper in Warschau durch den Kaufmann Johann 
Schuback in Hamburg die in den Jahren 1762, 1763, 1766 und 
1767 gesammelte Kollekte von 2676 T., wozu noch 146 T. kommen, 
die H. Kaufmann in Hamburg empfangen, gesandt worden. Außer 
dieser Wohltat hat auch die englische Nation diese Kolonie inso- 
fern ihres Schutzes gewürdigt, als sie der Kolonie die Erlaubnis 
auf mein Bitten erteilet, in Notfällen sich an den in Konstantinopel 
residierenden Minister zu wenden. Den Grund zu dieser glück- 
lichen Situation und dem Fortgange meiner damaligen Geschäfte 
in England hatte ich größtenteils dem Herzoge von Mecklenburg- 
Strelitz zu verdanken, der mich durch ein Handschreiben an seine 
Schwester, die Königin, empfohlen hatte. Hierzu kam noch, daß 
der damalige englische Gesandte Porter selbst auf seiner Reise 
von Konstantinopel nach England sich acht Tage in Zaleszczyk 
und in der Kolonie bei mir aufgehalten hat und als ein Augenzeuge 
von allen Einrichtungen Nachricht erteilte. 


Ich bin auch so glücklich gewesen, von dem Herzoge in Gotha 
unterstützt zu werden, der mir 600 T. eingesandt hat.4%) Der 
Schullehrer ist ein Kandidat der Theologie Cerulli,5%) Von der 
Synode werde ich Ihnen die Akten einhändigen lassen. 

Wie schr bin ich erfreut, daß ich mich jetzt erinnere, Sie 
persönlich zu kennen. Dies geschah, als ich 1761 durch Weimar 
nach der Türkei zurückreiste. Da fragten Sie bei mir an, ob ich 
der Scheidemantel wäre, mit dem Sie in Jena studiert und den 
Sie als Freund gehabt hätten. Dies war mein Bruder,5") und ich 
finde noch Ihren Namen in seinem Stammbuche vom Jahre 1754 
eingezeichnet... Warschau, den 24. Januar 1776. 

Für die freundliche Nachricht wegen der Gesangbücher danke 
ich verbundenst. Ich werde mir eins von diesen, mit einigen kleinen 
Beiträgen vermehrt, wählen. Die Synode ist jetzt wieder in Lissa 
versammelt. Mein Bruder hat den Auftrag, ihr Kirchengesetz- 
buch zu schreiben, von der Synode erhalten. Vielleicht habe ich 
dieses Frühjahr oder künftigen Sommer die Ehre, Ihnen aufzu- 
warten. 

Der Auszug aus einem Briefe des Pastor Lachmann in Zale- 
szczyk besagt, daß das Bethaus 29 Ellen lang und ıo Ellen breit 
sei und zwei Eingänge habe. Der Altar, die Kanzel und Sakristei 
sei ganz gemauert, der Fußboden gepflastert,?2) 


49) Vergl. Nachricht von der durch Vorschub des Herzogs 
Friedrich III. zu Gotha ın Warschau errichteten Freischule Acta 
hist. eccl. nostri temporis II, 848 ff. 

50) Friedrich Cerulli aus Königsberg wurde am 16. Mai 1776 
in einem Alter von 29 Jahren vom Senior Jakob Kopp ordiniert, 
Pastor in Warschau, 1784 in Niemirow, 1787 in Lemberg, 1789 
Senior, + 1g. August 1801. 

51) Der Jenaer Prof. Heinrich Gottfried Scheidemantel, von 
dem die folgenden Briefe sind. 

52) Nachricht von der Einweihung des Bethauses zu Zale- 
szczvk. Acta n. t. Il, 949 --959. 
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XXVI Heinrich Gottfried Scheidemantel 53) an Schneider. 

Mein Bruder starb zu einer Zeit, wo die Generalsynode ihm 
und mir allerlei Vorteile und wichtige Geschafte erteilen und auf 
den 15. März publizieren wollte.54) Er wäre dann zu mir gereist 
und besonders hätte er mir ein akademisches Reglement für die 
dissidentische Jugend berichtigt. Aber dieser Zeitpunkt ward 
für mich unglücklicherweise vereitelt, und ich muß nun das meiste 
allein besorgen. Sein Lebenslauf ist zwar in Warschau gedruckt 
zu haben, aber da er den Tag vor dem Begräbnis schon fort sein 
mußte, so ist er sehr übereilt. Ich will daher einen Aufsatz ver- 
fertigen, der etwas vollständiger sein wird. Ich will seine geheimen 
Briefschaften, die meine Mutter in vier Wochen mitbringen wird, 
benutzen. “Auch muß ich das Konklusum der Generalsynode 
vom ı5. März abwarten, damit ich im Stande bin, Ew. Hochw. 
einen ausführlichen Bericht von der gesetzlichen Verfassung zu 
erstatten. Denn daß mein Kirchenrecht von einer Kommission 
revidiert worden ist, daß es der König selbst gesehen hat, daß es 
in den Hauptgrundsätzen von dem Reichstage genehmigt worden, 
daß mir die Generalsynode deshalb ein verbindliches Schreiben 
zugefertigt hat, alles dieses sind noch keine interessanten Nach- 
richten, bis die Generalsynode mein Gesetzbuch öffentlich rezi- 
piert, eine Sache, die sie mir bereits als geschehen versichert.. 

Ew. Hochw. einen glaubhaften Korrespondenten zu nennen, 
will ich mich sehr bemühen und werde ich meine Korrespondenten 
auch anzeigen,; von der Goltz,#®) von Bronikowski,**) von Kauf- 
mann 5?) (des Königs Liebling) und der Geh. Postsekretär KaulfuB 
sind meine weltlichen Korrespondenten. Unter den Geistlichen 
wünschte ich Ew. Hochw. mit dem Sekretär der Generalsynode, 
einem Priester, noch mehr aber mit dem königlichen T.ekteur und 
Historiographen in Briefwechsel zu bringen. Dieser ist ein Ex- 
jesuit aus Italien, der mit großer Gelehrsamkeit eine redliche Seele 
verknüpft, tolerant ist und täglich bei meinem Bruder war, auch 
vieles zum besten der Dissidenten beigetragen hat. 

Das 27. Stück der Hamburger Zeitung hat das Leichenbegäng- 
nıs noch am richtigsten beschrieben. Ich will es nach Warschauer 
Briefen noch im Aufsatz bringen und in das nächste Freitagsstück 
der Jenaer politischen Zeitung setzen... Jena, den 2. März 1777. ` 


XXVII Heinrich Gottfried Scheidemantel an Schneider. 

Mein bisheriges Schweigen ist ganz allein in einer Verzögerung 
der Geschäfte zu suchen, die der Tod meines Bruders in den dissi- 
dentischen Sachen veranlaßt zu haben scheint. Ehe nun der wichtige 

33) Heinrich Gottfried Scheidemantel (1739 — 1788), 1709 außer- 
ordentlicher, 1772 ordentlicher Professor der Rechte in Jena, 1784 
an der Karlsschule in Stuttgart. 

3) Noch hatte der Warschauer Pastor 1776 in Breslau Acta 
conventuum et synodorum in Maiori Polonia a dissidentibus cele- 
bratarum herausgegeben, als ihn Anfang 1777 der Tod dahinraffte. 

5) August Stanislaus von der Goltz (1725—1795), Erbherr 
auf Wissek, Ruhden, Grabow. Von seiner Frau, Gräfin Amalie 
Dorothea Kaiserling, besaß er die Starostei Graudenz. 

36) Adam Bronikowski auf Orzeszkowo. 

57) Oberstleutnant F. von Kaufmann nahm in den Warschauer 
Streitigkeiten 1781 ff. eine hart umstrittene Stellung ein. 
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Auftritt einer Promulgation des Kirchengesetzes sich ereignen 
wird, kann ich nur folgende Neuigkeiten melden. Die reformierten 
Kirchengebäude sind in Warschau völlig fertig und werden sehr 


fleißig besucht, weil H. Musonius °8) jetzt sehr beliebt ist. Die 


lutherische Kirche ist bis unter das Dach fertig, und nehme ich mir 
die Freiheit, den RiB beizulegen. Sie wird feierlich eingeweiht 
werden, und man schlägt auch eine Medaille auf diesen Tempel 
bau. H. Ringeltaube #%) findet den erwarteten Beifall nicht bei den 
Großen, und dies kommt dem H. Musontus sehr zu gute; besonders 
da er gegen die Lutheraner die beispielwürdigste Toleranz übet 
Ich hatte an meines sel. Bruders Stelle den H. Pastor Zinßerling 
aus dem Weimarschen vorgeschlagen, und diesen würde man nicht 
haben tadeln können. Aber mein Brief kam zu spät an. Mithın 
habe ich dem Zinßerling nichts gesagt. Der H. Starost von der 
Goltz hat mir beiliegende Unionsakte iibersencdet.%) Ew. Hochw. 
können solche als eine authentische Urkunde betrachten. Ich 
habe unter den Handschriften meines Bruders die erste Urkunde 
von den dissidentischen Rechten in Polen gefunden. Jetzt lasse 
ich sie von einem hier studierenden Dissidenten aus dem Polnischen 
ins Deutsche übersetzen und werde sie gleichfalls zu übersenden 
die Ehre haben. Der Lebenslauf meines Bruders wird erst aul 
Ostern nebst einer silbernen Medaille erscheinen. Alsdann aber 
werde ich vermutlich auch die Begebenheiten der dissidentischen 
Gesetzgebung im Zusammenhange liefern können. Die Beschreibung 
der Kirchweihe wird jedoch noch im Dezember erfolgen... Jena, 
den 2. November 1777. 

Die Generalsvnode hat mir die Monita zu meinem Gesetz- 
buche übersandt, damit ich sie beantworten möge. Es ist dieses 
bereits geschehen, und habe ich vieles zu besorgen gehabt, well 
jeder Priester und Edelmann mit den monitis gehört werden mußte. 
Religionshaß, Geiz und Unwissenheit haben einige Monita veran- 
laßt, die ich mit Demokrit belachen, mit Heraklit beweinen muß 
Z. B. die Priesterbesoldung auf dem Lande soll in 300 T. bar, 
freier Wohnung, iuribus stolac und einigen hergebrachten Zehnden 
bestehen. Aber statt des Beichtgeldes soll man dem Priester ein 
Neujahrsgeschenk entrichten. Monitum: Wenn ein Beichtsohn 
ım Dezember stirbt, so muß ihn also der Priester das ganze Jahr 
umsonst absolviert haben. So müßten auch Zehnden und Erst- 
linge eingeführt werden, weil solche den Leviten  vgebühren.* 


5) Joh. Salomo Musonius. 

») Gottlieb Ringeltaube, Sohn des aus Thorn stammenden 
Historikers und Pastors in Fürsten-Elgut, S. W. Ringeltaube, am 
13. September 1765 von Burg in Breslau für Scheidelwitz und 
Michelwitz bei Brieg ordiniert, wurde 1777 Scheidemantels Nachfolger 
in Warschau, 1785 Hofprediger in Öls, 17062 Generalsuperintenden! 
i! Hinterpommern (F 1824). 

60) Abgedruckt Acta hist. eccl. n. t. IV, 287 - 309. 

St) Unter dem 4. September 1781 übersendet Scheidemante! 
sein vor sechs Jahren niedergeschriebenes, jetzt endlich gedrucktes 
Kirchenrecht. Die Wengrower Synode habe cs am 28. August 
1780 angenommen, „Es sind freilich von der Synode oder viel mehr 
von einigen halbgelehrten Mitgliedern einige Änderungen in meiner 
Arbeit gemacht worden, die ich nicht gern sehe und die auch schon 
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XXVII Karl Florian Weber an Schneider. 

Endlich habe ich durch mein unermiidetes Anhalten etwas 
mitgeteilt bekommen, was ich fiir die Acta einsenden kann. Es 
ist ein Verzeichnis von den neu errichteten evangelisch-lutherischen 
Kirchen in GroBpolen.®) Ich habe es aus den Händen des H. 
Konsistorialrats Schäfer in Lissa,®) der sich nicht wenig wunderte, 
wie man ohne Vorwissen des Konsistorii die bisherigen Stücke 
schon ın die Acta hätte einrücken können. Seine Worte sind diese: 
„Ob dıe Unionsakte zwischen uns und den Reformierten durch den 
H. Pastor Nickisch “) an denHerausgeber derWeimarschen Actorum 
eingesandt worden oder ob es vielleicht von reformierter Seite 
geschehen, ist mir nicht bekannt. So viel weiß ich, daß H. Pastor 
Nickisch auf der Synode dazu weder Befehl noch Erlaubnis be- 
kommen hat. Auf eine ebenso hier uns unbekannte Weise ist 
unsere Synodalakte vom Jahre 1775, bei der ich damals als Notar 
dıe Feder geführt, in einen Teil der neusten Religionsgeschichte 
des H. D. Walch eingerückt worden. Ich vermute, der selige Schede- 
mantel hat diese Akte nach Göttingen befördert, denn an diesen 
habe ich damals auf Befehl der Synode ein vollständiges Exemplar 
davon ausfertigen müssen. “Es wäre gut und nötig, wenn eine 
ordentliche und zusammenhängende Nachricht von unserem 
gegenwärtigen Religionszustande seit unseren neuen Rechten und 
Freiheiten von jemandem, der die nötigen Materialien dazu hat, 
aufgesetzt und der Welt mitgeteilt würde. In einer unserer Synoden. 
ich weiß nicht in welcher, ist dergleichen dem H. Generalsenior 
Kopp aufgetragen worden. Es ist aber bisher noch nichts Ganzes 
und Zusammenhängendes von der Art bekannt gemacht worden. 

Ich führe dieses an, um Sie zu überzeugen, daß ich lieber 
init etwas Authentischem und aus dem Konsistorio sich Her- 
schreibendem als mit einem fehlerhaften Manuskript einer Privat- 
person aufwarten wollen. Daß die Handschrift, aus der die Unions- 
akte in den 27. Teil eingeruckt worden, entweder sehr schlecht 
geschrieben gewesen sein muß oder vielleicht nur flüchtig zum 
Privatgebrauch kopiert worden, schließe ich aus der Menge Druck- 
fehler besonders in denUnterschriften. Vielleicht tue ichlhnen einen. 
Dienst,wenn ich das Blatt beilege,®) darin ich mir kurz aufgezeichnet, 
wie die Unterschriften müßten ausgesehen haben, wenn diese Schrift 
für Auswärtige wäre bestimmt gewesen, denen unmöglich alle 
polnischen Benennungen von Orten und Personen, die auch deut- 
sche Namen führen, bekannt sein können. Aus einem Privat- 
schreiben besitze das Wesentliche von einer ähnlichen Unions- 
akte mit den Reformierten, die im vorigen Jahre in Sielec gehalten 


Jetzt in Widerspruch genommen werden. Überdies ist auch der 
Abdruck in Warschau schr fehlerhaft. Deswegen will ich eine 
kritische und beurkundete Geschichte dieses Rechtsbuches heraus- 
geben und jeden Artikel mit seinen monitis anzeigen, auch die 
Rezeptionsakten beifügen.‘ 

62) Abgedruckt Acta h. e. n. t. IV, 980 — 984. 

8) Samuel Gottlob Schäfer (1733 — 1785), 1757 Diakonus in 

Lissa, 1775 Konsistorialrat. 

A) Gottfried Nickisch (1721-1788), 1746 Diakonus in Unruh- 
stadt, 1747 Pastor in Wollstein. 

°) Abgedruckt Acta n. t. IV, 984 f. 
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worden.®) Allein ich kann es nicht wagen, mein Manuskript mit- 
zuteilen. Es ist nicht akkurat und ausführlich genug. Da ich mit 
dem jetzigen H. Konsistorialrat Ringeltaube, einem Bruder meines 
H. Kollegen,®”) in Halle studiert und er auch sonst mein Freund 
ist, werde ich mir von ihm ein echtes Exemplar aus Warschau aus- 
bitten und es alsdann an Ew. Hochw. einsenden oder ihn selbst 
bitten, daß er wichtige Nachrichten und Akten unmittelbar nach 
Weimar sende... Miulitsch, den 27. April 1778. 

Unter dem 28. August 1778 meldet Weber, daB auf seine 
Veranlassung der Breslauer Buchführer Korn die Predigt,%a) die 
Konsistorialrat Ringeltaube am 4. Mai bei der Grundsteinlegung 
zur ersten evangelischen Kirche in Warschau gehalten, eingesandt 
habe, jetzt schicke er selbst die Lebensbeschreibung des Propst 
Jachmann in Öls. Unter dem 21. September 1779 bedauert er. 
daß er mit Nachrichten nicht dienen könne, wie er gern wollte. 
Ein ablehnendes Schreiben Ringeltaubes aus Warschau legt er 
bei. „Ich bin indessen versichert worden, daß man in Polen selbst, 
wenn mehrere Sachen werden zur Richtigkeit kommen sein, Aus- 
wartigen in den Actis gründliche Nachrichten und gute Dokumente 
für die Nachkommen vor Augen zu legen suchen werde.‘ Eine 
Nachricht von der neu erbauten Kirche in Ostrowo, die ihm Pastor 
Helwig gesandt, legt er bei.) ‚Ich weiß, daß Auswärtige noch 
immer wünschen die Privilegien in extenso zu lesen, allein man 
mag darum bitten, wie man will, man bekommt sie nicht. Darüber 
hat schon der selige Senior Thomas vor dreißig Jahren mit Recht 
geeifert.‘“ Unter dem 20. September 1785 läßt er sich noch ver- 
nehmen. ,,[ch hatte mich schon lange bemüht, eine vollständige 
Nachricht von den evangelischen Gemeinen in Galizien und Ludo- 
mirien zu erhalten, da der gegenwärtige Pastor Ephraim Gottlob’ 
Hofmann in Lemberg mein leiblich Geschwisterkind ist.) Allein 
ich mußte mich mit der allgemeinen kurzen Nachricht begnügen, 
die ich beilege.“ 

XXIX Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 

Hochwürdiger Herr Konsistorialrat! Das waren doch recht 
frohe, glückliche Stunden, die ich durch Ihre Gegenwart in dem 
Hause des H. Helmershausen hatte. Gott lasse sie mich bald wieder 
erleben! Ich halte mein Versprechen und schicke Ihnen von unserem 
Religionszustande etwas, auch eine andere Schrift zum Andenken 
meiner sel. Schwägerin in Saalfeld, wenn Sie sie etwa wollten mit 
einrücken lassen. Ich schließe alles an H. Archidiakonus Giese 

6) Diese Unionsakte veröffentlicht bei Walch, Neuste Relı- 
gionsgeschichte VIII, S. 513—528, auch Acta VIII, 271 — 276. 

67) Michael Ringeltaube (1730--- 1784), in Gremboschin bei Thorn 
geboren, 1757 Pastor in Gontkowitz, 1708 Primarius in Militsch. 

87a) Neu gedruckt im Posener lv. Kirchenblatt 1927, S. 251 ff. 
Vergl. auch Acta n. t. VI, 44 ff. 

88) Vergl. Einweihung zweier Kirchen in Großpolen (Ostrowo 
und Kempen) Acta n. t. VI, 287 — 299. 

69) Aus Schmiegel, am 1g. August 1763 für Bomst ordiniert, 
1778 Oberpfarrer in Lemberg. Acta n. t. AI. 5. 380 ff. ein Brief 
von ıhm. 


Die Mitarbeiter an den Acta historico-ecclesiastica in Polen. 105 


in Görlitz 70) und zwar offen ein, der es mit der Post weiter be- 
sorgen wird. Jetzt habe ich eine Vokation nach Litauen, 120 Meilen 
von hier. Wär ein geschickter Kandidat in Weimar, so könnte er 
sich deswegen an den H. Primarius von Geisler in Zduny wenden. 
Die Stelle ist ansehnlich, aber für mich zu weit. Meine zwei in der 
Heimat gehaltenen Predigten wird Ihnen wohl mein Bruder von 
Saalfeld aus zuschicken. Wenn Sie sie doch in den Jenaer Ge- 
lehrten Zeitungen rezensieren ließen! Ich werde Ihnen nächstens 
ein Manuskript zuschicken in der gewissen Hoffnung, daß ich 
durch Ihre Empfehlung einen Verleger dazu finden werde. Würden 
Sie nicht mein Leben in Briefen an gute Freunde in Ihre Acta auf- 
nehmen ? Wenn ich nur die Acta dafür bekäme. Der H. Stifts- 
prediger Weber 7!) findet hier ein groß Kompliment. Seine Aus-' 
gabe von der Augsburger Konfession ist in Breslau noch nicht zu 
haben, ich erbitte sie mir also von ihm. Mit meinem Namen möchte 
ich die Inlage nicht gedruckt lesen. Ich hätte Ihnen auch meine 
mehrere Bogen starke Einwendungen wider das Gesetzbuch zu- 
geschickt, aber ich bin deswegen noch zu furchtsam. Die ganze 
Sache wird sich bald aufklären, und dann schreibe ich ihnen aus- 
führlich. Jutroschin, den r. Juni 1781. 


XXX Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Wie lange es schon ist, da ich mir fest vorgenommen, auf 
Ihre beiden Zuschriften umständlich zu antworten, kann ich mich 
kaum noch erinnern. Mir war es herzlich leid, daß Ihre beiden 
Briefe ein ganzes Jahr alt wurden, ehe sie zu mir kamen. Vermutlich 
hat sie Korn in Breslau so lange liegen lassen. Und in dieser Zeit 
haben Sie eine so wichtige Veränderung erfahren. Sie sind nicht 
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7) Görlitz, den 20. Juli1781, Archidiakonus Giese an Schneider: 
„Inlage überschicke ich von H. Pastor Bernhardt zu Jutroschin. 
Als er vor einigen Monaten hier durchging, sollte ich von ihm 
einen Besuch haben, von welchem ich aber keinen Gebrauch machen 
konnte, da er in den Nachmittagsstunden in mein Haus kam, in 
welchen ich m:ine Kranken täzlich zu besuchen pfl:g>“. Uber 
Giese vergl. Wotschke im schlesischen Korrespondenzblatte 1927, 
93 ff. 

Breslau, den 25. September 1781 Hieronymus Scholtz an 
Schneider: ,,Der mir letzthin von Ew. Hochw. zugeschickte Brief 
an H. Pastor Bernhardt ist durch die Kornsche Buchhandlung 
sogleich bestellt worden. Dieser Mann hat ein seltsames Geschick 
gehabt, und hat Breslau die Befreiung vom Soldatenleben zu ver- 
danken, indem er gemeiner Soldat in Brieg unter dem Regiment 
Zaremba gewesen. Meinem Garten in der Odervorstadt gegenüber 
wohnt ein gewisser Hauptmann von Zettwitz, der ihn angeworben. 
Der hiesige Kommerzienrat Thomson und einige andere Kaufleute 
haben ihn losgemacht. Er spielte aber auch hier seine Rolle nicht 
lange und ist an unserer Grenze in Polen versorget. Jutroschin 
aber ist fast von lauter Juden und Katholiken bewohnt, aber die 
angrenzenden Dörfer sind evangelisch‘‘. 

1) Georg Gottlieb Webers Studien über die Augsburger 
Konfession entfesselten einen literarischen Kampf, in dem besonders 
der Hamburger Hauptpastor Goeze, Lessings Gegner, wider den 
Stiftsprediger in die Schranken trat. 
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mehr in Ihrem geliebten Weimar, sondern in Eisenach???) Wie 
viel hat das gute Weimar durch Sie verloren!... Die beiliegende 
Schrift enthält eine kleine Geschichte meiner Kirche. Ich glaubte. 
durch sie Ihnen eine kleine Freude zu machen. Finden Sie sie 
wichtig genug, so weisen sie ihr einen Platz in den Actis an.’°) 
Und wenn ich mir etwas dafür erbitten dürfte, so wäre es Ihre 
vortreffliche Bibliothek der Kirchengeschichte und die Acta, so 
weit sie heraus sind. Bitte ich zu viel, so schreiben sie es auf die 
Rechnung meines groBen Zutrauens, das ich zu Ihnen habe. Die 
Geschichte ist ganz der Wahrheit gemäß. In den Anmerkungen 
und beigefügten Außerungen aber können Sie ändern, was Sie 
für nötig finden. [ch hatte gern meinen Namen verborgen. da aber 
Jutroschin überall durchscheinet, war es nicht möglich. An den 
Briefen über das Kirchenrecht arbeite ich jetzt. Die meisten sind 
an Sie selbst geschrieben. Und kann ıch noch die Bojanowoer 
Anmerkungen über dies Buch bekommen, so hoffe ich viel wichtiges 
zu liefern. Mein Bruder muß es Ihnen schon vor vier Wochen 
gemeldet haben, daß endlich die zweiteGeneralsvnode in Wengrow”°ı 
zustande gekommen ist. Unser Gesetzbuch ist nun rechtskräftig 
und selbst von dem Könige genehmigt. Eine ganz neue und all- 
gemeine Liturgie wird nebst dem neuen bremischen Gesangbuch 
und Beibehaltung 50 alter Lieder von Luther, Paul Gerhard u. a. 
eingeführt. Der Exorcismus tst abgeschafft. Die Dissidenten 
haben nun gleiches Recht mit den Polen. Ganze 14 Tage hat man 
durch unnützes Disputieren mit den Reformierten über die Ver- 
einigung die Zeit verderbet. Der König schickte eine Deputation 
und befahl, es solle jede Union ihre besondere Synode halten. 
Die Reformicrten gingen auseinander, machten durch Manifeste 
bekannt, es sei jetzt unmöglich etwas Gemeinnütziges abzufassen., 
und zogen sich dadurch die größte Ungnade des besten Königs zu. 
Die Lutheraner blieben noch vierzehn Tage beieinander, hielten 
nach dem Willen des Königs die erste allgemeine Synode, brachten 
die genannten wichtigen Punkte alle in Ordnung, erhielten eine 
neue Deputation von dem Könige mit der Versicherung einer ganz 
vorzüglichen Gnade und mit dem vielbedeutenden Ausdruck, 
kein Vater solle so für sein einziges Kind sorgen, als er wegen des 
bezeigten Gehorsams hinfort für die Lutheraner in seinem König- 
reiche sorgen wolle. 


Wie gefällt Ihnen diese Nachricht? Ich habe sie aus einem 
Briefe des H. Pastor Ringeltaube in Warschau, der im Oktober 
mit in Wengrow war. Unser Generalsenior Kopp ist in wichtigen 
Kommissionen noch in Warschau. Die Synodalakten sind daher 
noch unter uns ein Geheimnis. Sobald ich sie erhalte, werde ich 
sie Ihnen mitteilen. Die Texte auf den Dank- und Bettag dieses 
Jahres waren Jes. 52, 7—9 und nachmittags Ps. 16, 6 und 7. Über 
den ersteren predigte ich: ‚Die Stimme der Wächter zu Zion, die 


2) Schneider war als Generalsuperintendent nach Eisenach 
gegangen. 

*8) Vergl. Acta historico-ecclesiatica nostri temporis VII. 
534 fi., IN, 425—448, X, 216-232. Wotschke im Jahrbuche für 
Kirchengeschichte der Provinz Posen IV, S. 7r ff. 

Sa) Vergl. Wotschke, Zur Geschichte der lutherischen Ge- 
meinde Wengrow. Deutsche Blätter in Polen 1927, S. 507 ff. 
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da laut ruft: Es ist Friede, denn Christus hat uns erlöst.“ Über 
den anderen: „Wer Gottes Wort lieb hat, der geht auch gern in die 
Kirche.‘ Ich glaube zum Ziele getroffen zu haben. Noch habe ich 
die Acta vicht gelesen, wo meine Nachricht von dem äußeren Zu- 
stande der Evangelischen in Polen abgedruckt ist. Mein Mitteiler, 
der H. Pastor Helwig %8) in Ostrowo hält nicht Ordnung. Ich 
danke Ihnen verbindlichst für die ihr angewiesene Stellung. Es 
ist recht gut, daß meine Predigten, die ohnedies kaum unter die 
mittelmaBigen gehören, weil ich nur in der Flucht meditieren 
mußte, die Jenaer Rezensionen nicht empfunden haben. Solche 
lokalen Sachen verlieren sich nach und nach. Ich stehe noch an, 
ob ich es wagen darf, ein unvollendetes Manuskript Ihnen zu 
schicken. Ich will sehen, wie weit ich in acht Tagen, da dieser 
Brief erst abgeht, fortrücken kann. Es ist ein Kommunionbuch. 
Und wie wollte ich mich freuen, wenn ich durch Ihre gütige Ver- 
mittlung einen Verleger dazu erhielte! Ich wollte demselben selbst 
200 Exemplare für meine Gemeinde abnehmen, und Honorar 
möchte er mir für den Druckbogen nur zwei Taler geben. Weiter 
folgen hierbei einige Bogen von der Erklärung der Briefe Petri 
und acht Briefe über das Gesetzbuch. Ich werde jetzt das erste 
Mal den gütigst angewiesenen Weg über H. Korn in Breslau gehen. 
Nur seien Sie so gütig und antworten Sie mir bald, damit ich weiß, 
ob alles in Ihren Händen ist. Bis Ostern halte ich das Warten 
nicht aus. H. Archidiakonus Giese hat auch noch Sachen von 
mir an Sie bei sich.) Er schreibt mir nicht. Ich vermute daher 
gar, daß sie bei seinom Bruder in Züllichau liegen geblieben. Mein 
Leben kann immer noch ungedruckt bleiben. Der H. Primarius 
Geisler freute sich sehr über den erhaltenen Brief und wird seine 
Antwort hier beilegen. Wir brauchen in unserem Kreise einen 
Generalsubstituten. H. Stiftspredigers Weber Konfession habe 
ich noch nicht gelesen, viel weniger die kritische Geschichte der- 
selben. Das Geld will wegen der vielen häuslichen Ausgaben immer 
nicht zureichen, zumal da mir Gott im Juni zwei Söhne auf einmal 
geschenkt hat. Die Generalsynode vorigen Jahres ist reassumiert 
worden. Warum weiß ich nicht. Ihr Gutachten über unser Kirchen- 
recht habe ich noch nicht zu Gesichte bekommen. Ich habe die 
bezeichneten Stellen nachgeschlagen, und Sie werden in meinen 
Briefen die gemachten Anmerkungen darüber finden. Die Bo- 
Janowoer Observationen, die sehr kühn und weit eingreifend sind, 


”), Erasmus Benj. Hellwig aus Posen ließ in Halle den Akt 
der Deposition an sich vollziehen, dann sich am 8. Mai 177r in 
Leipzig immatrikulieren. Am 2. November 1775 wurde er vom 
Senior Kopp ordiniert. 


35) Görlitz, den 3. Januar 1782, Archidiakonus Giese an Schneider: 
„Ich übersende inliegendes Schreiben, das ohne Kuvert vor einigen 
Monaten von H. Pastor Bernhardt in einem Schreiben an mich 
im Einschluß zur Bestellung erhalten. Der gute Bernhardt über- 
schickte mir ein Manuskript Predigten und zwei Hefte, die seine 
Reise aus Polen nach Sachsen und aus Sachsen nach Polen be- 
schrieben mit dem Antrage, sie der Presse zu übergeben. Wir 
haben hier seit demAbzuge H. M. Marches nach Herrnhut keinen 
Buchhändler und mit auswärtigen bin ich nicht bekannt.“ 
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hat sich der Krongroßkanzler besonders ausgebeten. Der russische 
Gesandte Graf von Stackelberg hat den Geistlichen in Großpolen 
die besondere Gnade seiner Monarchin ankündigen lassen. 

Wie siehts jetzt aus mit der Streitsache des H. Weber. Möchte 
doch Goeze zu Hause bleiben! Ich dächte, er hätte noch über den 
Brocken wegen des zu Alkala gedruckten Textes, den ihm vor 
einigen Jahren H. D. Semler reichte, zu kauen und ihn wenigstens 
noch lange nicht verdaut. Hier in unserem lieben Polen ist alles 
ruhig. Die preußischen Herren vom Adel kaufen jetzt ansehnliche 
Güter in Polen. In meiner Nachbarschaft ist jetzt ein solcher sehr 
ansehnlicher Kauf im Wege. Nun muß ich aufhören, sonst ermüde 
ich Ihre Geduld. Jutroschin am Thomastage 1782. 


XXXI Von Geißler an Christian Wilh. Schneider. 

Beurteilen Sie mich nicht nach der langsamen Beantwortung 
Ihrer gütigen Zuschrift, die ich erst verflossenen späten Herbst 
durch den H. Pastor Bernhardt erhalten, der mir zugleich meldete, 
Sie hätten einen anderweitigen Beruf angenommen, den er mir 
noch nicht mit Gewißheit anzeigen konnte. Vor kurzem schrieb 
er mir, Sie wären nach Eisenach gekommen. Ich hoffe durch den 
Breslauer Buchführer H. Mejer, der die Leipziger Messe besucht, 
Gelegenheit zu bekommen, mich mit Ihnen künftig öfters schrift- 
lich zu unterhalten. Unsere kirchliche Verfassung in Polen ist 
noch sehr unordentlich, und da die meisten alten Geistlichen in 
Frieden den Rest ihrer Tage hinbringen wollen, so brauchen sie 
keinen Ernst, die Hindernisse zu heben und Gesetze zur Ordnung 
einzuführen. Der Ritterstand, der bei Besetzung der geistlichen 
Ämter vielen Einfluß hat, befördert die Wahl solcher Leute, die 
zu den hochadeligen Ansprüchen immer ihr untertänigstes Ja 
sprechen. Also werden die guten Absichten der redlich Gesinnten 
vereitelt. Ich bin deshalb nicht auf die Generalsynode nach Wengrow 
gereist, Ohnerachtet ich als Deputierter von Großpolen erwählt 
worden. Ich wäre doch überstimmt worden, und meine Reise hätte 
nichts genützt. Vielleicht zeigt uns die Zukunft bessere Aus- 
sichten. Das Kirchenrecht des H. Professors Scheidemantel ist 
der Verfassung unseres Vaterlandes in vielen Fällen nicht ange- 
messen. Daher hat der bürgerliche und geistliche Stand wider 
die Annahme dieses Buches protestiert. Der Ritterstand wollte 
es durchführen, und daraus entstanden Streitigkeiten, die noch 
nicht geendet sind. In Kleinpolen und Litauen sind Trennungen 
vorgefallen. Die Warschauer haben Klagen wider ihren Pastor 
H. Ringeltaube. Der ganze Prozeß ist gedruckt und die Sache 
kommt vor das königliche Gericht. So siehts in Polen aus. Wenn 
man Leute, und ob sie auch jung wären und nur den Kopf auf der 
rechten Stelle hätten, vor die alten untätigen hingestellt, wäre 
vielen Unruhen vorgebeugt worden. Wir müssen Gott bitten, 
daß er allen Unruhen steure und alle Herzen zu gewünschter Ein- 
tracht lenke, damit sie gemeinschaftlich das Wohl der kirchlichen 
Angelegenheiten in unserem Vaterlande besorgen... Zduny, den 
13. Januar 1783. 


XXXII Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 
Hoffentlich haben Sie das von mir im Dezember vorigen 
Jahres abgeschickte Paket, das ich den angewiesenen Weg über 
Leipzig habe gehen lassen, richtig erhalten. Es war darin r. der 
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erste Teil von meinen Briefen tiber das Gesetzbuch, 2. eine Er- 
klärung der Petrinischen Briefe, die ich noch nicht vollendet, 
3. ein Gratulationsschreiben de Thoma apostolo me pisteuonti und 
4. ein sehr langer Brief. Unterdessen bin ich in jenen Bricfen weiter 
fortgerückt. Sie erhalten also hierdurch über Frankfurt durch 
Einschluß bis Halle ı. des ersten Bandes erste und zweite Samm- 
lung der Briefe über das Kirchenrecht (die dritte Sammlung, die 
auch schon über die Hälfte fertig ist, wird den ersten Band be- 
schließen). 2. gemeinnützige Betrachtungen über die christliche 
Religionstheorie, erster Teil, die ich dem weimarischen Serenissimo 
zugeeignet habe und die ich ganz in Ihre treue Hände niederlege 
mit der Bitte, sie Ihrer Durchlaucht gelegentlich bekannt zu machen. 
Sollten: Sie durch Ihre gütigste Vermittlung in Eisenach, Weimar, 
Jena oder Leipzig keinen Verleger bekommen, so bitte ich das 
Manuskript an H. Prof. Salzmann’a) in Dessau mit eigener Empfeh- 
lung gehen zu lassen. Der Verleger kann mir das Honorar so wic 
für die Briefe nach Belieben bestimmen. 


Seit meinem letzten Bericht von unserer gegenwärtigen Reli- 
gıonsverfassung hören und sehen wir nichts von den Akten der 
Generalsynode. Vermutlich muß unser Generalsenior noch in 
Warschau sein. Nun bin ich in voller Erwartung Ihrer Antwort, 
um zu erfahren, ob Sie alles richtig erhalten haben. Wäre nicht 
möglich, daß meine umständliche Nachricht von der hiesigen alten 
und neuen Kirche besonders gedruckt würde? Zugleich über- 
schickte ich zum öffentlichen Gebrauch einen Brief von H. Pastor 
Pape. Der ausgestrichene Name aber darf nicht mitgedruckt 
werden. Ich bitte mir ihn zurück aus. Meine Antwort lege ich 
auch bei in der nämlichen Absicht. Nächstens werden Sie das Ende 
der Petrinischen Briefe und den zweiten Teil von diesen Betrach- 
tungen erhalten. In Breslau lasse ich drucken: ‚‚Indicem sermonum 
sacrorum in pericopas evangelicas habitorum una cum appendice 
observationum nostris temporibus accomodatarum autore Phileu- 
terio Polono‘. Von dem ich aber nicht weiß, ob es nächste Ostern 
herauskommen wird. Auch schicke ich nach Halle mit „Unter- 
haltungen mit Gott auf jeden Tag in der Woche nach D. Ernestis’§) 
Predigten in drei Abschnitten,“ welche beiden Schriften ich Ihnen 
zuschicken werde und mir dafür Ihre Bibliothek der Kirchen- 
geschichte gehorsamst ausbitte. Zwei Todesfälle haben wir in 
unserer Nachbarschaft erfahren. Zu Freihan in Schlesien starb 
den 7. Januar der H. Pastor Joppich. Er war in sechs Tagen ge- 
sund, krank und tot. Und zu Lissa der H. Diakonus und Kreis- 
senior Prüfer, ein ganz vortrefflicher Mann und schr guter Prediger. 
Durch ihn wurden alle Kommissionen besorgt. Ich sehne mich 
herzlich nach einem Brief von Ihnen. Bis Jubilate möchts wohl 
zu lange sein. Und die Breslauer Buchhändler lassen die Briefe 
gern verjähren. Durch H. Giese oder durch den H. Inspektor 
Weihe in Bunzlau könnte es am leichtesten geschehen. Ich habe 


ee 


a) Christ. Gotth. Salzmann (1744—1811), der bekannte 
Pädagoge, seit 1871 Religionslehrer am Philantropin in Dessau. 

76) Joh. August Ernesti (1707—1781), seit 1759 ordentl. 
Professor der Theologie in Leipzig. 
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jetzt die zwei ersten Bande Ihrer Actorum gelesen und viel gelernt. 
Ich empfehle mich bestens zu fernerem Wohlwollen. Jutroschin, 
den 28. Februar 1783.77) 


XXXIII Buchhändler Mich. Gröll an Christian Wilh. Schneider. 


Ich und meine Mitbrüder erkennen es mit dem größten Dank. 
daß Ew. Hochw. unsere Schriften Dero Acta historico-ecclesiastica 
einverleiben.’®) Es ist ber aller Verfolgung und Unterdrückung 
ein Trost für uns, daß sich unparteiische, rechtschaffene Männer 
finden, die sich unserer Sache annehmen. Denn außer Ew. Hochw. 
tut dieses auch H. D. Biisching“*a) auf eine recht ausnehmendeArt. 
Ich habe in Leipzig ein Manuskript hegen, das von dort Ew. Hochw. 
soll übersendet werden. Es sind Anmerkungen über das in Dero 
Actis weitläufig angezeigte Kirchenrecht des H. Prot. Scheide- 
mantel, die ich eben wollte drucken lassen. Diese können ganz in 
die Acta kommen. Für mich wollte ich gegen Erstattung der 
Druckkosten 200 Sonderabdrucke ausbitten. Ich werde mit 
mehrerem aufwarten können, das eine Aufnahme in die Acta ver- 
dient. Die so genannte Unparteiische Nachricht werde ich nach- 
senden.7*) Sie enthält die gröbsten Unwahrheiten. Es ist zu be- 
dauern, daB der Name unseres Königs darin so wemißbraucht 
wird... Warschau, den 27. Dezember 1783. 


XXXIV Buchhändler Mich. Gröll an Ch. Wilh. Schneider. 


Da es dem deutschen Publikum nicht anders als angenehm 
sein kann, die so gründliche Widerlegung des von den polnischen 
Provinzen noch nicht angenommenen Kirchenrechts zu lesen und 
die drei Privilegien eine öffentliche Bekanntmachung verdienen. 
auch alle Käufer des Kirchenrechts die Widerlegung desselben 
mit Begierde kaufen werden, so wird es ganz gut sein, wenn der 
Abdruck davon bis zur kunftigen Ostermesse befördert wird. 
Beiliegend habe ich die Ehre, die so genannte Unparteiische Nach- 
richt, bei welcher unsere grausamen Verfolger und Lästerer den 
Namen unseres besten Königs so sehr gemißbraucht haben, zu 
übersenden. Gegen dieses mit Unwahrheit überstopfte Buch. 
welches zur Richtschnur für die lutherischen Gemeinden dienen 
soll, hat das jetzige Kirchenkollegium unter dem 30. Dezember 
1783 ein Memorial übergeben, worin es auf das bescheidenste 
vorgestellt, daß es dieses Buch. ohne Ehre und Gewissen zu ver- 


7) Vergl. die Briefe vom Januar und Februar 1783 aus War- 
schau, Acta hist. eccles. n. t. VIH, 425 -827. 

*8) Vergl. Urkunden und Nachrichten betreffend die bis- 
herigen MiBhellivkeiten unter den Dissidenten in Polen, besonders 
unter den Vorstehern und Gliedern der lutherischen Gemeinde zu 
Warschau. Acta hist. eccles. n. t. IN, 507 - 3540, 590 -- 703, 757 — 
843, 934 - 1080. 

a) Anton Friedrich Büsching (1724 1793), Oberkonsisto- 
rıalrat und Direktor des Grauen Klosters zu Berlin, bekannter 
\ıtelschreiber. 

*#) Die Unparteiische Nachricht hat Schneider veröffentlicht 
Acta X, 385 441, 550-604, 713- 750. 
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letzen, nicht annehmen könne.?®) Ich lasse jetzt den ganzen Akt 
hierüber, den ich in authentischer Kopie vor mir habe, abschreiben 
und werde ihn nächstens senden. Vielleicht kann es noch dem 
bis zur Messe herausgegebenen Stück der Acta zu Ende einverleibt 
werden. Wir haben die ganze Kommission wegen ihrer abgefaßten 
Konklusion, welche in der Kirchenverwaltung S. 129— 146 stehet, 
in das königliche Assessorialgericht geladen, auch den Oberst von 
Königsfels #!) und die Druckerei der Piaristen, den Verfasser der 
Unparteiischen Nachrichten anzuzeigen. Unsere Gegner haben 
wegen des dagegen eingelegten Manifestes, das in der Kirchen- 
verwaltung S. 149— 169 steht, den Deputierten, von dem es gelegt 
worden ist, vorgeladen. Diese Sache wird im nächsten Monat 
vorkommen. Ihren ersten Anfall auf uns haben wir vorgestern 
in diesem höchsten Gericht, in welchem die von uns gemachten 
Vorladungen als legal erkannt worden sind, glücklich abgewendet. 
Über die Unparteiische Geschichte und über die Unparteiische 
Nachricht hat H. D. Büsching mit seiner bekannten unparteiischen 
Freimütigkeit in den geographischen Nachrichten seine Gedanken 
geäußert und versprochen, noch umständlicher sich darüber heraus- 
zulassen. H. Pastor Cerulli hätte allerdings besser getan, wenn 
er sich in die Umstände gefunden hätte. Den Abend noch vor 
seiner Abreise nach Dabno ging noch in die Sitzung zu meinen 
Kollegen und ermahnte sie, ihm Vorstellung dieserhalb machen 
zu lassen. Es wurden auch zwei Glieder des Kirchenkollegiums 
an ihn deputiert, denen er das Nachgeben versprach. Unglück- 
licherweise aber blieb er bei seiner Meinung. Das Strafdekret 
konnte so wenig an ihm als an uns vollzogen werden. Uns be- 
treffend gestattete es die Regierung nicht, und er wurde nach 
Niemirow in der Ukraine in der Wojwodschaft Braclaw als Pastor 
berufen, woselbst er sein Amt sowohl bei den Lutheranern als 
Reformierten mit beiderseitiger Zufriedenheit verwaltet. Die 
Gemeinen haben sich cum politicis vereiniget und von jeder Kon- 
fession zwei Personen zu Ältesten gewählt. Wegen des zu ver- 
anstaltenden Abdrucks der Anmerkungen werde zu niemandem 
sprechen, wo sie gedruckt und durch wen sie dazu befördert sind. 

Ich bın auf den Kontrakten in Dabno gewesen und krank vor 
acht Tagen zurückkommen, habe auch bis heute noch Arznei 
nehmen müssen. Die Unparteiische Geschichte und die Unpar- 


%) Das unruhige Warschauer Kirchenkollegium (Jannaschi, 
Neumann, Scherni, Böttger und Fischer) richtete am 30. Dezember 
1783 einen Protest an den König. ‚Das auf Ew. Maj. Befehl und 
Kosten gedruckte Buch, Unparteiische Nachrichten’ ist uns zur 
Einverleibung ins Archiv von dem Konsistorium eingehändigt, 
Ingleichen hat es der Senior H. Peter Tepper erhalten, daß es zur 
Verewigung der Schande unserer ausgesöhnten Mitbrüder unter 
das Kreuz der Kirche gelegt werden soll. Erlauben Ew. Maj., daß 
wir beides bis nach der masurischen Partikularsynode ablehnen‘. 
Trotz einer Mahnung des Konsistoriums vom 18. Februar 1784 
zum Gehorsam blieb.am 24. Februar das Kirchenkollegium bei 
seiner Stellung. 

8) In einem Schreiben an die Synode zu Sielec (Juni 1781) 
hatte der Oberst von Königsfels sein Seniorat niedergelegt. Acta 
VHI, 289. Vergl. auch IX, 1028. 
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teiische Nachricht haben einerlei Verfasser. In beiden herrschen 
Widersprüche, obschon sie beide in ein Buch zusammengeschmolzen 
sind. Die 200 Exemplare von den Anmerkungen kann H. Witte- 
kind eingepackt an H. Härtel ın Leipzig abgehen lassen. 


XXXV Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Wie schr bedaure ich, daß meine Manuskripte nicht nur so 
lange unterwegs verweilet, sondern vorzüglich, daß sie Ihnen auch 
so viel unnötiges Porto verursacht haben. Und das erfuhr ich 
erst letzte Ostern, da mein Bruder in Saalfeldt mir Ihre geehrteste 
Zuschrift an ihn mitschickte. Indessen ists mir doch lieb, daß 
sie nun in Ihren so treuen Händen sind. Sie meinen wohl, daß es 
nun mit den Briefen über unser Gesetzbuch zu spät sein möchte. 
Ich sollt es aber kaum glauben. Denn bis dato ists wenigstens ın 
Großpolen noch nicht endgültig angenommen. Es sind auch gegen 
die zweite Auflage eben so viele Einwendungen aufs neue ein- 
geschickt, z. T. davon die vorzüglichsten gedruckt und mit sehr 
vielem Beifall aufgenommen worden. In Warschau siehts auch 
jetzt wieder sehr unruhig aus. Die abgesetzten Kirchenältesten 
haben den Generalsenior Kopp, den Grafen von Unruh ®) und 
H. von Kaufmann wegen offenbarer Parteilichkeit vor dem collegio 
mixto zu Warschau öffentlich verklagt. Sie wurden zitiert, er- 
schienen nicht, und jeder wurde zur Erlegung einer Strafe von 
65 Dukaten verurteilt und ihnen anbefohlen, daß sie sich bis nach 
ausgemachter Sache aller Amtsverrichtungen ganzlich enthalten 
sollten. Glauben Sie daher sicherlich, daß es bis zur allgemeinen 
Annahme des Gesetzbuches noch gute Zeit haben wird. Befinden 
Sie es folglich noch für gut, meine Briefe ın Verlag zu geben, so 
bäte ich nur, daß Sie jede Namensanzeige durch einzelne Buch- 
staben, auch versteckte auf dem Titel gänzlich ausstreichen ließen, 
Ich wollte die folgenden alsdann sofort nachschicken. Hier weiß 
es niemand, daß ich sie geschrieben, und es würde auch niemand 
auf mich raten. Jetzt gehen unsere Häupter alle wieder nach 
Warschau. Von einem Konvent und Synode, dazu es schon 
längst wieder Zeit wäre, hört man noch gar nichts, und eben dies 
beweist, daß es mit dem Gesetzbuche noch gewaltig hängt. Unser 
Kreis hat sich auf der letzten Synode zu Fraustadt dagegen im 
Grod manifestiert, davon ich Ihnen, wenn Sie es verlangen, eine 
Abschrift senden kann. Dasselbe haben auch andere Kreise getan, 
und alle in Großpolen bestehen darauf, es solange nicht anzu- 
nehmen, bis es die nötige Abänderung erfährt. 


Vor die in den 68. Teil der Actorum geschehene Einrückung 
meiner umständlichen Nachricht von der hiesigen Kirche 8) danke 
ich Ihnen ganz gehorsamst. Sie hat hier überall Beifall erhalten. 
Daher will Ihnen zu eben diesem Gebrauch noch zwei Beilagen 
zuschicken, davon wenigstens die erste wichtig sein wird. Und 
hier ists, wo ich Sie recht angelegentlich bitten wollte, daß Sie 
doch die väterliche Sorgfalt über sich nehmen und den besonderen 
Abdruck dieser umständlichen Nachricht unter meinem Namen 

8) Alexander von Unruh (1726-1806), Erbherr auf Karge, 
1764 Amtshauptmann von Hammerstein, 1790 Generalmünzdirektor. 

83) Umständliche Nachricht von der Kirche zu Jutroschin 
Acta hist. eccles. n. t. IX, 425—448. 
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und, wenns sein muß, auch auf meine Kosten nebst den beiden 
Beilagen besorgen möchten. Ich denke nicht, daß der Druck 
derselben mir viel über einen Dukaten kosten sollte, und den würde 
mein Bruder in Saalfeld gern für mich einstweilen auslegen, und 
ich würde meinen Kirchkindern damit nicht nur eine sehr große 
Freude machen, sondern auch leicht wieder zu meinem Gelde 
kommen. Ich weiß, daß, wenn es tunlich ist, Sie mir die Bitte 
nicht abschlagen. Ich schicke diesen Brief mit Einschluß an H. 
Archidiakonus Giese bis Görlitz und werde auch noch vier Groschen 
beilegen, damit er wenigstens bis Leipzig frei geht. Vergeben 
Sie mir, daß ich Ihnen letztens so viele Kosten verursacht. Ich 
will Ihnen in die Acta dafür auch recht viele Beiträge liefern. 
Wüßte ich, daß Sie nach Frankfurt a. O. korrespondieren, so er- 
suchte ich Sie, Briefe für mich an den dortigen H. Inspektor Löffler 
zu senden. Auch hat sich H. J. Friedrich Korn, der Altere, in 
Breslau erboten, alle Briefe und Pakete in Leipzig an sich zu 
nehmen und zu besorgen. Vielleicht fügt es Gott, daß ich Ihnen 
bald näher komme. Wegen meiner heranwachsenden drei Söhne 
wünschte ich es wenigstens recht sehr. Ihre Bibliothek habe ich 
zweimal hinter einander gelesen, um wo möglich recht viel daraus 
zu behalten... Jutroschin, den 29. Mai 1784. 


XXXVI. Gröll an Christ. Wilh. Schneider. 


Ew. Hochw. sehr Schätzbares unter dem 3. Maid. J. ist mir 
sehr spat aus Leipzig in einem Pack gesandt worden. Unter dieser 
Zeit kam des H. Konsistorialrats D. Biisching Werk 8!) heraus, 
welches das wahre und hauptsächlichste von unseren unseligen - 
Streitigkeiten enthält, wozu das 23. Stück seines Wochenblattes 
von diesem Jahre dienet. Ich bin bald darauf nach Litauen gereist, 
wo ich noch bis Ende dieses Jahres diese Wochen bleibe, und so 
unterblieb eine Antwort. Jetzo, da ich Ihnen den beiliegenden 
Abdruck eines Aktes der auf diesem nun geendigten Reichstage 
geschlossenen Konstitutionen zum besten der ev. Gemeinden 
Augsburger‘ Konfession senden kann, der zum Beweis dienet, 
daß die Reichsstände die Bürger nicht wollen unterdrücken lassen, 
halte ich es für Pflicht, mich der schuldig gebliebenen Antwort 
zu entledigen, und lege zugleich das Attestat bei, das uns die Gemeine 
in einer den 11. Mai gehaltenen Versammlung öffentlich erteilt 
hat. Da unsere Verfolger und ungerechten Richter, die Herren 
Kommissare der sogenannten Synodalkommission, merken können, 
daß dieser Akt nicht nur zu unserer Rechtfertigung, sondern auch 
zu ihrer Beschämung und der Gewinnung des Prozesses dienen 
kann, auch da wir schon ein Kondemnat über sie erhalten haben, 
weil sie sich nicht trauten, sich mit uns zu richten, so haben sie 
sich bei dem russischen Gesandten die zwei drohenden Noten an 
den conseil permanent ausgewirkt, worauf dieser die Resolution 
gab, wie in der Hamburger Zeitung stehet, daß die Synodal- und 
Konsistorialdekrete mit Hilfe des brachii militaris sollen aus- 


_ M) Neuste Geschichte der Evangelischen beider Konfessionen 
ım Königreiche Polen von 1768—1783 nebst der besonderen Ge- 
schichte der lutherischen Gemeinde in Warschau. Halle 1784. 
Steht auch im 18. Teil des Büschingschen Magazins. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1928. S 
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geführt werden. Und dieses ist es, was durch die jetzige Kon- 
stitution (sie liegt hier bei und kann wie der Rechtfertigungsakt 
in die Acta hist. eccl. kommen) wieder aufgehoben worden ist. 

Die Unparteiische Nachricht ist weder von unserer Gemeine 
noch von einer anderen angenommen worden. Die damals durch 
H. Härtel übersandten Schriften bitte ich durch diesen mir wieder 
aus, da die Anmerkungen schon in der Biischingschen Schrift 
stehen. In der Sache des Freiherrn von Mortczini 8) habe ich 
noch keine völlige Aufklärung bekommen. Ich habe die parteiische 
Schrift wider ihn gelesen, die der Prof. Kraus in Königsberg hat 
drucken lassen, und nun habe ich auch hier seine Verantwortung 
darauf bekommen. Ich denke dabei so. Der Freiherr möchte be- 
schaffen sein wie er will, so ist doch die Gemeine zu Kauen zu 
gewaltsam behandelt worden und das durch eben die Bürgerunter- 
drücker und Verfolger, Herrn Friese und dergleichen. Dieser Mann 
ist von Geburt weder Bürger noch Edelmann. Sein Vater der 
Hofrat, seit 1775 von Friese,**) Korrespondent des hamburgischen 
unparteiischen Korrespondenten, hat ihn, da er noch in Warschau 
informierte, außer der Ehe gezeugt. und seine Mutter hat ihn an 
keinem allzu reinem Orte heimlich zur Welt gebracht.. Dieser 
Mensch ist nun die Plage so vieler rechtschaffenen Leute worden, 
hat, was noch ärger, seinen König und Herrn hintergangen und 
das Band der Einigkeit, womit die Dissidenten beider Konfessionen 
200 Jahre lang vereinigt waren, zerreiBen helfen. Der Freiherr 
hat ihn auf diese Art nun Öffentlich bekannt gemacht. Er hat 
sein wahres Porträt geliefert. Was der Kabinettssekretar an uns 
begangen hat, ist abscheuenswert. Er hat ın unserem Namen 
eine Bittschrift aufgesetzt, die wir hätten sollen dem Könige über- 
geben. Diese hat er uns nicht vorgezeigt, und wo er es getan hätte. 
so konnten wir, ohne uns selbst anzuklagen, sie nicht annehmen 
und dem Könige übergeben. Und er ist doch so unverschämt ge- 
wesen und hat in der sog. Unparteiischen Nachricht geschrieben, 
wir wären schon bereit, sie dem Könige zu übergeben, und sie auch 
in den Beilagen zu dem ganzen Lügengewebe mit abdrucken lassen. 
K's ist wahr, er ist zweimal bei mir gewesen, mich zu bereden, 
daß wir uns durch cine Bittschrift dem Könige unbedingt unter- 
werfen und um Verzeihung bitten sollten. Ich hatte ıhm aber 
geantwortet: „Sagen Sic dem Könige, der mich persönlich so viele 
Jahre lang kennt und weiß, was ich zum Besten der Nation und 
seines Throns unternommen habe, daß ıch bereit bin, Gut und 
Blut für ihn zu lassen, aber für Handlungen um Verzeihung zu 
bitten, die wir nicht begangen haben, wäre eine Unmöglichkeit. 
Denn so bald wir dieses täten, würden wir uns alles dessen schuldig 
machen, wessen man uns fälschlich beschuldigt hat. Ganz gewiß 
hat er dieses S. Maj. nicht gesagt. Wie hätte er sonst die Bitt- 
schrift können drucken lassen? Der General Goltz und der Graf 
Unruh waren hier in Grodno. Sie haben aber das nun schon wieder 


- 


85) Uber diesen geistlichen Abenteurer vergl. Acta hist. eccles. 
n. t. N, 305- 370 und Wotschke, Niedersächsische Mitarbeiter 
an den Acta. Zeitschrift für medersachstsche Kirchengeschichte 
1927. >. 50. 

86) Von diesem Hofrat Christian Gottheb von Friese erschien 
1786 in Breslau der erste Teil seiner Kirchengeschichte Polens. 
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neu gedruckte Kirchenrecht nicht zum Vorschein gebracht und 
durch die Konstitution sind sie auBer Stand gesetzt worden, die 
projektierte allgemeine Kasse zustande zu bringen. Grodno, den 
15. November 1784. 


XXXVI. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Beinahe weiß ich es selbst nicht mehr, wie lange es schon her 
sein mag, daß ich die Ehre gehabt habe, an Ew. Hochw. zu schreiben. 
Als ich vorm Jahre meine Briefe über unser Gesetzbuch durch 
Ihre sorgfältige Güte wieder zuriickerhielt, da plagte mich die 
Hypochondrie so sehr. daß ich ein ganzes Jahr hindurch keine 
Feder in die Hand nahm. Jetzt bin ich von diesem fürchterlichen 
Übel frei, und da ich auch in kränklichen, Umständen nicht auf- 
gehört habe, auf öffentliche Religionsbegebenheiten in unserem 
Lande aufmerksam zu sein, so eile ich, um die davon gesammelten 
zuverlässigen Nachrichten Ihnen sogleich mitzuteilen. Da dies 
aber außer der Messezeit geschieht, werden Sie mir es gütigst 
vergeben, wenn der Einschluß einiges Porto verursacht. Ich denke, 
der Inhalt desselben wird den Verleger der Acta schadlos genug 
halten. Sie sınd so gütig gewesen und haben mir drei Stücke von 
diesem gemeinnützigen Buche zum Geschenk zugeschickt. Ich 
danke dafür ganz gehorsamst. Könnte ich denn nicht nächste 
Messe durch einen Breslauer Buchhändler die neusten Bände 
davon um halben Preis erhalten? Ich wollte das davon Geschenkte 
gewiß durch wichtige Beiträge zu verdienen suchen. Noch in 
diesem Monat habe ich meinem Bruder in Saalfeld #°) eine kurze 
Nachricht von unserem neusten Religionszustande zugeschickt 
und ihn ersucht, sie Ihnen durch die nächste Gelegenheit zu über- 
senden. Ich weiß aber nicht, ob es schon geschehen ıst. Aus der 
jetzt folgenden ziemlich starken Beilage werden Ew. Hochw. 
ersehen, daß ich noch mit dem aufrichtigsten Herzen an Ihre 
öffentlichen schriftlichen Arbeiten denke und daß es mir wenigsten 
nicht am guten Willen fehlt, meinen Beitrag dazu so Interessant 
wie möglich zu machen.®®) Erst gestern verrichtete die Visitations- 
kommission ihren hohen Auftrag bei meiner Kirche. Untersuchung 
der Kirchen- und Beichtbücher, der jährlichen Rechnungen, der 
der Kirche gehörenden Sachen, Nachfrage wegen des gegenseitigen 
Verhältnisses der Gemeinde mit ihrem Pastor, Besorgung des 
kirchlichen Wohls in bewirkter Auslösung der Pfarrgelder, Be- 
suchung der Schule machte das ganze wichtige Geschäft der- 
selben aus, das sie bei uns unentgeltlich verrichtete. 


8%) Saalfeld, den dritten Epiphaniassonntag Archidiakonus 
Bernhardt: ‚Bald nach Eingang des mit den Actis an mich be- 
förderten Jutroschiner Briefs lief ein anderer ebendaher ein, der 
zwar früher datiert, aber vermutlich auf der Post ırre gegangen 
war, dessen Beilagen, die polnischen Dissidentenirrungen be- 
treffend, für Sie bestimmt sind. Vermutlich wird mein Bruder 
mit seinen Nachrichten zu spät kommen. Denn wie ich aus den 
Actis sehe, haben Sie ganz andere und frühere Quellen, aus denen 
Sie schöpfen. Er muß auch nicht wissen, was H. Büsching davon 
bekannt gemacht hat." 

88) Vergl. Religionsneuigkeiten aus GroBpolen in Auszügen 
aus Briefen. Acta hist. eccles. n. t. XI, 484-- 506. 
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Noch darf ich nicht vergessen, daß die Dissidenten auf dem 
Reichstage zu Grodno 1784 das große Vorrecht erhalten haben, 
alle Widerspenstigen oder die, die kirchlichen Abgabe nicht ge- 
hörig entrichten, durch obrigkeitliche Gewalt und auf den Tall, 
daß diese nicht zureicht, durch militärische Exekution zum Gehor- 
sam bringen zu lassen. Erst ganz neulich hat man davon in einem 
anderen Kreise eine Probe erhalten. Ein Adliger wollte den zitierten 
Pastor nicht in das Konsistorium reisen lassen. Er wurde zu 
6000 M. Strafe und zu sechswöchentlichem Sitzen im Turm ver- 
dammt, und der Prediger mußte in der Nacht flüchtig werden, 
sonst wäre er den ‘Tag darauf durch Soldaten aus dem adlıgen 
Schloß abgeholt worden. In unserem Kreise hat der Pastor 
Haschke #9) zu Koschmin auf der letzten Synode wegen seines 
außerordentlich schlechten Betragens seine Entlassung erhalten. 
Der Pastor Marggraf zu Szernewow 9%) ist seiner Entlassung sehr 
nahe. Seine ganze Gemeinde erschien auf der letzten Synode 
wider thn klagbar, beschuldigte ihn, daß er niemals studiere, offen- 
bare Irrtümer auf der Kanzel vortrüge und einen schlechten Wandel 
führe. Auf der Synode gab er selbst durch seine Verteidigung 
das größte Ärgernis. Eine Kommission wird in diesem Monat 
sein Schicksal entscheiden. Doch ich schreibe Ihnen wohl schon 
zu viel... Jutroschin, den 18. November 1785. 


XXXVIIJ. Gröll an Christ. Wilh. Schneider. 


Wenn der hiesige gedungene Korrespondent des hambur- 
gischen unparteiischen Korrespondenten, einer von den hiesigen 
Edelleuten, die keine Possession haben, die man also mit dem so- 
venannten leonischen Adel ‘vergleichen kann, was in der letzten 
Synode hier vorgegangen ist, was auf seine verwirrten Vermutungen 
sich gründet, vorstellet, so werden Ew. Hochw. aus der Anlage 
selbst sich von dem überzeugen können, was die vier und nicht 
zwei Gemeinden von dem Könige und dessen immerwährendem 
Rate zu ihrer Sicherheit zu erlangen suchen.?!) Da diese Synode 
so illegal gehalten worden ist als die einseitige Generalsynode zu 
Wenerow 1782, so wird sie eben so wenig anerkannt als diese. Es 
ist wahr, man sucht jetzt die Irrungen durch einen Vergleich zu 
heben. Kommt man aber da nicht überein, so bleiben die bürger- 
lichen Gemeinden bei ihrer Bitte an den Conseil. H. Ringeltaube, 
der Anfänger und bis zu seinem Abzug Unterhalter der Unruhe 
in der Gemeine, ist den 15. dieses nach Oels abgefahren. *) Noch 
in der Synode war er so dreist zu erklären, die Gemeine wäre 
geteilt, da er doch nicht mehr als 25 Leute noch auf seiner Seite 


89) Joh. Traugott Haschke aus Marklissa, seit dem 5. Dez. 
1766 Student in Leipzig, am 9. Oktober 1783 vom Senior Kopp 
für Koschmin ordiniert. 

90) Martin August Marggraf aus Schwiebus, am 16. April 
1776 ordiniert, 1779 Pastor in Wreschen, 1782 in Schwarzenau. 

21) Vorstellung der vier ev. Gemeinden in Warschau, Golen- 
dzinow mit Prag, Wengrow und Neuhof an den König und immer- 
währenden Staatsrat Acta hist. eccl. n. t. XI, S. 442—483. Des 
Königs Antwort vom 3. Januar 1786 XI, S. 631 —634. 

%) Breslau, den 12. September 17860 Hieronymus Scholtz: 
„Auf H. Ringeltaube ist bei seinem Abzuge aus Warschau ein 
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hatte, unter denen die unbedeutendsten aus der Gemeine sich 
befanden. Diese haben ihm auch das Geleit gegeben. Ich bitte 
die Vorstellung, die hier kommt, den Actis einzuverleiben... 
Warschau. den 22. November 1785. 


XXXIX. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Vermutlich werden Ew. Hochw. mir die Freude machen, bei 
der nächsten MeBgelegenheit mich wissen zu lassen, ob mein letztes 
Paket, das ich vor drei Wochen an Sie abgehen ließ, in Ihre Hände 
gekommen. Ich hoffe, daß die überschickten Nachrichten ange- 
nehm gewesen sind. Ich habe aber noch nicht gefunden, daB Sie 
davon Öffentlichen Gebrauch gemacht hätten. Seitdem habe ich 
den ersten Band von meinen Beiträgen zur polnischen Kirchen- 
geschichte geschrieben, davon ich Ihnen das erste Stück zu über- 
reichen die Ehre habe. Ich wünschte freilich, daß sich dazu durch 
Ihre gütigste Vermittlung ein Verleger finden möchte. Sollte das 
aber nicht sein, so werden Sie am besten entscheiden können, 
ob diese Beiträge für Ihre Acta zweckmäßig genug sind. Für deren 
Abnahme dürfte keinem Verleger bange sein, weil ich selbst schon 
die Subskription auf hundert Exemplare in Händen habe. Die 
beiden anderen Stücke des ersten Bandes sind noch jetzt in den 
Händen des H. D. Büsching in Berlin, dessen neuste Geschichte 
der Dissidenten in Polen den Hauptinhalt derselben ausmacht. 
In Absicht des ersten Stücks riet er mit selbst, daß ich es Ihnen für 
die Acta einschicken sollte. Ich gehe deshalb den mir vor einigen 
Jahren vorgezeichneten Weg und schicke das Manuskript an die 
Reichische Buchhandlung in Leipzig, durch die es sicher zu Ihnen 
kommen wird. 


Von unseren gegenwärtigen Unruhen und Gährungen ver- 
here ich nicht gern ein Wort.”) Die nächste Synode ist vereitelt 
worden. Man hat schon in und außer deın Bojanowoer Kreise 
außerordentliche Konferenzen und Konvente gehalten, alles zu 
dem Ende, daß der Bürgerstand in Großpolen seinen eigenen 
Gencralsenior haben soll, daß ein anderes Konsistorium errichtet, 
cin anderer neuer geistlicher Generalsenior an Gerlachs *%) Stelle 
erwählt werden soll. Der Ritterstand will hier Prediger beschul- 
digen, daB sie die Verfasser von Manifesten wider denselben wären. 
Sarne, ein kleiner Ort unweit Rawitsch, baut eine evangelische 
Kirche und hat sich alles im Grod zu Kosten bestätigen lassen. 
Nun stehen also in einer deutschen Meile drei Kirchen. Eine selt- 

ame IL JEMUnE in Polen. Koschmin gehet ein und die Kirche 


häßliches Gedicht verfertigt und geschrieben herumgegangen. 
Aus der ersten Strophe kann man auf die übrigen schließen: 
Erhebet eure Stimm, singt Freudenlieder! 
Der Zänker zieht nunmehro von euch wieder, 
Der Friedensstörer, der euch wollt verkaufen. 
O laßt ihn laufen‘! 

$3) Vergl. die Beschlüsse der Lissaer Konferenz vom 7. und 
8. März 1786. Acta XI, 1049 — 1000. 

“) Auf der Fraustadter Provinzialsynode hatte Kopp das 
Seniorat niedergelegt. An scine Stelle war der Fraustadter Pastor 
Christian Balthasar Gerlach gewählt worden. Schon am r. April 1788 
starb cr. 
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kommt nach Doberschütz. Krotoschin nahe an Zduny bekommt 
auch eine Kirche. Außerlich wächst also das Reich Gottes, aber 
desto mehr nımmts innerlich ab, selbst unter denen, die es bauen 
sollten. Sie sind fast alle wider einander. Es fehlt an Subordination 
und wie überhaupt in Polen an guter Ordnung. Soll ich mehr 
schreiben? Es sei genug mit diesem Fragment. Wollen Sie es ohne 
meinen Namen einrücken, so sei es darum. Es wird noch mehr 
wahr werden, als man befürchtet hat, daß es eintreffen möchte. 
In Warschau hat man nach dem neuen evangelischen Prediger *'a) 
schon zweimal in den Wagen geschossen. Woie sicher können Sie 
in dem lieben Thüringen gehen und fahren. Unser Senior Jakobi’>) 
wird auf dem nächsten Konvente sein Seniorat niederlegen. Hier 
an der schlesichen Grenze leben wir noch am ruhigsten. Der Kreis 
will zwar, die Prediger sollen sich mit dem jetzigen Konsistorio 
und Generalsemor gar nicht befassen, aber nur die Widriggesinnten 
richten sich danach. Seien Sie doch so gütig und antworten Sie 
mir einmal über Saalfeld. Ich wollte mir gern che neusten Bände 
von den Actis anschaffen, ich warte aber immer noch auf Antwort 
aus ihrem Verlage. Gönnen Sie mir ferner Ihre Gewogenheit. 
Jutroschin, den 27. März 1786. 


XL. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 

Ich sende einen neuen Beitrag, von welchem Sie den besten 
Gebrauch zu machen wissen werden. Die Acta nostri temporis 
wären mir vor einen l.ouisdor nicht zu teuer, aber der Verleger 
hat sich noch nicht erklärt. Vergessen Sie mich giitigst nicht. 
Den 30. d. M. ist Synode in Fraustadt. Der Bojanowoer Kreis 
will den Plan erst dazu vorgelegt wissen, damit ein jeder Prediger 
sein Gutachten darüber sagen könne. Auf unserem Konvente 
hat der alte H. Pastor fakobı zu Rawitsch sein Seniorat nieder- 
gelegt. Der H. Primarius von Geisler in Zduny ist also nun allein 
Senior. Der Kreis soll nun der Zdunver heißen. Die Deputierten 
des Kreises auf die nächste Synode sind der H. Diakonus 
Schneider in Rawitsch und der H. Pastor Brühschwein in Görchen. 
Sonst ist bei uns noch alles ruhig. Daß dem Generalleutnant von 
(soltz gelungen sein sollte, durch den russischen Botschafter dem 
Bürgerstand das Stimmrecht auf den Svnoden abzusprechen, 
davon wissen wir in Großpolen noch nichts. Der Zdunyer wird 
sichs mit dem Lissaer gewiß nicht absprechen lassen... Jutroschin, 
den 23. August 1780. 


XLI. Gröll an Christ. Wilh. Schneider. 

Ew. Hochw. sehr schätzbare letzte Zuschrift habe ich seiner 
Zeit erhalten. Ich bin aber seitdem verschiedene Male verreist 
gewesen, und noch dazu erhielt ich sie in der Ukraine. Jetzt habe 
ich die Ehre, Derselben mit der Beilage zu dienen. Sie enthält 
die Aktenstücke der Unterhandlungen des H. General Goltz und 
des Grafen Unruh mit den Deputierten der hiesigen Gemeinde 
in dem Palais des russischen Gesandten unter dem Vorsitze des 
Fürsten Wojewoden von Posen August Sulkowski, die sich frucht- 
los zerschlagen haben unter dem Vorwand der obgedachten zwei 


4a) Karl Lad. Gummerich, am 14. März 178+im Breslau ordiniert. 
», Joh. Gottfried Jakobi aus Zaborowo, seit dem 8. Mai 
1732 Student in Leipzig, 1744 Pastor in Ülbersdorf, 1748 in Rawitsch. 
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lierren, denn sie sagten, sie hätten von dem Ritterstand keinen 
Auftrag, sich in Unterhandlungen einzulassen, sie könnten also 
«las Verhandelte nicht unterschreiben... Warschau, den 14. März 


BT, 


XLII. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Wenn ıch mit dieser Ostermesse keine Briefe von Ew. Hochw. 
bekomme, so weiß ich nicht, was an dem langen Stillschweigen 
schuld sein mag. Ich habe schon im vorigen Jahre Beiträge zur 
polnischen Kirchengeschichte eingeschickt. Ich weiß aber noch 
nicht, ob Sie dieselben erhalten haben. Sollten Sie in Weimar 
keinen Verleger gefunden haben, so haben Sie doch die Gewogen- 
heit, und schicken Sie mir sie über Breslau zurück. Ich kann sıe 
in Frankfurt a. O. gedruckt bekommen. Hier ist alles ruhig, nur 
bei mir nicht. Der hiesige Propst treibt die Proselytenmacheret 
aufs ärgste. Erst im März mußte ich mich, von ihm verklagt, 
persönlich im Konsistorio verteidigen, und jetzt will er mich im 
Grod verklagen. Ich bin.des Seufzens müde und wünschte einen 
Ruf anderswohin jetzt sehnlicher als je. Sollten Ew. Hochw. 
meiner bei dieser Messe vergessen haben, so bitte um Ihre nächste 
Zuschrift an meinen Bruder, den Archidiakonus in Saalfeld, durch 
den Sie auch diesen Brief erhalten werden. Ich habe lange keine 
Acta gelesen, hoffe aber heut den neusten Band aus Militsch zu 
erhalten. Wird H Stiftsprediger Weber in Weimar sein Ver- 
sprechen halten und Luthers Schriften herausgeben? Ich habe 
an ihn geschrieben, aber keine Antwort erhalten. Gern, gern 
schrieb ich mehr, wenn nur alle unsere kirchlichen Neuigkeiten 
nicht recht eigentlich lokal waren... Jutroschin, den 28. April 

737. 


XLIII Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Wäre ıch von der mir geschenkten Gewogenheit Ew. Hochw. 
nicht so fest überzeugt, und hätte ich davon nicht schon so viel 
sichere Beweise und schriftliche Zeugnisse in Händen, so müßte 
ıch fast glauben, daß Sie mich ganz vergessen hätten, weil ich 
gar nicht mehr so glücklich bin, einen Brief vonthnen zu erhalten. 
Und doch klopft mir mein Herz, wenn ich das denken soll. Ich 
habe in diesem Jahre franco Waldau Beiträge zur polnischen 
Kirchengeschichte an Sie eingeschickt; ich weiß aber noch nicht, 
ob sie bis zu Ihnen gekommen sind. Indessen habe ich in Frank- 
furt a. O. einen Verleger dazu gefunden, und es wäre mir sehr 
lieb, wenn Ew. Hochw. so gütig wären, und sie mir durch meinen 
Bruder, den Archidiakonus in Saalfeld, wieder zurückschickten. 
Eben diesem habe ich unsere neusten Religionsbegebenheiten 
mitgeteilt, und er wird sie Ihnen sicher einsenden. Wie ich höre, 
so nehmen Ihre bewährten Acta historico-ecclesiastica einen neuen 
Gang, und dann muß ich sie haben. Dafür werde ich auch für dic- 
selben recht fleißig arbeiten und mich zu aller Zeit der Ehre immer 


würdiger zu machen suchen... Jutroschin, den 4. September 
1787 id 
>77 


3) In einem weiteren Briefe von diesem Tage dankt der 
Jutroschiner Pastor dem Pastor Beyer zu Schwerborn, daß er 
seiner Nichte, der Tochter des Saalfelder Diakonus, gegenüber 
seiner freundlich gedacht habe. ‚‚Ich habe nun Ihr herrliches 
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XLIV. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 

Es ist schon sehr lange, daß ich die Ehre nicht gehabt habe. 
an Ew. Hochw. zu schreiben. Das kam teils von der äußeren Ruhe. 
die unsere Kirche in dieser Zeit genossen, teils auch daher, daß 
mich tägliche Privatarbeiten mit meinen fünf Söhnen zu sehr 
beschäftigten, als daß ich auswärtigen Briefwechsel pflegen konnte, 
wie ich es oft wünschte. Allein jetzt. da unsere kirchliche Ver- 
fassung wegen des nahen Reichstages große Erwartungen nährt 
und zur Erreichung derselben schon eine Deputation gewählt hat, 
muß ich die Leipziger Ostermesse dazu nutzen, daß ich Ihnen zu 
ganz freiem Gebrauch laut der beigeschlossenen Inlage die wich- 
tigsten Begebenheiten bekannt gebe. Ich habe von Ihren neuen 
Urkunden noch keinen Band zum Lesen erhalten können.®”) Sollte 
ich durch fortgesetzte Nachrichten bei dem Verleger so viel ver- 
dienen können, daß ich sie von Anfang an gratis bekäme, so würde 
ich mich darüber sehr freuen. Man hat auch vor einigen Monaten 
Privatschreiben aus Lissa und Rawitsch zur Anregung des Eifers 
in Besorgung des kirchlichen Wohles und zur zweckmäßigen Be- 
nutzung der Synoden an fünf Gemeinden, worunter Jutroschin 
auch war, zirkulieren lassen. Ich habe aber noch keinen Erfolg 
davon erlebt. So viel ist indessen gewiß, daß der bürgerliche Stand 
seinen Generalsenior doch endlich einmal erhält. Unser Kon- 
sistorium zieht sich bei unserer jetzigen Lage sehr bedächtig zu- 
rück und mag vor dem Reichstage gegen die gehäuften Eingriffe 
der Katholiken in unsere Rechte und Freiheiten gar nichts unter- 
nehmen, wie das erst das ganz ungeheuerliche Anfragen und die 
Beschwerden von Kempen bewiesen. Krotoschin, das unter preu- 
Bischer Regierung steht. hat nun seine eigene Kirche und seit 
dem 3. März die Konsistorialerlaubnis, auch einen evangelischen 
Prediger zu wählen, wobei aber der Kreissenior genau darauf 
sehen soll, daß die Kandidaten von unserem Generalsenior ge- 
prüft und wirkliche Landeskinder sind. Das durch einen schreck- 
lichen Brand verunglückte Zdunv, da auch Kirche und Schul- 
häuser in Flammen aufgingen, verliert dadurch ein ansehnliches 
Filial. Könnten Ew. Hochw. der dortigen armen Kirche bei Serc- 
nissimo zu einer Kollekte beförderlich sein, so würde das Mini- 
sterium sogleich höheren Orts durch ein Bittschreiben darum 
anhalten. Und darf ich bitten, daß Sie mir mit der Post über 
Breslau bald wieder schreiben, so tue ich es auch um deswillen, 
daß den armen Zdunyern bald dadurch eine frohe Aussicht eröffnet 


Handbucie ganz d. i. bis zu Ende des Katechismus und unterrichte 
meine fünf E danach, habe auch diesen Sommer in der Kirche 
darüber katechisiert. Mein Wunsch wäre, daß Sie über die so 
musterhaft erklärten biblischen Stellen uns zugleich ein Sach- 
register anfertigen ließen, damit man nicht so lange suchen müßte. 
Empfangen Sie den herzlichsten und aufrichtigsten Dank von mir 
aus Polen für dies ganz vortreffliche Handbuch. Außer mir hats 
hier kein Prediger, ob ichs gleich schon genug gepriesen. Das ist, 
man liebt den Schlendrian zu sehr‘. 

7) Mit dem Jahre 1788 waren die Acta h. e. nostri temporis 
eingegangen. An thre Stelle ließ der Eisenacher Generalsuper- 
intendent treten: Akten, Urkunden und Nachrichten zur neusten 
Kirchengeschichte. Doch sind von ihnen nur drei Bände erschienen. 
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wird. Vor einigen Jahren hat des H. Rats Döbner in Römhild 
dritte Tochter einen Regierungsrat als Witwer geheiratet. Ist 
sie Ihnen bekannt? Geht es ihr wohl? Sie war fast drei Jahre 
meine Schülerin, als ich im Hause ihres Vaters Informator war. 
Der H. Stiftsprediger Weber in Weimar hat wohl sein Vorhaben, 
Luthers Werke heraus zu geben, nicht ins Werk gesetzt. — Ich 
wollte für hiesige Gegenden gern biblische Andachtsübungen aut 
jeden Tag in der Woche drucken lassen. Wollten Sie nicht die 
Güte haben, mir dazu einen Verleger zu verschaffen? Hätte ich 
ıhn, so bäte ich Sie, die Vorrede dazu zu schreiben. Ich will Ihnen 
auf die erste Versicherung sofort das Manuskript zuschicken. Von 
Saalfeld aus erwarte ich mit der nächsten Messe Briefe. Bringe 
ich übers Jahr meinen ältesten Sohn zu meinem Bruder, so werde 
ich die Ehre und Freude haben, auch Ew. Hochw. in Eisenach 
zu besuchen. Indessen empfehle ich mich. Jutroschin, den 
15. März 1790. 


XLV. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Hoffentlich werden Ew. Hochw. auf dem kürzesten Wege, 
den ich noch finden konnte, meinen diesjährigen MeBbericht nebst 
der Inlage richtig empfangen haben. Etwas ganz neues folgt hier, 
das ıch nicht bis zur Michaelismesse kann warten lassen. Es ist 
das Zirkular des Generalseniorats vom 31. März d. J. auszugs- 
weise: Da vom Könige und den Ständen der Republik in einem 
Universal vom 13. April den Dissidenten alle ihre Rechte und 
Freiheiten versichert worden und die Republik verlangt, solches 
als Wohltat anzuerkennen, als Söhne eines Vaterlandes das Beste 
desselben zu befördern, wir aber dies als eine edle und großmütige 
Handlung anerkennen müssen, so hat das Generalseniorat es für 
Pflicht gehalten, daß Gott für die bisherige Verschonung von 
Unruhen, für den T.andesfrieden ein öffentliches Dankopfer dar- 
gebracht werde. Es ist hierzu der 29. Juni bestimmt. Das ordent- 
liche Evangelium am Tage Petri und Pauli Matth. 16 wird dabei 
zu Grunde gelegt und auf unsere gegenwärtigen Umstände ange- 
wandt, um die Gemeinden auf die gute Gesinnung der Stände 
aufmerksam zu machen. Ein vorgeschriebenes Dankgebet wird nach 
der Predigt verlesen. Auch soll für den Reichstag, so lange er be- 
steht, eine Fürbitte geschehen. Altdriebitz, den 31. Mai 1790. 
Daniel Fischer, Generalsenior, M. Joh. Sturzel, Konsenior, J. L. 
Kaulfuß, Konsenior. Hier haben Sie den Hauptinhalt des heutigen 
Zirkulars zu freiem Gebrauch. Ich hoffe, Ihnen und allen recht- 
schaffenen Predigern des Evangeliums, die den Bau des Reiches 
Gottes wünschen und fördern, damit eine Freude zu machen. 
Glauben Sie, daß wir vor einigen Monaten in unserer allerwich- 
tigsten Angelegenheit recht zwischen Furcht und Hoffnung 
schwebten? Gern erklärte ich mich darüber noch näher, wenn 
nicht die Gelegenheit gar zu sehr eilte. Jutroschin, den Io. Juni 


1790. 
XLVI. Joh. Michael Bernhardt an Schneider. 


Ew. Hochw. werden mir es kaum glauben, daB ich erst gestern 
drei Briefe auf einmal nebst Beilagen erhalten habe, wovon der 
erste den 27. April 1789, der zweite sogar den 3. Oktober 1788, 
und der dritte den 8. Oktober 1790 datiert ist. So machen es leider 
die leidigen Buchhändler! Alles werfen sie auf die Seite, was nicht 
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in ihr Interesse gehört. Ich bringe Ihnen aber für die so vielfachen 
Geschenke der kirchlichen Urkunden den verbundensten Dank 
und wünsche Ihnen dafür von Grund des Herzens zu allen Arbeiten 
recht viel Stärke und Munterkeit des Geistes von unserem gütigen 
Gotte. Es ist schon sehr lange, daß ich Ihnen nicht mehr geschrieben 
habe. Ich wünschte daher, damit es des öfteren geschehen könnte, 
daß Sie so gütig wären und die Briefe an mich entweder an H. 
Archidiakonus Giese in Görlitz oder an einen Freund in Züllichau 
oder Breslau einschlössen. Mit den Buchhändlern ist ın dıesem 
Jahre gar nichts anzufangen. Ich habe nun durch Ihre Freund- 
lichkeit den ersten Band der Uirkunden vollständig. Es wundert 
mich, daß der zweite nicht abermals mit dem zehnten Stücke 
schließt. Sie werden jetzt wohl schon weit in den dritten Band 
hinein sein. Und ich bitte Sie, daß Sie meiner dabei bestens eın- 
gedenk bleiben. Von dem liederlichen Kandidat Bergmann aus 
Weimar stand unter dem 23. August cine Anfrage, und er war 
eben als Breslauer Deserteur einige Tage vorher bei mir, Ich 
habe deswegen an H. Heyser nach Weimar geschrieben, und dieser 
Brief kommt dabei durch Einschluß an den H. Pastor Waegnitz*®*) 
bis Halle. Ich hörte von dem Tode des H. Löffler®) in Gotha. O wie 
leid war es mir um diesen meinen so guten Freund! Hören Sie 
nichts von dem Pastor H. Beyer ?!00) Wie gefällt Ihnen sein Magazin ? 
Ich habe es noch nicht. Stehen Sie mit ıhm im Briefwechsel, so 
könnte ich am sichersten erfahren, ob für eingesandte Arbeiten 
Exemplare erteilt werden. Von unserer Kirche füge ich einige 
Nachrichten bei, die einen Platz in den Urkunden finden werden... 
Jutroschin, den 14. September 1792. 

Der zweite Pastor in Zduny H. Matthia, der eine reiche Kauft- 
mannswitwe heiratete, hat einen großen Teil der Zdunyschen 
Güter gepachtet und eine Stunde von der Stadt auf einem herr- 
schaftlichen Schlosse seinen Sitz. In Rawitsch waren im vorigen 
Jahre wegen der Christnacht große Unruhen. Sie sind zum Glück 
beigelegt. Pastor Kaulfuß in Bojanowo wird Nachrichten von 
den deutschen Kirchen in Polen drucken lassen !9) 


*8) Heinr. Balthasar Wagnitz, Pastor am Zuchthause in Halle, 
gab u I780 heraus ‚Neues Journal für Prediger‘ 

Josias Friedrich Löffler (1752-1816), 1782 Professor in 
a 1789 Generalsuperintendent in Gotha. 

100) Joh. Rud. Gottlieb Beyer, Pastor in Schwerborn, scit [790 
in Sömmerda, gab seit 1789 heraus „Allgemeines Magazın für 
Prediger nach den Bedürfnissen unserer Zeit". 

101) Über die Schulen der Augsburgischen Konfessionsver- 
wandten hat er 1790 eine Schrift in Leipzig erscheinen lassen. 
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Anhang. 


Auch andere Zeitschriften, ich nenne nur die seit 1689 er- 
scheinenden Monatlichen Unterredungen des Gothaer Polyhistor 
Wilhelm Ernst Tentzel und seine Kuriose Bibliothek hatten 
Mitarbeiter im Posener Lande, natürlich Evangelische, die 
damals hier allein Träger der Kultur und Bildung waren. Aber 
wir kennen ihre Namen nicht. Bei dem Drucke, unter dem sie 
zu seufzen hatten, bei den harten Verfolgungen, die alsbald über 
sie hereinbrachen, wenn sie sich nur ein wenig bemerkbar machten, 
wagten sie nicht, mit ihren Namen hervorzutreten. Wenn sie 
einen Beitrag lieferten, machten sie es zur Bedingung, daß sie 
nicht genannt würden. Deshalb kannten schon ihre Zeitgenossen 
sie nicht, heut deckt ihre Namen erst recht die Nacht. Einen Mit- 
arbeiter an Tentzels Zeitschriften aber kann ich doch nennen: 
Johann Serenius Chodowiecki, den tüchtigen Lissaer Schulmann, 
dessen lateinische Grammatik bis ins 18. Jahrhundert hinein am 
Comeniusgymnasium gebraucht wurde, den Großonkel des be- 
rühmten Berliner Kupferstechers. Einige Ausführungen über 
die Verwandtschaft der Worte in den einzelnen Sprachen, die 
Tentzel in den Monatlichen Unterredungen bot, gaben ihm Anlaß, 
an den Gothaer Polyhistor zu schreiben. Ich teile die beiden Briefe, 
die aus seiner Feder mir vorliegen, im folgenden mit. Es ist ordent- 
lich erschütternd, wie er am Schluß des zweiten Schreibens bittet, 


„um Gotteswillen ihn nicht bloß zu geben‘. 

Der liebliche Geruch Ihrer gelehrten und weit gepriesenen 
Unterredungen, mit welchen Sıe der gelehrten Welt zu jedermans 
«roßem Vergnügen bekannt geworden, hat auch unsere polnische 
Grenze erreicht, insbesondere an diesem Ort solche angetroffen, 
die sich an so einem löblichen Unternehmen von seinem Ursprung 
an bis auf diesen Tag inniglich ergötzen. Und zwar dieses um so 
mehr, weilmein hochgeehrter Herr nicht nur durch Darstellung einer 
so vortrefflichen Gelehrsamkeit in vielen ungemeinen Sachen satt- 
samen Unterricht geben, sondern auch durch Ihre preiswiirdige 
Humanität einen jedweden einladen, dasjenige, was zu sotanem 
Unternehmen einigermaßen dienet, ungescheut mitzuteilen. Werde 
demnach mich erkühnen, zwei oder drei Sachen hier auszusetzen, 
die zur Erklärung gewisser Materien, so ich in Ihren Unterredungen 
gefunden, vielleicht nicht unwichtig sein werden. 

I. Was mein hochverehrter Herr a. 1689, S. 692 von der 
Ableitung des Wortes Fahne und desselben genauer Verwandt- 
schaft mit Ban oder Pan d. i. Herr urteilen, halte ich allerdings 
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vor gut und richtig. Und zwar darum, weil ich dies als unstreitig 
annehme, daß die slavonische Sprache nebst der deutschen eine 
von den ältesten in Europa ist und sich ehemals sehr weit er- 
strecket. Und weil die Deutschen mit diesen angrenzenden Völ- 
kern viel zu tun gehabt, so ıst es kein Wunder, wenn eine Nation 
von der anderen einige Wörter geborget, die he rnach durch stetigen 
Gebrauch an beiden Seiten kurant geworden. Wir können dieses 
in unserem Polen gar eigen merken. Denn weil diese Nation durch 
die ständigen Kriegs- und Friedenshändel m't Türken und Tar- 
taren sich ehemals viele türkische Worte und Benennungen 
angewöhnt, so müssen selbige denominationes jetzund in unserer 
Sprache vor gut polnisch passieren. Weil ich denn merke, daß 
keine Sprache in Europa ist. die mit der polnischen sonderlich 
in Benennung allerlei Gerätschaften und Manufakturen so nahe 
Verwandschaft hat als eben die deutsche, so bin hierdurch desto 
mehr versichert, daß chemals die slavonische und deutsche Sprache 
eine von der anderen viel abpeborgt. Und dürfte man demnach 
die Benennung des Worts Fahne so gar weit her nicht holen, in- 
dem man es in der slavonischen Sprache gar füglich finden kann, 
daß, weil eine Fahne cin Zeichen des Obristen oder Regiments- 
führers gewesen, der ohne Zweifel Pan genannt war, hat diese 
Denomination durch eine kleine Änderung daraus können geleitet 
werden. Wobei ich noch dieses erinnere, daß das Wort Pan, ob 
es schon in unserer Sprache promiscue so wie im Deutschen Herr 
bedeutet, doch auch den hochsten Magnaten in unserem Lande 
vereben wird. 


2. Die Rezension der galanten Beschreibung des Herzogtums 
Crain muß einen jeden höchlich vergnügen. Nur wundere ich mich 
sehr, daß, da der H. Verfasser in Ableitung des Wortes Crain einen 
kürzeren Weg nehmen können, er sowohl sich selbst als den Leser 
mit so obskuren und weitgeholten originibus ermüdet, und je 
tiefer man ın den griechischen und hebräischen Text?) geraten 
je dunkeler ist die Sache geworden, und deswegen nicht zu ver- 
wundern, daB mein geehrter Herr an dieser Kritik keinen Ge- 
schmack gefunden, sondern heber auf eine deutsche Konjektur 
kommen wollen. GewiB ist es, daß, indem mein geehrter Herr 
den Ursprung des Wortes Crain von den Ucranis und der pol- 
nischen Ukraina herleiten, Sie ziemlich nahe zum Zwecke kommen, 
doch aber noch nicht den rechten Punkt erreichen. Denn es blieb 
der Zweifel, wo muß denn Ucrani oder Ukraina hergeleitet werden. 
Hierauf nun einen genügenden Entscheid zu geben, dürfen wir 
nur die slavonische Sprache zu Rate ziehen. Kraj bedeutet ora, 
extremitas, margo imperii, Kraina eben das, was regio habita- 
bilis, tractus. Nun wählen Sie, was Sie wollen. Sie werden merken, 
daß die Applikation sich ungezwungen geben wird. Belieben Sie 
das erste Kraj, wird es nicht ungereimt sein zu sagen, Crain heiße 
eine Grenze, wie heut zu Tage die Mark Brandenburg. Doch 
wird Ihnen vielleicht das andere besser anstehen, welches regionem 
oder tractum bedeutet, daß es nämlich in solchem Verstande 
kann genommen werden wie in Frankreich die Provence oder 

!) Die Etymologie verfuhr damals ganz willkürlich und un- 
wissenschaftlich, leitete besonders gern aus dem Hebräischen, das 
für die Ursprache galt, Worte ab. 
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bei uns in Polen der Tractus des pommerellischen Kreises, den 
man insgemein Kraina nennet. Aus eben diesem fonte leitet man 
den Namen Ukraina, welches bei uns in keinem anderen Sinne 
verstanden wird als vor das Land, welches Podohen von dem 
tatanschen Gebiet scheidet. Hoffe, es werden diese Ableitungen, 
weil sie so gar ungezwungen herauskommen, einen jeden besser 
befriedigen als die im Griechischen und Hebräischen gesuchten 
Wurzeln, massen Sie in den Unterredungen des 1691. Jahres, 
S. 1030 selbst vernünftig urteilen, man tate am besten, in ori- 
ginatione vocum inquirenda die proximam der remotae vorzuziehen. 


3. Des H. Bernhards?) Etymologicon Britannicum haben 
mein geehrter Herr mit einer rechtmäßigen Censur notiert. Als 
ich nur diesen project erblickte, fehlte es wenig, daß ich mit meines 
geehrten Herrn (1690, S. 233) Worten ausrufen müssen: O deri- 
vationes plus quam Goropianas!°) Wiewohl noch Goropius sein 
Werk etwas bescheidentlicher eingerichtet. Es ist gewiß eine 
schwache Konsequenz: Dieses Wort hat ın einer oder anderen 
Silbe mit jenem aus einer fremden Sprache einige Gleichheit, 
also muß es von denen abgeleitet werden. Ich habe H. Bernhard, 
als er 1683 mit diesem Unternehmen sich merken ließ (denn iclt 
mit ihm in Oxford schr familiär umgegangen), gewarnt, er solle 
sich hierdurch nicht prostituieren. Denn wenn es unter die trans- 
marinos kommen würde, so würde es gewiß, wie es auch jetzt der 
eventus bezeugt, an pikanten Censuren nicht ermangeln. Ich 
hatte ihm damals mit ungezweifelten Gründen bewiesen, daß die 
slavonische Sprache außer den Worten, die sie mit der deutschen 
gemein hat, mit der englischen durchaus keine Analogie stiften 
kann. Denn da ich die englische Sprache der polnischen gegenüber 
stellte, habe ich kaum zwei Wörter notieren können, die in der 
Aussprache ähnlich waren, wie a boot, ocrea, polnisch but oder 
bot, to crush, comminuo, contundo, polnisch kruszec, beide von 
einerlei Aussprache und Bedeutung. Doch wird hieraus hoffent- 
lich niemand schließen, es müsse darum eine Sprache von der 
anderen notwendig hergeleitet werden. 


Was mein hochgeehrter Herr in diesem Jahrgange von 
dem H. Wagenseil $) erinnern, daß er es den Juden mit Ungebühr 
will nachgeredet haben, als sollten sie proprie des Christenblutes 
so begierig sein, habe es ohne Verwunderung nicht anmerken 
können. Ich kann es mir auch bis annoch kaum cinbilden, daß 
ein so trefflicher Mann, der die arcana der jüdischen Superstition 
so genau durchgesucht, diese in ihrer praxi nicht hätte penetrieren 


2) Eduard Bernhard (1638 -- 1697), 1662 Magister in Oxford, 
1669 Professor, gelehrter Philologe. 

3) Joh. Goropius (1518--1572), auch Bekanus genannt, Leib- 
arzt der Schwestern Karls V., auch Orientalist. Er hielt die hol- 
ländische Sprache für die älteste der Welt. Goropianische Ab- 
leitungen hatte Tentzel die Erklärung afrikanischer Namen aus 
dem Schwedischen genannt. 

1) Joh. Christoph Wagensceil (1633 — 1705), scit 1667 Professor 
der Geschichte, seit 1674 der orientalischen Sprachen in Altdorf. 
Den törichten Blutaberglauben, den, wie wir sehen, auch Chodo- 
wiecki teilte, hatte Wagenseil durch das Mißverständnis eines 
hebräischen Wortes zu erklären versucht. 
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sollen, und müßte Gothofredus!) in seiner deutschen Chronika mit 
Merians Kupferstichen eine große Unwahrheit aufgezeichnet haben, 
da er ein Exempel von dergleichen schrecklichen Tat erzählt und 
mit einer Figur abbildet. Doch kann es wohl sein, daß unter den 
deutschen Juden, die unter einer so civilen Nation etwas moderater 
und behutsamer zu leben scheinen, dergleichen Fälle in langer 
Zeit sind unerhört gewesen. Doch sofern H. Wagenseil nur in 
unser Polen einen genauen Blick tun sollte, dürfte er es mehr als 
zu wahr befinden. 


5. Schließlich ist in diesem Jahre S. 684 bei Erinnerung der 
Kontroverse von dem Ursprung der Buchdruckerei auch des be- 
rühmten Laurentii Coster ê) Meldung geschehen und insbesondere 
des Bildnisses gedacht, welches an seinem Hause zu Harlem soll 
gestanden haben. Weil ich denn mutmaße, daB auch dieses Stück 
zu meines hoc hgeehrten Herrn Kuriosität etwas beitragen kann. 
so habe ich berichten wollen, daB ein genauer Entwurf dieser Statue 
in einem feinen Kupferstich bei mir zu finden, da dieser Laurentius 
in einem Talar gleich wie Frasmus zu Rotterdam stehet, in der 
linken Hand die litera A, in der rechten eine Tafel hält, auf welcher 
die Widmung dieser Statue von Adriano Romana ®) typographo 
geschehen. Unter dem Bilde stehet eine prächtige Inschrift in 
zwei Distichen lateinisch und holländisch. Wenn dieses Kupfer- 
stück könnte in Kupfer gestochen werden, so daB mein hochgeehrter 
Herr es bei einem Monat Ihren Unterredungen voransetzen ließe, 
versichere ich, daß es manchen Liebhaber antreffen sollte, der sich 
daran ergötzen möchte. So verdient er ja auch diese Ehre billig 
unter den Gelehrten wegen seiner ersten Erfindung, ob wir schon 
der löblichen deutschen Nation die Ehre der vollkommenen Ent- 
deckung gern zugestehen. Es ist auch an diesem Orte 1640 von D. 
Georgio Vechnero ?) typographiae a Germanis inventae 1ubilaeus 
secundus solemnibus eucharisteriis celebriert worden. Doch muss 
Laurentius hiervon so viel zum wenigsten an dieser Ehre teil- 
nehmen, daß er zum ersten das Eis gebrochen, da dann hernach 
nicht schwer gewesen inventis plura superaddere. Sofern mein 
hochgeehrter Herr dieses artige Bildnis anderwärts nicht erlangen 
könnte, erbiete mich, mit Übersendung desselben Ihnen gern zu 
willfahren, und wollte ich es auch gar aus dem Buche, in welchem 
es mit anderen miscellaneis, Kupferstücken usw., welchen Band 
ich allerserst vor zwei Jahren aus des berühmten Jonae Sculteti ® 
Bibliothek gekauft, zusammengebunden, ausschneiden. Wenn cs 
die Entlegenheit des Ortes und die seltene Gelegenheit nicht hin- 


Joh. Ludwig Gottfried, ein deutscher Historiker aus der 
Schweiz, hat 1682 eine Chronik bis auf das Jahr 1619 veröffentlicht. 
>) Den Harlemer Bürger Laurentius Johannis mit dem Zu- 
namen Küster halten die Holländer für den Erfinder des Buch- 
drucks. 

8) Adrianus Romanus (1561 --1615) aus Löwen, Arzt. Oder 
ist hier ein anderer Adrian Romanus gemeint? 

7) Georg Vechner (1590—1647), 1618 Doktor der Theologie 
in Frankfurt und Professor am Schonaichianum, dann in Lissa, 
des Comentus Freund, 1646 Superintendent ın Brieg. 

Johann Scultetus (1603 — 1664), Jurist in Guhrau, bekannt 
durch Seine Karten schlesischer Fürstentümer. 
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derte, wollte ich diesen ganzen Band Ihnen zusenden. Vielleicht 
wurden Sie darin etwas finden, das Sie in einem oder anderen 
Absehen kontentieren méchte. Ich will zusehen, wie tch es am 
füglichsten schicken kann, wenn ich nur erst von Dero werter 
Hand werde versichert sein, daß gegenwärtige Zeilen Ihnen sicher 
sind überliefert worden. Da ich denn ferner die Kühnheit nehmen 
will, meinen hochgeehrten Herrn um eine Belehrung zu ersuchen 
wegen zwei alter Münzen, von deren einer das Gepräge und Bildnis, 
von der anderen aber, so unter Antonio Pio geschlagen, das Metall 
mir unbekannt ist... Lissa. den 2r. rı. November 1692. Meines 
hochgeehrten Herrn dienstverbundenster Johannes Serenius Cho- 
dowiecki, verbi divini minister et illustris gymnasii conrector., 


11. 


Nicht nur Ihre geneigte Antwort, sondern auch die im Januar 
durch öffentlichen Druck geschehene nachdrückliche Aufmunterung 
hat mich bestimmt, mich auf das ausgesetzte Postulatum mit 
eıner suffisanten Erklärung aufs schleunigste einzustellen. Doch 
ich war so unglücklich, daB ich weder meines Herrn Verlangen 
noch meinem eigenen Wunsch bis hierher Genüge leisten können. 
Viele wichtige Verhindernisse hemmten meine Feder, unter welchen 
diese nicht die geringsten gewesen, daB mir meine Eheliebste 
durch einen frühzeitigen Tod von der Sei e gerissen worden, deren 
Verlust mich in einen so betrübten Stand versetzet, daß ich auf 
kuriose Sachen eine geraume Zeit nicht einmal denken können. 
Doch da uns gegenwärtige Canicularferien von unseren verdrieß- 
lichen Schulverrichtungen ein wenig auszuruhen vergönnen. ge- 
dachte ich bet mir selbst, ich würde mir keine angenehmere Er- 
holung machen, als wenn ich demjenigen, wozu ich meinem ge- 
ehrten Herrn mich verbunden, nachdenken und, soviel ich bisher 
davon Nachricht haben können, mitteilen werde... 


Was die alten Münzen betrifft, wollte wünschen. daB mir 
das oben angeregte Hindernis nicht im Wege stünde,?) einen und 
anderen Ort, sonderlich wo reiche Juden sich aufhalten, durch- 
zureisen. Ich versichere, daß ich hierin etwas erfahren sollte, 
welches meinen hochgeehrten Herrn sonderlich zufrieden stellen 
möchte. Denn das hier und dort in diesem Lande autrichtige 
alte Münzen sich finden, ist ganz gewiß, und zwar bei vielen, die 
es weder kennen noch verstehen. Vor zwei Jahren bin ich an 
eine Münze Antonii Pii zufälligerweise geraten. Unsere Schul- 
knaben spielten mit allerlei hederlichen, abgesetzten Schillingen 
in der Schule. Darunter war diese Münze, die durch häufiges 
Werfen übel zugerichtet war. Ich erkundigte mich, ob sie nicht 
mehr dergleichen Geld hätten. Sie antworteten. gehabt hätten 
sie wohl, aber weil sie nichts dafür kaufen können, hätten sie 
alles bei den Juden vor etliche Groschen ausgewechselt. Hiesige 
Juden versichern mir, daß nach dem letzten schwedischen Kriege 
166r von solchem alten römischen Gelde, welches sie Maurköpfge 
nennen, sehr viel unter den Leuten gewesen, aber alles wäre ver- 


*) Er hatte oben bemerkt: Dissidentes a religione romano- 
catholica verbi det munistri, ubi extra loca sua privilegiata de- 
prehenduntur, maxima vitae suae incurrunt pericula. 
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schmolzen und unter die Goldschmiede gebracht.!0%) Doch haben 
sie mir noch unlängst vier Stücke von römischen Münzen auf- 
gesucht. Das feine Silber und das Gepräge zeiget von ihrer Aut- 
richtigkeit, nur die Ränder mit der Aufschrift sind ziemlich ab- 
genutzt. Die eine ist Vespasiani, die andere Trajani, die dritte 
Antoni Pn, die vierte hat cin schönes Frauenbild, aber die Auf- 
schrift ist ganz ausgelöscht. Sonst habe ich noch zwei von Antonio 
Pio, die eine, von welcher ich oben gedacht, hat gar ein wunderlich 
Metall, mehr einem Eisen als Silber ähnlich, die andere von eben 
diesem Kaiser kommt mir ganz verdächtig vor. Das Brustbild 
hat nur die Aufschrift Divus Anton. Pius. Auf der Rückseite 
ist etwas einem Turme oder Altar gleich mit dieser Aufschrift 
consecratio. ich bitte mir einen Autor zu nennen, da die Bildnisse 
der alten Münzen auf das genauste entworfen, so kann ich selbige 
besser unterscheiden. Der Leipziger Katalog hat eines Struvil!®a) 
bibliothecam numismatum. Ich habe dieses Buch noch nicht De- 
kommen können, weiB auch nicht, ob was sonderliches daran sein 
mag. Sonst hat hier auch ein guter Freund eine Münze Kon- 
stantins, nur schade, daß sie durchbohrt ist. Das Bild zeigt einen 
jungen Prinzen ın einem Perlenkranz mit dieser Umschrift Con- 
stantius Praug. Auf der Rückseite ist etwas, das ich nicht erraten 
kann. Ich gebe einen Abriß hiervon am Rande.!!) 

Und hierbei will ich es gegenwärtig bewenden lassen. Bitte 
nur, daß, sofern jemand aus Polen oder Preußen sich bet meinenr 
hochgeehrten Herrn um den Namen des sogenannten polnischen 
Freundes erkundigen sollte, Sie wollen mich um Gottes willen 
nicht bloß geben. Denn weil in gegenwärtigen Schreiben allerlei 
particularia mit unterlaufen, könnte ich deswegen gar leicht große 
Ungelegenheiten a catholicis mir auf den Hals laden. Übrigens 
empfehle mich Ihrer beständigen Gewogenheit. Polnisch-Lissa, 
den 14./4. August 1693. 

Sofern ich irgendwo angestoßen, bitte um freundliche Er- 
innerung, neque polonismi impune transcant. 


Was von der Poniatoviae !?) Prophezeihungen zu halten ist, 
können wir allhie am besten wissen. Gewiß ist es, daß, sobald 
sie einen Mann bekommen, ist dieser prophetische Geist von ihr 
gewichen. Was gilts, wenn man die Prophezeihungen der heutigen 
Prophetinnen!?) nach diesem scrutinio untersuchen sollte, dürfte 
es bald klar werden, aus welcher Ursach solche Offenbarungen 
herkommen. Sofern sie die gelehrte Dissertation des H. Bec- 


10) Waren die Münzen echt? Ob es nicht Falsifikate des Bres- 
lauer Fälschers waren, der damals die seltensten Münzen auf den 
Markt warf? 

104) Burkhard Gotthilf Struve (1671--1738), 1697 Bibliothekar, 
1704 Professor in Jena. Polyhistor, veröffentlichte 1693 Bibliothe- 
ca numismatum antiquiorum. 

1) Die Zeichnung am Rande zeigt innerhalb eines Kranzes 
die Buchstaben! VO.. XXX MVLTIS XXXX. 

12) Vergl. Bickerich, Ein ärztliches Gutachten über Christina 
Poniatowska. Z. H. Ges. Posen, Bd. XXV. 

13) Chodowiecki meint die Prophetinnen des Pietismus, die 
Schinder-Anna in Quedlinburg und die Anna Margarethe Jahn 
in Halberstadt. 
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mann) aus Frankfurt de prodigiis sanguinis bei der Hand haben, 
belieben Sie nur cap. 3, $6 aufzuschlagen. Sie werden daselbst 
einen parallelismum mit der Poniatovia antreffen. Sonsten was 
sich mit dieser Poniatoviae Prophezeihungen vor drei Jahren merk- 
würdiges zugetragen, will ich, weil es meinem hochgeehrten Herrn 
ganz unbekannt sein wird, durch künftige. Gelegenheit Nachricht 
davon geben. Gegenwärtig habe die Post nicht beschweren wollen. 

Diesen Sommer ist uns aus Holland ein treffliches Buch zu- 
geschickt worden unter dem Titel Joodsche Outheeden Antiqui- 
tates iudaicae ad illustrandam historiam sacram in zwei Bänden, 
ein sehr kostbares Werk. Der Herausgeber ist der Artist Goe- 
ree 5) in Holland, der es auch mit vielen raren und fürtrefflichen 
Kupferstichen illustriert, so daß es in diesem Absehen auch den 
ärgsten Feind der Kuriosität an sich locken möchte. Ist irgend 
ein Buch, welches Ihre gelehrte Rezension verdient, so ists gewiß 
dieses, denn es hat gar ungemeine Sachen und Hypothesen. Son- 
derlich im zweiten Bande ist die Erschaffung der Welt cum co- 
connexis nach des Cartesii und fürnehmlich Burnetii !®) Hypothesen 
entworfen, indem so crude als die Meinungen des Burnettii an- 
fangs vorkommen, so wahrscheinlich sind sie gemacht durch die 
über die Maßen schönen Kupferstücke. 


11) Joh. Christoph Becmann (1641 — 1717), seit 1667 Professor 
in Frankfurt, reformierter Theologe. 

15) Wilhelm Goeree (1635—1711) aus Middelburg in Seland, 
Privatgelehrter, gab zwei Folianten ,, Jüdische Altertümer‘ heraus. 

16) Thomas Burnet (1632—1715), ein Schotte, königlicher 
Leibarzt, hatte über Schöpfung und Sündenfall seine eigenen 
Ansichten. 
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Die Stadt Posen als preußischer 
Truppenstandort von 1815 bis 1918.”) 


Von Schriftleiter Hugo Sommer — früher Posen. 


Durch den am 9. November 1918 erfolgten Umsturz der alten 
Verhältnisse im Deutschen Reiche brach auch das scheinbar so 
felsenfest gefügte preußische Heerwesen zusammen. Nachdem 
infolge des Friedensvertrages zu Versailles das alte Heer mit seinen 
Truppenteilen hatte aufgelöst werden und der sogenannten Reichs- 
wehr Platz machen müssen, nachdem ferner unser Posener Land 
einem politischen Wechsel anheimgefallen, erscheint es angezeigt, 
einen Rückblick auf die preußischen Truppenteile zu werfen, die 
in der Zeit der preußischen Herrschaft vom Jahre 1815 ab in der 
Stadt Posen ihre Friedensstandorte gehabt haben, weil sie im 
Laufe der Jahre mit der Stadt und ihren Bewohnern mehr oder 
weniger verwachsen gewesen waren. 

Das Posener Land gehörte seit dem Tilsiter Frieden 1807 
zum Herzogtum Warschau. Im Vertrage zu Kalisch, der nach 
langwierigen Verhandlungen am 28. Februar 1813 zum Abschluß 
gekommen war, hatte Zar Alexander I. von Rußland dem Könige 
Friedrich Wilhelm III. von Preußen die Zusicherung gegeben, 
daß vom Herzogtum Warschau wenigstens ein schmaler Land- 
strich an Preußen fallen sollte, der die militärische und geogra- 
phische Verbindung zwischen Schlesien und Ostpreußen sicherte. 
Ferner hatte sich der Zar im Vertrage zu Reichenbach am 
27. Juni 1813 auch dem Kaiser Franz von Österreich gegenüber 
verpflichtet, mit einigen Teilen des aufzulösenden Herzogtums 
Warschau die Ansprüche Preußens zu befriedigen. Überdies darf 
man bei der Betrachtung der damaligen Verhältnisse nicht außer 
acht lassen, daß bei dem während der Befreiungskriege in Preußen 
neu erwachten deutsch-patriotischen. Geiste der Wunsch nach 
der Wiedererwerbung der durch den Tilsiter Frieden verlorenen 
ehemals polnischen Gebietsteile keineswegs lebhaft war; vielmehr 
wiesen die Generale Gneisenau und Knesebeck mit ganz besonderem 


*) Anm. des Herausgebers: über das Thema „Posen als 
militärischer Standort in südpreußischer Zeit“ hat der gleiche 
Verfasser schon 19117 in der „Zeitschrift der Historischen Gesell- 
schaf für die Provinz Posen“, 26. Jahrg., S. 89—159 geschrieben. 
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Nachdruck auf die Notwendigkeit hin, dem preußischen Staate im 
Osten nur eine bessere militärische Grenze zu verschaffen. Am 
10. Februar 1815 wurde auf dem Wiener Kongresse diese in der 
Schwebe befindliche Teilungsangelegenheit nach langen, schwierigen 
Verhandlungen dahin geregelt, daß die Prosna die preußische 
Ostgrenze bilden sollte mit der Maßgabe, daß die Stadt Kalisch von 
Großpolen abgetrennt wurde und an Rußland fiel. Damit wurde 
das Posener Land zum zweitenmal dem preußischen Staate ein- 
verleibt und sollte militärischerseits in Besitz genommen werden. ` 


Dies zog sich jedoch noch einige Monate hin, obwohl der 
Generalleutnant v. Th & men aus seinem Hauptquartier Zielenzig 
schon am 19. April berichtete, daß er mit dieser militärischen 
Maßnahme betraut sei, aber noch auf den Befehl warte. Im Ver- 
hältnis zu der Größe des zu besetzenden Landes war die dem 
General zugewiesene Truppenzahl nicht bedeutend, was aus fol- 
gendem Zeitungsberichte!) hervorgeht: „Am Sonntag, den 28. Mai, 
rückten die zur Besitznahme des Großherzogtums Posen bestimmten 
königlich preußischen Truppen hier in Posen ein; beim Eingange 
zur Berliner Vorstadt wurde der kommandierende General, Ge- 
neralleutnant v. Thümen, durch sämtliche städtische Behörden 
bewillkommnet. Der Zug ging bis zum Markt, wo ein Vorbei- 
marsch der Truppen erfolgte.“ Die Truppen setzten sich, wie es 
weiter heißt, aus dem 1. Leibhusaren-Regiment, 
einer Batterie Artillerie, dem I. Neumärkischen und dem 13. Schle- 
sischen Landwehr-Infanterieregiment zusammen. General v. Thü- 
men nahm sein Quartier im Gurowskischen Palais ?). Wie weiter 
berichtet wird®), wurden am 8. Juni durch einen Stabsoffizier 
mit einer Truppenabteilung die preußischen Adler angebracht. 


Die beiden genannten Landwehr-Regimenter bildeten nur 
eine vorübergehende Besatzung Posens, indem die eigentliche 
aus Linientruppen bestehende Friedensbesatzung erst nach der 
Niederwerfung Napoleons I, hier eintraf. Weil aus den Zeitungs- 
berichten nichts weiter zu ersehen ist, muß angenommen werden, 
daß die beiden Regimenter nach Zurücklassung eines Wach- 
kommandos nach der Provinz abrückten, wie denn ja auch nur 
eine Schwadron der Leibhusaren in Posen bis ins Jahr 1817 ver- 
blieb. Hierdurch erfuhr die Stadt Posen eine Auszeichnung; denn 
die schwarzen ,,Totenkopfhusaren“ hatten eine ruhmreiche Ge- 
schichte hinter sich und stammten aus der großen Regierungszeit 
König Friedrichs des Großen. Dieser sparsame Fürst ließ aus 


') Zeitung für das Großherzogtum Posen, Jahrg. 1815, Nr. 43. 
*) Heute Dziatynskisches Palais, Alter Markt. Nr. 74. 
®) Wie vor, Nr. 45 vom 7. Juni 1815. 
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dem schwarzen Tuche, das bei. dem Leichenbegängnisse seines 
Vaters verwendet worden war, die Uniformen für das am 9. August 
1741 im Lager von Göttin errichtete neue Husaren-Regiment 
Nr. 5 anfertigen. Das Regiment hatte sich schon im zweiten und 
dritten schlesischen Kriege gegen Sachsen, Österreicher, Russen, 
Schweden und Franzosen ausgezeichnet und die Katastrophe 
des Jahres 1806 als einziges, geschlossen gebliebenes Husaren- 
Regiment überstanden, wofür ihm der erste Rang unter den Hu- 
saren verliehen wurde. 


Die erste ständige Friedensbesatzung an Fußtruppen erhielt 
Posen im Herbste 1815, und zwar durch das4. Ostpreußische 
Infanterie-Regiment?) und das 22. Infanterie-Regi- 
ment 5), von denen ersteres gleichfalls ein altpreußischer Truppen- 
teil war, der am 11. März 1689 errichtet und als Regiment. v. Die- 
ricke Nr. 16 im Jahre 1807 bestehen geblieben war. In jener Zeit 
gab es in der Stadt noch keine Kasernen, so daß die Truppen auf 
die Bürgerquartiere angewiesen waren. Bald wurden Beschwerden 
geführt über die schlechte Beschaffenheit der von den Wirten 
dem Militär eingeräumten Quartiere, in noch höherem Maße aber 
über den gänzlichen Mangel oder über die mangelhafte und schlechte, 
der Gesundheit nachteilige Beschaffenheit der Lagerstätten.®) 
Diese Übelstände zwangen die Königl. Preuß. Reg.-Kommission 
am 21. Januar 1816 zum Erlaß einer Veröffentlichung, die be- 
stimmte, „daß 1. die Lokale gegen den Eindruck der Witterung 
wohl verwahrt seien, in einem gesunden Orte im Hause liegen, 
gehöriges Licht und eine ordentliche Treppe haben müssen, 2. daß 
Bettwäsche monatlich, das Stroh von zwei zu zwei Monaten zu 
wechseln, wöchentlich ein Handtuch zum Gebrauch zu verab- 
folgen sei und nicht mehr als zwei Mann in einem Bett liegen sollen, 
3. am Tage hält sich die Einquartierung in der Wohnstube des 
Wirts auf, wo bis abends 9 Uhr eine Lampe brennt, 4. der Ein- 
quartierung ist zum Kochen der Herd und auch das erforderliche 
Koch-, EB- und Trinkgeschirr einzuräumen.“ Wie aus einem 
Abschiedsinserate zu ersehen ist, haben die Leibhusaren und das 
5. Infanterie-Regiment mit seinen Stabe und dem I. Bataillon 
am 1. Mai 1817 Posen verlassen und sind nach ihrem neuen Stand- 
orte Danzig abmarschiert. Das 5. Infanterie-Regiment ist daun 
später, im Jahre 1848 noch einmal nach Posen zurückgekehrt und 
hat hier bis 1851 seinen Standort behalten; diesmal setzte es sich 


— 


4) Zuletzt: Gren.-Regt. König Friedrich I. (4. Ostprß.) Nr. 5 
in Danzig. 

5) Dgl.: Inf.-Regt. Keith (1. Oberschles.) Nr. 22 in Gleiwitz. 

8) Ztg. f. d. Großh. Posen Nr. 8 vom 27. Januar 1810. 
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aus Elementen zusammen, die dem Regimente im Heere den 
Spitznamen ,,Danziger Bowken‘ eintrugen und es bei den Posener 
Bürgern auch in ein so schlechtes Licht setzten, daß man noch 
20 Jahre später von dem schlimmen Verhalten eines Teils der 
Mannschaften mit Schauern erzählte. | 


Das 22, Infanterie-Regiment war am 1. Juli 1813 
in einer Zeit hochgehender Begeisterung zu Glatz errichtet worden 
und führte zunächst den Namen 10. Res.Inf.-Regt. Es war zu- 
sammengesetzt aus dem am 25. Juni 1811 als Exerzierdepot des 
damaligen 1. Schlesischen Inf.-Regts. errichteten 3. Musketier-, 
ferner dem im Februar 1813 aufgestellten 1. und 2. Res.-Bat. 
des gleichen Truppenteils. Auch von diesem Regiment standen 
nur der Stab und das 1. Bat. in Posen, bis sie gleichfalls im 
Jahre 1817 nach Breslau abmarschierten. 


Der erste größere Garnisonwechsel im Jahre 1817 brachte 
den Stab nebst dem 1. Bat. 6. Inf.-Regts.”) von Breslau nach 
Posen. Das von großen Preußenkönige am 14. Oktober 1772 
als Füs.-Regt. v. Lengefeld errichtete Regiment wurde im Jahre 
1788 in ein Musketier-Regiment umgewandelt und zeichnete. sich 
im Jahre 1794 in der Schlacht bei Rawka so riihmlich aus, daß 
es den Grenadiermarsch schlagen durfte. In dem Regimente 
fanden die Posener einen alten Bekannten wieder; denn es hatte 
als Nr. 52 v. Reinhardt schon dem alten preußischen ` Heere an- 
gehört und im Herbste des verhängnisvollen Jahres 1806 Posens 
letzte preußische Besatzung gebildet. Hierüber wird in der Re- 
gimentsgeschichte 8) folgendes erzählt: ,,Ilm August 1806 er- 
hielt das Regiment v. Reinhardt Nr. 52 Befehl, sich auf Kriegs- 
stärke zu setzen, sofort nach Posen zu marschieren (seit 1799: 
Stab und 1. Bat. Rastenburg, 2. Bat. Rössel, Gren. Oletzko, 
3. Musk.-Bat. Angerburg), sich dort mit von Berlin geschickter 
Armatur zu komplettieren und vollständig auszurüsten (Gren. 
nach Marienwerder, 3. Bat. nach Graudenz), sowie weitere Be- 
fehle abzuwarten.‘ Die Garnison Posen bestand Ende September 
nur aus den beiden Bataillonen des Regiments „und befand sich 
in einer sehr mißlichen Lage mitten unter einer aufgeregten Be- 
völkerung‘‘, die „sich bereits zum offenen Aufstande zu rüsten 
begann. Das Regiment hatte fast ?/ Polen als Ersatz, die noch 
besonders überwacht werden mußten“. Am 30. September erging 
die Mobilmachungsorder für das Regiment, wurde jedoch in der 

*) Zuletzt: Gren.-Regt. Graf Kleist von Nollendorf (1. Westpr.) 
Ar. 6 in Posen. 

*) Conrady, Geschichte des 6. Inf.-Regts. Glogau 1857, Ver- 
lag von Flemming, S. 89. 
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allgemeinen Verwirrung diesem nicht zugestetlt. Der Chef, Ge- 
neralleutnant v. Reinhardt erhielt am 23. Oktober denAbschied, 
wurde aber am 30. Oktober zum interimist. Gouverneur von Glogau 
ernannt, wohin er sich sofort begab. Die sehr tible Lage des Regts.- 
Kommandeurs, Generalmajor v. Krajewski, bewog ihn, mit samt- 
lichen Stabsoffizieren, Kapitäns und dem Regts.-Adjutanten 
einen Kriegsrat abzuhalten, worin der Beschluß gefaßt wurde, 
nach der Weichsel abzumarschieren. ‚Schon mehrere Tage und 
Nächte hatte das Regiment auf den Plätzen Posens biwakiert, 
wo man sich so am besten des polnischen Ersatzes versichern 
konnte, als endlich ein Trompeter mit einer Dragonereskorte den 
Befehl zum schleunigen Ausmarsch brachte.“ Dieser kam natürlich 
dem Regimente höchst erwünscht, und es marschierte auch an 
dem gleichen Nachmittage um 5 Uhr ab. ‚Von einer Kompagnie 
gedeckt, wurde die Bagage vorausgeschickt. Nur 11 Kranke, 
von denen das Regiment nie wieder etwas gehört hat, mußten im 
Lazarett zurückgelassen werden; die übrigen wurden auf Wagen 
unter Leutnant v. Heyde fortgeschafft. Dieser entkam: nur mit 
Not aus Posen; denn kaum war das Regiment ausgerückt, als 
der Aufstand losbrach.‘‘ Hauptmann v. Schau hatte auf dem 
Marsche plötzlich seinen Knecht mit dem Packpferde vermißt, 
indem dieser sich in der Dunkelheit verirrt hatte und nach Posen 
zurückgekommen war. Dies hatte der Hauptmann von einem 
Müller erfahren und erhielt die Erlaubnis zurückzureiten, weil 
unter seinen verloren gegangenen Sachen sich wertvolle Gegen- 
stände befanden. Der Posener Magistrat gab ihm ohne weiteres 
Pferd und Gepäck unter sehr anerkennenden Worten über das 
Verhalten des Regiments in Posen zurück. Unterwegs meldete 
ein Fähnrich, daß auch in Gnesen bereits die Revolution ausge- 
brochen sei und deshalb die Verpflegung des Regiments mit großen 
Schwierigkeiten verknüpft sein werde. Aus diesem Grunde nahm 
Generalmajor v. Krajewski die Marschrichtung auf Dembnice. 
Allein der Train und die Packpferde befanden sich in einem so 
schlechten Zustande, daß sie auf dem überaus sandigen Seiten- 
wege nicht fortkommen konnten, weshalb schließlich doch wieder 
die große Straße nach Thorn eingeschlagen werden mußte. Das 
Regiment focht später bei Dirschau und half mit seinen beiden 
Musketierbataillonen Danzig verteidigen, während die Grenadiere 
ebenfalls Danzig verteidigten und das 3. Bat. in Graudenz tätig 
war. Das Regiment überstand als einziger, von Friedrich dem 
Großen errichteter Fußtruppenteil die Katastrophe des Jahres 
1806 und erhielt bei der Neuordnung des preußischen Heeres die 
Stammnummer 6. Es verblieb seit dem Jahre 1817 zwar nicht 
dauernd in Posen, wo die „szöstaki‘“ auch bei dem polnischen 
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Teile der Bevölkerung stets sehr beliebt waren, kehrte aber wieder- 
holt hierhin zurück und wurde schließlich bodenständig, so daß 
es mit der Stadt und der Einwohnerschaft verwuchs. Im Jahre 
1819 kam das Füs.-Bat., 1820 das 2. Bat. nach Posen, das sodann 
nach Glogau verlegt wurde, Erst im Jahre 1830 kehrten das 1. 
und 2. Bat. wieder nach Posen zurück und verblieben hier bis 
zum 10. November 1836, an welchem Tage die Truppen früh um 
8 Uhr abrückten, um dem aus den Rheingegenden zurückkehren- 
den 19. Inf.-Regt Platz zu machen. Die Beliebtheit des Regiments 
bei den Bewohnern Posens ist aus folgendem Zeitungsvermerk ?) 
erkenntlich: ‚Allgemein bedauert man den Abgang dieses aus- 
' gezeichneten Regiments, das während seines sechsjährigen Auf- 
enthalts hierselbst mit den Einwohnern stets in den freundschaft- 
lichsten Verhältnissen stand und sich die allgemeine Hochachtung 
und Liebe erwarb‘. Die Trennung des Regiments von Posen dauerte 
diesmal 15 Jahre; denn erst im Herbst 1851 kehrte das ganze 
Regiment auf vier Jahre nach Posen zurück, wurde sodann aber- 
mals nach Schlesien verlegt und erhielt endlich im Sommer 1860 
seinen dauernden Friedensstandort mit dem 1. und 2. Bat. in Posen, 
wohin am 1. Oktober 1883 auch das Fiisilierbataillon von Samter 
verlegt wurde. Am 4. Juli 1860 erhielt das Regiment die Be- 
zeichnung: I. Westpreußisches Grenadier-Regiment, am 29. August 
1913 die Gardelitzen, am 27. Januar 1889 den Namen Graf Kleist 
von Nollendorf und am 27. Januar 1893 als Präsentiermarsch 
den Marsch des alten Regiments v. Möllendorff Nr. 2. Dies führt 
dazu, auch der Leistungen der Regimentsmusik zu gedenken, die 
in den Musikmeistern Radeck, Appoldt, Fister und Schneider 
hervorragende Leiter besaß. Waren unter Radeck die Garten- 
konzerte berühmt, so führte Appoldt die Sinfoniekonzerte ein, 
während unter ihm und seinem Nachfolger Fister die Stadttheater- 
musik und auch das Oratorienorchester gebildet wurden. Schneider 
vereinigte sich mit dem Musikkorps des 46. Inf.-Regts. und bildete 
ein Orchester, das bessere Musik pflegte, in den letzten Jahren 
vor dem Ausbruche des Weltkrieges während des Winters stets 
sechs feine Sinfoniekonzerte herausbrachte und damit dies Kunst- 
gebiet in Posen förderte. Schließlich bleibe auch nicht unerwähnt, 
daß dies stolze Regiment, das mit seinem Tochterregiment Nr. 46 
zusammen die sogenannte ‚„Grafenbrigade‘“ bildete, ob seiner 
Nummer den Spitznamen der, „Gurkenzwicker‘‘ im Heere führte, 
weil die in wohlverschlungener roter Achselklappenschnur aus- | 
geführte Regimentsnummer dem in Niederschlesien, woher das 
Regiment seinen Ersatz erhielt, bei den Kräutern — der Schlesier 


°) Pos. Ztg. Nr. 265 des Jahrgangs 1836. 


136 Hugo Sommer. 


sagt: Krauter — d. h. Gemüsebauern gebräuchlichen Handwerks- 
zange zum Abschneiden der Gurken ähnelte. Ein sonderbarer 
Zufall des Schicksals hat es so gefügt, daß das Regiment auch 
Ende Dezember 1918 die letzte Besatzung von Posen bildete, 
nachdem es als einziger geschlossener Truppenteil aus Frank- 
reich hier eingerückt war. Unter äußerst schwierigen Verhält- 
nissen konnte es nach dem Ausbruch des polnischen Aufstandes, 
worüber erst ein späterer Chronist berichten wird, seine Kaserne 
verlassen und sich mit Gepäck und Waffen auf deutsches Gebiet 
zurückziehen, um sodann als Grenzschutz in Westpreußen und 
Oberschlesien zu wirken. Seine Traditionskompagnie, die 10. 
des heutigen 8. Preuß. Inf.-Regts., steht in Görlitz. 


Als Ablösung für das 22. Inf.-Regt. rückte im Frühjahr 1817 
das 19. Infanterie-Regiment mit dem Stabe und dem 
ersten Bataillon in Posen ein; es kam aus Magdeburg, wo es ein 
Jahr lang seinen Standort gehabt hatte. Dies Regiment war am 
1. Juli 1813 zu Glatz aus dem 3. Musketier- sowie dem 1. und 
2. Reservebataillon des damaligen 2. Westpreuß. Inf.-Regts. 1°) 
errichtet worden, mit dem es vom Jahre 1871 bis 1901 die 18. Inf.- 
Brigade gebildet hat. Es kam nun in eine Provinz, die später sein 
heimatlicher Korpsbezirk geworden. ist, und aus der es auch bis 
zuni Jahre 1880 dauernd seinen Rekrutenersatz bezogen hat. 
Dem damaligen Gebrauche gemäß wechselten die Bataillone fast 
alljährlich ihre Standorte, bis im Jare 1823 das zweite und Füs.- 
Bataillon in Posen vereinigt wurden; im Jahre 1828 kam das erste 
Bataillon hierhin, während die Füsiliere nach Thorn verlegt wurden. 
Infolge des Ausbruchs der Revolution in Warschau wurde das 
Regiment, das fast ausschließlich aus polnischen Mannschaften 
bestand, im Jahre 1830 nach Merseburg, Wittenberg und Weißen- 
fels, 1831 aber nach Kreuznach, Sobernheim und Luxemburg, 
zwei Jahre später nach Köln, Neuß und Aachen und bald darauf 
nach Koblenz und Wetzlar abkommandiert und kehrte erst im 
Jahre 1836 mit seinem Stabe sowie dem 1. und 2. Füs.-Bat. wieder 
nach Posen zurück. Hier rückte es am 12. November mittags 
um 121, Uhr ein. ‚Der Jubel der Heimkehrenden und die Freude 
der Bewohner war unbeschreiblich, da dies Regiment zum größten 
Teile aus Eingeborenen unserer Provinz besteht“, so berichtete 
die „Pos. Ztg.“ 11, Im Jahre 1849 wurde das Regiment aus poli- 
tischen Gründen nach der Neumark und im folgenden Jahre aber- 
mals nach der Provinz Sachsen verlegt und hat seitdem Posen nie 


10) Zuletzt: Gren.-Regt. König Wilhelm T. (2. Westpr.) Nr. 7 
in Liegnitz. 
11) Nr. 267 des Jahrgangs 1830. 
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wieder als Standort erhalten, kam aber seit dem Jahre 1871 öfter 
gelegentlich der Herbstübungen hierhin, nachdem es seit 1860 
wieder dadurch festere Beziehungen zum Posener Lande gewonnen 
hatte. Es erhielt nämlich die Bezeichnung 2. Pos. Inf.-Regt. 
Nr. 1912), die ihm aber im Heere den Spitznamen ,,Kaczmarek 
Nr. 2“ einbrachte, weil eine beträchtliche Zahl seiner Ersatz- 
rekruten aus dem Kreisen Schrimm, Schroda, Wreschen una 
Pleschen diesen Familiennamen trug. 


Als Ersatz für die Schwadron des 1. Leibhusaren-Regiments 
erhielt Posen im Jahre 1817 eine solche des 6. Ulanen-Re- 
giments aus Stenay bei Sedan. Das Regiment stammte aus 
der Kavallerie des berühmten von Lützowschen Freikorps, das 
am 18. Februar 1813 aufgestellt worden war und am 25. März 1815 
sich aus drei seiner Schwadronen zu Dinant in Belgien gebildet 
hatte, nachdem eine Schwadron zur Errichtung des 9. Husaren- 
Regiments hergegeben worden war. Die Lützowschen ehemaligen 
„Schwarzen Gesellen“, deren wilde Jagd der treffliche Theodor 
Körner so schön besungen hat, verblieben bis zum Jahre 1831 
in Posen und wechselten schwadronsweise ihren Standort, wes- 
halb die Beziehungen des Regiments zur Posener Bürgerschaft 
recht locker blieben. Im Jahre 1831 wurden die Ulanen nach der 
Provinz Sachsen und Mitte Juli dieses Jahres schon weiter an 
den Rhein verlegt, worauf dies Regiment dauernd seineVerbindung 
mit unserm Lande verlor. Jedenfalls hat Posen die Ehre gehabt, 
auch für 14 Jahre die gefürchteten „Lützower‘ in seinen Mauern 
beherbergen zu dürfen. 

Am 23. Mai 1818 rückte die PosenscheGarde-Land- 
wehr-Eskadron, die am 17. April 1817 ‚auf Befehl des 
Königs aus lauter Eingeborenen des Großherzogtums Posen er- 
richtet ist und zur Hälfte aus Freiwilligen besteht, unter Anführung 
des Rittmeisters v. Lipinski aus Berlin in Posen ein und paradierte 
vor dem kommandierenden General‘, so berichtet die ,,Ztg. des 
Großherz. Pos.“ Am 29. Mai fand eine große Parade vor dem 
Könige Friedrich Wilhelm III. auf dem Wege nach Schwersenz 
und am 30. von 9 bis 11:13 Uhr vormittags ein Manöver statt. 
Die Eskadron kehrte eirt- Jahr später wieder nach Berlin zurück. 


Als das 6. Inf.-Regt. im Herbste 1820 Posen verlassen hatte, 
folgte ihm am 11. Oktober das 18. Infanterie-Regiment 
mit dem Stabe und dem ersten Bataillon. Dem Empfange des 
Bataillons beim Garnisonwechsel wohnte nach einer Zeitungs- 
meldung Prinz Karl von Preußen bei, der gerade in Posen an- 


12) Zuletzt: Inf.-Regt. von Courbieres (2. Pos.) Nr. rg in 
Görlitz. 
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wesend war. Das Regiment, das am 1. Juli 1813 zu Schweidnitz 
aus dem 1. und 2. Res.-Bat. des I. Westpr. Inf.-Regts. und dem 
4. Res.-Bat. des 1. Schles. Inf.-Regts. als 6. Res.-Inf.-Regt. er- 
richtet und an der Okkupation in Frankreich 1817 —1818 beteiligt 
gewesen war, verblieb hier bis zum Jahre 1848 und wurde in dieser 
Zeit so recht das ‚Posener‘‘ Regiment, indem es seinen Ersatz 
aus der Stadt Posen selbst bezog, was bis zum Jahre 1880 etwa 
der Fall geblieben ist. In dieser Zeit müssen sich mancherlei Miß- 
stände eingeschlichen haben; denn eine Bekanntmachung!) des 
Stadt- und Polizei-Direktorii vom 24. Januar 1824 wies darauf 
hin, daß ‚Hausbesitzer ihre Einquartierung sehr oft ausmieten, 
ohne hiervon das städtische Einquartierungsamt in Kenntnis 
zu setzen, wodurch fortwährende Beschwerden und Irrungen 
veranlaßt werden‘. Eine weitere Bekanntmachung der Königl. 
Kommandantur und des Magistrats!?) weist darauf hin, es werde 
„häufig Beschwerde darüber geführt, daß hiesige Einwohner, 
besonders der handeltreibende Teil den Soldaten der Garnison 
teils hares Geld, teils Bedürfnisse, die den Soldaten entbehrlich 


sind, und zu deren Beschaffung sein Sold nicht ausreicht, auf . 


Kredit verabfolgen und so veranlassen, daß die Moralität des 
Soldaten durchaus leiden muß‘. Die Einwohner wurden vor den 
unangenehmen Folgen, sobald nämlich ihrerseits Forderungen 
geltend gemacht werden sollten, gewarnt. 


Zu beiden Bekanntmachungen sei bemerkt, daß zu jener Zeit 
die Soldaten ausschließlich in Bürgerquartieren untergebracht 
waren, weil es in Posen keine Kasernen gab und die Festungs- 
werke mit ihren Reduits und Forts erst später angelegt wurden. 
Auch nach dem Jahre 1860 wieder gab es viele Bürgerquartiere, 
bis endlich die seit dem Jahre 1882 einsetzenden Kasernenbauten 
auch darin einen Wandel zum Bessern schufen und das Militär 
in eine, dem einzelnen Manne wohltätige Lage brachten, indem 
er dem ihm schädlichen, ständigen Verkehr mit den Bürgern 
entzogen und unter strengere Kontrolle gestellt wurde. Aller- 
dings verloren dadurch zahlreiche kleine Leute, die auf die Ein- 
quarticrung eingerichtet waren und lediglich davon lebten, ihre 
bisherige Einnahmequelle, wie denn auch die militärischen Ge- 
schäftszimmer nach und nach aus den Privathäusern verschwanden, 
von deren Mietszins so manche Witwe besseren Standes, so mancher 
im Ruhestande befindliche Beamte seine Bezüge vermehrt hatte. 

Der Ausbruch des polnischen Aufstandesin War- 
schau zu Ende des Jahres 1830 veranlaßte den kommandierenden 


13) Ztg. d. GroBherz. Posen Nr. 11, Jahrg. 1824. 
14) Ebenda, Jahrgang 1827, Nr. v. 30. September. 
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General v. Roeder zu einer Proklamation ®), die am 4. Dezember 
folgendes bekanntgab: ,,!. Jeder Soldat, der auf Schildwache 
steht, und jede Wachtpatrouille müssen respektiert und ihre An- 
weisungen pünktlich befolgt werden. Wer eine Schildwacht in- 
sultiert oder sich an solcher tätig vergreift, sowie derjenige, der 
sich gegen Patrouillen widersetzt, hat es sich allein zuzuschreiben, 
wenn der Soldat von den Waffen Gebrauch macht und ihn ver- 
wundet oder vielleickt gar tötet... 4. Des Abends um 9 Uhr 
müssen alle Wirtshäuser, Weinhäuser und Branntweinläden ge- 
schlossen sein, und es wird im Übertretungsfalle der Wirt von 
der Polizei zur Verantwortung und Strafe gezogen werden. 5. Alle 
Aufläufe und Versammlungen vieler Personen auf den Plätzen 
und Straßen auf einem Fleck können nicht geduldet werden; die 
Wachen haben Befehl, solche sofort zu zerstreuen, und hat es 
jeder sich allein zuzuschreiben, der nicht der ersten Aufforderung, 
sich zu entfernen, genügt, wenn er dabei Schaden nimmt. Des 
Nachts dürfen nicht mehr als drei Personen zusammen stehen 
bleiben. Sobald es dunkel wird, muß jeder, der über die Straße 
geht, sich mit einer Laterne versehen; wer ohne solche befunden 
wird, wird arretiert und an die Polizei abgeliefert. Wer nach 
9 Uhr abends auf die. Straße geht, muß mit einer schriftlichen 
Legitimation über seine persönlichen Verhältnisse versehen sein, 
olıne welche er arretiert und gleichfalls der Polizei überliefert wird. 
6. Wenn in der Nacht Alarm geschlagen wird, ist jeder Bewohner 
von Stuben, die vorn herausgehen, verbunden, an jedes Fenster 
ein brennendes Licht zu stellen.“ Das 18. Inf.-Regt begann einer 
Zeitungsmeldung zufolge am 10. Dezember im Eichwald mit seinen 
Schießübungen, während die Artillerie das Gleiche in Glowno 
vornahmı. 


Unterm 13. Juli 1831 lud das Königl. Preuß. Gericht der 
10. Division defahnenflüchtigenLeutnants Vinzens 
v. Kolodziejewski, Anton v. Rybinski und Johann Szymanski 
vom 18, Inf.-Regt., alle drei aus der Stadt Posen gebürtig, zum 
Termine auf den 15. September 1831 vor). Sie wurden im 
Jahre darauf ‚in contumaciam wegen Desertion verurteilt‘, und 
zwar lautete das Urteil auf Kassation. Ihre Namen wurden, wie 
dies damals üblich war, an den Galgen geheftet, ein Verfahren, 
das noch aus dem alten preußischen Heerwesen übernommen war. 
Bis zum Jahre 1797 gab es hier in Posen keinenMilitärgalgen, 
wie aus einem Schreiben des Generals v. Crousaz vom 2. Dezember 


5) Ebenda, Nr. 98 vom 8. Dezember 1830. 
16) Ebenda, Nr. 156 vom 9. Juli 1830. 
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an den Kriegsminister hervorgeht !‘), vielmehr war ein solcher 
für das Zivilgericht auf dem sogenannten Galgenberge in Unter- 
wilda, der damaligen Richtstatte. Wenn’ ein Fahnenflüchtiger 
nicht ergriffen werden konnte, mußte ihm der Prozeß gemacht 
und sein Name an den Galgen geschlagen werden. General v. Crousaz 
wußte wohl, daß er als Regimentschef zur Tragung der Exekutions- 
kosten, nicht aber zur Erbauung des Galgens verpflichtet war; 
denn ein solcher mußte in jedem Standorte vorhanden sein, und 
der Chef brauchte dann bloß die Kosten, die das Anschlagen der 
Namen verursachte, zu tragen. Das Militardepartement verwies 
den General mit seinem Anliegen an den Grafen Hoym, den Mi- 
nister für Südpreußen, und letzterer wiederum veranlaßte unterm 
9. Februar 1798 die Posener Kammer, dem Ersuchen des Generals 
stattzugeben. Wo jedoch der Militärgalgen errichtet wurde, ist 
aus den Akten nicht festzustellen. Im Jahre 1832 aber soll er sich 
auf dem Kanonenplatze befunden haben, in der Nähe eines eilig 
aufgeworfenen Werks, wo er beim Festungsbau später verschwand. 


Bekanntlich,war der Generalfeldmarschal Graf Gneisenau 
am 2. März 1831 in Posen als Oberbefehlshaber eingetroffen und 
hier am 24. August gestorben. Seine Leiche wurde aus dem 
„hiesigen Mausoleum", das sich in einer Redoute hinter der Garnison- 
kirche befand, am 15. Dezember 1832 nach seinem Erbbegrabnis 
im Magdeburgischen überführt; nach einem Zeitungsberichte 1°) 
erwies die gesamte Garnison ‚dem großen Helden, der sich durch 
seine seltene Humanität in den Herzen aller Bewohner Posens 
ein unvergängliches Denkmal gesetzt hat, die letzte Ehre‘“. 

Im Sommer des Jahres 1834 waren die Posener Festungs- 
werke so weit vorgeschritten, daß am Sonntag, dem 29. Juni, 
die Einweihung der hiesigen Zitadelle stattfinden konnte, nach- 
dem der Bau des Kernwerks (Fort Winiary) beendet war, das 
vom 2. Bataillon des 18. Inf.-Regts. bezogen wurde, das nehst 
zwei Schwadronen des 5. Husaren-Regts. im Oktober 1831 in 
Posen eingerückt war. Um 12 Uhr mittags versammelte sich die 
Garnison auf dem Wilhelmsplatze und marschierte nach dem 
Kernwerk. Hinter dem Musikkorps des genannten Regiments 
folgte der damalige Kommandeur der 10. Kav.-Brigade, General- 
major Frhr. v. Wrang el?!), als Stellvertreter des abwesenden 
Kommandanten. Weil es stark regnete, wurde der Feldgottesdienst 


17) Geh. Staatsarch. Berlin, Gen.-Dir. Südprß. Milit. LXXI, 
Nr. 20, Vol. III, Blatt 6. 

18) Ebenda, Nr. 295 vom 17. Dezember 1832. 

19) Der nachmalige Generalfeldmarschall, der von 1821 bis 
1835 in Posen stand und damals dienstältester General der Gar- 
nison war. 
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im noch nicht ganz vollendeten Kehlgebäude abgehalten, woran 
sich ein Festessen sowie die Bewirtung der Mannschaften schloß 2%) © 
Was das Musikkorps anbetrifft, so war es durch seinen Aufenthalt 
am Rhein wie während der Besatzungszeit in Frankreich gut ge- 
schult und hatte überdies in seinem Musikmeister einen rührigen 
Kunstfreund, der nach den Konzertanzeigen dem Posener musik- 
liebenden Publikum Genüsse verschiedener Art bot. In dem 
Musikmeister Köhler vom 19. Inf.-Regt. besaß er einen scharfen 
Konkurrenten, der ihn mitunter überbot und ganz auserlesene 
Stücke zu Gehör brachte. Das Regiment tauschte im Jahre 1849 
seinen Standort mit dem 5, Inf.-Regt zu Danzig und wurde im 
folgenden Jahre nach Köln und Düsseldorf verlegt. Im Jahre 1851 
kehrte es zwar in den Bereich des V. Armeekorps zurück, kam 
aber nach Glogau und Liegnitz zu stehen und schied bei der großen 
Neuordnung des Heeres im Jahre 1860 gänzlich aus seiner heimat- 
lichen Provinz, die es nie mehr wiedersah. Seitdem behielt es 
durch seinen Namen 1. Pos. Inf.-Regt. Nr. 18 dauernd Beziehungen 
zur Stadt Posen, woher es seinen Ersatz bis etwa zum Jahre 1880 
bezog. Der neue Name?!) wurde dem Regimente Anlaß zum Heeres- 
spitznamen ,,Kaczmarek Nr. 1‘. Nicht unerwähnt bleibe, daß 
beim Regiment Posener Kinder alle drei Feldzüge unter König 
Wilhelm I. mitgemacht haben, und daß ein Pole es gewesen ist, 
der auf Vorposten bei Düppel den dänischen Kreuzer Rolf Krake 
in „Wolfracker‘‘ umtaufte, indem er der Feldwache meldete: 
„Issich das Wolfracker schonn widder da!“ Einer seiner Kameraden 
war ein ausgezeichneter Bajonettfechter und erhielt bei der Er- 
stürmung der Düppeler Schanzen einen würdigen Gegner in einem 
Dänen, den er besiegte, worauf er ihm tröstend zurief: ,,Siehst 
du, Danske, woll sich nich mit mich bajonnettier!“ 

Posen hatte auch den Vorzug, in jener bewegten Zeit die roten 
Blücherschen Husaren für eine kurze Zeit in seinen 
Mauern zu sehen, die aus Stolp in Pommern hierher kamen, bis 
endlich die Schwadron des 7. Husaren-Regiments®) 
hier ihren dauernden Standort bekam, die als im Volksmunde 
sogenannte ,,gelbe‘‘ Husaren wegen ihrer Beschnürung noch lange 
fortlebten. Denn dies Regiment stand hier vom Jahre 1831 bis 
1852; sein Stab kann aber erst im Jahre 1832 von Lissa nach 
Posen. Das Regiment war im Jahre 1815 aus einer Schwadron 
des 1. Leibhusaren-Regts. und aus zwei solchen des im Frühjahr 

2) Pos. Ztg. Nr. 150 vom 1. Juli 1834. 


21) Zuletzt: Inf.-Regt. von Grolman (1. Pos.) Nr. 18 in 
Osterode. l 


_ 2%) Zuletzt: Hus.-Regt. König Wilhelm I. (1. Rhein.) Nr. 7 
in Bonn. 
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1813 von den schlesischen Standen auf ihre Kosten errichteten 
Schles. National-Kav.-Regts. zusammengesetzt worden, dessen 
Uniform aus schwarzen Dolmans mit roter Verschnürung und 
gelben Kragen bestand. Das 7. Hus.-Regt. trug bis zum Jahre 1843 
schwarze Dolmans mit gelben Schnüren, erhielt aber bei der neuen 
Uniformierung russisch-blaue Attilas mit gelben Schnüren. Das 
Regiment war in Posen sehr beliebt und wurde ob seines Ursprunges 
von den schlesischen Bauernsöhnen gern durch freiwilligen Er- 
satz ergänzt, bis es im Jahre 1852 nach Bonn verlegt wurde. Im 
Jahre 1846 wurde der kommandierende General v. Colomb zum 
Chef dieses ausgezeichneten Regiments ernannt, der diese Stellung 
acht Jahre bekleidete. 


Als Ersatz für den vorgenannten Truppenteil kam das 2. L e i b- 
husaren-Regiment?) im Jahre 1852 mit seinem Stabe 
sowie der 1. und 2. Schwadron aus Guhrau und Herrnstadt, wo 
es seit dem Jahre 1819 gestanden hatte, nach Posen und verblieb 
hier bis gegen Ende Juli 1901, worauf es nach Danzig verlegt 
wurde. Dieses Regiment war im August 1741 durch Friedrich 
den Großen im Lager von Göttin errichtet worden und führte 
seit seiner Stiftung einen silbernen Totenkopf an der Pelzmütze, 
worüber die Überlieferung berichtet: ‚Zur Uniform des Regiments 
sei das schwarze Tuch benutzt worden, womit der Saal ausge- 
schlagen gewesen, in dem die Leiche Königs Friedrich Wilhelm I. 
auf dem Paradebette gelegen. Dieser Saal sei mit weißgestickten 
Totenköpfen dekoriert gewesen; daher stamme der Totenkopf. 
Das Regiment focht im Feldzuge 1806/7 in Preußen mit großer 
Tapferkeit und blieb als einziges geschlossenes Husaren-Regiment 
bestehen, wofür ihm im Jahre 1808 der Name Leibhusaren ver- 
liehen wurde. Seit dem Jahre 1810 wurde es vorübergehend zur 
Garde gezählt und erhielt als weitere Auszeichnung den Stern 
des Schwarzen Adlerordens auf den Kartuschen. Das Regiment, 
dessen 3. bis 5. Schwadron im Jahre 1886 ebenfalls nach Posen 
in Standort kamen, war im Laufe der Zeit mit den Posener Bürgern 
eng verwachsen und erfreute sich einer ganz ungemeinen Beliebt- 
heit, so daß sein Scheiden im Jahre 1901 tiefes Bedauern hervor- 
rief. Seit dem 18. Oktober 1861 war die nachmalige Kaiserin 
Friedrich Chef des Regiments, aus dessen Reihen auch der spätere 
Generalfeldmarschall v. Mackensen hervorgegangen ist. Es wurde 
mit besonderer Vorliebe durch freiwilligen Eintritt schlesischer 
“Bauernsöhne ergänzt, zu welcher Provinz das Regiment seit dem 
Jahre 1817 Beziehungen gehabt hatte, und erfreute sich ob seines 

3) Zuletzt: 2. Leibhus.-Regt. Königin Viktoria von Preußen 
Nr. 2 in Danzig. 
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-vorztiglichen Trompeterkorps unter Leitung der Musikmeister 
Zikoff und Oppermann großer Beliebtheit beim musikliebenden 
Publikum. Als das Regiment am 9. August 1891 die Feier seines 
150jährigen Bestehens beging, war der Zulauf alter Leibhusaren 
sehr groß, zumal auch der hohe Chef anwesend war. Bei den Fran- 
zosen waren die „hussards de la mort‘ seit dem Jahre 1758 ge- 
fürchtet, wofür dem Regiment am 27. Januar 1899 hier in Posen 
als Auszeichnung die Nachbildungen der erbeuteten Standarten 
der französischen Regimenter Husaren Polaretzki und Kürassiere 
Bellefonds verliehen wurden 2+), 

An die Stelle des 19. Inf.-Regts. kam im Jahre 1819 das 
8. Leibinf.-Regt. aus Frankfurt a. O., Soldin und Königs- 
berg N. M., indem beide Regimenter aus politischen Gründen ihre 
Standorte tauschen mußten. Damit erhielt Posen einen bewährten 
Truppenteil 25) in Garnison, der seinen Ursprung auf die Hälfte 
der tapferen Besatzung von Kolberg im Jahre 1807 zurückführte 
und für sein rühmliches Verhalten zum Leibregiment ernannt 
worden war. Das Regiment verblieb nur zwei Jahre in Posen 
und kehrte sodann nach Frankfurt a. O. und Küstrin zurück, 
um dem 11. Inf.-R eg t 28) aus Breslau Platz zu machen. Letzteres 
war Ende des Jahres 1808 als 2. Schles. Inf.-Regt. aus Resten 
verschiedener Truppenteile des alten Heeres gebildet worden und 
hatte dauernd in Schlesien seine Standorte, darunter seit dem 
Jahre 1817 in Breslau gehabt. Das Regiment, das vier Jahre hier 
verblieb, wurde ob seiner Nummer mit dem Spitznamen ,,Streich- 
hölzer‘‘ belegt und gewann gar bald nähere Beziehungen zur Bürger- 
schaft, die bis zum Jahre 1866 anhielten. In besonders guter 
Erinnerung standen die Konzerte und sonstigen Leistungen des 
Musikkorps, von denen mein Vater oft und gern erzählt hat. 

Abgelöst wurde dieser Truppenteil im Jahre 1855 von seinem 
gleichaltrigen und aus etwa den gleichen Bestandteilen hervor- 
gegangenen 10. Inf.-Regt.?”), das gleichfalls aus Breslau kam 
und mit gewohnter echt schlesischer Gemütlichkeit in Posen 
bald heimisch wurde. Auch dieses Regiment zeichnete sich durch 
sein tüchtiges Musikkorps aus und trat ebenfalls in freundschaft- 
liche Beziehungen zur Einwohnerschaft, die sich jahrzehntelang 
forterhielten. 


24) Originale befinden sich im Zeughause zu Berlin, nämlich 
4 Fahnen des franz. Hus.- und 1 Standarte des franz. Kür.-Regts. 

25) Zuletzt: Leibgren.-Regt. König Friedrich Wilhelm III. 
(1. Brandenb.) Nr. 8 zu Frankfurt a. O. 

26) Zuletzt: Gren.-Regt. König Friedrich III. (2. Schles.) 
Nr. 11 in Breslau. 

27) Zuletzt: Gren.-Regt. König Friedrich Wilhelm IT. (1. Schles.) 
Nr. 10 in Schweidnitz. 
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Als das 6. Inf.-Regt. im Jahre 1855 Posen verlassen hatte, 
rückte an seine Stelle das 7. Inf.-Regt. ein, das aus Glogau 
und Fraustadt kam, und dessen Füs.-Bat. bereits in den Jahren 1836 
bis 1851 in Rawitsch Standort gehabt hatte. Dies ausgezeichnete 
Regiment hatte als Regiment von Courbiéres Nr. 58 dem alten 
Heere angehört, war durch A. K.-O. vom 20. Februar 1797 er- 
richtet und hatte sich im Jahre 1807 bei der Verteidigung von 
Danzig hervorgetan. Seit dem 6. Juni 1817 war der nachmalige 
König Wilhelm 1. Chef dieses Regiments *8), das seit dem Jahre 1809 
seine preußischen Standorte verlassen hatte und dauernd in schle- 
sische übergesiedelt war, wo es heimisch geworden ist. Das Regi- 
ment erfreute sich bei der Posener Bürgerschaft gar bald großer 
Beliebtheit, zumal sein Musikmeister Goldschmidt ein feinfühliger 
Musiker war. Es verließ Posen infolge der Heeresneuordnung 
des Jahres 1860, erhielt im Heere den Spitznamen „die Königs- 
tiger“ wegen des roten Namenszuges auf gelber Achselklappe 
und hat seine Beziehungen zu Posen seitdem nie wieder ver- 
loren. ~ — — 


_ Das Jahr 1860 brachte gewaltige Veränderungen in den Stand- 
orten sowie eine Vermehrung der Posener Besatzung und führte 
auch das 6. Gren.-Regt. zu dauerndem Verbleiben hierhin zurück. 
Mit ihm zugleich rückte sein Tochterregiment, das 46. Inf.- 
Regt.?), das als 6. komb. Inf.-Regt. aus den drei Landwehr- 
Stammbat. Görlitz, Freistadt und Glogau durch A. K.-O. vom 
5. Mai 1860 errichtet war, in Posen ‚ein und blieb hier ständig. 
Beide Regimenter gewannen sofort zur Bürgerschaft feste Be- 
ziehungen und bildeten eine Brigade, die seit dem Jahre 1889 
im Korpsbezirk die ,,Grafenbrigade“ genannt wurde. Auch die 
Musikmeister des neuen Regiments: Fritsche, Stolzmann, Thomas, 
v. Unruh und Faßhauer pflegten gute Musik; von Stolzmann 
rührt der ,,Bougivalmarsch® her. Das Regiment hatte sein Füs:- 
bzw. nachheriges drittes Bataillon in den Jahren 1865 bis 1870 
und sodann seit 1902 in Rogasen bzw. Wreschen zu stehen. Während 
es eine lange Reihe von Jahren seinen Rekrutenersatz aus Nieder- 
schlesien bezog, erhielt es in den letzten Jahren solchen aus Berlin. 
Chef des Regiments wurde am 16. Juni 1871 der damalige kom- 
mandierende General v. Kirchbach, dessen 50 jähriges Dienst- 
jubiläum am l. Mai 1876 festlich begangen wurde. Der Sohn des 
Helden von Weißenburg und Wörth war dann in den Jahren 1907 
bis 1911 auch hier kommandierender General, trat in ebenso 

28) Zuletzt: Gren.-Regt. König Wilhelm I. (2. Westpr.) Nr. 7 
in Liegnitz. 

2) Zuletzt: Inf.-Regt. Graf Kirchbach (r. Niederschles.) Nr. 46. 
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freundschaftliche Beziehungen zur Bürgerschaft, wie sein Vater, 
und gewährte den Posenern einen Einblick in die Ehrensammlung 
seines Vaters. Wenn wir die Geschichte dieses Regiments 30) 
nachlesen, so kamen dem neuen Truppenteil „als sehr vorteilhaft 
die gemeinsame, abgeschlossene und günstig gelegene Kaserne 
auf dem Fort Wipiary, die unmittelbare Nähe der stattlichen 
Esplanade als Exerzierplatz, der daneben liegenden SchieBstande 
und der Turnplatze im inneren Glacis des Forts zustatten‘. Jedoch 
heißt es weiter von emer im Jahre 1862 ausgebrochenen Typhus- 
epidemie: „Leider ist die böse Krankheit trotz vielfachen Be- 
mühens der Ärzte und Behörden auch später noch oft in den 
Räumen des Kernwerks aufgetreten und hat bis in die 80er Jahre 
hinein fast jährlich mehrere Opfer gefordert... Auch Ruhr- 
erkrankungen nahmen im Regimente einige Male, besonders im 
Jahre 1885, einen größeren Umfang an. Nur allmählich gelang 
es, durch Verbesserung der Unterbringungs-, Wasser- und Ab- 
fuhrverhältnisse die schlimmen Gäste fast ganz vom Fort Winiary 
zu verbannen, so daß ihr Vorkommen seit dem Ende des vorigen 
Jahrhunderts auf ein normales Maß zurückgeführt‘ werden 
konnte. Die Traditionskompagnie des Regts., die 11. des 1. Preuß. 
Inf.-Regts., steht in Gumbinnen in Ostpreußen. 


Gleichfalls im Jahre 1860 kam das 12. Gren.-Regt. ?!) 
aus Frankfurt a. O. und Küstrin nach Posen, das am 1. Juli 1813 
bei Strehlen in Schlesien aus dem I. und 2. Res.-Bat. des Leib- 
regiments, sowie dem 3. Musk.-Bat. des 6. Regts. zusammen- 
gesetzt worden war. Es kam anstelle des 18. Regts. in den Bereich 
des V. Korps und verblieb hier bis zum Jahre 1864, worauf es im 
Herbste von seinem Tochterregiment, dem 52. Inf.-Reg t. *), 
abgelöst wurde, das aus Frankfurt a. O., Krossen und Sorau hier 
anlangte. Letzteres Regiment war ebenso, wie alle Regimenter 
mit der Nummer 41 bis 72, erst im Jahre 1860 neu errichtet worden. 
Es imponierten diese Regimenter durch ihre neuen Fahnen, deren 
Tücher unverletzt waren, während z. B. des 6. Regt. nur über 
leere Stangen mit Auszeichnungsbändern verfügte; denn seine 
Feldzeichen stammten aus dem Jahre 1772 und hatten bereits 
„manchen Sturm erlebt“. In steter Erinnerung bleiben wird 
auch, daß das Regiment Nr. 52 einen ziemlich korpulenten Musik- 
meister, sowie desgl. Regimentstambour besaß, die beim Ausmarsche 


30) Berlin ıyro, Verlag von R. Eisenschmidt. 

31) Zuletzt: Gren.-Regt. Prinz Karl von Preußen (2. Brandenb.) 
Nr. 12 in Frankfurt a. O. 

32) Zuletzt: Inf.-Regt. von Alvensleben (6. Brandenb.) Nr. 52 
in Kottbus und Krossen a. O. 
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aus Posen ins Feld im Jahre 1866 letztmalig bewundert werden 
konnten. Nach diesem Feldzuge kehrte das Regiment nicht wieder 
zurück. 

Im Jahre 1864 erfuhr die Garnison Posen eine weitere Ver- 
stärkung durch das 47. Inf.-Regt. 5%), das Tochterregiment des 
7. Gren.-Regts., das seine schönen niederschJesischen Standorte 
Görlitz, Hirschberg und Löwenberg nur ungern aufgab, dafür 
aber die „echt schläsingsche Gemütlichkeit“ mit nach Posen 
` brachte. In der Geschichte dieses Regiments *4), das ein Jahr lang 
als Besatzung an der polnischen Grenze gelegen hatte, heiBt es: 
,... Die Unterbringung der Mannschaften war natürlich eine bessere 
als in den Grenzorten, teils in Bürgerquartieren, teils in einzelnen 
noch leer stehenden Kasernen der Festungswerke; aber das Re- 
eiment wurde dadurch über den ganzen Umkreis dieser und über 
die ganze ausgedehnte Stadt zerstreut, so daß die Überwachung 
und der ganze Dienstbetrieb sehr erschwert waren. Posen war 
damals keine beliehte Garnison. Der obere Stadtteil, 
zwar mit seinen weiten Öffentlichen Plätzen und zahlreichen, 
seitdem meist der Bautätigkeit zum Opfer gefallenen öffentlichen 
und Privatgärten, hatte ein ganz stattliches Ansehen. In der 
unteren Stadt aber, wo die polnische Bevölkerung und die zahl- 
reiche Judenschaft sich zusammendrängten, sah es an vielen 
Orten recht unfreundlich und namentlich im Innern der Häuser 
entsetzlich ärmlich und schmutzig aus. Die übelriechende Bog- 
danka, die damals noch unbedeckt durch die Stadt floß, ferner 
groBe, morastige, jetzt meist zugeschüttete Wiesenflachen in un- 
mittelbarer Nähe wirkten in hohem Grade nachteilig auf die ge- 
sundheitlichen Verhältnisse, vor allem auch der Mangel an gutem 
Trinkwasser, da keine Wasserleitung vorhanden war. Das Brunnen- 
wasser auf einzelnen der Forts, namentlich auf dem Fort Wilda 3), 
war sehr schlecht und hatte meist die Färbung von dünnem Milch- 
kaffee. Die Truppen waren gezwungen, sich Filtrierapparate an- 
zuschaffen, die aber auch nicht alle Schädlichkeiten beseitigen 
konnten. So waren in Posen manche Krankheiten, wie Typhus 
und namentlich Wechselfieber, gar nicht auszurotten. Unter 
letzterem litten besonders die aus den gesunden, gebirgigen Teilen 
Schlesiens stammenden Niederschlesier.‘“ Das Regiment verblieb 
in Posen bis zum Ausbruche des Krieges im Jahre 1866 und wurde 
sodann nach dem Süden der Provinz Posen verlegt. Nach dem 


33) Zuletzt: Inf.-Regt. König Ludwig III. von Bavern (2. Nie- 
derschles.) Nr. 47. 

44) Berlin 1910, Verlag von R. Eisenschmidt. S. 22 und 23. 

3) Gemeint ist das Reduit des Fort Grolman, das noch jetzt 
steht. 
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deutsch-französischen Kriege fand es in StraBburg.i. Els. und 
Neubreisach sowie später Pfalzburg Standorte und kehrte von 
dort am 2. April 1887 nach Posen zurück, wo es vom Jahre 1892 
bis 1902 vereinigt stand, um sodann sein zweites Bataillon nach 
Schrimm abzugeben. Die Geschichte des Regiments 36) besagt: 
„Die allgemeinen Verhältnisse der Stadt Posen hatten sich seit 
dem Jahre 1866 sehr zum Vorteile verändert. Die Neustadt auf 
dem linken Wartheufer war mächtig herangewachsen, der 
Gesundheitszustand durch Wasserleitung und Kanalisation 
gebessert... Die Stadtumwallung auf beiden Wartheufern war 
seit 1872 vollendet; ihre Werke boten Unterkunftsräume mit den 
Nachteilen aller Defensionskasernen, aber wenigstens besser als 
damals.“ Das Regiment hatte bei seinem ersten Aufenthalte 
einen äußerst tüchtigen Musikmeister Ruscheweyh, der mit dem 
Musikkorps sogar Konzertreisen machte. Als es im Jahre 1887 
wieder nach Posen zurückkanı, stach es in jeder Hinsicht, auch 
hetreffs der Musik, von den übrigen Posener Truppenteilen ab, 
und so ,,kostete es dem Regiment eine Zeit harter, durch die un- 
günstigen Kasernementsverhältnisse noch erschwerter Arbeit, um 
den damals im V. Armeekorps besonders hochgespannten An- 
sprüchen an äußere Strammheit und Gleichmäßigkeit zu ge- 
nügen.‘ Unter seinen späteren Musikmeistern Schmidt und 
Hackenberger, gegenwärtig Armeemusikinspizient und Professor 
in Berlin, konnte das ebenfalls höher geförderte Musikkorps auch 
einen bedeutsamen Faktor im Posener Musikleben einnehmen, 
dem wir so manchen künstlerischen Genuß verdankten. Die Tra- 
ditionskompagnice dieses Regiments, die 5. des 8. Preuß. Inf.- 
Regts., steht in Glogau in Standort. 


Nach dem österreichischen Feldzuge gab es für Posen aber- 
mals einen Wechsel in den Infanterie-Regimentern, indem an die 
Stelle des 52. Inf.-Regts. das 37. Inf.-Regt.?”) trat, das zwar 
in Schlesien errichtet war, aber seit dem Jahre 1831 am Rheine 
verschiedene Standorte gehabt hatte. Im Jahre 1859 war das 
Landwehr-Stammbataillon Attendorn Nr. 37 zum damals nur 
2 Bat. starken 37. Inf.-Regt. (5. Res.-Regt.) 3) getreten, und das 
Regiment hatte als Provinzialnamen deshalb die Benennung ,,West- 
fälisches‘‘ erhalten. Es sei hier gleich erwähnt, daß das Regiment 
im Heere den Spitznamen die „Schwamimklopper‘“ hatte, was 


— 


TO) a One. Soe 287 

37) Zuletzt: Fiis.-Regt. von Steinmetz (Westpr.) Nr. 37 In 
Krotoschin. 

38) Schon die in Klammern vom Regt. geführte Bezeichnung 
wies auf seine Zugehörigkeit zum V. Armeekorps hin, eine Tat- 
sache, die im Jahre 1860 bei der Namensverleihung aus unbekann- 
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auf seinen. einstmaligen Berliner Ersatz%%) zurückzuführen ist, 
von dem der Volksmund spottweise sang: „Am Mühlendamm 
am Mühlendamm, da sitzt ein Mann mit Schwamm; habt ihr 
ville Schwamin jekloppt?‘‘ — Das Regiment war erst im Jahre 1864 
aus der damaligen Bundesfestung Mainz nach Rawitsch, Wohlau 
und Krotoschin verlegt worden und kam im Jahre 1866 mit dem 
Regimentsstabe sowie seinem 1. Bat. nach Posen, wo das Musik- 
korps durch seine Ventilposaunen — alle Posener Truppen 
besaßen schon Zugposaunen -- auffiel. Erst im Jahre 1871 
hielt auch das dritte Bat. seinen Einzug in Posen, wo das Regiment 
bis zum 1. April 1881 verblieb. Chef des Regiments war seit 20. Sep- 
tember 1866 der „Löwe von Nachod“, der kommandierende 
General v. Steinmetz. In Posen faßten die Beziehungen dieses 
Truppenteils zu den Einwohnern gar bald feste Wurzel, zumal 
es seinen Ersatz aus Niederschlesien bezog, und diese blieben auch 
bestehen, als das Regiment in Krotoschin bzw. Ostrowo neue 
Standorte erhielt. Bis zum Jahre 1901 gehörte es zur 20. Inf.-Brig. 
und auch späterhin zur 10. Division. 


Als Ersatz für das 47. Inf.-Regt. wurde im Jahre 1866 das 
50. Inf.-Regt. aus Breslau und Öls nach Posen gelegt, das als 
Tochterregiment des hier wohlbekannten 10. Regts. aus den drei 
Landwehr-Stammbat. Breslau, Öls und Schweidnitz des’ 10. Land- 
wehr-Regts. errichtet worden war. Bei seiner Errichtung mag 
der neue Truppenteil wohl kaum geahnt haben, daß er Beziehungen 
zu Posen gewinnen werde, obschon im Jahre 1859 zwei Bataillone 
des alten, ruhmvollen Mutterregiments in Posen ihren Standort 
gehabt hatten und von hier aus die Abgaben an die neu gebildeten 
Bataillone des 10. Landwehr-Stammregiments erfolgt waren. „Am 
28. September 1866, mittags } Uhr, marschierte das Regiment 
mit allen vier Bataillonen unter klingendem Spiele durch das 
Berliner Tor in Posen ein‘, so berichtet die Geschichte 4°). Aus 
dieser Zeit ist ein besonderes Vorkommnis in der Erinnerung ge- 
blieben, indem das Musikkorps unter seinem äußerst tüchtigen 
Musikmeister Walther einen mit einem großen Hunde bespannten 
Paukenwagen mit sich führte. Dieser Wagen war auf dem Schlacht- 
felde von Königgrätz dem Regimente vom 8. Drag.-Regt. ge- 


ten Gründen übergangen und erst durch A. K.-O. vom 27. Januar 
1902 berichtigt wurde. Übrigens führte die Rang- und Quartier- 
liste noch bis zum Jahre 1850 Thorn als Standort des Regiments 
auf und bezeichnete es bloß als ,,abkommandiert im Bezirk des 
VIII. Armeckorps‘. 

3) Felddiensttaugliche der aufgelösten Garnisonbataillone 
Nr. ıı bis 14, der sogenannte Schwamm. 

40) Berlin 1910, E. S. Mittler & Sohn. 
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schenkt worden, und das Regiment durfte ihn gemäß A. K.-O. 
vom 6. Oktober 1866, wenn keine Parade stattfand, bei der Musik 
führen. In seinem neuen Standorte fühlte sieh das Regiment, 
„wenn es auch in mancherlei Beziehung oft an Breslau zurück- 
dachte, recht bald heimisch“, obgleich die Regimentsgeschichte 
die nicht bequeme Quartierverteilung beklagt, indem die in der 
Stadt liegenden Mannschaften in einer Zahl von 30 für jede Kom- 
pagnie weite Wege nach den Kasernen zu machen hatten. Im 
Jahre 1867 gewährte die Stadt Breslau dem Regiment mit könig- 
licher Erlaubnis ‚ein besonderes Zeichen der Anerkennung durch 
die: Ehrenschenkung eines silbernen Halbmondes (Mahomets- 
fahne) für die Musik“, dessen Übergabe am 21. März auf dem 
Kanonenplatze durch eine städtische Abordnung erfolgte. Am 
25. Juli 1870 verließ das Regiment als erstes Posen, um nach dem 
Rheine abzudampfen, und kehrte nach dem deutsch-französischen 
Kriege nicht wieder in seinen alten Standort zurück. Das Musik- 
korps lebte wegen seiner überaus prächtigen Konzerte im alten 
Bahnhofs- und dem neuen Feldschloßgarten noch viele Jahre in 
guter Erinnerung fort. Bis zum Ausbruche des Weltkrieges De- 
standen die Beziehungen des Regiments zu Posen weiter, weil 
dieses immer noch zur 10. (Posenschen) Division gehörte. 
Nachdem Generalfeldmarschal Moltke im Reichstage darauf 
hingewiesen hatte, daß ,,man sich vorher mit Regenschirmen ver- 
sehen müsse; denn wenn es anfange zu regnen, sei es zu spät“, 
fand zum 1. April 1881 eine geringe Heeresvermehrung statt. 
Auch Posen war an den eintretenden Veränderungen in der Friedens- 
hesatzung beteiligt, indem es die beiden Bataillone des 37. .!nf.- 
Regts. verlor und dafür zwei des neugebildeten 99. Inf.-Reg ts. 
erhielt 4). Zur Aufstellung dieses neuen Truppenteils hatten 
sämtliche Regimenter des V. Armmekorps —- 6. u. 7. Gren.-, 19., 
46., 50., 58. und 59. Inf.- u. 37. Füs.-Regt. — sowie die der 19. Di- 
vision (Hannover) — 73. Füs.-, 74., 78., u. 91. Inf.-Regt. — je 
eine Kompagnie abgegeben, so daß das neue Regiment keinen 
ganz fremden Körper im Korpsbezirk bildete, obwohl es durch 
seine Abzeichen: rote Aclıselklappen und blaue Pattenvorstöße 
dartat, daß es für ein anderes Armeekorps bestimmt sci. Das 
Regiment, das am 30. Mai 1882 seine neuen Fahnen auf dem Ka- 
nonenplatze übergeben erhielt, wurde gar bald mit der Einwohner- 
schaft befreundet. Es erfreute sich der gleichen Beliebtheit, wie 
das 6. Regiment, wozu auch das tüchtige Musikkorps unter Musik- 
meister Fischer beitrug. Leider weilten die „Apotheker“, wie das 


n) Zuletzt: 2. Oberrhein. Inf.-Reet. Nr. gg in Zabern und 
Pfalzburg. 
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Regiment im Volksinunde genannt wurde, nicht lange in Posen, 
sondern wurden nach dem Erlaß verlegt, wohin das Regiment amı 
25. März 1887 abbefördert wurde. Gar schnell gingen die ange- 
knüpften Beziehunge verloren, bis man sich im Jahre 1913 des 
Regiments wiedererinnerte, als der sogenannte „Wackesskandal“ in 
Zabern von sich reden machte. An seiner Stelle erhielt Posen 
zwei Batatllune des 47. Inf.-Regts., das wiederum in seinen 
ursprünglichen Korpsbezirk zurtickverlegt wurde. 


Es bleibt noch zu erwähnen, daß am 1. Oktober 1893 bei 
allen Regimentern vierte Bataillone in Stärke von nur zwei Kom- 
pagnien aufgestellt wurden, und daß Posen somit drei dieser Halb- 
bataillone erhielt, nämlich das des 6. Gren.-Regts., des 46. und 
47. Inf.-Regts. Am 1. April 1897 wurden durch Zusammenlegungen 
ie zweier Halbbataillone neue Regimenter mit nur zwei Bataillonen 
geschaffen, von denen das 1. Bat. 155. Inf.-Regts. +), hervor- 
gegangen aus den vierten Bataillonen 6. u. 46. Regts., in Posen 
bis zum 1. Oktober 1898 verblicb, worauf es nach Ostrowo ver- 
legt wurde. — Endlich darf auch nicht unvermerkt bleiben, dab 

nach Auflösung der damals bestehenden Garnisonkompagnien 
am 4. Mai 1838 die Bildung eines kombinierten Reserve- 
bataillons V.Armeekorps stattfand, das seinen Stand- 
ort ebenfalls in Posen hatte. Es wurde erst bei der Mobhilmachung 
des Jahres 1859 aufgelöst. — — — 

Ende Juli 1901 hatten die Leibhusaren Posen für immer 
verlassen, und Posen blieb zunächst ohne Reiterei. Hier sollten 
auf Order vom 26. März 1901 fünf Schwadronen Jäger zu Pferde 
ihren Standort erhalten, eine Truppengattung, die erst unter dem 
letzten deutschen Kaiser ins Leben gerufen war und in einem 
Zeitraum von 20 Jahren ein ebenso schnelles Wachstum, wie 
wechselvolle Entwicklung erfahren hat. Unter offener Aufgabe 
des ursprünglichen Zweckes ihrer Gründung als Meldereiter wurden 
in Posen fünf Schwadronen mit den Nrn. 2 bis 6 zu einem „ko m- 
binierten Jägerregiment zu Pferde“ zusammen- 
gefaBtts). Der Regimentsstab war nur kommiandiert, weil der 
Reichstag seine Bewilligung versagte. Zur Errichtung des neuen 
Regiments hatten am 1. Oktober 1901 die leichten Gardekavallerie-, 
17 Drag.-, 14 Hus.- und 11 Ulanen-Regimenter Abgaben gemacht, 
so daß die neue Truppe anfänglich ein gar buntes Gewimmel von 
Uniformen beim Dienste bildete. Schon der Name des neuen 
Regimentsverhandes, der mehr einem Inhaltsverzeichnisse (in 


2) Zuletzt: 7. Westprd. Int.-Regt. Nr. 155 in Ostrowo und 
Pleschen. 
") Zuletzt: Regt. Königsjäger zu Pferde Nr. ı in Posen. 
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Klammern war der Regimentsbezeichnung beigefügt: Eskadron 
Jäger zu Pferde Nr. 2, 3, 4, 5, 6) als der hergebrachten militärischen 
Benennung glich, zeigte dem Beobachter das Gequälte dieser 
Schöpfung und ließ den Charakter des bloß provisorischen Cha- 
rakters deutlich erkennen. Das neue Regiment erhielt zum 1. April 
1902 ein kleines Trompeterkorps von 15 Mann, dem der Riegiments- 
adjutant Leutn. Grillo ein Paar kupferne Kesselpauken zum Ge- 
schenk machte, und ging in das Kaisermanöver 1902 olıne Lanzen. 
Erst das Reichsgesetz vom 15. April 1905 gestattete den weiteren 
Ausbau der Jäger zu Pferde und die Schaffung regelrechter Ver- 
bande, so daß mit Gültigkeit vom 1. April 1905 das Jäger- 
Regiment zu Pferde Nr. 1 errichtet wurde. Gleichzeitig 
wurde jetzt auch ‚Klarheit in der weiteren Bestimmung der Jager 
zu Pferde“ geschaffen, indem sie den Charakter als Meldereiter 
verloren, die Bewaffnung der übrigen Reiterei erhielten, nach den 
für diese bestehenden Vorschriften ausgebildet und wie die Reitcrei 
verwendet werden sollten. Um der neuen Unterart der Kavallerie 
den Vollwert gegenüber den älteren zu verleihen, erklärte sich der 
oberste Kriegsherr durch A. K.-O. vom 8. August 1905 nach, 
Beendigung des Exerzierens einer auf dem Truppenübungsplatz 
Warthelager zusammengezogenen Kavalleriedivision inmitten des 
Regiments zu dessen Chef. Das Regiment rückte im August 1914 
von Posen aus ins Feld und hat seinen Standort nicht mehr wieder- 
gesehen, weil die Ersatzschwadron nach Züllichau verlegt worden _ 
war. In der Erinnerung der Posener aber werden ,,die Jäger von 
Arlon‘“ nicht vergessen werden. Die Traditionsschwadron des 
Regts., die Ausbildungsschwadr. des 10. Preuß. Reit.-Regts., hat 
in Züllichau ihren Standort. 

Was sodann weiter die Artillerie anbelangt, so erhielt 
Posen im Jahre 1816 Teile des als Posensche Art.-Brigade, bald 
darauf 4. Art.-Brig.°(WestpreuB.) benannt, aus überschießen- 
den Batterien und Kolonnen der preußischen und schlesischen 
Brigaden gebildeten neuen Verbandes, der im Jahre 1818 als 
5. Art.-Brig. benannt wurde und als solcher bis zum Jahre 1850 
bestand. Unter dem in Posen stehenden Teile befanden sich neben 
einer reitenden auch vier Fuß-, darunter eine Festungskompagnie. 
Erst das Jahr 1850 brachte die Benennung 5. Art.-Regt. sowie 
die Scheidung in Feld- und Festungsartillerie; 1860 erhielt die 
Truppe abermals den Namen Niederschles. Art.-Brig. Nr. 5 und 
bestand seit 1865 aus je einem besonderen Feld- bzw. Festungs- 
regiment. Dieser Verband hörte aber bei der Neuordnung der 
Artillerie im Jahre 1872 auf, indem nunmehr das Pos. Feld- 
artillerie-Regiment Nr. 20 und das Niederschl. 
Fußart.-Regt. Nr. 5 nach Posen zu stehen kamen und seit- 
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dem hier verblieben sind. Unter den Batterien des ersteren Re- 
giments verdient die 1. Batt. besonderer Erwähnung; denn sie 
war im Jahre 1797 als 47. Art.-Komp. errichtet und blieb trotz 
mannigfacher Verluste im Unglücksjahre 1806 bestehen, indem 
Teile nach Kolberg bzw. Danzig gelangten. Im Jahre 1809 ging 
aus thr die 10. Stanım-Fußkomp. der Preuß. Brig. hervor, die nach 
verschiedenen Wandlungen im Jahre 1872 die 1. Batt. des Regts. 
wurde. Vom 5. Fußart.-Regt. muß die 3. Batt. besonders hervor- 
gehoben werden, die im Jahre 1772 als 33. Art.-Komp. von Friedrich 
dem Großen errichtet worden war und 1816 als 6. FuB-Komp. 
zur Brigade kam, hier verblieb und 1851 die 3. Fest.-Komp. wurde. 
Die Traditionsbatterien der beiden Regimenter sind die 4. bzw. 
6. Batt. des 3. Preuß. Art.-Regts., beide in Frankfurt a. d. O. 

Als Posen zur Festung ausgebaut wurde, erhielt es ein schwaches 
Pivnierkommando und war darauf jahrzehntelang ohne diese 
Spezialwaffe, bis deren Mangel sich bei den eingetretenen Warthe- 
hochwassern fühlbar machte. Erst zum 1. Oktober 1913 erhielt 
das neu aufgestellte Pos. Pionier-Bat. Nr. 29 hier seinen 
Standort. — Vom neuerrichteten Luftschifferbat. Nr. 5 
kam die 3. Komp. am 1. Oktober 1913 nach Posen, desgl. die erste 
Komp. nebst dem Stabe des Fliegerbatls. Nr. 2, für das 
eine eigene Kaserne nebst Ubungsplatz auf der Berliner Höhe 
errichtet wurde, während die Luftschiffhalle vor dem Feldtor des 
Kernwerks auf der Gemarkung von Winiary ihren Platz fand. — 
Weiter fanden in Posen die 8 Festungs-Fernsprech- 
Komp. sowie die 6. Festungs-Maschinengewehr- 
Abteilung zum I. Oktober 1913 ihre Standorte. — Endlich 
muB noch die Niederschles. Trainabt. Nr. 5 erwähnt 
werden, die am 21. April 1853 als Trainstamm aus Abgaben der 
Kavallerie und Artillerie gebildet, am 4. November 1856 verstärkt 
wurde und die Bezeichnung als Bat. erhielt, ferner am 2. Juni 1860 
auf 2, am 1. April 1887 auf 3 und endlich am 1. Oktober 1913 auf 
4 Komp., sodann Schwadr. vermehrt wurde. Dieser Truppenteil 
hat dauernd seinen Standort in Posen gehabt und ist nämlich 
als Ersatzabt. während des Weltkrieges stark angewachsen. Die 
Traditionstruppenteile dieser letztgenannten Spezialwaffen sind 
heute: die 2. Komp. des 3. Preuß. Pion.-Bats. in Küstrin für die 
29, Pioniere, die 2. Komp. der 3. Preuß. Kraftfahrabt. in Berlin- 
Lankwitz für die Luftschiffer, die 4. Komp. des 1. Preuß. Inf.- 
Regts. in Königsberg i. Pr. für die Flieger und die 4. Schwadron 
der 3. Preuß. Fahrabt. in Küstrin für den Train. 

Die vorstehende Darstellung bezweckt, die Erinnerung au 
die ehemaligen Regimenter bzw. Bataillone des ruhmreichen preußi- 
schen Heeres festzuhalten, die während eines Zeitraums von über 
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100 Jahren in Posen ihre Friedensstandorte gehabt und während 
ihres Aufenthalts mancherlei Beziehungen gewonnen bzw. dauernd 
aufrechterhalten haben. — Während des Weltkrieges bildeten 
zunächst 25000 Mann sächsischer Ersatztruppen die Kriegs- 
besatzung der Festung Posen; späterhin wurde ein Garnison-Regt. 
Posen für den Wachtdienst aufgestellt. Weil dieser Ersatz sehr 
häufig wechselte, lassen sich bestimmte Angaben nicht machen. 
Als der politische Umsturz im November 1918 erfolgte, sind 
die Sachsen leider sofort ihrer Heimat zugestrebt, so daß alle alt- 
gewohnte militärische Ordnung aufhörte und Posen eigentlich 
ohne regelrechte Garnison war. Denn außer den wenigen preußischen 
Ersatztruppen kehrte nur kurz vor Weihnachten das Gren.-Regt. 
Graf Kleist von Nollendorf Nr. 6 aus dem Felde nach Posen zurück. 
Bildet somit das Verhalten der Sachsen einen traurigen Abschluß 
in der so ruhmvollen und an so manchem Glanze reichen, militä- 
rischen Geschichte von 103%, Jahren der alten Wartheresidenz, 
so darf diese Geschichte doch mit einem Lichtblicke abgeschlossen 
werden, der auch gleichzeitig wieder einmal das eigentümliche 
Spiel des Zufalls zeigt. Anfang November 1806 verließ in aller 
Ordnung das Inf.-Regt. Nr. 52 des alten friderizianischen 
Heeres nach den Unglückstagen von Jena und Auerstädt die 
damals kleine, unbefestigte Stadt Posen und überstand als einziges‘ 
der vom großen Preußenkönige gestifteten Inf.-Regimenter die 
Katastrophe. Dies Regt. nun wurde später das 6. Inf.- (seit 
1860 Gren.-)Regt. des neuen preußischen Heeres, und es hat 
seinen Ruhm bis zur Auflösung im Jahre 1919 gewahrt, indem 
es seine Kaserne verteidigte, freien Abzug mit Waffen und allen 
dem Regimente gehörenden Dingen erhielt und stolz, so wie es 
aus Frankreich heimgekehrt war, seinen Friedensstandort Posen, 
seinen alten Angehörigen gleich, in aller Ordnung verlassen, um 
im Grenzschutze Verwendung zu finden, so daß wohl auch die 
Polen den „szöstaki‘‘ die Anerkennung nicht versagen dürften, 
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Kirchenkalender der evang. reform. Johannisgemeinde zu Lissa ı. P. 
auf das Jahr 1900. 
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Verlag 1900, 2. Aufl. 1902. 
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Christlicher Humanismus in unserer Zeit. Die Comenius-Gesell- 
schaft. Die christliche Welt 17 (1903) Nr. 25. 


Zum Andenken an den langjährigen Seelsorger der Johannis- 
gemeinde zu Lissa, Pastor prim. Rob. F rommberger. Lissa i. P.. 

| Friedrich Ebbeckes Verlag 1903. 

Vergangene Herrlichkeit (Östrorog). Posener Haus-Kalender für 
Stadt und Land, Jg. 11, Berlin, Schriftenvertriebsanstalt- 1904. 
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nischen übersetzt, Lissa i. P., Friedrich Ebbeckes Verlag. 
2. Aufl. mit Einleitung (,,Comenius in Lissa‘‘), Oskar Eulitz’ 
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350 jähr. Jubelfeier... vom 18.—20. Okt. 1905, Lissa i P. 
Friedrich Ebbeckes Verlag, S. 12-16, u. R. 29 (1906) Nr. 20. 


156 Wilhelm Bickerich. 
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Das Tagebuch der polnischen Unität von 1643 — 1751. J. 3 (1913), 
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Bespr. Wotschke, Die Reformation im Lande Posen. M. 15 (IgI4), 
S. 152 — 156. 

Bespr. Zakobielski, Gesch. der evang. Kirchengem. Jutroschin. 
M. 15 (1914), S. 168 - 171. 

Bespr. Kvačala, I. A. Comenius. Die eroßen Erzieher, Bd. 6. 
J. 4 (1914). S. 126—127. 

Unser Kaiser. Rede bei dem vaterl. Abend im Kaiserhof zu Lissa 
am 27. 1. 1915. Lissa i. P., Oskar Eulitz’ Verlag. 

Vor hundert Jahren im Posener Lande. L. ro (1915), S. 309 bis 
318 und 340 — 357. 

Jahrbüchlein der ev. ref. Johannis-Gemeinde zu Lissa i. P. 16. Jg. 
1915 [darin u. a. Predigt über I. Mose 8, 1—11 am 30. 8. 1917, 
dem Gedenktag der Gemeindegründung und nach der Schlacht 
bei Tannenberg]. Jahresbericht daraus auch abgedruckt in 
R. 65 (1915), Nr. 20— 22. 

Zum Gedächtnis des Märtyrers Johannes Huß (+ 6. Juli 1415). 
Posener Tageblatt Beil. zu Nr. 309 vom 6. 7. 1915. 
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Bespr. Merschel, 200 Jahre Gesch. der Stadt Rawitsch. M. 16 
(1915), S. 37—42. 

Bespr. Wotschke, Die Grenzkirche in Weigmannsdorf. M. 16 
(1915). S. 42—44. 

Bespr. Reichard, Gesch. der evang. Kirche in Bojanowo. M. 16 
(1915, )S. 69—75. 

Jahrbüchlein der ev. ref. Johannis-Gemeinde zu Lissa i. P., 17. Jg. 
1916 [darin u. a. S. 29—46 Lissas Drangsale in der Zeit des 
Nordischen Krieges]. 

Von den reformierten Gemeinden in Russisch-Polen, Litauen und 
den Ostsceprovinzen. R. 66 (1916), Nr. 4—8. 

Von den Siegeln der ev. Kirchenverbände und Kirchenbehörden 
im Gebiet des ehem. Polen. J. 5 (1916), S. 112—125 und 
Nachtrag S. 137—140, desgl. J. 6 (1917/18), S. 144—145. 

Die Herausgabe der Lissaer Folianten. J. 5 (1916), S. 133 — 135. 


Zur Gesch. des Elementarschulwesens im ehem. Polen. J. 5 (1916): 
S. 135 — 130. 

Zum too jährigen Jubiläum des K. Konsistoriums der Prov. Posen. 
J. 5 (1916), S. 136—137. 

Jahresbericht des ev. Vereins für die Kirchengesch. der Prov. 
Posen. J. 5 (1916), S. 141-143. 

Literaturverzeichnis für die posensche Kirchengesch. Juni ı914 
bis August 1916. J. 5 (1916), S. 140—152. 

Bespr. Waschinski, Das Thorner Stadt- und Landschulwesen. 

. 5 (1916), S. 143—144 : 

Bespr, Wotschke, Die Grenzkirche in Schlenisdorf. M. 17 (T916), 
S. 107 bis Iro. 

Zur Gesch. des Lissaer Rathauses. M. 18 (1917). Nr. 3/4, S. 33 
bis 5 

Aus den Feikiiniebigen der Reformation im Posener Lande. 
R. 67 (1917), Nr. 30. 

Glockenabschied. Predigt zur Feier des Glockenabschiedes in der 
ev. ref. Johanniskirche zu Lissa am 15. Juli 1917. R. 67 
(1917), Nr. 33, auch S. A. 

Ein altes Lutherbild im Posener Lande. Evang. Gemeindeblatt 
für die Stadt Posen, Kriegsausgabe Jg. I, Nr. 2 vom 8. 4. 
1917, und Wacht an der Warte. Pos. Beil. zum Monatsblatt 
für die Mitglieder des Evang. Bundes, 5. Jg., Nr. ı (Juli 1918), 

Literatur zur Gesch. der ev. Kirche ın Posen und Polen. Posen 
1917, Ausschuß für die Feier des 400 jährigen Reformations- 
Jubiläums in der Prov. Posen. 

Verzeichnis von Dichtungen zur Gesch. der Reformation. Posen 
1917, Ausschuß für die Feier des 400 jähr. Ref.- Jub. in der 
Prov. Posen. 

Unser Hindenburg. Vortrag beim Vaterl. Abend am 2. 10. 1917 
zu Lissa 1. ce Lissaer Tageblatt Beil. zu Nr. 235 vom 7. Io. 
1917, auch S. A. 

Eine Zeichnung des Dichters E. Th. A. Hoffmann aus seiner Posener 
Zeit. M. ig (1918), Nr. 3/5, S. 49—52. 

Aus den Warschauer Archiven. J. 6 (1917/18), S. 74- 103. 

Reformationsjubelfeiern und Einführung des jährlichen Refor” 
mationsfestes im Posener Lande. Fbenda S. 107 —1IT2. 
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Kürzere Mitteilungen: Eine Kollekte für Zaborowo. Zur Gesch, 
des Schulwesens in Storchnest. Ein Glied des Hindenburg- 
schen Hauses als Schuldner des Unitätsfonds. FEbendort 5. 
141-143. 

Bespr. Depdolla, Gesch. des Klosters Lekno-Wongrowitz. M. to 
(1918), Nr. 6/9, S. 80 83. 

Bespr. Wotschke, Das Evangelium unter dem Kreuz ım Lande 
Posen. J. 6 (1917/18), S. 145-149. - 

Bespr. Reiche, Deutsche Bücher über Polen. Recke und Wagner, 
Bücherkunde zur Gesch. und Literatur des Kgr. Polen. Zivier, 
Polen. J. 6 (1917/18), S. 150- 153. 

Übersicht der Veröffentlichungen auf dem Gebiet der Kirchen- 
gesch. der Prov. Posen in der Zeit vom August 1916 bis Mai 
1918. J. 6 (1917/18), S. 154 — 100. 

Was würde die Provinz Posen beim Anschluß an Polen erwarten ? 
Vortrag bei der Gründungsversammlung des deutschen Volks- 
rats in Lissa am 24. 11. 1918. S. A. aus dem Lissaer Tageblatt. 

Übersicht über die Gesch. und den gegenwärt. Stand der evang. 
Kirche im Posener Lande. Ev. Gemeindeblatt für die Stadt 
Posen, Jg. 3, Nr. 8—9 vom 23. 2. und 2. 3. 1919. Dass. in 
„Der Stand des evang. kirchl. Lebens in der Prov. Posen‘, 
Berlin-Steglitz, Evang. Preßverband für Deutschland. 


Die Beziehungen zwischen der groBpoln. Unität und der Neumark. 
J. für Brandenburgische Kirchengesch. 17 (1919), S. 1&8 
bis 47. 

Die Zukunft der evang. Kirche in den an Polen abzutretenden 
Gebieten. Christliche Welt 33, Nr. 38 vom 18. 9. 1919. Kin 
kürzerer Aufsatz über das gleiche Thema in der Breslauer 
Morgenzeitung Nr. 240 vom Q. 9. I9IQ. 

Ein polnisches Versprechen. Breslauer Morgenzeitung Nr. 209 
vom 7. II. IQIQ. 

Unserm Landrat zum Abschied. Lissaer Tagebl. Nr. 304 vom 
3I. 12. IQIQ. 

Bespr. Just, Dreihundert Jahre Posener Schulzendorf. M. 20 
(1919), Nr. 4, S. 54—50. 

Die nationale Zusammensetzung und Haltung der Bevölkerung 
Lissas in der Vergangenheit. Schlesische Geschichtsblatter 
1920, Nr. 2—3, S. 25—34 und 49—59. 

Zum 250 jähr. Todestag des AmoS Comenius. Evang. Gemeinde- 
blatt fiir die Unierte Ev. Kirche in Polen, Jg. 2 (1921), Nr. 1 
bis 2 vom 2. und 9. I. 1921. Wiederabgedruckt (Joh. Amos 
Comenius) im Ev. Kirchenblatt der Grenzmark 3 (1926), 
Nr. 51. 

Luther in Worms. Pos. Tageblatt ı. Beil. zu Nr. 45 vom 17. 4. 
1921. 

Die Reformation in Polen [betr. Gesellschaft zur Erforschung der 
Gesch. der Ref. in Polen und ihre Z.]. Pos. Tageblatt Beil, 
zu Nr. 171 vom 18. 9. 1921. 

Aus Lissas Franzosen- und Russenzeit. M. 22 (1922), Nr. 1—2, 
S. 13—26 und 33—02. - 

Das Deutschtum in Lissa cinst und jetzt. Ostdeutsche Monats- 
hefte 3 (1922), Heft 12, S. 565 — 568. 

Lissaer Comenius-Erinnerungen. Erstes Jahrbuch deutscher Lehrer 
in Polen, Bydgoszcz 1923, S. 187 — 194. 
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Die Gesellschaft zur Erforschung der Gesch. der Reformation in 
Polen und ihre Zeitschrift. K. 1, Nr. 8 (Mai 1923), S. 175 
bis 180. 

Zur Verbreitung eines reformatorischen Liedes im Posener Lande. 
K. ı, Nr. 12 (Sept. 1923), S. 275—279. 
Ein sanftmütiger Graf. Evang. Gemeindeblatt für die Unierte 
Evang. Kirche in Polen 4 (1923), Nr. 17 vom 22. April. 
Von des Glaubens Not und Trost. Predigt über Luc. 22, 31 —32 
bei der Tagung des Reform. Bundes in Emden. R. 73 (1932), 
Nr. 40. 

Theologische Umschau. VII. Kirchengesch. K. 2, Nr. 3 (Dez. 
1923), S. 58—59 und Nr. 4 (Jan. 1924), S. 87—89. 

Bespr. Chodynicki, Reformacja w Polce. D.W.Z. r (1923). S. 77 
bis 78. 

Das Ende der Lissaer Pulvermühle. D. W. Z. 4 (1924), S. 26 — 31. 

Aus der Zeit des nordischen Krieges. D. W. Z. 4 (1924), S. 71—74, 

Übersicht der. Veröffentlichungen auf dem Gebiet der Kirchengesch. 
Polens in der Zeit vom Mai 1918 bis August 1924. D. W. Z. 
4 (1924), S. 79—94. 

Bespr. Myslicki, Jonston 1 de Spinoza. Wovde, dwa nieznane 
rękopisy z dziejów Polskie} reformacji. D. W. Z. 4 (1927) 
S. 94—95. 

Bespr. Just, Kreuzkirche. D. W. Z. 4 (1924) S. 100— 103. 

Ein Fraustädter Kaufmannshaus in alter Zeit. Heimat-Kalender 
für den Kreis Fraustadt 3 (1924), S. 51—55. 

Ein Rückzug. K. 2 Nr. 12 (Sept. 1924), S. 264 — 265. 


Valerius Herberger, der fromme Dichter aus Fraustadts schwerster 
Zeit. Evang. Gemeindeblatt für die Unierte evang. Kirche 
in Polen 5 (1924), Nr. 21 —22 vom 18. und 25. Mai. 

Die Folgen des Thorner Blutgerichts. Pos. Tageblatt 3. Beil. 
zu Ne. 283 vom 7. 12. 1924. 

Ein polnischer Edelmann als evang. Missionar und Evangelist. 
K. 3, Nr. 6—7 (März und April 1925), S. 121—125 und 153 
bis 157. 

Das Thorner Blutgericht. R. 75 (1925), Nr. 11, S. 61—64. 


Evang. Leben unter dem weißen Adler. Übersicht über die Gesch. 
und den gegenw. Stand der evang. Kirche im Gebiet des 
einstigen und jetzigen poln. Staates. Poznan 1925, Luther- 
verlag. 

Die uniert-evang. Kirche und der dritte Mai. K. 4 Nr. 2 (Nov. 
1925), S. 32 — 30. 

Die Reformation in Polen. Die Entwicklung des Protestantismus 
in Polen. Die reformierte Kirche ın Polen. Archive und 
Bibliotheken. D.B. 2 (1925), Heft 7/8, S. 1—9. 40—41, 
II4— 115. 

Johann Metzig, ein deutscher Idealist im Pos. Lande. D. W. Z.7 
(1926), S. So— 11. 

Der Gedenktag des 3. Mai. Evang. Volkskalender 67, Poznan 1927. 
Verlag der evany. Diakonissenanstalt, S. 86--88. 

Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1928. lt 
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Warschauers- Lebenserinnerungen. D. W. Z. 8 (1926), S. 131 — 133. 

Die Lebenserinnerungen eines Posener Gelehrten. K. 5, Nr. 4 
(Jan. 1927), S. 95—96. 

Bericht wegen der Lissaischen Pest 1709. Lissaer Tagebl. 42, 
(1927), Nr. 6-10 vom 10.—14. Jan. 

Zur kirchlichen Feier des polnischen Nationalfeiertag. K. 5, 
Nr. 4 (Jan. 1927), S. 89-90. 

Übersicht der Veröffentlichungen auf dem Gebiet der Kirchen- 
gesch. Polens für die Zeit vom Sept. 1924 bis Ende 1926. 
D. B. 4 (1927), Heft ı, S. 39—52. 

Aus Briefen des Comenius. ı. Aus der Arbeit des Erziehers. Evang. 
Kirchenblatt der Grenzmark 4 (1927), Nr. 13 vom 27. März. 

Leben und Wirken Valerius Herbergers. Valerius Herberger und 
seine Zeit, Fraustadt 1927, S. 23—116. Das Vorwort dazu 
ist abgedruckt in K. 5, Nr. ro (Juli 1027). S. 248—249. 


Verzeichnis der Schriften 
von Pastor D. Dr. Theodor Otto Gustav Wotschke. 


Geboren zu Meseritz den 23. März 1871, besuchte das Gymna- 
sium seiner Vaterstadt, studierte 1890 f. in Halle, 1892 f. in Berlin 
Theologie, war 1895 Mitglied des Predigerseminars Wittenberg, 
1897 Hilfsprediger in Gogolin (Bez. Bromberg), 1900 Religions- 
lehrer am Gymnasium in Ostrowo, 1903 Pfarrer in Santomischel 
(Bez. Posen), 1912 in Eutzsch bei Wittenberg, 1915 in Pratau 
bei Wittenberg. 1896 promovierte er in Leipzig zum Doktor der 
Philosophie, 1900 zum Licentiaten der Theologie, 1917 verlieh ihm 
die theologische Fakultät Breslau den Doktorgrad der Theologie 
honoris causa. 1926 wählte ihn der ungarische unitarische Literatur- 
verein in Klausenburg zum Korrespondenzmitghede, 1927 ernannte 
thn die Historische Gesellschaft in Posen zum Ehrenmitgliede. 


Veröftentlichungen. 
A. Bücher: 


Fichte und Erigena. Darstellung und Kritik zweier verwand- 
ter Typen eines idealistischen Pantheismus. 1896. 

Brenz als Katechet. 1900. 

Briefwechsel der Schweizer mit den Polen. 1908. 

Geschichte der Reformation in Polen. 1g1r. 

Die Reformation im Lande Posen. 1913. 

Das Evangelium unter dem Kreuz im Lande Posen. 1917. 

Was haben die Evangelischen unter polnischer Herrschaft 
zu erwarten? 1919. Evangelischer Preßverband. 

Bilder aus dem Leben der Wittenberger Studenten. 1926 

B. Veréffentlichungenin Zeitschriften. 

In «der Zeitschrift der Historischen Gesellschaft Posen. 

Andreas Samuel und Joh. Seklucvan. ryo2. 

Eustachius Trepka. 1903. 

Francesco Lismanino. 1903. 

Jakob Kuchler. Ein Posener Humanist. 1905. 

Das Lissaer Gymnasium. 1906. 

Geschichte der ev. Gemeinde Meseritz. 1906. 

Stanislaus Ostrorog. 1907. 

Das evangelische Provinzialgymnasıum zu Bojanowo. 1909. 

Studienfahrten Posener Studenten ım 16. Jahrhundert. 1910. 

Die unitarische Gemeinde Meseritz. I9Ir. 

Zum Drama ‚Glaube und Heimat‘ im Posener Lande. 1913. 

Die ev. Gemeinde Posen-Schwersenz im 17. Jahrhundert. 1916. 

Die Innere Mission im ev. Deutschland. 

Die Liebestätigkeit für die Posener Gemeinden im 17. und 
18. Jahrhundert. 

Die Armen- und Krankenpflege in der alten Posener Gemeinde. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1928. 11* 
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Posener Monatsblatter. 

Zur Geschichte der Stadt Meseritz. 1902. 

Herzog Albrecht von Preußen und Posener Kaufleute. 1903. 

Posener Studenten in Leipzig bis 1560. 1903. 

Ein evangelischer Lehrer an der Posener Pfarrschule (Gre- 
gorius Pauli). 1903. 

Die Posener Pfarrschule im 5. und 6. Jahrzehnt des 16. Jahr- 
hunderts. 1904. 

Heinrich Kleinwächter. Ein Nachruf. 1904. 

Franceso Stancaros erster Aufenthalt in Posen. 1904. 

Ein Gnesener Arzt im 16. Jahrhundert. 1904. ` 

Ein Friedenskongreß zu Posen. 1904. 

Zu Schottmüllers Aufsatz:, ‚Der Grafen Gorka Begräbnis‘. 1903. 

Die Reformation in Obornik. 1905. 

Die Verwandten des kursächsischen Kanzlers Brück in 
Posen. 1906. 

Der Bericht eines Königsberger Stadtschreibers über seine 
Verhandlungen in Posen, Kosten und Fraustadt. 1906. 

Ein Sprachenstreit in Posen 1535. 1907. 

Eine Herausforderung zum Zweikampf im 16. Jahrhun- 
dert. 1907. 

Andreas Gorka auf seinem Kranken- und Sterbebette. 1907. 

Die Posener Verwandten des St. Gallener Reformators 

. Vadian. 1908. 

Älteste Nachrichten über eine Lotterie in Posen. 1908. 

Ein Notschrei aus dem Jammer des Nordischen Krieges. 1908. 

Die mittelalterliche Wasserleitung in Kosten. 1908. 

Ein vergessener Autor des Posener Landes. 1908. 

Die Unitarier in Posen. 1909. 

Calvins Beziehungen zum Posener Lande. 1909. 

Die Leipziger Universität und das Posener Land. 1909. 

Der Arzt Diogenes in Posen. 1909. $ 

Uber die Tonkünstler Hermann und Heinrich Fink 1909. 

Der Posener Buchhändler Georg Pfennig und seine Familie. 

Der Posener Arzt Diogenes. 19Io. 

Der Posener Kirchenpfleger Georg Hartlieb. ıg1Io. 

Die herzoglich preußische Herberge in Posen. 1912. 

Der Posener Arzt Kaspar Lindener. (Posener Patriziat). 1912. 

Die Abwanderung der Evangelischen aus Posen im 17. Jahrh. 

Schreiben Herzog Albrecht an den Gnesener Arzt Böhm. 

Die Truppenanwerbung für die Schmalkaldischen Verbün- 
deten in Posen. 1913. 

Der Posener Fürstentag 1543. 1914. 

Die Posener Post in alter Zeit. 1914. 

Der polnisch-brandenburgische Grenzstreit 1533. 1914. 

Wie unsere Altvorderen bauten. (Gorkas Palast in Posen). 1914 

Eine Mädchenfreundschaft im Reformationsjahrhundert. 1915. 

Der Posener Bürgermeister Nikolaus Schilling. 1915. 

Der Gorkasche Kanzler Matthias Poley. 1916. 

Aus Storchnests Schreckenstagen 1656. 1916. 

Die Notlage der Birnbaumer Erbherrschaft im 18. Jahrh. 

Kollektengesuche von Meseritz u. Obersitzko. 1916. 

Zum Leben des Posener Humanisten Kuchler. 1916. 

Herzog Albrechts Brief an den Posener Großkaufmann 
Schmalz (Crotus Rubianus). 
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Die Reformation in Nakel. 1920. 

Peter Ende und seine Handelsgesellschaft. 1920. 

Der Posener Arzt Joh. Palaologus. 1920. 

Aus der Posener Notzeit vor 200 Jahren. 1923. 
Ruszyckis Angriff auf Melanchthon. 1923. 

König Heinrichs Einzug und Krönung in Krakau. 1923. 


Deutsche Wissenschaftliche Zeitschrift für Polen. 


Aus 


Aus demgeistigen Leben einer Posener Kleinstadt (Zdunv). 1923 

Herzog Albrecht und Graf Andreas Gorka. 1924. 

Der Lissaer Rektor Theobald Blasius. 1925. 

Aus den Berichten eines Warschauer Gesandten. £926. 

Die Mitarbeiter an den Acta historicoecclesiastica in Polen. 1928. 

Posens kirchlicher Vergangenheit. 

Das Hussitentum in Großpolen. 1911. 

Joh. Turnowski. Ein Senior der Böhmischen Brüder. rgtt. 

Der Melanchthonianer Stephan Reich in Posen. r912. 

Der verpfändete Bischofshut. 1912. 

Geschichte der ev. Kirchgemeinde Rawitsch. 1912. 

Konstantin Toxites. 1913. 

Die Zerstörung der Kirche zu Mielencin. 1913. 

Der Konföderiertenschrecken der Jahre 1768- 1772. 1913. 

Johann Zborowski. .1914. 

Graf Andreas von Lissa. 1914. 

Aus der Zeit der Posener Glaubensnot. 1915. 

Zur Geschichte der Jutroschiner Gemeinde. 1915. 

Glaubensbedrückungen im 18. Jahrhundert. 1916. 

Die religiöse Stellung der Grafen Latalski. 1916. 

Erasmus Glitzner. 1917. 

Der Wiederaufbau der großpolnischen lutherischen Kirche. 
1928. 


AltpreuBische Monatsschrift. 


Abraham Culvensis. Urkunden zur Reformationsgeschichte 
Lithauens. 1905. 

Christoph Thretius. 1907. 

Herzog Albrechts Briefe an Laski. 1IYo8. 

Herzog Albrecht und Graf Raphael von Lissa. 1909. 

Herzog Albrecht und die Übergriffe der kath. Geistlichkeit 
Ermlands. 1909. 

Francesco Stancaro. T910. 

Vergerios zweite Reise nach Preußen und Lithauen. rgtr. 

Herzog Albrecht und die preußischen Chroniken. rgr2. 

Johann Radomski und Martin Quiatkowskt. 1915. 


I'heologischer Literaturbericht. 


Kirchengeschichtliches vom östlichen Kriegsschauplatz. 1916. 
Kirchengeschichtliches vom rumänischen Kriegsschauplatz 
(Heraklid). 1917. 


Aus dem Posener Lande. 


König Heinrichs Einzug in Mescritz. 

Johann Friedrich Bachstrom. 

Der Liebesdienst an der Posener Diaspora in alter Zeit. 
Aus der Zeit des groBen Schwedenkrieges. 

Posener Absagen. 

Eine Meseritzer Hochzeit im 17. Jahrhundert. 

Die letzten Wisente in der Provinz Posen. 
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Die Hohenzollern und das Posener Land. 

Westpreußens Beziehungen zum südöstlichen Kriegsschau- 
platze. 

Justiz in alter Zeit. (Der Märtyrer Hiob Lentz in Schénlanke). 
Ein Posener Theaterbrief aus alter Zeit. 

Herzog Albrechts Reise durch das Posener Land. 1530. 
Friedrich Wilhelms II. Begrüßung in Meseritz und Lissa, 
Eine Kirchweih vor hundert Jahren. 

Eine Pfarrbesetzung in Meseritz. 


Archiv für Reformationsgeschichte. 

Stanislaus Luthonirski. 1900. 

König Stegismund August und seine evangelischen Hof- 
prediger. 1907. 

Zum Briefwechsel Melanchthons mit Polen. 1900. 

Zum Lebensbilde ‚Laskis. 191I. 

Ein Brief Joh. Aurifabers. 1914. 

Der Petrikauer Reichstag 1552 und die Synode zu Koschmi- 
nek 1555. 1914. 

Ein dogmatisches Sendschreiben des Unitariers Ostorod. 19135. 

Wittenberg und die Unitarier Polens. 1917. - 

Luthers Hauspostille polnisch. 1917. 

Johann Laski und der Abenteurer Heraklid Basilikus. 1920. 

Georg Weigel. Beitrag zur Reformationsgeschichte Ost- 
preußens und Lithauens. 1921. 

Aus dem Briefwechsel des Stettiner Pfarrers Kogler. (Sla- 
vischer Katechismus). 1922. 

Zur Geschichte des Antitrinitarismus. 1920. 

Briefe des Trübauers Superintendenten Satbauch an P. Eber. 
1920. i 

Eine verschollene lateinische Übersetzung von Luthers Lie- 
dern. 1927. 

Die Bemühungen im 17. und 18. Jahrhundert, Luthers Briefe 
zu Sammeln und herauszugeben. 1928. 


Zeitschrift für Brüdergeschichte. 
Gregorius Pauli. 1020. 
Zeitschrift für Kirchengeschichte. 
Calovs Historia syncretistica. 1916. 
Der Wilnaer Märtyrer Francus Franco. 1922. 
Eine verschollene Geschichte des Pietismus. 1927. 
Oberhofprediger Marperger in Briefen an A. H. Francke. 
(lörscheint demnächst). 
Jahrbuch für Brandenburgische Kirchengeschichte: 
Zur Geschichte der Unitarier in der Mark. rgtt. 
Zum Leben Jakob Schenks. 19134. 
Analekten zur märkischen Kirchengeschichte (Briefe an 
Balth. Meisner). rors. 
Brandenburgische Briefe an Hülsemann und Calov. 1919. 
Gedickes Briefe an Ernst Sal. Cyprian. 192=. 
Der Berliner und Stockholmer Hofprediger Rössel. 1928. 
Die evangelische Diaspora. 
Das Thorner Blutbad 1724. 1924. 
Zeitschrift des deutschen Vereins f. d. Geschichte Mährens. 
Des Znaimer Pfarrers Stumpf Briefe an Balth. Meisner in 
Wittenberg. 1910. 
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Schriften des Vereins f. schleswig-holsteinische Kirchengeschichte. 
Brief des Rektors Stanhufius an P. Eber. 1922. 
Die Beziehungen des Schleswiger Rektors Stanhufius zu den 
Wittenbergern. 1923. 
Schleswig-Holstein und die polnischen Brüder. 1926. 
Der Korrespondent der Acta historicoecclesiastica in Schles- 
wig-Holstein. 1926. 
Jahrbuch fiir Kirchengeschichte Westfalens: 
Westfalen unter den Wittenberger Ordinierten seit 1573. 
Ein Brief Paul Ebers an den Rat zu Lemgo. 
Kollektenbriefe aus alter Zeit. 
Aus den letzten Tagen der Orthodoxie. Erscheint demnächst. 
Des Soester Rektors Rumpäus Briefwechsel mit J.öscher. 
(Erscheint demnächst). 


Mitteilungen des Vereins für Hamburgische Geschichte. 

Vom Sterbebette eines Hamburger Studenten in Witten- 
berg. 1922. 

Erdmann Neumeisters Briefwechsel mit Ernst Salomo Cv- 
prian. 1925. 
Zeitschrift der Gesellschaft für niedersächsische Kirchengeschichte. 
Aus Calovs Briefwechsel mit Niedersachsen. 1919. 
Niedersachsen im Wittenberger Ordiniertenbuche seit 1573. 1921 
Paul Ebers Bezichungen zu Niedersachsen. 1924. 
Niedersächsische Mitarbeiter an den Unschuldigen Nach- 
richten. 1926. 

Die niedersächsischen Berichterstatter für die Acta historico- 
ecclesiastica. 1927. 

Kollektenbitten für Niedersachsen in alter Zeit. 

Eine Kollektenreise durch Niedersachsen in alter Zeit. 


Jahrbuch des Vereins für Geschichte Pommerns. 
Zum Stettiner Gebetsstreit. Jahrgang XIX. 


Monatshefte für Rheinische Kirchengeschichte. 
Ein Cölner Freund Paul Ebers. 1920. 
Ein Brief an Beza aus Cöln 1570. 1920. 
Zwei bisher unbekannte Pfarrer der luth. Gemeinde in Cöln. 
Liebesdienst an rheinischen Gemeinden in alter Zeit. 1925. 
Johann Scheiblers Beziehungen zu Wittenberg. 1922. 
Zwei Briefe Joh. Scheiblers an Joh. Gerhard. 1924. 
Die lutherische Gemeinde in Kleve als Gläubigerin der Stadt 

Leipzig. 1924. 

Ein Cölner Konfessor. 1920. 
Friedrich Brecklings niederrheinischer Freundeskreis. 1927. 
Der Clevische Wahrheitszeuge Gottfried zum Berge. 1927. 
Briefe vom Niederrhein an Spener und Francke. 1927. 
Briefe des Pastors Forstmann in Solingen. 1927. 
Aus dem Briefwechsel Forstmanns mit Zinzendorf. 1927. 
Der Streit in der lutherischen Gemeinde Cleve 1663. 1927. 
Der niederrheinische Freundeskreis A. H. Franckes. 1928. 
Des Theosophen Gichtel Beziehungen zu Cleve. 1928. 

Zeitschrift des Vereins für Kirchengeschichte d. Prov. Sachsen 
Wittenberger Berichte aus der Interimszeit. T913. 
Die Stellung der Wittenberger im Osianderschen Streite. rgty4. 
Wittenberger Gutachten über den Zigeunertanz. IYT5. 
Zwei Trostschreiben an die Witwe Balthasar Meisners. 1915. 
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Wallenbergers Gesuch an Balthasar Meisner. rg16. 

Drei Briefe aus Luthers Verwandtschaft. 1917. 

Zum synkretistischen Streit in Stendal. 1918. 

Aus Melanchthons Hauswirtschaft. 1919. 

Die Amtsentsetzung des Pfarrers Huber in Arnsnesta. 1921. 

Calviner in Wittenberg. 1924. 

Drei Freunde unserer alten Kernlieder in pietistischer Zeit. 

Analekten. (Sechs kleine Artikel). 1924. 

Das Mirakel von Jagsal. 1925. 

Die Pfarrbesetzung in Holzdorf 1574. 1925. 

Pfarrersnot in Halle 1737. 1925. 

Der Konfessor Jakob Schilling. 1920. 

Der Gegensatz zwischen den Magdeburger Geistlichen und 
dem Rate der Stadt 1660. 1920. 

Die Amtsentsetzung des Ilsenburger Pfarrers Töpfer 1732.1920. 


Korrespondenzblatt des Vereins für Geschichte der ev. Kirche 

Schlesiens. 

Zur Geschichte «der polnischen Bibelübersetzung. 1904. 

Die Reformation in Kosten. 1905. 

Laskis Kandidatur um den Posener Bischofsstuhl. 1906. 

Bittgesuch der Stadt Goldberg. 1906. 

Unterstützung der böhmischen Brüder in Schlesien durch 
die Schweizer 1907. 

Herzog Albrechts Briefwechsel mit Schlesien. 1908 

Beziehungen Schlesiens zu der Schweiz. 1909. 

Zur Reformation in Liegnitz. ıgro. 

Die polnischen Unitarier in Kreuzburg. 1rgıı. 

Briefe aus Schlesien an P. Eber. 1912. 

Die Grenzkirche in Weigmannsdorf. 1913. 

Liebesgaben für Schlesien in alter Zeit. 1914. 

Wittenberger Ordinationen für Schlesien. 1914. 

Leipziger Ordinationen für Schlesien. 1915. 

Die Grenzkirche in Schlemsdorf. 1915. 

Balthasar Meisners Beziehungen zu Schlesien. 1910. 

Kollektenbitte der Gemeinde Michelau. 1916. 

Breslauer Briefe an Calov. 1916. 

Breslauer Briefe an Hülsemann. 1918. 

Schlesische Studenten auf Wittenberger Kırchhöfen. 1918. 

Wittenberger Ordinationen von Schlesiern für auBerschle- 
sische Gemeinden. 1918. 

Jakob Monaus Briefwechsel mit Beza. 1919. 

Aus zwei. Jahrhunderten schlesischer Kirchengeschichte. 1920. 

Des Schweidnitzer Inspektors Scharff Briefe an Cyprian. 1925. 

Der Lissaer Rektor Rosentritt. 1925. 

Des Schweidnitzer Pfarrers Droschke Lehr- und Wander- 
jahre. 1926. 

Löschers Beziehungen zu Schlesien. 1926. 

Schlesische Mitarbeiter an den Acta historico-ecclestastica. 1927. 

Vom Pietismus in Schlesien. 1928. 


Zeitschrift für bayrische Kirchengeschichte: 
Aus Briefen des Regensburger Superintendenten Serpilius. 1926. 
Süddeutsche Studenten auf dem Wittenberger Kirchhofe. 1927. 
Markgräfich ansbachsche Studenten in Wittenberg. 1927. 
Briefe des Melanchthonforschers Strobel. 1928. 


Verzeichnis der Schriften, — 169 


Neue Urkunden zur Geschichte des Pietismus in Bayern. (Er- 
scheint demnächst). 

Zeitschrift des Harzvereines. 

Der Latinist Zacharias Prätorius. 1927. 

Mitteilungen des Vereins für Geschichte der Deutschen in Böhmen. 
Prager Briefe an Balthasar Meisner in Wittenberg. 1926. 
Aus Bezas Briefwechsel mit Böhmen und Mähren. (Erscheint 

demnächst). 

Jahrbücher für Kultur und Geschichte der Slaven: 

Schulkämpfe in Petersburg. 1925. 

Zur Studiengeschichte der Labischiner Grafen Latalski. 1926. 
Polnische Studenten in Wittenberg. 1926. 

Polnische Studenten in Heidelberg. 1926. 

Polnische Studenten in Leiden. 1927. 

Polnische Studenten in Altdorf. (erscheint demnächst). 
Der Pietismus in Moskau. (Erscheint demnächst). 

Deutsche Blätter in Polen: 

Freudige Begrüßung der preußischen Herrschaft ın Wre- 

schen 1793. 1925. 

Der Pietismus im alten Polen! 1927. 

Die lutherische Gemeinde in Wengrow. 1927. 

Eine dankbare Patientin im 16. Jahrhundert. 1927. 
Evangelisches Kirchenblatt in Polen: 

Ein Feldpostbrief aus alter Zeit. 1926. 

Die Sendomirer Union. 1927. 

Vier Briefe des Seniors Christoph Arnold. 1927. 

Thüringisch-Sächsische Zeitschrift für Geschichte: 

Eine Kollektenreise von Leipzig bis Wolfenbüttel 1721. 1927. 
Vom Pietismus in Thüringen. 1928. 

Blätter für Württembergische Kirchengeschichte: 

Die Wittenberger Theologen gegen die Tübinger im Union- 
streite. 1926. 

Briefe Samuel Urlspergers an A. H. Francke. (Erscheint 
demnächst). | 

Blätter für Pfälzische Kirchengeschichte: 

Zwei Briefe des Pantaleon Kandidus. 1927 

Archiv für slavische Philologie: 

Johann Lasitius. 1925. 

Reformacja w Polsce: 

Offener Brief an den Präsidenten des Warschauer Konsisto- 
riums H. GlaB. 1924. 

Dieser Brief, wegen Raummangels jedoch verkürzE auch ım 
Archiv für Reformationsgeschichte und im Ev. Kirchen- 
blatt in Polen. 1923. 

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinsche Geschichte: 
Cyprians Berufung nach Kiel 1725. 1925 
Briefe des Lübecker Superintendenten Joh. Gottlieb Carp- 

ZOV. 10926. 
Mühlhauser Geschichtsblatter: 
Mühlhauser Superintendentenbriefe. 1920. 
Georg Christian Eilmars Kampf für die Orthodoxie. 1927/8. 

Am Wegsaum: 

Kirchengeschichtliches vom östlichen Kriegsschauplatz. 1916. 
paru Rezensionen in verschiedenen Zeitschriften, einige Artikel 
„Religion in Vergangenheit und Gegenw art“ 
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Dr. Paul Roth. Die Entstehung des polnischen Staates. Fine 
völkerrechtlich-politische Untersuchung. In: Offentlch- 
rechtliche Abhandlungen. herausgegeben von Dr. Heinr. 
Triepel, Dr. Erich Kaufmann, Dr. Rud. Smend. Berlin 1920. 
Verlag von Otto Liebmann. VIII- 168 S. 


Von den im Untertitel angedeutcten beiden Zielen des Buches 
liegt der Nachdruck auf der rechtlichen Seite. Dadurch ergänzt 
es vorzüglich das etwas später herausgekommene Werk von Dr. W. 
Recke, „Die polnische Frage,“ das die politische Seite besonders 
herausarbeitet, und die kürzere Darstellung von Dr. Johann Reı- 
ners „Kräfte poln. Staatsgestaltung“ (Deutsche Blätter in Polen 
Oktober 1926, S. 457-514). Es ist mit umfassender Benutzung 
nicht nur der deutschen, sondern auch der französischen, englisch- 
amerikanischen, russischen, italienischen und vor allem bis dahın 
erschienenen polnischen Werke geschrieben und über die Kreise 
der Juristen hinaus wertvoll. 

Nach einem knapp und klar zusammenfassenden Überblick 
über die Lage in den drei Teilgebieten bei Kriegsbeginn kommt 
Dr. Roth, den wir schon aus einer Darstellung der politischen 
Entwicklung in Kongreßpolen während der deutschen Okkupation 
kennen, im ersten Teil zu dem Schluß, daß ein polnischer Staat 
im Rechtssinn erst durch die Zulassung zweier Vertreter zur Frie- 
densversammlung Mitte Januar 1919 entstanden sei, nicht durch 
den Zuruf der beiden Kaiser oder die Verhandlungen des unter 
Dmowskis Leitung stehenden Nationalkomitees. Das Geprage 
dieses Staates als eines neuen sowie das des Minderheitenvertrages 
als einer diesem neuen Staat auferlegten Bürgschaft der Konsti- 
tuierung nach den Bestimmungen des Versailler Vertrages werden 
deutlich herausgestellt. Der Übergang der Staatshoheit erfolgte 
in den einzelnen Teilen zu ganz verschiedenen Zeiten, wie im zweiten 
Teil gezeigt wird, und fand seine Klärung erst durch den Beschluß 
des Botschafterrates vom 15. 3. 1923. Klar trıtt aus dem Buch 
der Gegensatz der beiden durch die Namen Piłsudski und Dmowski 
verkörperten Richtungen heraus, der noch jetzt die politische Lage 
beherrscht. Dankenswert ist auch der reiche Anhang diploma- 
tischer Schriftstücke, darunter auch die wichtige Denkschritt 
Dmowskis an Wilson. Lattermann. 


Johannes Behrendt. Die polnische Frage und das östereichisch- 
deutsche Bündnis 1885 bis 1887. In: Archiv für Politik und 
Geschichte 1926. Heft 12, Dezember, S. 699 --7067. 
Arbeiten, wie die vorliegende, die ihre Fragestellung nicht 

auf die innere oder nur äußere Politik beschränken, sondern, ähn- 

lich wie Staatsarchivrat Dr. W. Recke in seinem bekannten Buche 

„Die polnische Frage“ der gegenseitigen Durchdringung und Ver- 

quickung dieser Fragen nachgehen, können immer auf besondere 

Anteilnahme rechnen. Die Dissertation fußt auf unveröffent- 
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lichten Akten des Haus-, Hof- und Staatsarchivs und des Archivs 
des Innern und der Justiz zu Wien, die bekanntlich inzwischen 
verbrannt sind, ferner auf solchen des Politischen Archivs beim 
Auswärtigen Amt in Berlin und des Reichsarchivs Potsdam. 
So fällt allerlei neues Licht auf die Probleme. Eine bisher 
unbekannte AuBerung Bismarcks vom Jahre 1886 dazu lautet: 
„Die polnische Frage bietet die einzige Schwierigkeit in den Kon- 
sequenzen unseres Bündnisses. Österreich wird nach seiner bis- 
herigen Politik vielleicht nicht darauf verzichten wollen, bei einem 
etwaigen Krieg mit Rußland Polen zu insurgieren und eine natio- 
nale polnische Armee in Galizien zu gründen. Diese Entwicklung 
würde für uns um so gefährlicher werden, je kräftiger das polnische 
Element in Posen und Westpreußen noch ist.“ (Also von Ober- 
schlesien und Ostpreußen spricht er nicht.) „In der Abschwächung 
des polnischen Elements bei uns liegt die Verstärkung unserer 
Bündnisfähigkeit mit Österreich.“ Die habsburgische Legionen- 
politik 1914 hat dann die Voraussage des Kanzlers bezüglich des 
Versuchs, Kongreßpolen zu insurgieren, und weiter der austro- 
polnischen Lösung bestätigt, und die Politik Dmowskis, der geradezu 
auf einen Krieg zwischen den Teilungsmächten hoffte, hat ıhren 
Vorläufer in einer Denkschrift des galizischen Landmarschalls 
Wodzicki von 1878, der gern den für Galizien gefährlichen Krieg 
mit Rußland auf sich nehmen wollte, um eine Klärung zu erzielen. 
Bei den Besprechungen Waldersees mit Beck wurde auch die 
polnische Frage berührt. Um sie nicht akut werden zu lassen, 
erhielt Bismarck den Frieden mit Rußland, und mit, um das 
österreichische Bündnis zu festigen, begann er seine innerpreu- 
Bische Polenpolitik von 1885. Nähere Veranlassung dazu war 
die gesteigerte Haßpropagande der Polen mit Versuchen des Hin- 
übergreifens nach Oberschlesien und Masuren. Mit hinein sprach 
die wachsende radikale, revolutionäre Richtung, der Zusammen- 
hang mit der Emigration, der das Ausland für die polnische Frage 
gewinnen wollte. Seine Mittel waren die in ihren Zahlen maBlos 
übertrieben dargestellten Ausweisungen fremder Staatsangehöriger 
wegen. der durch diese hervorgerufenen Verschiebungen der sprach- 
lichen und konfessionellen Verhältnisse, sowie seine Ansiedlungs- 
politik, deren schwache Seiten der Österreicher Széchényi richtig 
erkannte. In der Kirchenfrage lehnten sich polnische Petitionen 
aus Posen an den Papst gegen die Ernennung des Deutschen 
Dinder zum Erzbischof auf, was wieder einen Beitrag zu der Frage 
Volkstum und Kirche darstellt und den Petenten eine Mißfallens- 
äußerung des Papstes einbrachte. Gegenüber der Ansiedlungs- 
politik wurde die Bank Ziemski Poznański gegründet, zu der 
der galizische Adel zur Schadenfreude der Demokraten weniger 
beitrug, als er pomphaft angekündigt hatte. Mit hinein sprach 
die polnische Frage in Bismarcks Ablehnung des Battenbergers, 
der als Sohn der polnischen Gräfin Hauke für die Polen schwärmte, 
und in die Nichteinmischung auf den ZarencrlaB von 1887 betr. 
Grundbesitzbeschrankungen für Ausländer. Gegenüber den Bal- 
kankrisen, die den Polen günstige Verwicklungen bringen konnten, 
war die Stimmung auf polnischer Seite uneinheitlich. — Verfasser 
legt Österreich im Bismarckschen Bündnissystem eine besondere 
Stellung bei. Für uns am wichtigsten ist wohl die Herausarbei- 
tung der engen Verquickung zwischen innerer und äußerer Politik. 
die später von den deutschen‘ Staatsmännern nicht genügend 
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beachtet worden ist. Hoffentlich werden bald die anderen Mate- 
rialien der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Dr. R. St. 


Walter Kuhn. Versuch einer Naturgeschichte der deutschen Sprach- 
insel. Posen, Verlag der Historischen Gesellschaft für Posen. 
1926 75 S. 

Unter den in Fittbogens Schrifttumsübersicht in der Abteilung 
Einzelfragen angegebenen Arbeiten steht die anzuzeigende mit 
einer kurzen Besprechung an erster Stelle. Das kennzeichnet ihre 
Wichtigkeit. Das Neue daran ist, daß sie nicht einfach der Reihe 
nach die einzelnen Sprachinseln abhandelt, sondern es dankens- 
werterweise unternimmt, die Lebensgesetze des südöstlichen 
Deutschtums im Sinne Riehls aufzusuchen und darzustellen, wozu 
ein umfangreiches Quellenstudium und vor allem eigne Forschun- 
gen und Wanderungen — erinnert sei auch an des Verf. Mitwirkung 
an dem Sonderheft der ‚Deutschen Blatter in Polen‘ über das 
Deutschtum in Wolhynien, Zusammentragung der Abbildungen 
zu der Arbeit von Prof. Strzygowski über die Holzkirchen in der 
Gegend von Bielitz u. a. — ihn befähigten. Hier lernen wir das 
Leben der Auslanddeutschen als einen biologischen Vorgang zu 
betrachten, denn von den drei Kräftegruppen, die für die Ent- 
wicklung der Sprachinsel maßgebend sind, r. den ‚‚vegetativen 
(biologischen), 2. den bewußten Kräften, die beide der Bevölkerung 
selbst innewohnen, und erst an 3. Stelle den politischen Kräften, 
die vom Staat ausgehen, also von außen her auf den betr. Volks- 
körper einwirken‘, sei die erste die wichtigste. Demgemäß hören 
wir von jungen und alten Sprachinseln und ihren kennzeichnenden 
Erscheinungen, von den verschiedenen Kräften des Aufstiegs und 
Verfalls, der Verjüngung und Erneuerung, aber auch von Gefahren 
und Absterben. Wichtige Erkenntnisse ergeben sich für die Eigen- 
und Verschiedenheit deutschen und slawischen Wesens, des Grenz- 
und Auslanddeutschtums, über die sich klarzuwerden nicht nur 
für dieses selbst, sondern auch für den Landsmann im geschlossenen 
Sprachgebiet wichtig ist, dem diese Fragen naturgemäß fremd sind. 
Es ist neuerdings so viel von Zusammenschau, Synthese die Rede, 
ohne daß das Ergebnis immer sehr ermutigend ist. Hier ist einmal ein 
Versuch, der auf den ersten Anhieb gelungen ist und viele ernste 
Leser finden sollte. Dr. R. St. 


Dr. Franz Hümmerich, Gaspar da Gama da India. ..Iberica”, 
Bd. VI Heft ı- 2 (Oktober-Dezember 1926) S. 42-50. 

Der Aufsatz ist eine zusammenfassende Darstellung der Er- 
gebnisse geschichtlicher Untersuchungen, die Dr. H. über Vasco 
da Gama in der zweiten seiner ‚Studien zum Roteiro der Ent- 
deckungsfahrt V. d. Gamas 1497—1499“ (Coimbra 1923—24) 
angestellt hat. Der Stoff kommt für uns insofern in Frage, als 
Gaspar, den Vasco 1498 auf einem Inselchen an der indischen 
Küste festnahm und der dann im ersten Jahrzehnt des 16. Jahrh. 
den Portugiesen in Indien wertvolle Dienste leistete. ein ,,deutscher 
Jude“ war, dessen Eltern aus Posen stammten. Über die Ursache 
der Auswanderung schreibt Dr. H.: „Im Jahre 1447 hatte ein ver- 
heerender Brand die Stadt Posen groBenteils eingeäschert. Dabei 
war das Original des von Kasimir d. Gr. 1334 für die polnischen 
Juden erlassenen Judenschutzprivilegs angeblich verloren gegangen 
und die Juden erlangten von Kasimir IV eine Erneuerung dieses 
Statuts, bei der ihre Rechte in einzelnen Punkten beträchtlich 


Besprechungen und Inhaltsangaben. 173 


erweitert wurden. Dagegen erhob Sich, leidenschaftlicher Wider- 
stand seitens der polnischen Geistlichkeit und eine heftige Agita- 
tion ım Lande. Als nun einige Jahre darauf, im September 1454. 
das polnische Heer bei Konitz gegen den Deutschen Orden eine 
schwere Niederlage erlitt, stellte man diese als Strafe für die Be- 
günstigung der Juden hin und zwang den König, auf dem Reichs- 
tage zu Nessau im November d. J. das neue Statut für ungültig 
zu erklären. Das scheint, wenn auch von einer Massenauswan- 
derung aus diesem Grunde nichts bekannt ist, der Anlaß gewesen 
zu sein, der die Eltern des Juden von Anjediva aus Posen fort und 
nach Jerusalem und Alexandrien geführt hatte...“ 

Herrn Oberrabbiner Dr. Freimann-Posen verdanke ich den 
Hinweis darauf, daß in der „Gesch. der Juden unter den Piasten 
und Jagiellonen, nach poln. und russ. Quellen bearbeitet von 
Hermann Sternberg" (Leipzig, Duncker und Humblot 1878) auf 
S. 103—105 und 186 schon kürzere Nachrichten über Gaspar ver- 
zeichnet stehen, die der berühmte polnische Forscher Joachim 
Lelewel, der fleißige Sohn des deutschen Hofarztes des polnischen 
Königs und Enkel des preußischen Gesandten am Warschauer 
Hofe, Löllhöffels v. Löwensprung, gesammelt hatte. Über die 
Judenverfolgungen zu jener Zeit — veranlaßt durch Capistrano, 
den der Bischof Zbigniew Olesnicki gegen die Hussiten in Polen 
berufen hatte -- berichtet ausführlich Graetz, Gesch. d. Juden 
von den ältesten Zeiten bis auf die Gegenwart, Leipzig 1864, Band 
VIII, S. 207 u. 440. So ist die Ursache der Auswanderung der 
Eltern des genannten Gaspar wohl darin zu suchen. 

Lattermann. 


Ołtarze gotyckie. Opracował Alfred Brosig. Poznań 1927. 
Fiszer i Majewski, Księgarnia Uniwersytecka. [Gotische 
Altäre. Bearbeitet von Alfred Brosig. Posen 1927. Univ. 
Buchh. Fiszer u. Majewski.] 29 S., 10 Lichtbildtafeln. 4°. 

In diesem von dem durch deutsche Schulung gegangenen 
jetzigen Kustos am Großpolnischen, dem chemaligen Kaiser- 
Friedrich-Museum in Posen, herausgegebenen Heft lernen wir den 
Anfang einer neuen Sammlung ,,Bibljoteka Zabytków Wielko- 
polskich“ [Bücherei großpoln. Kunstdenkmäler] kennen, die sich 
die Aufgabe setzt, erst einmal allmählich eine vollständige Bestand- 
aufnahme der vorhandenen Kunstdenkmäler aus den verschiedenen 
Zeiträumen vorzunehmen. Damit soll allmählich das längst völlig 
vergriffene Werk von J. Kothe „Verzeichnis der Kunstdenkmäler 
der Prov. Posen. Berlin 1896--98‘‘ ersetzt und ergänzt werden, 
das zum ersten Male in höchst verdienstvollar Weise dhe Inven- 
tarısıerung vorgenommen hatte. 

Von den 10 durch Dr. Br. behandelten Altarbildwerken waren 
bisher drei (aus Posen, Kosten und Koschmin) gewürdigt worden. 
Die gut gelungenen Lichtbilder sind ohne amtliche Unterstützung 
aufgenommen. Immer wieder werden in dem Heft Ähnlichkeiten 
mit Kunstwerken aus dem Deutschen Reich aufgezeigt, und gegen- 
über der Krakauer Schule, die einen überragenden Einfluß dieser 
Stadt annimmt, allmählich mehr unmittelbar schlesische Eınflüsse 
nachgewiesen. A. L. 


Evangelisches Leben unter dem weißen Adler. Übersicht über die 
Geschichte und den gegenwärtigen Stand der evangelischen 
Kirche im Gebict des einstigen und jetzigen polnischen Staates. 
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Von Lic. theol. Wilhelm Bickerich, Pastor an der 
evang. ref. Johanniskirche zu Lissa (Leszno). Posen 1925. 
Lutherverlag, Poznan, ulica Przemvslowa 15. 64 S. 

Trotz vieler Einzelfortschritte in der Erforschung der Geschichte 
der Reformation und der evangelischen Kirche in Polen fehlt es 
noch an einer monumentalen, zusammenfassenden Darstellung des 
Gebietes für die ganze Zeit seit den Anfängen der Reformation bis 
auf die Gegenwart, wie der verdienstvolle Verfasser feststellt, der 
zusammen mit seinem Amtsbruder, Pastor D. Wotschke, von 
deutscher Seite am meisten zur Aufhellung des Themas beigetragen 
hat. Das starke Sonderheft der ‚Deutschen Blätter in Polen“, 
das unter der Bezeichnung ‚‚Der Protestantismus in Polen“ eine 
große Reihe Finzelarbeiten zusammenstellt, bezieht sich in der 
Hauptsache auf die Gegenwart und tut den geschichtlichen Teil 
verhältnismäßig kurz ab. Unter diesen Umständen sind wir für 
den AbriB von D. Bickerich, den er bescheiden lediglich als .‚prak- 
tische Hilfe zu schneller Orientierung, zur Unterweisung ın Kirche 
und Schule und zur Anregung weiterer Studien“ angesehen wissen 
wıll, außerordentlich dankbar. 

Zunächst gibt er eine stichwortartige, ganz kurze ‘Uberschau 
und die Feststellung des Gesamtgepräges der evangelischen Kirche 
in Polen als einer „Geschichte von Blut und Tränen, von Gewalt 
und List, Abfall und Verrat, aber auch von opferfreudiger Begei- 
sterung und zähem Ausharren‘“ nach nur kurzer Zeit der Duldsanı- 
keit. Wenn wir bemerken, daß im wesentlichen und hauptsächlich 
die Deutschen, besonders Bürger der Städte, und ein Teil des pol- 
nischen Adels, und zwar, wenn wir genauer hinsehen, meist solche 
des wohl hauptsächlich aus germanischer Wurzel entsprungenen 
Uradels (auch einzelne verpolte deutsche Adelsfamilien wie die 
Abschatz-Ossowski und die Firlej), der Reformation sich allein 
zuneigten, sehen wir hier wieder eine Bestätigung der Tatsache, 
daß die protestantische Richtung dem germanischen Sinn beson- 
ders zusagte. Die slawisch-polnischen Mitläufer, auch der nach 
anthropologischen Untersuchungen von Czekanowski sich rassisch 
sarmatisierende und seinen alten nordischen Typus verlierende 
Adel blieb bald meist zurück, und was heut noch an evangelischem 
Leben vorhanden ist. stammt fast restlos aus deutscher Wurzel, 
wenn sich auch ein kleiner Teil der Gebildeten als Vollblutpolen 
fühlt und nicht gern an seine deutsche Abkunft erinnert wird. 

Die große Schwäche der Reformation, die Zersplitterung, hat 
auch dem Protestantismus in Polen schwer geschadet, andrerseits 
jedoch haben die gemeinsamen schweren Bedrückungen zeitweise zu 
vorbildlichem Zusammenhalten und gegenseitiger Duldsamkeit der 
verschiedenen reformatorischen Bekenntnisse geführt. lm cin- 
zelnen dieses Drama ‚Glaube und Heimat“ zu verfolgen, ist hier 
nicht möglich. Das Traurigste daran ist, daB es in Polen gerade 
den Höhepunkt erreichte, als andere Länder, wie Preußen unter 
dem aufgeklärten Absolutismus, erhebendste wahre Duldsamkeit 
gewährten und bewährten.*) Aber auf eine besonders widerliche 
Erscheinung muß hingewiesen werden. Zeitweise war durch die 


*) Vgl. dazu den Beitrag von D. Wotschke ım vorliegenden 
Heft, das auch einige Ergänzungen des knappen Schrifttumsver- 
zeichnisses im besprochenen AbriB durch dic Bibhographien der 
beiden Herren Bickerich und Wotschke bietet. Anm. des Herausgebers. 
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Bestimmung, daß von dem Vermögen von in Glaubenssachen Ver- 
urteilten die Hälfte dem Staat, die andere dem Ankläger zufiel, 
geradezu eine Prämie auf Schurkenstreiche gesetzt. Ber völkische 
Gesichtspunkt, ein seit dem 13. Jahrhundert bezeugter Deutschen- 
haß dürfte wohl bei vielen der schaudererregenden Protestanten- 
verfolgungen stark mitgesprochen haben. 

Ein 7 Seiten umfassendes Verzeichnis der wichtigsten Literatur 
verstärkt die Brauchbarkeit der Schrift auch für den Wissen- 
schaftler, während anderseits die flüssige, nicht abgezogen-gelehrte 
Darstellung und der billige Preis sie auch für die weitesten Kreise 
empfiehlt. Das natürliche Gegenstück zu dieser Schrift wäre eine 
über die Entwicklung des deutschen Katholizismus in Polen. Leider 
fehlt es hier noch sehr an Vorarbeiten, so daß diese Aufgabe vor- 
läufig noch sehr schwer ist; doch ist sie lohnend und lockend und 
hat sehr interessante Momente aufzuweisen, daB z. B. auch der 
führende Kopf der Gegenreformation, Kardinal Hosius, deutscher 
Abkunft war, daß die Jesuiten in Warschau zeitweise Verteidiger 
des Deutschtums gewesen sind, wie wir aus Adolf Eichlers Werk 
„Das Deutschtum in Kongreßpolen“ erfahren, und dergl.: mehr. 

Dr. R. St. 


Valerius Herberger und seine Zeit. Zur 300. Wiederkehr seines 
Todestages. Hcrausgegeben vom Verein für Erforschung und 
Pflege der Heimat. Fraustadt 1927. (Quellen und Forschungen 
zur Heimatkunde des Fraustädter Ländchens. Heft 1.) Mit 
3 Abbildungen, 116 S. © 
Der unter der rührigen Leitung von Prof. Dr. W. Schober 

stehende Fraustädter Heimatverein hat im vergangenen Jahre 

den 300. Todestag des größten Sohnes des seit vielen hundert 

Jahren fast rein deutschen Fraustädter Landchens, das auch in 

den 450 Jahren seiner Zugehörigkeit zur Krone Polen stets eine 

gewisse Sonderstellung hatte, durch eine Herbergerausstellung 
und die vorliegende Festschrift gefeiert. In festen Strichen zeichnet 
zunächst Dr. Franz Lüdtke ein anschauliches Bild der „deutschen 

Kultur im Zeitalter V. Herbergers'‘. Darauf führt uns Pastor 

D. Wilhelm Bickerich-Lissa anschaulich Leben und Wirken des 

großen Ostdeutschen vor. Die durch ein Versehen ausgelassene 

Vorrede findet man im ,,Evang. Kirchenblatt. Monatsschrift für 

evang. Leben in Polen.‘ Juli 1927, S. 248/9. H.s Gestalt als Geist- 

licher, Schriftsteller und Liederdichter wird aus der viele neue 

Züge bringenden Darstellung erfreulich lebendig. Der umfang- 

reiche Anhang enthält u. a. Auszüge aus nee und ge- 

druckten Schriften des ‚kleinen Luther" oder ‚„evang. Abraham 
von Sankta Clara‘‘, wie er genannt wurde. Die Schrift ist als wert- 
voller Beitrag nicht nur zur Heimatgeschichte, sondern auch zur 

Kulturgeschichte des Ostdeutschtums warm zu begrüßen. Lattermann. 


Zofja Birkenmajerowa. Z młodzieńczych lat Jana Daniela Ja- 
nockiego. Przyczynek do dziejów kultury polskiej w epoce 
saskiej. Poznan. Nakładem Poznańskiego Towarzystwa 
Przyjaciół Nauk pp. 1925. [Sophie Birkenmajer. Aus den 
jungen Jahren Joh. Daniel Jaenischs. Ein Beitrag zur 
Geschichte der poln. Kultur in der Sachsenzeit. Posen. 
Verlag der Posener Gesellsch. der Freunde der Wissen- 
schaften mit Unterstützung des Ministeriums für Religions- 
bekenntnisse und öffentliche Bildung. Hauptniederlage in 
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der Buchhandlung Fiszer u. Majewski in Posen. 1923. 
Abdr. aus Band 4 der Arbeiten der Histor. Kommission] 
124+2 S. 

Mit diesem Werk will Frau B. eine Pflicht der Dankbarkeit 
des polnischen Volkes gegenüber dem verdienten Begründer der 
poln. Bücherkunde und Bibliothekar der Zatuskibücherei erfüllen, 
die bisher arg vernachlässigt worden sei. 

Uns geht hier am meisten die Frage an, welchen Volkstums 
J. war. In einer Anmerkung schreibt Frau B., daß er ursprünglich 
Jaenisch geheißen habe, sich dann Jaenischius und endlich 
Janozki genannt habe. Ihre These, er sei ein Pole gewesen, stützt 
sich hauptsächlich darauf, daß er in einem 1747 in Dresden deutsch 
erschienenen Buche (Nachricht von denen in der Zaluskischen 
Bibliothek sich befindenden raren polnischen Büchern) gesagt 
habe: „Ausländer werfen uns Polen gemeiniglich vor, wir hätten 
keine Bücher“ und „Wir Polen halten von den in diesem Manipulo 
enthaltenen Reden sehr viel.“ Außerdem spreche er mehrfach mit 
bezug auf Polen von Liebe zu seinem Vaterlande. Hier liegt doch 
wohl eine Zusammenwerfung der Begriffe Volkstum und Staats- 
zugehörigkeit vor, die unzulässig ist. Es ist zwar eine inder poln. 
Wissenschaft vielfach beliebte Methode, alle Leute, die einst in dem 
typischen alten Nationalitätenstaat Polen in irgend einer Sprache 
schrieben, einfach zur poln. Schrifttumsgeschichte zuzurechnen. 
Das bedeutet jedoch eine Verschleierung der Tatsache, dab der 
Großteil der so als Polen in Anspruch genommenen Leute es ihrer 
Abstammung nach nicht war. Die Selbstbezeichnung als Pole 
oder Polonus braucht nur die Herkunft aus dem Staatsgebiet zu 
bezeichnen. -- Ebenso beweist die Bezeichnung Polens als Vater- 
land nicht poln. Volkstum. Auch evang. Pastoren hingen an ıhm 
mit echt deutscher Heimatliebe, selbst trotz Leiden und Ver- 
folgungen, wie z. B. K. Kaczmarczyk anerkennt. 

Untersuchen wir nun den Fall Jaenisch- Janozki nur an Hand 
der eigenen Angaben von Frau B. Der Taufschein vom 1. 6. 1721 
nach dem Taufbuch der evg.-luth. Gemeinde in Birnbaum weist 
ihn als ,, Johann George Jähnisches, Schneiders“ Kind aus (S. 17), 
das wahrscheinlich am 28. 12. 1720 geboren ist (S. 18). (Die An- 
gabe anderer, er stamme aus Finnland, beruht auf einer Verwechs- 
lung mit dem berühmten deutsch-russischen Arzt Joh. Heinr. 
Jänisch aus Wiborg). Die Besitzer von Birnbaum, die Unruhs, 
hatten seit langem ,,die ganze nächste Umgebung mit Deutschen 
und Protestanten besiedelt‘ (S.7). Tatsächlich schloß damals in 
jenen Gegenden der Begriff lutherisch den als deutsch mit ein, aus- 
genommen vielleicht einige wenige Adlige. Auch die Namen der 
Taufpaten Joh. Rose und Joh. Heinr. Kutzer sprechen eine deut- 
liche Sprache. J. besuchte später die Kreuzschule in Dresden und 
die Fürstenschule in Schulpforta, wo auch Klopstock und Joh. 
Adolf Schlegel damals weilten. Von dort hatte er seine Vorliebe 
für die Bücherkunde, da die Professoren Bücherliebhaber waren; 
besonders hat der Rektor Schöttger auf ihn eingewirkt. Er und der 
Kriegskommissar Gottlieb Jonisch, dessen Hausgenosse er war, 
empfahlen ihn wahrscheinlich später an Załuski. Auf S. 14 berichtet 
Frau B. von den in der Nähe von Birnbaum liegenden alten Klö- 
stern, daß deren Mönche z. T. Deutsche gewesen seien. (,,aus denen 
früher sogar auch die Abte gewählt wurden“: Das war natürlich, 
da bis zur gewaltsamen Polonisierung im 16. Jahrh. nur Deutsche 
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aufgenommen wurden). Sie fährt dann fort: „J. würde also nicht 
solche Schwierigkeiten gehabt haben, an die Bücherschätze zu 
gelangen, wie er sie in Zirke bekämpfen mußte“ (wo ıhm nämlich 
der Ruf entgegentönte: ,,Haeretico aditus interdictus‘‘). Die obigen 
Sätze haben doch nur einen Sinn, wenn Verfasserin selbst J. für 
einen Deutschen ansah, als sie die Worte schrieb. Für sein Deutsch- 
tum sprechen ferner folgende Tatsachen: Seine sämtlichen an- 
veführten Erstlingsschriften sind deutsch abgefaßt (,,Critische 
Briefe von einem Liebhaber der gelehrten Geschichte“, Dresden 
1745; „Kritische Briefe an vertraute Freunde geschrieben“, Dres- 
den 1746; die erwähnte „Nachricht von raren Büchern“ usw.), die 
darin vorkommenden poln. Namen verdreht er auf oft geradezu 
unglaubliche Weise, was auch Frau B. auffällt (S. 4, 47. 101) und 
man nicht mit ‚fehlerhafter Korrektur", sondern nur mit ,,un- 
genügender Kenntnis" der poln. Sprache erklären kann. Seinen 
angenommenen Namen schrieb er nach deutscher Art mit z, nicht 

Janozki; Ortsnamen zeigen die unter den deutschen Bürgern 
übliche Form (z. B. damaliges Zirkow-Zirke, poln. Sieraków, S. 61 
Posen). Er spricht von Zeitbuch und \Weltweisheit, nicht Chronik 
und Philosophie. 

Schon aus diesen wenigen Angaben des einen Werkes dürfte 
die Berechtigung erhellen, die These, er sei Pole gewesen, abzu- 
lehnen. Sagt doch auch K. T., der Besprecher des Werkes im 
„Kwartalnik Historyczny“ 1925 S. 554 f: „Man muß Vorbehalte 
bez. des Polentums J’s. haben.“ So bleibt es dabei, daß er einer 
der zahllosen Deutschen gewesen ist, die sich um die poln. Wissen- 
schaft unvergängliche Verdienste erworben haben. Wie er die 
poln. Bücherkunde geschaffen hat, so haben andre Deutsche andre 
geschichtliche Hilfswissenschaften begründet, worauf hier nicht 
eingegangen werden kann. 

Sieht man von diesem Vorbehalt bez. nationaler Befangenheit 
der Verfasserin und einigen kleinen Irrtümern (z. B. S. 7: Birn- 
baum liegt nicht 210km von Posen, S.79 Sulkau, Kr. Guhrau, nicht 
in Oberschlesien) ab, so wird man das fleißige, viele Nachrichten 
über den behandelten Zeitraum zusammentragende Werk dankbar 
begrüßen und Frau B. beistimmen in dem Wunsche, daß bald eine 
umfassende Lebensdarstellung des verdienten Gelehrten erscheine. 

Lattermann. 


Arthur Kronthal, Dr. Karol Marcinkowski. Eine Schilderung 
seines Lebens, seines Wirkens und seiner Zeit. Breslau, 
Priebatsch s Verlag 1925. 7 Abbildungen, 146 S. 

Das Werk ist ‚dem feinsinnigen und unermüdlichen Altmeister 
der Posener Provinzialgeschichte‘“, Geheimrat A. Warschauer zu 
seinem 70. Geburtstage gewidmet und enthält infolgedessen auch 
als Anhang aus der Feder von Prof. Laubert eine W ürdig gung seiner 
Persönlichkeit und seines Lebenswerkes, die ja Di auch von 
polnischer Seite (Archivdirektor Dr. K. Kaczmarczyk) Anerkennung 
gefunden haben. 

Den allergrößten Teil des Buches hat der ehemalige Posener 
Stadtrat A. Kronthal geschrieben, der gleich so vielen andern jetzt 
als Heimatloser in Berlin lebt. Das ist für ihn ein um so bittereres 
Schicksal, als er als Sprößling ciner alten Bürgerfamilie und durch 
langjährige, fleißige heimatgeschichtliche Studien, von deren 
Früchten das Werk erfreulicherweise auch ein Verzeichnis bringt, 


Deutsche Wissensch, Zeitschr. f. Polen. Heft 12. 1925, 12 
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mit seiner Vaterstadt eng verwachsen war. So war es ihm auch 
möglich, für dieses Werk nicht nur mit bewundernswertem Spür- 
sinn ein überraschend großes Schrifttum zusammenzubekommen, 
meist natürlich polnischer Herkunft, sondern auch aus den per- 
sönlichen Erinnerungen seines Großvaters und Vaters und anderer 
Zeitgenossen des Helden seines Werkes zu schöpfen. 

Auf diese Weise ıst aus einem 1924 in Berlin gehaltenen Vor- 
trag ein Buch entstanden, das als ein Musterbeispiel deutschen 
Billigkeitssinnes zeigt, daB man auch der menschlichen Größe 
eines Mannes aus dem politisch gegnerischen Lager gerecht werden 
kann. Der Verf. sagt davon selbst: „Eine völlig objektive Schil- 
derung wird man natürlich nicht erwarten können. Denn jeder 
Biograph gewinnt, je eindringlicher er sich mit der darzustellenden 
Persönlichkeit befaßt, unbewußt eine mehr oder minder subjektive 
menschliche Anteilnahme an seinem Helden.” Es ist kein Wunder, 
daß einem Manne wie M. gegenüber, den die Polen jetzt mit Recht 
als einen ihrer größten Geister feiern, diese in starkem Maße cin- 
tritt. Der einfache. 1800 geborene Gastwirtssohn und später 
äußerst beliebte und aufopfernde Arzt M. ist nämlich zugleich die 
Persönlichkeit, die man als Schöpfer des polnischen Mittelstandes 
im Posenschen bezeichnen kann. Geradezu überraschend weit- 
schauend tst vielfach seine Einstellung: Ihm geht unbedingt sein 
Volkstum über den Staat. Er warnt davor, sich auf das selbst- 
süchtige Frankreich zu verlassen. Er ist ein Gegner unfrucht- 
barer Aufstandsversuche gegen die Teilungsmächte und rät, darin 
ein Vorläufer Dmowskis, den Zeitpunkt abzuwarten, wo sich diese 
gegenseitig geschwächt haben. Dafür schiebt er die innere Vor- 
bereitung in den Vordergrund. Seine großen, aber auch teilweise 
recht skrupellosen Gedanken, die er in die Tat umsetzt, stellt Vert. 
vorzüglich zusammen. Vor allem galt es, die polnisch-völkıschen 
Gedanken in weitere Kreise zu tragen. So gründet M. den später 
nach ihm benannten „Verein zur Unterstützung der lernenden 
Jugend“, dem er ein paritätisches Mäntcichen umhängt und den 
die preußischen Behörden trotz der bösen Erfahrungen der Auf- 
standsversuche von 1846 und 1848 mit einem jährlichen Zuschuß 
von 50 Talern und eine bis in die boer Jahre gewährte Portofreihert 
unterstützen. Aus den Pfleglingen dieses Vereins gingen dann die 
geistigen Führer hervor, die als Sendlinge einen Teil der nicht 
polnisch-volkisch, sondern vaterländisch preußisch eingestellten, 
slavische Mundarten sprechenden Bevölkerungsbestandterle von 
Westpreußen und Oberschlesien ,,erweckt'', völkisch bewußt ge- 
macht haben. Für seinen Verein spannt M., der selbst nicht kirchen- 
gläubig war, die polnisch-katholische Geistlichkeit durch den Erz- 
bischol v. Dunin ein und politisiert diesen Stand, der dann eine 
Hauptstütze des völkischen Gedankens wird. Ebenso benutzt er 
den Adel für seine Zwecke, der bisher beinahe allein diesen Ge- 
danken vertrat. Er erreicht, daß die preußische Regierung den 
fast rein polnisch aufgezogenen ,, Kreditverein für das GroBherzog- 
tum Posen‘ wieder auf Grund von Staatsgeldern Beleihungen 
vornehmen läßt, die es den polnischen Besitzern dann ermöglichen, 
zum Dank zwei Aufstände zu beginnen. M. wirkt für körperliche 
Krtüchtigung der Jugend, für geistige und kulturelle Hebung, 
sozialen Ausgleich, Sammlung eines Nationalschatzes im neutralen 
Ausland u. dergl. Mit einem Schlagwort kann man sagen, daß er 
der kraftigste Förderer des Gedankens der „organischen Arbeit“ 
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gewesen ist. Mit dem ähnliche Gedanken spinnenden großen Ari- 
strokaten, Grafen Eduard Raczyniski, verbindet ihn dann noch 
das tragische Los, daß Kurzsichtigkeit, Neid auf Erfolge und Un- 
dankbarkeit seiner Landsleute ihm die letzten Lebensjahre ver- 
bittern, während sie Raczynski ja sogar zum Selbstmord getrieben 
haben. So stirbt 1846 der große Mann und wird nun unter allge- 
meiner Teilnahme beerdigt. und im Jahre darauf wird in derselben 
Wohnung (Bergstr. 7) Hindenburg geboren. 

So verknüpfen sich die Ereignisse, und so bringt dann der 
zweite Teil des Buches eine große Reihe Anmerkungen und Exkurse, 
in denen der Verfasser nach seinen reichen Sammlungen und Er- 
fahrungen viele, teilweise nur lose mit dem Thema zusammen- 
hängende Fragen behandelt. Dabei fallen lehrreiche Streiflichter 
auch auf die letzten Jahre und bekommen beide Seiten, Deutsche 
wiec Polen, aus unbestechlicher Wahrheitsliebe manche bittere 
Wahrheit zu hören. Dadurch gewinnt das Buch geradezu Quellen- 
wert für den Forscher, wird aber andererseits auch für jeden im 
öffentlichen Leben Stehenden wichtig. 

Die kürzeren weiteren Teile bringen das umfangreiche Schrift- 
tum und sachverständige Erklärungen des verdienten Heimat- 
forschers zu den beigegebenen Abbildungen. Man darf der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß dieses, von großer Opferwilligkeit und 
Heimatliebe zeugende Werk der ehemaligen Posener Stadtrats 
noch nicht das letzte ist. Dr. R. St. 
Wielkopolska w przeszłości. (Großpolen in der Vergangenheit). 

Poznań 1926. Tow. Milośników Piston: (Posen 1926. Ges. 

der Geschichtsfreunde). 314 S. 

Das hier mit Unterstützung des Ministeriums herausgegebene 
angezeigte Sammelwerk ist ein Abdruck des ersten Bandes der seit 
1925 erscheinenden Roczniki Historvezne, des Organs der Ge- 
sellschaft der Geschichtsfreunde zu Posen. Es ist aus 1924 in dieser 
Vereinigung gehaltenen Einzelvorträgen entstanden und dann zur 
4. polnischen Historikertagung im Dezember 1925 unter Vor- 
datierung auf 1926 unter obigem Titel erschienen. 

Darin gibt der Posener Prähistoriker J. Kostrzewski einen 
kurzen Abriß seines 1923 in 2. Aufl. erschienenen Werkes ,, Wielko- 
polska w czasach przedhistorycznych", worin er seine bekannte, 
von allen Deutschen und den meisten slawischen Forschern ab- 
gelehnte Urslawentheorie, jedoch mit einer gewissen Abschwächung, 
begründet . Der Geschichtsprofessor K. Tyı mieniecki bespricht die 
Anfänge des polnischen Staates, wobei er die seiner Anschauung 
vom eigengewachsenen slawischen Staat unbequeme Sagen- 
geschichte grundsätzlich ausschaltet und auf vergleichender Grund- 
lage der dichteren Bevölkerung. der fortgeschritteneren Kultur 
des Gebiets dem kräftigen Piastengeschlecht und dem kirchlichen 
Mittelpunkt Gnesen besondere Bedeutung beimißt. Seine gegen 
die Wichtigkeit der skandinavischen Einflüsse auf Polen gerich- 
teten Ausführungen — er schreibt den Normannen für die Staats- 
eründung eher eine negative als positive Rolle zu und lehnt von 
vornherei von Archäologen und Sprachwissenschaftlern noch zu 
erwartende Hinweise skandinavischen Einflusses in Ausgrabungen 
und Ortsnamen ab -- können nicht überzeugen. Weiter umreißt 
der inzwischen jung verstorbene Prof.-Stellvertreter T. Tye die 
nächsten Jahrhunderte der Teilgebietszeit als die des Kampfes 
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um die Westmarken mit den Deutschen. wobei er die deutsche 
Einwanderung, die er scharf von dem deutschen Recht trennt. 
als nicht schr bedeutend darzustellen sucht. Nur mit schweren 
Landverlusten sei die Unabhängigkeit Polens erkauft worden. 
Dazu ist zu sagen, daß dieses Zurückfluten nach Osten in ehemalige 
Germanenlande doch weniger polnisches als wendisches Sprach- 
vebiet eindeutschte. 

Der Literarhistoriker Prof. T. Grabowski schreibt über das 
Zeitalter des Humanismus und der Reformation hauptsächlich 
vom Standpunkt seiner Wissenschaft, wobei er die Wichtigkeit 
der deutschen Einflüsse wenigstens nicht leugnet, aber auf die 
volksmäßige Abstammung der einzelnen Männer gewöhnlich nicht 
eingeht, so daß die Stärke des deutschen Einflusses doch nicht 
richtig hervortritt oder nur für den, der schon weiß, daß Christof 
Hevendorfer, die Zierde der zeitweise die Krakaucr Hochschule 
in den Schatten stellenden Lubrafski-Akademie in Posen, Heiden- 
stein u. a. Deutsche waren. Der Geschichtsprof. und gleichzeitig 
nationaldemokratische Sejmabgeordnete W. Konopczynski stellt 
die Verhältnisse zur Zeit der Adelsrepublik dar. Den sozial wenig 
unterschiedenen Adel kennzeichnete Mangel an Unternehmungs- 
geist und an Verständnis für allgemeine und staatliche Aufgaben. 
Aus praktischen Gründen erfolgte eine neue starke Heranholuny 
von Deutschen, weil die ‚besser wirtschafteten". Trotz verschie- 
dener furchtbarer Schicksalsschläge, wie Niederbrennung etlicher 
deutscher Städte, hielt sıch dieses” Deutschtum größtenteils bis zu 
den Teilungen. Weil selbst in deutschen Kreisen die Tatsache 
wenig bekannt ist, daB auch die Stadt Posen beim Anfall an Preu- 
Ben nur eine polnische Minderheit gegentiber einer deutschen und 
jüdischen Mehrheit aufwies (vgl. dazu den Aufsatz und die Karte 
von J. Rhode in Heft 7 dieser Zeitschrift), darf hier auf das von 
Prof. K. angeführte Wort des Franzosen Parendier hingewiesen 
werden, daß er 4 Tage im Jahre 1784 (d. h. 9 Jahre vor der süd- 
preußischen Zeit) in Posen umhergegangen sei, ohne die polnische 
Sprache zu hören. Kennzeichnend ın anderm Sinn ist ferner, daB 
von 12 Mitgliedern des Ausschusses, der die erste Teilung be- 
stätigte, to aus Großpolen waren. Die Zeit der Teilungen behan- 
delt der Posener Geschichtsprof. B. Dembiński. Politisch habe 
das Gebiet nicht auf der Höhe gestanden, während es wirt- 
schaftlich schon damals den östlicheren Gebieten vorausgewcsen 
sei. Ob da nicht der stärkere deutsche Bevölkerungsanteil mit- 
spricht, wird leider nicht erörtert. Daß der Anfall des Gebietes 
an Preußen in den Kreisen der Städter und Bauern freudig begrüßt 
worden ist, wird in beschränktem Maße zugegeben. 

Über die napoleonische Zeit handelt des. Vorigen Amtsbruder 
Skalkowski. Dieser rücksichtslose Vernichter der Legende von 
der Größe des Nationalhelden Kosciuszko zeigt hier, daß haupt- 
sächlich Dabrowski und dann Wybicki erst das Volk 1806: zum 
Aufstand gegen Preußen bewegt haben, wie sie vorher auf Na- 
poleon cingewirkt hatten. Also auch die Legende von einem popu- 
laren, pulverfaßähnlichen Aufflammen des bedrückten National- 
gefühls gegen die „Froberer‘‘ zerstört er in anerkennenswerter 
wissenschaftlicher Offenheit. Sendlinge, vielfach Mönche, mußten 
erst ihre Hetzarbeit tun. Selbst Wybicki berichtet von Anhänglıch- 
keit an die preußische Regierung und Unlust, die Stellen der von 
ıhm abgesetzten pre ußischen Beamten freiwillig zu übernehmen 
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Ein Posener Separatismus tauchte, wie öfters in der Geschichte, 
zuletzt 1926 nach dem Pilsudskiputsch, auch damals auf. Die 
furchtbare Aussaugung in der Zeit des Herzogtums Warschau ließ 
viele sehnsüchtig an die goldene preußische Zeit zurückdenken. 
Ziemlich ausführlich bespricht Bibliothekar Dr. A. Wojtkowski 
die Zeit bis 1848. Nach seiner Ansicht ,,beteilte die preußische 
Regierung gleichmäßig alle Schichten der großpoln. Bevölkerung. 
also sowohl Adel wie Geistlichkeit und Bauern mit Wohltaten 
damit sich alle wohlfühlten, was er jedoch auf Verdeutse hungs- 
absichten zurückführt, als ob der Staat nicht auch in rein deutschen 
Gegenden stets seine Fürsorge habe walten lassen. Er muß zu- 
geben, daß die „neue Besetzung Großpolens durch die Preußen 
nicht auf rücksichtslose Ablehnung durch die polnischen Ein- 
wohncer stieß", wie er sich vorsichtig ausdrückt, daß der erste Ober- 
präsident „die Rechte der polnischen Sprache im Schulwesen. 
Gerichten und Ämtern, die den polnischen Untertanen im Jahre 
i815 zugebilligten Rechte achtete"; er zählt die wohltätigen preu- 
Bischen "Maßnahmen auf und beschreibt die weitere, schwankende 
Entwicklung unter dem alternden Friedrich Wilhelm Ill. und 
seinem romantischen Nachfolger. Frl. Dr. W. Knapowska stellt 
die Zeit nach 1848 bts zu Bismarcks Sturz dar. Sie beleuchtet 
darin dic offene parlamentarische, kulturelle und wirtschaftliche 
Tätigkeit der Polen, besonders die große Rolle der Liga Polska, 
und daneben die geheimen Verse hwérungsbestrebungen, die be- 
sonders zu Zeiten auswärtiger Verwicklungen blühten. Hierüber 
finden sich interessante Angaben. Der Direktor des Posener Sta- 
tistischen Amts Z. Zaleski führt die Entwicklung zu Ende, wobei 
die ganzen Ladenhüter der polnischen Propaganda betr. Unter- 
drückung durch die Preußen aufmarschieren, ohne daß etwa ein 
Vergleich mit der jetzigen ncupolnischen Minderheitenpolitik 
gezogen wird. Für die Gesamtheit des Zusammenlebens der beiden 
Völker meint er, daß eine bedeutend größere Zahl Deutscher im 
Polentum aufgegangen sei als umgekehrt, und damit hat er zweifel- 
los recht. Abzulehnen ist dagegen seine Behauptung, dab der 
wirtschaftliche Aufschwung alleın der Tätigkeit der Polen zu danken 
sei. Die Polonisierung der Städte, die er als die Haupterrungen- 
schaft feiert, ist erst durch die Massenverdrängung der Deutschen 
nach dem Umschwung wirklich zum Siege gelangt. Die allgemeine 
Enttäuschung, die das Posensche im neuen Polen empfindet 
drückt er so aus: „Der schwere Zeitraum der Geldentwertung. der 
nachher bis Februar 1924 dauerte, vernichtete viele Ansätze und 
Hoffnungen, die inneren Reibungen im Lande wurden immer 
ernster, in Großpolen noch durch gewisse Teilgebietsgegensätze 
verstärkt; die Verarmung der Bevölkerung und Verwaltungs- 
fehler verbreiteten Erbitterung“. So schließt dieser geschichtliche 
Abrıß nicht eben rosig. 


Den zweifellos wichtigsten Teil des Buches stellt die darauf 
folgende Übersicht des Schrifttums zur Geschichte des behandelten 
Gebiets von Archivdirektor K. Kaczmarezvk dar, der gesondert 
besprochen werden soll. 


Alles in allem gesehen, stellt das Sammelwerk. das naturgemäß 
aile typischen vorteilhaften und unvorteilhaften Seiten dieser Art 
von Geschichtswerk aufweist, cine nützliche Bereicherung des 
Schrifttums zur Posener Landeskunde, denn darauf kommt es im 


` 
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wesentlichen bei der Mehrdeutigkeit der Bezeichnung Groß polen 
heraus, dar. Auch die deutsche Wissenschaft wird, wenn sıe die 
Kritik nicht vergißt, es nützlich verwenden können. Di BR BE 


Kazimierz Kaczmarczyk. Przegląd literatury poświęconej dziejom 
Wielkopolski. (Kasimir K., Übersicht über das Schrifttum zur 
Geschichte Großpolens). Roczniki Historyczne, Rocznik |. 
W Poznaniu. Nakładem Towarzystwa Miłośników Historji 1925 
(Geschichtliche Jahrbücher, Jahrb I. Posen. Verlag der 
Gesellschaft der Geschichtsfreunde). S 226- 287 u. Sonder- 
abdruck v. 64 S. 


Mit besonderer Freude kann man diese sehr wertvolle Ver 
öffentlichung zur Geschichte des Posener Landes anzeigen. Der 
jetzige polnische Direktor des Posener Staatsarchives führt eines- 
teils damit die Arbeit des auch von ihm wegen seiner Unparteilich- 
keit mit großer Anerkennung genannten preußischen Vorgängers 
im Amte, Geh. Rat Warschauers, das 1911 herausgekommene 
Werk ‚Die deutsche Geschichtsschreibung in der Provinz Posen“ 
um ein halbes Menschenalter weiter, anderseits ergänzt er es durch 
die polnischen Arbeiten, so daß man jetzt einen bis 1925 reichenden 
zuverlässigen Führer auf diesem Gebiete besitzt. 


Die form ist eine fortlaufende Darstellung der verschiedenen 
Gebiete, ındem nacheinander erst eine kurze Geschichte der Ge 
schichtsschreibung für das Posensche gegeben wird, dann clic 
Quellen, Hilfswissenschaften, Vorgeschichte, politische Geschichte 
Kirche, Reformation, Schulwesen, Wirtschaft, darin auch die 
Juden, Recht, Kunst, Kultur und Sitten, Lokalgeschichte, endlich 
die Einzelpersönlichkeiten abgehandelt werden. Für die Benutzung 
wird man sich zweckmäßig cin Blatt mit den nötigen Seitenzahlen 
für die einzelnen Abschnitte schnell selbst zurechtmachen. Eins 
jst sehr schade, nämlich daß die Angaben nur so knapp sind, meist 
nur Verfassernamen und Jahreszahl der betreffenden Erscheinung. 
Bei Büchern kann man sich wohl so schnell weiterhelfen, aber bei 
Zeitschriftenaufsätzen hätten ganz kurze bibliographische Angaben, 
vielleicht in Anınerkungen und in kleinerem Druck, die Benutzung 
doch sehr erleichtert. Raumrücksichten haben scheinbar die knappe 
Fassung und cas Weglassen einiger nicht so wichtiger Sachen ver- 
ursacht. 


Erfreulich ist. daß der Verfasser auch den deutschen Ver- 
diensten um die Geschichte des Landes Gerechtigkeit widerfahren 
läßt. Wenn er einigen deutschen Protestanten aus der Zeit der von 
Warschauer gut so bezeichneten ‚„.Pastorenliteratur‘ Gleichgiiltig- 
keit in Staatsdingen oder ausdrückliche Abneigung vorwirft, so 
dürfte das in der bedrängten Lage seine Erklärung finden, in der 
die Dissidenten darnals in Polen Jebten. Oder wenn er bei manchen 
deutschen Historikern politische Tendenz wahrzunehmen glaubt, 
so wird er mir zustimmen. daß auch ber seinen Landsleuten gleiche 
Erscheinungen vorkommen. 


Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß aus dem summa- 
‘ y ; n : e 
rischen Überblick jeder Leser selbst erkennen werde, in welchen 
Teilen der geschichtlichen Untersuchungen die Polen zurückge- 
blieben seien. Auch die schon genau durch die deutsche Wissen- 
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schaft bearbeiteten Gebiete müßten neu durchgeschen ‚und nach- 
geprüft werden, ‚denn trotz größter Bemühungen um Unpartei- 
lichkeit ist ein an Volkstum und Geist fremder Forscher nicht 
immer imstande, diese wirklich zu erreichen, besonders wenn er 
gleichzeitig ein Volk repräsentiert, das sich als ein über ein anderes 
herrschendes fühlt und er häufig mit den sprachlichen Schwierig- 
keiten der Quellen zu kämpfen hat. Bei den veränderten poli- 
tischen Verhältnissen werden auch wir viclleicht die eigenen Ur- 
teile abändern müssen“. Diese Gedanken gelten natürlich auch 
für die andere Seite. 

Die Übersicht Dir, Ks. ist für jeden , der über die Geschichte 
des Posener Landes arbeiten will, einfach unentbehrlich, es sci 
denn, daß er ein ganz gründlicher Kenner (des Gebietes ist. 


Lattermann. 


Mitteilungen, herausgegeben von der Vereinigung der reichs- 
deutschen Mitglieder. Im Verlage der Historischen Gesell- 
schaft für Posen Berlin 1927. Heft 1. 1925, 80 S.; Heft 2. 
1927, 48 S. 


Die Beibehaltung des Namens „Hist. Ges. für Posen“ hat 
schon Irrtümer veranlaßt, da der Anschein der gegenseitigen Ab- 
hangigkeit der beiden Vereinigungen in Posen und Berlin erweckt 
wird. Infolge des politischen Umschwunges waren die schon im 
deutschen Reich wohnenden oder dorthin abwandernden Mit- 
glieder der Hist. Ges. f. Pos. gezwungen, eine völlig selbständige 
Vereinigung neu aufzutun, die unter dem rührigen Vorsitz von 
Reg.- u. Baurat J. Kohte, dein unsere Heimat vor allem ein muster- 
gültiges Verzeichnis der Kunstdenkmäler verdankt. eigene Ver- 
anstaltungen und ein besonderes Organ geschaffen hat. Die beiden 
ersten Hefte enthalten einen Abdruck des 1917 in der „Deutschen 
Warschauer Zeitung“ erschienenen Aufsatzes des Altmeisters 
unserer Provinzialgeschichte, A. Warschauers, über die Geschichte 
des Streites um die Nationalität des Kopernikus, worin seine wissen- 
schaftlich abgeklärte, ruhig leidenschaftslose Art deutlich zu Tage 
tritt. Schade ist, daß nicht die Ergänzungen des Schrifttums 
besonders zum Gedenkjahr 1923 (darunter auch eine Veröffent- 
lichung der Deutschen Bücherei Posen, die dann erfreulicherweise 
der Herausgeber der „Mitteilungen“ gesondert bespricht) nach- 
getragen und mithineinverarbeitet worden sind. Zwei weitere 
Beiträge betreffen dann das Fraustädter Ländchen, das sich ebenso 
wie andere Gegenden der beim Reich verbliebenen Grenzmark 
inzwischen einen eigenen Heimatverein geschaffen hat. J. Kohte 
stellt die Rolle von Stadt und Land Fraustadt in der ostdeutschen 
Kunstgeschichte dar, wiederum er, F. Pfützenreiter und A. Matthias 
berichten von der heimatkundl. Ausstellung daselbst 1923, die 
ebenso wie schon frühere ein Beweis für das rege geistige Leben ın 
den. kleinen, seit % Jahrtausend sein Deutschtum bewahrenden 
Ort ist. Es folgt ein reicher Besprechungs- und bücherkundlicher 
Teil, in dem auch die Veröffentlichungen der Posener Gesellschaft 
mitberücksichtigt sind, ein kleiner Beitrag von M. Laubert und 
Berichte über die Tätigkeit der reichsdeutschen Vereinigung. Den 
Hauptteil des 2. Heftes (40 S.) nimmt ein von einem Sohn des 
Herausgebers bearbeitetes Register der (alten) Zeitschrift 
der Hist. Ges. f. d. Prov. Pos. Bd. XI-- XXX und der Hist. Monats- 
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blätter Jahrg. XI- XXIIT cin. Da für die je ersten to Jahrgänge 
schon seinerzeit entsprechende Veröffentlichungen erschienen sind, 
ist damit der Inhalt dieser für die Landesgesch. unentbehrlichen 
Zeitschriften bequem zugänglich gemacht. In der Anlage lehnt 
es sich an das sich nur auf die Überschriften beschränkende für 
Jahrg. 1—X der Monatsbl. an und verzeichnet in 3 Abt. die Mit- 
arbeiter, die besprochenen Bücher und Aufsätze und endlich den 
Inhalt der Zeitschriften nach Schlagworten. Auf dieses Heft, für 
das wir besonders dankbar sein müssen, seien alle Freunde der 
Posener Landesgesch. nachdrücklich hingewiesen. 
Lattermann. 


Führer durch Posen und Umgebung. Herausgegeben im Auftrage 
der Historischen Gesellschaft in Posen 1926. 59 u. rr S. 
ro Abbildungen u. 3 Pläne. 


Vor dem Kriege waren die „Führer durch Posen“ sehr beliebt: 
dhie der um die Geschichte der Provinz höchst verdiente Archiv- 
direktor A, Warschauer im Auftrage der Historischen Gesellschaft 
seit, 18388 in immer neuen Auflagen herausbringen konnte. Nach 
dem Umschwung machte sich das Bedürfnis nach einem neuen 
Führer geltend, der schon die rücksichtslos durchgeführten all- 
semeinen Umbenennungen ins Polnische und sonstige neue Tat- 
sachen berücksichtigte. Diese Aufgabe erfüllt das angezeigte Werk 
ın bester Weise. Unter Benutzung der Ergebnisse der Warschauer- 
schen Arbeiten bringt der erste und längste Teil von Dr. Burchard 
eine schr geschickt angelegte Führung durch Posen an Hand seiner 
baulichen Denkmäler und. sibt zugleich einen Überblick über die 

Geschichte der Stadt. Der wechselnde Anteil des Deutschtums 
schon seit den Zeiten vor der Anlegung zu deutschem Recht im 
Jahre 1253 bis zur Gegenwart ist gut herausgearbeitet. Eine An- 
gabe des Inhalts der andern Teile würde hier zu weit führen 


Für eine neue Auflage dürften aber doch noch einige Ver- 
besserungen angebracht sein. S. 6 ist als Beispiel für alte germa- 
nische Besiedlung der Gegend nicht auf Rogieröwko (von Roger- 
Rüdiger) zu weisen, da der Ortsname nur Vorkommen dieses 
(übrigens nicht des einzigen germanischen) Namens ın dem auch 
für Posen wichtigen Geschlecht der Grafen Raczviski beweist, 
deren einer, Roger, den Ort spät angelegt hat, sondern besser auf 
Orte wie Szezodrzvkowo, auf dessen Herkunft von germanisch 
Theoderik schon Semkowiez hingewiesen hat (th wie englisch. 
dann wohl Angleichung des „Anlautes an den Stamm szczodr-) 
oder Schwersenz, das lautgerecht auf den auch in Forstemanns 
Altdeutschem Namenbuch bezeugte Personennamen Swaring mit 
Krhaltung der alten Endung s zurückgeht. Leider sind diese Dinge 
noch von deutscher Seite niemals gründlich untersucht worden. 
S. 5 wird nicht deutlich, daß 1793, als die Preußen einriickten, die 
Stadt eine deutsch-jüdische Mehrheit aufwies, und zwar eine so 
vroße, daB ein Franzose Parendier, der einige Jahre vorher in der 
Stadt war, darin + Tage umherw andern konnte) ohne die polnische 
Sprache zu vernehmen (Roczniki Historyczne, Poznań 1925. 
Rocznik 1 S. 97). Richtig wird bemerkt, daß ein neuer Aufschwung 
schon zur Sachsenzeit begann, als eine neue deutsche Einwan- 
derung erfolgte. S. 39 tritt der Anteil der Aussteller deutschen 
Volkstums bet der Posener Messe nicht deutlich hervor, wenn ge- 
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sagt wird: „Von den Ausländern stellte Deutschland mit 110 Fir- 
den mehr als die Hälfte des gesamten Auslandes.“ Außer den 
reichsdeutschen sind doch auch die österreichischen, Danziger 
und viele Firmen der Tschechei deutsch. S. 40 sollte statt General- 
prokuratur der allgemeiner verständliche Ausdruck =staats- 
anwaltschaft stehen. S. 41 wäre für die Hörerzahl der Universitat 
der Bestand des letzten Jahres anzugeben, weiter für alte Posener 
bei den staatlichen Gymnasien, bei der jetzigen Universitäts- 
bücherei (S. 43), beim Straßenverzeichnis (S. 53) auch die alten 
deutschen Bezeichnungen dazuzusetzen, damit sich auch Besucher, 
die nur die früheren Bezeichnungen kennen, besser zurechtfinden. 
Als Ganzes genommen, ist der Führer ein würdiger Nachfolger 
des früheren. x = 


Alphabetisches Ortsverzeichnis der Wojewodschaft Posen. Nach 
amtlichen Quellen zusammengestellt und bearbeitet von 
R. Thomassek. Schneidemühl. 1925. Grenzwacht-Buch- 
handlung. 264 S. | 


Häufig ergibt sich die Notwendigkeit auch bei wissenschaft- 
lichen Arbeiten, für polnische Ortsnamen die deutschen Bezeich- 
nungen aufzusuchen und umgekehrt. Früher half dabei das „Ver- 
zeichnis der Ortsnamenänderungen in der Provinz Posen“ von 
Graber und Ruppersberg, das aber schon lange vergriffen ist. In 
diese Lücke tritt das vorliegende Werk, auf das empfehlend hin- 
gewiesen sei. Außer den deutsch-polnischen und polnisch-deutschen 
Benennungen ist die Charakterbezeichnung und Kreiszugehörigkeit 
der Orte angegeben sowie ein Verzeichnis der Gerichtsbehörden 
beigefügt. 


Wenn man das Werk durchblättert, drängen sich zwei Be- 
obachtungen auf: 1. wie duldsam und gleichgiltig die preußische 
Regierung in Fragen der Ortsbezeichnungen früher gewesen ist, 
daß sie nur eine Anzahl im Gebrauch der deutschen Bewohner vor- 
handene alte deutsche Bezeichnungen beibchielt, daß dagegen nur 
verhältnismäßig wenige Umbenennungen ins Deutsche geschehen 
sind, die gewöhnlich von der betreffenden Gemeinde ausgingen, 
was bei den einzelnen Fällen jedesmal einen großen FEntrüstungs- 
schrei der polnischen Presse hervorrief; in der großen Mehrzahl 
aber blieben die polnischen Namen unangetastet, höchstens ın der 
Schreibung in ein deutsches Gewand gehüllt. Dagegen schafften 
nach dem Umschwung die neuen Machthaber sofort auf dem Ver- 
ordnungswege durch seitenlange Verzeichnisse die deutschen Be- 
nennungen restlos ab, auch solche, für die es nie polnische ge- 
geben hatte, und zwar so übereilt, daß nachher zahllose Neuum- 
benennungen oder Ergänzungen nötig wurden. Und die zweite be- 
schämende Feststellung ist die, wie völlig wissenschaftlich unaus- 
genützt von deutscher Seite bisher der höchst lehrreiche Stoff der 
Ortsnamen ist, während von polnischer Seite der Geistliche Kozie- 
rowski besonders seit vielen Jahren ihn mit Bienenfleiß bearbeitet. 
Seine und Semkowiczs Ergebnisse, das monumentale Werk ,, Slownik 
Geograficzny“ u. s. w. müßten endlich einmal von einer Arbeits- 
gemeinschaft je eines deutschen Historikers, Erdkundlers, Ger- 
manisten und Slavisten durchgearbeitet werden, und zwar beson- 
ders nach der Seite des germanischen Einschlags. Dabei müßten 
alle möglichen Einwirkungen., ost-, die meist vernachlässigten 
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nord- und: westgermanisch-deutsche aus den verschiedenen Zeiten 
in Betrachtung gezogen werden. Eine fliichtige Skizze von mir in 
den ,,Deutschen Blattern in Polen“ ( Juni 1926) sollte nur auf das 
Problem aufmerksam machen. Ich sehe jetzt manches daraus mit 
andern Augen an. Z. B. geht Schwersenz wohl richtiger auf den 
in Förstemanns Altdeutschem Namenbuch verzeichneten Namen 
Swaring zurück. Svarings ergibt regelrecht poln. Swarzędz. Adelnau, 
poln. Odolanów hat seine Entsprechung’ in bei Förstemann gleich- 
falls bezeugtem Odolwan, wobei Ausfall des bilabialen w ganz 
natürlich ist. Witkowo entspräche heutigem deutschen Wittichau 
u. dergl. Doch kann u nicht genauer auf diese Dinge eingegangen 
werden. Dr. R. St. 


Der Kampf um die Weichsel. Untersuchungen zur Geschichte des 
polnischen Korridors. Unter Mitwirkung von W. Geisler, 
H. Hübner, K. J. Kaufmann, W. La Baume, M. Laubert, 
F. Lorentz, W. Millack herausgegeben von Erich Keyser 
Mit einer Nationalitatenkarte des Weichsellandes. Berlin und 
Leipzig. Deutsche Verlags-Anstalt. 1926. VII u. 178 S. 


Das Buch ist eine wuchtige Widerlegung der weit verbreiteten 
Ansicht, das Deutschtum in den an Polen abgetretenen Ostgebieten 
sei erst durch die vielberufene Ostmarkenpolitik der preußischen 
Regierung hochgekommen, einer Ansicht, deren völlige Grund- 
losigkeit jedem, der auch nur oberflächlich die Geschichte der 
betreffenden Gebiete kennt, bekannt ist. Von den in Frage kom- 
menden Gebieten behandelt das vorliegende Werk ‘den nördlichen 
Teil, das Weichselland, am besten Weichselkorridor genannt, weil 
die andern Bezeichnungen als polnischer, westpreußischer oder 
Danziger Korridor alle nicht zutreffen. Es ist nicht der erste Korri- 
dor in jener Gegend. Schon zeitweise im 13. Jahrhundert und dann 
zwischen 1454 — 1772 bestand dort ein soleher, dessen Folgen durch 
Zerreißung alter Lebenseinhöiten der Herausgeber höchst ungün- 
stig beurteilt. 

Im einzelnen behandeln ın wissenschaftlich einwandfreier 
Weise, doch ohne Anführung von Belegstellen die besten Kenner 
die verschiedenen Gebiete, und zwar Privatdozent Dr. Walter 
Geisler die Korridor-Landschaft, Museunisdirektor Walter La 
Baume die vor- und frühgeschichtliche Bevölkerung Ostdeutsch- 
lands, Staatsarchivrat Dr. "Erich. Keyser die deutschen Siedlungen 
in Pommerellen zur Zeit der Herzége und des Deutschen Ritter- 
ordens, Dr. Friedrich Lorentz Sprache und Volkstum der Kaschu- 
ben, Archivdirektor Dr. Karl Joseph Kaufmann WestpreuBen und 
Polen zwischen 1454 und 1772, Studienrat Dr. Hans Hiibner den 
kulturellen Zustand des Landes am Ende der polnischen Zeit. 
Studienrat Dr. Millack Friedrich den GroBen und WestpreuBen, 
Univ. Prof. Dr. Manfred Laubert WestpreuBen im 19. Jahrhundert. 
der Herausgeber Bevölkerung und Wirtschaft im Weichselkorridor 
vor und nach dem W eltkrieg und Dr. Geisler die natiirlichen Land- 
schaften des Weichsellandes und ihre Bevölkerung. Ein Verzeichnis 
der wichtigsten Schriften zur Einführung in die Landeskunde des 
Weichsellandes und eine nach natürlichen Landschaften angelegte 
Volkstumskarte machen den Beschluß. 


Nur einige kurze Bemerkungen aus dem reichen Inhalt sind 
hier möglich. Da noch unzweifelhaft germanische Funde aus dem 
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Anfang des 6. Jahrhunderts’ n. Chr. vorliegen, ist die durch die 
Macht der Gewohnheit weitergeschleppte Anschauung, die auch 
im ersten Aufsatz (S. r1) noch durchzuschimmern scheint, als ob 
die Germanen schon viel zeitiger das Land völlig geräumt hätten, 
falsch. Erst weit später haben wir die ersten Spuren von slawischer 
Einwanderung. Das Deutschtum ist nicht erst durch den Deutschen 
Orden nach Westpreußen gekommen, sondern lange vorher hat 
schon das einheimische Fürstenhaus der Samboriden, das immer 
wieder seine Selbständigkeit gegenüber polnischen Unterwerfungs- 
absichten durchzusetzen wußte, deutsche Bauern, Geistliche und 
Bürger herbeigerufen. Zur Ordenszeit war dann das Land auf dem 
besten Wege, rein deutsch zu werden, und wahrte sein deutsches 
Antlitz auch noch 100 Jahre nach der freiwilligen Personalunion 
mit der Krone Polen. Erst nach dem Staatsstreich der aufgezwun- 
genen Union von 1569 drang das Polentum von Süden aus stark 
vor und polonisierte einen Teil der Deutschen und Kaschuben. 
Doch als Friedrich der Große die beiden getrennten Teile Alt- 
preußens wieder vereinte, war immer noch die Hälfte der Ein- 
wohnerschaft Westpreußens (oder Königl.-Preußens, wie man 
damals in Polen sagte, da der Begriff Pommerellen nicht genau 
paßt) deutsch, ein weiterer Teil kaschubisch. Das kulturell und 
wirtschaftlich furchtbar heruntergekommene Land brachte dann 
wiederum die zweite deutsche Herrschaft auf den glänzenden Vor- 
kriegsstand. 

Für die Einzelheiten muß auf das vom Verlage gut ausge- 
stattete und auch für weitere Kreise geeignete Werk selbst ver- 
wiesen werden. Die eindrucksvolle Aufklärungsschrift hat die An- 
ktindigung einer polnischen Gegenveröffentlichung veranlaßt, auf 
die man nun schon, 2 Jahre mit Spannung wartet.*) *,* 
Dr. Friedrich) Lorentz, Geschichte der Kaschuben. Berlin 1920. 
‘Reimar Hobbing. 172 S. mit einer Karte von Pommerellen, 

Der in Zoppot lebende Verfasser ist der beste Kenner des 
kleinen, jetzt noch rund 150 000 Scelen zählenden Völkchens der 
Kaschuben. Hauptsächlich hat er bisher auf sprachlichem Gebiete 
gearbeitet. Seine .,Gesch. der pomoranischen (kaschubischen) 
Sprache“ ist grundlegend. Wegen seiner unbestechlichen Sach- 
lichkeit und. Unparteilichkeit standen ihm auch stets die Spalten 
der Veröffentlichungen der polnischen gelehrten Gesellschaften 
offen. So gewinnt seine Stimme ein besonderes Gewicht, wenn 
er ein neues grundicgendes Werk über die .,Gesch. der Kaschuben “ 
vorlegt, das eine empfindliche Liicke schließt. Es ist allgemein 
verständlich gehalten, streng wissenschaftlich, doch ohne umfang- 
reichen wissenschaftlichen Apparat; nur für bestimmte Punkte 
sind längere Anmerkungen zur Begründung angefügt, jedoch 
ohne Quellenangaben. Für die neueste Zeit spricht der Verfasser 
hauptsächlich aus eigener Anschauung. 

Das Hauptergebnis ist das, daß die Kaschuben, dieser Zweig 
der Pomoranen, die einst zwischen Weichsel, Oder, Ostsee und 
Netze-Warthelinie wohnten, nie mit den Polen in wurzelfestem 
Zusammenhang gestanden haben, daß dagegen die Sprache durch 
den Einfluß der Kirche seit langem eine starke Einwirkung des 
Polnischen erfahren hat, so daß die südlichen Mundarten des 


*) Anm. des Herausgebers: Als Band IIL. der Roczniki Histo- 
Tyczne, Poznan (Posen) 1927 soeben erschienen. 
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Kaschubischen verpolt, die andern stark angenähert wurden. 
Wenn im Nordgebiet Anfangsbetonung eingetreten ist, so dürfte 
das wohl, ähnlich wie im Tschechichen, die Stärke des germa- 
nischen Einflusses zeigen. 


Bei der Unsicherheit der Abgrenzung der Kaschuben im 
Mittelalter ist es verständlich, daß Verfasser eine Geschichte ganz 
Ostpommerns, des geschichtlichen Pommerellens gibt (die jetzige 
Bezeichnung der Wojewodschaft, also auch der Landschaften 
rechts der Weichsel als Pomorze, Pommerellen ist ja geschichtlich 
ebenso falsch wie die Bezeichnung der polnisch gewordenen Teile 
der Prov. Posen als Großpolen). Vor- und Frühgeschichte, das 
Leben des Gebiets unter dem eignen F ürstenhause bis 1294, der 
wirtschaftliche Aufschwung zur Ordenszeit, besonders durch die 
allerdings schon im 12. Jahrhundert beginnende deutsche Be- 
siedlung, die dann besonders im 13., 14., 17. und 19. Jahrhundert 
fortgeführt wird, werden dargestellt. Zusammenhänge mit Polen 
entstehen immer nur durch polnische Bestrebungen, die übrigens 
schon unter Misico-Dagome, dem sogenannten Mieczvslaus oder 
Mieszko 1., beginnen, daue rn aber bis zum Zusammenbruch des 
Deutschordensstaates immer nur kurze Zeit. Dann folgt in der 
Zeit der polnischen Herrschaft die Verpolung des Adels, und die 
große Aufwühlung und Scheidung der Geister durch die Refor- 
mation wird entscheidend für die weiteren völkischen Schicksale, 
daß nämlich die protestantischen Gebiete deutsch bleiben oder 
sogar werden, die katholischen meist slawisiert werden. Die im 
wesentlichen rückläufige Bewegung in der polnischen Zeit, die 
aber das Deutschtum nur bis auf die Hälfte herabdrücken konnte, 
und dann der neue Aufschwung zu neupreußischer Zcit werden 
weiter vorgeführt; ein kurzer Abriß der ncupolnischen Zeit schließt 
das Werk, das, außer mit den erwähnten Anmerkungen, mit einem 
guten Personen- und Ortsverzeichnis und einer allerdings ziemlich 
knappe Angaben enthaltenden Karte verschen ist. 


Das Buch hat, ein Zeichen für die lebhafte Anteilnahme, die 
es erregt, schon eine Anzahl Besprechungen erfahren. Unter Be- 
rücksichtigung auch dieser seien nur einige Bemerkungen ver- 
stattet. Denen Keysers in den „Mitteilungen des Westpreuß. 
Geschichtsvereins‘ (1926, S. 17 ff.) wird man in der Hauptsache 
zustimmen können. Daß S. 88 bei dem Krieg Stephans gegen 
Danzig nur ein Druckfehler ın der Jahreszahl vorliegt, zeigen 
die Anmerkungen. Gern hätten auch wir auf Kosten der Sambo- 
ridenzeit etwas mehr über die preußische Zeit gehört, die ver- 
hältnısınäßig kurz abgemacht ist. Die wichtige Rolle der Posener 
Polen, die erst nach Norden und Süden, nach Westpreußen und 
Oberschlesien, den polnischen Nationalgedanken getragen haben. 
tritt scharf hervor. Einer polnischen Besprechung (Tymieniccki, 
Slavia Occidentalis V, 534—538), die von ihrem Standpunkt 
natürlich vieles anders sieht, doch manche beachtenswerte 
Gesichtspunkte hineinträgt, seien auch noch einige Worte ge- 
widmet: das deutsche Recht soll außer günstigen Folgen auch 
ungünstige gehabt haben, indem es die Ingerenz der staatlichen 
Faktoren in dem Verhältnis Herr und Bauer geschwächt habe. 
Dem können wir kein groBes Gewicht beimeseen, da die geschicht- 
liche Entwicklung bald den Adel, der hier Partei war, emportrug 
und das Königtum ausschaltete, so daß es weder seinen deutsch- 
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noch seinen polnischrechtlichen Bauern einen Schutz angedeihen 
lassen konnte. Und wenn darauf hingewiesen wird, daß die Knech- 
tung der Bauern nicht nur polnische Entwicklung gewesen sei, 
so ist doch zu sagen, daß gegenüber Ostdeutschland gewiß nur 
ein quantitativer Unterschied vorliegt, daß aber das Maß ın Polen 
besonders kraß ausgefallen ist. 


Unbescheidener als ein anderer Rezensent. der den ver- 
dienten Verfasser, der uns schon zwei grundlegende Werke ge- 
schenkt hat, nur noch um ein drittes, eine Volkskunde zu der 
vorhandenen Grammatik und Geschichte, angeht, füge ich noch 
zwei Bitten bzi. Nach seiner großen Sachkenntnis und Beschäftigung 
z. B. mit den Ortsnamen dürfte es für den Verfasser nicht schwer 
sein, zu den schon angeführten Spuren germanischen, besonders 
normannischen Einflusses, noch mehr aufzudecken; denn daß .dic 
Wikinger nicht nur für die Küsten Bedeutung gehabt haben, 
zeigt sich doch immer mehr. Und weiter wäre ces erfreulich, die 
Größe des deutschen Kultureinflusses einmal an einer Zusammen- 
stellung der ins Kaschubische übernommenen Lehnworte zu 
zeigen. Dr. R. St. 


Elisabeth Kloß, Das Bürgerbuch der Stadt Konitz von 1550 —1850- 
In den ,,Qucllen und Darstellungen zur Geschichte West- 
preußens.“ Herausgegeben vom Westpreußischen Geschichts- 
verein. Danzig, Kommissionsverlag der Danziger Verlags- 
Gesellschaft m. b. H. 1927. 110 S. 


Die neue Veröffentlichung umfaßt die beiden erhaltenen 
Bürgerbücher der bekanntlich torg Polen im Versailler Vertrage 
zugewiesenen Stadt. Das eine reicht von 1550, also kurz vor der 
Einverleibung WestpreuBens in den polnischen Staat durch dic 
Lubliner Union bis ans Ende der polnischen Zeit, das zweite aus 
der preußischen Zeit fügt dann zu den früheren Angaben der 
Namen, Herkunft und des Berufes noch ın echt preußischer Art 
genauer Registrierung Alter und Bekenntnis dazu. 


Im ersten Teil, also aus der Zeit der polnischen Herrschaft: 
ist lehrreich, daß das Buch vollkommen deutsch abgefaßt ist und 
daß auch der Bürgereid ausschließlich in deutscher Sprache ge- 
leistet wurde. Erst 1809, also in der preußischen Zeit, wurde, wohl 
mit Rücksicht auf einige polnisch sprechende, ın jenen Jahren zu- 
zichende Bürger, der Eid in deutscher und polnischer Sprache in 
das Bürgerbuch aufgenommen. Unter den Tausenden von Namen 
finden sich nur sehr wenig polnische, nur in 6 Fällen wird der betr. 
Handwerker ausdrücklich als „polnisch“ bezeichnet, und von den 
Leuten mit slawischen Namen sind wieder etliche nicht Polen ge- 
wesen, z. B. mehrere Juden tm 19. Jahrh., evang. Masuren aus Ost- 
preuBen (wie Szybvlla, Komossa, Konopacki), der Protestant 
Johann Manczewski aus Rügenwalde. Bei andern ist das Volks- 
tum nicht festzustellen, wie dem evang. Schneider Thomas Ka- 
czerowsky aus dem damals Tausende deutscher Bürger aufweisen- 
den Warschau, der 1791 das Bürgerrecht erwarb. Falls er selbst 
ein Pole gewesen sein sollte, ist kennzcichnend für das deutsche 
Gepräge der Stadt Konitz, daß sein Sohn Christian David heißt. 
ebenso, daß die Nachkommen eines Einwanderers v. J. 1744 „Oloft 
Dahlstrom" aus ‚„Valon“, also Falun in Schweden, lauter deutsche 
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‘Vornamen tragen, oder daß bei Andreas Marocki aus Rastenburg 
1714 vermerkt ist, er habe sich auch Dunkel genannt. 


Ebenso einheitlich wie in der polnischen Zeit das Volkstum 
von Konitz deutsch ist, ist das Bekenntnis lutherisch. Im 18. Jahrh. 
findet sich bei ganz wenigen der Vermerk ,,papstisch“ oder ‚ward 
aus Boßheit päpstisch“, und 1714 wird ein Adam Rick als der 
„dritte nunmehrige päpstische Bürger allhier“ bezeichnet. Von 
diesem heißt es außerdem: „Er ist von einem catholischen Vater 
gezeuget, nachhero aber die Römische Religion anzunehmen an- 
fänglich bedrohet, in den Bann getan u. zuletzt Ao. 1724 d. 30. Julü 
mit Gefängnis in Camin gezwungen worden“. Kurze Hinweise auf 
die damalige Bedrückungen (der Dissidenten, von denen auch die 
Ouellenveröffentlichungen von Pastor D. Wotschke in Heft 8 
dieser Zeitschrift und dem vorliegenden erschütternde Bilder 
malen, enthalten noch mehrere Vermerke, daß einzelne ‚aus 
Zwang päpstisch“ geworden scien (S. 50 ff.). Trotzdem blieb im 
ganzen Zeitraum der Protestantismus herrschend, da auch von 
1770 — t850 nur 125 kath. Neubürger gegenüber 625 evangelischen 
(neben 73 mosaischen) verzeichnet sind. In der Zeit der Zuge- 
hörigkeit zur Krone Polen bestand der Rat der Stadt ständig aus 
deutschen Protestanten. 

Kennzeichnend für das Zusammengehäörigkeitsgefühl mit Ost- 
preußen, das sich die Bewohner von Westpreußen auch in der pol- 
nischen Zeit bewahrt haben, ist die Tatsache, daß sich noch 1736 
der Bürgermeister und spätere Hofrat Isaac Gottfried Goedtke 
„Conicensis Borussus“ nennt, wie auch die Herkunftsorte, gleich- 
gültig ob in West- oder Ostpreußen gelegen, bis zur selben Zeit 
nur „in Preußen“ benannt werden. Die meisten Neubürger kamen 
aus Westpreußen und Pommern. Für das damalige Hin- und 
Herfluten der alten deutschen Bürger innerhalb des gesamten 
deutschen Sprachgebiets, sowohl des geschlossenen wie des östlichen 
Sprachinselgebiets, finden sich viele Belege, z. B. Zuwanderung 
aus Preßburg, Mähren, Warschau, Riga, Abwanderung ebensoweit. 


Aus den Bemerkungen fallen knulturgeschichtliche Streif- 
lichter auf die Zeit, z. B. über die Latinisierung von deutschen 
Namen besonders unter den Studierten (aber auch 1583 ,,Asmus 
Cams, Rifschleger“ und 1718 der Kürschner „Augustinus Ur- 
sinus, alias Bahr“), die unglaubliche Willkür der Namenschreibung 
(r596 Firchow, Vircho, 1769 Hehntke, bei Tod Heincke, weitere 
3eisp. s. Pers.- u. Ortsverz.). Eine Reihe Namen zeigt den derben 
Humor und die Spottlust der alten deutschen Bürger (so 1565 
Marten Fresser, 1581 Hans Hafenicht, 1584 Frantz, Arbcitsmann, 
.‚sonsten Doctor genannt‘‘, weitere S. 25, 31, 39.). In der preußı- 
schen Zeit nach 1772 wuchs in der einstigen Tuchmacherstadt 
dann, sehr bezeichnend, besonders die Zahl der vorher gering ver- 
tretenen Kaufleute, Schuster und Schneider. Bei vielen Bürger- 
namen findet sich die Bemerkung: „Lief weg“, was die Richtigkeit 
der neuerdings ausgesprochenen Warnungen vor Überschätzung 
der Zahl der von den preußischen Herrschern herangeholten 
Siedler bestätigt. Die Unsicherheit in alter Zeit beleuchtet blitz- 
artig der Vermerk: „Ward von d. polnischen Soldaten Ao. 1705 
erschossen in dem Danziger Thor‘. Einige Hinweise („Scholarcha‘, 
„Rektor der Stadtschule'‘ pp.) sprechen dafür, daB die deutschen 
Bürger ihr Schulwesen nicht vernachlässigt haben. 
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Die wichtigsten Einblicke, die sich für die Entwicklung der 
Stadt ergeben, stellt die Verfasserin in einer wertvollen Einleitung 
zusammen. Ein gutes Personen- und Ortsverzeichnis schließt das 
Buch ab. Lattermann. 


Walter Kuhn. Aus dem Ostschlesischen Zunftleben. Gott segne 
ein ehrbar Handwerk! Ein Bild des Zunftlebens der alten Zeit 
in Bielitz-Biala. Posen 1926. Verlag der Historischen Gesell- 
schaft für Posen, VI und tog S. mit ı4 Abb. 

‚Im Zusammenhang mit der im vorliegenden Heft erschei- 
nenden Arbeit des jungen, begabten .und fleißigen Verfassers über 
die innere Entwicklung von Bielitz im Mittelalter darf auch auf 
diese etwas ältere hingewiesen werden, die eine Ergänzung bietet, 
indem sie mehr auf das innere Leben der Zünfte eingeht und ein 
anschauliches Bild von diesen zeichnet, die einstmals die ge- 
sebene. Lebenseinheit für den Handwerker in der Zeit der stän- 
dischen Gliederung ‘waren. Wir erfahren kurz die Geschichte der 
deutschen Sprachinsel um Bielitz, die einst viel größer war und 
bis Krakau reichte, lernen dic soziale Einstellung des Zunftwesens 
gegenüber dem unpersönlichen neuzeitlichen Gewerbebetrieb 
kennen, den äußeren Aufbau der Zunft, einer Einrichtung, die 
Polen ebenso wie das gesamte Städtewesen im westlichen Sinne 
erst den Deutschen verdankt, verfolgen das Leben eines Hand- 
werkers von der Lehrzeit über die Gesellen- und Wanderzeit bis 
zur Meisterwürde mit all seinen alten, eigentümlichen Sitten und 
Gebräuchen und hören allerlei über das gesellige Leben, die Ge- 
sellenbrüderschaften und Meisterziinfte. 

Besonders wichtig ist der Absatz 11 „Sprachinsel und deut- 
sches Mutterland; Deutsche und Polen“. Wir erfahren, welch 
enger Zusammenhang zwischen den gesamten Sprachinselstädten 
des Ostens einerseits bis nach der Moldau, Siebenbürgen, Ungarn 
und ganz Polen hinein und andererseits mit dem Mutterland be- 
stand, wie man damals noch nicht den engherzigen Standpunkt 
des Durchschnittsreichsdeutschen nach 1870, dem ein deutscher 
Wolhynier einfach ein ‚„ Russe“ war, kannte, wie besonders Schle- 
sien, das ja auch für unsere Gegend überragende Bedeutung gehabt 
hat, immer wieder frisches deutsches Blut lieferte. Bielitz war 
immer eine deutsche Stadt, und ihre berühmte Tuchmacherinnung 
hielt sich dadurch auf der Höhe, daß sie nur Deutsche aufnahm, 
während nach dem Urteil des polnischen Professors Ptasnik andere 
Städte und Zünfte mit ihrer Polonisierung zugleich ihren Nieder- 
gang und Verfall erlebten. Noch um 1790 verdeutschte auf ganz 
natürlichem Wege der Zuzug deutscher Meister auch die Zunft 
in Biala, die nun einen reißenden Aufschwung nahm, bis dann 
nach 1820 die Maschinenkultur den Rückschlag brachte. In der 
Zeit machte aber das Deutschtum dem polnischen Volk noch 
einmal zu den vielen früheren ein unersetzliches Geschenk da- 
durch, daß es ihm durch seine Söhne auch tief in KongreBpolen 
eine eigene Landesindustrie aufbaute. 

Lehrreich zu lesen sind die alten Preise, schönen Sprüche, 
Berichte über die Mäßigkeitsbestrebungen, die schon in alter Zeit 
gegen den Alkoholmißbrauch zu verzeichnen sind, über die 15 bis 
ı7-stündige Arbeitszeit, die einstmals herrschte, als der Mensch 
noch sein Leben nach dem Sonnenlichte einrichtete und noch 
nicht ein so verkehrt lebendes Nachtwesen war wie heutzutage. 
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Eine gute Ausstattung auch an Bildern und seine allgemein- 
verständliche Schreibweise (indem z. B. die Schreibung alter Ur- 
kunden neuzeitlicher gestaltet und die Sinnerfassung durch Sperr- 
druck der Hauptsache vereinfacht worden ist) lassen das Buch 
auch als Geschenkwerk geeignet erscheinen. Lattermann. 


Der ostdeutsche Volksboden. Aufsätze zu den Fragen des Ostens. 

Erweiterte Ausgabe. Herausgegeben von Geh. Reg.-Rat 

Dr. Wilhelm Volz, o. Professor der Universität Leipzig. Verlag 

Ferdinand Hirt in Breslau. 1926. (388 S. 8° Geb. g RM). 

Mit diesem Buche zeigen wir eine der wichtigsten Erschei- 
nungen der letzten Zeit an, ein Sammelwerk, das 21 Aufsätze ver- 
schiedener Verfasser enthält, die durchweg hervorragende Fach- 
leute auf ihrem Gebict sind. Die Beiträge ergänzen sich im allge- 
ıneinen gut, so daß ein ziemlich geschlossenes Bild entsteht. 

Nachdem in der Einleitung der Herausgeber über die Grund- 
begriffe kurz gehandelt, besonders darauf hingewiesen hat, daß die 
Probleme im Osten ganz anders sind als im Westen, daß hier dic 
Sprachgrenze nicht zugleich Volksgrenze ıst, daß hier nicht die 
Rasse über das Volkstum entscheidet, sondern der Wille und das 
Volksbewußtsein, kommt er zu der Deutung: ‚Der ostdeutsche 
Volksboden umfaßt die randlichen Mischvölker deutschen Volks- 
tums“. Hier sind also ähnliche Gedankengänge zu spüren wie in 
M. H. Boehins Schriften und M. Lauberts ‚Nationalität und Volks- 
wille im preußischen Osten". 

Da es kaum angeht, auf alle verschiedenen Beiträge einzeln 
einzugehen, ein Mensch auf allen Gebieten (Volks- und Rassen- 
kunde. Geschichte mit Vor- und Frühgeschichte, Siedlungsaco- 
graphic, Sprachwissenschaft, Volkswirtschaft u. s. w.) auch nicht 
gleich bewandert sein kann, seien hier hauptsächlich einige weniger 
bekannte oder neuere Ergebnisse dieser Wissenschaften angeführt 
und cinige kritische Bemerkungen daran geknüpft. Aus der Vor- 
geschichte (H. Seger-Breslau) interessiert besonders die Tatsache 
der wiederholten Vorstöße nordrassischer Stämme nach dem be- 
handelten Gebiet. Bedenkt man, daß seit der Mitte des 3. Jahr- 
tausends vor bis ins 18. Jahrh. n. Chr. Geb. immer wieder Nordvölkcı 
das Gebiet überflutet haben, so ergibt sich ein gewaltiger Rahmen. 
in den die neuerdings wieder stark an Anhang gewinnende An- 
schauung, die Gründung des alten polnischen Staates sei durch 
Normannen erfolgt, vorzüglich hineinpaßt (vgl. meinen Aufs. „Der 
germanische Ursprung Polens“ ın den „Deutschen Blättern ın 
Polen‘, Januar 1926). 

Die erste frühgeschichtliche Überflutung war bekanntlich die 
durch die ostgerm. Stämme. Wenn wir hören, daß noch aus der 
1. Hälfte des 6. Jahrh. n. Chr. einzelne germ. Funde in fast jeder 
Provinz bezeugt sind, daß also die Germanen nicht restlos ım 2. 
u. 3. Jahrh. ausgewandert scin können, daß andrerseits z. B. an 
der unteren Weichsel selbst im 7. u. 8. Jahrh. archäologisch noch 
keine slawische Kultur nachzuweisen ist, sondern Funde erst aus 
dem 10.—12. Jahrh. vorliegen (La Baume-Danzig), ergibt sich die 
Frage, ob wir über dieses ı. Jahrtausend n. Chr. nicht teilweise 
vollkommen falsche Anschauungen haben. Mehrfach wird erwähnt. 
daß Teile der Germanen zurückgeblieben scin müssen. Wenn nun 
drei Qucllen für die Beantwortung der Frage nach dem Volkstum 
der früheren Bewohner angegeben werden, nämlich 1. schriftliche, 
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2. Fluß-, Orts- und Ländernamen, 3. Bodenfunde, so muß man sehr 
bedauern, daß von deutscher Seite von den in Frage kommenden 
Wissenschaften am weitesten die Sprachwissenschaft noch in ver- 
alteten Vorurteilen befangen ist, und für das ganze Gebiet den ver- 
schiedenen, teilweise höchst tendenziösen Werken von slawischer 
Seite noch nichts Durchschlagendes und Umfassendes entgegen- 
zusetzen hat, wie auch von Kötzschke (S. 175) bedauert wird. 
Während an vielen Stellen des Buches entschlossen falsche Vor- 
urteile über Bord geworfen werden, vermisse ich stark den Ge- 
sichtspunkt des Zweifels, ob denn auch viele gewohnheitsmäßig 
für slawisch gehaltenen Namen dies wirklich sind. Ein aufrütteln- 
der Versuch, dieses Vorurteil zu berichtigen, Otto Hausers Buch 


- „Die Germanen in Europa‘, ist leider fast unbeachtet geblieben. 


So kommen wir auch in der Klärung der Anschauungen über die 


. Zeit nicht recht vorwärts. Analogten mit den andern germ. Eroberer- 
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stämmen der Völkerwanderungszeit zeigen uns doch, daß z. B. in 
Frankreich, Italien, Spanien die germ. Namen, nachdem die Er- 
oberer allmählich die Sprache der Unterworfenen angenommen 
haben, sich aber rassisch immer noch als etwas Besonderes, die 
Herren-, Oberschicht fühlen, diese Namen allmählich umgemodelt 
werden, daB aber der germ.. Kern immer noch deutlich erkennbar 
ist. Ganz dieselbe Erscheinung haben wir im behandelten Gebiet 
östlich der Elbe, wo eine Zusammenarbeit von Germanisten und 
Slavisten ‘zu dem gleichen Ergebnis kommen würde, wenn man 
endlich von der falschen Voraussetzung ließe, dort alles aufs Sla- 
wische zurückführen zu wollen, selbst wenn man die furchtbarsten 
Verdrehunger machen muß, um überhaupt einen slawischen Sinn 
hineinzupressen, während sich germanische Deutungen vielfach 
ganz zwanglos ergeben. Der Grundfehler ist der, immer nur ein 
einheitliches Volk anzunehmen, während uns doch die Geschichte 
der Zeit dauernde Überflutungen durch fremdvölkische Eroberer 
zeigt. 

Es müßte auch. möglich sein, genauere Ergebnisse über diese 
Fragen aus den topographischen Namen zu gewinnen, einem Ge- 
biet, das z. B. für die Gegend der abgetretenen Gebiete leider auch 
gegenüber slawischen Bemühungen, z. B. Kozierowski, bisher von 
deutscher Seite fast unbeackert gelassen wird. Welche über- 
raschenden Ergebnisse aber dabei zu erzielen sind, beweisen zwei 
deutschböhmische Forscher, Gierach und Schwarz, die aus sprach- 
lichen Kriterien den Nachweis geführt haben, daß an verschiedenen 
Stellen ihrer Heimat ununterbrochen Germanen gesessen haben 
müssen. Wenn jedoch ersterer diese Tatsachen selbst gegenüber 
dem Brünner Historiker Bretholz, der sie stark unterstreicht, für 
nicht so entscheidend hält und in der Hauptsache die jetzt dort 
vorhandenen Deutschen auf die mittelalterliche Siedlung zurück- 
führt, so scheint seine Begründung, daß dort verschiedene Mund- 
arten herrschen doch anfechtbar. Auch das Germanische war einst 
eine ziemlich einheitliche Sprache und hat sich erst differenziert, 
wie auch R. Much im gleichen Buch betont. Wie wollen wir wissen, 
wie sich das Ostgermanische in so langer Zeit entwickelt hätte? 
Verdächtig ist doch die Erhaltung des im Gotischen noch bezeugten 


- Duals in einer Deutschböhm. Mundart. Auf dem Boden von Bret- 


holz’ Urgermanenanschauung stehen zwei Aufsätze (Dopsch-Wien, 


_ Holtzmann-Halle), die eine überraschende Fülle von Belegen dafür 


beibringen, daß es auch in Zeiten, die wir bisher als ‚„slawisch‘‘ an- 
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zusehen gewohnt waren, dort Deutsche gegeben hat. Bei starker 
Eigenvermehrung, wie sie auch für die ostdeutsche Bevölkerung an 
andrer Stelle nachgewiesen wird (Kötzschke), wird das dortige 
Deutschtum großenteils schon seine Abstammung bis vor die mittel- 
alterliche Ostsiedlung zurückführen können. 


Gleichgültig, ob man nun der Bretholzschen Anschauung 
huldigt oder der seiner Gegner, müssen wir gegenüber weitver- 
breiteten falschen Anschauungen das festhalten, daß die von Slawen, 
meiner Überzeugung nach durch Unterwanderung der auch nicht 
sehr zahlreichen sitzengebliebenen germanischen Herren, besetzten 
Gebiete nur schmale Streifen freien Landes waren und daß erst die 
Deutschen die diesen gegenüber schr viel größeren Strecken der Wild- 
nis abgewonnen haben. Diese KulturgroBtat ersten Ranges gibt allein 
schon ein unverjährbares Heimatrecht. Außerdem ist in vielen 
Gebieten die Zeit der dünnen slaw. Siedlung gegenüber der unver- 
hältnismäßig viellängeren german. nur einc kurze Episode geblieben. 


In der Frage der Herkunft der Slawen wird in einem eindrucks- 
vollen Aufsatz (Vasmer-Berlin) aus der Pflanzengeographie, Lehn- 
wort- und Ortsnamenforschung nachgewiesen, daß die Gegend um 
den Pripet und mittleren Dnjepr ihre ‘Urheimat gewesen sein muß. 
Dabei wird auch richtig die starke kulturelle Beeinflussung durch 
Germanen nachgewiesen, die zeitweise die Herren der Slawen ge- 
wesen sein müssen, wie auch poln. Forscher (z. B. Vasmers Vor- 
gänger auf dem Lehrstuhl der Slavistik ın Berlin, Aleksander Brück- 
ner) zugeben. Diese häufig überschene Tatsache, die schon kurz 
gestreift worden war, daß eine fremde Erobererschicht sich über 
ein Volk gelegt haben kann. wird an einigen Stellen erfreulicher- 
weise in dem Buch berücksichtigt (S. 206, 345). Wenn in der Ge- 
sellschaftsverfassung der Slawen sich in den oberen Schichten ger- 
manischer Einfluß zeigt (S. 156), so ist das auch ein Fingerzeig, daß 
nicht nur eine germ. Beimischung in diesen Schichten vorhanden 
gewesen sein wird, sondern ein germ. Kern, vielleicht teilweise 
sprachlich slawisiert (oder zu Altpreußen geworden, vgl. S. 272), dann 
vielleicht durch neue germanische Erobererwellen bekriegt, verdrängt 
oder verstärkt, wobei richtig auf die bisher von deutscher Seite viel 
zu wenig untersuchten nordgerm.-wikingischen Einflüsse hingewiesen 
(S. 157, 276) und auch Polen erwähnt wird. Herren, Fürsten der 
Slawen brauchen, das ist auch solch mitgeschlepptes Vorurteil, 
selbst durchaus keine Slawen gewesen zu sein, wie Samo, Rurik 
usw. zeigen. Für die poln. Geschichte lchrreich ist, daß der Böhmen- 
herzog Boleslaw, der durch scine Tochter Dubrava Verwandter des 
ersten Königs von Polen wurde, bei der feierlichen Inthronisation 
des ersten Bischofs von Prag i. J. 976 sich nach der Nachritht des 
tschech. Chronisten Cosmas mitsamt seinen Großen bei der Liturgic 
deutscher Worte bedient hat (S. 43). Auch für Mecklenburg sind 
in dem als slawisch angenommenen, richtiger wohl slawisierten und 
dann zurückgermanisierten Herrscherhaus doch germanische 
Namen bezeugt. Betr. dieses Landes scheint die Slavomanie be- 
sonders fest zu sitzen, wie in dem besprochenen Buche S. 183 zeigt 
(vgl. auch Heft 8 vorliegender Zeitschr. S. 134/5). Ebenso ıst 
schade, daß der nächste Aufsatz (Witte-Neustrelitz), der sich ver- 
dienterweise mit den Bevölkerungsresten beschäftigt, nur die Frage 
der slawischen Reste unter den Deutschen, nicht die der germani- 
schen unter den Slawen untersucht. 
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Gegenüber falschen slawischen Behauptungen ist hier und fiir 
andre Gebiete (für Preußen S. 236) wichtig festzuhalten, daß von 
einer planmäßigen Ausrottung der Wenden nicht die Rede sein 
kann, ebensowenig von massenhafter Vertreibung (vgl. Anm. 
S. 251 nach Werk des Russen Jegorow). 

An dem Aufsatz über den Rückstoß in die verloren gegangenen 
Germanenlande im Osten, ‚Die deutsche Wiederbesiedlung der 
ostelbischen Lande‘‘ (R. Kötzschke-Leipzig) ist u. a. bemerkenswert, 
daß darin mit veralteten Anschauungen über die Siedlungsformen, 
die sich noch in manchen Lehrbüchern fortschleppen, aufgeräumt 
wird; so ist z. B. der vielfach als slawisch angesehene Rundling 
nach Vorbild deutscher Wehrbauten entstanden. Mit Recht wird 
auch betont, daß die wirkliche Stadt, die Stadt im Rechtssinn, im 
bezeichneten Gebiet eine deutsche Errungenschaft ist. Bei der An- 
gabe der Verbreitung der deutschen Städte hätte vielleicht auch 
über das eigentliche Großpolen hinaus (S. 177) noch die Masau, 
Masovien angegeben werden können, z. B. Warschau. 

Über die Masuren in Preußen handelt H. Gollub-Königsberg. 
Dieser kleine Stamm, der sich den ‚‚Erlösungs‘“ wünschen der Polen 
gegenüber durchaus ablehnend verhält, hat einst schon im Gegen- 
satz zu den Altpreußen dem Orden die Treue gegen die eignen 
Sprachverwandten gehalten, ist dann durch die Reformation scharf 
von den Masauern im polnischen Staat abgetrennt worden und hat 
ein preußisches Vaterlandsgeftihl und seine besondere Eigenart 
entwickelt, die man deutsche Kultur im slawischen Gewande nennen 
könnte. Der Stamm geht jetzt immer mehr rasch im Deutschtum 
auf. 

Einige Westpreußen betreffende Aufsätze (Keyser-Danzig, 
Lorentz-Zoppot, Laubert-Breslau) enthalten ähnliche Gedanken- 
gange wie andere in diesem Heft besprochene Werke. Ernsteste 
Gegenwartsbedeutung haben die beiden letzten Aufsätze über die 
ostdeutsche Agrarverfassung und ihre Beziehungen zum Nationali- 
tätenproblem der Gegenwart (Aubin-Halle) und über innere Kolo- 
nisation (Graf Baudissin-Berlin). Insgesamt berührt das Buch 
eine große Menge Fragen und gibt zahlreiche Anregungen, so daß 
es ernsteste Beachtung verdient. Dr. R. St. 


Max Hildebert Boehm. Die deutschen Grenzlande. Berlin, Reimar 
Hobbing 1925. 6 Karten, 48 Abbildg., 294 S. 

Im Gegensatz zu seinem schwerer gehaltenen Buch ist dieses 
Werk des um die Klärung der gärenden politischen Begriffe und 
Besinnung über die Fragen Volkstum und Staat verdienten 
Dr. Boehm für weitere Kreise bestimmt. Während die außerordent- 
lich wichtigen Einleitungs- und Schlußabschnitte in seine poli- 
tischen Gedankengänge einführen, die hier für eine wissenschaft- 
liche Zeitschrift weniger in Frage kommen, geben die gesamten 
dazwischenliegenden — und das geht uns vom geschichtlichen 
Standpunkt an — einen vorzüglichen Überblick über die Schick- 
sale der einzelnen Grenzlande, der abgetretenen und der bedrohten, 
und über das mitteleuropäische Vorfeld des deutschen Volkstums. 
Da die bis jetzt gültigen Hauptentscheidungen auf allen Gebieten 
bis zum Erscheinen des Buches gefallen waren, ist es auch heute 
nicht veraltet. 

Gegenüber der Anschauung, daß die Massenauswanderung 
der Deutschen aus den an Polen gefallenen Gebieten hauptsächlich 
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auf ein seelisches Versagen der durch die Fürsorge des preußischen ' 


Staates verwöhnten Bevölkerung zurückzuführen sei, müssen wir 
doch stark auf eine offenherzige Stelle des damals einflußreichsten 
Posener Blattes, des ,,Kurjer Poznański“, hinweisen, der schrieb: 
„Wo waren wir (d. h. die Polen) heute angelangt, wenn nicht die 
Bevölkerung eine entschiedene Haltung eingenommen hätte! Went 
nicht der Widerstand der Bevölkerung gewesen wäre, dann wären 
nicht nur alle Deutschen hier geblieben, sondern die deutsche Re- 
gierung könnte auch noch planmäßig die Politik der Ansiedlung 
von Deutschen in Polen fortführen.‘ Also der polnische Druck 
war die Hauptursache. Und so wird man vielleicht in manchem 
andrer Meinung sein als der Verfasser, jedoch das Buch als eine 
geradezu vorzügliche Einführung in den schwierigen, verwickelten 
Fragenknäuel ansehen und schätzen, die außerdem den Vorzug 
hat, flüssig, warm, nicht trocken gelehrt geschrieben zu sein und 
eine ganze Reihe prächtiger AbbHdungen zu besitzen. —X— 


Dr. Gottfried Fittbogen. Wie lerne ich die Grenz- und Ausland- . 


deutschen kennen? Einführung in die Literatur über die 
Grenz- und Auslanddeutschen. München und Berlin 1927. 
Verlag von R. Oldenbourg. Zweite, vollstandig umgearé 
beitete Auflage. XII u. 83 S. 


Schon 1913 hat der um die völkische Aufklärungsarbeit in 
Fragen des Auslanddeutschtums verdiente Verfasser bei Teubner 
eine Schrift „Das Deutschtum im Ausland in unsern Schulen‘ 
herausgegeben, das damals, als die meisten Reichsdeutschen noch 
nicht die Wichtigkeit dieser Frage erkannten, nicht genügend be- 
achtet wurde. Um so stärker wirkte dann seine für die breitere 


Öffentlichkeit bestimmte Arbeit „Was jeder Deutsche vom Grenz- - 


und Auslanddeutschtum wissen muß“, die rasch verschiedene Auf- 
lagen erlebte. Hier folgt nun eine außerordentlich nützliche Zu- 
sammenstellung das für eine wissenschaftliche Bearbeitung des 
Themas in Frage kommenden Schrifttums. Restlose Vollständig- 
keit ist nicht vorhanden, auch gar nicht beabsichtigt. Auch für 
das Deutschtum in Polen finden sich die wichtigsten Arbeiten ver- 
zeichnet, die Mehrzahl von der Historischen Gesellschaft in Posen 


herausgegeben. Das Heft leistet zur ersten Zusammenstellung des ' 


Stoffs über irgend ein Gebiet ausgezeichnete Dienste, berücksichtigt 
aber leider das polnische Schrifttum nicht. . Lattermann. 


Verantwortlich als Herausgeber: Dr. Alfred Lattermann, Posen - Poznań, Waly Jagielly 2 
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Im Verlage der Historischen Gesellschaft erscheinen: 


. Deutsche Blatter 
in Polen 


begriindet von Dr Hermann Rauschning; seit dem 4. Jahrg., 

Kalenderjahr 1927, herausgegeben von Dr. Paul Zöckler. 

Bezugsbedingungen: vom 1. 1.27 an vierteljährlich 4.80 zł, 

. zuzüglich Porto. — Einzelheft 2,— zł (einschl. Porto). 

In Deutschland u. im übrigen Ausland: Viertelj. 3.80 RM., 
bezw. den Gegenwert. 


Wir verweisen besonders auf folgende Sonderhefte: 
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Standischer Aufbau. 
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2. Schriftenreihe Polen: 


Ernst Meyer: Der Polnische Staat, seine Verwal- 
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COPPERNICUS | 
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Aus seinen Werken und Briefen. Preis 3,— zt. 


Sämtliche Veröffentlichungen sind zu 
beziehen durch die Historische Gesell- 
schaft für Posen, Poznan, Zwierzyniecka 1 
sowie durch die Buchhandlungen. / 


Im Verlage der Deutschen Bücherei ist erschienen: 


Ein Kränzelein. 


Spiel und Lied deutscher Kinder in Polen, gesammelt 
von Pfarrer Just - Sienno, mit 22 Scherenschnitten 
von Elisabeth Fischer aus Waldau. Das Büchlein enthält 
Kinderlieder und Abzählreime, die im Kirchspiel Sienno 
noch jetzt gesungen werden und von Pfarrer Just 
aufgezeichnet wurden. Die reizenden Scherenschnitte 
und der billige Preis des Büchleins, 1,80 zł, tragen 
hoffentlich dazu bei, dem Büchlein in weitesten Kreisen 
zur Verbreitung zu helfen. 
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Beziehungen zwischen ältester Besiedlung, 
Pflanzenverbreitung und Böden 


in Ostdeutschland und Polen. 
(Mit 4 Karten.) 
Von Dr. Walther Maas. 


Der erste, der Beziehungen der‘ obengenannten Art festgestellt 
hat, war Gradmann. Bereits 1901 wies er nach, daß die Gebiete | 
der neolithischen Besiedlung weitgehendst zusammenfallen mit dem 
Auftreten der sogenannten ,,pontischen Flora‘. Seine Arbeiten 
bezogen sich aber hauptsächlich auf Süddeutschland, wenn er auch 
in späteren Schriften die Forschungen anderer über andere Gebiete 
bis Norwegen hin .berücksichtigte. Für Schlesien hat in den letzten ' 
Jahren Schalow allerlei beigebracht. Im nachstehenden soll 
versucht werden, weiteres Material zu diesen Fragen aus den deutsch- 
polnischen Grenzgebieten herbeizutragen. 

In meiner Arbeit „Die Entstehung der En Kulturland- 
schaft“ hatte ich S. 7 gesagt „der beste Boden ist also zuerst be- 
siedelt worden“. ‚Zuerst‘ soll sich auf das Neolithikum beziehen, 
denn im Paläolithikum ist mit einer Dauerbesiedlung in Posen wohl 
kaum zu rechnen. Penck sagte bereits 1887 „die erste Ansiedlung 
erfolgte nicht auf dem fruchtbarsten Boden, sondern auf dem wald- 
freiesten‘“. Nun ist das fruchtbarste und schon früh stark besiedelte 
Gebiet Posens das Schwarzerdegebiet Kujawiens, dies aber war 
waldfrei! Somit besteht hier kein Dilemma. Hier wollen wir noch 
gleich eine andere kleine Frage erledigen. Meine im Mannus und itn 
Przegląd Archeologiczny veröffentlichten Karten der vorgeschicht- 
lichen Besiedlung Posens zeigen eine perlschnurartige Aufreihung 
von neolithischen Fundplätzen an den Flüssen. Hier fand der 
Neolithiker Wasser und Fische, hier war der Verkehr ein leichter, 
denn sein Hauptfeind, der Wald, fehlte. Gegen eine solche An- 
schauung sind Zweifel geäußert worden. Gradmann schreibt 
(Geographische Zeitschrift 1901, 363): „Die Tatsache, daß die Natur- 
flüsse häufig ihr Bett wechselten, steht mit der viel verbreiteten 
Anschauung, als ob gerade die Sohlen der Stromtäler in alter Zeit 
eine besonders günstige Stätte für Wanderung und Ansiedlung 
geboten hätten, in unvereinbarem Widerspruch.‘ In den Strom- 
auen wohnten die Neolithiker auch nicht, sondern auf den Terassen 
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bzw. auf den diesen aufgesetzten Dünen. Auch sind, wie ein Blick 
auf meine Karten lehrt, die schmalen tiefeingeschnittenen Quer- 
täler bevorzugt vor den breiten „Urstromtälern“. Hier nämlich 
war die Möglichkeit der Flußlaufveränderung weniger groß. Waren 
die sogenannten ,,FluBkampen‘ waldfrei? Man nimmt es allgemein 
an, doch berichtet Scholz (Schriften Naturf. Ges. Danzig 1905), 
daß erst die Weichselstrombauverwaltung den Laubwald, der vor- 
her die Kämpen bedeckte, in Grasland verwandelt habe. Ähnliches 
berichte Hausrath S. 28 vom Rhein und G. Beck von 
Mannagetta in seiner Flora Nieder-Österreichs (Wien 1890) 
von der Donau und ihren Nebenflüssen. Man wird die kongreß- 
polnische Weichsel als Naturfluß ansprechen müssen. Die Kämpen 
gegenüber Wyszogród zeigen spärlichen Baumwuchs und sonst 
Grasbewachsung, wie eine Abbildung in W. Swi atkowski 
„Płockie i poludniowa Lubelszczyzna. Trzecia wycieczka po kraju‘“. 
Warschau 1927, S. 14 zeigt. So werden sie auch schon zu neoli- 
thischer Zeit ausgesehen haben, und gerade dadurch vom damaligen 
Bewohner unserer Lander bevorzugt worden sein. 

DaB die Beschreibung des Tacitus, ganz Germanien sei von 
Wäldern erfüllt, übertrieben ist, darüber sind sich heute alle einig. 
Einig ist man sich natürlich auch darüber, daß, falls der Mensch 
nicht seit tausend und mehr Jahren in Deutschland gerodet hätte 
und dauernd Land offen erhielte, das zur Bewaldung geeignet ist, 
daß dann die Waldbedeckung größer sein würde, als sie heute ist. 
Nur über das Maß der dann vorhandenen Bewaldung ist man im 
Streite. Hoops war der Meinung daß auch ohne Zutun des 
Menschen die heutigen Vegetationsformen im wesentlichen be- 
stehen würden. Demgegenüber hat Gradmann die Ansicht 
geäußert, daß ohne die Tätigkeit des Menschen, fast ganz Deutsch- 
land Wald sein würde. Er läßt nur folgende Gebiete waldfrei: die 
zeitweilig überfluteten Marschen der Nordseeküste, den äußersten 
Küstenstreifen überhaupt, Salzgebiete, Hochmoore, Steilhänge, die 
oberhalb der Baumgrenze liegenden Flächen und schließlich Teile 
der heutigen Heiden (in der westdeutschen und wissenschaftlichen 
Bedeutung dieses Wortes). Man wird die Schwarzerdegebiete zu- 
mindest z. T. hinzufügen können. 

Die Bewaldung eines Landes ist eine Funktion (der Lage und) 
des Klimas. Ein trockneres Klima würde eine geringere Bewaldung 
bedingen, weite sonst vom Walde eingenommene Flächen würden 
Heiden, ja sagen wir es ruhig gleich hier, würden Steppen sein. 
Z. T. allerdings wird die Pradisposition als Steppengebiet durch die 
Bodenart gegeben. Doch darüber später. Hat es nun ein mehr 
waldfeindliches Klima gegeben, dann würden in Norddeutschland 
vor allem die großen diluvialen Stromterassen, besonders die Nie- 
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derungen der Elbe, Saale usw., der Ostrand des Harzes, die Muschel- 
kalkberge Niedersachsens (vergl. die Arbeiten von D e p p e) sich 
in Steppen verwandelt haben. 

Ist der waldfreie Raum größer, so ist der Siedlungsraum größer. 
Ist aber einmal ein Gebiet vom Menschen eingenommen, so wird es 
auch bei einem dem Walde günstigeren Klima waldfrei bleiben 
wegen des Weidebetriebes und überhaupt wegen der Kultur. So 
betonte Gradmann schon 1901 (Geogr. Zeitschr. 1901, 376). 
Die spätere Forschung hat diese Ansichten wesentlich stärken 
können. 

Nur war damals zweifelhaft, ob seit dem Ende der Eiszeit 
überhaupt Klimaschwankungen vorgekommen sind. Man hatte 
angenommen, daß seit der letzten Eiszeit das Klima kontinuierlich 
wärmer geworden sei. Mittlerweile ist in Skandinavien der Beweis 
erbracht worden, daß dem keineswegs so war, sondern daß die 
Klimaentwicklung eine gebrochene Kurve darstellt, daß es ein 
Klimaoptimum gegeben hat und daß dann das Klima sich wieder 
verschlechtert hat, um allmählich zum heutigen zu werden. In- 
zwischen ist auch für Deutschland dieser Beweis erbracht worden. 
Es geschah in dem Buche von Gams und Nordhagen 
„Postglaziale Klimaveränderungen und Erdkrustenbewegungen in 
Mitteleuropa“. Landeskundliche Forschungen herausgegeb. v. d. 
Geogr. Ges. München, Heft 25, München 1923. Nach dem heutigen 
Stande der Wissenschaft wird man folgende Tabelle (Siehe S. 8) 
der Klimaentwicklung seit dem Ende der letzten Eiszeit geben 
können: (Nach Gams und Nordhagen, in eckigen Klammern 
nach Gradmann, Geogr. Zeitschr. 1924, 262). 

Wann aber war diese ‚„Steppenzeit‘‘, dies Klimaoptimum? 
„Die neuesten Untersuchungen in Norwegen sprechen sehr zu 
Gunsten der schwedisch-dänischen Auffassung, dal die postglaziale 
Wärmezeit mit ihrer südlichen Moluskenfauna die ganze Bronze- 

ezeit hindurch gedauert hat und daß die Klimaverschlechterung 
erst an deren Ende eingetreten ist, der genaue Zeitpunkt ist schwer 
festzustellen‘ (Gams S. 234). Nach Jessen 1916 und Jo- 
hanssen und Lynge 1916 war gegen Ende der Steinzeit und 
in der Bronzezeit das Klima in Dänemark sehr trocken (Gams 
S. 243, 245). In der subborealen Zeit sinkt überall der Grundwasser- 
spiegel (8. 296). Auf der Alb hält sich die Besiedlung während der 
Bronzezeit mehr als früher und später an die Umgebung ergiebi- 
gerer Quellen (S. 274). Im Federsceegebiet „bleibt der Schluß un- 
abweislich, daß vom Neolithikum bis in die Hallstattzeit die Som- 
mertemperaturen höher waren als heute. Für zunehmende Trocken- 
heit spricht auch das Häufigerwerden der Waldföhren in der Hall- 
stattzeit“ (S. 154). Bei Schaffhausen fällt das Maximum der 
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Trockenheit und Wärme in die Hallstattzeit oder in die spätere 
Bronzezeit (S. 159). . Ebenso wie bei den skandinavischen Seen 
war'der Wasserspiegel während der spätneolithischen Zeit und noch 
mehr zur Bronzezeit bei den Alpenrandseen unter den heutigen 
Stand zuriickgegangen. Der Starnbergersee lag um 2000 vor Chr: 
(Neolithische Pfahlbauten) etwa 2 m im Spiegel tiefer als heute, 
noch tiefer lag er zur Zeit der Bronzepfahlbauten, später stieg er, 
die Pfahlbauten wurden vernichtet (Gradmann Geogr. Z. 
1924, 258). Ähnliches wird vom Mauer- und Spirdingsee in Ost- 
preuBen von F. Leyden berichtet (Freie Wege vergleichender 
Erdkunde, Erich v. Drygalski'zum 60. Geburtstag S. 253). 
Wir können hier auf die einzelnen Argumente zum Beweise der 
Klimaänderung nicht eingehen, sonst müßten wir das Buch von 
Gams und Nördhagen abschreiben, ein Beweismittel aber 
sind die sogenannten Steppenpflanzen oder die pontische Flora. 
Die Steppenpflanzen wurden, als der Wald wieder weitere Gebiete 
ergriff, vernichtet, nur da haben sie sich erhalten wo der Wald nicht 
hinkam. Das kanh nun entweder aus natürlichen Ursachen ge- 
schehen sein (bei den oben von Gradmann angegebenen 
. wenigen Stellen) oder aber ‚die dichte und dauernde vorgeschicht- 
liche Besiedlung verhinderte es, daß sich in der Folgezeit das Gebiet 
mit Wald bedeckte und so finden sich‘noch heute Reste der ein- 
stigen steppenähnlichen Landschaft im Pflanzenkleide unserer 
Heimat (sc. silingisches Schwarzerdegebiet und Umgebung). 
(Schalow Botanische Jahrbücher 1922, Beiblatt 127, S. 8). 
„Das besondere Verdienst des vorgeschichtlichen Menschen ist, daß 
er durch seine Tätigkeit namentlich auch durch seine Brandkultur 
das Aufkommen des Waldes verhindert hat. Dadurch hat er nicht 
' wenigen Gewächsen der einstigen steppenähnlichen Landschaft die 
Möglichkeit ihrer Erhaltung bis auf den heutigen Tag gegeben“ 
(Ebenda S. 9). Über diese Brandkultur noch einiges. Sie ist auf 
primitiven Kulturstufen sehr verbreitet (R. Lasch: Die Land- 
wirtschaft der Naturvölker, Zeitschr. für Sozialwissenschaft VII, 
1904, 31 ff. L. Krzywicki: Ustroje spoleczno-gospodarcze 
W okresie dzikości i barbarzynstwa, Warschau 1914, S. 86—107), 
jedoch erklärt R h am m (Die Großhufen der Nordgermanen 1904), 
daraus könne man nicht schließen, daß diese Methoden auch im 
vorgeschichtlichen Europa gebräuchlich gewesen wären, die sprach- 
lichen und geschichtlichen Zeugnisse sprächen dagegen. G rad- 
mann erklärt (Geogr. Z. 1906, 316) in Westeuropa dürfte auch 
das, Brennen keinen Erfolg gehabt haben (Urwald), anders sei es 
in trockneren Übergangsgebieten. Dazu ist folgendes zu sagen: 
Daß sogar im tropischen Regenwald Brandkultur möglich ist, . 
beweist die Darstellung bei R. N e u h a u s s, Deutsch-Neu-Guinea. 
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Für Schlesien und Posen haben wir sichere geschichtliche Zeugnisse. 
Vergl.M. Treblin: Das schlesische Landschaftsbild in slawischer 
Zeit, Halbmonatsschrift Schlesien III. Jahrg. Heft 4, S. 105. 
W. Maas: Entstehung der Posener Kulturlandschaft, S. 57. 
W.Maas: Die Entwaldung Posens, Petermanns Mitteilungen 1928. 

‚Um noch ein Beispiel aus anderen Gegenden zu bringen: 
Wahle weist auch auf kartographischem Wege eine auffallende 
Übereinstimmung zwischen der Besiedlungsdichte im Neolithikum 
und der heutigen Verbreitung der Steppenpflanzen z. B. im Ober- 
rheintal und auf der schwäbischen Alb nach, aus der sich ergibt, 
daß die am wenigsten bewaldeten Gebiete zuerst besiedelt worden 
sind (Gams S. 251). 

Der Klimaunterschied war jedoch nicht so sehr bedeutend, weist 
doch Scholz (Zur Steppenfrage im nordöstlichen Deutschlands 
Botanische Jahrbücher 1912, Bd. 46, S. 598—612) nach, daß die 
trockenheißen Sommer 1895 und 1911 genügt hätten, die pontischen 
Pflanzen ihr Areal vergrößern zu lassen. Doch ist wohl seine Mei- 
nung, daß man überhaupt keiner Steppenzeit bedürfe, um die 
eigentümliche Reliktverbreitung der pontischen Flora zu erklären, 
abzulehnen. Über den Reliktbegriff siehe Wangerin: Bei- 
träge zur Frage der pflanzengeographischen Relikte unter beson- 
derer Berücksichtigung des nordostdeutschen Flachlandes. Ab- 
handlungen der naturf. Ges. Danzig 1924, Heft 1, S. 61 ff. 

Was sind nun Steppenpflanzen oder pontische Pflanzen? 
Darunter versteht nämlich jeder etwas anderes. Wir wollen uns 
hier ganz Preuss anschließen, der in seiner ausgezeichneten 
Arbeit „Über die pontischen Pflanzengemeinschaften im Weichsel- 
gebiet“, Beiträge zur Naturdenkmalpflege 11, 460, folgende zwei 
Gruppen pontischer Pflanzen unterscheidet: (Die in Klammern 
stehenden Worte ‚fehlt‘, ‚gemein‘ usw. beziehen sich auf die 
Angaben in W. Bock „Flora der Umgebung von Bromberg, 
Bromberg 1910): 

l. Buschfreiessonniges Gelände. 
Sonnige Hügel, grasige Bergtriften. 
Auf dem mergelhaltigen, meist stark verdichteten Boden, der 


keine oder nur eine geringe Ausbildung der Gebüschformation zeigt, 


können sich vorfinden: Stupa pennata, St.: capillata (fehlt), Phleum 
Boehmeri, Koeleria gracilis, (fehlt), (Avena pratensis ), Poa bulbosa, 
Carex praecox, (fehlt) C. supina, C. humilis (fehlt), Allium mon- 
tanum, Orchis morio, Thesium intermedium, ' Silene chlorantha, 
S. otites (häufig), Tunica prolijera Dianthus armeria, Cerastium 
brachypetalum (fehlt), Pulsatilla pratensis (häufig), Adonis vernalis 
Alyssum montanum, Potentilla Wiemanniana (oder collina), P. 
arenaria (gemein), P. rubens (häufig), Filipendula hexapetala (häufig), 
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Oxytropis pilosa, Trijolium alpestre (häufig), T. montanum (häufig), 
Euphorbia cyparyssias (häufig), Lavatera Thuringiaca, Thymelaea 
passerina, Seseli annuum, Peucedanum oreoselinum (häufig), Vin- 
cetoxicum officinale, Salvia pratensis (häufig), Stachys Germanicus, 
S. rectus, Veronica Austriaca, V. spicata (häufig), (oft in der f. 
orchidea Crantz), Melampyrum arvense, Orobanche coerulescens, 
(fehlt), O. purpurea (fehlt), Hieracium echioides u. a. 

Diese Formation erinnert wohl unter allen heimischen ponti- 
schen Formationen am stärksten an die Vegetationsverhältnisse 
mancher trocknen Gebiete Südosteuropas. Die rein habituelle 
Ähnlichkeit tritt besonders deutlich in die Erscheinung, wenn, wie 
beispielsweise bei Culm, Stupa capillata zu Tausenden die Hänge 
überzieht, und man kann in solchen Fällen sehr wohl von einer 
Subformation mit Stupa capillata-Charakter sprechen. 


2. Buschigessonniges Gelände. 
Lichte Gebüsche, Vorgehölze. 


An der Bildung des Buschwerks beteiligen sich: 

Ulmus campestris (oft in der f. suberosa), Quercus pedunculata, 
Q. sessiliflora, Berberis vulgaris, Prunus spinosa, P. fruticosa, Rosa 
canina, R. glauca, R. dumetorum, R. coriifolia, R. rubiginosa, R. 
elliptica, R. tomentosa (zuweilen in den f. venustra und umbelliflora), 
R. mollis, Crataegus oxyacantha, C. monogyna, Euonymus Euro- 
paeus, E. verrucosus, Acer campestre (selten), Cornus sanguinea, 
Lonicera xylosteum u. a. Außer vielen der vorhin genannten Arten 
können wir hier beobachten: Botrychium ramosum (fehlt oder 
fraglich?), Anthericus ramosus (zerstreut), Thesium ebracteatum, 
Cimicifuga foetida, Pulsatilla patens (häufig), Ranunculus polyan- 
themus, Anemone silvestris, Potentilla rupestris, Trifolium rubens, 
Astragalus cicer, Vicia pisiformis, V. Cassubica, (Dictamnus albus ), 
Viola hirta, V. collina, Libanotis montana (im Weichselgebiet var. 
Sibirica vorherrschend), Peucedanum cervaria, Laserpicium Pru- 
thenicum, Gentiana cruciata, Lithospermum officinale, Dracocephalus 
Ruyschiana, Brunella grandijlora, Veronica Theucrium, Asperula 
tinctoria, Aster Linosyris A. Amellus, Inula hirta, Crepis praemorsa 
u. a. Viele dieser Species gehören auch der ersten Gemeinschaft an. 

Wo gibt es die pontischen Pflanzen in Deutschland: Ungarn, 
Donau, Wachau, Bayerisch-schwäbisches Alpenvorland sonnen- 
offene Alpentäler, Halden und Sonnenhänge des Jurazuges, 
Niederungen am Rhein, Neckar, Main, Waadt, Wallis bis Süd- 
frankreich. Andererseits durch Böhmen und Mähren Zusammen- 
hang mit Elbe und Saale und schlesischem Hügelland. Isoliert in 
Posen und im Culmerland. Es sind dies auch heute noch Grenz- 
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gebiete, insofern das Klima nur noch etwas kontinentaler zu werden 
brauchte, um- den Steppenpflanzen eine erneute Ausdehnung auf 
Kosten des Waldes zu erlauben. Mit Recht betont Gradmann 
in diesem Zusammenhang, daß in den vom Klima geschaffenen 
Grenzzonen zweier Formationen es die Bodenverhältnisse sind, 
welche entscheiden, wer siegt, wie denn in Mittelrußland der Wald 
die grobkörnigen Bodenarten, die Steppe aber die feinsandigen, 
den Löß und die Schwarzerde, bedecke. Diese sind nun aber auch 
die Herrschenden im Verbreitungsgebiet der Steppenpflanzen 
(vergl. Stremme: Die Böden der pontischen Pflanzengemein- 
schaften Deutschlands‘, Aus der Natur, 1914, Heft 4) wie der alten 
Siedelungen. Das Zeitalter des beginnenden neolithischen Acker- 
baues braucht also für den Wald nur weniger günstig, gar nicht 
extrem kontinental gewesen zu sein (siehe oben Scholz!), um 
die Existenz solcher waldfreien Gebiete zu ermöglichen (Haus- 
ıath 5.91). Zitieren wir Gradmann selbst (Geogr. Z. 1906, 
<12): „Die Eigenschaften, wodurch sich die mitteleuropäischen 
Verbreitungsbezirke der Steppenpflanzen gegenüber den Lücken- 
gebieten auszeichnen (relativ kontinentales, niederschlagsarmes 
Klima, feinkörnige Böden, Kalkböden) sind dieselben, die in den 
Steppenländern des Ostens als waldfeindliche und direkt oder in- 
direkt steppenbegünstigende Eigenschaften bekannt sind“. Wie 
weit die topographischen und Bodenverhältnisse bestimmend sind, 
geht aus den beiden folgenden Zitaten von Schalow hervor 
(1915 S. 42 und 51): „Dem mittleren Odertal fehlen die hohen 


steilen Ränder, die sonnigen Lehnen und bedeutenderen Erhebun- 


gen, die am märkischen Oderstrom zahlreichen pontischen Ge- 
wächsen als Aufenthalt dienen. Hieraus erklärt es sich, wenn unser 
Odergebiet dem märkischen an Formenreichtum nachsteht.‘“ „Im 
allgemeinen gehören unsere Schwarzerdegenossen (Schlesien) zu den 
Steppenpflanzen im weiteren Sinn. Echte Steppenpflanzen treten 
‚nur in den Nachbargebieten hinzu. Ähnlich ist es auch auf der 
kujawischen Schwarzerde, während das Culmerland auch. von 
Steppenpflanzen im engeren Sinne besiedelt wird. Es scheint also 
ein Unterschied zwischen Tschernosemböden und schwarzen Becken- 
erden auch hinsichtlich ihrer Pflanzendecke zu bestehen.“ Doch 
darüber später! Es folge zunächst ein Exkurs über das Culmerland. 
Für dieses Gebiet, heute noch eine ausgesprochene Trockenzone 
(siehe in Hellmanns Klimaatlas von Deutschland oder 
Kölzers Regenkarte Kongreßpolens im Handbuch von Polen) 
kommen Schulz (Schriften Naturf. Ges. Danzig 1905) und 
Preuß (a.a. 0.) übereinstimmend zu dem Ergebnis, daß in 
früheren kontinentaleren Zeiten die heute noch reichlich vertretenen 
Steppenpflanzen die Herrschaft besaßen, während jetzt der Wald 
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im Vordringen ist. In vorhistorischer Zeit sei die Gegend nur park- 
artig mit Baumgruppen durchsetzt gewesen (Hausrath S. 81). 

Unsere Steppenflora ist nicht das Produkt einer einmaligen 
Einwanderung. Die Arealfiguren der einzelnen Arten weichen von- 
einander erheblich ab, Immer aber sind. die Urstromtäler (wegen 
der vielen baumfreien Flächen! siehe oben) von wesentlichster 
Bedeutung für ihre Einwanderung in Nordostdeutschland gewesen. 
Die pontischen Pflanzenbestände des Weichselgebietes bestehen 
aus vier Gruppen: 

1. Arten, die aus dem Elbtal, dem Thorn-Eberswalder Urtal 

folgend zu uns gelangten z. B. Stupa pennata, St. capillata, 

Carex supina, C. humilis, Adonis vernalis, Oxytropis pilosa. 

2. Arten, die an der Weichsel entlang zu uns einwanderten: 

a) Arten, die schon frühzeitig das Gebiet erreichten z. B. 
Campanula sibirica, Prunus fructicosa. Siehe übrigen; 
ihre Arealgrenze auf der Karte in Pax, Pflanzen- 
geographie von Polen. 

b) Stromtalpflanzen, die sich der pontischen Association 
zugesellen z. B. Erysimum hieracifolium var. strictum, 
Artemisia scoparia. 

c) Neue Ankömmlinge z. B. Corispermum Marschallii 
C. hyssopifolium (Preuß Beiträge 11, 456). 

Derselbe Forscher führt (Berichte der deutschen Botanischen 
Gesellschaft XXVII, 335 ff.) noch folgende Pflanzen als Ankömm- 
linge entlang der Weichsel an: Cimicifuga foetida, Androsaces septen- 
frionale, Lithospermum officinale, Veronica austriaca, Euomymus 
verrucosa. Letztere Pflanze nennt er Beitrage II, 457 als direkt 
aus MittelruBland (Grenze von Wald und Steppe) stammend, wei- 
tere solche sind: Anthericus ramosus, Silene otites, Trifolium alpestre, 
T. montanum, Vicia cassubica, Veronica spicata, Scabiosa colum- 
baria, subsp. ochroleuca, Artemisia campestris, wahrend er Berichte 
XXVII, 335 ff. als aus dem Südosten Rußlands direkt kommend 
Koeleria glauca, Carex praecox, Pulsatilla pratensis, Potentilla 
arenaria, vielleicht gleichzeitig mit der Kiefer kommend anfiihrt. 

Die letzte Eiszeit bedeckte nicht ganz Polen. Im Südosten 
war zwischen Eisrand und Karpathen ein Gebiet, in dem sich 
warmeliebende Flora aufhalten konnte, das sogenannte polnische 
Refugium. Nach Raciborski wanderten aus diesem Refu- 
gium über das Roztocze folgende Pflanzen nach Kujawien und dem 
Weichselgebiet: Adonis vernalis, Anthericus ramosus, Anemone 
silvestris, Dictamnus albus, Aster amellus, A. linosyris. Als zweifel- 
haft gibt er an: Oxytropis pilosa, Stupa pennata, St. capillata (Bull. 
intern. Acad. sciences Cracovie class. math. nat. B. 1915, 340). 
Bei Leslau (Wtoctawek) führt Pax (Pflanzengeographie von 
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Polen S. 34) folgende Xerophyten an: Stupa pennata, Corispermum 
intermedium, Silene tatarica, Salsola Kali, Scabiosa canescens. 

Doch wir wollen uns mit der Beziehung dieser Pflanzen zur 
ältesten Besiedlung befassen. Zu diesem Zwecke haben wir eine 
Karte von Westpreußen (I : 925 000) gezeichnet, in die 
wir nach der von Preuß Beiträge gegebenen Karte die Ver- 
breitung pontischer Pflanzen im Weichselgebiet und auf Grund der 
im Literaturverzeichnis genannten vorgeschichtlichen Werke die 
neolithischen Fundorte (Verzeichnis derselben im Anhang) ein- 
gezeichnet haben, um das Arealverhältnis beider darzustellen. 

Für Posen sind wir nicht in der glücklichen Lage, eine Karte 
der Verbreitung der pontischen Flora zu besitzen. Ich wandte mich 
an zwei hervorragende Kenner der heimischen Flora, Herrn O.T umm 
und Herrn Prof. Wodziczko, doch erklärten beide, daß nach 
dem vorliegenden Material eine Karte nicht gezeichnet werden 
könne. Preuß sagte in den Beiträgen zur Naturdenkmalspflege 
IX, 147 über die pontische Flora in Posen folgendes: „Sie ist in 
lichten Kiefernwäldern, auf sonnigen Hügeln, auf bebuschten Flug- 
und Seehängen noch immer charakteristisch für die Landschaft. 
Die Verbreitung der Flora der sonnigen Hügel im Gebiet gibt uns 
ein getreues Spiegelbild seiner Regenkarte: im Westen, dessen 
mittlere jährliche Niederschlägshöhe 500—550 mm beträgt, tritt 
sie bereits zu Gunsten anderer Formationen zurück. Die pontischen 
Pflanzen stehen in Verbindung mit dem Warthetal und haben nicht 
selten an den alten Flußterrassen ihre Standorte‘. 

Da wir keine Karte haben, müssen wir uns nach anderen 
Methoden umschen. Wir haben keine Flora mit genaueren Stand- 
ortsangaben für die ganze Provinz. Denn auch die Angaben bei 
Ritschl: Flora des Großherzogtums Posen, Berlin 1850 sind 
meist zu allgemein. Das schon genannte Buch von W. Bock: 
Flora der Umgebung von Bromberg 1910 umfaßt jedoch ganz Nord- 
posen. Wir haben nach ihm folgende Zusammenstellung der pon- 
tischen Pflanzen (nach Preuß siehe vor) gemacht. Dabei be- 
deutet ein Kreuz 7, daß bei dem betreffenden Orte auch neoli- 
thische Funde gemacht sind. Einige Fundortsangaben z. B. Gehege, 
Hauslauchwerder, Mochelkenberg, Wildwerder sind ihrer Lage nach 
mir unbekannt, vielleicht liegen sie im Gebiete von Orten — es sind 
. ja Flurnamen, — die als neolithische Fundplätze bekannt sind. 
Es folgt nunmehr unsere Tabelle: 


1. Sonnige Hügel, grasige Bergtriften. 
Stupa pennata: Schirpitz Forst, Wodek Forst (Belauf Getau, 
Kunkel, Grünfließ, Wodek), Argenauer Forst (Seedorf), 
Kr. Hohensalza; Eichberg b. Labischin, Foluschmühle, Kr. 
Schubin; Samostrzel, Kr. Wirsitz. 
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Phleum Boehmer: Rinkau, Talheim, Jaruschin, Niederstrelitz, 
Getau, Kr. Bromberg; Lonkocin, Koscielec, Marcinkowo, 
Deutschwalde, Schirpitz Forst, Johannisdorf, Kr. Hohen- 
salza; Möllendorf, Papros, Kr. Strelno; Miaty, Kr. Witkowo, 
Lobsonka, Czarnum, Witoslaw, Kr. Wirsitz; Gehege, Kr. 
Filehne; Eichberg, Wildwerder, Hauslauchwerder, Kr. 
Schubin, Ostrowiec, Woycin, Kr. Znin, Usch ł, Kr. Kolmar. 


Poa bulbosa: Gnesen, Theerkeute, Kr. Czarnikau. 
Carex supina: Orlowo, Kr. Hohensalza. 


Allium montanum: Rinkau, Talheim, Oplawitz, Slesin, Kr. Brom- 
berg; Wimislowo, Niedermühl, Johannisthal, Lischkowo fF, 
Kr. Hohensalza; Eichberg, Hauslauchwerder/Mochelkenberg, 
Foluschmiihle, Klotyldowo, Kr. Schubin; Eichberge, 

Kr. Wirsitz; Dembe, Kr. Czarnikau. 

Orchis morio: Mühltal, Rohrbeck, Kr. Bromberg; Tonndort Swit: 
niki, Kr. Znin; Wongrowitz. 

Thesium intermedium: Rinkau, Wilhelmshöhe, Weichseltal, Elsen- 
dorf, Kr. Bromberg; Niedermiihl, Getau, Schönwiese, Rada- 
jewitz }, Kr. Hohensalza; Foluschmühle, Wildwerder, Eich- 
berg, Ruden, Hauslauchwerder/Mochelkenberg, Kr. Schubin; 
Neuzedlitz, Powidz ł, Kr. Witkowo; Gnesen Stadtwald; 
Lubasch +, Kr. Czarnikau. 

Silene chloranta: Sophiental, Otteraue, Schulitz, Hoheneiche f, 
Strelau, Kr. Bromberg; Schönwiese, Unterwalde, Schirpitz 
Forst, Wimislowo, Johannisthal, Minutsdorf, Kr. Hohen- 
salza; Schubin f, Foluschmühle, Eichberg, Kr. Schubin; 
Lubasch }, Goray, Kruszewo, Kr. Czarnikau. 

Tunica prolifera: Rinkau, Grochol, Wilhelmshöhe, Bergheim, 
Strelau, Zdroje/Mühltal, Fordon +, Brahnau ł, Kr. Brom- 
berg; Lobsonka, Kr. Wirsitz; Wongrowitz, Helmsgriin, Kr. 
Kolmar; Hammer, Schönlanke, Kr. Czarnikau; Filehne, 
Gr. Drensen, Altsorge, Kreuz, Kr. Filehne; Venetia, Kr. 
Znin. 

Dianthus armeria: Lobsonka, Weißenhöhe +, Kr. Wirsitz; Duro- 
woer See, Eichwald, Kr. Wongrowitz; Goray, Kr. Czarnikau; 
Chomionza, Kr. Znin. 

Adonis vernalis: Slesin, Kr. Bromberg; Hohenberg, Kr. Wirsitz. 


Potentilla Wiemanniana (collina): Rinkau, Brahnau }, Mühltal, 
Glinkerforst, Hopfengarten, Byschewo, Buschkowo, Kr. 
Bromberg; Johannisthal/Jakobsdorf, Schirpitz Forst, Jar- 
ken/Getau, Budziaki/Sanddorf, Gniewkowitz f, Kr. Hohen- 
salza; Tremessen, Rudki, Bombowoer See, Huta palendzka, 
Kr. Mogilno; Dobieszewo +, Kr. Schubin; Krüsau, Hütten- 
werder, Kr. Witkowo; Wirsitz, Lobsenz, Runowo, Kr. Wir- 
sitz; Choyno, Schloßberg, Buczek, Gr. Golle, Blischütz, 
Zelaska, Kr. Wongrowitz; Rattay, Margonin, Podanin f, 
Usch }, Schneidemühl ¢, Schmilau, Brodden, Schönfeld, 
Kr. Kolmar; Theerkeute, Bismarckshöhe, Kr. Czarnikau; 
Gehege, Penskowo, Kreuz, Selchow, Miala, Kr. Filehne; 
Chomionza, Seebriick/Woycin, Victorowo, Ostrowiec/An- 
nowo, Kr. Znin. : 

Oxytropis pilosa: Entenpfuhl am Schewosee, Sokolle ¢, Schulitz, 
Krossen, Kr. Bromberg; Jarken/Getau, Wimislowo, Kr. 
Hohensalza. ° 
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Lavatera Thuringiaca: Schadlowitz +, Michowitz, Cieslin, Trzask, 
Dziewa, Scharley +, Koscielec, Lojewoer See, Pakosch fF, 
Amsec, Kl. Opok, Lipie, Ostrowo, Argenau, Spital/ /Lipionka, 
Perkowo, Plonkowko/Rojewo 7, Sanddorf, Kl. Koluda 7, 
Stanomin +, Brudnia, Woydal, Kr. Hohensalza; Strelno +, 
Kruschwitz ¢, Kobelnik, Gocanowo, Lubstowek, Korai. 
kowo, Xions, Königsthal, Miroslawitz, Leszcz, Rzegotki, 
Rzadkwin, Bronislaw, Kr. Strelno; Mogilno 7, Olsza, Kr. 
Mogilno. 

Thymelaea passerina: Lipie/Markowo, Kr. Hohensalza. 

Seseli annuum: Myslencinek, Oplawitz, Wiskitno, Karolewo, Kr. 
Bromberg; Lischkowo f, Lonkocin/Radajewitz 7, Schirpitz 
Wodek, : Kr. Hohensalza; Mogilno +, Eichberg, Ruden, 
Bartschin, Kr. Schubin; Wirschitz, Kr. Witkowo; Rosmin, 
Nakel, Smilin, Kr. Wirsitz; Sypniewo, Kr. Kolmar; Goray, 
Kr. Czarnikau. . 

Vincetoxicum officinale: Rinkau, Talheim, Jaruschin, Mühltal, 
Thiloshöhe, Strelau, Griinsee, Kr. Bromberg ; Jordanow<, 
Schirpitz Wodek, Kr. Hohensalza; Möllendorf, Wroble, 
KuSnierz, Kr. Strelno: Ottok, Kr. Mogilno; Wildwerder, 
Hauslauchwerder, Eichberg, Ruden, Victoriathal, Folusch- 
mühle, Kr. Schubin; Wirschitz, Kr. Witkowo; Talsee, Kr. 
Gnesen; Königsblick, Kr. Kolmar; Dembe, Klempitz, 
Krutzwald, Kr. Czarnikau; Lubs, Notwendig/Miala, Kr. 
Filehne. 


Stachys Germanicus: Oberjaruschin, Oberstrelitz, Chelsonka, Wluki 
Karolewo, Krone a. Br., Thiloshöhe, Wiensowno, Strelau, 
Slesin, Kr. Bromberg; Niedermühl, Koscielec, Scharley see +, 
Spital/Lipionka, Jakschitz +, Lischkowo +, Zelechlin 5, 
Tuczno f, Kr. Hohensalza; Rzadkwin, Kr. Strelno; Znin +, 
Bozejewiczki, Kr. Znin; Rombtschin, Kr. Wongrowitz: 
Goray, Kr. Czarnikau, Trlongsec, Kr. Mogilno. 

Stachys rectus: Rinkau, Strelau, Slesin, Kr. Bromberg; Leszcz, 
Tuczno ł, Suchatowko, Jarken/Getau, Kr. Hohensalza; 
Bachorzebruch, Wroble, Kruschwitz +, Gocanowo, Kr. 
Strelno; Tremessen, Kr. Mogilno; Wildwerder, Eichber:, 
Hauslauchwerder, Jungfernwerder, Victoriathal, Folusch- 
mühle, Olempino, Kr. Schubin; Woycin, Kr. Znin; Gnesen, 
Talsee, Kr. Gnesen; Runowo, Wirsitz, Friedheim +, Kr. 
Wirsitz; Smoguletz, SchloBberg, Wongrowitz, Kr. Wongrc- 
witz; Radolin, Kr. Czarnikau. 

Veronica austriaca: Oplawitz, Eichhorst, Kr. Bromberg; Jarken’ 
Getau, Wimislowo/Niedermühl, Kr. Hohensalza; Wiic- 
werder, Hauslauchwerder/Mochelkenberg, Eichberg, Ruden 
Walnownica, Kr. Schubin. 

Melampyrum arvense: Niederstrelitz, Chelsönkg: Kr. Bromberg; 
Rombino/Montwy f, Hohensalza +, Koscielec, Czyste, Kr. 
Hohensalza; Schénwerth/Montwy f, Bozejewitz, Janocin ; 
Kr. Strelno: Netzthal, Eichberge, Friedheim +/Brostowo, 
Kr. Wirsitz. 

Hieracium echioides: Rınkau, Glinke, Thiloshöhe, Kr. Bromberg. 
Schirpitz, Wodek, Niedermühl, Argenau/Magdalenowe 7, 
Dziennitz, Kr. Hohensalza; Eichberg, Hauslauchwerder, 

~ Foluschmühle, Kr. Schubin. 
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2. Lichte Gebüsche, Vorgehölze. 


Cimicifuga foetida: Rinkau, Wihlemshöhe, Oplawitz, Zdroje, Rosen- 
grund, Getau, Zempolna, Kr. Bromberg; Borek, Kr. Wirsitz, 

Ranunculus polyanthemos: Rinkau, Oplawitz, Krone a. Br. f, 
Weichseltal, Griinwalde, Kr. Bromberg; Reinau, Schirpitz 
Forst, Wodek Forst, Johannisdor?; Bergbruch, Kr. Hohen- 
salza; Rzeczyca +, Mirau +, Kr. Strelno; Eichberg b. Antons- 
dorf, Drogoslaw, Wildwerder, Nutzhorst, Hauslauchwerder, 
Victoriatal, Lasek, Chraplewo, Kr. Schubin; Dziewierzewo, 
Kr. Znin; Kriisau, Kr. Witkowo; Runowo, Friedheim f, 
Moschiitz, Kr. Wirsitz; Choyna, Kr. Wongrowitz; Sieben- 
schlößchen, Sypniewo, Schönfeld, Kr. Kolmar; Goray, 
Kr. Czarnikau; Lubs, Gehege, Kr. Filehne. 


Anemone silvestris: Talheim, Rinkau, Janowo, Strelau, Getau, 
Slesin, Kr. Bromberg; Foluschmühle, Eichberg, Haus- 
lauchwerder, Kr. Schubin; Trzeciewnica, Kr. Wirsitz; 
Chomionza, Kr. Znin. 


Potentilla rupestris: Rinkau, Jasiniec, Grünberg, Strelau, Slesin, 
Thiloshöhe, Kr. Bromberg,; Schirpitz Forst, Kr. Hohen- 
salza; Mirau +, Möllendorf, Kr. Strelno; Ojrzanowo/Lubo- 
stron, Kr. Schubin; Krüsau, Powidz +, Neuzedlitz, Kr. 
Witkowo; Trzeciewnica, Samostrzel, Eichberge, Kr. Wirsitz: 
Eichwald, Kr. Wongrowitz; Bialasee, Kr. Czarnikau; Cho- 
mionza, Kr. Znin. 


Trifolium rubens: Rinkau, Grochol, Oplawitz, Karolewo, Thilos- 
höhe, Samsieczno, Kr. Bromberg; Getau, Grünfließ, Kr. 
Hohensalza; Möllendorf, Babki, Krummknie, Kr. Strelno; 
Powidz }, Neuzedlitz, Kr. Witkowo; Lubasch, Smilin, Kr. 
Wirsitz; Dembe, Goray, Kr. Czarnikau; Gnesen. 


Astragulus cicer: Mokro, Strelau/Kruschin, Oberstrelitz, Kr. Brom- 
berg; Jacewo, Koscielec, Parchanie +, Deutsch-Walde, Schad- 
lowitz }, Wierzchoslawitz, Lipie/Markowo, Wierzbiczany/ 
Gonsk 7, Kl. Morin, Kr. Hohensalza; Montwy +, Kruschwitzf, 
Strelno +, Königstal, Wroble, Kr. Strelno; Griinhagen 7, 
Gurkingen +, Kr. Schubin; Brostowo/Friedheim +, Kr. Wir- 
sitz; Venetia, Kr. Znin. 

Vicia Dune Brahnau, Oplawitz, Mühltal, Hammermihle, 

r. Bromberg; Eichberge, Kr. Wirsitz; Goray, Pianowke, Kr. 
Czarnikau. 

Vicia cassubica: Rinkau, Grochol, Mühltal, Thiloshöhe, Strelau, 
Slesin, Hutta, Samsietschno, Kr. Bromberg; Kusnierz, 
Mirau }, Golejewo +, Kr. Strelno; Chraplewo, Dobieszewo f, 
Kr. Schubin; Kriisau, Schwarzenau, Wiekowo, Powidz f, 
Neuzedlitz, Kr. Witkowo; Jelonekwald, Kr. Gnesen; Borek, 
Wiesengrund, Czarnum, Runowo, Lobsens, Czaycze, WeiBen- 
höhe +, Friedheim f, Kr. Wirsitz; Bobrownik, Sarbka, 
Neudorf, Schokken, Zelazka, Choyna, Kr. Wongrowitz; 
Rattay, Konigsblick, Kr. Kolmar; Goray, Kr. Czarnikau, 
Gehege, Kr. Filehne, Winiec, Annowo, Schepanowo, Kr. 
Mogilno; Wodek, Kr. Hohensalza. 

Viola hirta: Rinkau, Talheim, Brahnau f, Kr. Bromberg: Batkowo/ 
Montwy ł, Jordanowo, Deutsch-Walde, Lischkowo f, Ost- 
rowo, Amsee, Neuwarin, Borkowo 7, Kr. Hohensalza; 
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Rozniaty, Möllendorf, Markowitz, Mirau +, Gocanowo/ 
Kruschwitz }, Schulzenwiese, Kr. Strelno; Ossowiec +, Kr. 
Mogilno; Chomionza, Kr.. Znin; Lobsonka, Kr. Wirsitz; 
Goray, Kr. Czarnikau. 


Viola collina: Rinkau, Brahnau f, Getau, Oplawitz, Mühltal, Zdroje, 
Thiloshöhe, Rosengrund, Hutta, Strelau, Slesin, Kr. Brom- 
berg; Niedermühl, Kunkelmühle, Jarkenmiihle, Kr. Hohen- 
salza; Goray, Kr. Czarnikau. 


Libanotis montana: Rinkau, Wilhelmshöhe, Zdroje, Oberstrelitz, 
Kr. Bromberg; Getau, Kr. Hohensalza; Rudki, Kr. Wirsitz. 


Peucedanum cervaria: Rinkau, Oplawitz, Strelau, Oberstrelitz, 
Thiloshöhe, Kr. Bromberg; Sanddorf, Werdershausen, Berg- 
bruch, Schirpitz, Johannisdorf, Kr. Hohensalza; Mollen- 
dorf, Bachorza, Mirau +, Kr. Strelno; Wildwerder, Victoria- 
tal, Lasek, Kr. Schubin; Dziewierzewo, Kr. Znin; Wiekowo, 
Powidz }, Neuzedlitz, Kr. Witkowo; Netztal, Eichberge, 
‘Kr. Wirsitz; Goray, Kr. Czarnikau; Gegehe, Kr. Filehne, 


Laserpicium pruthenicum: Oplawitz, Jaruschin, Chelsonka, Adlig 
Kruschin, Slesin, Thiloshöhe, Rosengrund, Neubrück, Gr., 
Neudorf, Kr. Bromberg; Niedermühl, Jarkenmühle, Kr. 
Hohensalza: Möllendorf, Kr. Strelno; Wildwerder, Eich- 
berg b. Drogoslaw, Kr. Schubin; Smilin, Kr. Wirsitz, Gehege, 
Kr. Filehne; Gnesen. 

Gentiana cruciata: Rinkau, Wilhelmshöhe, Ruden, Kr. Bromberg; 
Brostowo/Friedheim f, Kr. Wirsitz; Dalki, Kr. Gnesen. 

Lithospermum officinale: Bösendorf, Kr. Bromberg; Scharley f, 
Leszcz, Tucznosee +, Kr. Hohensalza; Bachorze, Kruschwitz j, 
Gocanowo, Goploseeufer }, Kr. Strelno; Ciszkowo, Kr. 
Czarnikau. 

Dracocephalus Ruyschiana: Rinkau, Oplawitz, Schirpitz Forst, 

Kr. Bromberg; Schirpitz Forst, Kr. Hohensalza; Wildwerder, 
Hauslauchwerder, Eichberg, Kr. Schubin; Neubrandhaus 
b. Kreuz; Kr. Filchne. 

Brunella grandiflora: Glinke, Oplawitz, Kr. Bromberg; Plawinek, 
Balino/Slonsk, Schirpitz, Wodek, Groß Werdershausen, 
Bergbruch, ‘Gniewkowitz ł, Altendorf +, Kr. Hohensalza; 
Bachorzebruch, Wroble, Kr. Strelno; Wildwerder, Eichberg 
b. Drogoslaw, Labischin/Grünau, Chwaliszewo, Kr. Schubin; 
Retschin, Radolin, Kr. Czarnikau; Gornitz, Kr. Fiılehne. 

Veronica Teucrium: Niederstrelitz, Brahnau f, Getau, Oplawitz, 
Janowo, Krone a. Br. +, Strelau, Thiloshöhe, Slesin, Glinker 
Forst, Kr. Bromberg; Lischkowo f, Scharley ¢, Kr. Hohen- 
salza; Kuntzensee, Palendzie, Tremessen, Kr. Mogilno; 
Foluschmühle, Olempino/Heidchen, Kr. Schubin; Venetia, 
Kr. Znin; Netztal, Eichberge, Friedheim ł, Kr. Wirsitz; 
Wongrowitz; Margonin, Kr. Kolmar; Goray, Kr. Czarnikau. 

Asperula tinctoria: Rinkau, Talheim, Jaruschin, Oberstrelitz, 
Weichseltal, Brahnau #, Mühltal, Thiloshöhe, Strelau, Slesin. 
Glinker Forst, Kr. Bromberg; Schirpitz, Wodek, Getau/ 
Jarken, Argenau, Niedermiihl, Philippsmühle, Kunkel- 
mühle, Sobiesiernie, Reinau, Kr. Hohensalza; Mollendorf, 
Mirau f, Kr. Strelno; Eichberg, Hauslauchwerder, Victoria- 
tal, Chraplewo, Dembogora, Kr. Schubin; Chomionza, 
Dziewierzewo, Kr. Znin; Krüsau, Powidz +, Neuzetlitz, Kr. 
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Witkowo; Eichberge, Kr. Wirsitz; Alttiergarten, Gehege, 
Kr. Filehne. 

Aster linosyris: Eichberg, Hauslauchwerder/Mochelkenberg, Ruden, 
Foluschmiihle, Kr. Schubin. 


-ister amellus: Oplawitz, Kr. Bromberg; Schirpitz, Kr. Hohensalza; 
Wildwerder, Eichberg, Hauslauchwerder, Kr. Schubin; 
Goray, Guhren, Pianowke, Radolin, Kr. Czarnikau. 


Inula hirta: Jasiniec, Oplawitz, Strelau, Lochowo, Kr. Bromberg; 
Getau, Kr. Hohensalza; Wildwerder, Hauslauchwerder, 
Eichberg b. Antonsdorf, Kr. Schubin; Powidz + Neuzedlitz, 
Kr. Witkowo; Gnesen. 


Crepis praemorsa: Rinkau, Mühltal, Thiloshöhe, Steinbusch b. 
Schanzendorf, Wiensowno, Byschewo, Slesin, Kr. Brom- 
berg; Niedermühl, Dombrowken, Dziemonbruch, Kr. Hohen- 
salza; Bachorzebruch, Wroble, Kr. Strelno; Eichberg, 
Victoriatal, Bartschin, Kr. Schubin; Samostrzel, Kr. Wirsitz. 


Thestum ebracteatum: Myslencinek, Glinker Forst, Gr. Neudorf 
Thiloshöhe, Oplawitz, Trischin, Stronnaubrück, Kr. Brom- 
berg; Schirpitz, Forst Niedermühl/Wimislowo, Kunkel/ 
Philippsmühle, Jarken/Getau, Johannisdorf, Kr. Hohen- 
salza; Strelnof, Kusnierz, Bachorzebruch, Wroble, Kr. 
Strelno; Eichberg bei Antonsdorf und Drogoslaw, Ojrza- 
nowo/Bendzitowo, Rudem, Kr. Schubin; Dziewierzewo, 
Kr. Znin; Theekeute, Klempitzer Bruch, Kr. Czarnikau. 


Wenden wir uns nun der Betrachtung der Schwarzerde zu, 
die wir ja schon häufig erwähnt haben. Nicht jede schwarze Erde 
ist Schwarzerde. Mit Schwarzerde sollte man nur einen durch 
Steppenvegetation humifizierten Höhenlöß oder Lehm (= oberer 
Geschiebemergel) bezeichnen. Schwarzerde ist die Übersetzung 
des russischen Tschernosem. Dieser ist in kontinentalem Klima 
mit heißen und trockenen Sommern und kalten Wintern auf fein- 
erdigen, an Erdalkalikarbonaten angereicherten Muttergesteinen 
unter Beteiligung einer krautigen Steppenvegetation zustande 
gekommen. Der Wassermangel im Sommer und der starke Frost 
hinderten den Humusabbau, so daß Humus reichlich im Boden 
verblieb (P. Kossowitsch: Die Schwarzerde, Wien 1912), 


Das sicherste Kennzeichen für echte Schwarzerde ist das 
Bodenprofil. Geben wir dem Erforscher der ostdeutschen Schwarz- 
erden V. Hohenstein das Wort: „Bei der unter übermäßiger 
Befeuchtung entstandenen Moorerde folgt häufig unter dem 
schwarzen, bisweilen an halbzersetzten Pflanzenresten reichen Ober- 
boden (A) mit scharfer Grenze ein Bleichsand oder ein blaugrau 
(Fe Il) bzw. ein rostig gefärbter (Fe III) Unterboden (B) mit Ort- 
stein, während beim Schwarzerdeprofil der kaffeebraune bzw. braun- 
schwarze Oberboden A allmählich in den Untergrund (Mutter- 
gestein) C übergeht, ohne eine schärfere Grenzlinie zu bilden. 
Hier kommt es nicht oder doch nur zu einer unbedeutenden Aus- 
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bildung des Horizontes B. Ist dieser mächtiger entwickelt, so 
spricht man von veränderter oder degradierter Schwarzerde, die 
aus der Umbildung von Schwarzerde unter Besiedlung von Wald, 
jedoch auch an feuchten Stellen hervorgeht“ (S. 7). | 

Wenden wir uns zunächst der kujawischen Schwarzerde zu. 
Ihre Nordgrenze wird durch die Linie Güldenhof —Kaczkowo — 
Argenau—Altgrabia gegeben, die Westgrenze läuft etwa durch 
Pakosch, die Südgrenze in Posen dicht nördlich Strelno. Das 
Gebiet in Kongreßpolen ersehe man aus der Karte von Mikla- 
szewski. i 

Schon Girard wies darauf hin, daß die kujawische Schwarz- 
erde in manchem lößähnlich sei. Darauf wies noch einmal 
E.H.L. Krause (Globus Bd. 74, S. 15) hin und behauptete, die 
Schwarzerde sei äolischer Herkunft aus dem ehemaligen Thorner 
Stausee. Preuß zitiert (Berichte d. Dt. Bot. Ges. XXVII, 335) 
die Meinung Jentzsch’, daß die westpreußische (und kuja- 
wische) Schwarzerde nicht aus Steppengräsern entstanden, sondern 
der Absatz eines postglazialen Sees sei. Jentzsch schreibt 
jedoch (Geologischer Führer durch die Umgebung von Thorn, 
Thorn 1919, S. 14) ,,Schwarzerde, Uberbleibsel eines früheren 
anderen Klimas, deren für die Ukraine bekannte, sich wie ein 
Schleier über Tal und Hügel verbreitende wirtschaftlich wie wissen- 
schaftlich merkwürdige Art wir bei Argenau und weiterhin um 
Hohensalza als den sogenannten kujawischen Boden finden.“ 
Schütze hält (Petermanns Mitteilungen 1912, II, 12) die 
Schwarzerde für die Ablagerung eines Stausees im mittleren Ku- 
jawien zwischen Endmoränenbildungen, wie solche z. B. nördlich 
des Slesiner Sees zu finden sind. Miklaszewski behauptet 
S. 195, daß die kujawische Schwarzerde nichts anderes als der 
alte Boden des Goplosees ist. Er macht einen Unterschied zwischen 
Schwarzerden und Moorerden. Das ist sehr gut und richtig, nur 
ist die kujawische Schwarzerde keine Moorerde. (Er nennt übri- 
gens Schwarzerde, czarnoziem, nur aus Löß entstandene Schwarz- 
erden (S. 189). Dann ist allerdings die kujawische Schwarzerde 
keine Schwarzerde, nur ist nicht einzusehen, warum man den 
Begriff so verengen soll. Die Russen tun das auch nicht.) Keil- 
hack (Einführung in das Verständnis geol. agron. Karten, Berlin 
1901, S. 49) läßt die Schwarzerde aus unzähligen aufeinander- 
folgenden Geschlechtern verwester Steppengräser hervorgehen. 
Dieser Ansicht schließt sich auch hinsichtlich der „Schwarzerde‘ 
um Plutowo, Watterowo, Althausen im Kreise Culm, die Gegend 
von Warmhof bs Neuliebenau im Kreise Marienwerder Scholz 
an (Schriften naturf. Ges. Danzig 1905 XI, 145). Auch Wahn- 
schaffe war dieser Ansicht 
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Sehen wir uns jetzt ein Profil aus der Hohensalzaer Gegend an: 


A! 25 cm schwarzbraune Schwarzerde 

A? 20 , schwarze > | Entkalkungszone 
A? 15 , schwarz - braune N | l 

B. 10 ,, brauner Geschiebelehm (fehit oft) 


C. 30 ,, weißgelber Karbonathorizont mit Konkretionen 
von CaCO®. Infiltrationszone 
C. 100 ,, gelbbrauner Geschiebemergel, Muttergestein. 
u. mehr 
Das ursprüngliche Profil der Schwarzerde in den Signaturen 
| HSL 


der preußischen geologischen Karten ist HKSL heute meist 
HSL l SM | 
SL Manchmal sind auch noch die ersten 10 bis 20 cm des 


SM 

Untergrundes entkalkt, ähnlich im Norden des russischen Schwarz- 
erdegebietes, nach Bogoslowsky. Dies deutet auf stärkere 
Durchfeuchtung seit der Bildung der Schwarzerde hin (Hohen- 
stein S. 160). Die Untersuchung der kujawischen Schwarz- 
erde hat ergeben, daß sie eine echte Schwarzerde ist, die hinsichtlich 
ihres Profils, ihrer allgemeinen Eigenschaften usw., damit auch 
ihrer Entstehung durchaus dem Tschernosem entspricht. Die 
Auffassungen von Schütze und Jentzsch als Seeabla- 
gerungen sind unhaltbar (Hohenstein S. 136). 


Die schlesische Schwarzerde halten Partsch (Schlesien II, 
347) und Orth (Geognostische Durchforschung des schlesischen 
Schwemmlandes besonders zwischen Zobtener und Trebnitzer 
Gebirge, Berlin 1872) für eine dem Tschernosem völlig entsprechende 
Bildung. Stremme (Die Verbreitung der klimatischen Boden- 
typen in Deutschland) ist der Ansicht, daB die Schwarzerde bei 
Breslau ein veränderter in Podsol übergehender Tschernosem ist. 
Auch Hohenstein hält sie für echte Schwarzerde. Wie dem- 
gegenüber Schalow (1915 S. 49) sagen kann: „Die kujawische 
Schwarzerde gehört wie die schlesische Schwarzerde zu den schwarzen 
Beckenerden, während das Kulmer Land zum echten Tschernosem 
gehört“, ist mir unverständlich, im Gegenteil, über das Kulmer 
Land sagt Hohenstein S. 29, es gibt hier wenig Schwarzerde. 
Starker B- Horizont! Wahrscheinlich unter teilweiser Wald- 
bedeckung entstanden, worauf die Ortsnamen deuten. Wir haben 
über das Kulmer Land schon früher gesprochen und möchten 
jetzt nur noch auf die Ausführungen Schlüters verweisen. 
Ganz scheint uns die Frage hier noch nicht geklärt. lm übrigen 
können wir uns der Ansicht Hohensteins anschließen, der 
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da sagt: „Die ostdeutsche Schwarzerde ist ebenso wie die russische 
unter offenen Gras- und Kräuterflächen von steppenartigem 
Charakter entstanden‘ (S. 165, 176). 

Werfen wir noch schnell einen Blick auf die heutigen Nieder- 
schlagsverhältnisse Hohensalzas, um dann zur Pflanzenwelt der 
Schwarzerde überzugehen. Nach Hellmann betrug die Nieder- 
schlagshöhe in Hohensalza in den einzelnen Monaten in mm: 


I 27 IV38 VI 67 X 35 
II 24 V 47 VIII 54 XI 26 
I11 36 VI 4 IX 38 XII 31. 


Die pontischen Pflanzen lieben kalkhaltigen und trockenen 
Boden. Die Feuchtigkeit in den Schwarzerdegebieten ist gewachsen, 
wie wir gesehen haben, der Kalkgehalt ist verschwunden, wenigstens 
kann man die Schwarzerden so charakterisieren, daß der Humus 
den Kalk überwiegt (während auf den eigentlichen pontischen 
Hügeln der Kalk den Humus überwiegt). So können wir uns bei 
dieser Entwicklung nicht wundern, daß Sc ho Iz mitteilt (Schriften 
naturf. Ges. Danzig X1, 171): „Das Schwarzerdegebiet trug früher 
eine viel reichere Steppenflora als jetzt.“ Schalow hat (Bei- 
hefte Bot. Zentralblatt XXVIII, 2 S. 470) die wichtigsten Pflanzen 
der schlesischen Schwarzerde zur sogenannten Silingischen Schwarz- 
erdegenossenschaft zusammengestellt. Dazu rechnet er: 

a) Pflanzen trockener Stellen: Astragalus danicus, Melilotus 
dentalus, Salvia silvestris, Euphorbia villosa, Senecio eruci- 
folius, Verbascum phoeniceum, V. Blattaria, Lithospermum 
officinale, Lavatera thuringiaca, Salvia pratensis, Falcaria 
vulgaris, Bromus erectus, B. arvensis, Carex tomentosa, Cerinthe 
minor, Onobrychis viciaefolia, Vicia tenuifolia, Dipsacus sil- 
vester, Astragalus Cicer, Tragopogon orientalis, Stachys ger- 
manica, St annua, Asperula glauca, Brunella grandiflora. 
Pflanzen feuchter Stellen: Melilotus altissimus, Lotus sili- 
quosus, Carex Hornschuchiana, Phyteuma orbiculare, Glaux 
maritima, Carex aristata, Orchis militaris, O. laxijlora, Gentiana 
uliginosa, Festuca arundinacea, Scirpus Tabernaemontani. 
Cladium Mariscus, Lotus tenuifolius. 

Bei der Aufstellung Verhandlungen Bot. Verein Brandenburg 
1915, S. 46 fügt er noch einige hinzu. Wir vergleichen sie mit 
der Aufstellung von Preuß und finden viele Bekannte. Jetzt 
vergleichen wir sic noch mit der Aufstellung der Schwarzerde- 
genossen in Kujawien, die Spribille (Verzeichnis der in den 
Kreisen Hohensalza und Strelno beobachteten Gefäßpflanzen. 
Programm des Gymnasiums zu Hohensalza 1888) gab. Hier ist 
‚sie: Lotus siliquosus (gemein), Melilotus dentatus (häufig bis ge- 
mein), Verbascum phoeniceum (mehrfach), Lithospermum officinale 
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da sagt: ,,Die ostdeutsche Schwarzerde ist ebenso wie die russische 
unter offenen Gras- und Kräuterflächen von steppenartigem 
Charakter entstanden‘ (S. 165, 176). 

Werfen wir noch schnell einen Blick auf die heutigen Nieder- 
schlagsverhältnisse Hohensalzas, um dann zur Pflanzenwelt der 
Schwarzerde überzugehen. Nach Hellmann betrug die Nieder- 
schlagshöhe in Hohensalza in den einzelnen Monaten in mm: 


I 27 IV 38 VI 67 x 39 
Il 24 V 47 VIII 54 XI 26 
III 36 VI 47 IX 38 XII 31. 


Die pontischen Pflanzen lieben kalkhaltigen und trockenen 
Boden. Die Feuchtigkeit in den Schwarzerdegebicten ist gewachsen, 
wie wir gesehen haben, der Kalkgehalt ist verschwunden, wenigstens 
kann man die Schwarzerden so charakterisieren, daß der Humus 
den Kalk überwiegt (während auf den eigentlichen pontischen 
Hügeln der Kalk den Humus überwiegt). So können wir uns bei 
dieser Entwicklung nicht wundern, daß Scholz mitteilt (Schriften 
naturf. Ges. Danzig X1, 171): „Das Schwarzerdegebiet trug früher 
eine viel reichere Steppenflora als jetzt.“ Schalow hat (Bei- 
hefte Bot. Zentralblatt XXVIII, 2 S. 470) die wichtigsten Pflanzen 
der schlesischen Schwarzerde zur sogenannten Silingischen Schwarz- 
erdegenossenschaft zusammengestellt. Dazu rechnet er: 

a) Pflanzen trockener Stellen: Astragalus danicus, Melilotus 
dentalus, Salvia silvestris, Euphorbia villosa, Senecio eruci- 
folius, Verbascum phoeniceum, V. Blattaria, Lithospermum 
officinale, Lavatera thuringiaca, Salvia pratensis, Falcaria 
vulgaris, Bromus erectus, B. arvensis, Carex tomentosa, Cerinthe 
minor, Onobrychis viciaefolia, Vicia tenuifolia, Dipsacus sil- 
vester, Astragalus Cicer, Tragopogon orientalis, Stachys ger- 
manica, St annua, Asperula glauca, Brunella grandiflora. 
Pflanzen feuchter Stellen: Melilotus altissimus, Lotus sili- 
quosus, Carex Hornschuchiana, Phyteuma orbiculare, Glaux 
maritima, Carex aristata, Orchis militaris, O. laxiflora, Gentiana 
uliginosa, Festuca arundinacea, Scirpus Tabernaemontani. 
Cladium Mariscus, Lotus tenuifolius. 

Bei der Aufstellung Verhandlungen Bot. Verein Brandenburg 
1915, S. 46 fügt er noch einige hinzu. Wir vergleichen sie mit 
der Aufstellung von Preuß und finden viele Bekannte. Jetzt 
vergleichen wir sie noch mit der Aufstellung der Schwarzerde- 
genossen in Kujawien, die Spribille (Verzeichnis der in den 
Kreisen Hohensalza und Strelno beobachteten Gefäßpflanzen. 
Programm des Gymnasiums zu Hohensalza 1888) gab. Hier ist 
sie: Lotus siliquosus (gemein), Melilotus dentatus (häufig bis ge- 
mein), Verbascum phoeniceum (mehrfach), Lithospermum officinale 
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(bisher selten), Salvia pratensis (gemein), Senecio erucifolius (mehr- 
fach), Vicia tenuifolia (häufig), Melilotus altissimus (vielfach), 
Lavatera thuringiaca (nicht selten), Onobrychis (öfter gebaut und 
verwildert, ob ursprünglich?), Viola pumila (bisher selten), Viola 
stagnina (mehrfach, Carex aristata. Und schließlich erfahren wir 
von N. Sibirtzew (Etude des sols de la Russie. Congrés geol. 
intern. St. Petersburg 1897, S. 98), daB viele dieser Pflanzen auch 
im russischen Schwarzerdegebiet vorkommen. Der Tschernosem 
war, wie Korschinskij nachgewiesen hat, ursprünglich 
waldlos, also auch die kujawische Schwarzerde. Sie wird im Neo- 
lithikum stark besiedelt, sogar Ansiedelungsfunde, Hausfunde hat 
man gemacht, und sie bleibt stark besiedelt durch alle Perioden 
der Vorgeschichte: so verhinderte der Mensch die Bewaldung. 
Doch kamen Bäume natürlich vor, es war eine Parksteppe. So 
weit kann man Schalow, der sich gegen die Waldfreiheit wehrt 
(1915, S. 38), entgegenkommen. 


Wir lassen nunmehr drei Karten folgen: 


1. Neolithische Funde aus Kujawien. 1 : 1000000. Unter 
Kujawien ist hier verstanden das Gebiet, das durch die 11 Kreise 
Hohensalza, Mogilno, Strelno, Nieszawa, Kutno, Lipno, Wtoctawek, 
Kolo, Konin, Leczyca, Stupca bezeichnet wird. Die Fundorte 
(Verzeichnis im Anhang) entstammen der unten angeführten vor- 
geschichtlichen Literatur, die Grenze der Schwarzerde ist nach 
Hohenstein und Miklaszewski angegeben. | 

Leider ist es nicht möglich, eine ähnliche Karte für ganz Polen 
zu zeichnen. Wir geben daher: 


2. die Kupfer- und Bronzezeit (1.) in Polen. 1: 5 000 000. 
Nach Kostrzewski. Im Westen sind die Schwarzerdegebicte 
nach Hohenstein angegeben. 


3. die mittlere Bronzezeit (II/II. Periode) in Polen. 1: 5 000 000. 
Nach Kostrzewski. Schwarzerde wie vor. Die Bevorzugung 
der Schwarzerdegebiete ist von erstaunlicher Deutlichkeit. 

Kozłowski hat in seiner Arbeit „Młodsza epoka kamienna 
w Polsce“ im Neolithikum Großpolens zwischen der megalithischen 
und mikrolithischen Kultur die Funde zu teilen versucht. (Auch 
schon in seiner Arbeit über Großpolen.) Vielleicht ist es etwas 
zu früh, folgt man ihm aber hierin, so wird man gewahr, daß seine 
mikrolithische Kultur Werkzeuge einer Fischer- und Jägerbevöl- 
kerung aufweist, während die megalithische Kultur Pflugscharen 
und andere auf Ackerbau und Seßhaftigkeit hindeutende Fund- 
stücke zeigt. Die Funde der megalithischen Kultur sind nun aber 
auf Kujawien nahezu völlig beschränkt, während die mikroli- 
thischen Jäger und Fischer an den Flüssen wohnten, eine schöne 
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Bestatigung unserer Ansichten. Beide Kulturen scheinen gleich alt 
zu sein. Nun würde sich ergeben, daß zuerst waldfreier Boden 
besetzt wurde und daB da, wo dieser fruchtbar war, der Ackerbau 
frühzeitig begonnen wurde. Als weiteres Beispiel dieser Art An- 
passung an den Boden möchte ich auf die Karte auf S. 87 der 
genannten Arbeit Koztowskis hinweisen, die die Funde der 
Bugkultur zeigt, also einer kulturell einheitlichen Gruppe des 
Neolithikums. Die Funde von Sicheln zeigen sich hier völlig auf 
das Gebiet des Lößes beschränkt, während die Lanzenspitzen 
auch nördlich davon vorkommen, und zwar hauptsächlich an den 
Flußläufen: die Jäger also hier, die Ackerbauer auf dem frucht- 
baren Löß. Man vergleiche auch noch die Arbeit von Wahle: 
Urwald und offenes Land in ihrer Bedeutung für die Kulturent- 
wicklung, Archiv für Anthropologie 1914, N. F. XIII. 

Wahle hat übrigens bezweifelt, daß sich die von Grad- 
mann für Süddeutschland gefundene Gesetzmäßigkeit auch in 
Norddeutschland wiederfinden lasse. Gradmann antwortete 
darauf kürzlich, daß er die Hoffnung noch nicht aufgegeben habe. 
Was jedoch die Frage anbetrifft, ob nicht noch andere Faktoren 
bei der Verbreitung der ältesten Besiedlung eine Rolle spielen, 
so haben wir auf die Bodenfruchtbarkeit schon hingewiesen. 
Hellmich scheint sie in seiner Veröffentlichung über Schlesien 
etwas übertrieben zu haben. Mortensen weist darauf hin, 
daB in Litauen die Besiedlung geknüpft ist an die höher liegenden 
und dadurch weniger feuchten Gebiete ohne Rücksicht auf Bode - 
güte usw. Vor allem der im Osten ja bedeutend unangenehr..ere 
Vorgang der Schneeschmelze bewirke diese „Flucht vor der Boden- 
feuchtigkeit“. Es dürfte daran viel Wahres sein. In Posen sind 
zu slawischer Zeit die Siedelungen zwischen Posen und Gnesen 
hauptsächlich an die Endmoränenrücken geknüpft, und die Orte 
der Gnesener Polanen, die nach Kozierowskian der Endung 
— no kenntlich sind, liegen fast alle hoch. Vergrößerung der 
Feuchtigkeit müßte siedelungsfeindlich wirken. Wenn wir also 
einen Rückgang in der Besiedlung im Laufe der prähistorischen 
Perioden feststellen, können wir ihn durch ein feuchteres Klima, 
Vergrößerung der Sumpfflächen und der Anökumene überhaupt 
erklären. Feuchteres Klima bedeutet gleichzeitig kälteres Klima. 
Das ist die „Subatlantische Zeit“ der skandinavischen Forscher. 
Sie fällt dort auf den Übergang der nordischen Bronzezeit zur 
Eisenzeit und erfolgt sehr plötzlich. Charakterisiert ist sie vor 
allem durch ein Steigen des Grundwasserspiegels (Gams, 
S. 304). Wenn ich meinen Aufsatz int Mannus statistisch aus- 
werte, so erhalten wir folgendes Bild: (Dabei bedeutet L.K. = 
Lausitzer Kultur, S. K. = Steinkistengräberkultur). 
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Bei Anwendung dieser statistischen Methoden wollen wir 


jedoch, ehe wir die fiir uns giinstige Abnahme der Funde hervor- 


heben, einige allgemeine Bemerkungen nicht unterlassen. 


Stellen 


wir uns vor, durch irgend eine Naturkatastrophe werde Ostgalizien 


verschüttet und nach tausend Jahren ausgegraben. 


Was wiirde 


man auf den Feldern finden? Höchst primitive Bauernpflüge, an 
den alten radio noch stark erinnernd, deutsche schwere Pflüge, 
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Stock-Dampfpflüge und schließlich amerikanische Motorpflüge. 
Die ‚„Prähistoriker‘‘ würden nun einteilen: Slawische Zeit:,,radta‘ 
Zeit der deutschen Kolonisation Josef II. bis etwa 1900: 
schwere Pflüge, 
1900 — 1910: Stock-Dampfpflüge, 
1910—0000: Motor-Pflüge. 

Da es nur wenige Motor-Pflüge gäbe, hieße es womöglich, 
Besiedlungsabnahme. D. h. man muß daran denken, daß einzelne 
Werkzeuge überdauern, in anderen Kulturperioden auch benutzt 
werden, z. B. Mahlsteine. Diese habe ich bei meinen Aufstellungen 
über Posen im Mannus und hier über Westpreußen und Kujawien 
deswegen außer acht gelassen, leider konnte ich das nicht hin- 
sichtlich einzeln gefundener Steinbeile. Diese sind zum Neolithi- 
kum gerechnet, obwohl sie vielleicht auch aus späteren Zeiten 
stammen. Die neolithischen Zahlen sind also etwas zu groß. 

Aber wir sehen eine sehr schöne Abnahme der Funde durch 
die ganze Zeit, besonders stark z. B. in Kosten (Obrabruch), Obornik 
(Bagna, Welna, Warthewiesen), Samter (Warthewiesen, Seen, 
Mogilnitza), Schrimm (Obra, Warthe, Seen), Schroda (Warthe, 
Schrodaer FlieB). Betrachten wir das Zwischenstromland zwischen 
Warthe und Netze (Karten im Mannus und Przeglad Archeolo- 
giczny): in der Bronzezeit besiedelt, in der Eisenzeit nicht. Be- 
kanntlich war dies Gebiet das größte deutsche Binnendünengebiet. 
Gehen wir in andere Dünengebiete, gehen wir an den Oberrhein: 
am Ende der Bronzezeit bewachsen hier die Dünen mit Wald, die 
Besiedlung geht zurück (Spitz, Jahresberichte des oberrhein. 
geolog. Vereins 43 [1910]). Auch am Bodensee erfolgte damals 
eine Bewaldung der Dünen, ebenso anderwärts. (Gams S. 304). 
Auch dies Posener Dünengebiet wuchs damals zu und wurde an- 
ökumenisch. Ähnliches zeigt das Dünengebiet südlich Bromberg, 
das ja wie das Zirker zum Thorn-Eberswalder Urtal gehört. 

Auch in Posen erfolgt zu Ende der Bronzezeit eine Klima- 
verschlechterung.. 

. Der Verfasser ist Geograph. Er hat sich in dieser Arbeit mit 
vorgeschichtlichen Fragen beschäftigen müssen, wo er schon nicht 
mehr ganz auf seinem Gebiete ist, noch mehr ist das auf botanischem 
Terrain der Fall, er tröstet sich mit den WortenvonGradmann 
„Der Botaniker, der prähistorische Archäolog und der Geograplı 
müssen dabei zusammenwirken; am besten ist es, wenn sich alle 
drei in einer Person vereinigen, und gänzlich nebensächlich, welcher 
Zunft der einzelne Forscher berufsmäßig zugehört“ und hofft, 
daß diese Arbeit Ergebnisse gezeitigt hat. i 
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Anhang II. 
Neolithische Fundorte in Westpreußen. 


(Es bedeutet: !! Nicht gefunden, fehlt auf der Karte; 


Kreis 
Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 


Kreis 
Kreis 


! Wird von der Karte nicht erfaßt). 


Berent: Struga, Putz, Hoch-Paleschken, Neu-Paleschken. 
Briesen: Wielkalonka, Briesen, Gr. Radowisk, Lissewo, 
Mokrylas, Rynsk, Schönsee, Wangerin, Zielen, Mgowo, 
Wallitz. 

Danzig Höhe und Stadt: Rottmannsdorf, Russoschin, 
Schönwarling, Hohenstein, Langenau, Bangschin, Klein- 


bölkau, Tempelburg !!, Schüddelkau, Ohra-Niederfeld, St. 


Albrecht, Praust, Ellernitz, Pelonken, Danzig, Oliva. 


Danzig Niederung: Kahlberg, Weichselmünde, Nassen- 
huben, Steegen, Kronenhof. 


Deutschkrone: Lüben, Marienthal, Kappe, Dyck, 
Neufreudenfier, Kramske, Deutschkrone. 


Dirschau: Schliewen, Borroschau, Dirschau, Subkau, 
Kl. Watzmiers, Goschin, Liebenhof. 


Elbing: Tolkemit, Kadinen, Reimansfelde, Lenzen, Kl. 
Wogenab, Lärchwalde, Elbing, Hansdorf, Wöcklitz, Preu- 
Bischmark, Dambitzen, Wittenfelde, Nogathau. 


Flatow: Neuhof b. Vandsburg, Neubutzig, Petzewo, 
Flatow, Dorotheenhof b. Sypniewo, Mühlenkawel, Linde, 
Kl. Lutau. 


Graudenz: Graudenz, Rudniksce, Orle, Mischke, Sack- 
rau, Gr. Leistenau, Schönwalde, Boguschau, Gatsch, Szu- 
milow !!, Kittnau, Lipowitz, Rondsen, Weißhof, Pastwitz, 
Wangerau, Annaberg, Plement, Lessen, Ramutken, Skar- 
szewo, Sellnowo, Rehden, Rehwalde, Wiewiorken, Za- 
skotsch, Schwetz, Powiatek, Roggenhausen, Gr. Schön- 
brück, Wiedersee. i 


Karthaus: Mariensee, Babental, Gowidlino, Kossi, Stein- 
haus, Pempau, Seefeld, Zalense, Barnewitz, Czarlin, Mirchau. 


Konitz: Gr. Paglau, Neumühl, Bösenfleisch, Odry, 
Konitz, Butzendorf, Ostrowitte, Müskendorfer See, Alt- 
Laska, Luttom, Cisewie. 

Kulm: Althausen, Dolken, Gelens, Friedrichsbruch, Kiewo, 
Golotty, Kaldus, Kulm, Lunau, Gr. Neuguth, Osnowo, 
Scharnese, Trzebcz, Uszcz, Kulm, Neudorf, Kielp, Kl. 
Czyste, Brosowo, Linowitz, Paparczyn, Podwitz, Jamerau, 
Steinwage, Blandau, Gorinnen, Villisas, Battlewo, Uni- 
slaw, Grubno, Baiersce, Wabcz, Neu-Linum, Josephsdort, 
Griebenau, Kisin, Glauchau, Galdau, Dietrichsdorf, Zegarto- 
witz, Kl. Trebis, Blotto, Zeigland, Mlinsk, Lippinken, 
Drzonowo, Szerokopas, Dubielno, Wenzlau. 

Löbau: Grodziczno !, Linowitz !. 

Marienburg: Katznase, Liebental, Jonasdorf, Alt- 
felde, Marienburg, Mielenz, Gr. Lesewitz, Neuteich, Schöne- 
berg. 
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Marienwerder: Gr. Nebrau, Kl. Ottlau, Rospitz, 
Marienwerder, Rothof, Gloszewo !!, Rinkowken, Smen- 
towken, Münsterwalde, Rakowitz, Gr. Gartz, Lindenberg, 


 Thymau, Nichtsfelde, Altjanischau, Stockmühle, Sprauden, 


Kreis 
Kreis 


Kreis 


Kreis 
Brei 
Kreis 
Kreis 


Kreis 
Kreis 


Kreis 


Kreis 
Kreis 
Kreis 
Kreis 
Kreis 


Kreis 


Kreis 


Grünhof, Gremblin, Czierspitz, Warmhof, Mewe, Jacobs- 
mühle, Warzeln, Broddenmihle. 

Neustadt: Zoppot, Hochredlau, Sagorsz, Gora-Worle. 
Putzig: Rutzau, Oxhöft, Putzig, Amalienfelde, Oblusch, 
Polchau, Oslanin, Krokow, Zarnowitz. 

Rosenberg: Riesenburg, Rosenberg, Kl. Babenz, Frev- 
stadt, Guhringen, Gr. Plauth, Kl. Tromnau, Gr. Belsch- 
witz, Friedrichsburg, Jacobau, Freiwalde, Gr. Falkenau, 
Peterkau, Gr. Brausen, Gr. Brunau. 

Schlochau: Förstenau, Pagelkau, Zechlau, Zawada, 
Schönwerder, Heinrichswalde, Buschwinkel, Lindenerg, 
Schlochau, Schönau. 

Schwetz: Neuenburg, Flötenau, Briesen, Topolno, Dulzig, 
Buschin, Kl. Czappeln, Ebensee, Hutta, Bresin, Luboschin, 
Taschau, Warlubien, Mochau, Gr. Ploszczyn. 
Stargard: Mirotken, Smolong, Ossoweg, Rosental, Gra- 
bau, Starschiska, Skurcz, Schwarzwald, Czarnen, Barloschno, 
Pillamühle, Neukirch, Bielawken, Roppuch. . 
Straßburg: Jaikowo, Birkeneck !!, Guttowo !, Schön- 
grund, Kl. Gorschen, Strasburg, Bobrowisko, Lemberg, 
Hammermühle !!. | 

Stuhm: Willenberg, Wengern, Weißenberg, Neumark 
Stuhm, Hospitalsdorf, Nikolaiken, Straszewo, Rehhof, Pa- 
leschken, Neudorf, Karlstal, Altmark, Stuhmsdorf, Brauns- 
walde, Georgendorf, Waplitz, Christburg. 

Thorn: Rentschkau-Abbau, Birglau, Kulmsce, Nawra, 
Thorn, Wibsch, Skompe, Adlig-Papau, Czernowitz, Gram- 
tschen, Lindenhof, Sängerau, Schwirsen, Kuczwally, War- 
schewitz, Stanislawken. 

Tuchel: Kelpin-Abbau, Neumühl b. Schwiedt, Abrau, 
Sehlen, Lubierszin, Wissoka, Neumühl, b. Dzeks, Brahebrücke 
Sehlen, Lubierszin, Wissoka, Neumühl b. Dzeks, Brahe- 
brücke !!. 


7 Anhang Ill. 


Neolithische Funde in Kujawien. 


Hohensalza: Zu den 34 im Mannus 1927, 119 ff. ange- 
gebenen Funden kommen hinzu: Woydal, Przybyslaw. 
Koto: Korzecznik, Chotel, Zagrodnica, Tymin. 
Konin: Wysokie. 

Kutno: Keine Funde. 

Łeczyca: Mniszki, Skotniki, Karsznice, Piaski, Strze- 
gocin. 

Lipno: Radziska, Wielkie, Maliszewo, Pokrzywnik, Skępe. 
Lazyn, Świętosław, Wólka Mala. 

Mogilno: Im Mannus sind 8 Funde angegeben. 


Kreis 


Kreis 


Kreis 
Kreis 


+ 
4 
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Nieszawa: Borucin, Kosciclna Wies, Slupy, Niegibalice, 
Ostrowas, Wasowo, Czarnocice, Sadtuzek, Faliszewo, Ilowo, 
Kozary, Piolunowo, Piotrkowo, Psinno, Rogalki, Radzie- 
jewo-Plawice, Stuzewo, Sompolno, Swierczyn, Swierczynek, 
Plowki, Osieciny, Brzezno, Wierzbinck. 

Siupca: Pietrzyköw, Modlica, Tarnowo, Wrabczyn, Mie- 
czownica. 

Strelno: Im Mannus sind 27 Funde angegeben. 
Włocławek: Czerniewice, Janiszewko, Rzadkawola, Cho- 
cen, Swietostaw, Lubraniec, Żurawica, Osiecz, Potok b. 
Smilowice, Włocławek. 


Die Funde des Kreises Pło c k sind auf der Karte nicht ange- 
geben, es sind Cybulino und Płock (Schreibung und Kreisangabe 
immer nach den Quellen). 


Beiträge 
zur Kenntnis der Moose und Gefässpflanzen 


in Westpreussen und Nordposen. 
Von Fritz Koppe, Kiel. 


Das nachfolgende Verzeichnis bezieht sich auf Beobachtungen 
in den Jahren 1913—1920. In dieser Zeit habe ich von meinem 
Heimatsöorte Zempelkowo, Kreis Zempelburg, und 
von meinen Wohnorten im Kreise Culm aus zahlreiche kürzere 
und längere Wanderungen unternommen, auf denen nicht nur 
viele bemerkenswerte Funde früherer Beobachter bestätigt, sondern 
auch zahlreiche Neufunde gemacht werden konnten. Nur ein 
kleiner Teil davon ist in den Berichten des Preußischen Botanischen 
Vereins in Königsberg (1914, 1915/16 und 1917—27) veröffent- 
licht worden, so daß eine Zusammenstellung wohl gerechtfertigt 
erscheint. 

Im Gegensatze zu den Gefäßpflanzen, von denen ich nur 
wichtigere Arten erwähne, verzeichne ich von den Moosen alles, 
was ich im Gebiet gefunden habe, da aus den Kreisen Culm 
und Zempelburg noch fast gar keine Moose bekannt waren. 
Da ich damals aber erst anfing, mich mit Moosen zu beschäftigen, 
so habe ich sicher nur einen kleinen Teil der wirklich vorhandenen 
bemerkenswerten Arten aufgefunden. Herr Dietzow, jetzt 
Königsberg i. Pr., hat mich damals heim Bestimmen stets freund- 
lichst mit Rat und Tat unterstützt, so daß ich ihm vielen Dank 
schulde. 

Es werden bis auf wenige Ausnahmen, die dann ausdrücklich 
als Bestätigungen alter Funde hervorgehoben sind, nur Neufunde 
veröffentlicht. Außer meinen eigenen Beobachtungen sind einige 
von anderen Floristen aufgenommen worden, die durch hinzu- 
fügen des Namens des Beobachters gekennzeichnet sind; es be- 
deuten: 

A. K. = Alexander Koppe, früher Zempelkowo, jetzt Berlin. 
Fr. u. !! = Richard Frase, Schneidemühl, und der Verfasser. 
H. Schw. = Heinrich Schwartz, früher Neuwaldau, jetzt Jastrow. 

Aus der umfangreichen floristischen Literatur über das Gebiet 

sind besonders zu nennen: 


Deutsche Wisseusch. Zeitschr. f. Polen. Heft 13. 1928. 
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Abromeit, J.: Flora von Ost- und Westpreußen, Berlin 
1898— 1923 (leider unvollendet). 


Preuß, H.: Die Vegetationsverhältnisse der Tuchler Heide. 
Jahrb. d. Wpr. Lehrerver. für Naturkunde, II. u. III. Jhrg. 
1906 — 07. Danzig. 


— Die pontischen Bestände des Weichselgebietes. Beiträge zur 
Naturdenkmalpflege. 2. Bd., Heft 4. Berlin 1912. 
Klinggraeff, H. v.: Die Leber- und Laubmoose West- 
und OstpreuBens. Danzig 1893. 
Im vorigen Jahre hat V. Torka in dieser Zeitschrift (Heft 9, 
S. 118—136) ein Verzeichnis der aus Großpolen bekannten Moose 
veröffentlicht; um einen Vergleich mit seiner Arbeit zu erleichtern, 
als deren Ergänzung das Moosverzeichnis gedacht ist, folge ich 
ihm in Nomenklatur und Anordnung nach Möglichkeit. 


Kreise, in denen beobachtet wurde: 


Culm = Culm Tuch. = Tuchel. 
Grdz. = Graudenz Zplb. = Zempelburg 
Mw. = Marienwerder Wirs. = Wirsitz 
Schw. = Schwetz Bbg. = Bromberg 
I Moose. 
Lebermoose. 


l. Riccia intumescens (Bisch.) Heeg. Auf Äckern, selten. Zplb. 
Weizenstoppel südl. Gut Zempelkowo 19. 3. 20.; Acker am 
Grenzberg bei Borowke 9. 3. 20. 

2. Riccia bifurca Hffm. Auf Brachäckern und Stoppelfeldern, 
Z plb. Zempelkowo. 

3. Riccia glauca L. Wie die vorigen, häufig. Culm, Zplb. 

4. Riccia sorocarpa Bisch. Wie die vorigen, auch an trockenen 
Hängen. Culm, Hang der Schlucht von Wabcz; Acker am 
Rebkauer See. Zplb. um Zempelburg und Zempelkowo 
häufig. 

5. Ricciella fluitans (L.) A. Br. An sumpfigen Ufern von Flüssen 
und Seen häufig, aber nur steril. Culm., Grdz. Tuch, 
Z pib. 

6. Riciella crystallina (L.) Steph. Feuchte Stoppelfelder, Ufer 
von Tiimpeln; wohl häufiger. Culm: Acker bei Althausen; 
Tümpel bei Sarnau. 

. Fegatella conica Corda. An Waldbächen und -quellen, ver- 
breitet. Culm: Gr. Lunau; Plutowo; Z plb. Komierowoer 
Wald, Mochelsee bei Kamin. 

8. Preissta commutata Nees. An kalkreichen, quelligen Hängen, 
Torfstichränder, auf Wiesenmergel. Zplb. Masuriwiesen 
(Schwartz); Nichors, Wiesen bei Zempolnothal. 

9. Marchantia polymorpha L. Wiesenmoore, feuchte Wald- 
stellen, feuchtes Gartenland; häufig. Culm, Grdz., 
Schw. Zplb. 

10. Aueura pinguis Dum. In Mooren zwischen Hypneen, auf 
feuchtem Sande; Z plb. Zempelkowo; Borowke; Vandsburg. 
fo. angustior Hook. bildet schmale, fast unverästelte Thallı 
zwischen Sumpfmoosen. Zplb. Borowke. 


=~] 
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23. 


24. 


25. 
26. 


27. 


28. 


Fritz Koppe. 


. Aneura sinuata (Dicks.) Dum. Nasser, schlammiger Torf in 


Mooren. Zplb. Borowker Moor; Grünlinder Bruch; Vands- 
burger Heidchen. 


. Aneura latifrons Ldbg. Torf in Mooren, morsches Nadelholz 


in Wäldern; selten. Bbg. F. R. Sommersin, Bel. Kohli. 


. Aneura palmata (Hdw.) Dum. Faulendes Holz, besonders 


von Nadelbäumen, selten. Zplb. Grünlinder Torfbruch. 


. Metzgeria furcata (L.) Ldbg. In Wäldern an Laubbäumen, 


auf feuchten Steinen; häufig. Culm, Grdz., Zplb.. Bbg. 


. Pellia epiphylla (L.) Ldbg. Quellige Waldstellen, Wiesen- 


moore; häufig. Culm, Zplb. Bbg. 

Pellia Fabbroniana Raddi (= P. calycina Nees). Quellige, kalk- 
reiche Hänge; wohl häufiger. Zplb. Neuhofer Mösse, auf 
feuchtem Wiesenmergel 5. 8. 19 (fo. furcigera Nees). 


. Pellia Neesiana (Gottsche) Lpr. Schattige, quellige Wald- 


stellen und Hänge. Culm: Weichselhang bei Kielp. — Es 
ist eine montane Art, die im Flachlande bisher nur sehr selten 
gefunden worden ist. 


. Blasia pusilla L. Feuchte Waldwege, feuchte Ackerfurchen 


und ähnliche Stellen. Nicht häufig. Z plb. Hohlweg an der 
Obkaßer Mühle, auf Sand. Hier am 14. 4. 20 auch mit Spo- 
rogonen. 


. Fossombronia Wondraczeki Dum (= F. cristata Ldbg. ), feuchte 


Stoppelfelder, im Herbst fr. Z plb. Zempelkowo. 


. Alicularia scalaris (Schrad.) Corda. Sandig-lehmige Abstiche 


in Wäldern. Zplb. Hohlweg an der Obkaßer Mühle. 


. Haplozia crenulata (Sm.) Dum. Humoser Sand an Wald- 


wegen, auch auf Brachäckern. Zplb. Komierowoer Wald. 


. Sphenolobus exsectiformis (Breidl.) Steph. Auf festem Torf- 


boden; in ganz Nordostdeutschland sehr selten. Z p1lb. Moor 
südwestl. Wittun 19. 4. 20. 
Lophozia lycopodioides (Wallr.) Cogn. Humoser Boden; 
Zplb. Vandsburger Heidchen, moorsandiger Waldweg, 
10. 9. 20. War neu für West- und Ostpreußen. Montane Art, 
die ım Tieflande nur noch in Pommern beobachtet wurde. 
Lophozia ventricosa (Dicks.) Dum. Auf Torf; auch in Wäldern 
auf humosem Sand und morschem Holz. Zp1b. Vandsburger 
Heidchen. 
Lophozia bicrenata (Schmiedle) Dum. Trockne Wegrander in 
Kiefernwäldern, sandige Hänge, häufig. C ulm, Grdz., Zplb. 
Lophozia excisa (Dicks.) Dum. Wie die vorige Art, oft mit ihr; 
gleichfalls häufig. Culm; Schw. Zplb.: 
var. cylindracea Dum. Zp!b. Sandiger Abstich im Walde 
bei Polko; 
var. Limprichtii (Ldbg.) Mass. Wie die Hauptart; ebenfalls 
nicht selten. Culm; Zplb.; 
var. arenaria (Nees.) Ldbg. Zplb. Borowke, Wegrand am 
Grenzberg. 
Plagiochila asplenioides (L.) Dum. Laubwälder, Gebüsche. 
Culm: Gr. Lunau; Plutowo; G r d z. Roggenhausen; Schw. 
Terespol; Z pl b. Komierowo; Schwiede; Vandsburg. Bbg. 
Oplawitz. 
Leptoscyphus anomalus (Hook.) Ldbg. Sphagnum-Moore 
Culm: Neulinum; Z pl b. Borowke; Vandsburg; Grünlinder 
Torfbruch; Tuch. Sommersin; nur steril. 


29. 
30. 


31. 


32. 
33. 


34. 
35. 


36. 
37. 


38. 
39. 
40. 
41. 


42. 
43. 


44. 


45. 
46. 


47. 
48. 
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Lophocolea bicrenata (L.) Dum. Schattige Hänge, Gebüsche, 
hfg., aber nur steril. Culm; Grdz.; Schw.; Zplb. 
Lophocolea heterophylla (Schrad.) Dum. Morsches Holz in 
Wäldern, Gebüschen und auf Mooren, häufig. Culm, Grd z., 
Zplb., Wirs. 

Lophocolea minor Nees Sandige Hänge und Waldstellen. 
Zplb. Zempelkowo, Grenzberg; Nichors; Obkaßer Mühle, | 
Tuch, F. R. Sommersin mehrfach; Bbg. Oplawitz. 
Chiloscyphus polyanthus (L.) Corda. Feuchte Gebüsche, 
Wälder; verbreitet. Culm; Zplb. 

Cephalozia bicuspidata (L.) Dum. Torfboden, feuchte Wald- 
wege, auf Holz; sehr häufig. Culm, Schw, Zplb,, 
Wirs., Bbg. 

Cephalozia pleniceps (Aust.) Ldbg. Moore, auf Torf und 
morschem Holz. Z plb. Borowker Moor. 

Cephalozia connivens (Dicks.) Spruce. Moore, auf Torf und 
morschem Holz, häufiger als die vorige. Culm Neulinum; 
Gr. Lunauer Moor; Zplb. Grünlinder Torfbruch; Vands- 
burg. 

var. compacta (Wtf.) als Art. Wie die Hauptart. Z p1 b. Moor 
bei Polko. 

Cephalozia media Ldbg. Wachst ähnlich wie die vorige Art, 
doch meist etwas nasser. Z plb. Moor SW. Wittun. 
Cephaloziella myriantha (Ldbg.) Schffn. Trockne Wegrander, 
sandiger Waldboden, seltener Torf. Zplb. Zempelkowo 
(mehrfach); Komierowo; Nichors; Schönhorst; Tuch. 
Sommersin. 

Cephaloziella rubella (Nees.) Wtf. An ähnlichen Stellen, aber 
selten. Zplb. Obkaßer Berge, unter Kiefern. 

Cephaloziella Hampeana (Nees.) Schffn. Moore, Waldboden. 
Zplb. Zempelkowo, Nichors, Vandsburg, Polko. Tuch. 
Sommersin. 

Cephaloziella Starket (Funck) Schffn. Ah trocknen Stellen 
in Wäldern, besonders in Kiefernwaldern; die häufigste Art. 
Culm, Grdz., Tuch., Zplb, Wirs, Bbg. 
Calypogeia Neesiana (Mass. et Car) K. M. Auf morschem 
Holz und Torf in Mooren; Waldboden. Wirs. Runowoer 
Bauerwald. Neu für Posen. 

Calypogeia Trichomanis (L.) Corda. Humoser Waldboden. 
Z plb. Komierowo; Schwiede. 

Lepidozia reptans (L.) Dum. Humoser, frischer Waldboden, 
besonders in der Nähe von Bächen; nicht selten. Culm, 
Grdz. Tuch, Zplb, Wirs., Bbg. l 
Ptilidium ciliare (L.) Hampe. In Kiefernwäldern am Boden, 
auch auf Birken und Kiefern; verbreitet. Culm, Tuch, 
Zplb., Wirs. 

Ptilidium pulcherrimum (Web.) Hampe. Auf der Rinde von 
Birken und Kiefern. Zplb. Schwiede. 

Diplophyllum obtusifolium (Hook.) Dum. Auf Sand unter 
Gebüschen und in Wäldern. Selten. Zplb. Hohlweg bei der 
ObkaBer Mühle. 

Scapania curta (Mart.) Dum. An ähnlichen Stellen, auch 
auf feuchtem Sand an Seen. Z plb. Lutauer Forst. 
Scapania irrigua (Nees.) Dum. Moore, feuchter Sand. Culm 
Neulinum; Tuch. Forst Sommersin; Zplb. Borowke. 
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Radula complanata (L.) Dum. An Laubbäumen in Wäldern, 
an Erlen in Sümpfen. Culm: Gr. Lunau; Plutowo; Tuch, 
Brahe bei Sommersin, Zplb. häufig; Bbg. Schleusen bei 
Bromberg. 

Madotheca platyphylla (L.) Dum. Laubwälder, an Bäumen 
und feuchten Steinen, seltener auf Erdboden. Culm: Gr. 
Lunau; Z plb. Komierowo; Schwiede. 

Frullania dilatata (L.) Dum. In Wäldern, an Laub- und 
Nadelbäumen. Culm: Gr. Lunau, Plutowo, Culm; Zp]b. 
Komierowo; SoBnow; Schwiede usw. 

Anthoceros punctatus L. Auf Stoppelfeldern an etwas feuchten 
Stellen. Culm: Gottersfeld, Rebakowosee; Z plb. häufig. 


Torfmoose. 


. Sphagnum fimbriatum Wils. Moore, besonders Waldmoore. 


Zplb. Schwarzer See auf der Mösse, reichlich und schön 
fruchtend. Wirs. Moor im Runowoer Bauerwald. 


. Sphagnum robustum Roll (= Russowii Wtf.). In tiefen Spha- 


gnum-Mooren, besonders an verlandenden Waldseen. Z p | b., 
Moorsee im Forst Jasdrowo; Wirs. Moor im Runowoer 
Bauerwald, 14. 4. 20. 

Sphagnum rubellum Wils. In Sphagnummooren. Z p1b. 
Borowker Moor; Grünlinder Torfbruch; Wiirs. Moor im 
Runowoer Bauerwald. 

Sphagnum fuscum Klinger. Wie das vorige, aber seltener. 
Wirs. Moor im Runowoer Bauernwald. 

Sphagnum subtile (Russ.) Wtf. Zwischenmoore, selten; neu 
für Westpreußen. C ulm: Moorim Lunauer Walde, 12. 5. 17. 


. Sphagnum acutifolium Ehrh. In Mooren aller Art, eines der 


häufigsten Torfmose. Culm, Schw. Zplb., Wirs., 
Bbg. 

Sphagnum squarrosum Perss. Sumpfige Waldstellen, Sumpf- 
moore; häufig. Culm, Zplb., Wirs. 


. Sphagnum teres Aongstr. In Zwischenmooren. Culm: Go- 


golinitzsee; Zplb. Schwarzer See auf der Mosse. 

var. squarrosulum (Lesqu.) Wtf. Wirs. Moor im Runowoer 
Walde; 

var. imbricatum Wtf. Zplb. Schwarzer See auf der Mosse; 
Radonsksee bei Vierland, Moor im Runowoer Bauern- 
wald. 


. Sphagnum obtusum Wtf. Mit dem vorigen; Culm: Zwerg- 


birkenmoor bei Neulinum; Zplb. Schwarzer See auf der 

Mosse; Kesselmoor bei Vierland; Borowker Moor. Wirs. 

Runowo; 

var. vecurviforme Wtf. Zplb. Schwarzer See auf der Mösse; 
Moorsee im Forst Jasdrowo; 

var. riparivides Wtf. Culm. Moor am W-Ufer des Gogolinitz- 
sees. Zplb. Schwarzer See auf der Mösse. 

Sphagnum Dusenit Jens. Nasse Moore, sehr selten. Z pl b. 

Torfmoor zw. Zahn und Groß Loßburg (H. Schwarz)! 


. Sphagnum amblyphyllum Russ. Nasse Zwischenmoore. Z pl b. 


Moor im Vandsburger Heidchen; Moorsee im Forst Jasdrowo; 
var. parvulum Wtf. (= subsp. angustifolium Russ.), WATS. 
Moor im Runowoer Bauernwald; B bg. F. Sommersin, Bel. 
Kohl. 
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Sphagnum recurvum Palis. In Zwischenmooren eine der 
häufigsten Arten. Culm, Schw., Zplb., Wirs., Bbg. 


jo- nrucronatum (Russ.) Wtf. gleichfalls häufig, meist mit der 
Hauptart. 

vay. majus Aongstr. Sehr nasse Moorstellen. Culm: Zwerg- 
birkenmoor bei Neulinum 9. 9. 17. 


. Sphagnum cuspidatum Ehrh. In Mooren und Sümpfen sehr 


hating. Culm, Sehe; Apilo: Wirs; 

var. submersum Schpr. In Torfstichen und Graben schwim- 
mend; häufig. Culm, Zplb., Wirs. 

fo. serrulatum Schlieph. (= Sph. trinitense C. Mü.l.). Culm: 
Moor im Lunauer Walde; Zplb. Moor bei Polko; 

var. plumosum Br. germ. Wie die vorige Varietät, nicht selten. 
Culm, Api b, 


. Sphagnum contortum Schulz. Nasse Zwischenmoore. Zplb. 


Moorsee im Forst Jasdrowo, nördlich vom Hauptwege, 4. 8. 19. 


. Sphagnum subsecundum Nees. An ähnlichen Stellen wie die vorige 


Art, häufiger. Culm: Zwergbirkenmoor bei Neulinum, Moor 
im Lunauer Walde. Wirs. Moor im Runowoer Bauernwalde. 


. Sphagnum inundatum Russ. Sehr nasse Moorstellen, schwim- 


mend; Culm: Zwergbirkenmoor bei Neulinum 9. 9. 17. Zplb. 
Kesselmoor östl. Teufelswinkel bei Illowo 5. 8. 19. 


. Sthagnum bavaricum Wtf. Wie die vorigen, selten. Zplb. 
| 


Kleines Kesselmoor östl. Teufelswinkel 5. 8. 


. Sthagnum crassicladum Wtf. An sehr nassen Stellen der 


Moore, selten. Z plb. , Kesselmoor östl. Teufelswinkel 5. 8. 19. 


. Sphagnum cymbifolium Ehrh. In Zwischenmooren, häufig. 


Culm, SCHW; 2918, WII 

var. Klinggraeffii Roll (= var. glaucescens Wtf.). An sehr 
nassen, schattigen Stellen; selten. Zplb. Moor von 
Skarpi 14. 4. 20. 

Sphagnum subbicolor Hampe. Trocknere Moorstellen. Culm: 

\loorwiese bei Paparczin; Lunauer Wald; Gogolinitzsee; 

Zplb. Forst Forst Kl. Lutau, Biala Blotto. 


. Sphagnum medium Spr. Zwischenmoore, nicht selten. Culm: 


Zplb., Wirs. 
Laubmoose. 


. Ephemerum serratum (Schreb.) Hampe. Stoppelfelder, Brach- 


äcker. Zplb. Acker westl. Zempelkowo 10. 3. 20. 


. Ephemerum minutissimum Ldbg. Wie die vorige Z pl b. Acker 


bei Polko 4. 4. 1920. 

Diese Art war bisher nur aus Skandinavien, Dänemark 
und England bekannt; wahrscheinlich ist sie aber nur über- 
sehen worden, da sie der vorigen sehr ähnlich ist. Sie ist noch 
kleiner als jene, die Blätter sind etwas schmäler und die Blatt- 
spitze oft ziemlich lang ausgezogen. Der Hauptunterschied 
iegt in den Sporen: sie sind bei minutissimum von einem 
feinen hyalinen Schleier umgeben, der bei serratum völlig 
fehlt. Auf die Verbreitung der beiden Arten bleibt zu achten. 


. Physcomitrella patens (Hdw.) Br. eur. Auf Schlammboden. 


Culm: Weichselufer bei Schöneich 5. 9. 17. 


. Acaulon muticum (Schreb.) C. Müll. Stoppelfelder, Brach- 


acker, begraste Hänge. Zplb. Um Zempelkowo häufig; 
SoBnow; Vandsburg; Kamin. 
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Acaulon triquetrum (Spruce) C. Müll. Wi ie die vorige, meist 
mit ihr, doch seltener. Zplb. Zempelkowo; Borowke; Zahn; 
Mochelsee. 


. Phascum cuspidatum Schreb. Wie die vorigen, aber sehr häufig. 


Culm, Schw. Zplb., Bbg. 
Phascum mitraeforme (Spr.) Wtf. Wie die vorige, seltener. 
Zplb. Roggenstoppel zw. Gut Zempelkowo und Borowke. 


. Phascum piliferum Schreb. Trockene, dünn begraste Hänge. 


Culm: Schlucht von Wabez; Zplb. Komierowoer Wald. 


. Phascum curvicollum Ehrh. Dürre Hänge, Brachäcker. 


Zplb. Acker südwestl. Wittun, 19. 4. 20. 


. Mildea bryoides (Dicks.) Wtf. Brachacker, dürre Hänge. 


Culm: Acker am Hang bei Gr. Lunau 25. 11. 16. Zplb. 
Schulacker bei Gr. Wöllwitz 9. 3. 20. 


. Pleuridium alternifolium (Brid.) Rbh. Trockene Hänge, 


sonnige Waldstellen, nicht selten. Culm, Schw. Zplb. 


. Pleuridium nitidum (Dicks.) Rbh. Feuchte, lehmige Acker, 


Uferschlamm, scheint selten. Culm: Weichselufer bei Schön- 
eich 5. 9. 17. 


. Weisia viridula (L.) Hdw. Grasige Hänge. Culm, Schlucht 


von Wabez; Zplb.: Hang am Ostufer des Mochelsees; 
Komierowoer Wald. 


. Dicranella Schreberi Sw. Feuchter Sand, Acker. Zplb.: 


Zempolnowiesen östl. Zempelkowo 27. 3. 20. Schwiede 20. 3.20. 


. Dicranella crispa (Ehrh.) Schpr. Abstiche unter Gebüsch; 


selten. Zplb.: Hohlweg östl. Nichors in den Zempolno- 
bergen 10. 4. 20. 


. Dicranella rufescens (Dicks.) Schpr. ‘Feuchtsandige Stellen, 


Acker, Z pl b.: Maienthal; Acker am Nordrande der Schwiede. 


. Dicranella humilis Ruthe. An ähnlichen Stellen, seltener. 


Zplb.: Gr. Wöllwitz (Schwartz). 


. Dicranella cerviculata (Hdw.) Schfr. Auf nacktem Torf in 


Mooren, häufig. Culm, Schw, Zplb., Wirs 


. Dicranella heteromalla (Dill.) Schpr. Abstiche in Wäldern, 


besonders in Laubwäldern, unter Gebüsch. Sehr häufig. 

Culm, Schw. Zplb., Wirs, Bbg 

Dicranella viria (Hdw.) Schpr. Eg feuchte Hänge. 

Z blb.: Quelliger Hang am Ostufer des Mochelsees. Culm: 

Weichselhänge "bei Althausen; Plutowo. 

Dicranella subulata (Hdw.) Schpr. Bebuschte Hänge, selten. 

Culm: Hang bei Kielp. 9.9.19. 

Dicranum fuscescens Turn. Waldmoore. Z plb.: Forstbel. 

Schwiede, an einer Birke. 

Dicranum montanum Hdw. In Kiefernwäldern, besonders an 

moorigen Stellen; häufig. Culm, Tuch., Zplb., Wirs, 

Bbg., nur steril. 

Dicranum flagellare Hdiw. Wie die vorige Art. Culm, Schw, 

Tuch, Zplb, Wirs., Bbg. 

Dicranum scoparium Hdw. In Wäldern sehr häufig, Culm, 

Schw. Tuch, Zplb., Wirs., Bbg.; 

var. paludosum Schpr. Waldmoore. Z plb.: Forst Lutau. 
Bbg.: Forst Sommersin, Bel. Kohli.; 

var. vecurvatum Schulz. Bewaldete Hänge am Südufer des 
Nichorser Sees. 
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Dicranum Bergeri Bland. Waldmoore. Wirs.: Moor im 
Runowoer Bauernwald. 

Dicranum Bonjeani De Not. Moorwiesen. Culm: Paparczin. 
Zplb. zw. Zempelkowo und Nichors; Skarpi; Wirs: 
Moor im Runowoer Bauerwald. 

Dicranum undulatum Br. cur. Feuchte Nadelwälder, häufig. 
Culm, Schw., Tuch, Zplb., Wirs.; 

var. falcatum Loeske. Culm: Lunauer Wald. 

Campylopus turfaceus Br. eur. Trockner Torf in Mooren, 
Waldhumus, nicht selten. Culm, Tuch, Zplb., Wirs. 
Dicranodontium longtrostre (Starke ) Schpr. "Waldmoore, gern 
an morschem Holz. Z p1b.: Vandsburger Heidchen 10. 9. 20. 
Leucobryum glaucum (L.) Schpr. Feuchte Nadelwalder, 
häufig, doch nur steril. Culm, Tuch., Zplb., Wirs. 
Fissidens bryoides Hdw. Abstiche in Laubwäldern, scheint nicht 
häufig. Zplb.: Forstbel. Schwiede, Abstich am Grenzberg, 
Fissidens taxifolius (L.) Hdw. Feuchte Waldhange. Zplb.: 
Südufer des Nichorser Sees; Skarpie. 

Fissidens osmundioides Hdw. Auf Torf in Mooren. Zplib.: 
Borowker Moor; Zempelkowoer Moor. 

Fissidens adiantoides (L.) Hdw. In Mooren; die häufigste 
Art. Culm, Zplb., Wirs. 

Fissidens cristatus Wils. (= F. decipiens De Not.). Tonige 
Waldhange. Zplb.: Komierowoer Wald. 

Trichodon tenuifolius (Schrad.) Ldbg. Walderde. Zplb. 
Komierowoer Wald an mehreren Stellen. 

Ceratodon purpureus (L.) Brid. An feuchten und trockenen 
Stellen, in Wäldern, an Wegen usw., sehr gemein. Culm, 
Tuch, Zplb., Wirs., Bbg. 

Ditrichum homomallum (Hdw. ) Hpe. Abstiche in Wäldern, 
auf feuchtsandigen Ackern. Zplb.: Acker am Nordrande 
der Schwiede. 

Pottia truncatula (L.) Ldbg. Stoppelfelder, Brachacker; 
häufig. Culm, Zplb., Wirs. 

Pottia intermedia (Turn.) Fürn. Wie die vorige, meist In 
ihrer Gesellschaft. Culm, Tuch., Zplb. 

Pottia minutula (Schleich.) Br. eur. Wie die vorigen, seltener, 
Zplb.: Zempelkowo; Gr. Wöllwitz; Nichors. 

Pottia lanceolata (Hdw.) C. Müll. Dürre Hänge Zplb.: 
Hang am SO.-Ufer des Mochelsees, 14. 4. 20. 

Pterygoneuron cavifolium (Ehrh.) Jur. Kahle, lehmige Hänge, 
Stoppelfelder. Culm: Hohlweg zw. Gr. Lunau und Bergs- 
walde; Zplb.: Lehmacker nördl. Jastremken; NO.-Hang 
des Gr. Zempelburger Sees. 

Didymodon rubellus (Hffm.) Br. eur. Waldige Hänge. Sch w.: 
Schwarzwasser bei Terespol; Zplb.: Grenzberg bei Bo- 
rowke; Kamionka bei Kl. Zirkowitz. 

Barbula convoluta Hdw. Wegränder, auf Torf usw., verbreitet, 
auch oft fruchtend. Culm: Gr. Lunau; Zplb:. Zempel- 
kowo; Nichors; Vandsburg usw. $ 

Barbula unguiculata (Hds.) Hdw. Acker, Hänge, Mauern; 
überall häufig. Culm, Tuch, Zplb., Bbg. 

Barbula fallax Hdw. Feuchte, lehmige und tonige Hänge. 
C ulm: Hänge bei Kielp usw.; Zplb.: Osthang des Mochel- 
sees; Nichors usw. 
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Barbula cylindrica (Tayl.) Schpr. Sand- und Mergelboden, 

Wegrander. Culm: Pniewitten 7. 9. 17. 

Barbula rigidula Mitt. (= Didymodon rigidulus Hdw.) Trock- 

kenes Gestein, Mauern. Bbg.: Oplawitzer Wald, Jagenstein 

139/140; neu für Posen. 

Tortula papillosa Wils. Wegbäume. Zplb.: Linden an der 

Wilhelmstraße in Zempelburg. 

Tortula subulata (L.) Hdw. Bebuschte Hänge, Waldschluchten, 

verbreitet. Culm, Tuch, Zplb. 

Tortula muralis (L.) Hdw. Mauern, Kalksteine, überall 

häufig. Culm, Tuch, Zplb, Bbg 

Tortula ruralis (L.) Ehrh. An trockenen Stellen: Wege, 

Wälder, Strohdächer, sehr gemein. Culm, Schw., Tuch. 

Zplb., Wirs., Bbg. Fruchtend nur Culm: Gr. Lunau 

31. 3. 17. 

Schistidium apocarpum (L.) Br. eur. Feuchtes Gestein, be- 

sonders in Waldschluchten, häufig. Culm, Tuch., Zplb. 

Grimmia pulvinata (L.) Sm. Ziegeldächer, Mauern, Stein- 

blöcke; sehr häufig. Culm, Tuch, Zplb., Bbg.; 

var. longipila Schpr. Tuch.: Auf einem Block bei Bagnitz 
(A. Koppe). 


. Rhacomitrium heterostichum (Hdw.) Brid. Granitblöcke, be- 


sonders in lichten Wäldern. Zp1lb.: Lutauer Forst; Ko- 
mierowoer Wald. 

Rhacomitrium canescens (Timm.) Brid. Trockner Sand an 
Hängen, in Kiefernwäldern usw. häufig. Culm, Schw, 

Tuch, Zplb., Wirs., Bbg., fruchtend: Culm: Hang bei 
Kl. Lunau. 

Rhacomitrium lanuginosum (Ehrh.) Brid. Granitblöcke, selten. 
Zplb.: Grenzberg bei Borowke. 

Hedwigia albicans (Web.) Ldbg. Auf Granitblöcken, beson- 
ders in Waldschluchten; nicht selten: Culm, Tuch., Zplb. 
Encalypta vulgarıs (Hdw.) Hffm. Dürre Sand- und Kieshänge, 
Wegränder. Culm: An den Hängen häufig: Gr. Lunau, 
Wabez., Culm, Althausen, Ostrometzko. Zplb.: Zempel- 
kowo, Maienthal, Nichors, Zempelburg; ObkaBer Mühle. 
Ulota crispa (Hdw.) Brid. An Laubbäumen in Wäldern. 
Culm: Lunauer Wald; Plutowo; Z p 1 b.: Forstbel. Schwiede: 
Polkoer Wald; Kl. Lutau und viele andere Orte. 

Ulota crispula Bruch. Wie die vorige Art und oft mit ihr zu- 
sammen. Culm: Lunauer Wald; T uch.: Brahe bei Sommer- 
sin; Z plb.: Kl. Lutau: Schwiede; Polkoer Wald; Wirs.: 
Runowo’er Bauernwald. 


. Orthotrichum diaphanum (Gmel.) Schrad. Gern auf Zement- 


mauern in Dörfern; an Wegbäumen; häufig. Culm, Zplb. 


. Orthotrichum obtusifolium Schrad. Wegbäume, einzeln stehende 


Feldbäume. Culm: Gr. Lunau; Plutowo; Zplb.: vielfach. 


. Orthotrichum  Lyellii Hook. An Waldbäumen, besonders 


Eichen und Buchen. Zplb.: Gut Zempelkowo; Schwiede; 
Kl. Lutau u. a. Orte. 

Orthotrichum speciosum Nees. In Wäldern an Laubbäumen und 
Steinen. Culm: Gr. Lunau; Zplb.: Komierowoer Wald; 
Schwiede; Gut Zempelkowo; Nichors usw., Wirs.: Runowo. 
Orthotrichum affine Schrad. Weg- und Waldbaume; die 
häufigste Art. Culm: Tuch., Zplb., Wirs., Bbg. 
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Orthotrichum fastigiatum Bruch. Wie die vorige, als deren 
Varietat sie häufig aufgefaBt wird; etwas seltener. Culm, Z plb. 
Orthotrichum anomalum Hdw. An Granitblöcken in Wäldern 
und besonders an Wegen; nicht selten. Culm: Gr. Lunau, 
Plutowo. Zplb.: Zempelburg; Zempelkowo; Zahn; Vands- 
burg usw. 


. Orthotrichum pumilum Sw. Weg- und Gartenbäume. Culm: 


Wichorsee; Zplb.: Zempelkowo; Maienthal. 


. Orthotrichum striatum (Hdw.) Schwgr. (= O. leiocarpum Br. 


eur.). Feld- und Waldbäume, seltener Steine. Zplb.: zw. 
Schönwalde und Zempelburg. 


3. Orthotrichum rupestre Schleich. Steine an Seeufern, selten. 


Zplb.: Südufer des Bengdoschsees, 10. 9. 20. 


. Splachnum ampullaceum L. Auf Rinderdtinger in Mooren. 


Z plb.: Borowker Moor, \ 
Physcomitrium piriforme (L.) Brid. Feuchte Acker, Ränder 
von Torfstichen, nicht selten, Culm, Tuch, Zplb. 


. Entosthodon fasciculare (Dicks.) C. Müll. Feuchte Acker, 


Stoppelfelder. Zplb.: Gut Zempelkowo 19. 3. 20. 


. Funaria hygrometrica (L.) Schreb. Feuchter Sand, Kalk- 


mauern, Feuerstellen in Wäldern usw., häufig. Culm, 

Tuch, Zplb, Wirs. 

Leptobryum piriforme (L.) Schpr. Torfstichwände, Wiesen, 

feuchter Sand. Zplb.: Zempolnothal; Zempelkowo. 

Pohlia annotina (Hdw.) Loeske. Feuchte Acker, Teich- und 

Seerander. Culm: Pniewitten; Z plb.: Nichors; Polko.’ 

Pohlia cruda (L.) Ldbg. Buschige Hänge in Wäldern. Culm: 

Gr. Lunau; Althausen. Zplb.: Nichors; Komierowo; 

Waldowke; Kamionka bei Kl. Zirkwitz. 

Pohlia pulchella (Hdw.) Ldbg. Sandige Wegabstiche in 

Wäldern. Z plb.: Grenzberg bei Borowke 9. 3. 20. Forstbel. 

Schwiede 20. 3. 20. 

Pohlia Rothit (Corr.) Broth. An ähnlichen Stellen wie annotina, 

wohl nicht selten. Z plb.: Hohlweg östl. Nichors 10. 4. 20. 

Pohlia nutans (Schreb.) Ldbg. In Mooren, sehr häufig. 

Culm, Schw. Tuch., Zplb, Wirs., Bbg.; 

var. longiseta Brid. Borowker Moor; 

var. strangulata Brid. Torfmoor SW. Wittun. 

var. sphagnetorum Schpr. Culm: Moor im Lunauer Wald; 
Neulinum; Zplb: Moor b. KI. Wollwitz; Schwarzer 
See auf der Mosse. B 

Mniobryum carneum (L.) Lpr. Feuchte, lehmige Acker und 

Hänge. Zplb.: Acker SW. Wittun. 

Mitobryum albicans (Whlnbe.) Lpr. Feuchter Sand und 

Mergel, besonders an quelligen Hängen. Culm: Lunau, 

Kie.p usw. Zplb.: Komierowo; Mochelsee; Vandsburg; 

Maienthal. 

Bryum inclinatum (Sw. )Br. eur. Torf, nasser Sand. Zplb.: 

Moor östl. Kl. Zirkwitz. = 

Bryum argenteum L. Feuchter Sand, Acker, zwischen 

Straßenpflaster, häufig. Culm, Zplb, Wirs. 

Bryum erythrocarpum Schwgr. Feuchte Acker, Sand. Zplb.: 

Schulacker Zempelkowo; Nichors. 

Bryum pseudotriquetrum Hdw. In Sümpfen, häufig. Culm, 

Tuch, Zplb., Wirs.: 
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vay. gracilescens Schpr. Zplb.: Komierowo. 

Bryum pallens Sw. Feuchte Acker, Sand. Culm: Schénsee; 
Zplb.: Zempelkowo; Nichors; Vandsburg; Wittun. 
Bryum turbinatum (Hdw. ) Schwer. Torf und nasser Sand. 
Zplb.: Schwarzer See auf der Mösse 21. 5. 18. 

Bryum capillare L. Laubwälder, Gebüsche, häufig. Culm; 
Tuch; Zplb, Wirs. B bg. 

Bryum bimum Schreb. Quellige Hänge, Moore. Culm: 
Kielp; Zplb.: Hang am Ostufer des Mochelsees; Borowker 
Moor. 

Bryum caespiticium L. Äcker, Mauern, Bäume; sehr häufig. 
Culm, Schw., Zplb., Wirs. 

Bryum bicolor Dicks. Äcker, Sandgruben. Gut Zempelkowo 
steril. 

Rhodobryum roseum (Weis) Lpr. Laubwälder, Gebüsche. 
Culm: Gr. Lunau: Zplb. Komierowo; Komierowko; Bo- 
rowke. 

Mnium hornum L. Wälder, Gebüsche; häufig. Culm, 
Schw. Tuch, Zplb., Wirs., Bbg. 

Mnium ' punctatum (L., Schreb. ) Hdw. Laubwälder, nicht 
selten. Culm, Zplh.; 

var. elatum Schpr. Waldbache. Z plb. Komierowo; Melzasee. 
Mnium undulatum (L.) Weis. Laubwälder, Gebüsche, be- 
sonders an feuchten Stellen; ziemlich häufig. Cul m, Tuch, 
Zplb., Bbg., fruchtend: Zplb.: Komierowoer Wald. 
Mnium vostratum Schrad. Yeuchte Laubwälder, besonders 
Bachschluchten. Culm: Plutowoer Parowe; Zplb. Ko- 
mierowoer Wald, Schlucht bei Nichors. 

Mnium cuspidatum (L.) Leyss. Laubwälder, feuchte Gebüsche; 
häufig. Culm, Tuch, Zplb., Wirs. 

Mnium affine Blend. Gebiische, Walder. Culm: Lunau, 
Culm; Zplb. häufig. 

Mnium Seligeri Jur. Moorwiesen, Sphagnummoore; sehr 
häufig. Culm, Schw. Zplb, Wirs., Bbg. 

Alntum stellare Reich. Laubwälder, Gebüsche. Zplb. Ko- 
mierowo’er Wald. 

Amblyodon dealbatus (Dicks.) P. B. Moore, besonders an 
Torfwänden. Zempolnowiesen zw. Zempelkowo und Nichors 
11. 3. 20. | 
Aulacomnium palustre (L.) Schwgr. Moorwiesen, Moore, sehr 
häufig. Culm, Schw., Tuch, Zplb, Wirs., Bbg. 
var. fasciculare (Brid.) Br. eur. Culm: Neulinum. 
Aulacomnium androgynum (L.) Schwgr. Morsches Holz in 
Wäldern; häufig, aber nur steril. Culm, Tuch, Zplb. 
Wirs. j 
Bartramia pomiformis (L.) Hdw. Schattige Gebüsche, Laub- 
wälder. Z plb.: Waldowker Wald; Nichorser See; Zempel- 
kowo: Obkaß’er Mühle. 


9. Bartramia ithiphylla (Hall.) Briv. An ähnlichen Stellen wie 


die vorige Art. Zplb.: Nichorser See, Südhang. 


. Philonotis fontana (L.) Brid. Quelhge Wiesenstellen, Moore. 


Zplb. Zempolnowiesen bei Nichors; Sumpf am Kl. Lutauer 
See, 


. Philonotis Arnellit Husn. Gebüsche, Acker. Bewaldeter 


Hang am Südufer des Nichorser Sees 8. 3. 20. 
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Fontinalis antipyretica L. Seeufer, Bäche; nicht häufig. 
Grdz. See bei Kl. Pientken. Z plb.: Bengdoschsee. 
Leucodon sciuroides (L.) Schwgr. Laubbäume an Wegen und 
auf Feldern, nicht selten, aber nur steril. Culm, Zplb,, 
Wirs. l 

Antitrichia curtipendula (L.) Brid. Laubwälder, besonders 
an Buchen und Eichen. Culm: Lunauer Wald; Zplb. 
Komierowoer Wald; Lutauer Forst. 

Neckera complanata (L.) Hüben. Laubbäume, Steine, Erd- 
boden in Wäldern; verbreitet.Culm, Tuch.,Zplb., Wirs. 
Homalia trichomanoides (Schreb.) Br. eur. An ähnlichen 
Stellen wie die vorige Art, bevorzugt Steine; nicht selten. 
Culm, Zplb., Bbg. 

Anomodon viticulosus (L.) Hook. et Tayl. Waldschluchten, 
besonders auf Steinen, seltener Laubbäume und Erdboden. 
Culm: Lunauer Wald; Plutowoer Parowe. Zplb., Sypni- 
ewo, Eiche an der Nitza. 

Anomodon attenuatus (Schreb.) Hüb. Waldschluchten, fast 
nur auf Steinen. Culm: Gr. Lunau, Elisentaler Parowe; 
Plutowoer Parowe. Grdz.: Schlucht östlich Roggenhausen. 
Zplb.: Komierowoer Wald. 

Thuidium tamariscinum (Hdw.) Br. eur. Laubwälder. 
Culm: Bel. Schemlau, Jg. 113, unter Erlen; Z p1] b.: Lutauer 
Forst. 

Thuidium recognitum (Hdw.) Lpr. Laubwälder, Gebüsche, 
Tuch: Brahe bei Sommersin; Zplb.: Lutauer Forst. 
Thuidium Philiberti Lpr. Grasige Hänge und Wiesen, Weg- 
rander; häufig. Culm, Tuch, Zplb. 

Thuidium delicatulum (L.) Mitt. Laubwälder, besonders auf 
Steinen in Waldschluchten. Zplb.: Komierowoer Wald, 
Südhang des Nichorser Sees; Kl. See westl. Komierowko. 
Thutdium abietinum (L.) Br. eur. Dürre Hänge, Kiefern- 
wälder; häufig. Culm, Schw. Tuch, Zplb., Bbg. 
Thuidium Blandowii (Web. et M.) Br. eur. Moorwiesen, 
Hypneten. Moor am Radonsksee bei Vierland. 

Platygyrıum vepens (Brid.) Br. eur. Feuchte Wälder, be- 
sonders Erlenbrücher. Z plb.: Vandsburger Heidchen, an 
Erle, 10. 9. 20. 

Pylaisia polyantha (Schreb.) Br. eur. Wegbäume, auch in 
Wäldern verbreitet. Culm, Zplb. 

Isothecium myurum ( Poll.) Brid. Laubwälder, Bachschluchten 
auf Steinen und an Stämmen verbreitete Culm: Lunau; 
Plutowo. Zplb.: Komierowo; Schwiede usw. 
Homalothecium sericeum (L.) Br. eur. Wegbäume, alte Wald- 
bäume. Zplb.: Komierowoer Wald. 

Camptothecium lutescens (Hds.) Br. eur. Trockne Hänge. 
Culm: Kl. Lunau, Schw.: Schwarzwasser bei Schönau; 
Zplb.: Salesch; SO- Hang des Mochelsees; zw. Zempel- 
kowo und Nichors usw. 

Camptothecium nitens (Schreb.) Schpr. Moorwiesen. Culm: 
Paparezin; Zplb.: Zempolnowiesen bei Zempelkowo, Nichors 
u. a. O. : 

Brachythecium salebrosum (Hffm.) Br. eur. Gebüsche, 
Wälder. Culm: Plutowoer Parowe. Zplb.: Zempelkowo; 
SoBnow; Schwiede. 


153. 
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— 


. Brachythecium Mildeanum Schpr. Sümpfe, nasse Sandstiche 


und Hänge. Zplb.: Quelle am Osthang des Mochelsees. 


. Brachythecitum glareosum (Bruch) Br. eur. Trockne Hänge. 


Culm: zw. Podwitz und Schönseec; Zplb.: Kamionka östlich 
Kl. Zirkwitz. 


. Brachytecium albicans (Neck.) Br. eur. Trockne Hänge, Weg- 


ränder; häufig. Culm, Tuch, Zplb. 


. Brachythecium rivulare Br. eur. Waldbache und -quellen, 


auf Steinen und Holz. Culm: Lunauer Wald; Zplb.: 
Komicrowoer Wald. 


. Brachvtecium rulabulum (L.) Br. eur. Wälder, Gebüsche, sehr 


häufig. Culm, Tuch, Zplb., Bbg. 


. Brachythecium campestre (Bruch) Br. eur. Trockne Hänge. 


Zplb.: Hang an der Kamionka östl. Kl. Zirkwitz, 14. 4. 20. 


. Brachythecium curtum Ldbg. Wälder, feuchte Gebüsche. 


Zplb. Forstbel. Schwiede; Zahner Wäldchen. 


. Brachythecium populeum (Hdw.) Br. eur. Auf Steinen in 


Waldschluchten und anderen feuchten Orten; häufig. Culm, 
Grdz., Tuch, Zplb: 
var. filiforme Loeske. Z plb.: Komierowoer Wald. 


. Brachythecium velutinum (L.) Br. eur. Gebüsche, Wälder, 


häufig. Culm, Tuch, Zplb., Bbg. 


. Brachythectum reflexum (Starke ) Br. eur. Laubwälder, Erd- 


boden, Bäume. Zplb.: Komicrowoer Wald, 10. 10. 17. 


: Eurhynchium striatum (Schreb.) Schpr. Feuchte Gebüsche, 


verbreitet. Culm, Tuch, Zplb. 


. Eurhynchium strigosum Br. eur. Etwasschattige Hänge Culm: 


Parowe im Lunauer Walde; Z plb.: Grenzberg bei Borowke. 
. Eurhynchium Schleicheni (Haw. fil.) Lor. (= E. abbreviatum 
Schpr.). Waldbiche und -quellen. Culm: Hang bei Gr. 
Lunau; Plutowo. Z plb.: Komierowoer Wald. 


Paramyurium piliferum (Schreb.) Wtf. Grabenrander. Zplb.; 


Zempolno bei Zempelkowo. 


. Oxyrrhynchium praelongum (Hdw.) Wtf. Acker, Gebüsche; 


sehr häufig. Culm, Tuch, Zplb, Bb 


8: 
. Oxyrrhynchium Swartzit (Turn.) Wtf. Waldschluchten. 


Culm: Plutowoer Parowe; Zplb.: Komierowoer W ald, 
Grenzberg bei Borowke; Schwiede. 


. Oxyrrhynchium rusciforme (Neck.) Wtf. (= Rhynchostegium 


rusciforme.Br. eur.). Steine in Waldbächen. Zplb: Komie- 
rowoer Wald. 


. Isopterygium stlestacum (Selig.) Wtf. Humoser Waldboden, 


morsches Holz. Culm: Lunauer Wald; Z pl b.: Komiero- 
woer Wald. 


. Isopterygium depressum (Bruch) Mitt. Steine in Waldbächen. 


Culm: Bachschlucht im Lunauer Walde, 31. 10. 16. 


. Plagiothecium Roeseanum (Hampe) Br. eur. Gebüsche, 


Wälder, verbreitet. Culm, Tuch, Zplb 


. Plagiothecium silvaticum (Huds.) Br. eur. "Feuchte Wald- 


schluchten. Culm: Lunau; Plutowo; Zplb.: Komierowo, 
Schwiede. ; 

var. laxum Mol. Zpib.: Komierowoer Wald, Bachschlucht. 
Plagtothectum denticulatum (L.) Br. eur. Feuchte Gebiische, 
Walder, Moore; oft auf morschem Holz; häufig. Culm, 
Tuch, Zplb., Bbg. 
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Plagiothecium Ruthei Spr. Erlenbrücher. Zplb.: Komie- 
rowko; Borownosee bei Schönhorst. i 

Plagiothecium curvifolium Schlieph. Dunkle Nadelwälder, 
Holz in schattigen Gebiischen. Culm: Lunauer Wald; 
Z plb.: Komierowo; Borowke; Polko. 


. Plagiothectum laetum Bryol. eur. Schattige Wälder, Moor- 


wälder; am Grunde von Bäumen. Z plb.: Forst Lutau. 


. Plagiothecium latebricola (Wils.) By. eur. Morsches Holz in 


Wäldern, besonders Erlenbrücher. Zplb.: Ostufer des 
kleinen Sees westl. Komierowk®, 10. 4. 20. 


. Amblystegium subtile (Hdw.) Br. eur. Laubwälder, Gebüsche. 


C ulm: Lunauer Wald; Plutowoer Parowe. 


. Amblystegium serpens (L.) Br. eur. Wald-, Feld- und Straßen- 


bäume, Mauern, Steine; häufig. Culm, Schw, Tuch, 
Zplb., BDE 


. Amblystegium rigescens Spr. (Hat als Varietät der vorigen zu 


gelten). Trockenes Gemäuer. Culm; Gr. Lunau; Kirchhof- 
steine. Zplb.; Kirchhofsteine. 


. Amblystegium Juratzkanum Schpr. Feuchte Laubbäume in 


Wäldern und Briichen. Culm: Lunau, Ratmannsdorf; 
Zplb.: Komierowo, Borowke, Schwiede. 


. Amblystegium varium (Hdw.) Ldbg. (= A.radicale (P. B.) 


Mitt). Wie vorige Art. Zplb.: Komierowoer Wald. 


. Leptodictyum riparium (L.) Wtf. Holz in Sümpfen und 


Bächen, auch in Torfstichen. Culm: Lunau; Weichselufer bei 

Schoneich; Zplb.: Zempelkowo; Polko; Kl. Wöllwitz. | 

Hygroamblystegium irriguum (Wils.) Loeske. Steine und Aste 

in Waldbächen. Culm: Lunauer Wald, Plutowoer Parowe; 

Z plb.: Komierowo; Schwiede ; 

var. spinifolium Mkm. Zplb.: Ostseite des Mochelsees ım 

Bach der großen Seitenschlucht, 14. 4. 20. 

H ygroamblystegium fluviatile (Sw.) Lske. Wie vorige Art, aber 

sehr selten. Zplb.: Ostseite des Mochelsees, im Bach der 

Seitenschlucht. 

Cratoneuron filicinum (L.) Roth. Waldbache, kalkreiche 

Sumpfte, haufig. Cubm,. Tuch, 2 pbb. 

fo. pap llosa Dietzow. Z plb.: Moorwiese SO-Zahn, auf Torf, 
besonnt 21. 3. 20.; 

var. spinifolium Schpr. Zplb.: Moor südöstl. Damerau, auf 
Holz, 13. 9. 20. 

var. elatum Schbr. Zplb.: Waldowke, Quellsumpf am Wald- 
rande, 27. 3. 20. 

Chrysohypnum stellatum (Schreb.) Lske. Moorwiesen ver- 

breitet. Culm, Zplb., Wirs. 

Chrysohypnum chrysophyllum (Breid.) Lske. Quellige, kalk- 

reiche Hänge. Culm: Kielp. 

Chrysohypnum Sommerfeltii (Myrin) Roth. Dürre Hänge, 

trockner Waldboden. Z plb.: Komierowoer Wald, 10. 10. 17. 

Rhytidiadelphus squarrosus (L.) Wtf. Moorwiesen, grasige 

Hänge; häufig, aber nur steri. Culm, Tuch., Zptb. 

Rhylidiadelphus triquetrus (L.) Wtf. Grasige, lichte Wald- 

stellen, buschige Hänge, verbreitet. Culm, Tuch, Zplb., 

Bbg. 

Hylocomium splendens (Hdw.) Br. eur. Wälder, Wiesen, Ge- 

büsche; häufig. Culm, Schw. Zplb., Wirs. 
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Ptilium crista castrensis (Sull.) De Not. Frische Stellen in 
Nadelwäldern. Zplb.: Forst Lutau; Wirs.:Runowo. 
Stereodon Haldanei (Grev.) Ldbg. Waldboden. Zp1b.: 
Birkenwäldchen zw. Nichors und Zempolnothal. 
Stereodon cupressiformis (L.) Brid. In Wäldern eines der 
häufigsten Moose. Culm, Tuch., Zplb., Wirs., Bbg.; 
var. filiformis Brid. Steine und ‘Laubbaume in Wäldern, 
besonders an Buchen; häufig. Culm, Tuch. Zplb., Bbg. 
var. elatus Br. eur (= var. lacunosus Brid.). Buschige ‘Hänge. 
Zplb.: Komierowoer Wald; Schwiede. 
Stereodon arcuatus Ldbg. (= Lindbergii Mitt.). -Feuchter 
lehmiger Sand, Waldwege. ZplIb. 
Hypnum Schrebert Willd. Walder; Gebüsche usw., häufig. 
Culm, Tuch, Zplb., Wirs. 
Hypnum purum L. An ähnlichen, doch etwas feuchteren 
Stellen; verbreitet. Culm, Zplib. 
Calliergon cuspidatum (L.) Kabg. Sümpfe, sehr häufig in 
allen Kreisen; 
fo. fluitans Wtf. Zplb.: Zakrzewker See, schwimmend; 
fo. adpressum Lske. Zplb: Polkoer Wald, Birkenwurzeln. 
Calliergon giganteum (Schpr.) Kdbg. Nasse Sümpfe, Graben. 
Zplb.: Zempelkowo, Zempolnowiesen, 
Calliergon cordifolium (Hdw.) Kdbg. Waldsümpfe, Sümpfe, 
häufiger als die vorige Art. Culm: Gr. Lunau; Neulinum, 
Zplb.: Zempelkowo, Borowke, Nichors u. a. O. Wirs.: 
Runowoer Bauerwald. 
Calliergon stramineum (Dicks.) Kdbg. Moore, nicht selten. 
Culm, Zplb., Wirs., Bbg. 
Dre panocladus pseudofluttans (Sanio) Klingg. Moorgraben. 
Tuch.: Waldtümpel westl. Försterei Kohli; Zplb.: Zem- 
polnowiesen bei Zempelkowo, Nichors usw. ; Polkoer Moor; 
Kl. Zirkwitz. 
Drepanocladus ee (Schpr. ) Wtf. Moorgräben, verbreitet. 
Culm, Tuch, Zplb.; 
var. pungens H. Müll. Zpib.: Grenzberg bei Zempelkowo, 
feuchter Stein. 

vn polycarpus Bland. Wie vorige Art, häufig. 

Culm, Zplb 


Drepanocladus aquiaticus (Sanio) Wtf. Wie vorige. Culm 


Paparczin, Lunauer Wald, Grdz.: Gr. Rudnicker See. 


. Drepanocladus capillifolius Wtf. Grd z.: See bei Kl. Piontken 


Zplb.: Masuriwiesen bei Gr. Wöllwitz; hier vorher schon 
von H. Schwartz gefunden. 


. Drepanocladus tenuis (Schpr., Klinggr.) Wtf. Sumpfwiesen, 


an Baumstammen und dgl. Z plb.: Zempolkowo, Zempolno- 
wiesen! Nichors, Tümpel an der Schwiede; Vandsburger 
Heidchen; Resminer See, Nordufer. 


. Dre panocladus subaduncus W tf. (= Dr. aduncus ee ) Wtf.) 


Moorwiesen, Stimpfe; verbreitet. Culm, Zplb 

fo. adpressa Jaap. Zplb.: Komierowoer Wald, Sumpf. 
Drepanocladus vernicosus (Ldbg.) Wtf. Verlandungsmoore, 
tiefe Sümpfe. Z pl b.: Zempolnowiesen zw. Zempelkowo und 
Nichors; Wirs.: Moor im Runowoer Bauerwalde. 
Drepanocladus intermedius (Ldbg.) Wtf. An ähnlichen Stellen 
wie die vorige Art. Z plb.: Zempolnowiesen bei Zempelkowo. 


Beiträge zur Kenntnis der Moose und Gefäßpflanzen 47 


192. 
193, 
194. 


195. 
196. 


197. 
198. 


199. 


200. 
201. 
202. 
203. 
204. 


205. 


206. 
207. 
208. 
209. 
210. 
211. 


‚Drepanocladus fluitans (L.) Wtf. Moorgräben, Torfstiche, 


Sümpfe, häufig. Culm, Tuch, Zplb. 

Drepanocladus purpurascens (Schpr.) Lske. Nasse Moore. 
Culm: Neulinum; Zplb.: Borowker Moor; Mösse. 
Drepanocladus submersus (Schpr.) Wtf. Moore, in Gräben 
und Torfstichen schwimmend. Zplb.: Feldmoor bei Kl. 
Wöllwitz; Grünlinder Torfbruch. 

Drepanocladus exannulatus (Gümb.) Wtf. Nasse Moore, 
Sümpfe, häufig. Culm, Tuch, Zplb., Wirs. 
Drepanocladus serratus (Milde) Wtf. Torftümpel. Zplb.: 
Kl. Wöllwitz. 

Ich habe vorstehend die Drepanocladen im Anschluß 
an Warnstorfs Laubmoose in der Kryptogamenflora 
der Mark Brandenburg aufgeführt. Es ist sicher, daß dabei 
der Artbegriff viel zu eng gefaßt ist,und ein Teil der genannten 
Arten sind nur Formen und Varietäten von anderen. Am 
weitesten geht in der Zusammenlegung Mönkemeyer (Raben- 
horsts Kryptogamenflora, Abt. IV, Bd. 4, 1927). Die Nr. 
183 — 189 gehören bei ihm zur Gesamtart Dr. aduncus; Dr. 
submersus gehört zu fluitans, Dr. purpurascens und serratus 
sind Formen von exannulatus. ` 
Scorpidium scorpidioides (L.) Spr. Verlandungsmoore; Zplb.: 
Radonsksee bei Vierland. 

Climacium dendroides (L.) Web. et M. Moorwiesen, auch 

auf Steinen in Waldschluchten; häufig. Culm, Tuch,, 

Zplb., Wirs., Bbg. 

Buxbaumia aphylla L. In Nadelwäldern an Abstichen und 

Wegrändern, verbreitet. Culm, Schw. Tuch, Zplb., 

Wirs., Bbg. 

Buxbaumia industata Brid. In wenigen Pflanzen mit der 

vorigen. Zplb.: Komierowoer Wald. 

Tetraphis pellucida (L.) Hdw. Morsches Holz in feuchten 

Wäldern und Erlenbrüchern, hfg. Culm, Tuch., Zplb., Wirs. 

Catharinaea undulata (L.) Web. et M. Laubwälder, Gebüsche, 

Abhänge, häufig. Culm, Tuch, Zplb. Bbg. 

Catharinaea tenella Röhi. Feuchte sandige Acker und Wald- 

wege. Z plb.: Polko; Komierowo; Grenzberg bei Zempelkowo. 

Pogonatum nanum (Schreb.) P. B. Abstiche in Wäldern. 

Zplb.: Obkaßer Mühle; Schwiede; Hang westl. Gr. LoB- 

burg; Komierowoer Wald, Waldowker Wald. 

Pogonatum aloides (Hdw.) P. B. Wie die vorige Art. Zplb.: 

Hohlweg östl. Nichors; Hohlweg bei der Obkaßer Mühle; 

Polkoer Wald. 

Pogonatum urnigerum (L.) P. B. Hänge, unter Gebüsch. 

Zplb.: Hohlweg östl. Nichors. 

Polytrichum piliferum Schreb. Trockne Kiefernwälder, Sand- 

wege, häufig. Culm; Schw., Zplb.. Bbg. 

Polytrichum juniperinum Willd. An ähnlichen Stellen, häufig. 

Culm, Tuch., Zplb. 

Polytrichum strictum Banks. Zwischen Sphagnen in Mooren, 

verbreitet. Culm, Tuch., Zplb, Wirs. 

Polytrichum commune L. Waldmoore, etwas weniger häufig. 
ulm, Zplb., Wirs. 

Polytrichum perigoniale Mich. Auf feuchtem Sand. Ist nur 

Varietät der vorigen. Zplb. 


48 Fritz Koppe. 


212. Polytrichum formosum Hdw. Laubwälder, nicht selten. 
Culm, Zplb. 
213. Polytrichum gracile Dicks. Wie die vorige Art. Culm, Zplb. 


Il. Gefäßpflanzen. 
Kryptogamen. 


Lycopodium Selago. Tuch. — Bbg. Moor am kleinen See südl. 
Försterei Kohli, auf der Provinzgrenze 20. 
— inundatum. Zplb.: F. R. Lutau, Bel. Wilhelmsbruch (13). 


Angiospermen. 


Triglochin maritima. Zplb. Am See bei Schmilowo, wo Abromeit 
die Pflanze 1880 feststellte, noch 1914; sonst hier keine salz- 
liebenden Arten. 

Scheuchzeria palustris. Zerstreut. Tuch. — Bbg. Moor am 
Kleinen See südl. Först. Kohli 20; Zp1lb.: Borowker Moor; 
Vandsburger Heidchen; Kesselmoor östl. Teufelswinkel bei 
Illowo; Moorsee im Forstbel. Jasdrowo. 

Elisma natans. Zplb.: Zw. Wittkau und Kamin an mehreren 
Tümpeln; am kleinen See bei ObkaB. 

Hierochloe odorata. Culm: Auf Sand im Weichseltal: Gr. Lunau — 
Podwitz; Niederausmaaß: Schönsee; Schöneich. 

Hierochloe australis. Bbg.: Rechter Brahehang nördl. Försterei 
Brahetal 15. 

Stupa pennata, Culm: Große Parowe von Althausen (17). 

Phleum Boehmeri. Zplb.: Grenzberg bei Zempelkowo. 

Agrostis vulgaris var. stolonifera Koch. Grdz.: Mischke. 

Agrostis alba var. prorepens Aschers. Culm: Gottersfeld. 

Agrostis canina var. genuina Godr. et Gr. Culm: Gogolinitzsee. 

Calamageostis neglecta. Zp1b.: Schwarzer See auf der Mosse. 

— epigeios var. Reichenbachiana Grec.C ulm: Wabczer Wald. 
— — var. Hübneriana Rchb. ebendort. 
Koeleria glauca var. gracilis Aschers. Culm: Kielp, Kaldus, Ust. 
— cristata var. pyramidata (Lam.) Dom. Culm: Lunauer 
Wald; Wabezer Wald. Zplb.: Grenzberg bei Zempel- 
kowo. 

Melica uniflora. Culm: Lunauer Wald (16); Schw., Zis- 
busch (Fr. u.!!) Tuch.: recht. Brahehang südl. Pillamühl 
(Fr. u.!! 14); Zplb.: SoBnower Wald (13). 

Dactylis glomerata var. abbreviata Drej. Culm: Althausen; Gr. 
Lunau. 

— — var. lobata Drej. (= D. Aschersoniana Graebn?) Culm: 
Lunauer Wald, Zplb.: Komierowoer Wald; Schwiede; 
Lutauer Forst. | 

Poa bulbosa. Culm: Weichselhänge, mehrfach: Kielp; Plutowc. 

Poa nemoralis. 
var. rigidula. Culm: Lunauer Wald. 
var. vulgaris Gaud. subvar. tenella Rchb. dgl. 

Poa palustris var. glabra Doll. Culm: Nonnenkampe. 

Poa trivialis var. vulgaris Rchb. Culm: Radmannsdorf, u. a. Orte. 
Zplb. verbreitet. 
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Poa pratensis: 
var. vulgaris Gaud. Grdz.: Rudnicker See. 
vor. hirtula Asch. et Graeb. Culm: Wabcz; Kaldus. 
var. setacea (Hffm.) Döll. Culm: Schlucht Kaldus. 
var. angustifolium (L.) Sm. Culm — Ust, Kaldus; Bbg. 
Oplawitz. 
subvar. straminea Rother. Culm — Ust, Zplb.: Grenzberg 
bei Zempelkowo. 
fo. collina. Culm: Kaldus. 


Glyceria nemoralis. Culm: Gr. Lunau, Waldhof; Althausen 
Zplb.: Melzasee. 

lestuca ovina var. duriuscula (L.) Koch. Culm: Gr. Lunau, 
Zplb.: Komierowo. . 

— heterophylla Lmk. Culm: Wabczer Schlucht. 
— pratensis var. pseudololiacea (Fries) Hackel. Culm: Gr. 
Lunau. 
silvatica. Culm: Lunauer "Wald, Schw.: Zisbusch 
(Fr. u.!!); Zplb.: Lutauer Forst. 

Bromus asper var. Benekeni. C ul m: Lunauer Wald; Schw. Neuen- 
burg, zw. Stadt und Gut; Z p1b.: Lutauer Forst. 

— sterilis. Culm: Gr. Lunau, Gogolin, Podwitz, an Wegen. 
Schw.: Terespol, 

Brachypodium silvaticum. Im Kr. Culm verbreitet; z. B. Gr 
Lunau, Wabcz, Plutowo, Kisin; Zplb. selten: Melzasec. 

Scolochloa festucacea. Grdz.: am Rudnicker See noch 1917. 

Cyperus fuscus. Culm: Weichselufer bei Schöneich; Zplb.: 
Komıerowoer Wald, feuchter Sandweg 17. 

Ertophorum gracile. Tuch. — Bbg. Moorsee südl. Försterei 
Kohli (Fr. u !!15);C ulm: Moorim Lunauer Walde; Reinauer 
See. Zplb. Borowker Moor. 

Scirpus Tabernaemontani. Gr d z.: Rudnicker See; Zplb.: Vands- 
burger See. 

Carex chordorrhiza. In tiefen Sphagnummooren, selten. Culm: 
Gogolinitzsee, Moor am Ostufer V! Z? (9. 7. 18). Zplb.: 
Borowker Moor (16—20); Kleines Kesselmoor östl. Teufels- 
winkel bei Illowo (5. 8. 19); Wirs.: Moor im Runowoer 
Bauernwald V° Z® schon am 19. 4.20 sehr reich blühend. 
(Hier schon 1878 von Rosenbohm festgestellt!) 

— arenaria fo. remota. Culm: Neudorf. 

— paradoxa verbreitet, besonders Zplb. 

— paniculata X paradoxa. Zplb.: Kamionka zw. Neumühl 
und Witkower Mühle (Fr. u.!!) 

— diandra Schrank (= C. teretiuscula). Zplb. zerstreut: 
Borowker Moor, Grünlinder Torfbruch; Neuhofer Mösse; 
Wırs. Moor im Runowoer Bauerwald. 
fo. major Koch. Culm: Gogolinitzsee. 

— paniculata var. simplex Peterm. Culm: Gr. Lunau, Bach. 

— heleonastes Ehrh. Zplb. Wie Abromcit festgestellt hat, 
wurde diese seltene Segge bereits 1878 von Rosenbohm 
im Gebiet gesammelt, aber nicht erkannt: Zplb.: Lu- 
tauer Forst, Biala Blotto (hier dürfte sie verschwunden 
sein, da das Moor entwässert und trocken gelegt ist); 
Wirs.: Moor im Runowoer Bauernwald (hier könnte die 

Art noch vorhanden sein, da das Moor sich in sehr gutem 
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Zustande befindet; ich habe es leider nur zu ungünstiger 
Jahreszeit aufgesucht, als diese Segge noch nicht zu er- 
kennen war). 

caespitosa * Goodenoughii. Zplb.: Schulwiese Zempelkowo, 

— gracilis var. strictifolia Aschers. Culm: Gr. Lunau, am 
Hauptgraben. 

— Goodenoughii var. pumila Aschers et. Graeb. Grd z.: Rud- 
nicker See. | 

— supina. Culm, an hohen, grasigen Weichelhängen. Kleine 
Schlucht nördl. von der Plutowoer Parowe (hier schon 
von H. Preuß angegeben); zw. Kielp und Plutowoer Pa- 
rowe V3 Z° (17—19); Nordausgang der Parowe von Plu- 
towo (18); Althausener Parowe V?! Z3; Parowe von Kaldus 
v! 2° (18). | 

— caryophyllea var. glomerata. C. ulm: Hang zw. Kielp und 
Plutowo. 

— var. elatior Bogenh. Zp1b. Grenzberg bei Zempelkowo. 

— distans. Grdz.: Rudnicker See. 

— hirta var. hirtiformis Pers. Culm: Hang bei Culm. 

Juncus capitatus. Culm: Paparczin; Zplb.: Zempelkowo. 

— effusus X glaucus. Z2plb. Karpfenteiche, Komierowo 12. 

— Tenageia. Culm: an Tümpeln bei Bergswalde. 

— bufonius var. ranarius Perr. et Song. Culm: Auf Schlick an 
der Weichsel bei Schöneich. 

— acutiflorus Ehrh. (= silvaticus Reich.) Z p1 b.: Karpfenteiche 
bei Komierowo 12. 

Luzula nemorosa E. Mey. (= L. albida DC.) C ulm: eingeschleppt 
am Wege zw. Gr. Lunau und Podwitz. 

— campestris DC. 
var. multiflora Lej., verbreitet jn Wäldern und Gebüschen. 
var. pallescens (Whlnbg.) Bess. verbreitet an trocknen 

Hängen. 
Allium ursinum. Culm: in den feuchten Schluchten des Lunauer 
Waldes noch jetzt in großer Menge (1916—19). 

— montanum Schmidt (= A. fallax) var. petraeum A. u. G. 
An den sonnigen Steilhängen und auf trocknen Sand- 
flächen der Weichsel verbreitet; z. BBCulm: Gr. Lunau, 
Klinzkau, Podwitz, Schönsee, Schöneich. 

Polygonatum verticillatum. Z plb.: Komierowoer Wald; Forstbel. 
Cottashain. 

Galanthus nivalis. Culm: in den Schluchten des Lunauer Waldes 
noch jetzt in großer Menge; sonst: Waldhof; Parowe von Wabcz. 

Cypripedilum calceolus. Zplb.: SoBnower Wald A. K. 13! Bbg.: 
Rechter Brahehang nördl. Försterei Brahetal 25. 5. 15. 

Orchis Morio. Zplb.: O.-Rand des Borowker Moores. 

— Tyaunsteineri Saut. Zplb.: Zempelkowoer Moor 13; 
Wiesen an der Kamionka bei Grünau (R. Fr. 13). 

— Traunsteineri X maculatus. Zplb.: Kamionka bei Grünau 
(Fr. u. !! 14). 

— incarnatus X maculatus. T u c h.: Abrauer Moor (Fr. u. !! 14). 

— incarnalus X latifolius. Zplb.: Zempelkowoer Moor. 

Gymnadenia cucullata (L.) Rich. Bbg.: am bekannten Fundort 
bei Oplawitz am 6. 8. 17 wieder aufgefunden. 

Cephalanthera rubra. Zplb.: Komierowoer Wald; Forsttel. 
Schwiede; Forst Lutau, Bel. Cottashain. 
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Malaxis paludosa. Z pl b.: Moorsee im Vandsburger Heidchen 20. 

Liparis Loeselii. Zplb.: Verlandungsmoor am See bei Vierland 
bei Illowo in großer Zahl, 18. 

Goodyera repens. M w.: Münsterwalder Forst. 


Salix alba X fragilis. Culm: bei Culm mehrfach, z. B. Nonnen- 
kämpe. 

— fragilis var. Lambertiana (Sm.) Koch. Culm, Nonnenkämpe. 

— daphnoides. Culm: an der Weichsel vielfach: Kielp, 
Plutowo, Neudorf, Schöneich. 

— aurita X cinerea. Culm: Gogolinitzsee; Zplb.: Zempel- 
kowoer Moor. 

— depressa L. fo. livida (Whinbg.) Fr. Tuch.: Wiesen bei 
Sady (Fr. u. !! 14). 

Salix nigricans. Tuch.: Abrauer Moor 15. 

— myrtilloides. Culm: Sphagnetum am Westende des Gogoli- 
nitzsees; hier am 20. 6. 1883 von P. Preuß zum ersten 
Male in Westpreußen festgestellt; noch 27. 6. 17 reichlich 
vorhanden; ebenso auch in dem Verlandungsmoor am 
Ostende des Sees. Die Vorkommen auf dem Zwergbirken- 
moor bei Neulinum und in dem Moor im Lunauer Walde 
konnten nicht bestätigt werden. Tuch. — Bbg.: Moor 
an dem kleinen See südl. Försterei Kohli (auf der Provinz- 
grenze) Fr. u. !! 15; Zplb.: Borowker Moor 6. 8. 15; 
Moor zw. Skarpie und Pantau 9. 8. 15. 

— aurita X myrtilloides. Culm: Gogolinitzsee (in den Formen 
subaurita, submyrtilloides und finmarchica); und auch 
an allen oben angegebenen Standorten der myrtilloides, 
meist fr. subaurita; ferner Zplb.: Masuriwiese 21. 5. 18 
ohne myrtilloides. 

— myrtilloides X repens. Culm: Gogolinitzsee, Z plb.: Bo- 
rowker Moor. 

— myrtillotdes X cinerea Zplb. Borowker Moor, 

— myrtilloides X caprea. Culm: Gogolinitzsee, Moor am 
Ostufer; Zplb.: Borowker Moor. Dieser Bastard ist 
wie der vorige sehr selten. 

Betula humilis Schrank. Im Kr. Zplb. recht verbreitet: Bo- 
rowker Moor; Zempelkowoer Moor; Grünlinder Torfbruch 
(18—20); Moor von Skarpie (20); Moor bei Salesch (20); 
Moor östl. Kl. Zirkwitz (20). 

fo. vulgaris H. Groß. Zplb.: Borowker Moor. 

fo. cuneifolia Abr. Borowker und Zempelkowoer Moor. 
fo. parvifolia H. Groß. Borowker Moor, 

fo. cordifolia H. Preuß. Borowker Moor. 

— humilis X pubescens. Zplb.: Borowker Moor; Grünlinder 
Torfbruch. 

Viscum Pint v. Tubeuf (= (V. album var. microphyllum Casp.) 
Culm: Hang zw. Ostrometzko und Mosgowin 17. 

Thesium linophyllum L. (= T. intermedium). Culm: Wald bei 
Wabcz. Zplb.: Grenzberg bei Zempelkowo (13—19); hier 
zum ersten Male in Westpreußen außerhalb der engsten 
Weichselhänge. 

— ebracteatum. Zplb.: Forst Lutau, Bel. Cottashain 14. 

Rumex ucranicus Fisch. Culm: Schöneich in den Weichselkämpen. 


j* 
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Atriplex nitens. Culm: Culm, am Wege zur Weichselfahre; 

M w.: zw. Neuenburg Gut und Stadt. 
— oblongifolium. Culm: Schöneich. 

Chenopodium urbicum. Zplb.: Zempelkowo. 

Corispermum hyssofifolium. Schw.: Laskowitz, Tuc h.: Prust- 
Bagnitz an der Bahn; eingeschleppt. 
Silene conic .C ul m: Neudorf, eingebürgert. Sc h w.: zw. Terespol 

und Schönau, am Wege. 
— dichotoma. Zplb.: Maienthal, Kleeacker, cingeschleppt; 
Komierowo; Zempelkowo. 
— Olites. Zplb.: Grenzberg bei Zempelkowo; Komierowoer 
Wald; Nichors; Pempersin u. a. Orte. 

Melandryum rubrum. Zplb.: selten, Obkaßer Mühle. 

— album X rubrum. Culm: buschiger Hang zw. Gr. und 
Kl. Lunau 17. 

— noctiflorum (L.) Fr. (=Stlene noctifl.) Culm: Gr. Lunau; 
Zplb. Zempelkowo. 

Cucubalus baccifer. Culm: Wichorsee (18); Nonnenkämpe bei 
Culm (18). 

Dianthus Armeria. T u c h.: Hang am See von Minikowo (Fr. u. I! 14). 

Stellaria glauca fo. viridis Fr. Zplb.: Zempelkowoer Moor 14, 

Cerastium brachypetalum. Culm: Nordhang der großen Parowe 
von Althausen. 

Spergula Alorisoni Bor. (= vernalis Willd.). Zplb.: Loßburger 
Wald, Grenzberg bei Zempelkowo; Forst Lutau. 

Nuphar luteum X pumilum: Tuch.: Sce von Minikowo, anscheinend 
ohne pumilum (Fr. u. !! 15). 

Trollius europaeus L. V3, auch im Kr. Zplb. (wie auch in den 
Kr. Flatow und Dt. Krone, für die in Abromeits Flora von 
Ost- und Westpreußen versehentlich keine Angaben verzeichnet 
sind, obwohl solche schon von früheren Beobachtern vorliegen). 

Cimicifuga foetida. Culm: im Lunauer Walde, dem einzigen 
Standorte im Kreise (Rosenbohm 1877), noch jetzt reichlich 
(16 — 18). 

Aconitum variegatum. Tuch.: Brahchang bei Pillamühl (Fr. u. 
It 14); Zplb.: Hang nördl. Gr. Loßburg (A. K. 13). 
Anemone silvestris. Tuch.: R. Brahehang nördl. Rudabrück 

(Fr. u. !! 14); Kr. Culm, an Hängen verbreitet. 

Pulsatilla patens. Culm: Wabez (18), Zplb.: Obkaßer Mühle 
20; Melzasce 14; . 2 

Ranunculus bulbosus fo. villosus H. Preuß. Culm: Hang bel 
Gr. Lunau (17). 

— sardous. Culm: KI. Lunau (17). 

— Stewentt. Culm: zw. Culm und Klammer am Wege (18). 
Thalictrum aqwlegifolium. Zplb.: Lutauer Forst mehrfach; 
Soßnower Wald; Hang zw. Gr. Loßburg und Zahn (13). 

— minus var. flexuosus Bernh. Zplb.: Zempelkowo; Wal- 
dowke; Komierowo. 

— var. silvaticum Koch. Zplb.: Grenzberg bei Borowke, 
Waldchen Crossek, 

— simplex L. Bbg.: Schutzbezirk Jägerhof, Jg. 146 (17). 

— angustifollum. Zplb.: Zempelkowo (A. K. 12); SoBnower 
Wald (A. K. 13); Schwiede; Gr. Loßburg; Lutauer Forst 
(13—18), Masuriwiesen; Grünlinder Torfbruch (19). Za- 
krzewoer See; Vandsburger See (17). 
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— var. heterophyllum Wim. et Grab. Zplb. Komirowoer Wald 
(13): 

— flavum L. Zplb. Forst Lutau, Bel. Wilhelmswalde (13). 
Adonis aestivalis. Culm: zw. Schöneich und Mischke am Wege. 
Corydalis cava. Zplb.: Komierowoer Wald, csa uic val- 

blütig (1910 — 20). 

— intermedia, Zp1lb. Lutauer Forst, mehrfach; Schlucht am 
NO.Ufer des Mochelsees. Grdz: Gardengahang bei Roggen- 
hausen (17). 

— solida var. subintegra Casp: Culm: Lunauer Wald mit der 


Hauptart. 
Lepidium Draba. Culm: zw. Kaldus und Brosowo, Weg und 
Acker (18). 
— campestre. Schw.: zw. Fähre Culm und Schönau, am Wege 
(18). l 


Sisymbrium sinapistrum. Grd z.: Mischke, eingescłle ppt. 

Diplotaxis muralis. Tuch. Zplb. An der Bahn Vandsburg — 
Terespol verschiedentlich eingeschleppt. 

Nasturtium palustre X silvestre. Culm: Gr. Lunau; Z p1 b.,: Komie- 
rowo. 

Cardamine impatiens. Tuch.: Waldiger Hang am Minikowoer 
See noch 1914—15 reichlich (Fr. u. !!). 

— hirsuta. Tuch.: Hang am See von Minikowo (Fr. u.!!). 

Erysimum hieracifolium L. Culm: Damm am Chelmionkensee 
(TT). 

Alyssum montanum. Culm: An den Weichselhangen haufig, von 
dort manchmal an Wege verschleppt, z. B. zwischen Kl. Lunau 
und Neudorf (17). 

Drosera anglica. Tuch.: Minikowo, Borinessee (F. u. !! 14); 
Tuch. — Bbg. Moor am kleinen See südl. Försterei Kohli 
(20); Zplb.: Borowker Moor; Zempolnowicsen östl. Zempel- 
kowo (14); Moorsee im Vandsburger Heidchen (20); Moorsee 
im Forstbel. Neuhof; Kesselmoor bei Teufelswinkel; See be 
Vierland bei Illowo (19). 

— obovata (= Dr. anglica X rotundifolia.) Zp1b.: See bei Vier- 
land bei Illowo (19). 

Sedum reflexum var. rupestre L. Culm: Kl. Lunau; Neudorf; 
NiederausmaB; Paparczin (17); Zplb.: Grenzberg, Zempel- 
kowo; Nichors (14). 

Pirus torminalis (L.) Ehrh. T uc h.: See von Minikowo ein größerer 
Baum 1914, der aber im folgenden Jahre abgeschlagen war, 
so daß nur Wurzelbrut vorhanden war (Fr. u. !!) 

Fragaria elatior. Culm: Lunauer Wald (16). 

Potentilla norvegica. Tuch.: Tümpel im Grunde westl. Försterei 
Kohli (20). 

— collina (Wib.) Koch. Zplb.: Grenzberg bei Zempelkowo 
(P.leucofoltt:na) 14. 

— rupestris L. Zplb.: Grenzberg bei Zempelkowo (13— 19); 
B bg. Forstbel. Jagdschütz, Je. 146 (17). 

— procumbens X silvestris. Zplb.: Komierowoer Wald (17). 

Sanguisorba minor. Tuch.: Brahehang nördl. Pıllamühl in ur- 
wüchsiger Pflanzengesellschaft (Fr. u. !! 14). 

Rosa glauca. Culm: Lorenzberg (17). 
fo. complicata Chr. Mw.: Münsterwalder Forst, Je. 4 (17). 
rar. acutifolia. Culm: Wabezer Parowe (17). 
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— elliptica Tausch (= R. graveolens Gren.). Culm: Lorenz- 
berg (17). 

— mollis Sm. Culm: an der Fribbe zw. Culm und Zakrzewo 
(18). 

Genista germanica L. Culm: Wald und Schlucht von Wabcz (17). 
fo. inermis. Culm: Wabczer Wald (18). 

Ulex europaeus. Zpib.: Forst Lutau, Bel. Cottashain, Waldweg, 
wohl gepflanzt (14). 

Medicago minima. Weichselhange: Lorenzberg (17); zw. Kielp und 
Plutowoer Parowe; südl. Plutowo (18). 

— falcata X sativa. Culm: Lunau,; Culm (16—18); Zplb.: 
Zempelkowo; Komierowo u. a. O. (13—20). 

Trifolium rubens. Zplb. SoBnower Wald (14). 

Astragalus cicer. Zp1b,: Komierowoer Wald (13). 

Onobrychis arenarius De. Tuch. L. Brahehang nördl. Pillamühl 
det. Abromeit (9. 7. 14. Fr. u. !!); neu für Westpreußen. 

Vicia dumetorum L. Culm: Lunauer Wald (17). 

— pisiformis. Tuch.: Hang am Minikower See (Fr. u. !! 14). 
— tenuifolia Roth. Culm: Damm am Chelmionkensee; zw. 
Culm und Stolno; Wichorsee (16 — 18). 

Lathyrus tuberosus. Zplb.: Komierowo (13 — 19). 

— paluster L. Culm: Nonnenkampe; Forstbel. Schemlau, 
Jg. 118 (9. 9. 17). 

— heterophyllus L. Wurde von Bock und Scholz für den Kr. 
Culm angegeben: Forstbel. Schemlau, Jg. 117/118 (41. Ber. 
d. Wpr. Bot. Zool. V. 1902); es wurde schon der abwei- 
chende Standort hervorgehoben: feuchter Erlenwald mit 
Frangula Alnus, steril. Am 9.9. 1917 suchte ich die Stelle 
auf und fand zu meiner Überraschung dort nur L. paluster. 
Der Irrtum der beiden Floristen ist vielleicht so zu deuten, 
daß Bock von Brombg. aus heterophyllus kannte, Scholz 
dagegen aus der Gegend von Marienwerder nur L. palusier. 
Prof. Abromeit bestätigte meine Bestimmung. L. hetero- 
phyllus ist damit leider für W pr. vorläufig wieder ganz 
zu streichen. — Bbg. Forstrev. Jagdschütz, Jg. 146, 
vV? Z? (6. 8. 17). 

Geranium pyrenaicum. Culm: Schöneich (17). 

Euphorbia lucida. Culm: Schöneich, in Kampen (17), Nonnen- 
kämpe (18). 

Acer campestre L. Culm: Lorenzberg und zw. Culm und Lorenz- 
berg; Sc h w.: Sartowitz; hier mehrere starke Bäume, darunter 
einer mit 1,60 m Stammumfang in I m Höhe (Fr. u. !! 14). 
Tuch.: See von Minikowo, ob urwüchsig? (Fr. u. !! 14). 

— monspessulanum L. Tuch: Am See von Minikowo, ver- 
wildert mit der vorigen Art. (Fr. u. !! 14). 

Elatine Alsinastrum. Bries: Am Wege zw. Lissewo und Orlowo, 
etwa | km östl. der Kreisgrenze liegen drei Tiimpel, am süd- 
lichsten von diesen wächst E. Alstnastrum in Menge; ferner 
in dem Tümpel an der Kreisgrenze, dort wo von dem genannten 
Wege der nach Pfeilsdorf abzweigt (9. 7. 18). T uc h.: Tümpel 
im Grunde westl. Försterci Kohli (4. 9. 20). 

Viola collina. Bbg.: Brahehange zw. Brahetal und Rosengrund 
(17); Culm: Schluchten von Plutowo und Wabcz (16— 18). 

— mirabilis. Bbg.: Recht. Brahehang nördl. Försterei Brahe- 
tal (17). 


t 
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— canina X silvatica. M w.: Münsterwalder Forst, Jg. 4 (17). 
— collina X odorata. Culm: Parowe von Plutowo (17). 
— arenaria X canina. Z plb.: Nichors (14). 

Riviniana X silvatica. Z plb.: Komierowoer Wald (16). 
Daphne mezereum. Zplb.: SoBnower Wald; Forst Lutau vielfach(13). 
Elaeagnus angustifolia. Culm: auf den Sandhügeln bei Schönsee 

in Menge verwildert (16). 
u Iutetiana. Zplb.: Komierowoer Wald; SoBnower Wald 
(13, 19). 
— alpina. Viel häufiger. Zplb.: Komierowo; Forstbel. 
Schwiede (und viele bekannte Stellen) (12—20). 
Hippuris vulgaris. Culm: Niederungsgräben bei Gr. Lunau und 
Culm. Zplb.: Vandsburger See.; Wiesen östl. Bahnhof 
Vandsburg. Bengdoschsee (13—18). | 
Hedera helix. In Laubwäldern zerstreut, aber nie fruchtend; so 
nur in Gärten gesehen: C ulm: Gr. Lunau (16); Windak (18); 
Zplb.: Nichors (17); Waldowke (18). - 
Chaerophyllum aromaticum. Klinzkau; Wichorsee, am See; Kisin 
(16—18); Grdz.: Gr. Rudnicker See (18). 
— bulbosum. Culm: Wichorsee, Lunauer Wald; Wabcz. 
Falcaria ene Bernh. (= F. Rivini). Tuch.: Minikowo (Fr. 
u. !! 14). 
Cnidium venosum. Culm: Moorwiese Paparczin (17). 
Libanotis montana. Culm: See von Battlewo (18). 
Seseli annuum. Zplb.: Dürre Hügel bei Kl. Wöllwitz (20.) 
Peucedanum cervaria. Zp1lb.: Komierowoer Wald (17). 
Pirola uniflora. Zpib.: Forst Lutau, Bel. Wilhelmswalde (13); 
Komierowoer Wald (14). 
— chlorantha. Zplb.: Komierowoer Wald (14). . 
— media. Zplb.: Komierowoer Wald (14); hier kommen 
unsere sämtlichen Pirola-Arten vor! 
Androsace septentrionalis. Schw.: zw. Terespol und Schönau, 
am Schwarzwasserhang und am Wege (16—18). 
Gentiana pneumonanthe. Zplb.: Borowker Moor (12—20); Mösse 
bei Grünlinde (14—18). 
Vinca minor. Zplb.: Eichenwäldchen 11, km nördlich Ja- 
stremken (20). 
Convolvulus sepium. Z pl b.:selten, nur Vandsburger See (13—18), 
hier schon Abromeit 1880! 
— arvensis fo. auriculatus. Zplb.: Maienthal (13). 
a epithymum L. Zplb.: zw. Zempelkowo und Komierowo 
(13). 

— lupuliformis. Culm: Weichselkämpen bei Schöneich (17). 
Pulmonaria angustifolium. Culm: Wald von Wabez; Zplb.: 
unter Gebüsch am Rande des Borowker Moores (18). 

— angustifolia X officinalis var. obscura. Culm: Wald von 

Wabcz, mit den Eltern (17). 

M yosotis sparsiflora. Culm: in den feuchten Gebüschen der 
Weichselhange verbreitet, z. B. Lunauer Wald, Hang zw. 
Gr. und Kl. Lunau; dgl. zw. Culm und Ust (17), Z pl b.: nur 
I:rlengehölz an der Obkaßer Mühle (28. 6. 14; hier schon 
Abromeit 80). 

Scutellaria hastifolia. Culm: Nonnenkäpe (17). 

Brunella grandiflora. Bbg.: Kiefernwald südl. Oberförsterei 
Sommersin (20). 
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Verbascum lychnites X nigrum.- Tuch.: Gr. Kensau (Fr. u. !! 14). 

— phoeniceum. Zplb.: Grenzberg bei Borowke in ursprüng- 
licher Gesellschaft (1. 6. 14). 

Datura stramonium. Culm, Schw.: Im Weichseltal häufig; 
Zplb.: selten, Gr. LoBburg (13); Zempelkowo (A. K. 09); 
Komierowo (15). 

Veronica teucrium. Culm: See von Battlewo (18); Z pl b.: Grenz- 
berg bei Zempelkowo (13). 

— Dillentt Crantz. Culm: Gr. Lunau (16); Wabcz (18), 
Zplb.: Grenzberg bei Zempelkowo (13). 

— Tournefortii.In Gärten, auf lehmigen Äckern, völlig cinge- 
burgert. Culm: Gr. Lunau (16); Reinau (18); Z pl b.: 
Zempelkowo (13). 

— polita. Zplb.: Zempelkowo 13). 

Melampyrum arvense. Culm: zw. Althausen und Kielp; Nord- 
hang der Schlucht von Althausen; Fribbehang zw. Zakrzewo 
und Culm. 

Euphrasia stricta, fo. succica, Murb. et Wettst. Zplb.: Borowker 
Moor (17). 

— Rostkoviana (= pratensis) fo. montana Jord. Sch w.: See 
von Minikowo (Fr. u. !! 1 

Pedicularis sceptrum Carolinum L. Zplb.: Zempelkowoer Moor 
(A. K. 13). 

Orobanche caryophyllacea. Culm: Nordausgang der Plutuwoer 
Parowe (17); Hang zw. Zakrzewo und Neuguth; Fribbehang 
bei Dietrichsdorf (18); Plutowoer Parowe, Südhang (19). 

Utricularia neglecta. Zplb:. Zempelkowo (18). 

— intermedia. Culm: Neulinum (17); Tuch.- Bbg.: Moor- 
see auf der Provinzgrenze südl. Först. Kohli (20); Z p1b.: 
Vandsburger Heidchen (20); Kesselmoor bei Teufels- 
winkel bei Illowo (18). 

— minor. Culm: Neulinum (17); Zplb.: Kesselmoor bei 
Teufelswinkel (18). 

Plantago arenaria. Zptb.: Lutauer Forst, Sandwege im Bel. 
Cottashain (17); Bahnhof Dorotheenhof (20). 

Litorella uniflora. Zplb.: Am nördlichen der beiden Seen bei 
ObkaB (13. 9. 20). 

Asperula tinctoria. Zplb.: Grenzberg bei Borowko (A. K. 14). 

Galium rotundijolium. Zplb.: Komierowoer Wald nach Gr. 
Loßburg hin (A. K. 13—19). Einziger Standort in West- 
preußen, jedoch neuerdings auch Ostpreußen. 

— silvestre. Zplb.: Zahner Wäldchen (31. 5. 14). 

— Mollugo X verum. Zplb.: Komicrowoer Wald; Schwiede 
(13). 

Viburnum Lantana. Culm: Weichselhang zw. Kielp und Plutowo 
(18—19; Abromeit nimmt Verschleppung durch Vogel an). 

Valeriana officinalis var. exaltata Mik. Tuch.: Minikowo (Fr, 
und !!14). 

— sambucifolia. Zplb.: Soßnower Wald (14). 

Valerianella dentata Poll. Tuch.: Poln. Cekzin (Fr. u. !!14. 

Knautia arvensis var. campestris Bess. Zplb.: Komierowoer 
Wald (13). 

— var. intregifolia G. Mey. Zplb.: Komierowo; Grenzberg 
bei Zempelkowo (13). 

Scabiosa columbaria, häufig. 
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— var. ochroleuca L. Z pbl.: Grenzberg b. Zempelkowo (13), 
Jastremken (20. 
— canescens W. et K. (=suaveolens) Bbg.: Kiefernforst 
südl. Sommersin (20). 
Campanula sibirica L. Culm: an den hohen Weichselhängen 
sehr häufig, sonst selten: Seehang bei Battlewo (18); Baicr- 
see (18). 
— glomerata fo. cervicarioides DC. Bbg.: Forstrevier Jagd- 
schütz, Jg. 146 (17). 
Artemisia scoparia, Culm: Weichselkämpen b. Schöneich (17). 
Achillaea millefolium var. contracta v. Schidl. Culm: Lorenzberg (17). 
Petasites officinalis. Zp1b.: Komierowo, Soßnow (13). 
Senecto erucifolius. Culm: Buschiger Weichselhang zw. Gr. und 
Kl. Lunau (17). 
— fluviatilis. Culm: Weichselkämpen bei Schöneich (17). 
Carlina acaulis. Bbg.: Kiefernwälder südl. Sommersin; bei 
Försterei Kohli (20); Z plb. Juchatzsee (13). 
Lappa nemorosa. Zplb.: Soßnower Wald (13). 
Cirsium acaule. Culm: V3; Zplb.: V4, oft auch fo. caulescens 
B bg.: Forst Jagdschütz (17). 
Centaurea jacea var. pratensis Thuill. Tuch.: Wiesen bei Abrau 
(Fr. u. ! 14). 
— rhenana. Zplb.: Zempelburg, Nichors, Zempelkowo, Kl. 
Lutau u. a. O. (13—20). 
Tragopogon major. Culm: zw. Culm und Neudorf ım Chaussee- 
graben (17). 
— pratensis var. orien talis. Culm: Gr.Lunau, Wabczu. a. Orte; 
fo. tortilis G. F. W. Meyer. Schw.: Neuenburg. 
Hieracium cymosum. Culm: Gr. Schlucht von Althausen; Klinz- 
kau; zw. Kielp und Plutowo (17— 19). 
= floribundum. Culm: Schluchten bei Klinzkau und zw. 
Gottersfeld und Sarnau (17). 


Deutsche Siedlungen bei Brzostek. 


Ein Beitrag zur Geschichte der mittelalterlichen deutschen Kolo- 
nisation in Galizien. (Mit einer Karte). 


Von Walter Kuhn. 


Im folgenden soll eine Quelle zur Geschichte der ersten deut- 
schen Kolonisation in Mittelgalizien besprochen werden, die der 
bisherigen Forschung entgangen zu sein scheint. Sie findet sich 
in dem „Liber beneficiorum dioecesis Cracoviensis“ des polnischen 
Chronisten Johannes Dtugosz.*) An der betreffenden Stelle ist 
die Rede von den Einkünften des Minoritenklosters in Opatow 
(Wojewodschaft Sandomir, heute Wojw. Kielce) und es wird dann 
fortgefahren:**) 


„Kunycze, alias Kamyenyecz. Ista villa iacet penes Fristath. 

Nota, quod in bonis istis et infra limites eorum est una alia 
villa aedificata, quae tenetur per Dominum Ivonem et villa vocatur 
Nyebyelychschayo dicta Przesyk. Nota, quod duodecim virgae 
faciunt unum mansum. 

In ista villa sunt mansi infrascripti: primo Hencke Molner 
habet medium mansum et solvit mediam marcam; Petyr Herberat 
habet novem virgas solvit mediam marcam; Manczekenson habet 
novem virgas solvit octo scottos; Janos habet medium mansum 
solvit octo grossos. Verner habet medium mansum solvit octo 
grossos; Hamnos Mockener novem virgas, octo grossos; Karner 
medium mansum, octo grossos; Stobener unum mansum, ferto, 
Nyklos Mockener unum mansum, ferto, Peter Mokener cum patre 
octo virgas, octo grossos, Kolbe septem grossos, Philip quatuor 
grossos, Steyner quatuor grossos, Kothfrid tres grossos, Stams 
unum grossum; habent unum mansum. Isti morantur ab una 
parte villae et tantum dant ad civitatem. Summa tres marcae 
septem grossos. 


*) Dlugosz, opera omnia, Band VII, S. 647 ff. 

**) Die Bezeichnungen der Flächen- und Miinzeinheiten sind 
in der folgenden Wiedergabe meist gekürzt, ebenso die Zahlen in 
Ziffern geschrieben. Als Beispiel für den vollständigen Text diene 
Abschnitt 3 (erster Teil des Dorfes Kamienica), in dem nichts fort- 
gelassen wurde. 

Abkürzungen sind: 


m. = mansus (Hufe) 
v. = virga (Rute) 
f. = ferto (Vierdung) 


sc. = scotus (Skot) 
== grossus (Groschen) 
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Infrascripti morantur ab alia parte villae: Worke habet me- 
dium mansum, Kolcz %, m., Stams | m., Bokfek habet unum man 
sum et mediam alteram virgam, Czerne autem 1, m. et mediam 
alteram virgam, Landschonde Hannsz % m., Lebeynne 15 v., 
Biskreczemer 3 v., Sregir 1% m., Brostil 9 v., Kunil 11 v., Wem 
kunckel 7 v., Andreas Awynchel | m., Kolecz 9 v. Isti sunt villani 
in Kamyenyecz. Summa decem novem mansi, tres virgae cum 
media. 

Istam villam obligavit Episcopus Lubuczensis in sexaginta 
marcis haeredi in Banszowa, et exillo tempore alienata est ab 
ecclesia Lubuczensi. l 

Wyelgepolye. Infrascripti sunt agricultores in Wyel 
gopolye, primo: Nyklos Lobczer habet medium mansum, octo 
grossos, Peter Fucschs 20 v., 16 sc., advocatus recipit de uno manso. 
Nyklsglocz 9 v., 9 sc., Lobczer I m., 13 sc., der alde Molkener 1, m., 
ferto, advocatus medium mansum, decem grossos, Vebuske I m., 
14 sc., Michil 1, m., 12 gr., Kyrschan 1 m., 14 sc., Welke I m., 
14 sc., Budil I m., 14 sc., Kressand 1 m., 10 sc., Myczke 4% m., 8gr., 
Wothke y Staske % m., 10 gr., Korke 9 v., 9 sc., Peche 9 v., 9 sc., 
Caspar I m., 14 sc., Przybeke | m., 14 sc., Mychel 9 v., 9 sc. 

Suproscripti solvunt censum, infrascripti non solvunt adhuc 
censum, et possunt solvere usque ad Marczyn de manso unum 
fertonem: Michelbiger 9 v., Pecze Keler I m., Klocze 4% m., Kolbe 
1% m., der alde Philip 3 v., Nyklos Philip 1, m., Mertin Sined 4, m., 
Petir Uszdemberge | m., Nikls Tzizner 1⁄4 m., Nikls Schufner 1, m., 
Jokyl Eberchard | m., Philip 14 m., Hans Melczyr 1⁄4 m., Niklos 
Ungeroth 1 m., Maczke I m., Marczyn 1, m. Summa mansorum 
viginti septem mansi, minus tribus virgis. 

Isti habent libertatem, quia sunt novissimi et de novo vene- 
runt: Marke 1, m., Herman Mekroth 14 m., Voyke 1, m., Fuyrher 
1, m., Hannos 4, m., Markekorkefettir 1, m., Franczke ¥% m., 
Forynher % m., Petir Eberhard 1, m., Micze 9 v., Sewancze 1% m., 
Panik 1, m., Stenczylson 9 v., Swarczepetir 14, m., Domik 1, m., 
Pawil 1, m., Tamke 1%, m. 

Ista est medietas villae Wyelgopolye, et habent novem mansos 
a Marke. Ista est alia pars, quae confinat cum Kamyenyecz, post 
rusticum qui vocatur Kelecz. Primus Werner habet unum mansum, 
Kunelhindeher 1%, m., Botemer in den grunde 14 m., post haec 
sunt quindecim virgae advocati. Jebil 4, m., sex grossos, Klos- 
focsch 3 v., 3 gr., Thomas Snyderinne 1% m., 6 gr., Dergleser Im., 
l f., Krusinne 9 v., 9 gr., Domnik 9 v., 9 gr., Petir Clener 4 v., 4 gr., 
Micolae 51, v., 51, gr., Tomke 5% v., 5% gr., Niklos Ebirhard 
9v., 9gr., Niklos Schimham I m., I f., Michel Sobischerynne d m., lf. 

Suprascripti solvunt unum fertonem de manso. 

Infrascripti habent libertatem et possunt solvere usque ad 
Niklos Rychel, et dant unum fertonem de manso: Hans Kemeler 
l2 m., Petir Rudiger 14 m., Venczke 1, m., Bernnhart I m., Pauiil 
1, m., der alde Kolbe 4% m., Buche 1⁄4 m., Petir Richelin 1, m., 
Hannus Fritzcze 15 v., Boze elze 9 v., Chycznerynne 14 m., Barthos 
9 v., Niklos Hebesbecke 9 v., Niglos Rychil 13 m., Hannus Webir 
123 m., Hans Rotborer % m., Vemk Andres 1 m., Krombudelinne 
a m., Jannos Hufarlin % m. Isti habent longam Hbertatem. 
Venczke 14 m., Swarcz Petir 1, m., Joal 14 m., Franczke 1, m., 
Hanne 9 v., Hans Czymmerman 9 v., Kloze 1, m., Petucze I m., 
Petir Czymmerman eodem 4, m., Miczke 3 v., Franczke 14 m., 
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Russe 1, m., Mertin 144 m., Michelik 3 v., Jorgegleser 1, m., Janke 
1, m., Hans Hopsbecke 1, m., Cantor 1, m., Niclos Pridecz 14 m., 
Ulberch % m., Pech % m., Marczyn 1, m. 

Summa tres mansı et triginta a Werner computando. 

Summa omnium mansorum possessionatorum pro tunc scilicet 
sub A. D. 1488..... mansi et tres virgae cum media. 

Item Poloni in Wyelgopolye de sedecim cum medio summae 
solvunt sedecim cum media mensuras mellis ceu quartalia, et 
quodlibet quartale valet decem grossos, ita concordavi cum eıs, 
et debet durare ad decem annos, et tunc si plures erunt laborantes, 
tunc plus solvent. 

Summa tres sexagenae minus quindecim grossis, et sic media 
quarta marca minus tribus grossis. 


Nota, quod istae villae tenent granicies cum Kunicze: primo 
Glinicz, item Bronischow, item Sogorczycz, item Awirezan, item 
Czucz, item Dobrogow, item Chylkowicz, item Kozegow, item 
Klicze alias Kleticz. Et scias, quod in limitibus meis versus Czucz 
est aedificata una villa, quae vocatur Nuendorff; item quod limites 
Kuncz et Kozegow et Klycze, primo est aedificata Schuffnerhaw, 
item Wisnia Antiquum et Wysnia Novum, item Busserhaw, Cze- 
czemil: praedictae villae sunt versus Kozegow. Sed versus Klycze 
sunt villae Kemenycz, item Noblychow. primo Nuendorff tenet 
Incola Machhopcz, item Schuffnerhaw Bluczibor scoltetus in 
Dobrzechow, Item Wysnia Antiquum et Novum tenet Miczka et 
Paska, fratres dicti Wyszusky, et etiam tenent Busserhaw. item 
Czeczemil tenet Konopke alias Syrske, item Kemyenycz et Noblics- 
haw tenet dominus Yvanus item Abbas Thynicziensis tenet Brzo- 
stek, oppidum cum villa adiacente existens in limitibus Kunicz“. 


Die Stelle bietet einen Beleg aus der Ausklangszeit der mittel- 
alterlichen deutschen Kolonisation, der vor allem durch seine 
Namenreihen wertvoll ist, die sich in gleicher Reichhaltigkeit bis- 
her für kein anderes früher deutsches Dorf in Mittelgalizien gefun- 
den haben. 


Fristath ist der ursprüngliche deutsche Name für die Stadt 
Frysztak *) am westlichen Knie des Wisłok, im Bezirke Strzyżow 
(Woj. Lemberg). Nördlich davon liegt der Marktflecken Wielo- 
pole, westlich Brzostek. Die zur Umgrenzung des Gebietes von 


*) Die neuhochdeutsche Form wäre Freistadt, ein mehrfach 
im deutschen Ostsiedlungsgebiet vom Bezirk Marienwerder bis 
Oberösterreich und Ungarn vorkommender Name. Die polnische 
Ersetzung des t-lautes durch k ist in den Entlehnungen aus dem 
Deutschen nicht selten. Fast unmittelbar nach Freistadt nennt 
Kaindl in seiner Geschichte der Deutschen in den Karpathen- 
ländern (Gotha 1907, Perthes) Bd. I, S. 133 auch einen nicht weit 
davon liegenden Ort Harklowa, der 1365 noch Hartl-owa, also 
nach einem Hartl benannt, hieB, wobei der Vergleich mit dem 
in diesem Aufsatz vorkommenden Schuffnerhaw, jetzt Szufnar-Owa 
zeigt, daß die Ortsnamenendung -owa durchaus nicht immer die 
polnische besitzanzeigende Form -owa (sc. wies) zu seın braucht, 
sondern auch von dem Stamm von mhd. houw-en = jetzigem 
hauen (= roden) kommen kann. (Anm. des Herausg.) 
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EEN Deutsche Siedlungen bei Brzostek. =O! 
Kunicze angegebenen Orte lassen sich ebenfalls sämtlich auffinden 
(vgl. die Karte!). Glinicz ist Glinik nördlich von Wielopole, daran 
schließt sich im Osten Broniszów (Bronischow), Zagorzyce (Sogo- 
czycz), Wiercany (Awirczan) und die Stadt Czudec (Czucz) am 
Wisłok. Die weiters genannten Orte liegen im Süden am Wistok 
von Osten nach Westen: Dobrzechów (Dobrogow), Tułkowice 
(Chylkowicz) und Kożuchów (Kozegow); Klicze alias Kleticz end- 
lich ist Klecie unmittelbar südlich von Brzostek. 

Die Orientierung in groben Zügen ist also leicht. Größere 
Schwierigkeiten aber bietet das Zurechtfinden in Einzelheiten. 
Das eben umrissene Gebiet wird als das von Kunicze bezeichnet, 
zum Schlusse heißt es, daß die Stadt Brzostek mit dem dabei- 
liegenden Dorfe, das nur Nawsie Brzosteckie (wahrscheinlich mit 
Wola Brzostecka) sein kann, im Gebiete von Kunicze liegt. Nun 
gibt es gleich nördlich von Wielopole ein Dorf Konice, das aber 
heute nur rund 400 Einwohner zählt und nur einen ganz kleinen 
Teil des durch die Grenzorte bestimmten Gebietes einnimmt, zu- 
dem von Brzostek fast 20 km entfernt ist. Andererseits heißt es 
zu Anfang der zitierten Stelle „Kunycze alias Kamienyecz“. Es 
wird also Konice mit dem Dorfe Kamienica gleichgestellt, das ganz 
im Westen des umrissenen Gebietes liegt und mit scinen beiden 
Teilen Kamienica görna und dolna wirklich Brzostek von beiden 
Seiten umfaßt. Die Lösung ist jedenfalls die: Konice ist der älteste 
Ort des Gebietes, wie er auch der Karte nach der einzige mit hau- 
fendorfartigem Aussehen ist, während alle anderen Dörfer inner- 
halb der bezeichneten Grenzen ausgesprochene Waldhufendörfer 
sind. Vor der deutschen Besiedlung galt also der Name Konice 
für das ganze leere Waldgebiet und blieb auch noch nach der Grün- 
dung neuer Dörfer eine Zeitlang auf diesem haften. Kamienica 
ist wahrscheinlich die erste dieser Neugründungen, es erhielt schon 
1345 deutsches Recht, wogegen z. B. Brzostek erst 1394 zur Stadt 
erhoben wurde und dabei Magdeburger Recht bekam.*) Dadurch 
trat Kamienica in die Memen us für das Gesamtgebiet an die 
Seite von Konice. 

Die Angaben stammen, wie in ihnen selbst gesagt wird, aus 
dem Jahre 1488.**) In dieser Zeit sind die Gebiete rings um das 
zu untersuchende bereits kolonisiert und von mit deutschem Recht 
bestifteten Waldhufendörfern erfüllt, wenn auch Besiedlung durch 
Menschen deutscher Nation bisher nicht nachgewiesen werden 


*) Die Daten über deutsches Recht nach: Kaindl, Beiträge 
zur Geschichte des deutschen Rechtes in Galizien, Archiv für 
österreichische Geschichte, Bd. 100, Beitrag 10. 

**) Sie sind also eine nachträgliche Hinzufügung zu dem liber 
beneficiorum, das schon 1470 abgeschlossen wurde. 
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konnte. Auch die altpolnischen Haufendörfer sind vielfach auf 
Magdeburger Recht umgesetzt. So erhiclten im Westen und Stiden 
deutsches Recht: Pilzno 1328, Kamienica 1345, Demborzyn 1349, 
Dzwonowa 1357, Jodłowa 1359, Blaszkowa 1360, Brzyska 1360, 
Gogolöw 1360, Januszkowice 1360, Bukowa 1360, Klecie 1360, 
Skurowa 1360, Stotowa 1364, Frysztak 1375, Glinik 1375 und 
Brzostek 1394. Swoszowa erscheint 1402 als mit deutschem Rechte 
bestiftet, Lubcza 1434, im Nordosten Wiercany 1417 und Budzisz 
1417. Auch Dobrzechöw hat, da in der wiedergegebenen Stelle bei 
Długosz ein Schulz (scoltetus) des Dorfes erwähnt wird, deutsches 
Recht, in gleicher Weise die Stadt Wielopole, in der der Vogt (ad- 
vocatus) genannt ist. Die beiden letzteren Nachweise bilden eine 
Ergänzung der Kaindlschen Liste. Die angeführten deutschen 
Dörfer gehören also zu den spätesten Gründungen der Gegend, 
und darüber hinaus ganz Galizien. 

Die deutschen Bauern in des beiden Teilen von Kamienica 
(es können nur Kamienica górna und dolna gemeint sein) zinsen 
voll, das Dorf besteht eben schon länger. Innerhalb seiner Grenzen 
aber ist, wie an zwei Stellen angemerkt wird, ein anderes Dorf er- 
baut worden. Dieser Ausdruck „aedificata est“ kennzeichnet eine 
Neugründung. Es ist Nobligshau (Nyebyelichs-chavo). Der Name 
lebt heute nicht mehr. Da der Ort aber zwischen Kamienica gorna 
unddolnaliegen soll, istes entweder Gorzejowa oder Siedliska Bogusz. 

Die deutsche Bauernsiedlung in Wielopole besteht aus zwei 
Teilen, von denen der eine an Kamienica grenzen soll. Auch das 
ergibt wieder eine Schwierigkeit, die sich nicht klar lösen läßt. 
Vielleicht ist es Brzeziny, der andere Teil wäre dann Nawsie Wielo- 
polski. In beiden Hälften gibt es drei Arten von Kolonisten: solche, 
die schon voll zahlen, weil ihre Freijahre bereits abgelaufen sind, 
solche, die nicht zahlen, aber „zahlen können‘, bei denen also die 
Freijahre entweder schon herum oder dem Ablauf nahe sind, und 
endlich ganz neue Ansiedler. Von letzteren wird beim zweiten 
Teile gesagt: „isti habent longam libertatem“, sie stehen also 
erst am Beginn ihrer Freijahre, und beim ersten Teil heißt es noch 
deutlicher: „habent libertatem, quia sunt novissimi et de novo 
venerunt". Die Besiedlung scheint noch im Gange zu sein, Daß 
sie sich aber bereits ihrem Ende nähert, ist daran zu sehen, daß die 
durchschnittliche Besitzgröße immer kleiner wird, je später die 
Ansiedler gekommen sind. Sie sinkt in der ersten Hälfte von Wielo- 
pole von 10 Ruten *) bei den Altansässigen über 8 bei den ,,Zahlen- 
könnenden“ auf 6,4 Ruten bei den zuletzt Angekommenen; in der 
zweiten Hälfte ebenso von 8 über 7,2 auf 6,3 Ruten. 


*) 12 Ruten machen, wie die Anmerkung in der Quelle selbst 
besagt, I Hufe aus. 
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Da in den jungen Siedlungsteilen gleiche Familiennamen vor- 
kommen wie in den alten (Fuchs, Eberhard, Gleser, Hopsbecke- 
Hebesbecke), handelt es sich bei den neubegründeten ‚Ansässig- 
keiten zumindest teilweise um Ableger der älteren, also um Tochter- 
kolonisation in der unmittelbaren Nachbarschaft. Darauf deutet 
auch hin, das sich der Name Schufner, nach dem das neu begründete 
Schuffnerhau benannt ist, auch in dem älteren Teil von Wielopole 
wiederfindet. 

Der Zins beträgt mindestens pro Hufe einen Vierdung, also 
einen Groschen *) pro Rute, doch steigt er in einzelnen Fällen stark 
an, bis hinauf zu einer Mark für die Hufe, also dem Vierfachen des 
Normalen. Durchweg ist bei den Deutschen der Geldzins einge- 
führt, wogegen die Polen in Wielopole in Naturalien zinsen: sie 
geben je Hufe eine Maß Honig im Werte von 10 Groschen, rech- 
nungsmäßig also noch weniger als die Mindestleistung der Deutschen 
beträgt. 

Das Kernstück der Quelle bilden die langen Namenreihen. 
Dem allergrößten Teil der Namen ist es anzumerken, daß es sich 
hier um Deutsche handelt, und zwar um Menschen, die nicht nur 
ihren Namen als Erbe von deutschen Eltern überkommen haben, 
sondern die zur fraglichen Zeit wirklich noch Deutsche sind. Darauf 
deuten die deutschen Vornamen in der lateinischen Quelle: Peter, 
Hanns, Michel, Niklas usw., darauf deuten vor allem Namen wie 
„der alte Kolbe“, „Stenzilsohn‘“, „Petir us dem Berge“, ,,Botemer 
in dem Grunde‘, die aus dem Vollbesitze der deutschen Sprache 
geschöpft sind. 

Im übrigen ist es wesentlich festzustellen, daß die Namen 
gerade das Übergangsstadium zwischen Ein- und Zweinamigkeit 
zeigen. Eine ganze Reihe von Personen ist nur durch den Vornamen 
bezeichnet: Werner, Tomke (Thomas), Domnik (Dominicus), 
Michil, Kothfried (Gottfried) usw. Bei einigen treten nähere Kenn- 
zeichnungen hinzu, die keineswegs noch feste Familiennamen sind: 
der alte Philipp, Manzekensohn, Swarze-Petir, Petir us dem Berge. 
Ein Großteil endlich hat schon richtige Sippennamen, die vor allem 
durch ihr mehrfaches Auftreten als erblich gekennzeichnet sind: 
Zimmermann, Molkener, Lobzer usw. 

Es ist deshalb so wichtig, für die einzelnen Gebiete der mittel- 
alterlichen Deutschsiedlungen diesen Zeitpunkt des „Festwerdens“ 
der Familiennamen zu bestimmen, der ja bei ihnen durchwegs viel 
später als im Mutterlande liegt, weil er Schlüsse auf den Zeitpunkt 
der Polonisierung zuläßt. Solange das Namengut eines Volksteiles 
noch beweglich und wandelbar ist, paßt es sich in seinen Formen 


*) 1 Mark (marca) = 4 Vierdung (fertones) = 24 Skot (scoti) 
= 48 Groschen (grossi). 
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der jeweiligen sprachlichen Verfassung an und läßt hinwiederum 
auf diese schließen. Sobald aber starre Familiennamen herrschend 
werden, bewahren sie den zur Zeit ihrer Entstehung geltenden 
sprachlichen Zustand für die Zukunft. Wenn also heute in einer 
ehemals deutschen Siedlung deutsche Familiennamen bestehen, so 
kann der Ort erst nach dem Festwerden der Namen entdeutscht 
worden sein. Umgekehrt lassen deutsche Namen in der Zeit vor 
dem Erstarrungspunkte den Schluß zu, daß der Ort damals noch 
wirklich deutsch war. Das trifft für Kamienica und Wielopole zu. 

Bemerkenswert ist der Name Biskrezemer, d. i. Peiskret- 
schamer, der einen Hinweis auf die Stadt Peiskretscham in Ober- 
schlesien enthält und damit auf die ursprüngliche Herkunft eines 
Kolonisten hindendet. Ob es möglich ist, aus der lautlichen Form 
der Namen die stammliche Zugehörigkeit der deutschen Siedler zu 
bestimmen und damit Anhaltspunkte für die erste deutsche Be- 
siedlung Galiziens überhaupt zu gewinnen, wage ich als Nicht- 
germanist nicht zu beurteilen. Das Gesamtgepräge der Namen 
widerspricht zumindest den gleichzeitigen schlesischen Formen nicht. 


Einzelne der Namen sind hinsichtlich ihrer sprachlichen Zu- 
gehörigkeit zweifelhaft. Unter den Vornamen gibt es eine Anzahl, 
besonders Koseformen, die sicher polnisch sind: Mikolae, Marcin 
usw. Hier darf nicht von vornherein und unbedingt auf Polen als 
Namensträger geschlossen werden. Es kann sich, wie das ja im 
Sprachgrenzgebiet oft und oft der Fall ist, um sprachlichen Ein- 
fluß nur in der Namengebung handeln.*) Dafür, daß die in den 
Listen genannten Personen sämtlich Deutsche sind, spricht es, 
wenn ihnen als Gesamtheit die ,,Poloni in Wielopole‘“ gegenüber- 
gestellt werden, die eine andere rechtliche Stellung besitzen. Immer- 
hin kann die teilweise Polonisierung der Vornamen recht wohl ein 
Anzeichen für den Beginn der sprachlichen Polonisierung der 
Deutschen überhaupt sein. In der fraglichen Zeit ist ja die deutsche 
Kolonisation in Galizien schon durchaus im Niedergang begriffen. 


In Kamienica gibt es 28 deutsche Familien, in Wielopole 108 
zusammen 136. Rechnet man die Familie, entsprechend dem 
Kinderreichtum der früheren Zeit, zu 6 Köpfen, so ergibt sich in 
beiden Dörfern eine nachgewiesene Mindestsumme von über 800 
Deutschen. ` 


*) Ein kennzeichnendes Beispiel dafür von anderer Stelle: 
Nach Jan Ptasnik, Miasta w Polsce (Lwöw-Lemberg, Verl. H. Alten- 
berg) S. 145, ist noch zur Reformationszeit gerade ein Träger des 
Namens Stanislaus, der das Polentum beweisen soll, nämlich St. 
Czipsar (= Zipser), der Hauptvertcidiger der Anrechte der deutschen 
Bürger an die berühmte Marienkirche in Krakau gegenüber pol- 
nischen Ansprüchen. (Anm. des Herausg.) 
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AuBer Kamienica und Wielopole aber gibt es noch eine Reihe. 
von neubegründeten (,aedificatae‘‘) Dörfern, von denen 4 deutsche 
Namen fiihren, also zumindest teilweise deutsche Einwohner haben. 
Schon besprochen wurde Nobligshau im Gebiete von Kamienica. 
Zwischen Konice und Czudec liegt Nuendorff, es ist zweifellos das 
heutige Nowa wies. Im stidlichen Teil des Gebietes, gegen Kozegow 
und Klecie, liegen Schuffnerhau, Wisnia nowa, Wisnia antiqua, 
Busserhau und Czeczemil. Von diesen sind nur die beiden ersten 
sicher zu deuten: es sind Szufnarowa und Wiśniowa (sieh die Karte). 
Für die übrigen Namen kommen der Lage nach die heutigen Orte 
Rozanka, Niewodna, Pstragöwka und Cieszyna (Czeczemil?) in 
Betracht, doch ist eine sichere Zuordnung bisher nicht durchzu- 
führen. ' 
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Ein deutsches Sprachdenkmal aus der 


Gegend von Łańcut. *) )) 
Von Franz A. Doubek (Universität Wilno). 


Unter diesem Titel werden uns Bruchstücke deutscher Lieder, 
aufgezeichnet von der Hand des Ks. Franciszek Siarczynski ?) 
in den Manuskripten des Ossolineums in Lemberg unter der Sign. 
3108/I11, bl. 12—153) überliefert. Die beiden ersten Blatter, im 
Format 181, : 20, enthalten auf der ersten Seite zwei Strophen 
eines Fastenliedes, auf der zweiten Seite die ersten drei Strophen 
und auf der dritten Seite weitere drei Strophen eines alten Oster- 
liedes (die vierte Seite ist unbeschrieben). 

Der deutsche Text ist mit einer polnischen Übertragung und 
Erläuterungen durchsetzt und bricht am Ende der dritten Seite 


*) Anm. des Herausg.: Vorliegende Arbeit ist ein Separatum 
aus dem geplanten Werke: „Denkmäler deutscher Sprache und 
Kultur in Polen“, hrg. von H. F. Schmid u. F. A. Doubek. 

1) Lancut (früher Lanchuth, im 14. u. 15. Jahrh. Landshut oder 
Land‘shut, urspr. deutsche Siedlung; vgl. Landeshut in Schlesien 
und Landshut in Bayern) liegt in Kleinpolen, an der Bahnstrecke 
Krakau — Lemberg. 

2) Ks. Franciszek Siarczynski wurde 1758 in Chruszowice ge- 
boren, studierte in Jarosław, legte 1775 in Podoliniec die Profess 
als Piarist ab, beendigte seine Theologiestudien in Krakau und 
wurde 1783 in Warschau zum Priester geweiht. Daselbst unter- 
richtete er am Piaristenkollegium, einem sog. Collegium nobilium, 
Geschichte und Geographie. 1786—88 war er königl. Prediger und 
zog durch seine besondere Begabung die Aufmerksamkeit des Hofes 
und selbst des Königs auf sich. 1789 trat er mit päpstlicher Dispens 
aus dem Orden aus und erhielt vom König eine Pfarrei in Kozenie- 
nice. 1790 wurde er Kanonikus von Warschau und Ermland und 
begab sich nach der Zerstörung von Kozenienice während des 
Kosciuszko-Aufstandes (1794) nach Łańcut und später nach Je- 
roslaw. Durch 23 Jahre war er daselbst als Dechant tätig, betrieb 
seine historischen Studien, sammelte geschichtliche Denkmäler und 
Materialien, die er zum größten Teil im Manuskript hinterließ. 
1827 ging er als Direktor des Ossolineums nach Lemberg und starb 
daselbst 1829. 

3) Die genaue Angabe nach dem Inwentarz rękopisów Bibljo- 
teki Zakladu Narodowego imienia Ossolińskich we Lwowie (1926) 
p. 219 lautet: 3108 ‘11T Łańcucie, Pileckich, Potockich 1 Tarnow- 
skich pap., fol., k. 66, w 181 19. 
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mitten im Text ab. Es folgen dann auf einem dritten Blatte (Format 
24: 19%) die Strophen 1—4 (erste Seite) und 5—6 (zweite Seite) 
des Osterliedes noch einmal mit einer nur teilweisen Ubertragung 
in das Polnische, die sich dort, wo sie vorhanden ist, mit der 
früher angeführten vollständig deckt. 

Die Abweichungen innerhalb des deutschen Textes habe ich 
in den Fußnoten unter A wiedergegeben. Zu bemerken wäre noch, 
daß sich hier der Schreiber bemüht, eine hochdeutsche Wiedergabe 
des Textes interlinear zu geben, die aber nur die Strophen 1—3 
betrifft. Daran schließen sich noch drei weitere Strophen an. Ein 
4. Blatt (Format 191, : 12) enthält dann die Strophen 1, 4, 5, 6 
des Osterliedes von den beiden ersten Blättern und die drei weiteren 
Strophen des 3. Blattes noch einmal, so daß wir diese drei Strophen 
in einer dreifachen Wiedergabe besitzen; auch hier sind die Ab- 
weichungen, die in der Aufzeichnung zu bemerken sind, in den 
Fußnoten unter B wiedergegeben. 

Aus dem Charakter der Schriftzeichen und auch aus einem 
noch später zu erwähnenden Grunde können wir sagen, daß das 
4. Blatt ein Diktatmanuskript darstellt, daß das 3. Blatt eine erste _ 
Umschrift davon ist und die beiden ersten Blätter — durch ihre 
saubere und reine Form — eine Reinschrift letzter Hand darstellen. 
Wenngleich uns gerade hier die Fortsetzung verloren gegangen 
ist, sind wir durch diese Parallelaufzeichnungen in der Lage, uns 
das ganze Denkmal zu rekonstruieren. 

Zunächst gebe ich hier den Text des Manuskriptes genau 
wieder und bringe eine deutsche Übersetzung der polnischen Sätze 
in den Fußnoten bei: 


Zabytek mowy niemieckiey. w okolicy Laficuta. 


We wsi MA(r)KOWA (Markhoff) 4) zwaney, o pot mili od 
Lancuta lezacey, dawniey do tychze dobr Lancuta, teraz zas do 


4) Markowa war eine alte von noch verschiedenen anderen 
deutschrechtlichen Orten umgebene deutsche Siedlung namens 
Markenhof (älteste urkundliche Form: Markenhow), die durch die 
Pilecki geschaffen worden war. (vgl. die Aufzählung bei R. Fr. 
Kaindl: Geschichte der Deutschen in den Karpathenländern, 
Gotha 1907, I. Bd., S. 134 und Karte nach 

Akta Grodzkie i Ziemskie VIII; p. 21—23: 

1384 — w Budzie V. maja 1384. 

„Dymitr kardynat — legat papieski i zarzadca kosciola ostrzy- 
komskiego zatwierdza nadanie dziesięcin kapitule przemyskiej 
uskutecznione przez biskupa przemyskiego Eryka. | 

cupiens procurare decimas ecclesiarum in districtu Lanchu- 
densi (Łańcut) constitutarum et presertim infra limites ecclesiarum 
infra specificandarum consistentes cum carum novalibus presen- 
tibus et futuris et primo in Lanchuth cum advocatia elusdem, In 


5% 
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Przewörska nalezacey, jeszcze przed niedawnemi czasy spiewywali 

schtopi tamteysi podczas Swiat Wielkanocnych pieśn o Zmart- 
wychwstaniu Pańskim po niemiecku, którą juz tylko jeden starzec, 
Kuba Szputnar, dzis cata umie. — Chociaz w niéy jezyk Niemiecki 
zupeinie zepsuty, tak ze w niektorych wierszach trudno stowa 
rozpoznać, Szputnar wie jednak przez tradycye co każdy wiersz 

10po polsku ma znaczyé. Bez pomocy takowego thimaczenia nie 
mozna by prawie piesni tey podtug jego dyktowania napisac, 
tak niepewnie wymawia on juz po wiekszey czesci niezrozumiate 
mu szczególne stowa.*) 


Cremnecz, Wyssoka, Helwygheshow, Markenhow, Cossyn, Czetyes. 
Nawedorph, Langhenhow, Schonerwalt, Henselshow cum ceteris 
villis id (sic!) ipsum districtum concludentibus etiam et plan- 
tandis — — —.“) 


Ein direktes Zeugnis von der Griindung selbst besitzen wir 
leider nicht, da dieses — wie uns erzählt wird — verbrannt 
ist, aber durch eine Urkunde des Bischofs Eryk von Przemyst 
vom 5. Mai 1384 gewinnen wir die erste sichere Zeitangabe, die 
uns sagt, daß Markowa spätestens in der zweiten Hälfte des 
14. Jahrhunderts schon bestanden haben muß. Die nächste Zeit- 
angabe für die Siedlung ist das Jahr 1424, in dem in den Akten des 
Bistums von Przemysł ein Priester Jan von Markowa genannt wird. 
1623 wurde der Ort, der durch Konst. Korniakt einen großen Auf- 
schwung genommen hatte, von den Tataren vollständig zerstört 
und nicdergebrannt. Jedoch Korniakt sammelte die verstreuten 
Siedler und soll auch Deutsche (eine zweite Einwanderung!) als 
Kolonisten berufen haben (vgl.: Stownik geograficzny, Bd. VI, 
Warszawa 1885; pag. 125 f.) Siarczynski nun schreibt in seinem 
Słownik historyczno-statystyczno-geograficzny królestwa Galicyi 
(Tom. II A—M pap., fol., str. 330 w XIX), das ebenfalls als Manu- 
skript (sign. 1825/III) am Ossolineum liegt, daß die Bauern bis 
zum Beginn des XVIII. Jahrhundert in einer Mischsprache von 
deutsch und polnisch die Tradition ihrer ursprünglichen Heimat 
bewahrt haben. Sie sangen zu Weihnachten und zu Östern ihre 
Lieder in einem stark verderbten Deutsch und so begrüßten sie sich 
auch z. B. zur österlichen Zeit nach der Auferstehungsfeier mit den 
Worten: ‚„Krist is auferszanda.‘ 


5) Ein Denkmal (wörtlich ,, Uberrest“) der deutschen Sprache 
aus der Gegend von Lancut. Im Dorfe Markowa (Markhof) genannt, 
eine halbe Meile von Łańcut gelegen, früher zur Gutsherrschaft 
Lancut, jetzt zu Przewörsk gehörig, sangen noch vor kurzer Zeit 
die dortigen Bauern in der Zeit der Feier des Osterfestes einen 
deutschen Gesang von der Auferstehung des Herrn, welchen nur 
mehr ein Greis, Kuba Szputnar, ganz kennt. Obwohl in ihm die 
deutsche Sprache ganz verdorben ıst, so daß in manchen Versen 
die Worte schwer zu erkennen sind, weiß Szputnar doch durch die 
Tradition, was jeder polnisch bedeutet. Ohne die Hilfe dieser Über- 
setzung wäre es fast unmöglich, diesen Gesang nach seinem Diktat 
aufzuschreiben. So unsicher spricht er meistenteils ihm unver- 
ständliche Worte aus. 


a 
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I. na Wielki Piątek i Sobote. 
15 (Szputnar dyktował) 


Am Donnestag zeita, 
Am Charfratag früh, 
Wo Gött gefanga auf sein Kreutzbrett geschwon. 
Sein Seittley gestocha. 
20 Sein Seittley gebrocha. 
Die Ingfer Maria grienst; Gott zu Sie®); 
' Ne grein, ne grein 
Frau fi Mutter mein, 
Auf a dritta Tag weis vyn Toda aufadystehn. 
25 Mir wanns zieha ans Himmelreich 
Dyta.wann wir seyn ewig und gleich 
Am Himmelreich hat viel Freuda die Engelen 
Sie singars, sie spielas Götty sehr schön.”) 
8 
) 
Wyz wspomniany Kuba Szputnar powiada, ze pamienta, jak 
30za czasów młodości jego w dzień Wielkanocny po mszy Parobcy 
przybrani w czarne sukmany jakie w tenczas zwykle noszono, 
wziąwszy krzyż i figurę Chrystusa zmartwychwstałego noszone, 
podczas Procesyi, tudzież chorągwie kościelne, siadali na koń 
i wyjeżdżali w pole, gdzie porobiwszy z żyta lub pszenicy zieloney, 
gs albo też w braku tych z jakich innych roślin wieńce i przybrawszy 


6) Zeile 14: Am großen Freitag und Samstag. — Zeile 15: 
Szputnar diktierte. — Zeile 16—21 in der polnischen Übertragung, 
die rechts vom deutschen Texte aufgezeichnet wurde, lautet: 


P. D. 

Podług Szputnara znaczy: Laut Szputnar heißt es: 
We Czwartek wieczór Am Donnerstag abend 
W Piątek rano Am Freitag früh 
Był Bóg poymany i na krzyż War Gott gefangen und an das 

przybity, Kreuz geschlagen. 
Bok jego przekłuto, Seine Seite hat man durchstochen, 
Bok jego złamano, Seine Seite hat man gebrochen, 
Nayswiętsza Panna płacze, Die heilige Jungfrau weinte, 
Bóg rzekł do Niey. Gott sagte zu ihr. 


7) Zeile 22—24 lautet in der polnischen Übertragung, die, wie 
schon oben erwähnt, rechts vom deutschen Text aufgezeichnet wurde: 


P. D. 
Nie płacz, nie płacz Weine nicht, weine nicht 
Matko moja Meine Mutter 
Trzeciego dnia zmartwychwstane Am dritten Tage werde ich auf- 
erstehen. 


Daran schließt sich die Bemerkung: Reszta łatwe do zrozu- 
mienia (= das Übrige ist leicht zu verstehen). 
8) Hier beginnt die zweite Seite des ersten Blattes. 
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w nie Chrystusa Pana, krzyż i chorągwie jezdzili śpiewając piesn na- 
stepna, po którey skończoney strzelali — zwato sie to christowa¢.’) 


ll. Pieśń Wielkanocna. 


(Szputnar dvktowal.) (Szputnar tłumaczy.) 
1. Chrysta ist aderstanda Chrystus zmartwychwstat 
Fi dar moter atys Z meki caly 


(Von der Marter all) 
Was solla mira (wir) ny froh Czemuż sie nie mamy cieszyć 


sayn 
Christa soll endar (unser) Ge- Christus niech bedzie naszą 
trost sayn. pociechą ?°) 
Kirye eleyson 
# + 


2. Wie asz Necht ist adesztanda Jak powstał z nocy 
A so ist die Wadel ziehgana Zaraz się sława rozeszła. 
Der sind aso adesztanda ist. A gdy tak zmartwychwstał 
Lywa mir (Loben wir) dan Chwalmy Oyca Jezu Christa.!) 
Vater Jesu Christ. 
kirye eleyson. 


+ # 


*) Z. 39.: Christa = A, B. — adestanda = A, B. — 2.40: Fy = 
B. — Z. 41: wir (mira ist darübergeschrieben) = B. — Z. 48: 
Kirie = A, Kier = B. — Die Strophen 2 und 3 (s. u.!) sind auf dem 
4. Blatt nicht vorhanden. — 2.45: ciegana = A. 


®) Der oben genannte Kuba Szputnar sagt, daB er sich erinnere, 
wie in der Zeit seiner Jugend am Tage des Osterfestes nach der 
Andacht die Bauernburschen, bekleidet mit schwarzen Gewändern, 
die man zu dieser Zeit zu tragen pflegte, das Kreuz und die Figur 
des auferstandenen Christus nahmen und in einer Prozession trugen, 
wie auch die Kirchenfahnen, dann die Pferde bestiegen und ins 
Feld ritten, wo sie aus Korn und grünem Weizen und wenn dieser 
nicht vorhanden war, aus einer anderen Pflanze Kränze machten 
und damit Christus den Herrn, Kreuz und Fahnen schmückten 
und dann dieses nachstehende Lied sangen, und nach seiner Be- 
endigung geschossen haben. Das wurde genannt „Christus loben”. 

10) Z. 38: Szputnar diktierte; — Ostergesang; — Szputnar 
übersetzt; — Weiter: Christus ist auferstanden — Ganz von aller 
Qual — Warum sollen wir uns nicht freuen — Christus soll unser 
Trost sein. i 

11) Daß er von der Nacht auferstanden ist — Verbreitete sich 
der Ruhm — Und wenn er so auferstanden ist (von dem der so auf- 
erstanden ist = A.) Preisen wir (A fügt hier ,,also“ ein) den Vater 
Jesu Christ. 


i 
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3. Giniasz dray heilige Fraua Wyszły trzy święte kobiety 


30  Smogesz a dan Taua — Rano po rosie 
Gesuchta das dan Vater Jesu Szukać Jesusa 
Christ 
Da di ve dam Tod ufe- który zmartwychwstał.!?) ` 
standa ist. 


kirye eleyson. 
13 


4. Ender (Unsere) liebste Maria trauma ina (in einem) Traum 
35 Sie sahs auf ihrem Harzelein wiichst an einer Boum. 
Da die schauta triets a Gottes Christa Naynd 
Maria di dir wachet, die trugst an jenes Land. 
kirye eleyson 

Nasza naymilsza Maria miała sen 
I widziała synaczka swego na krzyżu 
I widziała Chrystusową śmierć 
A gdy sie przebudziła, poszła tey krainy.1) 


5. Ender liebste Maria traut a ina Gang, 
so Sie sahs jenes getrautes Kind nenom (in einem) Grobey fein, 
Stand auf, stand auf Jesu Christ mein Herr 
Trösten omer Christa Leut, mir trauens Gottes ser. 
kirye eleyson. 

Nasza naymilsza Maria poszła 
I widziała to rostropne dziecie całkiem w grobie 
Wstan, wstan Christe moy Panie! 
Pociesz lud Chrześciański, ufamy Bogu.) 


+ 


*) 2.46: im poln.: Który więc tak zm. — Z. 47: im poln.: 

el wiec O. — Z. 49: hailige = A. — Z. 52: uferztanda = = 

— 2.53: Kyrye = A. —Z. 54: ihna = A. — Z. 55: irem = A. 
— Herzelein wiichs ir = B. — Bom = A.; Bohm = > — Z. 56: 
trietz, dann verbessert zu triest = B. — a fehlt = B. (Naynd) 
Neid = A; neid = B. — Z. 57: er wachet = B. — Z. 58: fehlt = 
B. — *) Z. 59: ihna = A. — die ganze erste Zeile fehlt = B. — 
2.60: anjenes = B. — getrauts = B. — Kynd = A. — ne nom = 
A, B. — feyn = À. 


12) Drei heilige Frauen gingen hinaus — Friihmorgens durch 
‚den Tau — Zu suchen Jesus — Welcher auferstanden ist. 

13) Hier beginnt die erste Seite des zweiten Blattes. 

Unsere liebste Maria hat einen Traum gehabt — Und hat 
en ihr Söhnchen am Kreuze — Und hat geschen Christi Tod — 
Als sie erwachte, ist sie in dieses Land gegangen. 

15) Unsere liebste Maria ist gegangen — Und hat gesehen 
das kluge Kind ganz im Grab: (Sie sah das kluge Kind sehr 
nahe dem Grabe = A). — Steh auf, steh auf, Christus mein 
Herr! — Tröste das Christenvolk, wir vertrauen auf Goit. 
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6. Wie soll ich sie trösta Frau fi Motter. 
e5 Sie schwiens (schwören) zu a so theuer auf Gottes Blutey 
Sie schwiens zu a so theur auf heilige Kreutzlein breit 
(Kreutzleins bret) 
Wie geb ender Herr Gott scin Motter für uns Leut. 
Kirye eleyson. 
Jakże ich mam pocieszyć matko moja 
Oni przysięgają na moją krew 
Oni przysięgają na krzyż święty 
Bóg nasz poniost mękę za nas ludzi."*) 
Chociąż Szputnar wszystkie strofy, to jest tak 6 powyższych 
jako i 3 następne za jedną pieśn śpiewa, widać jednak i z treści, 
i z wiersza i nawet z noty (od strofy czwartey bowiem zupełnie 
się nota odmienia) że tak 1, 2, 3 strofa, jako 4, 5, 6, — i znowu 
7, 8, 9 trzy rozmaite pieśni składali — lub przynaymniey sa 
takich ułomkami — 4, 5, 6 strofa zdaje się że należały raczey do 
jakiejś pieśni wielkopostney, jakiemt są u nas gorzkie żale, 
®anizelido ..... 17) 


+ %* 
+ 


(Es folgt nun Blatt lIl, vgl. S. 1). 


(Die Interlinearübersetzung lautet:) 


Christus ist auferstanden 

Von der Marter all (ganz) 

(Warum) Was sollen wir nicht froh seyn 
Christus soll unser Trost seyn. 


*) Z. 62: immer unter omer geschrieben = B. — Chirta 
= B. — Leid (Leut daruntergeschrieben) = B. — mer = B. — 
trauems = B. — hir statt ser = B. — Die zweite Zeile der poln. 
Übersetzung zu Strophe 5 lautet in A = Widziała to roztropne 
dziecie blisko grobu bardzo. — Z. 65: schwiéns durch Überschreiben 
von — örens verbessert zuschwörens = B. — zu fehlt in B. — aso = 
B. — Blutay = A, B. — Z. 66: zu fehlt = B. — aufs = B. — Heilige 
= A, B. — Breit = B. — Z. 67: gött fiir geb = B. — lieber = A. — 
seyn = A; sey = B. — fur ens = B. — | 


16) Wie soll ich sie trösten mcine Mutter — Die schwören auf 
mein Blut — Die schwören auf das heilige Kreuz — Unser Gott 
hat Qual gelitten für uns Leute. 

17) Trotzdem Szputnar alle Strophen, das sind nämlich die 
6 obigen, so wie die 3 folgenden, als ein Lied betrachtet, sieht man 
doch aus dem Inhalt und aus dem Liede, wie auch aus der Note 
(von der 4. Strophe an ändert sich die Note im Ganzen), daß die 
Strophen 1, 2, 3 sowie 4, 5, 6 — und wiederum 7, 8, 9 aus drei ver- 
schiedenen Liedern zusammengesetzt sind, oder mindestens deren 
Bruchstücke sind. — Die Strophen 4, 5, 6 scheinen eher zu einem 
Liede der großen Fastenzeit zu gehören, das man bei uns ,,Gorzkie 
żale“ (= Bittere Reue) nennt, als zu ..... — 
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2. Wie aus der Nacht ist er auferstanden 


Der also auferstanden ist 
Loben wir den Vater Jesu Christ. 
3. Gingen aus drei heilige Frauen 
Des Morgens in ‘den Thau 
Suchten den Vater Jesu Christ 
Der da von dem Tode auferstanden ist. 


(Die nun folgenden 3 Strophen): 


1. Der Reiter sey di Igey und har will dreita 
(Und er will reiten) 

Wie er auf das mirey kom auch will er streita 

A streit mit Gott mit seinem Blut a so roth 

Helf uns lieber Herr Gott o helf uns aus der Noth. 
Kirye eleyson. 

Der Engel sey di Bauey kniet auf eine Stein 

A sahs go weit an Himmel a Moich (Menge) Engel 

A sahs auf der rechte Hand die liebste Maria 

A sahs die liebste Maria mit ihrem eon Kind 
Kirye eleyson }9) 

Welcher Sünder gesündigt hat und har will bühsa 

A trat mindige glaghey auf seine fühsa 2°) 

A gins kehr um wie Gott aus Engel ein a Haus 

Vergoem sein Sünda mit feuda ginias heraus 
kirye eleyson. 

(Weiterhin folgt): 
Był zwyczay w Markowie (i kuba Szputnar, który mi pieśń 


ta dyktowal, sam to widział w swojey młodości), jak Parobcy 


Z. 1: statt Reiter — Alten, jedoch Reiter darübergeschrieben. — 
die statt di. — Z. 2: er drauf str. — Z. 8: gött. — Z. 4: liber. — 
und statt o. — 2.5: fehlt. — (alle Varianten gelten fiir B). Z. 6: 
eina statt eine — Z. 7: an (a darübergeschrieben) Moich an 
Engel. — Z. 9: Liebste — getraute. — Z. 10: kier. — Z. 12: 
bei fühsa ein Zusatz: schwache Zähne. — Z. 14: Vergoem Gött 
sein. — 2. 15: kir. — 


18) Die zweite Zeile fehlt, sie dürfte dem Schreiber unver- 
ständlich gewesen sein (s. u.)! 

18) Diese Strophe ist im Original auf der Seite rechts vertikal 
eingezeichnet und ihre Einordnung zwischen die beiden unter- 
einander stehenden Strophen ‚Der Reiter sey...“ und ‚Welcher 
Siinder...“, ist durch ein Kreuz angegeben. — Auf Bl. 4 sind diese 
beiden ersten Strophen vertauscht niedergeschrieben und dann 
durch Numerierung richtig geordnet worden. 

20) Auf Blatt 4 ist diese zweite Zeile die letzte und durch ein 
+ wird ihre richtige Stelle angegeben. Da nun auf der 2. Seite 
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w dzien Wielkanocny ubrani w czarne sukmany na koniach z cho- 
ragwiami i krzyzem zwykle przy procehsyi honorowym wyjezdzali 
w pole, a robiac z zyta zielonego (lub tez i z czego innego) wience, 
kładły na Christusa Pana, na chorągwie i tak jezdzili pieśn powyższą 
spiewali — i po skończeniu strzelali —- zowie sie to dotąd christowac.”4) 


Es ist natiirlich sehr schwierig, bei einer so schlechten Uber- 
lieferung, wie sie der uns hier vorliegende Text darstellt, etwas 
Genaueres iiber diesen Gesang, oder besser tiber diese Gesange 
(die Ansicht Siarczynskis [vgl. S.72] halte ich für richtig) auszu- 
sagen. Vor allem können die Ergebnisse einer rein sprachlichen 
Untersuchung bei einem so verderbten Deutsch (die polnischen 
Einflüsse sind ja ganz unverkennbar) einerseits und bei einem so 
geringen Material andererseits nur einen mehr oder weniger hypo- 
thetischen Wert besitzen. Ich werde später noch einige Worte 
darüber sagen müssen. 

Anders liegen die Verhältnisse bei einer stoffgeschichtlichen 
Untersuchung. Wenngleich auch hier nur ganz Weniges aus unserem 
Denkmal dazu herangezogen werden kann, so dürften doch hier 
die Ergebnisse als ziemlich zuverlässig gelten können. 

Für das Fastenlied „Am Donnestag zeita....... “ (Bl. I, 
Z. 16—28) war es leider völlig unmöglich, irgendwelche Parallel- 
stellen aus der übrigen deutschen Volksliedliteratur geistlichen 
Inhaltes zu finden.2) Es handelt sich hier — so viel läßt sich mit 
Sicherheit sagen — um eines der Kreuzlieder des 16. Jahrhunderts, 
die sich einer großen Verbreitung und Beliebtheit erfreuten. 

Ob das Fragment den Anfang oder die Mittelpartie eines 
solchen Liedes darstellt, läßt sich nicht erweisen, wohl aber gehören 
die beiden Strophen inhaltlich aneinandergeschlossen. Hier zeigt 
sich auch die Bedeutung der polnischen Übersetzung für das Ver- 
ständnis der Stelle Z. 21: 


des 3. Blattes in der letzten Strophe der Schreiber ursprünglich 
die dritte Zeile nach der ersten folgen ließ, das dann bemerkte und 
strich, beweist, daß das 4. Blatt die erste Aufzeichnung des Liedes 
darstellt, wofür auch die schleuderhafte Schrift spricht, so daß das 
Blatt tatsächlich den Eindruck eines Diktatmanuskriptes macht, 
(vgl. dazu S. 67). 

2) Es war Sitte in Markowa (und Kuba Szputnar, der mir 
diesen Gesang diktierte, sah es nur in seiner Jugend) daß die 
Bauernburschen am Tage des Osterfestes, gekleidet ın schwarze 
Gewänder mit dem verehrten Kreuz und den Fahnen in Prozession 
in das Feld ritten, von grünem Korn (oder von etwas anderem) Kranze 
machten, sie auf Christus den Herrn und die Fahnen legten und das 
obige Lied singend ritten, nach dessen Beendigung sie geschossen 
haben — und das nennt man bis nun Christowac (= Jesus loben). 

2) Auch Herr Prof. Dr. John Meier, Direktor des Volkslied- 
Archives in Freiburg i. Br., der sich ın außerordentlich entgegen- 
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Text: Die Ingfer Maria grienst; Gott zu Sie; 
pol. Nayswietsza Panna płacze, Bog rzekł do Niey. 
nhd. die heilige Jungfrau weinte; Gott s a g t e zu ihr. — — — 

Dadurch erfahren wir die absolute Zusammengehörigkeit und 
direkte Aufeinanderfolge der beiden Strophen, denn im Texte 
fehlt eben das verbindende „sagte“. 

Das zweite Lied (Zeile 39—53) ist ein altes Osterlied, das hier 
mit dem ursprünglich nicht dazu gehörigen Vers von dem Gang 
der drei Frauen zum Grabe zusammengesungen ist. Es dürfte 
nicht uninteressant sein, die Geschichte dieses so alten Liedes 
etwas näher zu betrachten. 

Hoffmann von Fallersleben setzt in seiner Geschichte des 
deutschen Kirchenliedes 2), S. 36, das erste Vorkommen dieses 
Osterliedes mit dem 13. Jahrhundert fest. Jedoch in der Grazer 
Hs. II, 798 eines Breviariums vom Ende des 12. Jahrhunderts 24) 
finden wir bereits dieses Lied in einer lateinischen Osterfeier aus 
dem Stifte St. Lambrecht in Obersteiermark erwähnt: 

„— — Post hanc incipiat abbas vel prior 
Tedeumlaudamus 
et hunc ymnum canendo revertantur in 
-chorum plebe conclamante 
Christ ist erstanden. — — — 

Ebenfalls in dieser Hs. wird auch das Lied: ,,Es gingen drei 
Frauen“ erwähnt: 

„— — Tunc incipiat ipsa plebs istum clamorem: 
Giengen dreie urovven ce uronem grabe. — — — 


Es ist dies eine ganz vereinzelte Erscheinung, daß zwischen 
die beiden Szenen des Osterspieles, das ja lateinisch war, ein deut- 
sches Lied eingeschoben wird und auch bei Lange 3) weist keine 
einzige Osterfeier dieses Lied auf. Nur Rheinau II von 1573 hat 
auf Seite 68 nach dem Gang der Frauen die Anweisung: 

„Hisce antiphonis germanicis versibus cantatıs — — 
salvatoris imago ostenditur.“ 


Und in einer Seckauer Osterfeier vom Jahre 1345 (Hs. H, 756 
d. Grazer Universitäts-Bibl. fol. 90) wird am Schluß nach dem 


“ 


“c 


kommender und dankenswerter Weise dafür interessierte und be- 
mühte, konnte dieses Lied nicht im einzelnen nachweisen. 


23) Hoffmann v. Fallersleben: ‚Geschichte des deutschen 
Kirchenliedes bis auf Luthers Zeit." III. Aufl. Hannover 1861. 

#4) Abgedruckt durch P. Othmar Wonisch in: ‚St. Lambrechter 
‘Osterfeiern und dramatische Zeremonien der Palmweihe“ in ‚St. 
Lambrechter Quellen und Abhandlungen“, hrg. v. O. Wonisch, 
©. S. B., Bd. I, Heft 1; Graz 1928. 

23) Carl Lange: ,,Die lateinischen Osterfeiern“. München 1887. 
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»Christ ist erstanden“ das Lied „Es giengen drei 
vrauwen angefügt. 

Alle Osterspiele nun, welche das ‚Christ ist erstanden“ ent- 
halten, gehören der zweiten Stufe der Osterfeiern an (vgl. Lange 
a. a. O. S. 83) und hierin wiederum auf süddeutsches Gebiet, vor- 
zugsweise Salzburg, beschränkt (Lange, a. a. O. S. 99 ff.). Es sind 
dies: Augsburg, Chiemsee, Diessen, St. Florian, Freising, Inders- 
dorf, Melk, Monsee, Passau, Prag, Salzburg, Wien. 

Sind wir dadurch schon auf Süddeutschland als engere Ur- 
heimat unseres Liedes hingewiesen worden, so verstärkt das oben 
über das Lied „Es giengen drei Frauen“ Gesagte unsere Ansicht 
noch wesentlich mehr. 

Natürlich blieb dieses so weit verbreitete und uralte Lied 
nicht ohne Nachbildungen; eine davon, die als ein „Altes Osterlied“ 
hinter der Erzählung vom ,,verliebten Pfaffen‘‘ (auf Seite 23, 24) 
in einer Hs. des 15. Jahrhunderts steht, ist bei Hoffmann a. a. 
O., S. 64, abgedruckt. 

Im 14. Jahrhundert dann kommt in einem Spiel von 
der Auferstehung Christi, geschrieben 1391, am Schluß die Stelle 
vor: 

„— — — unde singet alle geliche: 
Christ ist enstanden von himelriche — —.*) 

Weiterhin überliefert uns David Gregorius Corner, Abt des 
Benediktiner-Stifts Göttweig, Text und Melodie eines Osterliedes 
in seinem Gesangsbuche vom Jahre 1631, das er einem Konrad 
von Queinfurt, Pfarrer zu Steinkirch am Queiß, zuschreibt, der 
1382 zu Löwenberg gestorben ist und auch dort begraben wurde, 
dessen Strophe 5, Zeile 5, lautet: 

„nu singet: Christus ist erstanden 
wol hiute von des tödes banden“ 

Bis zum 14. Jahrhundert ist uns die wirkliche Gestalt unseres 
Liedes noch nicht bekannt geworden, jedoch das folgende 15. Jahr- 
hundert bringt uns die älteste Fassung in einem Münchener 
Cod. 716: 

„Christisterstanden 

von der Marter alle; 

deB soll wir alle froh sein, 
Christ sollunser Trost sein. 
Alleluja.“ 27) 

Eine ahnliche Gestalt mit nur geringen Abweichungen weisen 
dann auch noch folgende Fassungen derselben Zeit auf: Mtinchener 


26) Mone, Alttciitsche Schauspicle, S. 144, V. 1187. 
27) Abgedruckt bei: L. Erk und F. Böhme, Deutscher Lieder- 
hort, III. Bd. Nr. 1170 (dort ist auch die Melodie abgedruckt!) 
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Cod. germ. 716, bl. 29b. — Münchener Cod. lat. 3023, bl. 21 b- 
und 63b. — Münchener Cod. lat. c. germ. 66, bl. 37.28) 


Zu dieser Gruppe gehört auch eine Version, die uns Johannes 
Busch, ein Augustinermönch, in seinem Werke: ‚De reformatione 
monasteriorum“ lib. IV., cap. 27 mitgeteilt hat: 


„— — — Cumque ad aulam in arcem pervenissemus, . 
clamavit ad me marchio (sc. Brandenburgensis) dicens: ,,Do- 
mine preposite! beneveniatis! Venite ad aquas et lavamini 
ad cenandum.‘‘ Cum omnes manus lavissent, alta voce 
cantaverunt omnes in curia existentes carmen illud paschale 
in teutonico: 


Christus is opghestanden 
Van der ioden handen 2) 
Des sullen wi alle vro siin, 
God wil onser troest siin. 


Kyrieleys. 
Postquam trina vice illud decantassent, marchio et 
omnes alii ad mensam assedere se parabant. — — —‘ ®) 


Es ist dies ein Zeugnis für die Allgemeinheit deutscher Lieder 
bei kirchlichen Feierlichkeiten und anderen zur Andacht stimmenden 
Veranlassungen. Als Danklied ist es uns bezeugt bei Johannes 
Lindenblatt #4) in seinem Bericht von der blutigen Schlacht bei 
Tannenberg in Preußen vom 14. Juli 1410: 


„— — — unde wart ein großer strit, unde der Meister 
mit den sinen sluogen sich dri stunt durch mit Macht, 
unde der koning was gewichen, also daz dese sungen: 
Christ ist entstanden. — — —“ 


Auch in den Osterspielen dieses Jahrhunderts ist uns vielfach 
dieses Lied bezeugt, z. B.: Marien Klage (Hs. des 15. Jahrhunderts 
_ aus Trier®), 


. Ordnung des Passionsspieles der St. Bartholomäusstiftsschule 
zu Frankfurt am Main.?®) 
Friedberger Passionsspiel, bl. 8 b.*4) 


28) Abgedruckt bei Erk-Bohme a. a. O. 

29) Die Hs. S. hat die Variante: ‚von der Todten Hande“. 

3) Nach: K. Grube, Des Augustinerprobstes Joh. Busch 
Chronicon Windeshemense und Liber de reformatione monaste- 
norum. — Geschichtsquellen der Provinz Sachsen, Bd. XIX, pag. 
770. — Halle 1886. | 

$1) S. Jahrbücher Johannes Lindenblatts von Voigt und 
Schubert, s. 217. 

32) H. Hoffmann, Fundgruben II, 275. 

3) v. Fichard, Frankfurtisches Archiv III. Teil, s. 131—158. 

34) Z. íi. d. A. VII, s. 545. 
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Das niederdeutsche Spiel von der Auferstehung Christi, 
geschr. 1464.5) 


Das Osterspiel der Wiener Hs. 3007, geschr. 1472.3) 

Ein niederdeutsches Bruchsttick in dem Spegel der samitticheit 
1507, bl. 128.37) 

Ein Tiroler Osterspiel, geschr. 1520.38) 


Sehr interessant ist auch ein weiteres Zeugnis über die Ver- 
breitung des Liedes, das ich nach Hoffmann v. Fallersleben a. a. 
O. S. 182 f.: hier wiedergebe: 


„Als im April 1474 der Erzherzog Sigmund v. Öster- 
reich mit den Eidgenossen die ewige Richtung beschworen, 
kam er gen Einsheim (Ensisheim), Breisach und Freiburg, 

. und freute sich alle Welt seiner Zukunft. Die Kinder auf 
der Gassen fingen an zu singen: 


Christisterstanden, 

der lantvogt ist gefangen; 

des sollen wir alle fro sein, 

Sigmunt sol unser trost sein. 
Kyrie eleison! 

Wär er nicht gefangen, 

so wär es übel gangen. 

seit daß er nun gefangen ist, 

so hilft in nichts sein böser list.‘ 


So berichtet Sebastian Münster in seiner ‚„Cosmographey“ 
S.624. Nach Adam Walther Strobel geschah dies, als der Erz- 
herzog am 20. April seinen Einzug in Basel hielt (vgl. seine Vater- 
ländische Geschichte des Elsasses III. Teil, S. 312). Zum Verständnis 
gehört noch: der Landvogt Joh. Wernher von Pforr wurde unter 
Absingung des Liedes: Christ ist erstanden in Haft ge- 
bracht. Es war nämlich am Ostermontag 11. April 1474. 


Damit ist uns in parodistischer Weise das Gedicht in der 
Form überliefert, wie wir es dann aus dem 16. Jahrhundert und 
auch aus unserem Texte kennen, sein früheres Vorkommen damit 
erwiesen und uns das alte Osterlied in der erweiterten Form, die 
uns wiederum aus protestantischen und katholischen Gesang- 
büchern bekannt ist, dargestellt: 


35) Gedr. bei Mone, Schauspicle des M. A., I. Bd. (1846), s. 33 
bis 106. 

36) Hoffmanns Fundgruben, I. Bd. 296 ff. (die Stelle steht 
336, 7). 
37) Gedr. bei Mone, Schaupsiele des M. A. I. Bd. s. 117. 

38) Hs. des Innsbrucker Museums; s. A. Pichler ‚Über das 
Drama des Mittelalters in Tirol“, s. 48/49. 
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Christ ist erstanden 

von der Marter allen. 

Des sollen wir alle froh sein 

Christ will unser Trost sein. Kyrioleis! 


Wär er nicht erstanden, 

die Welt, die wär vergangen; 

seit daß er erstanden ist, 

so loben wir den Herrn Jesum Christ. Kyrioleis! 


Mit dieser Form, die ich ,,die Stufe der I. Erweiterung“ nennen 
möchte, sind wir bereits in das 16. Jahrhundert hinaufgerückt. 
Wir treffen sie beispielsweise in: 

Schumanns protestant. Gesangbuch vom Jahre 1539; 

Joh. Klugs Gesangbuch von 1535, bl. 97; (früher schon 1529, 
1531); — (dort heißt Str. II, Z. 3: so lob wir den Vater 
Jesu Christ). 

„Geistliche Lieder‘, Erfurt 1531. 

Val. Babsts Gesangbuch vom Jahre 1545, an das sich auch die 
späteren Gesangbticher in der Regel halten.) 

Dieselbe Gestalt weisen auch auf: 

Georg Witzel, Psaltes Ecclesiasticus (1550) bl. 98. — (mit der 
Überschrift: Hie iubiliert die gantze Kirche mit schallender 
hoher stim, vnd vnsäglicher freud).?) 

Ein edel Kleinat der Seelen. Von Adam Walasser. Dilingen 
1568 (1561) bl. 170, übereinstimmend mit J. Leisentritt, 
1567, 1. bl. 118 b.%) 

Ebenso wie hier auch in dem katholischen Gesangbuch von 
Vehe 1537, fol 31, wo Str. II, Z.3 lautet: so freut sich alles, das da 
ist und Str. 1, Z. 4: Christ soll unser Trost sein. 

Wiederum ziemlich gleichlautender Text und Melodie bei 
Leisentritts Gesangbuch 1567, nur der Refrain — Alleluia statt 
Kyrioleis — und Str. II, Z. 2: so war die Welt vergangen.) 

Bonnisches Gesangbuch von 1564: es hat um eine 3. Strophe 
mehr: „Erstanden ist der heilig Christ, der aller welt ein tröster 
ist‘“ und Alleluia.4) 

Habe ich die Form unseres Liedes, wie wir sie in den bislıer 
genannten Gesangbüchern angetroffen haben, die ,,Stufe der 
ersten Erweiterung“ genannt, so möchte ich den Typus, der uns 
in den jetzt zu nennenden Werken entgegen tritt und mir für 


3) Vel. Wackernagel, a. a. O. Nr. 935, — Erk-Böhme, a. a. O. 
Nr. 1970 B. 

40) Vgl. Wackernagel, a. a. O. Nr. 936. 

41) Vgl. Wackernagel, a. a. O. Nr. 937. 

#2) Vgl. Erk-Böhme, a. a. O. Nr. 1970 B. 

aa! Vgl. Erk-Böhme, a. a. O. Nr. 1970 B. 
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unser Lied sehr wichtig erscheint, die „Stufe der zweiten Erwei- 
terung‘“ nennen. 

Hierher gehört auch — um es hier gleich zu bemerken — Ein 
New Gesangbüchlin Geystlicher Lieder von Michael Vehe, Leipzig 
1537, bl. 31/32, wo die erste und zweite Strophe, also die Stufe 
der ersten Erweiterung rein beibehalten ist, wozu nun drei weitere 
Strophen angefügt werden, die aber sonst nirgends eine Parallele 
besitzen.#) | 

In Leisentritts Gesangbuch von 1567, I. Teil, bl. 119b 
treffen wir das Lied mit der Überschrift: „Ein gar altes Lobgesang 
auf Ostern“) und in einem Augsburger Gesangbüchlein von 
1557, bl. 173, unter dem Titel: „Des Lobgesang Christ ist 
erstanden‘‘.#) Ich gebe sie hier parallel wieder: 


1, Christ ist erstanden 1. Christ ist erstarden 
von der marter allen. von der Marter alle. 
des sölln wir alle fro sein, Des sollen wir alle fro sein, 
Christ wil unser trost sein. ` Christ soll vnser trost sein. 
Kyrieleison. Kirioleis. 
2. War er nicht erstanden, 2. Wer, er nit erstanden, 
so war die welt vergangen; so wer die welt vergangen, 
sint daB er erstanden ist, Seyt das Er erstanden ist, 
so lobn wir den herren je- so loben wir den Herren Je- 
sum Christ. sum Christ. 
Kyrieleison. Kirioleis. 
3. Es giengen drei heilge frauen 3. Es giengen drey Frawen, 
zu morgens in dem taue, die wollten das grab beschawen, 
sie suchten den herren Je- Sy suchten den Herren Je- 
sum Christ, sum Christ, 
der von dem tod erstanden ist. der von dem tod erstanden ist. 
Kyrieleison. Kirioleis. 
u. s. W. 4. Alleluia, Alleluia, Alleluia! 


des sollen wir alle fro sein. 
Christ soll vnnser trost sein. 
Kirioleis. 
Leisentritt, G. B. Augsburger G. B. 


In Caspar, Grafen von Sternbergs „Reise durch Tirol etc.‘ 
(Regensburg 1606, fol.) finden wir auf Seite 161 einen Ostergesang, 
wie er bei der Ankunft des Bischofs von Padua in den 13 Gemeinden 
bei Verona im Jahre 1519 gesungen worden ist. Das Lied besteht 


4) Vgl. Wackernagel, a. a. O. Nr. 939. 

4) Vgl. Hoffmann v. Fallersleben, Gesch. d. d. Kirchenliedes, 
S. 190, Nr. 85. 

46) Vgl. Wackernagel, a. a. O. II, 940. 


f 
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aus 7 Strophen, von denen die 1., 2., 6. und 7. unserem Liedtexte 
entsprechen, die 3.—5. jedoch einen Zusatzeinschub darstellen. 
Abgedruckt ist das Lied bei Wackernagel, a. a. O. Il, 942. 

Im gleichen Werke, Seite 162 finden wir auch einen Oster- 
gesang aus der von dem Priester Augustinus a Puteo Rotii hinter- 
lassenen handschriftlichen Geschichte der 7 Gemeinden im Verone- 
sischen, wo sich dieser Gesang, so wie er in den 13 Gemeinden 
ehemals gesungen wurde, aus dem gedruckten Officiale der dortigen 
Kirche abgeschrieben findet. 


Ich führe ihn hier an, einerseits weil seine Tradition sehr 
ähnlich mit der unseres Liedes ist und andererseits, weil es nicht 
ganz undenkbar wäre, daß die Art der Fortsetzung, wie wir sie 
hier finden, auch unserem Liede eigentümlich war. 


1. Christus ist auf ghestanden 
von der Marter alle. 
Daz sollen bier alle froalich sayn, 
Christus bil vnser Troast sayn. 


2. Bar er nicht auf ghestanden, 
so ber de Belt verganghen, 
Sayt der er erstanden ist, 
so loben bier den Herren Jesum Christ. 


3. Es ghienghen drai heileghen Fraughen 
daz Morghens Frue im taghen 
Sie suechten den Herren Jesum Christ, 
der von dem toat erstanden ist. 


4. Maria du reine, 
du hast ganz sear ghebeinet 
Vm vnser Herren Jesum Christ, 
der von dem toat erstanden ist. 


5. Marie du zarte, 
du pist an Roasen garte 
den Gott selber ghezieret hat 
mitt seiner Göttlichen Maiestät. 


6. Christus lagh in Grabe 
sunz an den dritter Taghe, 
Verbunt and Hend vn Fuecen, 
Sunter, du solt puezen. 


7. Christus, lieber Herre, 
durch deiner Marter Ehre 
Verleych vns allen sealighes end 
vnd auch ain froalich auferstend. 
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8. Alleluia, Alleluia, Alleluia! 
daz sollen bir alle froalich sayn, 
Christus bill vnser Troast sayn.#”) 


Ahnlich ist auch dazu die Gestalt des Liedes, wie wir sie 
finden in: 

Libellus Agendarum etc. Salisburgi MDLVII, bl. 231 b, unter 
der Überschrift: Tempore Pascatis vsque ad Pen/tecosten.*) 

Im Joh. Leisentrittschen Gesangbuche v. 1567, I. bl. 119 b, wo es 
„Ein anders gar aldes Lobgesang auf Ostern“ genanntwird.*) 

Obsequiale und Ecclesie Ratisbonensis; Ingolstadt MDLXX 
bl. piiij b. Diesen Text geben auch die ‚„Zwölff Geistliche 
Kirchengesäng‘‘, Ingolstadt, 1586, N 8.50) 

Es gibt dann noch eine Reihe von Liedern, die ebenfalls die 
Strophen unseres Liedes aufweisen, dabei aber eine Reihe selb- 
ständiger, teils größerer, teils kleinerer Fortsetzungen besitzen, 
die bei Wackernagel a. a. O. II. Nr. 948—951 abgedruckt sind. 

Erk-Böhme bringt dann am a. O. unter Nr. 1975 ein Osterlied 
mit der Bemerkung: ,,Resurrexit verdeutscht‘“, mit katholischen 
und protestantischen Versionen. Zu dieser Gruppe gehören dann, 
mit größeren oder kleineren Abweichungen, Ausweitungen und 
Kürzungen auch die Texte, die Wackernagel a. a. O. II. Nr. 950, 
952—962 abdruckt. Sie weisen durchaus das Motiv des Gespräches 
der Frauen mit dem Engel beim Grabe Christi auf. Als Typus 
zitiere ich hier die ersten Strophen nach dem Speierschen Gesang- 
buch von 1600: | 

1. Erstanden ist der heilig Christ, 
der aller Welt ein Tröster ist. 
2. Und wär er nicht erstanden, 
Do wär die Welt zergangen. 
3. Dieweil er nun erstanden ist, 
So loben wir den Herrn Jesum Christ. 
4. Es giengen drei Marien zum Grab 
Sie wollten den Herren gesalbet han. 
5. Sie wollten salben seinen Leib 
Zu dieser österlichen Zeit. 
usw. noch5 Strophen — hinter jedem Verssteht einzweimalig. Alleluia. 

Die Lieder dieser Gruppe sind durchaus mit einer einzigen 
Ausnahme (Wackernagel a. a. O. Il. Nr. 950) in zweizeiligen Strophen 
abgefaßt, also in einer Gestalt, die keineswegs zu unserer Text- 
überlieferung stimmt, die ja vierzeilige Strophenform aufweist,. 


47) Abgedruckt bei Wackernagel a. a. O. II. 943. 
48) S. Wackernagel, a. a. O. II, Nr. 944. 
49) S. Wackernagel, a. a. O. II, Nr. 945. 
50) S. Wackernagel, a. a. O. II, Nr. 946. 
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und bringt den ersten Vers der ersten Strophe in der Form: ,,Er- 
standen ist der heilige Christ.“ Diese Version kann also wohl 
nicht ein Vorbild für unsere Fassung abgegeben haben, so daß 
anzunehmen ist, daß — wenn überhaupt eine Fortsetzung in 
Betracht gezogen wird — diejenige, welche wir bei Wackernagel 
a. a. O. unter den Nr. 943—946 kennen gelernt haben, für unsere 
Fassung anzusetzen ist. 

Bevor ich zum nächsten Liede übergehe, möchte ich noch 
einiges zum Verhältnis der polnischen Übersetzung zum Original- 
Text erwähnen: 

Zeile 44 (S. 70): „Wie asz Necht ist adesztanda‘“ lautet in der 
polnischen Übersetzung: ,, Jak powstał z nocy“ = daß er von der 
Nacht auferstanden ist. Hier liegt ganz offenbar ein Mißver- 
ständnis vor: „Necht“ bedeutet hier „nicht“, wurde aber vom 
Übersetzer als „Nacht“ verstanden und so wiedergegeben. Zeile 
45 (S. 70): „A so ist die Wadel ziehgana‘ lautet in der polnischen 
Übersetzung: ,,zaraz sie sława rozeszia‘‘ = sogleich verbreitete 
sich der Ruhm. Diese Zeile wurde vom Diktator oder vom 
Schreiber nicht mehr verstanden. ,Wadel‘“ heißt ‚Welt‘, wie 
uns ja die Tradition des Liedes ganz klar beweist und die so völlig 
abweichende polnische Übersetzung scheint erst aus einer späteren 
Überlegung entstanden zu sein, denn auch die Interlinearüber- 
setzung läßt gerade an dieser Stelle aus (vgl. S. 73, a. 18.) Daraus 
erklärt sich auch die Auffassung des ,,ziehgana‘ für ‚sich ver- 
breiten = auseinandergehen‘, wogegen die Tradition die richtigere 
Bedeutung ‚vergehen‘ hat. 


Die nächsten drei Strophen (4—6), Z. 54—68, gehören einem 
Liede von ‚Marien Traum“ an, das wir unter diesem Titel bei 
Erk Böhme a. a. O. Il. Nr. 2050 abgedruckt finden.5!) Es sind jedoch 


51) 1. Und unser lieben Frauen 

der traumet thr ein Traum, 
wie unter ihrem Herzen 
gewachsen war ein Baum. Kyrieleison! j 

2. Und wie der Baum ein Schatten gab 
Wol über alle Land 
Herr Jesus Christ der Heiland 
Also ist er genannt. Kyrieleison! usw. 

(Die Fortsetzung in unserem Denkmal ist völlig anders). 


Text und Melodie bei Erk-Böhme a. a. O. nach Beuttner 1602 
(1660) Nr. 30: ,, Vnser lieben Frauen traum“. — Uhland, Deutsche 
Volkslieder II. gibt das Lied unter Nr. 319 wieder aus dem kath. 
Gesangbuch, durch Nicol. Beuttner, Grätz 1718, in (Ph. M. Körners) 
Marian. Liederkranz, Augsburg 1841, Seite 382. 16 Strophen. 
Wackernagel, der das Lied a. a. O. II, Nr. 1213 auch abdruckt, be- 
merkt noch dazu das ,,Groß- Catholisch Gesangsbuch“, durch 
D. G. Corner, Nürnberg 1631; Seite 784. 


6* 
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nur die ersten beiden Zeilen parallel nachweisbar, wogegen bereits 
mit der dritten Zeile eine Fortsetzung des Liedes einsetzt, der wir 
nirgends sonst begegnen, so daß die Vermutung nicht ganz von 
der Hand zu weisen ist, daß wir es hier mit einer originellen Schöp- 
fung zu tun haben. 

Dazu kommt noch, daß die letzten 7 Strophen das Lied „zu 
Ehren unserer Frauen“ (Hoffmann, Gesch. d. d. Kirch.-Lied. 
S. 496 und 525) darstellen, das bereits 1625 im Cornerschen Gesang- 
buche mit der Überschrift: „Ein alter Ruf, wann man zu Unser 
Lieben Frauen kirchfahrten thut.“ unter Nr. 306 ganz selbständig 
erscheint. Das bringt uns die Vermutung nahe, daß die älteste 
Gestalt unseres Liedes ein Ruf gewesen sein mag: 

Und unser lieben Frauen 

Der traumet ihr ein Traum 

Wie unter ihrem Herzen 

Gewachsen wär ein Baum. 

Kyrie eleison.52) 
der einer viel früheren Zeit als der ersten schriftlichen Überlieferung 
von 1600 angehörte und auch schon vor dieser Zeit selbständige 
Fortsetzungen und Erweiterungen erhielt. Auch für das Lokal 
dieses Rufes bietet uns Corner, der Abt von Göttweig, selbst An- 
haltspunkte in seiner Vorrede.®) Er sammelte nämlich viele 
alte Rufe, wie sie zu seiner Zeit vom gemeinen Volke in Österreich 
noch gesungen wurden. Fast alle diese Rufe sind süddeutscher 
Herkunft und 8- oder 12-taktig wie die „Schnadahüpfeln‘“ und 
voll volkstümlicher Züge. 

Erwähnt möge noch werden, daß hier die polnische Über- 
setzung vollständig versagt, indem sie nicht einmal den Sinn des 
Textes zu geben vermag (vgl. Anm. 14 zu Str. 4, S. 71). 


Die drei Strophen des dritten Blattes (s. o. S..73) schließlich 
sind infolge ihrer gänzlich verderbten Form nicht nur einer text- 
geschichtlichen Interpretation völlig unzugänglich, sondern selbst 
eine einfache Übersetzung scheitert an der Unerklärbarkeit der 
Formen, so daß wir über sie leider gar nichts auszusagen vermögen. 

Wenn ich nun abschließend die Resultate dieses stoffgeschicht- 
lichen Excurses zusammenfasse, so läßt sich folgendes sagen: 

Wir haben es in dem vorliegenden Texte mit einer Kompilation 
mehrerer Lieder zu tun, die nachweisbar noch um 1725 in dem 
Dorfe Markowa gesungen wurden. Mit Sicherheit können wir 
drei Lieder feststellen: ein Fastenlied, ein Osterlied und ein Marien- 
lied; ob die uns überlieferten letzten drei Strophen dem Marien- 


52) Vgl. Hoffmann, a. a. O., Seite 490. 
5) Vgl. Hoffmann, a. a. O., Seite 496. 
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liede angehören oder ein selbständiges Lied darstellen, läßt sich 
wegen der allzu verderbten Form nicht ausmachen. 

Das Fastenlied ist eines der Kreuzlieder, die sich im 16. Jahr- 
hundert sehr großer Verbreitung und Beliebtheit erfreuten. 

Das Osterlied, dessen erstes Auftreten mit dem Ende des 
12. Jahrhunderts anzusetzen ist, erscheint in der uns vorliegenden 
Form — zusammengesungen mit dem ursprünglich selbständigen 
Liede vom Gange der drei Frauen zum Grabe Christi — ebenfalls 
erst im 16. Jahrhundert, woraus sich der Schluß ergibt, daß wir 
es mit einem Liede zu tun haben, das die Deutschen der zweiten 
Einwanderung unter Korniakt aus ihrer Heimat mitgebracht 
haben. 

Das Marienlied schließlich gibt einen Hinweis auf die katho- 
lische Konfession der Kolonisten, und die beiden letztgenannten 
Lieder zusammen lassen aus ihrer Entwicklung und Verbreitung 
schließen, daß wir es mit Ansiedlern süd- oder mitteldeutscher 
Herkunft zu tun haben, die Lieder selbst jedoch oberdeutscher 
Provenienz sind. 

Wenn ich eingangs den nur hypothetischen Wert einer sprach- 
geschichtlichen Untersuchung betonte, so stützt das Wenige, das 
sich hier sagen läßt, doch einigermaßen die Ergebnisse der stoff- 
geschichtlichen Untersuchung. 

In erster Linie spricht für ober- bzw. mitteldeutsches Gebiet 
‘das Fehlen jeder niederdeutschen Form, — ein Schluß ,,ex absente™. 

Als zweites Argument läßt sich nur das Wort „greinen“ (Z. 
21 und 22 im Fastenlied) anführen. Grimm, Deutsches Wörter- 
buch, IV. Bd., 1. Abt. VI. T. Seite 57, bemerkt unter dem Art. 
„greinen“ u. 'a.: „Am jüngsten ist die Bedeutung „weinen“, die 
erst mit dem XIV. Jahrhundert aufzukommen scheint; ihr Haupt- 
gebiet ist das alemannische, wo es sich auch bis heute am reinsten 
erhalten hat; vielfach modifiziert als ‚klagen‘, „jammern‘‘, ,, weiner- 
lich tun‘, sogar „heulen“, ‚schreien‘; der Ausgangspunkt ist in 
jedem Falle das schmerzliche Verziehen des Gesichtes.‘ 

Von dort aus scheint sich das Wort mit dieser Bedeutung 
weiter verbreitet zu haben und kam auf diesem Wege auch in das 
ostmitteldeutsche. Da nun nach der heute bestehenden Ansicht 
der Gelehrten von Schlesien an alle weiteren östlichen Ausstrah- 
lungen ostmitteldeutsch sind (vgl. z. B.: Gusindes Arbeit über 
Schönwald bei Gleiwitz, Lattermanns ungedruckte Studie über 
die Einflüsse des Schlesischen auf die deutschen Lehnworte im 
Polnischen und vor allem A, Kleczkowskis Abhandlung über den 
Dialekt von Wilamowice [eine bis heute deutsch erhaltene Sprach- 
insel Galiziens: Wilhelmsau=Wilmesau=Wilamowice]), dürfte auch 
das Wort auf diesem Vermittlungswege in unser Denkmal gelangt 
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sein und so den ostmitteldeutschen Dialekt der Deutschen von 
Markowa wahrscheinlich machen. Besonders sttitzt diese Annahme 
der Art. „grenn“ im Słownik Wilamowski Mojmira (bearb. v. 
A. Kleczkowski), p. 164.4) .. 

Zum Schluß möchte ich noch auf den Brauch und die Sitte 
hinweisen, die mit der Absingung dieser Leider (nach der Angabe 
des Schreibers ist das Fastenlied auszuscheiden) verbunden waren. 
Ein direkter Schluß auf die Heimat der Kolonisten kann sich daraus 
wohl nicht ergeben, denn die Verbreitung dieses Brauches ist eine 
allgemeine auf deutschem Boden und seine Traditionen können 
ganz anderen Gebieten als dem ursprünglichen Heimatlande der 
Ansiedler entnommen sein. 

Es handelt sich im vorliegenden Falle anscheinend um die 
Verquickung eines alten „Flurumrittes‘“ mit Elementen der christ- 
lichen Auferstehungsprozession. Für ersteres spricht der ganze 
Tenor, für letzteres die Erscheinung der Figur des auferstandenen 
Christus, die aber allerdings ein sekundäres Element zu sein scheint. 

Der ursprünglichste Bestandteil dieses ‚„‚Flurumrittes‘‘ nun ist 
sicherlich ein alter Fruchtbarkeitszauber; der altgermanische 
Baumkult blieb ja in einer Anzahl kirchlicher Begehungen erhalten, 
deren ursprüngliche Bedeutung man aus der heutigen Form nicht 
mehr ganz genau erkennen kann, denn in den meisten Fällen wurde 
dieser heidnische Brauch christianisiert und in den Kult der Kirche 
als Bittgänge usw. eingefügt. Diese Umgänge und Umritte fanden 
meist — auch heute noch — an hohen Festtagen statt.) 


64) Die gütige Vermittlung des Herrn Dr. A. Lattermann 
machte es mir möglich, diesen Abschnitt dem erst im Fahnenabzug 
vorliegenden Werke Prof. A. Kleczkowskis zu entnehmen. Der 
Abdruck mußte wegen Nichtvorhandenseins der lautgerechten 
Lettern in der Druckerei unterbleiben. | | 

55) Vgl. E. F. Knuchel: Die Umwandlung in Kult, Magie und 
Rechtsbrauch. (Schriften der schweizerischen Gesellschaft für 
Volkskunde, Bd. 15); Seite 92 f. und Seite 102: 

,,. die Kirche machte daraus Bittgänge für eine gute Ernte. 
Dabei wurde mit der Zeit der Rundgang nicht mehr als apotro- 
päischer Ritus verstanden, sondern man glaubte an eine Segens- 
wirkung des Heiltumes auf die Fluren, wenn es um die Felder ge- 
tragen wurde. Diesen kirchlichen und staatlichen Begehungen 
liegen die gleichen Ackerbauriten zugrunde, wie wir schon eine 
Anzahl bei den Familienkulten festgestellt haben, nur auf das ge- 
samte Gemeinwesen übertragen: Man zog einen Schutzkreis um 
die Saaten des Dorfes durch diese Flurumgänge oder Umritte. 
Ein Capitulare aus der Zeit Karls d. Gr. tut dieses Brauches als 
einer weit verbreiteten, von manchen Mißständen erfüllten alten 
Sitte Erwähnung: ‚Et illos tres dies ante Ascensionem Domini je- 
junate. Et cruces et reliquias sequimini, non in joco, nec caballi- 
cando; sed cum humilitate et contritione cordis celebrate ipsas ro- 
gationes, et a carne omnes abstinete et missas audite.“ Die Be- 
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Ohne die Beispiele für ähnliche Umritte und Umgänge späterer 
Zeit zu häufen, möchte ich ein Beispiel, das innigere Parallelen 
zu unserem Brauche aufweist, anführen: ,,In den böhmischen © 
Dörfern an der sächsischen Grenze versammeln sich, sobald mit 
Sonnenaufgang die Glocken zu läuten anfangen, die „Usterreiter‘ 
(Osterreiter) auf dem Anger vor der Kirche und ziehen, voran 
ein Fahnenträger, unter Glockengeläut, ein Osterlied singend, 
dreimal um die Kirche, sodann von Haus zu Haus, vor jedem 
singend und in einer Büchse Gaben für die Kirche sammelnd.“ 56) 

Im übrigen will ich nur auf die Literatur hinweisen, die uns 
Paul Sartori im 3. Teil seines Werkes: „Sitte und Brauch“ auf 
Seite 164 gibt ae) 

Es ist mir nur noch eine angenehme Pflicht, an dieser Stelle 
Herrn Prof. Dr. Th. E. Modelski, der mich auf dieses Manuskript 
aufmerksam machte, meinen aufrichtigen Dank auszusprechen. 


gehung fand meist um sten Himmelfahrt, Pfingsten, an Fron- 
leichnam, zuweilen auch an anderen Festtagen statt und ist über 
ganz Europa verbreitet.“ 

5) W. Mannhardt, Der Baumkultus der Germanen und ihrer 
Non stems, 1. Teil der ,,Wald- und Feldkulte“, Berlin 1875, 
». 398 


57) P. Sartori, Sitte und Brauch, III. T.: Zeiten und Feste des 
Jahres, in: „Handbücher zur Volkskunde“, Bd. VII/VIII, Leipzig 
1914. 


Thaddeus v. Wolanski, ein polnischer Landrat 
der Provinz Posen in preußischer Zeit‘). 
Von Manfred Laubert. 


Eine der von polnischer Seite mit großer Hartnäckigkeit nach 
1815 gegen die preußische Regierung geschleuderten Anklagen 
betrifft die angebliche Zurücksetzung der Landesinsassen im 
öffentlichen Dienst. Der König trug den Behörden die Sorge für 
die Anstellung von Kindern der Provinz wiederholt dringend auf. 
Die Minister verteidigten sich indessen mit dem Hinweis, daß 
nicht ihr böser Wille, sondern der Mangel an geeigneten Anwärtern 
die Ursache für das langsame Zusammenschmelzen des Polen- 
tums im Staatsdienst sei, obgleich gerade seinen Vertretern mit 
ungewöhnlicher Nachsicht begegnet wurde. Ein lehrreiches Bei- 
spiel für die Richtigkeit dieser letzteren Behauptung ist das Schick- 
sal Wolanskis. | 

Als 1818 der Landratsposten zu Inowrazlaw durch Versetzung 
des Inhabers verwaist war, gehörte zu den Bewerbern der nach 
seinen Angaben 1784 in Litauen als Sohn eines Rats des letzten 
polnischen Königs und einer sächsischen Mutter geborene Wo- 
lanski. Er wollte nach Besuch des Gymnasiums in Mitau und der 
Universitäten in Dorpat und Wilna und Reisen nach Hamburg 
und England 1807 in französische, dann in herzoglich Warschauer, 
1813 in russische Kriegsdienste getreten und 1815 mit dem Cha- 
rakter als Ulanenmajor entlassen sein und sich die militärische 
Laufbahn in Warschau durch das Tragen von Trauerkleidung 
nach dem Tod der Königin Luise verdorben haben. Da bei Be- 
setzung vakanter Landratsämter den eingesessenen Ritterguts- 
besitzern des Kreises ein Vorrecht gebühren sollte, Wolanski durch 
Heirat in den Besitz von Wröble gelangt und damit in deren Reihen 
eingetreten, im übrigen die Regierung zu Bromberg aber außer 


1) Nach Oberpräsidialakten XII. H. 28 u. XXXI. F. 264/5» 
Statthalterakten XV. ı im Staatsarchiv zu Posen; R. 77. 323 
B. 20 Nr. ı u. 2, Bd. I, 390.3. Bd. I, R. 89 B. II. A. 52 Nr. 3, 
B. III. Tit. 22 Bd. I/II, R. 89, C. IX. 26, XI c Pos. Nr. 5 Bd. II, 
R. go. XI. 13 im Geh. Staat$archiv zu Berlin. Vgl. Laubert: Die 
Verwaltung der Provinz Posen 1815 — 1847. Breslau 1923, S. 158. 
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Stande war, „einen ihrer Überzeugung nach völlig qualifizierten 
Kandidaten“ für den in mehrfacher Hinsicht besonders wichtigen | 
Posten vorzuschlagen, empfahl sie seine probeweise Anstellung, 
um nach einem Jahr über seine feste Verwendung entscheiden 
zu können. Der Minister des Inneren v. Schuckmann ging hierauf ein. 

Nach Ablauf des Interimistikums wollte die Behörde 
vor weiterer Beschlußfassung das Ergebnis einer inzwischen 
anhängig gemachten Kriminaluntersuchung abwarten, deren mög- 
lichste Beschleunigung der Oberpräsident v. Zerboni wegen ihrer 
Wichtigkeit für den kgl. Dienst betrieb (an d. Inquisitoriat zu 
Bromberg 18. Dez. 1818). Sie endigte 1820 mit einer Verurteilung 
wegen eigenmächtiger Selbsthilfe zu 200, in 2. Instanz zu 80 Rtrn. 
Geldstrafe und verriet durch die rohe Mißhandlung einer schwangeren 
Frau und ihrer 14 jährigen Tochter, die dadurch zu Aussagen 
gegen Mann und Vater, einen eines Diebstahls beschuldigten, aber 
nicht überführten Hirten, gezwungen werden sollten, einen unge- 
wöhnlichen Grad von Brutalität. 


Auch Zerboni war Wolanski unterdessen unangenehm auf- 
gefallen. Mit einer Zusammenberufung der Gutsbesitzer zwecks 
Stellungnahme zu dem geplanten Posener Kreditsystem beauf- 
tragt, hatte er sein Mandat so weit überschritten, daß er den nicht 
erschienenen Herren die Beteiligung mit Amortisationsbeiträgen 
und ihr Einverständnis mit der Entsendung eines Deputierten 
zur Weiterberatung in Posen unterschob, obwohl es sich ledig- 
lich um eine freie Beschlußfassung und Teilnahme daran handelte. 
Er sollte sein unangemessenes Eingreifen sofort durch Rund- 
schreiben abstellen und die Nichtzulassung eines Vertreters aus 
Inowrazlaw bekannt geben, da die Mehrzahl der Anwesenden die 
Wahl eines solchen abgelehnt hatte. Zerboni fügte hinzu: „Ihr 
übereiltes unzweckmäßiges Verfahren... beweist aufs neue, daß 
Sie Ihre Stellung und die bestehenden Gesetze nicht kennen‘ 
(an v. W. 13. April auf Ber. 7. April 1819). 


Da er sonst sein Amt indessen „nicht mit Auszeichnung und 
nicht gleich den vorzüglicheren Landräten, aber doch ebenso gut 
und z. T. besser als mancher der schon fixiert angestellten Land- 
räte verwaltet‘ hatte (Regierung I. an Schuckmann 12. Febr. 
1821), drückte der Minister ein Auge zu und verfügte die An- 
setzung eines 2. Probejahres, während dessen besonders Wolanskis 
Benehmen gegen die Einwohner beobachtet werden sollte. Eine 
Bewerbung um die Landgerichtspräsidentenstelle in Gnesen blieb 
unberücksichtigt, da Zerboni ihn für ungeeignet hielt (an Ober- 
appellationsgerichtsvizepräsidenten v. Schoenermark 5. Mai 1821).?) 


2) 1822 erbat v. W. die Kammerherrnwürde! 
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Am 27. Mai 1822 erklärte die Regierung dann aber, daß sie 
Wolanskis Ruf ‚mindestens für zweideutig‘‘ halten müsse und 
ihm auch ,,ungemaBigter Hang zu sinnlichen Genüssen aller Art 
zum Vorwurf zu machen sei, dessen Befriedigung ihn bei einem 
hohen Grad von Leichtsinn und derangierten Vermégensumstanden 
zu tadelhaften Handlungen und zu Verletzungen des Anstandes 
verleite“. Dieser Einfluß war auch in seinem Dienstverhältnis 
bemerkbar geworden. Bei unverkennbar guten natürlichen Fähig- 
keiten hatte er sich von Zeit zu Zeit arge Nachlässigkeit und Ober- 
flächlichkeit zuschulden kommen lassen und pflegte vornehmlich 
„nicht selten in seinen amtlichen Anzeigen einen hohen Grad von 
Unzuverlässigkeit an den Tag zu legen‘‘.®) Endlich galten seine 
politischen Gesinnungen im Publikum ‚für sehr unzuverlässig“. 
Hiernach glaubte das Kollegium, ihn nicht ohne Nachteil für den 
öffentlichen Dienst auf seinem Posten belassen zu dürfen. Auch 
der Minister konnte bei dieser Auskunft in seinem Urteil nicht 
schwanken, zumal es sich bloß darum handelte, den Wolanski 
als Gutsbesitzer des Kreises erteilten Auftrag zur Wahrnehmung 
der landrätlichen Geschäfte für erloschen zu erklären. Bestärkt 
wurde Schuckmann in diesem Entschluß durch die Bestätigung, 
die das Urteil der Regierung und ihres bewährten Referenten, 
Geh. Regierungsrats Thoma, durch ein Schreiben der westpreu- 
Bischen Generallandschaftsdirektion v. 19. Juni 1822 erfuhr, das 
sich gegen die auch von 2 anderen Kreisen mit Protest beant- 
wortete Wahl Wolanskis zum Direktor des Bromberger Land- 
schaftsdepartements erklärte?) Da sich der Landschaftsdirektor, 
Geh. Justizrat v. Arnim-Heinrichsdorff, gleichfalls in durchaus 
abfälligem Sinn über den Kandidaten äußerte, wurde in der Tat 
die Bestätigung versagt. „Erwägend, daß die Landratsstellen 
überhaupt zu den wichtigsten Ämtern der Staatsverwaltung ge- 
hören, daß ganz vorzüglich im Großherzogtum Posen nicht Sorg- 
falt genug darauf verwendet werden könne, diese Ämter nicht 
allein mit hinlänglich qualifizierten, sondern auch besonders mit 
solchen Männern zu besetzen, welche in Ansehung ihrer. politischen 
Gesinnung wirklich tadellos and unzweideutig erscheinen,“ wagte 
Schuckmann dann weiter nicht, Wolanski dem Monarchen als 
einen solchen vorzuschlagen und wies die Regierung an, einen 
Nachfolger auszusuchen und bei dessen Eintreffen jenen von seiner 
interimistischen Tätigkeit zu entbinden (Verf. 21. Juni 1822). 


3) Unter anderem betonte er einmal, sich pathetisch als Freund 
der Wahrheit rühmend, die angebliche Mißstimmung des Volkes; 
vgl. Laubert: Verwaltung usw. S. 133. 

4) Der Netzedistrikt gehörte noch aus der Zeit vor 1807 dem 
Verband der westpreußischen Landschaft an. 
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Die Ablösung erfolgte zunächst -durch den Regierungssekretär 
Danielowski, doch bereits am 24. Juli befürwortete die Regierung 
angesichts des Fehlens an einem irgend wie geeigneten Ersatz- 
mann die Beibehaltung Wolanskis, dem sie jetzt Fähigkeit, ver- 
besserten Eifer, Kenntnisse und Beliebtheit bei der Kreisbevöl- 
kerung nachrühmte und dem sie insbesondere: die außerordent- 
liche Schwierigkeit seines Amts zugute hielt. Bei dem klaffenden 
Widerspruch dieses Berichts mit dem früheren gab Schuckmann 
dem Ersuchen jedoch nicht statt. 
t Bei dem Bemühen, sich als Opfer leidenschaftlicher Anfein- 
dung durch einige Mitglieder des Kollegiums reinzuwaschen und 
seine Entfernung auf persönliche, nicht sachliche Motive zurück- 
zuführen, scheiterte auch der gemaßregelte Beamte selbst dem 
Minister gegenüber vollkommen. In dieser kritischen Lage griffen 
seine Kreisinsassen ein, denn es war ihm gelungen, bei den allein 
maßgebenden Schichten gewisse Sympathien zu erringen.) „Im 
Namen und auf Ansuchen der bäuerlichen Volksklasse“ wandte 
sich die gesamte Geistlichkeit und ein großer Teil der Gutsbesitzer 
in zwei-Eingaben an den König, und zwar, wie es die Posener Polen 
gern taten, durch Vermittelung des Kronprinzen, der als Kom- 
mandeur des II. A.-K. von seinen Dienstreisen her die Provinz, 
Wolanski und die Verhältnisse bei der Bromberger Regierung 
genau zu kennen glaubte. Er sandte beide Bittschriften Schuck- 
mann mit der Bemerkung zu, daß ihn deren Veranlassung ‚in die 
höchste Verwunderung gesetzt‘‘ habe. Der Landrat war ihm „als 
ein sehr tüchtiger Geschäftsmann‘ bekannt, den „der Ruf dort 
im Lande nur mit Achtung und Vertrauen nennt, dahingegen 
Sie so gut als ich wissen werden, daß die Bromberger Regierung 
und vor allem ihr zeitiger Dirigent v. Leipziger 6) weder Achtung 
noch Vertrauen genießen. Ich ersuche Sie also, die Sache 
aufdasstrengstezunehmen und een 
zu lassen“. 

Nun fand auch der Minister, daß die Gesiiche um Belassung 
Wolanskis „Aufmerksamkeit verdienten“ und um sich von jeder 
einseitigen Beurteilung frei zu machen, betraute er den zuver- 


6) 1826 wurde v. W. mit beträchtlicher Mehrheit zum Pro- 
vinziallandtagsabgeordneten gewählt, lehnte aber ab. 1837 wurde 
er unzulässiger Weise von der Stadt Gnesen, 1841 als gleichzeiti- 

er Besitzer der Herrschaft Pakosch von der Ritterschaft der 
eise Bromberg und Mogilno gewählt und nahm dieses Mandat 


*) Der liberale v. L. war bei den Ministern höchst unbeliebt, 
hatte sich aber auch durch einen Konflikt mit dem Regierungs- 
und Schulrat Reichhelm geschadet; vgl. Grünhagen: Zerboni und 
Held usw. Berlin 1897, S. 279 ff. und Laubert: Verwaltung S. 47. 
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lässigen polnischen Landrat v. Nowacki-Gnesen mit einer Be- 
reisung des Nachbarkreises, um die öffentliche Meinung zu er- 
kunden und festzustellen, in wie weit die Wolanski bewiesene 
Teilnahme einer freiwilligen, auf Überzeugung gegründeten Ent- 
schließung beizumessen war? Das Ergebnis war ein durchaus 
günstiges und lief der Bromberger Auffassung schnurstracks zu- 
wider. Die Stimmung aller Klassen war überwiegend anerkennend 
hinsichtlich der Amtsführung, des Charakters und der politischen 
Gesinnung des Landrats. Man rühmte ihm Interesse für die Wohl- 
fahrt seines Bezirks, Rechtlichkeit bei seinen Amtshandlungen, 
Freundlichkeit gegen jedermann, Anhänglichkeit an den preu- 
Bischen Staat nach. Früher hatte er wohl etwas locker gelebt, 
sich aber gebessert. Er galt auch für fähig und fleißig, wiewohl 
er seiner spitzen Feder wegen bei seinen Vorgesetzten nicht beliebt 
sein mochte. Die fraglichen Eingaben waren ganz ohne sein Zutun 
zustande gekommen (Ber. 21. Oktober, Immediateingaben v. 
22. September). 

Angesichts dieser unerwarteten Wendung verfügte Schuck- 
mann am l. November die Wiedereinsetzung Wolanskis, dessen 
unter ganz anderen Voraussetzungen angeordnete Entfernung: 
eine unverdiente Härte involvierte, über die er sich mit Recht 
beschweren konnte. Sein Ausscheiden mußte um so mehr einen 
empfindlichen Verlust für das Staatsinteresse bedeuten, weil 
unter den übrigen Gutsbesitzern sich keiner zur Nachfolge eignete 
und die Besetzung der Stelle.mit einem subalternen Regierungs- 
beamten sicherem -Vernehmen nach einem großen Teil der Kreis- 
einsassen zum Mißvergnügen gereichte. In Berücksichtigung der 
durch Nowacki eingezogenen Nachrichten erklärte der Minister: 
sein Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit der Immediatgesuche 
für besiegt. Es stand für ihn fest, daß die öffentliche Meinung 
sich „fast unzweifelhaft zu Gunsten des Mannes‘‘ aussprach und 
ihm patriotische Anhänglichkeit an den Staat, Teilnahme für das 
Wohl seines Verwaltungskreises, tadellose Amtsführung, Leut- 
seligkeit, Hilfsbereitschaft und einwandfreies Privatleben nach- 
rühmte. Um aber die Gründe der bestehenden Widersprüche auf- 
hellen zu können, verlangte Schuckmann ferner Einsendung der 
Akten, weil es den Anschein gewann, als habe sich die Regierung 
durch wahrheitswidrige Insinuationen täuschen lassen. In ihrem 
Rechtfertigungsbericht v. 20. November schrieb diese: ,,Krankend 
und von tiefgreifenden nachteiligen Folgen für unsere ganze amt- 
liche Stellung und Wirksamkeit ist es, daß Ew. Exz. auch nicht 
für nötig und erheblich erachtet haben, unseren Bericht abzu- 
warten, sondern durch die wegen Beibehaltung und Wiederein- 
setzung des v. Wolanski uns unbedingt erteilte Anweisung, welcher 
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wir der Dienstordnung gemäß folge zu geben nicht anstehen dürfen, 
einen Verdacht zu erkennen geben, welcher das Publikum auf die 
Vermutung bringt, als ob die vorher ergangenen Bestimmungen 
wegen der Entfernung des v. Wolanski vom Landratsposten nur 
durch verleumderische Anzeigen von uns herbeigeführt wären, 
und welcher auf die öffentliche Meinung über uns in den unserer 
Verwaltung anvertrauten Landesteilen desto ungünstiger ein- 
wirken muß, je mehr man in dieser Provinz ohne dies schon ge- 
neigt ist, das Verhalten der Verwaltungsbehörden aus gehässigen 
Gesichtspunkten zu beurteilen und jeden Scheingrund zu MiB- 
trauen und Mißvergnügen lebhaft aufzufassen.“ 

Die Wiedereinsetzung Wolanskis und Entfernung seines Ver- 
treters war eingeleitet und die Akten, von ‘deren Inhalt sich jener 
übrigens auf rätselhafte Weise Kenntnis verschafft hatte, sollten 
ergeben, daß der Fall gewissenhaft im Plenum beraten war, also 
keine persönliche Animosität vorlag. Die Räte versicherten, sie 
würden gegenwärtig noch genau so urteilen wie am 27. Mai. Ihnen 
allen waren Dinge zu Ohren gekommen, nach denen der Ruf des 
Landrats zweideutig war. Damit standen Äußerungen recht- 
licher Männer im Einklang, die ihn noch von seiner Unteroffiziers- 
zeit her kannten. Die frühere Meinung entsprach der Auffassung 
aller Mitglieder des sonst meistens uneinigen Kollegiums. Auch 
der Vorwurf der Einseitigkeit war unberechtigt, da mit Lob in 
manchen Fällen nicht gekargt war, besonders im Hinblick auf 
Wolanskis Fähigkeiten; bei gehöriger Anstrengung, die er nament- 
lich in den letzten Monaten gezeigt hatte, konnte er durchaus 
den Ansprüchen an einen Landrat genügen. Auch die Akten 
zeigten strenge Unparteilichkeit. Vermerkter Tadel konnte stets 
hinreichend begründet werden. Es ging daraus häufige Ver- 
schleppung, Unzuverlässigkeit, so bei Beaufsichtigung der Kassen- 
verwaltung, hervor und das hatte zu häufigen Geldstrafen geführt. 
Besonders unerfreulich stach der Kreis in Militärangelegenheiten 
ab, was kein gutes Licht auf die patriotische Gesinnung seines 
Chefs warf. Die Partei seiner Anhänger mochte größer sein, als die 
Regierung angenommen hatte. Die gleiche Erscheinung war bei 
v. Skarbek zu beobachten.”) Es war in jenem Landesteil, be- 
sonders für einen gewandten Mann wie Wolanski nicht schwer, 
„eine große Partei zu bestimmen’. Dabei war ihm besonders 
das Mißvergnügen namentlich der adeligen Gutsbesitzer über die 
Nachfolge eines Subalternbeamten zugute gekommen. Das Ge- 


7) Ein sich unberechtigterweise ,‚Graf“ nennender Herr 
v. S. war der ı. Verwalter des Landratspostens gewesen und hatte 
trotz warmer Fürsprache von seiten des Statthalters Fürsten 
Radziwitt und der Kreisstände entfernt werden müssen. 
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rücht von der Unzuverlässigkeit seines politischen Charakters 
schwirrte, schwer und nicht durch Tatsachen belegbar, durch. 


das Publikum, aber schon der häufige Wechsel seiner Dienst- 
verhältnisse mußte das Vertrauen auf ihn erschüttern. 

Jedenfalls bedauerte das Kollegium, daß der Minister auf 

seinen jetzt erneuerten Vorschlag, Wolanski einige Zeit in einer 
anderen Provinz fungieren zu lassen, nicht eingegangen war. Die 
augenblickliche Wendung der Sache war auf alle Fälle für die 
Behörden kompromittierend. 
_ In der Form lenkte Schuckmann nun ein (Erlaß 3. Dez.). 
Er leugnete jedes Mißtrauen gegenüber der Handlungsweise des 
Kollegiums, betonte aber „daß durch dessen Bericht die lobenden 
Angaben der eingelaufenen Gesuche in den Hauptpunkten nicht 
widerlegt seien und daß diese Gesuche bei ihrer Unterstützung 
durch den Kronprinzen eine Nachprüfung verdient hatten, deren 
dem Minister selbst unerwartet günstiges Ergebnis ihn zwang, 
die dem König bereits angezeigte und darum unwiderrufliche 
Neueinsetzung Wolanskis zu verfügen. Auch im Bericht der Re- 
gierung waren keine positiven Tatsachen dafür enthalten, daß 
jener nicht ohne Nachteil für das öffentliche Interesse im Dienst 
verbleiben dürfe. Nach 4 jähriger Probezeit konnte von der Ab- 
leistung eines Examens keine Rede mehr sein und dem Monarchen 
war deshalb die feste Anstellung unter dessen Erlassung emp- 
fohlen worden. Zur Motivierung war hinzugesetzt: Wenn auf die 
Regierung auch „kein Verdacht der Leidenschaftlichkeit‘‘ fällt, 
so „hat sie doch ihr Urteil zu leicht auf Gründe und unerhebliche 
Ausstellungen erbauet‘“‘. Eine mehrjährige Verwaltung mußte 
aber hinreichen, um einen Beamten genau kennen zu lernen (Im- 
mediatber. 6. November und 9. Dezember). 

Im Zivilkabinett führte aber einer der Ratgeber Friedrich 
Wilhelms III. in längerer, nicht unterzeichneter Denkschrift vom 
12. Dezember aus, daß eine Einforderung der Gerichtsakten wegen 
der hier erhärteten ungewöhnlichen Brutalität wünschenswert sei. 
In diesem Sinn wurde am gleichen Tag an den Justizminister 
v. Kircheisen verfügt. Dieser begleitete die Übersendung des 
Materials mit der Anzeige, daß Wolanski neuerdings wegen einer 
in Ausübung seines Amts dem Gutsbesitzer v. Kraszewski zu- 
gefügten Beleidigung zu 4 Wochen Gefängnis verurteilt worden 
sei. Später erfolgte in 2. Instanz allerdings eine vorläufige Frei- 
sprechung (Immediatberichte Kircheisens vom 20. Januar und 26. De- 
zeinber 1823). 

Ungeachtet dieses nicht gerade empfehlenden Moments wurden 
nunmehr der endgültigen Anstellung keine Hinder- 
nisse mehr in den Weg gelegt, sondern sie erfolgte unter Prü- 
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fungsbefreiung durch Ordre an Schuckmann vom 
3. Januar 1824. 

Vor Eingang des Befehls waren aber tiber Amtsverwaltung 
und Moralitat Wolanskis neue ungünstige Urteile zur Kenntnis 
des Ministers gelangt, die die sich gleichbleibende ablehnende. 
Haltung des Regierungskollegiums zu bestätigen schienen. Zu- 
nächst erregte die Prägung einer Medaille zu Ehren des Königs 
als Dank für den Wiederaufbau der abgebrannten Stadt Gnesen, 
die von Wolanski ohne jegliches Mandat inszeniert war und zu. 
deren Bestellung er Subskriptionslisten in Umlauf gebracht hatte, 
peinliches Aufsehen, zumal die Staatszeitung in Nr. 93 vom 
5. August 1823 eine Notiz über die von dem Landrat bei der Über- 
reichung gehaltene Rede und die Dankesäußerungen des Monarchen 
brachte. Ferner warf eine auf Anzeige. Wolanskis von Friedrich 
Wilhelm anbefohlene Untersuchung betreffs Ernennung des Ge- 
neralkommissionspräsidenten Frhn. v. Schroetter-Marienwerder 
zum Regierungspräsidenten in Bromberg ein eigentümliches Licht 
auf den schillernden Charakter des Biedermanns, der seine Denun- 
ziation augenscheinlich deshalb vom Stapel gelassen hatte, weil 
er in naiver Selbstüberschätzung seinerseits auf die Stelle speku- 
lierte.8) Endlich beschwerte sich das Generalkommando des II. 
A.-K. in seinem Geschäftsbericht für August 1823, „daß im Kreise 
Inowrazlaw ein übler Geist herrsche, daß dieser Kreis in Ansehung 
der Landwehrübungen eine tadelnswerte Ausnahme mache und 
daß die dortigen Behörden die Sache nicht mit der erforderlichen 
Umsicht und Kraft anzugreifen schienen‘. Auf Anweisung des. 
Königs setzte der Kriegsminister von diesen durch den Kom- 
mandeur der Bromberger Landwehrbrigade, Generalmajor v. Both, 
in vollem : Umfang -bestätigten Bemerkungen Schuckmann in 
Kenntnis, damit dieser Abhilfe zu schaffen versuche. Der darüber 
mit dem Zusatz, daß Wolanski auch nach anderen Nachrichten 
doch nicht auf seinem Platz sein sollte, eingeforderte Bericht der 


8) Kabinettsordre an Schuckmann und den Finanzminister 
v. Klewiz 20. Juni 1823, Schroetter an Schuckmann 25. August 
mit der Versicherung, daß er der Eingabe ganz fern stehe. — Es 
handelt sich um eine Eingabe mit "gefälschten Unterschriften; 
vgl. Laubert in: Grenzmärkische Heimatblätter 1926. Heft 2, 
S. 33. — W. versuchte auch, die Befürwortung Radziwills zu er- 
langen (Schreiben an diesen 3. Februar 1822), berief sich auf Frie- 
drich d. Gr., der öfter Landräte an die Spitze der Provinzialver- 
waltungen berufen hatte und klagte, daß in der Regierung nicht 
ein der Landessprache kundiges und mit den nötigen agronomischen 
Kenntnissen ausgerüstetes Mitglied säße, während doch nur theore- 
tisch vorgebildete Staatsmänner einer Ackerbau treibenden Be- 
völkerung nicht genügen könnten. Der ı. Punkt des Vorwurfs 
war natürlich ganz unzutreffend; vgl. Laubert: Verwaltung 5, 59. 
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Regierung (Erlaß 28. Oktober) fiel natürlich ungünstig aus und 
der Landrat wurde einer besonderen Vernachlässigung der mili- 
tärischen Angelegenheiten geziehen. 

Unter diesen Umständen entschied sich Schuckmann aber- 
mals für eine Lokalrevision (an Regierung zu Bromberg 20. Dez.), 
deren Resultat er vor Vollzug der Ordre vom 3. Januar abwarten 
wollte. Der Kommissar, Landrat Riedel-Czarnikau, entdeckte 
bald mancherlei Mängel und Arbeitsrückstände, doch wurde seine 
Arbeit dadurch unterbrochen, daß Wolanski angeblich erkrankte 
und, durch den Vorwurf der Aktenfälschung tief empört, nach 
Berlin eilte und in einer Immediatbeschwerde Untersuchung gegen 
sich und seinen Abschied erbat. Die Klagen über den auffallend 
schlechten Fortgang der Militärgeschäfte, der großenteils der 
Nachlässigkeit und dieser Aufgabe abgeneigten Stimmung des 
Landrats beigemessen .wurde, hatten sich aber in den folgenden 
- Berichten des Generalkommandos wiederholt, so daß Schuck- 
mann die seitens der Kreiseinsassen eingelegte Fürsprache in ihrem 
Wert erheblich geringer einzuschätzen begann und dem Verdacht 
Raum gab, daß bei der in der Provinz herrschenden Abneigung 
gegen die preußische Armee die Bewohner geradezu ein Interesse 
an der Beibehaltung eines Landrats hätten, der ihrer Neigung, 
sich dem Dienst zu entziehen, durch schlaffe Handhabung des 
Ersatzgeschäfts Vorschub zu leisten bereit war. Die Wichtigkeit 
des dicht bevölkerten Grenzkreises und der unbefriedigende Gang 
der Verwaltung machten darum die Ersetzung Wolanskis durch 
einen erprobten Staatsdiener höchst wünschenswert und so sprach 
sich der Minister für die Bewilligung der von jenem selbst er- 
betenen Entlassung aus. 

Jetzt konnte sich aber wiederum der König nicht zu 
dieser Härte entschließen und wählte einen Mittelweg, indem er 
Wolanski als interimistischen Landrat beizubehalten, seine feste 
Anstellung aber von seiner zukünftigen pflichttreuen Amtsführung 
abhängig zu machen befahl (Ordre an Schuckmann 28. Februar 
1824). Auch wurde auf Wolanskis Bitte die gegen ihn wegen der 
im Vorjahr bei dem Ersatzgeschäft entdeckten Unregelmäßig- 
keiten eingeleitete Untersuchung auf allerhöchsten Befehl nieder- 
geschlagen mit der Eröffnung, daß er fortan bei Beurteilung seines 
Verhaltens keine Schonung zu erwarten habe (Immediatber. 
Schuckmanns 23. Februar; Kab.-Ordre 2. April; Schuckmann an 
v. W. 9. April). 

Über 6 Jahre blieb dann dieser Schwebezu- 
stand unverändert. 1830 erregte ein hinter dem Rücken 
der vorgesetzten Dienstbehörde an einen polnischen General 
gerichtetes Schreiben Wolanskis wegen Beaufsichtigung eines 
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Obersten v. Kolaczkowski Befremden, da dieser nur in die Provinz 
gekommen war, um sich mit der Tochter eines der angesehensten 
Einsassen des Wongrowitzer Kreises zu vermählen. Im übrigen 
wurden aber in dieser Zeit nur unerhebliche Beschwerden laut. 
Eine Besserung wurde auch von der Regierung wenigstens auf 
einigen Gebieten anerkannt, war jedoch nicht von der Art, um 
daraufhin mit gutem Gewissen eine endgültige Anstellung befür- 
worten zu können. Andererseits lieferten die vorgekommenen 
Mängel keinen hinreichenden Grund zu einer Entfernung, wenn- 
gleich leidenschaftliches Auftreten in und außer Dienst akten- 
mäßig erwiesen war. Da nunmehr Wolanski unter Einreichung 
einer Rechtfertigungsschrift auf feste Übernahme antrug und 
mehrere Gutsbesitzer von dem den Ständen durch die Kreis- 
ordnung von 1828 beigelegten Recht der Präsentation für die 
Landratsposten Gebrauch machen wollten, glaubte Schuckmann 
die Entscheidung nicht länger verzögern zu dürfen und beantragte 
die definitive Übertragung des Amts, sofern der König nicht die 
Anberaumung einer Präsentationswahl vorziehen sollte. Friedrich 
Wilhelm entschied sich für die erste Alternative und erließ natür- 
lich auch die Prüfung (Ordre 10. September auf Immediatber. 
3. September) Nach I3jährigem Zaudern wurde 
Wolanski also gerade in dem Augenblick fest 
berufen, in dem mit der Warschauer Insur- 
rektion und der ihr foleenden Cholera zwei schwere 
Krisen über die Provinz hereinbrachen. 

Von einem Mann, dessen Tätigkeit schon unter normalen 
Umständen kaum bescheidenen Ansprüchen genügte, war nicht 
zu erwarten, daß er sich in sturmbewegter Zeit den erschwerten 
Verhältnissen gewachsen zeigen würde. Einerseits war sein Ver- 
halten denn auch öfter oberflächlich, so bei Ergreifung von ent- 
laufenen Bromberger Gymnasiasten, die zum Heer der Aufstän- 
dischen eilen wollten.?) Andererseits hatte er aber das Bestreben, 
sich durch ausgeprägten Patriotismus in seiner Stellung zu festigen. 
Deshalb zog er die als Förderer der Revolution verdächtigen Guts- 
besitzer mit ausgesuchter Härte zur Gestellung der Landwehr- 
pferde heran. Neben 2 Beschwerden von deutscher Seite gingen 
darüber auch solche von Graf Dabski-Koscielec 1%) und Kammer- 


9) Vgl. Laubert in Deutsche Wissenschaftl. Zeitschr. f. Polen 
Hett 4, 5. 39. 

10) Mit diesem war v. W. bereits 1827 in Konflikt geraten, da 
der Graf einen polnischen Schriftverkehr forderte, obwohl er des 
Deutschen mächtig war; der Landrat hatte das Verlangen, sach- 
lich gerechtfertigt, in unangemessener Form gerügt und wurde 
wegen seines mißverstandenen Diensteifers zu 20 Rtrn. Geldstrafe 
verurteilt. Eine gleiche Ahndung erhielt er, weil er den Brüdern 
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herrn v. Koscielski-Szarley ein. Letztere wurden von dem Ober- 
präsidenten Flottwell zwar im allgemeinen abgewiesen, doch dem 
Landrat zu unfreundliches Verfahren vorgehalten mit dem für 
das unbeugsame Rechtlichkeitsgefühl dieses vielgeschmähten Prä- 
sidenten überaus bezeichnenden Zusatz: „Übrigens aber muß ich 
gleich hier bemerken, daß, obschon es mir nicht unbekannt ist, 
daß einige der dortigen Kreiseinsassen dem Interesse des preu- 
Bischen Gouvernements nicht mit der Treue ergeben sind, welche 
der Staat von jedem seiner Untertanen erwarten darf, ich es doch 
nicht für angemessen erachten kann, diese Gesinnungen durch 
Anwendung ungewöhnlicher und vorzugsweise gegen solche Indi- 
viduen gerichteter Strenge in der Ausübung der Amtsfunktion 
bestrafen zu wollen. Bei näherer Erwägung werden Sie sich viel- 
mehr selbst davon überzeugen, daß auf diese Weise der Zweck 
nur verfehlt, vielmehr entgegengesetzte Wirkung, nämlich die der 
persönlichen Erbitterung, hervorgebracht wird. Ich finde mich 
deshalb veranlaßt, Sie ernstlich zu erınahnen, jede Persönlichkeit 
und jede leidenschaftliche Aufregung gegen einzelne Kreisein- 
gesessene durchaus zu unterdrücken und sich selbst die Mittel 
nicht aus den Händen zu geben, welche allein im Stande sind, 
Ihnen Vertrauen und Achtung in Ihrer amtlichen Wirksamkeit 
zu verschaffen und zu bewahren. Ich werde Sie nach dieser Rich- 
tung streng Kontrollieren und hoffe, Sie werden mir zu keiner 
Rüge Anlaß geben‘ (Reskr. 4. Februar 1831, Konzept eigenhändig.) 


Aber rasch ballten sich neue Wolken zusammen und bei 
Herannahem der Seuche stellte die Regierung. in Voraussicht 
eines Versagens der landrätlichen Verwaltung in einem beweglichen 
Schreiben dem Oberpräsidenten vor, wie wichtig es war, im Kreis 
Inowrazlaw, auf den 10 von den 13 Meilen der polnischen Grenze 
des Departements entfielen, eine gute Handhabung der Sicher- 
heitspolizei zu gewährleisten, um so mehr, da „hier eine zahlreiche, 
in Schmutz und Indolenz versunkene, der Ordnung ganz abholde, 
politisch sehr schlecht und im allgemeinen für das jetzige Inter- 
regnum in Polen höchst günstig gesinnte Bevölkerung eng, schlecht 
und größtenteils in Dürftigkeit zusammenwohnt und nach Kräften 
der Völlerei, besonders aber dem Trunke huldigt“. -Wolański 
aber, das Gegenteil eines vertrauenswürdigen Beamten, war „in 


' Dabski Entzichung von der Militärpflicht vorwarf, während sie 
für untauglich befunden waren. Ein etwaiges Versehen traf nach 
dem späteren Gutachten des Oberlandesgerichtsrats v. Kleist die 
Regierung genau so gut wie den Landrat. Der gegen v. W. er- 
hobene Vorwurf der Erbschleicherei und Stiftung von Unfrieden 
bei den Koscielskis und Unterschlagung, die diese decken sollten, 
war haltlos zusammengebrochen (Relation Rleist). 
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jeder Beziehung höchst unzuverlässig, ein politisches Chamäleon, 
seinen Berufsgeschäften in der Regel abhold,1!) charakterlos, 
parteiisch, leidenschaftlich und gemütlich schwach“. Er glänzte 
in schönen Phrasen, die das Gegenteil verraten sollten. Die Ängst- 
lichkeit der Bewohner war so weit gestiegen, daß sich Stimmen 
für seine Pensionierung erhoben, auch wenn die Kosten durch 
Privatmittel aufgebracht werden mußten. Das Kollegium teilte 
die Besorgnisse des Publikums in vollem Umfange und schlug als 
Ausweg vor, ihm die Bearbeitung der Choleraangelegenheiten zu 
entziehen und damit einen tüchtigen Gehilfen zu betrauen (Ber. 
d. Abt. d. Inneren, 19. Mai 1831). 


Flottwell unterbreitete die Dinge der Beurteilung des jetzigen 
Oberregierungsrats Thoma in Bromberg, der eine gänzliche Aus- 
schließung Wolanskis von der Verwaltung der Cholerasachen für 
hedenklich hielt. Deshalb beschränkte sich der Oberpräsident 
darauf, dem als Polizeidistriktsdirektor, d. h. als Zwischeninstanz 
für mehrere Kreise, in Gnesen stationierten Rittmeister a. D. 
v. d. Goltz besondere Aufmerksamkeit auf den Kreis Inowrazlaw 
an das Herz zu legen mit dem Auftrag, bei irgend welcher Nach- 
lassigkeits des Landrats sofort nach Posen zu berichten, 


Diese Hilfe erschien der Regierung ungenügend und sie bat 
in einem 2. Schreiben um Austausch Wolanskis gegen den be- 
währten Riedel oder um Beiordnung eines tüchtigen Kommissars 
für das Amt in Inowrazlaw. Als solcher wurde der hervorragend 
qualifizierte dortige Premierleutnant a. D. und Domänenbeamte 
Kienitz empfohlen, dem Flottwell dann wirklich die politischen 
und Choleraangelegenheiten unter Befreiung des Landrats ven 
deren Bearbeitung übertrug (an Goltz, Wolanski, die Regierung 
und Kienitz, an Schuckmann und den neuen Minister d. Inneren 
u. d. Polizei Frhn. v. Brenn 5. Juni). Zur Teilung der Geschäfte 
wurde Regierungsrat Bauer aus Bromberg als Kommissar entsendet. 
Sehr bald stellte sich weiter das dringende Bedürfnis heraus, auch 
die Militärfragen den sicheren Händen von Kienitz anzuvertrauen. 
Auf diesen Entschluß Flottwells war wohl das schlechte Abschneiden 
Wolanskis bei einer blutigen Schlägerei zwischen Soldaten und 
Zivilisten in Inowrazlaw am 29. Mai von entscheidendem Ein- 
fluß gewesen, denn er hatte nicht nur persönlich restlos versagt, 


1) Unter anderem war ihm in 2 Fällen die Ausstellung wahr- 
heitswidriger Atteste nachgewiesen worden. Das 1. Mal kam v. W. 
mit einem Verweis davon, die 2. Sache wurde als materiell gleich- 
gültiges Versehen vertuscht (Relation Kleists). Als unerwiesen 
nahm dieser auch die willkürliche Behandlung eines sujet mixte, 
bald als Preuße, bald als Pole, an. 
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sondern versuchte in oberflächlichen Berichten einseitig die Schuld 
dem Militär beizumessen (vgl. Laubert: Verwaltung S. 99). 

Zum Überlaufen brachte den Kelch indessen eine zu Anfang 
des Jahres erfolgte Verurteilung Wolanskis wegen Beleidigung 
des Landgerichts in Bromberg zu 9 Monaten Gefängnis und eine 
arge Verletzung der Kontumazsperrvorschriften bei Grafen Dabski- 
Kaczkowo, sowie das unberechtigte Einsperren von 2 Bauern 
aus Kontumazrücksichten, die nach 3 Tagen ebenso unmotiviert 
wieder völlig frei gelassen wurden, ohne sich von dem Verdacht 
der unerlaubten Grenzüberschreitung gereinigt zu haben. 

Nun trug die Regierung durch Berichte vom 11. und 18. Juli 
auf Einleitung eines Untersuchungsverfahrens unter Suspension 
vom Amt an. Als fernere Gründe waren Bedrückung bei der 
Truppendislokation und die eroße Zahl der früheren Rügen an- 
geführt. Bei Einsendung der Akten erklärte Flottwell, dab er 
durch deren Inhalt den Antrag ebenfalls a.s völlig begründet aner- 
kennen müsse, desgleichen die Suspension im Fall disziplinarer 
wie gerichtlicher Untersuchung. Sachlich war die Maßregel nach 
der starken Beschränkung der landrätlichen Tätigkeit an sich 
nicht unumgänglich notwendig, wenn nicht „der moralische Effekt 
dieser Strenge ‘gegen Öffentliche Beamte, welche sich durch ein 
höchst zweideutiges und unwürdiges Benehmen um alle Achtung 
und um alles Vertrauen im Kreise gebracht haben, eine sehr 
wesentliche Berücksichtigung erforderte, weshalb ich mich ver- 
pflichtet halte, dem Antrage der Regierung beizutreten‘ unter 
gleichzeitiger Befürwortung eines gerichtlichen Verfahrens (an 
den Finanzminister Maassen und Brenn 28. Juli). Schlimmsten 
falls blieb noch die bei Erledigung der Landratsstelle in Thorn 
auch von Wolański selbst gewünschte Versetzung. Am 19. August 
ermächtigte das Ministerium die Regierung, Wolanski, „dessen 
Einwirkung auf die Geschäfte seines Amtes, wie eine Reihe von 
Ereignissen der früheren und neueren Zeit beweiset, ohne Ge- 
fährdung des Staatsinteresses und des Gemeinwesens nicht zu- 
lässig ist“, vorläufig zu suspensieren und ihm für alle Geschäfte 
einen Vertreter zu gestellen, sowie gegen ihn diegerichtliche 
Untersuchung anhangig zu machen. Als Verweser des 
Amts kam wieder nur Kienitz in Frage, der lange Zeit hindurch 
sich dieser Obliegenheit mit hingebender Treue widmete. 

Wolanski bat schon im Januar 1832 um Wiedereinsetzung, 
wurde aber dann durch Urteil des Gnesener Landgerichts vom 
28. Mai nur von dem Vorwurf freigesprochen, sein Amt zur Be- 
drückung der Kreiseinsassen gemibbraucht zu haben, dagegen 
wegen Verletzung der Amtspflichten aus 
Fahrlässigkeit mit 50 Rtrn. Geldstrafe und 
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wegen Beleidigung der Regierung mit 3 Mo- 
naten Gefängnis und Tragung der Kosten 
belegt. Trotzdem erncuerte er sein Ansuchen bereits am 7. Sep- 
tember unter Berufung darauf, daß seine Dienstentlassung nicht 
ausgesprochen war. Flottwell machte ihm jedoch bemerklich, 
daß eine Wiedereinsetzung, wie er sich selbst bei ruhiger Erwägung 
sagen mußte, vor Erledigung der Strafverfahren um des üblen 
Eindrucks willen, den eine sofortige neue Unterbrechung seiner 
Tätigkeit zur Verbüßung der Haft erwecken mußte, nicht angängig 
war. Dsehalb mußte die Entscheidung des Ministeriums abge- 
wartet werden (Verf. 11. September). Diese fiel negativ aus, 
ungeachtet Wolanski auf die noch nicht rechtskräftige Urteils- 
fassung verwies (an Flottwell 12. September). Obendrein billigte 
Brenn wegen der teilweisen Freisprechung die Einlegung der Ag- 
gravationsbeschwerde seitens der Regierung (Verf. 23. November). 

Nun versuchte Wolanski sein Heil wieder durch 2 Immediat- 
beschwerden beim König selbst (21. November und 15. Dezember). 
Unter Darlegung des Sachverhalts erklärte Brenn diese aber für 
ein Gemisch von Unwahrheit und Entstellung. Unter anderem 
hatte der Bittsteller kühn behauptet, er sei gerichtlich freige- 
sprochen worden. Die Einlegung der Revision hatte der Minister 
um so mehr gut heißen müssen, da eine neue Anschuldigung hinzu- 
getreten war. Für den Fall ihrer Erfolglosigkeit hatte die Re- 
gierung um Autorisation zur Einleitung eines administrativen 
Verfahrens gebeten, um seine Entfernung, wenn auch unter Ge- 
währung von Pension, zu bewirken. Dem dringende Ersuchen 
Brenns gemäß wies dann auch der Monarch den Landrat ab und 
hielt die Suspension aufrecht (Immediatber. 20. Dezember; Kab.- 
Ordre 30. Dezember). 

Die Revision wurde tatsächlich als unzulässig verworfen, so 
daß die Regierung auf Gewährung des vollen Gehalts unter Fort- 
dauer der Vertretung bat, um über den Weg des administrativen 
Verfahrens zu beraten. Auch Flottwell hatte diese Maßnahme 
gefordert (an die Reg. 5. Dezember), und auf Brenns Bericht ließ 
der Landesherr das Kollegium zur sofortigen Einleitung des Diszi- 
plinarverfahrens anweisen (Ordre 21. Januar auf Ber. Il. Januar 
1833). Gegen die in einer neuen Immmediateingabe vom 17. Marz 
enthaltenen Angriffe auf die Bromberger Regierung nahm Brenn 
diese dann energisch in Schutz und Wolanski erfuhr durch Ordre 
vom 9. April abermals eine Abweisung. Ebenso blieb sein Gesuch 
vom 29. September um Niederschlagung des beabsichtigten Diszi- 
plinarverfahrens unberücksichtigt. . 

Statt dessen versah Brenn am 9. Mai die Regierung mit An- 
weisung über das weitere Verfahren, um den Antrag auf Dienst- 
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entlassung vor dem Staatministerium begründen zu können. 
Seiner Uberzeugung nach legten die bisherige Verwaltung und 
das Privatleben Wolanskis, so weit es auf jene von Einfluß war, 
„moralische Gebrechen an den Tag, welche das Interesse des Staates 
und des ihm anvertrauten Kreises in seiner Amtsverwaltung ge- 
fährden“. Auf den Nachweis dieser moralischen Gebrechen, wo- 
hin zu zählen waren „seine Charakterlosigkeit, sein unbegrenzter 
Leichtsin, auffallender Mangel an Wahrhaftigkeit, Neigung zur 
Chicane und andere böse Eigenschaften, welche ihn des Vertrauens 
und der Achtung der Oberen, Untergebenen und Kreisbewohner 
aller Stände und Parteien beraubt haben,“ mußte sich die Not- 
wendigkeit seiner unfreiwilligen Pensionierung stützen, zumal der 
König dem Minister durch Kabinettsordre vom 14. August 1832 
„die größte Sorgfalt für durchaus sichere und zuverlässige Beamte 
in der dortigen Provinz ernstlichst anzuempfehlen geruht hatte“. 
Aus diesem Gesichtspunkt war die weitere Instruktion der Sache 
zu leiten. 

Am 27. September brachte der Freiherr dann den Fall 
vor das Staatsministerium, wieder unter Berufung 
auf die Ordre vom 14. August 1832. Die Ordres vom 30. Dezember 
1832 und 21. Januar 1833 hatten die Entscheidung der Minister 
darüber befohlen, ob Wolanski im Amt behalten oder in diszi- 
plinarischem Wege zu entfernen sei. Aus den noch schwebenden 
gerichtlichen Untersuchungen war bereits zu entnehmen, daß 
deren keine seine Amtsentsetzung herbeiführen werde. Es blieb 
also nur nach einer die Disziplinarverhältnisse regelnden Ordre 
vom 16. August 1826 die Möglichkeit der Entfernung wegen selbst- 
verschuldeter Mangelhaftigkeit der Amtsverwaltung als Folge ihm 
beiwohnender moralischer Gebrechen durch einen dem Monarchen 
zur Genehmigung vorzulegenden Beschluß des Gesamtministeriums 
übrig. Die moralischen Gebrechen wurden in gleicher Weise wie 
gegenüber der Regierung motiviert. Deren Vorschlag auf 300 Rtr. 
Ruhegehalt stimmte Brenn zu. 

Im Staatsministerium nahmen die Dinge dann eine 
sehr unerwartete Wendung. Hierauf war die äußerst milde 
Fassung der Kleistschen Relation nicht ohne Einfluß. Mit geradezu 
überpeinlicher Gewissenhaftigkeit suchte der Referent alle für den 
Angeschuldigten sprechenden Momente heraus. Er zergliederte 
die 5maligen Untersuchungen, die seit 1818 anhängig gewesen 
waren. Dazu kamen noch unendlich viele Verhandlungen über 
die Dienstführung, die zahllose Verweise mit Einmischung von 
lobenden Anerkennungen gebracht hatten. Die Schwierigkeit 
seines Postens und das Fehlen eines passenden Ersatzmannes 
wurden auch von der Regierung nicht verkannt. Ihren derzeitigen 
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_ Rechtfertigungsversuch vom 20. November 1822 bezeichnete 
Kleist als nur sehr unvollkommen geglückt, denn gegen Wolanskis 
Charakter und außeramtlichen Ruf konnte sie nur ganz vage Be- 
hauptungen und Gerüchte ohne spezielle Data vorbringen. Be- 
sonders schien sie ihm den Eintritt in französische Dienste zum 
Vorwurf zu machen. Daneben wurde wieder seine Fähigkeit ge- 
lobt, aber Verschleppung gerügt. Da der Bericht auch höheren 
Orts als ungenügend bewertet werden’ mußte, war damals vom 
Minister die indessen durch Ansetzung weiterer Probezeit noch- 
mals verzögerte feste Anstellung beantragt worden. Nachdem 
nun durch Ordre vom 21. Januar 1833 nach Ablehnung jeder 
Berufung gegen das in der Beleidigungssache der Regierung er- 
gangene richterliche Urteil die Eröffnung der Disziplinarunter- 
suchung, freilich unter Belassung des vollen Gehalts trotz der 
Suspension, befohlen war, erklärte Kleist die unfreiwillige Ent- 
lassung für nicht begründet. Die Bestrafung mit 50 Rtrn. Geld- 
buße für die Verletzung der Kontumazvorschriften bei Graf Dabski 
erschien ihm ungerechtfertigt streng. Bezüglich der Beleidigung 
des Bromberger Landgerichts leugnete Wolanski die Abfassung 
des betreffenden Schreibens.!?) Sonach erschienen alle Vorwürfe 
teils widerlegt, teils unerheblich und nicht dazu angetan, den Landrat 
zu entlassen. Die Integrität des Dienstes war nicht gefährdet. 
Wolanski war ein fähiger Beamter, der nur manchmal etwas rasch 
und eigenmächtig verfuhr. Sein jahrelanger Kampf gegen die 
Regierung wurde z. T. durch diese Handlungsweise, z. T. durch 
ein bei ihr herrschendes Vorurteil erklärt. Er hatte das fast Un- 
mögliche möglich gemacht und Einfluß auf die Bevölkerung ge- 
wonnen. Nowacki, die Eingaben der Kreisbewohner und der 
Thronfolger lobten ihn warm. Auch der Oberpräsident, der Pro- 
vinzialsteuerdirektor und die Militärbehörden hatten häufig lobende 
Zeugnisse geäußert. Selbst die Regierung Konnte sich solcher bei 
allgemein ungünstiger Stimmung im einzelnen nicht enthalten. 
Sie mußte seine Stellung gegenüber der verwilderten Grenzbe- 
völkerung als hart und schwer anerkennen. Er war im ganzen 
miehr das Opfer von Vorurteilen als des eigenen Verfehlens geworden. 

Diesem Votum schloß sich der Korreferent, Geh. Ober- — 
finanzrat Paalzow, durchaus an. Seiner Meinung nach 


12) Gerade in jenen Tagen wurde Wolanski in der Berufungs- 
instanz vom Landgericht zu Fraustadt wegen der schweren Ver- 
balinjurien zu 6 Monaten Festung und Tragung der Kosten ver- 
urteilt (Urteil v. 29. Januar 1834), am g. September 1835 vom 
Posener Oberappellationsgericht jedoch aus Mangel an Beweisen 
vorläufig freigesprochen, ein glänzendes Zeugnis für die Integrität 
der preußischen Justiz. 
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reichte kein Anklagepunkt zur Entlassung hin, obgleich die Re- 
gierung dadurch arg bloßgestellt wurde und in eine unangenehme 
Lage geriet. Es war ein Übelstand, wenn ein so hart beschuldigter 
Landrat unter ihr verbleiben mußte. Aber ein gesetzlicher Grund 
zur unfreiwilligen Pensionierung war nicht vorhanden und eine 
Versetzung bot noch größere Schwierigkeiten. 

Hierauf erklärte das Plenum am 25. Februar ebenfalls, 
daß die erhobenen Vorwürfe großenteils aus der Zeit vor der defi- 
nitiven Anstellung herrührten und, obwohl den Behörden bekannt, 
damals seine feste Übernahme in den Staatsdienst nicht verhindert 
hatten, also jetzt noch viel weniger seine Entlassung rechtfertigen 
konnten. Jedenfalls wurde durch die Beschuldigungen seine Inte- 
grität ınd Amtsführung nicht gefährdet. Deshalb war der Antrag 
der Regierung auf unfreiwillige Pensionierung abzuweisen und nur 
dessen Erneuerung vorzubehalten, wenn die noch nicht rechts- 
kräftig entschiedene Beleidigung des Bromberger Landgerichts 
erweisen sollte, daß Wolanski wider besseres Wissen durch das 
fragliche Schreiben das Gericht geschmäht haben sollte. 

Angesichts dieses Ausgangs der Sache war es für die Pro- 
vinzialbehörden ein schwacher Trost, daß der König die von Wo- 
lanski durch Throngesuch erbetene Herabsetzung der wider ilin 
verhängten 3 monatigen Gefängnisstrafe nach Antrag des Geh. 
Rats v. Kamptz (i. V. Mühlers) und Brenns Nachfolger v. Rochow 
am 9. September ablehnte und ihm die vorherige Rückkehr in 
sein Amt untersagte. Nach 2 monatiger Haft in Thorn wurde 
überdies Wolanski das letzte Drittel der Strafe dann doch im 
Gnadenweg erlassen (Ordre an v. Mühler 13. Februar 1835). 

Auch die Bromberger Regierung hatte Wolanski darauf auf- 
merksam gemacht, daß zur Vermeidung abermaliger Stellver- 
tretung seine Wiedereinsetzung zweckmäßigerweise bis nach Ver- 
büßung der Freiheitsstrafe ausgesetzt bleiben würde. Mit einer 
rechtskräftigen Bestätigung des Fraustadter Urteils war vorläufig 
nicht zu rechnen. Nun hatte der Minister die Versetzung ‘n einen 
anderen Kreis empfohlen und mit dem baldigen Freiwerden von 

Schubin war zu rechnen, doch lag der Bezirk dem Inowrazlawer 
= benachbart und war überdies vorwiegend polnisch, mithin aus 
zwiefacher Rücksicht nicht geeignet. So blieb nur die Möglichkeit 
eines Tausches mit Riedel, der hierzu bereit war. Das Kollegium 
war indessen der Meinung, daß von Wolański ‚ein heilsames, 
dem Dienst und dem Staatsinteresse angemessenes Wirken in 
dem unserer Verwaltung anvertrauten Departement überhaupt 
nicht mehr erwartet werden kann“. Wie die Dinge lagen war es 
für die Behörde schwer, sich ihm mit Vertrauen zu nähern. Er 


hatte sich unumwunden darüber ausgesprochen, daß das gegen 
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ihn beobachtete Verfahren nur Anfeindung sei und daß es der 
Regierung schwer fallen werde, ihm neues Vertrauen zu ihrer 
Gerechtigkeitsliebe einzuflößen. Darum erschienen neue Konflikte 
unvermeidlich. Nach dem Glauben der Regierung lag es also im 
wahren und wohlverstandenen Interesse des Dienstes, wenn er 
aus dem Departement ganz ausschied. Deshalb wurde ein Tausch 
mit dem Posener Regierungsbezirk vorgeschlagen. An Fähig- 
keiten fehlte es ihm nicht, und so war es möglich, daß er dort noch 
zu einer heilsamen und nützlichen Wirksamkeit gedieh (an Flott- 
well 23. April 1834). So sehr Flottwell die Notwendigkeit einer 
Versetzung anerkannte, so sehr bedauerte er doch, sie auf dem 
empfohlenen Weg nicht befördern zu können. Wolanskis Persön- 
lichkeit war in der ganzen Provinz und besonders bei dem Posener 
Regierungskollegium zu bekannt, als daß der Oberpräsident sich 
erlauben durfte, ihn diesem für einen seiner Kreise aufzudrängen, 
selbst wenn sich die Gelegenheit dazu bieten sollte. Also blieb 
nur übrig, den ministeriellen Antrag auf Verpflanzung in eine 
andere Provinz, etwa Westpreußen, abzuwarten (Reskr. 27. April). 
Den nach Wolanskis Freilassung von der Regierung an Rochow 
erstatteten Bericht begleitete Flottwell am 8. März 1835 mit 
seinem Votum und führte aus, er könne sich der Ansicht jener 
nur anschließen, daß es sehr bedenklich erscheine, den Landrat, 
dem nach vieljähriger Erfahrung ‚die Lüge zur anderen Natur 
geworden ist, der sich deshalb um alle Achtung beim Publikum 
gebracht hat und der namentlich in dem Inowrazlawschen Kreise... 
allgemein gehaßt und verachtet wird“, die Verwaltung des 
dortigen Landratsamts wieder zu übertragen. Die Fälschung der 
Untersuchungsakten und offene Lüge waren Wolański nach- 
gewiesen, bzw. diese Anschuldigung war nicht widerlegt, sondern 
das Verfahren noch in der Schwebe. Es war „leicht zu ermessen, 
welchen Eindruck die Wiedereinführung eines so vielfach be- 
schuldigten und der öffentlichen Achtung gänzlich entbehrenden 
Mannes in das Amt eines Landrats — dessen Wirksamkeit 
auf Achtung und Vertrauen gegründet und durch die öffentliche 
Meinung über den sittlichen Wert des Beamten bedingt wird — 
in dieser Provinz hervorbringen müßte, nachdem die zahlreichen 
Entlassungen von Beamten dieser Kategorie im Wege der unfrei- 
willigen Pensionierung 13) die ernstliche Absicht Sr. Majestät an 
den Tag gelegt hat, daß gerade diese Ämter — als Stellen, welche 
ein besonderes Vertrauen zu den Angestellten voraussetzen — 
nur durch ganz korrekte und lautere Männer verwaltet werden 


— 


13) Es handelt sich in der Hauptsache um die Entlassung von 
3 Landräten wegen ihrer offenen Begünstigung -der Warschauer 
Insurrektion. 
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sollen.“ Der Oberprasident konnte daher dem eventuellen Antrag 
der Regierung auf einstweilige Versetzung nach Czarnikau nicht 
zustimmen, sondern mußte den Minister um Extrahierung einer 
allerhöchsten Bestimmung bitten, daß Wolanski vor gänzlicher 
Beendigung der noch schwebenden Untersuchungen nicht wieder 
in seinen Posten eingesetzt, sondern die Beschlußfassung über 
seine Beibehaltung im Staatsdienst von deren Ergebnis abhängig 
gemacht werden solle. 

In der Tat ermächtigte der Minister die Regierung durch 
Verfügung vom 13. März, Wolanski, unbeschadet der Belassung 
des vollen Gehalts, bis zu fernerer Bestimmung von der weiteren 
Amtsverwaltung auszuschließen. Gleich darauf erstattete er dem 
König einen sehr scharfen Bericht (16. März). Er hatte sich selbst 
1834 bei einer Bereisung der Provinz überzeugt, wie sehr die Nicht- 
genehmigung des von seinem Amtsvorgänger gestellten Antrags 
auf unfreiwillige Pensionierung zu bedauern war. Er hatte er- 
sehen, daß Wolanski mit der allgemeinsten Verachtung und offenem 
MiBtrauen von allen Ständen und Parteien belastet dastand. Da 
er neuerdings in den Verdacht der Unterschiebung einer gefälschten 
Schrift während einer Erkrankung des Friedensrichters geraten 
war, hatte der Minister nach dem Antrag von Regierung und 
Oberpräsident die Nichtwiedereinsetzung angeordnet und befür- 
wortete die Fortdauer dieses Zustandes und Abhängigmachung 
der ferneren Bestimmungen vom Ausfall der schwebenden Ver- 
fahren, was Friedrich Wilhelm am 2. April gut hieß, doch durften 
die Vertretungskosten dem Angeschuldigten nicht auferlegt werden. 

Anläßlich eines neuen Berichts der Regierung nach der er- 
folgten Freisprechung konnte Flottwell nur seine Meinung wieder- 
holen. Wolanski leugnete wider besseres Wessen seine Hansdchrift 
in der fraglichen Eingabe an das Landgericht ab, obwohl seine 
Urheberschaft durch zweimalige Verurteilung beinahe bis zur 
Evidenz erwiesen war. Dazu kam der Verdacht der Aktenfälschung, 
der durch seine sonstige Denk- und Handlungsweise so mächtig 
unterstützt wurde, daß man die Augen absichtlich gegen die Wahr- 
heit verschließen mußte, wenn man den Zusammenhang nicht 
erkennen wollte. Er hatte mindestens jedes Vertrauen verscherzt 
und ‚dadurch seine Unwürdigkeit zur Verwaltung eines Amtes 
an den Tag gelegt, welches man mit Recht zu den ein vorzugs- 
weises Vertrauen voraussetzenden Stellen — places de confiance — 
zählt. Seine Wiedereinsetzung würde eine so große Beleidigung 
für die Kreiseingesessenen, welche der polizeilichen Aufsicht und 
der Verwaltung eines solchen Mannes untergeordnet werden, als 
für alte Landräte, denen man einen so befleckten Amtsgenossen 
zur Seite stellt, enthalten und in dieser Provinz einen höchst ver- 
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derblichen Eindruck hinterlassen, indem man den Kreisständen 
aus politischen Gründen das Wahlrecht nimmt,!#) und von der 
anderen Seite ihnen ein von der öffentlichen Meinung verworfenes 
Individuum als Landrat aufdrängen wollte.‘“ „Auf das dringendste“‘ 
wagte der Oberpräsident daher den Antrag auf definitive Ent- 
fernung Wolanskis, und da seine Entlassung auf richterlichem 
Weg nicht hatte herbeigeführt werden können und der Ausgang 
eines Disziplinarverfahrens unsicher war, schlug er vor, ihm gleich 
den übrigen unfreiwillig pensionierten Posener Landräten die 
Hälfte seines Diensteinkommens als Pension zu gewähren (Bei- 
schrift 25. September). 


In Vertretung Rochows setzte sich nun der Kabinetts- 
minister Graf Lottum durch Immediatbericht vom 
f7. Oktober nochmals kräftig für Wolanskis Entfernung ein. Er 
bemerkte, daß auch von der letzten noch schwebenden Unter- 
suchung trotz allen Verdachtes keine Verurteilung zu erwarten 
sei. Der Widerstand des Oberpräsidenten und der Regierung 
gegen eine Wiedereinsetzung stimmte aber ganz mit des Ministers 
Überzeugung überein. Flottwells Vorschlag war noch sehr mild, 
denn die anderen entlassenen Landräte hatten weit mehr Anspruch 
auf Vertrauen und Achtung besessen, als Beamte wie als Menschen. 
Daher konnte der Berichterstatter den Antrag ohne Bedenken 
nur unterstützen. Das Verfahren durfte vor der öffentlichen 
Meinung allgemeiner Rechtfertigung sicher sein. Sonst mußte 
nach Antrag der Regierung mindestens eine Versetzung nach 
Gnesen erbeten werden, was freilich für die dortigen Einwohner 
hart, aber immer noch das kleinere Übel war. Abermals wurde 
der ministerielle Antrag dann im Zivilkabinett zum Scheitern 
gebracht. Jetzt erklärte es der Rat Schaumann, da alle Anschul- 
digungen im wesentlichen auf bloßen Verdachtsgründen beruhten, 
für höchst bedenklich, dem König die Pensionierung vorzuschlagen, 
nachdem das Staatsministerium diese für unzulässig gehalten 
hatte (Denkschr. 13. November). Durch Kabinettsordre 
vom 24. November begnügte sich der Monarch dann auch 
wirklich mit der bloßen Versetzung nach dem eben- 
falls hochwichtigen Gnesen. Die Bezugnahme auf 
die aus politischen Beweggründen entlassenen Kollegen Wolanskis 
wurde als unzutreffend abgelehnt, da ihm in dieser Beziehung 
' kein Vorwurf gemacht worden war. 

Als die Regierung darauf hinwies, daß dadurch die Lage des 
Regierungsreferendars v. Gumpert, der die Stelle seit 314 Jahren 


14) Durch Kabinettsordre vom 2. Februar 1833 war den Kreis- 
tagen in Posen das Präsentationsrecht wieder entzogen worden. 
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interimistisch verwaltet und ihre endgültige Übertragung mit 
Sicherheit erwartet hatte, eine sehr traurige wurde und es Pflicht 
der Verwaltung sein dürfte, sich seiner anzunehmen, bekam sie 
nur zu hören, daß, wenn jener sich auf eine unbestimmte Erwartung 
hin verheiratet habe, dieses seine Unvorsichtigkeit gewesen sei 
und Referendare es als eine ganz besondere Bevorzugung betrachten 
müßten, wenn sie überhaupt bereits remuneriert würden (Verf. 
d. Ministeriums 22, Januar 1836 auf Ber. 31. Dezember 1835).1°) 
. Da in diesem Erlaß behauptet war, der Minister habe sich 
bei seinem Versetzungsvorschlag nach der alternativen Anregung 
der Regierung und des Oberpräsidenten gerichtet, die kgl. Ent- 
scheidung habe somit beiden nicht unerwartet kommen können, 
und sie hätten, wenn sie auf einen anderen Ausgang rechnen wollten, 
sich des eventuellen Antrages auf Versetzung enthalten müssen, 
erhob Flottwell bezüglich seiner Person scharfen Einspruch gegen 
dieses Mißverständnis, denn er hatte Wolanskis anderweitige Ver- 
wendung niemals auch nur eventuell befürwortet, sondern schon 
am 25. September 1835 ausdrücklich dagegen protestiert und auf 
unbedingte Entlassung angetragen, da er sein Verbleiben ‚unter 
allen Umständen für höchst verderblich‘‘ halten mußte. Er bat 
Rochow, ihn gegen eine, dem klaren und ganz unzweideutigen 
Inhalt seiner Berichte geradezu widersprechende Deutung zu 
schützen. Der Minister erklärte dann auch sein Bedauern, daß 
seinen Äußerungen eine seiner Absicht ganz zuwiderlaufende 
Auslegung gegeben worden war. Er glaubte durch den Wortlaut 
seines Reskriptes dazu keine Veranlassung geboten zu haben; 
jedenfalls konnte der Oberpräsident ihm zutrauen, daß er einen 
von jenem ausdrücklich nicht unterstützten Antrag der Regierung 
ihm nicht zuzuschieben beabsichtigt habe. Er hoffte, daß diese 
Erklärung genügen werde, um Flottwell davon zu überzeugen, 
„daß es eines besonderen Schutzes gegen Deutungen, welche dem 
klaren und unzweideutigen Inhalte Ihrer Berichte geradezu wider- 
sprechen, von meiner Seite um so weniger bedarf, als ich mich 
irgend eines anderen, vorangegangenen Falles, wobei eine ähn- 
liche Mißdeutung bemerkbar geworden sein könnte, in der Tat 
nicht zu erinnern vermag‘. (Verf. 19. Februar auf Ber. 11. Februar 
1836). Die gespannten Verhältnisse Flottwells zu dem Minister 
wie schon zu dessen Vorgänger kamen aber hier wieder zum 
Ausdruck. 
In Gnesen hat Wolanski dann noch weitere zwei Jahre 
unangefochten gewirkt, bis der Ausbruch der kirchlichen Wirren 


15) Es handelt sich um einen Sohn des früheren Posener Re- 
gierungs- und Medizinalrats v. G. und Bruder der Kinderschrift- 
stellerin Thekla v. G. Er wurde später Landrat in Obornik. 
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in der Mischehenfrage ihm den Hals brach. Gelegentlich seiner 
Anwesenheit in Berlin machte Flottwell im Frühjahr 1838 darauf 
aufmerksam, daß es von sehr bedenklichen Folgen sein müsse, 
wenn in dieser kritischen Situation gerade am Hort der Erregung 
die landrätliche Verwaltung bei einem so ganz unzuverlässigen 
Mann ruhte. Die Regierung hatte dort niemand, der für die Aus- 
führung notwendiger Maßregeln sorgen konnte. Der Oberpräsident 
hatte zwar zur Amtsenthebung des Generalvikars v. Brodziszewski 
und zur Beobachtung des Domkapitels den Regierungsrat Bitter 
aus Posen entsendet, aber es fehlte an einem Vorwand, um ihn 
noch länger dort zu lassen. Solange Wolanski im Amt war, mußte 
ihm dessen Verwaltung überlassen werden. Bei der Bedenklich- 
keit der Sachlage glaubte der Minister daher auf den Antrag zu- 
rückkommen zu müssen, aus politischen Motiven Wolanski mit 
halbem Gehalt zu entlassen. Die bei seiner Versetzung vom König 
ausgesprochene Erwartung, er werde durch gute Amtsführung 
wieder eine bessere Meinung von sich zu erwecken versuchen, 
war, wie vorauszusehen, nicht in Erfüllung gegangen. Vielmehr 
ließen sich seine Dienstverhältnisse nicht besser an als vorher. 
Er fuhr bei dem gemachten Vorschlag immer noch besser als bei 
einer Pensionierung. Jetzt war endlich auch die Geduld des Mo- 
narchen erschöpft und durch Ordre vom 9. Juni 1838 
wurde Rochows Antrag vom 7. Mai entsprechend die Entfet- 
nung unseres Heldenausdem Dienst mit 400 Rtrn. 
Ruhegehalt verhängt. 

Genau 20 Jahre hindurch hatte also dieser Mann einen Land- 
ratsposten in der Provinz verwalten dürfen. Die peinliche Ge- 
rechtigkeit der preußischen Justiz- und Verwaltungsbehörden 
kann wohl kaum jemals in glänzenderem Licht erscheinen als 
durch die ihm widerfahrene Behandlung. Die ganze Affäre ist 
eine beredte Bestätigung des vom besten Kenner der preußischen 
Polenpolitik auf polnischer Seite gefällten Urteils: Nie mozna po- 
wiedziec, izby rzad pruski do r. 1871 traktowat urzednikow Po- 
laköw gorzej od Niemcow (Man kann nicht sagen, daß die preu- 
Bische Regierung die polnischen Beamten bis 1871 schlechter be- 
handelte als die deutschen; Prof. Buzek: Geschichte der nationalen 
Politik der preußischen Regierung gegenüber den Polen. Lemberg 
1909, S. 69). Vielleicht darf man sogar behaupten, daß sie sie 
besser behandelte, denn es erscheint undenkbar, daß bei einem 
deutschen Landrat in derartig nachsichtiger Weise verfahren 
worden ware. 


Deutsche Domherren in den Domkapiteln 
von Posen und Gnesen. 
. Von Dommherrn Prof. Dr. Steuer. 
I. 


Bei der Neuregelung der kirchlichen Verhältnisse nach dem 
Wiener Kongreß 1815 wurde durch die Bulle Pius VII. De 
salute animarum vom Jahre 1821 das Erzbistum 
Gnesenmit dem Bistum Posendurch Personal- 
union vereinigt, d. h. an der Spitze beider Kirchensprengel 
sollte von nun an nur ein Kirchenfürst, der Erzbischof von Gnesen- 
Posen, stehen; doch behielt jedes Bistum seine eigene Verwaltung 
und sein Domkapitel; freilich wurd die Anzahlder Dom- 
herren gegen früher stark herabgesetzt; in 
Gnesen gab es von nun ab nur einen Dompropst, ger zugleich 
infulierter (Inful = Mitra = Kopfbedeckung des Bischofs) Prälat 
ist und 6 Domherren, in Posen einen Dompropst und einen Dom- 
dekan, beides infulierte Prälaten, und 8 Domherren. AuBerdem 
wurden durch die erwähnte Bulle für die Erzdiözese Posen vier 
Ehrendomherrenstellen eingerichtet, die nur mit De- 
kanen der Erzdiözesen besetzt werden durften; auch mußte der 
Weihbischof stets einer der Domherren sein. Die Kleidung 
der Domherren ist gegenwärtig die der päpstlichen Haus- 
Prälaten, also ein roter Talar mit rotem Mantolett und darunter 
das linnene Rochett (kurzes Chorhemd mit eng anliegenden und 
am Saum rot unterfütterten Ärmeln), goldene Kette mit Distink- 
torium (der polnische weiße Adler) und Ring. Bei feierlichen 
Gelegenheiten tragen sie eine scidene Schleppe, die sog. römische 
Kappe. Das Wappen des Gnesener Kapitels bilden drei Lilien, 
das des Posener zwei kreuzweise übereinander gelegte Schlüssel, 
durch die in der Mitte ein Schwert geht; dieses Posener Wappen 
ist auf der Rückseite des Distinktoriums zu sehen, auf der Vorder- 
seite dagegen die Köpfe der Apostelfürsten Petrus und Paulus; 
beim Gnesener Distinktorium ziert die Rückseite der hl. Adalbert, 
die Vorderseite der litauische Reiter (pogon). Zur besseren Orien- 
tierung gebe ich die Erzbischöfe von Gnesen-Posen mit ihren 
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Regierungszahlen an, soweit sie hier in Frage kommen: Martin 
v. Dunin (1831 —1842), Leo v. Przyłuski (1845—1865), Graf Miecis- 
laus Ledöchowski (1866—1886; eingekerkert 1874, resignierte er 
auf seine Erzbistümer erst 1885); Dr. Julius Dinder (1886—1890), 
Dr. Florian von Stablewski (1891 —1906); Dr. Eduard Likowski 
(1914—1915); von 1906—1914 war er Kapitularvikar; Dr. Edmund 
Dalbor 1915—1926. 


A. Das Posener Domkapitel. 


Nach der Bulle De salute änimarum stand dem König von 
Preußen das Besetzungsrecht beider Dompropsteien und der- 
` jenigen Kanonikate zu, deren Inhaber in den ungeraden Monaten 
gestorben waren; allerdings bedurfte er dazu der Bestätigung des 
hl. Stuhles. Trotz dieses Privilegs waren bis 1832sämtliche 
Domherrenstellen in Gnesen und Posen mit 
Polen besetzt. Erst nach dem Warschauer Novemberauf- 
stand im Jahre 1830 begann man den deutschen Standpunkt 
stärker zu betonen; so wurde 1832 der aus Braunsberg gebürtige 
Dr. JosefRegenbrecht, der vom Trierer Bischof Homnıer, 
(t 1836), als Prof. der Philosophie an das dortige Priesterseminar 
berufen worden und nachher Propst von Königsberg geworden 
war, zum Domherrn ernannt; beim Tode des Dompropstes Jakob 
von Miszewski (2. April 1839) bemühte sich die Regierung, ihn 
in dessen Würde aufrücken zu lassen, aber der Erzbischof von Dunin 
weigerte sich, ihm das zur Bestätigung durch den hl. Stuhl not- 
wendige Idoneitatszeugnis auszustellen, da er der polnischen 
Sprache unkundig und des Hermesianismus (Georg Hermes, + 1831, 
Prof. in Bonn, meinte, alle Glaubenswahrheiten, auch die Geheim- 
nisse, mit der bloßen Vernunft beweisen zu müssen, um sie glauben 
zu können) verdächtig sei. Die Unterhandlungen zogen sich lange 
hin; schließlich sollte Regenbrecht Domdekan werden und der 
‚bisherige Domdekan Gajerowicz Dompropst; aber dieser Plan 
ist nicht zustande gekommen, denn am 24. Juni 1853 wird in 
Regenbrechts Gegenwart Brzezinski zum Donidekan installiert; 
von da ab begegnen wir Regenbrecht nicht mehr im Liber In- 
stallationum; die Dompropstei wurde erst 1856 durch den Dom- 
herrn Kilinski besetzt; ihre Vakanz hatte also 17 Jahre gedauert.*) 

An dem Schicksale Regenbrechts kann man ermessen, wie 
schwer es einem Deutschen wurde, im Domkapitel Fuß zu fassen. 
Es mögen darum wohl nur wenige deutsche Geistliche Lust gehabt 
haben, in das Domkapitel einzutreten. Jedenfalls wurden von 


*) Vergl. Manfred Laubert: Über die Nationalität der höheren 
Geistlichkeit in Posen. Deutsche wissenschaftliche Zeitschrift für 
Polen, Heft 1, Posen 1923, Seite 26-47. 
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der Regierung eine ganze Reihe polnischer Herren zu Domherren 
bzw. Domdignitären ernannt; so traten in das Dom- 
kapiteldurchköniglicheErnennungfolgende 
Domherren ein: 1834 der Regierungsrat Dr. Johann Buslaw 
als Domherr, 1837 der Domherr Jakob v. Miszewski als Dom- 
propst, 1856 der Domherr' Vinzenz Kilinski als Dompropst, 1857 
der Dekan Ignaz Jaxiewicz als Ehrendomherr, 1857 der Dekan 
Michael Polczynski als Domherr, 1857 bzw. 1860 die Dekane Franz 
Gebek und Anton Geryn als Ehrendomherren, 1868 der Dom- 
dekan Josef Brzezinski als Dompropst, 1870 der Prälat Johann 
Koźmian als Domherr, 1882 der Dekan Jakob Kuczyński als 
Ehrendomherr, 1888 der Dekan Josef Dydynski als Ehrendomherr, 
1892 der päpstliche Kammerherr Kasimir von Szoldrski als Dom- 
herr und 1893 Dekan Krepec als Domherr. Dieser statt- 
lichen Reihe von polnischen Domherren, 13 
an der Zahl, stehen anfangs nur wenige deutsche 
gegenüber. 1843 tritt Valentin Frank, Propst von 
Bromberg, ins Kapitel ein und 1856 der Königliche Schulrat 
Anton Grandke, Präbendar an der Franzis- 
kanerkirche. Im Jahre 1812 geboren, gatte G. gleich nach 
seiner Weihe, wahrscheinlich als Mansionar an der Pfarrkirche, 
den Gottesdienst für die deutschen Katholiken an der Bernhar- 
dinerkirche übernommen; am 30. Juli und 6. August 1837 machte 
er von der Kanzel herab der Gemeinde davon Mitteilung, daß 
das Ministerium die Franziskanerkirche und deren Vermögen für 
den Gottesdienst der deutschen Katholiken bestimmt habe und 
daß wegen dieser Angelegenheit und namentlich wegen Abtretung 
der Anna-Kapelle, die bis zu ihrem Brande im Jahre 1838 im Vor- 
garten des Marien-Gymnasiums zu sehen war, und der zum Gottes- 
dienst erforderlichen Geldmittel am 7. August ein Termin im großen 
Sitzungssaale der Regierung stattfinden werde. Auf diesem Termin 
wurde auch wirklich die Franziskanerkirche den deutschen Katho- 
liken von König Friedrich Wilhelm III. gegen Abtretung der 
Anna-Kapelle überlassen; Grandke wurde der erste Präbendar 
der Kirche und verwaltete dieses Amt seit dem 1. April 1842 höchst 
segensreich; er hat z. B. die Fronleichnamsprozession an dieser 
Kirche eingeführt. Im Jahre 1856 wurde er zum Domherrn 
und 1868 vom Erzbischof Grafen Ledöchowski für den von der 
Regierung zum Dompropst befördeten Domdekan Brzezinski zum 
Domdekan ernannt. Reich an Verdiensten um die Verwaltung 
der Erzdiözese starb er.am 16. April 1881. Nach ihm wurden zu 
Ehrendomherren vom König noch Robert Berger, Dekan 
und Propst in Fraustadt 1864, und Johann Stephan Ha- 
bisch, Offizial von ‚Deutsch-Krone, 1867 ernannt; abgesehen 


- Dtsch. Domherren in d. Domkapiteln v. Posenu. Gnesen 113 


von dem oben erwahnten Regenbrecht waren also bisher von 
Deutschen nur 2 wirkliche und zwei Ehren-, 
domherren durch königliche Ernennung ins 
Kapitelgekommen. 

Domherren mit deutschen Namen finden sich seit 
1830 jedoch noch mehr im Kapitel; ob sie sich aber als 
Deutsche fühlten, ist nicht leicht zu sagen. Zweifelhaft 
ist es bei dem durch Erzbischof von Dunin 1834 zum Ehrendom- 
herrn beförderten Dekan von Nakel, Johann Thilemann, 
und bei Dekan Josef Klupp, Propst von Mogilno, der 1868 
vom Erzbischof Ledöchowski zum Domherrn,fiir den nach Trier 
gegangenen Karl Richter ernannt wurde. Unzweifelhaft waren 
jedoch Deutsche: Dr. phil. Karl Richter, Domherr von 
Kulm, der vom Erzbischof v. Przyłuski 1849 zum Domherrn von 
Posen ernannt wurde und 1868 als Dompropst nach Trier ging 
und Prälat Martin Friske (geb. 1834, gest. 1. August 1912), 
der vom Erzbischof Dr. Dinder 1886 zum Ehrendomherrn ernannt 
wurde; als Offizial von Deutsch-Krone hatte er übrigens ein An- 
recht auf diese Würde; denn der Offizial von Deutsch-Krone wurde 
stets Ehrendomherr. Pole war aber trotz seines deutschen Namens 
Lic. Telesphor Loserez (geb. 1840, gest. 16. 2. 1925 im 
Kloster Beuron), Propst von St. Johann in Posen, Ordinariats- 
und Konsistorialrat; er wurde vom Erzbischof Dr. Dinder 1886 
ins Kapitel berufen. 

Während des Kulturkampfes, der bald nach dem siegreichen 
deutsch-französischen Kriege begann und dessen erste drohende 
Anzeichen sich noch vor dem Frankfurter Friedensschluß (10. Mai 
1871) im März 1871 zeigten, waren in beiden Erzdiözesen eine 
Reihe von Domherren gestorben, ihre Stellen aber nicht mehr 
besetzt worden; im Posener Domkapitel fand die letzte Installation 
vor den Maigesetzen 1873, die des Domherrn Sibilski, ernannt von 
Erzbischof Ledöchowski, 1872 statt und die erste nach dem aditus 
ad pacem (erstes Friedensgesetz vom 14. Juli 1880) am 18. Juli 
1882; es war die Einführung des Ehrendomherrn Kuczynski, der 
von König Wilhelm I. ernannt worden war. Bald wurde das Kapitel 
vollzählig ergänzt; im folgenden berücksichtigen 
wirabernurdievonder Regierungernannten 
Deutschen. 

Der erste war Dr. theol. Gustav Wanjura, bisher Dom- 
propst von Pelplin; er wurde am 10.Februar1887 als Dompropst 
von Posen installiert. Dr. Wanjura, ein hochbegabter Mann, 
war im Jahre 1827 in Oberschlesien geboren, 1851 zum Priester 
geweiht und schon mit 27 Jahren zum Direktor des Lehrer- 
seminars in Peiskretscham (Oberschlesien) ernannt. Später 
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wurde er Regierungs- und Schulrat, zuerst in Oppeln, 
‘dann in Danzig. Von dort wurde er als Dompropst nach Pelplin 
und 1887 in dieselbe Stellung nach Posen berufen. Die Leitung der 
Geschäfte des Domkapitels und seiner Sitzungen lag bei ihm in 
den besten Händen. Auch sonst war er ein treuer und kluger 
Berater des Erzbischöflichen Stuhles, besonders des Erzbischofs 
Dr. von Stablewski, der ihm auch die Würde eines Aposto- 
lischen Protonotars verschaffte. Trotzdem wurde er, 
obgleich des Polnischen mächtig, zur Verwaltung der Erzdiözese 
nur wenig hinzugezogen. Ein großes Verdienst hat er sich als. 
General-Kommissar der Dienerinnen (Mägde) 
Mariens in Pleschen erworben, deren Niederlassung dank 
seiner Freigebigkeit bedeutend erweitert und zum Mutterhaus 
für die Erzdiözesen Gnesen-Posen erhoben wurde. ‘Am 22. April 
1911 ist er im Alter von 84 Jahren gestorben. 

Sechs Tage späterwurde PeterDombek, geb. 22.2. 1829 
als Sohn eines Lehrers in Kamin, Kr. Beuthen, seit 1864 Pfarrer der 
Kreuzkirche (Dompfarrei) in Breslau zum Domherrn installiert. Nur 
ungern hatte ihn seine Pfarrkinder, deren anfängliche Zahl von 4000 
im Launfe der Jahre sich verdreifacht hatte, scheiden sehen; denn 
er war ihnen ein unermüdlicher Seelenhirt gewesen, obgleich seine 
Amtstätigkeit durch Kriegsdrangsale, das Wüten der Cholera, den 
Kulturkampf, Schwierigkeiten mannigfaltigster Art, selbst öffent- 
liche Unbilden recht erschwert wurde. Daß er auch Hilfe 
spendete, wo er konnte, versteht sich bei seinem edlen priester- 
lichen Herzen von selbst; ein besonders freigebiger‘ Wohltäter 
war er für das Haus vom guten Hirten und den Vinzenzverein. 
Neben seiner seelsorgerischen Tätigkeit war er auch im Schul- 
wesen beschäftigt, sei es als Religionslehrer oder seit 1869 als 
Kreisschulinspektor des 2. Breslauer Landkreises. Aus seinem 
früheren Leben sei noch erwähnt, daß er, kaum 3 Monate 
alt, seinen Vater verlor. Schon mit 4 Jahren begann er, ein echter 
Lehrersohn, den Schulbesuch; auf dem Gymnasium zu Gleiwitz 
und der Universität zu Breslau zeichnete er sich durch vorbild- 
lichen Fleiß aus; im Alumnat stand er unter der Leitung des treff- 
lichen Rektors Josef Sauer (geh. 1803, gest. 1868). Nachdem er 
am 8. Juli 1853 vom Fürstbischof Heinrich die Priesterweihe 
erhalten hatte, bot sich dem jungen Kaplan in der Laurentius- 
pfarrei Groß-Strehlitz ein weites Feld der Arbeit und 
Erfahrung; als Pfarrer der Strafanstalt zu Brieg, 
1858 —64, suchte er mit großem Eifer die Seelen der Gefangenen 
für Gott zu gewinnen; da hier fast ebenso viele Polen wie Deutsche 
waren (Ende 1858 gab es dort 362 Deutsche und 377 Polen), empfahl 
ihm 1860 Fürstbischof Heinrich die „Żywoty Świętych“ (Leben 
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der Heiligen) von Skarga und „Matka Świętych Polska‘ (Polen 
— die Mutter von Heiligen) von Jaroszewicz als Erbauungslektüre 
für die Gefangenen. In Posen war sein Wirkungskreis nur klein. 
Zunächst war er Konsistorialrat, aber nur kurze Zeit, dann, seit 
1893, Großpönitentiar (Beichtvater mit größeren Vollmachten); 
1916 wurde er päpstlicher Hausprälat; er starb am 23. Dezember 
1921 im hohen Alter von 92 Jahren. Er war ein heiligmäßiger 
Priester und beliebter Beichtvater! in seinem gastlichen Hause 
kamen viele Jahre hindurch die Mitglieder des Domkapitels, 
Deutsche wie Polen, und auch andere Herren seines Bekannten- 
kreises jeden Sonntag nachmittag bei einen Glase Wein zu heiterer 
Geselligkeit zusammen. Mit der Bischofsstadt an der Oder blieb 
er noch durch manche Fäden verbunden, besonders durch eine 
herzliche Freundschaft mit Prälat Dr. Hugo Laemmer, gest. 1918. 
Aus seiner Wirksamkeit in Breslau hat sich eine Sammlung von 
Grabreden erhalten, die unter dem Titel: „Worte des Trostes‘ 
1887 in Breslau bei Preuß und Jünger herausgekommen ist. 

Am 12. November 1888 wurde Lic. Paul Jedzink, geb. 
13. Juni 1851 zu Braunsberg in Ostpreußen, Pfarrer von Hohen- 
stein (Diözese Ermland) als Domherr installiert. Er war von 
Erzbischof Dinder, der als Propst von Königsberg gleichfalls 
dem ermländischen Klerus angehört hatte, vor allem als Regens 
des wieder eröffneten Priesterseminars nach Posen berufen worden; 
zugleich war er auch Prof. der Moraltheologie. Unter 
seiner Leitung ist der Klerus beider Erzdiözesen fast 30 Jahre 
lang ausgebildet worden; seine vorbildliche tiefe Frömmigkeit 
und strenge Gerechtigkeitsliebe, die bisweilen auch ins Herbe 
überging, gewannen ihm die Hochachtung, ja die Herzen seiner 
Schüler; auch seine Vorgesetzten, insbesondere der Erzbischof 
von Stablewski, dem er wie ein Sohn ergeben war, schätzten ihn 
aufs höchste; ein Ausdruck dieser Hochschätzung war die Er- 
nennung zum päpstlichen Hausprälaten, die ihm 
im Jahre 1897 zusammen mit Dr. Warminski, dem gelehrten 
Prof. der Dogmatik, zuteil wurde. Dabei war J. eine gesellige 
Natur; auch besaß er eine nicht geringe Rednergabe, mochte es 
sich um deutsche oder polnische Ansprachen bzw. Predigten 
handeln. Stets war er zur Aushilfe in der Seelsorge bereit. 
Die Gemeinde der deutschen Katholiken an der Franziskaner- 
kirche hat ihn oft am Altare und auf der Kanzel gesehen; lange 
Jahre hindurch gab es ohne ihn keine Fronleichnamsprozession, 
kein vierzigstündiges Gebet. Aber auch sonst half er gern aus; 
ich erinnere mich noch, wie er einmal zur Zeit der großen Früh- 
jahrsüberschwemmung in einem Kahne vom Dom kam, um die 
Fastenpredigten zu halten. Dankbaren Herzens denkt an ihn 
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auch die katholische Lehrerschaft; denn er be- 
gründete den St. Joseph-Verein katholischer Lehrer der Erz- 
diözesen Gnesen-Posen, rief Lehrer- und Lehrerinnenexerzitien 
ins Leben, fand auch immer für die Sodalen Zeit, Kraft und das 
fehlende Scherflein; darum wurde er auch später zum Ehren- 
präses des Vereins ernannt. — Wie freigebig er gegen Arme 
und überhaupt für gute Zwecke war, ist nur Gott bekannt. In 
der Kapelle des Priesterseminars zeugt von seinem Opfersinn die 
Stiftung der Orgel und eines Fensters mit wertvoller Glasmalerei. 
— Aus seinem früheren Leben sei noch erwähnt, dab 
er die Priesterweihe 1874 von dem damaligen Bischof 
von Ermland und späteren Kardinal-Erzbischof von Köln, Phi- 
lipp Krementz, erhielt; von 1876—81 war er als Seelsorger in 
Helsingfors in Finnland tätig; als ich im Jahre 1912 in Stockholm 
war, hörte ich dort, wie man sich noch jetzt in H. seiner dankbar 
erinnere. Anläßlich seines 25 jährigen Priesterjubiläums erhielt 
er 1899 von der Akademie in Münster den Doktortitel der 
Theologie; 1915 wurde er von Kaiser Wilhelm II. zum Do m- 
propst ernannt, nach dem Tode des Erzbischofs Likowski (gest. 
20. 2.1915) vom Domkapitel zum Kapitularvikar erwählt 
und im selben Jahre vom Erzbischof Dr. Dalbor zum Weih- 
bischof; zugleich mit ihm erhielt er am 21. September 1915 
die Bischofsweihe. Doch sollte er sich dieser Würde nicht 
lange erfreuen; denn am 31. Oktober 1918 starb er nach nur vier- 
tägiger Grippe, die er sich auf einer Visitationsreise zugezogen 
hatte. — Dr. Jedzink ist auch schriftstellerisch hervorgetreten: 
besonders hervorgehoben sei seine Broschüre: „Der Christ‘, 
die 1892 zu Posen in der „Drukarnia Kurjera Poznańskiego“ als 
Entgegnung auf die von dem Divisionspfarrer Lic. Krzesiński be! 
Jolowicz herausgegebene Broschüre „Der Jude“ erschien, in der 
dieser Geistliche als ,,Strafprediger der Christen und Lobpreiser 
der Juden“ aufgetreten war. 

Der nächste deutsche Domherr war der Divisionspfarrer der 
10. Division in Posen Theophil Tetzlaff. Mit den beiden 
folgenden deutschen Domherren Klinke und Weimann verband 
ihn so enge Freundschaft, daß die drei unter dem Namen der drei 
Könige bekannt waren; jeder von ihnen hatte auch einen ihrer 
Namen: Kaspar, Melchior und Balthasar. 

Theophil Tetzlaff wurde 1849 in Neugut bei Fraustadt als 
Sohn eines Lehrers geboren. Nach Beendigung des Gymnasiums 
in Fraustadt und Glogau machte er im Infanterieregiment 58 den 
französischen Feldzug mit. Die Erinnerung an diese 
Zeit, besonders an die Kämpfe, an denen er teilgenommen, war 
in ihm bis ins Alter so lebendig, daß er gerne mit grober Begeiste- 
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rung und Anschaulichkeit von ihnen erzahite. Nach dem Kriege 
Studierte er Theologie in Posen und Gnesen und wurde 1875, da 
wegen des Kulturkampfes die Priesterseminare in Posen und 
Gnesen geschlossen waren, in Prag zum Priester ge- 
weiht. Wegen Austibung geistlicher Funktionen hat auch er 
wie so viele seiner Amtsbrüder in der Kulturkampfzeit eine Ge - 
fängnisstrafe erleiden müssen. Da er in dieser Zeit in 
der Diözese Posen eine Anstellung nicht erhalten konnte, ging er 
nach Bayern, wo er mehrere Jahre als Kaplan tatig war. Nach 
Beendigung des Kulturkampfes war er Vikar in Swierczyn und 
Betsche und Administrator der Pfarrei Trebisch bei Schwerin 
an der Warthe. 1887 wurde er Divisionspfarrer in Posen. 
Als solcher war er am richtigen Platze, fiir dieses Amt wie geboren, 
ein Vater seiner Soldaten, ein Freund der Offiziere, mit denen er 
bis an sein Ende in guter Freundschaft lebte; seine kernigen Pre- 
digten in der Fronleichnams- und Bernhardinerkirche wurden 
gern auch von anderen als seinen Soldaten gehört. Jahrelang 
war er gleichzeitig Religionslehrer und später Erzbischöf- 
licher Kommissar an der Königlichen Luisenstiftung 
in Posen. 1896 wurde er Domherr, und ein Jahr darauf 
wurde er als Konsistorialrat in die Diözesanverwaltung 
berufen. Noch einige Wochen vor seinem Tode wurde er vom 
Erzbischof Dr. ’Dalbor zum Ordinariatsrat ernannt. All- 
bekannt und beliebt, in Stadt und Provinz, bei Geistlichen und 
Laien, starb er, der sonst ein Bild strotzender Gesundheit bot, 
ziemlich unerwartet am 14. Oktober 1915 nach mehrwöchent- 
lichem Krankenlager im Alter von 66 Jahren. 

Josef Klinke, geb. am 21. Oktober 1869 zu Wygoda 
(Kreis Wreschen), Geistlicher Rat und Zweiter Präbendar an der 
Franziskanerkirche, trat für den am 17. Juli 1904 verstorbenen 
Domherrn Szoldrski am 28. 2. 1905, also mit 35 Jahrenins 
Domkapitel ein. Daß jetzt verhältnismäßig junge Herren 
ins Kapitel berufen wurden, lag wohl daran, daß der Erzbischof 
von Stablewski damit den Anfang gemacht hatte; denn Dr. Dalbor, 
Prof. am Priesterseminar in Gnesen, war bereits mit 32 Jahren 
ins Kapitel eingetreten. Klinke war, nachdem er am 24. Februar 
1894 die Priesterweihe erhalten hatte, sofort as Vikar an dic 
Franziskanerkirche berufen worden, an der er, später 
zum 2. Präbendar und Geistlichen Rat ernannt 
bis zu seiner Berufung ins Domkapitel wirkte; gleichzeitig war 
er Religionslehrer am Friedrich-Wilhelm- 
Gymnasium. Ein großes Verdienst um die deutschen Katho- 
liken der Erzdiözesen hat er sich dadurch erworben, daß er die 
Leitung des vom Erzbischof v. Stablewski gegründeten „Katho- 
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lischen Wegweisers“ übernahm; die erste Nummer kam 
am 6, April 1895 heraus; als Klinke in den Krieg zog, vertrat ihn 
in der Redaktion des Blattes Domherr Weimann, bis dab 
seine Leitung 1916 Domherrn Dr. Paech übertragen wurde. 
In der Verwaltung der Erzdiözese war er als Konsistorial- 
rat vom Jahre 1906 an tätig, aber auch hier machte der Krieg 
seiner Arbeit ein Ende. Am Weltkrieg nahm er als Divi- 
sionspfarrer der 49. Reserve-Division von Anfang bis zum 
Ende, erst im Osten, dann im Westen, teil. Nach der Besitz- 
ergreifung Posens durch Polen war er zusammen mit Domherrn 
Dr. Paech vom 17. Juni bis 19. Juli 1919 im Kloster Gtogowko 
bei Gostyn interniert. Dem polnischen Sejm gehörte er 
1922—27 als zweites Vorstandsmitglied der „Deutschen Ver- 
einigung“ an; im „Verbande'deutscher Katholiken 
in Polen“ nimmt er die Stelle eines zweiten Vorsitzenden ein. 
Wieviel Trost Domherr Klinke im Weltkrieg seinen Soldaten, 
Deutschen wie Polen, gespendet hat und wie vielen er als Abge- 
ordneter mit Rat und Tat zur Seite gestanden hat und noch steht, 
das kann hier nur angedeutet werden. 

Ein Jahr nach Klinke, am 29. März 1906, trat der Reli- 
gions- und Oberlehrer des Gnesener Gymnasiums 
Robert Weimann für den am 30. März 1905 verstorbenen 
Domherrn Krepec in das Kapitel ein. 

Robert Weimann wurde am 27. Mai 1870 in Kainscht (Kr. 
Meseritz) als Kind deutscher Eltern geboren; seine Familie besab 
dort schon seit 200 Jahren ein Bauerngut. Nach Absolvierung des 
Gymnasiums in Meseritz trat er i. J. 1891 in das Priesterseminar 
zu Posen ein und nach dreijährigem Studium daselbst in das zu 
Gnesen, wo er am 16. Dezember 1894 die Priesterweihe 
eınpfing. Nach kurzer Seelsorgsarbeit in Zippnow (Kr. Deutsch- 
Krone) wurde er i. J. 1895 als Religionslehrer an das 
Gnesener Gymnasium und als Präfekt an das dortige 
Knabenkonvikt berufen. Zugleich versah er bis zum Jahre 
1904 die Seelsorge bei den deutschen Katho- 
liken und dem Militär. In allen diesen Stellungen ver- 
stand er es, sich bald recht beliebt zu machen; am meisten hingen 
wohl an ihm die Schüler des Gymnasiums; denn sie schätzten sein 
reiches Wissen und fühlten, daß das Herz ihres Professors für sie 
schlage. Kein Wunder also, daß er bei solchem Ansehen 1906 von 
der Regierung ins Domkapitel zu Posen be- 
rufen wurde; bald wurde er auch Konsistorialrat. Als 
im Jahre 1915 Domherr Prälat Dr. Dalbor zum Erzbischof von 
Gnesen-Posen ernannt wurde, übertrug er Domherrn Weimann das 
bisher von ihm selbst verwaltete Amt eines General- 
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vikars der Erzdiözese Posen; dadurch wurde er auch Mit- 
glied des Erzbischöflichen Ordinariates. Aus 
Anlaß seines silbernen Priesterjubiläums verlieh ihm der Papst 1919 
die Würde eines Hausprälaten. Im Jahre 1920 siedelte er 
im Auftrage des Kardinals Dalbor nach Tütz über, um für den 
deutschen Teil der Erzdiözese eine Erzbischöfliche De- 
legatur einzurichten. Am 1. Mai 1923 wurde sie von Posen 
unabhängig und ihr Oberhirt zugleich zum Päpstlichen 
Administrator ernannt. Leider riß ihn der unerbittliche 
Tod bald mitten aus seiner Arbeit am Aufbau der Apostolischen 
Administratur heraus; am 10. August 1925 erlag er im chirurgischen 
Spital zu München einem schweren Brustleiden. 

Prälat Weimann war als langjähriger Domherr von Posen und 
Generalvikar der katholischen Geistlichkeit wohlbekannt; der 
Zutritt zu ihm war nicht erschwert, und darum schätzte, ja liebte 
man ihn; wer von den Geistlichen zu ihm in irgend einer Angelegen- 
heit kam, wußte von vornherein, daß ihm nicht ein reservierter 
geistlicher Würdenträger entgegentreten werde, sondern ein K o n- 
frater voll väterlichen Verständnisses für 
alle menschlichen Nöte. Auch über die Kreise der Geistlichkeit 
hinaus hat ihm sein freundliches Wesen viel Sympathie gewonnen, 
Seine Mußestunden hat er dazu benutzt, sich mit der Geschichte 
des Posener Erzbistums gründlich bekannt zu machen. 
Zeugnis davon legen die Publikationen ab, die aus seiner Feder 
hervorgegangen sind; aufgezählt habe ich sie in meinem Artikel 
„Prälat Dr. R. Weimann“ im ,,Posener Tageblatt“ vom’10. Januar 
1926. Diese Veröffentlichungen waren jedoch nur ein Teil 
des Wissens, das er mit wahrhaft benediktinischem Fleiß in 
seinem Geiste angesammelt hatte. Wer mit ihm über die Geschichte 
unserer Erzdiözesen sprach, merkte bald, daß Prälat Weimann 
sich auf diesem Felde eines großen Wissens erfreute, dank seinem 
hervorragenden Gedächtnis, mit dessen Hilfe er schnell sich zu 
orientieren wußte, wo etwas in den von ihm unermüdlich durch- 
forschten Akten zu finden sei. In Würdigung seiner Verdienste 
um die kirchliche Geschichtsschreibung verlieh ihm die theolo- 
gische Fakultät in Breslau den Doktortitel. 

Am 1. Juli 1911 trat Dr. Albert Steuer, geb. 3. Juni 
1874 zu Lissa (Posen), seit 1901 Prof. der Philosophie am Priester- 
seminar, ins Domkapitel ein. — Nach Absolvierung des Marien- 
gymnasiums in Posen studierte er 1895—1898 im Priesterseminar 
zu Posen Philosophie und Theologie; nach Ablegung des Schluß- 
examens ging er im Auftrage des Erzbischofs 
Dr.von Stablewski nach Münster i. W., um sich dort auf 
die Übernahme des Lehrstuhles der Philosophie am Priesterseminar 
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vorzubereiten. Am 25. Marz 1899 erhielt er vom Weihbischof 
Dr. Likowski die Priesterweihe und am 1. Juli 1901 auf 
Grund der Dissertation „Die Philosophie des Justus Lipsius“ von 
der philosophischen Fakultät der Akademie Mün- 


sterden Doktorgrad. Schon im Herbst desselben 


Jahrestratersein Amt als Dozent der Philo- 
sophie an, das er bis Ostern 1916 verwaltete; damals schloß 
Erzbischof Dr. Dalbor vorübergehend das Seminar, um es, wie er 
in seinem Schreiben erklärte, zu reorganisieren; damit war Dr. St. 
seines Amtes als Professor enthoben. Von Oktober 1918 bis Mai 
1923 war er auch Konsistorialrat; gegenwärtig ist er 
Censor (seit 1903), Examinator (seit 1907), und Judex (Richter) 
seit 1915. Als Prof. hat er bei Ferdinand Schoeningh (Paderborn) 
ein Lehrbuch der Phil. herausgegeben (Logik und Noetik 
1907, Ontologie und Naturphilosophie 1909). Leider ist das Werk 
unvollständig geblieben; gern würde Dr. St. ihm einen Abschluß 
geben, wenn irgend ein Verlag ihm das ermöglichen würde, zumal 
er die Verbindung mit der Wissenschaft auch weiterhin aufrecht- 
erhalten hat durch zahlreiche Bücherbesprechungen und Aufsätze 
in der Theol. Revue, der Germania, im Posener Tageblatt, dem 
Literarischen Handweiser, dem Lemberger Przeglad Teologiczny 
und manchen anderen Zeitungen bzw. Zeitschriften. Am 14. April 
1928 wurde er von der theologischen Fakultät 
der Universität Wilna angefragt, ob er zur Über- 
nahme einer Professur der Philosophie bereit wäre; er glaubte jedoch, 
eine verneinende Antwort geben zu müssen. 

Als letzter residierender deutscher Domherr trat Dr.theol. 
Josef Paech,geb. 2. 10. 1880 als Sohn eines Lehrers in Betsche, 
Kr. Meseritz, seit 1911 Religions- und Oberlehrer an der König- 
lichen Luisenschule in Posen, am I. Juli 1915 ins Dom- 
kapitel ein. Nach Absolvierung des Gymnasiums in Meseritz 
lag er 1901 —1904 im Priesterseminar zu Posen und Gnesen philo- 
sophischen und theologischen Studien ob und bezog darauf Oktober 
1904 die Universität Münster. Während dieser Studienzeit erhielt 
er am 17. Dezember 1904 von dem Gnesener Weihbischof Andrze- 
jewicz (¢ 1907) die Priesterweihe. Am 5. Dezember 1908 
erwarb er von der theologischen Fakultät zu Münster auf Grund 


der Dissertation „Die Geschichte der ehemaligen Benediktiner- 


abtei Lubin von ihrer Gründung bis zu ihrer ersten Zerstörung im 
Jahre 1383“ den theologischen Doktorgrad. Ostern 
1909 kam er als Seminarlehrer an das Lehrerse- 
minar in Rawitsch und Ostern 1911 als kommissarischer 
Religions- und Oberlehrer an die Luisen- 
schulein Posen. 1912 ging er, noch einmal beurlaubt, für 
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ein Semester nach Münster und machte im November 1912 das 
philologische Staatsexamen, worauf er definitiv als 
Oberlehrer angestellt wurde. Im Jahre 1916 wurde er Schrift- 
leiter des „Katholischen Wegweisers", den er 
durch die vielen schönen Illustrationen auf ein höheres Niveau 
gehoben hat; leider wurde sein Erscheinen 1920 infolge der Un- 
gunst der Zeitverhältnisse eingestellt. Im Jahre 1919 teilte er mit 
Domherrn Klinke das Schicksal einer einmonatlichen Inter- 
nierung. Von September 1923 bis März 1924 versah er im Auf- 
trage des Kardinals Dr. Dalbor zusammen mit Domherrn Steuer 
die Seelsorge der deutschen Katholiken Po- 
sens; seinen geschickten Verhandlungen mit dem Erzbischöf- 
lichen Stuhl und dem polnischen Franziskanerkonvent gelang es, 
eine gerechte Berücksichtigung der seelsorglichen Bedürfnisse der 
deutschen Katholiken an der Franziskanerkirche zu erreichen; vom 
1. September 1923 bis 1. Juli 1924 war er auch Religions- 
lehrer am Posener deutschen Privatgymnasium. Bald nach 
seinem Eintritt ins Domkapitel wurde Dr. Paech Zensor, Exami- 
nator und Judex; später wurde er noch Archivar des Dom- 
kapitels und im Jahre 1927 Visitator fiir den deutschen 
Religionsunterricht in den Gymnasien und 
Lyzeen beider Erzdiözesen; seit Juli 1928 verwaltet 
er auch die Kasse des Domkapitels. 

Es gibt somit im Posener Domkapitel 
gegenwärtig noch drei deutsche Domherren: 
Klinke, Dr. Steuer und Dr. Paech. 

«Wir können jedoch vom Posener Domkapitel nicht Abschied 
nehmen, ohne noch eines Ehrendomherrn zu gedenken, 
der sich um Religion und Volkstum große Verdienste erworben hat; 
es ist das Lic. Josef Tasch, seit 1887 Propst von Lissa, 
Ehrendomherr seit 1903. 

Josef Tasch, geb. 4. Juli 1845 zu Striesewitz bei Lissa, besuchte 
das Gymnasium in Lissa bis Ostern 1865, studierte dann Philo- 
sophie und Theologie zuerst 1865—68 im Priesterseminar zu Posen 
und dann an der Akademie zu Münster, wo er zum Lizentiaten 
der Theol. promovierte. Am 25. März 1871 in Prag zum Priester 
geweiht, erhielt er seine erste Anstellung als Vikar in Deutsch- 
Krone; bereits im folgenden Jahre wurde er nach Gnesen 
für die Seelsorge der deutschen Katholiken 
und für den Religionsunterricht am Gymna- 
sium berufen. Von 1875—77 wirkte er als Re- 
dakteuran der „Germania“ in Berlin; doch hatte 
er seinen Seelsorgsposten in Gnesen nicht aufgegeben, weil es ja 
die böse Zeit des Kulturkampfes war, in der die geistliche Behörde 
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neue Geistliche nicht anstellen konnte und darum die bereits an- 
gestellten an ihrem Platze ließ, um so wenigstens einigermaßen die 
Seelsorge aufrecht erhalten zu können. So mußte denn Tasch all- 
wöchentlich von Berlin nach Gnesen fahren, und auch, nachdem 
er seine Arbeit an der „Germania“ aufgegeben hatte, war er der 
einzige Geistliche in Gnesen, der bei der Aus- 
übung der Seelsorge mit den Staatsgesetzen 
nicht in Konflikt geriet; darum wurde ihm 1878 noch 
die Verwaltung der Dreifaltigkeits- und St. Lorenzpfarrei über- 
tragen. Man kann sich also lebhaft vorstellen, welch ein gerütteltes 
Maß von Arbeit Tasch damals geleistet hat. Aber gerade darum 
erzählte er auch gern von dieser Zeit, namentlich von seiner Tätig- 
keit an der „Germania‘“. In fesselnder Weise schilderte er, wie er 
mit Paul Majunke (geb. 1842, seit 1871 Redakteur der „Germania“, 
seit 1884 Pfarrer von Hochkirch [Kr. Glogau], gest. 21. Mai 1899) 
und den anderen Redakteuren der „Germania“ zu arbeiten pflegte 
und wie sie im Katholischen Vereinshause, Niederwallstraße 11, 
im gemütlichen Beisammensein mit den Zentrumsabgeordneten 
sich von des Tages Last und Mühen erholten und neue Pläne für 
die Zukunft schmiedeten. Kam er später wieder einmal nach 
Berlin, so versäumte er es niemals, die alten Arbeitsräume in der 
Stralauerstr. 25 aufzusuchen und auch die ,,Zellen‘‘, in denen dic 
damaligen „Germania-Kapläne‘ ihr Nachtquartier hatten. — Von 
1898— 1903 vertrat Tasch im Reichstage den Wahlkreis Fraustadt- 
Lissa; als Abgeordneter bekämpfte er nachdrücklich die Polen- 
politik der Regierung. — Die letzten Jahre seines Lebens brachten 
ihm manche Bitternis; daran ist er auch am 19. 2. 1920 gestorben. 

Den Reigen der deutschen Mitglieder des Posener Domkapitels 
beschließen wir mit Jakob Gerth, seit 1894 Propst von Marz- 
dorf, später Offizial von Deutsch-Krone, geb. 1858, Ehrendomherr 
seit 1911, gest. 7. 1. 1922. 


lI. 
B. Das Gnesener Domkapitel. *) 


Der erste Deutsche im Gnesener Domkapitel wurde der Garde- 
Divisionspfarrer Kar! Kraus, geb. 20.1.1820 in Rauden, Kr. Ry- 
bnik. Er besuchte zunächst die Ortsschule, dann die Schule in Glei- 
witz,von 1834 ab das Gleiwitzer Gymnasium, das er i. J. 1842 mit dem 
Zeugnis der Reife verließ, um in Breslau den theologischen Studien 
obzuliegen. Am 5. Juli 1846 erhielt er durch den Kardinal Fürst- 
bischof Melchior von Diepenbrock die Priesterweihe. Zu- 


*) Die Angaben für das Gnesener Domkapitel verdanke ich 
größtenteils der freundlichen Mitteilung von Domherrn Fuhrmann. 
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nachst wurde er als Kaplan an die Kreuzkirche nach 
Breslau berufen, war dann fast ein Jahr als Kaplan im da- 
maligen Typhusepidemie-Gebiete Oberschlesiens tätig und ging 
i. J. 1848 als Kaplan an die Hedwigskirche in Berlin. 
Nachdem er als Vertreter des erkrankten Pfarrers abermals 
ander Kreuzkirche in Breslau gewirkt hatte, wurde 
cri. J. 1850 als Garnisonspfarrer der Garde nach 
Berlin berufen. Als solcher nahm er am Kriege gegen Dänemark 
teil; der Krieg von 1866 brachte ihm viele schwere Arbeit in den 
Berliner Militärlazaretten; gegen 8000 Verwundete sollen dort 
gelegen haben. Im Jahre 1867 erhielt er die kanonische Installation 
als Domkapitular an der Metropolitankirche 
in Gnesen. Neben seinen kirchlichen Pflichten nahm er als 
Konsistorialrat ander Verwaltung der Diözese teil; ferner 
wurde ihm das Patronat über das Ursulinenklo- 
ster und -pensionat übertragen; zu seinem Schmerz 
wurde die Anstalt unter seiner Verwaltung im Kulturkampfe auf- 
gelöst; die Sorge um die außer Landes vertriebenen Schwestern 
bereitete ihm viel Arbeit. Für seine Wohltätigkeit zeugen 
der von ihm gestiftete neue gotische Altar der Sakramentskapelle, 
die Restaurierung der südlichen Marienkapelle sowie eine Reihe 
von milden Stiftungen. Nach dem Tode des einzigen deutschen 
Erzbischofs der Erzdiözesen Gnesen-Posen, Dr. Dinder, übertrug 
ihn das Vertrauen des Gnesener Domkapitels die proviso- 
rische Leitung der Erzdiözese Gnesen bis 
zur Neuwahl des Erzbischofs. Für seine großen 
Verdienste erhielt er von Rom die Ernennung zum päpst- 
lichen Hausprälaten und später zum Proto- 
notar. Er starb im Alter von 81 Jahren am 16. Januar 1901 und 
wurde wie alle Domherren im Dome zu Gnesen beigesetzt. 

Im Jahre 1888 trat der aus der Pelpliner Diözese stammende 
Pfarrer Johannes Spors ins Domkapitel ein. Spors 
wurde in Schlochau im Jahre 1839 als Sohn eines Landwirts ge- 
boren. Er besuchte das Gymnasium in Konitz, wo er i. J. 1860 
das Abiturientenexamen bestand. Darauf studierte er 4 Jahre in 
Pelplin Philosophie und Theologie und empfing 1864 aus den Hän- 
den seines Diözesanbischofs von der Marwitz die Priester- 
weihe. Als Kaplan wirkte er zunächst bei St. Josefin Dan- 
zig, später wurde er als Pfarrverweser nach Rehden, Kr. Graudenz, 
berufen, wo er bis 1866 tätig war. Von dort berief ihn die geistliche 
Behörde als Pfarrer nach Seefeld im Dekanat Danzig II, wo er 
eine neue schöne Kirche baute; darauf übernahm er die Pfarrei 
Niezywieniec (Dekanat Strasburg), wo er etwa 6 Jahre amtierte. 
Langere Jahre war er im Nebenamt auch Kreisschulinspektor. 
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Im Jahre 1888 schlug ihn die preußische Regierung als D o m- 
kapitular für Gnesen vor, wo er im selben Jahre seine 
Installation zum Domkapitular erhielt. Neben seinen Verpflich- 
tungen in der Domkirche versah er das Amt eines Konsisto- 
rialrates, später wurde er Offizial. Er starb im Alter von 
69 Jahren am 24. 10. 1908. 

Im Jahre 1892 wurde Propst Josef Simon installiert. 
Geboren im Jahre 1827 in der Provinz Posen, wurde er i. J. 1854 
zum Priester geweiht. Nach längerer Tätigkeit als Stadt- 
pfarrer in Hohensalza wurde er 1892 ins Dom- 
kapitel berufen. Unter dem Erzbischof Dr. v. Stablewski 
wurde er als Generalvikar dessen erster Vertreter in der 
Leitung der Erzdiözese; er blieb es bis 1900. Am 31. Mai 1902 ist 
er als päpstlicher Hausprälat gestorben. 

Im Jahre 1901 trat der Religions- und Seminar- 
oberlehrer Leo Kretschmer ins Domkapitel ein. Er 
wurde am 16. Mai 1851 in Lissa, Pr. Posen, als Sohn des dortigen 
Volksschullehrers Franz Kr. geboren, besuchte die Volksschule in 
Lissa und das Gymnasium, an dem er Ostern 1870 die Reifeprüfung 
ablegte. Weil damals in das Klerikalseminar zu Posen nur im 
Oktober aufgenommen wurde, hörte er im Sommersemester Vor- 
lesungen in der Phil. Fakultät der Berliner Universität und trat 
dann Anfang Oktober in das genannte Seminar ein, in dem er, 
zum Subdiakon geweiht, bis zum Herbst 1873 verblieb. Da damals 
das Seminar von der Regierung geschlossen wurde, siedelte er in 
das praktische Seminar zu Gnesen über. Hier empfingen Ostern 
1874 seine Kursusgenossen die Priesterweihe, er jedoch, da er zu 
jung war, nur die Diakonatsweihe und wurde nach Münster 
zu weiteren Studien gesandt; weil ihm aber die ver- 
sprochene Unterstützung nicht gezahlt wurde, ließ er sich hier am 
9. August 1874 zum Priester weihen und nahm eine 
Stelle als Hauslehrer beim Herrn von Woikowsky in Pohls- 
dorf in Schlesien an. Als Ostern 1879 sein Zögling ins Gymnasium 
eintrat, übernahm er eine gleiche Stellung im Hause des Grafen 
Rostworowski in Görka narodowa bei Krakau an, verblieb hier 
aber nur einige Monate und trat dann in dr Münchener 
Erzdiözese in die Seelsorge ein; hier war er von 
September 1879 ab zwei Jahre lang Vikar in Partenkirchen. 
Dann bezog er im Oktober 1881 die Universität in München, um 
sozialökonomische Studien zu betreiben. Da aber das Studium 
seine kranken Augen zu sehr anstrengte, kehrte er nach zwei Se- 
mestern in die Seelsorge zurück und amtierte gegen zwei 
Jahre als Vikar in Miesbach (Oberbayern); darauf 
kehrte er 1884 in die Heimat zurück in der Hoffnung, dort eine 
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Anstellung in der Seelsorge zu finden. Da er aber eine solche nicht 
bekam, nahm er nach kurzer erzieherischer Tatigkeit im Hause 
der Frau Baronin von Chlapowska das Anerbieten der aus Berlin 
vertriebenen Ursulinerinnen an, die in Böhmen nahe der 
schlesischen Grenze in dem Städtchen Grulich ein Pensionat ge- 
gründet hatten, und wurde dort Spiritual und Religionslehrer. 
Hier wirkte er bis Juli 1886, in welcher Zeit ihm eine Anstellung 
in der Heimat, und zwar in Altkloster zuteil wurde. Von hier wurde 
er im Januar 1887 nach Bromberg versetzt als Vikar der 
Pfarrkirche, Präbendar der deutschen Katholiken und Religions- 
lehrer der beiden Gymnasien. 1888 bewarb er sich um die erledigte 
Religionslehrerstelle am Schullehrerseminar zu Exin, die er von 
1888 bis 1901 bekleidete. In diesem Jahre wurde er auf Vorschlag 
der Regierung in das Domkapitel nach Gnesen berufen. Er erhielt 
zunächst das Amt eines Großpönitentiars, das er noch heute be- 
kleidet, wufde später Examinator, Konsistorialrat und 
1915 Offizial; mit den veränderten Verhältnissen mußte er 
Ende 1923 seine Ämter in der Verwaltung der Erzdiözese nieder- 
legen. ‘Seit 1919 ist er durch die Würde eines p äpstlichen 
Hausprälaten ausgezeichnet. 

Im Jahre 1905 wurde der Divisionspfarrer Viktor 
Jasinski nach Überwindung von nicht geringen Schwierig- 
keiten ins Domkapitel berufen. Er war geboren am 23. Juni 1859 
zu Christburg (Ostpreußen) und absolvierte das Gymnasium in 
Braunsberg, wo er sich auch dem Studium der Theologie widmete. 
In Folge des Kulturkampfes ging er zum Abschluß seiner Studien 
nach Eichstädt und empfing dort 1884 die hl. Priester- 
weihe. Er wirkte als Kaplanin seiner ermländisch en Diözese, 
und zwar in Pestlin, Tiefenau, Ortelsburg und Allenstein. Im Jahre 
1893 wurde er als Divisionspfarrer nach Königs- 
berg berufen, wo er 12 Jahre tätig war. 1905 wurde er Domherr, 
später Examinator und Judex, auch Konsistorialrat und 
nach dem Tode des Dompropstes Dorszewski 1916 sogar D o m- 
propst. Gleich am ersten Tage der Besitzergreifung der Stadt 
Gnesen durch die Polen wurde er als Deutscher auf einige Zeit in 
seinem Hause interniert. Er starb am 5. Februar 1919 im Alter 
von 59 Jahren an einer Lungenentzündung. 

Abermals trat 1909 ein Divisionspfarrer ins Kapitel 
ein, diesmal aus dem Westen Deutschlands, aus Karlsruhe. Es war 
das Franz Xaver Sander. Als Sohn eines Majors beim 
Generalstabe im Rheinland im Jahre 1862 geboren, trat er nach 
Absolvierung des Gymnasiums in den Jesuitenorden ein, um 
Missionar zu werden. Wegen eines Halsleidens konnte er zu seinem 
größten Bedauern seine Tätigkeit als Missionar nicht ausüben und 
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wurde darum Weltgeistlicher; die Priesterweihe erhielt er im Jahre 
1893. Er war zunächst Divisionspfarrer in Straßburg (Elsaß), 
nahm dann am China-Feldzug der deutschen Truppen teil 
und wurde Divisionspfarrer in Karlsruhe. Im Jahre 1909 
wurde er ins Domkapitel berufen und erlernte in 
Gnesen die polnische Sprache. Gleich Domherrn Klinke zog er 
als Divisionspfarrerin den Weltkrieg, in dessen 
Verlauf er im Jahre 1917 zum Dompropst in Frauen- 
burg (Ermland) ernannt wurde, welches Amt er noch heute 
inne hat. 

Im Jahre 1915 wurde der Oberlehrer des Augusta- 
Viktoria-Gymnasiums in Posen, Prof. Georg 
Beyer, vom Erzbischof Dr. Dalbor zum Regens des 
Priesterseminars berufen. Georg Beyer, geboren 1874 
in Meseritz als Sohn eines Sattlermeisters, machte den üblichen 
Studiengang in Posen und Gnesen durch und “erhielt am 
24. Februar 1898 die Priesterweihe. Er war zunächst 
Vikar in Fraustadt, von 1902 ab Religionslehrer in Won- 
growitz und von 1904 ab Religions und Ober- 
lehrer am Augusta-Viktoria-Gymnasium zu 
Posen; als solcher war er auch Präfekt des Erzbischöflichen 
Knabenkonviktes am Dom. 1915 wurde cr als Domherr und 
Regens nach Gnesen berufen; als Domherr verwaltete er 
u. a. die Kasse des Domkapitels; in seiner erzieherischen Tätigkeit 
als Religionslehrer und Regens erwies er sich als tüchtiger Pädagoge, 
der es verstand, sich die Hochschätzung und Liebe seiner Schüler 
zu erwerben. Doch sollte es ihm nicht lange vergönnt sein, die 
Pricsteramtskandidaten zu erziehen; denn 1924 ernannte der 
Kardinal Dr. Dalbor den Propst Kopernik zum Seminarregens, so 
daß Beyer, da er als Domherr zu wenig zu tun gehabt hätte, not- 
gedrungen auf scine Domherrnstelle, die ihm zugleich 
mit dem Amte als Regens übertragen worden war, verzichtete und 
die Klosterparochie in Wongrowitz übernahm; doch wurde er 
Ehrendomherr und blieb Examinator und Judex. 

Dasselbe Schicksal teilte mit ihm der am 1. Januar 1917 ins 
Domkapitel eingetretene Propst Johannes Hohmann. 
Geboren am 19. Januar 1873 in Schneidemühl, besuchte er das 
Gymnasium in Gnesen, das er im September 1892 mit dem Zeugnis 
der Reife verließ. Nach Absolvierung der theologischen Studien 
in Posen und Gnesen wurde er am 28. Juni 1896 zum Priester 
geweiht. Biszum 1. Januar 1899 war er Vikarin Fraustadt, 
scit 1899 Pfarradministrator in Birnbaum, seit 1902 Propst 
in Witaschütz und Twardow und seit 1911 Propst in 
Polajewo. Als Domherr wurde er Domprediger, Kon- 
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sistorialrat und Judex; nachdem er unter dem Druck der 
Verhältnisse resigniert hatte, wurde er 1924 Propst in Sobotka 
und Ehrendomherr, behielt aber das Amt eines Judex, 

Als letzter deutscher Domherr trat der Propst von Fraustadt, 
Leo Fuhrmann, ins Gnesener Domkapitel ein. Er wurde in 
Schrotz (Kr. Deutsch-Krone) als Sohn eines Gutsbesitzers am 
8. November 1875 geboren. Zunächst besuchte er die Dorfschule 
in Kl. Wittenberg und von Ostern 1887 bis 1896 das Gymnasium 
in Deutsch-Krone. Nach dessen Absolvierung bezog er das Priester- 
seminar in Posen und Gnesen, wo er am 12. November 1899 durch 
"den damaligen Gnesener Weihbischof Andrzejewicz die hl. P ric- 
sterweihe empfing. Nach kürzerer Tätigkeit als Vikar in 
Tremessen wurde er in gleicher Eigenschaft nach Czarnikau 
berufen, wo ihm besonders die Seelsorge der dortigen zahlreichen 
deutschen Katholiken oblag. Im Jahre 1902 übertrug ihm der 
Erzbischof Dr. v. Stablewski die Seelsorge der deutschen katho- 
lischen Gemeinde in Kosten und zugleich die der Insassen der 
Kostener Irrenanstalt. Hier wirkte er fast 7 Jahre, bis ihn die 
preußische Regierung im Jahre 1908 für die Pfarrstelle in 
Fraustadt präsentierte; dort wirkte er als Propst vom 1. 10. 
1908 bis 1. 10. 1917; neben seinen Pfarrpflichten crteilte.er längere 
Zeit den Religionsunterricht am Gymnasium 
und der Höheren Mädchenschule, übte auch die Seel- 
sorge der Fraustädter Militärgemeinde mit 
ihren großen Kriegslazaretten aus. Im Jahre 1917 erhielt er die 
landesherrliche Präsente fiir etne Domherrn- 
stelle in Gnesen, die er z. Zt. noch inne hat; er ist gegen- 
wärtig Prokurator des Kapitels und praefectus fabricae, d. h. er 
verwaltet die Finanzen des Domkapitels und sorgt für Instand- 
haltung seiner Baulichkeiten, außerdem ist er noch Examinator 
und Judex. 

Dem Gnesener Domkapitel gehören also 
vegenwärtig von Deutschen noch zwei wirk- 
liche und zwei Ehrendomherrn an, 


Die Festung Posen und ihre preußischen 
Kommandanten. 


Von Schriftleiter Hugo Sommer, früher Posen. 


Die ursprüngliche Stadt Posen lag auf dem 
rechten Wartheufer in einer Niederung, die von zahlreichen offenen 
Wasserläufen umgeben und darum für die Verteidigung wie ge- 
schaffen war. Diese Lage an der großen, von Leipzig aus ostwärts 
führenden alten Kaufmanns- und Heerstraße machte den Ort zu 
allen Zeiten zu einem wichtigen militärischen Platze, der gleich- 
sam von Natur aus zu einer Festung bestimmt zu sein schien. 
Leider läßt sich heute aus keinem historisch glaubwürdigen Quellen- 
material mehr feststellen, wer eigentlich Posen zuerst mit Befesti- 
gungswerken versehen hat, und welcher Art die ersten Werke 
gewesen sein mögen. 

Man dürfte aber wohl in der Annahme nicht fehlgehen, daß 
der sehr kriegerische Polenherzog aus dem Fürstenhause der 
Piasten, Boleslaw I. Chrobry (992—1025), seine Hauptstadt mit 
Verteidigungswerken umschlossen habe Für 
diese Annahme spricht nämlich die Tatsache, daß er sich in dem 
Kriege gegen den deutschen Kaiser Heinrich Ii. im Herbste des 
Jahres 1005 vor der deutschen Übermacht aus der Niederlausitz 
nach Posen zurückzog, das er zur Basis für seine kriegerischen 
Operationen machte!). „Ohne auf Widerstand zu treffen, ja ohne 
auch nur einen Feind zu Gesicht zu bekommen, drang der deutsche 
Kaiser nun verhcerend tief ins polnische Land ein. Am 22. Sep- 
tember lagerte er bei der Abtei Meseritz, wenige Tage darauf stand 
er zwei Meilen vor Posen.“ Es muß diese Stadt damals schon 
ein gut befestigter Ort gewesen sein, der es dem schlauen Herzog 
ermöglichte, selbst den weit zahlreicheren Truppen des Kaisers 
einen hartnäckigen Widerstand entgegenzusetzen. Jedenfalls wird 
das Befestigungsmaterial für den Platz die nächste Umgebung 
geliefert haben, d. h. es war aus hohem Plankenwerk, dessen Holz 
den großen Wäldern entnommen war, nach der damaligen Befesti- 


1) Gefolgt wird der ältesten chronikalischen Darstellung des 
Martinus Gallus in Mon. Pol. Hist. I, Galla Chron. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 13. 1928, 
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gungsweise sowie Erdschanzen hergestellt. ,,Hier, d. h. in dem 
polnischen Nest, das auf der Dominsel lag, wurde der Friede abge- 
schlossen.* 

Obwohl aus jener Zeit keine urkundlichen Aufzeichnungen 
vorliegen, so geht man in Anbetracht der uns bekannten kriege- 
rischen Ereignisse in der Annahme nicht fehl, daß im 12. Jahr- 
hundert Posen ein fester Ort gewesen sein muß; denn 
gerade hier belagerte Herzog Wladislaus I]. im Jahre 1145 seine 
Brüder Boleslaus Kraushaar und Kasimir Il. mit Hilfe der ihm 
verbündeten Moskowiter und heidnischen Preußen und versuchte 
vergebens, die Stadt zu erstürmen. Die Abwehr des zahlreichen 
Heeres des Seniors der piastischen Herzoge beweist, daß der Ort 
nach dem damaligen Stande der Kriegskunst mit einem breiten 
nassen Graben, Plankenwerk und Türmen geschützt gewesen 
sein muß. Klares Licht bringt uns jedoch erst eine spätere Zeit, 
als nämlich die Kolonialstadt ,,Deutsch- oder Königlich Posen“ 
auf dem linken Wartheufer angelegt wurde. 

Es soll an dieser Stelle die weitere Entwicklung Posens als 
Festung während der polnischen Zeit nicht eingehender verfolgt 
werden; vielmehr möge der Hinweis genügen, daß die um die 
Mitte des 13. Jahrhunderts durch die deutschen Ansiedler unter 
Führung ihres Lokators Thomas von Guben begründete Stadt 
amlinkenWartheufer, die heute in den Grundbuchakten 
sogenannte Altstadt Posen, regelrecht mit Gräben und Mauern 
schon vor Beginn des 14. Jahrhunderts befestigt. gewesen ist, 
wofür verschiedene Aufzeichnungen Zeugnis geben.?) Erwähnt 
sei jedoch, daß die mittelalterliche Stadtmauer von dem auf dem 
Berge liegenden Schloß (heute Staatsarchiv) ausging, von hier 
südwärts hinter den Häusern der Wilhelmstraße um das Franzis- 
kaner- und Theresienkloster den Berg abstieg und hinter der Hunde- 
straße (jetzigen Schulstraße Jim kurzen Bogen nach dem Breslauer 
Tore lief. Von hier wandte sie sich in einem flachen Bogen ost- 
warts hinter dem Regierungsgebäude sowie den Häusern des 
Kirchplatzes (heute Neuer Markt) nach dem Wassertore, folgte 
sodann dem Zuge der Großen Gerberstraße ziemlich geradlinig 
nordwärts bis zum Zeughause (früher Dominikanerkloster), das 
umschlossen wurde, und ging dann dem Laufe des Fließes (später 
Bogdanka oder Mühlgraben) bis zum Wronker Tore und weiter 
zum großen Teich auf dem heutigen Sapiehaplatz, den Bachlauf 
als Stadtgraben benutzend, um vom Schloßpförtchen an den Berg 
wieder anzusteigen. 


2) Mon. Pol. Hist. II, S. 571 und 21 sowie Cod. Dipl. M. Pol. 
Nr. 768. 
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Als die zweite Teilung Polens vollzogen wurde, 
setzten sich die unter dem General v. Möllendorff bereitstehenden 
Truppen von Brandenburg bzw. Schlesien und Preußen aus in 
Marsch, um die an die Krone Preußen gefallene neue Provinz Süd- 
preußen in Besitz zu nehmen. Der am 24. Januar 1793 begonnene 
Einmarsch über die polnische Grenze erfolgte in sechs Kolonnen, 
von denen die zweite südlich, die dritte nördlich der Warthe auf 
die Hauptstadt des Landes Posen vorrückten. Bereits am 31. Ja- 
nuar wurde diese Stadt von den Truppen der dritten Kolonne 
erreicht, indem die zweite auf Schrimm abbog, und hierselbst 
eine entsprechende Garnison zurückließ. Posens Festungswerke 
waren damals allerdings in einem äußerst verfallenen Zustande, 
weil die Stadtverwaltung nicht die Geldmittel aufzubringen ver- 
mocht hatte, um sie instandzuhalten, deren Bastionen sogar den 
. verschiedenen Zünften überlassen waren. Die sehr umfangreichen 
Akten über den Abbruch?) der mittelalterlichen Stadtmauern 
nennen nachstehende Werke, die nach Innungen ihren Namen 
führten: 1. Schuhmacherbastion im Norden von dem Hospital 
zum heiligen Geist an, 2. Schneiderbastion im Osten zwischen 
Dominikanerkloster und Wassertor, 3. Fleischerbastion im Süd- 
westen zwischen Breslauer Tor und SchloBpforte. Neben diesen 
Bastionen sind im Hypothekennummernbuch der Stadt noch 
aufgeführt: die Kämmerei-, Bierbrauer-, Böttcher-, Herings- 
büdner- und Pawlowskische Bastion sowie endlich zwei weitere 
Kammereibastionen. 

Privatpersonen oder die Mönchsklöster hatten sich einzelne 
Teile der Festungswerke angeeignet und für sich benutzt. So war 
z. B. der Waffengang (Parcham), der im Westen der Stadt in der 
Gegend des heutigen Schloßbergs zwischen der äußeren und inneren 
Stadtmauer lag, von den Franziskanern zu einem Garten einge- 
richtet worden, und „beim Dominikanerkloster befand sich auf 
der Mauer ein Abtritt, den das Kloster 1796 abbrechen ließ‘. 
Tatsache ist jedenfalls, daß die Befestigungswerke 
bereits im Jahre 1756 in einem derart zerfallenen Zu- 
stande waren, daß sie einem energischen Angriffe keinen ernst- 
haften Widerstand geboten hätten. Auch der Befehl König Au- 
gusts III., die Mauern Posens auszubessern, wurde trotz des Sieben- 
jährigen Krieges nicht einmal teilweise erfüllt. Deshalb kann 
der Besichtigungsbericht dieses Jahres*) als Maßstab für die 
Verfassung dieser Werke angesehen werden. Es heißt darin u. a.: 
„Die Gräben um die Stadt sind durch Kot und Mist fast ausgefüllt, 


3) Staatsarchiv Posen, Stadt Posen C. 
4) Lukaszewicz, Histor.-statist. Bild der Stadt Posen. Posen 
1878, Bd. 1, S. 431. 
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die ersten Mauern vom Breslauer Tore bis zum Schloßpförtchen 
in desolatem Zustande, stellenweise eingestürzt; vier mit Ge- 
schützen versehene Bastionen in dieser Mauer sind funditus ruiniert; 
die zweite hohe Mauer von diesem Tore bis zum Graben hin ist 
stark beschädigt, und fehlen die Galerien, von denen sich nur 
Spuren in den Mauern finden... Von dem Schloßpförtchen an 
sind in der ersten Mauer drei Geschützbastionen... stark ge- 
borsten... die dritte Mauer im Festungsgraben ganz zerstört und 
frsch mit fist überschüttet, so daß kaum noch Spuren von den 
Mauern vorhanden sind... Vom Wronker Tore an sind von der 
Mauer einige 20 Ellen frisch umgestürzt... die Gräben sind voller 
Mist und Unrat und deswegen die erste Mauer eingestürzt, so daß 
vom großen Dominikaner- bis zum Wassertore nur stellenweise 
Mauerstücke stehen... Die Gräben sind vom Wassertore an voll 
Mist, die erste Mauer fehlt. Die zweite Mauer ist vom Wassertore 
an stellenweise bis zum Breslauer Tore hin mit Priesterwohnungen 
besetzt.‘ 

In diesem trostlosen Zustande der Verwüstung und Vernach- 
lässigung blieben die Posener Festungswerke bis zur Besitznahme 
der Stadt durch die preußischen Truppen im Jahre 1793, so daß 
von eigentlichen festen Plätzen bei der Übernahme der neuen 
Provinz Südpreußen nur die Jasna göra (der Klarenberg) bei Tschen- 
stochau in Betracht kam. Am 6. Februar 1793 wurde 


Oberst von Dietherdt 


durch den General von Möllendorff als interimistischer Kom- 
mandant von Posen bestellt und durch König Friedrich Wilhelm H. 
endgültig in dieser Stellung bestätigt. 


Nach der Rangliste des Jahres 1793 gehörte er dem Dragoner- 
Regiment Nr. 3 Prittwitz an; sein Patent als Oberst datierte vom 
16. Juni 1793. Dieser Offizier stammte aus Pommern und war 
damals 51 Jahre alt. Die Rangliste des Jahres 1794 führt ihn 
unter den Gouverneuren und Kommandanten auf; er besaß den 
Orden pour le mérite, der ihm für sein Verhalten in Südpreußen 
verliehen worden war. General v. Möllendorff berichtete über ihn 
nämlich unterm 8. Mai 1793 an das Ober-Kriegskollegium, nach- 
dem der König sechs Orden pour le merite zur Verteilung an be- 
sonders verdiente Offiziere bewilligt hatte: „Ich habe solche an 
diejenigen Offiziers verteilt, welche sich bei der Acquisition von 
Südpreußen besonders hervorgetan und sich dadurch einer Distink- 
tion verdient gemacht haben; sie sind folgende: 1. der Obriste 
von Dietherdt, welcher, wie Ew. Exzellenzien bekannt, Kom- 
mandant von Posen und in dieser qualite unvergleichliche Dienste 
getan hat, so wie er denn überhaupt ein sehr geschickter und brauch- 
barer Offizier ist... ‘‘°) In der Rangliste für das Jahr 1795 finden 


5) Archiv d. Kriegsmin., I 1 b, 5. Vol. I. 
(y* 
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wir ihn wieder bei dem Offizierkorps seines Regiments aufgeführt, 
und zwei Jahre später in Abgang gestellt, da er als Generalintendant 
der Armee in das erste Departement des Ober-Kriegskollegiums 
zur Abteilung für das Proviantwesen und die Verpflegung der Armee 
versetzt worden war. Das Amt des Kommandanten von Posen 
behielt er aber noch bei, wurde jedoch schon im Laufe des Jahres 
1797 von dieser Stellung enthoben, indem Posen als Festung auf- 
gegeben und zur Schleifung bestimmt worden war. Im Jahre 1799 
trat v. Dietherdt als Direktor der ersten Abteilung an die Stelle 
des Generalleutnants v. d. Goltz, wurde unterm 21. Mai 1801 
zum Generalmajor befördert und im Jahre 1805 zum Kriegs- 
minister, Direktor des Militar- und Chef des 1. Departements er- 
nannt, in seiner Stelle an der Spitze der 2. Abteilung dieses Departe 
ments aber nicht ersetzt, sondern deren Geschäfte dem 2. Departe- 
ment mitübertragen. Als Kriegsminister ist v. Dietherdt den 
Vermerken der im Jahre 1828 gedruckten Rangliste zufolge im 
Alter von 65 Jahren im Laufe des Krieges 1807 gestorben. 

Weil die Posener Festungswerke den modernen 
Artilleriewaffen gegenüber als wertlos befunden worden waren, 
so wurde ihr Abbruch verfügt, da, wie es in den Akten 
heißt, „alle diese Gebäude nur ein übles Aussehen‘ verursachten. 
Diese Maßregel hatte der Minister von Voß bereits am 9. Juli 
1793 ins Auge gefaßt und darüber an die Posener Kammer ®) 
folgendes geschrieben: „Die Planierung der verfallenen Festungs- 
werke der Stadt Posen und deren regelmäßige Bebauung würde 
nicht nur die Stadt verschönern und den Mangel bequemer Woh- 
nungen nach und nach abhelfen, sondern auch der Kämmerei 
eine ansehnliche Einnahme an Grundzinsen gewähren. Ihr habt 
daher mit dem dortigen Kommandanten Rücksprache zu nehmen, 
ob von seiten des Militärs gegen die völlige Demolierung der ver- 
fallenen Stadtwälle nichts zu erinnern sei...‘ Daß nämlich 
die alten Tore auch nach ihrer Wiederherstellung sehr unregel- 
mäßig angelegt waren und durch ihre Krümmungen die Einfuhr 
in die Stadt behinderten, geht aus vielen Klagen von Posen be- 
suchenden Reisenden hervor. Aber auch die preußischen Beamten 
fanden viel zu bemängeln. So schrieb zZ. B. der Minister Graf v. 
Hoym °) in einem Erlaß über das Breslauer Tor unterm 24. Sep- 
tember 1796: „Noch auffallender soll es aber sein, daß das dabei 
befindliche Wachthaus so angelegt ist, daß, wenn der Offizier 
vor der Front steht, kein Wagen, ohne ihn oder seine Wache zur 
Retirade zu nötigen, vorbeifahren könne.“ Und auch der Polizei- 
direktor Bredow 8) beklagte sich über das gleiche Tor, „über das 
Knaben lachen und Greise den Kopf schütteln“. 

6) Staatsarchiv Posen, Stadt Posen C, Nr. 19. 


”) Geh. Staatsarchiv Berlin, Gen.-Dir. Südprß., Ortschaften 
Nr. 1679. 
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Alles dies veranlaßte die Behörden, für die Beseitigung der 
alten Tore zu sorgen und diese altertümlichen Reste der Ver- 
gangenheit, nachdem sie ihren fortifikatorischen Wert längst 
verloren hatten, dem Bedürfnis nach Bequemlichkeit des Ver- 
kehrs zum Opfer zu bringen, wie dies ja auch neuerdings mit dem 
Eichwaldtore leider geschehen mußte. Nachdem die Vermessungen 
des Geländes vorgenommen und der Bebauungsplan aufgestellt 
war, erfolgte die Schleifung der alten Festungswerke in den Jahren 
1797 bis 1805. Infolgedessen wurde auch die Kommandantur 
aufgehoben. Somit blieb Oberst v. Dietherdt der erste und einzige 
Kommandant von Posen während der südpreußischen Zeit. 

Hier sei nur noch eine kurze Bemerkung militärischer Natur 
eingeschaltet. Obgleich die Befestigungswerke der Stadt mit 
ihren Wichhäusern und doppelten Mauern im 17. Jahrhundert 
noch ein stattliches Ansehen boten,?) so wird dem Scharfblicke 
des Kenners doch nicht entgehen, daß der Baumeister dieser 
Befestigungsanlage auf die Benutzungsfreiheit der 
Wartheübergänge für die Besatzung keinen Wert 
gelegt hatte. Denn obgleich der Fluß mit seinen damaligen vielen 
Läufen bereits im Laufe des 15. Jahrhunderts an zwei Siellen 
mit Brücken überspannt war, nämlich einmal vor dem Großen 
oder Domtore nach dem Kapiteldamm (heute Wallischei) und 
sodann vor dem Wassertore zunächst mit einer kleinen über die 
sogenannte Faule Warthe nach dem Neuen Damm (heutige Graben- 
straße) und von hier aus nach dem Städtchen (heute Vorstadt 
St. Roch), so waren beide Brücken nicht durch Brückenköpfe 
in den Umzug und deren Verteidigungsanlagen hineinbezogen 
worden, sondern man hatte sich nur damit begnügt, auch nach 
der Entstehung der Vorstädte die Warthe lediglich als Hindernis 
vor der Ostfront auszunutzen und dadurch eine feindliche An- 
näherung an die Stadt von dieser Seite zu erschweren. Man legte 
nachweislich auch immer nur Schanzen an, um dem Gegner den 
Gebrauch der Brücken, die unter dem Feuer der Stadtbefestigung 
lagen, zu verwehren, und traf auch keine Anstalten, die bischöf- 
liche wie die königliche Stadt Posen zu einer Gesamtfestung zu 
verschmelzen. Damit hatte nach unserer modernen Auffassung 
die Festung Posen ihre Bedeutung und ihren Wert als gesicherter 
Punkt zum Uferwechsel verloren, indem die vorhandene ein- 
seitige Anlage ihrem Verteidiger lediglich den Besitz der Stadt 
mit ihren Hilfsquellen verbürgte. 

Als nach dem Wiener Kongresse die spätere Provinz Posen 
wiederum an die Krone Preußen gefallen und im Frühjahr 1815 


®) Braun und Hogenberg, Köln 1618. Bd. VI. 
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in Besitz genommen worden war, erhielt auch die damals offene 
Stadt Posen in der Person des 


Kapitans von Wilamowitz 


„ad interim“ einen Kommandanten. Dieser Offizier war bereits 
vor dem Zusammenbruche des PreuBischen Staates einige Wochen 
in Posen gewesen. Denn er hatte im Jahre 1806 dem damaligen 
Inf.-Regt. Nr. 52 v. Reinhardt (später Gren.-Regt. Graf Kleist 
von Nollendiorf [1.Westpr.| Nr.6) als zweitältester Sekondeleutnant 
angehört. Im Verlaufe des Feldzuges vom Jahre 1807 war er zum 
Premierleutnant im aktiven Regiment Hamberger befördert worden, 
hatte aber am 23. Juni 1808 den Abschied mit dem Charakter als 
Kapitän mit der Regimentsuniform erhalten. Die Rangliste nach 
dem Stande vom 11. September 1813 3°) führt ihn beim Garnison- 
bataillon des 4. OstpreuB. Inf.-Regts. zu Graudenz als jüngsten 
Stabskapitan und Kompagnieführer wiederum auf. In der Rang- 
liste fürs Jahr 1817 ist er als aggregierter Kapitän beim 1. Pomm. 
Inf.-Regt verzeichnet. Im Jahre 1824 wurde er zum \ajor be- 
fördert und zum wirklichen Kommandanten’ von Posen ernannt, 
bekleidete auch seit dem Jahre 1828 das Amt des Platzmajors 
und wurde im Jahre 1834 als Oberstleutnant mit der Armeeuniform 
ohne aktive Dienstzeichen sowie mit Pension in den Ruhestand 
versetzt. Er starb ım Jahre 1844. 

Als Kommandant von Posen hat dieser Offizier so manchen 
Wandel mitmachen müssen, weil seine Stellung vielen Schwan- 
kungen unterworfen war. Er war nämlich anfänglich Kommandant 
ad interim, während des Jahres 1820 zweiter, von 1824 bis 1832 
wirklicher und sodann wiederum zweiter Kommandant. In der 
Zeit seiner Posener Dienststellung wurde mit der Anlage der neuen 
Festungswerke begonnen. Es steht in der Geschichte des preu- 
Bischen Heeres wohl einzig da, daß im 19. Jahrhundert der Kom- 
mandant einer Festung auch gleichzeitig die Stelle eines Platz- 
majors mitversehen mußte. Der spätere kommandierende Genera! 
des V. Armeckorps v. Grolman hatte sich schon im Jahre 
1816 sehr eingehend mit dem Posener Lande beschäftigt. Er war 
damals dienstlich in Posen beschäftigt gewesen, um über die Be- 
festigung der Ostgrenze Vorschläge zu machen und 
schrieb von hier aus am 9. Juli unter Übersendung eines alten 
Stadtplanes an den ihm befreundeten Kriegsminister v. Boyen, 
daß er die ,,anzulegenden Befestigungen in Blei eingezeichnet‘ 
habe. Weiter führte er aus: „Sehr richtig wäre es, wenn nur der 
Dom und das Reformatenkloster 1!) befestigt würde; es würde sehr 
gut auf alles wirken und die Hoffnungen der Polen sehr nieder- 
schlagen“. In seiner Denkschrift an den König sagte er, nachdem 


10) Das preußische Heer der Befreiungskriege. Berlin 1014, 
Bd. IT, S. 501. 

1) Die heutige Provinzial-Taubstummenanstalt in der Brom- 
berger Straße. 
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er Schlesien, Posen und Preußen bereist hatte: „Posen muß 
Festung werden. Sie wird die Idee begründen, daß Preußen 
um keinen Preis diese ihm so notwendigen Länder abtreten werde, 
und mit einem Schlage de ewigen KabalenundIntri- 
guen der Polen zerreißen.“ Der damalige Chef des 
Ingenieur- und Pionierkorps, General v. Rauch, hatte nach sorg- 
fältigem Studium der Grolmanschen Berichte zwei Jahre später 
sich dessen Anregungen voll und ganz angeschlossen. 

Gleich nach der endgültigen Besitznahme der damaligen Provinz 
Posenzog man den Plan einerBefestigung ihrer Haupt- 
stadt in Erwägung. Denn obwohl die damals geschlossene „heilige 
Allianz‘‘ die Ostgrenze Preußens nach menschlichem Ermessen 
„gegen jeden feindlichen Angriff‘ gesichert erscheinen lassen 
mußte, waren sich dennoch die in jener Zeit maßgebenden mili- 
tärischen Persönlichkeiten darin einig, daß bei der Einrichtung 
der Landesverteidigung auch an dieser scheinbar am wenigsten 
bedrohten Grenze ‚eine Reihe von Festungen notwendig‘ se 
Gneisenau betonte mit Recht, „mit den Russen sei kein ewiger 
Bund zu flechten“; denn ‚nur eine oberflächliche Beobachtung 
konnte die Unterströmungen verkennen, die unter der scheinbar 
glatten Oberfläche der Allianz sich bargen“. Für die moderne 
Befestigung der Warthemetropole sprachen zwei schwerwiegende 
Umstände, einmal nämlich die Lage Posens auf dem geraden Wege 
zwischen Berlin und Warschau, sodann die Notwendigkeit eines 
Mittel- und Sammelpunktes und im Falle einer aufständischen 
Bewegung, die nach den Lehren der Jahre 1806 und 1807 nicht 
außer acht zu lassen war, die eines Sammel- und Ausgangspunktes 
für die Verteidigung bzw. den Kampf, wie ihn ja später das Früh- 
jahr 1848 gebracht hat. 


Bald darauf führten die Bemühungen des Statthalters von 
Posen, Fürsten Radziwill, dazu, den ehemaligen polnischen General 
von Kosinski zu veranlassen, daß er sich an den Kriegsminister 
von Boyen zwecks seiner Anstellung im preußischen Heere wandte. 
Dieses Anerbieten nahm der König auf und erließ unterm 17. Januar 
1817 eine Kabinettsorder,!2) in der es u. a. hieß: „Ich habe Ihren 
Wunsch mit Wohlgefallen aufgenommen. Der Ruf, den Sie sich 
in Ihren früheren Dienstverhältnissen erworben haben, verbürgt 
die Aufrichtigkeit Ihrer Gesinnungen, und es gereicht Mir zum 
Vergnügen, Meine Armee durch einen General von Ihren Ver- 
diensten vermehren zu können.“ Dr. Laubert bemerkt hierzu: 
„aus dem Munde des sonst mit Anerkennung so sparsamen Mo- 
narchen kein geringes Lob.“ Kurzum, Herrn von Kosiński wurde 


12) Staatsarchiv Posen: Oberpräs.-Akten IV J. T. (Abschrift). 
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der Eintritt in das preußische Heer mit dem Range eines General- 
leutnants gestattet. Er wurde nach langen nutzlosen Verhand- 
lungen als Erster Kommandantvon Posen angestellt. 


Hamilkarvon Rawicz-Kosinski 


war im Jahre 1771 in Litauen geboren '?) — nach einer in der 
Posener St. Adalbertkirche angebrachten Gedächtnistafel aller- 
dings bereits im Jahre 1760 zu Posen, — trat im Jahre 1792 ins 
polnische Heer, in dem er mit Unterbrechung diente, d. h. 20 
Jahre und 2 Jahre in Frankreich, und wurde schon zwei Jahre 
später Kapitän. Er wurde 1803 Brigadegeneral, am 7. Dezember 
1811 Divisionsgeneral und führte eine Division. Im Jahre 1807 
war er als Organisator und Mitbegründer der polnischen Legion 
im Departement Bromberg tätig, wurde 1809 in gleicher Eigen- 
schaft sowie auch als Kommandeur im Departement Posen ver- 
wandt und war 1812 Departementskommandant am Bug. Bei 
der Übernahme in preußische Dienste bot seine ‚sehr mangelhafte 
Kenntnis der deutschen Sprache für den Gebrauch im Frontdienst 
ein schweres Hindernis“, und so wünschte die Heeresverwaltung 
den Gencral ‚speziell im Interesse der Provinz Posen nutzbar zu 
machen“. .Er wurde also zunächst nach Berlin ,,als ein mit den 
individuellen Verhältnissen jenes Landes vertrauter Sachver- 
ständiger“ berufen, nahm an den Beratungen über die Organi- 
sation der Landwehr teil und arbeitete im Auftrage des Kriegs- 
ministeriums eine Denkschrift über ‚Formation de la milice na- 
tionale et territoriale du Grand Duché“ aus. Verstimmt zog er 
sich ım folgenden Jahre auf sein Gut Targowagorka, Kr. Schroda, 
zurück und erhielt den ‚Posten als Inspekteur der Landwehr“ 
im Großherzogtum Posen angeboten, der ,,eine Stellung von ver- 
hältnismäßig großer Selbständigkeit“ bedeutete und ‚‚dem per- 
sönlichen Einflusse des betreffenden Offiziers weiten Spielraum“ 
ließ. Allein der General lehnte diese Stellung ,,unter der Begrün- 
dung ab, in ihrem gegenwärtigen Zustande sei die Landwehr nicht 
national und entspräche nicht dem Bilde, das man sich nach dem 
Namen des Instituts von ihr machen müsse“. Der König wollte 
ihn nun als Gouverneur einer Festung. etwa von Küstrin, anstellen, 
weshalb der Statthalter aufgefordert wurde, Kosiński hierüber 
„in angemessener Art zu sondieren“. 

Kosinski war gewillt, im Dienste zu bleiben und betonte in 
einem etwas pathetischen Schreiben in polnischer Sprache !!): 
„Überdies habe ich schon lange in der Welt gelebt, um nicht zu 
wissen, daß nicht alle guten Absichten sich verwirklichen lassen, 
und daß man oftmals den Umständen erliegen müsse." Er wollte 
aber nicht mit dem „engen verborgenen Wirkungskreis als Gouver- 
neur einer Festung, sondern etwa als Landwehrkommandant der 
Provinz Posen, nach Analogie der Stellung, die Fürst PleB für 
Schlesien innehatte und als gleichzeitiger Generaladjutant des 
Königs“ betraut sein. Nach langem Zögern entschied man sich 
in Berlin wieder als einzigen Ausweg für die Ernennung zum 


13) Gembarzewski, Wojsko Polskie. Ksiestwo Warszawskie 
1807 — 1814. (Das polnische Heer. Herzogtum Warschau). War- 
schau und Krakau. 1905. 

13) Statthalter-Akten 1. c. fl. 91, 
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Kommandanten eines größeren Garnisonortes und wählte 
am 3. April 1820 Posen. Kosiński richtete zwei Monate nach‘ 
seiner Ernennung ein Immediatgesuch 5) an den König, in dem er 
„seine Unkenntnis der deutschen Sprache“ vorschützte und seinen 
„Wunsch nach definitiver Verabschiedung“ erneuerte, um so ‚‚der 
peinlichen Situation enthoben zu sein, ein nutzloses Mitglied der 
preußischen Armee und eine Last für den preußischen Staat zu 
bilden“. Der König bewilligte ihm mittels Kabinettsorder vom 
25. Oktober 1820 den ,,erbetenen Abschied in durchaus verbindlicher 
Form‘ und beließ thn auch im Bezuge seiner Pension von 4500 Mark, 
obgleich . die Ansprüche des Generals darauf ,,recht zweifelhafter 
Natur waren und seine beinahe vierjährige Dienstzeit sich für 
ihn fast zur Sinekure gestaltet hatte.“ Mit ihm ‚schied wohl der 
einzige Mann aus dem preußischen Heere, der als Nationalpole 
nach 1815, ja vielleicht überhaupt, jemals Generalsrang bekleidet 
hat“, so urteilt Dr. Laubert!*), und weiter: ,,Wenn Kosinski seinen 
Abschied erbat, so tat er dies nicht nur, weil ihm selbst die Er- 
kenntnis aufdämmerte, daß seine Mission verfehlt war, sondern 
auch unter dem Druck, welchen die öffentliche Meinung in den 
Kreisen der polnischen Aristokratie auf ihn ausübte...“ Am 
10. März 1823 verstarb Kosiński. 


Schon bevor der General seine Stellung als Kommandant von 
Posen antrat, hatte Grolman einen „wohl seinen eigenen Gedanken 
und Plänen entsprechenden eingehenden Entwurf“ über die an 
diesem OrteanzulegendenBefestigungen dem Kriegs- 
ministerium eingereicht, der von dem damaligen Ingenieuroffizier 
beim Generalkommando des V. Armeekorps, dem Oberstleutnant 
Seydel, verfaßt war. Grolman hatte diesen Entwurf unterm 
9. Juli 1816 mit wenigen Worten!”?) begleitet. „Den von dem scharf 
blickenden General entwickelten Gründen,‘ so schreibt General- 
leutnant Frhr. v. Steinacker,'’) ,,verschloB man sich denn auch 
an maßgebender Stelle nicht und beschloß, Posen zu befestigen. 
Die Aufstellung eines vorläufigen Entwurfs, der in seiner Aus- 
führung die unbedingte Beherrschung und damit den Besitz der 
Stadt und die Flußübergänge einem inneren wie einem äußeren 
Feinde gegenüber Gewähr leisten sollte, wurde dem Major Brese 
vom Ingenieurkorps übertragen.“ So mußten zur Erreichung der 
beiden obengenannten Zwecke die neuen Befestigungswerke „nach 
außen eine starke Front gegen einen förmlichen Angriff und nach 
innen Verteidigungspunkte gegen Waffen, wie sie Aufständische 
führen konnten, haben, auch gesicherte Unterkunft für Truppen 
mindestens in Stärke der Friedensbesatzung und für entsprechende 


15) Wie vor V, Ic. 

16) Histor. Monatsbl. für die Prov. Posen, 5. Jahrg. 1904, 
S. 198 u. fl. 

17) Jahrbücher für die deutsche Armee und Marine: Heft 541 
(1916), S. 184. 

18) Histor. Monatsblätter, XIII. Jahrgang 1912, Posen, S. 99. 
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Vorrate sowie Zufluchtsraum fiir das Staatseigentum, soweit es 
fortschaffungsfahig war, bieten.“ Der ganze Bresesche Entwurf 
zeigte zwei „Festen, eine größere auf dem linken Wartheufer, 
auf der nördlich der Stadt das Warthetal beherrschenden Höhe, 
die nach dem Dorfe Winiary benannt wurde, und eine kleinere auf 
dem rechten Flußufer, auf der Höhe dicht östlich des Reformaten- 
klosters. Von diesen beiden Punkten langte das Geschützfeuer in 
alle Teile des Warthetales nach Posen hinein, aber auch weit in 
das Vorgelände. Durch eine große Heerstraße, die am Fuße der 
Winiaryfeste durch den Fluß in einer kasemattierten Schleuse, 
der auf dem rechten Ufer ein Brückenkopf vorgelagert war, dann 
in weiterer Fortführung gegen Norden durch ein kleineres Werk 
und einen Deckwall geschützt war (Dombefestigung genannt), 
sollten die beiden Festen verbunden werden.‘ 

Ehe jedoch an die Ausführung dieses Entwurfs 
herangegangen werden konnte, vergingen wegen der bedeutenden 
Geldmittel trotz Allerhöchster Genehmigung des Entwurfs noch 
über zwölf Jahre. Denn erst mittels Kabinettsorder vom 14. April 
1828 genehmigte der König den Festungsbau und ernannte den 
Stabskapitän v. Prittwitz zum Festungsbaudirektor. Mit dem 
Bau der neuen Festungsanlagen wurde am 18. Juni 1828 begonnen, 
und zwar wurde zunächst die Zitadelle von Posen, das heutige 
Fort Winiary oder Kernwerk, auf der die Stadt wie ihre Um- 
gebungen beherrschenden Höhe von Winiary am linken Warthe- 
ufer angelegt. Der Bau der Großen Schleuse nahm im März 1829 
mit der Herstellung eines neuen Flußbettes für die Warthe, das 
zwecks besserer Beherrschung des Überganges näher an den Fuß 
der Zitadelle herangelegt wurde, seinen Anfang, und am 30. März 
1830 fand die feierliche Grundsteinlegung zur Festung im Beisein 
des Kronprinzen statt. Grolman, der inzwischen kommandierender 
General in Posen geworden war, förderte den Festungsbau auf 
jede Weise, so daß bereits durch A. K.-O. vom 1. Oktober 1834 
Posen zu einer Festung zweiten Ranges erklärt werden 
konnte; bis zum Jahre 1837 wurde der größte Teil der Stadt- 
befestigung hergestellt. Am 18. März 1839 wurde durch eine 
weitere Kabinettsorder der Bau der Umwallung der ganzen Stadt 
befohlen. 

Dem Festungsbau filenzweiehemaligeKämmerei- 
dörfer der Stadt Posen zum Opfer. Einmal nämlich wurden die 
Bauern von Winiary, jenes einstigen Weindorfes, deren Häuser 
und Gehöfte auf dem Südabhange des Höhenzuges an der Stelle 
der jetzigen Friedhöfe vor dem Kirchhofstore lagen, weiter hinaus 
vor die Tore der Stadt angesetzt. Sodann aber verschwand das 
kleine Dörfchen Bonin, wo der ehemalige Pulverschuppen der 
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Posener südpreußischen Garnison gestanden hatte, am östlichen 
Teile des heutigen Kernwerks vollständig. Der zu Ende des Jahres 
1830 in Russisch-Polen ausgebrochene Aufstand machte für Posen 
eine schnelle Befestigung ohne Anwendung von Mauerwerk er- 
forderlich, und zwar auf der damaligen St. Adalberthöhe, indem 
die dort befindliche umfangreiche Gebäudemasse mit den sämt- 
lichen militärfiskalischen Einrichtungen durch eine Pallisadierung 
eingeschlossen ward. „Auf dem höchsten Punkte des St. Adalbert- 
kirchhofes wurde eine Halbredoute für zwei Geschütze erbaut, 
die insofern später noch eine besondere Verwendung erhielt, als 
in ihr die Leiche des am 24, August 1831 verstorbenen Gene- 
ralfeldmarschalls Grafen Gneisenau vorläufig 
beigesetzt wurde.“ Tatsache ist, daß in jener Zeit infolge des 
Arbeitermangels die Befestigung nur langsam weitergeführt werden 
konnte, was General v. Grolman in seinem Schreiben vom 31. Mai 
1831 mit folgenden Worten beklagte: „An der Befestigung von 
Posen wird freilich gearbeitet, aber auf einem Wege, wo ziemlich 
30 Jahre dahingehen werden, ehe sie vollendet wird.“ 

Seit dem Jahre 1832 waren Kommandanten folgende General- 
leutnants: ` 


Georg Wilhelm von Hofmann, 


geboren in Hessen, war im Jahre 1806 Leutnant im General- 
quartiermeisterstab, später in der Deutsch-Russischen Legion, 
1815 Oberst und Brigadekommandeur beim I. Armeekorps, 1820 
Generalmajor, 1826 bis 1830 Kommandeur der 25. Infanterie- 
brigade, 1830 bis 1832 Kommandeur der 16. Division, 1832 desgl. 
der 10, Division, 1833 Generalleutnant, 1838 dimittiert. 
Unter diesem Kommandanten wurde die Befestigung 
des rechten Wartheufers gefördert. Sie begann gegen- 
über der abgetragenen. Grabenpforte, ließ die alte Vorstadt St. 
Roch außerhalb ihres Bereichs und bestand zunächst aus dem 
Rochusfort im Südosten, wodurch die beiden Dörfer Berdychowo 
und Piotrowo innerhalb des Festungsgürtels zu liegen kamen und 
erst im Jahre 1903 als eigene Gemeinden zu bestehen aufhörten. 
Entsprechend diesem Fort wurde im Nordosten der Stadt, auf 
der sogenannten Reformatenhöhe das Reformatenfort angelegt, 
das die Vorstadt Schrodka deckte und dazwischen ein Kavalier 
mit einer Lünette, bei der die Cybina in die Stadt einfließt. Das in 
diesem Zuge der Innenceinte belegen gewesene Warschauer Tor 
ist kürzlich der Spitzhacke zum Opfer gefallen, während das 
letzte der vier ehemaligen Tore, das Kalischer Tor, noch besteht. 
Hinter dieser äußeren Befestigungslinie wurde infolge der offenen 
Flußläufe und sonstigen Wasserarme noch eine zweite Befestigung 
der Dominsel mit Einbegriff der Vorstadt Zagorze geschaffen, die 
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von der Donischleuse ausgehend, diese Insel beiderseitig umschloß 
und nach Süden zu an dem Wartheknie zwischen den beiden Über- 
fällen am Berdychowoer Damm im Roten Turm ihren Abschluß 
fand. 

„Bezeichnend für die Herzlichkeit der damaligen Beziehungen 
zwischen Preußen und Rußland ist es“, wie General Frhr. v. Stein- 
äcker 1P) bemerkt, „daß am 3. April 1835 der russische Ingenieur- 
general v. Dähn in Begleitung von noch zwei Ingenieuroffizieren 
mit Genehmigung des kommandierenden Generals die Festungs- 
werke“ besichtigte. Am 10. April 1837 besuchte auch Prinz Karl 
unter Grolmans Führung auf seiner Rückreise aus Rußland die 
neuen Festungswerke. — Was die Namen der Werke anbelangt, 
so wurden solche den einzelnen Reduits, Bastionen, Kavaliers 
und Lünetten erst durch die Kabinettsorder vom 26. März 1864 
verliehen, und zwar nach solchen verdienten Generalen, die irgend 
. eine Beziehung zu Posen gehabt hatten. 

Als Kommandanten finden wir sodann noch die General- 
leutnants 


August Georg Friedrich Magnus von Hedemanı, 


geboren 1785 in der Mittelmark, im Februar 1799 Standarten- 
junker im Leibhus.-Regt. von Göckingk Nr. 2, 14. August 1804 
Leutnant, 1807 Adjutant beim Prinzen Wilhelm von Preußen, 
4. September 1813 Major, 3. Oktober 1815 Oberstleutnant, 29. No- 
vember 1821 Kommandeur des 2. Leibhus.-Regts. 30. März 1823 
Oberst, 30. März 1829 Kommandeur des 2. Garde-Ulan.-Regts. 
30. März 1832 Kommandeur der 6. Landw. Brig. 30. März 1834 
Generalmajor, 30. März 1838 interim. Kommandeur der 10. Div. 
und Erster Kommandant von Posen 30. März 1840 Kommandeur 
der 8. Div. und Erster Kommandant von Erfurt, 7. April 1842 
Generalleutnant, 5. März 1848 kommand. General des IV. Armee- 
korps, 7. Febr. 1852 Abschied als General der Kavallerie mit 
Pension bewilligt, + am 12. Dezember 1859. 


Karl Christian Anton Friedrich 


Frhr. von Steinäcker, 


geb. am 25. Februar 1781 in Pommern, 1792 Gefr.-Korp. im Inf.- 
Regt. von Bernstadt Nr. 20, 7. Oktober 1797 Leutnant, 1807 Ober- 
leutnant beim Blücherschen Korps. 30. Dezember 1807 zum 2. Inf.- 
Regt. versetzt, 20. April 1813 Kapitän im 17. Inf.-Regt., 29. Jan. 
1814 Major, 18. März 1816 Bataillonskommandeur im 2. Garde- 
Regt. zu Fuß, 20. Juni 1817 Kommandeur des 34., seit 1820 aber 
35. Inf. Regts., 30. März 1822 Oberstleutnant, 30. März 1828 Oberst. 
30. März 1829 Kommandeur des 22. Inf.-Regts., 30. März 1834 
Kommandeur der 15. Landw.-Brig., 30. März 1835 Generalmajor, 
30. März 1840 Kommandeur der 10. Div. und Kommandant von 
Posen, 22. März 1843 Generalleutnant, 13. Juni 1850 Absch. als 
General der Inf. mit Pension bewilligt, + am 11. März 1851. 


19) Wie vor, S. 105. 
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Dieser General war während des ‚tollen Jahres“ 1848 in 
Posen tätig, dessen politische Wirren ,,die planmäßige Fortführung 
der Arbeiten‘ an der Stadtumwallung nicht möglich machten, 
weil „angesichts der Haltung der polnischen Bevölkerung allc 
Werke, ob fertig oder nicht, gegen einen gewaltsamen Angriff 
arıniert werden“ mußten. „Dieses schloß in sich, daß die noch 
nicht sturmfreien Werke, wie sie gerade waren, schleunigst in 
sturmfreien Zustand versetzt wurden.“ Bald aber verschärfte 
sich die Lage so, daß der genannte Kommandant ‚seine Befehls- 
stelle nach Fort Winiary (Kernwerk) verlegte und am 24. März 
dessen Armierung und die der Anschlüsse, des Reformaten- und 
Rochusforts und des Reduits Grolman befahl.“ Wie weiter be- 
richtet wird,?°) wurde zur Hilfeleistung eine Pionierkompagnie von 
Glogau herangezogen. Daneben wurde eifrigst an allen Baustellen 
gearbeitet, um die durch die Zeitwirren brotlos gewordenen Arbeiter 
zu beschäftigen und dadurch ihren Anschluß an die Aufständischen 
zu verhindern. Die Regierung stellte dazu 50000 Taler besonders 
zur Verfügung.“ 


Seit dem Jahre 1835 gab es auch wieder einen Zweiten Kom- 
mandanten in Posen; jedoch sind die Inhaber dieser Stellung 
weniger hervorgetreten. Es bekleideten diesen Posten nacheinander 
folgende Offiziere: 


Oberst Trautwein v. Belle. 


Er stand im Jahre 1806 als Leutnant im Infanterie- Regiment 
Nr. 42 von Plötz zu Warschau, war im Jahre 1813 Stabskapitan 
im I. Bataillon des Kolbergschen Infanterie-Regiments Nr. 10. 
Im Jahre 1831 finden wir ihn als Major und Bataillonskommandeur 
im selben Regiment (jetzt aber Nr. 9), wo er zum Oberstleutnant 
aufstieg und drei Jahre später Kommandeur des 6. Infanterie- 
Regiments in Posen wurde. Am 30. März 1835 wurde er zum Obersten 
befördert und gleichzeitig zum 2. Kommandanten von Posen er- 
nannt; im Jahre 1840 wurde er als Generalmajor mit Pension in 
den Ruhestand versetzt und starb im Jahre 1844. 


Sein Nachfolger war der 
Oberst Heinrich Friedrich Bonaventura 


v. Bredow. 


Er war im Jahre 1791 in Pommern geboren, trat 1804 als 
Gefr. Korp. ins Inf. Regt. Nr. 2 von Brünneck, wurde am 3. Januar 
1808 Leutnant im 1. Ostpreuß. Inf.-Regt., erhielt am 10. Juli 
1810 ein auf den 29. Dezember 1807 vordatiertes Patent, stieg 
unterm 1. August 1813 zum Oberleutnant auf und kam am 10. April 
1815 als Kapitän ins 2. Rhein. Landw.-Inf.-Regt. Am 30. März 
1822 zum Major und Kommandeur des 1. Bataillons 20. Landw.- 


0) Histor. Monatsblätter für die Prov. Posen, 13. Jahrgang, 
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Regts. ernannt, zwölf Jahre später in gleicher Figenschaft in das 
19. Inf.-Regt. zu Posen versetzt, wo er am 30. März 1838 zum 
Oberstleutnant befördert und zwei Jahre später zum Oberst und 
2. Kommandanten von Posen ernannt wurde. Am 9. November 
1844 erhielt er den Abschied als Generalmajor mit Pension und 
starb am 3. Februar 1867. 


Ihm folgte der 
Oberstleutnant August Heinrich Frhr. v, Helldorf. 


Dieser war 1794 in Thüringen geboren und zuerst in russischen 
Diensten gewesen. Nach seinem Übertritt in preußische Dienste 
wurde er am 16. November 1816 dem Kaiser Franz-Gren.-Regt. 
ager. und unterm 30. Marz 1832 zum Major und Kommandeur des 
Landw.-Bataillons 39. Inf.-Regts. ernannt. Am 11. Mai 1838 
erhielt er die Erlaubnis zum Tragen des vom Herzog von Braun- 
schweig für den Feldzug des Jahres 1809 gestifteten Ehrenzeichens, 
wurde am 30, März 1840 ins 20. Inf.-Regt. versetzt und am 7. April 
1842 zum Oberstleutnant befördert. Zum 2. Kommandanten von 
Posen wurde er unterm 28. November 1844 ernannt und am 22. März 
1845 zum Oberst befördert. Am 25. Januar 1850 wurde er zum 
Kommandanten von Wittenberg ernannt, erhielt am 14. September 
1857 den Abschied als Generalmajor mit Pension bewilligt und 
starb am 8. Dezember 1862 zu Weißenfels. 


Als letzter Inhaber in dieser Stellung finden wir den 
Major Friedrich Leopold Karl August v. Riedel, 


der einen ganz eigenartigen militärischen Werdegang gehabt hat. 
Er war im Jahre 1799 in Schlesien geboren, kam aus dem Kadetten- 
korps am 19. April 1817 als Fähnrich zur 7. Art.-Brig., war 1817 
bis 1818 zur vereinigten Artillerie- und Ingenieurschule komman- 
diert, wurde am 10. Oktober 1817 zum Leutnant und am 25. April 
1837 zum Kapitän befördert und am 8. Februar 1841 zur Garde- 
Art.-Brigade versetzt. Am 2. März 1844 wurde er als Adjutant 
zur 2. Art.-Insp.- kommandiert, am 22. März 1845 zum Major be- 
fördert und unterm 13. Februar 1847 als Abt.-Kommandeur in 
die 1. Art.-Brig. versetzt. Zum 2. Kommandanten von Posen 
wurde er am 25. Januar 1850 und am 16. Juli 1850 schon zum 
2. Kommandanten von Koblenz und Ehrenbreitstein ernannt, 1m 
November 1850 aber 4 la suite der 1. Art.-Brig. gestellt. Am 17. Juli 
1852 wurde er zum Kommandeur des 3. Art.-Regts. ernannt, 
stieg am 22. März 1853 zum Obersten auf und ward am 25. Juli 
1857 zum Kommandeur der 1. Kav.-Brig. ernannt. Nachdem er 
unterm 15. Oktober 1857 zum Generalmajor befördert war, wurde er 
am 14. Juni 1859 zum Kommandeur der 1,. Kav.-Div. ernannt. 
Am 19. November etzten Jahres wurde er zu den Offizieren von 
der Armce versetzt und am 15. Mai 1860 als Generalleutnant mit 
Pension zur Verfügung gestellt; er starb am 17. März 1867 zu 
Liegnitz. 

Der Bau der Festung Posen zog sich bis zum Jahre 1872 hin. 
Unter dem Nachfolger des Generals v. Steinäcker, dem nun- 
mehrigen alleinigen Kommandanten, schritten die Arbeiten lang- 
sam weiter. Es bleibt noch zu erwähnen, daß nach der unterm 
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6. November 1850 anbefohlenen Mobilmachung des Heeres gleich- 
zeitig die Vervollstandigung der Armierung Posens in Angriff 
genommen wurde. Nachdem aber am 31. Januar 1851 das Heer 
wieder auf den Friedensfuß zurückgeführt worden war, wurde 
bald darauf die Einstellung der Armierungsarbeiten verfiigt und 
noch im selben Jahre die Umwallung des übrigen Teiles der Stadt, 
die sogenannte „niedere Stadtbefestigung zwischen dem Reduit 
Grolman und dem Warthe-Unterstrom in ann genommen. 
Inzwischen wurde in der Person des 


Generalmajors Alexander Karl JohannFricd- 
rich Jakob Ludwig Grafenv. Monts 


zu Anfang des Jahres 1853 endlich ein standiger Kommandant 
ernannt. 

Dieser war am 11. Juni 1793 zu Bayreuth geboren, kam am 
26. Juni 1811 aus dem Kadettenkorps als Fähnrich zum damaligen 
Normal-Infanteriebat., bei dem er unterm 24. Januar 1812 Leutnant 
wurde und kam am 19. Juni 1813 mit diesem Bataillon zum neu 
gebildeten 2. Garderegiment zu Fuß. Am 17. Mai 1818 zum Kapitän 
und am 30. März 1832 zum Major befördert. Genau zwei Jahre 
später ward er zum 2. Kommandeur des 2.Bats. 4. Garde-Landw.- 
Regts. ernannt, am 26. März 1841 als Bataillonskommandeur ins 
I. Gren. -Regt. Kaiser Alexander versetzt, stieg am 7. April 1842 
zum Oberstleutnant auf und wurde unterm 17. Oktober 1844 zum 
Kommandeur des 22. Inf.-Regts. ernannt, als welcher er am 22. März 
1845 zum Obersten befördert wurde. Am 2. Januar 1849 wurde er 
Kommandeur der 11. Landw.-Brig., am 19. April 1851 erfolgte 
seine Beförderung zum Generalmajor und am 4. Mai 1852 die Er- 
nennung zum Kommandeur der 21. Inf.-Brig. Seine Ernennung 
zum Kommandanten von Posen erfolgte unterm 17. Februar 1853, 
in welcher Stellung er am 18. September 1858 den Charakter als 
Generalleutnant erhielt. Am 3. Mai 1860 wurde ihm mit Pension 
der Abschied bewilligt; er starb am 26. November 1870 zu Liegnitz. 


Unter ifm schritt der Festungsbau weiter. „Vielfach machte 
die Aufbringung der Erdschüttungen an der Stadtumwallung 
große Schwierigkeiten, da Rutschungen eintraten, die zumal im 
Jahre 1855 recht erheblich waren. Es mußte daher an manchen 
Stellen der Letteboden entfernt und aus dem Vorgelände dafür 
Sand angefahren werden.“ Als im Jahre 1857 der „Schöpfer des 
ersten Entwurfs des Kernwerks‘‘, der inzwischen zum Chef des 
Ingenieur- und Pionierkorps aufgerückte General der Infanterie 
von Brese-Winiary sein 50-jähriges Dienstjubiläum begehen konnte, 
wurden „die drei Bastione an der Enceinte von Winiary nach den 
Vornamen des Generals: Johann, Leopold und Ludwig benannt.‘ 
Im Posener Volksmunde führte man allerdings diese drei Namen 
gemeinhin auf österreichische Erzherzoge zurück, ohne aber einen 
bestimmten Grund angeben zu können. Der folgende ounnandans 
war der 


144 Hugo Sommer, 


Oberst Karl Adolf Leopold von Heister. 


Er war am 10. Oktober 1801 zu Sagan geboren, kam am 5. Mai 
1818 aus dem Kadettenkorps als Fahnrich zum 1. Garderegt. zu 
Fuß, bei dem er am 17. April 1819 zum Leutnant ernannt wurde. 
Unterm 20. Oktober 1828 wurde er ins 39. Inf.-Regt. versetzt, 
am 28. Januar 1830 dem 28. Inf.-Regt. aggreg. und am 30. März 
1834 als Adjutant zur 16. Landw.-Brig. kommandiert. Am 10. Fe- 
bruar 1837 kam er in gleicher Eigenschaft zur 15. Division, ward 
unterm 30. März 1840 mit einem auf den 24. Oktober 1832 vor- 
datierten Patent ins 17. Inf.-Regt. versetzt, hier am 21. Juli 1842 
zum Hauptmann befördert und am 16. Januar 1849 zum Major 
und Kommandeur des 3. Bataillons 17. Landw.-Regts. ernannt. 
Unterm 12. Februar 1853 wurde er als Bataillonskommandeur in 
das 17. Inf.-Regt. versetzt, am 13. Juli 1854 zum Oberstleutnant 
befördert und am 8. November 1856 zum 2. Kommandanten von 
Koblenz und Ehrenbreitstein ernannt. Er fand seitdem nie wieder 
Verwendung im Frontdienste, wurde vielmehr unterm 27. August 
1857 als Kommandant nach Wesel versetzt, in dieser Stellung am 
22. Mai 1858 zum Obersten befördert und kam am 3. Mai 1860 ın 
gleicher Eigenschaft nach Posen, wo er-am 10. September 1861 
den Abschied als Generalmajor mit Pension erhielt. Hier in Posen 
verstarb er denn auch am 11. Januar 1863, 

nachdem unter ihm im Jahre 1860 mit dem Bau der Wall- 
straße begonnen worden war, weil alle „Werke aus dem Boden 
herausragten‘‘. Zu dieser Arbeit verwendete man die im Posener 
Festungsgefängnisse befindlichen Mannschaften, die im sogenannten 
„Blauen Turm‘, wie das Fort Hake ob seiner Ziegelfarbe benannt 
wurde, untergebracht waren. 

Am 12. September 1861 wurde zum Kommandanten von 


Posen der 


Oberst Werner von Alvensleben 


ernannt, der als ältester von drei Brüdern am 7. Februar 1802 zu 
Eichenbarleben, Kreis Wolmirstedt geboren war und eine etwas 
eigenartige militärische Laufbahn gehabt hat. Er wurde nämlich 
am 5. April 1819 aus dem Kadettenkorps als Leutnant dem 27. Inf.- 
Regt. überwiesen und schon nach fünf Tagen ins 2. Garde-Regt. 

zu Fuß versetzt. In den Jahren 1836 und 37 finden wir ihn als zur 
Artillerie-Prüfungskommission kommandiert, worauf er am 14. April 
1841 Hauptmann und Kompagniechef wurde; am 9. Mai 1848 
wurde er zum Major und Kommandeur des 3. Bats. 9. Landw.- 
Regts. ernannt. Unterm 14. März 1850 kam er als Bats.-Kommdr. 
in das 1. Gren.-Regt. Kaiser Alexander, stieg hier am 22. März 
1853 zum Oberstleutnant auf und ward am 12. Juni 1856 als Oberst 
mit der Regimentsuniform und Pension in den Ruhestand versetzt. 
In den Jahren 1856 und 1857 war er nach seiner Wiederanstellung 
militärischer Begleiter des Herzogs Wilhelm von Mecklenburg- 
Schwerin und erhielt unterm 7. April 1857 die Aussicht auf An- 
stellung in der Gendarmerie, wurde jedoch am 14. September 
gleichen Jahres a la suite des 1. Garde-Gren.-Regts. gestellt und 
zum Kommandanten von Wittenberg ernannt. Am 3. Mai 1860 
erhielt er die Ernennung zum Kommandanten von Wesel, so daB 
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er auch hier der Nachfolger seines Posener Vorgängers, des Obersten 
v. Heister gewesen ist. Als letzterer den Abschied erhielt, wurde 
v. Alvensleben mit vordatiertem Patent vom 22. Mai 1858 als 
Kommandant nach Posen versetzt, in dieser Stellung am 18. Ok- 
tober 1861 zum Generalmajor und am 18. Juni 1865 zum General- 
leutnant befördert. In Genehmigung seines Abschiedsgesuchs ward 
er sodann am 8. Mai 1869 mit Pension zur LEN gestellt und 
starb am 30. Juni 1877 zu Potsdam. 


Dieser Kommandant sah in Posen gefangene Dänen (1864) 
und „etwa 1000 österreichische Gefangene untergebracht‘, welch 
letztere „zu Erdarbeiten am Kernwerk benutzt wurden‘ und auch 
den österreichischen Graben links vom jetzt niedergelegten Eich- 
waldtore bis zur Warthe anlegen mußten. Im Jahre 1867 fand 
dann eine Verbreiterung des Berliner Tores statt, „um dem wach- 
senden Verkehre gerecht zu werden“, Auch wurde in der Höhe 
der jetzigen Luisenstraße „im Zuge der heutigen Märkischen Straße 
ein „Eisenbahntor‘ geschaffen, „bei dem Bau der niederen Stadt- 
befestigung, um den Bahnhof mit dem Artilleriedepot zu ver- 
binden“, nachdem schon früher ein Gleis bis an das AuBenglacis 
dieser Stelle herangeführt worden war, das mit Genehmigung der 
Kommandantur stets zur Heranführung der mit Wolle befrachteten 
Eisenbahnwagen gelegentlich der in Posen im Juni jeden Jahres 
stattfindenden großen Wollmärkte benutzt werden durfte. 


Sein Nachfolger wurde 


Generalmajor Ottovon Tiedemann, 


Er war am 17. Oktober 1811 zu Königsberg in Pr. geboren, 
trat am 30. Juli 1828 als Musketier ins 31. Inf.-Regt. ein, ‘bei dem 
er am 15. September 1830 Leutnant wurde; als solcher war er in 
den Jahren 1833 bis 36 zur Allgem. Kriegsschule kommandiert. 
Am 22. März 1845 ward er als Adjutant zur 7. Inf.-Brig., am 12. Sep- 
tember 1848 als Adjutant zur 7. Div., am 22. März 1849 ın gleicher 
Eigenschaft zum General Hirschfeld kommandiert und am 12. April 
1851 als Hauptmann in den Großen Generalstab versetzt. Unterm 
19. Mai 1855 kam er als Generalstabsoffizier zur 6. Division, stieg 
am 18. Juli 1855 zum Major auf, kam am 12. Juli 1858 in den” 
Großen Generalstab zurück und wurde am 23. November gleichen 
Jahres Bats.-Kommandeur im 8. Inf.-Regt. Bald darauf wurde er 
zum Kommandeur des 8. mobilen Landw.-Regts. ernannt, am 
8. Juni 1860 in gleicher Eigenschaft zum 48. Inf.-Regt. versetzt, 
unterm 18. Oktober 1861 zum Obersten befördert und am 13. Mai 
1865 zum Kommandeur der 19. Inf.-Brig. in Posen ernannt, in 
welcher Stellung er am 18. Juni gleichen Jahres zum Generalmajor 
aufstieg. An der Spitze seiner Brigade machte er 1866 den böh- 
mischen Feldzug mit, wurde am 18. Juni 1869 zum Kommandanten 
von Posen ernannt, trat am 18. Juli 1870 als Generaletappen- 
inspekteur zur 2. Armee des Prinzen Friedrich Karl, wurde am 
26. Juli gleichen Jahres zum Generalleutnant befördert und trat 
am 10. Juli 1871 in sein Friedensverhältnis zurück. Am ll. Juni 
1872 wurde er in Genehmigung seines Abschicdsgesuches mit 
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Pension zur Verfügung gestellt und starb am 14. April 1892 zu 
Dresden. 


Aus der Zeit seiner Tätigkeit ist zu erwähnen, daB Ende 1869 
die Befestigungsarbeiten von Posen in den 
wesentlichsten Teilen durchgeführt und im Laufe 
des deutsch-französischen Krieges 1870/71 schließlich über 10 000 
gefangene Franzosen in der Festung untergebracht waren, die 
teilweise mit Erdarbeiten sowie Arbeiten an der Wallstraße be- 
schäftigt wurden. An den verschiedensten Stellen der Stadtum- 
wallung mußten 23 Baracken mit einem Kostenaufwande von 
431 109 Mark errichtet werden, von denen ein Teil später mili- 
tärischen Zwecken diente. 

Inzwischen setzte eine neue Bautätigkeit „für die 
Festung Posen ein, als infolge der Neugestaltung des Festungs- 
systems des Deutschen Reiches durch A. K.-O. vom 24. Juni 1872 
die Erweiterung der Festung durch vorgescho- 
bene Werke befohlen wurde“. Im Hinblick hierauf erhielt 
Posen, seiner fortifikatorischen Bedeutung entsprechend, statt des 
bisherigen Kommandanten einen Gouverneur in der Person 
des im preußischen Heere rühmlichst bekannten ,,Trommlers von 
Kolding“, des 


Generalleutnants Karl Friedrich Wilhelm 


Freiherrn von Wrangel. 


Er war am 29. September 1812 zu Königsberg in Pr. geboren, 
wurde am 13. August 1830 aus dem Kadettenkorps dem 1. Garde- 
Regt. z. F. als Leutnant zugeteilt, unterm 1. Dezember 1841 ent- 
lassen und am 22. März 1843 als Leutnant ins 1. Inf.-Regt. ein- 
rangiert und sodann vom 1. Juni 1844 bis 21. April 1848 zur tri- 
gonometrischen Abteilung des Großen Generalstabs kommandiert. 
Er wurde am 21. April 1848 als Generalstabsoffizier bei den schlesw.- 
holst. Truppen kommandiert, am 25. September 1849 zum Haupt- 
mann im Großen Generalstabe und am 25. Mai 1854 zum Major 
befördert. Am 10. September letzteren Jahres wurde er zum 
Generalstabe der 11. Division und am 22. April 1856 zum Großen 
Generalstabe versetzt, am 31. Mai 1859 zum Oberstleutnant be- 
fördert und am 8. Mai 1860 zum Kommandeur des 61. Inf.-Regts. 
ernannt, in welcher Stellung er am 18. Oktober 1861 zum Obersten 
befördert wurde. Unterm 2]. November 1864 wurde er an die 
Spitze der 26. Inf.-Brig. berufen, hier am 18. Juni 1865 zum General- 
major befördert und am 10. August 1867 zum Kommandeur der 
18. Division ernannt, als welcher er am 22. März 1868 zum General- 
leutnant aufstieg. An der Spitze der 18. Inf.-Division machte er 
den deutsch-französischen Feldzug mit, trat am 16, Juni 187! in 
seine Friedensstellung zurück und wurde am 11. Juni 1872 Gouw- 
verneur von Posen, als welcher er am 2. September 1873 den 
Charakter als General der Infanterie erhielt. Am 12. Dezember 
1876 wurde er in Genehmigung seines Abschiedsgesuches mit 
Pension zur Verfügung gestellt und starb im hohem Alter 1808. 
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Nachdem der allgemeine Entwurf fiir den Ausbau der Festung 
Posen am 1. Juli 1873 in seinen Richtlinien aufgestellt worden 
war, wurde tiber die Einzelheiten der Anlagen erst im Laufe des 
Jahres 1875 unter den beteiligten Dienststellen eine Einigung 
erzielt und der Entwurf der vorgeschobenen Werke unterm 24. Fe- ` 
bruar 1876 endgültig genehmigt, worauf sogleich mit dem Bau 
der ersten Außenwerke auf dem linken Wartheufer begonnen 
wurde. 

Unter den Nachfolgern Wrangels, die wiederum nur Kom- 
mandanten waren, wurden die Arbeiten fortgeführt und konnten 
bis zum Jahre 1883 beendet werden. Es waren dies 


Generalmajor Konstantin Albert Ernst 


Maximilian Justusvon Busse, 


der am 24. September 1820 zu Jaucr geboren war. Er trat am 
18. Februar 1838 als Musketier ins 17. Inf.-Regt,. wurde am 14. Ja- 
nuar 1840 zum Leutnant befördert und war ın den Jahren 1847 
bis 48 sowie 1850 bis 52 zur Allgem. Kriegsschule kommandiert. 
Er war in den Jahren 1855 bis 1856 zur topographischen Abteilung 
des Generalstabs befohlen, wurde am 13. Juni 1857 zum Haupt- 
mann befördert und mit Patent vom 18. März 1854 als Adjutant 
zum Generalkommando des VII. A.-K. kommandiert. Am 24. De- 
zember 1860 ward er als Major ın den Großen Generalstab zurück- 
versetzt, ein Jahr später in den Generalstab der 12. Division und 
am 13. August 1864 als Bats.-Kommandeur ins 30. Inf.-Regt., 
55. Inf.-Regt. und 5. Gren.-Regt. versetzt. Am 22. März 1868 
wurde er zum Obersten und Kommandeur des 43. Inf.-Regts. 
ernannt, erhielt am 12. Oktober 1872 das Kommando der 26., 
am 4. Februar 1873 das der 18. Inf.-Brig. und stieg am 22. März 
1873 zum Generalmajor auf. Am 12. Dezember 1876 wurde er 
zum Kommandanten von Posen ernannt, am 18. Januar 1878 
zum Generalleutnant befördert und am 12. April 1881 in Geneh- 
migung seines Abschiedsgesuchs mit Pension zur Verfügung ge- 
stellt. Er erschloB den Bewohnern Posens das Glacis zwischen 
Königs- und Mühltor durch schöne Weganlagen, von denen die 
breiteste seinen Namen ,, Busséweg” erhielt. Als die Westenceinte 
im Jahre 1903 niedergelegt wurde, bekam diesen Namen eine der 
neuen Straßen in dieser Gegend, die im Jahre 1919 , Ustronie", 
sodann aber ,,Ulica sporna“ benannt wurde. 


Während seiner Wirksamkeit in Posen entstanden auf dem 
linken Wartheufer zwischen dem Oberstron und der Berliner 
Chaussee die ersten Außenforts, weil es galt „die durch die Bahn- 
hofsanlagen geschaffenen Schwierigkeiten für die Verteidigung 
der Stadtumwallung zu allererst‘“ zu beseitigen. 


Generalmajor Ludwig Hugo von Below, 


der Nachfolger Busses, war am 17. Oktober 1824 zu Neumarkt in 
Schlesien geboren, kam am 12. August 1841 aus dem Kadetten- 
korps als Fähnrich ins 11. Gren.-Regt. und wurde am 9. Oktober 
1844 Leutnant. Während der Jahre 1851 bis 1855 war er als Er- 
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Hugo Sommer, 
zicher zu den Kadettenhäusern in Wahlstatt bzw. Berlin kom- 
mandiert, wurde am 26. April 1855 mit vordatiertem Patent vom 
8. Juni 1844 ins 5. Gren.-Regt. versetzt und stieg am 31. Mai 1859 
zum Hauptmann auf, kam als solcher am I. Juli 1860 ins 45. und 
wurde am 14. August 1865 zum 55. Inf.-Regt. versetzt. Am 30.0k- 
tober 1866 wurde er zum Major befördert und ins 80. Inf.-Regt. 
versetzt, bei dem er am |]. Juli 1867 Bats.-Kommandeur wurde. 
Am 12. Juli 1873 wurde er an die Spitze des 88. Inf.-Regts. berufen, 
hier am 2. September 1873 zum Obersten befördert, am 1. Oktober 
1876 zu den Offizieren von der Armee versetzt und unterm 19. Ok- 
tober 1877 zum Kommandanten von Glogau ernannt. Nachdem 
er am 11. Dezember 1879 den Charakter als Generalmajor erhalten 
hatte, wurde ihm am 30. März 1881 ein Patent seines Dienstgrades 
verlichen, worauf er am 12. April 1881 zum Kommandanten von 
Posen.ernannt und am 14. April 1885 in Genehmigung seines Ab- 
schiedsgesuches als Generalleutnant mit Pension zur Verfügung 
gestellt wurde. 

Unter ihm wurde ‚die neue Anlage sowie das Straßennetz, 
das die Werke untereinander und mit der Stadt verband‘‘, bis 
zum Jahre 1883 beendet. In der alten Stadtumwallung wurde 
in den Jahren 1881—82 noch das Rittertor ‚zur Erleichterung 
des Verkehrs nach dem Güterbahnhof in den Umzug eingeschnitten,‘ 
wodurch die Stadtumwallung eine bedeutsame Veränderung erhielt. 
„Im Jahre 1887 erfuhr der Entwurf von 1875 eine Erweiterung 
dahin, daß man sich entschloß, die Zahl der Außenwerke noch um 
sechs zu vermehren und die Werke selbst so zu verstärken, daß 
sie der fortschreitenden. gesteigerten Wirksamkeit der Artillerie 
Rechnung trugen.‘ Alle diese Arbeiten wurden innerhalb des 
folgenden Jahrzehnts vollendet. 

Die Stellung des Kommandanten bekleideten seit dem Jahre 
1885 folgende Offiziere: 


Generalmajor Hermann Otto Ludwievon 
Schmeling. 


Er war am 3. Februar 1822 zu Graudenz geboren, kam am 
8. August 1839 aus dem Kadettenkorps als char. Fähnrich zum 
39. Inf.-Regt., wurde am 18. Januar 1842 Leutnant und am 31. Mai 
1859 Hauptmann. Nachdem er am 18. August 1860 zum Komp.- 
Chef ernannt war, ward er einige Monate später ins 1. Garde-Gren.- 
Regt. versetzt, am 1. November 1866 zum Major befördert, unterm 
17. Mai 1868 zum Bats.-Kommandeur, am 18. August 1871 zum 
Oberstleutnant und am 2. September 1873 zum Obersten befördert 
und am 9. Juni 1874 zu den Offizieren von der Armee versetzt. 
Am 18. Juli 1874 erhielt er das Kommando des 27. Inf.-Regts., 
wurde am 13. Mai 1880 zum Generalmajor und Kommandeur der 
15. Inf.-Brig. befördert, am 10. Mai 1884 zum Kommandanten 
von Mainz ernannt, trat am 26. März 1885 abermals zu den Offizieren 
von der Armee über und wurde am 14. April 1885 zum Kom- 
mandanten von Posen ernannt, welche Stellung er genau zwei 
Jahre innehatte. Nachdem er am 18, August 1885 den Charakter 
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als Generalleutnant erhalten hatte, wurde er in Genehmigung 
seines Abschiedsgesuchs mit Pension am 14. April 1887 zur Ver- 
fügung gestellt. 


Generalmajor Karl Ludwig Theodor 
von Aweyden. 


Er war am 2. Januar 1829 zu Juckeln, Kr. Insterburg, ge- 
boren, am 6. November 1850 als Einj.-Freiw. ins 2. Garde-Gren.- 
Regt. eingetreten und wurde am 14. Dezember 1852 zum Leutnant 
befördert. Am 10. Februar 1877 wurde er als Oberstleutnant 
Kommandeur des 46. Inf.-Regts. in Posen, stieg am 22. März 1877 
zum Obersten auf, wurde unterm 15. Mai 1883 zum Generalmajor 
und Kommandeur der 35. Inf.-Brigade und am 14. April 1887 zum 
Kommandanten von Posen ernannt. Nachdem er am 15. November 
1887 den Charakter als Generalleutnant erhalten hatte, wurde er 
am 3. Juli 1888 in Genehmigung scines Abschiedsgesuchs mit 
Pension zur Verfügung gestellt und starb am 31. März 1891 zu 
Königsberg in Pr. 


Generalleutnant Albrecht Johannes 
Waldemar Graf von Roon. 


Er war als Sohn des Kriegsministers v. Roon am 4. Juli 1837 
zu Berlin geboren, kam am 1. Mai 1855 aus dem Kadettenkorps 
als Leutnant ins 1. Garde-Regt. z. F., fand später vielfach Ver- 
wendung im Generalstabe und wurde als Major am 4. Oktober 
1873 Bats.-Kommandeur im 2. Garde-Gren.-Regt., dem er bis zum 
29. Juni 1877 angehörte, worauf er als Oberst zum Kommandeur 
des 2. Gren.-Regts. ernannt wurde. Am 15. Mai 1881 wurde er 
in gleicher Eigenschaft zum 4. Garde-Regt. z. F. versetzt, unterm 
7. Juli 1883 an die Spitze der 4. Garde-Inf.-Brig. berufen, am 
3. August 1883 zum Generalmajor befördert und am 11. Februar 
1886 zum Inspekteur der 1. Landw.-Insp. ernannt. Am 3. Juli 
1888 wurde er unter Verleihung des Charakter als Generalleutnant 
zum Kommandanten von Posen ernannt, nahm aber schon am 
19. August d. J. seinen Abschied und wurde mit Pension zur 
Verfügung gestellt. | 


Oberst Hermann August Benno 
von Henninges. 


Er war am 18. August 1836 zu Nordsteinecke in Braunschweig 
geboren, kam am 29. April 1854 aus dem Kadettenkorps ins I 
Garde-Gren.-Regt., bei dem er am 9. Februar 1856 Leutnant wurde. 
Nachdem er als Oberstleutnant am 12. Januar 1884 unter Stellung 
a la suite des 3. Garde-Regts. z. F. zum Inspekteur der militar. 
Strafanstalten ernannt war, wurde er am 14. Juli 1885 zum Obersten 
befördert und unterm 12. Januar 1886 zum Kommandeur des 
I. Garde-Gren.-Regts. ernannt. Am 19. August 1888 erhielt er 
die Stellung des Kommandanten von Posen, wurde am 13. November 
gleichen Jahres Generalmajor, am 16. Mai 1891 char. General- 
leutnant und am 20. Juli 1892 in Genehmigung seines Abschieds- 
gesuches mit Pension zur Verfügung gestellt. 
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Generalmajor Gottlob Georg Ernst 
Friedrich Schuch, | 


geb. am 21. Juli 1839 zu Quaritz, Kr. Glogau, wurde am 22. März 
1890 Generalmajor und Kommandeur der 17. Inf.-Brig., am 28. Julı 
1892 aber Kommandant von Posen, am 18. April 1893 char. General- 
leutnant, am 13. Mai 1895 in Genehmigung seines Abschiedsge- 
suches mit Pension zur Verfügung gestellt. 


Generalmajor v. Livonius 


wurde am 18. Juni 1892 Generalmajor und Kommandeur der 2. 
Inf.-Brig. und am 10. Mai 1895 Kommandant von Posen, als welcher 
er unterm 18. April 1896 den Charakter als Generalleutnant erhielt, 
im Frühjahr 1901 wurde er in Genehmigung seines Abschieds- 
gesuches mit Pension zur Verfügung gestellt. 

Nach ihm erhielt das frühere ,„Tambourloch“, ein sumpfiges, 
mit Weidengestrüpp bewachsenes Gelände in Wilda vor dem 
Kreuz- und dem Paulifriedhofe belegen, wo früher die Spielleute 
geübt hatten, den Namen ,,Livoniusplatz“, der später auch die 
„Ulica Rycerska“ hieß. 


Generalmajor Kuno Hoyer v. Rotenheim, 


geb. am 7. November 1845 in Ufingen, wurde am 24. Mai 1898 
Kommandeur der 5. Feldart.-Brig. in Posen, stieg am 20. Juli 
1898 zum Generalmajor auf, erhielt bei der Neuformation der 
Artillerie am 1. Oktober 1899 das Kommando der 10. Feldart.- 
Brig. in Posen, wurde zwei Jahre später zum Kommandanten 
von Posen. ernannt, erhielt am 7. Juli 1901 den Charakter als 
Generalleutnant und wurde am 24. April 1904 in Genehmigung 
seines Abschiedsgesuches mit Pension zur Verfügung gestellt. 
Unter ihm ging mit den inneren Befestigungswerken Posens 
eine bedeutsame Veränderung vor. Denn im Laufe der Jahre war 
der immer weiter sich entwickelnden Provinzialhauptstadt die 
‚alte Stadtumwallung zu eng geworden, so daß verschiedene 
Festungstore beseitigt werden mußten, wie das „Berliner“, das 
Mühl-“, das „Schillings-“ und das ,,Warthetor’’. Nachdem am 
1. April 1900 die chemaligen Vororte Jersitz, Wilda und St. Lazarus- 
Gurtschin dem Stadtgebiete eingemeindet worden waren, wurde 
durch die A. K.-O. vom 3. September 1902 endlich anbefohlen, 
dab die Stadtbefestigung auf dem linken Wartheufer aufzulassen 
sei. Um einer etwa einsetzenden Bodenverteuerung von vorn- 
herein die Spitze zu brechen, wurde eine Königl. Stadterweiterungs- 
kommission eingesetzt. In den folgenden Jahren wurden die Wälle 
in den Graben gestürzt, die Reduits und Bastionen sowie die 
Lünetten nebst den Mauern abgetragen, teilweise aber auch, wie 
z. B. das Reduit Colomb, durch Pioniere gesprengt, welche Arbeiten 
im Jahre 1912 in der Hauptsache beendet waren. An der Stelle 


1 
3 


Die Festung Posen und ihre preuß. Kommandanten > 151 


des alten Befestigungsgürtels erstand die Ringstraße: Burggrafen- 
(Waly Królowej Jadwigi), Markgrafen- (Waly Warneńczyka), 
Kurfürsten- (Wały Zygmunta Starego), Königs- (Wały Wazów) 
und Kaiserring (Waly Leszczyńskiego) mit ihren prächtigen öffent- 
lichen Gebäuden, Anlagen und Villen, die jetzt einen Schmuck 
der Stadt bilden, vor allem das sogenannte „Residenzviertel‘. 
Dem Ringe gleichlaufend wurden der Zollernplatz (Plac Zjedno- 
czenia), der Alarmplatz (Błonie Wildeckie), der Bernhardiner- 
(Wały Kazimierza Wielkiego), der Karmeliter- (Wały Jagielly), 
der Nieder-(Waly Zygmunta Augusta), der Ober- (Wały Jana III), 
der Herse- (Wały Kościuszki) und der Müllerwall (Wały Kościuszki) 
geschaffen. Die Namen der ehemaligen Werke gingen zum Teil 
auf die Forts und Zwischenwerke der AuBenbefestigung über; 
im Jahre 1918 erinnerte nur noch das Reduit des Forts Grolman 
daran, daß „ein befestigter Umzug die Stadt einst schützte, aber 
auch beengte‘“. 


Die folgenden Kommandanten von Posen, unter denen sich 
die vorerwähnte Entfestigung des linken Wartheufers vollzog, 
waren: Generalmajor v. Issendorff, 
der am 16. Juni 1901 als Kommandeur der 20. Inf.-Brig. nach 
Posen kam, am 24. April 1904 Kommandant wurde, am 14. Februar 
1905 den Charakter als Generalleutnant erhielt und am 21. März 
1908 in Genehmigung seines Abschiedsgesuchs mit Pension zur 
Verfügung gestellt wurde. 

Ihm folgte am 2. April 1908 Generalmajor Heinrich Frhr. 
v. Steinäcker, dessen Vater bereits von 1840—1850 die 
gleiche Stellung in Posen bekleidet hatte. Lebte letzterer in den 
Textworten: „Vater Steinäcker war der erste Stadtkommandant‘“, 
die der Volksmund dem vom Rathausturme in den Mittagsstunden 
geblasenen Signale untergelegt hatte, fort, so war der erstere unter 
dem Spitznamen „Heinrich VII.“ in Militärkreisen gefürchtet. 
Er erhielt am 2. Mai 1908 den Charakter als Generalleutnant, 
schrieb für die ,,Histor. Monatsblätter‘‘ einen Artikel über die 
Festung Posen unter nur einseitiger Benutzung der Akten der 
Posener Kommandantur, ohne Studium der Akten des dortigen 
Königl. Staatsarchivs und wurde am 9. März 1912 mit Pension 
zur Verfügung gestellt; er starb am 4. August 1926. — Sein Nach- 
folger war Generalmajor Koch v. Hernhaußen, der am 
9. März 1912 nach Posen kam, am 22. März d. J. den Charakter 
als Generalleutnant erhielt, bei Ausbruch des Weltkrieges zum 
Gouverneur von Posen ernannt wurde und am 24. Dezember 1914 
ein Patent seines Dienstgrades erhielt. Unter seinem Kommando 
wurde die Festung Posen in Kriegszustand versetzt, d. h. die 
Baumanpflanzungen sämtlicher Außenwerke wurden rasiert, auf 
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den Zufuhrstraßen zur Festung Drahtverhaue angelegt und zwischen 
den Forts und kleinen Werken betonierte Unterstände verschiedener 
Größe gebaut sowie alle Außenwerke mit den Besatzungstruppen 
belegt. Im Herbste 1915 verließ er Posen, um Gouverneur der 
eroberten russischen Festung Kauen (heute Kowno in Litauen) zu 
werden, und wurde ein Jahr später in Genehmigung seines Ab- 
schiedsgesuchs mit Pension zur Verfügung gestellt. — Zum 
Kommandanten wurde bei Kriegsausbruch der Generalleutnant z. D. 
v. Loeben ernannt, früher Kommandant von Neubreisach, 
der diesen Posten bis zum Kriegsende bekleidete. — Als Abschnitts- 
kommandeure der Festung Posen standen ihm zur Seite die General- 
majore a. D. Graf v. Matuschka Frhr. v. Toppol- 
czanund Spactgen und Wittko sowie Generalleutnant 
a. D. Bamihl. Zum Gouverneur wurde zum 1. April 1918 der 
Generalleutnant v. Hahn ernannt, der im Kriege zunächst Kom- 
mandeur der 87. Inf.-Brigade, sodann aber der 35. Inf.-Division 
gewesen war. 


Besprechungen und Inhaltsangaben. 


Jan Rutkowski. Zarys gospodarczych dziejów Polski w czasach 
przedrozbiorowych. [Abriß der Wirtschaftsgeschichte Polens 
in den Vorteilungszeiten.} Poznań 1923. Skład główny 
w Księgarni Uniwersyteckiej (Fiszer i Majewski) [Posen 
1923. Hauptniederlage in der Universitätsbuchhandlung 
(Fiszer und Majewski)]. 271 S. 8°. 

Dieses von dem Posener Professor der Wirtschaftsgeschichte — 
verfaBte und mit Unterstützung des Unterrichtsministeriums 
herausgegebene Werk ist eine erweiterte polnische Fassung eines 
für die Lausanner ,,Encyclopédie Polonaise“ bestimmten Beitrages. 
Wir besaßen bisher schon eine ganze Menge Einzelarbeiten über 
die verschiedensten Zweige und Teilgebiete der Wirtschafts- 
geschichte Polens, aber ein kurz und knapp die Ergebnisse, soweit 
das bisher möglich ist, zusammenfassendes Handbuch fehlte bis 
zu diesem Werk, das leider bisher nur bis zu den Teilungen reicht. 
Daß es die mit dem alten polnischen Reich nur zeitweise oder lose 
verknüpften Nebenländer ausläßt, dürfte weniger empfunden 
werden. Außer einem nützlichen und umfangreichen allgemeinen 
alphabetischen Schrifttumsverzeichnis enthält es zu jedem einzelnen 
inhaltlichen Abschnitt Andeutungen der Quellen. Wo eigne Arbeits- 
ergebnisse des Verf. gegeben werden, verbot das handbuchartige 
Gepräge des Buches ausführliche Begründungen. Außer einer 
vorzüglichen Einleitung in die Wirtschaftsgeschichte Polens bringt 
es Mittelalter und Neuzeit gesondert, und zwar beidemal in der 
Reienfolge: Bevölkerung; dörfliche Wirtschaft; Agrarverfassung 
bis 13., bzw. Mitte des 17. Jahrhunderts; Städte; Gewerbe und 
Bergbau; Handel; Geldwesen und Kredit; Finanzwesen. 

Eine Besprechung in unserer Zeitschrift wird sich besonders 
mit den deutschen Beziehungen befassen müssen. Auf einige dabei 
aufstoßende Dinge sei hier kurz eingegangen. Der Aufsatz über 
die mitteralterliche deutsche Siedlung beginnt mit den Worten: 
„In bezug auf das Volkstum stellte sich die Bevölkerung der pol- 
nischen Lande in der Zeit der Übernahme des Christentums wahr- 
scheinlich ziemlich gleichmäßig dar“ (S. 25). Schon da dürfte ein 
Fragezeichen zu setzen sein. Abgesehen von der Frage, ob nicht 
eine germanische Erobererschicht und eine unterworfene Bevöl- 
kerung zu unterscheiden sind, so zeigen schon die zahlreichen Orts- 
namenzusammensetzungen mit Rus-, Prus-, Pomorzan-, Tatar-, 
Niemc- usw., daß wohl ursprünglich recht verschiedene Bestand- 
teile erst allmählich verschmolzen sein dürften. Weiter heißt es: 
„Die deutsche Siedlung in Polen begann von Schlesien her, wo 
schon in der 2. Hälfte des 12. Jahrhunderts Fälle loser Siedlung 
von Deutschen bekannt sind.“ Letztere Erscheinung ist doch viel 
älter und nicht nur auf Schlesien beschränkt. ‚Seit dem 13. Jahr- 
hundert wird die Besiedlung organisiert und umfaßt allmählich 
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alle polnischen Lande." Das darf nun nicht mißverstanden werden, 
als ob das Reich eine einheitliche Auswanderungspolitik getrieben 
hätte, wie ja auch der Titel des (übrigens nicht angeführten) Sebicht- 
schen Buches diese falsche Auffassung aufkommen lassen kann. 
Wie bei der ganzen Posener Historikerschule tritt auch bei dem 
Verf. das Bestreben hervor, die Zahl der Deutschen nicht hoch 
erscheinen zu lassen. Der Beweis für die Behauptung, daß unter 
den aus dem Reich kommenden Siedlern auch viele vor dem 
deutschen Druck fliehende Slawen gewesen seien, ist erst noch zu 
erbringen. Wenn es weiter heißt: „In GroBpolen wohnte eine 
Menge Deutsche in Posen; die Verpolung dieser Stadt im 15. Jahr- 
hundert ist unbezweifelbar“, so darf der erste Teil nicht so auf- 
gefaßt werden, als ob in den andern Städten keine Deutschen 
gewesen wären, und der zweite Teil ist übertrieben und zu sum- 
marisch gefaßt; noch im Jahrhundert darauf ist ein ganz bedeuten- 
der Hundertsatz Deutscher in der Stadt, und zwar gerade an her- 
vorragenden Stellen, vorhanden. 

Wie es auch mit der Bedeutung des Ackerbaus in der Gesamt- 
wirtschaft vor der deutschen Siedlung stehen mag (früher als un- 
bedeutend, dann als wichtig, jetzt von Balzer wieder als gering- 
fügig angesehen), „ein unzweifelhaftes Anwachsen seiner Bedeutung 
in der Kolonisationszeit‘ gibt auch Verf. zu. Rodungen durch die 
Deutschen dürften auch schon vor dem 14. und 15. Jahrhundert 
eine bedeutendere Rolle gespielt haben (verschiedene Ortsnamen 
Rudunek-Rodung, Rumunki-Räumung und dgl.) als er annimmt, 
wie er anderseits die durch die Kriegswirren des 13. Jahrhunderts 
zu Wüstungen gewordenen und dann von Deutschen besetzten 
Flächen, die ja zudem bald wieder bewuchsen, überschätzt, wie 
neuere Untersuchungen über Siedlungsformen zu zeigen scheinen. 
Wenn ,,die Annahme, daß erst die deutschen Siedler im 13. Jahr- 
hundert die Dreifelderwirtschaft eingeführt hätten, bisher nicht 
genügend bewiesen ist“, so ist m. W. das Gegenteil noch weniger 
bewiesen. Um einmal zeitlich vorzugreifen: Noch in der späteren 
Vorteilungszeit kommt die Zweifelderwirtschaft verhältnismäßig 
häufig vor (S. 119). Es wäre mit Rücksicht auf die Herkunft der 
Dreifelderwirtschaft lehrreich festzustellen, ob die Gebiete mit der 
rückständigeren Wirtschaftsform der zwei Felder nicht gerade 
solche sind, die nur eine geringe deutsche Einwirkung erfahren 
haben. 

Im Spätmittelalter war die „zweite Form der wirtschaftlichen 
‘Umgestaltung des GroBbesitzes die Gründung sogenannter _,,fol- 
warki“ (S. 40), von denen einige schon vor der deutschen Siedlung 
dagewesen seien. Zunächst ist hier zu sagen, daß man die Zeit der 
deutschen Siedlung nicht einfach mit einem bestimmten Jahr 
beginnen lassen kann, daß man also nicht so schroff scheiden darf; 
es gab, wie schon bemerkt, vor der großen Welle einzelne Spritzer 
dieses Stroms schon lange vorher auch nach Polen herüber, von 
‚denen diese Vorläufer der “folwarki" stammen können. Dazu kommt 
folgendes: Wenn Verf. mehrfach aus slawischen Bezeichnungen 
‚schließen will, daß die betreffenden Dinge bei den Polen altbekannt 
gewesen seien, so kann man andererseits diese Methode auch um- 
gekehrt ın stärkerem Maße verwenden, als es gewöhnlich geschieht, 
wobei gewisse Vorbehalte und Finschränkungen hier nicht behan- 
delt werden können. Das Wort folwark ist nun nichts anderes als 
das umgestaltete deutsche Wort Vorwerk (mit dem bekannten 
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Wechsel von r und 1 bei Vorhandensein noch eines zweiten r wie 
bei dem weiter unten erwähnten olbora, sowie mit entweder schle- 
sischem a statt e oder poln. Entwicklung des e vor r). Der Schluß 
liegt nahe, Um die Hilfe, die die Sprachwissenschaft hier leisten 
kann, gleich im allgemeinen anzudeuten: In allen Gebieten, die 
\erf. behandelt, läßt sich die Stärke des deutschen Einflusses 
gerade durch die Lehnworte nachweisen. So begrüßenswert es ist, 
wenn er S. 172 lunarz als Lohnherrn erklärt, so wäre es bei der 
geringen Verbreitung der Kenntnis dieser Dinge nicht unangebracht, 
auch bei dem daneben stehenden Wort szafarz die Deutung (Schaffer) 
zuzufügen usf. an vielen Stellen seines Buches. 

Es ist nur richtig, wenn es S. 46 heißt: ,,Das 13. Jahrhundert 
ist der Wendepunkt in der Entwicklung der Agrarverhältnisse in 
Polen; der Ausgangspunkt ist hier die deutsche Siedlung“. Doch 
wenn S. 59 steht: ,,Die wirtschaftlichen Unterschiede, die zwischen 
Patriziern und gewöhnlichem Volk (in den Städten) bestanden, 
wurden durch eine Verschiedenheit der Abstammung vertieft“, 
so fehlt unbedingt das Wort „bisweilen“; denn die Behauptung, 
(ler man begegnen kann, daß damals in den Städten im wesent- 
lichen nur die Oberschicht ,,fremd“ gewesen sei, die Unterschicht 
aber nicht, die sozusagen eine Fortführung der Kostrzewskischen 
Vorgeschichtstheorie darstellt, ist durchaus unhaltbar. ‚Zur Zeit 
der Entwicklung der Städte wurden aus dem Westen nach Polen 
neue Arten der Produktion und neue Methoden eingeführt. 
Daher ist auch die Handwerkerterminologie in bedeutendem 
Maße fremder, hauptsächlich deutscher Herkunft“ (S. 65). Auch 
die Zünfte wurden aus Deutschland übertragen. ,,So entspricht 
auch thre Einrichtung der der deutschen Ziinfte“ (S. 66/67). Bei 
Erwähnung der bisweilen vorkommenden Zunftvorschrift oder 
auch nur -gewohnheit, Angehörige bestimmter Volkstümer, z. B. 
/igenner oder Juden, nicht aufzunehmen, hätte erwähnt werden 
können, daß sich manche Zünfte auch gegen die Polen abschlossen 
und so deutsch zu erhalten suchten. Ebenso hätten die Acker- 
bürgerstädtchen, die für die spätere Zeit besprochen werden (S. 146 
u. 165), auch schon für das Mittelalter erwähnt werden können 
(Vgl. dazu die Entwicklung in dem allerdings zu Schlesien 
gehörigen Bielitz nach W. Kuhn in Heft 12 dieser Zeitschrift). 

Zu der nach andern Verfassern wiederholten Behauptung, daß 
der Salzbergbau ‚heimischen Ursprungs sei“ (S. 70), genügt es, 
auf die energische Abweisung dieser Fabel durch den polnischen 
Slavisten A. Brückner hinzuweisen (Slownik etymologiczny S. 507 
u. 272). Die gesamten alten Bergwerksausdrücke sind durchaus 


deutsch (gwarek = Gewerk, olbora = Urbar, sztygar = Steiger, 
tragarz = Trager, bachmistrz = Bergmeister usw). 


In dem Abschnitt Handel sagt Verf. richtiger- und vorsichtiger- 
weise, in Westeuropa, vor allem Flandern ,,konnte man schon 1m 
l4. Jahrhundert nicht nur Waren, sondern auch Kaufleute aus 
Polen, nämlich Krakau treffen“. Die Bezeichnung „polnische 
Kaufleute“ würde nämlich den falschen Eindruck erwecken, als 
ob es auch dem Volkstum nach Polen gewesen seien, während in 
Wirklichkeit im Handel ‚zu Krakau im 14. Jahrhundert das 
deutsche Element unbedingt herrschend war“ (S. 83). Das gilt 
genau so von Thorn, von dem es heißt: ,,Schon im 14. Jahrhundert 
besaß es für den polnischen Handel eine ungeheure Bedeutung, 
verlor einen bedeutenden Teil davon in der ersten Hältte des 15. 
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ae eng und gewann sie nach dem Übergang unter poln. 
errschaft nicht mehr zurück“ (S. 82). Gegenüber vielfachen 
Behauptungen anderer, daß erst diese Zeit dem Gebiet einen Auf- 
schwung gebracht habe, ist diese Stelle, zu unterstreichen, ebenso, 
daß Danzig auch dann seinen Charakter als freie Stadt behielt. 
Von diesem bis zur Gegenwart deutschen Danzig, von dem leider 
die Fabel von der Niedermetzelung der Slawen im Jahre 1308 
wieder aufgetischt und weiter gesagt wird, daß es an Handels- 
bedeutung alle andere Städte überragt habe, heißt es (S. 84): ,,In 
unmittelbare Handelsbeziehungen mit Polen kam Danzig erst ver- 
hältnismäßig spät: Erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts“. 


Aus dem Abschnitt Geldwesen und Kredit ist erwähnenswert, 
daB das älteste Münzsystem sich auf die karolingische, das jüngste 
auf die kölnische Mark aufbaute, daß die poln. Mark nach deutschen 
Mustern eingeteilt wurde (S. 94— 95), daß ‚im 10. Jahrhundert 
und in der ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts das deutsche Geld 
überwog“ (S. 96). „Sehr verbreitet waren die sogenannten wyder- 
kafy“ (S. 102), Diese Finanzoperation des Wiederkaufs war ebenso 
deutschen Ursprungs wie die auf der nächsten Seite genannte 
Bank- und Handelsherrnfamilie der Boner. Auch von der Neuzeit 
heißt es ‚die Banken wurden überwiegend von Leuten auslän- 
discher Abstammung geleitet“ (S. 222). : 


Zu dem Teil Neuzeit drängen sich bei dem Abschnitt Bevöl- 
kerung folgende Erwägungen auf: Wenn nach den Berechnungen 
von Korzon für das Jahr 1791, also nachdem durch die erste Teilung 
schon überwiegend nichtpolnische Gebiete abgetreten waren, 
53,5%, Röm.-Kath. vorhanden waren, so kommt man unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß nur sehr wenige Polen evang. waren, 
dagegen sehr viel mehr Litauer, Weißrussen und Deutsche röm.- 
katholisch, zu dem Schluß, daß die Polen damals noch lange nicht 
die Hälfte der Bevölkerung ausgemacht haben. Innerhalb des 
alten Nationalitätenstaates in geschlossenen Massen gesessen und 
eigene Sprachgebiete gebildet haben aber damals nicht nur die 
Polen, Ukrainer, Weißrussen und Litauer (S. 115), die Verf. 
erwähnt, sondern im Westen des Landes auch die Deutschen im 
Anschluß an ihr großes mitteleuropäisches Sprachgebiet. Denn 
es ist doch nicht so, daß z. B. das Gebiet der heutigen Grenzmark 
Posen-Westpreußen und sich daran anschließende Stücke erst zu 
neupreußischer Zeit verdeutscht worden wären, wie eine skrupel- 
lose Propaganda der ahnungslosen Entente vorgeredet hat, 
sondern schon zu altpolnischer Zeit waren sie fast rein deutsch. 


Auch Verf. sagt: ‚Besonders zahlreich waren sie (die typisch 
deutschen Zinsdörfer nämlich) in den Westmarken, hauptsächlich 
in Großpolen und Westpreußen, so daß sie diesen Gebieten schon 
in jenen Zeiten ein besonderes Gesicht bezgl. der Agrarverhältnisse 
gaben; diese Verschiedenheit datiert schon seit der Hälfte des 
17. Jahrhunderts und steht im Zusammenhang mit der starken 
deutschen Siedlung, die die Zinsdörfer schuf“ (S. 147). ,,Diese neue 
Welle deutscher Siedler übte einen starken Einfluß auf die Gestal- 
tung der Agrarverhältnisse in den Westmarken aus“ (S. 143). 
Eine neue Befruchtung war auch dringend nötig bei dem Rück- 
gang der Landwirtschaft vom 16.— 18. Jahrhundert, für den S. 119 
wirkungsvolle Angaben bringt. Im Gegensatz zum benachbarten 
brandenburgisch-preußischen Staat wurde kein Bauernschutz 
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getrieben, die Reichs- und Landtage zeigten ,,sehr wenig Verstandnis 
für die Bauernfrage; es überwogen bei ihnen bauernfeindliche 
Bestrebungen“ (S. 162). Als wirklich endlich einzelne Männer 
Reformversuche durchführten, da ‚stellten die von den Neuerungen 
erfaßten Bauern nur einen sehr kleinen Teil der Gesamtheit der 
poln. Bauern dar“ (S. 162), und auch die selbst im Licht der zu- 
rückhaltenden Forderungen der Publizistik des 18. Jahrhunderts 
nur ‚sehr bescheidenen“ Ergebnisse der vielgerühmten Verfassung 
des 3. Mai 1791 in dieser Beziehung werden richtig unterstrichen 
(S. 163). | 


„während der Verfall der Städte in den feindlichen Raub- 
zügen seine genügende Erklärung findet, mußte die Langsamkeit, 
mit der der Wiederaufbau des städtischen Lebens erfolgte, auch 
andere Ursachen haben“ (S. 173). Außer der wirtschaftlichen 
Bedrückung der Städter durch den Adel dürfte die Unsicherheit 
der Verhältnisse, und besonders im Osten der Mangel deutscher 
Blutzufuhr schuld gewesen sein. Denn wenn schon Prof. J. Ptasnik 
in seinem Werk ,,Miasta w Polsce“ S. 152 die Polonisierung der 
Städte und ihren Ver- und Zerfall zusammenstellt, so spricht für 
diese wichtige Rolle des Blutsmäßigen auch, wenn für die vor- 
wärtsdrängende Initiative in jener Zeit zwei Männer angeführt 
werden, die beide deutscher Abstammung sind, der einen Städte- 
verband gründende Warschauer Stadtpräsident Joh. Deckert und 
der großzügige Fabrikanlagen schaffende Magnat Tiesenhaus. 
Letzterer holte für seine Unternehmungen deutsche Meister aus 
dem Eisen- und Tuchgewerbe (S. 190); aber auch die Arbeiter 
müssen großenteils Deutsche gewesen sein, wenn geregelt werden 
mußte, wann während der Arbeit polnisch und wann deutsch 
gesungen werden durfte (S. 189). Die verschiedenen staatlichen 
Ansätze zur Begründung eines Großgewerbes verfielen jedoch bald, 
ebenso der Bergbau (S. 195/6). 


Gegenwartsvergleiche drängen sich einem auf, wenn man liest: 
„Der wichtigste Teil des Außenhandels Polens zu Lande z. B. war 
der Handel mit Deutschland‘ (S. 209), wobei Gewerbeerzeugnisse 
einerseits gegen Tiere und Rohstoffe ausgetauscht wurden; ,,fiir 
den poln. Handel war das eine Danzig unvergleichlich wichtiger 
als alle andern Häfen zusammengenommen" (S. 209), von der 
Säumigkeit der Steuerzahler (S. 234), geringeren Steuereingängen 
als vorgesehen (S. 247/8), von merkantilistischen Bestrebungen der 
Bevorzugung der Landeserzeugnisse, von einer Geldentwertung 
(S. 218), ,,die Heeresausgaben betrugen Mitte des 18. Jahrhunderts 
92% der Einnahmen des Staates“ (S. 244) und dgl. 


Die wichtige und selbständige Rolle Westpreußens klingt auch 
mehrfach an: Es hatte seinen eigenen Generalpostmeister (S. 204), 
sein eigenes Münzsystem (S. 214 u. 216); ,,die gute oder preußische 
Münze war nicht nur in Westpreußen, sondern auch Nordgroß- 
polen in Umlauf“ (S. 220). jm Iahre 1585 war über 34 des Danziger 
Durchgangshandels in niederdeutschen (holländischen und ost- 
friesischen) Händen. Über den Weichselhandel bringt die in- 
zwischen in den ‚Deutschen Blättern für Polen“ 1927 erschienene 
Arbeit von Raths neue Angaben. 


Diese und manche andere in den 5 Jahren seit Erscheinen des 
Buches herausgekommene Arbeit (auch auf eine dem Verf. ent- 
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gangene fleißige Berliner Dissertation von 1921 von Hugo Ferdi- 
nand Simon: ,, Vom po'nis: shen Gewerbe. Charakteristik der Gewerb- 
lichen Entwicklung im alten Polen“ darf dabei hingewiesen 
werden) werden der 2. Auflage des Buches zugute kommen, die 
bei seiner grundlegenden Bedeutung sicher sein dürfte. 
Wenn dafür besseres Papier verwendet, die Sprachwissenschaft 
noch stärker ausgenutzt, eine noch schärfere Trennung 
zwischen den Verdiensten der einzelnen Völker des alten Staates 
durchgeführt und einige stehengebliebene Druckfehler beseitigt 
würden (S. 8 peleograija, S. 79 czerwień statt — c, S. 228 me 
tyczny, S. 258 Kaindl I, nicht II, S. 260 potrymanjalna usw.), 
würde das den Wert nur noch erhöhen. Darf man auch auf die 
Bearbeitung der Nachteilungszeit rechnen ? 

Lattermann. 


Jézef Skoczek. Kwestja jezyka kazań lwowskich w w. XIII — XVI. 
Die Frage der Sprache der Lemberger Predigten im 13. 
is 16. Jahrhundert.] Przegląd Teologiczny. (Lemberg.) 
1927. Heft 4, S. 337 377. 

Für die lehrreiche Frage der Volkstumsverteilung im Mittel- 
alter ist es wichtig, zu wissen, in welcher Sprache gepredigt wurde, 
da die Kirche den Grundsatz hatte, die Gläubigen in ihrer Mutter- 
sprache geistlich zu versorgen, ein Grundsatz, der allerdings durch 
Entnationalisierungsabsichten kirchlicher Faktoren in manchen 
Ländern getrübt und sogar aufgehoben werden konnte. Dieses 
Moment spricht auch bei der Frage der deutschen Städte im alten 
no Reich mit, wofür wieder der vorliegende Aufsatz ein 

eispiel ist. 


Die Stadt Lemberg, die seit ihrer Gründung um die Mitte des 
13. Jahrhunderts, also noch unter ruthenischer Herrschaft, schon 
Deutsche beherbergte, die tonangebend wurden (,sie besetzten 
die städtischen Ämter, in ihrer Hand lag Handel und. Gewerbe, 
dem ganzen städtischen Leben gaben sie den Ton an“, S. 340), 
besaß bald vier lateinische Kirchen, in denen ganz überwiegend 
deutsch gepredigt wurde, vielleicht sogar ausschließlich, denn 
Verfasser vermag erst für 1399 die Erwähnung eines praedicator 
Polonorum nachzuweisen. Die Polen müssen jedoch damals noch 
eine geringe Zahl ausgemacht haben, weil das Volkstum besonders 
genannt wird, gegenüber dem herrschenden Deutschen also auffällig 
war. Daß dieser Prediger selbst Pole gewesen sein muß, ist 
nicht so sicher, wie Verfasser annimmt, da später auch der 
deutsche Prediger die Befugnis erhült, polnische Beichte zu 
hören. Ganz unbegründet ist die Annahme Skoczeks, daß dıe ın 
den Stadtbüchern vorkommenden Namen polnischer Herkunft 
mit deutschen Berufsbezeichnungen dahinter, über die er sich 
wundert, Polen bezeichneten. Daß auch Deutsche den als ur- 
polnisch angesehenen Heiligennamen Stanislaw oder Stenzel trugen, 
dafür hier nur ein Beispiel: In Krakau, dessen Volkstumsent- 
wicklung ähnlich ist wie in Lemberg, verteidigte der Bürgermeister 
Stanıslaus Zipser (Czipsar) das deutsche Gepräge der von 
Deutschen errichteten berühmten Marienkirche gegen Polonisıe- 
rungsabsichten (Ptasnik, Miasta w Polsce, S. 145, vgl. auch meine 
Ausführungen in Heft 8 dieser Zeitschrift, S. 137). Wie so manche 
seiner Landsleute, überschätzt auch Skoczek die damalıge Stärke 
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des Polentums in Lemberg. Er behauptet ein ,,Polentum der Stadt 
am Ende der mittelalterlichen Ära‘, muß aber selber noch für 1514 
eine Quellenstelle anführen, daß ,,natio Almanica non in parva 
quantitate Civitatem Leopoliensem incolit“ (S. 359). In der nächsten 
Zeit, fiir die er eine rasche Verpolung annimmt, werden wohl zur 
Zeit der Verwicklungen mit Albrécht von Brandenburg die Ver- 
hältnisse nationaler Amphibienhaftigkeit und Schwankens herr- 
schend gewesen sein, wie sie der Humanist Baumann-Agricola aus 
Krakau berichtet: „Wenn die Deutschen siegen, freuen sie sich 
mit ihnen, wenn die Polen, dann mit denen“ (Ptasnik a. a. O., 
S. 143). 


Kurz zusammengefaBt, verlauft die Entwicklung so, daB es 
im 15. Jahrhundert auch schon polnische Predigten in der Pfarr- 
kirche gibt, dann sind gleichzeitig je ein deutscher und polnischer 
Prediger, die von zwei verschiedenen Kanzeln in der Kathedral- 
kirche das Wort Gottes kiinden, aber noch keine rechtlichen und 
wirtschaftlichen Existenzgrundlagen haben, bis nach Schaffung 
dieser für den Polen durch einen Vorstoß des Erzbischofs und einem 
Versuch der geistlichen Faktoren, die deutsche Sprache 1510 zurück- 
zudrängen, auf die Beschwerde von Bürgermeister und Rat, die 
kennzeichnenderweise die deutschen Belange verteidigen, sprachlich 
eine Art Gleichberechtigung eingeführt wird, wenigstens theoretisch, 
denn praktisch hintertreiben die Besetzung der schon längere Zeit 
vakanten deutschen Predigerstellen wieder Erzbischof und Dom- 
kapitel (...,,Streben des Erzbischofs und Kapitels, in der Kathe- 
drale nur einen polnischen Priester zu unterhalten, der Lemberger 
Kirche ein rücksichtslos polnisches Geprage zu geben", S. 357), 
die Furcht vor reformatorischen Gedanken und die fortschreitende 
Verpolung der Stadt. Für die spätere Zeit schreibt Verfasser: 
„Zwar wurden die Rechte des deutschen Volkstums auf Predigten 
in der Muttersprache nicht aufgehoben, vielmehr nur diese Pre- 
digten auf unbeschränkte Zeit vertagt und auf dem Wege schritt- 
weise eingeführter Änderungen an dem Übereinkommen von 1514 
die Frage des deutschen Predigers irreal gemacht. Nicht wenig 
trugen dazu die Schwierigkeiten, die mit der Auffindung eines 
entsprechenden Kandidaten verbunden waren, bei, was wieder in 
engem Zusammenhang steht mit der sich ausbreitenden kirchlichen 
Neuerung, mit der verpolenden Politik des kirchlichen Faktors, 
schließlich mit der Polonisierung der deutschen Bürgerschaft“ 
(S. 375). 


Wenn besonders hervorgehoben wird, daB ein Bürger Petrus, 
genannt Striczek (Strickchen), eine Stiftung zugunsten des polnischen 
Predigers gemacht, daB dagegen keine für den deutschen bestanden 
habe, so ist das kein Beweis für das polnische Gepräge der Stadt, 
sondern zeigt im Gegenteil, daß bis dahin die deutschen Bürger, 
wenn sie kirchliche Stiftungen machten, nicht besonders glaubten, 
sie für den deutschen Prediger bestimmen zu müssen, weil eben 
das Deutsche noch die beherrschende Sprache war. Daß auch 
später das Deutschtum trotz seiner Verdrängung aus der Kathedral- 
kirche eine bedeutende Rolle gespielt hat, dafür hat zuletzt der 
deutsche Altmeister auf diesem Gebiet, Prof. R. F. Kaindl, ın 
einem volkstümlichen Aufsatz im ‚Landwirtsch. Kalender für 
Polen 1928", S. 36—39, Belege angeführt. Einen kurzen Über- . 
blick über die Entwicklung, wie sic Skoczek schildert, hatte er 
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schon in seiner grundlegenden „Geschichte der Deutschen in den 
Karpathenländern“ (Gotha 1907, Perthes), I. Bd. S. 150 gegeben. 
Lattermann. 


Ludwik Antoni Birkenmajer. Mikolaj Wodka z Kwidzyna, zwany 
Ahstemius, lekarz i astronom polski XV-go stulecia. [Nico- 
laus Wothke (?) aus Marienwerder genannt Abstemius, eın 


polnischer (?) Arzt und Astronom des 15. Jahrhunderts.] 


Torun, Nakładem Towarzystwa Naukowego w Toruniu. 
[Thorn, Verlag der Wissenschaftlichen Gesellschaft zu Thorn.] 
1926. 163 S., 2 Abb. S. A. aus Bd. XXXIII des ,, Rocznik 
Towarz. Nauk. w Toruniu“. 

Beiläufig wirft in dieser Schrift B. den Deutschen das Gelüst 
vor, „alles mit Beschlag zu belegen, was nur irgend einmal an der 
Grenzscheide des Polentums und Deutschtums vorhanden war“. 
Dem gegenüber versucht er, auch diesen Domherrn und Arzt in 
Leslau (Włocławek), der der erste Lehrer des Coppernicus in der 
Sternkunde gewesen sei, als Polen darzustellen. Das soll zunächst 
der ,rein polnische Klang seines Namens“ beweisen. Schon das 
ist falsch. Wie das leider unter seinen Landsleuten meist so üblich 
ist, macht B. zunächst aus einem Nicolaus der Quellen einen Mikolaj 
und hält die nur ganz seltene und späte Bezeichnung Wodka für pol- 
nisch. Dabei erwähnt er selbst als wahrscheinlichen Bruder einen Ste- 
phanus Wothke dioecesis Culmensis (der übrigens in Köln studiert) 
und meint, daß die Deutschen das a der Endung zu e gemacht 
hätten, wie das häufig vorkomme. DaB aber ebenso gut die um- 
gekehrte Entwicklung möglich ist (z. B. nach der deutschen Patri- 
zierfamilie Wilde der Dorf-, jetzt Stadtteilname Wilda in Posen, 
vergl. Lukasiewicz, Hist.-Statist. Bild der Stadt Posen, 1878, S. 167: 
Geschlecht der Szada von Joh. Schade abstammend nach Lorentz, 
Gesch. d. Kaschuben S. 107, sowie bei zahlreichen Entlehnungen 

aus der deutschen Sprache, vgl. Gabrjel Korbut, Wyrazy niemieckie 

w jezyku polskim in Prace Filologiczne Bd. IV, Warschau 1893) 
übersieht er völlig. Die Schreibung th scheint für Lange des o zu 
sprechen. Das paßt zu der Ableitung von dem germ. Stamm woda 
(Heintze-Cascorbi, Die deutschen Familiennamen, Halle 1914, 
IV. Aufl. S. 294). Also der Name kann ebenso gut germanisch wie 
slawisch sein. Bezüglich des ,,Nicolaus“ muß ich wieder auf meine 
Bemerkungen in Heft 6 dieser Zeitschr. S. 196 hinweisen. daß der 
Name gerade in den deutschen Kolonialstädten außerordentlich 
beliebt war. Verf. legt großen Wert darauf, daß W., und zwar nur 
in ganz späten Eintragungen, Polonus genannt wird. Das bezeugt, 
wie wiederum festgestellt werden muß, durchaus noch kein pol- 
nisches Volkstum. Ein Arzt Nicolaus Polonus war auch einst als 
Beweis der damaligen hochstehenden polnischen Ärztekunst an- 
geführt worden, bis ein andrer polnischer Gelehrter nachwies, daß 
dieser Nicolaus — ein Deutscher war. Weiter, die Benennung Nic. 
de Marianwerder, also mit dem deutschen Stadtnamen, die B. 
kennzeichnenderweise in die Anmerkung setzt (S. 5), wo man sie 
leicht übersieht, stammt von dem Lehrer des Coppernicus selbst, 
während die als Beweis des Slawentums angegebene Form de 
Quedzino in dem Studentenalbum von Krakau natürlich von einem 
polnischen Schreiber stammen kann; anderswo ist er mit der 
deutschen oder lateinischen Stadtnamenform eingetragen, auch aus 
Pruscia, nur selten mit dem Familiennamen bezeichnet. 
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Wie tendenziös Verf. vorgeht um seine These des Polentums 
von Nic. den Lehrern zu suggerieren, dafür gibt schon A. S(emrau) 
ın den Mitteilungen des Coppernicus-Vereins 1927, S. 104— 106 
einige Beispiele. Daß um Marienwerder Slawen gewohnt haben 
sollen, will B.durch Anführung von Ortsnamen vom andern Weichsel- 
ufer beweisen.: Aus der Familie Stange macht er einfach eine solche 
‘der Stanköw, aus einem Mattis Jawche einen ,,Maciej Jucha“ und 
die dahinter stehenden Bürgernamen Barticke, Segler, Mathis 
Vieyscher, Nickel Hange, Hans Kortzman, Simon Schnider, 
Asman Prewsse usw., die unangenehmerweise alle deutsch sind, 
läßt er einfach aus! Und diese Stadt, die er durchaus als polnisch 
hinstellen will, sichert sich noch 1480 das deutsche Gepräge ihrer 
Bürger in Art. 35 ihrer Willkür. | 
Nach diesen Beispielen kann man kein allzugroßes Vertrauen 
zu den Ausführungen haben. Des Astronomen Humanistenbei- 
name Abstemius soll eine Übersetzung von Wodka sein. Da aber 
wödka gerade Wässerchen im Sinne Schnaps, als das Gegenteil 
des Getränks eines Enthaltsamen ist, sieht diese Deutung ver- 
zweifelt der berühmten canisa non canendo ähnlich. Daß er ferner 
mit Lukas Watzelrode, dem Oheim des Coppernicus, befreundet 
und Lehrer des großen Astronomen gewesen ist, spricht für uns 
gerade für sein deutsches, nicht polnisches Volkstum. So muß ich 
leider bedauern, von den diesen Punkt betreffenden Ausführungen 
des Verfassers nicht überzeugt worden zu sein, erkenne dagegen 
dankbar die außerordentlich fleißige Sammlung von vielen Nach- 
richten, die ein einigermaßen geschlossenes Bild des Mannes geben, 
‚dankbar an. Die Hauptdaten sind folgende: Um 1442 als Sohn des 
‚Bürgers Gregor geboren, Domschule Leslau, 1462 Hochschule 
Krakau, 1467 anscheinend Preßburg, Magister, 1476 Bologna, 
1479 dort Lektor der Sternkunde, 1480 Dr. med., Annahme des 
Beinamens Abstemius, 1482 Arzt in Posen, vor 1491 Leslau, auch 
Domherr, zusammen mit Coppernicus wohl Verfertiger der Sonnen- 
uhr am Dom, stirbt Ende 1494. Lattermann. 


Theodor Wotschke. Polnische Studenten in Wittenberg. In: Jahr- 
bücher für Kultur und Geschichte der Slaven. N. F. Bd. II, 
Heft II, S. 169—200. 

Wir hätten es lieber gesehen, wenn die Überschrift gelautet 
hätte: „Studenten aus Polen‘, weil bei der vom Verf. gewählten 
Form die Gefahr des Irrtums vorliegt, an Studenten nur polnischen 
Volkstums zu denken, während z. B. folgende Deutsche aufgezählt 
werden: Joh. Böschenstein, Dan. Schilling, verschiedene Guttheter 
Ludw. Ochslein-Bovillus, Joh. Ludwig Dietz, Job. Boner, 
Stan. Watt, Joh. Lehmann aus Danzig, Sim. Handel aus Lemberg, 
der in Osnabrück geboren und zeitweise in Kauen (Kowno) und 
Wilna lebende Staphilus, Stan. Bodenstein aus Posen, Verwandter 
v. Karlstadt, Georg Biittner und 2 Heyn aus Kauen, Joh. v. Ende 
und Joh. Graf aus Posen, mehrere Verwandte des gleichfalls aus 
deutscher Bürgerfamilie stammenden Führers der Gegenreform. 
Kardinals Stan. Hos(ius), Morsteins, Petrus Schomann, Kasp. 
Lindner, Paul Eberus, Achat. Scherer-Curcus aus Marienburg, 
Thom. Schmiedel aus Posen, Jon. Gaunersdörfer und Kasp. Hoff- 
mann aus Fraustadt, Andr. Rhel aus Posen, dessen Eltern aus 
Torgau stammten, der Meseritzer Pfarrerssohn Andr. Caper, der 
im ElsaB geborene Liss. Rektor Theob. Blasius, der Sohn des Pos. 
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Kirchenältesten Kasp. Hempel, der Pos. Druckersohn Simeon 
Nehring, Mart. Gottwald aus Meseritz usw. Ferner sind mehrere 
Reußen oder Ukrainer, Litauer usw. vermerkt. Der Rest nur sind 
dem Volkstum nach wirkliche Polen gewesen. 

Von diesen hätte Stanislaw Ruszycki bei einem Streit mit einem 
andern Studenten einmal fast Melanchthon, der, um Ruhe zu 
gebieten, dazwischentrat, erstochen, worüber sich natürlich der 
damalige Wittenberger Rektor, Graf Görka, schwer kränkte, da 
kurz vorher schon ein andrer Pole hatte relegiert werden müssen. 
Verhältnismäßig wenige aus dem Osten stammende Studenten 
haben akad. Grade erworben. Hauptsächlich bis 1560 dauerte der 
starke Zustrom an, dann ebbte er ab. Insgesamt haben mehr als 
500 Studenten aus Polenin W. ihre Ausbildung erhalten. Mit Recht 
sagt der verdiente Verf.: ‚Ein starker Strom neuen geistigen und 
reiligösen Lebens ist durch sie und die Bücher, die sie nach Hause 
geschickt und gebracht, von der Lutherstadt nach Polen geflutet 
und hat hier so befruchtend gewirkt, dem Volke, das bis dahin nur 
die kümmerlichen Anfänge eines nationalen Schrifttums aufweisen 
konnte, ein goldenes Zeitalter seiner Literatur geschenkt.‘ ,,Selbst 
die Erneuerung der alten Kirche im Osten seit 1560 ist nicht ohne 
die Lebenskräfte erfolgt, die ihr von Wittenberg zugeflossen sind. 
Das bezeugen die Namen Konarski, Warszewicki, Solikowski, 
Brzeznicki, Rabe.“ Dr. R. St. 


Dr. Marja Wojciechowska, Z dziejów ksigzki w Poznaniu w XVI. w. 
Poznań 1927. Fiszer i Majewski. Księgarnia Uniwersytecka, 
XLIV + 360 str. 48 zt. 


[Dr. Maria Wojciechowska. Zur Geschichte des Buches in 
Posen im 16. Jahrhundert. Posen 1927. Fiszer und Majewski. 
Universitäts-Buchhandlung. XLIV u. 360 S. 48 zŁ] 

Obiges Werk ist ein schöner Beitrag zur internationalen Presse- 
schau in Köln (1928) und zum 100jahrigen Jubiläum des Ossoli- 
neums in Lemberg, jener bedeutenden polnischen Bibliothek, die, 
von Josef Maximilian Ossolinski in Wien begründet, nach seinem 
Tode nach Lemberg übertragen wurde. 

‘Viel mühsame Forschungsarbeiten mußte Frau Dr. Wojcie- 
chowska in den verschiedenensten Bibliotheken leisten, ehe sie ıhr 
Werk schreiben konnte. Seinfürweitere Kreise inter- 
essantester Teilist die auf Ill Seiten gebotene Geschichte 
des Posener Buchhandels und Buchdruckes im 16. Jahrhundert; 
es wird da berichtet über den Posener Buchhandel bis zum Jahre 
1600, über die Buchdrucker des 16. Jahrhunderts und ihnen ver- 
wandte Handwerke, schließlich über das damalige Lesepublikum, 
über öffentliche und Privatbüchcreien. Näher bekannt mit den 
einzelnen Erzeugnissen des Posener Buchdruckes macht uns die 
auf 190 Seiten 279 Nummern umfassende Bibliographie 
der Buchdruckereien von Nering und Wolrab, die sich über die 
Jahre 1577 — 1636 erstreckt; bei jedem Werk, das Dr. W. in der 
Hand gehabt hat, gibt sie einen Abdruck des Titelblattes wieder, 
macht uns weiter mit dem Aussehen des Buches bekannt, erwähnt 
also Vorwort, Widmung und Index, bespricht alle typographischen 
Verzierungen: Initialien, Vignetten und Illustrationen nach ihrem 
Ausmaß und zuletzt die Drucktypen. In einem besonderen Ab- 
satz erfahren wir das Format, die Zahl der Seiten, die Signatur, 
die Bibliothek, in der sie den Druck gefunden hat, und schließlich 
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die darauf Bezug nehmende Stelle bei Estreicher. — Beiden Teilen 
geht die Übersicht über die das Werk zierenden Stiche, 17 an 
der Zahl, voraus und ein doppeltes Verzeichnis der 
in der Bibliographie besprochenen Drucke, 
nämlich eins nach dem Jahre ihres Erscheinens und ein anderes 
nach der alphabetischen Reihenfolge ihrer Autoren. Den inhalt- 
lichen Reichtum des Werkes tut ein ausführliches 
Namens- und Ortsverzeichnis kund. 

Noch einige kritische Bemerkungen! Dr. W. berichtet 
S. 13/14 davon, daß die 1543 aus Leipzig an die Phennigsche Buch- 
handlung in Posen geschickte, antilutherische Postille Georg 
Witzels (geb. 1501, 1520 Priester, seit 1524 eifriger Lutheraner, 
nach seiner Rückkehr in die katholische Kirche unermüdlich für 
die Kirchenreform und am Einigungswerk tätig, t 1573), von dieser 
zurückgeschickt worden sei als huius regionis ineptos (sc. libros), 
inutilesque ac prohibitos. Dr. W. glaubt das Wort ‚‚prohibitos‘ 
auf das Einschreiten des Bischofs Branicki gegen die Verbreitung 
der Reformation in Posen beziehen zu sollen. Wie kann das aber 
stimmen, da doch die oben erwähnte Postille gegen Luther ge- 
richtet war? Darum hat doch wohl Wotschke recht, wenn er meint, 
daß man im lutherischen Posen das Werk des ,,abtriinnigen Luthe- 
raners“ nicht lesen wollte. Auch in Bezug auf einen anderen Kon- 
vertiten irrt Dr. W., wenn sie S. 105 Staphylus neben den 
schweizerischen Reformator Bullinger stellt. Friedrich Staphylus, 
geb. 1512 zu Osnabrück, war 1546— 1551 Professor in Königsberg 
undkonvertierte 1552; von da ab war er eifrig für die katho- 
lische Sache tätig. — Für die Lokalgeschichte Posens 
habe ich in meinem Auszug aus dem Werke (Deutsche Blätter in 
Polen, Mai und Juni 1928) auf zwei Unrichtigkeiten hingewiesen, 
die dort nachgelesen werden können. — Auf S. 288 wäre noch das 
in Posen 1622 gedruckte Werk Zbiör 'rythmöw (Reimsammlung) 
von Kaspar Miaskowski einzuschieben (vgl. Dr. Wojciechowska, 
Die Damenmoden in Posen vor 300 Jahren. Kurjer Poznanski, 
24. V. 1927). — Abschließend sei betont, daß aus dem ganzen Werke 
deutlich der EinfluBderdeutschen Kulturaufdas 
polnische Buch ersichtlich ist. Die Verfasserin vermeidet 
es zwar, darüber zu sprechen; nur einmal erwähnt sie beiläufig, 
daß in der ganzen Zeit von 1577—1636 kein einziger deutscher 
Druck in Posen erschienen sei. Selbst wenn dieser Behauptung 
nicht widersprochen werden könnte, ist doch für unsere Behauptung 
die Unmenge deutscher Namen ins Feld zu führen, der wir in dem 
Buche begegnen. Schwerlich werden sich ihre Träger alle als Polen 
gefühlt haben. In Eezug auf Hans Patruus, den größten 
Buchhändler und Verleger Posens im 16. Jahrhundert, habe ich 
das schon in meinem oben erwähnten Aufsatz aus seiner Unter- 
schrift ,,Hanus Patruus, Buchführer) geschlossen. Aber auch 
der Buchdrucker Melchior Nering war ein Deutscher wie 
auch Melchior Diering, der keineswegs mit Melchior Nering 
zu identifizieren ist (s. S. 35), da es im 16. Jahrhundert eine deutsch- 
lutherische Familie Diering bz, Düring in Posen gab. Deutsch war 
auch Matthäus Ulrich, da er aus Görlitz nach Posen kam, 
weiter Martin Bernbroch, der aus Elstra in der Lausitz 
stammte und Franz Apel, von dem die Verfasserin selbst ver- 
mutet, daß er mit dem Leipziger Jakob Apel verwandt sei. 

Dr. Steuer. 
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Marja Swiezawska. Introligatorzy poznańscy w wieku XVI. [Pose- 
ner Buchbinder im 16. Jahrhundert.] ,,Exlibris“ Heft VII, 
S. 71 ff. u. S. A. Krakau 1925. 23 S. 4°. 
Hauptsächlich auf Grund der Posener Stadt-, Kapitel- und 
Konsistorialbücher stellt Frl. Dr. M. §., jetzt Frau Wojciechowska, 
zusammen, was sich an Nachrichten zu ihrem Thema erhalten hat. 
Der Stoff bringt es mit sich, daß wir von den meisten Männern 
nur ein paar Steinchen aus einem Mosaikbild der einzelnen 
Gestalten haben, doch lassen sich aus dem lückenhaften Material 
auch einige allgemeinere Anschauungen gewinnen. Während in 
der 1. Hälfte des Reformationszeitalters (nach einem Vorläufer 
„Nicolaus introligator“ von 1476 und 1481) wohl noch so wenige 
Buchbinder vorhanden sind, daß sie keine amtliche Zunft bilden, 
geschieht das in der durch die religiöse Umwälzung angeregten 
und geistig stärker bewegten Zeit dann 1555, jedoch noch zusam- 
men mit den Zinn- und Glockengießern, und 1561 entsteht eine 
polnisch geschriebene Ordnung, 1574 ein Statut (Lukaszewicz- 
Tiesler 1878 Bd. II, S. 263 schreibt 1547). In Krakau übernehmen 
die schon zeitig aus Deutschland hinziehenden Buchdrucker zu- 
gleich den Buchhandel (über die entscheidende Rolle der Deutschen 
vgl. Martin Kage in ,,Ostdt. Monatshefte“ 1922, Nr. 12); in Posen, 
wohin Drucker erst später kommen, sind bisweilen die Buchbinder 
gleichzeitig Buchhändler. 

Leider trübt auch in diesem Aufsatz die Unsitte, die in den 
Quellen vorhandenen Namen zu übersetzen oder wenigstens pol- 
nisch zu schreiben, das Bild der völkischen Verteilung. Wenn man 
in der polnischen Wissenschaft davon abgekommen ist, aus einem 
Voltaire einen Wolter und Goethe einen Gete zu machen, sollte 
man auch einen Lorenz Schmidt aus Leipzig nicht zu einem 
Wawrzyniec Szmidt umstempeln und einen David Stroh, der nur 
in einer Anmerkung am Ende des Aufsatzes einmal verschämt in 
Klammern so genannt wird, nicht andauernd Sztro schreiben. Der 
mehrfach erwähnte Walenty Papiez dürfte in Wirklichkeit Pabst 
geheißen haben, ,,Sebald Komornik“ wohl Kammerer. und Pulchny 
scheint eine Übersetzung eines heut noch vorkommenden Weich 
zu sein. Wenigstens bei einigen läßt sich das deutsche Volkstum 
auch aus den Angaben der Verf. zeigen. Steht in der Quelle 
wirklich Maciej Diugi oder Lang? Jen Ram (natürlich Jan ge- 
nannt), stellt einen Schuldbrief in deutscher Sprache aus, wobei 
Math. Pawinger (oder Pawniczke, cz alte Schreibung wie auch bei 
dem deutschen Namen Andr. Hercz -z) und der erwähnte Stroh 
zugegen sind. 1564 wird ein Konrad Kugler (auch Kulier vor- 
kommend) „im Konsistorium verklagt, daß er seine verstorbene 
Frau nicht nach kath. Ritual, sondern more quodam novo, sibi 
excogitato‘ begraben habe. Konr. entschuldigt sich, daß die Ver- 
storbene zu den kirchl. Sakramenten nach deutscher Weise gegan- 
gen sei und er also geglaubt habe, daß der Propst ihren Leichnam 
nicht auf den Pfarrkirchhof aufnehmen werde“. Andr. Krüger aus 
Königsberg, wohl auch sein Verwandter Konr. K. sowie Martin 
Uber de Olmo (Ulm) sind weiter natürlich Deutsche. Ein Adam 
Mühlbach (nach heutiger Schreibung, damals Mil-, Ul-, Mol-, Nal- 
bach geschrieben) kauft 1561 von dem Weißgerber Dav. Reichel 
ein Haus, Vormund von dessen und Franz Kiells Erben, der Riemer 
Adam Materne und der Eisenhändler Andr. Schilling sagen für ihn 
gut. Wie hier, kann man auch bei andern aus den Umständen 
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auf das Volkstum schlieBen. Von andern Buchbindern kennen 
wir bloß die deutschen Namen: Nicolaus Gensch (Gencz, 
yencz, Giencz), Stenczel (verdeutschte Form für das ursprünglich 
slaw. Stanislaus, ein Name, den auch deutsche Biirger ihren 
Kindern geben wie Wenzel fiir tschech. Vaclav), Klemens Werner 
usw. Einige tragen neutrale Kalendernamen, einige polnische Na- 
men, wenn da keine Ubersetzungen vorliegen. 

Eine wichtige Rolle spielte unter den teils in der Stadt Posen 
selbst, teils in den Vorstadten wohnenden Buchbindern (auBer 
dem zugleich als Buchdrucker bekannten Melchior Nehring) Joh. 
Patruus aus Koto, der mehrfach als Gläubiger und Aufkäufer 
genannt ist. Lehrreich für den großen deutschen Kultureinfluß 
ıst auch die Menge deutscher technischer Ausdrücke in Inventar- 
verzeichnissen, z. B.: hak(off), Snaydhubell, Straikhaizell, czirkl(off), 
raspl(ie) oder roszplia, Rikstepell, Drakaisen, hefftlad(y), Snytt- 
brater(off), Rikhaisen oder rigaisen, Baisczagi, Berar(ek = Bohrer), 
asznamer, Hanttbuss oder ambusz(i), falczbain, par szrop (Schrau- 
ben), do prasz (Presse). Noch heut ist ja ein Großteil der Hand- 
werksausdriicke im Polnischen deutschen Ursprungs, wenn man 
auch schon viele durch polnische ersetzt hat. Lattermann. 


Dr. Marjan Gumowski. Przedsiebiorcy menniczni w Poznaniu. 
[Miinzunternehmer in Posen.] Posen 1928. Drukarnia 
Robotników Chrzesc. T. A. Abdruck aus der ,,Kronika 
Miasta Poznania“ 1927 (richtig: 1926—1928). 82 S. 

Die verdienstvolle, tiber das von Kirmis einst herausgegebene 
Handbuch der polnischen Miinzkunde hinausführende Arbeit 
behandelt im einzelnen 18 Männer, die im 16. und 17. Jahrhundert 
tätig waren. Sie seien hier mit Namen und, soweit bekannt, Geburts- 
ort aufgezählt: Theod. Busch aus Hameln i. Westf., Valentin 
ee aus Goslar, Herm. Rüdiger aus Hirschfeld (vielleicht Hers- 
eld oder Hirschberg ?), Joh. Brüssel (wohl aus Brüssel, also nieder- 
deutscher Flame), Andreas und sein Bruder Heinrich Lauffert aus 
Goslar, Joh. Dittmar (vertrauter Mitarbeiter von Jahns, vielleicht 
auch aus Goslar?), Hanus (Hans) Thake (Schwiegersohn von 
Brüssel, nach dem Vornamen wohl auch ein Deutscher), Engelbert 
Geelen (Herkunft unbekannt, nach beiden Namen zweifellos ein 
Deutscher), Ernst Knorr, Hanus Kel (,,in erster Linie Denkmünzen- 
künstler und zwar sehr hohen Maßstabes“, mit R. Lehmann und 
M. Stumm zur Posener Denkmünzschule gehörig), Joh. Becker 
aus Magdeburg (,,die Familie der Becker gehört zu den in der 
polnischen, schlesischen und brandenburgischen Münzkunde wohl- 
bekannten“), Rudolf Lehmann aus Dresden (über den der gleiche 
Verf. einen besonderen Aufsatz ,, Kronika Miasta Poznania‘' 1926, 
S. 101—105 geschrieben hat, worin er ihn ,,einen sehr hervorragen- 
den und nicht alltäglichen Künstler“ nennt), Thomas Schmidel 
(Ratsherr von Posen, unbekannt woher), Heinrich oder Henning 
Guttmann aus Bromberg, Andreas Timpf aus Rostock (aus der 
berühmten Sippe der Timpe, Tymf; wurde Generalwardein der 
königl. Münzen und nach ihm wurde eine Geldart benannt), sein 
Bruder Samuel, endlich Nicolaus Gilli (wahrscheinlich ein Italiener). 
Mit einer Ausnahme sind es also lauter deutsche Namen und wohl 
auch Menschen, und ähnlich steht es mit den beiläufig erwähnten 
Gehilfen und Meistern auch in den andern Münzstädten, in Frau- 
stadt, Bromberg, Lobsens, Wilna usw., für die auch Nachrichten 
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abfallen: Joh. Wilhelm, Joh. Jak. Wambach, Erich Huxer, Paul 
Penzer, Georg Schultze, Heinr. Horenberger, David GrundschloB, 
Georg Kindiger, Peter Schröder aus Braunschweig, Fr. Honnecker 
usw. Solchen überwältigenden Tatsachen gegemüber aus einem 
Gebiet, die sich auf andern Lebensgebieten immer wiederholen, 
sollten allmählich die jetzt sehr beliebten Versuche verstummen, 
den Kulturanteil des Deutschtums an der Vergangenheit des Landes 
zu verkleinern. Wie dieses eine Beispiel zeigt, waren wirklich die 
Deutschen die Hauptkulturträger. Ungefähr das ganze Münz- 
wesen Polens ruhte in ‚fremden‘ Händen und war ,,fremdes“ Ver- 
dienst. Es ist besonders anzuerkennen, daß im allgemeinen der 
Verfasser, wenn er auch die Vornamen in der polnischen Form gibt, 
sich doch von der bei vielen seiner Landsleute beliebten Sucht 
freihält, durch Verdrehung der Zunamen (wie der berüchtigte ,, Wit 
Stwosz“ für Veit Stoß) und ähnliche Kunstgriffe das polnische 
Kulturguthaben auf Kosten anderer Völker fälschlich zu erhöhen. 
Lattermann. 


Dr. Leon Białkowski, Szkice z życia Wielkopolski w siedemnastym 
wieku. Poznań 1925. Wielkopolska Księgarnia Nakladowa 
Karola Rzepeckiego, str. 127. 

[Dr. Leo Białkowski, Skizzen aus dem Leben Großpolens im 
17. Jahrhundert. Posen 1925. Großpolnische Verlagsbuch- 
handlung von Karl Rzepecki. 127 S.] 

Um dieses interessante Büchlein schreiben zu können, hat 
sein Verfasser 25 im Staatsarchiv zu Posen handschriftlich erhaltene 
Bände der großpolnischen Generalstarostei, d. h. der obersten 
richterlichen Behörde für die Wojewodschaften Posen und Kalisch 
über die Jahre 1635 — 1659 durchgesehen. Diese Bände enthalten 
Inventarienverzeichnisse, Pachtverträge, Schuldverschreibungen, 
Verpfändungen, Klagen über Gewalttätigkeiten, konfessionelle und 
Familienstreit'gkeiten; es sind also zum größten Teil nur Schatten- 
seiten des Lebens, die hier berührt werden. Mit Recht macht 
darum der Verfasser darauf aufmerksam, daß ein auf Grund dieser 
Akten gezeichnetes Bild der damaligen Verhältnisse nur ein ein- 
seitiges sein kann, da man ja von ihren Lichtseiten kaum etwas 
erfährt. Denken wir auch daran, daß in die Zeit dieser gerichtlichen 
Eintragungen der Schwedeneinfall von 1655 fallt,der manchen noch 
mehr wie sonst zu eigenmächtigem Tun ohne Rücksicht auf das 
Gemeinwohl verleitet haben mag! | 

Seine Skizzen, die zehn Kapitel umfassen, beginnt der Ver- 
fasser mit der Schilderung des Gutshofes des Herrn von Rostwo- 
rowski in Myszkowo, im Süden von Samter; auch von Büchern 
ist hier die Rede; die höchste Zahl, nämlich 51, erreichte die Biblio- 
thek des Herrn von Maniecki in Knyszyn. Wir lernen dann die 
Bewohner der Gutshöfe kennen, hören von ihren Streitigkeiten 
mit den Gutspächtern, von Ausschreitungen gegen ihre adligen 
Standesgenossen, ja sogar gegen Frauen; besonders erschütternd 
sind die Ehetragödien, von denen hier berichtet wird; auch gegen 
die Diener der Kirche vergeht man sich; zu argen Ausschreitungen 
gegen die Geistlichkeiten gab auch die Verschiedenheit der Religion 
Anlaß. Zwei Kapitel werfen interessante Schlaglichter auf das 
Verhältnis des Adels zum Bürgertum und den Juden; es war kein 
gutes; in krasser Weise tritt uns der Haß der Städter gegen den 
Adel in der Ermordung des Bartholomäus von Turno durch die 
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Deutsch-Kroner im Jahre 1651 und der Haß des Adels gegen die 
Juden in dem unter ihnen zu Xion; im Jahre 1656 angerichteten 
Gemetzel entgegen. Es ist das zwar nach Dr. Bialkowski die einzige 
Klage der Juden, die sich in den Akten der Generalstarostei finde, 
aber damit ist natürlich nicht gesagt, daß nicht auch sonst grobe 
Ausschreitungen gegen sie vorgekommen sind; der Verfasser meint 
jedoch, daß diese Gewaltakte weit überwogen werden von den 
Wohltaten, die die Juden in friedlichen Zeiten vom polnischen 
Staate empfangen hätten. — Ein versöhnliches Licht auf all das 
Schlimme, das in dem Büchlein aus der Vergangenheit des groß- 
polnischen Adels erzählt wird, wirft das Kapitel „Auf dem Wege 
zur Ewigkeit“; dem Tode zollte auch der mächtigste Magnat seinen 
Tribut in Demut; Ergänzungen zu diesem Abschnitt finden sich 
bei Dr. Mazurkiewicz: Benedikt Herbest, 1925, S. 203, und in 
dem Artikel von Dr. Wojciechowska: ,,Beim Tode“ (Dokota 
śmierci) im Kurjer Poznański vom 18. Februar 1927. 

Ein eingehendes Namensverzeichnis erleichtert die 
Auffindung der Persönlichkeiten, von denen hier die Rede ist. 
EinengrößerenAuszugaus dem Büchlein habe ich im April- 
heft 1927 der ,, Deutschen Blätter in Polen“ geboten. Dr. Steuer, 


Dr. August Müller. Die preußische Kolonisation in Nordpolen und 
Litauen (1795—1807). Verlag von Karl Curtius, Berlin 
W. 35. 1928. 204 S., eine Aufstellung und 3 Kartenskizzen. 
In: Studien zur Geschichte der Wirtschaft und Geisteskultur. 
Herausgegeben von Rudolf Häpke. Bd. IV. 

In ein wenig bekanntes Gebiet führt uns der aus KongreB- 
polen stammende Verfasser mit seiner schönen, fleißigen und auf- 
‘schluBreichen Marburger Dissertation. Neuostpreußen ist bisher 
in der deutschen Wissenschaft stiefmütterlich behandelt worden, 
da es 1815 nicht zu Preußen zurückgekehrt ist, im Gegensatz zu 
wenigstens einem Teil von Südpreußen, über das schon mehr ge- 
arbeitet worden ist. Um so dankbarer müssen wir für dieses haupt- 
sächlich auf Archivstudien in Berlin, Warschau und Königsberg 
aufgebaute Buch sein, das manche schiefe Auffassung des bis- 
herigen gedruckten Schrifttums (besonders Philippson und Stadel- 
mann) berichtigt und einen wertvollen Beitrag zur Geschichte 
der preußischen Verwaltungstätigkeit und gleichzeitig zur Ent- 
stehung der deutschen Siedlungen im heutigen Polen bietet. 

So erfahren wir schon in der Einleitung, daß die preußisch 
Regierung in den in einem traurigen Zustand übernommenen Ge- 
bieten in der Bauernfrage nicht versagt hat, wie mehrfach be- 
hauptet worden ist, sondern schon tatkräftig daran gearbeitet hat, 
durch Beseitigung der Gemengelage der Grundstücke, durch Aus- 
einandersetzung der Vorwerks- und Bauerländereien ungebundene 
Wirtschaft und bessere Bodenkultur zu ermöglichen. Wirtschaft- 
lich-kulturelle Ziele, nicht deutschvölkische, germanisierende, hatte 
die Regierung bei ihren Maßnahmen im Auge, wie auch schon in 
einem Aufsatz in den ‚Deutschen Blättern in Polen“ (1927, 
S.15 ff.) ausgeführt worden ist und wie gegenüber anders lautenden 
Deutungen festgehalten werden muß. Der beste Beweis dafür ist, 
daß man auch Nichtdeutsche, polnischsprechende Tataren und 
Litauer, ansiedeln wollte, wie es auch der große Friedrich beab- 
sichtigt hatte. Doch wenn dessen Absichten gewesen waren, zu 
» peuplieren“, ohne dabei sehr auf die berufliche Eignung, genügen- 
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den Bodenbesitz und Selbstandigkeit des Siedlers zu achten, so 
erkannte der hervorragende Provinzialminister Neuostpreußens, 
Frhr. v. Schroetter, mit unfehlbarem Scharfsinn die schwachen 
Seiten dieser Art der Siedlung und packte die Sache praktischer 
und erfolgreicher an, indem er nicht die Zahl als ausschlaggebend 
ansah, sondern nur beruflich bewährte, sittlich hochstehende, 
möglichst eignes Vermögen besitzende und zu selbständiger, vor- 
bildlicher Wirtschaft fähige Siedler heranzuziehen suchte, die ge- 
nügend mit Land ausgestattet und nicht zu sehr am staatlichen 
Gängelbande gehalten wurden, sondern möglichst durch eigne 
Arbeit am Aufbau der Gehöfte und dergl. mit der Scholle ver- 
wuchsen und nicht so zahlreich davonliefen wie zu Zeiten Friedrichs, 
dessen Siedlungserfolge nach dem Vorgang Beheim-Schwazbachs 
vielfach stark überschätzt worden sind. 

Wenn hauptsächlich Deutsche angesiedelt wurden, so deshalb, 
weil sie seit alten Zeiten im Osten das Vorbild waren, von dem 
die ansässigen Völker lernten. Nicht germanisieren hat man wollen, 
denn auch die Polen haben vorher und nachher zu Zeiten des 
Herzogtum Warschaus und Königreichs Kongreßpolen Deutsche 
ins Land geholt, und wenn Verfasser sagt, daß unter diesem Ge- 
sichtspunkt die damalige Siedlung in Neuost- und Südpreußen 
als ein kurzer Ausschnitt einer drei volle Jahrhunderte umfassenden 
aufstrebenden Entwicklung sei, so kann man daran erinnern, daß 
auch schon im Mittelalter Deutsche herangezogen wurden, ut 
exempla sint, wie es in einer Urkunde von 1234 heißt, genau so, 
wie zu Zeiten Schroetters, des Freundes von Kant und Schülers 
des Smithanhangers Kraus. Von der preußischen Seite gesehen, 
handelt es sich um den Ausklang der hohenzollernschen Siedlungen 
des 17. und 18. Jahrhunderts, aus deren Erfahrungen dann die 
folgenden polnischen Regierungen gelernt haben. 

Die meisten Siedler stammten aus Altpreußen und dem Reich. 
Im Plotzker Kammerbezirk wurden von einigen tüchtigen Beamten 
bessere Erfolge erzielt als im Bialystoker, wo verwöhnte Priegnitzer 
zunächst Arger und Enttäuschung brachten. U. a. wurde die 
„Ruskolenkasche, über und über mit Strauch bewachsene und 
Wölfen und Bären zum Aufenthalt dienende Wüste östlich Ostrow“ 
der Kultur gewonnen. Im ganzen wurden unter Friedrich Wil- 
helm III., der mehr Verständnis für diese Dinge hatte alssein Vater, 
32 verschieden große Kolonien mehr oder weniger vollständig 
besiedelt, und zwar nach recht neuzeitlichen Grundsätzen, und 
deutsch benannt, teils nach verdienten Beamten, wie eine GroB- 
siedlung Schroettersdorf; aus Luisenau machten die Polen später 
Lowizna. Unter 505 Familien mit 2986 Köpfen waren am zahl- 
reichsten die Schwaben, dann Mecklenburger, Badener und Pfälzer. 

Die städtische Siedlung war im wörtlichsten Sinn Wieder- 
aufbau der in der vorhergehenden Zeit zu Tausenden verbrannten, 
verfallenen und wüsten Stellen. Nach umfassenden Aufräumungs- 
arbeiten begann die Regierung staatliche Bauten, hauptsächlich 
für die Beamten und die Besatzung, und förderte die private’ Bau- 
tatigkeit durch Bauhilfsgelder und andere Vergünstigungen. 
Ferner zog man Handwerker, besonders Maurer und Zimmerleute 
heran. Die Versorgung der altangesessenen und einwandernden 
Deutschen, und zwar meist protestantischen Bevölkerung mit 
Schulen und Kirchen konnte in der kurzen Spanne natürlich noch 
nicht abgeschlossen werden. 
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Das Gesamtergebnis der neuostpreußischen Siedlung betrug. 
1292 Familien mit ungefähr 5560 Seelen, für die etwas über 
200 000 Taler ausgeworfen wurden. Zahlenmäßig fielen die gar 
nicht ins Gewicht. ‚Was wollen ein paar Tausend Seelen auf 
2 000 000 sagen“, fragte Schroetter richtig. Aber eine nicht zu 
unterschätzende Kulturbringerrolle haben auch diese Deutschen 
erfüllt. Ihr Wirken fiel schon den Zeitgenossen auf. Der junge 
Hermann v. Boyen, der zu Anfang und Ende der preußischen 
Herrschaft in der Provinz geweilt hat, schrieb: ‚Es ist kaum 
glaublich, wie sehr sich in der kurzen Zeit, in der Preußen diese 
Landstriche besaß, der Zustand der Städte gebessert hat.“ Die 
Nachkommen dieser Siedler haben sich, besonders auf dem Lande, 
im großen ganzen ihr Deutschtum, teilweise noch ihre Mundart 
und ıhre alten Sitten und Gebräuche bewahrt. 

Dem aufschlußreichen Buche, das auch in W. Johnes Buch- 
handlung in Bromberg (Bydgoszcz, Gdańską 160) vorrätig ist, 
ist starke Beachtung und Verbreitung zu wünschen, zumal es das 
erste, wirklich wissenschaftlich, nach den Quellen gearbeitete Werk 
über das Gebiet darstellt. Lattermann. 


Noch einmal Jänisch-Janocki. | 

Sophie Birkenmajer hat in einer unlängst erschienenen Studie 
den bekannten Bibliographen als Polen reklamiert, weil er sich 
gelegentlich als einen solchen bezeichnet habe, obwohl sie selbst 
berichtet, daß er ursprünglich Jänisch geheißen und von evange- 
lischen Eltern in der deutschen Stadt Birnbaum geboren sei. 
Lattermann hat in der Besprechung ihrer Schrift in dieser Zeit- 
schrift das Haltlose ihres Urteils nachgewiesen, und selbst der 
Kwartalnik Historyczny schreibt zu ihrer Behauptung: ‚Man 
muß Vorbehalte machen“. Aber hier gelten auch keine bloßen 
Vorbehalte. An dem ursprünglich deutschen Volkstum des Za- 
luskischen Bibliothekars ist nicht im Geringsten zu zweifeln. Pole 
dient im 15.— 19. Jahrhundert nicht zur Bezeichnung der Natio- 
nalität, sondern des Heimatlandes, Polen nannten sich deshalb 
alle deutschen Bürger und Adligen Polens. Jeder Blick in die 
Literatur, besonders in die Universitätsmatrikeln bezeugt es. Hin- 
gegen bezeichnen die Polen Westpreußens sich ständig als Borussi. 
Oder will man polnischerseits hierin auch ein Bekenntnis zum 
Preußentum, eine Absage an das Polentum erblicken? Seinen 
deutschen Stammesbrüdern hat Jänisch- Janocki immer großes 
Entgegenkommen bewiesen, wenigstens so lange er evangelisch 
war, auch dann als er seinen Namen schon polonisiert hatte. Der 
bekannte Judenmissionar Stephan Schultz, schreibt in seinen 
Leitungen des Höchsten: ‚Den 12. August 1742 besuchte Herr 
Bennewitz in Warschau zuerst den Bibliothekar der hiesigen neu 
errichteten Bibliothek des Grafen Joseph Anderä Zaluski. Der 
Bibliothekar heißt Johann Daniel Janocki, evangelischer Religion, 
aus Birnbaum gebürtig. Der Herr Janocki begegnete uns sehr 
freundlich, sonderlich da er hörte, daß wir seine Landsleute und 
von einerlei Religion wären. Er ist aus Birnbaum und ich aus 
Flatow und Herr Bennewitz aus Meseritz. Ueberhaupt gab er 
uns von dieser Bibliothek die Nachricht, daß sie eine Sammlung 
von allen Büchern, die man nur irgend habe auftreiben können, 
in sich fasse, und daß kein Geld gespart worden sei. Sie soll 
nun schon über drei Millionen kosten. Aber das Haus ist zu 
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klein, daher soll es noch erweitert werden. Die Menge der Bücher 
ist ungemein groß, nur stehen sie noch aus eben angezeigter 
Ursache in keiner rechten Ordnung. Nach seinem Übertritt zur 
römischen Kirche ist er nach Renegatenart ein großer Gegner 
seiner ehemaligen Glaubensbrüder geworden. Pastor Krumbholz 
in Bojanowo warnt 1766 vor Veröffentlichungen von Nachrichten 
über die Evangelischen in Polen in den Weimarer Akten. ‚‚Der 
bekannte Apostat, Kanoniker in Warschau, Janotzki, liest diese 
Akta auch und würde es gewiß denunzieren.“ Das offene Send- 
schreiben vom Jahre 1750 (Wotschke, Das Evangelium unter dem 
Kreuz im Lande Posen, S. 149), hat die Gründe seines Übertritts 
aufgedeckt. Theodor Wotschke. 


Tadeusz Esman, Jan Wilhelm Kassyusz. [Joh. Wilh. Cassius.] 
Strażnica Zachodnia, Rok V 1926, Nr. 1 S. 28—61, Nr. 2, 
S. 112 — 134. 

Ein Zögling der Posener Universität schenkt uns in dieser 
Arbeit den AbriB einer Lebensgeschichte eines Mannes, dessen 
tragische Gestalt besonders in reformierten Kreisen Anteil erwecken 
dürfte. Verfasser sagt von ihm selbst, er habe sich amtlich Cassius 
geschrieben, S. 112 wird auch seine jüngste Tochter so genannt; 
trotzdem nennt er ihn nach einer bei seinen Landsleuten leider viel- 
fach üblichen Gewohnheit nur mit einer polnischer aussehenden 
Form, Kassyusz. C. stammte aus einer ursprünglich tschechischen 
Predigerfamilie der Unität, die später teilweise im Polentum, ein 
noch heut blühender Zweig im Deutschtum aufging, teilweise auch 
zweisprachig deutsch-polnisch wurde (nach freundlicher Auskunft 
von Herrn D. Bickerich-Lissa), z. B. in dem damals’ fast rein 
deutschen Lissa oder in dem überwiegend deutschsprachigen Posen. 
So beherrschte auch Joh. Wilhelms Vater Samuel Theodor in Posen 
beide Sprachen und wurde in südpreußischer Zeit Polizeikommissar. 
, Lehrreich, aber auch schwer wäre eine Lösung der Frage, welchen 
Volkstums Herr Samuel war.“ Die Ansicht des Verfassers, daß er 
vor allem Protestant gewesen sei, dürfte für die Zeit, wo ein Volks- 
tumsbewußtsein im heutigen Sinne noch kaum bestand, richtig 
sein. Seine Frau war eine geborene Karoline Zimmermann. 

So wuchs auch der Sohn Joh. W. zweisprachig auf. besuchte 
deutsche Schulen und Hochschulen, wurde Diakon, dann Haus- 
lehrer in der Nähe des damals auch noch groBenteils deutschspra- 
chigen Warschaus und 1810 Pastor in Orzeszkowo, wo er Freund- 
schaft mit Oberst Christ. v. Massenbach schloß. Wohl zur Zeit des 
Herzogtums Warschau entwickelte er sich zu einem polnischen 
Patrioten, dem die damals vorhandene religiöse Duldsamkeit (von 
völkischer war leider keine Rede; vgl. Bickerich, Hist. Monatsbl. 
1922, S. 35) gefiel. Später wurde er Kollaborator am polonisierten 
Posener Gymnasium und blieb auch in der zweiten preußischen 
Zeit dort. ,C. trennte niemals die Wissenschaft von völkisch er- 
zieherischen Zielen. Immer und stets war er ihr Pionier und vef- 
stand hier unter dem wissenschaftlichen Mäntelchen (in einer Ab- 
handlung über die Wichtigkeit der klassischen Sprachen) in die 
Herzen der Hörer einige Funken Vaterlandsliebe (1. h. polnisch +r) 
einzuschmuggeln“ (S. 39). Gleichzeitig Erzieher der Kinder des 
preußischen Statthalters, des polnischen Fürsten Radziwiłł, fand 
er in ihm ,,einen mächtigen Schützer, der ihn lange Zeit vor 
dem Verdacht der preußischen Behörden schützen sollte" und 
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später seinen Schützling belastende Tatsachen zu vertuschen 
suchte. Aus einem von C. gegründeten Schülerpensionat gingen 
nachmals viele Teilnehmer an geheimen staatsfeindlichen Ma- 
chenschaften hervor. Nach des Verfassers Meinung war seine 
Erziehung ,,nicht sehr sorgfältig“. 

Trotz allem behandelte ihn die preußische Behörde lange 
äußerst rücksichtsvoll. Sie wollte ihm die zur Erlangung einer 
Professorenstelle nötige mündliche Prüfung schenken, wenn er 
schriftlich gut abschnitte, erhöhte ihm sein Gehalt, machte ihn 
zum Professor, gab ihm nach der endlich 1824 nötig werdenden 
Amtsenthebung die Möglichkeit, nach einer Badereise anderswo 
zu wirken, was er jedoch ablehnte, setzte ihm 700 Rthlr. Wartegeld 
für das erste Jahr und dann dauernd 500 Rthlr. jährlich aus (Lau- 
bert in Dt. Wissensch. Zeitschr. f. Polen Heft 11, S. 117, 119), eine 
wichtige Tatsache, die Verfasser auffälligerweise nicht erwähnt, ob- 
wohl ihm auch die Akter zur Verfügung standen, so daß in dieser 
Beziehung ein schiefes Bild entsteht. Anscheinend soll dadurch 
C. — vielleicht auch eine Einwirkung der Veröffentlichungsstelle, 
des deutschfeindlichen Westmarkenvereins — einen stärkeren 
Heiligenschein als Märtyrer erhalten. Doch über die Ursache der 
Abhalfterung des Prof. (vgl. darüber Laubert a.a. O., S. 99 ff.) 
muß E. selbst sagen: ‚Die Besorgnis des Oberpräsidenten war 
ehrlich und begründet. Im Gymnasium geschahen ernste, Besorg- 
nis erweckende Dinge.“ Das Polentum begann sogar gegenüber 
deutschen Schülern expansiv zu wirken. Für den auf ihm herr- 
schenden Geist ist es kennzeichnend, daß es von dem deutschen 
Prof. Schottke, der sich in der verhetzten Posener Luft nicht lange 
halten konnte, heißt: ‚Bei seinen Vorträgen mußte er sich vor- 
sehen, denn jede Bemerkung über das preußische Vaterland belei- 
digte die polnische Jugend“. Daß an dieser unversöhnlichen, 
„aggressiven“ Gesinnung auch C. mit Recht Schuld beigemessen 
wurde, zeigt eine kleine, aber bezeichnende Einzelheit: Von der 
Benutzung einer Lesehalle, die er plante, wollte er die Deutschen 
ausschließen (S. 54). Über Begründung und Wirkung der Amts- 
enthebung urteilt E. folgendermaßen: ,,Die Posener Öffentlichkeit, 
die die Sache real auffaßte, vergoß sicher nicht viel Tränen wegen 
eines Menschen, der durch sein nach ihrer Auffassung unvorsichtiges 
Vorgehen sie dem Verlust gewisser völkischer Vorrechte ausgesetzt 
und eine Verschärfung der polnisch-preußischen Verhältnisse her- 
beigeführt hatte. Die großpolnische Gemeinschaft meinte, daß sie 
so viele materielle Wohltaten von der preußischen Regierung 
empfange, daß man sie nicht unnötig reizen dürfe.“ 

C. lebte dann wieder als Pastor in Orzeszkowo, hauptsächlich 
im Verkehr mit den letzten wenigen polnisch-reformierten, aber 
auch katholischen Adelsfamilien, während er den deutsch-evang. 
Bauern nicht so nahe stand. Schon früher hatte er von den Preußen 
gesagt: „Ich mache kein Geheimnis daraus, daB ich diese Ausländer 
nicht liebe und niemals lieben werde.“ So trieb er jetzt passiven 
Widerstand gegen die Behörden (S. 115) und betätigte sich weiter 
vielseitig am wirtschaftlichen und politischen Leben der Polen, 
erzwang sogar Einweihung in die Verschwörung von 1846 und 
wirkte endlich in den beiden nächsten Jahren besonders auf par- 
lamentarischem Gebiet. Wenn bei Besprechung dieser Dinge Verf. 
schreibt: ‚‚Besonders fällt uns die Nichtanwesenheit von Polen aus 
Westpreußen und Schlesien auf‘ (S. 128 betr. Frankfurt), so zeigt 


172 Besprechungen und Inhaltsangaben. 


das eben nur, daß damals noch die dortigen, polnische Mundarten 
sprechenden Einwohner staatstreue Preußen waren, denen der 
irredentistisch-allpolnische Gedanke noch fremd war. C. hatte sich 
ohne vorherige Erlaubnis aus seiner Pfarrei entfernt und wurde nun 
„nicht ohne eine gewisse Berechtigung“, wie E. wenigstens in dieser 
Form zugeben muß, der Vernachlässigung seiner seelsorgerischen 
Pflichten und später noch anderer Dinge — welcher, erfahren wir 
nicht — beschuldigt. ‚Der offene Kampf des polnischen Katho- 
lizismus mit dem preußischen Protestantismus führte zu einem 
Widerstreit zwischen seiner (polnischen) Vaterlandsliebe und seiner 
Anhänglichkeit an den Glauben der Väter“, dem 5 seiner 8 Kinder 
untreu wurden, während er selbst den Verdacht einer Hinneigung 
zum Katholizismus ,,als Beleidigung ansah“. Der Mißerfolg des 
Jahres 1848 tat wohl das übrige, und so erlag der Greis am 8. 11. 
der Cholera, d. h. der Krankheit, die als mittelbare Folge des pol- 
nischen Aufstandes von 1830 (indem nämlich damals die Russen 
gezwungen waren, vom asiatischen Kriegsschauplatz verseuchte 
Regimenter nach Russisch-Polen zu ziehen) dann noch so oft Tau- 
sende von Opfern in Europa gefordert hat. Auch das ist ein 
weiterer tragischer Zug im Leben von C., auf den hier noch hin- 
gewiesen sei. Lattermann. 


Kazimierz Krotoski. Rok 1848 w Krotoszynie. [Das Jahr 1848 
in Krotoschin.] Strażnica Zachodnia 1926. S. 277—299. 
Gymn. Dir. a. D. Kas. v. Krotoski ist bisher hauptsāchlich 
durch die Aufstellung einer abgewandelten Art der Normannen- 
theorie, daß nämlich infolge von Bruderkampfen aus Kjanugard- 
Kiew nach Westen fliehende Wikinger das polnische Reich gegrün- 
det hätten (vgl. dazu ,,Deutsche Blätter in Polen“, Januar 1926, 
S. 9 ff.) bekannt geworden. Seine Anschauungen, die darauf hin- 
auslaufen, daß die einst führende und aufbauende Schicht des 
Uradels germanisch gewesen sei, hat bei seinen Landsleuten, die 
möglichst alles aus eigner Wurzel ableiten und Fremden möglichst 
wenig verdanken wollen, meist Ablehnung erfahren. Gegenüber 
dieser Grundfrage dürfte vorliegender kleine Aufsatz keine größeren 
Erörterungen hervorrufen. 
Die 1919 Polen zugesprochene Stadt nennt K. für 1848 ,zu 
2/, verdeutscht“. Damit soll wohl der Eindruck erweckt werden, 
als ob das erst zu preußischer Zeit geschehen sei, während in Wirk- 
lichkeit ungefähr das gleiche Verhältnis, daß die Polen gegenüber 
den Nichtpolen nur '/, ausmachten, schon bei der Übernahme 
durch PreuBen vorhanden war (vgl. Karte zu Heft 7 dieser Zeit- 
schrift). Im tollen Jahr wurde dann ,,Krotoschin für den südl. 
Teil des GroBherzogtums das, was für den nördlichen Bromberg 
war, nämlich der Brennpunkt der preußischen Gegenwirkung gegen 
die polnische völkische Bewegung‘, aus dem ‚von Polenhaß trie- 
fende Aufrufe ausgingen“. Hier scheint Verf. etwas die Rolle der 
Stadt zu überschätzen; auch Lissa und die andern deutschen Städte 
des Südens wehrten sich lebhaft gegen die polnischen Absichten. 
In Krotoschin war die Seele der Gegenwehr der Oberst Bonin. 
Auch der Landrat Bauer versuchte tatkräftig die Staatshoheit zu 
wahren, er, der „nicht nur ein guter Beobachter, sondern auch ein 
nicht des Gefühls der Gerechtigkeit barer liberaler Deutscher“ war, 
der auch die Fehler der Deutschen und Juden nicht verschwieg, 
Der deutschen und der sich damals schon ihr zuzählenden jüdischen 
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Bevölkerung werden Ausschreitungen gegen die Aufständischen 
vorgeworfen. Anscheinend sollte es die staatstreue Bevölkerung 
dulden, daß ein Pole einen Aufruf des Kommandierenden Generals 
abriß. Eigenartig ist auch, daß Verf. Deutsche (Niemcy) groß 
schreibt, Juden (zydzi) dagegen nur klein. Die alte Streitfrage 
über die Zahl der Deutschen und Polen taucht auch wieder auf, 
indem Verf. die Angabe, daß die ganze Provinz 500 000 Deutsche 
und 700 000 Polen gezählt habe, zu poinischen Gunsten anzweifelt. 
Dem damaligen deutschen Abgeordneten in Frankfurt, Göden, 
wird vorgeworfen, daß er für die den Deutschen günstigste Demar- 
kationslinie gestimmt habe, als ob die Polen mit dem Verlangen 
der Einbeziehung auch der rein deutschen Städte Südpolens und 
ihres rein deutschen Hinterlandes in ihr Bereich gerade eine sehr 
selbstlose Grenze erstrebt hätten, von den vielfach verblüffenden 
Vergleichen mit 1918/19 schon ganz zu schweigen. Dr. R. St. 


Friedrich Heidelck. Das Deutschtum in Pommerellen und Posen. 
In ‚Deutsche Blätter in Polen“, Mai 1927, S. 221 — 258. 


Durch die Kriegsfolgen sind die an Polen abgetretenen Teile 
der preußischen Provinzen Westpreußen und Posen zu einer be- 
sonders engen Schicksalsgemeinschaft zusammengewachsen. Unter 
diesen Umständen ist ein kurzer Abriß der Geschichte dieser Ge- 
biete lebhaft zu begrüßen, den der Leiter der Hauptgeschäftsstelle 
der deutschen Abgeordneten in Bromberg uns geschenkt hat. Aus 
seiner Tätigkeit stand ihm die neueste Zeit am nächsten, die so 
auch am ausführlischten behandelt worden ist und eine gute Über- 
sicht über die Lage gibt. Kürzer sind die vorausgehenden Zeit- 
räume abgemacht, und zwar nach einer landeskundlichen Über- 
sicht die vor- und frühgeschichtliche Zeit, die beiden Gebiete einzeln 
bis zum Übergang an das Königreich Preußen und die preußische 
Zeit. 

Es bedeutet keine Herabsetzung des Wertes der Übersicht, 
wenn auf einige Irrtümer und Druckfehler aufmerksam gemacht 
wird, damit man sie berichtigen kann. So ist sogleich auf der ersten 
Seite bei der Zahl der noch im Posenschen vorhandenen Deutschen 
versehentlich eine 0 ausgelassen, wie sich aus dem Vergleich mit 
den anderen Zahlen ergibt und die beigegebene nützliche Karte 
erweist. Ebenso liegt ein Druckfehler im Gründungsjahr der Stadt 
Posen (1253) vor. Nicht nur die beiden ersten geschichtichen 
Herzöge Polens haben die deutsche Lehnsoberhoheit anerkannt, 
noch Barbarossa hat durch seinen Zug von 1157 bis vor Posen 
vorübergehend dieses Ziel erreicht. Die Annahme von deutsch- 
polnischen Doppelnamen durch die westpreußischen Adels- 
geschlechter (S. 230) war durchaus nicht immer freiwillig. In den 
Ortsnamen Wloctawek-Leslau und Ino-wroclaw liegt nur die sprach- 
liche Erscheinung des Wechsels von r und l-Laut vor. Zur Zeit 
Jagellos hatten die Städte ‚nicht mehr wie früher nur deutsche 
Bevölkerung“, so muß die Stelle heißen, wie sich auch aus dem 
Folgenden ergibt. (S. 236—237). Irrtümlich ist der Satz S. 238: 
„Die einzige größere polnische Stadt mit mehr als 2000 Einwohnern 
außer Posen war 1793 Gratz‘; auch Posen war damals eine über- 
wiegend nicht polnische Stadt, wie Heft 12 dieser Zeitschrift S. 184 
unten und die Karte in Heft 7 zeigen. Zur ersten Orientierung 
ist die Arbeit lebhaft zu empfehlen. Dr. R. St. 
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Antoni Lauferski. Ziemia Nakielska w XV wieku. [Das Nakeler 
Land im 15. Jahrhundert.] Roczniki Historyczne, Rocznik II, 
Zeszyt 1, Poznań 1926. [Geschichtliche Jahrbücher. Jahrg. 
II. Heft 1. Posen 1926.] S. 37—91. 

Die vorliegende Arbeit eines Zöglings der Posener Universität 
ist hauptsächlich auf den Grodgerichtsbüchern aufgebaut und legt 
das Hauptgewicht auf die wirtschaftliche Seite. In der zeitlichen 
Begrenzung setzt sie die Calliersche: Powiat Nakielski w XVI w. 
(Posen 1886) nach rückwärts fort. Das Gebiet umfaßt die südlich 
bis an die Netze reichende Landschaft Kraina, die erst nach zahl- 
reichen erbitterten Kämpfen von den Polen den Pomoranen oder 
Kaschuben entrissen und allmählich sprachlich völlig verpolt 
wurde, behielt aber eigne Starosten. Im Berichtszeitraum wirkten 
vor allem die von 1409 — 1466 fast ständigen Ordenskriege ungün- 
stig auf die wirtschaftliche Lage ein und machten das Land, das 
von beiden Seiten als ,, Gegenstand des Raubes und der Ausnutzung“ 
angesehen wurde, fast zur Wüste. Wenn Verf. die , feindlichen 
Einfälle, die zu Raub- und Vernichtungszwecken unternommen 
wurden“, als eine kennzeichnende Erscheinung der Ordenskriege 
bezeichnet, so muß man doch wohl sagen, daß dieses das allge- 
meine Gepräge der damaligen Kriegführung war, und wenn er 
S. 40 sagt: ,,Nach der unglücklichen Niederlage bei Konitz veran- 
stalteten die Ordensritter gerade von diesem Punkte aus Raubzüge 
in das polnische Gebiet“, so klingt das irreführend, weil es nach 
diesem Wortlaut so scheint, als ob der deutsche Orden bei Konitz 
besiegt worden sei, während in Wirklichkeit die Polen eine schwere 
Niederlage erlitten hatten. 

Nach dieser Darstellung der geographischen und politischen 
Lage folgt ein Abschnitt über Adel und Bürger. Von ersterem heißt 
es, daß er hier schon ‚‚entwicklungsmäßig ausgestaltet, aber noch 
nicht standesmäßig erstarrt gewesen sei“. Eine Adlige ist als Frau 
eines Schneiders in ‚Nakyel“ bezeugt. Es ist lehrreich, daß der 
schon 1136 in der Papstbulle in der Form Nakel bezeichnete Ort 
auch im 15. Jahrhundert noch stets in dieser Lautform auftritt 
und nicht, wie jetzt amtlich, als Nakło. Ahnlich nennt sich ein 
Adelsgeschlecht nach der deutschen Namensform Zempelburg 
(jetzt Sepolno) Sempelborski, ein andres Runga geht wohl auf 
Runge zurück wie Franka (vielleicht hat auch Verf. nur die polnisch 
klingende Endung a angefügt; denn an andrer Stelle steht im 
3. Fall Frankowi) auf Franke, oder wie der Ort Rynarzewo, nachdem 
das Geschlecht der Renarzewski genannt ist, von der Namensform 
Reiner oder ‚‚Gunczerzewo“-Gacerzewo von Günther abgeleitet 
ist. Deutsche Form zeigt auch villa Blankwydth, vielleicht auch 
das geheimnisvolle Lytphos (Kleinfuß?). Die Form ,,anthwarcos 
urbanos“ weist auf die Wichtigkeit des deutschen Handwerkers in 
den 10 Städten des Gebiets. 

Nicht nur die Städte besaßen deutsches Recht, was als wohl 
selbstverständlich nicht besonders erwähnt wird, auch das Land. 
Und so hören wir, nachdem uns Verfasser in einem Kapitel ‚Adel 
und Bürger‘‘ besonders deren wirtschaftliche und rechtliche Ent- 
wicklung vorgeführt, von den Einwirkungen dieses jus theuto- 
nicum, von den Beziehungen der Stände untereinander, den häufigen 
Gewalttaten der Adligen. In den oftmals in Tätigkeit tretenden 
Schiedsgerichten spielte eine hervorragende Rolle der ,,superarbiter 
alias oberman“. Als Gesamtbild ergibt sich: ‚Das Nakeler Land 
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zeigt keine besonderen wirtschaftlichen Eigentümlichkeiten, son- 
dern geht mit der Entwicklungsströmung des übrigen Großpolens 
gleich“. Dr. R. St. 


Antoni Eckstein. Dzieje Ponieca do polowy XVI w. [Geschichte 
von Punitz bis zur Hälfte des 16. Jahrhunderts.] Roczniki 
Historyczne 1926, Heft 1, S. 92—129. 

Der aus der Posener Universitat hervorgegangene Verfasser 
teilt seine Aufgabe in die Abschnitte: I. Die ältesten Nachrichten 
und Besitzer; 2. Deutsches Recht, Äußeres Aussehen der Stadt 
und Kultur der Bevölkerung; 3. Der innere Aufbau der Stadt, 
Wirtschaftliches Leben; 4. Die Bevölkerung. Dabei erscheint die 
Abteilung von 2 und 3 wenig glücklich, ebenso, daß die Behandlung 
der Zünfte nicht einmal mit einer neuen Zeile begonnen wird. Im 
1. Abschnitt erfahren wir, daß der Grenzort gegen Schlesien, der 
anfangs des 12. Jahrhunderts zum erstenmal erwähnt wird, zu- 
nächst der Adelsfamilie der Habdank gehört hat, die nach For- 
schungen von Semkowicz normannischer Abkunft waren, später 
den Wiskott. Kasimir d. Gr. gab ihn dann an das aus Schlesien 
eingewanderte deutsche Rittergeschlecht der Wiesenburg, dessen 
Zweige allmählich nach ihren Sitzen polnische Namen annahmen. 
Von einem gewissen Stiborius, der stets Ścibor genannt wird, heißt 
es in eigentümlicher Redeweise S. 96: ,,Zwar ist aus den Vermerken 
der Ratsbücher zu ersehen, daß er Ansiedler in die Stadt gebracht 
hat oder diese sich freiwillig angesiedelt haben, aber immerhin tat 
er das nur zu seinem eigenen Nutzen, um größere Einnahmen und 
Vorteile zu haben.“ Aus diesen geschraubten Worten soll man 
herauslesen, daß die Stadt einst ein deutsches Gepräge trug, wie 
wir aus E. Schmidt, Geschichte des Deutschtums im Lande Posen 
(Bromberg 1904) S. 165 wissen, den Verfasser überhaupt nicht an- 
führt! Ahnlich verschleiernd heißt es an andrer Stelle:,, Die Brüder- 
schaften und Zünfte entstanden nach Vorbild der ausländischen 
Sitten und Gewohnheiten. Nämlich die Kolonisten, die sich in 
Polen ansiedelten, brachten ihre ausländischen Gewohnheiten und 
Vorbilder mit.“ Wenn heutzutage die polnischen Zeitungen, sofern 
sie von deutschen Errungenschaften sprechen, gewöhnlich von aus- 
ländischen sprechen, ist das ihre Sache. In einer wissenschaftlichen 
Veröffentlichung sollte man aber so viel Wahrheitssinn aufbringen, 
das Kind beim rechten Namen zu nennen. Die gesamte Zunft- 
terminologie jener Zeit ist doch aus Deutschland übernommen. 
Daß 1525 die Schmiedeinnung eine Willkür in deutscher Sprache 
erhielt (Schmidt S. 300), wird verschwiegen oder übersehen. 

Den nun einmal nicht ganz wegzuleugnenden deutschen An- 
teıl an der Kulturentwicklung versucht man als wenig wichtig 
hinzustellen. Seite 120 sagt Verfasser ausdrücklich: ‚In diesem 
Abschnitt will ich nachweisen, daß ein einheimisches Element, 
d. h. eine überwiegende polnische Bevölkerung die von uns beschrie- 
bene Stadt bewohnte.“ Er will nur 7 ‚fremde‘ Namen gefunden 
haben, von denen einer ein Ungar gewesen sei, in Wirklichkeit 
wohl auch ein Deutscher, da die Städte in jenem Lande damals 
noch ein überwiegend deutsches Gepräge trugen. Die übrigen 6 
sollen sowohl ,,Deutsche wie Schlesier‘ gewesen sein können. Das 
ist ein ähnlicher Standpunkt, als wenn man heutzutage dieDeutschen 
in Österreich durchaus zu einem besonderen Volkstum stempeln 
möchte, Von den als Beweis für das Polentum der Stadt ange- 
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fiihrten Namen sind verschiedene zweifelhaft. Leider huldigt 
Verfasser auch der tendenziösen Gewohnheit, in lateinischer Sprache 
— die, kennzeichnenderweise für die völkische Zusammensetzung 
der Stadt, sich im Gegensatz zu andern polnischen Ortschaften, 
wo sich schon Jahrhunderte vorher die polnische Sprache durch- 
setzte, in Punitz bis ins 18. Jahrhundert in den Eintragungen 
herrschend blieb (Warschauer, Die städt. Archive S. 203), — vor- 
kommende Bezeichnungen einfach ins Polnische zu übertragen 
und voneinem Jan Bednarz, Jan Szelag, Jan Schaffka zu sprechen, 
von denen letzterer jedenfalls ein biederer schlesischer Schaffke 
sein dürfte, wie die aufgeführten Bürger von Glogau ,,Grzegorz 
Szrina, Jan i Józef Kloga“ sich zu Hause wohl Gregor Schreiner, 
Joh. und Jos. Kluge genannt haben werden. 

Wenn das Stadtdorf Wydawa einst Hermanndorf geheißen 
hat, wenn ein deutsches Tor bralva Almanorum), weiter ein Bade- 
haus vorhanden gewesen sind, sind das auch Fingerzeige für den 
deutschen Anteil an der Bevölkerung der Gegend. Die Ratsakten, 
auf die sich Verfasser hauptsächlich stützt, beginnen erst 1458, 
während die Verleihung des deutschen Rechtes schon rund 150 
Jahre vorher stattgefunden hat. In dieser Zeit kann schon ein 
Zustrom polnischer Einwohner stattgefunden haben, können auch 
schon Verpolungen von deutschen Bürgern vorgekommen sein 
(wie sie Warschauer für Posen nachgewiesen hat), so daß selbst, 
wenn seine Anschauung von Punitz als einer überwiegend polni- 
schen Stadt für das 16. Jahrhundert richtig sein sollte, was durch- 
aus noch nicht feststeht, diese Behauptung für das 14. Jahrhundert 
durchaus in der Luft hängt. Die Namen Wolk, Nicz (Koseform 
von Neithard ?), Flis z. B., die vorkommen, können deutsch sein. 
Wenn Herr Eckstein (ähnlich dem gleich ihm einen deutschen Namen 
tragenden Senior der polnischen Geschichtswissenschaft Oswald 
Balzer) als Ergebnis schreibt: ,,Zusammenbrechen muß also die 
Anschauung der deutschen Geschichtsforscher und auch einiger 
polnischer, die das Entstehen der Städte ausschließlich dem deut- 
schen Element zuschreiben"“, so kann man nur sagen, daß er mit 
seinem doch hauptsächlich viel späteren Material, das über die 
Entstehung der Stadt kaum etwas bringen kann, den Eckstein 
dieser These nicht zu erschüttern vermocht hat. Dr. R. St. 


Zygmunt Zaleski. Zarys dziejów miasta Ryczywotu. Chodzież. 
Drukarnia Kresów Zachodnich. [Sigm. Zaleski, Abriß der 
Geschichte der Stadt Ritschenwalde. Kolmar i. P.] (1926.) 
31 S. 8. 

1926 waren es 500 Jahre her, seit König Jagello in Gnesen 
ein Privileg für Ritschenwalde ausstellte, die älteste bekannte 
Erwähnung des Ortes. Aus Anlaß der Jubelfeier verfaßte der 
Direktor des Statistischen Amtes der Stadt Posen den angezeigten 
Abrıß. Außer einigen meist späteren Urkunden sind seit 1574 
Vogteiakten erhalten. Bis zu diesem Jahre ist meist schon der 
Abschnitt in der Entwicklung der Städte in Polen abgeschlossen, 
in dem das Deutschtum, das ursprünglich den Kern der Bevöl- 
kerung gebildet hatte, größtenteils der Verpolung verfällt. Die 
Möglichkeit, daß auch Ritschenwalde eine spätmittelalterlich- 
deutsche Zeit gehabt haben kann, berücksichtigt Verfasser leider 
gar nicht. Geradezu tendenziös ist es aber, wenn er mehrfach für 
die früheren Zeiten des alten Polens die Stadt „völlig polnisch“ 
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(S. 18, 26) nennt. Er berichtet selbst, daB nach den Verheerungen 
der Schwedenkriege Deutsche herangeholt worden sind, wahrend 
sie umliegende Dörfer schon eher besiedelt hätten. Gerade unter 
den Namen von Familien, die in ,,hervorragenderen Stellungen 
oder häufiger in Transaktionen auftreten“, stehen eine Reihe 
deutscher wie Lehmann, Luter, Radke, Stegenke, Stegmann, 
Cybich und Sztyk. Letztere sind von polnischen Schreibern in 
polnischer Schreibart verzeichnet, einige Familien wie die Tonn, 
die erwähnt werden, mögen wirklich verpolt gewesen sein; immer- 
hin gibt doch Verfasser selbst an, daß bei der Übernahme der Stadt 
durch die Preußen (die übrigens bei der zweiten, nicht, wie Z. zwei- 
‘ mal schreibt, bei der dritten Teilung stattfand) sich neben 318 
Römisch-Katholischen 112 Evangelische und 123 Juden befanden, 
von denen also die letzten beiden Bekenntnisse allein schon 42,49°\, 
ausmachten, ohne die Deutschkatholischen, die, wie bei späteren 
Zählungen, so auch damals schon in gewisser Zahl vorhanden 
gewesen sein werden. So dürfte schon damals das Ver- 
hältnis der nichtpolnischen zu den polnischen Einwohnern unge- 
fähr gleich zu gleich gewesen sein, wie es auch vor dem Weltkrieg 
war. S. 26 ist für 1910 ein sinnentstellender Druckfehler bei dem 
Anteil des Zuwachses der Katholiken (119) zu verbessern. Aus 
der ältesten Zeit ist erwähnenswert, daß Familien der Adelswappen 
Stirnbinde (Nałęcz) die ersten Besitzer des bis 1803 adligen Markt- 
fleckens waren; unter den Kiszowski treten dabeı ein Nikolaus 
Hybner und den Obiezierski ein Niemierza genannt Imbir auf. 


Dr. R, St. 


Krakauer geographische Literatur. 

Wie in andern Ländern lassen auch in Polen die Direktoren 

der geographischen Institute der Universitäten in speziellen Samm- 
lungen geographische Abhandlungen erscheinen, seien es eigene, 
seien es solche ihrer Schüler. So geben schon lange die Professoren 
Romer in Lemberg und Lencewicz in Warschau „Prace“ 
(Travaux) heraus. 1923 kamen die des Krakauer Instituts unter 
Leitung von Prof. L. Sawicki hinzu und seit 1926 gibt auch 
der Posener Professor Pawłowski welche heraus. Wilna und 
Lublin fehlen bisher. Von den Krakauer Arbeiten wurden mir 
zwei zugesandt. Das erste Heft: W. Kubijowicz, Izochrony 
poludniowej Polski (24 S.) [The isochronic passage of southern 
Poland (25 S.)], gibt eine recht gute Darstellung der Erreichbarkeit 
der einzelnen Gebiete Galiziens von Lemberg und Krakau aus für 
die Jahre 1913 und 1922. Der Einfluß Krakaus wuchs, aber beide 
Städte leiden unter der wachsenden Zentralisierung des Verkehrs 
nach Warschau. . 
Das 4. Heft: L. Sawicki, Przełom Wisły przez Srednio- 
górze polskie (13 S.) [Der Mittelpolnische Weichseldurchbruch 
(51 Si. ist fast rein physikalisch-geographisch. Auch ist ja der 
deutsche , Auszug“ viermal so lang als der polnische Text. 

Seit etwa 10 Jahren besteht in Polen eine geographische Gesell- 
schaft. Seit 1919 gibt Prof. Lencewicz in Warschau für sie 
den ‚Przeglad Geograficzny“ (Revue polonaise de géographie) 
heraus, von der sieben Bände bzw. Jahreshefte vorliegen. Seit 
1923 gibt Prof. Sawıckı in Krakau als Ergänzung hierzu die 
Monatsschrift „Wiadomości geograficzne" heraus. Bringt die erste 
Zeitschrift längere Abhandlungen, so dient die Krakauer der Be- - 
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richterstattung über geographische Neuigkeiten aus aller Welt 
und bibliographischen Zwecken. Ab und an sind den Rezensionen 
Auszüge in französischer, deutscher oder englischer Sprache bei- 
gefügt. Vor mir liegt der dritte Jahrgang 1925 mit 160 Seiten. 
Die Krakauer Ortsgruppe der Geographischen Gesellschaft 
gibt auch seit 1924 kleine Heftchen heraus ,,Krakowskie Odcezyty 
Geograficzne“ (Conferences Géographiques Cracoviennes), in denen 
Vorträge festgehalten sind. Die Hefte sind meist zwei Bogen stark 
und haben fremdsprachliche Zusammenfassungen. Ich gebe (und 
zwar in der Sprache der Zusammenfassungen) die Titel der vor 
mir liegenden Hefte an: 
Nr. 1. J. Siemiradzki: Sur les indiens de l!’Amerique 
u Sud. 
Nr. 2. St. By stron: Les groupes ethnographiques polonais. 
Nr. 4. L. Sawicki: Das heutige Ungarn. 
Nr. 6. L. Sawicki: In a corner of Asia (Siam). 
Nr. 7. W. Kubijowicz: Répartition des cultures et des 
hommes dans les Carpathes Orientales. 


Für die Leser dieser Zeitschrift dürfte der Vortrag des Posener 
Volkskundlers Bystron am interessantesten sein. Seine Ein- 
teilung weicht von der anderer Forscher z. B. der Kolbergs ab. 
Zu den alten Stammesgruppen der Kleinpolen, Großpolen, Schlesier, 
Sieradzer, Leczycaer, Kaschuben (die er als Polen rechnet!), treten 
auf polnischem Kolonialgebiete die Podlachier, Rzeszower, Lubliner 
und in neuerer Zeit die Wilnaer, treten die Masowier, bei denen 
starke Einflüsse des Standes (szlachta zagrodowa) zu bemerken 
sind. Sozialeinflüsse zeigt auch die Gruppe der Lowiczer, während 
Einflüsse des geographischen Milieus sich bei den Göralen den 
in Polen so zahlreichen Waldsiedlern (Borowiacy aller Arten) 
zeigen. Von letzteren sind wohl die Kurpen die interessantesten. 
Hinzu kommen polonisierte Elemente. Hierbei ist eine seiner 
Angaben zu berichtigen, so sind die Bamberger bei Posen nicht im 
17. sondern im 18. Jahrhundert angesetzt worden und polonisiert 
wurden sie nicht im 18. sondern im 19. unter deutscher Herrschaft 
(Vgl. W. Maas: Die Entstehung der Posener Kulturlandschaft 
S. 89). Dr. Walter Maas. 


Polonicus. Die Deutschen unter der polnischen Herrschaft. Berlin 
W 35, Zentralverlag, G. m. b. H., 79 S. 

Der Satz, der bei so vielen Büchern eine leere Redensart ist, 
hier ist er am Platze: Diese Arbeit füllt wirklich eine fühlbare 
Lücke aus. Die verdienstvolle Zusammenstellung von W. Heidelck 
in den ,,Deutschen Blättern in Polen“ (Mai 1927) beschränkte sich 
einerseits auf die Provinzen Posen und Westpreußen, umfaßte 
anderseits aber einen viel längeren Zeitraum, so daß auf die Nach- 
kriegszeit nur 13 Seiten kamen, und zwar unter besonderer Be- 
tonung der deutschen Gegenwirkung gegen die polnischen Mab- 
nahmen. Polonicus ergänzt Heidelck glücklich, indem er gerade 
auf die polnischen Bestrebungen das Hauptgewicht legt, das ge- 
samte jetzt zum polnischen Staat gehörige Gebiet behandelt und 
dies bei dem kürzeren Berichtszeitraum gründlicher tun kann. 
So ergibt sich ein geschlossenes Gesamtbild, das umso erschüttern- 
der wirkt, weil es mit einer bewundernswert ruhigen und leiden- 
schaftslosen Sachlichkeit fast nur Tatsachen anführt und durch 
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Schrifttumshinweise für jedes Kapitel ein genaueres Eindringen 
in die mit festen, knappen Strichen gezeichneten Probleme er- 
moglicht. 

In dem Vorwort gibt Verfasser als Ziel an, er. wolle mit seiner 
Schrift nicht die bestehenden Gegensätze verschärfen, sondern 
ıhre Gefährlichkeit und Unhaltbarkeit klarlegen. Der Krieg nach 
dem Kriege, der gegen das Deutschtum geführt werde, verhindere 
dıe Entspannung der deutsch-polnischen Beziehungen, die innere 
Festigung Polens und weitere Befriedigung Europas. 

In einem allgemeinen Teil bespricht er zunächst die Rechts- 
lage des Deutschen in Polen (den Minderheitenschutzvertrag, den 
Polen als Bürgschaft seiner Konstituierung unterzeichnen mußte, 
die Artikel 109 und 110 der polnischen Verfassung und das Genfer 
Abkommen über Oberschlesien), ihren Ursprung (wobei die Un- 
haltbarkeit der polnischen Propagandabehauptung, das Deutsch- 
tum, wenigstens in den Westgebieten, sei ein künstliches Produkt 
der preußischen Germanisierungspolitik, nachgewiesen wird), darauf 
ihre Zahl und Siedlungsgebiete im einzelnen (wobei die angenommene 
Gesamtzahl uns als sehr vorsichtig bemessen erscheint), ferner 
Ursachen und Ziele der polnischen Entdeutschungspolitik (haupt- 
sächlich Umwandlung des Volkstümerstaates in einen Volkstums- 
staat). 

Die vorhandenen Deutschen in den abgetretenen Gebieten 
blieben entweder Reichsdeutsche oder wurden polnische Staats- 
bürger. Die ersteren, deren Zahl durch Verweigerung der polnischen 
Staatsbürgerschaft ungehe uer gesteigert wurde, wurden von der 
Liquidation (bis zur Herausgabe des Werkes rund 200 000 ha bei 
ganz unzureichender Entschädigung, teilweise sogar Forderung 
der Zuzahlung!) und Annulation (rund 160 000 ha Domänen- 
pächter, denen teilweise sogar das Inventar, Privateigentum, ein- 
behalten wurde, und 3600 Ansiedler) betroffen. Insgesamt belaufen 
sich die ,,Forderungen gegen Polen wegen Verletzung oder Nicht- 
erfüllung v6lkerrechtlicher Verpflichtungen auf annähernd eine 
Milliarde Goldmark.“ Optantenbehandlung (Auslegung des ,,auront 
la faculté“ als müssen), Berufsbeschränkungen (Ärzte, Spediteure, 
Lehrer nur Reichspolen, Konzessionsentziehungen unc dergl.), 
schließlich glatte Ausweisungen beschließen das traurige Kapitel. 

Die Behandlung der Deutschen polnischer Staatsangehörigkeit 
wird im letzten Teil dargestellt. Die Vertretung in der Öffentlich- 
keit ist erschwert durch. die minderheitsfeindliche Wahlordnung, 
Auflösung von in der Mehrheit deutschen Stadtverordnetenver- 
sammlungen, Nichtbestätigung von gewählten Magistratsmit- 
gliedern. Schließung deutscher politischer Vereine usw., das 
Schulwesen wird immer weiter zerschlagen (V ernichtung der 
deutschen Schulgemeinden, künstliche Aufteilung auf polnische 
Schulen, Verwaltungsschikanen usw.), sogar auf kirchliche Instu- 
tutionen erstreckt sich die völkische Bedrückung (Ausweisung 
von Geistlichen, Fortnahme von Kirchen, Bethäusern und kirch- 
lichen Anstalten, selbst Zurücksetzung der Deutschkatholiken 
durch Verdrängung von Priestern, Kirchenentziehung und Be- 
seitigung deutscher Gottesdienste, am schlimmsten in Oberschlesien), 
der soziale Gedanke der Agrarreform wurde zu Entdeutschungs- 
absıchten mißbraucht (vor allem im Weichselkorridor), Auch in 
Presse, selbst Rechtsprechung wehe der Geist des Westmarken- 
vereins, der eine Art Terrorherrschaft übe. Doch es müßte möglich 
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sein, ,,durch eine loyale, modernen Grundsätzen entsprechende 
Behandlung der Minderheiten dem allgemeinen politischen Gegen- 
satz zwischen Deutschen und Polen viel von seiner Schärfe 
zu nehmen. Diesem erreichbaren Ziel auf dem Wege einer deutsch- 
polnischen Annäherung sollten schon jetzt alle Freunde einer 
solchen Annäherung ihre Aufmerksamkeit und ihre Kraft widmen, 
vor allem in Polen selbst. Die Überwindung des Geistes des pol- 
nischen Westmarkenvereins ist die erste Etappe auf diesem Wege. “ 
___In dem kurzen Schluß wird darauf hingewiesen, daß von der 
vielberufenen „traditionellen Toleranz“ Polens auch heute nicht 
viel zu merken sei, daß aber das Deutschtum in anerkennenswerter 
Zusammenfassung und Abwehrarbeit begriffen sei. Ereignisse der 
letzten Zeit (wie Verkommnisse bei den Wahlen) werden leider, 
so muß man abschließend bemerken, veranlassen, daß die zweite 
Auflage der Arbeit wohl eine vermehrte sein wird, wenn auch 
einzelne Lichtstrahlen aufzublitzen scheinen. Dr. R. St. 


Deutsche im Ausland. In Verbindung mit dem Verein fiir das 
Deutschtum im Ausland herausgegeben von Dr. F. W. Mohr, 
Ludw. Schoen, W. v. Hauff. Breslau, Ferdinand Hirt. 1926. 
2. Aufl. XII und 328 S. 

Durch den Ausgang desWeltkrieges sind wir Deutschen in den 
chemals preußischen Provinzen Posen und Westpreußen zu Aus- 
landdeutschen geworden. So sind uns die Volksgenossen, die schon 
lange in derselben Lage sind oder das gleiche Schicksal gehabt 
haben wie wir, nähergerückt und Bücher wie das vorliegende sind 
unserer Anteilnahme sicher. 

Das verdienstvolle Sammelwerk, das die Herausgeber selbst 
noch nicht als vollständig und vollkommen angesehen wissen 
wollen, stellt einen wichtigen Baustein zu der von der Zeit so drin- 
gend geforderten Kulturgeschichte des Deutschtums im Auslande 
dar, wobei für alle Erdteile eine Menge nützlicher Nachrichten zu- 
sammengetragen werden, die ein stolzes Bild deutscher Kultur- 
leistung auf der Erde geben. 

Von den auf dem Gebiet des jetzigen Polens vorhandenen 
Volksgenossen behandelt Friedrich Flierl, der vorher auch die 
Ausbreitung des deutschen Volkes darstellt, das ihm bekannte 
Deutschtum in Kongreßpolen, P. Döringer und P. Rink das in 
Wolhynien, also nicht alle Gebiete werden erfaßt. Für eine Neu- 
auflage wird sich empfehlen, diese Lücke an der Hand hauptsäch- 
lich der verschiedenen Veröffentlichungen der Historischen Gesell- 
schaft für Posen, besonders der Sonderhefte der ,, Deutschen Blatter 
in Polen“ auszufüllen. : 

In den Zahlenangaben ist das Buch vielleicht, wie das bei den 
gewissenhaften Deutschen im Gegensatz zu vielen andern Völkern 
üblich ist, zu vorsichtig. So, wenn der geschlossene deutsche Block 
in Mitteleuropa auf 73 Millionen angegeben wird oder es an an- 
derer Stelle heißt: ‚Unendlich viel deutsche Tüchtigkeit, das 
Leben und die Arbeit von tausend und tausend Deutschen war dem 
polnischen Volke zugute gekommen, das die ihm erworbenen Güter 
in den Zeiten äußerer und innerer Kämpfe achtlos verkommen 
ließ.“ Tatsächlich kommt man auf Millionen, wenn man sich in 
die fast rooo jährige tragische Geschichte des Deutschtums in 
Polen vertieft, das in immer wieder neuen Wellen Geschlechts- 
folge auf Geschlechtsfolge nur großen Teils Kulturdünger geworden 


Besprechungen und Inhaltsangaben. 181 


ist und dem Polentum die Mehrzahl seiner führenden Persönlich- 
keiten geliefert hat, wie eine in Arbeit befindliche Kulturgeschichte 
des Deutschtums in Polen nachweisen wird. Z. B. erstreckte sich 
die Weltgeltung des Hauses Fugger, das bei andern Ländern er- 
wähnt wird, auch auf das einst deutschsprachige Warschau, wie 
eine polnische Monographie von Baruch gezeigt hat. | 
Besonders erfreulich an dem Buch ist, daß ein Mitarbeiter, 
Fritz Heinz Reimesch, auch die mittelalterlich-germanischen Ein- 
wirkungen gebührend mitberücksichtigt. Dem trotz kleiner Ein- 
wendungen, die jeder von seinem Standpunkt aus wird machen 
können, äußerst wertvollen Werk, dessen geschmackvolle Auf- 
machung es auch für Geschenkzwecke geeignet erscheinen läßt, 
ist weiteste Verbreitung zu wünschen. Dr. R. St. 


Adam Kleczkowski, Dialekt Wilamowic w zachodniej Galicji. 
[Die Mundart von Wilmesau in Westgalizien]. 1. Band: 
Fonetyka i Fleksja [Lautlehre und Biegung]. W Kra- 
kowie, Nakładem Polskiej Akademji Umiejętności, 1920 
(Prace Komisji Językowej Nr. 7). [Krakau, Verlag der 
Polnischen Akademie der Wissenschaften, 1920 (Arbeiten 
des Sprachausschusses Nr. 7)], XX und 181 S.; 2. Band: 
Skladnia. (Szyk wyrazöw), [Syntax (Wortstellung)|, Poznan 
1921 (Prace Naukowe Uniwersytetu Poznanskiego, Sekcja 
Humanistyczna, Nr. 7), [Posen 1921, (Wissenschaftliche 
Arbeiten der Posener Universität, Humanistische Sektion, 
Nr. „|, XI u. 88 S. 

Mit besonderer Freude darf hier auf ‚‚die erste wissenschaft- 
liche Arbeit“ und ‚überhaupt die erste methodische Bearbeitung 
einer lebenden deutschen Mundart in polnischer Sprache“ hinge- 
wiesen werden, die der Inhaber des Lehrstuhls für Germanistik 
an der Posener Universität, Prof. Dr. Adam Kleczkowski, heraus- 
gegeben hat und die, soweit mir bekannt ist, bisher nur in den . 
Breslauer Mitteilgn. der Gesellschaft für Volkskunde von seinen 
dortigen Amtsgenossen, ‚Geh. Rat Siebs, angezeigt, sonst aber in 
der deutschen Wissenschaft leider unbekannt geblieben ist, und 
zwar, weil sie auf Verlangen der Krakauer Akademie aus der deut- 
schen Sprache, in der sie ursprünglich geschrieben war, erst in die 
polnische übersetzt werden mußte und nun bei der geringen Kenntnis 
der slawischen Sprachen unter den Deutschen leider weniger zu- 
gänglich ist. Es ist schade, daß die Akademie sie nicht deutsch 
herausgegeben hat; denn der Ruhm, daß diese fleißige Arbeit von 
einem polnischen Gelehrten verfaßt worden ist, wäre dadurch der 
polnischen Wissenschaft nicht verloren gegangen, ihre Verbreitung 
aber sehr gefördert worden. Glücklicherweise hat sich der Ver- 
fasser methodisch in beiden Teilen eng an zwei gedruckte deutsche 
Arbeiten angelehnt (Gusindes über Schönwald bei Gleiwitz und 
Hankes über die Wortstellung im Schlesischen, Breslau, Sammlung 
Wort und Brauch), so daß man an deren Hand die Ergebnisse 
ungefähr auch ohne polnische Sprachkenntnisse verfolgen kann; 
außerdem ist dem zweiten Teil ein 5 Seiten langer deutscher Auszug 
beigegeben. 

Bei dem Orte Wilmesau (= Wilhelmsau), wie die Bewohner 
ihn selbst nennen, amtlich Wilamowice, handelt es sich um einen 
Marktflecken im Kreise Biala, der zusammen mit der Bielitz-Bialaer 
Sprachinsel und Schönwald bei Gleiwitz seine deutschschlesische 
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Mundart seit den Zeiten der mittelalterlichen deutschen Besiedlung 
ununterbrochen erhalten hat, während bekanntlich große Gebiete 
in der Nähe verpolt worden sind. Über den Ort ist schon mehrfach 
geschrieben worden, und aus ihm sind bekannte Männer hervor- 
gegangen, wie der Lemberger Erzbischof Bilczewski, dessen Familie 
Biba (= Biber) hieß, ferner der Arzt Dr. Hermann ! Mojmir, mit dem 
zusammen Prof. Kleczkowski ein großes Wörterbuch der Sprach- 
insel bearbeitet hat, das, sozusagen als 3. Band, hoffentlich auch 
bald herauskommen wird. 


Während leider die reichsdeutsche Mundartforschung des 
Deutschschlesischen bisweilen an den Grenzen der preußischen 
Provinz Schlesien Halt machte und die Ausstrahlungen über diese 
politischen Grenzen nicht beachtete, wird hier nun eine solche 
genau bearbeitet. Dabei zeigte sich rein empirisch nach langem 
mühseligen Wege, daß 

l. Beobachtung und Umschreibung von Waniek, Siebs und 
Kleczkowski „alle drei ohne Rücksicht auf ihr Verhältnis zuein- 
ander gut sind, wenn sie durch verschiedene Grundsatze, unab- 
hängig voneinander zu einer identischen Erfassung der Tatsachen 
in einem so ungeheuren Stoff geführt haben“ (Bd. T, S. VII): 


2. „der germanistische Aufbau der bisherigen dialektologischen 
Arbeiten, besonders der nächsten und neuesten in der Sammlung 
„Wort und Brauch“ herausgegebenen, so stark ist, daß man auf 
ihm das Wilmesauische wie jede andere deutschschlesische Mundart 
in ihrer Gesamtheit sicher aufbauen kann, d. h. unter Berück- 
sichtigung von Lautlehre, Syntax und Wörterbuch mit allen 
kleinsten Einzelheiten, wenn auch in völlig anderer Umschreibung; 


3. die Wilmesauer Mundart wie die Schönwälder und andere 
deutschschlesische, besonders oberschlesische, heute lebende Mund- 
arten, ist schr konservativ und hat so — trotz jedesmal zahlreicher 
schriftsprachlich-deutscher und polnischer Entlehnungen — ihren 
alten, regelrechten Aufbau genau bewahrt, so daß er als grater 
Ausgangspunkt zur Erkenntnis (besonders der Chronologie) der 
sprachlichen Hauptvorgänge des Ostmitteldeutschen oder besser 
des Schlesisch-Deutschen dienen kann, das einst so mächtig auf 
die polnische, wendische, tschechische und slowakische Sprache 
Einfluß geübt hat“ (Bd. I, S. VIII). 

Das Hauptergebnis ist kurz gefaßt folgendes: ‚Nicht allein 
die Syntax, auch die Phonetik, die Flexion, der Wortschatz der 
Ausdrücke, der Redensarten, der Sprichwörter zeigen völlige 
Gleichheit" (Bd. II, S. 87) mit dem deutscherseits untersuchten 
Schlesisch (Frankenstein). „Diese Tatsache berechtigt zu der 
Annahme, daß ım Verlauf dieser (7) a trotz der poli- 
tischen Trennung doch ein sprachliches Band existieren mußte, 
ein Band, das die schlesisch-deutschen Mundarten zusam menhielt, 
sei es ein Einfluß der Städte auf die Dörfer, oder sei es der Einfluß 
der mundartlichen Literatur, ausgeübt durch Lehrer, Geistliche, 
Handwerker und Kaufleute.“ (Ebenda). Stark dürfte wohl der 
Umstand mitgesprochen haben, daß früher ein starkes Hin- und 
Herfluten der Bevölkerung zwischen Mutterland und Sprach- 
inseln stattgefunden hat, zu Zeiten, über die wir uns erhaben 
dünken, die aber noch nicht die Errungenschaften der neuesten 
Zeit in Gestalt unübersteigbarer chinesischer PaBmauern, wie wir 
sie jetzt kennenlernen, besaß. 
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Gern liest man auch in dicser Zeit der Absperrung der Völker 
voneinander, wenn Verfasser schreibt: ‚Gerade diese berein- 
stimmung der Ergebnisse von Deutschen und Polen, eine völlig 
unabhängige Übereinstimmung, all das bürgt dafür, daß wir wenig- 
stens in der mundartkundlichen Sprachlehre, also einer rein 
wissenschaftlichen Arbeit, gemeinsam auf gutem Wege sind zu der 
Wahrheit, nach der wir in der Wissenschaft — übrigens oft 
vergeblich — streben.“ Lattermann. 


Roman Zawilinski. Dobór wyrazów. Słownik wyrazów blisko 
znaczących i jednoznaczących. [Die Auswahl der Ausdrücke. 
Wörterbuch der bedeutungsnahen und gleichbedeutenden 
Ausdrücke.] Krakau 1926. Verl. des ‚Poradnik Językowy". 
Hauptniederlage Gebethner & Wolff. 633 S. 

Mit diesem Werk hat der verdiente Herausgeber des ,, Poradnik 
Jezykowy“ seinem Volk ein Gegenstück zu dem deutschen Werk 
von A. Schlessing, dem englischen von P. M. Roget und dem fran- 
zösischen von P. Bossitre geschenkt. Das im Gegensatz zu Ad. 
St. Krasinskis ,,Synonimy polskie“ und Ant. Krasnowolskis 
„Słownik frazeologiczny“ praktische Zwecke verfolgende Buch 
besitzt im II. Teil ein alphabetisches Verzeichnis, nach dem man 
dieim I. Teil in sachliche, logische Gruppen (1. Abgezogene Begriffe, 
2. Raum, 3. Stoff, 4. Vernunft, 5. Wille, 6. Gefühl) und Unter- 
gruppen gegliederten Worte aufsuchen kann. 

Um das Gefühl für die Reinheit der Sprache zu schärfen, 
werden Fremdwörter in eckigen Klammern eingeschlossen, Neu- 
bildungen und aus den Mundarten, diesem Jungbrunnen der Sprache, 
entnommene in runde Klammern. Die Sprache, aus der die Ent- 
lehnungen stammen, wird im Gegensatz zu Brückners und Arcts 
Wörterbüchern nicht angegeben, jedoch erkennt jeder, der sich 
schon mit diesen Dingen beschäftigt hat, auch aus diesem Buch 
die Größe des deutschen Einflusses, von der Gabrjel Korbut ın 
seiner Dissertation „Wyrazy niemieckie w języku polskim“ (Prace 
filologiczne, Bd. IV, Warschau 1893) S. 522 gesagt hat: ,, Keine 
fremde Sprache hat einen so wichtigen Einfluß auf die polnische 
Sprache ın lexikalischer Beziehung ausgeübt wie die deutsche.“ 
„Keine fremden Entlehnungen haben so viele Ableitungen hervor- 
gebracht wie die aus der deutschen Sprache entlehnten Ausdrücke" 
und „Aus keiner fremden Sprache besitzt die polnische Sprache 
so viele Namen nicht nur von Errungenschaften der Zivilisation, 
sondern allgemeine Begriffe, die übernommen oder aus entlehntem 
Stoff gebildet worden sind, wie aus der deutschen Sprache“. Da 
jedoch alte, inzwischen ausgestorbene Ausdrücke deutscher Ab- 
-tammung wie gwesny nicht mitaufgenommen sind, ist nur das 
Bild nicht ganz so deutlich. Lattermann. 
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Im Verlage der Historischen Gesellschaft erscheinen: 


Deutsche Blätter. 
in Polen 


begriindet von Dr. Hermann Rauschning; seit dem 4. Jahrg., 

Kalenderjahr 1927, herausgegeben von Dr. Paul Zöckler. 

Bezugsbedingungen: vom 1.1.27 an vierteljährlich 4,80 2}, 

zuzüglich Porto. — Einzelheft 2,— zł (einschl. Porto). 

In Deutschland u. im übrigen Ausland: Viertelj. 3.80 RM., 
bezw. den Gegenwert. 


Wir verweisen besonders auf folgende Sonderhefte: 
Grundlagen ostdeutscher Bildung. 
Ständischer Aufbau. 

Volkstum und Bildungspflege. 
Die deutsche Landwirtschaft in Polen. 


Der Protestantismus in Polen. 
Von D. Staemmler. 


Die deutsche Schule im ehemals preußischen 
Teilgebiet. Von Paul Dobbermann. 

Deutsche Volkshochschularbeit außerhalb 
Deutschlands Grenzen. 

Vom Deutschtum in Ostschlesien. 

Vom Deutschtum in Kongreßpolen. 

Vom Deutschtum in Wolhynien. 
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2. Schriftenreihe Polen: 
Ernst Meyer: Der Polnische Staat, seine Verwal- 
tung und sein Recht. Preis 3,— zt. 
_ Robert Styra: Das polnische Parteiwesen und 
seine Presse. Preis 6,— zł. 


3. Ostdeutsche Heimatbücher 


herausgegeben von Viktor Kauder: 
Walter Kuhn: Aus dem Ostschlesischen Zunft- 
leben. Preis 7,— zł. 


Josef Strzygowski: Ostschlesische Holzkirchen. 
Preis 5,10 zt. 
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Im Verlage der Deutschen Biicherei in Posen: 


COPPERNICUS 


Uber die Umdrehung der Himmelskörper 
Aus seinen Werken und Briefen. Preis 3,— 2t. 


Sämtliche Veröffentlichungen sind zu 
beziehen durch die Historische Gesell- 
schaft für Posen, Poznan, Zwierzyniecka 1 
sowie durch die Buchhandlungen. ~ 


Im Verlage der Deutschen Bücherei ist erschienen: 


Ein Kränzelein. 


Spiel und Lied deutscher Kinder in Polen, gesammelt 
von Pfarrer Just - Sienno, mit 22 Scherenschnitten 
von Elisabeth Fischer aus Waldau. Das Büchlein enthält 
Kinderlieder und Abzählreime, die im Kirchspiel Sienno 
noch jetzt gesungen werden und von Pfarrer Just 
aufgezeichnet wurden. Die reizenden Scherenschnitte 
und der billige Preis des Büchleins, 1,80 zł, tragen 
BOMSRIUER dazu bei, dem Büchlein in weitesten Kreisen 
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Vorwort. 
Die geschichtliche . Entwicklung der Provinz Posen. 


Die Nationalität der Urbewohner Posens und Pomerellens 
vor Beginn unserer Zeitrechnung ist wissenschaftlich noch nicht 
einwandfrei festgestellt. Die Gräber- und Gerätefunde aus der 
Vorzeit haben keine sicheren Anhaltspunkte darüber liefern können. 
: Der erste Lichtstrahl fällt in dieses Dunkel durch ein rémisches 
Schriftdenkmal von allerhöchster Wichtigkeit und unwiderleglicher 
Beweiskraft. Kaiser Augustus hatte durch seinen Schwiegersohn 
Agrippa eine Vermessung des römischen Weltreiches vornehmen 
lassen. Jm Jahre 7 v. Ch. wurde daraufhin eine mächtige vielfarbige 
Weltkarte angefertigt. Gleichzeitig gab Augustus selbst ein Hand- 
buch heraus, daß hauptsächlich eine im Anschluß an die Karte 
geordnete Sammlung der Maße und Entfernungen von Land und 
Meer enthielt. In diesem Handbuch heißt es, daß die Ostgrenze 
des Germanenlandes durch die Weichsel gebildet. werde. Der sich 
immer mehr entwickelnde Handelsverkehr vertiefte in der Folge- 
zeit die Kenntnisse über die Besiedlung der germanischen Lande. 
Nach den vorhandenen Quellen ist kaum mehr daran zu zweifeln, 
daß kurz vor Beginn unserer Zeitrechnung im Norden der Provinz 
` Posen, also in der Weichselniederung und im Brahegebiet, die Goten, 
weiter südlich zwischen Netze und Warthe die Burgunder, im Süden 
endlich die Vandalen ansäßig waren. 

Im Jahre 200 n. Ch. wurden diese Völker in den Strudel der 
Völkerwanderung hineingerissen und verließen ihre Wohnsitze. An- 
dere germanische Stämme, wie Rugen und Skiren rückten an ihre 
Stelle. Doch auch sie folgten dem Zuge nach dem Süden. Im sech- 
sten Jahrhundert begannen sich dann in dieses fast menschenleere 
Land von Osten her die Slawen zu ergießen, die zurückgebliebenen 
Reste des Germanentums schnell aufsaugend. Bis zur Elbe und 
darüberhinaus drang das Slawentum vor. 

Um die Mitte des zwölften Jahrhunderts setzte von Deutsch- 
land aus jene rückläufige Massenbewegung von Westen nach Osten 
ein, die das nationale Bild Mitteleuropas wieder stark verändern 
‚sollte. Soweit diese Bewegung mit kriegerischen Ereignissen ver- 
bunden war, wie in der Mark Brandenburg und in Ostpreußen, hat 
sie bei Zeitgenossen und Historikern eine größere Aufmerksamkeit 
erweckt als die friedliche Durchdringung der anderen Ostgebiete 
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durch deutsche Bürger und Bauern. Dabei ist letztere viel ent- 
scheidender für die endgültige Germanisierung Ostdeutschlands 
gewesen, als die Eroberung mit Feuer und Schwert, auch hat sie 
dem Deutschtum bei weitem größere Gebietsteile zugeführt. Es 
haben bei den großen Massenbewegungen, wie sie das 12te und die 
folgenden Jahrhunderte brachten, in erster Linie wirtschaftliche 
und soziale Kräfte gewirkt. 

In das 12 te Jahrhundert fällt für die Völker des Abendlandes 
der Beginn des Uberganges von der Natural- zur Geldwirtschaft. 
Die Kreuzzüge hatten eine Fülle neuer Beziehungen geschaffen, 
neuer Bedürfnisse erweckt. Der umständliche Tauschverkehr mit 
Hilfe landwirtschaftlicher Erzeugnisse genügte nicht mehr. Es 
erwachte naturgemäß zuerst beim hohen Adel, dessen Lebens- 
stellung am stärksten stieg, das Streben nach Vermehrung seiner 
Einkünfte. Dazu kam, daß das Getreide verkäuflich wurde und 
ständig im Preise stieg. Durch Steigerung des Getreidebaus ließ 
sich steigender Gelderwerb erreichen. Die polnischen Fürsten 
Schlesiens und Posens konnten eine Vermehrung ihrer Einkünfte 
durch höhere Belastung ihrer Opolebauern nicht ermöglichen. 
Dieselben waren spärlich im Lande seßhaft, beschränkten sich dar- 
auf, Vieh- und Bienenzucht zu treiben und bestellten den Acker 
nur für den eigenen Bedarf. Mit ihrem primitiven Hakenpfluge, 
dem radio, waren sie nicht imstande, schwerere Böden zu bear- 
beiten. Deutsche Bauern wurden nunmehr aus den überfüllten 
Gegenden Westdeutschlands gerufen. Der deutsche Bauer brachte 
den eisernen Pflug mit, der ihn in Stand setzte, die fruchtbarsten 
Böden in Kultur zu nehmen.!) ‚Bevor sich der deutsche Bauer 
entschloß, die Heimat zu verlassen, mußte er die Sicherheit haben, 
daß seiner in der Ferne ein menschenwürdiges Los harrte. Nun 
war in Deutschland schon der Grundsatz zur Geltung gelangt, 
daß derjenige, der aus wüster Einöde Kulturland, sogen. Neubruch- 
land, schuf, sich dadurch die persönliche Freiheit gewann, und 
daß dann seine Pflicht gegen den Herrn des zu kultivierenden 
Grundes lediglich in der Zahlung eines mäßigen Zinses bestand. 
Das ist die wahre und ursprüngliche Bedeutung des deutschen 
Rechtes, daß uns hundertfach als Vorbedingung für die Ansiedlung 
deutscher Bauern begegnet.“ 

So schob sich erst einmal in Schlesien, dann auch in Posen 
in immer stärkerem Maße eine Schicht deutscher Bauern zwischen 
die polnische Bevölkerung. In Schlesien war diese Einwanderung 
weit nachhaltiger als in Posen und hat bei der gleichfalls erfolgten 
Verdeutschung des Herrscherhauses der Piasten, der Ritterschaft 


1) Lamprecht: Deutsche Geschichte III., 359 ff. 
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sowie des Klerus bereits im 13 ten Jahrhundert zu einer fast völligen 
Germanisierung des Landes geführt. Das Eindringen des deutschen 
Elements nach Schlesien und Polen wurde außer von den Fürsten, . 
in stärkstem Maße von den Klöstern gefördert. In Posen war dieser 
Einfluß der Klöster, insbesondere des Zisterzienserordens, noch 
größer als der der weltlichen Grundbesitzer. Bereits im Jahre 1153 
erhob sich die erste Heimstätte der Zisterzienser in Lekno, Kreis 
Wongrowitz. Andere Niederlassungen folgten. Bis zum 16 ten 
Jahrhundert bewahrten die Klöster ein ausgesprochen deutsches 
Gepräge. Die Ordensregel erlaubte nur die Aufnahme deutscher 
Brüder. Die Klöster gründeten allenthalben in ihrer Umgegend 
deutsche Kolonien. Die durch die Kolonisation für den Grundherrn 
erreichte Steigerung der Einkünfte veranlaßte den Adel und auch 
die polnischen Domkapitel zur Gründung deutscher Dörfer. Da- 
‚neben entstand eine Anzahl deutscher Städte nach deutschem 
Recht. So ergoB sich im 13 ten Jahrhundert eine Welle des Deutsch- 
tums über das Posener Land. Nicht als Eroberer kam. der Deutsche, 
sondern gerufen als willkomener Kulturbringer, der in schwerster 
Arbeit Ödland zu fruchtbarstem Kulturlande machte. 


Für das Land Posen bedeutete die Einwanderung einen star- 
ken wirtschaftlichen Aufschwung. Die polnischen Bauern hatten 
im Dienste ihrer Grundherren nur eine wilde Feldgraswirtschaft 
betrieben. Jahraus, jahrein bestellten sie nur einen kleinen Teil 
des pflugfähigen Landes mit Getreide, den sie nach völliger Er- 
schöpfung der Verrasung überließen, um mit einem anderen Stücke 
dasselbe Verfahren einzuschlagen. An Stelle dieser extensiven Be- 
triebsform trat die in Deutschland seit Jahrhunderten herrschende 
Dreifelderwirtschaft, die mit ihrer regelmäßigen Fruchtfolge, der 
rationeller betriebenen Brache und der immer mehr in. Aufnahme 
kommenden Stallmistanwendung einen gewaltigen Fortschritt 
bedeutete. Etwas ganz Neues brachten die Deutschen in dem gärt- 
nerischen Betriebe mit. Ein Kapitulare Karls des Großen zählt 
bereits einige 70 Nutzpflanzen auf, die in den umfangreichen 
Gärten der Domänen und Bauern gepflanzt wurden. Diese Gärten 
hatten damals eine weit größere Bedeutung als heute, da nur in 
diesen des Flurzwanges wegen der Anbau anderer Pflanzen als 
der Hauptgetreidearten möglich war. Die Zisterzienser erwarben 
sich ein besonderes Verdienst in der Pflege der Gartenwirtschaft. 
Ihre „Grangien‘‘ galten als Musterwirtschaften. Den deutschen 
Mönchen und Bauern verdanken die Kolonialgebiete des Ostens, 
so auch Posen, die Einbürgerung der edleren Obstsorten, des Ge- 
müses, der Würz- und Arzeneipflanzen und Handelsgewächse. 
Ebenso mag schon damals der Garten des deutschen Bauern an 
dem Blumenflor kenntlich gewesen sein, der heute noch in Kongreß- 
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polen, Galizien und Wolhynien das deutsche Gehöft von dem pol- 
nischen unterscheidet. 

Am Ausgang des 13 ten Jahrhunderts ließ der Strom der deut- 
schen Einwanderung nach. Es begann eine nationale Reaktion 
seitens der Geistlichkeit und des Adels, die nicht wie in Schlesien 
der Germanisierung verfielen, sondern national erstarkten. Ferner 
wurde an den Grundbedingungen der deutschen Siedlung geriittelt, 
indem die beiden Vorbedingungen des deutschen Bauernlebens, 
Freizügigkeit und Freiheit von Frondiensten, eingeschränkt 
und schließlich beseitigt wurden. Die in der Provinz bestehenden 
deutschen Kolonien gingen, seitdem der Zufluß frischen deutschen 
Blutes aufgehört hatte, im Polentum auf. Nur in den Westgebieten, 
die engere Beziehungen zu den angrenzenden, bereits vollständig 
germanisierten Ländern Schlesien und Brandenburg unterhielten, 
blieb das damals eingewanderte deutsche Element bis zum heu- 
tigen Tage erhalten, so in den reisen Fraustadt, Lissa, Schwerin, 
Meseritz. 

Eine zweite Welle deutscher Einwähderen ergoB sich im 17 ten 
und 18 ten Jahrhundert über Polen. Den Anlaß dazu bildeten die 
Kirchenreformkämpfe. Besonders nachdem im Religionsfrieden 
von Augsburg der harte Grundsatz ,,cuius regio, eius religio“ 
aufgestellt worden war, zum Teil. aber auch schon vorher ver- 
ließen ungezählte Scharen von Anhängern meist protestantischen 
Bekenntnisses ihre Heimat. Niederschlesier gründeten 1547 die 
Stadt Lissa und siedelten sich in den Dörfern der Umgegend 
zwischen den bereits bestehenden deutschen Gemeinden an. 
Niederländer, Schlesier, Mähren, auch Süddeutsche folgten und 
ließen sich in allen Teilen der Provinz Posen und Westpreußen 
nieder. Zwei Arten von Dörfern mit verschiedener Verfassung 
wurden gegründet, die Holländer- und die Schulzendörfer. Was 
die ersteren anbetrifft, so ging die Anregung zu ihrer Grün- 
dung von einer in der Nähe von PreuBisch-Holland im 16 ten Jahr- 
hundert gegründeten Hollandersiedlung aus. Man wurde zuerst 
in Danzig auf die Erfolge aufmerksam, die diese im Kampfe mit 
der Wassersnot erprobten Leute errangen. Jahr für Jahr durch- 
brach die Weichsel die niedrigen Dämme und machte die frucht- 
baren Niederungen, die die Hansestadt umgeben, unbewohnbar. 
Da beschloß der Danziger Rat nach dem ostpreußischen Beispiele, 
Holländer herbeizurufen, die wegen ihrer mennonitischen Glau- 
bensrichtung zur Auswanderung aus der Heimat gezwungen wurden. 
Die Niederländer haben ihre vortreffliche kolonisatorische Tätig- 
keit bis in die Neuzeit hinein bewiesen. Besonders erprobt sind sie im 
Kampf mit den Elementen. Die Sturmfluten der Nordsee, die 
Überschwemmungen des Rheins zwangen sie, ihre Heimat durch 
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Damme und Deiche gegen das feindliche Element zu schützen. 
Das abgerungene Land wurde durch Abzugskanale und Hebewerke 
trockengelegt. Die nunmehr geschützten Marschböden waren außer- 
ordentlich fruchtbar und zu intensiver Viehzucht besonders ge- 
eignet. Für die Verwertung ihrer Kenntnisse war der Danziger 
Werder ein vorzüglicher Boden. Über den Erfolg der Mennoniten- 
Siedlung gibt eine Urkunde vom Jahre 1642 des Königs Ladis- 
laus IV. Auskunft.!) „Mit Wissen und Willen des Durchlauchtig- 
sten Königs Sigismund August haben sich eure Vorfahren hierher 
berufen lassen, in Gegenden, die damals öde, versumpft und un- 
genutzt dalagen; mit heißer Mühe und gewaltigem Kostenaufwand 
haben sie diese Gegenden fruchtbar und nutzbringend gemacht, 
indem sie das Gesträuch rodeten, Pumpwerke anlegten, um das 
Wasser aus den überfluteten und verschlammten Gründen zu ent- 
fernen, und Dämme gegen die Überschwemmungen der Weichsel 
der Nogat usw. aufrichteten.‘ 

Die großen Erfolge der Holländer-Siedlung fanden bald in 
größeren Kreisen Polens Beachtung. Die Städte, die Adligen, 
selbst die katholischen geistlichen Genossenschaften riefen Hol- 
länder zur Besiedlung ihrer versumpften Ländereien herbei. Die 
ganze Weichsel hinauf bis Thorn, ja sogar weiter bis Warschau 
‚entstanden aus Sumpf und Schlamm fruchtbare Dörfer mit blü- 
hender Viehzucht. Mancherlei Vorrechte in bezug auf persön- 
liche und religiöse Freiheit und Geringfügigkeit der Lasten und 
Abgaben wurden den Holländern gewährt. Wie hoch die Arbeit 
holländischer Siedler eingeschätzt wurde, geht daraus hervor, daß 
-sie trotz der damals wenig deutschfreundlichen Gesinnung des 
Adels und der Kampfesstellung der Geistlichkeit gegen den Pro- 
-testantismus, zur -Neubesiedlung herangezogen wurden. Bald 
folgten auch der Adel und die Geistlichkeit Posens dem west- 
preußischen Vorbilde. In der Nähe Brombergs, in den Niederungen 
der Brahe und der Netze, entstand eine große Anzahl von Holländer- 
Dörfern. Als der Zuzug aus Holland nicht mehr ausreichte, begann 
sich die Flut der Einwanderer mit Deutschen anderer Gegenden, 
besonders Mährens, zu durchsetzen. Überall wo sumpfiges oder 
unter Nässe leidendes Land vorhanden war, das bei der Boden- 
bearbeitungstechnik der damaligen Posener Bevölkerung nicht 
kulturfähig war, entstanden deutsche Dörfer. Es sind daher ganz 
bestimmte Gegenden, die durch Gründung von Holländer-Dörfern 
ein überwiegend deutsches Gepräge bekamen. Besonders viele 
Siedlungen entstanden in den Gegenden von Bromberg, Kolmar, 
Tscharnikau, Filehne, Birnbaum, Neutomischel, Wollstein, im 


1) E. Schmidt: Deutschtum im Lande Posen. 
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Inneren der Provinz bei Obornik, Gnesen, in der Warthe-Niederung 
von Posen bis Schrimm und im Süden im Kreise Pleschen. Wieder 
brachte die Eigenart und Kulturhöhe der Neusiedler eine starke 
wirtschaftliche Anregung mit und wirkte steigernd auf die ganze 
Landesproduktion. Damals hielt das schwarzbunte Niederungs- 
vieh seinen Einzug nach Polen. Die Wiese wurde zu einem Kultur- 
lande, dem man Pflege angedeihen ließ. Die Mähren und Böhmen 
brachten den Hopfenbau nach der Provinz, der besonders in der 
Gegend von Neutomischel noch heute getrieben wird. 


Neben diesen Holländer-Siedlungen entstand eine große Anzahl 
deutscher Schulzendörfer. Die Verstärkung des gutsherrlichen 
Druckes in der Mark und in Pommern veranlaßte viele Bauern, 
dem harten Zwange mit Kind und Kegel zu entfliehen und in dem 
dünnbevölkerten Polen eine neue Heimstätte zu suchen, wo den 
Deutschen als den willkommenen Siedlern ein linderer Druck und 
geringerer Herrendienst zugestanden wurden, als den alteingeses- 
senen polnischen Bauern. Entstanden die Holländer-Dörfer haupt- 
sächlich in den sumpfigen Niederungen, so wurden die Schulzen- 
Dörfer in erster Linie auf den mehr leichten, unfruchtbaren Böden 
gegründet. Die Märker und Pommern waren Kargheit des Bodens 
gewöhnt. So verödeten infolge Abwanderung ganze Landstriche 
der Mark und Pommerns und blühende deutsche Dörfer entstanden 
dort, wo noch vor kurzer Zeit Wälder, Heiden standen oder wo 
polnische Dörfer verlassen waren. Der Kreis Deutsch-Krone, die 
Gegenden um Usch, Schönlanke, Filehne, wie überhaupt der ganze 
Netzedistrikt bis nach Mogilno hin wurde mit deutschen Schulzen- 
Dörfern durchsetzt, die zusammen mit den Holländer-Dörfern das 
deutsche Gepräge des späteren Bromberger Regierungsbezirkes schu- 
fen. Bis in das 18 te Jahrhundert hinein wanderten deutsche Siedler 
nach dem Gebiet der nachherigen Provinz Posen. Wo nicht neue Dör- 
fer gegründet wurden, erwarben deutsche Bauern polnische Sied- 
lungen, indem sie von den Grundherren wüste Hufen zur Kulti- 
vierung erhielten, so daß manches polnische Dorf allmählich ein 
mehr und mehr deutsches Gepräge erhielt. Eine ganz besondere 
Einwanderungswelle ergoß sich im 30 jährigen Kriege nach Polen, 
das von dieser entsetzlichen Katastrophe wenig berührt worden 
war. Neben der Durchsetzung des Landes mit deutschen Bauern 
ging eine starke Städtegründung von deutscher Hand einher. Der 
allergrößte Teil der Posener Klein- und Mittelstädte verdankt der 
Zeit vom 16 ten bis 18ten Jahrhundert seine Gründung bzw. Wieder- 
erstehung. Die deutschen Gründer brachten die Handwerke und Ge- 
werbe ihrer kulturell höher stehenden Heimat mit. Von besonderer 
Wichtigkeit war die deutsche Tuchmacherei. 
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Im 18 ten Jahrhundert ließ die Einwanderung nach. Die Ver- 
fallserscheinungen des polnischen Staates: begannen ‘sich in einer 
immer schwächer werdenden Staatsautorität zu zeigen. Die Über- 
griffe des Adels und der Geistlichkeit den Bauern und Bürgern 
gegenüber mehrten sich, die öffentliche Unsicherheit nahm Formen 
an, die Polen nicht mehr als begehrtes Ziel deutscher Einwanderung 
erscheinen ließen. Was den Behörden an Tatkraft geblieben war, 
verwandten ŝie zum größten Teil dazu, die sogen. Dissidenten, d. h. 
die Protestanten und Orthodoxen zu verfolgen. Dazu kam, daß 
wiederum in stärkster Weise die Freiheit der deutschen Bauern 
eingeengt wurde. Es schien, als ob die neue Welle des Chauvinis- 
mus und Fanatismus jener Verfallsperiode das Deutschtum Posens 
und WestpreuBens ebenso vernichten würde wie im 14ten Jahr- 
hundert. Da machten die Teilungen Polens dem Reich ein Ende. 

Nach den Feststellungen Lauberts wies die Provinz Posen 
bei ihrer 1815 erfolgten zweiten Zuteilung zu Preußen 38.9% 
deutscher Bewohner auf, und zwar der Regierungsbezirk Bromberg 
46.5%, der Regierungsbezirk Posen 35.5%. Westpreußen war 
bereits bei der Übernahme durch Friedrich den Großen überwiegend 
deutsch. Die durch den großen König durchgeführte Urbarmachung 
des Netzebruches wird heute in völkischer Beziehung meist über- 
schätzt. Friedrich der Große zog auch Polen bei seinen Dorfgrün- 
dungen hinzu, wenn gleich das deutsche Element überwog. Im 
Verhältnis zu dem in der Provinz bereits bodenständigen Deutsch- 
tum spielte die friderizianische Kolonisation eine sehr unterge- 
ordnete Rolle. 

Die Zeit von 1815 bis 1918 bedeutete für Posen einen unge- 
heuren wirtschaftlichen Aufstieg. National traten keine sehr tief 
gehenden Veränderungen ein, da die preußische Regierung jede 
gewaltsame Germanisierung vermied. jahrzehntelang war der 
größte Teil der höheren und niederen Beamten polnisch, und die 
Amtssprache deutsch und polnisch. In Schule und Kirche wal- 
teten dem Polentum gegenüber Rücksichten, die häufig geradezu 
völkischen Schaden für das Deutschtum brachten. Nach Jahr- 
zehnten preußischer Herrschaft wurden die deutschen Bamberger- 
dörfer um Posen polonisiert, weil ihnen keine nationale Pflege in 
Schule und Kirche gewährt wurde. Zwar wuchs damals die 
deutsche Bevölkerung durch starken Geburtsüberschuß und Zuwan- 
derung bis zum Jahre 1861 so, daß der deutsche Bevölkerungs- 
anteil der Provinz von 35.5 auf 45.1% anstieg. Die Einwanderung 
betraf hauptsächlich städtische Berufe und Beamte. Der deutsche 
Bauernstand zeigte in dieser Zeit keine stärkere Zunahme. Eine 
größere Verschiebung trat im Großgrundbesitz ein. 1848 besaß 
der polnische Großgrundbesitz etwa 3/;, der deutsche nur 2/, der 
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Rittergüter. 1889 war das Verhältnis umgekehrt. Der polnische 
Großgrundbesitzer hatte sich in dieser Zeit dem deutschen wirt- 
schaftlich unterlegen erwiesen. Unternehmungslustige Sachsen, 
Westfalen und Deutsche anderer Stämme kauften mit geringer 
Anzahlung die verschuldeten, in der landwirtschaftlichen Technik 
zurückgebliebenen Rittergüter auf und brachten sie durch Ein- 
führung des Rübenbaus bald zu hoher Blüte. Dieser starke, voll- 
kommen freihändig erfolgende Besitzwechsel im Größgrundbesitz, 
mit dem zugleich ein Übergang an den tüchtigeren Wirt verbunden 
war, war einer der Hauptgründe, daß sich die Intensität der Po- 
sener Landwirtschaft so außerordentlich hob. Große Flächen 
wurden melioriert, die Viehrassen züchterisch verbessert, Gebäude 
‘und Inventar der erhöhten Intensität angepaßt. 

Nach der Einführung der Freizügigkeit begann das Deutsch- 
tum im Verhältnis zum Polentum zahlenmäßig zurückzugehen. 
Der Pole zog als Handwerker und Kaufmann in die bis dahin über- 
wiegend deutschen Städte zu und nahm in erster Linie die Plätze 
der immer mehr ins Innere Deutschlands abwandernden Juden 
ein. Im Jahre 1918 bewiesen in den Posener Kleinstädten nur noch 
die Friedhöfe die Tatsache, das dort früher einmal das Judentum 
einen großen Teil der Bevölkerung ausgemacht hatte. Der wirt- 
schaftlich und kulturell auf die deutsche Höhe aufrückende pol- 
nische Bauer begann den Deutschen auszukaufen. Wo zwei kul- 
turell annähernd gleich hochstehende Volksstämme von einander 
durchsetzt wohnen, pflegt diejenige die Richtung zur Verdrängung 
der anderen zu zeigen, die die größere Bedürfnislosigkeit in bezug 
auf Lebenshaltung, eine größere Kinderzahl aufweist und die die 
geringere Möglichkeit und Neigung besitzt, die Kinder an der Staats- 
krippe speisen zu lassen. Bis 1900 fiel der Anteil des Deutschtums 
auf 38.4%. Dieser Rückgang der deutschen Bevölkerung veran- 
laßte die preußische Regierung zu Schutzmaßnahmen. Im Jahre 
1886 wurde die Ansiedlungskommission gegründet. Sie hatte die 
Aufgabe, Rittergüter zu kaufen, aufzuteilen und mit deutschen 
Bauern zu besiedeln. Der Kauf erfolgte freihändig zum vollen 
Marktpreise. Nur nach Einführung des Enteignungsgesetzes von 
1908 wurden 1600 ha zwangsweise, aber gegen sehr hohe Bezahlung 
zur Siedlung herangezogen. Bis 1918 wurden 309 475 ha an deutsche 
Bauern aufgeteilt. Im Jahre 1900 kam der Bevölkerungsrückgang 
durch diese Maßnahme zum Stillstand. Eine besondere Zunahme 
des prozentualen Anteils wurde nicht erreicht. Trotz der deutschen 
Bemühungen nahm von 1896 bis 1918 der polnische Landbesitz 
in der Provinz auf Kosten des deutschen um 98 000 ha zu. Der 
Volkstümerkampf in Posen in den Jahren um 1900 förderte durch 
den wirtschaftlichen Wettbewerb den außerordentlichen Aufstieg 
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der Landwirtschaft. Die Besiedlung mit Bauern aus den kulturell 
am höchsten stehenden Gebieten Deutschlands bewirkte auch für 
die bäuerliche Landwirtschaft eine große Belebung. 

Drei Wellen deutscher Einwanderung hat Polen erlebt. Die 
erste verschwand bis auf geringe Reste. Die zweite und dritte blie- 
ben, um erst in neuester Zeit dem polnischen Drucke stärker wei- 
chen zu müssen. Bis auf die geringe Zahl der um 1900 herum zu- 
gezogenen Ansiedler war das Deutschtum in der Provinz von Polen 
gerufen worden. Jeder landwirtschaftliche Aufstieg ist deutschen 
Einwanderern zu verdanken. Was Posen heute in landwirtschaft- 
licher Beziehung darstellt, wurde es zum größten Teil durch den 
deutschen Landwirt. Es ist eine Entstellung geschichtlicher Tat- 
sachen, wenn man die Deutschen der -Provinz als Eindringlinge 
bezeichnet, die nicht bodenständig seien. Selbst die Ansiedler 
des 19. Jahrhunderts haben durch ihre hervorragenden Wirtschafts- 
leistungen Heimatsrecht erworben. Zu 99% ist der Boden, den sie 
bewirtschaften, in freihändigem Kauf. erworben worden. Fast alle 
129 Städte der Provinz sind Gründungen deutscher Bürger nach 
deutschem Recht. Aber nicht nur deutscher Fleiß und Tüchtig- 
keit, sondern auch deutsches Blut. kamen Polen zugute. Die Volks- 
zählung von 1905 stellte über 131 000 ehemalige Deutsche mit 
rein deutschem oder polonisiertem Familiennamen fest, die im Laufe 
der Jahre im polnischen Volk aufgegangen waren. Das machte 
10.78% der polnischen Bevölkerung aus. Durch die Rassenver- 
schmelzung sind dem Polentum viele deutsche Eigenschaften zu- 
gute gekommen, 

In vorliegender Arbeit wird die gesamtpolnische Agrarwirt- 
schaft einer Betrachtung unterzogen, um die Rolle der ehemaligen 
Provinz Posen innerhalb des polnischen Wirtschaftskörpers zu 
bestimmen. Wenn sich im Verlaufe der Untersuchungen immer 
wieder zeigt, daß die mit Naturschätzen nicht übermäßig gesegnete 
Provinz eine ungeheure wirtschaftliche Überlegenheit den anderen 
polnischen Gebietsteilen gegenüber besitzt, so darf nicht vergessen 
werden, daß dies zum großen Teile ein Verdienst deutschen Blutes 
und deutscher Kulturarbeit ist. 


A) Die Provinz Posen als Glied des deutschen 
Reiches. 


Die ehemalige Provinz Posen wurde im Frieden von Versailles 
von Deutschland abgetrennt und dem neugegründeten Polen zu- 
geteilt. Bei Deutschland verblieben nur der Kreis Schwerin und 
Teile der Kreise Fraustadt, Bomst, Meseritz, Filehne, Tscharnikau 
und Kolmar. Dafür wurden von der Provinz Schlesien Teile des 
Kreises Guhrau, Groß-Wartenberg und Namslau hinzugeschlagen. 
Der Umfang der Provinz Posen betrug nach der Erhebung vom 
Jahre 1900 2 896 984 ha. Die heutige Wojewodschaft Poznan um- 
fasst nach amtlicher Berechnung 2660300 ha, ist also nur 
unwesentlich kleiner. 


Eine kurze Betrachtung der deutschen Agrarstruktur in der 
Vorkriegszeit ist nötig, um die landwirtschaftliche Rolle des Landes 
Posen als Glied des deutschen Wirtschaftskörpers besser zu ver- 
stehen. | 

Klimatisch birgt Deutschland verhältnismäßig große Gegen- 
sätze insich. So beträgt, abgesehen von den Gebirgen, die mittlere 
Jahrestemperatur in dem ostpreußischen Marggrabowa 5,7° Celsius, 
in Köln und in Freiburg im Breisgau 10°, also fast das Doppelte. 
Noch stärker tritt die verschiedenartige Gestaltung hervor, wenn 
die Wintertemperaturen verglichen werden. Der Januar, der in Marg- 
grabowa durchschnittlich 4,90 Kälte bringt, weist in Köln fast 
2° Wärme auf. Wie stark diese Temperaturschwankungen auf die 
Organisation der Landwirtschaft einwirken müssen, ersieht man da- 
raus, daß der April, der Monat, in den im deutschen Durchschnitt 
der Hauptbeginn der Wachstumszeit fällt, in Marggrabowa nur 
5° Wärme, in Köln bereits 9,9% bringt. Eine phänologische Karte 
Deutschlands zeigt uns, daß die Unterschiede im Beginn der Vege- 
tationszeit der wärmsten und kältesten Gegenden Deutschlands 
4 bis 6 Wochen betragen. Ähnlich verhält es sich mit den Nieder- 
schlägen. Teile der Provinz Posen, Brandenburg, Sachsen haben 
im Jahresdurchschnitt weniger als 500 mm Niederschläge, während 
die Regenhöhe in München auf 930 mm ansteigt und in einem sehr 
großen Teile Deutschlands zwischen 600 und 800 mm beträgt. Be- 
wölkung, mittlere Luftfeuchtigkeit, frostfreie Zeit, Sonnenschein- 
dauer usw.unterliegen einem ähnlichen Wechsel. Können im Bonner 
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Vorgebirge bereits im Herbst Kohlsorten gepflanzt werden, so ist in 
Ostpreußen der Anbau empfindlicherer Weizensorten unsicher. 
Selbst zwischen Ostpreußen und dem südlichen Teile Posens be- 
stehen Unterschiede, die die Organisation der Landwirtschaft stark 
beeinflussen. So ist im Süden der Provinz noch mit gutem Er- 
folge Stoppelsaat von Peluschken selbst nach Weizen möglich, 
sofern keine spätreifenden Weizensorten gewählt werden, wäh- 
rend in Ostpreußen Untersaaten in Roggen häufig nicht die genü- 
gende Wachstumszeit zu starker Entwicklung finden. Auch die 
Bodenverhältnisse zeigen ein Bild großer Unterschiedlichkeit. 
Daß ganze Regierungsbezirke, geschweige denn Provinzen, ein ein- 
heitliches Gepräge haben, kommt nicht vor. Von den schwersten 
Märschböden Ostfrieslands bis zu den leichten Sand- und Kies- 
böden Brandenburgs, Westpreußens und Masurens gibt es alle 
Abstufungen. Deutschland ist in bezug auf seine Bodenverhält- 
nisse kein reiches Land, verglichen etwa mit Frankreich, Rußland 
und anderen europäischen Ländern. Selbst Polens Böden sind, 
wie wir später sehen werden, durchschnittlich von Natur reicher. 

Es ist aus diesen Unterschieden klimatischer Natur und der 
Bodengüte erklärlich, daß die Hauptproduktionsrichtung in den 
einzelnen deutschen Landesteilen stark abweicht. Die Wein-, Obst- 
und Gemüsebaugebiete liegen im deutschen Westen und Süden. 
Die Viehwirtschaft dominiert in den niederschlagsreichen Gegenden 
Süddeutschlands, den mitteldeutschen Gebirgsländern, in Olden- 
burg, Friesland, Schleswig-Holstein und Ostpreußen, während in 
den mittel- und ostdeutschen Flachländern vorwiegend der Getreide- 
und Hackfruchtbau seine Pflege findet. Geringe Niederschlags- 
höhe, lange Sonnenscheindauer, mittlere bis leichtere Bodenarten 
bedingen für diese Gebiete das Hervortreten der Gewinnung von 
Kohlehydraten, während die Niederschlagshöhe, der schwere Boden, 
die starke Bewölkung und Luftfeuchtigkeit der anderen Gebiete 
günstiger für die Eiweißgewinnung durch Viehzucht sind. 

Die Betriebsgrößenverteilung entspricht diesen Hauptpro- 
duktionsrichtungen. In den Gemüse-, Wein- und Obstbaugebieten 
herrscht der Klein- und Zwergbesitz vor. In den Gegenden mit 
starker Viehzucht nimmt der mittelbäuerliche Besitz einen hohen 
Prozentsatz der Fläche ein, während in den Gegenden vorwiegenden 
Getreide- und Hackfruchtbaus der mittel- bis großbäuerliche Be- 
trieb zusammen mit dem stärker auftretenden Großbetriebe den 
größten Teil der landwirtschaftlich genutzten Fläche beanspruchen. 
Wo in der geschichtlichen Entwicklung des deutschen Ostens ein 
Bauernschutz fehlte, ist der Großbetrieb zur vorherrschenden Be- 
triebsform geworden, so in Mecklenburg, Pommern und anderen 
kleineren Gebieten. 
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Die volkswirtschaftliche Struktur eines Landes übt gleich- 
falls einen Einfluß auf die Organisation der Landwirtschaft aus. 
Je industriereicher ein Land, je dichter seine Bevölkerung ist, desto 
besser wird der Absatz für landwirtschaftliche Produkte. 1913 war 
in Deutschland bei einer Bevölkerung von 66 Millionen nur etwa 
1/, als von der Landwirtschaft lebend anzusprechen. 55%, lebten 
von Industrie, Handwerk, Handel und Gewerbe. Der Rest verteilte 
sich noch auf andere nichtlandwirtschaftliche Berufe. Die Bevöl- 
kerungsdichte betrug damals 122 Einwohner auf den qkm, diejenige 
der Provinz Posen nur zirka 70. Bei der starken Industrialisierung, 
dem geringen Anteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung, der 
großen Bevölkerungsdichte und den keineswegs allgemein günstigen 
Bodenverhältnissen reichte die landwirtschaftliche Eigenproduktion 
Deutschlands zur Ernährung der Bevölkerung nicht aus. Es führte 
nahezu 20°, des gesamten Nahrungsmittelbedarfes und fast ?/, 
des Eiweißbedarfes ein. Nurin einem landwirtschaftlichen Erzeugnis, 
in Zucker, war Deutschland Ausfuhrland. Das Gedeihen der 
deutschen Landwirtschaft hing davon ab, daß sie gegen die billiger 
produzierende ausländische Konkurrenz gesichert wurde. Sowohl 
Getreide, wie die Produkte der Viehhaltung. waren durch Zölle 
geschützt. Infolge der starken Industrialisierung Deutschlands 
und der hohen Blüte der Technik zeigten viele Industrieartikel die 
Tendenz, relativ im Verhältnis zu den landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen immer billiger zu werden. 

Deutschland, und Preußen insonderhieit;, war vor dem Kriege 
in gewaltigem Aufschwung, sein Wohlstand nahm von Jahr zu Jahr 
zu. Gewerbe, Handwerk und Landwirtschaft hatten daran gleichen 
Anteil. Infolgedessen erreichten die Investierungen in Bahnen, 
Kunststraßen, Bildungsanstalten usw. hohe Summen. An den 
Kulturgütern, die Preußen gewährte, nahmen alle seine Provinzen 
teil. Wo die Steuereinnahmen der Provinz nicht ausreichten, um 
das gleiche Entwicklungstempo zu gewährleisten, gab der Staat 
von den Einnahmen der reicheren Gebiete dazu. So erhielt Posen 
jährlich einen Zuschuß von zirka 35 Millionen Mark und war in 
dem gleichen Maße an der produktiven Staatsfürsorge beteiligt 
wie andere steuerkräftigere Provinzen. 

Was bot Posen dafür? Die Provinz spielte in dem Rahmen 
des deutschen Wirtschaftskérpers eine überwiegend landwirt 
schaftliche Rolle. Die Industrie war in ihr schwach entwickelt 
und befaßte sich hauptsächlich mit der Veredlung landwirtschaft- 
licher Roherzeugnisse und der Herstellung landwirtschaftlicher 
Produktionsmittel. Das Klima Posens ist im Verhältnis zu dem 
Gesamtdeutschlands dem Pflanzenwachstum weniger günstig, 
dafür stehen die Bodenverhältnisse in einem guten Durchschnitt. 
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Zwar ist die Bonitierung der Böden für das Bodenkataster nur 
höher als in West- und-Ostpreußen, aber diese Bonitierung erfolgte 
seinerzeit nach Grundsätzen, die von dem damaligen Preisverhält- 
nis der landwirtschaftlichen Produkte bedingt waren. Damals 
waren Weizenböden besonders geschätzt. Die steigenden Aus- 
sichten des Kartoffel- und Zuckerrübenbaus, für den kaum ein 
deutsches Landgebiet dieselbe Eignung wie Posen aufweist, be- 
wirkten, daß die Bewertung der Böden in dieser Provinz in einem 
weit stärkeren Verhältnis zunahm, als es gegenüber anderen Pro- 
vinzen durch das Kataster gerechtfertigt erschien. Auch der bei 
dem steigenden Volkswohlstande Deutschlands verhältnismäßig 
aussichtsvoll gewordene Braugerstenanbau, der den klimatischen 
und Bodenverhältnissen des Gebietes sehr zusagte, erhöhte die Ein- 
träglichkeit der Posener Landwirtschaft im Verhältnis zu den an- 
deren Gebieten. Trotz der relativen Armut an Wiesen und Weiden 
und des trockenen Klimas bewirkte der ausgedehnte Hackfrucht- 
bau mit seinen reichlichen Futterabfällen eine mächtige Steigerung 
der Viehproduktion, stärker als in den meisten ostelbischen Pro- 
vinzen. Folgende Zusammenstellung gibt einen Überblick über 
die schnelle Entwicklung der Provinz: 


Jährlich er- Zunahme 


zeugte Roh- a i aes 
mere gegen | des Rinder-| „N weine 
meng 2 
in Dz. 1885/89 | bestandes Deslandes 


EST 2 889 871 
Schlesien ..... 3 170 531 258% 
Pommern .... } 1413281 } 740% 
Westpreußen . 1 212 072 232%, 166,2% 376,3% 
OstpreuBen ... 150,5% 248,9 


Im Jahre 1913/14 tibertraf Posen mit einer Erzeugung von 
3,48 Millionen Dz. Rohzucker bereits das um etwa 25% größere 
Schlesien mit 3,17 Millionen Dz. Ähnlich war der Anteil Posens 
an der Spirituserzeugung. Wird die durchschnittliche Produktion 
Posens mit 100 angenommen, so erzeugten in den Jahren 1910/14 


169,1% | 370,6% 
121,6% | 320,4% 
163,7% | 366% 


Brandenburg .......... 86% dieser Menge, 
Pommern ............. 85% 
Schlesien ............. 70% 
Westpreußen .......... 58% 
Ostpreußen ........... 21% 


Wieviel stärker der Posener Gerstenbau gegenüber den anderen 
Provinzen wurde, zeigt folgende Zusammenstellung. Der Gersten- 
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anbau war im Verhältnis zur Haferanbaufläche, die Gesamtfläche 
beider Früchte = 100 gesetzt, | 


in Posen usa 45% 
Westpreußen .......... 399, 
Schlesien »..4s3324548.25 28% 
Brandenburg .......... +) a 
OstpreuBen ........... 22% 
Pommern ...........6. 16% 


In diesem relativ starken Gerstenanbau Posens zeigt sich eine 
vorztigliche Anpassung an die klimatischen und Bodenverhältnisse. 

Wir sehen aus den wenigen hier angefiihrten Zahlen, daB 
einmal die Entwicklung der Provinz mindestens in demselben 
Tempo vor sich gegangen ist wie in den andern deutschen Ost- 
provinzen. Die Zahlen sind also ein Beweis daftir, daB Germania 
alle ihre Kinder in gleicher und gerechter Weise mit ihren Kultur- 
geschenken bedacht hat. Wir sehen ferner, daB das Posener Land 
sich vollkommen in die Rolle einfügte, die ihm Klima, Boden und 
Wirtschaft im Rahmen des vielgestaltigen Deutschen Reiches vor- 
schrieben. 

Posen war eine der wertvollsten Kornkammern Deutschlands. 
Es erzeugte in erster Linie Kohlehydrate, und zwar in Produkten, 
die dem trockenen Klima und den Bodenverhältnissen angepaßt 
waren. Auch die Erzeugung von Eiweiß war erheblich, trat aber 
zahlenmäßig hinter der ersteren zurück. Die landwirtschaftliche 
Produktion Posens ergab im Durchschnitt der Erntejahre 1910/14 


an Zuckerrüben ....... 16,5% 
Gerste conch dence 15,2% 
„ Roggen ........... 14,1%, 
„ Kartoffeln ......... 14,0% 
in. T S een 1,2% 
»» Weizen ............ 6,6% 


der Durchschnittsernte PreuBens. 

Dabei umfaBte Posen nur 8,2% des Gesamtumfangs und 
4,2%, der Bevölkerung Preußens. Überragte die Erzeugung Posens 
an Zuckerrüben, Gerste, Roggen und Kartoffeln bei weitem den 
preußischen Durchschnitt, so blieb die Viehproduktion außer in 
Pferden dahinter zurück. Nach der Viehzählung vom 1. 7. 1913 
besaß Posen | 

an Pferden ... 9,6% 

„ Rindvieh .. 7,7%, 

„ Schweinen.. 7,3% 

„ Geflügel ... 7,1% 

„ Schafen ... 6,4%, 
des Gesamtstandes Preußens. - 
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Die hohe Produktivitat der Provinz zusammen mit einer 
relativ dünnen Bevölkerung bewirkten, daß Posen hinsichtlich der 
landwirtschaftlichen Produktion in Deutschland als Überschuß- 
provinz an erster Stelle war. Folgende Zusammenstellung mag 
die Erinnerung daran zurückrufen. | ; 


Die Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus der Provinz 
nach den übrigen Teilen des Deutschen Reiches betrug im Jahre 
1913 im Eisenbahngüterverkehr: 


an Roggen .............04. .... 1358000 Dz 
Gerste und Malz ......... l.e... 1159000 ,, - 
Haler ee 924 000 ,, 
WIZE zu tanane Baa Sew 390000 ,, ' 
Hirse,. Buchweizen, Hülsenfrüchten 74000 ,, 
Mehl und Mühlenfabrikäten..... 1228000 „, 
Kartoffeln ............. Rn : 2410000 ,, 
Sämereien ............. esata doa -. 142000 ,, 
Zucker, roh u. raffiniert ....... 1 060 000 ,, 


Außerdem mehrere 100 000 hl Branntwein und viele Tausend 
Dz Stärke, Flocken u. a. m. Dazu kommen die Verladeziffern auf 
dem Wasserwege. 


Trotz der verhältnismäßig geringeren Viehhaltung wurden bei 
der dünnen Bevölkerung auch erhebliche Mengen an Vieh ausge- 
fürt. Der Überschuß der Provinz betrug im Jahre 1913 


an Pferden ..... 31 236 Stück 
Rindvieh ....... 173 341 ,, 
Schafen ........ 71535 ,, 
Schweinen ...... 857 735 ,, 
Geflügel ........ 1281 398 © 


Fleisch und Speck 24 820 Dz 


Im Weltkriege ging, wie im übrigen Deutschland, auch in 
Posen die landwirtschaftliche Produktion zurück. Immerhin blieb 
sie hier so bedeutend, daß ohne den Posener ZuschuB die deutsche 
Ernährungsbasis noch weit schneller auf den tiefen Stand von 1918 
gesunken wäre. Dieser Entwicklung Posens im Verbande des 
Deutschen Reiches machte der 9. November 1918 ein Ende. Bereits 
Anfang des nächsten Jahres war die Provinz bis auf schmale Grenz- 
streifen in der Hand der polnischen Aufständischen. Am 10. Januar 
1920 fielen auch die Grenzgebiete Posens zumeist und ebenso der 
größere Teil WestpreuBens auf Grund des Vertrages von Versailles 
an Polen. : 


2% 
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B) Die Landwirtschaft Polens nach ihren 
Grundbedingungen und ihrer Entwicklung sowie die 
Rolle der Westgebiete innerhalb derselben. 


1 Die Unterschiede im volkswirtschaftlichen 
Aufbau des Deutschen Reiches und Polens. 


Der Übergang eines Gebietes aus der Volkswirtschaft eines 
Staates in die eines anderen bedeutet auch dann eine Krise für das 
betroffene Land, wenn die volkswirtschaftliche Struktur der beiden 
Länder ähnlich ist. Das Preisverhältnis ändert sich, andere Rechts- 
grundsätze gelten, viele Verbindungsfäden mit der gesamten Volks- 
wirtschaft werden abgerissen, neue nicht gleich richtig angeknüpft. 
Doch viel. stärker muß die Krisis werden, wenn die volkswirtschaft- 
liche und ebenso die kulturelle und nationale Struktur große 
Unterschiede aufweisen. Aus dem Verbande des reichen Deutsch- 
land kam Posen in den Verband eines Landes, das Schauplatz des 
großen Krieges gewesen war, aus einem Lande mit großer Kauf- 
kraft in ein solches von äußerst geringer. Die Posener Bevölkerung 
war Bestandteil eines kulturell hochstehenden. Volkes und wurde 
ein Glied in der Bevölkerung eines Staates, der über 30%, Analpha- 
beten aufweist. Bildeten die Bewohner Deutschlands bis auf die 
verhältnismäßig geringfügigen Fremdstämme der Polen, Franzosen 
und Dänen ein volklich einheitliches, wenn auch bekenntnismäßig 
gespaltenes Volk, so sind in Polen von 100 Einwohnern 38, die 
religiös, national und zum Teil auch kulturell vom Staatsvolk 
verschieden sind. Letzteres selbst lebte 140 Jahre in drei ver- 
schiedenen Staaten, drei verschiedenen Kulturkreisen. Besaß 
Deutschland ein Beamtentum, das durch Jahrhunderte geschult 
und von einer strengen Überlieferung geleitet war, so mußte in 
Polen ein vollkommen neues geschaffen werden. An Traditionen 
gab es in den anderen Teilgebieten höchstens die russische ,, Korrup- 
tion‘ und den österreichischen ‚„Schlendrian‘“. Deutschland hatte 
ein einheitliches Recht und unbestechliche Richter. Noch heute 
gibt es in Polen, abgesehen von noch weiteren Verwickelungen, 
viererlei Recht, das deutsche, russische, österreichische und unga- 
rische. Betrug in Deutschland der Anteil der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung etwa !/, der Gesamtbevölkerung, so in Polen */,. Das 
Verhältnis wurde also gerade umgekehrt wie früher. Das Gewerbe- 
land Deutschland schützte die Landwirtschaft durch hohe Zölle, 
weil es einer blühenden Landwirtschaft als Grundlage für eine 
blühende Industrie zu bedürfen glaubte. Polen, das von dem 
Leitgedanken der industriellen Selbstgenügsamkeit erfüllt ist, 
schützt die Industrie durch prohibitiv wirkende Einfuhrzölle und 
verbietet für einen großen Teil der landwirtschaftlichen Produkte 
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die Ausfuhr, gestattete dafür bisher die zollfreie Einfuhr, um die 
Lohnhohe der industriellen Arbeiterschaft niedrig halten zu können. 

Der volkswirtschaftliche Rahmen, in den Posen im Jahre 
1920 eingefügt wurde, ist also auBerordentlich verschieden von dem, 
in dem sich die Provinz früher befand. Fragt man, wie die land- 
wirtschaftliche Entwicklung sich den veränderten Verhältnissen 
angepaßt habe, so ist eine Beantwortung nur möglich, wenn die 
Untersuchung die volkswirtschaftliche Entwicklung Gesamtpolens 
mitberücksichtigt. Die Landwirtschaft steht in einem Staate nicht 
für sich, sondern bildet einen Teil der gesamten Volkswirtschaft. 
Entwicklungsphasen der Volkswirtschaft geben auch der Land- 
wirtschaft das Gepräge, und die Landwirtschaft wird ihrerseits 
um so stärker auf die ganze volkswirtschaftliche Entwicklung 
einwirken, je zahlenmäßig stärker sie im Verhältnis zu den anderen 
Gliedern der Volkswirtschaft in die Erscheinung tritt. 


2. Die natürlichen Vorbedingungen der Landwirtschaft 
in Polen. 
a) Das Klima. 

Die natürlichen Verhältnisse Polens, Klima und Boden, zeigen 
im Durchschnitt ein weit gleichmäßigeres Bild als die Deutsch- 
lands. Unterschiede, wie sie zwischen Ostpreußen etwa und dem 
Rheingau bestehen, sind in Polen kaum zu finden. Polen ist arm 
an Gebirgen und besitzt von solchen nur den Nordrand der gali- 
zischen Karpathen und einen kleinen Teil der Sudeten im Teschener 
Schlesien. Das klimatische Gepräge Polens ist als ein Übergang 
vom gemäßigten Binnenlandklima zum russischen Festlandsklima 
zu bezeichnen. ‘Die Durchschnittshöhe der Jahrestemperatur 
beträgt 7,8” Celsius. Aus Anlage 1 gehen die Unterschiede in der 
Jahrestemperatur der einzelnen polnischen Gebiete hervor. Wir 
ersehen daraus, daß in den Mittelprovinzen die Jahrestemperaturen 
verhältnismäßig wenig von dem gesamten polnischen Mittel ab- 
weichen, in den nördlichen Wojewodschaften Bialystok und Wilna 
stärker abfallen, und nur in der südlichsten Wojewodschaft, Tarno- 
pol, der einzigen mit stärkerem Maisbau, über das Mittel hinaus- 
gehen. Der nach Osten zu stärker werdende kontinentale Charakter 
prägt sich am meisten in den mehr abfallenden Wintertemperaturen 
aus. Posen hat im Verhältnis zu den anderen Wojewodschaften 
die wärmsten Winter, wärmere sogar als die Wojewodschaft Tar- 
nopol. Die Julitemperaturen sind dafür in den beiden nördlichsten 
Wojewodschaften um eine Kleinigkeit niedriger als in Posen, in 
allen anderen dagegen höher. Stand Posen während seiner Zu- 
gehörigkeit zum Deutschen Reich im Vergleich zu den Temperatur- 
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verhältnissen der anderen Provinzen nur vor Ost- und Westpreußen 
an ungünstigster Stelle, so steht es jetzt im allgemeinen gegenüber 
den anderen polnischen Gebieten erheblich günstiger da, indem es 
die verhältnismäßig geringsten Gegensätze aufweist. 

Für den Landwirt ergibt sich aus den Temperaturverhält- - 
nissen als eine wichtige Frage die Zeit des Einsetzens des Pflanzen- 
wuchses. Schlagen wir eine phänologische Karte von Polen auf, 
so sehen wir, daß in dem ganze Gebiete die Frühlingsblüte nirgends 
früher eintritt als in Berlin. Beinahe gleichzeitig, bis eine Woche 
später, erschließen sich die zum Vergleich gewählten Blüten in 
einem schmalen Streifen zwischen den Karpathen und der oberen 
Weichsel. Sonst müssen wir 16 bis 20 Tage auf diesen Zeitpunkt 
warten. In den besonders benachteiligten Gegenden, Kaschubei, 
Bialystok, Wilna beträgt der Unterschied sogar drei bis vier Wochen. 

Im großen und ganzen sind jedoch die Temperaturen Polens 
in der Vegetationszeit, abgesehen von den nördlichen Gebieten, 
so gleichmäßig geartet, daß die geringen Unterschiede wenig Ein- 
fluß auf die Organisation der Landwirtschaft auszuüben imstande 
sind, weit geringer jedenfalls als in den verschiedenen Gebieten 
Deutschlands, Frankreichs und anderer europäischer Länder. 

Etwas anders verhält es sich mit den Niederschlägen, ihrer 
Höhe und Verteilung auf die einzelnen Jahreszeiten. Hier sind die 
Schwankungen schon erheblich größer. In den westlichen und 
zentralen Provinzen, Pommerellen, Posen, Kalisch, Lodz, War- 
schau usw. erreicht die Niederschlagshöhe etwa 500 mm, bleibt 
teilweise etwas darunter oder überschreitet sie unwesentlich. In 
den nördlichen Provinzen, Bialystok und Wilna, ist die Nieder- 
schlagshöhe schon fast 600 mm und geht in den südlichen Gebieten 
Polens, wo die Karpathennähe sich bemerkbar macht, bis auf 
zirka 750 mm hinauf. Ja, in den Karpathengebieten und im 
Teschener Schlesien sind häufig jährliche Regenhöhen von 900 mm 
zu verzeichnen. Aus Anlage 2 sehen wir die durchschnittliche 
Niederschlagshöhe in den einzelnen polnischen Wojewodschaften 
und die Verteilung dieser Niederschläge auf die einzelnen Monate. 

Bestehen bezüglich der gesamten Niederschlagsmengen in den 
einzelnen polnischen Gebieten erhebliche Unterschiede, so zeigt 
demgegenüber die Verteilung auf die einzelnen Monate ein über- 
raschend gleichmäßiges Bild. Die Wintermonate Januar bzw. 
Februar sind am niederschlagärmsten. Von diesen Monaten an 
steigen die Niederschlagsmengen ganz gleichmäßig bis zum Juli, 
wo sie den Höhepunkt erreichen, und fallen dann in ebenso gleich- 
mäßiger Kurve wieder ab. Die regenreichsten Monate sind Juni, 
Juli, August. Nur Posen macht in doppelter Beziehung eine Aus- 
nahme. Es hat einen relativ feuchten Mai und den relativ trockensten 
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Oktober. Der Juni steht in bezug auf die Niederschlagshöhe un- 
günstiger da als der Mai und Juli, jedoch dürfte dies darauf zurück- 
zuführen sein, daß die 20-jährige Beobachtungszeit von 1890 bis 
1909 besonders viel feuchte Maimonate aufwies. Die 30-jährige 
Beobachtung ändert das Bild. 

Die durchschnittliche Niederschlagsverteilung auf die einzelnen 
Monate ist dem Wachstum nicht ungünstig; steigen doch die 
Niederschlagsmengen um so mehr an, je stärker und dauernder 
die Sonnenbestrahlung und je geringer die Luftfeuchtigkeit wird. 
Aber diese Gunst der Verteilung wird durch mancherlei Faktoren 
eingeschränkt. Einmal sinkt in der Jahreszeit, in der die Pflanzen 
für ihre Entwicklung die größte Feuchtigkeit brauchen, die Luft- 
feuchtigkeit um 12 bis 13% unter das Jahresmittel. Dann über- 
wiegen in den ganzen zentralen und westlichen Provinzen im 
April, Mai, Juni die austrocknenden Ostwinde. Schließlich unter- 
brechen häufige Trockenzeiten von einer Ausdehnung, daß sie 
zu einer Gefährdung des Pflanzenwachstums werden, die Gleich- 
mäßigkeit innerhalb der einzelnen Jahre. Man muß in Posen 
sowohl wie in den anderen Wojewodschaften, die um 500 mm 
Niederschläge herum haben, jährlich auf mittlere Trockenperioden 
von 16 bis 17 Tagen gefaßt sein. Andrerseits kommen mitunter 
gewaltige plötzliche Regenmengen herunter, so daß sich in den 
größten Teilen von Polen die gesamte Regenmenge im Sommer 
auf verhältnismäßig nicht allzuviel Regentage verteilt. Es zeigen 
sich in den Niederschlagsverhältnissen immer wieder die Launen 
des schon stark ausgeprägten Binnenlandklimas. Die durch- 
schnittliche Sonnenscheindauer ist im allgemeinen recht hoch. 
Sie betrug in den Jahren 1908 bis 1922 in Warschau 1722 Stunden, 
ein Wert, der für die gesamten zentralen und westlichen Wojewod- 
schaften gelten kann, gegen 1472 in Hamburg und 1670 in Paris. 
Nur im Norden und Süden Polens, wo die Niederschläge und die 
Bewölkungen erheblich zunehmen, sinkt im entsprechenden Maße 
die Sonnenscheindauer. | 

Es ist klar, daß die Organisation der polnischen Landwirt- 
schaft und ihre Betriebsführung von diesen klimatischen Verhält- 
nissen stark beeinflußt wird. Die großen Gegensätze zwischen 
Winter und Sommer bringen manche ungünstige Wirkung für das 
Pflanzenwachstum mit sich. So hat Posen, noch mehr die anderen 
zentralen Provinzen, auf wenig Schneetage viele Frosttage, in 
Posen auf 44 Schneetage 100 Frosttage durchschnittlich im Jahre. 
Das bedeutet fast 60 Tage im Winter, in denen die Wintersaaten 
Blachfrösten ausgesetzt sind, und zwar sind Januar und Februar 
am trockensten, die Zahl der Schneetage besonders im Februar 
am geringsten. Darum ist der Februar mit der starken Sonnen- 
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bestrahlung am Tage und der Nachtkälte der gefährlichste Monat 
für die Wintersaaten. Die oberste Erdschicht taut auf, die Blätter 
verdunsten Wasser, ohne daß durch die Wurzeln, die im Frost 
stehen, ein Nachfluß an Wasser erfolgt. Darin liegt die Gefahr 
des Ausfrierens, wie in der landwirtschaftlichen Praxis diese Er- 
scheinung genannt zu werden pflegt. Unter diesen Blachfrösten 
leidet in erster Linie der Weizen. Dies ist neben anderen Momenten 
ein Grund dafür, daß der Weizenbau in den zentralen und west- 
lichen Provinzen Polens gegenüber dem Roggenbau zurücksteht. 
Winterschäden des, Roggens werden hauptsächlich durch hohen 
Schneedruck hervorgerufen und spielen in den nördlicheren. Woje- 
wodschaften eine viel größere Rolle als in den zentralen und süd- 
lichen. Der Winter 1923/24, der in den deutschen Ostseeprovinzen 
von Pommern bis Ostpreußen, in den polnischen Nord-Wojewod- 
schaften Wilna, Nowogrodek, Bialystok und Pommerellen enorme 
Auswinterungsschäden für den Roggen mit sich brachte, hat in 
Posen, überhaupt in den zentralen und südlichen Wojewodschaften 
kaum nennenswerte Schäden angerichtet, weil die Schneelast 
geringer und von kürzerer Dauer war. 

Das Anbauverhältnis und die Organisationsform in der Land- 
wirtschaft eines Landes werden von den klimatischen Bedingungen 
auch stark beeinflußt. Eine kurze Wachstumszeit wird unter den 
Kulturarten Wald, Wiese und Weide mehr hervortreten lassen. 
Je länger die Wachstumszeit wird, um so mehr gewinnt der Ackerbau 
an Bedeutung. Deswegen ist es ganz erklärlich, daß der Prozent- 
satz des Ackerlandes auch in Polen von Norden nach Süden zu 
ansteigt. Ein Klima mit hohen oder auch nur gleichmäßig fallenden 
Niederschlägen, hoher Luftfeuchtigkeit, macht eine Gegend zur 
Viehwirtschaft mit Weidebetrieb geeignet. Es werden also Wiesen 
und Weiden einen höheren Prozentsatz des Kulturartenverhält- 
nisses einnehmen. Liegen die Verhältnisse umgekehrt, so muß 
das Ackerland an Ausdehnung gewinnen. Gegenüber der Er- 
zeugung von Nahrungseiweiß wird die von Kohlehydraten steigen. 
Getreide, Stärke und Zucker werden die Haupterzeugnisse der 
Landwirtschaft. Die Viehwirtschaft wird nicht mehr Hauptzweck, 
sondern Mittel zum Zweck, um die Hauptproduktion rentabler zu 
gestalten. Starke Blachfröste im Spätwinter bedingen eine Ein- 
schränkung empfindlicherer Pflanzen, darum muß der mehr frost- 
empfindliche Weizen gegenüber dem zäheren Roggen an zweite 
Stelle rücken. Längere Trockenperioden in der Wachstumszeit 
‘ werden gleichfalls dazu führen, daß Pflanzen, die starke Wasser- 
verbraucher, aber nicht mit Hilfsmitteln versehen sind, dem 
sinkenden Grundwasser zu folgen, gegenüber den mehr wasser- 
anspruchslosen zurücktreten müssen, also der Weizen gegenüber 
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dem Roggen,.der Hafer gegenüber der Gerste, die Kohlrübe gegen- 
über der Futterrübe, Zuckerrübe und Kartoffel. Genügende Nieder- 
schläge im Juli und August, verbunden mit hoher Sonnenschein- 
dauer in der gesamten Vegetationszeit sind der Erzeugung von 
Kartoffeln und Zuckerrüben günstig. Ja, lange Sonnenschein- 
dauer ist Vorbedingung für einen hohen Stärke- "oder Zucker- 
gehalt. Längere Trockenzeiten bei geringer Luftfeuchtigkeit 
bringen Dauerweiden schnell zum Vertrocknen. An Stelle der 
Weiden tritt daher der Anbau von Futterpflanzen, die die Trocken- 
heit vertragen, Rotklee und Weißklee, Seradella und Luzerne. 

Für die zentralen und westlichen Wojewodschaften ist es 
daher durchaus natürlich, daß auf dem Ackerland die Gewinnung 
von Kohlehydraten eine hervorragende Rolle spielt. In den süd- 
lichen’ und nördlichen Wojewodschaften gewinnt die Viehwirt- 
schaft schon stärkere Bedeutung. 


b) Die Bodenverhältnisse Polens. 


Zeigen die klimatischen Verhältnisse Polens ein verhältnis- 
mäßig einheitliches Bild auf einem so großen Landgebiet, so sind 
die Bodenverhältnisse um so unterschiedlicher. Nirgends tragen 
größere Landstriche ein so einheitliches Geptäge wie etwa Rumänien 
von Beßarabien bis zur Wallachei oder das ganze Schwarzerde- 
gebiet Südrußlands. Geologisch gehört der Westen Polens zum 
Diluvium, der Osten zum Gebiet der Kreide. Die Grenze der 
beiden Gebiete entspricht etwa der Linie Leba—Lemberg. Nur 
im Eingangsraum des unteren Narew dringt das Diluvium bis 
zu 25% östlicher Länge nach Osten vor, auf diese Art eine breite, 
tiefe Bucht bildend, deren Westgrenze von Warschau bis in die 
Gegend von Marienwerder führt. Aber ebenso wie im Westen 
Sand und Lehm in ihrer wechselnden Zusammensetzung und 
Lagerung keinem größeren Gebiete ein einheitliches Gepräge geben, 
so unterliegt im Osten das Hervortreten der Kreide an die Ober- 
fläche erheblichen Schwankungen. Nur im Gebiet von Lublin 
tritt die Kreide zutage, während sie nördlich davon nur durch 
Bohrungen festzustellen ist. 

Den fruchtbarsten Boden besitzt die überwiegend von Ukrainern 
bevölkerte Wojewodschaft Wolhynien, in deren größtem Teil der 
Steppentschernozem vorherrscht, ein Ausläufer des russischen 
Schwarzerdegebietes. Dieser Tschernozem greift nach der Wojewod- 
schaft Lublin hinüber, deren Boden nächst dem Wolhyniens als 
der fruchtbarste gelten kann. Ein großer Teil der Wojewodschaft 
Lublin wird neben dem Tschernozem von schwarzem Kalkboden 
eingenommen, der aus der Verwitterung kalkhaltiger Absatzgesteine 
entstanden ist und mehr oder weniger Bestandteile von Sand und 
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Humus enthält. Auch nach Galizien ragt der Tschernozem in 
einzelnen Ausläufern hinein. Er geht in den nördlichen Streifen 
der überwiegend von Ukrainern bevölkerten Wojewodschaften 
Tarnopol und Lemberg bis etwa zum San. Der Rest dieser beiden 
Wojewodschaften sowie die Wojewodschaften Stanislau und 
Krakau und das Teschener Schlesien weisen schwere Löß-, Lehm- 
oder Tonböden mit vielfach recht hohem Tongehalt auf. Neben 
den oben genannten Wojewodschaften besitzt die Wojewodschaft 
Kjelze in ihrer nördlichen Hälfte einen sehr fruchtbaren Boden. 
Dieser nimmt seinen Ursprung teils aus der Verwitterung von 
Kalkgestein, das aber im Gegensatz zu den Ostgebieten den Devon-, 
Trias-, Jura- und Tertiärformationen entstammt, teils besteht er 
aus Löß. Der Süden von Kjelze ist meist sandig und von Wald 
bedeckt. 

Die Wojewodschaften Wolhynien, Lublin, die vier galizischen, 
das Teschener Schlesien und ein Teil von Kjelze sind die frucht- 
barsten Polens, sie besitzen überwiegend ausgesprochene Weizen- 
höden. Die Wojewodschaften Lodz, Warschau und Posen haben 
demgegenüber im allgemeinen eine Bodenzusammensetzung, die 
in viel geringerem Umfange für den Weizenbau geeignet ist. Es 
überwiegen in starkem Maße die sandigen Lehm- und lehmigen 
Sandböden. Der Kalkreichtum dieser Böden ist im allgemeinen 
nicht hoch, steht jedenfalls erheblich hinter dem der ersten Grup- 
pierung zurück. Der Gehalt der Böden an abschlemmbaren Be- 
standteilen wechselt mitunter auf kleineren Gebieten verhältnis- 
mäßig rasch, jedoch im allgemeinen nicht so stark, daß der Wechsel 
den Großbetrieb erschwerte. Die 3 Wojewodschaften, Lodz, 
Warschau und Posen, sind somit ein Gebiet des überwiegenden 
Gerste-, Roggen-, Kartoffel- und Rübenbaues. Die Weizenböden 
bilden mehr oder weniger Oasen in der Hauptmasse der Gerste- 
und Roggenböden. Ein Gebiet alluvialen Ursprungs, also eines 
Schwarzerdebodens, der aus Sumpf entstanden ist und auf Mergel 
liegt, zeigt sich von Blonie über Sochatschew nach Hohensalza 
zu, im sogenannten Kujawien. Außerdem finden sich in den drei 
Wojewodschaften noch einige kleinere Weizengebiete in den Hoch- 
flächen mit Geschiebemergel, so in Posen in den Kreisen Gostyn, 
Koschmin, Krotoschin, Pleschen und Jarotschin und in kleineren 
Oasen in Schroda, Mogilno, Znin, Ritschenwalde, Samter und 
Wirsitz. Ausgesprochene Sandböden sind in den drei Wojewod- 
schaften auch häufig. Sie finden sich in Posen in größerem Um- 
fange um Bromberg, im Zwischenstromlande der Warthe und 
Netze, also in den Kreisen Kolmar, Tscharnikau, Filehne, dann an 
der Westgrenze bis zum Süden hinab in den Gegenden von Bent- 
schen, Wollstein und Lissa und schließlich im Schildberger Kreise. 
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Die nördlichen und nordöstlichen Wojewodschaften, Pomme- 
rellen, Bialystok, Nowogrodek und Wilna, letztere überwiegend 
von WeiBruthenen bevölkert, sind zum Teil Gebiete hochauf- 
getürmter Endmoränen. Sie zeigen mehr oder weniger hügeliges 
Gelände mit vorwiegendem Sandboden, der häufig durch Lehm- 
kuppen unterbrochen wird. Fruchtbare, sandige Lehmböden sind 
seltener als in den zentralen Wojewodschaften, in Nowogrodek und 
Wilna häufiger als in Pommerellen und Bialystok. Ein frucht- 
bares Gebiet ist in Pommerellen das Alluvialgebiet des Weichsel- 
stromes, das aber keine große Ausdehnung besitzt. Für den land- 
wirtschaftlichen Großbetrieb sind die Verhältnisse des kou- 
pierten Geländes und schnellen Bodenwechsels wegen nicht 
überall günstig. Der Anteil der landwirtschaftlichen Großbetriebe 
an der Gesamtfläche tritt daher gegenüber den zentralen Pro- 
vinzen zurück. Die nördlichen und nordöstlichen Wojewodschaften 
sind als Roggen-, Hafer- und Kartoffelbaugebiete zu bezeichnen. 


Eine Sonderstellung nehmen die Wojewodschaften Polesien 
und Oberschlesien ein. In Polesien nimmt das alluviale Sumpf- 
gebiet der Rokitnosimpfe einen großen Teil des Landes ein. Wald, 
Wiese, Weide, Öd- und Unland beanspruchen gegenüber dem Acker- 
lande den größten Teil des Kulturartenverhaltnisses. Der Boden 
ist meist armerer Sand und liegt vielfach in’ kleineren Stücken 
innerhalb der anderen Kulturarten. Dem landwirtschaftlichen 
Großbetriebe sind die Bodenverhältnisse nicht günstig. Ober- 
schlesien weist in dem größten Teile auch ärmere Sandböden auf, 
die in hohem Prozentsatz mit Wald bedeckt sind. Einzelne Kreise 
besitzen bessere lehmhaltige Böden, auf denen ein sehr intensiver 
Fruchtbau betrieben wird. 


Wir können demnach bei der Betrachtung der Bodenverhält- 
nisse Polens die Wojewodschaften in drei Gruppen teilen: Wol- 
hynien, Lublin, die 4 galizischen und ein Teil von Kjelze stellen 
die Gruppe mit überwiegendem Weizenboden dar. Die zweite 
Gruppe, die zentralen 3 Wojewodschaften Posen, Lodz und War- 
schau sind das Gebiet des überwiegenden Gerste-, Roggen-, Rüben- 
und Kartoffelanbaues, und die dritte, die nördlichen Wojewod- 
schaften Pommerellen, Bialystok, Nowogrodek und Wilna, sind 
gekennzeichnet durch das Vorwiegen der leichteren Roggen-, 
Hafer- und Kartoffelböden. Schließlich nehmen die beiden Woje- 
wodschaften Polesien und Oberschlesien eine gewisse Sonder- 
stellung ein, beide mit meist ärmeren Boden, einem starken Zurück- 
treten des Ackerlandes gegenüber den anderen Kulturarten, aber 
die erstere mit sehr extensiver Ackernutzung, die zweite mit 
überaus intensiver. 
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c) Das Kulturartenverhältnis. 


Das Kulturartenverhältnis wechselt in den einzelnen polnischen 
Wojewodschaften gemäß den Klima. und Bodenbedingungen sehr 
stark. Im ganzen Staate ist es Su Von 100 ha sind 
48,6%, Acker, 10,2% Wiese, 6,7% Weide, 24,1%, Wald und 10,4%, 
nicht der Nutzung unterliegende Flächen bzw. Wasser und Garten 
Aus Anlage 3 ist das Kulturartenverhältnis innerhalb der einzelnen 
Gruppen, wie sie vorhin nach den Bodenverhältnissen geordnet 
wurden, und innerhalb der einzelnen Wojewodschaften zu ersehen. 
Die Gruppe 1 der Wojewodschaften mit vorwiegendem Weizen- 
boden zeigt kein einheitliches Bild. Der Wald tritt im allgemeinen 
stärker hervor. Das findet in den galizischen Wojewodschaften 
außer Tarnopol seine Erklärung in dem Anteil, den die stark be- 
waldeten Karpathen bilden. Das Zurücktreten des Ackerlandes 
zugunsten der Wiesen und Weiden und in den anderen Wojewod- 
schaften der Gruppe auch zugunsten des Waldes ist dadurch ver- 
ursacht, daß diese fruchtbaren Landesteile erst zum kleinsten 
Teil melioriert sind. Der Wald nimmt hier nicht die leichten Böden 
ein, die es nur in geringem Umfange gibt, sondern die unter Nässe 
leidenden, soweit sie selbst zur Nutzung als Wiese und Weide 
untauglich sind. Dazu kommt in Wolhynien und Lublin ein großer 
Prozentsatz Ödland mit 14,8 und 11,7%, der Gesamtfläche, das 
dieses Gepräge auch nur der Wasserverhältnisse wegen trägt. Die 
Gruppe 2 ist gekennzeichnet durch ein starkes Hervortreten des 
Ackerlandes und Zurücktreten des Waldes. Auch Wiesen und 
Weiden haben einen verhältnismäßig geringen Anteil am Kultur- 
artenverhältnis. Gruppe 3 weist noch weniger Ackerland als 
Gruppe 1 auf. Wald, Odland und Unland nehmen über 2/, bis ?/, 
der Fläche ein. Dem Walde sind meist die leichten Sand- und 
Kiesböden, in den ukrainisch-weißruthenischen Ostgebieten auch 
in stärkerem Maße die nassen Böden eingeräumt. Innerhalb dieser 
Gruppe steigt der Anteil des Ödlandes, je weiter wir nach Osten 
kommen. Auch der Anteil der Wiesen nimmt zu, weil die Wachs- 
tumszeit erheblich kürzer ist. In Polesien schließlich umfaßt das 
Ackerland nur noch 27,8% der Fläche, der Wald 30,5, Unland und 
Ödland bereits 21,2%. Die Entwässerungsfrage wird hier für das 
Kulturartenverhältnis ausschlaggebend. 

Somit besteht für Polen noch die Möglichkeit einer starken 
Veränderung des Kulturverhältnisses durch eine großzügig durch- 
zuführende Entwässerung, und zwar würde dadurch das Ackerland 
auf Kosten des Ödlandes, der Wiesen und Weiden und des Waldes 
ausgedehnt werden. 

Wir sehen aus dieser Betrachtung der natürlichen Verhält- 
nisse Polens, daß Posen und Pommerellen in den Verband eines 
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Staatsgebietes gelangt sind, dessen klimatische Verhältnisse ein 
relativ gleichmäßiges Bild aufweisen, viel gleichmäßiger, als es 
in Deutschland besteht, ein Bild, das von dem Posens nicht in allzu 
starkem Maße abweicht. In bezug auf die Bodenverhältnisse 
steht Posen etwa im Gesamtdurchschnitt der polnischen Verhält- 
nisse, während Pommerellen darunter bleibt. Bei einer Regelung 
der Wasserfrage, wie sie für Posen in dessen größtem Teile bereits 
erreicht ist, würde der gesamte polnische Durchschnitt an Boden- 
reichtum Posen noch übertreffen. In der Volkswirtschaft und 
Agrarstruktur Deutschlands spielte die Provinz Posen eine ganz 
besondere Rolle wegen ihrer hervorragenden Eignung zum Getreide-, 
Kartoffel- und Rübenbau.. Für die heutige Wojewodschaft Posen 
fällt diese Vorzugsstellung, soweit sie sich aus den natürlichen 
Verhältnissen ergibt, weg, da ein sehr großer Teil Polens ähnliche 
Verhältnisse aufweist. 


3. Die allgemeinen kulturellen und wirtschaftlichen 
Vorbedingungen der Landwirtschaft in Polen. 


a) Der Stand der Volksbildung. 


Der wirtschaftliche Stand der Landwirtschaft eines Gebietes 
wird stark beeinflußt durch die Kulturhöhe der ackerbautreibenden 
Bevölkerung. In Polen kann noch ein hoher Prozentsatz der 
Bevölkerung weder lesen noch schreiben. Nach der Erhebung des 
Jahres 1921 hatte Polen unter den über 10 Jahre alten Einwohnern 
etwas über 30% Analphabeten. In den einzelnen Landesteilen 
gestaltete sich das Verhältnis folgendermaßen: Die von Preußen 
abgetretenen Westgebiete wiesen!) unter 5%, Galizien zirka 
30%, die zentralen Wojewodschaften etwas über 30%, und die 
Ostgebiete fast 70% Analphabeten auf. In den letzten Jahren 
ist zwar eine Besserung eingetreten, weil die Zahl der Schulen 
gegenüber 1910 gestiegen ist. Diese Besserung wird aber teilweise 
dadurch aufgehoben, daß die Kinder der nichtpolnischen Bevöl- 
kerung nach massenhafter Schließung der Minderheitsschulen 
gezwungen werden, Schulen mit rein polnischer Unterrichtssprache 
zu besuchen. Dadurch wird das durchschnittliche Bildungsmaß 
unter den Kindern der nichtpolnischen Volkstümer, die immerhin 
38%, ausmachen, herabgesetzt. Die Schulzeit wird hauptsächlich 
dazu verwandt, den Kindern die polnische Sprache beizubringen, 
was auf Kosten des Lese- und Schreibunterrichts geschieht. 

Ein Bauer, der nicht lesen und schreiben kann, ist weniger 
empfänglich für jeden Fortschritt in der landwirtschaftlichen 
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Technik, Fachzeitungen sind fiir ihn wertlos, weil er ste nicht 
lesen kann. Eine Intensivierung der polnischen Bauernwirtschaft 
ist erst nach Hebung der Bauernbildung zu erreichen. Die ehemals 
preußischen Gebiete haben hierin einen nicht so bald einzuholenden 
Vorsprung. Es ist daher auch kein Wunder, daß das landwirt- 
schaftliche Schulwesen seine größte Verbreitung in den West- 
gebieten hat. In Polen bestanden im Schuljahre 1923/24 insgesamt 
76 Winterschulen. Davon lagen im Gebiete der mittleren Provinzen 
36, in Posen und Pommerellen 26, in Schlesien 3, in Galizien 9 und 
in ‘den Ostgebieten 2. Die Überlegenheit der ehemals preußischen 
Gebiete kommt noch stärker zum Ausdruck, wenn wir die Dichte 
der Schulen auf 1000 qkm betrachten. Eine Winterschule entfiel 


in Schlesien auf ......... nt 1 411 qkm 
in Posen-Pommerellen auf ......... 1653 „, 
im ehemaligen KongreBpolen auf ... 3833 „ 
in Galizien auf ...............005 8786 „, 
in den Ostgebieten Af so... ee cess 62013 ,, 


Das Bedürfnis nach Winterschulen ist in den ehemals preu- 
Bischen Landesteilen außerdem noch erheblich größer, besonders 
in den deutschen Kreisen. Der deutschen Bauernschaft stehen 
nur 2 staatliche und eine private Winterschule zur Verfügung. 
Die mehrfache Anzahl könnte mit Schülern besetztiwerden. Ähn- 
liche Zahlen ergeben sich, wenn wir die Dichte der Sonderanstalten 
betrachten, die Fachleute für Gartenbau, Melioration, Forstwirt- 
schaft, Molkerei usw. ausbilden. Jedenfalls zeigt sich in diesen 
Zahlen die starke Überlegenheit der ehemals preußischen Landes- 
teile in bezug auf den fortschrittlichen Geist der Bauernschaft. 


b) Die Verkehrsverhdltnisse. 


Ein wichtiger Faktor unter den allgemeinen wirtschaftlichen 
Vorbedingungen der polnischen Landwirtschaft ist der Stand der 
Verkehrsverhältnisse. Polen besitzt nach der neuesten Statistik 
vom Jahre 1925 auf 1000 qm 43,4 km Bahnlinie gegen 117,9 in 
Deutschland im gleichen Jahre. Die Dichte des Eisenbahnnetzes 
in den einzelnen Landesteilen geht aus folgender Zusammen- 
stellung hervor. 


Auf 1000 qkm Bodenfläche entfallen an Bahnlinie in 
Oberschlesien ....... 111 km Galizien ........ 53 km 


Posen 224.252..44.8% 05 ,„ Kongreßpolen .... 28 ,, 
Pommerellen........ 89 ,, den Ostgebieten .. 21 ,, 
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Zu diesem Netz normalspuriger Bahnen kommt in den West- 
gebieten ein zweites verhältnismäßig dichtes Netz von Klein- 
bahnen, das z. B. in Posen-auf 1000. qkm. Grundfläche noch: über 
30 km Kleinbahnlinie ausmacht.: In den einzelnen -Landesteilen 
entfallen ferner 1 km fester Landstraße in _ 


Oberschlesien auf ... 2,9 qkm Galizien ........ 5,2 qkm 
Posen .ooeeeeeuncn. 4 ,, Kongreßpolen ....14 ,„ 
Pommerellen........ 36 ,, den Ostgebieten .72,3 ,, 


Günstige : Verkehrsverhältnisse bedeuten für den Landwirt 
sehr viel. Der Landwirt kann nur mit den Preisen rechnen, die er 
frei Hof erzielt, bzw. für Produktionsmittel frei Hof bezahlen muß. 
Je höher der Verkaufswert seiner Erzeugnisse durch die Unkosten 
der Beförderung zum Verbraucher belastet wird, desto mehr wird 
er gezwungen sein, sich der Erzeugung solcher Produkte zuzu- 
wenden, die relativ hohe Beförderungskosten ihres geringen Volu- 
mens und hohen Wertes wegen vertragen. Der Betrieb wird mit 
steigender Ungunst der Verkehrsverhältnisse arbeits- und kapitel- 
extensiver, der pro Flächeninhalt herauszuwirtschaftende Roh- 
und Reinertrag immer geringer. Wenn die Ablieferung von Zucker- 
rüben zur nächsten Bahnstation nur über einen meilenweiten 
Landweg zu bewerkstelligen ist, außerdem noch die Fracht für 
einen Bahnweg von 100 oder 200 km bis zur Fabrik zu tragen ist, 
dann wird der Zentner Zuckerrüben so hoch durch die Unkosten 
der Beförderung belastet, daß der Rübenbau unlohnend wird. 
Auch die Preise der Produktionsmittel, wie Kunstdünger, steigen 
infolge der hohen Frachten und Abfuhrkosten schließlich so hoch, 
daß sich ihre Anwendung verbietet. In Galizien hat der Landwirt 
im Durchschnitt die doppelte Entfernung zur Bahn auf Wegen, 
die um 25% schlechter sind als in Posen. In Kongreßpolen ist die 
Entfernung zur Bahn etwa dreimal so groß auf dreieinhalbmal 
schlechteren Wegen, und in den Ostgebieten schließlich steht dem 
Landwirt nur der 18. Teil an festen Straßen zur Verfügung, auf 
denen er seine Produkte in einer durchschnittlich 414 fach größeren 
Entfernung zur Bahn bringt. 


Die starke Rückständigkeit der polnischen Verkehrsverhält- 
nisse geht auch daraus hervor, daß noch nicht die Hälfte der 
polnischen Zuckerfabriken an einer Vollbahn und eine größere 
Anzahl überhaupt an keiner Bahnlinie liegen. Eine Zusammen- 
stellung aus dem Jahre 1926 umfaßt 52 Zuckerfabriken von den 
70, die in diesem Jahre in Betrieb waren. Die fehlenden sind 
durchweg kleinere, so daß bei ihrer Berücksichtigung der Hundert- 
satz der ungünstig gelegenen noch höher werden dürfte, 
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An- | Anzahl der Anzahl der | Anzahl derf 
zahl | an einem eg nicht mit Mittlere 
Grösse der normal- sputbahn [der Normal- ar 


der Zuk- | Spurigen mit der | spurbahn fernung 


Fabrik | ker- Er ne ver- yon ad 
fa- Zucker- Bundenen bundenen N z nn 
briken| fabriken | Pabriken | Fabriken 
kleine ....| 21 2 8 25 km 
mittlere ..| 25 15 — 2A „ 
größere ..| 6 3 — 17: 5 
zusammen .| 52 20 24 8 24 km 


Die nicht mit der Normalbahn verbundenen Fabriken liegen 
alle in den ehemals russischen Gebieten, und der allergrößte Teil 
der an der Normalbahn gelegenen Fabriken in den ehemals preu- 
Bischen Landesteilen. Daß von den in den Vorkriegsjahren auf dem 
Gebiete des heutigen Polen bestehenden Fabriken, deren Zahl 88 
betrug, im Jahre 1925 nur 72 und im Jahre 1926/27 nur 70 im 
Betriebe waren, zeigt, daß die kleineren, unter schlechten Ver- 
kehrsverhältnissen leidenden Fabriken mehr oder weniger zum 
Eingehen verurteilt sind. l 


c) Die Betriebsgrößenverhältnisse, 


Unter den allgemeinen wirtschaftlichen Vorbedingungen, die 
der Landwirtschaft eines Landes den Stempel aufdrücken, spielen 
die Betriebsgrößenverhältnisse eine bedeutende Rolle. Und wenn 
in einem Lande wie Polen die Kulturunterschiede der einzelnen 
sozialen Schichten so außerordentlich groß sind, dann gewinnt 
die Frage der Betriebsgrößen-Verteilung ihre besondere Bedeutung. 
Je größer der Bildungsunterschied zwischen dem Leiter eines 
Großbetriebes und dem Kleinbauern wird, desto mehr muß sich 
das in dem Stande der landwirtschaftlichen Technik innerhalb 
der einzelnen Betriebsgrößen auswirken. Der Einfluß der Betriebs- 
größe auf die Organisation der Landwirtschaft ist von Aereboe 
in seiner Betriebslehre so erschöpfend geschildert worden, daß hier nur 
einiges Wesentliche wiederholt zu werden braucht. Es ist vor allem 
festzustellen, wie sichein Unterschied im kulturellen Stand auswirkt. 

Nach Aereboe besitzt der Kleinbetrieb eine gewisse Uber- 
legenheit im Vergleich zum Großbetriebe, indem er überall dort 
Besseres leistet, wo der Erfolg vornehmlich von der Sorgfalt ab- 
hängt. Ferner liegt eine gewisse Überlegenheit in der Tatsache, 
daß der Kleinbetrieb einen weit günstigeren Ausgleich zwischen 
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Sommer- und Winterarbeit herstellt, da er über eine stärkere 
Viehwirtschaft verfügt, die hauptsächlich Winterarbeit ist, während 
der Ackerbau in erster Linie Sommerarbeit benötigt. Außerdem 
stellen im Kleinbetriebe die Familienangehörigen Arbeitsreserven 
dar, die jeden Arbeitshöhepunkt ohne Mühe und größere Unkosten 
überwinden helfen. Die Überlegenheit des Großbetriebes beruht 
auf der meist besseren technischen Ausbildung und kaufmännischen 
Gewandtheit, die ihre Erklärung in der Tatsache finden, daß der 
Betriebsleiter durch körperliche Arbeit weniger in Anspruch ge- 
nommen wird und mehr Zeit zur Aneignung des technischen Fort- 
schritts und zur besseren Bearbeitung seiner Käufe und Verkäufe 
findet. Außerdem ist er kaufmännisch dadurch überlegen, daß er 
größere Produktenmengen verhandelt und dadurch Zwischen- 
gewinne und Frachten spart. Eine Überlegenheit liegt auch in 
der Möglichkeit einer gewissen Spezialisierung und Arbeitsteilung, 
ebenso in der Tatsache, daß. im Großbetriebe durch Verwendung 
von Maschinen eine quantitative und qualitative Arbeitsver- 
besserung zu erreichen ist. Wägen wir die Vorteile vom privat- 
wirtschaftlichen Standpunkte gegeneinander ab, so finden wir, 
daß der Ausschlag zugunsten der einen oder anderen Betriebsgröße 
durch das Verhältnis des durchschnittlichen Bildungsgrades des 
Betriebsleiters gegeben wird. Eine geistig hochstehende Bauern- 
schaft, die imstande und geneigt ist, dem landwirtschaftlichen 
Fortschritte zu folgen, wird mit Hilfe des Genossenschaftswesens 
vieles einholen können, was als Faktor der Überlegenheit im Groß- 
betriebe gilt. Am ehesten kann sich der bäuerliche Betrieb die 
Vorteile des Großbetriebes in kaufmännischer Hinsicht durch ein 
klug geleitetes Genossenschaftswesen zu eigen machen. Aber auch 
die Überlegenheit in der Anwendung der Maschinen kann genossen- 
schaftlich zum Teil ausgeglichen werden, und zwar ist diese Möglich- 
keit gegeben von der Dreschsatz-Genossenschaft bis herab zur 
Mähmaschinen-Genossenschaft. Bei den kleineren Maschinen, wie 
Mähmaschinen, Drillmaschinen usw. wird die Überlegenheit des 
Großbetriebes in der rationellen Anwendung meist überschätzt. 
Der Großbetrieb kann zwar größere Typen führen, und dadurch 
die Kosten der menschlichen Bedienungsarbeit verringern, aber 
dieser Vorteil wird dadurch ausgeglichen, daß der Bauer an keine 
Arbeitszeit gebunden ist. Der Großbetrieb kann die Saisen- 
maschinen durchschnittlich mehr Stunden im Jahre ausnützen, 
wodurch die Verzinsung pro ha geleisteter Arbeit geringer wird, 
aber eine Maschine hält dafür im Kleinbetriebe umso länger, denn 
ihre Abnutzung geht nicht nach Jahren, sondern nach Arbeits- 
zeiten. Schließlich kann die Pflege und Behandlung im Klein- 
betriebe viel sorgfältiger werden als im Großbetriebe, so daß der 
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pro ha entfallende Verzinsungsbetrag, der umso größer wird, je 
kleiner der Betrieb ist, durch Ersparnisse an Reparaturen und 
Amortisation ausgeglichen wird. Die Behandlung der Maschinen 
wird desto sachgemäßer und sorgfältiger, je geschulter der Bauer ist. 
In Kongreßpolen und Rumänien sieht man im Winter Drill- und 
Mähmaschinen nicht nur unbedeckt im Hofe, sondern mitunter 
auch im Felde stehen. Hier ist der Bauer dem GroBbetriebe gegen- 
über in hohem Maße unterlegen in bezug auf sachverstandige 
Maschinenbehandlung. Man sehe sich demgegenüber einmal den 
Maschinenschuppen eines Posener Ansiedlers an, wo jedes Gerät 
nach Gebrauch geputzt, meist auseinandergenommen und gegen 
Rost geschützt wird. Ist der Bauer so weit, daß er den Besuch 
landwirtschaftlicher Fortbildungsschulen als notwendig erkannt 
hat, und beherrscht er Ackerbau- und Düngetechnik, dann kann er 
darin sogar eine gewisse Überlegenheit gegenüber dem Großbetriebe 
erreichen. Die gleiche Menge Kunstdünger, pro ha gegeben, kann 
sehr verschieden wirken, ob sie sorgfältig oder unregelmäßig aus- 
gestreut wird. Jedenfalls ist es dem Kleinbetriebe möglich, die 
meisten Vorteile des Großbetriebes einzuholen, ohne daß der GroB- 
betrieb imstande wäre, die natürlichen Vorteile des Kleinbetriebes 
in bezug auf Sorgfalt in der Ausführung der einzelnen Wirtschafts- 
maßnahmen auszugleichen. Selbst Spezialisierung in der Vieh- 
haltung durch fachmäßige Ausbildung von Vieh- und Schweine- 
meistern kann kein Gegengewicht gegen die Sorgfalt darstellen, 
die der Bauer und seine Familienangehörigen dem Vieh zuteil 
werden lassen. Die seelische Einstellung eines bezahlten Arbeiters 
dem anvertrauten Vieh gegenüber wird eben stets eine andere sein, 
als die des Bauern seinem Eigentum gegenüber. 

Aber dieser Ideal-Bauer existiert leider heute nur erst in 
wenigen Ländern Europas und ist besonders selten in Polen jenseits ` 
der Prosna. Hier ist die Entwicklung umgekehrt. Der Unterschied 
zwischen dem kapitalistisch wirtschaftenden, mit der landwirt- 
schaftlichen Technik zum großen Teil vertrauten Großbetriebsleiter 
und dem Bauern, der häufig Analphabet und naturralwirtschaftlich 
eingestellt ist, ist in bezug auf den Stand der landwirtschaftlichen 
Organisation und Betriebsführung sehr erheblich. Wenn die Tages- 
arbeit eines galizischen Kleinbauern darin besteht, die einzige Kuh 
auf einem der zahlreichen Feldraine zu hüten, oder der 20-jährige 
Sohn sich damit beschäftigt, ein Dutzend Gänse auf einem Feldwege 
zu betreuen, dann ist das Maß an persönlicher Sorgfalt wohl nicht 
zu überbieten. Aber der Großgrundbesitzer daneben, der sich aus 
den ehemals preußischen Gebieten oder Ostfriesland einen Herd- 
buchbullen kommen läßt und rationell auf Leistung züchtet und: 
füttert, wird trotzdem mit seinen bezahlten Arbeitskräften mehr 
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erreichen als der Bauer, dessen Zucht darin besteht, daß irgendein 
männliches Kalb bis zur Deckreife großgehungert wird, die Kühe 
des Dorfes deckt, darauf zur Mast in einen Gutsstall wandert, um 
im nächsten Jahre seinem Bruder oder Vetter die Aufgabe des 
Pater familias abzutreten. Denn so vollzieht sich die Zucht in den 
meisten Teilen Polens. Dem Lubliner oder Kjelzer Kleinbauern 
klarzumachen, daß er einen Ztr. Roggen pro Morgen opfern soll, 
um Kunstdünger zu erstehen und im nächsten Jahre, wenn es nicht 
zu naß ist, vielleicht zwei bis drei. Zentner mehr zu ernten, dürfte 
heute noch eine unmögliche Aufgabe sein. Selbst wenn dieser 
Kleinbauer sich von dem Vorteil überzeugen ließe, kann er eben 
den einen Zentner nicht missen, ohne die notdürftigste Ernährung 
seiner Familie in Frage zu stellen. Die Frage der größeren Renta- 
bilität iund Produktvität der verschiedenen Betriebsgrößen ist 
nicht allein eine wirtschaftliche, sondern: ebenso sehr eine kulturelle. 

Betrachten wir uns nach diesen Erwägungen das Betriebs- 
größenverhältnis in den einzelnen Landesteilen. Aus Anlage 4 
ersehen wir den Anteil der einzelnen Besitzgrößen in den verschie- 
denen Landesteilen und die Zahl der Landwirte, die auf diese 
einzelnen Betriebsgrößen entfallen. Dabei fällt auf, daß den 
höchsten Anteil an Häuslerstellen Posen, Pommerellen und 
Galizien aufweisen. Aber während in Posen und Pommerellen 
dieser Häusler meist nichts weiter als ein Landarbeiter ist, der 
Haus und Garten in der Durchschnittsgröße von etwas über %% ha 
besitzt, ist er in Galizien nur zum kleineren Teile Landarbeiter, 
meistens dagegen Zwergbauer, der von seinem Betriebe allein 
leben muß. Die Durchschnittsgröße seines Grundstücks ist etwas 
über 1 ha. Posen und Pommerellen haben etwa den doppelten 
Anteil Großgrundbesitz (ohne Wald) als Galizien, so daß sie einen 
erheblich größeren Bedarf an Landarbeitern haben. Die Klein- 
bauern von 2 bis 5 ha treten in den ehemals preußischen Landes- 
teilen (ohne Oberschlesien) gegenüber den anderen Provinzen ganz 
erheblich an Zahl und Fläche zurück, ebenso die von 5 bis 10 ha. 
Dagegen hat Posen-Pommerellen der Zahl und landwirtschaftlich 
nutzbaren Fläche nach de größten Anteil an Mittel- und Groß- 
bauern von 10 bis 100 ha und den größten Anteil an Großgrund- 
besitz über 100 ha. In dem Großgrundbesitz der beiden Woje- 
wodschaften ist demgegenüber am wenigsten das Latifundienwesen 
ausgeprägt. Im Jahre 1921 war der Durchschnittsumfang der 
Güter über 500 ha in 

Posen-Pommerellen . 1210 ha 


Kongreßpolen ..... 1350 ,, 
Galizien ........... 1690 ,, 
den Ostgebieten..... 2940 ,, 


3* 
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Am schlimmsten erscheint die Agrarstruktur in Galizien. 
54%, aller galizischen Landw.rte haben weniger als 2 ha, 36,9°, 
weniger als 5 ha und nur. 10,1%, eine Betriebsgröße von 5 bis 10 ha. 
Östlich der ehemaligen deutschen Grenze ist im allgemeinen der 
Betrieb unter 10 ha naturalwirtschaftlich eingestellt. Die Betriebs- 
leiter sind zum erheblichen Teile Analphabeten und jedem techni- 
schen Fortschritte schwer zugänglich. Infolgedessen bewirtschaften 
in Galizien etwa 979%, aller Landwirte 63,4%, der landwirtschaftlich 
nutzbaren Fläche in einer Weise, die als sehr primitiv und schwer 
zu bessern gelten muß. Es arbeiten naturwirtschaftlich in 

Kongreßpolen 83,3% der Landbevölkerung mit 44,8%, der 

Fläche, 

den Ostgebieten 82,2%, mit 35,9%, der Fläche, 

Posen-Pommerellen 71,795 mit 11,3%, der Fläche. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß in den Ostgebieten der 
naturalwirtschaftliche Betrieb in viel höhere Betriebsklassen 
hinaufgeht, so daß, wenn diese Tatsache in der Zusammenstellung 
mit berücksichtigt würde, ein weit größerer Anteil der Fläche, 
wahrscheinlich bis zur Höhe Galiziens, als in der Form der Natural- 
wirtschaft organisiert erscheinen müßte. Demgegenüber tragen 
in den ehemals preußischen Landesteilen weit kleinere Betriebs- 
größen ein kapitalistisches Gepräge und bringen verhältnismäßig 
viel Produkte auf den Markt. 

Man kann aus volkswirtschaftlichen Gründen ein großer 
Freund einer Agrarstruktur sein, in der das Bauerntum zahlenmäßig 
und der Fläche nach dem Großgrundbesitz gegenüber überwiegt, 
ohne den Schäden gegenüber blind zu werden, die eine ungesunde 
Besitzzersplitterung mit sich bringt. Wenn der Industriearbeiter 
Rheinlands und Westfalens sich ein kleines Stück Land erwirbt, 
um Gemüse und Kartoffeln darauf zu bauen, oder der Gemüse- 
gärtner des Rheinlands und der süddeutsche Obstbauer auf kleinster 
Fläche ein gutes Auskommen bei verhältnismäßig hoher Lebens- 
haltung findet, dann liegt die Besitzerzkleinerung durchaus im 
volkswirtschaftlichen Interesse. Dasselbe ist der Fall, wenn der 
Landarbeiter durch Erwerb einer kleiner Parzelle bodenständig 
wird. Selbst Ertragsrückgänge können in Kauf genommen werden, 
wenn eine Agrarstruktur etwa von der krassen Form Vorpommerns 
besteht, wo zum Beispiel im Kreise Franzburg der Großgrundbesitz 
über 90% der Fläche einnimmt. In solchen Fällen hat die Zusammen- 
ballung des Besitzes derart ungünstige soziale Folgeerscheinungen, 
daß eine Verringerung des Großgrundbesitzes zugunsten eines 
gesunden Bauerntums geboten ist. Liegen die Verhältnisse aber 
so wie in Polen, daß der Großgrundbesitz noch nicht !/, der Fläche 
einnimmt und daß die Wirtschaftseinheiten der Bauernschaft bei 
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gleichem Intensitätsgrade nur durch Erbteilung immer kleiner 
werden, dann ist schnell eine Grenze erreicht, wo aus dem Bauern- 
stande ‘ein in großer Verelendung lebendes Landproletariat her- 
vorgeht. In Polen herrscht, abgesehen von den ehemals preußi- 
schen Landesteilen, der Grundsatz der Realteilung beim Klein- 
grundbesitz. Unter den Deutschen Polens und ebenso unter dem 
größeren Teil der polnischen Bauern Posens und Pommerellens 
findet die Erbteilung in der Form statt, daß die ‚Gutseinheit bei, 
Kapitalistischer Teilung der Erbmasse gewahrt wird. Jenseits der 
Prosna sind die Einflüsse der deutschen Erbsitte zu gering gewesen, ' 
weil das Deutschtum zahlenmäßig zu schwach war. Bei der natural- 
wirtschaftlichen Einstellung der Bauernschaft waren Sparkapitalien 
zur Auszahlung der Geschwister selten vorhanden, desgleichen 
fehlen Hypothekenbanken, die eine Teilung der Erbmasse auf - 
Kapitalistischem Wege ermöglichten, eine derartige Erbschafts- 
lösung entspräche auch nicht dem kulturellen Stande der Bevölke- 
rung. Ein Abfluß der Bevölkerung in das Großgewerbe war bei 
deren geringer Ausdehnung nicht möglich. So wurde die Betriebs- 
einheit in dem polnischen Dorfe immer kleiner. Vor 1914 wurde 
diese Erscheinung dadurch weniger fühlbar, daß jährlich viele 
Zehntausende nach Amerika auswanderten und über eine halbe 
Million Menschen als Saisonarbeiter nach Deutschland, Dänemark 
usw. gingen und mit ihren Ersparnissn die Not des Winters bannte. 
Heute ist die Auswanderung gering, weil die Überseeländer die Ein- 
wanderung kontingentiert (für Polen, soweit die Vereinigten Staaten 
in Betracht kommen, auf 6000 Menschen) und stark beschnitten ha- 
ben. Der Bedarf an Saisonarbeitern ist in den Nachbarländern 
gleichfalls um das Mehrfache zurückgegangen. So ist heute das pol- 
nische Dorf stärker überfüllt als je, und die Not sehr groß geworden. 
Bei der starken Kinderzahl bringt jeder neue Erbfall eine neue 
Verschlimmerung der Besitzzersplitterung. Auf die Art, wie der 
polnische Staat der Landnot zu steuern sucht, soll später einge- 
gangen werden. Hier soll erst einmal festgestellt werden, wie sich 
die Besitzzersplitterung auf die Organisation der Landwirtschaft 
auswirken muß. 

In jedem Lande muß bei der Unvermehrbarkeit des Grund 
und Bodens mit steigender Bevölkerung die durchschnittliche 
Betriebsgröße immer kleiner werden, und zwar parallel zu dem 
steigenden Intensitätsgrade. Die sich z. B. in Dänemark gleichfalls 
zeigende. zunehmende Verkleinerung der Betriebsgrößen ist eine 
durchaus gesunde Erscheinung, die ihre Erklärung in der Tatsache 
findet, daß der durchschnittliche Kulturzustand der Bevölkerung 
sich hebt und die Fortschritte der landwirtschaftlichen Technik 
vom Bauernstande benutzt werden. In Polen sehen wir eine 
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Besitzverkleinerung, ohne daB gleichzeitig ein Obergang zu inten- 
siver Kultur stattfande. Im Gegenteil, je tiefer der Lebensstand 
der kleinbäuerlichen Bevölkerung sinkt, um so schwerer kann der 
Bauer einen Groschen zur Grundverbesserung oder Intensivierung 
des Betriebes aufbringen. In den kulturell hochstehenden Ländern 
Westeuropas ist die steigende Intensität und der landwirtschaftliche 
Fortschritt die primäre Erscheinung, die Besitzverkleinerung 
die sekundäre, durch die erstere ermöglicht. In Polen ist die Be- 
triebsgrößenverkleinerung die primäre, ohne daß die höhere Inten- 
sität folgt. Das Kleinbauernland Galizien ist trotz seiner großen 
natürlichen Fruchtbarkeit heute ein Land, das selbst in besten 
Erntejahren trotz niedriger Lebenshaltung der Bevölkerung einen 
Zuschuß an Lebensmitteln braucht. Die Intensität des Landbaus 
ist in Polen daher überall dort am größten, wo neben einem relativ 
hohen Anteil an Großgrundbesitz ein gesunder, kulturell hoch- 
stehender Stand von Mittel- und Großbauern vorhanden ist. Die 
Besitzverteilung Posen-Pommerellens zeigt daher das einer stärkeren 
Betriebsintensität günstigste Bild unter allen Wojewodschaften 
Polens. An zweiter Stelle steht Kongresspolen, das aber erst in 
einem großen Abstande folgt, dann der Osten und an letzter Stelle 
Galizien. 


d) Die Rechtsverhältnisse, 


Für eine gesunde Volkswirtschaft sind geordnete Rechts- 
verhältnisse eine der ersten Vorbedingungen. Wie oben bereits 
erwähnt, erfolgt Polens Rechtsprechung noch nicht nach einheit- 
lichen Grundsätzen, aber daraus allein durfte der volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung noch kein großer Schaden erwachsen. Wenn 
heute die Rechtsverhältnisse Polens noch nicht so auf der Höhe 
sind, wie in den westeuropäischen Ländern, so liegt der Grund 
einmal darin, daß der Richterstand Polens erst eine Schöpfung der 
letzten acht Jahre ist, und sodann darin, daß Polen den Fehler 
macht, den Richterstand nicht angemessen zu besolden. Dadurch 
ist ein außerordentlicher Mangel an Richtern eingetreten, da die 
begabten Juristen lieber Rechtsanwälte werden oder in Posten bei 
dem Großgewerbe und dem Handel Stellungen annehmen. Infolge 
des Richtermangels dauert die Erledigung schwebender Verfahren 
vielfach recht lange. Einschneidender aber als die allgemeinen 
Rechtsverhältnisse sind für die Landwirtschaft in Polen die herr- 
schenden Rechtsanschauungen. 


Wir haben in und nach dem Kriege in der ganzen Welt, beson- 
ders aber in den europäischen Oststaaten eine starke Veränderung 
in den Rechtsbegriffen, insbesondere in der Achtung vor dem 
Privateigentum erlebt. Die Entente machte den Anfang, indem sie 
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das Vermögen der Bürger, die Feindstaaten angehörten, beschlag- 
nahmte. Das bolschewistische Regiment in Rußland hob. den 
Eigentumsbegriff auch für den Bürger des eigenen Larides auf. 
Dann folgten die Friedensverträge, in denen den aus den Trümmern 
der endlich zusammengebrochenen Staaten Deutschland, Österreich 
und Rußland entstandenen Nachfolgestaaten das Recht auf Weg- 
nahme des Privateigentums von Bürgern der ehemals feindlichen 
Staaten zuerkannt wurde. So kamen in Europa, besonders in 
Osteuropa, Rechtsbegriffe von revolutionärem Gepräge auf, deren 
Wirkung sich nicht nur auf die Bürger der besiegten Staaten be- 
schränken konnte, die vielmehr auf die Volksseele weiterwirkten 
und zur Folge hatten, daß die Feindschaft und Begehrlichkeit der 
Armen gegen die Reichen sich verstärkten. Dadurch erhielt in allen 
Ostländern die Frage der Agrarreform plötzlich eine große Be- 
deutung, denn nirgends zeigt sich Großkapital deutlicher und 
auffälliger als in der Form großen Landbesitzes. Den neu ent- 
standenen Staaten fehlten die Mittel zu einer Agrarreform, die 
zwar den Eigentumsbegriff durch Wegnahme des Grund und 
Bodens verletzte, diese Verletzung aber durch volle Geldentschä- 
digung hätte ausgleichen können. Außerdem wollte man durch 
die Agrarreform in Polen, den Baltenländern, der Tschechoslowakei, 
Siebenbürgen und Südslawien hauptsächlich den fremdstäm- 
migen Großgrundbesitzer treffen. Es zeigt sich heute, daß eine 
Aktion, die der Begehrlichkeit der besitzlosen Klassen unter 
staatlichen Verzicht auf den Schutz des Privateigentums entgegen- 
kam, eine starke massensuggestive Wirkung ausübte. Darum haben 
die Agrarreformen nicht vor dem Eigentum der Bürger der Mehr- 
heitsvölker haltgemacht und dürften bei der allgemeinen Schwäche 
des parlamentarischen Systems auch kaum so bald zum Stehen zu 
bringen sein. Dabei sind die Schäden so schneller und tiefgreifender 
Agrarumwälzungen allenthalben in starken Produktionsrückgängen 
fühlbar geworden. 

Ganz natürlich mußte eine so einschneidende Maßnahme, wie 
sie die polnische Agrarreform darstellt, eine erhebliche Wirkung 
auf den Intensitätsgrad der polnischen Landwirtschaft ausüben. 
In Polen fand die Bewegung einen besonders starken Widerhall. 
Wie weiter oben ausgeführt, war die Zahl der Kleinbauern seit 
1914 außerordentlich angewachsen, während die Abflußventile für 
den Überschuß verstopft waren. Der Bevölkerungsdruck auf dem 
platten Lande hatte also stark zugenommen. Die mehr oder weniger 
erzwungene Abwanderung von 800 000 Deutschen aus den ehemals 
preußischen Provinzen brachte nur eine vorübergehende Erleich- 
terung, die nicht sehr fühlbar wurde, weil einige hunderttausend 
Polen aus Deutschland einen Teil der durch die deutsche Abwander- 
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rung -freigewordenen Stellen ausfüllten. Dafür fluteten über die 
Ostgrenze in den Jahren 1918 bis 1923 1 200000 Menschen nach 
Polen zurück, zum Teil Leute, die der Kriegswirren wegen ins Ine 
nere Rußlands geflüchtet oder verschleppt waren, zum Teil Rück- 
wanderer, deren Verbleiben in Rußland ihres Volkstums und ihres 
Bekenntnisses wegen unmöglich geworden war, Die polnische In- 
dustrie hatte durch den Krieg stark gelitten und war weniger denn 
je imstande, Arbeitskräfte in höherem Maße aufzunehmen. Die 
ganze Agrarreformbewegung wurde dadurch noch besonders ge- 
fördert, daß die Volksvertretung stark sozialistisch eingestellt war. 
Der polnische Bauer sieht im Großgrundbesitzer nicht den Führer, 
sondern den Feind und läßt sich in den Parlamenten lieber durch 
Angehörige von Verzehrergruppen, Rechtsanwälte, Schriftleiter und 
dergleichen vertreten als durch den Großgrundbesitzer. Der Russe 
hat es seinerzeit verstanden, nach dem Grundsatz ,,divide et im- 
pera‘‘ eine Kluft zwischen Bauer und Großgrundbesitzer zu schaffen, 
Er gab bei der Bauernbefreiung dem Kleinbesitzer zwar wenig 
Land, belegte aber dafür das Gutsland mit einer Unzahl von Ser- 
vituten, die eine Quelle ewiger Feindschaft zwischen den Bau- 
ern und den ehemaligen Grundherren wurden. Dieses russische 
Danaergeschenk übt noch heute seine Wirkung aus, wenn auch in 
den letzten Jahren schon viel für die Ablösung der Servitute getan 
worden ist. Weiter liegt der Gegensatz zwischen Bauer und Groß- 
grundbesitzer darin, daß die soziale Kluft zwischen Groß und Klein 
überaus groß ist und Zwischenschichten fehlen. Die Statistik zeigt, 
wie wenig ländlicher Mittelbesitz sich in den ehemals russischen 
Gebieten befindet. Schließlich ist der Großgrundbesitzer jenseits 
der Prosna vielfach nicht Landwirt sondern nur Landbesitzer, hat 
also auch in beruflicher Beziehung keine Annäherungspunkte zum 
Bauern. Wenn eben erwähnt wurde, daß der Bauer im Parlament 
die Vertretung seiner Berufsbelange häufig Angehörigen von Ver- 
zehrergruppen anvertraut, deren Interessen doch eigentlich den 
bäuerlichen stark entgegenstehen, so ist dieser Interessengegensatz 
in Polen eben nicht vorhanden. Der polnische Kleinbauer, der 
häufig Getreide zukaufen muß, hat gar kein Interesse an hohen 
Getreidepreisen. Naturalwirtschaftlich eingestellt, verzehrt er, was 
er produziert, so daß die Produktenpreise bis auf die für einige 
Viehprodukte für ihn ohne Interesse sind. So ist es erklärlich, daß 
trotz des außerordentlichen Überwiegens der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung die Agrarpolitik wie auch die Preispolitik Bahnen ge- 
gangen sind, die schädlich auf die landwirtschaftliche Produktivität 
des ganzen Landes einwirkten. Die kleine, aus dem Westen stam- 
mende Gruppe polnischer Großagrarier war viel zu bedeutungslos, 
um einen gegenteiligen Einfluß ausüben zu können. Im Mittel- 
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punkte der bauerlichen Politik steht die Agrarreform, alle anderen 
Jandwirtschaftlichen Fragen treten hinter dieser einen zurück, 
höchstens hat der Bauer noch ein Interesse an der Steuerbefreiung 
des Kleinbetriebs, die auch zum EN der Allgemeinheit durch- 
gesetzt wurde. 

. Es dürfte sich eräbtigen; eine geschichtliche Darstellung der 
polnischen Agrarreform zu geben. Das Grundgesetz erschien bereits 
im Jahre 1919 und wurde durch mehrere Zusätze bis zur heutigen 
Form ausgebildet. Von Bedeutung sind nur die Wege, die Bere 
wurden, und die Ergebnisse. 
| Die polnische Agrarreform erfaßt alle Kulturarten außer Wald, 
Wasser und Gärten. Die dem Besitzer verbleibende Restflache be- 
trägt im Umkreis der Großstädte, Bäder und Küsten 60 ha, im übri- 
gen 180 ha, in den Ostgebieten 300 ha. Dabei gilt die Besitz- und nicht 
die Betriebsgröße als Einheit. Die Erwerber von Liquidations- 
objekten sind auf 15 Jahre von der Agrarreform befreit. Für Güter 
.mit intensivem Rüben- und Hackfruchtbau, anerkannten Zuchten 
oder Fabrikanlagen sind Zusatzflächen zu den verbleibenden 180 ha 
vorgesehen, die aber im gesamten Staatsgebiet die Fläche von 
550 000 ha nicht überschreiten dürfen. Die Erwerbung des Landes 
erfolgt durch freiwilligen Verkauf und Enteignung. Das Land wird 
verwandt zur Vergrößerung von Kleinbauerstellen bis zum Höchst- 
umfang von 20, bzw. 35 ha in den Ostgebieten, ferner werden neue 
Siedlungen geschaffen, deren Höchstumfang gleichfalls 20 bis 35 ha 
betragen soll. Der Höchstumfang geht für Arbeiter- und Beamten- 
siedlungen bis auf 1 ha herunter. Die Stellen werden nach preußi- . 
schem Muster besitzbefestigt, d. h. sie dürfen im Zeitraum von 
25 Jahren weder verkauft noch verpachtet oder geteilt werden. 
Der Erwerber soll 5 bis 25°, des Kaufpreises anzahlen, der Rest 
wird zu billigem Zinsfuß auf 5 bis 41 Jahre kreditiert. Die Käufer 
können “außerdem noch Finanzhilfe zum Aufbau der Wirtschafts- 
gebäude und Anschaffung des Inventars beanspruchen. Die Be- 
zahlung des zur Agrarreform bestimmten Landes an den Besitzer 
erfolgt nach dem Gesetz zur Hälfte des durchschnittlichen Markt- 
preises und zwar nur zu einem kleinen Teile in bar, zum größten 
Teile in fünfprozentigen Staatsrentenbriefen. Außerdem muß der 
Besitzer die Kosten der Vermessung tragen, die außerordentlich 
hoch sind und einen wesentlichen Teil des erhaltenen Entgelts be- 
anspruchen. Ferner wird ihm je nach der Größe des Objekts ein 
gewisser Satz (5 bis 30%) von der Barsumme zugunsten eines Fonds 
für Zuteilung von Land an Militärpersonen abgezogen. 

Wie stellt sich nun die Ausführung des Gesetzes in Wirklich- 
keit? Die Bodenpreise in Polen bewegten sich in den Westprovinzen 
im Anfange des Jahres 1928 zwischen 55 und 90 Dollar pro Magde- 
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burger Morgen, bei kleineren Objekten mit gutem Boden sogar bis 
110 Dollar, alles einschließlich Gebäude und Inventar. Nach der 
Verordnung des Agrarreformministers vom 11. 2. 1927 über die 
Schatzung von Landgrundstiicken, die zwangsweise angekauft 
werden, wird Polen in 5 Wirtschaftsbezirke eingeteilt, für die ver- 
schiedene Taxnormen gelten. Von der Wojewodschaft Posen werden 
9 politische Kreise dem ersten, 23 dem zweiten Wirtschaftskreise 
zugeteilt, von Pommerellen 7 dem zweiten, 7 dem dritten und 4 dem 
vierten Wirtschaftskreise. Das Ackerland wird in 8, die Wiesen 
und Weiden in 5 Klassen eingeteilt. Für die einzelnen Bodenklassen 
eines jeden Wirtschaftsbezirks werden Einzelpreise in Goldztoty 
festgesetzt, die aus Anlage 5 zu ersehen sind. Je nach der Entfer- 
nung zur Bahn bzw. zu größeren Städten werden 5 bis 15 % zum 
Taxpreise hinzugeschlagen, bei Entfernungen über 20 km von der 
Bahn Abzüge von 5 bis 10% gemacht. Das Wirtschaftsinventar 
darf der Besitzer behalten oder dem Landamt zu einem Schatzungs- 
preise überlassen. Die Gebäude, sofern sie bei größeren Objekten 
miterworben werden, unterliegen einer Zwangsschätzung, auf die 
bei der eigenartigen Zusammensetzung der Schätzungskommis- 
sionen die Neuerwerber aus bäuerlichen Kreisen einen großen Ein- 
fluß haben. | 

Die in Anlage 5 angegebenen Schätzungspreise erreichen nicht 
50%, des im freien Handel üblichen Kaufpreises. Nun muß weiterhin 
berücksichtigt werden., daß, wie erwähnt, nur ein kleiner Teil des 
Kaufpreises in bar, der überwiegende in niedrig verzinslichen Staats- 
papieren bezahlt wird. Wie hoch der Kurs dieser Papiere ist, er- 
sieht man daraus, daß sie mit 5%, verzinst werden, während die 
üblichen Sätze für Hypotheken noch 8 bis 12% betragen. Es ist 
daher kein Wunder, wenn der Landwirt das Bestreben hat, die von 
der Agrarreform erfaßten Grundstücke lieber zu einem billigeren 
Preise, aber dafür in bar an eines der zur Durchführung der Par- 
zellierung berechtigten Institute zu verkaufen, als diese Staatsbriefe 
zu nehmen. Um ein praktisches Beispiel anzuführen, wurden für 
1000 Morgen des Gutes Chraplewo, durchweg schwersten Weizen- 
bodens, im Jahre 1927 125 000 zt bezahlt, während der Verkaufs- 
wert im freien Handel mindestens 500 000 zt betragen hätte. Der 
Besitzer machte von dem Rechte des freihändigen Verkaufes an 
die Bank Rolny Gebrauch, um Bargeld zu erhalten. Von dem gerin- 
gen Kaufpreise gehen aber noch erhebliche Unkosten ab. Das ge- 
samte Land, auch das bis dahin noch nicht von der Agrarreform 
erfaßte, muß auf Kosten des Besitzers vermessen, Kartenmaterial 
angefertigt werden und vieles andere. 

Die Agrarreform stellt demnach eine Beschlagnahme von 75 
bis 80% des enteigneten Vermögenswertes dar. Jedes Jahr sollen 
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nach dem Gesetz in Polen 200 000 ha agrarreformiert werden. Die 
Zahl ist teilweise noch überschritten worden. Die Bestimmung, 
wonach erst die Staatsgüter, dann die Latifundien vor den kleineren 
Privatgütern zur Reform herangezogen werden sollen, ist in der 
Praxis nicht berücksichtigt, auch im Februar 1928 förmlich aufge- 
hoben worden. Ein Gesetz von dieser großen Tragweite und solch 
schweren Eingriffen in das Privateigentum muß naturgemäß von 
großer Wirkung auf die Organisation des landwirtschaftlichen 
Großbetriebes sein. Der Verteilungsplan zur Agrarreform wurde 
bisher nicht etwa für einen größeren Zeitraum vorher festgesetzt, 
sondern die jährliche Liste der zu enteignenden Grundstücke er- 
schien etwa am 15. Februar, und bis zum 31. Dezember mußte das 
Land abgegeben sein. Es steht also jeder Betrieb, dessen Umfang 
180 ha landwirtschaftliche Fläche überschreitet, ständig vor der 
Ungewißheit, ob seine Organisation durch Verminderung der Fläche 
eine grundlegende Veränderung zu gewärtigen hat. Da größere 
Latifundien sehr häufig verpachtet sind, und der Pächter des betr. 
Gutes nach Beendigung der Ernte unverzüglich und entschädigungs- 
los zu räumen hat, so kann man sich leicht vorstellen, wie schwer 
sich die große Mehrheit der Pächter entschließen wird, Wirtschafts- 
ausgaben zu machen, die sich nicht in kürzester Frist, also minde- 
stens bis zur Beendigung der Ernte bezahlt machen. Dazu gehören 
z. B. Kalkungen des Bodens, Vergrößerung und Verbesserung des 
Maschinen- und Geräteinventars, auch Anschaffung wertvollen 
Zuchtmaterials u. a. m. Auch der Besitzer wird sich hüten, Grund- 
verbesserungen, Meliorationen und Bauten durchzuführen, deren 
Früchte ihm vielleicht nicht zugute kommen. Die Anlage selbst 
von Grünlandflächen, die, sachgemäß ausgeführt, ein verhältnis- 
mäßig hohes Anlagekapital erfordert, ist durch das Bestehen des 
Gesetzes stark gehemmt. Daß der Intensitätsgrad der polnischen 
Landwirtschaft, auch der Posens und Pommerellens, trotzdem sich 
in letzter Zeit die Preisrelation den Friedensverhältnissen stark 
genähert hat, die Höhe der Vorkriegszeit, wie wir später sehen wer- 
den, noch nicht erreicht hat, ist in starkem Maße auf das Agrar- 
reformgesetz zurückzuführen. 

Die Wirkung desselben Gesetzes auf die Organisation des bäuer- 
lichen Betriebes darf andrerseits nicht überschätzt werden. Erstens 
einmal würde selbst die vollkommene Zerschlagung der Großbetriebe 
bei der Riesenzaht des landwirtschaftlichen Zwergbesitzes kaum 
eine fühlbare Erleichterung schaffen. Dann ist gerade in den Ge- 
genden, in denen der Zwergbesitz herrscht, verhältnismäßig am 
wenigsten Großgrundbesitz vorhanden. Der galizische Zwergbauer 
hat nichts davon, wenn in den Kreisen Schroda oder Hohensalza, 
in denen der Großgrundbesitz dominiert, Land an Bauern verteilt 
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wird, also wird die Not gerade in den Gebieten, die am stärksten 
unter einer ungiinstigen Agrarstruktur leiden, durch die Agrar- 
reform am wenigsten gemildert. Schließlich ist eine wichtige Tat- 
sache zu bedenken. Der polnische Bauer denkt nicht kapitalistisch; 
dazu ist sein Kulturzustand noch zu stark zurückgeblieben. Ein 
hochstehender Bauernstand wird ohne große Scheu verhältnis- 
mäßig hohe Preise für Land anlegen, eine starke Verschuldung wird 
kein volkswirtschaftlicher Fehler und für den Käufer kein Grund 
sein, das Land extensiv zu bewirtschaften, vielmehr ist das Gegen-. 
teil der Fall. Überall, denken wir an Ostpreußen und Posen vor 
dem Kriege, wo ein tüchtiger, unternehmender Stamm junger Land- 
wirte mit kleiner Anzahlung und hoher Zinsenlast: Betriebe kaufte, 
zeigte es sich, daß für den Tüchtigen eine hohe Belastung meist ein 
Ansporn zu intensivster Tätigkeit ist. Diese Gattung Landwirte 
vollbrachte privat- und volkswirtschaftlich höhere Leistungen als 
ein durch Rechtsklauseln gesicherter Familienbesitz. Der polnische 
Bauer zahlt so wenig für sein Land, daß ein Druck, seine Wirtschafts- 
weise kapitalistisch einzustellen und über den eigenen Lebens- und 
Kleidungsbedarf hinaus zu erzeugen, nicht ausgeübt wird. Da ihm 
Bau- und Inventarkredite zu niedrigem Zinsfuße außerdem gewährt 
werden, wird ihm der größte Teil der eigenen Verantwortung ab- 
genommen. In der seelischen Wirkung auf den Bauern ist dieses 
Verfahren außerordentlich bedenklich. Jede zu weit gehende Staats- 
hilfe für irgendeinen Berufsstand schwächt das Verantwortungs- 
gefühl des dem betreffenden Stande angehörenden Individuums. 
Eine zu weit gehende Kredithilfe z. B. vermindert den Zwang zur 
Umstellung des Betriebsleiters auf veränderte Produktionsverhält- 
nisse, den Zwang zur Anspannung aller persönlichen Kräfte und 
zur Einschränkung der Lebenshaltung. Es ist eine eigenartige Er- 
scheinung der Nachkriegszeit und ein Beweis dafür, wie stark im 
allgemeinen Parteiinteressen und wie wenig die volkswirtschaft- 
lichen Interessen auf die Staatsleitung einwirken, daß in den von 
Agrarkrisen betroffenen verarmten Ländern Europas der Weg zur 
. Lösung der Krise meist darin gesucht wird, daß man durch Kredite 

den Besitz in der Hand des einzelnen zu halten sucht und damit 
den Übergang in tüchtigere Hand erschwert. Das Gedeihen der 
Landwirtschaft ist heute nicht mehr eine Kredit-, sondern eine 
Rentabilitatsfrage. Auch in Polen verfahrt man ähnlich, ja, man 
geht vielleicht noch etwas weiter. Hier bringt man den Besitz aus 
ttichtiger in untüchtigere Hand, man erschwert weiterhin den so- 
zialen Aufstieg. Durch das Gesetz vom 2. 8. 1919 über den Grund- 
besitzumsatz und die Ausführungsvorschriften vom 12. 9. 1919 wird 
es unmöglich gemacht, daß der Landwirt, der über 20 ha besitzt, 
Land hinzukauft, er darf nur seine Betriebseinheit verkaufen und 
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‘sich eine größere kaufen (in letzterem Falle vorausgesetzt, daß er 
polnischen Volkstums ist). Man will die Anhäufung von Besitz ver- 
hindern, hindert dabei aber auch den Mittelbauern, der sich von 
seinem Stammgrundstück nicht trennen will, in den Stand der 
- Großbauern und Gutsbesitzer hinaufzurücken, und den Guts- 
besitzer daran, Großgrundbesitzer zu werden. Und gerade aus diesen 
Kreisen sich hocharbeitender Landwirte pflegen die Förderer des 
landwirtschaftlichen Fortschritts zu kommen. Die Beweglichkeit 
des Grund und Bodens, Freiheit in der. Sammlung und Aufteilung 
des Landkapitals ist eine der Vorbedingungen für eine gesunde 
Entwicklung der Landwirtschaft. 

Es dürfte nunmehr die Frage naheliegen, welche Fortschritte die 
Agrarreform in Polen gemacht hat. Von 1919 bis 1926 wurden 
1031 471 ha aufgeteilt. Im Jahre 1926 wurde die vorgesehene 
Fläche von 200 000 ha bereits um 17 000 ha überschritten. Dazu 
kommen in den Jahren 1927 und 28 noch je 200 000 ha, die zur Auf- 
teilung bereits bestimmt sind. Die Acker-, Wiesen- und Weide- 
flächen des gesamten Großgrundbesitzes über 100 ha betrugen nach 
der Erhebung des Jahres 1921 ungefähr 5 475 000 ha. Davon sind 
bis 1926 aufgeteilt, also aus kapitalistischer Wirtschaftsform in 
naturalwirtschaftliche überführt, fast 20%. Die Durchschnitts- 
erträge sind beim Großbetriebe in Polen gegenüber dem Kleinbe- 
triebe um folgende Mengen größer: 

bei Weizen um 28%, Roggen 20 °, Gerste 219, Hafer 17%, 
Zuckerrüben 20%, Kartoffeln 13%. Der Ernteausfall allein an 
den vier Getreidearten infolge der Agrarreform ist heute bereits 
‘auf rund 200 000 t zu berechnen, Dieser Produktionsrückgang übt 
schon heute einen großen Einfluß auf die Organisation der Land- 
wirtschaft aus, denn er ist einer der Gründe, daß sich, wie wir später 
sehen werden, das Preisverhältnis in den letzten Jahren verschoben 
hat. Das Verhältnis ist im allgemeinen für die Landwirtschaft und 
besonders für den Großbetrieb in seiner Wirkung auf die Getreide- 
preise günstiger geworden. So ist ein großer Teil des Druckes, den 
die Agrarreform anfangs auf die Gestaltung der Güterpreise ausübte, 
durch ihre Wirkung auf die Fruchtpreise ausgeglichen worden. 

Die Agrarreform hat somit einen nachhaltigen Einfluß auf die 
Organisation der landwirtschaftlichen Betriebe ausgeübt. Sie hin- 
dert den Unternehmungsgeist, was sich vor allem in der Unter- 
lassung von Neuanlagen und Meliorationen auswirkt, bringt große 
Flächen intensiv und kapitalistisch bewirtschafteten Gutslandes 
in die mehr extensivere und naturalwirtschaftliche Betriebsform des 
Kleingrundbesitzes. Sie ist eine der Ursachen für den Fehlbetrag 
der polnischen Getreidebilanz, hat dadurch die Getreidepreise in 
die Höhe getrieben, das Verhältnis zwischen Getreide- und Vieh- 
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preisen verändert. So ist für den verbliebenen Großgrundbesitz 
die Rentabilität verbessert worden, was sich trotz der niedrigen 
Bezahlung des eingezogenen Landes in einer Steigerung‘der Güter- 
preise auswirkt. | 


Die wirkliche Agrarfrage Polens liegt durchaus nicht in der 
Zerschlagung der Großbetriebe. Polen besitzt in seinen Mittel- 
provinzen und besonders in den Ostgebieten noch fast zweieinhalb 
Millionen Hektar kultivierbares Ödland. Daß dieses Odland in so ge- 
ringem Maße, wie es bisher der Fall gewesen ist, der landwirtschaft- 
lichen Kultur erschlossen wird, liegt daran, daß es billiger ist, vor- 
handene Großbetriebe zu zerschlagen, alsÖdland zu erschließen. Ein 
zweiter Kernpunkt des polnischen Agrarproblerhs liegt in der Tat- 
sache, daß infolge der Besitzverkleinerung durch Erbteilung eine 
außerordentliche Zersplitterung der zu den Bauerngehöften gehören- 
den Ländereien erfolgt ist. Nur in den preußischen Gebieten ist in 
den sechziger Jahren durch die Fürsorge des preußischen Staates eine 
Besitzzusammenlegung erfolgt. In Galizien, auch in Kongreßpolen 
und den Ostgebieten nimmt der Umfang der einzelnen Felder häufig 
so sehr ab, daß eine landwirtschaftliche Bearbeitung in Frage gestellt 
wird. Die polnische Regierung hat zwar die Wichtigkeit dieser 
Frage erkannt und teilweise Besitzzusammenlegungen ausgeführt, 
aber die Durchführung ist im Verhältnis zu der noch zu bewältigen- 
den Aufgabe sehr gering. Ein drittes polnisches Agrarproblem, 
vielleicht ‘das wichtigste, ist die Änderung der Erbsitte. Durch 
Gründung von Hypothekenbanken müßte es ermöglicht werden, 
daß die Erbteilung des Bauernhofes auf kapitalistischem Wege er- 
folgt, aber um ein solches Problem zur Lösung zu bringen, ist es 
nötig, den kulturellen Stand der Bauernschaft zu heben, und dazu 
gehören nicht Jahre, sondern Jahrzehnte itensivster Arbeit. 


e) Die Kreditverhältnisse., 


Die Kreditverhältnisse Polens haben sich in drei Stufen ent- 
wickelt. Die erste war die der Geldentwertung. Diese vollzog sich 
seit Gründung des polnischen Staates bis zum März 1919 in derselben 
langsamen Art wie in Deutschland, eilte dann bis zum Juni 1923 der 
deutschen voran, um schließlich, als in Deutschland der Ruhrkampf 
einsetzte, erheblich hinter der deutschen zurückzubleiben. Im 
Februar 1924 erreichte der Schweizer Frank den Wert von 1 800 000 
poln. Mark. Auf dieser Basis wurde der Goldztoty stabilisiert. 
Über die Kreditverhältnisse dieser Zeit braucht kaum etwas gesagt 
zu werden. Die Wirkungen einer so rasenden und weitgehenden Geld- 
entwertung sind in den europäischen Ländern überall ähnlich ge- 
wesen. Ob die Geldentwertung in die Millionen oder Billionen ging, 
war wenig von Belang. Schuldenmachen war in der Inflationszeit 
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ein Beweis besonderer persönlicher Tüchtigkeit, denn selbst die 
stark angestiegenen Tageszinsen boten keinen Ausgleich für die 
Geldentwertung. Die Kunst des Geschäftsmanns, dts Landwirts 
lag darin, eigene Zahlungen solange wie möglich hinauszuschieben 
und von den Gläubigern die Schuldsummen um so schneller ein- 
zutreiben. 


Mit der Stabilisierung des Geldes änderte sich die Lage sofort. 
Die Rentabilitätsfrage wurde von einer Kredit- zur Produk- 
tionsfrage. Die Kreditaufnahme selbst wurde dort, wo sie sich 
den Rentabilitätsverhältnissen anpaßte, zu einer Gefährdung der 
Betriebe. Der Zinssatz sank zwar herab, aber sehr langsam. Noch 
lange Zeit nach Stabilisierung des Ztoty blieb der Tageszinsfuß von 
2% bestehen. Eine Schuldsumme, die aus der Inflationszeit bei- 
behalten war, verdoppelte sich in noch nicht zwei Monaten. Im Juli 
1924 griff der Staat ein, erließ eine Wucherverordnung und bestimmte 
die gesetzlich zulässigen Höchstzinsen. Folgende Zusammenstellung 
gibt ein Bild von der Entwicklung dieser Höchstzinssätze. Der zu- 
lässige Zinsfuß im offenen Bankkredit betrug 


vom Juli 1924 bis 30.9.24 60% pro Jahr 

„ 3.10. bis31.12.24 36% 
1.25 ,, 31.6.26.. 24% 
= 7.26 „ 1.11.26.. 18% 
. 11.26 , 31. 12.26.. 16% 
1.27: 31.93.27 3.19% 
4.27 „ 31.5.27.. 14% 
„ 1. 6.27 ,, 30.6.27 .. 13% 
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Mit der Stabilisierung, die im wesentlichen ohne ausländische Hilfe 
stattfand, war eine starke Beschränkung des Banknotenumlaufs 
verbunden. Im Dezember 1924 entfiel auf den Kopf der Bevöl- 
kerung ein Banknotenumlauf von 20 zt gegen 135 in den Vercinig- 
ten Staaten, 234 in der Schweiz. Diese Einschränkung des Geld- 
umlaufs bewirkte eine außerordentliche Verknappung der Kredit- 
möglichkeiten, zumal die Vermögen der Banken und die Sparein- 
lagen in der Inflationszeit fast völlig zerronnen waren. Die Gesamt- 
summe der Einlagen aller Art betrug 1913 über 3 Milliarden Złoty, 
und zwar in: 


den Aktienbanken ....... 455,9 Millionen 
der Bank Krajowy ...... 69,7 z 
den Genossenschaften ... 1485,8 5 

den Gemeindekassen ..... 099,5 


99 


zusammen ,......... 3010,9 Millionen 
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Am 1.1. 1925 war der Stand der Einlagen nur 341,9 Millionen 
zi. Nach Kuligowski?) besaßen die polnischen Aktienbanken vor 
dem Kriege fund 256 Millionen zt eigenen Kapitals, nach dem Kriege 
im Jahre 1922 nur 4 Millionen. Zwar zeigte sich die Verarmung in 
Deutschland auch in ähnlichen Verhältnissen, aber in dem repara- 
tionspflichtigen Deutschland setzte sehr bald nach der Stabilisierung 
der Rentenmark ein starker Zustrom ausländischen Geldes ein, der 
in Polen in kaum nennenswerten Maße stattfand. Die Kredit- 
möglichkeiten der ganzen Wirtschaft, insbesondere auch der Land- 
wirtschaft, waren daher in Polen ganz andere als in Deutschland. 


Im Jahre 1923 wurden die ersten staatlichen Maßnahmen er- 
griffen, um dem Bedürfnis der Landwirtschaft an langfristigem 
Kredit entgegenzukommen. Dieses Bedürfnis stellte sich ein, weil 
in diesem Jahre eine Vermögenssteuer von einer Milliarde Gold- 
złoty ausgeschrieben wurde, die aus den laufenden Wirtschafts- 
einnahmen der Landwirtschaft nicht zu decken war. Die Bank 
Poznanskie Ziemstwo Kredytowe, die ehemalige Posener Land- 
schaft, begann mit der Ausgabe von 6prozentigen Roggen- und 8 pro- 
_zentigen Dollarpfandbriefen. Andere Banken folgten. Bis Ende 1926 
wurden der Landwirtschaft Polens in dieser Kreditform 83 531 000 
Goldztoty zur Verfiigung gestellt. Fiir die deutsche Landwirtschaft 
der westpolnischen Gebiete kamen noch Beträge der holländischen 
Buitenbank, hinzu, die seit 1926 besonders für Pommerellen stärker 
in Anspruch genommen wurden. Die gesamte Hypothekenverschul- 
dung der polnischen Landwirtschaft betrug Ende 1296 317 000 000 
Goldztoty, wovon allerdings der größte Teil auf aufgewertete Vor- 
kriegsschuldenentfällt. Bei den oben angegebenen, außerordentlich 
hohen Zinssätzen notierten naturgemäß die verhältnismäßig niedrig- 
prozentigen Getreide- und Dollarbriefe außerordentlich stark unter- 
dem Nennwerte. Am25. Juli 1924 wurde der Doppelzentner Roggen 
an der Posener Börse mit 11,20 Gold zt gehandelt, der dz Roggen im 
6prozentigen Roggenrentenbriefen mit 4,10 Goldztoty bewertet. Im 
Jahre 1928 kostete der Doppelzentner Roggen im Roggenrenten- 
briefe bereits über 30 Papierztoty. Die Hypothekenlast, die durch 
diese Kredite aufgenommen war, vermehrte sich in dreieinhalb 
Jahren etwa um das 7}4fache. Ein Teil der Landwirtehat zwar die 
Briefe nicht verkauft, sondern beliehen. Immerhin sind viele Be- 
triebe durch diese Roggen- und Dollarbriefe in außerordentliche 
Verschuldung geraten. Eür kurzfristige Kredite war es gleichfalls 
schwer, Geldgeber zu finden. Bei den außerordentlich hohen Zins- 
sätzen kann es im Interesse der polnischen Landwirtschaft nur be- 
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grüßt werden, daß ebenso wie der Hypothekenkredit, so auch dieser 
kurzfristige nicht dem Bedürfnis entsprechend zur Verfügung stand. 


f) Das polnische Steuerwesen.- 


Die Belastung der polnischen Wirtschaft mit direkten Steuern 
war in der Inflationszeit tatsächlich unwesentlich. Die Beträge 
waren häufig am Zahltage schon entwertet. Bald hatte auch die 
Masse der Steuerzahler den Vorteil einer Zahlungsverzögerung ein- 
gesehen und trug ruhig die Eintreibungskosten, die stets geringer 
ausfielen, als der Verdienst, den die Verzögerung der Zahlung durch 
Steigerung der Produktenpreise einbrachte. Mit der Sanierung 
des Geldes begann die Belastung durch direkte Steuern wieder fühl- 
bar zu werden, und zwar um so drückender, als die Hauptinanspruch- 
nahme der Steuerzahler in das erste Sanierungsjahr fiel, also in eine 
Zeit, wo Spargelder nicht vorhanden, die Kreditmöglichkeiten ganz 
gering waren und die ganze Wirtsachft sich in einer Umstellung 
von der Inflationspsychose auf die Grundlagen einer rentablen 
Organisation befand. 


Neben der Einkommensteuer und Grundsteuer fiel in das Jahr 
1924 als größte Belastung die Vermögenssteuer. Ihre Höhe geht 
daraus hervor, daß sich eine durchschnittliche Belastung des Ver- 
mögens von 13%, ergibt. Was aber die steuerliche Belastung, ins- 
besondere der polnischen Landwirtschaft, so außerordentlich 
drückend macht, ist die Tatsache, daß dieselbe einmal in den ein- 
zelnen Landesteilen schr verschieden ausfällt und zweitens in einer 
alles andern als gerechten Weise auf verhältnismäßig wenige Schul- 
tern verteilt wird. Das hat mehrere Gründe. Zunächst ist die 
Steuermoral sehr verschieden. Sie ist in den ehemals preußischen 
Gebietsteilen am höchsten und fällt nach Osten zu zur Betriebs- 
intensität der Landwirtschaft ab. Viele Jahrzehnte hindurch re- 
gelte im ehemals russischen Teile die Höhe des Trinkgeldes an 
den Steuereinnehmer die Höhe der Belastung. Eine derartige De- 
moralisierung ist nicht in wenigen Jahren aus einer Bevölkerung 
zu entfernen. Dann war das preußische Steuersystem viel voll- 
kommener aufgebaut als das russische und österreichische. Ein 
Katasteramt wie in den ehemals preußischen Gebieten, gibt es in 
anderen Landesteilen nicht. Einige Lasten, so die gesamten so- 
zialen, wie die für Krankenkasse, Invaliden-, Alters-, Angestellten- 
versicherung fallen nur der Bevölkerung der Westgebicte zur Last, 
da eine soziale Schutzgesetzgebung in den anderen Landesteilen 
noch nicht ausgebaut ist. Wie hoch die Opfer sind, die dem Posener 
und Pommereller Landwirt dadurch mehr aufgebürdet sind, er- 
kennt man daraus, daß sie etwa °/, der dem Staate, der Kirche und 
den Gemeinden zufließenden Beträge ausmachen. Sie sind gegen 
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1914 um etwa 200% gestiegen. Der Grund für diese Steigerung 
ist derselbe wie in Deutschland. Jede Krankenkasse sucht z. B. 
ihren Ehrgeiz darin, teure eigene Hauser zu erwerben und ohne 
Riicksicht auf bestehende gemeinniitzige Anstalten und private 
Unternehmungen eigene Bader, Krankenhäuser, Apotheken usw. 
auszubauen. Auch die Kosten der Verwaltung sind stark gestiegen. 
"Es besteht heute noch in den Westgebieten keine Instanz, die diesen 
Sinnlosigkeiten zu steuern geneigt ist. Wie ungerecht aber 
auch die alle anderen Landesteile mitbetreffenden direkten Steuern 
verteilt sind, ersieht man aus folgender Zusammenstellung: 


Ein Einkomen- 
steuer zahlen- 


Einkommen- 
Grundsteuer 


. teuer der 
der Bürger ent- : der Landwirte 
fallt auf Per- eer er pro ha in zi 


sonen 


Polen ...... 71 7,70 4,36 
Posen ...... 40 35,70 2,67 
Westgebiete . 59 25,50 3,93 
Kongreßpolen 62 8,50 2,85 
Galizien .... 88 5,70 3,00 
Ostgebiete .. 129 2,20 0,96 


Wir sehen aus diesen Zahlen einmal,‘ auf wie wenig Schultern die 
Steuerbelastung ruht. Wie oben bereits erwähnt, haben die Links- 
parteien im Sejm die Befreiung der Bauern unter 15 ha von der Ein- 
kommensteuerpflicht durchgesetzt, weiter aber sollten auch von 
der Vermögenssteuerpflicht alle Landwirtschaften bis zu einem 
Umfang von 15 ha freibleiben, die am 1. Juli 1923 nicht mindestens 
ein Wohnhaus und ein Wirtschaftsgebäude besaßen. So wurde z. B. 
die eine Milliarde Vermögenssteuer in einer Weise verteilt, daß der 
mittlere und große Grundbesitz mit einer Fläche von 10,9 Millionen 
ha die ungeheure Steuerlast von 508,5 Millionen Złoty aufzubringen 
hatten, während 12 Millionen ha des Kleingrundbesitzes vollkommen 
steuerfrei blieben und von 7 Millionen ha, die kleineren steuer- 
pflichtigen Landwirten gehörten, nur 41,5 Millionen zt eingetrieben 
wurden. Der Rest mußte von Industrie und Handel aufgebracht 
‘werden. Auf den Kopf der Bevölkerung umgerechnet ergab das 
im Bereich des Finanzausschusses Kattowitz eine Belastung von 
100 zt, Warschau von 20 und Kjelze von 8. Fast noch krasser 
zeigen sich die Ungerechtigkeiten in der Einkommensteuerbelastung. 
Wenn in ganz Polen nur jeder 71. Bürger Steuern zahlt, in Posen 
dagegen jeder 40., in den Ostgebieten dafür erst jeder 129., dann 
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sind das Zahlen, die selbst durch die Unterschiede in der Kultur 
und den Einkommensverhältnissen nicht zu rechtfertigen sind. Und 
wenn auf die weit leichteren Böden Posens eine Einkommensteuer 
von 35,70 zt im Durchschnitt pro ha entfällt, in dem fruchtbaren 
Galizien dagegen nur von 5,7 zt, dann sind auch diese Zahlen bei 
voller Würdigung der ungünstigen Agrarstruktur Kleinpolens un- 
gerecht. Es ist ein Kennzeichen für einen innerlich kranken Par- 
lamentarius, daß die Mehrheiten in den Parlamenten die Partei- 
interessen vor diejenigen des Staates zu stellen pflegen. Die Steuer- 
befreiung der Bauern Polens, die Erziehung der deutschen Arbeiter 
zu Sozialrentnern sind gleichlaufende Beispiele, die beweisen, daß 
gerade sozialistische Parteien sich am unbedenklichsten über 
Staatsbelange hinwegzusetzen imstande sind. Es wirkt entsitt- 
lichend, wenn einer ganzen Bevölkerungsklasse Staatsleistungen 
ohne nennenswerte private Gegenleistungen gewährt werden. Wie 
außerordentlich ungerecht das Steuersystem gehandhabt wird, 
geht aus einer Gegenüberstellung der Grundsteuerleistung von 
Posen und Galizien hervor. Die Grundsteuer ist eine Reallast. 
Galizien dürfte bei Anwendung des preußischen Katasters minde- 
stens doppelt so hoch bonitiert werden als Posen, trotzdem ist 
die Last für Posen um ein volles Drittel höher. Um selbst diese 
Reallast für die Kleinbauern erträglicher zu machen, wurde die 
Grundsteuer mit einer Progression bzw. Degression ausgestattet. 
Ist diese Progression nun in dem westpolnischen Gebiete für den 
Staat eine an sich ungerechte Quelle vermehrter Einnahnien, für 
die Bevölkerung ein Privilegium odiosum, so ist die Degression in 
den Zwergbesitzgegenden der anderen Gebiete die Ursache starker 
Verluste für die Staatskasse. In vielen Teilen Galiziens zahlt der 
Staatsschatz zur Erhebung dieser Steuer noch zu. Posen und 
Pommerellen besitzen den größten Prozentsatz an Bauernbesitz 
über 15 ha, an Mittel- und Großgrundbesitz. In dieser Grund- 
besitzverteilung liegt der Schlüssel zu der stärkeren steuerlichen 
Belastung der Westgebiete. Um so mehr erscheint die polnische 
Agrarreform in ihrer jetzigen Form dem Staate schädlich. Mit 
jedem Großbetriebe, der in kleinbäuerliche Stellen zerlegt wird, 
vermindert sich die Grundlage der steuerpflichtigen Fläche, ver- 
mehrt sich der Anteil an steue:freien Personen. Ferner ist zu be- 
denken, daß mit der Verkleinerung der Vermögen die von der 
Agrarreform betroffenen Steuerzahler in eine niedrigere Abstufung 
hineinkommen. Das steuerpflichtige Einkommen beginnt mit den 
Einschränkungen, die beim Landbesitz gemacht wurden, bei einem 
Einkommen von 2500 zt. Die Belastung beträgt bei dieser nie- 
drigsten Stufe in Polen 1,5%, zum Vergleich dazu in Deutschland 
4,5%, in Italien 13,4%. Sie beträgt bei einem Einkommen von 
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25 000 zt in Amerika 0,495, England 8,7%, Deutschland 12°, 
Italien 15,9%, Polen 11,6%. 


So wird jedes Jahr mit der Aufteilung von 200000 ha ein 
groBer Prozentsatz der früher steuerpflichtigen Fläche steuerfrei 
und der Ausfall durch eine erhöhte Belastung der übrigbleibenden 
Einkommen eingeholt. 


Eine absolut hohe Steuerlast braucht keineswegs die günstige 
Fortentwicklung eines Landes zu hemmen, sofern ein relativ großer 
Teil der staatlichen Einnahmen zu produktiven Ausgaben dient, 
also für die Volksbildung, das Verkehrswesen und die Bodenver- 
besserung verwendet wird. Aber wie Deutschland, so ist auch 
Polen, das allerdings keine Dawes-Last zu tragen hat, ein Staat, 
der den größten Teil der Steuereinnahmen unproduktiv ausgibt. 
Ist diese Tatsache für Deutschland zum Teil zwangsläufig, so wäre 
für Polen eine Änderung wohl möglich. Um einige typische Zahlen 
aus dem polnischen Voranschlag des Jahres 1926 herauszugreifen, 
so werden allein 45°, der Staatseinnahmen für Militär, Grenzschutz 
und Polizei, 9°% für Pensionen und nur etwa 14,596 für Unterricht, 
5°, für öffentliche Arbeiten, 1,5° für die Landwirtschaft und 
0, 15%, für das Verkehrswesen ausgegeben. Schon aus diesen wenigen 
Zahlen geht das außerordnetliche Übergewicht der unproduktiven 
Ausgaben hervor. Der hohen Steuerlast der Westgebiete steht 
demnach ein außerordentlich geringes staatliches Entgelt gegen- 
über. Im Gegenteil, wenn die blühende landwirtschaftliche Kultur 
der Westgebiete mit Hilfe der von ihnen aufgebrachten Steuern 
der Agrarreform unterworfen wird, dann ist das Entgelt vielmehr 
als ein negatives zu bezeichnen. Die Veränderung, die die ehemals 
preußischen Landesteile gegenüber 1914 in bezug auf das Wechsel- 
verhältnis zwischen Steuerlast und staatlicher Leistung erfahren 
haben, ist wohl die größte unter allen Änderungen, die der Über- 
gang in das polnische Staatsgebiet für die Lage der westpolnischen 
Landwirtschaft zur Folge hatte. 


Unter den indirekten Steuern gehen uns hauptsächlich die- 
jenigen an, die das Preisverhältnis der landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse verändern. Zwei davon sind es, die, wie in vielen europä- 
ischen Ländern, so auch in Polen sich in steuerlicher Hinsicht 
einer besonderen staatlichen Anteilnahme erfreuen, Spiritus und 
Zucker. 


Bei dem Brennereigewerbe kann man geradezu von einem durch 
staatliche Maßnahmen bewirkten Ruin sprechen. Folgende Auf- 
stellung gibt Aufschluß über den außerordentlichen Rückgang 
gegenüber 1914. : 
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Die Spirituserzeugung betrug in hl reinem Weingeist: 


gebiete 


Kongreß- 


polen 


Galizien 


Ost- 


gebiete 


Polen 


1910—14 792 800 | 701 300 | 408 200 | 2689 800 
1919—20 | 148500 56 300 17 900 — 222 700 
1920—21 | 389 400 42 300 21 500 1 600 454 800 
1921—22 | 319 600 159 700 105 000 13 800 598 100 
1922—23 | 399880 | 305 300 150 950 23 900 879 829 
1923—24 | 332 100 | 275 860 189 940 27 450 825 350 
1924—25 | 307500 | 242730 | 147 350 23 400 720 980 
1925—26 | 280 110 182 190 142 470 21 230 626 000 
1926—27 | 238 680 173 580 143 950 22 580 578 790 


In dieser Aufstellung sind die industriellen Brennereien mit 
etwa 10% enthalten. Wir sehen, daß dem Tiefstand der Spiritus- 
erzeugung kurz nach dem Kriege ein gewisser Aufstieg folgte, der 
aber bereits im Jahre 1922/23 zum Stehen kam und einem ständigen 
Rückgang Platz machte. Auch in anderen Ländern ist zwar ein 
starker Rückgang der Spiritusherstellung eingetreten. Deutschland 
z. B. erzeugte im Jahre 1912/13 in landwirtschaftlichen Brennereien 
2 985 000 hl. Der Anteil der abgetretenen Gebiete einschl. Elsaß- 
Lothringen betrug etwa 800 000 hl. Im Jahre 1921/22 ging auch in 
Deutschland die Erzeugung auf den Tiefstand von 60 730 hl zurück, 
um aber bereits im Jahre 1925/26 wieder auf die Höhe von etwa 
anderthalb Millionen hl anzusteigen. Das macht immerhin schon 
2/, des Friedensstandes auf dem verkleinerten Staatsgebiete aus. In 
Polen ist demnach der Rückgang sehr viel größer. Dabei hat die 
Kartoffelgewinnung den Vorkriegsstand überschritten. Der Rück- 
gang der Spiritusherstellung belastet den Kartoffelmarkt mit zirka 
anderthalb Millionen t Kartoffeln, für die eine andere Verwertung 
gefunden werden muB. Der Niedergang des Brennereigewerbes ist 
eine der Ursachen dafür geworden, daß die Kartoffel in guten 
Erntejahren verhältnismäßig niedrige Preise erzielte. 


Die Ursache des Rückganges in der Spiritusgewinnung ist nur 
zu einem kleinen Teil in der Weltmarktentwicklung zu suchen, 
zum größten dagegen in der staatlichen Monopol- und Steuerpolitik. 
In Polen betrug der Spiritusverbrauch vor dem Kriege 4 Ltr., 1924 
2,5 Ltr., 1925 1,5 Ltr., pro Kopf der Bevölkerung. Die Ursache dieser 
Erscheinung liegt nicht so sehr in der Verarmung der Masse, als darin, 
daß der Staat den Verbrauch durch hohe Steuern sehr stark ver- 
teuerte. Die Akzise ist bereits im Jahre 1925 auf 6,5 zt pro Ltr. ge- 
stiegen. Auch denaturierter Spiritus für gewerbliche und Brenn- 
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zwecke ist durch die steuerliche Belastung so verteuert worden, daB 
ein nennenswerter Verbrauch nicht mehr stattfindet. Am schlimm- 
sten wurde der Rückgang in der Spirituserzeugung mit Einführung 
des zweiten Monopols im Jahre 1924. Im Jahre 1921 war das erste 
Monopol eingezogen worden, weil es sich in der Inflationszeit nicht 
lohnte. Ein privater Zusammenschluß der Brenner hob bis 1924 
die Einträglichkeit und Leistungsfähigkeit der Brennereien außer- 
ordentlich. Das neue Monopol im Jahre 1924 stellte die staatlichen 
Steuerbelange derart in den Vordergrund, daß seit diesem Jahre 
der Rückgang einsetzen mußte. Die Einstellung der Regierungs- 
kreise gegenüber einem für die Landeserzeugung so wichtigen 
Jandwirtschaftlichen Nebengewerbe geht am klarsten aus einem 
Ausspruch des früheren Finanzministers Kucharski hervor. Dieser 
entgegnete einer Abordnung, die ihm die Notlage der Brenner 
vortrug: „Die Brennereien sind für den Staat da und nicht für 
den Privatnutzen des Brenners.“ Neben der Erhöhung der Akzisen, 
die den starken Konsumrückgang veranlaßte, gingen andere Maß- 
nahmen einher, die es den Brennereibesitzern ratsam erscheinen 
ließen, ihre Betriebe zum Teil stillzulegen. So wurden die Brenne- 
reien plötzlich gezwungen, teure Meßuhren bestimmter Herkunft zu 
beziehen, selbst wenn betriebssichere MeBappatate bereits ein- 
gebaut waren. Für einen etwaigen Fehlbetrag, der sich bei diesen 
häufig falsch anzeigenden Meßuhren in der Menge des abgelieferten 
Spiritus ergab, wurde der Brennereibesitzer ersatzpflichtig gemacht. 
Davon wurden in erster Linie die genossenschaftlichen Brennereien 
betroffen, deren Vorstand gesetzlich zur Verantwortung gezogen 
wurde, und die infolgedessen häufig keine Vorstandsmitglieder 
auftreiben konnten. In den letzten Jahren waren daher nur noch 
80% der betriebsfähigen Brennereien in Tätigkeit. Die Ausnutzung der 
tätigen Brennereien betrug gegenüber 1914 bereits weniger als 40%. 


Wenn wir uns die Bedeutung vor Augen halten, die das 
Brennereigewerbe in bezug auf die Intensität der leichten Böden 
besitzt, den Wert, den es für Betriebe hat, die ungünstig zum 
Verbrauchsmittelpunkt liegen, dann werden uns die Folgen des 
außerordentlichen Rückganges auf die landwirtschaftliche Organi- 
sation der polnischen Landwirtschaft ohne weiteres klar. In Posen 
und Pommerellen hat sich die Entwicklung vielleicht noch nicht 
so ungünstig ausgewirkt wie in den ehemals russischen Gebieten, 
denn die Westgebiete besitzen ein dichtes Bahnnetz, weisen mehrere 
große ‚Stärkefabriken auf und sind auch die einzigen Wojewod- 
schaften, die für eine Kartoffelausfuhr nach dem westeuropäischen 
Ländern aus frachtlichen Gründen. in Betracht kommen. Immerhin 
hat der Rückgang des Brennereigewerbes auch in den. Westgebieten 
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eine bedeutende Veranderung in der Organisation der Landwirt- 
schaft bewirkt. Ein groBer Teil der Viehhaltung beruhte auf der 
Schiempegewinnung. Däß Posen so stark zur Versorgung der 
deutschen GroBstadte mit erstklassigem Mastvieh beitrug, war 
eine Folge des in der Vorkriegszeit blühenden Brennereigewerbes. 
Die Umstellung der Brennereigtiter auf Milchwirtschaft in der 
Nachkriegszeit ist eine Folge nicht allein der Preisbeziehung, son- 
dern ebenso sehr der verminderten Schlempegewinnung. 

Die Zuckererzeugung hat gegenüber der Spiritusherstellung 
durch staatliche Eingriffe weniger gelitten. Nur während der 
Inflationszeit war der Rübenbau infolge ungenügenden staatlichen 
Verständnisses unwirtschaftlich. Denn trotzdem gerade nach 
dem Kriege der Weltmarkt für Zucker nicht ungünstig war und 
die bereits in der Inflationszeit einsetzende polnische Ausfuhr die 
Möglichkeit wertbeständiger Bezahlung bot, bekam der Rüben- 
anbauer seine Zuckerrüben nach wie vor in entwerteter polnischer 
Mark bezahlt. Die Fabriken zahlten in Raten. Die Regierung 
stellte den Fabriken zur Auszahlung an den Erzeuger keine Devisen 
zur Verfügung. Wurden die einzelnen Raten geleistet, dann war 
das Geld häufig so entwertet, daß Beträge von sehr geringer Kauf- 
kraft herauskamen. Die Sanierung brachte sofort einen starken 
Aufschwung des Rübenbaues. Die Zuckerausfuhr spielte bei dem 
geringen Inlandsverbrauch eine immer größere Rolle in der Handels- 
bilanz. Der Staat unterstützte daher den Rübenbau, trotzdem 
er auch die Zuckererzeugung zu einer Quelle starker Einnahmen 
ausbaute. Die Verbrauchssteuer beträgt 35.— zt auf den dz Zucker, 
wozu die Umsatzsteuer hinzutritt. Um bei dem Sinken der Welt- 
marktpreise, das mit stärkerem Wiederaufleben der Rübenzucker- 
herstellung Europas begann, und der hohen steuerlichen Belastung 
die Einträglichkeit des Rübenbaues zu erhalten, entschloß sich 
der Staat, entgegen seiner sonstigen Gepflogenheit, den Inlands- 
preis auf einer Höhe zu halten, die einen Ausgleich für die billige 
Ausfuhr brachte. Er ging in seiner Fürsorge für den Rübenbau 
noch einen Schritt weiter. Um für die einzelnen Fabriken einen 
gleichmäßigen Anteil am Inlandsabsatz bzw. der Ausfuhr zu er- 
reichen, vereinigte man beides in einer gemeinsamen Handelsein- 
richtung, der Bank Cukrownictwa (Zuckerbank), von der der 
Verteilungsschlüssel ausgeht. Im Jahre 1924/25 wurde der Zucker- 
umsatz noch zweckmäßiger gestaltet, die Ausfuhr erfolgte nunmehr 
auf der Grundlage des Zuckeraustausches, d. h. jene Fabriken, 
die, da dem Meere oder der Grenze nahe, für den Export günstiger 
gelegen sind, führen den Zucker für die weiter entlegenen Fabriken 
aus, wodurch Fahrwege gespart werden und die Balın entlastet 
wird. Die Preispolitik des. Staates ist außer in der Inflationszeit 
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beim Rübenbau ziemlich gleichmäßig geblieben und hat dem- 
selben im allgemeinen in dem Wechselverhältnis der Produkten- 
preise bisher keinen ungünstigen Platz angewiesen. 


g) Die Arbeitergesetzgebung. 

Dem polnischen Staat brachte das Jahr 1918 keine soziale 
Umwälzung, sondern eine völkische Erhebung. Trotzdem ist auch 
in Polen die Arbeitergesetzgebung stark sozialistisch beeinflußt 
worden, und zwar ging dieselbe von der Regierung und nicht von 
den Massen aus, da die Regierung hoffte, durch ein großes Ent- 
gegenkommen gegenüber der Arbeiterschaft jede größere Arbeiter- 
bewegung im Keime zu ersticken. Unverkennbar ist für die pol- 
nische Arbcitergesetzgebung der reichsdeutsche Einfluß. Der 
Grundsatz der deutschen Sozialdemokratie ist letzten Endes, den 
Regler für den Preis der Arbeit, das Gesetz von Angebot und 
Nachfrage, auszuschalten und dadurch dem Arbeiter eine Lohn- 
höhe zu sichern, die unberührt bleibt von Schwankungen der 
Geschäftsaussichten. Durch Einführung der Arbeitslosenfürsorge 
in einer Höhe, daß sie die Arbeitsfreudigkeit hemmt, durch einen 
Ausbau der Sozialversicherung, daß, wie Graf Kayserling sagt,!) 
„der Arbeiter verlernt, gefährlich zu leben“, ist man in Deutsch- 
land dem Grundsatz nahegekommen, aus der Arbeiterschaft eine 
Art Beamtentum zu machen. In Deutschland brachte die Um- 
wälzung des Jahres 1918 in bezug auf die Landarbeitergesetz- 
gebung, die uns hier als Vorbild für die polnische besonders angeht, 
eine grundlegende Änderung durch Aufhebung’ des Gesetzes vom 
24. April 1854. Die Patrimonialgerichtsbarkeit wurde beseitigt, 
die Freizügigkeit wieder voll hergestellt und das Koalitionsrecht 
der Landarbeiter geschaffen. Am 23. 12. 1918 erschien eine Ver- 
ordnung, die gemeinschaftliche Tarifverträge zwischen Arbeitern 
und Arbeitgebern vorschreibt und diesen Tarifvertrag innerhalb 
der einzelnen Gebiere für verbindlich erklärt. Sind diese Ver- 
bindlichkeitserklärungen erfolgt, dann sind damit alle Einzel- 
vereinbarungen, die dem Vertrage entgegenstehen, ungültig. Die 
polnischen Behörden folgten hierin dem deutschen Vorbild. Die 
Tarifverträge traten erstmalig im Jahre 1919 für einzelne Kreise 
auf, von 1920 an wurden sie für das ganze Gebiet Polens eingeführt. 
Die Änderungen innerhalb der einzelnen Wojewodschaften sind 
gering, kommen nur insofern der verschiedenen Betriebsintensität 
entgegen, als z. B. in den Gebieten östlich der Prosna die Opfer 
der Arbeitgeber für die Viehhaltung der Arbeiterschaft größer 
sind, im Westen dagegen als Ausgleich höhere Deputate und Löhne 
gewährt werden. Können sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
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nicht einigen — und meistens können sie es nicht — dann tritt 
ein vom Arbeitsminister ernannter Ausschuß in Tätigkeit, dessen 
Schiedsspruch endgültig und verbindlich ist, und zwar meist für 
die Dauer eines Jahres. 

Eine große Änderung hat auch die Verordnung von 2. August 
1919 bezüglich der Arbeitsdauer in der Landwirtschaft herbei- 
geführt. Die Verordnung setzt die Arbeitsdauer auf 9 Stunden 
25 Minuten im Jahresdurchschnitt fest. Damit verlor die Land- 
wirtschaft wenigstens anderthalb Stunden reiner Arbeitszeit pro 
Tag. 

Die Wirkung dieser Gesetzgebung auf die Lohnhöhe war ver- 
hältnismäßig stark. Der sozialistische Einschlag in der Regierung 
setzte regelmäßig durch, daß die Belange der Arbeiter denen der 
Arbeitgeber vorangingen. Im Jahre 1919 wurden die Deputate 
für Leute, die im Jahresvertrag gemietet waren, in Posen z. B. 
von 24 Zentnern Getreide auf 32 Zentner, also um ein volles Drittel 
erhöht. Eine ähnliche Erhöhung erfuhr auch das Kohlendeputat 
und manches andere. Eine genauere Untersuchung der Lohnhöhe 
im Verhältnis zu den Produktenpreisen und zu den Erntemengen 
kommt an geeigneter Stelle. Hier soll nur festgestellt werden, 
welche Entwicklungsrichtung die staatliche Arbeitergesetzgebung 
gehabt hat. Die Tarifverträge gaben nicht die Möglichkeit, die 
Lohnhöhe tüchtiger und untüchtiger Menschen entsprechend abzu- 
stufen, denn die Tarifsätze gelten als Mindestsätze und dürfen nur 
erhöht werden. Selbstverstandlich hat die Regierungspolitik 
Gegenmaßnahmen von seiten der Betriebsleiter ausgelöst. Man 
versuchte die Leutezahl auf die Flächeneinheit möglichst einzu- 
schränken, was bei dem großen Angebot an Arbeitskräften kaum 
im staatlichen Interesse lag, aber vollkommen verständlich war. 
Die Zahl der Deputanten wurde möglichst eingeschränkt und zu 
ihrem Ersatz, wo es irgend angängig war, örtliche Saisonarbeiter 
herangezogen. Aber durch diese Maßnahmen konnte die Wirkung 
der Arbeitergesetzgebung wohl etwas abgeschwächt, jedoch nicht 
ganz aufgehoben werden. Die Intensität der Betriebe litt unter 
der Arbeitergesetzgebung, doch wurde seitens der Regierung eine 
Besserung nicht herbeigeführt. In den Jahren seit Wiedererstehen 
des polnischen Staates haben Parteirücksichten und das Traumbild 
der gewerblichen Selbstgenügsamkeit, sowie das Bestreben, das 
Bestehen des Großbetriebes durch Erschwerung seiner Erzeugungs- 
grundlagen ohne ‚Rücksicht auf den damit verbundenen Produk- 
tionsrückgang zu untergraben, in den Entschließungen von Regie- 
rung und Volksvertretung die Hauptrolle gespielt. 

Noch schlimmer fast wirkte das staatliche Mieterschutzgesetz, 
das nicht gestattet, einen entlassenen Arbeiter aus der Guts- 
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wohnung zu entfernen. Denn wenn auch die Wohnungsausweisung 
nach gerichtlicher Klage möglich ist, so wird der mühsam erreichte 
Erfolg alsbald wieder hinfällig, wenn der Konmissarius oder 
Gemeindevorsteher den Exmittierten mangels einer anderen 
Unterkunft sofort wieder in dieselbe Wohnung hineinsetzt. Es 
wirkt ungemein entsittlichend auf die gesamte Arbeiterschaft 
eines Betriebes, wenn ein wegen Diebstahls, Disziplinlosigkeit 
oder anderer Vergehen entlassener Arbeiter nicht vom Gute ent- 
fernt werden kann. In Polen liegt, seitdem die Übersee- und Saison- 
wanderung stark zurückgegangen ist, ein überaus dringendes 
Angebot an Landarbeitern vor, so groß, daß die wenigen Land- 
arbeiterstreiks erfolglos zusammengebrochen sind. Bei diesem 
dringenden Angebote wäre es an sich ‚leicht, durch qualitative 
Auslese der Arbeiter die Lohnerhöhung, den Leistungsrückgang 
und die Verkürzung der Arbeitszeit wieder einzuholen. Aber das 
Mieterschutzgesetz schiebt einen Riegel vor. Es verhindert zu- 
sammen mit der Agrarreform den Neubau von Arbeiterwohnungen. 

Die stattlichen Maßnahmen in der Arbeiterfrage haben es 
jedenfalls vermocht, das Gesetz von Angebot und Nachfrage in 
der Lohnhöhe auszuschalten.. Es wurde bewirkt, daß die Löhne 
höher blieben, als das Angebot rechtfertigte, und ebenso ‚daß die 
Lohnsteigerung nicht durch höhere Leistungen ausgeglichen wurde. 


4. Der Einfluss des Preisverhältnisses (Preisrelation) 
auf die Organisation der Landwirtschaft in Polen. 


a) Die Richtung in der Preispolitik der 
Regierung. 

Wie bereits im Anfang der Ausführungen erwähnt, verfolgte 
die polnische Regierung seit Gründung des Staates eine Politik 
des Verzehrerschutzes. Polen ist gewerblich verhältnismäßig 
gering entwickelt. Eine größere Bedeutung besitzen nur 3 Gewerbe, 
das oberschlesische Montan-, die Textilindustrie Kongreßpolens 
und des Teschener Schlesiens!) und das, Erdölgewerbe Galiziens. 
Sämtliche Industrien Polens genießen einen verhältnismäßig starken 
Zollschutz, der den Auf- und Ausbau erleichtern soll. Sie arbeiten 
unter ungünstigeren Bedingungen als die der in dieser Beziehung 
hoch entwickelten ausländischen Staaten. Polen besitzt keine 
Kolonien, ist also stark auf den Rohstoffbezug aus dem Auslande 
angewiesen. Es verfügt auch nicht über die technische Erziehung 
und Methodik. ‚Infolge seiner Kapitalgrmut steht, wie oben nach- 
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gewiesen wurde, der ZinsfuB stark über dem der hochindustriellen 
Lander. So arbeitet die Industrie Polens erheblich teurer als die 
ausländischen Wettbewerber. Um der durch den Zollschutz hervor- 
gerufenen Steigerung der Lebensunterhaltungskosten und damit 
der Löhne entgegenzuwirken, sucht der Staat zum Ausgleich die 
Preise für Lebensmittel niedrig zu halten. 

Die Einwirkung der Regierung auf die Preise für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse ist gekennzeichnet durch eine außerordent- 
liche Unsicherheit, einen ständigen Wechsel der Maßnahmen. 
Nach dem Kriege wurde im Jahre 1919 das System der Kriegs- 
zwangswirtschaft noch eine Zeitlang beibehalten, jedoch nur in 
den Westgebieten und nur auf Getreide beschränkt; in Kongreß- 
polen war der Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen seit 
Gründung des polnischen Staates frei. In dieser einseitigen Zwangs- 
wirtschaft für ein bestimmtes Gebiet lag eine ungewöhnliche 
Ungerechtigkeit. Die Getreidepreise stiegen in den der Zwangs- 
wirtschaft nicht unterlicgenden Gebieten bis auf das Zehnfache der 
in den Westgebieten festgesetzten Höchstpreise. Man suchte durch 
diese Maßnahme den Wiederaufbau der durch den Krieg betroffenen 
Gebiete auf Kosten der Nichtgeschädigten zu fördern. Im Jahre 
1921 wurden die Zwangsvorschriften für Posen und Pommerellen 
aufgehoben und der freie Handel eingeführt, wodurch sich die 
Preise in den verschiedenen Landesteilen alsbald ausglichen. In 
der ganzen Inflationszeit beschränkte sich die regierungsseitige 
Beeinflussung auf ein Ausfuhrverbot für Getreide und Vieh durch 
prohibitiv wirkende Ausfuhrzölle. Im Jahre 1924 wurde mit der 
Stabilisierung des Geldes der Handel in Agrarprodukten wieder 
von Zöllen befreit. Aber als sich nach der schlechten Getreideernte 
des Jahres 1923/24 die Getreidepreise den Weltmarktpreisen zu 
nähern begannen, wurden sofort Maßnahmen getroffen, um dieses 
Steigen aufzuhalten. Am 9. 9. 1924 wurden erst einmal für Roggen 
und Roggenmehl Ausfuhrzölle in Höhe von 5 zł für 100 kg fest- 
gesetzt. Trotz des nach dem Kriege in allen Ländern eingetretenen 
Rückganges der Pferdepreise wurden, um der Heeresverwaltung 
billige Ankäufe zu ermöglichen, auf Pferde Ausfuhrzölle in Höhe 
von 100 bis 1800 zł pro Stück gelegt. Auch für Tierhäute, Zucker- 
rüben, Leinsamen und Rübsen wurde die Ausfuhr durch Zölle 
erschwert. Am 7. 10. 1924 folgten weitere verstärkte Zölle auf alle 
Getreide- und Mehlarten, die nunmehr jede Ausfuhr unmöglich 
machten. Sie betrugen für Brotgetreide und alle Mehle 15 zt je 
dz, für Gerste und Hafer 10 zt. Kleie, die dem Landwirt als Pro- 
duktionsmittel dient, und..deren günstiges Preisverhältnis den 
Wiederaufbau der polnischen. Vichzucht beschleunigt hätte, blieb 
zollfrei und ist es mit einer kleinen Unterbrechung inr Jahre 1927 
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bis heute geblieben. Es hat in Polen seit 1924 häufig Zeiten gegeben, 
wo der Kleiepreis infolgedessen den Roggenpreis erreichte. Nach 
dem Erntejahre 1925/26 wurden die Ausfuhrzölle wieder abgebaut, 
jedoch wurden bereits wieder im Herbst 1926, als man erkannte, 
daß die Ernte stark hinter den optimistischen Schätzungen zurück- 
geblieben war, Schutzzölle für Brotgetreide eingeführt. Die Ausfuhr 
ist bis heute auf diese Art und Weise unmöglich geblieben. Im 
Herbste 1927 wurde zum erstenmal ein vorübergehender Schutzzoll 
für Weizen eingeführt, der von Monat zu Monat verlängert wurde, 
um die inländische Erzeugung anzuregen und damit das Passivum 
der Handelsbilanz zu verbessern. Im Mai 1928 wurde er wieder 
aufgehoben. Hinsichtlich des Viehs war die Preispolitik ähnlich. 
Als im Jahre 1925 die Schweinepreise anzogen, wie immer, wenn 
auf ein schlechtes Kartoffeljahr ein gutes folgt, wurde die Ausfuhr 
für Fettschweine verboten, der von Magerschweinen blieb gestattet. 
Man wollte dem inländischen Verzehrer billiges Schweinefleisch 
sichern, ohne der sich immer mehr passiv gestaltenden Handels- 
bilanz zu schaden. Auf diese Art lieferte man dem ausländischen 
Mäster billigen Rohstoff, verkaufte ihm auch noch zollfrei die 
Futtermittel und entzog der eigenen Landwirtschaft den Arbeits- 
‚verdienst an der Mast. 


Man sieht aus dieser Zusammenstellung, die sich noch weiter | 
vervollständigen ließe, wie gleichgültig der Regierung die Förde- 
rung der landwirtschaftlichen Erzeugung war. Zu diesem stän- 
digen Wechsel betriebsstörender, zollpolitischer Maßnahmen trat 
die Unsicherheit in den Handelsbeziehungen zum Auslande. Im 
Jahre 1925 setzte der Zollkrieg mit Deutschland ein. Die Ausfuhr 
von Agrarerzeugnissen nach Deutschland war für einen großen 
Teil derselben durch deutsche Schutzzölle verhindert. Die Er- 
öffnung des Zollkrieges fiel in ein Jahr, das eine reiche Getreide- 
und eine überreiche Kartoffelernte bescherte. Die letztere mußte, 
da ein Markt als Ersatz für Deutschland nicht gefunden wurde, 
im Inlande verbraucht werden. Bei der geringen Industriebevölke- 
rung war ein nennenswerter Speisekartoffelabsatz nicht zu erzielen. 
Die Brennerei-Kontingente waren stark verkleinert, und die anderen 
Fabriken reichten bei weitem nicht aus, um größere Mengen In- 
dustriekartoffeln zu verarbeiten. So wurde die Kartoffel fast 
marktlos, und in den landwirtschaftlichen Betrieben erfolgte eine 
starke Stärkeverschwendung in der Fütterung, um eine gewisse 
Verwertung der Erntemassen zu erzielen. Der Viehhandel suchte 
sich andere Absatzmärkte. Aber auch mit der Tschechoslowakei 
ergaben sich handelspolitische Differenzen, die zeitweilig die 
Viehausfuhr dorthin lahmlegten. 


Die Entwicklung der Posener Landwirtschaft seit 1919. 61 


Das Gesamtbild des polnischen Außenhandels in Agrarpro- 
dukten ergibt jedenfalls ein ständiges Schwanken der Ausfuhr- 
möglichkeiten bald für das eine, bald für das andere Erzeugnis. 
Die Landwirtschaft ist grundverschieden von der Industrie. Nur 
einmal im Jahre in der Ernte hat sie ihren Ertrag. Konjunktur- 
schwankungen kann sie sich nur dann anpassen, wenn Aussicht 
auf eine lange Dauer der Geschäftsaussichten in den betreffenden 
Betriebszweigen besteht. Mit den unaufhörlichen Konjunktur 
schwankungen in Polen war eine stete Verschiebung der Preis- 
beziehung in den einzelnen Agrarerzeugnissen notwendig verbunden. 


b) Die Preisverhältnisseinder Inflationszeit. 


In der Inflationszeit wurde die oben geschilderte Regierungs- 
politik verhältnismäßig weniger fühlbar. Die landwirtschaftliche 
Erzeugung war, zumal Polen als Kriegsschauplatz an Gebäuden 
und Inventar gewaltige Einbußen erlitten hatte, ganze Dörfer 
ausgesiedelt waren und große Flächen infolgedessen brachlagen, 
stark zurückgegangen. Es ist kein Wunder, daß trotz der verhält- 
nismäßig dünnen Bevölkerung die landwirtschaftliche Erzeugung 
nach Kriegsende zuerst nicht einmal für die Bedürfnisse der Be- 
völkerung ausreichte, aber der Rückgang der Produktion wurde 
verhältnismäßig schnell wieder eingeholt. Die großen Getreide- 
einfuhren, wie sie kurz nach dem Kriege notwendig waren, hörten 
in der Hauptsache bereits in den Jahren 1921/22 auf. Damit 
wurde die polnische Preisentwicklung, zumal die Ausfuhrverbote 
in derselben Richtung wirkten, unabhängig vom Weltmarkte. . 
Aus Anlage 6 ist zu erschen, daß in der Inflationszeit der Index 
der gesamten Lebensmittel pflanzlichen Ursprungs, bis 1923 auch 
der Lebensmittel tierischen Ursprungs, erheblich unter Friedens- 
stand blieb. Die Anlagen Nr. 7 und Nr. 8 zeigen die Ernteflächen 
der wichtigsten Fruchtarten und ihre Gesamterntemengen. Die 
Anbauflächen waren hauptsächlich in den beiden Jahren 1919/20 
und 1920/21 stark hinter den Friedenszahlen zurückgeblieben. 
Bereits im Jahre 1922/23 stiegen die Anbauflächen stark an und zeig- 
tendie Richtung, den Vorkriegsstand immer mehr einzuholen. Das- 
selbe gilt von den Erntemengen. Der Rückgang der Ernteerträge, 
der sich aus einer Aufstellung der Erntemengen ergibt, wirkte sich 
verhältnismäßig nicht stark auf eine Preissteigerung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse aus, denn der Verbrauch der Bevöl- 
kerung hatte bei ihrer erheblichen Verarmung gleichfalls sehr 
abgenommen und stieg verhältnismäßig langsanı wieder an. Wie 
stark dieser Verbrauch zurückgegangen war, zeigt folgende Tat- 
sache. Im Jahre 1922 wurden an Brotgetreide zusammen 
61 668 700 dz geerntet, im Jahre 1926 fast 63 000 000, also war 
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die Ernte von 1922 an Brotgetreide geringer als die von 1926. 
‘Trotzdem war im Jahre 1922/23 keine Einfuhr von Getreide und 
Mehl notwendig, im Jahre 1926/27 erfolgte dagegen eine solche 
von über 260 000 t. 


. Die Kaufkraft des Inlandes war preisbestimmend, und da 
Gehälter und Löhne in weitem Abstande der Geldentwertung 
folgten, blieb auch der Getreidepreis stetig erheblich hinter dem 
Weltmarkts- und Friedenspreis zurück. Für die Landwirtschaft 
war das Wesentlichste, daß auch ein großer Teil der Gewerbe- 
erzeugnisse nur sehr zögernd der Geldentwertung folgte. Aus 
Anlage 6 sehen wir, daß die Preise für landwirtschaftliche Produkte 
hauptsächlich hinter denen für Gewerbeerzeugnisse, Kohlen und 
Metalle zurückblieben. Das Wesen der Inflation brachte es mit 
sich, daß sich mitunter in ganz kurzer Zeit starke Verschiebungen 
in der Preisbeziehung zwischen landwirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Erzeugnissen ergaben. So sanken z. B. im Oktober 1923 
die Preise für Lebensmittel pflanzlichen Ursprungs auf 48°, der 
Friedenshöhe, die für Lebensmittel tierischen Ursprungs ähnlich 
bis auf 49,2%, während die Preise für Textilerzeugnisse auf 
175,2% der Friedenshöhe anstiegen. Es gab Zeiten, wo 2 Ztr. 
Kohlen soviel wie 1 Ztr. Roggen kosteten. Ein Vergleich mit 
Deutschland zeigte, daß in Polen dieses Mißverhältnis zwischen 
dem Preise der landwirtschaftlichen und dem der industriellen 
Erzeugnisse größer war, da die industrielle Produktion Polens an 
_ sich gering ist und sich nur langsam von den Kriegsschäden erholte. 
Beziehungen zwischen Produkten- und Produktionsmittelpreisen 
von einer solchen Gunst, wie sie sich im Laufe der Inflation zeit- 
weilig in Deutschland ergaben, traten in Polen nicht ein. So konnte 
man nach der Ruhrbesetzung in Deutschland zeitweilig für 40 kg 
Roggen 100 kg Ammoniak kaufen, während zur gleichen Zeit in 
Polen der dz Roggen nur einen Gegenwert für 50 kg Ammoniak 
darstellte. Auch das Verhältnis der Preise der einzelnen Getreide- 
arten untereinander verschob sich in der Inflation zeitweilig sehr 
stark. Der Weizen kostete mitunter das Doppelte des Roggens. 
Ebenso wechselten in verhältnismäßig kurzer Zeit Rinder- und 
Schweinepreise. Im Jahre 1922 kostete Rindvieh etwa 40% des 
Friedenspreises, Schweine etwa 90%, im Jahre 1923 Rinder etwa 
60%, Schweine etwa 100%. Aber es gab auch Zeiten, wo der 
Rinderpreis nach dem kg Lebendgewicht berechnet, den Schweine- 
preis nahezu einholte. Die Löhne brachten in der Inflationszeit 
keine sehr erhebliche Mehrbelastung für den Landwirt mit sich. 
Nach jeder tariflichen Neufestsetzung war die Menge Roggen, 
die je Arbeitstag gezahlt werden mußte, erheblich höher als im 
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Frieden, aber schon nach kurzer Zeit fortschreitender Inflation 
pflegte das Plus einem Minus Platz zu machen. | 

Das Preisverhältnis in der Inflationszeit gibt im großen und 
ganzen einen geringen Maßstab für die Organisation und Ein- 
träglichkeit der landwirtschaftlichen Betriebe ab. Wichtiger als 
alle Preisbeziehung waren für den einzelnen Landwirt Fragen 
geldlicher Natur. Der Erfolg oder Nichterfolg der Landwirtschaft 
hing davon ab, wie weit die Geschicklichkeit des einzelnen ging, 
Zahlungen an Gläubiger hinauszuschieben und das Geld für die 
eigenen Erzeugnisse schleunigst einzuziehen. Das Geschick, Geld 
zu entleihen, war imstande, schlechteste wirtschaftliche Leistungen 
auszugleichen. Nicht die Höchsternte, sondern der am längsten 
auf dem Speicher unverkauft zurückgehaltene Waggon Getreide 
entschied meistens über den Reinertrag. Aus diesem Grunde 
konnte die Untersuchung der Preisverhältnisse in der Inflations- 
zeit kurz gefaßt werden. Die Inflation bedeutete für die große 
Mehrheit der Landwirte in Polen die Möglichkeit, ihre Vorkricgs- 
schulden zum größten Teile abzutragen. Die polnische Aufwertung 
betrug in den Westgebieten mit Ausnahme der Rentenschulden, 
Altenteil- und Restkaufgelder nur 15%. In den anderen Gebieten 
war sie höher, aber bei der daselbst sehr viel niedrigeren Vorkriegs- 
verschuldung wurde die höhere Aufwertung keineswegs drückend 
empfunden. Die aufgewerteten Schulden erfuhren mit dem zweiten 
Ziotysturz im Jahre 1925 eine neue Entwertung, so daß der Rest 
der Vorkriegsverschuldung in Gold einen verhältnismäßig un- 
wesentlichen Prozentsatz der Gutswerte ausmacht. 

In der Inflationszeit waren Anlagen trotz zeitweiliger Ungunst 
des Preisverhältnisses billig durchzuführen, denn, wie eben be- 
merkt, spielte das Preisverhältnis gegenüber den Kreditfragen eine 
außerordentlich geringe Rolle. Die Gunst der Lage wurde wie in 
Deutschland, so auch in Polen nur von einem geringen Teile der 
Landwirte ausgenützt, die das Wesen der Inflation rechtzeitig er- 
kannten. Für die Deutschen Westpolens wurde die Ausnutzung 
der Inflation dadurch gehemmt, daß in dieser Zeit die stärksten 
Angriffe auf den deutschen Landbesitz erfolgten, so daß wegen der 
Unsicherheit der Besitzverhältnisse Anlagen selbst da unterblieben, 
wo ihre Einträglichkeit und Durchführbarkeit erkannt wurde. 

c) Die Preisverhältnissenach derGeldsanierung, 

Mit der finanziellen Sanierung zu Anfang des Jahres 1924 
trat, wie in Deutschland, so auch in Polen eine grundlegende 
Änderung in der betriebswirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft 
ein. Mit einem Schlage gewann die Beziehung zwischen den land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen und Produktionsmittelpreisen ihre 
erhebliche Bedeutung wieder. Damit erhielten auch die Regierungs- 
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maßnahmen, die dieses Preisverhaltnis zu verändern suchten, zu- 
nehmenden Einfluß. Anlage 10 zeigt uns die Entwicklung der 
polnischen Getreidepreise im Verhältnis zu den Weltmarktpreisen. 
Mit einer kurzen Unterbrechung in den ersten beiden Viertel- 
jahren des Jahres 1925 blieben bis auf Hafer die Weizen- und 
Roggenpreise stark hinter den amerikanischen zurück. Erst seit 
1927 beginnen sie die Weltmarktpreise zu überholen. Der Gold- 
Index gegenüber 1914 zeigt, wie aus Anlage 12 hervorgeht, ein 
anderes Bild. Er ist für die Westgebiete und Warschau gesondert 
angegeben, da die Friedenspreise in dem schutzzöllnerischen 
Deutschland einen erheblich höheren Friedensstand aufwiesen als 
in Kongreßpolen und auch in Galizien. In den ehemals russischen 
Gebieten zeigt bis auf geringe Unterbrechungen der Goldindex 
gegenüber dem Frieden eine zum Teil recht starke Steigerung, 
während die Westgebiete nur in Weizen überwiegend bessere Preise 
erzielt haben als vor dem Kriege. Zwischen Warschauer und Po- 
sener Notiz sind die Unterschiede, die anfangs stark zugunsten 
Warschaus bestanden, zum größten Teile verschwunden und haben 
in einigen Erzeugnissen sich sogar zu Gunsten Posens verschoben. 
Außerdem muß hinzugefügt werden, daß der besseren Qualitäten 
wegen, die die Westgebiete in den meisten Getreidearten liefern, 
die Getreidenotierungen noch stärker zugunsten Posen-Pommerellens 
geändert werden müßten. Besonders Braugersten, bei denen Quali- 
tätsunterschiede auf die Bewertung von großem Einfluß sind, erzielen 
in Durchschnitt in Posen erheblich höhere Preise als in Warschau. 

Sehr wichtig für die Entwicklung und die Organisation der 
Landwirtschaft ist das Preisverhältnis der hauptsächlichsten 
Ackererzeugnisse zueinander. Folgende Zusammenstellung gibt 
ein Bild von der Verschiebung der Preise untereinander. Der Preis 
der Hauptfrucht Roggen ist auf 100 gesetzt. Das Erntejahr ist 
vom 1. 8. bis 31. 7. gerechnet. 


Es- 
Ort Zeit- Rog- | Ger- [570 ser ns kar- 
spanne gen | ste törfeln tof- 
feln 
Warschau] 1924 137 | 100 | 106 | 106| 16 | 18 
Posen 1914 124 | 100 | 104 | 100 18 16 | 
Polen I. VII. 1924 | 175 | 100 | 116 | 107 22 35 
VHI. 1924 
bis V11.1925 | 131 100 | 107 | 100 16 16 
VIII. 1925 
bis VII. 1926 | 152 | 100 | 101 105 16 23 
VIII. 1926 


bis VII. 1927 | 128 | 100 89 87 17 17 © 
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Das Preisverhaltnis entspricht den polnischen Durchschnitts- 
preisen, wie sie aus den Notizen der gesamten Wojewodschafts- 
hauptstädte errechnet sind. Zwischen den Wojewodschaften er- 
geben sich naturgemäß auch wieder stärkere Unterschiede, die 
für die Westgebiete eine Verbesserung in der Relation der Gerste 
bringen. Die Beziehung zwischen Roggen und Gerste kann für 
Posen-Pommerellen durchschnittlich um etwa 10 Punkte zugunsten 
der Gerste höher bewertet werden, ebenso ergeben Aus- und Ein- 
fuhrjahre gewisse Unterschiede zwischen den einzelnen Wojewod- 
schaften. In Einfuhrjahren weisen die den Verbrauchsmittelpunkten 
Warschau, Lodz, Galizien und Oberschlesien frachtgünstiger ge- 
legenen Wojewodschaften, in Ausfuhrjahren die den Ausfuhrländern 
frachtgünstiger gelegenen, also die westlichen und nördlicheren, 
relativ höhere Preise auf. | 

Wir sehen aus der Zusammenstellung, daß das Verhältnis 
zwischen Weizen und Roggen sich zugunsten des Weizens ver- 
ändert hat. In allen guten Erntejahren mit niedrigen Roggen- 
preisen steht der Weizen verhältnismäßig hoch im Preise, weil 
Polen auch in guten Getreidejahren keine große Überschuß- 
erzeugung an Weizen besitzt und die Weltmarktpreise daher ihren 
Einfluß stärker geltend machen. Getreideeinfuhrjahre vermindern 
den Unterschied zwischen Roggen- und Weizenpreisen, weil in 
Einfuhrjahren das Preisverhältnis des Weltmarktes maßgebend 
wird, die derartig hohe Spannungen weniger kennt. Die Kartoffel 
hat das Preisverhältnis außer im Jahre 1924, das eine geringe Brot- 
getreide- und eine gleichfalls nicht hohe Kartoffelernte brachte, im 
allgemeinen beibehalten, jedoch muß hierbei eine Einschränkung 
gemacht werden. Die Hauptüberschußgebiete an Kartoffeln sind 
Posen und Pommerellen. In Jahren guter Kartoffelernten wie 
1925/26 waren die Notizen hier erheblich niedriger als in den Ge- 
bieten, deren Kartoffelerzeugung zur Selbstversorgung dient. 
Auf den Durchschnittspreis aller Wojewodschaften hatte diese 
Tatsache einen ziemlich geringen Einfluß. In Posen-Pommerellen 
war im Jahre 1925/26 das Verhältnis zwischen Roggen- und Kar- 
toffelpreisen wie 100 zu 10. Im allgemeinen folgen die Kartoffel- 
preise stark den Roggenpreisen. Die Preise für Zuckerrüben zeigen 
die verhältnismäßig größte Gleichmäßigkeit. In Jahren hoher 
Getreideernten und billiger Roggenpreise werden Zuckerrüben 
ebenso wie Weizen verhältnismäßig hoch bezahlt. Auch Gerste 
und Hafer sind im allgemeinen im Vergleich zum Roggen desto 
teurer, je besser die Roggenernte ausfällt. Im Durchschnitt der 
Jahre zeigen jedenfalls Rüben und Weizen ein gegenüber 1914 
günstigeres Preisverhältnis zum Roggen. Das Verhältnis zwischen 
den Preisen .pflanzlichen und tierischen Ursprunges ist aus der 
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Anlage 11 zu ersehen. Die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
tierischen Ursprungs sind bis auf eine kurze Unterbrechung im I. 
und II. Vierteljahr des Jahres 1925 im Durchschnitt Gesamt- 
polens erheblich teurer gewesen als die Erzeugnisse pflanzlichen 
Ursprungs. Nur im I. Halbjahr 1925 überschritten die Getreide- 
preise wegen der vorhergegangenen schlechten Ernte stärker die 
Viehpreise. Wir sehen ferner, daß seit 1925 jedesmal das IH. Viertel- 
jahr eine Verbesserung des Verhältnisses zugunsten der Getreide- 
preise bringt. Es ist ein Kennzeichen für die Kapitalarmut der 
europäischen Länder, daß die Zeit vor der Ernte immer eine Knapp- 
heit an pflanzlichen Erzeugnissen zeigt, die sich in einem erheblichen 
Ansteigen der Getreidepreise äußert. Hohe Zinssätze erschweren 
die Spekulation und machen es dem Kaufmann unmöglich, einen 
Ausgleich in den Getreidepreisen des Jahres herbeizuführen. An- 
dererseits ist die Zeit vor der Ernte die Zeit des größten Futter- 
reichtums und darum der niedrigsten Milch- und Butterpreise. 
Wir werden weiter unten sehen, daß in Polen die Hauptkalbe- und 
Hauptmilchzeit in das Frühjahr und den Sommer fallen, so daß die 
Spanne zwischen Sommer- und Winterpreisen von Milch und 
Butter in Polen verhältnismäßig groß ist. 


Die Preisbeziehung innerhalb der einzelnen landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse tierischen Ursprungs zeigt, wie aus Anlage 13 zu er- 
sehen ist, daß in Polen nach dem Kriege die Viehproduktenpreise 
im Vergleich zu den Viehpreisen günstig dastehen. Selbst für 
Posen sind sie im Durchschnitt höher als 1914 dagegen ist für 
Vieh der Friedensindex nur für Kongreßpolen etwas überschritten, 
für Posen noch nicht erreicht. Posen hatte in den letzten zwei 
Jahren höhere Rindviehpreise als Warschau. Das erklärt sich aus 
der besseren Qualität der gelieferten Tiere, während die niedrigen 
Schweinepreise ihre Erklärung darin finden, daß Schweine ein Aus- 
fuhrartikel sind, und daß die Westgebiete infolge des Handelskriegs 
mit Deutschland für die Ausfuhr sehr frachtungünstig liegen. Die 
Ausfuhr geht heute überwiegend nach der Tschechoslowakei und 
Wien. Als im Jahre 1924 die Schweineausfuhr nach Deutschland 
möglich war, notierten in Posen die Schweine höher als in Warschau. 
Die Eierpreise sind in Posen und Warschau gleich. Sie zeigen in 
Posen sogar die Neigung, über die Warschauer Großhandelspreise 
hinauszusteigen. Das erklärt sich daraus, daß die Westgebiete für 
die Ausfuhr nach Deutschland frachtgünstig liegen. 


Eine Betrachtung des Preisverhältnisses der einzelnen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse ‚untereinander ergibt, daß die der 
Viehhaltung im Vergleich zu 1914 mehr gestiegen sind als die des 
Ackerbaus. Innerhalb der Viehproduktion zeigen Eier, Milch und 
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Butter die verhältnismäßig größte Steigerung ihres Preissatzes. 
Allerdings besteht dieses im Vergleich zu 1914 günstiger gewordene 
Preisverhaltnis weit mehr für die ehemals russischen als für die 
ehemals preußischen Teilgebiete, deren Preisgestaltung für Vieh- 
erzeugnisse vor 1914 verhältnismäßig recht günstig war. Die Tat- 
sache, daß diese eine so günstiges Preisverhältnis erreicht haben, 
ist darauf zurückzuführen, daß der deutsche Bedarf dafür recht 
groß ist. Auch in Deutschland zeigt, wie folgende kleine Zusammen- 
stellung beweist, der Großhandelsindex ein viel stärkeres Anziehen 
der Viehproduktenpreise im Vergleich zu den Viehpreisen. 1913 = 
100 war der Großhandelsindex: 


in Deutschland für Vieh für Vieherzeugnisse 


im Jahre 1924 102,1 155,3 
im Jahre 1925 120,2 162,2 
im Jahre 1926 120,9 145,7 
I. Halbjahr 1927 110,3 136,5 


Der Einfluß, den in diesem Falle das deutsche Preisverhältnis 
auf das polnische ausübt, könnte nur dadurch voll in Wirkung 
treten, daß die Einfuhr polnischer Vieherzeugnisse nach Deutsch- 
fland auch nach Beginn des Handelskrieges unbeschränkt und durch 
Zollmaßnahmen wenig belastet vor sich gehen Konnte. 


Die Beziehung zwischen den Preisen landwirtschaftlicher und 
gewerblicher Erzeugnisse ergibt folgendes Bild: 


Januar 1914 = 100 | Deutsche Großhandelsindexziffer 


: 1913—100 
h Landwirt- : Ber neu Da rn 
Jahr schaftliche Gewerbliche Agrar- Gewerb- | Fertig- 


Erzeugnisse | FTzeugnissel stoffe liche waren 
1922 76 92,3 
1923 72,9 105,0 
1924 112,6 128,9 119,6 142,0 156,2 
1925 129,6 120,2 133,0 141 156,7 
1926 106,6 105,1 129,2 129,7 149,5 
1927 130,5 112,3 138,3 130,2 143,1 


In Polen stiegen, wie aus dieser Zusammenstellung hervorgeht, 
die Gewerbeerzeugnisse bis 1924 stärker im Preise als die landwirt- 
schaftlichen. Von da ab ist die Entwicklung umgekehrt. Es über- 
rascht, daß ein Vergleich mit Deutschland für letzteres ein anderes 
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Bild gibt.. In Deutschland ist im allgemeinen der 1924 stärker aus- 
geprägte Preisunterschied zugunsten der Gewerbewaren geringer 
geworden, aber erst im Jahre 1927 hat sich die Beziehung so ge- 
wandelt wie in Polen. Der Schlüssel dieser Erscheinung ist darin 
zu finden, daß Deutschland dank seiner Schutzzollpolitik bereits 
vor dem Kriege sehr viel höhere Preise für Agrarprodukte aufwies, 
und daß die gewerblichen Waren infolge der hohen industriellen 
Blüte seiner Industrie billig waren. In Polen war es umgekehrt. 
Darum zeigt das Verhältnis zwischen Gewerbe- und Agrarpreisen 
in Posen-Pommerellen ein viel ungünstigeres Bild, wenn das Jahr 
1913 zum Maßstab genommen wird. Der Index der landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse ist in Posen-Pommerellen um etwa 30% geringer 
als in den ehemals russischen Gebieten, der Index der Gewerbe- 
waren um etwa 15% höher. Bei der Betrachtung der polnischen 
Preisbeziehung muß man diese verschiedenartige Entwicklung 
der Teilgebiete stets im Auge haben, sobald die Indexzahlen auf die 
Vorkriegsverhältnisse Bezug nehmen. Im gesamtpolnischen Durch- 
schnitt kann sich jedenfalls der Landwirt für die gleiche Menge 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen mehr kaufen als 1914. In 
Posen-Pommerellen ist dieses Verhältnis noch nicht erreicht, doch 
ist eine Annäherung unverkennbar. 


Wichtiger als das Preisverhältnis der landwirtschaftlichen und 
der Gesamtheit der Gewerbeerzeugnisse ist das Verhältnis der 
ersteren zu den landwirtschaftlichen Produktionsmitteln gewerb- 
lichen Ursprungs. 


Einer der wichtigsten Betriebsstoffe in der Landwirtschaft, 
von dessen Preisstand auch viele Gewerbewaren abhängig sind, ist 
die Kohle. Der Kohlenpreis behauptete nach dem Kriege recht 
lange eine vẹrhältnismäßig groBe Höhe. Es hing dies damit zu- 
sammen, daß einmal die Kohlenförderung zurückgegangen war, 
daß aber vor allem der Verbrauch infolge der Scheinblüte zunahm, 
die die Inflation für die gewerbliche Tätigkeit mit sich brachte. 
In Polen kam noch dazu, daß man, als der inländische Kohlenbedarf 
mit der steigenden Förderung nicht mehr mitkam, ausländische 
Absatzmärkte suchte und die Kohlenausfuhr stark ausgebaut wurde. 
Da die polnischen Gruben infolge ihrer ungünstigen Lage außer- 
ordentlich hohe Bahnfrachten zu tragen haben, wurde der Preis 
der Ausfuhrkohle unter den Gestehungskosten gehalten und, 
ähnlich wie beim Zucker, der Inlandspreis entsprechend erhöht. 
Im übrigen ist eine Änderung der Kohlenpreise im Inlande stets 
von der Regierungserlaubnis abhängig. 1 t oberschlesischer Stück- 
kohlen kostete im Jahre 1914 15,38 Goldzioty ab Grube. Der 
kongreßpolnische Landwirt hatte für 1 t Kohlen 89 kg Roggen, der 
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Posener 70 kg aufzuwenden, dazu kam dann die Fracht. Es kostete 
It Kohlen in Polen ab oberschlesischer Grube: 


im I. Vierteljahr 1924 .......... 310 kg Roggen 
a H an 1924 ans 246 ,, 4 
» HI. n 1924 4, 190 ,, Pr 
» IV 1924; wre 135 ‚, i 
T I 1929: ieee hess 89 ,, T 
» H l 1923. da Sesto sites 84 ,, is 
» All 1925: varied Rad one 109 , 7 
a EN i 1929: anuresia 133 ,, 7 
in I p 1920 Zee 128,, ij 
yy H ; 1925: wesen 108 ,, D 
» Ill a 1926, Sean 114, i 
» IV 1926: wasser 94 ,, er 
z I 1927 erate gence ina 83 ,, Mr 
, H 921 see 69 i 

„ HH 5 19277 ae 79 7 
» IV. 3 KI2T ‘hots eh iia 84 ,, 5 


Bis auf die kurze Unterbrechung in den beiden ersten Viertel- 
jahren des Jahres 1925 mit ihren ungewöhnlich hohen Roggen- 
preisen standen die Kohlenpreise ungefähr bis Ende 1926 in einem 
ungünstigen Verhältnis zum Haupterzeugnis der polnischen Land- 
wirtschaft, zum Roggen. Es muß dabei bemerkt werden, daß das 
Kohlenkonto der Landwirtschaft nicht in demselben Maße belastet 
wurde. In.der Zeit des ungünstigsten Verhältnisses wurde der 
Verbrauch stark verringert. Holz, Torf, auch Stroh wurden zum 
Ersatz der Kohle herangezogen und die Benutzung der Kohle auf 
das Allernotwendigste beschränkt. Man darf bei einer Betrachtung 
derartiger Preisverhältnisse im allgemeinen nie vergessen, daß sich 
aus ihrer Änderung auch alsbald Änderungen im Verbrauch der 
Erzeugungsmittel ergeben. Wer das übersieht, kann rein theo- 
retisch zwar ausrechnen, in den Jahren nach dem Kriege, in denen 
die Beziehung zwischen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
Produktionsmitteln am ungünstigsten war, hätte jedes Gut mit 
Verlust arbeiten müssen, die Güter, wenn man den falschen Stand- 
punkt einer Ertragstaxe einnimmt, also fast wertlos geworden 
seien. In Wirklichkeit hat es auch in diesen schlechtesten Zeiten 
in Polen Landwirte gegeben, die verhältnismäßig hohe Reinerträge 
herauswirtschafteten. Die große Mehrheit der Landwirte hat unter 
der Ungunst des Preisverhältnisses zwar gelitten, aber im allge- 
meinen nicht in dem theoretisch errechenbaren Maße. Das Preis- 
verhältnis zum Eisen entwickelte sich erheblich günstiger als zur 
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Kohle. 1 t Stabeisen kostete im Jahre 1914 ab Grube dem kongreß- 
polnischen Landwirt 16,4 dz Roggen, den Posener 12,4. 


Im Jahre 1924 kostete 1 t Stabeisen 15 dz ab Grube 
„ ”„ 1925 ?? | t + 99 8,7 „ „ > 
9) ) 1926 99 l t 9) 7,9 29 7? ,’ 
7? 9 1927 9 | t 2? 7,3 ”» 39 ” 


Die Preise fiir Eisen haben demnach, gemessen an der Kauf- 
kraft der landwirtschaftlichen Produkte, einen ziemlich starken 
Riickgang erfahren. Dem Verhaltnis der Eisenpreise sind die Ma- 
schinenpreise nicht ganz gefolgt. 


Die Preisentwicklung der landwirtschaftlichen Maschinen und 
Geräte ersehen wir aus Anlagen 15. Aus der Tabelle geht auch die 
starke Verteuerung durch die Zölle für Maschinen deutscher Herkunft 
hervor. Mit der Aufwertung der Zölle, die am 15. März 1928 eintrat 
und eine weitere Erhöhung derselben bedeutet, wird der Preis- 
unterschied zwischen Maschinen ausländischer und inländischer 
Herkunft noch größer. Anlage 14 und 16 zeigen das Verhältnis 
zu 1914 und zum Roggen. Der Goldindex für landwirtschaftliche 
Maschinen und Fertigwaren aus Eisen weist noch bis in das Jahr 
1928 hinein eine starke Steigerung auf. Nur einzelne Waren polni- 
scher Herstellung sind schlechthin billiger als 1914. Das Verhältnis 
zwischen Roggenpreis und dem Preise für Maschinen und Geräte 
zeigt ein günstigeres Bild. Bis 1926 mußte im Gegensatz zu der 
Entwicklung der Eisenpreise sowohl der kongreBpolnische wie der 
Posener Landwirt durchschnittlich erheblich mehr Roggen als 
Entgelt für den Maschinenbestand ausgeben als 1914. Seit 1927 
beginnt die Lage besser zu werden. Der zulässige Maschinen- und 
Geräteaufwand wird also größer. Die Entwicklung der Kunst- 
düngerpreise ist in Anlage 17 nachgewiesen. Der Goldindex zeigt 
durchschnittlich eine Steigerung gegenüber der Vorkriegszeit, nur 
schwefelsaures Ammoniak ist seit Anfang 1926 und Thomasmehl 
seit Ende 1927 billiger als im Jahre 1914. Die Stickstoffdünge- 
mittel ausländischer Herkunft sind am stärksten im Preise gestiegen, 
zumal auf ihnen hohe Frachtspesen und gewisse Zollbeträge liegen. 
Einen wertvolleren Gradmesser für die Änderung, die sich aus der 
Preisentwicklung des Kunstdüngers in bezug auf den zulässigen 
Düngeraufwand ergibt, liefert Anlage 18. Hier sind die polnischen 
Kunstdtingerpreise mit den Preisen der polnischen Hauptgetreide- 
frucht, des Roggens, in Vergleich gesetzt. Der Roggenindex betrifft 
nur Posener Verhältnisse, denn diese Wojewodschaft ist zusammen 
mit Pommerellen der Hauptverbraucher des Kunstdüngers. Für 
die anderen Gebietsteile ergibt sich naturgemäß ein weit günstigeres 
Verhältnis dem Friedensstande gegenüber, da in ihnen der Roggen- 
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preis um zirka 24%, geringer war als in Posen. Wir sehen aus der 
Zusammenstellung, daß mit Ausnahme des I. Halbjahres 1925, 
das sehr hohe Roggenpreise brachte, bis Ende 1926 die Düngemittel 
im Verhältnis zum Getreide erheblich teurer waren. Von Anfang 
1927 an wird das Bild günstiger. Verhältnismäßig teurer geblieben 
sind nur Chilesalpeter und Kalisalz. Bei dem Kali nimmt das an 
sich Wunder, da Polen selbst Kalierzeuger ist, aber die polnische 
Förderung reicht für den eigenen Bedarf noch nicht aus. Polen 
lieferte bisher auch überwiegend niedrigprozentige Kainite, die 
sich infolge der hohen Frachten für die Westgebiete teurer stellen 
und wegen ihrer Nebensalze nicht gern gekauft werden, so daß 
bisher starke Einfuhr von deutschen hochprozentigen Salzen 
stattfand. Die letzteren aber weisen gegenüber 1914 für Deutsch- 
land eine Steigerung von 15,6%, auf, wozu für Polen die hohen 
Frachtkosten und die Grenzspesen kommen. In Spalte 8 der 
Anlage 18 finden wir den Roggenindex für den Durchschnitt aller 
Düngemittel. Derselbe ist nach dem polnischen Verbrauch, wie er 
sich aus den Zahlen der amtlichen Statistik ergibt, errechnet worden. 
Im Jahre 1926 verbrauchte Polen 45% phosphorsäurehaltige, 
32%, kalihaltige und 23%, stickstoffhaltige Düngemittel. Die 
Phosphorsäure wird im Durchschnitt der Jahre ziemlich gleich- 
mäßig von Superphosphat und Thomasmehl geliefert. Von den 
stickstoffhaltigen Düngemitteln werden etwa 66% Kalkstickstoff 
und Ammoniak, die eine ähnliche Preisbildung aufweisen, und 
etwa 33° Chile- und Norgesalpeter verwandt. Kleinere Differenzen 
im Jahresverbrauch der einzelnen Sorten bleiben auf das Gesamt- 
ergebnis ohne nennenswerten Einfluß. Am ungünstigsten war 
das Verhältnis zwischen Kunstdünger und Produktenpreis Anfang 
1924 zur Zeit der Stabilisirung des Złoty. Seit Anfang 1927 ist der 
Kunstdünger durchschnittlich im Verhältnis zu dem Roggenpreise 
billiger als 1914, der zulässige Düngeraufwand also größer. 

Die Preise der Futtermittel sind in Polen gegenüber 1914 
erheblich in die Höhe gegangen, und zwar weit mehr als die Ge- 
treidepreise. In Anlage 19 ist der Goldindex für Posen errechnet, 
Der für die ehemals russischen Gebiete ist noch weit höher, da die 
Futtermittel in Rußland bedeutend billiger waren als in Deutsch- 
land. Die Ursachen dieser Preissteigerung sind verschiedener Natur. 
Erstens sind die Weltmarktsprise gegen 1914 gestiegen, zweitens 
besteht für Kleie in Polen Ausfuhrfreiheit— die Kontingentierung 
der Kleieausfuhr seit Mitte 1927 ist wirkungslos, da das Ausfuhr- 
kontingent viel zu hoch ist — während das Getreide, wie festge- 
stellt wurde, meistens einem Ausfuhrverbot unterliegt. Der hohe 
Bedarf des auf Vieherzeugung stark eingestellten Deutschen Reiches 
an Kleie bewirkte, daß in Polen mitunter der Kleiepreis den Roggen- 
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preis erreichte, z. B. im Juli 1925. An eiweißhaltigen Futtermitteln 
erzeugt Polen nicht so viel, daß der eigene Bedarf befriedigt wird. 
Die Eigenproduktion erstreckt sich nur auf Lein- und Rapskuchen. 
Seit Ende 1925 wird in steigendem Maße Sonnenblumenkuchen 
hauptsächlich aus Rumänien eingeführt, für den naturgemäß die 
Weltmarktpreise gezahlt werden müssen. Baumwollsaatmehl, 
Erdnußkuchen und Sojaschrot sind in einigermaßen bemerkens- 
werten Mengen erst seit dem Jahre 1927 eingeführt worden. Deutsch- 
land bildet den Zwischenmarkt. Die Preise für diese Futtermittel 
liegen daher noch über der Höhe der deutschen. Im Jahre 1927 
wurden nach Polen außer 137 000 t Mais über 49 000 t Futtermittel 
eingeführt, überwiegend Ölkuchen. Dazu kommt eine Einfuhr von 
125 300 t Ölsaaten, deren Rückstände nach Verarbeitung gleichfails 
von der Landwirtschaft verfüttert werden. Für alle diese Futter- 
mittel sind die Weltmarktpreise maßgebend. Als Ende 1925 und 
Anfang 1926 die zweite Geldentwertung einsetzte, der die Getreide- 
preise nur im Abstande folgten, die Viehpreise gleichfalls, blieben 
die Futtermittel ausländischer Herkunft verhältnismäßig sehr hoch 
im Preise. Ein staatlicher Versuch, durch Verbilligung der Futter- 
mittel die langsam sinkende Rentabilität der Viehzucht zu heben, 
ist nicht gemacht worden. Obgleich Polen ein Bauernland, die 
Viehhaltung der wichtigste Produktionsfaktor im Kleinbetriebe 
ist und alle staatlichen Maßnahmen darauf hinzielen, diesen Bauern- 
stand noch zu vermehren, ist der Einfluß der Großmühlen in War- 
schau größer als die Rücksichtnahme auf landwirtschaftliche 
Belange. 

In Anlage 19 sind die Milch-, sowohl wie Futtermittelpreise 
zusammmengestellt und zwar für die 7 Wintermonate Oktober bis 
April. Eine Erhebung des Jahresdurchschnittes hatte ein falsches 
Bild ergeben. Die Spannung der Milchpreise zwischen Sommer und 
Winter ist in Polen sehr groß, auch findet im allgemeinen Landes- 
durchschnitt eine Kraftfuttergabe nur in den genannten 7 Monaten 
statt, sowohl an Milch- wie Mastvieh. Die Kraftfutterpreise, 
insbesondere die Kleiepreise, sind im Sommer aber nur wenig 
niedriger als im Winter. Im Gegenteil, die Kleiepreise sind häufig 
in den Monaten Juni- Juli am höchsten. Es hätten bei Berück- 
sichtigung der Sommermonate also die hohen Kraftfutterpreise 
des Sommers den niedrigen sommerlichen Milchpreisen gegenüber- 
gestanden, trotzdem in dieser Zeit, wie gesagt, Kraftfutter an 
Rindvieh kaum verfüttert wird. Für die Berechnung des Durch- 
schnittspreises der Kraftfuttermittel ist berücksichtigt worden, 
daß im allgemeinen die Kraftfutterzusammensetzung aus 50% 
Kleie, bzw. Getreide und 50% Kuchen zu bestehen pflegt. Von 
letzterem finden Lein-, Raps- und Sonnenblumenkuchen eine 


Die Entwicklung der Posener Landwirtschaft seit 1919. 73 


gleichmaBige Beachtung. Der Verbrauch an anderen Kuchenarten 
fällt zahlenmäßig zu wenig ins Gewicht, um eine Berücksichtigung 
bei der Durchschnittsberechnung notwendig zu machen. Bei den 
Milchpreisen sind die durchschnittlichen Erzeugerpreise der 
Provinz Posen einschließlich Magermilchrückgabe berechnet worden. 
Die Ermittlung ist privaten Ursprungs, weil eine amtliche nur 
den Jahresdurchschnitt feststellt und Fehlerquellen zu enthalten 
scheint. Aus der Zusammenstellung geht hervor, daß bis Ende 1925, 
dem Zeitpunkt, bis zu dem Polen keine nennenswerte Übererzeugung 
an Milch und Butter aufwies, die Steigerung der Milchpreise stärker 
war als die der Kraftfutterpreise. Der zulässige Futteraufwand 
stieg demnach. Seit Anfang 1926 wird das Verhältnis zwischen 
Kraftfutter und Milchpreisen immer ungünstiger. Anfang 1928, in 
den sonst teuersten Wintermonaten Januar und Februar, sind die 
Milchpreise nur noch 15% über Friedenssatz, die Kraftfutterpreise 
aber bereits 37°, darüber. 

Der Index der Baukosten ist aus der verfügbaren Zusammen- 
stellung leider nicht zu erschen. Für die Jahre 1924 und 1925 ist 
in der amtlichen Aufstellung der Index von Baustoffen angegeben, 
und zwar mit 82,1 bzw. 87,8 Eine Berechnung der gesamten Bau- 
kosten, wie sie in dem Statistischen Jahrbuch für das Deutsche 
Reich durchgeführt ist, bringt die polnische Statistik nicht. Eine 
ungefähre Berechnnug der Baukosten durch fachmannische Hand 
ergibt für Posen im Jahre 1924 einen Index von 90, 1925 von 100, 
1926 von 110, 1927 von 130—150 und 1928 von 180—200, alles für 
landwirtschaftliche Bauten berechnet. Die Neigung zur Steigerung 
der Baukosten ist jedenfalls sehr bedeutend. Die Bauten sind im 
Verhältnis zu 1914 erheblich teurer geworden, im Vergleich zu den 
Produktenpreisen ebenfalls. 

In den einzelnen polnischen Landesteilen mußte sich die 
Beziehung zwischen Baukosten und Produktenpreisen naturgemäß 
verschieden gestalten. Nach der Statistik sind von den landwirt- 
schaftlichen Gebäuden in den ehemals preußischen Landesteilen 
etwa 90%, Massivbauten, in den zentralen Provinzen 15°, in den 
Ostgebieten 4%. In den Gebieten jenseits der Prosna ist die Ver- 
zinsung des Gebäudekapitals zwar erheblich niedriger, weil die 
Bauten sehr viel billiger sind. Aber diese Verzinsung spielt bei den 
Bauten, die vor der Inflation entstanden sind, keine Rolle mehr, 
da durch letztere gewissermaßen eine fast völlige Abschreibung 
des Gebäudekapitals erfolgt ist. Wichtiger ist die Tatsache, daß 
die Amortisation der Gebäude um so höher wird, je weniger ,,baulich 
ewige‘‘ Bestandteile die Gebäude aufweisen. In dieser Beziehung 
stehen die Westgebiete verhältnismäßig günstig da. Auch ist die 

nderung der Betriebsverhältnisse nicht so einschneidend gewesen, 
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daß dadurch wesentliche Teile des Gebäudeinventars entwertet 
worden wären. Die Westgebiete haben unter der Steigerung der 
Baukosten verhältnismäßig weniger zu leiden als die anderen. 
Neubauten erfolgen seit 1924 im allgemeinen nur in bäuerlichen 
Betrieben. Im Großbetriebe sorgt schon die Agrarreform für 
möglichste Einschränkung der Bautätigkeiten. Eine gewisse Mehr- 
belastung ergibt sich für den Großbetrieb hauptsächlich durch die 
Mehrausgaben für den Unterhalt der Gebäude. Aber die gesamten 
Ausgaben der Großbetriebe für Unterhalt der Baulichkeiten und 
Grundverbesserungen betragen nach der Aufstellung der Labura 
in Posen nur 2,65% der Gesamtausgaben, gegen 2,429, in der 
Vorkriegszeit, so daß in den Westgebieten der Einfluß der gestie- 
genen Baukosten tatsächlich wenig ins Gewicht fällt. Man sieht 
jedenfalls aus diesem Beispiel wieder, daß die Index- und die auf 
ihnen aufgebauten Einträglichkeitsberechnungen nicht schematisch 
verwertet werden dürfen. 


Eine weit stärkere Berücksichtigung verlangt das Verhältnis 
zwischen Produktenpreisen und dem Preis der menschlichen Arbeit. 
Gehalt und Löhne betrugen vor 1914 in den Posener GroBbe- 
trieben durchschnittlich etwa 28% der gesamten Wirtschafts- 
ausgaben, 1924/25 34,5%, 1925/26 30,82%. Innerhalb der einzelnen 


sO? 


Betriebe sind die Schwankungen selbstverständlich, je nach der 
Anbauintensität, recht erheblich. So schwankten die Ausgaben 
für Gehalt und Löhne im Jahre 1925/26 bei 51 Gütern zwischen 
15,6 und 53,4% der Gesamtausgaben, Die Löhne der einzelnen 
Landarbeitergattungen betrugen in der Wojewodschaft Posen 
folgende Mengen Roggen pro Tag in kg (das Jahr zählt vom 1. 4. 
bis 31. 3.) 


Jahre nn ler 16-18} chen | 18-21 über 
. | über. 1 j. 
Je ilig T. J 21 J 
1914 12 13,75 | 5 4,40 10,25 | 12 
1923/24 13 10 3 4.00 | 6 5,25 | 7,5 


1924/25 16,75 | 13,70 | 4,05 | 5,45 | 6,25 | 7,50 | 10,85 
1925/26 16,7 12,25 | 3,6 5,15 | 5,8 6,70 | 9,15 
1926/27 13,4 10,9 3,75 15,2 15,751 6,60 | 8,85 


Wir sehen aus dieser Zusammenstellung, daß zwei Arten land- 
wirtschaftlicher Arbeiter im Verhältnis höher bezahlt werden als 
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früher, die Deputanten und die Scharwerker der II. Kategorie. 
Die Deputanten umfassen in Polen etwa 80%, der verheirateten 
männlichen Jahresarbeiter, darum wirkt die Lohnerhöhung gerade 
dieser Kategorie sehr steigernd auf den Gesamtaufwand. Dasselbe 
ist bei Kategorie 1]. der Fall, die die Mädchen über 16 und die 
Burschen von 16 bis 18 Jahren enthält. Die ersteren stellen den 
Hauptteil der Rübenarbeiter dar und bilden den größten Teil der 
Scharwerker. In Pommerellen sind die Sätze fast gleich, in KongreB- 
polen und Galizien werden die niedrigen Löhne und Deputate zum 
Teil durch höhere Viehhaltung ausgeglichen. Man kann heute für 
ganz Polen von ziemlich einheitlichen Landarbeiterlöhnen sprechen. 
Da in Kongreßpolen die Löhne vor dem Kriege erheblich niedriger 
waren als in Posen-Westpreußen, ist die bezügliche Lohnsteigerung 
in den ehemals russischen und österreichischen Gebieten am stärk- 
sten. Nach Aereboe haben wir es in der Landwirtschaft erst dann 
mit einer wirklichen Lohnsteigerung zu tun, wenn eine Steigerung 
der Löhne nicht durch erhöhte Roherträge ausgeglichen wird. 
Die durchschnittlichen Hektarerträge der Wojewodschaft Posen 
betragen in dz 


Kar- 
toffeln 


1910/13 21,98 | 18,07 21,46 | 19,78 | 151,81 284,96 
1924/27 18,90 | 15,10 18,70 19,30 | 146,00 f 240,00 
1910/13 | 100 100 100 100 100 100 
1924/27 86 84 87 97 96 84 


Es ist also das Gegenteil der Fall. Mit der Lohnsteigerung ist 
ein durchschnittlicher Rückgang der Hektarerträge erfolgt. Ebenso 
ist ein Rückgang der Arbeitszeit eingetreten und infolge des Mieter- 
schutzgesetzes, wie oben erwähnt, auch ein Rückgang in der Arbeits- 
leistung. Bei Berücksichtigung dieser Tatsachen erscheint die 
gesamte Lohnsteigerung noch höher. 

Die größte Ungunst des.Verhältnisses zwischen Löhnen und 
Produktenpreisen bestand im Jahre 1925/26 kurz nach Festlegung 
des Zioty. Seitdem sehen wir ein langsames Absinken der Löhne 
im Verhältnis zum Roggen, hervorgerufen durch den Rückgang 
der Kohlenpreise, die einen wesentlichen Teil der Naturalbezüge 
ausmachen, und durch die Verschiebung der Beziehung zwischen 
Roggenpreisen und den Preisen der anderen Deputatwerte. Der 
ungünstige Einfluß der Verkürzung der Arbeitszeit ist insofern 
noch etwas abgeschwächt, als die Verkürzung hauptsächlich auf 
die Wintermonate verlegt wurde. Im Dezember- Januar ist die 
reine Arbeitszeit bis auf 6 1⁄4 Stunden pro Tag eingeschränkt. 


Zucker- 
rüben 


Weizen Gerste | Hafer 
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Noch ist die Frage zu erörtern, inwieweit sich die Leistung 
des Arbeiters in den einzelnen polnischen Gebietsteilen verändert 
hat. Der polnische Landarbeiter ist im allgemeinen fleißig und 
arbeitswillig. Um marxistische Gedanken kümmert er sich im 
Westen nicht allzusehr, wenn er auch hin und wieder bei ge- 
schickter Bearbeitung unter den Einfluß sozialistischer Führer 
gerät. Im ehemaligen Kongreßpolen, in Galizien und in den Ost- 
gebieten neigt auch der Landarbeiter stärker kommunistischen 
Gedanken zu. Hier wirkt wesentlich mit, daß auch ein großer Teil 
der Kleinbauernschaft dieser Gebiete sehr stark linkssozialistisch 
eingestellt ist. Die Agrarreform hat diese Neigung verstärkt bzw. 
geweckt. Die soziale Spannung in den Gebieten jenseits der ehe- 
maligen Grenze’ ist auf dem Lande erheblich größer als in den 
Westgebieten, so groß jedenfalls, daß sie in den Gutsarbeiterkreisen 
eine erhebliche Einschränkung der Arbeitswilligkeit bedingt. Der 
Landarbeiter des Westens ist dem der anderen Gebiete noch aus 
anderen Gründen überlegen. Er besitzt einen durchschnittlich weit 
höheren Grad der Volksbildung, verfügt daher über eine größere 
geistige Beweglichkeit. Darum läßt er sich weit mehr zur Hand- 
habung von verwickelten Maschinen heranziehen, zur Pflege 
hochwertigen Zuchtvichs bei individueller Fütterung und zu manch 
anderer Qualitätstarbeit. Der Landarbeiter des Westens besitzt dem- 
entsprechend auch eine erheblich höhere Lebenshaltung, vor allem, 
was Wohnung und Kleidung anbetrifft. Um sie einnehmen zu 
können, ist seine Bereitwilligkeit, durch Akkord- oder Prämien- 
arbeit das Einkommen zu erhöhen, weit größer als im Osten. 


Die höheren Löhne bei durchschnittlich geringerer Arbeits- 
leistung haben den gesamten Lohnaufwand gegenüber der Zeit vor 
1914 erheblich ansteigen lassen. Im Jahre 1924/25 betrug die 
Steigerung für den Großbetrieb der Provinz Posen fast 50%, im 
Jahre 1925/26 etwa25%,. Im letzteren Jahre sprach für den Rück- 
gang der bezüglich niedrige Preisstand des Roggens im Verhältnis 
zu den anderen Produktenpreisen mit. Die Lohnhöhe richtet sich 
stark nach den Roggenpreisen. Auch die Barlöhne werden nach dem 
Roggenpreis berechnet. Eine Besserung in dem Verhältnis des 
Gesamtlohnaufwandes zu den anderen Ausgaben ist im Laufe der 
letzten Zeit zu beobachten. Je nach der Geschicklichkeit des 
Betriebsleiters findet einmal eine rationelle Ausnutzung der Arbei- 
terschaft statt, die teueren Kategorien werden durch billigere 
ersetzt, die menschliche Arbeit durch Maschinenverwendung 
verbilligt. Je nach der persönlichen Fähigkeit schwanken daher 
in Betrieben, die in bezug auf Boden, Anbauverhältnis und andere 
Momente sehr ähnlich sind, die Lohnausgaben um 25 bis 30%. 
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Der Preis der tierischen Arbeit ist abhangig von den Preisen 
des Zugviehs und der Futtermittel. Pferde sind gegen 1914 in 
Polen etwa um 50% im Preise gefallen. Hohe Pferdepreise gab es 
nur kurze Zeit nach Beendigung des Weltkrieges und kurz nach 
der ersten Sanierung der Währung. Es ist vorläufig kaum eine 
ernstliche Tendenz wahrzunehmen, als ob die Pferdepreise dem 
Stand der übrigen Produktenpreise folgen. Die polnische Regie- 
rung hält aus militärischen Gründen an der Zucht des leichten 
Pferdes fest und verhindert trotz aller Bedürfnisse der technisch 
hochstehenden Landwirte im preußischen Teilgebiet die Einfuhr 
deutscher Kaltblüter. Dabei geht der Bedarf an Pferden in den sie 
einführenden Ländern immer stärker in der Richtung, daß schwere 
Pferde gesucht werden. Der Preisunterschied zwischen einem 
leichten und einem schweren Arbeitspferde beträgt heute in Polen 
200% und mehr. Für den Unterhalt des Zugviehs, das ist in Polen 
vornehmlich der des Pferdes, da die Ochsenhaltung bei den viel 
höheren Preisen der Ochsen auch in Westpolen stark zurück- 
gegangen ist, sind die Kosten nicht allein nach den Haferpreisen 
zu berechnen. Man ist in den technisch hochstehenden Betrieben, 
besonders Westpolens, sehr viel dazu übergegangen, das Pferd mit 
Kartoffeln, Luzerne, Rotklee unter Einschränkung der Hafergaben 
zu ernähren. Der Unterhalt des Zugviehs ist im alllgemeinen 
billiger als vor 1914, der zulässige Gespannaufwand größer, zumal 
Tilgung und Verzinsung des Pferdekapitals erheblich geringer 
geworden sind. 

So ergibt sich für das Preisverhältnis als einen der wichtigsten 
Faktoren für die Organisation der Landwirtschaft folgendes Ge- 
samtbild: Die Preisspannung, die nach 1924 zwischen Gewerbe- 
und Agrarerzeugnissen zu Ungunsten der letzteren bestand, hat sich 
ständig zu deren Gunsten verändert. Die Regierungsmaßnahmen 
haben in allen Getreideüberschußjahren Polens bewirkt, daß die 
Getreidepreise erheblich unter den Weltmarktpreisen blieben, nur 
in Einfuhrjahren überstiegen sie dieselben um den durchschnitt- 
lichen Betrag der Fracht- und Handelskosten Amerika-Polen. 
Die Preise für landwirtschaftlicha Erzeugnisse pflanzlichen Ur- 
sprungs lagen in guten Erntejahren häufig unter dem Friedens- 
stande, zeigen aber steigende Richtung. Innerhalb der Erzeugnisse 
pflanzlichen Ursprungs weisen Weizen und Zuckerrüben ein ver- 
hältnismäßig günstiges Verhältnis auf. Die Preise tierischen Ur- 
sprungs haben gegenüber den pflanzlichen im Vergleich zu 1914 
eine günstigere Preisbeziehung. Eine stärkere Viehhaltung lag also 
bisher im Interesse der landwirtschaftlichen Organisation. Die 
neueste Entwicklung geht allerdings in entgegengesetzter Richtung. 
Unter den Erzeugnissen tierischen Ursprungs haben sich die Preise 
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für Vieherzeugnisse erheblich günstiger gestaltet als die Fleisch- 
preise. Die Gewinnung von Milch, Butter und Eiern hatte also 
gegenüber der Fleischproduktion an Einträglichkeit gewonnen. 
Die landwirtschaftlichen Erzeugungsmittel waren gegen 1914 er- 
heblich teurer, zeigen aber stetig sinkende Richtung. Im Verhältnis 
zur gleichen Menge landwirtschaftlicher Erzeugnisse sind die all- 
mählich billiger geworden. Daher ist der zulässige Aufwand an 
Kunstdünger, Kohlen, Eisen und Maschinen im Jahre 1928 erheblich 
größer als 1924, in einzelnen Erzeugnissen sogar als 1914. Der 
Preis der menschlichen Arbeit ist höher als 1914, doch besteht die 
Neigung, daß die bisherige Ungunst in der Beziehung zwischen 
Lohnaufwand und Produktenpreisen günstiger wird, zumal die 
Intensität der Betriebe zunimmt und damit auch die Roherträge 
wachsen. Die tierische Arbeit ist in ihrem Verhältnis zu den Pro- 
duktenpreisen billiger als je. 


5. Die Betriebsintensitat der Landwirtschaft in den 
einzelnen Gebieten des Staates. 


a) DasAnbauverhältnis. 


In den bisherigen Ausführungen wurde eine Übersicht über 
die Grundbedingungen gegeben, die maßgebend sind für die Be- 
triebsintensität der polnischen Landwirtschaft. Nunmehr erwächst 
die Aufgabe, die Unterschiede in der Betriebsintensität der ein- 
zelnen Gebietsteile zu untersuchen. 

Einen starken Ausdruck findet die Betriebsintensität der Land- 
wirtschaft im Anbauverhältnis der verschiedenen Feldfrüchte. 
Von denrund 18 000 000 ha, die die polnische Aufstellung als Acker- 
land bezeichnet, waren 1909—13 14 281 000 ha mit den Früchten 
bestellt, die in Anlage 20 angegeben sind. Im Jahre 1923/24 betrug 
die Anbaufläche 91,2% der Friedensfläche, 1924/25 — 94,89%, 
1925/26 — 94,3%, 1926/27 — 96,3%. Der Vorkriegsstand ist also 
noch nicht erreicht, wenn sich auch die Anbaufläche sichtlich dem 
Friedensstande nähert. Anlage 20 gibt ferner ein Bild von den 
absoluten Flächen, die mit den einzelnen Fruchtarten bestellt sind, 
und zeigt das Verhältnis der Fruchtarten zueinander. Bei einer 
Betrachtung des polnischen Anbauverhältnisses fallen verschie- 
dene Tatsachen auf. Trotz der erheblich günstiger gewordenen 
Beziehung des Weizenpreises zum Roggenpreise ist ein Rückgang 
des Weizenanbaus zugunsten des Roggenbaus erfolgt. Gegen 
1903/13 ist im Jahre 1926/27 der Weizenbau um 19%, der Roggen- 
anbau um nur 5% gefallen, und zwar betrifft dieser Rückgang alle 
Wojewodschaften bis auf zwei hinsichtlich des Weizenanbaus un- 
bedeutende Gebiete, die Wojewodschaften Lodz und Schlesien, in 
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denen der Weizenanbau etwas zugenommen hat. Die starksten 
Rückgänge weisen die nördlichen Gebiete auf, so Biatystok um 
35%, Nowogródek um 38°, Wilna 60%, und Polesien um 27%. Die 
Gebiete sind dem Weizenbau an sich klimatisch nicht sehr günstig, 
aber auch in den fruchtbaren Wojewodschaften mit eigentlichen 
Weizenböden und günstigem Weizenklima, wie Wolhynien, Sta- 
nislau und Tarnopol, weisen einen Rückgang zwischen 20 und 30°; 
auf. Es mag diese Tatsache mit der Agrarreform und der Verar- 
mung der Böden durch den Krieg zusammenhängen. Der Weizen 
ist in bezug auf Düngung und Bodenbearbeitung anspruchsvoller 
und auf allen nicht ausgesprochenen Weizenböden unsicherer als 
der Roggen. Während im Vergleich zum Zeitraume von 1909/13 
die Roggenernten der Erntejahre 1922/26 gleich hoch geblieben sind, 
gingen die Weizenerträge je ha um 6%, zurück. Die Agrarreforın, 
die bis 1927 über eine Million ha dem Großbetriebe entzogen und 
in naturwirtschaftliche Kleinbetriebe übergeführt hat, hat insofern 
eroßen Einfluß auf den relativen Rückgang des Weizenanbaus, 
als der naturwirtschaftlich eingestellte Bauer in hohen Weizen- 
preisen keinen Anreiz zu vermehrtem Anbau findet, da er ja sowieso 
meist kein Brotgetreide verkauft und den mehr sicheren, für einfache 
Produktions- und Düngungsverhältnisse mehr geeigneten Roggen- 
anbau vorzieht. Rumänien ist ein Schulbeispiel dafür, wie sehr 
trotz Verbesserung der Preisbeziehung die Agrarreform einem ver- 
mehrten Anbau der teurer gewordenen Feldfrüchte entgegenzu- 
wirken vermag, solange der Bauer nicht kapitalistisch denkt. Der 
Weizenanbau ist dort im Verhältnis zum Mais- und Sominergetreide- 
anbau, die der Selbstversorgung der Bevölkerung dienen, enorm 
zurückgegangen. Fiel in der Nachkriegszeit der gesamte Brot- 
getreideanbau gegenüber der Vorkriegszeit von 45,1%% auf 43,8", 
so ist der Anbau von Hafer und Gerste von 28°% auf 28,196 gestiegen. 
Die Steigerung ist zwar unbedeutend, aber die Beziehung zum Brot- 
getreideanbau zeigt, daß der Einfluß des besseren Preisverhältnisses 
für Vieherzeugnisse sich in einer Erhöhung der Anbaufläche von 
Futtergetreide im Verhältnis zum Brotgetreide ausgewirkt hat. 
Auch nach einer anderen Seite hin mag der Rückgang im Weizen- 
bau mit der Agrarreform zusammenhängen. Die Aufstellung zeigt, 
daß der Sommerungsanbau um so größer wird, je schwerer der Boden, 
je niederschlagsreicher das Klima ist und je stärker schließlich das 
Land in Kleinbetrieben bewirtschaftet wird. Aus Anlage 21 geht 
die Beziehung zwischen dem Anbau von Winterung, Weizen und 
Roggen und Sommerung, Hafer und Gerste, hervor. Die Zusam- 
menstellung zeigt zugleich die Entwicklung dieses Verhältnisses 
zwischen 1909/13 und 1926/27 in den einzelnen Wojewodschaften. 
Die niederschlagsreichsten Gegenden Südpolens, die zugleich am 
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reichsten an Kleingrundbesitz sind, weisen den starksten Sommerungs- 
bau auf, zugleich auch die größte Vermehrung desselben zuungun- 
sten des Brotgetreideanbaus. Es folgen die nördlichen Wojewod- 
schaften, während den geringsten Sommerungsanbau die im Trocken- 
gebiete Polens liegenden Wojewodschaften haben, die aber auch 
zugleich den verhältnismäßig größten Anteil an landwirtschaft- 
lichen Großbetrieben aufweisen. In den südlichen Wojewodschaften 
ist die Pflugarbeit im Herbste häufig wegen der Härte des Bodens 
mit den schwachen Pferden des Kleinbetriebes nicht zu bewältigen, 
erst nach Durchfrieren des Bodens ermöglicht das Frühjahr die 
Pflugarbeit. Je mehr also der mit motorischer Kraft und stärkeren 
Pferden ausgestattete GroBbetrieb zurückgeht, desto stärker muß 
sich auch das Anbauverhältnis verschieben, Ein ähnlicher Grund 
mag dafür maßgebend sein, daß der Anbau von Hirse um 50% 
und der von Mais um 20% ’ gestiegen ist, trotzdem die Preisbeziehung, 
die Höhe der Weizenpreise, diese Steigerung nicht rechtfertigen. 

Der Anbau von Gerste ist in den östlichen Wojewodschaften 
zugunsten des Hafers gefallen. Das hängt mit dem in diesen Ge- 
bieten sehr starken Rückgang des Brennereigewerbes zusammen. 
Als Viehfutter ist der Hafer besser geeignet und im Anbau anspruchs- 
loser an leichtlöslichen Bodennährstoffen. In allen anderen Woje- 
wodschaften ist der Gerstenanbau im Verhältnis gestiegen. In den 
südlichen Wojewodschaften hängt das damit zusammen, daß dort 
die Gerste als Graupe oder Mehl in umfangreichem Maße dem 
menschlichen Verbrauch dient, somit der Rückgang des Brotge- 
treideanbaus in seinen Folgen für die menschliche Ernährung durch 
den Gerstenanbau ausgeglichen wird. In den anderen Wojewod- 
schaften, vor allem den beiden ehemals preußischen, Posen und 
Pommerellen, spricht die Tatsache sehr stark mit, daß die Gersten- 
preise im Verhältnis zu den Haferpreisen gestiegen sind. Wie be- 
reits oben erwähnt, wird für die hervorragenden Braugerstenqua- 
litäten der Westgebiete ein um 20 bis 30% höherer Preis für die 
Ausfuhr erzielt, als die Durchschnittspreise Polens betragen. 

Der Anbau von Kartoffeln, Zucker- und Futterrüben hat so- 
wohl der Fläche wie auch nach dem prozentualen Anbauverhältnis 
nach stark zugenommen. In den Jahren 1909—13 wurden 18,9%, 
der Anbaufläche mit den genannten Hackfrüchten bestellt, 1927 
bereits 20%. Die Steigerung des Rübenanbaus ist unter den rüben- 
anbauenden Wojewodschaften am größten in Posen und Lodz, 
während in den Wojewodschaften, die am stärksten von der Agrar- 
reform betroffen sind, ein Rückgang erfolgt ist. Folgende Zusam- 
ınenstellung gibt ein Bild von dem Umfang, den im Jahre 1926/27 
die mit Zuckerrüben bestellte Fläche von der gesamten Anbaufläche, 
soweit sie in Ackernutzung steht, einnimmt. 
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In den einzelnen Wojewodschaften entfallen von der gesamten 
Anbauflache auf den Zuckerrübenanbau in %: 


Posen Zr. 3,77 v. H. 
Pommerellen ............. 1,97 ,, 
Warschau .............06. 1,92 _ ,, 
Wolhynien .............. 1,09 __,, 
LUDIM sense, 1,04 ,, 
L002 Gries en 0,88 ,, 
Lemberg ..5.3040850044: 0,54 ,, 
Kielce ass 0,51 „ 
Tarnopol u. 0,47 ,, 
Stanislaw sun 0,47 ,, 
Schlesien ............000- 0,36 ,, 
Krak ats a... 0,22 ,, 
Polesien .....cccececcuacs 0,04 ,, 
Bialystok |.24.<sicseeen news 0,02 


Nicht mit Unrecht gilt der Zuckerriibenbau als ein hervorragender 
Gradmesser der landwirtschaftlichen Betriebsintensitat. Wir sehen 
die in dieser Hinsicht überragende Stellung der Westgebiete, ins- 
besondere Posens. Aber selbst Pommerellen, das in bezug auf Klima 
und Bodenverhältnisse zu den wenigst günstigen Wojewodschaften 
gehört, übertrifft in der Ausdehnung des Rübenbaus noch alle an- 
deren. Der geringe Anteil der Ostgebiete sowie der Wejewodschaft 
Bialystok kann bei deren Kulturstand und den im allgemeinen un- 
günstigen Boden- und Klimaverhältnissen nicht Wunder nehmen, 
nur das mehr südlich gelegene, äußerst fruchtbare Wolhynien macht 
eine Ausnahme. Auffallend ist die sehr geringe Beteiligung Gali- 
ziens am polnischen Zuckerrübenbau. Dieses Land hat einen für 
den Rübenbau im allgemeinen sehr geeigneten Boden, ein gleich- 
falls günstiges Klima und die nächst den Westgebieten besten Ver- 
kehrverhaltnisse. Wenn trotzdem der Zuckerrübenbau solch ge- 
ringen Umfang einnimmt, so liegt die Ursache in der dem Rüben- 
bau ungünstigen Betriebsgrößenverteilung. Ein kulturell tiefste- 
hender Zwergbesitz baut Früchte, von deren direktem Verzehr er 
lebt. Der Rübenbau kann erst Eingang finden nach Hebung des 
Kulturstandes der Bevölkerung. Die Steigerung des Zuckerrüben- 
anbaus beträgt in der Wojewodschaft Posen im Jahre1926/27 gegen- 
über der Zeit von 1909—14 12,49,,, während in der von der Agrar- 
reform verhältnismäßig stark betroffenen Wojewodschaft Lublin 
in derselben Zeitspanne der Zuckerrübenbau um 30% zurückge- 
gangen ist. 


Die Kartoffelanbaufläche hat sich gegenüber 1909/13 am - 
stärksten in der Wojewodschaft Krakau vermehrt, wo sie um volle 
42%, gestiegen ist. Krakau ist durch den Vertrag von Versailles 
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zur Versorgerin des oberschlesischen Industriegebiets geworden, 
eine Rolle, die vorher die deutsche Provinz Schlesien spielte. Ge- 
stiegen ist die Anbauflache auch in Lemberg um 12%, Bialystok 
um 6%, Posen um 5%, Warschau um 4%. Die anderen Wojewod- 
schaften zeigen zum Teil nur eine geringe Zunahme oder auch eine 
Abnahme, die besonders im Osten sehr stark wird, in Polesien z. B. 
34% erreicht. In den Gebieten, die fiir den EBkartoffelverkauf oder 
die Gewerbekartoffelausfuhr frachtungünstig liegen, hat der Nieder- 
gang des Spiritusgewerbes einen Rückgang des Kartoffelanbaus 
hervorgerufen. Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen dem 
Anbauverhältnis der Kartoffeln und der Bevölkerungsdichte, wie 
folgende Zusammenstellung zeigt. 


Kartoffelanbau Bevölkerungs- 


Wojewodschaft in %, der An- 
baufläche dichte pro qkm 
Schlesien 32.5 actigaas ies 21,8 266 
L002 ra 17,1 118 
Kraka „4:44.40 2; 17,0 114 
Kjee- A 16,7 99 
POSEN rear 16,5 74 
Stanislau .............. 16,4 73 
Pommerellen ........... 14,0 75 
Lemberg ...n,u.00343%42 13,7 101 
Warschau ...........- M 13,7 72 
Eublinssesiss used 13,5 67 
Tarnopol ...........:.. 12,7 88 
Bialystok .............. 11,2 40 
Wilna oiro cae 22.0 8,7 35 
Wolhynien ........... ; 6,4 48 
Nowogrodek ........... 5,7 36 
Polesien 2.6505 oucs hee 5=& 5,4 21 


Nur Lemberg und Tarnopol unterbrechen etwas die RegelmaBigkeit 
der Kurve. Hier fallt der schwere Boden ins Gewicht, der die Ge- 
biete fiir den Kartoffelbau nicht in gleicher Weise brauchbar macht, 
wie die anderen, auBerdem die Tatsache, daB in den beiden Woje- 
wodschaften der Mais als Nahrungsmittel bereits eine größere Rolle 
spielt. 

Der Anbau von Futterrüben und Klee ist gegenüber der Vor- 
kriegszeit in Polen nur sehr wenig gestiegen, obgleich sich das Preis- 
verhältnis, wie erwähnt, stark zugunsten der Vieherzeugnisse ge- 
wandelt hat. Wenn man berücksichtigt, daß sich in der Wojewod- 
schaft Posen der Anbau von Futerrüben von 8 200 ha im Jahre 1912 


Die Entwicklung der Posener Landwirtschaft seit 1919. 83 


auf 23060 ha im Jahre 1926/27 vermehrt hat, dann ist im übrigen 
Polen sogar ein Rückgang des Futterrübenbaus erfolgt. Seine Aus- 
dehnung ist abhängig von der durchschnittlichen Intensität der 
Winterfütterung, vom Zuckerrüben- und Kartoffelbau und der Aus- 
dehnung des Brennereigewerbes. Eigentümlicherweise haben die 
Wojewodschaften mit dem größten Anteil an Kleingrundbesitz 
den verhältnismäßig geringsten Anteil am Futterrübenbau, so 
Krakau, Polesien, Stanislau und Lemberg. Den stärksten Futter- 
rübenbau hat neben Wolhynien, Pommerellen und Warschau die 
Wojewodschaft Posen, trotzdem die letztere zugleich das stärkst- 
entwickelte Brennereigewerbe aufweist. Die Ausdehnung des Futter- 
rübenbaus steht also in einem gewissen Zusammenhang mit der 
Intensität der Viehhaltung und der Kulturhöhe der Bauernbevöl- 
kerung. Zwergbesitz auf niedriger Kulturstufe führt einerseits eine 
sehr extensive Winterfütterung durch, andrerseits werden bei der 
Kleinheit der Betriebe überwiegend Früchte bestellt, von deren 
unmittelbarem Verzehr, wie oben erwähnt, der Landwirt lebt. Im 
Kleebau stehen die relativ viehreichsten Wojewodschaften mit ge- 
ringem Wiesenverhältnis an der Spitze, so Schlesien und Posen. 
Der Kleebau ist im allgemeinen in Polen nicht sehr ausgedehnt. 
Ein regelmäßiges Bild kann sich schon deshalb nicht ergeben, weil 
in den einzelnen Wojewodschaften die zahlreichen Weideservitute 
einen verschiedenartigen Einfluß auf die Notwendigkeit des Futter- 
baus ausüben, da der Umfang der Servitute in den einzelnen Ge- 
bieten sehr voneinander abweicht. 

"Trotzdem der Erbsenpreis sehr stark nach dem Kriege in die 
Höhe gegangen ist und sich für die Westgebiete sogar um 40 bis 
50% über dem Stand von 1914 zu halten pflegte, ist ein starker 
Rückgang von 2%, der Anbaufläche auf 1,1%, erfolgt. Die am mei- 
sten erbsenbauenden Wojewodschaften sind die drei nördlichen, 
Nowogrodek, Polesien, ferner Lublin und Tarnopol und schließlich 
die beiden ehemals preußischen, Posen und Pommerellen. Aber 
während in den anderen Wojewodschaften ein Rückgang des Erbsen- 
baues gegenüber 1914 erfolgt ist, stieg derselbe in Posen-Pomme- 
rellen um fast 70%, in Posen von etwa 8800 ha auf 14 800 ha. 
Die Ursache dürfte darin zu finden sein, daß, wie auch die polnische 
Preisaufstellung angibt, die Westgebiete für ihre hervorragenden 
Arten, zumal Erbsen nur in besonders guten Qualitäten ausfuhrfähig 
sind, etwa 50%, mehr erzielten als die anderen Wojewodschaften 
für ihre Landsorten. Auch diese Tatsache ist ein Beweis dafür, 
daß nur eine kulturell hochstehende, kapitalistisch eingestellte Land- 
wirtschaft imstande ist, Konjunkturen durch Änderung des An- 
bauverhältnisses auszunutzen. Dem naturalwirtschaftlich einge- 
stellten Kleinbauern jenseits der ehemaligen Grenze ist auch ein 
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hoher Erbsenpreis gleichgültig, da er, worauf mehrfach hingewiesen 
wurde, die Erzeugnisse seines Ackers fast ausschließlich für den 
eigenen Bedarf und den seiner Viehhaltung benötigt. ° 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Änderung des 
Preisverhältnisses in Polen auf das Anbauverhältnis nur geringen 
Einfluß ausgeübt hat. Trotz Anziehens der Weizenpreise ist der 
Roggenanbau stärker geworden, trotz relativ ungünstiger Kar- 
toffelpreise der Kartoffelanbau gestiegen. Obgleich der Erbsen- 
preis im Vergleich zu den anderen Produktenpreisen eine Steigerung 
‘ erfuhr, ging der Erbsenanbau zurück. Trotz hoher Vieh- und Vieh- 
produktenpreise wurde der Futterbau wenig vermehrt. Nur die 
Ausdehnung des Zuckerrübenbaus ist dem günstiger gewordenen 
Preisverhältnis gefolgt, weil er eine Domäne des Großbetriebes ist. 
Es zeigt sich, daß die Preisbeziehung ihren Einfluß auf das Anbau- 
verhältnis nur geltend machen kann, wenn mehrere Vorbedingungen 
erfüllt sind. Die Landwirtschaft ist ein Gewerbe, das in bezug auf 
seine Organisation und Betriebsführung mit Recht als konservativ 
gilt. Der Landwirt kann nicht in dem gleichen Maße wie ein Indu- 
strieller den Hebel herumwerfen und die Produktionsrichtung 
ändern, um kurzfristige Geschäftsaussichten auszunützen. Er hat 
nur einmal im Jahre Ertrag, setzt also auch nur einmal im Jahre 
um, so daß die Verzinsung einer größere Unkosten verursachenden 
Betriebsänderung niedrig sein und dem durch die Organisations- 
änderung zu erreichenden rechnerischen Vorteil angepaßt sein muß. 
Aber daß selbst kleinere Änderungen in der Organisation, wie die 
Anpassung des Anbauverhältnisses an die Geschaftsaussichten, ‘sich 
so wenig auswirken, zeigt, daß es noch andere Faktoren gibt, die 
den Einfluß der Preisbeziehung auf das Anbauverhältnis aufheben. 
Eine Ausdehnung des Erbsenbaus z. B. von 1 auf 2 oder 4% der 
Anbaufläche würde den Betrieb wenig ändern, auch kaum Kosten 
verursachen, ebensowenig, wie eine Ausdehnung des Weizenbaus 
von 8 auf 10 oder 12% oder eine Einschränkung des Kartoffelbaus 
von 17,5 auf 15 zugunsten des Futterbaus. Das wären Maßnahmen, 
die selbst bei kurzfristigen Geschäftsaussichten zum Vorteil der 
Einträglichkeit ergriffen werden könnten. Daß sich die West- 
provinzen von der Preisbeziehung in stärkerem Maße haben be- 
stimmen lassen, indem der Erbsenbau ausgedehnt, der Gerstenbau 
auf Kosten des Haferbaus vermehrt wurde, der Weizenbau kaum 
zurückgegangen und ein starkes Ansteigen des Zuckerrübenbaus 
erfolgt ist, alles im Gegensatz zu dem Durchschnitt der Wojewod- 
schaften jenseits der ehemaligen Grenze, ist ein Beweis dafür, daß 
eine gewisse Kulturhöhe und ein geübtes Denkvermögen notwen- 
dige Voraussetzungen für eine rationelle betriebswirtschaftliche 
Einstellung sind. Die Momente der Preisbeziehung können sich 
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nur auswirken, wenn der Landwirt kapitalistisch wirtschaftet. Je 
mehr der bäuerliche Betrieb naturalwirtschaftlich eingestellt ist, 
um so weniger hat er Veranlassung, Preiskonjunkturen zu folgen. 
Daß im Durchschnitt Polens sogar entgegen allen Folgen, die aus 
der Veränderung der Preisbeziehung zu erwarten waren, ein ver- 
mehrter Anbau der ungünstig im Preise stehenden Früchte erfolgt 
ist, kann nur in der stetigen BetriebsgréBenverkleinerung, wie sie 
sich durch Erhteilung und Agrarreform vollzieht, begründet sein. 
Bis heute bereits sind so große Teile des vordem im Großbetriebe 
bewirtschafteten Ackerlandes in meist naturalwirtschaftliche Be- 
triebe überführt worden, daß der Einfluß dieses Besitzwechsels 
stärker geworden ist als der der Preisbeziehung. | 

Auch die polnische Statistik gibt einen wertvollen Beweis 
für die von uns aus den bisherigen. Ausführungen gezogenen SchluB- » 
folgerungen. Im Jahre 1923/24 wurden mit den 4 Hauptgetreide- 
arten, mit Kartoffeln und Zuckerrüben, sowie Buchweizen, Hirse 
und Mais im GroBbetriebe 3 811 000 ha, im Kleinbetriebe 8 466800 ha 
bestellt. Es betrug das Anbauverhältnis. 


im GroBbetriebe im Kleinbetriebe 


von Weizen ...... 12%, 7,2% 
Roggen ..... 33,7% 37,1% 
Gerste ...... 10,8% 9,5% 
Hafer ....... 20,1% 21,6% 
Kartoffeln.... 17,1 20 19,8% 
Zuckerrüben.. 3,2%, 0,5% 
Buchweizen .. 1,8% 2,6% 
Hirse ....... 0,9% 1,0% 
Mais ........ 0,5% 0,7% 

10,0%, 100,0% 


Eine neuere Zusammenstellung besteht leider nicht, doch dürften 
sich die Zahlen seither nur unwesentlich verändert haben. Nur 
über den Anteil, den der GroB- und Kleingrundbesitz am Zuckerrüben- 
bau einnehmen, sind einige neuere Angaben vorhanden. Im Jahre 
1925/26 wurden von der Rübenanbaufläche Polens in Betrieben 
über 100 ha 69% angebaut, in Betrieben unter 100 ha 31°. Im 
Vergleich dazu entfielen in Deutschland auf die Betriebe unter 
100 ha im gleichen Jahre 48%, ein Beweis für den höheren Kultur- 
stand des deutschen Bauernstandes. Im Kleinbauernlande Galizien 
geht der Anteil des bäuerlichen Besitzes an Rübenbau auf 22°) 
herunter, in der Wojewodschaft Tarnopol sogar auf 2%. Man muß 
dabei noch berücksichtigen, daß die Zuckerrüben bauenden Be- 
triebe meistens der Klasse des mittel- und großbäuerlichen Betriebes 
angehören. 
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' Die oben gebrachte Zusammenstellung zeigt, daß der Anteil 
des Weizenbaus am gesamten Brotgetreidebau desto kleiner wird, 
je kleiner der Betrieb ist. Von dem gesamten Winterungsanbau 
nimmt in Polen der Weizenbau im Großbetriebe 26,3%, im Klein- 
betriebe 16,4% ein. Dabei muß berücksichtigt werden, daß die Wo- 
jewodschaften mit dem größten Anteil an Kleingrundbesitz vor- 
wiegend Weizenboden haben, so Galizien, Lublin usw., während 
die Gegenden mit stärkerem Großgrundbesitz, wie die westlichen, 
nur über wenig Weizenboden verfügen. Die viel stärkere Anpassung 
des Großbetriebes an die günstige Preisrelation des Weizens geht 
auch daraus hervor, daß sich der Weizenanbau im Großbetrieb 
jährlich um etwa 7% zu vermehren pflegt, während er im Klein- 
betriebe nur gerade in demselben Maße zunimmt, wie die gesamte 
Ausdehnung der Anbauflächen für alle Erzeugnisse. So bestätigt 
sich auch hier die obige Feststellung, daß die geringe Anpassung 
der polnischen Landwirtschaft an die Preisbeziehung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse ihre Hauptursache in der Zunahme der 
Kleinbetriebe auf Kosten der Großbetriebe findet. 


Daß der Kleinbetrieb geradezu instinktiv den Anbau der 
Fruchtarten einschränkt, in deren Behandlung er dem Grob- 
betriebe unterlegen ist, zeigt ein Blick auf die auf Seite 45 ge- 
brachte Zusammenstellung über die Ernteerträge der verschie- 
denen Betriebsgrößen in Bezug auf die Hauptfruchtarten. Wir 
sahen, daß der Kleinbetrieb an Weizen um 28%, an Roggen nur 
um 20%, geringere Hektarerträge als der Großbetrieb aufweist. 
Bei Gerste und Hafer sind die Zahlen 21 und 17, bei Zuckerrüben und 
Kartoffeln 20 zu 13. Je anspruchsvoller die Früchte in bezug 
auf Ackervorbereitung, Düngung und Pflege sind, desto mehr zeigt 
sich der Kleinbetrieb unterlegen, desto stärker bevorzugt er daher 
den Anbau der mehr anspruchslosen und sicheren Früchte. 


b) Der Stand der!Bodenkultur. 


Ein wichtiger, Maßstab für die Betriebsintensität der Land- 
wirtschaft ist der Stand der Bodenkultur. Dieser wird gekenn- 
zeichnet durch die Art der Bodenbearbeitung, die Art der Unkraut- 
vertilgung, den Düngeraufwand und die Rassen der angebauten 
Kulturpflanzen. 

In der Bodenbearbeitung zeigen sich wesentliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Landesteilen Polens. Die Bearbeitungs- 
tiefe weicht in den einzelnen Betriebsgrößenklassen und auf den 
verschiedenen Böden naturgemäß sehr ab. Im Großbetriebe ist 
von wesentlichem Einfluß auf die Bearbeitungstiefe die Frage, ob 
Motor- oder Dampfpflüge verwandt werden und von welcher Stärke 
die Pferde- und Ochsenbespannung im Durchschnitt ist. Leider 
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gibt die polnische Aufstellung die Zahl der Motor- und Dampfpflüge 
nicht gesondert an. In der Leistung und dem Umfang der bearbei- 
teten Fläche, sowie in der Arbeitstiefe sind doch so große Unter- 
schiede zugunsten des Dampfpfluges vorhanden, daß die Gesamt- 
zahlen beider Pflugarten kein richtiges Bild abgeben. Im Jahre | 
1921 waren in Polen 1682 Motor- und Dampfpflüge im Großbetriebe 
vorhanden. Davon entfielen 22% auf die Westgebiete Posen und 
Pommerellen. Verhältnismäßig hoch ist der Anteil der zentralen 
Wojewodschaften, während in Galizien und den Ostgebieten die 
Zahl der mit maschineller Kraft betriebenen Pflüge sehr gering ist. 
Die Pferdebespannung ist in den westlichen Großbetrieben am 
kräftigsten. Herrscht östlich der ehemaligen Grenze noch das zähe, 
aber kleine Panjepferd vor, so ist im Westen der Pferdetypus auf 
meist ostpreußischer Grundlage schon in den Jahrzehnten vor dem 
Kriege sehr hoch gezüchtet worden. In den letzten Jahren vor dem 
Kriege, auch neuerdings wieder, machte sich in den westlichen 
Gebieten stark das Bestreben geltend, den Erfordernissen, die ein 
starker Hackfruchtbau bei guten Wege- und Bahnverhältnissen 
an die Pferde stellt, dadurch nachzukommen, daß Kaltblut und 
schweres Warmblut in verstärktem Maße zur Kreuzung verwandt 
werden. Leider wird von polnischer Regierungsseite dieses gesunde 
wirtschaftliche Streben aus militärischen Gründen eingeschränkt. 
Einen gewissen Maßstab für die Unterschiede in dem Gebrauchs- 
wert des Pferdematerials gibt eine Zusammenstellung der in den 
einzelnen Landesteilen durchschnittlich gezahlten Pferdepreise. 
Den durchschnittlichen Pferdepreis der Westgebiete gleich 100 ge- 
nommen, betrug derselbe in den zentralen Wojewodschaften, Lodz 
und Warschau, 78, in Galizien 69, in den östlichen Gebieten 73. 
Einen Maßstab für die Verbreitung der Tiefkultur gibt die Aus- 
dehnung des Rübenbaues. Eine tiefe Pflugfurche ist eine Vorbe- 
dingung für das Gedeihen der Zuckerrübe. Nimmt man an, daß etwa 
das sechsfache Ackerareal der durchschnittlichen jährlichen Rüben- 
‚anbaufläche im Fruchtwechsel zum Rübenanbau herangezogen wird, 
dann werden mit der weiter unten gemachten Einschränkung einer 
tieferen Bearbeitung unterzogen 


UR POSEN ea 22,6% der ges. Anbaufläche 
Pommerellen .......... 11,8%, 
Wolhynien ............ 6,5% 
Lubln 22.202524 6,2%, 
Lodz ..... rasante 9,200 


Lemberg, Kjelze, Tarno- 
pol, Stanislau rund.. 2% 
und in den anderen Wojewodschaften nur verschwindend kleine 
Teile. Da jedoch zirka 30% des Rübenbaues auf Kleinbetriebe 
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entfallt, so sind die Zahlen entsprechend zu berichtigen. Die durch- 
schnittliche Tiefe der Bodenbearbeitung wird in den Gebieten jen- 
seits der ehemaligen Grenze auf 10 bis 12 cm angenommen, im 
preußischen Teilgebiet auf 16 bis 18 cm, in den Rübengütern im 
Großbetriebe auf etwa 24 his 30 cm. Am geringsten ist die Bear- 
beitungstiefe auf den schweren Böden Galiziens und Wolhyniens, 
Gebieten, die zugleich das schwächste Pferdematerial aufweisen. 
Als Kriegsteilnehmer konnte man sich bei Erdarbeiten immer wieder 
überzeugen, daß die Ackerkrume selten 10 cm überstieg, häufig 
nicht erreichte, eine Erscheinung, die sich auf den schweren Böden 
Rumäniens übrigens wiederholte. Bei dieser geringen Arbeitstiefe 
kann sich das Wurzelwerk der Pflanzen nur schwach ausbilden. 
Das Getreide ist damit weniger widerstandsfähig gegen Lager- 
schäden, anfälliger gegen Krankheiten und wird unter ungün- 
stigen physikalischen Bodenzuständen, wie sie sich bei flacher Acker- 
krume weit eher einstellen, stärker leiden. Ein flach gepflügter 
Boden verschlemmt bei Platzregen eher als ein tief gelockerter. 
Letzterer ist imstande, mehr. Feuchtigkeit aufzunehmen und zu ver- 
tragen, darum wirken Nässe- wie Trockenschäden desto stärker, 
je flacher im allgemeinen die Bodenbearbeitung ist. Daß, wie 
später noch nachgewiesen wird, die Westgebiete die verhältnis- 
mäßig größte Gleichmäßigkeit der Ernten aufzuweisen haben, ist, 
abgesehen von den Meliorationen, auf die tiefere Bodenbear- 
beitung zurückzuführen. l 

Die Unkrautwüchsigkeit ist im allgemeinen desto stärker, je 
feuchter das Klima, je ungünstiger der physikalische Bodenzustand, 
je schwerer der Boden und je geringer der Hackfruchtbau ist. In 
Bezug auf schwere Böden und Höhe der Niederschläge steht Ga- 
lizien an der Spitze aller Landesteile. Da außerdem die Bearbeitungs- 
tiefe in Galizien am geringsten ist, ergeben sich in diesem Lande 
die besten Vorbedingungen für starkes Wachsen der Unkräuter. 
In den Westprovinzen liegen die Verhältnisse am günstigsten. 
Trockenes Klima, tiefe Bearbeitung und verhältnismäßig starker 
Hackfruchtbau schränken die Unkrautverbreitung stark ein. Dazu 
kommt, daß in den größeren Betrieben bis herab zu den groB- 
bäuerlichen selten eine Hackmaschine fehlt und auch das Behacken 
des Getreides bereits eine starke Verbreitung gelfunden hat. Der 
Der größte Teil der kleinbäuerlichen Bevölkerung in den ehemals 
russischen und österreichischen Gebieten besitzt demgegenüber 
nicht einmal eiserne Eggen. Selten sogar fand der deutsche Land- 
wirt im Kriege in Kongreßpolen und Galizien Holzeggen mit Eisen- 
zinken. In dem größten Teile des heutigen Polen findet eine Un- 
krautbekämpfung nur bei dem Hackfruchtbau, dem Leinbau und 
in der in den östlichen Gebieten noch stärker vertretenen Schwarz- 
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brache statt. Letztere wird aber auch nur in unrationeller Form ge- 
handhabt, indem die Beweidung der Brache möglichst lange hinaus- 
geschoben wird und die Bearbeitung so spät einsetzt, daß eine wirk- 
same Unkrautbekämpfung nicht mehr möglich ist. 

Die Intensität der Düngung ist in den einzelnen polnischen 
Landesteilen gleichfalls sehr verschieden. Zur Düngung verwandt 
werden Stalldiinger. Kunstdünger und Gründüngung. 

Der Aufwand an Stalldünger geht gleichlaufend mit der Stärke 
der Viehhaltung und der Menge der Streugewinnung. Der Stand 
der Viehhaltung war in Polen in den Jahren 


1910 1921 1927 
an Pferden ........ 3 402 600 3 201 200 ca. 4 128 200 
„ Rindvieh........ 8 371 800 7 894 600 „ 8571 600 
„ Schafen ........ 4 277 100 2 178 200 „ 1917400 
„ Schweinen ...... 5 231 100 5 170 600 „ 6397 200 


Die Pferde-, Rinder- und Schweinebestande waren noch im 
Jahre 1921 nicht unerheblich hinter dem Friedensstande zurtick- 
geblieben. Nach der Viehzählung vom 30. XI. 1927) ist bis auf 
den Schafbestand der gesamte Viehbestand über die Vorkriegshöhe 
hinausgegangen. Eine Berechnung der Viehbestände in den ein- 
zelnen Landesteilen liegt für das Jahr 1921 und das Jahr 1927 vor. 
Es entfielen auf 100 ha Ackerfläche im Jahre 1927 (die einge- 
klammerten Zahlen gelten für das Jahr 1921): 
in Kongreßpolen (14) 17 Pferde, (32) 33 Stück Rindvieh, (7) 6 Schafe, 

(19) 22 Schweine, 
in den Ostgebieten (11) 15 Pferde, (23) 26 Stück Rindvieh, 

(10) 12 Schafe, (18) 18 Schweine, 
in den Westgebieten (13) 15 Pferde, (40) 40 Stück Rindvich, 

(19) 12 Schafe, (44) 49 Schweine, 
in Galizien (16) 19 Pferde, (42) 45 Stück Rindvieh, (5) 5 Schafe, 

(17) 26 Schweine. 

Für die Streugewinnung gibt uns die Höhe der durchschnitt- 
lichen Getreideernten einen gewissen Maßstab, wenn auch in den 
einzelnen Landesteilen Waldstreu stark als Ersatz herangezogen 
wird. Die Getreideernten der Westgebiete pro ha gleich 100 ge- 
setzt, ernten 

die zentralen Wojewodschaften Warschau und Lodz 

714°, dieser Erntemenge 

die südlichen ............ 59%, 

die Ostgebiete ........... 53% 

Die Stallmistgewinnung dürfte demnach in den Westprovinzen 
am höchsten, in Galizien und Kongreßpolen annähernd gleich und 
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erheblich geringer sein als im Westen, und in den Ostgebieten etwa 
die Halfte betragen. 

Der Verbrauch an Kunstdünger ist in Polen, gemessen an dem 
Verbrauch Deutschlands, noch recht gering. Im Jahre 1926 wurde 
eine Tonne P,20-Diinger verbraucht in Deutschland auf 9 ha, 

in Polen auf 63 ha, 
eine Tonne N-Dünger verbraucht in Deutschland auf 15 ha, in 

Polen auf 22 ha, 
eine Tonne KA-Dünger verbraucht in Deutschland auf 10 ha, in 

Polen auf 87 ha. 


Polen hatte vor dem Kriege und in den Jahren 1922—26 fol- 
genden Verbrauch an den drei Hauptdüngemitteln in 1000 Tonnen: 


P,O 
haltige °/o 


850,0 


Absolut und relativ am stärksten abgenommen hat der Verbrauch 
an P,O, während der Gesamtverbrauch an kali- und stickstoff, 
haltigen Düngemitteln der Gesamtmenge nach zurückgegangen- 
aber innerhalb der Düngemittelverwendung gleichgeblieben bzw. 
gestiegen ist. Im Jahre 1927 hat der Verbrauch an Diingemitteln 
nach vorläufigen Zahlen wieder zugenommen und dürfte 1 000 000 t 
überschreiten. Auf die einzelnen Gebiete verteilte sich im Jahre 
1913 der Kunstdüngerverbrauch folgendermaßen (in 1000 t): 


Zentralgebiete 
Galizien .... 
Ostgebiete .. 


Pommerellen, 
Schlesien ... 


| 475,4 | 


|411,4| | 149,6 | 
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Der Verbrauch der westlichen Wojewodschaften betrug also vor dem 
Kriege 66% des polnischen Gesamtverbrauchs, und zwar 56% der 
Phosphorsäure, 84% des Kalis und 73% des Stickstoffs. Genauere 
Zahlen über den heujtigen Anteil der einzelnen polnischen Gebiete 
an Kunstdüngerverbrauch waren nicht zu erhalten, aber nach pol- 
nischen Zeitungsmeldungen dürfte sich das Verhältnis nur un- 
wesentlich verschoben haben. Außerdem zeigen die betriebswirtschaft- 
lichen Ergebnisse der deutschen Güter und die Umsätze der land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften Posens, daß sich der Kunst- 
düngerverbrauch der deutschen Betriebe dem Vorkriegsstande 
- nähert. Schon an sich ist es bei den gewaltigen Unterschieden im 
Kultur- und Wirtschaftsstand der einzelnen polnischen Landesteile 
und der konservativen Gesinnung des Landvolks unwahrschein- 
lich, daß plötzlich ein grundlegender Wandel eingetreten sein sollte, 
der den Anteil der westlichen Gebiete am Kunstdüngerverbrauch 
zugunsten der östlicheren eingeschränkt hätte. Bei der Zusammen- 
stellung fällt einiges aus. In den Westgebieten ist der Kaliverbrauch 
außerordentlich stark, während in den anderen der Phosphorsäure- 
verbrauch vorherscht. Zu erklären ist diese Tatsache damit, daß 
in Posen-Pommerellen der starke Hackfruchtbau eine kräftige Kali- 
zufuhr verlangt, und daß ferner Kali vor 1914 verhältnismäßig 
billig war, so daß eine ausreichende Kaliernährung sich mit geringen 
Kosten bewerkstelligen ließ. Es ist mit Sicherheit anzunehmen, 
daß der Kunstdüngeraufwand Polens steigen wird, insbesondere, 
sobald sich die Regierung entschließen wird, auf Grund des sich 
stanig vermehrenden Getreidefehlbetrags die Getreideerzeugung 
zu schützen. Und zwar dürften sich langsam auch die ehemals 
russischen und österreichischen Gebiete zu stärkerer Kunstdünger- 
anwendung entschließen, insbesondere im kapitalistisch eingestellten 
Groß- und Mittelbetriebe. Aber außer einem Produktionsschutz 
ist Voraussetzung für die Vermehrung des Kunstdüngerverbrauchs 
die Durchführung von Meliorationen, die Verbesserung des Ver- 
kehrswesens und die allgemeine Hebung des Kulturstandes. Auf 
unentwässerten Feldern ist eine Kunstdüngung in den meisten 
Jahren weggeworfen. Ein gewisses Gegengewicht gegen die Ver- 
mehrung des Kunstdüngerverbrauchs bildet wieder die Agrar- 
reform. Nach der polnischen Aufstellung beträgt der Anteil 
der bäuerlichen Betriebe am Kunstdüngerverbrauch nur etwa 30%. 
Dabei handelt es sich hauptsächlich um die großbäuerlichen 
Betriebe des Westens. In Polen nehmen die Kleinbetriebe unter 
100 ha zirka 70%, der Gesamt- und fast 80°, der Kulturfläche 
ein. Die Steigerung der bäuerlichen Kunstdüngeranwendung ist 
nach den bisherigen Ausführungen weniger eine Frage des Preis- 
verhältnisses als eine solche des Kulturstandes. 
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Die Anwendung der Gründüngung hat in Polen noch lange nicht 
die Ausdehnung erhalten, die ihr zukommt. Nur in den Westge- 
bieten wird sie auch in bäuerlichen Betrieben vielfach angewandt. 
Doch ist zu erkennen, daß sie immer weiter nach Osten vordringt. 
In den Wojewodschaften Lodz, Warschau, Bialystok wird sie auf 
großen Gütern bereits sehr viel, in steigendem Maße auch in bäuer- 
lichen Betrieben angewandt. 


Ein wichtiger Intensitätsmesser ist die Verwendung hoch- 
wertiger Rassen im Pflanzenbau. In Polen haben wir in den letzten 
Jahren eine Hochflut an Saatzuchten erlebt. Eine der sogenannten. 
Schutzbestimmungen im Agrarreformgesetz gewährleistet Saat- 
zuchtbetrieben gewisse Vorrechte in bezug auf größere Landbe- 
lassung. Ein gewisser völkischer Eifer, die polnische Landwirt- 
schaft von der Belieferung mit schwedischen und deutschen Zuchten 
"unabhängig zu machen, trug das seine zur Vermehrung der Saat- 
zuchten bei. Die Zahl der Betriebe, die wirklich sachverständig 
arbeiten und gute Zuchten hervorbringen, steht allerdings in einem 
sehr geringen Verhältnis zur Gesamtzahl, wie das aus den Beweg- | 
gründen, die zu verstärkter Saatzucht geführt haben, erklärlich 
ist. In den Westgebieten herrschen allerdings noch die Posener, 
auf Vorkriegsarbeit beruhenden, meist in deutscher Hand befindli- 
chen, dann die reichsdeutschen und Svaloefer Zuchten vor. Aber 
es ist unbedingt ein Verdienst, daß man daran gegangen ist, z. B. 
stark eingebürgerte Landsorten, wie den Sandomirweizen, züch- 
terisch zu veredeln. Ist in den kultugell hochstehenden Kreisen 
der GroBbetriebsleiter das Interesse an züchterischer Ver- 
edelung der Pflanzenrassen groß, so ist sie andrerseits noch wenig 
in die Tiefe gedrungen. Wieder sind es nur die Westgebiete, in 
denen auch ein Teil der Bauern den Vorteil des Sorten, bzw. Saat- 
gutwechsels erkannt hat. Durchschnittlich weisen die Getreide- 
produkte aus Kongreßpolen und Galizien ein um 5 bis 10% gerin- 
geres Tausendkorn gewicht auf, als die aus den Westgebieten. Auch 
die Frage des Übergangs zur Verwendung besserer Kulturrassen 
ist eine Frage, die nur mit Hebung des Kulturstandes zu lösen ist. 


c)Die Inventarbestande der polnischen Land- 
| wirtschaft. 


a) Dastote Inventar. 


Ein sehr wertvoller Gradmesser für die Intensität der Land- 
wirtschaft ist der Bestand an totem und lebendem Inventar. Was 
die Gebäude anbetrifft, so stehen uns Zahlen über den durchschnitt- 
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lichen Umfang und die Materialverwendung zur Verfügung. Es 
kamen im Jahre 1921 auf einen landwirtschaftlichen Betrieb 


Wohn- 
gebäude 


Wirtschafts- 


gebäude Zusammen 


in d. östlichen Wojew. 0,76 


»  galizischen „ ... | 0,85 0,87 1,72 
1 zentralen D a 0,87 0,95 1,82 
„ westlichen ,, ... 2,55 2,10 4,65 


Geht aus diesen Zahlen die außerordentliche Überlegenheit der 
Westgebiete in bezug auf den gesamten Gebäudebestand der 
Irtschaftseinheit hervor, so gibt folgende Zusammenstellung Auf- 
schluß über die qualitativen Arten Unterschiede des Gebäudekapitals. 
Von den Wohngebäuden der Dorfgemeinden und Güter waren im 
Jahre 1921 inden Wojewodschaften gemauert mit Hartdach 


der Ostgebiete ..........eee000- 1,4% 4,4% 
Galiziens l... 5,0% 14,8% 
Komgreßpolens s.s... . 11,5%, 9,5%, 
‚ (S@n_-Pommerellens und zwar.... 71,0% 73,0% 
in den bäuerlichon Betrieben .... 69,1%, 75,0% 
mn den Gutshdfen............... 96,0%, 90,0%, 


z Einfluß des Gebäudekapitals auf die Betriebsführung und die 
er Täge der Landwirtschaft ist von Aereboe in seiner Betriebslehre 
fün  Schöpfend untersucht worden, daß ein Hinweis auf diese Aus- 
Wir Tungen genügt. Wenn, wie in den Ostgebieten, auf einen land- 
ko ny haftlichen Betrieb im Durchschnitt noch nicht ein Gebäude 
we Emit, dann ist der Weg zur Intensivierung der Landwirtschaft 
sin a recht weit. Auch die Zahlen für Galizien und Kongreßpolen 

xıoch sehr niedrig. Wir können in diesen Zahlen einen Beweis 
X- sehen, daß in den Gebieten mit Realteilung im Erbfalle das 
A udekapital nur sehr langsam ansteigt, sobald die Betriebs- 
©nverkleinerung nicht mit einer Intensivierung verbunden ist. 


A Über das Maschinen- und Geräteinventar gibt es leider nur eine 
Grą © tellung, die aus dem Jahre 1921 stammt und lediglich den 
ee DS betrieb betrifft. In nachfolgender Zusammenstellung ist an- 
in ben, auf wieviel Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche, die 
sch p = Toßbetrieben bewirtschaftet wird, eine der angeführten Ma- 


Wren in den einzelnen Länderteilen kam. 
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Posen 
Pomme- 
rellen 


Ost- 
gebiete 


Maschinen 


Kraftpflüge ............ 
Pferdepflüge ........... 28 50 17 172 
Dampfdreschsätze ...... 580 1 410 1 970 10 700 
OOPGl nisse 290 350 1 000 1 600 
Mähmaschinen ......... 110 © 210 360 1 200 
Reinigungsmaschinen .... 140 180 300 740 
Kartoffelroder .......... 450 1 080 1 080 6 600 
Getreidesämaschinen..... 190 280 490 2 350 
Düngerstreuer ......... 420 | 1000 | 2300 | 16100 
im Gesamtdurchschnitt 

der Maschinen ...... 100% 64%, 43% 1195 


Wieder sehen wir ein außerordentliches Absinken der Betriebs- 
intensität von Westen nach Osten. Man wird einwenden, in den 
Jahren nach dem Kriege könnten sich die Unterschiede zum Teil 
ausgeglichen haben. Eine Aufstellung aus dem Jahre 1926 gibt die 
Zahl der in der Landwirtschaft tätigen Dampfmaschinen an, und 
zwar ohne Lebensmittel- und Bauindustrie. 


Es entfiel im Jahre eine Dampfmaschine 


in Posen- . 

Pommerellen...auf 600 ha Ackerland (alle Besitzgrößen zu- 
in Kongreßpolen ,, 3273, M sammengenommen) 
in Galizien....... RL z 


in den Ostgebieten 7 14 010 „, 5 


Aufstellung mit eingeschlossen sind, wird das Verhältnis für die 
westlichen Gebiete noch sehr viel günstiger. 


Leider besteht keine Zusammenstellung über das Geräte- und 
Maschineninventar des Kleingrundbesitzes in Polen. Eine solche 
würde ein hervorragendes Schlaglicht auf die Intensität des polni- 
schen Kleinbetriebes werfen. Wenn schon im Großbetriebe die 
Höhe des Maschinenkapitals so stark abnimmt, je weiter man nach 
Osten kommt, so ist das nach den vorhergehenden Ausführungen 
noch mehr vom Kleingrundbesitz anzunehmen. Der gesunde 
mittelbäuerliche Betrieb nimmt desto mehr ab, je mehr man nach 
Osten und Süden kommt, weicht also dem naturalwirtschaftlich 
eingestellten Kleinbetriebe. In Posen-Pommerellen besitzt fast 
jeder Bauer bis in sehr kleine Betriebsgrößen hinab auBer eisernen 
Pflügen und Eggen meist eine Ringelwalze und eine Drillmaschine. 
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Die Handsaat nimmt in den beiden Wojewodschaften nur einen 
Bruchteil der bestellten Saaten ein. Der Umfang der Drillsaat ist 
in den zentralen Wojewodschaften im bäuerlichen Betriebe auf 
unter 20% zu schätzen, in Galizien und den Ostgebieten ist er 
verschwindend. gering. Auf den nichtentwässerten, in schmale 
Kämme gepflügten Feldern, die außerdem infolge der Zerstückelung 
eine häufig geringe Größe haben, ist vorläufig die Drillsaat vielfach 
gar nicht durchführbar. In unendlich vielen Kleinbetrieben Kon- 
greßpolens, Galiziens und der Ostgebiete ist der eiserne Schwing- 
pflug das einzige nicht selbst hergestellte Ackergerät. Ja, im Kriege 
sah man in einzelnen Ortschaften des Ostens nur den einfachen mit 
einem Eisenschar beschlagenen hölzernen Haken, der nur Wühl- 
arbeit verrichtet. Der starke, gar nicht zu bewältigende Absatz der 
polnischen Pflugfabriken zeigt, daß sich in dieser Beziehung eine 
Besserung anbahnt, aber es wird noch sehr lange dauern, ehe neben 
Pflugund Egge andere Geräte und Maschinen in das polnische Dorf 
des Ostens ihren Einzug halten. 

Für den Umfang des Feldinventars gibt es einen Maßstab in 
einer Statistik der meliorierten Flächen. Das polnische Landes- 
kulturamt berechnet die entwässerte Fläche folgendermaßen in ha: 


Nach Angaben 


wahrschein- 
lichen 


Zusammen 


genauen 


Polen im Ganzen ........ 788 698 246 320 1 035 018 
ehem. Kongreßpolen ..... 104 500 104 500 
östliche Wojewodschaften . 60 000 60 000 
Woj. Posen ............. 602 205 602 205 
Woj. Pommerellen ....... 71 632 68 370 140 002 
ehem. Galizien .......... 92 283 92 283 
Oberschlesien ............ 18 628 11 400 30 023 
Teschener Schlesien ...... 3 950 - 2050 6 000 


Man sieht aus diesen Zahlen den gewaltigen Vorsprung der 
ehemals preußischen Wojewodschaften vor den anderen Landes- 
teilen. Dabei besitzen die ersteren einen weit geringeren Anteil 
dtainagebedürftigen Bodens im Verhältnis zum gesamten 
Ackerlande. Die der Bodenmelioration noch harrende Fläche wird 
von polnischer Seite auf etwa 18 000 000 ha geschätzt. Insbesondere 
sind die ganzen Wojewodschaften mit vorwiegenden Weizenböden 
entwasserungsbediirftig. Wolhynien z. B. könnte bei großzügig 
durchgeführter Entwässerung zu einer Kornkammer werden, die 
an Bedeutung Posen bei weitem überträfe. Heute weist Posen bei 
1% der Fläche Polens etwa 60% der drainierten Felder auf 
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Es wird für die Landesteile östlich der Prosna sehr schwer sein, 
diesen Vorsprung Posens einzuholen, Flüsse und Bäche sind in kaum 
nennenswertem Maße reguliet. schwere Hochwasserschäden im 
Gebiete der Weichsel, Warthe und der galizischen Gebirgsflüsse 
gehören zur Tagesordnung. Zunächst wird die Vorflutregelung 
hohe Unkosten verursachen, um wirklich großzügig durchgeführte 
Entwässerungen zu ermöglichen. 

Mit den Wiesen verhält es sich ähnlich wie mit dem Acker. 
Ungeheure Wiesenflächen, die mit sauren Gräsern bewachsen sind, 
harren in Polen noch der Entwässerung. Aber es ist eigenartig, 
daß die. Menschen, wie überall, so auch in Polen eher geneigt sind, 
gewaltige Summen für Kriegsrüstungen auszugeben, als im eigenen 
Lande Schätze zu heben, die den vielfachen Wert eines ganzen 
Landes, wie etwa Litauen ihn besitzt, darstellen. 

Welch einen ungemein produktionssteigernden Einfluß die 
Ausführung der Bodenbesserung in Polen, etwa bis zur Höhe der 
Provinz Posen haben würde, das zeigt sich nicht bloß darin, daß 
Posen an allen Erzeugnissen rd. 40 bis 60% pro Flächeneinheit 
mehr erntet, wie aus Anlage 9 zu ersehen ist. Bei dieser Tatsache 
sprechen auch andere Gründe mit, wie bessere Technik der Be 
arbeitung, stärkere Düngung usw. Überzeugender ist eine Zu- 
sammenstellung der Ernteschwankungen, wie sie sich innerhalb 
der einzelnen Jahre in den verschiedenen Wojewodschaften ergeben. 
Für die Gleichmäßigkeit der Ernten ist die Regelung der Wasser- 
verhältnisse von entscheidender Bedeutung. Die Abweichung in 
Hundertteilen zwischen bester und schlechtester Brotgetreideernte 
(Weizen + Roggen) pro ha betrug in den 5 Jahren 1921/22 bis 
1925/26 in der 


Wojewodschaft Posen ......... 28%, 
55 Wilna ......... 46 ” 
BR Nowogrodek ... 57 ,, 
ze Bialystok ...... 60 ,, 
5 Polesien ...... 68 ,, 
Br Warschau ..... 13°43 
7 Kjelze ........ 83 „ 
u Pommerellen ... 85 ,, 
a Lublin ........ 85 ,„ 
h Lod? 02,20% 86 ,, 
i Wolhynien ..... 90 ,, 
s5 Tarnopol ...... 142 ,, 
u Lemberg ...... 186 „, 
» Krakau ....... 190 ,, 
s Stanislau ..... 200 ,, 


ganz Polen .. 56 % 
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Nächst Posen haben die verhältnismäßig gleichmäßigsten 
Ernten die Wojewodschaften mit leichteren Böden. Pommerellen 
fällt etwas aus der Rolle. Es hatte im Winter 1923/24 die stärksten 
Auswinterungsschäden aller Wojewodschaften, jedoch nicht infolge 
der Nässe, sondern des starken Schneedrucks. Die Tschernozem- 
und Kreideböden von Wolhynien, Lublin und Kjelze weisen schen 
größere Schwankungen auf, schneiden aber ihrer größeren Durch- 
lässigkeit wegen erheblich besser ab, als die undurchlässigen schwe- 
ren Ton- und Lößböden Galiziens. 


Für den Posener Landwirt geben diese Zahlen eine Bestätigung 
der gerade in den letzten Jahren gemachten Erfahrung, daß die 
schlechten Erntejahre nicht die schlechten Reinertragsjahre sind. 
Der tüchtige Landwirt braucht im allgemeinen ungünstige Witte- 
rungserscheinungen nicht zu fürchten, weil ein hoher Stand der 
landwirtschaftlichen Kultur und Technik viele Launen der Natur 
ausgleicht. Er erntet in solchen Jahren jedenfalls verhältnismäßig 
viel mehr als der zurückgebliebene und genießt den Vorteil höherer 
Preise in viel stärkerem Maße. 


b) Daslebende Inventar. 


Der Umfang der Viehhaltung in den einzelnen polnischen 
Landesteilen ist auf Seite 89 bereits angegeben worden. Es fällt 
auf, daß die westlichen Wojewodschaften, obgleich sie das trockenste 
Klima, milden bis leichten Boden, wenig Wiesen und Weiden und 
den im Verhältnis größten Anteil an Groß- und Mittelbetrieben, 
den kleinsten Anteil an Kleinbetrieben besitzen, sogar in der Zahl 
der Viehhaltung an der Spitze stehen und das Kleinbauernland 
Galizien übertreffen. Im allgemeinen nimmt in allen europäischen 
Staaten die Viehhaltung auf die Flächeneinheit umso stärker zu, 
je kleiner die Betriebe werden. Leider besteht keine Zusammen- 
stellung über den Umfang des lebenden Inventars innerhalb der 
einzelnen Betriebsgrößen Polens. Die Rindviehhaltung in Galizien 
ist verhältnismäßig recht groß, aber die Schweinehaltung steht 
hinter der der Westgebiete weit zurück. Die geringe Zunahme des 
Viehbestandes in den Kleinbesitzbezirken Polens hängt mit der 
Tatsache zusammen, daß, wie oben nachgewiesen wurde, die Ver- 
mehrung des Gebäudekapitals mit der Verkleinerung der Betriebs- 
größen nicht Schritt hält. 


Über den Umfang des Viehinventars der privaten Großbetriebe 
gibt es eine Zusammenstellung. . 
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Auf 1000 ha nutzbare Fläche entfielen im Jahre 1921 


Wojewodschaften 


Posen-Pommerellen 7,0 35,3 | 153,8 


Kongreßpolen ....| 60 | 24 | 87 | 55 | 14,7] 617 
Galizien ......... 45 | 15 | 64 | 400] 71] 55 
Ostgebiete ....... 19 | 09 | 08 | 15,6} 5,8] 11,3 


Immer wieder zeigt sich das gleiche Bild. Welchen Intensitats- 
messer wir auch betrachten mögen, die Reihenfolge der Landesteile 
bleibt dieselbe. Auffallend ist dabei, daß in den Großbetrieben der 
Westgebiete trotz deren leichterem Boden weit mehr Pferde und 
Zugochsen vorhanden sind als z. B. in Galizien und Kongreßpolen 
mit den im Durchschnitt viel schwereren Böden, und obgleich 
(s. 0.) die Westgebiete weit günstigere Bahn- und Wegeverhältnisse 
aufweisen. Die Intensität der Ackerbearbeitung tritt in den GroB- 
betrieben Posen-Pommerellens daher um so stärker hervor. Im 
Gesamtdurchschnitt unter Einbeziehung der Kleinbetriebe haben 
die Westgebiete allerdings (s. 0.) den im Verhältnis geringsten 
Pferdebestand, Galizien den größten. Im Landesdurchschnitt werden 
immer diejenigen Gebiete das meiste Zugvieh haben, die auf die 
Fläche die meisten Betriebe aufweisen. Je kleiner der Betrieb wird, 
desto weniger rationell wird im allgemeinen das Zugmaterial aus- 
genutzt. Es kommt hinzu, daß in dem Kleinbauernlande Galizien, 
in Kjelze, Lublin usw. der Boden im allgemeinen zu schwer ist, als 
daß er dem Zwergbetriebe Kuharbeit in größerem Umfange ge- 
stattet. Jedoch wird die zahlenmäßige Überlegenheit anderer 
polnischer Gebiete bezüglich des Pferdebestandes durch die bessere 
Qualität desselben in Posen und Pommerellen ausgeglichen. 

Wie oben gezeigt wurde, werden die Westgebiete in bezug auf 
die Zahl des Rindviehs je Flächeneinheit nur von Galizien etwas 
übertroffen. Die anderen Gebiete bleiben weit zurück. Aber auch 
hierbei geht aus den qualitativen Unterschieden eine noch stärkere 
einer Überlegenheit der Westgebietehervor. Der Durchschnittspreis 
Milchkuh war im Jahre 1926 in 


den Westgebieten.... 360 Zt = 100 % 
Kongreßpolen ...... 317.5; t= 88%, 
Galizien ........... 317... = 88% 
den Ostgebieten .... 23, = 62 % 


Dabei ist zu bemerken, daB in den vom Kriege nicht betroffenen 
Gebieten, also dem Westen, die Nachfrage nicht annähernd so 
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groB war wie in den anderen. Das Durchschnittsgewicht einer in 
normalem Futterzustande befindlichen Kuh betragt nach der Sta- 
tistik in Polen 350 kg, in den Ostgebieten hingegen wenig mehr 
als die Halfte und steigt in den Westgebieten bis auf 500 kg an- 
Der durchschnittliche Milchertrag in den zentralen Wojewod. 
schaften und Galizien etwa .800 kg jährlich, in den Ostgebieten 
sehr viel weniger, im Westen 1500 kg. Im Westen werden Spitzen- 
leistungen von etwa 4900 bis 5300 kg Jahresstalldurchschnitt erzielt. 

Für die Intensität einer Landwirtschaft sindweitere wichtige 
Gradmesser: die Art der Viehhaltung, die Intensität der Fütterung, 
der Stand der Züchtung u. a. m. Der halbjährige Weidebetrieb des 
Rindviehs herrscht in Polen vor, aber es gibt in den einzelnen 
Gebieten und in den verschiedenen Betriebsgrößen starke Ab- 
weichungen in der Intensität der Viehhaltung. In den stark Rüben 
bauenden Westgebieten, allerdings fast nur im Großbetriebe, ist 
auch sommerliche Stallhaltung üblich. Hier sind die Futtermengen, 
die der Rübenbau liefert, so groß, daß sie zur Sommerernährung 
ausreichen. Außerdem sind die Westgebiete arm an Weiden. 
Schließlich wird in den stark Rüben bauenden Gütern hoher Wert 
auf reichliche Stallmistgewinnung gelegt, und zwar vielfach in einem 
Ausmaße, daß Fragen der Gesundheit des Viehs zurücktreten. 
Außerdem ist in diesen Betrieben die vorherrschende Form der 
Rindviehhaltung entweder die Abmelkwirtschaft oder die Mast, 
wobei die Abmelkkühe und das Jungvieh aus bäuerlichen Ställen 
erworben werden. Kraftfutter wird in diesen Betrieben viel dazu- 
gekauft, daneben große selbstgewonnene Getreidemengen ver- 
füttert, Kraftfutter auch im Sommer verabreicht. Eine zweite, 
auch meist im westpolnischen Großbetriebe herrschende Form der 
Viehhaltung ist die vereinigte Milch- und Mastwirtschaft, wobei 
im Vorsommer Kleefütterung stattfindet und im Spätsommer und 
Herbst Ackerweide, auch Stoppelklee und Gründüngung zur Er- 
nährung dient. Die Mast ist Wintermast. Die Winterfütterung 
besteht aus Rübenabfällen, Futterrüben und Nebenerzeugnissen 
der Kartoffelindustrie. Kraftfutter wird in starkerem Maße nur 
im Winter verabreicht. Eine dritte, im Westen übliche, aber auch 
schon in Kongreßpolen bekannte Form der Viehhaltung ist, wieder 
überwiegend in GroBbetricben, die Milchwirtschaft mit Aufzucht 
eines großen Teiles des Nachwuchses, wobei die Winterfütterung 
ahnlich wie in der vorhergehenden Kategorie vor sich geht, im Sommer 
jedoch sei es auf natürlichen Weiden, sei es auf Feldweiden gehütet 
wird. Kraftfutter wird nur im Winter gereicht. Die letzte, ver- 
breitetste Form, vorherrschend in den ehemals russischen und 
österreichischen Gebieten, ist die kombinierte Milchwirtschaft und 
Aufzucht, wobei die Winterfütterung ohne nennenswerte Kraft- 
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futtergaben mit Rüben oder Kartoffeln und Heu bzw. Stroh 
bestritten wird, das Vieh im Sommer in Wäldern, auf Weiden, 
Brachen und Stoppeln ernährt wird. In den bäuerlichen Betrieben 
ist die Milchwirtschaft mit Aufzucht überall üblich. Ältere Kühe, 
Magervieh werden zur Mast an Großbetriebe verkauft. Im Westen 
ist die Winterfütterung auch des Kleinbetriebes verhältnismäßig 
intensiv. Futter-,Kohlriiben und Kartoffeln werdenstark angebaut, 
auch schwächere Kraftfuttergaben sind in einem großen Teile der 
bäuerlichen Betrieben üblich. Im Sommer ist der Weidegang auf 
Wegen, Weiden oder Klee und Gründüngungsfeldern allgemein 
bräuchlich. In den ehemals russischen und österreichischen Gebieten 
geht im Kleinbetriebe derAnbau von Futterpflanzen sehr zurück. 
Das Hauptwinterfutter in den Kleinbetrieben besteht aus Heu 
und Stroh; Rüben oder Kartoffeln werden in geringen Gaben, 
Kraftfutter fast gar nicht gereicht. Die Sommerernährung findet 
‘durch Weidenutzung der zahllosen Feldraine, der Öd- und Un- 
ländereien und der Wälder, in denen der Bauer Gerechtsame hat, 
statt. Der Kleebau ist in diesen Kleinbetrieben gering und hört in 
den Betrieben unter 2 ha ganz auf. Eine Rücklage für Trocken- 
zeiten wird nicht geschaffen. Der Futterwert des Weidegrases 
sowie des Heus ist, da eine Bodenmeloration in diesen Gebieten 
nicht durchgeführt wurde, sehr gering. In den Ostgebieten ist die 
Abkalbezeit hauptsächlich auf das Frühjahr gelegt, da bei der 
kargen Winterernährung die Milchleistung der Kuh im Winter 
kaum zur Ernährung des Kalbes ausreichen würde. Auch in 
Kongreßpolen und Galizien fällt die Kalbezeit noch vorwiegend 
auf das Frühjahr, und zwar im allgemeinen um so mehr, je kleiner 
die Betriebe sind. Im Westen verteilt sich die Kalbezeit auf das 
ganze Jahr und ist schließlich in den intensiv geleiteten Groß- 
betrieben vorwiegend auf Herbst und Winter verlegt, um die im 
Winter höheren Milchpreise auszunutzen. 


Die polnische Statistik gibt uns einen guten Maßstab in die 
Hand, den Unterschied in der Futterintensität der einzelnen Woje- 
wodschaften zu messen und zu erkennen, inwieweit in den einzelnen 
Wojewodschaften die Hauptkalbezeit in das Frühjahr fällt oder 
sich über das ganze Jahr erstreckt. Der dem Erzeuger durchschnitt- 
lich gezahlte Milchpreis war im billigsten Sommermonat des Jahres 
1927 gegenüber dem teuersten Wintermonat 


in der Wojewodschaft Bialystok um 33%, geringer 
Wilna ee er 
Polesien ZI y 


Wolhynien „ 28% ,, 
Nowogrodek „ 25% »„ 
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in den Nord- und Ostwojewodschaften um ca. 30%, geringer 
/ 


in den Wojewodschaften Lublin um 23% ,„ 
Lemberg BR: 
Schlesien is: 21, > 
Kjelze = 209 y 
Warschau w I oe 
Stanislau po 19% y 
Tarnopol „ I9% ,, 
Lodz ir 19%, er 
Krakau „ (170° „ 
in den zentralen und südlichen 5 2007 3 
Pommerellen ,, 170/ Se 


Posen „ l4% „ 

Die geringe Intensität der Milchviehhaltung einzelner pol- 
nischer Gebiete läßt sich noch in anderer Weise nachweisen. An 
sich muß der Milchpreis desto höher sein, je dichter bevölkert ein 
Gebiet ist und je mehr Nichtlandwirte für die Belieferung mit 
Frischmilch in Betracht kommen. Aber in Polen ist diese Regel 
teilweise durchbrochen. Den höchsten Durchschnittspreis im 
Jahre 1927 hat 
Schlesien mit 39 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 

265,9 pro qkm, 
dann folgt Polesien mit 33,6 gr pro | bei einer Bevölkerungsdichte 

von 20,8 pro qkm, 

Krakau mit 32,0 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 114,2 
pro qkm, 

Wolhynien mit 31,4 gr pro l bei einer Bevölkerungsdichte von 47,5 
pro qkm, 

Wilna mit 31,3 gr pro | bei einer Bevölkerungsdichte von 35,1 
pro qkm, 

Lemberg mit 31,2 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 100,6 
pro qkm, 

Kjelze mit 30,2 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 98,5 
pro qkm, 

Nowogrodek mit 29,1 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 

35,1 pro qkm, 

Lodz mit 28,7 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 118,4 
pro qkm, 

Stanislau mit 28,5 gr pro l bei einer Bevölkerungsdichte von 73,4 
pro qkm, 

Warschau einschl. Stadt mit 28,4 gr pro l bei einer Bevölkerungs- 
dichte von 103,6 pro qkm, 

Bialystok mit 28,4 gr pro I bei einer Bevölkerungsdichte von 39,9 
pro qkm, 
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Tarnopol mit 28 gr pro | bei einer Bevölkerungsdichte von 88,0 
pro qkm, 

Lublin mit 27,3 gr pro | bei einer Bevölkerungsdichte von 67,0 
pro qkm, 

Posen mit 27,1 gr pro ! bei einer Bevölkerungsdichte von 74 pro qkm, 

Pommerellen mit 26,5 gr pro l bei einer Bevölkerungsdichte von 
57,1 pro qkm. , 


In den Grenzzahlen zeigt sich am besten die Neigung. Daß 
der Milchpreis in den polnischen Wojewodschaften nächst Schlesien 
inPolesien, der am dünnsten bevölkerten Provinz, am höchsten ist, 
beweist die außerordentlich geringe Leistungsfähigkeit des dortigen 
Viehs und die Extensität der Haltung. Dabei entfielen im Jahre 
1927 auf 1000 Einwohner 562 Stück Rindvieh, in Posen- 
Pommerellen 425... Polesien ist heute wieder die im Verhältnis 
zur Bevölkerungsdichte viehreichste Wojewodschaft. Um so mehr 
fällt die Geringfügigkeit der Produktion auf. Aus Anlage 22 
ersehen wir die polnische Buttergewinnung in den Jahren seit 1921, 
allerdings nur erfaßt, soweit es sich um Molkereierzeugnisse handelt. 
Die Zusammenstellung fügt sich vollkommen in den Rahmen der 
bisherigen Beobachtungen ein. Die Zunahme beträgt in den Nach- 
kriegsjahren bis 1926 fast 300°, und wenn auch Kongreßpolen und 
Galizien eine starke Steigerung ihrer Erzeugung aufweisen, so spielt 
diese im Verhältnis zur Buttererzeugung der Westgebiete noch eine 
recht geringe Rolle. 


Fütterung und Haltung sind es naturgemäß nicht allein, 
die diese gewaltigen Unterschiede in der Leistungsfähigkeit der 
Rinder in Polen bewirken. Stark mitbestimmend ist die Rassen- 
frage. Polen ist heute noch eine Musterkarte der verschiedensten 
Rindviehrassen. In den Großbetrieben des Westens herrscht das 
zielbewußt züchterischer Bearbeitung unterliegende schwarz- 
bunte Niederungsvieh vor. Auch in dem ganz überwiegenden 
Teile des deutschen Kleingrundbesitzes und in einem etwas geringeren 
Teile des polnischen überwiegt dieselbe Zuchtrichtung. Der Rest 
der Betriebe besitzt eine Mischung verschiedener Rassen und Farben, 
in denen aber langsam das Blut des schwarzbunten Niederungsviehs 
vordringt. Galizien hat eine Rasse für sich, das galizische Rotvieh 
ein anspruchsloses, gesundes Rind, das eine züchterische Veredelung 
verdient und sie bereits in einigen Großbetrieben erlebt. Seine 
Spitzenleistungen an Milch bleiben um ca. 40% hinter denen des 
Niederungsrindes zurück. In den Großbetrieben Kongreßpolens 
hat das schwarzbunte Niederungsvieh bereits vielfach Eingang 
gefunden. Im übrigen weist Kongreßpolen eine Mischung ver- 
schiedener Landrassen auf. Die züchterische Bearbeitung fehlt 
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fast vollstandig. Der Osten schlieBlich besitzt ein kleines, wenig 
leistendes Steppenrind; die züchterische Bearbeitung fehlt ganz. 

In den gesamten bisherigen Ausführungen ist untersucht 
worden, welcher Art die Produktionsbedingungen der polnischen 
Landwirtschaft sind, auf welcher Höhe die Betriebsintensität 
steht, welche Unterschiede in dieser Beziehung die einzelnen polni- , 
schen Landesteile aufweisen. Die Untersuchungen dienten der 
Beschreibung des Wirtschaftsorganismus, in den die Provinz 
Posen durch die Abtrennung von Deutschland gelangt ist. Wir 
haben nun zwar die außerordentliche Überlegenheit der Posener 
Landwirtschaft in bezug auf den Intensitätsgrad festgestellt, wie 
sie den anderen Gebieten gegenüber besteht. Aus den Ausführungen 
ging weiterhin hervor, daß diese Überlegenheit wegen der Mannig- 
faltigkeit der Vorbedingungen in kultureller und wirtschaftlicher 
Beziehung von den anderen Gebieten nur sehr langsam einzuholen 
sein wird. Aber um festzustellen, ob die Organisation der Posener 
Landwirtschaft durch den Übergang in einen anderen Wirtschafts- 
organismus wesentlich verändert wurde, ist es noch nötig, die Rolle 
zu untersuchen, die die westlichen Gebiete, insbesondere Posen, 
in der polnischen Agrarbilanz spielen. 


6. Die polnische Agrarbilanz. 


Als die Provinzen Posen und Westpreußen Bestandteile deS 
Deutschen Reiches waren, stellten sie, wie oben bereits erwähnt, 
starke Überschußgebiete an landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
dar, die in einem Lande mit passiver Agrarbilanz und einem starken 
Agrarschutz eine hohe Verwertung und. glatten Absatz fanden. 
Im Vergleich hierzu ist es eine sehr wichtige Frage, wie sich die 
Agrarbilanz Polens verhält und welche Rolle die westlichen Gebiete 
in ihr spielen. Reicht die landwirtschaftliche Erzeugung des übrigen 
Polens zur Selbsternahrung aus, dann sind die westlichen Gebiete 
mit ihrer Überschußgewinnung auf den Weltmarkt angewiesen. 
Die Erzeugnisse werden dann, selbst wenn die zollpolitischen 
Maßnahmen ausgeschaltet werden, im günstigsten Falle zu Welt- 
marktpreisen unter Abzug der Fracht- und Handelsunkosten ver- 
wertet. Da Posen wegen der langen Bahntransporte frachtlich 
ungünstig zu den Abnahmeländern liegt, zumal das Deutsche Reich 
wegen des Handelskrieges seit längerer Zeit nicht mehr als Abnehmer 
in Betracht kommt, müßten im angenommenen Falle die Über- 
schußgebiete des Westens in der Verwertung ihrer Produkte un- 
günstiger dastehen als die andern Gebiete. 

In der Inflationszeit bis zum Jahre 1924 fand eine nennens- 
werte Ausfuhr an landwirtschaftlichen Erzeugnissen nicht statt. 
Es waren dies die Jahre des Wiederaufbaus der durch den Krieg 


104 Dr. agr. Albrecht Schubert. 


stark geschädigten polnischen Landwirtschaft. Die Ein- und 
Ausfuhr an Getreide und Mehl gestaltete sich in der Inflationszeit 
von 1920 bis 1923 folgendermaßen: 


Ein- bzw. Ausfuhr- 
überschuß, 
alles in t 


Einfuhr Ausfuhr 


1920 248 316 — 229716 
1921 496 065 — 482519 
1922 64 957 + 2196 
1923 76 004 + 5127 


885 342 — 704 912 


Die Ein- bzw. Ausfuhr an tierischen Produkten war in derselben 
Zeit folgendermaßen 


Stück 
Ausfuhr 


Schweine 
Einfuhr 


Stück 
Ausfuhr 


Rinder 
Einfuhr 


| 5662 
Bei Zucker und Spiritus war das Verhältnis folgendermaßen, in t: 
Spiritus 


Einfuhr inkl. 
(Weine, Liköre) 


Zucker 


Einfuhr | Ausfuhr Ausfuhr 


1920 4 760 15 528 1 077 2 274 
1921 2 406 39 455 99 14 271 
1922 11 463 59 280 1 285 14 603 
1923 1 425 95 139 2.421 3 064 

20054 | 209 402 4882 | 34212 


Wir sehen im Durchschnitt der 4 Jahre einen starken Fehlbetrag 
in der Getreidebilanz, der allerdings in den letzten beiden Jahren 
verschwindet. In bezug auf Vieh besteht ein Einfuhrüberschuß 
an Rindvieh, ein unbedeutender, aber langsam ansteigender Aus- 
fuhrüberschuß an Schweinen. Die Ausfuhr von Zucker und Spi- 
ritus übertraf von vornherein die Einfuhr und ist besonders bei 
Zucker in steigender Richtung begriffen. Unter den übrigen Er- 
zeugnissen tierischen Ursprungs beginnt sich seit 1922 ein kleiner. 
Ausfuhrüberschuß an Eiern bemerkbar zu machen. 
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Wie erwahnt, fiel in die Inflationszeit der Wiederaufbau der 
polnischen Landwirtschaft. Ein besseres Bild von der Richtung, 
die sich in der Agrarbilanz Polens zeigt, gewinnen wir, wenn wir 
die Zeit nach Durchführung des Wiederaufbaus einer Untersychung 
unterziehen. In den Jahren 1924—28 gestaltet sich die Entwick- 
lung folgendermaßen. Nach der neueren Aufstellung zählt das 
Erntejahr vom 1. 8. bis 31. 7. Ein Minus bedeutet Einfuhrüber- 
schuß, ein Plus Ausfuhrüberschuß. In Tonnen: 


Jahr 
` 1924/25 


Weizen....| —42 985 
Roggen ...| —21 867 
Gerste ....| +89 867 
Hafer ....| —79 760 
Mais im Ka- 
lenderjahre 1924 1925 1926 1927 
—4 548 —43 802 | —20 844 |—137169 


Es sind von vier Erntejahren drei Einfuhrjahre an Brotgetreide 
und Hafer, nur Gerste wird ständig ausgeführt. Dabei war nur 
das Jahr 1923/24 ein ausgesprochen schlechtes Erntejahr, das er- 
heblich geringere Hektarerträge an Getreide gegenüber dem Durch- 
schnitt von 1909/13 brachte. Das Jahr 1924/25 übertraf diesen 
Durchschnitt um 18% und war, wie überall in Mitteleuropa, ein 
Spitzenjahr. Die Jahre 1925/26 und 1926/27 brachten Ernten, die 
im Durchschnitt aller Getreidearten die Hektarerträge 1909/13 
übertrafen, und zwar 1925/26 um 2%, 1926/27 um 11%. 


In den Einfuhrjahren steigen zugleich die Einfuhrmengen von 
Mais, Mehl und Reis stark an, vor allem in der Zeit von Januar 
bis August. So war z. B. der Ein- bzw. Ausfuhrüberschuß vom 
l. 1. bis 31. 7.: 


r , 


+130 712 | —210 026 | —42 849 
+320 570 | — 42 329 | — 9 802 
+168 492 | + 90275 | 4-29 540 
+ 88466 | — 35 009 | — 4589 


im Jahre 1926 im Jahre 1927 


Mais ....... —11 702 t —109 940 t 
Mehi ....... +10 913 t — 8371 t 
Reis ....... —16 441 t — 41 209 t 


) Seit 1.1. 1928 bis Mitte Mai ist die Einfuhr an Brotgetreide 
außerordentlich angestiegen. Im Wirtschaftsjahre 1928/29 dürfte, 
da Polen einer für die Selbstversorgung n cht ausreichenden Ernte 
an Brotgetreide entgegensieht, wieder eine Einfuhr an Brot- 
getreide nötig sein. 
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Die Ausfuhr an Rindern und Schweinen ergab folgendes Bild. 
Der Export betrug: l 
im Kalenderjahr Rinder — Stück Schweine — Stück 


1924 28 794 409 870 
1925 16 700 870 691 
1926 53 583 593 660 
1927 6 338 771 418 


Die Rindviehausfuhr hat wegen der Einfuhrerschwerungen der Nach- 
barländer, vor allem infolge des Handelskrieges mit dem Deutschen 
Reiche und des gestiegenen Inlandsverbrauchs in schnellem Ab- 
stiege von dem Höhepunkte des Jahres 1925 fast aufgehört. Da- 
gegen ist die Schweineausfuhr beträchtlich geblieben, wenn sie 
auch gewisse Schwankungen aufweist. Die Zuckerausfuhr betrug 
in den vier Jahren durchschnittlich etwa eine Viertelmillion Tonnen 
und blieb nur im Jahre 1925 um 50 000 t hinter dieser Zahl zurück. 

Nennenswerte Spiritusmengen gingen nicht mehr ins Ausland. 
Dafür fand eine, wenn auch im Verhältnis zur Gesamternte geringe, 
Kartoffelausfuhr und eine Ausfuhr an Stärke und Trockenkar- 
toffeln statt. Sie betrug in t: 

im Jahre für Kartoffeln Stärke Kartoffelflocken 


1924 271 605 15 728 26 456 i 
1925 78 720 14 111 17 256 | 
1926 110 633 23 621 10 969 
1927 130 598 11 870 8 295 


Bei einer Gesamtkartoffelernte, die zwischen 26 und 30 Millionen 
Tonnen schwankt, macht diese Ausfuhr wenig aus. Wir sehen aus 
der Zusammenstellung auch hier den großen Einfluß des Handels- 
krieges mit Deutschland. Der ständige Rückgang der Ausfuhr an 
Kartoffelfocken erklärt sich durch die völlige Unrentabilität 
die sich für die Flockenfabriken in den letzten Jahren ergeben hat. 
Von den genossenschaftlichen Trocknungsanstalten in der Provinz 
Posen haben fast alle in den letzten Jahren mit erheblichen Unter- 
bilanzen abgeschnitten. 

An Viehprodukten sehen wir dagegen ein starkes Ansteigen 
der Ausfuhr. Sie betrug im 
Jahr an Fleisch Butter Eiern Gänsen anderem Geflügel 


1924 7804 t 2t 10421 t 453924 St. 23432 St. 
1925 34793 t 541 t 27071 t 874568 ,, 121541 , 
1926 33876 t 839 t 58566 t 1219437 ,, 498911 ,, 
1927 27514t 1746t 63590 t 785812 — 


Der geringere Export an Geflügel im Jahre 1927 dürfte eine Zu- 
fallserscheinung sein. Es ist anzunehmen, daß bei der wachsenden 
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Ausdehnung des Kleinbetriebes die Geflügelausfuhr weiter zu- 
nehmen wird. Der Rückgang der Fleischausfuhr hängt mit den 
Schwierigkeiten zusammen, die sich aus den Handelsbeziehungen 
mit dem Auslande ergeben. 

Sehr gestiegen ist ferner die Ausfuhr an Futtermitteln (haupt- 
sächlich Kleie) und Hülsenfrüchten, vorwiegend Erbsen und Bohnen. 
Es wurden exportiert nach Abzug der Einfuhrmengen in to 


im Jahre Futtermittel Erbsen Bohnen 
1924 86 721 18 465 28 347 
1925 123 056 15 410 13 866 
1926 306 612 28 241 23 601 
1927 236 251 18 900 18 056 


Unerklärlich ist die wirtschaftspolitische Haltung, die derartige 
Mengen Kleie zur Ausfuhr gelangen ließ, während auf der anderen 
Seite große Mengen Hafer und Mais eingeführt wurden, deren An- 
kaufspreis höher ist als der Erlös für die Kleie. | 

Eine Betrachtung der Bilanz in der Ein- und Ausfuhr land- 
wirtschaftlicher Produkte ergibt, daß Polen an Getreide im Durch- 
schnitt mehr ein- als ausführt mit alleiniger Ausnahme der Gerste. 
Dagegen ist eine ziemlich große Zuckerausfuhr vorhanden; auch 
Kartoffelprodukte, ferner Kleie und in verhältnismäßig geringem 
Maße Hülsenfrüchte gehen ins Ausland. Aktiv ist die Handels- 
bilanz in bezug auf Vieh, vor allem Schweine. Die steigende Rich- 
tung tritt am stärksten hervor in der Ausfuhr von Viehprodukten, 
vor allem Eiern, Geflügel und Butter. 

Nunmehr ist zu untersuchen, welche Bedeutung die landwirt- 
schaftliche Erzeugung Posens und Pommerellens innerhalb der 
polnischen Gesamtgewinnung an Agrarprodukten hat. 

Ein gutes Hilfsmittel bildet die polnische Statistik der Bahn- 
verladung. Letztere ist um so bedeutungsvoller, als die Wasser- 
straßen in Polen wenig ausgebaut sind. Aus Anlage 23 ersehen 
wir die Bahnverladung an Erzeugnissen pflanzlichen Ursprungs 
in einem Getreideausfuhr- und -einfuhrjahre, den Jahren 1925/26, 
bzw. 1924/25. Es sind die Gesamtmengen der Verladung und die 
besonderen zum Export bestimmten Mengen angegeben, dabei 
in Hundertteilen der Anteil festgestellt, den einmal die Westgebiete 
zusammen, dann Posen allein haben. Die Eisenbahndirektion 
Posen umfaßt nicht die ganze Wojewodschaft, da einige Gebiete 
nördlich der Netze zur Direktion Danzig gehören. Dafür sind einige 
kleine Teile der Wojewodschaft Lodz mit Posen vereinigt. Jedoch 
sind die Unterschiede im Gebiete der Eisenbahndirektion gegen- 
über dem der Wojewodschaft so unwesentlich, daß die Zahlen einen 
verhältnismäßig guten Maßstab abgeben. Falls die Direktions- 


108 | Dr. agr.' Albrec ht Schubert. 


grenze mit der Wojewodschaftsgrenze übereinstimmte, wären die 
Zahlen für Posen noch günstiger. Ähnlich verhält es sich mit der 
Eisenbahndirektion Danzig-Pommerellen Auch hier stimmen die 
Grenzen zwischen Eisenbahndirektion und Wojewodschaft nicht 
ganz überein, jedoch sind die Unterschiede nicht so groß, daß sie 
bedeutende Verschiebungen in den Zahlen hervorbringen. 

Wir sehen inden beiden Zusammenstellungen der Anlage, daß ohne 
die Westgebiete die Versorgung des übrigen Polens mit Erzeugnissen 
pflanzlichen Ursprungs in hohem Grade unzureichend wäre. Selbst 
in einem Jahre, das einem Getreiderekordjahre folgt, so 1925/26, 
würde ohne die Westgebiete für das übrige Polen ein Finfuhrbedarf 
entstanden sein. In diesem Jahre haben die Westgebiete z. B. an 
Roggen rund 450 000 t nach dem übrigen Polen verladen und von 
der rund 280 000 t betragenden Ausfuhr noch 76,39, geliefert. Die 
Exportfähigkeit Polens an Getreide, sofern überhaupt eine Getreide- 
ausfuhr stattfindet, wie auch an Kartoffeln, Kartoffelfabrikaten 
und Zucker beruht auf der Überschußproduktion der westlichen 
Provinzen. Daß die aus den oben angeführten Zusammenstellungen 
sich ergebenden Zahlen tatsächlich mit der Wirklichkeit überein- 
stimmen, dafür gibt es einen weiteren Beweis in der bereits mit- 
geteilten Aufstellung der Ernteerträge. Schließlich geht dies auch 
daraus hervor, daß die beiden Provinzen auch auf den Kopf der 
Bevölkerung die größte Getreideproduktion aufweisen. Anlage 24 
zeigt, in welch starkem Maße Posen und Pommerellen in dieser 
Hinsicht an der Spitze aller Wojewodschaften stehen. 

Mithin ist in bezug auf die Hauptproduktionsrichtung der 
Westgebiete die landwirtschaftliche Lage dieselbe geblieben. 
Als die Provinzen zu Deutschland gehörten, waren sie starke Über- 
schußgebiete zugunsten eines Landes, das im Durchschnitt der 
Jahre über den Überschuß dieser Gebiete hinaus pflanzenliche Pro- 
dukte außer Zucker- und Kartoffelprodukten noch einfiihrte. Jetzt, 
wo die Gebiete zu Polen gehören, ist ihre Rolle in der erwähnten 
Produktion genau die gleiche. Denn auch Polen ist im Durchschnitt 
der Jahre über die Überschußproduktion der Westgebiete hinaus 
noch Importland an pflanzlichen Produkten außer Zucker und Kar- 
toffeln. Die Abhängigkeit Polens vom Getreide- und Zuckerwelt- 
markt ist ebenso wie in Deutschland vorhanden trotz aller Aus- 
fuhrbeschränkungen, dagegen ist vorläufig die landwirtschaftliche 
Produktion noch nicht durch Einfuhrzölle geschützt. Die polnische 
Landwirtschaft hat unter der Ungunst der Relation, die sich für die 
Getreidepreise im Verhältnis zu den Produktionsmitteln ergab, auch 
wie die Landwirtschaft anderer Länder zu leiden gehabt. Aber diese 
Krise hat sich, da nur ein einziges Getreideüberschußjahr war, nicht 
in den scharfen Formen abgespielt wie in den Ländern, die auf 
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standige Ausfuhr angewiesen sind, wie die Vereinigten Staaten. 
Wenn dort Hunderttausende von Farmen verlassen wurden, so 
findet sich in Polen kein einziges Gut, keine Bauernwirtschaft, 
die auch nur zeitweilig unbestellt waren. 

Wie ist die Lage nunmehr in bezug auf Vieh und Viehprodukte? 
Aus Anlage 26 geht hervor, daß die Westgebiete an Vieh starke 
Versorger der übrigen Gebiete Polens sind, und zwar in einem Um- 
fange, der in gar keinem Verhältnis zu dem Größenanteil der Wo- 
jewodschaften steht. In bezug auf die Ausfuhr dagegen spielen sie, 
abgesehen von Pferden und Schafen, eine verhältnismäßig geringe 
Rolle. Größer ist der Anteil der Westgebiete in bezug auf die Ver- 
sorgung der andern Gebiete mit Butter und Fleisch, auch für den 
Export stellen sie den überwiegenden Anteil der in diesen beiden 
Produkten zur Verladung gelangenden Menge. Dagegen stammen 
die großen Mengen an Eiern und Geflügel sowohl für den Inlands- 
verbrauch wie auch für die Ausfuhr aus anderen Gebieten, insbeson- 
dere aus Galizien. Diese Erscheinung ist aus den bisherigen Aus- 
führungen durchaus verständlich. In den kleinbäuerlichen Betrie- 
ben, die in erster Linie der Selbstversorgung des Besitzers dienen, 
sind die Erzeugnisse der Hauswirtschaft, Geflügel und Eier, häufig 
die einzigen Erzeugnisse, die zum Verkauf gelangen. Dazu kommen 
in mehr oder weniger starkem Maße die Produkte der Viehhaltung. 
Es überrascht etwas, daß trotz des verhältnismäßig niedrigen 
Schweinebestandes Galizien den größten Anteil an Ausfuhr- 
schweinen liefert. Die Tatsache erklärt sich aus dem sehr geringen 
Eigenverbrauch der Bevölkerung an Fleisch. Im Verhältnis zur 
Fläche ist zwar, wenn wir den Anteil der Westgebiete an der In- 
landsversorgung durch lebende oder geschlachtete Tiere in Be- 
tracht ziehen, die Überschußproduktion Posen-Pommerellens 
größer. Im Verhältnis zur Dichte der Bevölkerung dagegen bringen 
die südlichen Wojewodschaften eine ungemein viel stärkere Über- 
schußerzeugung hervor. Man sieht aus dieser Tatsache, daß die 
Überschußerzeugung eines Gebietes an irgendeinem landwirtschaft- 
lichen Produkt nicht allein aus der Produktionszahl im Verhältnis 
zur Flächeneinheit und Bevölkerungszahl, sondern in starkem 
Maße auch aus der Verbrauchskraft der Bevölkerung herzuleiten 
ist. Die Westgebiete liegen für den Schweineexport recht ungün- 
stig, da seit dem Eintreten des Handelskrieges als Einfuhrländer 
nur die dem Posener Markte entfernten Staaten Deutschösterreich 
und die Tschechoslowakei in Betracht kommen, die hingegen für 
Galizien frachtgünstig liegen. Die polnische Ausfuhr an Schweinen 
erscheint bei der Anspruchslosigkeit der kleinbäuerlichen Bevöl- 
kerung und der ständigen Vermehrung der Kleinbetriebe auf Kosten 
der mittelbäuerlichen und Großbetriebe noch steigerungsfähig. 
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In Vieh sowohl wie in Vieherzeugnissen übersteigt die Gewin- 
nung den Bedarf; selbst ohne die Westgebiete wäre die Versorgung 
des übrigen Polen gesichert, wenn auch die Ausfuhr an Vieh keine 
große Rolle spielen würde. In den Erzeugnissen des Zwergbetriebes, 
Eier und Geflügel, hat das ehemals russische und österreichische 
Polen eine starke Uberproduktion, die von Jahr zu Jahr zunimmt. 
Das Tempo, in dem die Ezeugung der Viehprodukte zunimmt, ist 
außerordentlich groß. Die Eierausfuhr wuchs von 1924 bis 1927 
um mehr als 600%. Die Steigerung der Butterausfuhr ist noch 
größer und betrug bisher in jedem Jahr das Doppelte des Vorjahres. 
Ebenso ist die Geflügelausfuhr von 1924 an um mehrere hundert 
Proz. gestiegen. Die Gewinnung an Viehprodukten nimmt eben schnel- 
ler zu als die Verbrauchskraft der Bevölkerung. In bezug auf Brot- 
getreide dagegen war die Verbrauchssteigerung größer als die Ver- 
mehrung der Erzeugung. Wir sahen bei einer Betrachtung zwischen 
den Erzeugnissen pflanzlichen und tierischen Ursprungs, daß die 
Relation zugunsten der Viehprodukte immer geringer wird. 


Die Lage des westlichen Getreidebaugebietes zeigt daher eher 
die Richtung, besser als schlechter zu werden. Es nähern sich also 
die Organisationsbedingungen der Landwirtschaft der ehedem 
preußischen Gebiete im wesentlichen wieder den Vorkriegsbedin- 
gungen. 


C. Die Rentabilitätsverhältnisse 
in der Landwirtschaft Posen-Pommerellens 
seit deren Zugehörigkeit zu Polen. 


In den bisherigen Ausführungen ist ein Bild davon gegeben 
worden, wie sich im Gesamtrahmen der polnischen Landwirtschaft 
und Volkswirtschaft die Organisationsbedingungen der westpol- 
nischen Landwirtschaft gestaltet haben. Der große Rahmen wurde 
gewählt, weil es nicht möglich ist, die landwirtschaftliche Entwick- 
lung eines Teilgebietes ohne Berücksichtigung des land- und forst- 
‚wirtschaftlichen Aufbaus des ganzen Landes zum Ausdruck zu 
bringen. Die Rentabilitätsverhältnisse der westpolnischen Land- 
wirtschaft können nun, nachdem die Fagen der Betriebsorganisa- 
tion eingehend behandelt sind, gesondert untersucht werden. Vor- 
läufig ist es noch gar nicht möglich, sich ein Bild über die Ren- 
tabilität der Landwirtschaft Gesamptpolens zu machen, weil einer- 
seits der Kleinbetrieb, wie nachgewisen, naturalwirtschaftlich 
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eingestellt ist und andererseits für den Großbetrieb der anderen 
Gebietsteile kein wissenschaftlich einwandfreies Material zur Ver- 
fügung steht. 


1.Der Einfluß der politischen undvölkischen 
Entwicklung Posen-Pommerellens auf die 
Rentabilität der Landwirtschaft. 


Ehe auf die Rentabilitätsverhältnisse näher eingegangen 
wird, muß noch ein Blick auf die besondere politische und völki- 
sche Entwicklung geworfen werden, die der Staatswechsel für die 
abgetretenen preußischen Gebiete mit sich brachte, denn diese 
Entwicklung hat sich in einer sehr starken Weise wirtschaftlich 
und vor allem auf die Reinertragsverhältnisse ausgewirkt. 

Vor dem Kriege hatten die zu Polen gekommenen Gebiete 
eine volksmäßig gemischte Bevölkerung. Nach der polnischen 
Aufstellung, die nicht allzusehr von der deutschen abweicht, 
betrug das Verhältnis von Polen zu Deutschen in dem an Polen 
gekommenen Teile Posens 64,6 zu 35,4, in dem Westpreußens 
56,7 zu 43,3. Von den insgesamt etwa 11 Million Deutschen, 
die im Jahre 1918 in den abgetretenen Gebieten wohnten, haben 
rund 800 000 ihre Heimat aus verschiedenen Gründen verlassen 
müssen. Vom privatenGrundbesitz waren in Posen etwa 54°, 
in Pommerellen etwa 60°, in deutscher Hand. Dazu kam, daß 
sich der staatliche Domänenbesitz ausschließlich in deutscher 
Bewirtschaftung befand. Im Jahre 1927 waren von den 3 572 000 ha 
Privatbesitz nur noch 1 000 000 ha in deutscher Hand, also 28°). 
Etwa 900 000 ha Privatbesitz und über 100 000 ha Domänenland 
sind aus deutscher in polnische Bewirtschaftung übergegangen, 
also auch etwa 28°. Ein Besitzwechsel, der 28°, der Gesamt- 
fläche eines so umfangreichen Gebietes betraf und sich innerhalb 
von drei Jahren abspielte (der größte Teil des Besitzwechsels 
ging von 1920 bis 1923 vor sich), konnte nicht ohne nachhaltige 
Wirkung auf die Organisation und Betriebsführung sowie die 
Ergebnisse der Landwirtschaft bleiben. Verschärft wurde diese 
Wirkung noch durch die Form, in der der Besitzwechsel vor sich 
ging, und die Einflüsse, die ihn bewirkten. 

Nach Errichtung des polnischen Staates wurde dem deutschen 
Element durch mehrfache amtliche Kundgebungen volle Gleich- 
berechtigung mit den Bürgern polnischen Volkstums zugesichert. 
Aber es zeigte sich bald, dab der in den obersten Regierungskreisen 
sicher vorhanden gewesene gute Wille, die Minderheitsvölker durch 
eine gerechte Behandlung zu Freunden des neuen Staates zu 
machen, an der Einstellung untergeordneter Regierungskreise und 
einer Gruppe von Leuten scheiterte, die aus engherzig nationalen, 
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teils auch selbstsiichtigen Griinden die Entfernung der Deutschen 
und Wegnahme ihres Besitzes verlangten. Diese Einflüsse wurden 
so stark, daß sich bald auch verantwortliche Regierungsleiter zur 
Entdeutschungspolitik bekannten, wie die Ministerpräsidenten 
Ponikowski und Grabski sowie General Sikorski. 

Die einzelnen Phasen der Entdeutschungspolitik müssen kurz 
gestreift werden, weil sie in verschiedenartiger Weise auf die wirt- 
schaftliche Entwicklung der Landwirtschaft einwirkten. Eine der 
ersten harten Maßnahmen war die Internierung von einigen tausend 
Deutschen, darunter überwiegend Landwirten im Sammellager 
Szczypiorno. Die Internierung begann im Juni/ Juli 1919 und hielt 
die Betroffenen, die zum größten Teil ohnehin 4 Kriegsjahre hin- 
durch von Haus und Hof entfernt gewesen waren, wiederum viele 
Monate von der Arbeitsstätte fern. Diese Maßnahme wirkte nicht 
nur sehr demoralisierend, sondern hinderte auch stark den Wieder- 
aufbau der Landwirtschaft. Da man vor allem das Deutschtum 
seiner Führer berauben wollte, waren die internierten Landwirte 
überwiegend Betriebsleiter größerer und mittlerer Güter, so daß die 
Folgen der Internierung einen großen Teil des Flächenumfangs 
betrafen. Im Jahre 1920 brach der Bolschewistenkrieg aus. Die 
Pferderequisition nahm einen großen Umfang an, und zwar zu einer 
Zeit, in der die Pferdebestände noch lange nicht auf die Vorkriegs- 
höhe aufgefüllt waren. Die Deutschen wurden dabei um vieles 
stärker herangezogen als die Polen. Manches deutsche Gut verlor 
bis zur Hälfte des Pferdebestandes, und zwar zu Preisen, die 10%, 
des wirklichen Wertes wenig überschritten. Die Haßpsychose, die 
während des Krieges von allen Völkern gepflegt worden war, ersann 
auch in Polen in den ersten Jahren nach Gründung des Staates 
viele Mittel, den Angehörigen des deutschen Volkstums das Leben 
so schwer zu machen, daß eine sogenannte „freiwillige“ Abwan- 
derung einsetzte. Es ist nicht Aufgabe dieser Arbeit, davon eine 
genaue Schilderung zu geben. Daß jedenfalls der Druck sehr stark 
gewesen ist, ersieht man schon daraus, daß Tausende deutscher 
Landwirte ihr Besitztum verkauften, obgleich die Hälfte des Er- 
löses als sogenannte Emigrantensteuer vom Staate zurückbehalten 
wurde und obgleich infolge der schnellen Geldentwertung es den 
Auswandernden in dieser Zeit nur selten möglich war, sich mit dem 
Reste des Erlöses eine neue, geschweige denn gleichwertige Lebens- 
stellung in Deutschland zu schaffen. Häufig wird behauptet, der 
polnische Patriotismus hätte dem deutschen ein Vorbild in der 
Zähigkeit des Aushaltens sein können, aber wir haben kein Ana- 
logon, ob bei einem ähnlichen Drucke der Pole widerstandsfähiger 
gewesen wäre. Jahrzehnte lang, als Posen bereits zu Preußen ge- 
hörte, gab es in der Provinz polnische Landräte und Beamte aller 
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Art, polnische Schulen, zweisprachige Amtsblätter usw.!) Und 
selbst in der letzten Zeit, als die Ostmarkenpolitik durch mitunter 
kaum zu billigende Mittel zielbewußt an einer Stützung des zurück- 
gehenden Deutschtums arbeitete, war der Pole im Vollbesitz aller 
Rechtsmittel, l 


Am schärfsten wirkte auf die Verdrängung des deutschen 
Elements hin die Gesetzgebung über den Bodenverkehr. Bei jedem 
Besitzwechsel eines ländlichen Grundstücks über % ha Umfang 
steht dem Staate das Vorkaufsrecht zu. Außerdem muß der Staat die 
Genehmigung zur Auflassung erteilen. In der Verwaltungs- 
praxis wurden diese Bestimmungen so gehandhabt, daß dem 
Polen fast immer, dem Deutschen so gut wie niemals die Möglich- 
keit zum Landkauf gegeben wurde. Wäre ein ähnliches Gesetz 
während der 140 Jahre preußischer Herrschaft in gleicher Weise 
den Polen gegenüber gehandhabt worden, so dürften die beiden 
Provinzen Posen und Westpreußen im Jahre 1914 ein sehr geringes 
Polentum aufgewiesen haben, denn fast jeder Besitzwechsel hätte 
den Übergang des Grundstücks in deutsche Hand bedeutet, wie 
es jetzt umgekehrt der Fall ist. Es wirkt ungemein niederdrückend, 
wenn der deutsche Bauer von vornherein weiß, daß er seinem zweiten 
oder dritten Sohne kaum je die Möglichkeit einer eigenen Scholle 
bieten kann, selbst wenn er sich Sparkapitalien für diesen Zweck 
erworben hat. Da weiterhin auf sämtlichen Ansiedlungen und 
Mittelstandskassengütern neben dem Anerbenrecht ein Wieder- 
kaufsrecht des Staates eingetragen ist, wurde bei dieser zahlreichen 
Gattung deutscher Landwirtschaften jeder Erbfall dazu benutzt, 
den Kindern die Übernahme des Erbes zu erschweren oder das 
Erbe ganz zu entziehen und in polnische Hand zu überführen. 
Wirtschaftlich wirkt sich diese staatliche Handlungweise sehr un- 
günstig für diese Landwirte aus. Wenn der deutsche Bauer weiß, 
daß er das Grundstück, das er zum größten Teile selbst aufge- 
baut, in das er die ganze Arbeit seines Lebens hineingesteckt hat, 
seinen Kindern nicht vererben darf, dann hat er nur noch das eine 
Bestreben, so viel Sparkapitalien wie möglich herausziehen, jede 
Investition zu unterlassen, zumal bei Ausübung des Wicderkaufs- 
rechts der Wert des Grundstücks so niedrig geschätzt zu werden 
pflegt, daß er fast regelmäßig durch die hypothekarische Belastung 
als abgegolten betrachtet wird. Oder der Bauer verkauft das Gut 
selbst zu niedrigerem Preise, um wenigstens etwas für seine Kinder 
zu retten. 


) Vgl. hierzu Manfred 'Laubert, Die preußische Polenpolitik 
von 1772—1914, Berlin 1920, Preuß. Verlaganstalt sowie dess. Die 
Verwaltung der Provinz Posen. Breslau 1923, Priebatsch’s Verlag. 
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Eine weitere Maßnahme, die dahin wirken mußte, unter den 
deutschen Landwirten eine Panikstimmung zu erzeugen, war die 
Vertreibung der Domänenpächter. Am 1. Juli 1921 wurden samt- 
liche deutschen Domänenpächter bis auf drei ohne Rücksicht auf 
die feierlichen Zusagen seitens des Obersten Volksrats (Naczelna 
Rada Ludowa) und auf die noch zum Teil bis 1930 laufenden Pacht- 
verträge zum Verlassen ihrer Domänen gezwungen. Es handelte 
sich um etwa 170 Staatsgüter mit einer Fläche von etwa 100 000 ha. 
Das den Pächtern gehörige Inventar wurde auf Grund einer Zwangs- 
taxe könfisziert, eine Entschädigung nur zu einem Bruchteil des 
wirklichen Wertes gewährt oder auf sogenannte Gebäudeschäden 
restlos verrechnet. Schon vor dem 1. Juli zogen vielfach die Nach- 
folger als Zwangsverwalter auf den Domänen ein. Dieselben hatten 
zunächst nur das Interesse, daß die Inventarschätzung so billig wie 
möglich ausfiel. Infolgedessen wurde das Inventar in vielen Fällen 
wenig pfleglich behandelt. Keine Kategorie Güter wies so viele 
wertvolle Zuchten, so hohe und wertvolle Inventarbestände auf wie 
die Domänen. Hier bedeutete die Tatsache, daß sehr viel Nicht- 
landwirte oder nicht gleichwertige Landwirte an die Stelle der 
Deutschen rückten, einen starken Ertragsrückgang. 


Der Vertreibung der Domänenpächter folgte als nächster 
Schlag die entschädigungslose Vertreibung von rund 4000 Bauern, 
die die Auflassung noch nicht erhalten hatten, auf Grund des am 
14. Juli 1920 erlassenen sogenannten Annullationsgesetztes. Die 
Leute durften ihr bewegliches Inventar behalten, die ihnen meist 
gehörigen Gebäude sowie das Land wurden entschädigungslos 
liquidiert. Das Inventar wurde bei dem ungeheuren Angebote, 
das auf einen Schlag erfolgte, verschleudert, und die Leute ver- 
ließen bettelarm das Land. Auch hier stand der Nachfolger durch- 
schnittlich nicht auf der Höhe des Vorgängers, da die Neuerwerber 
zum Teil Nichtlandwirte waren, zum Teil aus den andern Teil- 
gebieten stammten, deren Bauernbevölkerung die kapitalistische 
Wirtschaftsweise hiesiger Landwirte nicht kennt. Der Ertrags- 
rückgang war auch bei den Annullationsgütern allgemein sichtbar. 


Nach Durchführung der Annullation begann die Liquidation 
des deutschen Vermögens auf Grund der Bestimmungen des 
Versailler Friedensvertrages stärker ausgeübt zu werden. In 
letzterem war dem polnischen Staate das Recht zugesprochen, 
das Vermögen aller Reichsdeutschen, die nach dem 1. Januar 1908 
in die Provinzen Posen und Pommerellen zugewandert waren, gegen 
volle Entschädigung zu liquidieren. Die Ausübung dieses Liqui- 
dationsrechtes wurde scheinbar etwas verzögert, aber nur scheinbar, 
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da die Ausführung durch ein System der ,Pression“ ?) ersetzt 
wurde. Dies bestand darin, daB dem zu Liquidierenden das Leben 
so schwer wie möglich gemacht wurde. Eine der besten Handhaben 
zu diesem Zwecke bot die Einführung der Zwangsverwaltung. Die 
Zwangsverwalter waren häufig die zukünftigen Besitznachfolger 
und hatten ein Interesse daran, einerseits den bisherigen Eigen- 
tümer so schnell wie möglich zum freiwilligen Verlassen des Grund- 
stücks zu bringen, andrerseits das Gut in einen Zustand zu ver- 
setzen, der eine niedrige Taxe gewährleistete. Da die Vollmachten 
des Zwangsverwalters so weitgehend waren, daß sie der Ausübung 
des Besitzrethtes nahe kamen, ergab sich für den Eigentümer 
meistens eine Leidenszeit, die schließlich mit einem billigen Verkauf 
des Besitzes endigte. Für die Volkswirtschaft war die Folge eine 
Devastation der zwangsmaBig verwalteten Objekte. Bei größeren 
Gütern wurde die Zwangsverwaltung ähnlich gehandhabt. Die 
Reinerträge pflegten bei größeren Gütern derartig zurückzugehen, 
daß weder ein Überschuß an den Besitzer abgeführt wurde noch 
Düngemittelwechsel und Steuern bezahlt wurden. Bei endgültiger 
Durchführung der Liquidation wurden dann die Schulden der 
Zwangsverwaltung von dem geringen Entgelt noch abgezogen. 
Gegenüber diesem System der Pression war die Durchführung der 
Liquidation gemäß den polnischen Ausführungsbestimmungen bei- 


"nahe eine Milderung.. Es hörten zum größten Teil wenigstens die 


rein persönlichen Maßnahmen auf. Die Entschädigung wurde vom 
polnischen Staate festgesetzt, das Gut von diesem übernommen 
und einem polnischen Nachfolger übergeben, der deutsche Be- 
sitzer, wenn er nicht freiwillig räumte, exmittiert. Bei der Durch- 
führung der Liquidation hat eine Bezahlung der Ansiedlungen 
und Mittelstandskassengüter im großen Durchschnitt kaum statt- 
gefunden. Die polnische Taxe war so niedrig, daß die zu 75% auf- 
gewerteten Rentenschulden zuzüglich der Liquidationskosten und 
anderer Abzüge die Taxhöhe meist überstiegen. Bei den größeren 
und den nicht mit Rentenschulden belasteten Gütern war die Taxe 
gleichfalls so niedrig, daß die nach allen Abzügen ausgezahlte Ent- 
schädigung kaum 10 bis 20%, des Handelswertes erreichte. 


Die geschilderten Maßnahmen bewirkten, daß eine außer- 
ordentliche Panik die gesamten deutschen Landwirte ergriff, zumal 
keiner von ihnen sicher war, ob nicht sein Besitz nach polnischer 
Auffassung der Liquidation unterlag. Infolgedessen kamen zu den 
vielen tausend Enteignungen in irgendeiner Form noch viele Tau- 
sende von sogenannten freiwilligen Verkäufen, bei denen der deutsche 


1) Der Begriff wurde von dem Präsidenten des Liquidations- 
amts geprägt. 
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Verkäufer in der Angst, alles zu verlieren, wenigstens etwas für 
sich und seine Kinder retten wollte. 

Daß diese Vorgänge starke wirtschaftliche Folgen haben 
mußten, liegt auf der Hand. Über 50% der Fläche Posen-Pom- 
merellens war in deutscher Bewirtschaftung. Jahrelang schwebte 
über dieser großen Fläche das Damoklesschwert der mehr oder 
weniger entschädigungslosen Enteignung. Die Panik unter den 
deutschen Betriebsleitern lähmte die Unternehmungslust. In- 
vestitionen, deren Erträge dem Betriebsleiter nicht in kürzerer 
Zeit wieder zugute kamen, unterblieben nicht nur in den Betrieben, 
die auf irgendeine Weise unmittelbar gefährdet waren, sondern 
auch in den andern, weil sich niemand sicher fühlte. Dafür suchten 
sich viele Betriebsleiter einen Geldrückhalt durch Ankauf anfangs 
von deutscher Mark, später von hochwertigen Devisen zu schaffen, 
um im Falle entschädigungsloser Enteignung wenigstens eine 
Reserve zu haben. Soweit die Spargroschen in deutscher Mark 
angelegt wurden, gingen sie in der Inflation verloren. Die Dollar- 
guthaben erreichten meist keine große Höhe, da der Goldwert der 
landwirtschaftlichen Produkte in der Inflationszeit stark hinter 
dem Friedensstande zurückblieb und in gar keinem Verhältnis 
zum Kaufwert der entwerteten polnischen Mark standen, Infolge- 
dessen waren beim Aufhören der Inflation in den deutschen Be- 
trieben nur geringe Betriebskapitalien vorhanden, auch die Inventar- 
werte waren nicht auf der Höhe, wie sie bei voller Ausnutzung der 
Inflation hätten sein können. 

Es ist mehrfach betont worden, daß der polnische Besitz- 
nachfolger durchschnittlich an den deutschen Vorgänger nicht 
heranreichte. Der scharf deutschfeindliche ,,Kurjer Poznanski‘‘ 
(Nr. 151 vom 7. 7. 1923) sagt darüber folgendes: ,,Die Auswahl 
der Reflektanten selbst vollzog sich in der Weise, daß sie im 
Posenschen und in Pommerellen allgemeine Unzufriedenheit aus- 
lösen mußte. Anstatt die persönlichen Fähigkeiten zu berück- 
sichtigen und vor allem die landwirtschaftlichen Betriebe Berufs- 
landwirten zu überlassen, wurde ein Protektionssystem angewandt, 
in dem Briefe von Generalen gewöhnlich die entscheidende Rolle 
spielten. So wurden z. B. die von den Herren Sikorski und Sosn- 
kowski Begünstigten als geeignet befunden. Mit Orden ausge- 
zeichnete Offiziere, die kein Vermögen besaßen, spielten die Rolle 
von Strohmännern, hinter denen sich die eigentlichen Käufer 
verbargen. Der Mißerfolg der Liquidationsaktion in Polen ist 
in erheblichem Maße den Leitern der zuständigen Ämter zuzu- 
schreiben, Leuten, die zweifellos ehrlich, aber weichherzig, unfähig 
und des Sinns für Organisation und Verwaltung unfähig sind...“ 
Diesem Zeugnis der damals führenden Posener polnischen Zeitung 
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ist nichts hinzuzufügen. Es fanden sich unter den Erwerbern der 
Domänen und Liquidationsgüter Angehörige aller Berufe, so: 
Offiziere und andere Heeresangehörige, Zivilärzte, Lehrer, Schau- 
spieler, Museumsdirektoren, Professoren der Musik, Kunstmaler, 
Starosten (Landrate), Güteragenten, Minister, Töpfermeister, 
Bergwerksdirektoren, Fleischer und Beamte verschiedenster Art. 
Auch bei den bäuerlichen Besitzungen, besonders den Ansied- 
lungen, fand die Auswahl nicht in einer Weise statt, daß auf Tüch- 
tigkeit oder berufliche Vorbildung der Erwerber gesehen wurde. 
Man suchte vor allem Polen aus andern Teilgebieten anzusiedeln. 
Die Leute konnten nicht deutsch und waren für die gefürchteten 
partikularistischen Neigungen der preußischen Polen nicht zu 
haben. Von diesen Neigungen haben die deutschen Bewohner 
der Provinz Posen übrigens wenig gemerkt. Dafür wurde in Kauf 
genommen, daß die aus den mittleren und südlichen Wojewod- 
schaften stammenden Neuerwerber sich mit den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der vorher preußischen Gebiete schlecht befreunden 
konnten. Die Leute waren an naturalwirtschaftliche Betriebsweise 
gewöhnt und kamen in den Besitz von Landwirtschaften, die 
durchaus kapitalistisch eingestellt waren. Insbesondere betrieben 
die deutschen Ansiedler eine starke Schweinemast, mitunter von 
einer Höhe, daß sie industrielles Gepräge annahm. Auch die 
Kunstdüngeranwendung war in den Ansiedlungen allgemein üblich 
und zum Teil recht stark. Von polnischer Seite wird der Anteil 
der aus kulturell tiefer stehenden Landesteilen stammenden Er- 
werber deutscher Bauernwirtschaften auf 43% angenommen. 
Diese Wirtschaften gingen in ihren Ertragsverhältnissen ungemein 
schnell zurück. Obgleich die Kaufpreise, die die Erwerber für 
zwangsweise enteignete Wirtschaften zu zahlen hatten, so niedrig 
waren, daß sie einen Zwang zur Intensivierung kaum ausübten, 
fühlten sich sehr viele der Kongreßpolen und Galizier in den West- 
gebieten nicht recht heimisch. Zum Teil haben diese Leute ihre 
Grundstücke bereits wieder veräußert und sind nach der alten 
Heimat zurückgekehrt. Ein Grund dafür mag darin liegen, daß 
wegen des 15 ha meist übersteigenden Umfangs der Ansiedlungen 
die Erwerber der Einkommensteuer- und Vermögenssteuerpflicht 
unterlagen. Diese Steuerpflicht als ein gewisser Zwang zu kapi- 
talistischer Wirtschaftsweise behagte den Leuten nicht. 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß der große Übergang 
deutschen Besitzes in polnische Hand, der etwa 28°% der Fläche 
umfaßte, meist einen Übergang an den schlechteren Wirt bedeutete. 
Die Mittel, durch die der Besitzwechsel hervorgerufen wurde, und 
die Formen, in denen er sich abspielte, wirkten stark vermindernd 
auf die Ertragsfähigkeit der Landwirtschaft in den abgetretenen 
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Gebieten ein. Die Unsicherheit der Rechtslage, die sich nicht nur 
für den von unmittelbarer Enteignung betroffenen Besitz ergab, 
sondern auch einen Einfluß auf den nicht unmittelbar bedrohten 
deutschen Grundbesitz ausübte, wirkte störend auf die volle Ent- 
faltung der wirtschaftlichen Kräfte der ganzen deutschen Be- 
völkerung. Fragen der Ertragsgewinnung traten stark zurück 
hinter den Aufgaben, die sich aus dem Kampf um die Erhaltung 
des Besitzes ergaben. Noch heute ist der deutsche Landwirt, der 
immerhin noch 28% der Fläche bewirtschaftet, inseinen wirtschaft- 
lichen Entschließungen nicht abhängig von der Rücksichtnahme 
auf den politischen Druck, der auf dem deutschen Volkstum lastet. 

Aber dieser Druck ist nicht mehr ganz so stark wie in den 
Jahren kurz nach Wiedererstehung des polnischen Reiches. Die 
Maßnahmen persönlicher Natur treten allmählich mehr zurück. 
Die Liquidationspolitik ist durchgeführt und das Wiener Ab- 
kommen, das den Begriff der Staatsbürgerschaft endlich klar um- 
grenzte, trug viel zur Beruhigung der Deutschen bei. Zwar besteht 
die Bodengesetzgebung, die praktisch besonders gegen die deutschen 
Bewohner gerichtet ist, nach wie vor weiter, das Erbrecht der An- 
siedler wird noch nicht gewährt, noch erhält kaum je ein Deutscher 
die Auflassung beim Landkauf, noch werden deutsche Bauern bei 
der Verteilung des dem deutschen Großgrundbesitz zur Agrarreform 
enteigneten Landes nicht berücksichtigt. Aber die Panikstimmung 
hat sich gelegt, zumal sich in dem rein persönlichen Zusammen- 
leben zwischen Deutschen und Polen allmählich wieder ein 
ruhigerer Ton einstellte. Schließlich ist der deutsche Bestandteil 
innerlich zu gesund, als daß er derartigen Krisen erliegen könnte. 
Der deutsche Landwirt begann seit 1923/24 wieder mit starker 
Hand und frohem Mut an die Arbeit auf seiner Scholle zu gehen. 
Auch die stärkere Heranziehung der Deutschen zur Agrarreform, 
ebenso die bis zum Jahre 1927 in den juristisch nicht geklärten 
Fällen währende Durchführung der Liquidation, bei denen der 
Besitz ohne Abwarten des gerichtlichen Berufungsentscheids ent- 
schädigungslos enteignet wurde, auch die 380 Fälle, in denen 
deutschen Bauern das Erbrecht versagt wurde, konnten die er- 
wachende Arbeitsfreudigkeit der deutschen Landwirte nicht mehr 
unterdrücken. 


2. Der Einfluß der Sanierungskrise auf die 
Landwirtschaft Westpolens. 

Die Entwicklung der Posener und Pommereller Landwirtschaft 
seit Beginn der finanziellen Sanierung ähnelt, wie bereits im ersten 
Teile ausgeführt wurde, etwas der Entwicklung der reichsdeutschen 
Landwirtschaft, nur mit dem Unterschiede, daß sich die Ver- 
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haltnisse in Polen sehr bald mehr besserten als in Deutschland, wo 
der Druck der Daweslast immer starker wurde. Das Jahr 1923/24 
brachte eine schlechte Ernte, fiir Pommerellen noch erheblich 
schlechter als fiir Posen. Aber dieser Ernteausfall war nicht der 
einzige Grund dafür, daB sich die Rentabilität der westpolnischen 
Landwirtschaft im Jahre 1924/25 nicht günstig gestaltete, denn 
der Ernteausfall wurde zu einem großen Teil durch hohe Preise 
ausgeglichen. Der Staat war gezwungen, nach Sanierung der 
Währung die Steuerschraube erheblich anzuziehen. Neben der 
Einkommen- und Grundsteuer, die beide, wie in früheren Aus- 
führungen nachgewiesen wurde, die einst preußischen Gebiete be- 
sonders belasteten, war im Jahre 1923 eine Vermögenssteuer von 
einer Milliarde Goldztoty ausgeschrieben worden, deren Hauptraten 
in die Jahre 1924/25 fielen und auch diese Gebiete vornehmlich 
belasteten. Die Steuern waren bei der absoluten Kapitalarmut der 
Landwirtschaft so hoch, daß sie nur aus der Substanz der Güter 
zu bestreiten waren. Die starke Progression bewirkte, daß die 
Steuern für große Betriebe geradezu untragbar wurden. So wurde 
bald klar, daß die riesige Vermögenssteuer bei der allgemeinen 
Kapitalnot und der Knappheit an Umlaufsmitteln nicht in der 
vorgesehenen Zeit einzutreiben sei. Da gewährte die Regierung eine 
gewisse Erleichterung, indem sie die Steuer auf eine Anzahl von 
Raten verteilte. Aber selbst diese, besonders die ersten, waren für 
einen großen Teil des Großgrundbesitzes nur durch Aufnahme von 
Darlehn zu begleichen. Andere Gründe wirkten mit zu der Krise, 
die sich mit der Sanierung des Finanzwesens für die westpolnische 
Landwirtschaft ergab. 

Die Inflationspsychose war noch nicht überall überwunden. 
In der Inflationszeit hatte der Landwirt verlernt, mit dem Pfennig 
zu rechnen. Nicht Jedem gelang es, sich nach Beginn der Geld- 
stabilisierung geistig umzustellen. Die Schulden, die in dieser Zeit 
gemacht wurden, vermehrten sich bei den nach Aufhören der In- 
flation noch lange ungewöhnlich hohen Zinssätzen in starkem Maße. 
Das Bewußtsein, daß man seine Vorkriegshypotheken zu 85%, los- 
geworden war, ließ die Neuaufnahme von Schulden als unwesentlich 
erscheinen. Man übersah, daß kleinere Schuldsummen bei der 
mehrfachen Höhe des Zinssatzes und der stark zurückgegangenen 
Rentabilität der Landwirtschaft häufig schwerer zu tragen waren 
als die hohe Friedensbelastung. Die in der Inflationszeit, und für 
die Deutschen in der Zeit des größten politischen Druckes, unter- 
bliebenen Investitionen wurden vielfach nachgeholt, obgleich zur 
Durchführung Kapital zu hohen Zinsen geliehen werden mußte 
und damit die Einträglichkeit der Anlage in Frage gestellt war. 
Hinzu kam, daß die Betriebe vielfach nicht richtig organisiert und 
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so rationell geführt wurden, wie es den veränderten Verhältnissen 
entsprach. Es war wohl einer der am meisten gemachten Fehler, 
daB das Schema der bisherigen Wirtschaftsaufwendungen dem 
Wechsel des Preisverhältnisses nicht angepaßt wurde. So wurde, 
trotzdem die Beziehung zwischen Kunstdünger und Produkten- 
preisen für die letzteren sehr ungünstig geworden war, Kunst- 
dünger mitunter in einem Ausmaße angewandt, daß der zulässige 
Aufwand überschritten wurde. Da das Betriebskapital fehlte, 
wurden die Düngemittel auf Kredit gekauft. Diese laufenden Kredite 
wurden zu Dauerbelastungen, letztere wieder vermehrten sich bei 
den hohen Zinssätzen stark. Ein andrer Fehler war z. B., daß die 
Intensität des Anbauverhältnisses durch sofortige starke Aus- 
dehnung des besonders lohnend erscheinenden Hackfruchtbaues 
gesteigert wurde, ohne daß der Betriebsleiter wegen des Kapital- 
mangels die Intensität der Düngung entsprechend vermehrte. Der 
Arbeitsaufwand stieg daher außerordentlich an, ohne durch ent- 
sprechende Erträge einen Ausgleich zu finden. Schließlich wurde 
der in der Inflation sehr gestiegene persönliche Aufwand nicht so- 
fort wieder den veränderten Einkommensverhältnissen angepaßt. 
Im Jahre 1924 wurde noch manches Auto auf Kredit zu 36 und 24%, 
Verzinsung gekauft. Die Folge aller dieser Umstände war, daß mit 
Beginn der Geldsanierung eine starke Neuverschuldung der Land- 
wirtschaft einsetzte. Wie sehr in der Sanierungskrise die Schulden- 
last anstieg, dafür haben wir einige Anhaltspunkte. 

Die Posener Landschaft gab im Jahre 1923 8 prozentige 
Dollarpfandbriefe und 6 prozentige Roggenbriefe heraus. Im Jahre 
1923 erreichte die Emission 


a) von Dollarpfandbriefen b) von Roggenpfandbriefen 
die Höhe von........ 331 758 Dollar 763 922 dz 
1924 kamen hinzu ... 1 705 558 5 833672 ,, 
1925 kamen hinzu ... 1015000 2 139 000 ,, 
1926 kamen hinzu ... 1012000 z 33000 , 


so daß Ende 1926 die Belastung der Posener Landwirtschaft bereits 
wieder die Höhe von 60 615 000 Goldzłoty betrug. Diese Belastung 
betraf fast ausschließlich den Großgrundbesitz und umfaBte nur 
die Roggen- und Dollarbriefe. Dazu kamen im Jahre 1926 die 
aufgewerteten Vorkriegsdarlehen in Höhe von 21 528 000 Goldzloty. 
Das Jahr 1924 brachte, wie aus diesen Zahlen hervorgeht, die 
höchste Steigerung der Belastung. Man muß dabei berücksichtigen, 
daß auch die hypothekarischen Belastungen der Jahre 1925 und 26 
zum großen Teile aus dem Jahre 1924 stammen, da in ihnen die 
laufenden Privatschulden zwecks Zinserniedrigung in Hypotheken- 
schulden umgewandelt wurden. Wenn wir bei der Landschaftsver- 
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schuldung als Basis die Grundflache der Mitglieder nehmen, namlich 
840 000 ha, so erhalten wir Ende des Jahres 1926 eine Belastung 
‘von 96,60 Goldztoty je ha. Zu dieser Belastung kam noch die pri- 
vater Natur, die von polnischer Seite (Rundfrage bei Privatbanken) 
auf etwa 21 Goldztoty geschätzt wurde. Die Belastung mit kurz- 
fristigen Krediten zeigte im Jahre 1925 folgendes Bild: 


Wojewodschaft Wojewodschaft 


Posen Pommerellen 
Anzahl der belasteten Güter 90 . 60 
Flacheninhalt ............ 68 449 ha 34 607 ha 
Belastung „an cb ciact ocean 4 379 176 zt 4 366 153 zt 
| 1240 ı 7: sto cee EEE URN 64 zt 126 zi 


Wie erwähnt, ist ein Teil dieses Kredits in der Hypotheken- 
belastung der folgenden Jahre erschienen. Wenn auch mit diesen 
Zahlen ein wissenschaftlich einwandfreies Bild der Hypotheken- 
belastung der Güter des Gebiets nicht gegeben ist, so zeigen sie 
immerhin, in wie starkem Maße durch die Sanierungskrise des 
Jahres 1924/25 eine Neuverschuldung eingetreten ist. Sie zeigen, 
daß die Rentabilitätsverhältnisse dieser Zeit nicht ausreichten, 
um den starken Anforderungen des Staates an Steuern und Abgaben 
gerecht zu werden. Auch muß bei der eben gebrachten Zusammen- 
stellung berücksichtigt werden, daß bei den polnischen Gütern die 
durchschnittliche Belastung wahrscheinlich weit höher ist, weil 
bei den vielfachen Verkäufen aus deutscher Hand ein Teil der 
polnischen Güter mit Restkaufgeldern belastet wurde. Verkäufe 
aus deutscher in deutsche oder gar aus polnischer in deutsche 
Hand sind nicht erfolgt, weil dazu jede gesetzliche Möglichkeit 
fehlte. Ferner muß betont werden, daß sich die Neubelastung, 
abgesehen von den Restkaufgeldern, ausschließlich aus dem Wirt- 
schaftsfehlbetrag und den Steuerschulden erklärt. Überlassungs- 
verträge von Eltern auf Kinder fanden verhältnismäßig wenig 
statt, da die Lage der Landwirtschaft zu ungeklärt war, und gerade 
aus den Erbauseinandersetzungen pflegte in gewöhnlichen Zeiten 
ein großer Teil der Neubelastungen zu kommen. 


3. Die Rentabilitätsverhältnisse der 
Landwirtschaft Westpolens nach Beendigung 
der Sanierungskrise. 

Bereits das Wirtschaftsjahr 1925/26 brachte eine erhebliche 
Besserung der Lage in der Rentabilitat der Landwirtschaft. 
Die Ernte war hervorragend, so daß trotz erheblich niedrigerer 
Preise .die durchschnittliche Gesamteinnahme der Landwirtschaft 
stieg. Andrerseits begannen die landwirtschaftlichen Produktions- 
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mittel (s. 0.) langsam im Preise zu fallen. Dazu kam als eine un- 
gemein wichtige Tatsache, daß Polen eine zweite Geldentwertung 
durchmachte. Der Wert des Dollars stieg von 5,20 zt auf über 
12,— z}, um schließlich auf 9,— zt herunterzugehen und bis zur 
erneuten Festlegung auf dieser Höhe stehen zu bleiben. Für die 
Landwirtschaft, jedenfalls für den größten Teil derselben, bedeutete 
dieser Ztotysturz eine außerordentliche Erleichterung. Zwar waren 
die langfristigen Hypotheken meistens in wertbeständiger Währung 
eingetragen, aber sämtliche aufgewerteten Vorkriegshypotheken, 
sämtliche Ztotydarlehen und der größte Teil des kurzfristigen 
Kredits, so ein großer Teil des Wechselkredits, wurde auf 57,6% 
des Goldwertes herabgesetzt. Auch laufende Handwerkerrech- 
nungen, die Düngemittelwechsel, soweit sie einheimische Fabrikate 
betrafen und auf Złoty lauteten, konnten mit einem weit geringeren 
Produktenwerte bezahlt werden. Dazu kam als eine sehr wesent- 
liche Erleichterung, daß die Steuern und Vermögensabgaben nicht 
auf Gold aufgewertet, sondern mit derselben Menge Papierztoty 
bezahlt werden konnten, wie früher in Gold nötig waren. Aller- 
dings wirkte sich die Erleichterung nur für die Einkommensteuer- 
schätzungen des vorhergegangenen Wirtschaftsjahres aus. Bald 
stieg infolge der Geldentwertung die Steuerhöhe, indem die Ein- 
kommen in Papierztoty weit höher geschätzt und, da die Ab- 
Progression unverändert blieb, zu Sätzen versteuert wurden, die über 
dem Goldstand lagen. Jedenfalls bedeutete im Anfang die Geld- 
entwertung auch bei Bezahlung der Steuern eine große Erleichterung. 
Die erneute Vermehrung der Steuern fiel in eine Zeit der beginnenden 
wirtschaftlichen Erholung und wurde infolgedessen nicht mehr so 
drückend. Ohne diese zweite Geldenwertung wäre im Jahre 1925 
die Lage für einen Teil der landwirtschaftlichen Großbetriebe 
verderblich geworden. Bezeichnend ist, daß sich in der Zeit von 
1919 bis 1928 kein einziger Fall einer zwangsweisen Versteigerung 
eines größeren Landgutes ereignete. Dies war eine Folge der im 
richtigen Augenblicke einsetzenden zweiten Inflation. 

Die Besserung in der Lage der Landwirtschaft im einst preu- 
Bischen Gebiet schritt seitdem ununterbrochen fort. Man begann 
sich den veränderten Verhältnissen anzupassen. Die oben ange- 
führte Aufstellung des Anbauverhältnisses zeigt, daß Posen und 
Pommerellen die einzigen Wojewodschaften waren, die ihr Anbau- 
verhältnis in stärkerem Maße den veränderten Preisverhältnissen 
anpaßten. Der Anbau von Leguminosen stieg erheblich, ebenso 
der Anbau von Futterpflanzen, so daß der fehlende Kunstdünger 
zum Teil durch diesen Anbau Stickstoff sammelnder Pflanzen 
ersetzt wurde. Auch der Zuckerrübenbau wurde von Jahr zu Jahr 
vermehrt, zumal sowohl die Gewinnung von Kunstdünger in 
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Polen stieg, als auch vermehrte Einfuhr zur Befriedigung der 
Nachfrage beitrug. Die mächtige Steigerung der Milchproduktion 
zeigt, wie schnell und stark sich die früher sehr auf Mast eingestellte 
Posener Landwirtschaft in ihrer Viehhaltung den veränderten 
Verhältnissen anpaßte. In Posen gab es früher eine ganze Menge 
ziemlich vieharmer oder viehloser Betriebe, deren einziger Vieh- 
bestand aus Pferden oder Ochsen bestand. Es waren dies meist 
Güter mit starkem Kartoffelbau ohne Nebenbetriebe und einem 
leichten bis mittleren Boden, der zum Gründüngungsanbau wohl 
geeignet war. Das Stroh war vor dem Kriege gut verkäuflich, 
der Kunstdünger billig, und die Kartoffeln gingen als EB- oder 
Saatkartoffeln nach dem Westen. Seit der Zugehörigkeit zu Polen 
sind diese viehlosen Betriebe fast völlig verschwunden. Das Stroh 
ist in Posen mitunter fast marktlos, das EB- und Saatkartoffel- 
geschäft ist sehr eingeschränkt, und das Verhältnis von Kunst- 
dünger zu Getreide und Kartoffeln hatte sich bis zum Jahre 1926 
so verändert, daß die Stallmistgewinnung stark an Bedeutung 
gewann. Auch die Betriebe mit sogenannter freier Fruchtfolge 
nahmen ab, um erst in letzter Zeit wieder zuzunehmen. Der Anbau 
von Hülsenfrüchten, Zuckerrüben und in geringerem Maße auch 
Weizen zwingt zur Innehaltung eines gewissen Wechsels in der 
Fruchtfolge, da diese Pflanzen mit sich selbst wenig verträglich sind. 

Es dürfte an dieser Stelle zweckmäßig sein, sich einmal 
theoretisch zu vergegenwärtigen, welche Entwicklung dann in der 
landwirtschaftlichen Organisation eintritt, wenn die Produktions- 
mittelpreise im Verhältnis zu den Produktenpreisen und ebenso 
die Preise von Viehprodukten gegenüber denen der Erzeugnisse 
pflanzlichen Ursprungs teurer werden und der Zinssatz ansteigt. 

Das erste, was sich ändert, wird das Anbauverhältnis sein, 
damit verbunden die Fruchtfolge. Ein praktisches Beispiel mag das 
zeigen. Anbauverhältnis und Fruchtfolge der intensiven Rüben- 
wirtschaften Posens in der Zeit vor dem Kriege waren folgende: 
1/ Rüben, 1/, Gerste, 1/, Weizen.!) Der Betrieb brauchte viel 
Menschen, vor allem viel Stickstoff und viel Geld. Aber billige 
Löhne, niedrige Düngerpreise, niedriger Zinsfuß bei hohen Pro- 
duktenpreisen machten diese Wirtschaftsreform lohnend. Die 
Viehhaltung war meist Saisonmastwirtschaft. Ausländische Ei- 
weiße waren billig. Löhne und Düngemittel werden nun teuer, 
ausländische Eiweiße gleichfalls und müssen durch billige in- 
ländische ersetzt werden. Jetzt schiebt sich zwischen Gerste und 
Weizen die Leguminose ein, Klee, Erbse usw. Wir haben nun die 
alte Norfolker Fruchtfolge: I. Rüben, 2. Sommerung, 3. Legtimi- 
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nosen, 4. Winterung. Der ganze Betrieb ist billiger geworden. Aus 
einem Drittel Hackfrucht ist ein Viertel geworden. Der Stickstoff- 
bedarf ist um die Hälfte gefallen, denn die Leguminosen und nach 
ihnen der Weizen kommen ohne Stickstoff aus. Werden außerdem 
die Fleischpreise im Verhältnis zu den Milchpreisen ungünstiger, 
dann wird aus der Mastwirtschaft die Milchwirtschaft. Gehen wir 
einen Schritt weiter. Die Löhne werden noch teurer, auch die 
Düngemittelpreise steigen. Das umlaufende Kapital wird knapper, 
der Weizenbau aber erhält ein günstiges Preisverhältnis. Dann 
wird aus der Norfotker Fruchtfolge zweckmäßigerweise folgende: 
1. Rüben, 2. Gerste, 3. Klee, 4. Weizen, 5. Leguminosen, 6. Weizen. 
Nur Rüben und Gerste, vielleicht auch der zweite Weizen werden 
Stickstoff erhalten, ohne daß die Roherträge der einzelnen Früchte 
zurückgehen. Der Arbeitshöhepunkt, den der Rübenbau mit sich 
bringt, ist um soviel geringer geworden, daß in der Gesamtfolge 
weit weniger ständige Arbeitskräfte benötigt werden. Ein Teil des 
Stalldunges wird zu Weizen und Erbsen Verwendung finden und 
den Kunstdüngerbedarf weiter vermindern. In einem solchen Be- 
triebe wird auf den ha der Stickstoffbedarf auf 25 bis 30% des 
Bedarfs der intensivsten Rübenwirtschaft zurückgehen. Der 
Leutebedarf wird um ähnliche Zahlen abnehmen, der Geldbedarf 
gleichfalls. Nun wird selbstverständlich das Bild in den einzelnen 
Betrieben außerordentlich verschieden sein, je nach dem Verhältnis 
der einzelnen Boden- und Kulturarten zueinander. Jedenfalls gibt 
die geschilderte Entwicklung die Grundzüge wieder, die eine ratio- 
nelle Anpassung an extensivere Wirtschaftsbedingungen verlangt. 

Man darf behaupten, daß ein erheblicher Teil der Posener Be- 
triebe in der Nachkriegszeit bis etwa 1925 die geschilderte Ent- 
wicklung durchgemacht hat und daß die Betriebe, die hierin nicht 
mitgegangen sind, die mangelhafte Anpassung an die veränderten 
Verhältnisse mit stärkeren Verlusten bezahlt haben. Seit 1926 wird 
die Entwicklung wieder umgekehrt. Das Geld wird billiger, das 
Verhältnis der Produktionsmittelpreise und Löhne zu den Pro- 
duktenpreisen wird günstiger. Auch das Verhältnis zwischen den 
Preisen der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs 
beginnt sich wieder etwas mehr zugunsten der ersteren zu wandeln. 
Das Betriebskapital wächst. Es ist daher durchaus natürlich, daß 
die Landwirtschaft Posen-Pommerellens sich wieder den inten- 
sivsten Betriebsformen der Vorkriegszeit nähert. Die Verschiebung 
im Anbauverhältnis der ganzen Provinz von 1919 bis 1928 gibt eine 
Bestätigung für die geschilderte Entwicklung. 

Wenn die Agrarkrise in Posen und Pommerellen, in letzterem 
Gebiete allerdings weniger, verhältnismäßig schnell überwunden 
wurde, so ist das zu einem guten Teile auch darauf zurückzuführen, 
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daB die starke Kapitalnot zusammen mit der Erschwerung, Kredit 
zu erhalten, einen Zwang zur Umstellung ausübte. In Polen wurden 
den Landwirten keine Motorpflug-, Dampfpflug- und sonstigen 
Kredite aufgedrängt, wie in Deutschland. Leichte Kreditbeschaffung 
in landwirtschaftlichen Notzeiten wirkt sich häufig dahin aus, 
daß der Zwang zur Anpassung an veränderte Produktionsverhält- 
nisse vermindert wird, da die Kredite dem Betriebsleiter in die 
Lage versetzen, seine falsche Betriebsform und die gestiegene 
Lebenshaltung beizubehalten. Die Krediternüchterung kam in 
Polen jedenfalls erheblich eher als in Deutschland, da der Zinsfuß 
höher war. Heute ist man in den beiden Provinzen allgemein so 
weit, daß man eingesehen hat, die Zukunft des Landbaus ist keine 
Kredit-, sondern eine Rentabilitätsfrage. 

Wie vorhin bemerkt, hat sich die Lage der Posener Landwirt- 
schaft erheblich schneller und gründlicher gebessert als die der 
Pommereller. Die Gründe sind mehrfacher Art. Technisch steht 
der westpreußische Landwirt dem Posener nicht nach, aber die 
Wojewodschaft hat sehr viel ungünstigere Klima- und Bodenver- 
hältnisse. Im Jahre 1923/24 winterten in Pommerellen 23,6%, der 
Winterung aus, in Posen waren es kaum nennenswerte Flächen. 
Während Posen in diesem schlechten Erntejahre, das sehr hohe 
Getreidepreise brachte, noch 82% der Roggenverladung eines 
Normaljahres erreichen konnte, fiel die Pommerellens auf etwa 50%. 
So hatte letzteres in dem Sanierungsjahr eine ungewöhnlich schlechte 
Ernte. Die Landwirtschaft der Wojewodschaft stand dem Neu- 
einsetzen der Steuerschraube und den gestiegenen Wirtschafts- 
unkosten mit geringen Verkaufsmengen an landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen gegenüber. So wurde die Verschuldung der Jahre 
1924/26 viel größer als in Posen, die Erholung von der Sanierungs- 
krise sehr viel schwerer. Noch heute befindet sich ein großer Teil 
der Pommggeller Großbetriebe in einer Lage, die die Erhaltung des 
Besitzes in derselben Hand in Frage stellt. | 

Die bäuerliche Landwirtschaft hat weit weniger unter der 
Sanierungskrise gelitten. Erstens war die Steuerbelastung erheb- 
lich geringer, eine Kreditmöglichkeit bestand so gut wie gar nicht, 
zweitens kam der hohe Preis der Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
den im Verhältnis viehreichen bäuerlichen Betrieben stärker zugute 
als den Großbetrieben. Auch im Durchschnitt aller westpolnischen 
bäuerlichen Betriebe sind sowohl die Betriebsintensität wie der Ernte 
ertrag zurückgegangen, jedoch lagdies mehr daran, daß so außer 
ordentlich große Flächen Bauernlandes an Inhaber übergegangen 
sind, die kulturell und wirtschaftlich ihren Vorgängern nach- 
standen. Die Ansiedler, die den größten Teil der ausgewanderten 
Bauern darstellen, waren Landwirte, die sogar über dem bäuer- 
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lichen Durchschnitt des Deutschen Reiches standen. Einmal 
kamen diese Menschen, wenn’ von den wenigen Rückwanderern 
abgesehen wird, aus den: kulturell höchststehenden Gebieten 
Deutschlands, aus Rheinland, Westfalen, Hannover, Lippe usw. 
Dann fand in jedem Dorfe eine gewisse Mischung der verschiedenen 
Stämme statt. Jeder brachte etwas Eigenes, in seiner Heimat 
Gebräuchliches mit. Diese Zusammensiedlung der Bauern aus 
verschiedenen kulturell hochstehenden deutschen Gebieten be- 
deutete eine starke Anregung für das ganze Dorf, weckte auch 
manchen Stammesehrgeiz. Der Fehler der deutschen Ansiedlungs- 
politik lag vielleicht darin, daB das Ansiedlungsgesetz nicht auf 
alle deutschen Ostprovinzen ausgedehnt und das wirtschaftliche 
Gepräge nicht vor das politische gesetzt wurde. Polen hat jeden- 
falls seinen völkischen Bestrebungen ein hervorragendes Menschen- 
material geopfert und ein hicht gleichwertiges an seine Stelle 
gesetzt. Auch heute noch ist der übrig gebliebene deutsche Bauern- 
stand nicht imstande, seine volle wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
zu entfalten, da allerhand politische Maßnahmen, wie Vorkaufs- 
recht, Wiederkaufsrecht, Verweigerung des Erbrechts, ihm mehr 
noch als dem Großgrundbesitzer das Vertrauen in die Zukunft 
schwächen. Trotz alledem ist heute bereits der Stand der deut- 
schen bäuerlichen Wirtschaft mindestens so hoch wie vor dem 
Kriege. Die Kunstdüngeranwendung ist gestiegen, wie die Ausweise 
der Ein- und Verkaufsvereine zeigen. Wir sehen heute, wo eine 
gewisse Beruhigung Platz gegriffen hat, in den deutschen Dörfern 
manchen Neubau, manche neu ausgeführte Entwässerung und eine 
immer reger werdende Anteilnahme an gute Zuchtarten. Das 
Anbauverhältnis hat im übrigen keine nennenswerten Änderungen 
erfahren, ebensowenig die gesamte Betriebseinrichtung. Eine 
besondere Veranlassung dazu lag kaum vor, da das Preisverhältnis 
der ausgedehnten bäuerlichen‘ Viehhaltung stark zugute kam. 
Der bäuerliche Betrieb war, wie überall im Deutschen Reiche, so 
auch in Posen vor 1914 sehr viehreich. Eine private Umfrage in 
einer großen Anzahl deutscher Siedlungen ergab, daß z. B. der 
Schweinebestand im Jahre 1928 gegenüber dem Jahre 1914 noch 
erheblich gestiegen ist. Die Milchablieferung aus den deutschen 
bäuerlichen Ställen hat gleichfalls zugenommen, wie eine Umfrage 
bei den Molkereien ergab; und zwar weniger infolge von Ver- 
mehrung des Kuhbestandes, als infolge rationellerer Fütterung. 
Der Ölkuchenverbrauch der bäuerlichen Wirtschaften, insbesondere 
der Ansiedlungen, ist gegenüber 1914 um ca. 50% gestiegen. Rück- 
gänge in der Milch- und Schweineproduktion sind überall da erfolgt, 
wo an Stelle der Deutschen Polen aus anderen Teilgebieten ge- 
treten sind. In allen Ansiedlungsdörfern ist heute, soweit nicht 
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der gesamte Bestand annulliert oder liquidiert wurde, eine volks- 
mäßige Mischung eingetreten. Eine persönliche Umfrage bei 
einigen Genossenschaftsmolkereien, die die Milch der Ansiedlungen 
verarbeiten, ergab, daß im Verhältnis zur Ablieferung der deutschen 
Bauern die aus der Wojewodschaft stammenden Polen, sofern sie 
von Beruf Landwirte sind, fast dieselbe Menge abliefern, die Zu- 
gewanderten aber und die Nichtlandwirte nur etwa 20 bis 30°... 
In der Schweineproduktion liegen die Verhältnisse gleich. Die 
bäuerliche Landwirtschaft der einst preußischen Gebiete ist in 
ihrem Kern jedenfalls gesund. Es hat den Anschein, als ob der 
größte Teil der aus kulturell tiefer stehenden Gebieten zugewan- 
derten Bauern wieder ausgekauft werden wird. Derartige Ver- 
käufe sind schon heute zahlreich. Auch die Betriebe, die in die 
Hand von Nichtlandwirten übergingen, dürften mit der Zeit in 
die von Berufslandwirten zurückkehren. Gerade im Grundstücks- 
verkehr der bäuerlichen Betriebe bestehen aber heute noch Hemm- 
nisse, die den Übergang an den tüchtigsten Wirt verhindern. 
Sollte einmal in Polen der Fall eintreten, daß wirtschaftliche Richt- 
linien für die Gesetzgebung ausschlaggebend werden, so würde 
dies den Aufstieg der bäuerlichen Wirtschaft nur fördern. 


4. Der Einfluß des Bildungs- und Beratungs- 
wesens auf die Ertragshöhe der Landwirtschaft 
Westpolens. 


Das Bild von den Ursachen, die auf die Rentabilität der 
westpolnischen Landwirtschaft eingewirkt haben, wäre nicht voll- 
ständig, wenn nicht auf das Bildungs- und Beratungswesen hin- 
gewiesen würde. 

Nach der Zuteilung Posens an Polen wurde die Posener 
Akademie sofort zur Universität ausgebaut und innerhalb der- 
selben eine land- und fortswirtschaftliche Abteilung eingerichtet. 
Das Studium der Landwirtschaft gewinnt ständig an Anteilnahme, 
Auch die deutsche Jugend, die allmählich die polnische Sprache 
beherrschen lernt, beginnt, sich an dem landwirtschaftlichen 
Studium in Posen zu beteiligen. Für die Deutschen Pommerellens 
kommt mehr der Besuch der Technischen Hochschule Danzig in 
Frage, die in den letzten Jahren gleichfalls eine landwirtschaftliche 
Abteilung ausgebaut hat. An landwirtschaftlichen Mittelschulen 
besitzen die einst preußischen Gebiete 4, an Winterschulen 31. 
Von letzteren sind 3 deutsche. Dieses landwirtschaftliche Schul- 
wesen untersteht den Landwirtschaftskammern. Posen und Pom- 
merellen haben diese aus deutscher Zeit beibehalten. Auch ihre 
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Einrichtung ist in den Grundzügen die gleiche geblieben. Es darf 
gesagt werden, daß der wirtschaftsfördernde Einfluß der Kammer 
zur polnischen Zeit derselbe geblieben ist wie früher. Auch das 
der Kammer unterstehende Versuchsgut Pentkowo bei Posen 
(Kr. Schroda) wird ausgezeichnet geleitet und liefert wertvolle 
Anregungen für die Landwirtschaft des Gebiets. In den meisten 
Abteilungen der Kammer ist die Rücksicht auf die Wirtschaft 
und den Fortschritt ausschlaggebend. Leider macht die Stelle, 
die das Schulwesen unter sich hat, eine Ausnahme, indem in ihr 
auch politische Einflüsse eine Rolle spielen. Eine private und 
zwei offizielle Winterschulen reichen für die Deutschen nicht aus. 
Von deutscher Seite wurde versucht, mit akademisch gebildeten 
Kräften und privaten Mitteln weitere private Winterschulen ins 
Leben zu rufen. Diese völlig dem polnischen Lehrplan entsprechenden 
Anstalten wurden teils geschlossen, teils erst gar nicht genehmigt. 
An und für sich müßte der Staat einen großen Wert darauf legen, 
daß der landwirtschaftliche Nachwuchs in seiner Ausbildung 
gefördert wird. Und wenn sich deutsche Landwirte mit abge- 
schlossenem akademischen Studium und eigener Scholle dazu finden, 
die nicht polnisch verstehenden Bauernsöhne zu unterrichten, 
so dürfte eine derartige Verbindung von Theorie und. Praxis 
bei der Lehrerschaft sicher dem Unterricht nicht schädlich sein. 

Die Zahl der im Jahre 1925/26 an der Universität Posen 
eingetragenen Hörer für Land- und Forstwirtschaft betrug 251,1) 
die der Schüler an den mittleren und niederen Land- und Forst- 
wirtschaftsschulen Posen-Pommerellens etwa 1200. Verglichen mit 
dem Stande landwirtschaftlich so hoch stehender Staaten wir 
Dänemark sind das noch recht kleine Zahlen, jedoch nimmt das 
Interesse und der Besuch der Fachschulen von Jahr zu Jahr zu. 

Das landwirtschaftliche Beratungswesen hat in der Nach- 
kriegszeit eine starke Belebung erfahren. Zwar ist nur von deutscher 
Seite der Versuch gemacht worden, nach dem System der deutschen 
Wirtschaftsberatung ein Institut zu gründen, das wirtschaftlich 
schwachen Betrieben durch Beratung und zugleich durch Kredit- 
hilfe den Wiederaufstieg ermöglichen soll. Diese Beratungsstelle 
hat schon einige Erfolge zu buchen, aber eine so großzügig auf- 
gebaute und systematisch durchgeführte Organisation, wie sie die 
Abteilung für Wirtschaftsberatung bei der Hauptritterschafts- 
direktion in Berlin darstellt, fehlt im abgetretenen Gebiet noch. 
Denn auch die bestehende deutsche Einrichtung weicht in einem 
wesentlichen Punkte von der Ritterschaftsorganisation ab, indem 
der Einfluß des Besitzers auf finanzielle und wirtschaftliche Fragen 
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zu groB geblieben ist. Damit bleibt ein starker Hemmschuh fiir 
die Durchführung einer einheitlichen Organisation und Betriebs- 
führung bestehen. 

Eine besondere Form des Beratungswesens stellen die soge- 
nannten Versuchsringe dar. „Bei diesen schließt sich eine begrenzte 
Anzahl von meist 5 bis 15 Landwirten zusammen, um gemeinsam 
einen tüchtigen, meist akademisch gebildeten jüngeren Landwirt 
anzustellen, welcher auf allen zu diesem Kreise oder Ringe gehören- 
den Gütern sämtliche Düngungs- und Anbauversuche mit den ver- 
schiedenen Sorten oder Rassen der Kulturpflanzen zur Durch- 
führung zu bringen hat.“ Der Gedanke der Versuchsringe ist von 
Professor Roemer in Halle ausgegangen und hat über die reichs- 
deutschen Grenzen hinaus in Posen-Pommerellen schnell Eingang 
gefunden. Und zwar war es zuerst die deutsche Landwirtschaft 
Posens, die den Vorteil dieser Versuchsringe alsbald erkannte und 
in die Tat umsetzte. Es bestehen heute in Posen bereits 8 deutsche 
Versuchsringe und in Pommerellen 2. Sie sind vollkommen nach. 
reichsdeutschem Muster aufgebaut. Von der landwirtschaftlichen 
Abteilung der Universität Posen sind 3 polnische gegründet worden, 
die aber den Nachteil haben, daß sie nicht von hauptamtlich ange- 
stellten Personen, sondern von Studenten geleitet werden. Sie 
arbeiten infolgedessen zwar erheblich billiger, aber da die Leiter 
ständig wechseln, fehlt die Einheitlichkeit in der Leitung. Die 
Versuchsringe umfassen bisher nur Großbetriebe. Trotz der kurzen 
Dauer ihres Bestehens haben sie schon viel Gutes geleistet. ‘Ihr 
bisher wertvollstes Ergebnis ist die Steigerung der Anteilnahme 
an allen Fragen der landwirtschaftlichen Technik. Für den deutschen 
Landwirt, der nach der starken Abwanderung vieler Berufs- 
genossen nicht selten gesellschaftlich vereinsamt in polnischer Um- 
gebung lebt, fehlt häufig die fachliche Anregung. Es besteht die 
Gefahr, daß seine Betriebsführung zum Schema wird. Daß sich 
gerade der dautsche Landwirt in einem so viel stärkeren Maße für 
das Versuchsringwesen interessiert hat, ist zum Teil in diesen Ver- 
hältnissen begründet. Hier zeigt sich, daß der Wille, vorwärts zu 
kommen, bei den deutschen Betriebsleitern stark ausgeprägt ist. 

Neben den landwirtschaftlichen Versuchsringen besteht seit 
1927 der erste Maschinenring, eine Gründung der sehr fortschritt- 
lichen deutschen Landwirte Kujawiens. Er hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, in einer größeren Anzalıl zum Ringe zusammenge- 
schlossener Güter die Landmaschinen einer gründlichen Über- 
wachung und sorgfältigen Pflege zu unterstellen. Neben dieser 
genannten Einrichtung bestehen andere, die sich die Förderung 
einzelner Betriebszweige zur Aufgabe machen. So gibt es sowohl 
in Posen wie Pommerellen je einen Herdbuchverein für das schwarz- 
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bunte Niederungsvieh. Diese Herdbuchvereine unterstehen der 
Landwirtschaftskammer und werden nach denselben Grundsätzen 
geleitet wie die reichsdeutschen. Die Hauptmasse der Herdbuch- 
züchter stellen die deutschen, vor allem, was die Werthöhe der 
Herden anbetrifft. Die Überlegenheit der deutschen Zuchten geht 
aus folgender Zusammenstellung hervor. Es fielen den Deutschen 
zu bei der Herdbuchversteigerung e -3 


am 8. 3. 1923 die 4 höchsten Preise, 
5. 7. 1925 1 höchster Preis, 

» 27. 5. 1927 die 6 höchsten Preise, 
„ 25.11. 1927 die 2 höchsten Preise. 


Bei der Mastviehausstellung vom 14. Mai 1926 und 20. Mai 1927 
fielen sämtliche Preise und Auszeichnungen an deutsche Vieh- 
züchter. Ebenso errangen die deutschen Landwirte bei der großen 
Posener landwirtschaftlichen Ausstellung des Jahres 1923, die alle 
Nutztierarten umfaßte, sämtliche ersten Preise. Sogar in der 
Pferdezucht, in der die Polen recht Gutes leisten, stand ein deutscher 
Züchter, noch dazu ein Liquidant, an der Spitze. Jedoch fielen bei 
den Pferden die nächsten 13 Auszeichnungen ausschließlich an 
polnische Bewerber. Diese Tatsache wirft ein gewisses Licht auf 
die Verschiedenheit der wirtschaftlichen Neigungen beider Volks- 
tümer. Sie zeigt, daß sich zwei Volksstämme, die zwischeneinander 
geschichtet sind, wirtschaftlich ergänzen können. Das gleiche Bild 
wie in Posen ergab sich bei den Versteigerungen und Ausstellungen 
in Pommerellen. Es muß betont werden, daß sich bei den Herd- 
buchvereinen die Leitung einer strengen Gerechtigkeit befleißigt 
und völkische Rücksichten vollkommen ausgeschaltet sind. Das 
ist für das Ganze sicherlich nicht von Nachteil, denn wir sehen von 
Jahr zu Jahr mehr, wie der Wettbewerb deutsche wie polnische 
Landwirte zu immer höheren Leistungen anspornt. Für die Ein- 
träglichkeitsverhältnisse der westpolnischen Landwirtschaft ist 
dieser Wettkampf kein Fehler. . 


Mit dem Herdbuchwesen eng verbunden sind die Milchkontroll- 
vereine. Jeder Herdbuchzüchter muß seine Herde der Milchüber- 
wachung unterziehen. Deren Vorteile haben auch bei Nichtzüchtern 
so viel Verständnis gefunden, daß sich eine große Anzahl von ihnen 
den Vereinen angeschlossen hat. Auch die Milchkontrollvereine 
unterstehen der Landwirtschaftskammer. Sie sind meist paritätisch 
zusammengesetzt, völkische Fragen scheiden zum Vorteil des 
Ganzen gleichfalls aus. Die Entwicklung des Milchkontrollvereins- 
wesens in der Provinz seit dem Jahre 1924 geht aus folgender Zu- 
sammenstellung hervor. 
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Der Kontrolle gehörten an 


Tag: Milchkontrollver. : Herden: Kühe: 


. 10. 1924 3 36 1 744 
4.1925 6 71 2 881 
10. 1925 9 118 4 728 
. 1926 11 161 6117 
10. 1926 16 202 7712 
4. 1927 24 290 12 256 
10. 1927 27 352 14.061 
12, 1927 31 386 15 594 


Bei. einem Kuhbestande der Wojewodschaft von etwa 
400 000 Stück ist der Anteil der kontrollierten Tiere zwar noch 
recht gering, aber das Tempo des Aufstiegs beweist, daß die Anteil- 
nahme an einer rationellen Haltung und Fütterung außerordentlich 
zunimmt. Anfang Januar ds. J. wurden bereits wieder 3 weitere 
Vereine gegründet, andere sind in Vorbereitung. Die Steigerung 
der Milchleistungen in den seit 1924 bestehenden Vereinen, zeigt 
am besten, welchen Einfluß die Kontrollvereine ausüben. Die drei 
Vereine Pamiontkowo/Buk, Exin/Schubin, Szelejewo hatten im 
Jahre 1924/25 einen durchschnittlichen Milchertrag von 2978 kg 
pro Kuh, im Jahre 1926/27 einen solchen von 3 732 kg. Bezeichnend 
für die heute noch bestehende technische Überlegenheit des Groß- 
betriebes, auch in den Westgebieten ist, daß sowohl bei den Herd- 
buch- wie Milchkontrollvereinen die Mitglieder überwiegend dem 
GroBbetriebe angehören. 

Über die Höchstleistungeh, die durch die Milchkontrollvereine 
festgestellt wurden, und ihre Verteilung auf Deutsche und Polen 
geben folgende Zahlen Aufschluß. Im Jahre 1926,27 erzielte die 
Herde von 
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Außer den Milchkontrollvereinen sind auf Anregung der Land- 
wirtschaftskammer Schweinekontrollringe gegründet worden. Die 
Arbeitsart ist ähnlich wie bei den Milchkontrollvereinen. Ein von 
dem Vereine durch Beiträge bezahlter Beamter bereist eine Anzahl 
angeschlossener Güter, berät in Züchtungs- und Futterfragen und 
führt in gewissen Abständen Probewiegungen durch. Die bisher 
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gemachten Erfahrungen sind recht gut. Eine große Anzahl pol- 
nischer und deutscher Güter haben sich diesen Vereinen ange- 
schlossen. 

Neben diesen der Förderung der Landwirtschaft dienenden 
Organisationen, gibt es noch eine Anzahl privater Vereine, die sich 
mit der Beratung und Belehrung der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung befassen. Durch Fachblätter, zahlreiche Vorträge und 
Beratung in allen den Landwirt angehenden Fragen wird die An- 
teilnahme am landwirtschaftlichen Fortschritt in die ERUIEDIIESIEN 
Dörfer getragen. 

Die Agrarkrise der Nachkriegszeit, die, wie wir sahen, auch 
an Polen nicht spurlos vorübergegangen ist, hat in den Westpro- 
vinzenstarke Abwehrkräfte ausgelöst. So ist gerade durch die Not 
manches geleistet worden, was einen stärkeren Aufstieg über den 
früheren Stand hinaus zu ermöglichen scheint. Auf die Einträg- 
lichkeitsverhältnisse der Landwirtschaft dieses Gebiets sind diese 
Anstrengungen nicht ohne Wirkungegeblieben. 


5. Die heutigen Rentabilitätsverhältnisse 
der Landwirtschaft Westpolens. 


Ein klares Bild von den heutigen Reinertragsverhältnissen 
der westpolnischen Landwirtschaft zu erhalten, ist nicht leicht, 
weil nur ein sehr beschränktes Zahlenmaterial zur Verfügung steht. 
Wirklich zuverlässig und wissenschaftlich verwertbar sind eigentlich 
nur die Wirtschaftsaufstellungen der Labura-Posen. Diese, eine 
landwirtschaftliche Buchführungsstelle der Deutschen Posens, ist 
auf private Anregung entstanden und arbeitet nach der Weise der 
deutschen Buchführungsstellen, wie sie sich bei den einzelnen 
preußischen Landwirtschaftskammern finden. Ihr Wirkungskreis 
umfaßt heute bereits über 100 Güter der Wojewodschaft Posen. Die 
Wirtschaftsstatistik schließt sich eng an die allgemeinen Normen 
der D. L. G. an. Bisher umfaßt die Aufstellung 2 Jahre, nämlich 
die Wirtschaftsjahre 1924/25 und 1925/26. 

Beide Jahrgänge zeigen als wesentlichsten Punkt, daß die Ren- 
tabilitätsverhältnisse auch der deutschen Güter des Gebiets 
gegenüber der Vorkriegszeit stark zurückgegangen sind. Im Jahre 
1924/25, also dem Jahre der Sanierungskrise, waren von 74 Gütern 
39, also 52,7%, Gewinn- und 35, also 47, 3%, Verlustgüter. Hier- 
bei ist eine landwirtschaftlich genutzte Fläche von 45 000 ha zu- 
grunde gelegt bei einer Gesamtgröße von 60 000 ha. In der Betriebs- 
aufstellung des Jahres 1925/26 war das Ergebnis bereits wesentlich 
günstiger. Die Zahl der Verlustgüter betrug nur noch 25,5%, gegen 
74,5%, Gewinngüter. Vor 1914 gab es Verlustgüter in Posen kaum, 
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in den Jahren 1926/27, die Zusammenstellung ist noch nicht er- 
schienen, sind die Verhältnisse noch günstiger geworden. 

Aus den beiden Jahrgängen der Aufstellung lassen sich einige 
lehrreiche betriebswirtschaftliche Tatsachen herauslesen. Es ist 
eine typische Erscheinung, daß es jedes Jahr fast dieselben Güter 
sind, die ein Plus, bzw. Minus aufweisen, und zwar befinden sich 
sowohl unter den Verlust- wie unter den Gewinngütern solche mit 
leichtem undschwerem Boden, Güter mit günstiger und ungünstiger 
Lage zur Bahn. Aus Anlage 25 geht hervor, wie sich die Ren- 
tabilitätsverhältnisse von 20 Gütern, die die Betriebsstatistik von 
1924/25 umfaßt, gegenüber dem Zeitraum von 1907/08 bis 1911/12 
verändert hat. Der Durchschnittsreinertrag der 20 Güter war in 
den Jahren vor dem Kriege 78,13 Mark je ha, im. Jahre 1924 25 
nur 20,67 Goldztoty. Die Zusammenstellung zeigt also den starken 
Rückgang der Rentabilität gegenüber der Vorkriegszeit. Sie 
zeigt aber auch, und das ist wohl das Wesentlichste, daß sich in 
bezug auf die Rentabilität des Betriebes der Einfluß der Persön- 
lichkeit des Betriebsleiters weit stärker auswirkt als die wirtschaft- 
liche Lage und die Bodengüte. Wir sehen ferner, daß die Abstufung 
im Reinertrage im Jahre 1924.25 genau dieselbe geblieben ist wie 
im angegebenen Zeitraume vor dem Kriege, nur sind die Güter, 
die vor dem Kriege noch mit bescheidenem Gewinn arbeiteten, nach 
dem Kriege in die Reihe der Verlustgüter gerückt. Die Spanne 
zwischen den Ertragsverhältnissen des Friedens und denen der Nach- 
kriegszeit ist bei den Verlustgütern am größten. Diese sind mit 
andern Worten nicht in dem gleichen Verhältnis, wie die allgemeine 
Konjunktur zurückgegangen ist, unrentabler geworden, sondern 
noch darüber hinaus. Der tüchtige Landwirt leidet, das ist eine 
alte Erfahrung, unter ungünstigen Agrarlagen weit weniger als der 
untüchtige. In der sogenannten Caprivizeit sind in der Provinz 
Posen einzelne Familien zu teilweise gewaltigem Landbesitz gelangt, 
während eine Unzahl anderer verarmte. Der lange Zeitraum, der 
zum Vergleich der Reinertragsverhältnisse bei den vorliegenden 
20 Gütern gewählt wurde, zeigt außerdem, mit welcher Beharrlich- 
keit eine falsche Betriebseinrichtung und unsachgemäße Betriebs- 
führung im allgemeinen beibehalten wird. In den 15 Jahren sind 
in den genannten Betrieben teilweise die Söhne an die Stelle der 
Väter getreten, oder es haben die Beamten gewechselt. Die Söhne 
haben es aber nicht anders gemacht als die Vater, die neuen Beamten 
meist nicht besser als die alten. 

Organisationsanderungen lassen sich im allgemeinen in der 
Landwirtschaft nur in längeren Zeiträumen und unter gewissen 
Geldopfern durchführen. Die vorhandenen Inventarbestände geben 
der Organisation eine bestimmte Richtung, aber es kann Fälle 
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geben, wo die Organisationsänderung vorgenommen werden muß, 
selbst unter Entwertung eines Teils des vorhandenen Inventars. 
Ein für Polen typisches Beispiel mag dies zeigen. Das früher zu 
Österreich gehörende Teschener Ländchen ist durch den Versailler 
Vertrag in seinem östlichen Teile, dem sogenannten Teschener 
Schlesien, zu Polen gekommen. Die frühere Zollgrenze gegenüber 
dem oberschlesischen und Dombrowaer Industriegebiet kam damit 
in Wegfall. Vor 1914 war in den Großbetrieben dieses Gebietes 
der Kartoffelbau des hoch kontingentierten Brennereigewerbes 
wegen lohnend. Über Kartoffelbaugebiete, wie sie für Preußsen die 
östlichen Provinzen darstellten, verfügte Österreich außerdem nicht. 
Mit der Zuteilung zu Polen wurden mit einem Schlage das Bren- 
nereigewerbe und der Kartoffelbau unrentabel. Das Gebiet hat etwa 
900 mm Niederschläge, geringe Sonnenscheindauer und schweren 
Lehm- und Tonboden. Es produziert daher wegen seiner geringeren 
Ernten’ erheblich teurer als die Kartoffelbaugebiete Polens. Die 
Viehproduktenpreise stiegen dagegen mit der Zuteilung an Polen 
und der politischen Verbindung mit den Industriegebieten stark an. 
Dennoch haben nicht alle Landwirte im Bielitz-Teschener Schlesien 
aus der Veränderung der Verhältnisse die Folgerung gezogen, d‘ h. 
sich im stärksten Maße auf die Viehhaltung gelegt. Mancher quält 
sich heute noch mit einem ausgedehnten Kartoffel- und Getreide- 
bau ab, statt Dauerweiden anzulegen, die in diesem Gebiete eine 
ganz hervorragende Entwicklung und Futterwüchsigkeit zeigen. 
Daneben gewann die Teichwirtschaft stark an Einträglichkeit, da 
der Bedarf der zahlreichen jüdischen Bevölkerung Polens an Fischen 
sehr groß ist. Im Teschener Schlesien geht es allen Betrieben, die 
sich umzustellen verstanden haben, geldlich gut, den andern meist 
schlecht. Eine grundlegende Organisationsänderung war hier am 
Platze, obgleich dadurch ein Teil des Inventars entwertet wurde, 
so z. B. die Brennereien und ein Teil der landwirtschaftlichen Ma- 
schinen. i 

In Posen war die Notwendigkeit einer so weitgehenden Or- 
ganisationsänderung durch die Verhältnisse nicht geboten. Die 
in den Produktionsbedingungen eingetretenen Verschiebungen sind 
im allgemeinen nicht so einschneidender Natur, daß Gebäude und 
Inventar einer teilweisen Entwertung unterlegen wären. Sie be- 
treffen, wie nachgewiesen wurde, hauptsächlich einige Änderungen 
im Anbauverhältnis, der Form der Viehwirtschaft, der Höhe des 
Aufwands usw. Wesentlicher sind für die Posener Betriebe Fragen 
einer rationellen Betriebsführung. Aber auch Fehler in dieser Be- 
ziehung werden mit größerer Beharrlichkeit beibehalten und ver- 
erbt als Fortschritte angeeignet. Nehmen wir einige Beispiele. Der 
Leutebestand einer Landgutes pflegt mit großer Zähigkeit in der- 
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selben Hohe beibehalten zu werden. Die Arbeiterwohnungen sind in 
bestimmter Anzahl da und bleiben gefüllt. Trotz im Verhältnis 
höheren Preises für die Arbeitseinheit entschließen sich die wenig- 
sten Landwirte, durch Anschaffung von Maschinen, Anwendung 
des Prämien- oder Akkordsystems den Arbeiterbedarf zu vermin- 
dern und Leute zu entlassen, oder den Arbeiterbestand durch 
vermehrten Hackfruchtbau rationeller auszunützen. Auch der 
neue Betriebsleiter, der im Anfange vielleicht der Ansicht ist, daß 
eine Verminderung der Arbeitskräfte möglich sei, gewöhnt sich 
schnell daran, mit vielen Arbeitern zu wirtschaften, zumal ein an 
Leuten sparsamer Betrieb erhöhte Anforderungen an Aufsicht und 
durchdachte Einteilung stellt. Dasselbe ist mit den Gespannen der 
Fall. Ein Pferdegespann kostet im Jahresdurchschnitt etwa so viel 
wie ein erwachsener Arbeiter. Daran wird nicht immer gedacht. 
Eine unsachgemäße Fruchtfolge wird vielfach Generationen 
hindurch beibehalten, ein gewisses, auf dem Gut eingeführtes 
Schema der Düngung gleichfalls. Diese Beispiele ließen sich noch 
zahlreich vermehren. 


Die Wirtschaftsaufstellung des Jahres 1925/26 zeigt in einer 
Beziehung das gleiche Bild wie die des vorhergegangenen Jahres. 
Wieder begegnet es uns, daß Güter mit hohen Grundsteuerreiner- 
träge nund Bahnnähe Verlustgüter und solche mit leichten Böden und 
Bahnweite Gewinngüter sein können. Da die Zusammenstellung 
dieses Jahres 51 Güter umfaßt, sollen nur einige Beispiele heraus- 
gegriffen werden. 


Gut Nr. der Entfernung Grundsteuer- Reinertag 
Aufstellung zur Bahn reinertrag in Goldzloty 
km je ha je ha 
48 11 6,88 —141,49 
44 0 544 —180 39 
45 3 551 —180 91 
25 0,5 1,75 + 15,96 
26 1,0 1,96 + 134,73 
14 6 2.08 + 29,17 


Wie stark in Krisenzeiten die Schwankungen im Reinertrage 
einzelner Güter werden können, beweisen folgende Zahlen. Im 
Durchschnitt der Jahre 1907,08 bis 1911/12 betrug der Reinertrags- 
unterschied bei dem am besten, bzw. am schlechtesten abschnei- 


denden Gute ca. »..::.:340:.0..2.08 4 132 Mark pro ha 
1924/25 war der höchste Reinertrag 168,41 Goldzł. pro ha 
der höchste Verlust........ 176,98 
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die Spannung also ........ 345,41 Goldzl. pro ha 
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1925/26 war der höchste Reinertrag 301,34 ,, i ae 


der höchste Verlust........ 180,91 „, a 

die Spannung also,........ 482,25 Goldzt. pro ha 
Der durchschnittl. Reinertrag betrug 1907/08—1911/12 98,60 Gzi 
”„ 19 99 99 1924/25 43,80 $9 
= M Verlust A 1924/25 46,50 ,, 
a Reinertrag ,, . 1925/26 70,68 ,, 
= i" Verlust P 1925/26 66,67 „, 


Nach beiden Seiten hin sehen wir im Jahre 1925/26 eine Steigerung. 
Bei der Plusseite hervorgerufen durch bessere Anpassung an die 
Geschäftsaussichten, bei der Minusseite durch größere Entfernung 
von denselben. 


Wie wir sahen, hat das Jahr 1925/26 für die Posener Landwirt- 
schaft eine Wendung zum Besseren gebracht. Die Anzahl der Ver- 
lustgüter ist kleiner geworden, die durchschnittlichen Reinerträge 
sind gestiegen. Andrerseits sind aber auch die durchschnittlichen 
Verluste der mit Minus arbeitenden Güter größer geworden. Nun- 
mehr soll versucht werden, an Hand der Wirtschaftsaufstellung 
die Gründe zu suchen, die diese starken Unterschiede in der Ren- 
tabilität hervorrufen. Daß die Ursachen nicht im Gute allein 


liegen, haben wir schon gesehen. Es gibt kein Landgut, das von 


vornherein dazu bestimmt wäre, unrentabel zu sein. Die Verluste 
entstehen vorwiegend aus einer falschen Organisation und unsach- 
gemäßen Betriebsführung. 


Wenn wir uns die Wirtschaftsaufstellung der 51 Güter für 
das Jahr 1925/26 betrachten, so fallt unter den Ausgabeposten der 
Verlustgtiter der teilweise recht hohe Posten an Kontozinsen, 
Wechselspesen und Kursunterschiede auf. Uber letztere ist noch 
etwas zur Erklärung einzufügen. Die zweite Geldentwertung 
brachte, wie oben erwähnt, für viele Landwirte zwar eine Erleich- 
terung. So wurden die gesamten Düngemittel polnischen Ursprungs, 
wie Kalkstickstoff, Ammoniak, ostgalizisches Kali, gegen Zloty- 
wechsel verkauft, die entwertet bezahlt werden konnten. Aber 
sämtliche Düngemittel ausländischen Ursprungs wurden nur auf 
Goldwechsel abgegeben, Chilesalpeter auf Pfundverpflichtungen, 


. deutsches Kali in Dollar oder Goldmark usw. Ferner gab das 


deutsche Genossenschaftswesen sowie ein Teil der Privatleute lau- 
fenden Kredit nur gegen Goldverpflichtung. Wer nun sowohl für 
seine Warenwechsel, wie für die laufenden Kredite die Goldver- 
pflichtung eingegangen war, hatte bei dem starken Ziotyfall, dem 
die Produktenpreise nur zögernd folgten, starke Kursunterschiede 
zu tragen. Sämtliche Betriebe, deren Kontozinsen und Kursunter- 
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schiede eine gewisse Höhe überschritten, waren im Wirtschafts- 
jahre 1925/26 Verlustbetriebe. Diese Tatsache geht aus folgender 
Zusammenstellung hervor. 


Zinsen, Verlust in Goldzti. 

Wechselkosten usw. pro ha 
72,59 — 17,73 

77,37 — 17,63 

81,41 — 34,32 

98,54 — 66,66 

140,14 — 48,36 

184,24 — 180,91 
190,58 — 93,70 
208,10 —180,39 
246,38 — 141,49 
durchschnittlich 125,73 74,74 


Die durchschnittliche Belastung an Kontozinsen und Kursunter- 
schiedbeträgen betrug bei 38 Plusgütern nur 12,04 Goldzloty je ha. 
Wir sehen aus der Zusammenstellung, daß ohne diesen Ausgabe- 
posten sämtliche Verlustbetriebe ‘mit einem Reinertrage abge- 
schlossen hätten. Auch diese Beobachtung zeigt, daß das Maß 
kaufmännischer Gewandtheit und die geistige Beweglichkeit des 
Betriebsleiters ausschlaggebende Faktoren für die Reinertrags- 
verhältnisse der Landgüter sind. In Zeiten schwankender Geschäfts- 
aussichten, wirtschaftlicher Krisen kann sehr viel mehr verdient 
werden als in. Jahren einer gleichmäßigen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. 

Eine wichtige Frage ist, wie sich das Kulturarten- und Anbau- 
verhältnis auf den Reinertrag ausgewirkt hat. Die Struktur der Po- 
sener Landwirtschaft ist an sich ziemlich gleichmäßig. Reine Grün- 
landbetriebe gibt es kaum. In der Betriebsstatistik ist kein einziger 
enthalten. Das durchschnittliche Wiesenverhältnis beträgt nur 
6,92%, der landwirtschaftlich genutzten Fläche und geht nur in 
einem einzigen Falle auf 22°) herauf und liegt bei den 51 Gütern 
nur in 15 Fallen zwischen 10 und 16°,. Der durchschnittliche 
Anteil der Dauerweiden ist nur 1,70, derlandwirtschaftlich genutzten 
Fläche und nimmt nirgends einen Umfang an, der einen größeren 
Einfluß auf die Betriebseinrichtung ausübt. Das Kulturartenver- 
hältnis ist also so einheitlich, daß sich eine besondere Betrachtung 
seiner Wirkung auf die Betriebsorganisation erübrigt. Wichtiger 
ist schon das Anbauverhältnis. Von der Ackerfläche der 51 Güter 
wurden im Durchschnitt bestellt mit Fruchtart 
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Zahl der die Fruchtart 
anbauenden Güter 
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l | pe Winterang „.2545:% 33,8%, 51 
BE’; ‘ane ie Sommerung ........ 20,46 51 
meee iis: $ Hülsenfrüchte ...... 5,17 44 
- i EE H RER E Kartoffeln ....... 14,83 51 
PEPO | oe Bu Zuckerrüben ....... 8,67 48 
“Biba | k: ‘ re andere Hackfrüchte 2,23 49 
+4 | Me Pei eos Cer: aa Futterklee ........ 9,44 48 
ie | a FR Or ME sense 1,82 13 
Bh Ki EN WES: Gespinstpflanzen ... 1,09 15 
Ba PHI BIRCHE ne 9,65 25 
2 Fal he RE oar Samenzucht ....... 1,63 18 
3 H l ! i 3 Et E ur Es überwiegt bei allen Gütern mit 54,26%, der Getreidebau, jedoch 
4 05 ti i i ist der Hackfruchtbau stark ausgedehnt und nimmt immerhin 
x juke MEE tid 11 25,73%, der Fläche ein. Auch der Hackfruchtbau weicht im allge- 
; 4 +e eShelf ii meinen bei den 51 Gütern nicht sehr stark vom Mittel ab. Es be- 
"2 BEE j stellten: 
6 VE | ie. 
z >Í \ 4 Ma if 7 Güter zwischen 30—35% 
ES Ee | She ee ae: 4 ó 25—30% 
Beet E [3 a „20-250, 
re Pale {4 i ' 3 4s $s 10—15% des Ackerlandes mit 
| Yi j N, he Hackfriichten. 
a) | ah pE: a Wie hat sich nun das Anbauverhältnis, insbesondere der höhere 
15% a íl ; fi s | oder geringere Anteil des Rübenbaus auf den Reinertrag ausgewirkt? 
a MGR a ae 
(ea 7 x 2» i) | f 5 Hackfruchtbau Davon Giiter mit |Durchschnittlicher 
SRA wi He l BR Zuckerrüben- 
= a i Ka mi bau in% der} Ge- | ver-| | Verlust 
‘4 ih ERELHAUR Ackerfläche | winn | lust | Yewinn | Verlus 
* x Gruppe I über 25%/,| über 15°/, +186,99| — 141,49 
aA . ae ee 10—15°/, + 73,71|—114,73 
” 3 ” „ 5—10°/, ate 58,37 


we Se oe | ter oO, + 63,24| — 32,81 
» 520-25%,| 0-10%, + 28,97|— 40,27 


„unter 20%, + 26,99) — 91,78 
Je stärker der Hackfruchtbau ist, desto höher wird im allgemeinen 
sowohl der durchschnittliche Gewinn als der Verlust. Wer einen 
intensiven Betrieb zu meistern versteht, ist imstande, viel heraus- 
zuholen, wer seinen Betrieb über seine persönlichen Fähigkeiten 
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hinaus intensiviert, hat weit höhere Verluste zu erwarten, als wenn 

er extensiver wirtschaftete. Der durchschnittliche Gewinn ab- 

züglich der Verluste ist bei den einzelnen Gruppen folgender: 
Gruppe I +132,24 Goldzł. pro ha 


7 2 + 4988 ,, 

ny 3 + 5837 „ 

7 4 4 16,71 a 

3 5 3,36 ,, 
6 —12,63 


Mit abnehmendem Hackfrucht- und Rübenbau sinkt der durch- 
schnittliche Reinertrag, eine Erscheinung, die in dem Preisverhält- 
nis ihre Erklärung findet. 

Eine wichtige Rolle spielt bei der Gunst des Preisverhältnisses 
für Vieh der Viehreichtum der Landgüter. Der durchschnittliche 
Besatz an Großvieh war in den Jahren 1907/08 bis 1911/12 pro 
100 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche 36,38 Stück, im Jahre 
1925/26 38,8 Stück. Er schwankt in diesem Jahre in den einzelnen 
Betrieben von 25,7 bis zu 61,4 Stück. Die Zahl der Zugtiere betrug 
in der Vorkriegszeit 8,3 Stück, im Jahre 1925/26, trotz stärkerer 
Motorisierung der Landwirtschaft, 10,8 Stück auf 100 ha landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche. Die Vermehrung des Zugviehs ist 
hauptsächlich eine Folge der verkürzten Arbeitszeit. Der Vieh- 
reichtum der Güter steigt im allgemeinen mit zunehmendem Hack- 
fruchtbau. Es gibt sowohl unter den viehreichsten wie auch unter 
den viehärmeren Gütern solche, die mit Gewinn, bzw. Verlust 
arbeiten. Imallgemeinen zeigt sich aber, daß ein hoher Viehbestand 
nicht ungünstig auf die Reinertragsverhältnisse wirkt, ein sehr 
niedriger dagegen stark schädigend. Die 5 Güter mit einem Vieh- 
bestande von über 50 Stück schlossen sämtlich mit einem hohen 
Reinertrage ab. Von den 9 Gütern, die nur 25—30 Stück Vieh 
auf 100ha nutzbare Fläche besaßen, waren 5Verlustgüter, und zwar 
mit verhältnismäßig hohen Verlusten. In den Fällen, in denen 
Güter bei sehr starkem Rübenbau eine sehr schwache Viehhaltung 
aufweisen, ist der Verlust am größten. So bauen z. B. 2 Güter 14,2, 
bzw. 21,5% ihrer Ackerfläche mit Zuckerrüben an, haben dabei 
aber nur einen Viehbestand von 28,6 und 25,7 Stück Großvieh 
pro 100 ha. Diese beiden Güter gehören zu den verlustreichsten, 
und zwar mit einem Fehlbetrag von 180,90, bzw. 141,49 Goldzloty 
pro ha. Die Erklärung liegt auf der Hand. Die Einträglichkeit 
des Rübenbaus ist in starkem Maße abhängig von der rationellen 
Verwertung der reichlichen Futterabfalle. Wo diese Verwertung 
mangelhaft ist, werden große Ertragsmöglichkeiten nicht ausgenutzt. 
Aus einer Prüfung der verschiedenen Ausgabeposten für Pro- 

duktionsmittel lassen sich weitere wertvolle Schlüsse auf die Ein- 
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fliisse ziehen, die die Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
auf den Reinertrag der Posener Landgüter ausgeübt haben. 

Einen wichtigen Ausgabeposten bildet der Verbrauch an Kunst- 
dünger. Derselbe schwankt von 112,48 Goldzt. bis 0,26 Goldzt. 
auf den ha. Der Kunstdüngerverbrauch wird durchschnittlich um 
so höher, je größer der Hackfruchtbau, je größer innerhalb des 
Hackfruchtbaus der Zuckerrübenbau und je besser die Bodengüte 
ist. So beträgt die Ausgabe für Düngemittel bei 20 Gütern mit 
einem Zuckerrübenbau über 10% der Ackerfläche 62,4 Goldzt., 
bei 31 Gütern, deren Zuckerrübenbau unter 10% bleibt, nur 
38 Goldzt. jeha. Aber daß, wie Sagawe!) bei einer Untersuchung 
der schlesischen Betriebsergebnisse herausrechnet, steigender Kunst- 
düngeraufwand innerhalb derselben Betriebs- und Ertragsklasse 
eine Verschlechterung des Reinertrages bewirke, läßt sich aus den 
vorliegenden Angaben für Posen nicht behaupten. In allen 
Ertragsklassen gibt es Güter mit starkem und schwachem Kunst- 
düngeraufwande, und beide Kategorien weisen Gewinne, bzw. Ver- 
luste auf. Unter den 4 Gütern von über 94 Goldzt. je ha Kunst- 
düngeraufwand sind allerdings 3 Verlustgüter. Diese 3 Güter sind 
am stärksten mit dem Ausgabeposten für Kontozinsen und Kurs- 
unterschiede belastet. Aber schon die nächste Gruppe von 8 Gütern 
mit einem Düngeraufwande von 68—80 Goldzloty (eine Zwischen- 
stufe fehlt) weist 7 auf, die mit einem durchschnittlichen Rein- 
gewinn von 120 Goldztoty je ha arbeiteten, und nur eins, das einen 
Verlust von 48,5 Goldztoty zu tragen hatte. Von den 5 Gütern, die 
weniger als 30 Goldztoty je ha an Düngemitteln ausgaben, sind 3 
Gewinngüter und 2 Verlustgüter. 

Mit dem Lohnaufwande verhält es sich ähnlich. Auch dieser 
ist naturgemäß um so höher, je stärker der Hackfruchtbau wird. 
Von den 9 Gütern mit einem Lohnaufwand über 150 Goldztoty je 
ha sind 6 Gewinngüter mit einem Reinertrage von 131 Goldztoty 
je ha und 3 Verlustgüter mit einem durchschnittlichen Fehlbetrag 
von 123 Goldztoty. 9 Giiter haben einen Lohnaufwand von weniger 
als 100 Goldzloty je ha, sind also für Posener Verhältnisse sehr 
arbeitsextensiv organisiert. Von diesen haben 7 einen durchschnitt- 
lichen Gewinn von 37 Goldztoty, 2 einen Verlust von 10,5 Goldztoty 
je ha. Die weiter obenangeführte Beobachtung findet hier wieder 
ihre Bestätigung. Die Gewinn- und Verlustaussichten werden um 
so größer, je intensiver der Betrieb aufgebaut ist und geführt wird, 
sie fallen mit sinkendem Gesamtaufwande. 

Der Aufwand an käuflichen Futtermitteln ist in den Posener 
Betrieben zu gering geworden, als daß dessen Höhe zu einem aus- 
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schlaggebenden Faktor für den Reinertrag werden könnte. Er betrug 
im Durchschnitt der Jahre 1907/08—11/12 33.— Goldztoty pro ha 

im Jahre 1924/25 21.— = se 

im Jahre 1925/26 13,30 by ae 
Die Erklärung liegt nicht etwa darin, daß das Vieh schlechter ge- 
füttert würde als früher. Das Gegenteil ist der Fall. Bei den hohen 
Preisen für Vieherzeugnisse ist die Fütterung der Kühe z. B. sehr 
viel intensiver geworden, aber einmal ist die Mast stark einge- 
schränkt und dann ist wegen des ungünstigen Preisverhältnisses 
der käuflichen Futtermittel die Verfütterung von Getreide und 
andern wirtschaftseigenen Futtermitteln erheblich gestiegen. Wie 
stark die Getreidefütterung zugenommen hat, zeigt am besten fol- 
gende Aufstellung eines mittelgroßen Gutes, das vorzüglich bewirt- 
schaftet ist, hohe Reinerträge bringt und !/, der Ackerfläche mit 
Hackfrucht bestellt. Das Gut kann in Beziehung auf die Steigerung 
der Getreideverfütterung als typisch gelten. Auf den Morgen Ge- 
treidefläche wurden verfüttert an ° der Gesamternte 


in der Vorkriegszeit von 1905—14 22,2505 
in der Kriegszeit „ 1914/15—18/19 24,45% 
in polnischer Zeit ,, 1920—25 44,2820 


Ein wichtiger, und zwar im Verhältnis zur Friedenszeit ge- 
stiegener Posten ist die Ausgabe für Unterhaltung der Maschinen 
und Geräte. Die Unkosten dafür betrugen 

` 1907/08 bis 11/12 26,68 Goldzłoty pro ha 
1924/25 25,83 5 
1925/26 27,59 ” 
aber von den Gesamtausgaben machte dieser Posten aus 
im Jahre 1907/08 5,69", 
„  „» 1924/25 7,30%, 
vn. 1925/26 10,26% 
Die Steigerung im Jahre 1925,26 wurde dadurch hervorgerufen, 
daß infolge der Besitzunsicherheit der ersten Nachkriegsjahre und 
des inländischen Mangels an Gewerbeerzeugnissen, sowie des auBer- 
ordentlich ungünstigen Preisverhältnisses die Erneuerung des Ma- 
schinen- und Gerätebestandes hinausgeschoben wurde, und daß 
diese Unterlassung von 1925 ab nachgeholt werden mußte. 

Der Maschinen- und Gerätebestand ist um so größer, je inten- 
siver das Anbauverhältnis ist. Bei 20 Rübengütern mit über 10°, 
der Anbaufläche Zuckerrübenbau betrug das Maschinen- und Ge- 
rätekapital 128,70 Goldztoty je ha, bei 31 Gütern unter 10°, Rüben- 
bau nur 108 Goldzloty. Bei 8 Gütern, die weniger als 20°, Hack- 
früchte aller Art bestellen und weniger als 5%, Rübenbau aufweisen, 
fiel es auf nur 65,5 Goldztoty. Bezeichnend ist, daß von sämtlichen 
Reinertragsgiitern der Unterhalt der Maschinen und Geräte 17,395 
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des Kapitalwerts ausmacht, bei den. Verlustgütern aber 35,5%, 
also mehr als das Doppelte. Die Gewinngüter haben ein durch- 
schnittliches Gerätekapital von 119 Goldztoty pro ha, die Verlust- 
güter ein solches von 92, aber die ersteren geben nur 20,8 Goldztoty 
für Unterhaltung und Ausbesserungen aus, die letzteren 32,8. Ist 
ein Betrieb krank, dann fehlt es an allen Enden. Die sachgemäße 
Behandlung der Maschinen und Geräte ist eine Frage des landwirt- 
schaftlichen Verständnisses und der sorgfältigen Aufsicht. Die 
Kapitalarmut der Verlustbetriebe verhindert ferner den recht- 
zeitigen Ersatz der abgenutzten Maschinen, so daß das ständige 
Ausbessern teurer wird als der Ersatz zur rechten Zeit. 

Umgekehrt ist das Verhältnis bei den Gebäuden und Grund- 
verbesserungen. Das Gebäudekapital ist bei Gewinn- und Verlust- 
gütern gleich groß, aber für Gebäudeausbesserungen geben die 
ar: Gewinngüter 10,40 Goldztoty, die Verlustgüter 7,3 Goldztoty aus. 
Es wird demnach am falschen Ende gespart. 

Die obengestellte Frage, woran es liegt, daß die Reinertrags- 
verhältnisse der Posener Landwirtschaft sich so viel unterschied- 
licher gestaltet haben als in der Vorkriegszeit, ist somit in den bis- 
herigen Untersuchungen bereits beantwortet worden.’ Es liegt nur 
zu einem kleinen Teile an den Unterschieden in der Bodengüte, 
denn es gibt Güter mit hervorragenden Böden, die Verlustgüter 
sind, und solche mit leichten, die hohe Reinerträge bringen. Es 
liegt nicht ausschließlich an einem falschen Anbauverhältnis. 
Wenn auch mit stärkerem Hackfruchtbau die durchschnittliche 
Rentabilität größer wird, so Können auch Rübengüter Verluste und 
Roggengüter Gewinn bringen. Es liegt ebenso wenig an der Stärke der 
Viehhaltung, wenn auch im allgemeinen die viehreicheren Betriebe 
zu den lohnenderen gehören, aber einer der viehreichsten Betriebe 
| mit 45 Stück Großvieh je ha hat den größten Verlust von 180 Gold- 

k` złoty je ha und einer der viehärmsten mit nur 26,9 Stück arbeitet 

mit einem hohen Reingewinne von 77,7 Goldzłoty je ha. Auch die 

i absolute Höhe der Düngung und des Arbeitsaufwandes ist nicht 
f i l das Entscheidende, wenn sich auch die Extreme in dem Aufwande 
nach oben und unten hin ungünstig auswirken. Bei den Saga- 
weschen Berechnungen scheint etwas nicht zu stimmen. Eine Durch- 
hey sicht der Betriebsergebnisse der Schlesischen Landwirtschafts- 
kammer von über 500 schlesischen Gütern, die Betriebsjahre 1924/25, 
i 1925/26 und 1926/27 umfassend, bestätigt vollkommen die oben 
gemachten Feststellungen. Selbst bei diesem großen Material ist 
| | nicht festzustellen, wo die Grenze in der rentablen Steigerung 
irgendeines Aufwandes gelegen hat. Es widerspricht allen betriebs- 

wirtschaftlichen Gesetzen, wenn irgendeine Aufwandsform heraus- 
| gegriffen wird und dieselbe für die Rentabilitätt der Landwirt- 
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schaft gewissermaßen allein verantwortlich gemacht wird. ‚Nicht 
die Frage, ob der Landwirt intensiv oder extensiv wirtschaften soll, 
ist also vornehmlich wichtig und nicht irgendein Intensitätsgrad 
an sich verbürgt ihm den Erfolg, sondern es hängt dieser in erster 
Linie davon ab, wie weites dem Landwirte gelingt, das günstigste 
Wirkungsverhältnis aller seiner Aufwendungen und Maßnahmen 
zueinander zu erreichen.‘‘!) 


Diese Anpassung des Betriebes an das günstigste Wirkungs- 
verhältnis aller Aufwendungen und Maßnahmen zueinander ist 
eine Frage der persönlichen Befähigung des Leiters. Eine gründ- 
liche Kenntnis der Ackerbearbeitung und ein geschulter betriebs- 
wirtschaftlicher Blick sind zwei Faktoren, die mehr bedeuten als 
eine stärkere oder schwächere Düngung, einige Zloty mehr oder 
weniger an Lohn oder einige ha mehr oder weniger Rübenbau. 
Für den Ernteertrag ist nicht ausschlaggebend, wieviel Kunst- 
dünger die Pflanzen erhalten, sondern wieviel von dem Gegebenen . 
oder den durch gute Ackerbearbeitung erschlossenen Nährstoffen 
die Pflanzen aufnehemen. Es ist wichtig, welche Kunstdünger- 
sorten gewählt, zu welcher Zeit und in welcher Verteilung sie den 
Pflanzen zugeführt werden. Es bedeutet für den Reinertrag sehr 
viel, ob Gründüngung angebaut wird oder nicht, wie der Stallmist 
gepflegt, verteilt und untergebracht wird, ob die Saaten gepflegt 
und gehackt werden, wie oft und wie gepflügt wird, ob der Landwirt 
etwas von Bakterien, Bodenluft, Verwitterungsvorgängen versteht, 
ob er seine treuesten Freunde, die Kleinlebewelt im Acker, gut zu 
behandeln versteht oder auf Kriegsfuß mit ihnen lebt. Der absolute 
Preis der Arbeit, die absolute Höhe des Arbeitsaufwandes ist 
weniger wichtig als das, was mit diesem Aufwande geleistet wird. 
Ein großer Teil des Reinertrages ist davon abhängig, ob die Arbeits- 
höhepunkte leicht überwunden werden, oder ob manche Saat 
verspätet eingesät, verspätet gepflegt, ob die Ernte beschädigt 
eingebracht wird, ob der Düngersack dazu verwandt wird, Sünden 
wieder gut zu machen, oder ob er dazu dient, freudigen Wachs- 
tumsdrang zu mehren. Derselbe Kraftfutterwert kann in unsach- 
gemäßer Zusammenstellungstarke Leistungsunterschiede bringen. 
Die Wirtschaftsaufstellung kann auf dies alles auch eine Antwort 
geben, nur muß sie so gelesen werden, wie sie zu lesen ist, und 
nicht, wie man sie lesen will, um eine vorgefasste Anschauung 
zu beweisen. 

Die genannte Zusammenstellung der Schlesischen Buchstelle 
stellt eine gute Parallele zu der Posener dar. Vergleichen wir, um 
etwas Typisches herauszugreifen, die Ernte- und Milcherträge 


1!) Aereboe. Betriebslehre. 
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der Ertrags- und Verlustgüter mit dem Dünger-, Lohn- und Kraft- 
futteraufwand. Die besten Gradmesser für die Fähigkeiten des 
Betriebsleiters sind die Erträge der Früchte, die die meiste Sorgfalt 
an Bestellung, Düngung und Pflege beanspruchen, des Weizens 
und der Hackfrüchte. Ebenso ist ein wertvoller Gradmesser für 
die Sorgfalt und das Sachverständnis in der Viehhaltung das Ver- 
hältnis zwischen Kraftfuttergaben und Milchertrag. Im Jahre 
1925/26 bot sich in den schlesischen Gütern folgendes Bild: 


Milch- 

sas KunstikKraft- Lohn 
stung | dun- > i 

a jeKuh ger a rk 
und |je hajJ¢ ha|GMk. 
Jahr 


Ertragsgüter 


Rübenbau......f 21 293 135 ! 3254] 62 78 171 
‘ Verlustgüter 
Rübenbau...+.. 18,63] 246 | 115 | 3131] 64 77 179 
Ertragsgüter 
Kartoffelbau ...]| 20,13] 237 | 137 | 2916] 60 64 140 
Verlustgüter 
Kartoffelbau ...[17,16| 196 | 111 | 2920] 59 71 135 
Ertragsgüter 


Brennereigüter, . j 19,53] 271 143 | 2922] 53 49 138 
Verlustgüter 

Brennereigiiter. .| 16,08] 219 112 | 29091 50 46 133 
Das Jahr 1926/27 bietet das gleiche Bild, ebenso eine Zusammen- 
stellung, die aus der Statistik der Posener Güter gemacht wird, 
nur ist das Zahlenmaterial darin zu gering, um überzeugend zu 
wirken. Bei gleichem, mitunter etwas höherem oder kaum nennens- 
wert geringerem Aufwande sind bei den Verlustgütern durchweg 
Mindererträge von ca. 20°, gegenüber den Ertragsgütern zu finden. 
Also die Wirkung der aufgewendeten Maßnahmen zur Ertrags- 
gewinnung war geringer, weil die Maßnahmen weniger rationell 
getroffen waren. 


Eine weitere Probe auf das Exempel mag gemacht werden. 
Oben wurde ausgeführt, daß die Ausgaben für den Unterhalt der 
Maschinen und Geräte einen um so höheren Prozentsatz des 
Kapitalwertes ausmachen, je verlustbringender der Betrieb ist. 
Die Gründe für diese Erscheinung sind angegeben worden. Das 
große Material der Schlesischen Buchstelle kann zeigen, ob diese 
Beobachtung nur ein Zufallsergebnis der Posener Aufstellung ist, 
das durch die Geringfügigkeit des Materials bedingt ist. Im Jahre 
1926/27 erforderte die Instandhaltung des Maschinen- und Geräte- 
bestandes bei den 69 Ertragsgütern der am meisten Verluste auf- 
weisenden Gruppe der Getreidegüter 20,1% des Inventarwertes, 
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bei 150 Verlustgütern dagegen 24,3%,. Dabei ist in den schlesischen 
Ertrags- und Verlustgütern der Inventarwert je ha fast gleich hoch. 

Als Ergebnis unserer Untersuchungen über die Reinertrags- 
verhältnisse der Posener Landwirtschaft ist folgendes festzustellen: 
Der durchschnittliche Reinertrag der Posener Landwirtschaft steht 
nach dem vorliegenden Material noch erheblich unter dem Friedens- 
stand. Es besteht die Neigung zur Steigerung. Einzelne Betriebe 
haben bereits die Friedensreinerträge erreicht oder überschritten. 
Die Unbeständigkeit des Preisverhältnisses, das Schwanken in der 
volkswirtschaftlichen Entwicklung Polens, die finanziellen Krisen 
haben bewirkt, daß eine weit größere Spanne in den Ertragsver- 
hältnissen der Landgüter eingetreten ist, als sie in der Vorkriegszeit 
bestand. In einer derartigen Zeit ist für die Rentabilität der 
Landgutswirtschaft die technische und betriebswirtschaftliche 
Ausbildung der Betriebsleiter der wesentlichste Faktor für die 
Reinertragsgestaltung. Den Fragen rationeller Betrictsfiihrung 
gegenüber treten Fragen der Intensität stark zurück. Die Gewinn- 
und Verlustmöglichkeiten werden um so größer, je intensiver im 
allgemeinen die Betriebe organisiert und geführt werden. Der 
Grund liegt darin, daß die Spanne im Wirkungsverhältnis der 
Aufwendungen und Maßnahmen größer wird. Gerade Zeiten 
einer wenig stetigen Entwicklung in dem Verhältnis der Betriebs- 
mittel und Produktenpreise zueinander bewirken, daß der betriebs- 
wirtschaftlich nicht geschulte Landwirt mit seinen Maßnahmen 
der Entwicklung nicht zu folgen vermag, wodurch das Wirkungs- 
verhältnis der Aufwandsfaktoren zueinander immer ungünstiger 
wird. 

Tatsache ist, daß in der deutschen Posener Landwirtschaft 
die Gewinngüter erheblich überwiegen. Daraus folgt, daß die 
durchschnittlichen technischen Kenntnisse und betriebswirtschaft- 
lichen Fähigkeiten der Betriebsleiter gut sind. Für die polnische 
Landgutswirtschaft bestehen zwar keine Erhebungen von ähn- 
licher wissenschaftlicher Verwertbarkeit, aber es ist nicht anzu- 
nehmen, daß der polnische Landwirt Posener Kulturhöhe und 
Posener Schule ungünstiger dasteht. Unbedingt sicher und durch 
Augenschein festzustellen ist die Tatsache, daß die Rentabili- 
tätsverhältnisse auf den Landeütern, die Protektionskindern, 
Nichtlandwirten und Landwirten aus kulturell tieferstehenden 
Gebieten zugceienet wurden, nicht die Reinertragsverhältnisse 
der anderen Landgüter erreichen. Daß vorläufig noch ein geringer 
Besitzwechsel dieser Güter, daß kein stärkerer Übergang an den 
besseren Wirt erfolgt ist, hat seinen ganz natürlichen Grund. 
Die Güter sind meist nur zu einem Bruchteil des wirklichen Ver- 
kaufswertes an den heutigen Eigentümer gelangt. Ferner sind die 
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Güterpreise im vordem preußischen Gebiet seit Aufhören der 
Liquidationspolitik und Besserung der Produktions- und Kredit- 
verhältnisse sehr erheblich gestiegen, vom 1. Januar 1927 bis zum 
l. Januar 1928 schätzungsweise um 75—100%. Der Anteil, der 
eine gleichbleibende Verschuldung am Gutswerte hat, ist seit einem 
Jahre demnach fast um die Hälfte gesunken, die Beleihungsgrenze 
in die Höhe gegangen. Die Auswirkung unrationeller und unren- 
tabler Wirtschaft kann erst dann stärker eintreten, sobald die 
Steigerung der Güterpreise aufhört. 


6. Die Einkommensverhältnisse' der Land- 
wirtschaft Westpolens. 


Der Reinertrag eines Gutes verteilt sich auf die Hypotheken- 
gläubiger, den Staat, den Besitzer und, falls das Gut verpachtet 
ist, den Pächter. Über die Belastung der Posener Landwirtschaft 
ist bereits in den früheren Ausführungen einiges gesagt worden. 
Einwandfreie Zahlenangaben stehen dafür nicht zur Verfügung. 
Die Zinsleistung erreicht heute im Durchschnitt der Güter keines- 
ialls die Höhe der Vorkriegszeit, sondern bleibt trotz der hohen 
Zfnzsatze weit dahinter zurück. Der Zinsendienst erreicht bei den 
Gewinngütern nicht den gleichen Prozentsatz des im Vergleich 
zu 1914 gefallenen Durchschnittsreinertrages wie in der Vorkriegs- 
zeit. In Pommerellen liegen die Verhältnisse, wie oben schon 
erwähnt, erheblich ungünstiger. Die Verschuldung ist bei einem 
beträchtlichen Teile der Landgüter so groß, daß ohne den Anstieg 
der Güterpreise die Verschuldung bereits in diesem Jahre die 
Beleihungsgrenze überschritten hätte. Doch liegt auch über die 
Verschuldung Pommerellens wissenschaftlich verwertbares Zahlen- 
material nicht vor. 

Über die Steuern und .Lasten der Posener Landwirtschaft 
besteht eine Aufstellung der Labura-Posen aus dem Wirtschafts- 
jahre 1926/27, die zwar nur 30 Güter umfaßt, aber immerhin einige 
Anhaltspunkte gewährt. Unter den 30 Gütern sind nur 2, die 
keine Einkommensteuer bezahlen, deren Verlust also von der 
Steuerbehörde anerkannt ist. Auch diese Güter hatten immerhin 
für Kommunal-, Kataster-, Kirchen-, Grund-, Schul-, Vermögens- 
steuern noch 6,91, bzw. 9,44 Goldztoty je ha aufzubringen, Im 
Durchschnitt war die Belastung mit den Steuern und Abgaben, 
die nicht abzugsfähig, daher in der Reinertragsberechnung nicht 
berücksichtigt worden sind, je ha landwirtschaftlicher Berechnungs- 
fläche 15,43 Goldzloty, etwa 25 bis 45%, des nach Abzug der Hypo- 
thekenzinsen verbleibenden Einkommens. Die Belastung schwankte 
zwischen 40 und 6,9 Goldztoty je ha. In der Reinertragsberech- 
nung sind zwar die sozialen Lasten bereits berücksichtigt, aber 
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um deren außerordentliche Höhe zu beleuchten — es muß bedacht 
werden, daß nur die Westgebiete damit belastet sind — ist ein 
Vergleich mit den Staatssteuern am Platze. Sie betragen je ha 
10 Goldztoty, also ?/, der dem Staate, den Gemeinden und der 
Kirche zufließenden Beträge. An der polnischen Steuergesetz- 
gebung ist vieles unverständlich. An sich kann es dem Fiskus 
nicht gleichgültig bleiben, in welcher Höhe der Zahler mit sozialen 
Lasten beschwert wird. Je höher diese sind, desto weniger bleibt 
dem Staate übrig. Es dürfte ihm aus demselben Grunde nicht 
gleichgültig sein, wie hoch die Leistungen für die Selbstverwaltungs- 
verbände sind. Nichtsdestoweniger ist irgendeine Beschränkung 
dieser Leistungen etwa auf ein festes Verhältnis zur Staatssteuer 
nicht erfolgt. Wie absurd sich dadurch die Verhältnisse mitunter 
gestalten, wie unterschiedlich die Einkommen durch diese Lei- 
stungen gestaltet werden, geht aus der Tatsache hervor, daß in 
einem bestimmten Falle die Beiträge zur Versorgung der Armen 
_ 240° der staatlichen Grundsteuer, die eine hohe Summe betrug, 
ausmachten. 

Zeigen die Reinertragsverhältnisse der. Posener Landwirt- 
schaft kein unerfreuliches Bild, ist eine ständige Neigung zur 
Besserung unverkennbar, so ist eine Besserung bezüglich der 
Einkommenverhältnisse nicht in gleichem Maße merkbar. Bei der 
Verminderung der Steuerzahler durch die Agrarreform steigt der 
Anteil, den der Staat vom Reinertrage für sich beansprucht, höher, 
als der, der dem Landwirt verbleibt. 


D. Schlußwort. 


Polen ist ein Land mit starken inneren Spannungen. Die 
Bevölkerung ist völkisch und bekenntnismäßig wenig einheitlich. 
Die sozialen Gegensätze sind groß, ein Mittelstand ist nur in ge- 
ringem Ausmaße vorhanden. Das Mehrheitsvolk hat in 140 Jahren, 
in denen es 3 verschiedenen Staaten angehörte, deren verschiedene 
kulturelle Entwicklung mitgemacht und ist darum heute noch 
kein einheitliches Volk. | 

Zu den Grundsätzen Wilsons gehörte das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker. In den Staaten, die diesem Grundsatze ihre 
Erstehung verdanken und in denen eigenartigerweise zahlreiche 
Minderheitsvölker wohnen, ist überall einer der Leitgedanken 
innerer Politik, die Fremdstämme aufzusaugen oder zu entwurzeln. 
Man pflegt in ihnen dem Traumbild des Einheitsstaates mit großer 
Zahigkeit zuzustreben. Das ist auch in Polen der Fall. Etwa 
800 000 Deutsche haben die Heimat verlassen. Auch heute noch 
sind weder Deutsche noch Juden, Ukrainer, Weißrussen und Russen 
im Vollbesitz der staatsbürgerlichen Rechte. Dabei zeigt die 
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Geschichte, daß eine Gewinnung der Fremdvölker für den Staats- 
gedanken, daß ihre Ausgleichung nur da erfolgt ist, wo den Minder- 
heitsvölkern volle wirtschaftliche und kulturelle Gleichberechtigung 
gewährt wurde. Die amerikanischen Staaten sind ein Schulbeispiel 
dafür. Auch die Schweiz beweist, daß die Verschiedenartigkeit 
des Volkstums oder Bekenntnisses kein Hinderungsgrund für ein 
freudiges Bekenntnis zum Staatsgedanken zu sein braucht. 

In dem Buche „Der Einfluß des Krieges auf die landwirt- 
schaftliche Produktion in Deutschland‘ sagt Aereboe: _,,Der 
friedliche Wettkampf der Arbeit der Kulturvölker des Erdballes, 
welcher der Menschheitsentwicklung und Kulturentwicklung im 
letzten halben Jahrhundert vor Ausbruch des Weltkrieges einen 
nie geahnten Aufschwung gegeben hat, muß wiederkommen und 
neue Früchte tragen.“ Kulturpolitik kann nur Friedenspolitik 
sein, Friedenspolitik treiben aber heißt, die Völker zum Frieden 
erziehen.“ Eine Erziehung zum Frieden liegt wahrscheinlich nicht 
vor, wenn vom Staate durch Liquidationen, Annullationen, Ent- 
eignungen aller Art die Volkstümer andern Stammes geschädigt 
werden. Die Tatsache, daß 10 Jahre nach dem Kriege immer 
wieder Gesetze und Verordnungen, wie neuerdings die Grenz- 
zonenverordnung, erlassen werden, die eine Kampfmaßnahme 
gegen den. Besitz der Andersstämmigen darstellen, zeigt, daß in 
Polen von heute der Friedensgedanke noch nicht die Starke erreicht 
hat, die ihm zu wünschen wäre, 

Es ist eine alte Erfahrung, daß der Kaufmann in hohem Maße 
dazu berufen ist, durch Anknüpfung friedlicher Handelsbeziehungen 
Wege des Verständnisses zwischen den Völkern anzubahnen. 
Hoffentlich wird er durch baldige Beendigung des Handelskrieges 
in die Lage versetzt, diese Aufgabe zu erfüllen. Die deutsche 
Bevölkerung Polens würde den Eintritt freundschaftlicher Ver- 
hältnisse zwischen den beiden Ländern sehr begrüßen. Aus den 
oben gebrachten Ausführungen ergibt sich, welch wertvoller Be- 
standteil die Deutschen Polens für die Volkswirtschaft des Landes 
sind.!) Sie verlangen vom polnischen Staate nichts weiter als 
die Berechtigung zur Pflege ihrer Kultur und Sprache und die 
volle Gleichberechtigung mit dem polnischen Volk. Heute bereits 
geben sie dem Staate vollen Einsatz ihrer Kräfte zu seinem Gedeihen, 
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1) Ebenso, wie sie es in der Vergangenheit im alten Polen 
gewesen sind. 
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Aleksander Brückner. Słownik etymologiczny języka polskiego. 
[Sinndeutendes Wörterbuch der polnischen Sprache]. Kraków 
1927. Nakład i wlasnosc Krakowskiej Spółki Wydawniczej 
[Krakau 1927. Verlag und Eigentum der Krakauer Verlags- 
gesellschaft]. XIV und 806 S.” 

Mit dem hier angezeigten Buch hat der unermüdliche polnische 
Forscher mit dem deutschen Namen, der 46 Jahre lang, auch wahrend 
der erregten Zeit 1918/19, unangefochten den angesehenen Lehr- 
stuhl der Slavistik in Berlin innehatte, seinem Volke und der wissen- 
schaftlichen Welt ein Werk geschenkt, das ebenbürtig den ent- 
sprechenden anderer Völker an die Seite treten kann und eine 
wirkliche Lücke im polnischen Schrifttum ausfüllt.e In diese 
Krönung seines Lebenswerkes sind die Ergebnisse früherer Arbeiten 
(Z dziejów języka polskiego, Dzieje jezvka polskiego, Walka o jc- 
zyk usw.) zu einer eindrucksvollen Gipfelleistung zusammengefaßt 
worden. An dieser Stelle sollen hauptsächlich de Beziehungen 
zum Germanischen, die das Buch aufweist, gewürdigt 
werden. 

Unter den vier Zeiträumen, die Verfasser in dem Vorwort 
unterscheidet (dem arischen, litautsch-slawischen, slawischen und 
polnischen), heißt es von dem dritten, den er von rund 1000 vor 
bis 4.—5. Jahrhundert n. Chr. rechnet: Gegen Ende „zeigt sich 
zum erstenmal ein stärkerer fremder Einfluß, niemiecki, dem gegen- 
über jeder andere fremde völlig seine Bedeutung verlor“ (S. vn. 
Es ist klar, daß Br. hier das W ort im Sinn „germ.“ verwendet. 
Ähnlich heiBt es weiterhin: „Die im Osten gebliebenen Slawen 
erhielten später gleichfalls den fremden Namen Russen, ebenfalls 
von den Eroberern, diesmal Germanen“ (Nordgermanen im Gegen- 
satz zu den tatarischen Bezwingern der Bulgaren). ‚Vom Jahre 
1000 n. Chr. wirkten auf sie (d. h. die 4., poln. Zeit) neuere stärkere 
fremde Einflüsse; zuerst mit dem Christentum tschechisch-latei- 
nische; weiter mit dem Bürgertum deutsche; nach 1500 madjarısche 
und ungleich stärker italienische; nach 1700 französische — all das 
beweist der Wortschatz beredt; ungefähr ein Drittel unserer Um- ' 
gangssprache stammt aus der Fremde“ (S. VIII—IX). Berück- 
sichtigt man, daß die letztgenannten drei Sprachen nicht sehr viele 
Ausdrücke geliefert haben, daß ferner unter den über das Tsche- 
chische übernommenen Worten wiederum eine Unzahl aus dem 
Oberdeutschen stammende, also mittelbar auch aus dem Deutschen 
ins Polnische gekommene Worte sind, daß andrerseits das 
Deutsche bisweilen westliche Ausdrücke umgeformt vermittelt 
hat, so wird man Gabrjel Korbuts Urteil unterschreiben: „‚Keine, 
fremde Sprache hat einen so wichtigen EinfluB auf die polnische 
Sprache in lexikalischer Beziehung ausgeübt wie die deutsche‘. 
(Vgl. Heft 13 dieser Zeitschrift S. 183). 

Von den mehreren tausend deutschen Wörtern, die das Pol- 
nische enthält, findet sich nun ein großer Teil in dem Werk 


n a i ge 
Re ae) 


` zh SiT è 


s ê 
Dii hidr 


Im 


= r 
. S-a ae +7; PR 7 eh 
. . . p 
ò dr ? Gy 
® > e+ — ' vw 
"+ “=e r . — 2 . 
7 u t 4 i ah ' . 
» “ 
u 5 A n dai NE 
by Pe at 
Pen =. m a) es fi “E 
ie ste et A, Ai une 


«ls 


x u Pave 
” 
ER EANDE 


2. NA 
é a An oa 


` 
y oo ~ 


150 Besprechungen und Inhaltsangaben. 


Brückners in der alphabetischen Reihenfolge zwischen den sla- 
wischen Stämmen oder Entlehnungen aus andern Sprachen ver- 
streut, bisweilen mehrere ähnlicher Bedeutung zusammengefaßt. 
Nicht alle sind mehr im Gebrauch, aber sämtliche — Brückner 
ist besonders Buchgelehrter — sind irgendwo bezeugt, wenn auch 
aus Platzrücksichten und, um das Buch allgemein zugänglich zu 
machen, auf Quellenangaben verzichtet wird. Auf manchen Seiten 
sind es auffällig viele deutsche Entlehnungen, z. B. S. 551 von 
15 Stämmen 10 deutsche mit 13 Wörtern, S. 553 von 11 Stämmen 8, 
von 15 Wörtern 10 deutsch. Da bis jetzt von deutscher Seite eine 
zusammenfassende Bearbeitung dieses lehrreichen Gebietes der 
Lehnworte im Polnischen immer noch nicht besteht (während die 
Sudetendeutschen sich für das Tschechische schon eine geschaffen 
haben in Anton Mayers Werk: Die deutschen Lehnwörter im 
Tschechischen, Reichenberg 1927), habe ich wenigstens vorläufig den 
Rohstoff lückenhaft zusammengestellt, wobei natürlich die von 
Brückner angeführten Wörter mitberücksichtigt werden (Die 
deutsch-poln. Kulturbeziehungen im Spiegel der sprachlichen Ent- 
lehnungen. Jn: Deutsche Schulzeitung fiir Polen. Bromberg-Byd- 
goszcz. Johne’sche Buchhandlung 1927, Nr. 15 und 16, 1928 Nr. 
19—22). Derjenige, der sich nur mit diesem Teilgebiet des Brück- 
nerschen Werkes, das leider wie die meisten nur in nicht hoher 
Auflage erscheinenden polnischen wissenschaftl. Werke ziemlich 
teuer ist (84 zl), beschäftigen will, findet darin fast 2500 Wörter, 
nach ee Sachgruppen geordnet und mit kurzen 
Andeutungen versehen, vereinigt, so daß ich an dieser Stelle darauf 
verweisen und mich hier mit einigen zusammenfassenden und 
einigen kritischen Bemerkungen begnügen kann. 

Über die gesamten deutsch-polnischen Beziehungen sagt 
Brückner an anderm Ort: ‚Seit sieben Jahrhunderten wohnen 
Deutsche mit Polen zusammen und unter Polen; sie haben die pol- 
nischen Städte gegründet, und welchen tiefen Einfluß sie auf Sitte 
und Kultur des Landes geübt haben, beweist die Sprache mit ihren 
vielen Lehnwörtern aus dem Deutschen, die sich über alle Gebiete 
von Wissen, Glauben, Leben erstrecken, . die namentlich in der 
täglichen Sprache, zumal in der des Handwerkers auftreten‘ 
(Polnisch für Schule, Beruf und Reise. Teubners Sprachführer, 
1921, S. III). Und was für die städtischen Bezeichnungen, die 
Handwerke gilt, gilt ebenso für das Rechtswesen, den Handel 
(= handel im Poln.), Bergbau (dessen alte Ausdrücke nach Brückner 
durchweg polnisch sind), Heer-, Schiffswesen usf. Für manche 
Gebiete sind schon eigne polnische Bezeichnungen geschaffen 
worden, für das zuletzt genannte geschieht es gerade (Prof. A. Klecz- 
kowski-Posen). Tetzner hat die Zahl der Entlehnungen aus dem 
Deutschen auf 6000 geschätzt, Brückner auf weniger, wobei manche 
Stämme sich ‚‚geradezu unwahrscheinlich“ ausgebreitet hätten. 
Damit ist ein gewaltiger deutscher Kulturstrom nach Osten ge- 
flossen, denn nicht immer, aber meist bedeutet das Lehnwort ein 
Kulturgeschenk. Über die Gegenrechnung, die aufgemacht werden 
kann, sagt Brückner: ,,Der umgekehrte Fall, Entlehnung des 
deutschen Wortes aus dem polnischen (slawischen), tritt ganz aus- 
nahmsweise ein‘. (Im vorhin genannten Sprachführer S. 23). 

Auf einige Einzelheiten sei hier noch aufmerksam gemacht. 
Brückner, der polnische Gelehrte, wendet sich scharf gegen die 
in der polnischen Geschichtsschreibung leider vielfach üblichen 
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Namenverdrehungen (Dabréwka statt Dobrava S. 86, Mieszko, — 
selbst Mieczysław — statt Miseca S. 335, Ktonowicz statt -wic 
S. 612) — hoffentlich nimmt man mir nun meine Bemühungen in 
gleicher Richtung nicht mehr so übel —, gegen die Erfindung von 
künstlichen Ortsnamen (Wisloujscie statt Weichselmünde S. 596, 
tschech. Bratislava, russ. Leningrad S. 682 usf.) und angeblich 
altpolnischer Götzennamen (S. 659). Offen gibt er (entgegen den 
immer noch vielfach anzutreffenden Zusammenstellungen mit 
słowo Wort oder gar stawa Ruhm) zu, daß Słowianin (Slawe) kirchen- 
slaw. Entlehnung aus griech. und lat. Sklavenos bzw. Sclavus ist 
(S. 501), daß viele gern als slawisch erklärte topographische Namen 
das nicht sind (Bug S. 47, Dnjepr und Dniestr S. 90, ,,das ganze 
Stromgebiet der Elbe weist ausschließlich german. Namengebung 
auf‘', S. 304, Brandenburg ,,nicht slawisch, obwohl man schon seit 
dem 17. Jahrh. von irgendwelchen Branibors fabelt“, S. 38). 

Stärkere Berücksichtigung der Ergebnisse der Geschichts- 
wissenschaft vermöchte bisweilen noch Zweifel zu beheben. So ist 
nach den Forschungen von Wt. Semkowicz (Ród Awdafıcöw w wie- 
kach średnich, Posen 1917 ff.) sicher, daß das Geschlecht der Hab- 
dank sich nicht von Audentius ableitet, sondern von dem nord. 
Stamm aud— (Brückners Zweifel S. 112), ebenso nach Bischof 
Dr. Janos Karäcsonyis Forschungen, daß die Szekler weder ava- 
rischer noch madjarischer (Brückner S. 484), sondern germ.-gepi- 
discher Herkunft sind. ,,Wie todzia (= Kahn), so ging auch korab 
in Wappennamen über: Ob von Nordmannenvorfahren ?“ (S. 310). 
Unverständlich ist mir aber der darauf folgende Satz: „Man kann 
auch an Entlehnung aus dem niemieckiego denken.“ Soll das ger- 
manisch bedeuten, so gehört das Nordische doch dazu. Nach den 
für den jetzt Lad (= Lond) geschriebenen Ort vorkommenden 
alten Schreibungen wie land-iciensis glaube ich nicht, daß das 
ein anderer Stamm sein soll als der Schifferausdruck lad = Land, 
Festland. f 

Damit bin ich bei zweifelnden Äußerungen, die man gegenüber 
einem so eindrucksvollen Werk nicht gern niederschreibt, die aber 
doch vielleicht für eine zukünftige Auflage nicht unangebracht sind. 
Die wichtigste Bitte für das angegebene Gebiet wäre die, in Zukunft 
die deutschen Mundarten für die aus dem Deutschen stammenden 
Wörter noch stärker zu berücksichtigen als bisher (so gryka S. 156, 
hycel S. 174, ketnar S. 226 bereits als nddt. bez. schles. genannt) 
schon, weil sich dadurch manche einfachere Erklärung ergeben 
dürfte. Besonders kommt das Dt.-Schles. in Frage, das im Osten 
die größte Rolle gespielt hat. So scheinen mir schles. Einflüsse vor- 
zuliegen bei Formen wie fałda Falte (S. 117), pusz (S. 449), w sole 
(S. 507 = im Saale) usw. Bei cer(e)giel (S. 58) setze ich die Ab- 
stammung Zärgel, kleine Zarge an, bei fredzla die Verkleinerungs- 
form von Franse, nicht Einschub von 1 wie in Spichlerz. Niederdt. 
dagegen ist pipa (= Pfeife S. 415). Weiter ware der Deutlichkeit 
halber erwiinscht, bisweilen die mhd. Formen wenigstens mit an- 
zugeben (z. B. ratusz von mhd. räthüs (S. 454), szefelin mhd. auch 
Endung -lin (S. 546). Hawerz-Hauer, Häuer, braucht nicht über 
tschech. zu kommen, da man auch mhd. zu der Zeit, als der Bergbau 
von den Deutschen eingeführt wurde (daß er nicht slawisch ist, 
spricht Brückner S. 272 deutlich aus), noch den w-Laut sprach 
(houwer). Der gleiche Stamm ist in kilof (S. 230) Keilhaue, mdh. 
kilhouwe vorhanden, das früher fälschlich als Keilhacke erklärt 
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wurde. broawar (S. 42) scheint ein Druckfehler (für — ou —) zu 
sein — vielleicht auch noch an einigen andern Stellen. Ob bei 
früherem legier (S. 293) Feld-lager nicht eine umgelautete Mehr- 
zahlform vorliegt? bergwet, hergiewet (S. 171) stammt nicht aus 
dt. ‚‚Heergeräthe“, sondern mhd. hergewaete. Der Zuruf rum! 
(S. 468) dürfte die Abkürzung von herum! sein, Spatz (S. 551) die 
von Sperling (wie Hinz zu Heinrich), nicht von szpak herkommend. 
Minderak (S. 677) ist natürlich Miederrock, verändert nach inderak 
Unterrock. Odolanéw (S. 375) Adelnau leite ich nicht von einem 
kirchensl. Zeitwort ab, sondern von dem in Förstemanns Alt- 
hochdt. Namenbuch bezeugten Namen Odolwan, wobei der Ausfall 
des w bei bilabialer Aussprache ganz in der Ordnung ist. Eine kleine 
Unebenheit liegt weiter darin, daß einmal Plötze aus dem Slaw. 
abgeleitet wird (S. 421), an anderer Stelle aber die Richtung der 
Entlehnung als unsicher angegeben wird (S. 470). 

Doch das sind alles unwesentliche Dinge, die die Gesamtleistung 
in keiner Weise beeinträchtigen, zu der man vielmehr die polnische 
Wissenschaft und den Verfasser nur beglückwünschen kann. 

Lattermann. 


Bogdan Zaborski, O ksztaltach wsi w Polsce i ich rozmieszczeniu. 
ber die Dorfformen in Polen und ihre Verbreitung.] Arbeiten 
der ethnographischen Kommission der Akademie der Wissen- 
schaften in Krakau, Nr. I, Krakau 1926, Verlag Gebethner 

& Wolff. 127 Seiten nebst einer Karte. 

Diese als Doktorarbeit erschienene Schrift verbreitet über 
ein bisher fast in völliges Dunkel gehülltes Gebiet der Siedlungs- 
kunde Polens neues Licht. Gründliches Studium des einschlägigen 
Schrifttums, vornehmlich des deutschen, geben der Arbeit das 
nötige Rückgrat. Ein reichhaltiges Quellenverzeichnis (von 226 
angeführten Schriften sind 120 deutsch) gibt dem ganzen einen 
guten Abschluß, ebenso die verhältnismäßig übersichtlich und 
sauber ausgeführte buntfarbige Karte. — Für uns Deutsche in 
Polen hat die Schrift von Zaborski besondere Bedeutung. An Hand 
von topographischen Karten erbringt der Verfasser den von so 
vielen und so oft verneinten Beweis des außerordentlich großen 
deutschen kulturellen Einflusses in Polen gerade auch auf dem 
Gebiete des Siedlungswesens. Im nachfolgenden werden wir uns 
bemühen, darauf an geeigneten Entwicklungsabschnitfen hin- 
zuweisen. 

Die ersten Abschnitte sciner Arbeit widmet Zaborski dem 
Stand der Untersuchungen der dörflichen Siedlungsformen in 
Polen und Europa, beziehungsweise in Deutschland. Die Ansichten 
einzelner Forscher werden gekennzeichnet und auf ihre Verwert- 
barkeit inbezug auf polnische Verhältnisse hin geprüft. Die Ab- 
hängigkeit der Dorfformen und -lagen von geographischen und 
sozialen Bedingungen wird erschöpfend besprochen. Nach einigem 
Für und Wider entschließt sich der Verfasser für eine geome- 
trisch-genetische Betrachtungsweise, was sagen will: 
nicht die Flureinteilung nach Gradmann soll ausschlaggebend für 
die Bezeichnung der Dorfform sein, auch nicht allein ihre jeweilige 
geometrische Form, die des öfteren bei zeitlich älteren und jüngeren 
Dörfern täuschend ähnlich sein kann und doch unter ganz anderen 
sozialen Bedingungen ihre Entstehung zu verdanken hat, sondern 
beide Gesichtspunkte, somit die geometrisch-genetische Betrach- 
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tung. Auf Grund dieser Erwägungen stellt Zaborski folgende (cs 
sind dies teilweise veränderte Meitzenschen) 4 Siedlungsdort- 
formengruppen auf: 


Gruppel, zu der die ältesten Dorfformen bis hinauf zur 
ersten deutschen Kolonisation, d. b. bis zum XIII. Jahrhundert 
gezählt werden, als da sind: Das Runddorf ,,wies okragta‘, der 
Rundling ‚‚okolnica‘‘', das Angerdorf (nach Wolff) „owalnica‘‘, 
das Straßendorf ,,ulicowka‘‘, das Haufendorf ,,wies wiclodrozna", 
das Kettendorf (nach Gradmann) ‚‚widlica.‘“ 


Gruppe II, zu der sämtliche aus der ersten deutschen 
Kolonisation stammenden Dorfformen gehören, sowie die durch 
Flurverkoppelung in WeiBruBland im NVI. Jahrhundert ent- 
standenen; auch werden dieser Gruppe vollig unbegriindet die 
„als in Form von geometrischen Figuren‘ errichteten josephinischen 
Dortsiedelungen zugezählt; somit gehören hierher: das Waldhufen- 
dorf ‚„tahcuchöwka ‘, das Reihendorf ‚„‚rzedöwka'‘, das dicht ge- 
baute weiBrussische Reihendorf ‚‚szeregöwka.‘' 


Gruppe III Hierher rechnet Zaborski sämtliche aus 
der polnischen Kolonisation im Osten in der Zeit vom NIV. bis 
zum XVI. Jahrhundert entstandenen Dorfformen, wie den Weiler 
„przysiolek bezksztaltny“, das Platzdorf ‚„przysiolek placowy''; 

Gruppe IV bilden die Einzelhöfe ‚samotnie“, auch Einzel- 
siedlungen ,,wsie samotnicze‘‘, die vorwiegend der Neuzeit ent- 
stammen. 

Im weiteren Verlauf der Arbeit werden die einzelnen Dorf- 
formen einer Untersuchung unterzogen, wobei die Ansichten 
einzelner Siedelungsforscher gegenübergestellt werden, um daraus 
als Ergebnis die Anwendung tür die betreffenden ın Polen vor- 
kommenden Siedlungsformen zu gewinnen. Der Anfang wird mit 
dem Rundling gemacht, der nach Meitzens Ansicht eine slawische 
Dorfform, nach neueren Untersuchungen von Mielke eine anus- 
gesprochen germanische, aus Skandinavien nach Deutschland. an 
die Elbe, verpflanzte Dortform sei. Zaborski selbst spricht darüber 
kein Urteil aus, er weist nur auf die verschwindend geringe Anzahl 
von Rundlingen auf den gegenwärtigen Gebieten Polens hin. - 
Uber die Herkunft der Dorttorm Angerdorf (nach Wolff). Kietz- 
dorf. (nach Mielke) gehen wiederum die Ansichten der Forscher 
weit auseinander. Die meisten deutschen Gelehrten (Mielke, 
Martiny, Geisler) schen darin eine slavische Dorfform, die als 
Übergang vom Rundling zum Straßendorf anzuschen sei. Der 
polnische Forscher, Prof. Lencewicz, macht jedoch auf das häufige 
Auftreten des Angerdorfes gerade in Gebieten, die dauernd unter 
deutschem kulturellen Einfluß standen, wie Großpolen, Pom- 
merellen) aufmerksam. Zaborski bemerkt ebenfalls hierzu, daß 
besonders in Ostpreußen, das niemals slawische Siedler hatte, 
das Angerdorf zahlreich auftritt. Uns sind zwei deutsche Dorter 
im ehem. Kongreßpolen bekannt, die zu Ausgang des XVIII. Jahr- 
hunderts gegründet wurden und die die bestimmte Form eines 
Angerdorfes besitzen. Es sind dies die Dörfer Maslaki, zu deutsch 
„Butterholland‘“, im Kreise Slupca, Woj. Lodz, und Zimniza, 
Kreis Blonie, Wojew. Warschau. In den östlichen Gebieten Polens 
ist das Angerdorf nur schr selten anzutreffen. 

Interessant sind die Ausführungen über das StraBendort. 
Wiederum eine Reihe von Widersprüchen. Meitzen und Brandt 
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(,, Beobachtungen und Studien über die Siedlung in Weißrußland‘‘) 
sehen das StraBendorf als eine typisch-slawische Dorfform an, 
wogegen Schliiter, Grund und Geisler sie als deutsche kennzeichnen. 
Die mersten polnischen Forscher rechnen das StraBendorf zu den 
ausgesprochen slawischen Siedlungsformen. Zaborski schlieBt sich 
dieser Ansicht nicht an. Straßendörfer findet man in Polen nur 
in ehemals waldigen Gebieten des Ostens, in Lößgegenden fehlen 
sie gänzlich. Weiter zählt Zaborski Straßendörfer in der Umgegend 
von Hävre und im Süden von Chälons s.M., ja sogar nach Passarge 
und Czekanowski in Zentralafrika auf. Damit will Zaborski gesagt 
haben, daß das Straßendorf keinesfalls eine ausgeprägt sla «ische 
Siedlungsform ist, sondern einen mehr allgemeinen Charakter 
trägt, der bei bestimmten Siedlungsbedingungen zur Anwendung 
gelangt. 

Die Auffassung der deutschen Siedlungsforscher über das 
Haufendorf als ausschließlich germanischer Herkunft bemüht sich 
der Verfasser zu widerlegen. Das Haufendorf sei eine geographisch 
bedingte Siedlungsform, die vornehmlich in ehemaligen Steppen- 
gebieten Europas vorherrschend ist, so in Ungarn, Südslawien, 
Podolien, Galizien. Die Versorgung mit Trinkwasser war bei der 
Anlage der Haufendörfer in der Steppe ausschlaggebend. 


Als Übergangsform der podolischen und wolhynischen Haufen- 
dörfer zu den Straßendörfern des Polesie sieht Zaborski im Gegen- 
satz zu anderen Forschern das sogenannte Kettendorf (nach Grad- 
mann) ‚‚widlica‘‘ an, eine Siedlungsform, die besonders stark in 
Wolhynien vertreten ist. 


Die Waldhufendörfer ‚tancuchöwki‘ führt der Ver- 
_fasser ganz auf die deutsche mittelalterliche Ko- 
lonisation zurück. In den West-Beskiden, dem Karpathen- 
vorland, dem Lubliner Hügelland überwiegt diese Dorfform. 
Einzelne größere zusammenhängende Gebiete finden sich bei 
Olkusch (Wojew. Kielce) und bei Lissa ı. Pos. vor, wo sie zweifel- 
los nicht von den Polen als übernommene deutsche Siedlungs- 
form, sondern als von deutschen Siedlern ,,aus grüner Wurzel‘ 
entstandene Dörfer anzusehen sind, wie dies zum großen Teil auch 
in anderen, obengenannten Gebieten der Fall sein dürfte, die 
gegenwärtig von ‚„stummen‘ Deutschen, ‚‚gluchoniemcy‘‘ bewohnt 
werden. 

Die josephinischen Kolonien Galiziens zählt Zaborski, wie 
bereits angedeutet wurde, den in Weißrußland stark überwiegenden 
dichtgebauten Reihendörfern zu, die durch Flurkoppelung im 
16. Jahrhundert entstanden sind. Auf die Künstlichkeit dieser 
Aneinanderreihung zweier vollständig geschichtlich und siede- 
lungstechnisch ungleichen Dorfformen weist bereits in seiner 
Besprechnung Ing. Kuhn im ‚‚Karpathenland‘‘, Heft 3, hin. Ahn- 
liche deutsche Dörfer, in der Form von Strahlen, Kreisen, Kreuzen 
finden wir ebenfalls im ehemal. Kongreßpolen, wo sie aus der 
Zeit der preußischen Kolonisation stammen, so Neusulzfeld und 
Königsbach bei Lodz, Groß-Paproc, ehemals Königsfeld, östlich 
von Warschau. 


Das Reihendorf ist im ehem. Kongreßpolen, im Posener Lande 
und in Pommerellen die am stärksten vertretene Dorfform. Sie 
vereinigt die Vorzüge des geschlossenen Siedelns mit der günstigen 
Mittellage in bezug auf die eigene Flur. Die meisten Reihendörfer 
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in Polen sind Ende des XVIII. und Anfang des XIX. Jahr- 
hunderts gegründet worden. Sämtliche Neugründungen, von 
Dörfern, die durch Aufteilung von Landgütern zustande kamen, 
sind Reihendörfer. Als besonderen Siedlungstypus bezeichnet 
Zaborski die durch deutsche Kolonisten, meist platt- 
deutsch sprechende ‚‚Holländer‘‘ entlang der Weichsel, der Netze, 
der Warthe, dem Bug angelegte Marschhufendorfer, 
die sogar, wie in Kujawien und im Dobrzyner Land, nicht nur 
im sumpfigen Gelände, in Flußauen anzutreffen sind, sondern 
auch auf höhergelegenen, ehemals mit Urwald oder Buschwerk 
bestandenen Landstrichen vorkommen. Diese Dorfform ist neben 
der aus Einzelhöfen bestehenden Streusiedelung die am meisten 
verbreitete Dorfform bei den Deutschen im ehem. Kongreßpolen. 


Im Kapitel über den Weiler und das Platzdorf zeigt uns Za- 
borski die lehrreichen Verknüpfungen zwischen der erdkundlich 
gegebenen und der geschichtlich bedingten dorflichen Siedlungs- 
form. Platzdörfer und Weiler treffen wir vorwiegend in den öst- 
lichen und nördlichen Gebieten Polens, in der Umgegend von 
Wilna an, d. i. in ehemaligen Kolonisationsstrichen des maso- 
wischen Kleinandels, dessen Leben und Weben uns so lebensfrisch 
Mickiewicz im ,,Pan Tadeusz‘‘ schildert. Ähnliche Siedelungs- 
formen fand Schlüter im östlichen Thüringen; er bezeichnet sie 
als die Urform für das germanische Haufendorf und den Rundling. 
Zaborski bezweifelt jedoch diese Ansicht. Deutsche Kolonisten 
haben nirgends, soweit es uns bekannt ist, von diesen Siedlungs- 
formen Gebrauch gemacht. 

Um so wertvoller für die Siedlungsgeschichte der Deutschen 
in Polen ist das letzte Kapitel über den Einzelhof und die Streu- 
siedlung. Bereits Gradmann weist in seinen „Forschungen 
zur deutschen Landes- und Volkskunde‘‘ Bd. XXI darauf hin, 
daß die Streusiedlungen zu den neuesten Dorfformen zu zählen 
seien und gerade für Landwirtschaften mit überwiegenden 
Wiesenflächen und der damit verbundenen starken Viehzucht 
sehr geeignet erscheinen. In jungeiszeitlichen Gebieten (dritte 
Vereisung) werden wir auf ehemals versumpften Flächen Streu- 
siedlungen zahlreich antreffen. Daß dem so ist, überzeugt uns 
ein Blick auf die Karte von Zaborski, wie auch das Studium der 
topographischen Karten 1 : 100 000 dieser Gebiete. 


Als breiter Streifen beginnen die aus Einzelgehöften 
zusammengesetzten Siedlungen im Norden bei Danzig, durch- 
setzen das Danziger Werder, sind bei Berent und Karthaus anzu- 
treffen, auch südlich von Bromberg, dann bei Meseritz und bei 
Neutomischel. Im Gebiete des ehem. Kongreßpolen nehmen sie 
stellenweise eine vorherrschende Stellung ein. Das ganze Dobrzyner 
Land zwischen Drewenz und Skrwa, Teile greifen hier sogar nach 
Norden in die Gegend westlich von Strasburg in P. über, große 
Strecken südlich von Konin (Wojew. Lodz) sind überwiegend von 
Streusiedlungen durchsetzt. Kennzeichnend ist auch das breite 
Land der Einzelhöfe, das rechts und links die Weichsel von Plozk 
bis Kozienize (südlich von Warschau) begleitet; am linken Ufer 
der Warthe von Kolo bis zur ehemaligen preußischen Grenze 
ziehen sich ebenfalls von deutschen Kolonisten gegründete und auch 
gegenwärtig noch von ihnen bewohnte Streusiedlungen hin. Nach 
Angabe von Zaborski sind im Posenschen Gebiet im vergangenen 
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Jahrhundert durch Flurkoppelung, Aufteilung ehemaliger Anger- 
dorfer vielfach Streusiedlungen entstanden. Im ehem. Kongreß- 
polen, wo die Aufhebung der Leibeigenschaft erst im Jahre 1863 
geschah, gab es keine oder nur sehr geringe Flurzusammenlegung. 
Sämtliche Streusiedlungen sind hier deutschen Ursprungs und 
stammen aus dem XVII und XVIII Jahrhundert. Zu preußischer Zeit 
entstanden beinahe ausschließlich Reihendörfer. In der Nach- 
tolgezeit wählten die deutschen Siedler bei der Anlage meist das 
Reihendorf, obwohl sie auch manchmal aus topographischen 
Gründen auch HKinzelhöfe anlegten, so in Szczerkowo, Kreis Kolo, 
Wojew. Lodz, das im Jahre 1863 durch Aufteilung eines Land- 
gutes entstand, so das Dorf Wólka Zaleska, Kr. Gröjez, Wojew. 
Warschau. 

Im Schlußkapitel stellt Zaborski die Zonenhaftigkeit der 
Verbreitung bestimmter Dorfformen fest. Im Westen (an der 
Elbe) und im Südosten (in Podolien) von Polens Grenzen breiten 
sich große Gebiete des Haufendorfs aus, die durch einen schmalen 
Streifen am Fuße der Karpathen und Sudeten verbunden werden. 
Es folgen die Gürtel (gen Norden) der Straßen- und Angerdörter, 
der Reihendörfer. Im Norden selbst sind, mit Pommerellen ange- 
fangen, über Nordmasovien, das Gebiet von Suwalki und Wilna 
stark die Weiler und Platzdörfer verbreitet. Jedoch nicht überall 
ist diese Zonenhaftigkeit geographisch bedingt, stark sprechen 
auch die alten Bauüberlieferungen mit, ganz besonders in Gebieten, 
deren Gelände bestimmte Dorfformen nicht vorschricb, so dic 
weiten Flachlander Mittelpolens. Den stärksten Ausdruck der 
erdkundlich bedingten Dorfformen bieten die Ostyebiete, die noch 
wenig vom Hauch neuzeitlicher ländlicher Wirtschaftsformen ver- 
spürt haben. Vor allzu rascher Schlußfolgerung über die Abhängıg- 
keit der Dorfform von Bodenart und -gestaltung warnt Zaborskı: 


auf dem Gebiete Polens finden sich zahlreiche Widersprüche 
zwischen beiden. 


Historische Grenzen geben sehr oft auch Siedlungsgrenzen 


ab, was am Beispiel der polnisch- -litauischen Grenze im XVI. Jahr- 
hundert gezeigt wird. 


Die Schrift von Zaborski bringt somit eine ganze Anzahl 
neuer Gesichtspunkte über das Siedlungswesen in Polen zum Aus- 
druck. Einzelne hoffentlich nachfolgende Teilforschungen werden 
gewiß dies und jenes ergänzen oder aber widerlegen. Jedenfalls 
hat uns Zaborski eine verhältnismäßig sichere Grundlage zu 
weiteren Siedlungsforschungen durch seine tleiBige Arbeit gegeben. 
Der starke deutsche E inschlag im dörflichen Siedlungsw esen Polens 
ist in der Schrift im großen und ganzen gerecht behandelt worden.*) 
Die beigefügte Sicdlungskarte ist trotz des kleinen Maßstabs den- 
noch übersichtlich und entspricht ihrem Zweck vollauf. 


A Breyer 


*) Anm. des Herausg.: Aus der genannten Kuhnschen Be- 
sprechnung sei nur erwähnt, daß die Dorfformen deutschen UT- 
sprungs nach Ausweis der Karte die gute Hälfte des polnischen 
Volksbodens bedecken, wobei es sich natürlich nur teilweise um 
deutsche oder ehemals deutsche Siedlungen handelt, da die Polen 
diese Formen von den Deutschen übernommen und selbst weiter 
verwendet haben (S. 139). 
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Ernst Robert Raths. Der Weichselhandel im XVI. Jahrhundert. 
Phil. Diss. Marburg 1927. Druckerei Concordia Posen, 104 S. 
und 6 Karten. | 
Die Arbeit, die fast vollständig auch in den ‚Deutschen 

Blättern in Polen“ 1927 erschienen ist, bedeutet eine ansehnliche För- 
derung der behandelten Frage. Indem Verfasser weniger ausführlich 
auch schon die früheren Jahrhunderte mitbespricht, kommt er zu 
folgenden Hauptergebnissen: Der Weichselhandel des ersten Zeit- 
raumes, des 13. Jahrhunderts, steht im engsten Zusammenhang 
mit der Gründung des Ordensstaates, beschränkt sich auf diesen, 
Masowien und Kujawien, und trägt noch lokales Gepräge. Im 
l4. Jahrhundert erobert dieser Handel auch das Hinterland bis 
ins ReuBische (Wladimir in Wolhvnien, Lemberg) und wird Durch- 
vangshandel zwischen hansischer Ostsee und, Levantehandel. In 
dieser ganzen Zeit bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts liegt er aus- 
schließlich in den Händen der Städte und Stadtbürger, besonders 
der Thorner, Danzig:r und Krakauer (S. 30; also in deutscher 
Hand). Soweit in den Zeiten schon Getreideausfuhr stattfindet, 
stammt es aus Preußen. Die Hauptrolle spielt in der Zeit jedoch 
das Holz. Das wird später anders. Zielstrebiges Vorgehen des 
Adels, dem die blinde Handelseifersucht der deutschen Städte ın 
die Hände arbeitet (S.. 26, 28, 41), drängt die Bürger zurück und 
laBt die Schlachta, die sich GroBgrundbesitz schafft, im Weichsel- 
handel die Führung gewinnen. Es wird beschlossen, die Flüsse 
zu säubern; «doch da wenig geschieht, müssen die Beschlüsse 
mehrfach erneuert werden. 

Indem als Hauptquelle für das 16. Jahrhundert die Zoll- 
register von Leslau herang:zogen werden, die also nur die Einfuhr 
des in Polen-Litauen erzeugten Getreides berticksichtigen, kommt 
der Anteil des in Westpreußen selbst, also hauptsächlich von 
Deutschen, gewonnenen Getreides, nicht recht zur Geltung. So 
entsteht ein für den Gesamtlieferungsanteil des polnischen Volks- 
tums etwas zu günstiges Bild, wenn Verfasser schreibt, daß ‚der 
Anteil der fremden (nichtpolnischen), Nationalitäten am Weichsel- 
handel des 16. Jahrhunderts nur gering gewesen ist“. Einesteils 
ist der von Kutrzeba berücksichtigte Zeitraum seiner „Reg 'stra 
Thelonei Aquatici Wladislaviensis sacculi XVI“. (Krakau 1916) 
gerade der einer fortschreitenden Verpolung des Deutschtums, 
so daß dort mancher Mann deutschen Blutes unter polmischem 
Namen auftreten mag, und andererseits ist für die spätere Zeit, 
die nicht mitbehandelt worden ist, zu bedenken, daß da mit der 
fortschreitenden Besiedlung der Weichselufer durch Deutsche (im 
späteren Kongreßpolen) diese einen starken Anteil der Getreide- 
ausfuhr gestellt haben. Immerhin ist lehrreich, daß das deutsche 
Bürgertum im 16. Jahrhundert nicht nur in Krakau und Warschau 
eine bedeutende Rolle gespielt hat, sondern daß auch aus Socha- 
tschew, Dobrin, Lomsha usw. zahlreiche deutsche Namen berichtet 
werden. Es ist also nichts mit der immer noch vielfach mitge- 
schleppten Anschauung, als ob das Deutschtum nur im Westen 
und Süden des alten Staatsgebiets eine Rolle gespielt habe. Gewiß 
dürften manche der Träger deutscher Namen schon verpolt ge- 
wesen sein. Immerhin sind sie doch, wenigstens von Vaterseite, 
deutscher Abstammung. 

© Die Absicht des Verfassers, die schwierige Frage der Ver- 
teilung auf die Volkstümerspäter zuuntersuchen, ıst schr zubegrüßen. 
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Fiir diese kommende Arbeit sei noch eine Bitte gestattet, namlich 
die, die Namengebung und -schreibung einheitlich zu gestalten. 
Es geht nicht gut an, Lentschitza zu schreiben, dagegen Plock, 
Wloclawek oder Neu-Sandec, was weder polnisch noch deutsch 
ist und die Gefahr falscher Aussprache durch Leser, die der pol- 
nischen Sprache unkundig sind, mit sich bringt. Gerade mit Riick- 
sicht hierauf diirfte das Empfehlenswerteste sein, nach deutscher 
Art zu schreiben und, wo geschichtlich deutsche Namen über- 
liefert sind, diese auch zu verwenden, wie z. B. Leslau (Wioctawek), 
Litauisch-Brest (wie viele nichtpolnische Leser sprechen Brzesr 
Litewski richtig aus?), Nessau (Nieszawa) usw., gegebenenfalls 
das erste Mal mit der amtlichen jetzigen polnischen Schreibung 
daneben. Ebenso wäre Einheitlichkeit bei Anführungen von 
Quellen geboten, also nicht nur H. U. (= Hansisches Urkunden- 
buch), sondern auch entsprechend eine Abkürzung der vielge- 
nannten Kutrzeba’schen Veröffentlichung, wobei eine Erklärung 
der Siglen im Quellenverzeichnis erwünscht wäre. 

In der vorliegenden Schrifttumsübersicht habe ich J. Rut- 
kowskis wichtigen Abriß (vgl. Heft 13 dieser Zeitschrift, S. 153 ff.) 
besonders vermißt. Den im Abschnitt ‚Polnische Münzen, Maße 
und Gewichte“ angedeuteten wichtigen deutschen Kultureinfluß 
(vgl. Piekosinskis Urteil) könnte man gelegentlich auch noch 
genauer herausarbeiten, indem unter stärkerer Berücksichtigung 
der sprachwissenschaftlichen Arbeiten die Entlehnungen aus dem 
Deutschen deutlicher gemacht und ergänzt würden (bes. S. 87). 
Alles in allem genommen gibt die vorliegende Arbeit Anlaß, sich 
auf zukünftige des gleichen Verfassers zu freuen. Lattermann. 


Jan Rutkowski. Poddanstwo włościan w XVIII wieku w Polsce 
i niektörych innych krajach Europy [Die Leibeigenschaft der 
Bauern im 18. Jahrhundert in Polen und einigen anderen 
Ländern Europas], Poznan 1921. Skład główny w księgarni 
Gebethnera i Wolffa w Poznaniu [Posen 1921. Hauptnieder- 
lage in der Buchhandlung von Gebethner und Wolff in Posen], 
156 S., 8°. 

In dieser Arbeit beantwortet der Verfasser die Frage, inwie- 
weit die Leibeigenschaft der Bauern an der Teilung Polens schuld 
gewesen sei, dahin, daß die Hörigkeit den Bauern so große Lasten 
für den Gutsherrn aufbürdete, daß ihnen Abgaben für den Staat, 
an denen seine Finanzen hätten gesunden und mit Hilfe derer 
eine starke Wehrmacht hätte geschaffen werden können, nicht 
mehr auferlegt werden konnten. Wohl aber hätte der Fall Polens 
durch eine Verringerung der Fronlasten und eine Besteuerung der 
vermögenden Klassen aufgehalten werden können, ohne daß 
es einer wesentlichen Anderung der ländlichen 
Verfassung bedurft hätte. Solche Reformen wurden 
auch seit 1764 geplant; aber als sie schließlich in der Konstitution 
vom 3. Mai 1791 festgelegt wurden, fand man in den bisher privi- 
legierten Klassen kein Verständnis dafür, daß man zu Gunsten 
des Staates und der Nation Opfer bringen müsse, Opfer, die sie 
später unter dem Druck der Teilungsmächte doch bringen mußten, 
noch dazu zu ihrem eigenen Schaden. So schließt Rutkowski 
seine Arbeit. Seltsam, daß er in dem ıhr angefügten französischen 
Exposé nichts von dieser Schuld des Adels erwähnt, sondern nur 
die diplomatische und militärische Aktıon der Teilungsmächte für 
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den Fall der Republik verantwortlich macht, während er umge- 
kehrt von diesen Faktoren nichts in seiner Studie schreibt. 
Welches aber auch immer die letzte Meinung Rutkowskis 
über die Gründe des Untergangs Polens sein mag, jedenfalls sucht 
er die in seiner Arbeit ausgesprochene Ansicht durch eine gewissen- 
hafte, auf Archivalien sich stützende statistische Klein- 
arbeit zu erhärten. Dabei ist er sich bewußt, daß seine Aus- 
führungen bei dem Mangel einer Statistik im 18. Jahrhundert 
oft nur hypothetisch bleiben müssen. Nach einer allgemeinen 
Charakteristik der Leibeigenschaft in Polen, Ost-Deutschland, 


Westdeutschland — diese beiden Landschaften sind stets aus- 
einanderzuhalten, weil sie in bezug auf unser Problem sich wesent- 
lich unterscheiden — und Frankreich bespricht der Verfasser 


von diesen Ländern bzw. Landschaften in fünf Kapiteln: 1. ihre 
ländliche Verfassung, 2. die persönliche, 3. die grundherrliche, 
4. die gerichtsherrliche Leibeigenschaft und 5. die wirtschaftliche 
Bedeutung der Leibeigenschaft. 

Das allgemeinste Resultat seiner Darlegungen ist folgendes: 
In Polen und Nordost-Deutschland befanden sich die Leibeigenen 
meist in gleicher, d. h. ineinergedrückten Lage; dagegen 
ging es ihnen in West-Deutschland, wo die Leibeigenschaft übrigens 
im Schwinden war, und zwar im Norden mehr als im Süden, besser. 

In Polen war das Fundament der ländlichen Verfassung 
der private Großgrundbesitz. Seinen Haupthof (folwark) 
— es konnten auch mehrere sein — lieB er vorwiegend durch 
Leibeigene und, wenn es nötig war, auch durch bezahlte Kräfte 
(Bauern mit wenig oder keinem Land) bestellen. 

Die Leibeigenen bildeten die Mehrzahl der polnischen 
Landbevölkerung. Sie waren an die Scholle gebunden, durften 
also das Gebiet ihres Gutsherrn nicht verlassen. Sie mußten Fron- 
arbeit leisten; dafür erhielten sie ein Stück Land zur Bewirtschaftung 
für ihre eigenen Bedürfnisse; über dieses Land konnten sie aber 
meist nicht frei verfügen, hatten kein Erbrecht darauf, konnten 
von ihm jederzeit ohne weiteres entfernt werden. Auch sonst 
mußten sie, wenn es nötig war, zur Mietsarbeit sich stellen, 
für die sie dann Lohn bekamen, freilich recht dürftigen. Das 
Schlimmste war, daß sie von ihrem Herrn sogar verkauft werden 
konnten. Zwei wichtige Freiheitsbeschränkungen, die in Nord- 
Ost-Deutschland zu Recht bestanden, gibt Rutkowski auf Grund 
der Archivalien für Polen im allgemeinen nicht zu: l. die 
Pflicht der Kinder der Leibeigenen zu ständiger Arbeit, 2. das 
Verbot ohne Erlaubnis des Gutsherrn zu heiraten. Doch sonst 
war die rechtliche Lage der polnischen Leibeigenen eine 
recht schwere. Sie waren der Gerichtsbarkeit des Gutsherrn unter- 
worfen und konnten von seiner Entscheidung nicht appellieren; 
auch war es ihnen verwehrt, selbst gerichtlich gegen ıhn vorzu- 
gehen. Freilich wurde diese ihre traurige Lage durch die Macht 
der Verhältnisse insofern gemildet, als der Gutsherr wegen der 
geringen Dichtigkeit der Bevölkerung sich hüten mußte, den Bogen 
zu überspannen, da ihm sonst die Bauern entlaufen wären und bei 
der Schwäche der Staatsgewalt kaum mit Gewalt hätten zurück- 
gebracht werden können; schließlich konnten sie auch durch 
Lassigkeit bei der Fronarbeit passiven Widerstand leisten. 

Die andere Klasse der Gutsarbeiter, die bezahlten 
Kräfte, wurden täglich oder vielmehr wöchentlich entlohnt , 


160 = Besprechungen und Inhaltsangaben. 


doch auch sie wurden allmählich zu Hörigen herabgedrückt, indem 
ihnen der Gutshof für so und so viele wöchentliche Arbeitstage 
ein jährliches Deputat bewilligte. Zu den bazahlten Kräften 
gehörte auch das ständige Hofgesinde; es hatte meist 
auf dem Hofe selbst zu tun, war nicht zahlreich und wurde jährlich 
entlohnt. 

Im Nordosten Deutschlands sah es ähnlich wie 
in Polen aus, nur daß hier die bezahlten Kräfte eine größere Rolle 
spielten; es gab hier mehr landlose Bauern als in Polen; anderer- 
seits finden wir hier aber auch mehr größere Bauernwirtschaften. 
Die rechtliche Lage der Leibeigenen war hier nach Rutkowski 
infolge der beiden oben erwähnten Freiheitsbeschränkungen einer- 
seits schlechter als in Polen, andrerseits aber auch besser insofern, 
als der Staat durch sein Aufsichtsrecht den Ubergriffen der Guts- 
herren vorbeugen konnte; auch war es den Leibeigenen mit Aus- 
nahme von Hinterpommern nicht verwehrt, gegen den Gutsherrn 
gerichtlich vorzugehen; freilich war das für sie keine leichte Sache. 

In West-Deutschland war der Großgrundbesitz meist 
unter selbständige Zinsbauern parzelliert. Dr. A. Steuer. 


Dr. Jan Rutkowski, Profesor Uniwersytetu Poznanskiego. Zagad- 
nienie reformy rolnej w Polsce XVIII wieku. Na tle reform 
przeprowadzonych we wsiach Miasta Poznania, [Das Problem 
der Agrarreform in Polen im 18. Jahrhundert. Auf Grund 
der in den Dörfern der Stadt Posen durchgeführten Reformen], 
Poznan 1925. Fiszer 1 Majewski. 148 S., 8. 
Auch mit dieser Arbeit will Rutkowski einen Beitrag zur 
allgemeinen Wirtschaftsgeschichte Polens liefern. Indem er 
nämlich Entstehung, Wesen und wirtschaftliche Bedeutung der 


in den Stadt-Dörtern Posens (Bonin — auf dem Boden dieses 
nicht mehr existierenden Dorfes wurde Später das Fort Winiary, 
Kernwerk genannt, errichtet —, Winiarv, Solatsch, Jersitz, Rataj, 


Zegrze, Luban und Dembsen) durchgeführten Reformen bespricht, 
will er zeigen, auf welchem Wege es möglich gewesen wäre, den 

politischen Verfall Polens aufzuhalten. Erhellt schon daraus die 
Bedeutung dieser Reformen, so haben sie für uns Deutsche ein 
noch größeres Interesse, als sie cine Folge der Besiedlung mehrerer 
Stadtdörter (Luban, Dembsen, Bonin, Rataj, Wilda, Jersitz und 
Gurtschin; diese Aufzählung der Dörfer gibt die von Rut- 
kowski aufgestellte Reihenfolge ihrer Besiedlung an) durch deutsche 
Wolonisten nach den Verheerungen des Nordischen Krieges (1700 
bis 1721) waren. Der Verfasser stützt sich für scine Ausführungen 
auf ein viel reicheres städtisches Aktenmaterial als Max Bär 
in seiner Broschüre ,,Die Bamberger bei Posen“, vom Jahre 1882, 
so daß er öfter zu andere n Resultaten als dieser kommt. Zwar 
setzt er ebenso wie Bär die Ankunft der ersten Kolonisten ın Luban 
tür 1719 an; Dembsen und Bonin läßt er aber erst um 1730, Rataj 
und Wilda 1746 und 1747, schließlich Jersitz und Gurtschin um 
1750 besiedelt werden; von diesen Zahlen erscheint besonders die 
fir Dembsen angegebene zweifelhaft, wenn sie auch von Rut- 
kowski an der Hand der Akten erschlossen worden ist: 
denn es ist schwer verständlich, daß die Stadt, der es doch sehr 
darum ging, den Stadtsäckel wieder etwas zu füllen, sich 1719 
nur mit der Besiedlung von Luban begnügt haben sollte; ebenso 
unwahrscheinlich klingt es, dab die deutschen Kolonisten , wie 


t 
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Rutkowski meint, ohne irgend eine, nicht einmal provisorische 
Abmachung mit der Stadt 1719 in Luban erschienen seien und sich 
dann erst an sie mit der Bitte um Aufnahme gewandt hätten. 

Doch die Ansiedlung von Deutschen in den Stadtdörfern 
Posens ist für Rutkowski nur der Ausgangspunkt für weitere Aus- 
führungen; es folgen jetzt Kapitel über die Verfassung und wirt- 
schaftliche Lage der deutschen Dörfer, über die rechtliche und 
wirtschaftliche Lage der polnischen Stadt-Dörfer vor ihrer Ver- 
wandlung in Zinsdörfer, schließlich nähere Angaben über die 
Stadtgüter (folwarki) — solche gab es nur in Solatsch, Dembsen, Bonin, 
Rataj und Wilda — vor und nach der Parzellierung; letztere zog 
natürlich die Aufhebung der Fronarbeit nach sich wie auch Ver- 
anderungen in der Dorfverfassung. Es werden dann die durch 
die Verpachtung eingetretenen neuen rechtlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Dorfbewohner in der 2. Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts erörtert und besonders auf ihren gesteigerten Wohlstand 
hingewiesen, der seinerseits auch der Stadt zum Nutzen gereichte. 
Im allgemeinen waren die deutschen Bauern wohlhabender als 
die polnischen, aber auch diese standen sich viel besser als die 
früheren Fronbauern. Man liest in den Quellen nichts mehr davon, 
daß die Bauern in den für das Vieh bestimmten Ställen wohnen 
müssen, nichts mehr von ihren Reisighütten, deren Wände durch 
Lehm und Mist zusammengehalten werden; dafür treten 
jetzt Fachwerkbauten auf. — In einem abschließenden Kapitel 
werden noch einmal die wichtigsten Momente der in den Stadt- 
Dörfern durchgeführten Reformen zusammengestellt, um sie in 
Verbindung mit der allgemeinen wirtschaftlichen Lage des da- 
maligen Polens zu bringen; leider werden aber dabei mehr die 
Hindernisse hervorgehoben, die der Durchführung solcher Reformen 
im Wege standen, als die Notwendigkeit betont, sich an diesen 
Reformen Posens ein Beispiel zu nehmen. 

Schon diese kurze Inhaltsangabe zeigt, einen wie fesselnden 
Stoff Rutkowsli in dieser Studie verarbeitet hat. Es würde gewiß 
von Interesse sein, ihre Ergebnisse in einem besonderen Artikel 
darzulegen. Dr. A. Steuer, 


Ks. Edward Kozłowski, Uwarstwienie ludności wiejskiej w Wielko- 
polsce w drugiej połowie XVI w. [Eduard Kozłowski, Die 
Schichtung der Landbevölkerung Großpolens in der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts] Poznan. Skład główny w ksieg. 
Fiszera i Majewskiego [Posen. Hauptniederlage in der Buch- 
handlung Fiszer und Majewski] 1928. 96 S. 8,. 

Dr. Eduard Kozlowski, der erste Direktor der neubegründeten 
sozialen Schule in Posen, hat mit seiner fleißigen Studie, die 
deutlich die Schulung am Beispiel Rutkowskis zeigt, eine willkom- 
mene Ergänzung zu dessen beiden eben besprochenen Arbeiten 
gegeben. 

Für die Erforschung unserer Frage stand ihm nur geringes 
Material zu Gebote. Da sich nämlich über den Stand des Privat- 
besitzes Berichte höchst selten finden, mußte er sich auf die Lustra- 
tionen der Krongüter und die Visitationen der Güter der Dom- 
kapitel von Gnesen und Posen, wie der des Bischofs von Włocławek 
(Leslau) beschränken, die insgesamt einen Zeitraum von elf Jahren 
(1556 — 1567) umfassen. Obgleich nun diese Güter bzw. Dörfer nur 
6,9%, der Gesamtgüter Großpolens ausmachen (S. 4) — den Begriff 
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GroBpolen scheint der Verfasser hier in weitestem Sinne zu nehmen 
(vgl. Wielkopolska w przeszłości 1926, S. 88); denn in Tabelle 24 
erwahnt er nicht nur die Wojewodschaften Posen und Kalisch, 
sondern auch Inowrocław, Brześć, Leczyca, Sieradz und das Land- 
chen Wielun — bieten sie uns doch einen Einblick in die wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse zweier Dorftypen und er- 
möglichen darum weitere Schlüsse. 

In der damaligen Landbevölkerung Großpolens sind zunächst 
zwei große Gruppen zu unterscheiden: 1. die Bewohner des Dorfes 
und 2. die des Dominiums und Schlosses, in der Dorfbevölkerung 
wiederum die den Ackerbau als Hauptbeschäftigung betreibende 
und die übrigen, die ihn nur nebenbei betreiben; zu diesen gehören 
Viehzüchter und Fischer, Gewerbe- und Handeltreibende, zu letz- 
teren Schankwirte, Müller, Handwerker und Hüttenarbeiter. In 
der ackerbautreibenden Bevölkerung, die 86% der Dorfbevölkerung 
überhaupt betrug (S. 38), gab es 83,6%, Bauern (kmiecie) 
(S. 18); sie waren also der weitaus überwiegende Stand. Welches 
war ihre Lage? Leider keine günstige. Durch die Statuten von 
Thorn und Bromberg vom Jahre 1520, die sich besonders gegen 
die Pacht-Verfassung der königlichen Dörfer wendete, wurden den 
Bauern der königlichen Dörfer ein Frontag in der Woche aufer- 
legt; diese Last wurde in der Folge trotz des Widerstandes der 
Bauern und ihrer Berufung auf das alte Pachtrecht willkürlich 
vergrößert, so daß sie bisweilen sogar auf 6 Frontage in der Woche. 
anschwoll (S. 78); in den Kapitelsgütern, die im Gegensatz zu den 
umfangreicheren Krongütern fast in jedem Dorf ein Dominium 
hatten, ging dieser Prozeß noch schneller vor sich (S. 70). Das Land, 
das die Bauern für ihre eigene Wirtschaft innehatten, betrug durch 
schnittlich I tan = I Hufe = 30 Morgen. Außer seinem 
eigenen Land bewirtschaftete der Bauer oft noch Land von Bauern, 
die wegen des strengen Vorgehens des Gutsherrn ihm entlaufen 
waren; solches Land (Lany puste) gab es prozentuell am meisten 
in den Kapitelsgütern von Posen und Gnesen; es lag nun meistens 
nicht brach, sondern das Dominium nahm es entweder selbst in 
Bewirtschaftung oder verpachtete es den Bauern oder drängte es 
ihnen sogar gegen ihren Willen um einen nicht geringen Zins zur 
Bewirtschaftung auf (S. 69—70). 

Außer den Bauern, die ein größeres Stück Land innehatten, 
gab es noch Stellenbesitzer (Zagrodnicy), die außer 
Häuschen und Garten zwar auch Ackerland besaßen, aber in gerin- 
gerem Umfange, vielleicht 5—7 Morgen, so daß sie nicht wie die 
Bauern zu Spann-, sondern nur zu Handdiensten herangezogen 
wurden; auch gingen sie gegen Lohn zur Arbeit; sie betrugen unge- 
fähr 12,8% der ackerbautreibenden Bevölkerung (S. 18). 

An dritter Stelle sind die Schulzen, soltysioder wój- 
to w ıe, die Vorsteher der Dorfgemefnde, zu nennen, deren Schulzen- 
güter durchschnittlich zwei Hufen groß waren. Da sie von Amts 
wegen die Bauern gegen die Unterdrückung des Gutsherrn in Schutz 
zu nehmen hatten, suchte man sich ihrer allmählich zu entledigen. 
Diese Tendenz zeigt schon das Statut vom Jahre 1423 ,,de sculteto 
inutili et rebelli“, und erst recht das vom Jahre 1563, das gegen 
die Erblichkeit der Schulzengüter gerichtet ist; zuerst schaffte man 
sie auf den Privat-, dann in den kirchlichen und schließlich in den 
Krongiitern: ab, hier zuletzt, weil bei ihrem großen Umfang ihre 
Bewirtschaftung durch das Dominium einen großen Beamten- 
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apparat erforderte und darum Erschwerungen bot. Dort, wo die 
Schulzengiiter aufgehoben wurden, verleibte man sie dem Domi- 
nialgut ein (18—21). 

Ferner gab es auch noch Zinsdörfer, aber nur wenige; 
ihre Bewohner sind natürlich vom Frondienst frei und stehen so 
in sozialer Hinsicht am nächsten dem Schulzen. Wir finden sie 
entsprechend dem zeitlichen Fortgang der Kolonisation durch 
Deutsche besonders zahlreich an der Westgrenze; ihre Wirtschaften 
sind eine und mehr Hufen groß. Je weiter man aber nach Osten 
kommt, wohin auch die Kolonisation erst später vordrang, desto 
geringer ist ihre Größe, weil hier bereits die Dominialwirtschaft 
sich entfaltet hatte (62—67). 

Von der Bevölkerung, dienur nebenbei Ackerbau 
trieb, sei das einträgliche Gewerbe der Schankleute, Müller und 
Fischer erwähnt; eine Schenke gab es fast in jedem zweiten Dorfe 
(33); dabei ist zu beachten, daß die Dörfer verhältnismäßig klein 
waren, das größte in der Studie erwähnte zählte 97 Familien (11). 
Gering war die Zahl der Dorfhandwerker; es machten 
ihnen eben die Städter zu viel Konkurrenz; in vielen Dörfern gab 
es sogar keine Schmiede. Noch sei erwähnt, daß die Bienen- 
zucht keine Bienenstöcke kannte; es wurde nur Waldbienen- 
zucht getrieben (24). 

Von der Dominial- und Schloßbevölkerung 
weiß der Verfasser nur aus den Akten der Krongüter und der des 
Bischofs von Włocławek zu berichten. Auf dem Dominium bildeten 
die höhere Schicht die Beamten der Administration, auf dem Schloß 
die der Gerichtsbarkeit; zur unteren Schicht gehörte das Gesinde. 

Der Verfasser hat seine Darlegungen recht übersichtlich durch 
33 geschickt angelegte Tabellen gemacht. Um Mißverständnisse 
zu vermeiden, weise ich darauf hin, daß er dort, wo er von der 
Selbständigkeit der Bevölkerung spricht, nicht die so- 
ziale, sondern die wirtschaftliche im Auge hat; diese ist 
nach ihm dann vorhanden, wenn das von Bauern bestellte Land 
ihm einen genügenden Lebensunterhalt gewährt; als dazu nötiges 
Minimum nimmt er Y, Hufe an (75). So kann man verstehen, daß 
er S. 83 zwar die Zahl der Leibeigenen auf 94,5%, der Bauern be- 
rechnet, dennoch aber 83,8%, der ländlichen Bevölkerung auf S. 76 
selbständige Ackerbürgerfamilien sein läßt. Dr. Steuer. 


Prof. Dr. Clemens Brandenburger und Prof. Dr. Manfred Laubert. 
Polnische Geschichte. Berlin W.10 und Leipzig. Walter de 
Gruyter & Co. 1927. 2. Aufl. Sammlung Göschen Nr. 338. 167 S. 
In Leinen geb. 1,50 Rm. 

Der 1907 erschienenen 1. Auflage aus der Feder Prof. Branden- 
burgers ist nach 20 Jahren eine zweite gefolgt, die den neuen Ver- 
hältnissen Rechnung trägt. Manches hat sich an dem bewährten 
Büchlein geändert. Früher behandelte es auf nur 35 von 206 Seiten 
die Nachteilungszeit, jetzt nimmt diese 50 von 162 ein. Das er- 
klärt sich nicht nur aus den inzwischen verflossenen zwei Jahr- 
zehnten, sondern vor allem daraus, daß die Entstehung des neuen 
Staates Polen eine viel größere Teilnahme auch an der letzten 
Vergangenheit hervorgerufen hat. So ist diese Zeit nach den 
Teilungen auch einem besonderen Bearbeiter, dem bekannten 
Spezialisten auf diesem Gebiet, Prof. Laubert, übertragen worden, 
der. unter Beibehaltung des bewährten Alten doch viele Ergänzungen 
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nicht nur fiir die inzwischen dazugekommene Zeit angebracht hat, 
‘die der neuen Auflage zum Vorteil gereichen. Dafür ist die Be- 
handlung der früheren Zeit stark gekürzt worden, besonders betr. 
der Beziehungen Polens zu den östlichen Gebieten und der inneren 
Einrichtung des Staates (dafür jetzt das Buch von Kutrzeba), weiter 
durch Verminderung der Zahl der Teile und Abschnitte, durch 
stärkere Verwendung von Kleindruck, Auslassung der Angaben 
über das schöne Schrifttum, für das jetzt besondere Veröffent- 
lichungen zur Verfügung stehen. Dafür ist die Quellenübersicht 
ergänzt und ein nützliches Register von § Seiten dazugekommen. 
Für überflüssig halte ich dagegen, daß im Gegensatz zu der . Auf- 
lage jetzt fast ausschließlich die polnischen Namenbezeichnungen 
der Könige usw. angewandt sind, die für die meisten das Polnische 
nicht beherrschenden Leser nur erschwerend wirken. 

Bezüglich des Inhalts nur einige Bemerkungen. In der Streit- 
frage der Entstehung des Staates scheint Prof. B. auch der Nor- 
mannentheorie zuzuneigen, wenn auch nicht sehr entschieden. 
Und doch scheint mir gerade diese Anschauung u. a. am besten 
den ,,Kampf aller gegen alle“ zu erklären, der nach Misikas II. 
Tode ausbrach. Wie nach Ottos II. Tode, erhoben sich die unter- 
worfenen Slawen gegen die germanischen Eroberer, die an der 
unter maßgebendem deutschen Einfluß stehende Kirche ihre 
Stütze hatten; das scheint mir der Kern der Sache zu sein. 
Wann die Slawisierung dieser Herrenschicht erfolgt sein mag, 
wissen wir noch nicht. 1257 sehen wir dann auf der Synode von 
Lentschitz die Kirche in Polen schon im Dienst der polnischen 
Nationalpolitik, und so ist es ja bis heute geblieben. Zu unter- 
streichen ist die Tatsache, daß die Mehrzahl der deutschen Siedlun- 
gen nicht auf schon gerodetem Land angelegt worden ist, das doch 
auch nach Verödung durch Krieg und Seuche sich rasch wieder 
mit Busch bedeckte, sondern in Urwald und Sumpf. Gegenüber 
neueren polnischen Versuchen, diese Besiedlung als wenig be- 
deutend hinzustellen, hält B. an der hohen Einschätzung der 
Wichtigkeit dieser Erscheinung fest. Bei der Erwähnung der 
,,Uberschar“ bei Anlegung von Dörfern (S. 22), aus der sich dann 
ein Gutshof entwickelt, hätte noch hinzugefügt werden können, 
daß hieraus erst die polnische Bezeichnung obszar (heute noch 
obszar dworski = Gutsbezirk) entstanden ist, wie anderseits gmina 
auf deutsch Gemein(d)e zurückgeht und miasto die Übersetzung 
von deutsch Stadt (gleiches Wort statt) ist. Letztere Erscheinung 
spricht schon gegen die neuerdings von einigen polnischen Forschern 
vertretene Anschauung der organischen Entwicklung der Stadt. 
So bleibt auch B. bei der Lokationstheorie, wie dies übrigens ja 
auch die polnischen Gelehrten Kutrzeba (Historja ustroju Polski I, 
von 1925, S. 59) und Ptasnik (Miasta w Polsce, 1922) tun. Bis- 
weilen hätte man auch gern die Erwähnung alter deutscher Namen 
gesehen, wie Groß-Salze für Wieliczka (S. 24). Richtig wird hervor- 
gehoben, daß durch die Verbindung mit dem dreimal so großen 
Litauen die Entwicklung Polens als Volkstumsstaat verbaut wurde, 
ebenso wie heut durch die großen Gebiete fremder Mehrheit im 
Osten. Wenn (S. 42—43) die Litauer auf slawischer Seite als die 
Partei bezeichnet werden, die wohl ein Interesse daran hatten, 
den Orden nicht zu sehr zu schwächen, wäre vielleicht erwünscht 
gewesen hinzuzufügen, daß die Mehrzahl der sogenannten ‚‚Litauer“ 
eben Ukrainer und Weißreußen, also tatsächlich Slawen waren. 
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Prof. Laubert unterstreicht, wie die Polen mehrfach von 
Frankreich ausgenutzt oder geradezu verraten und im Stich ge- 
lassen worden sind (S. 116 f., 120, 132, 139). Ferner weist er auf 
die Ironie der Weltgeschichte hin, die darin liegt, daß die gleichen 
Westmächte, die 1815 Preußen die Provinz Posen geradezu auf- 
drängten, um es nach Osten abzulenken, sich 100 Jahre später 
berufen fühlten, das Unrecht der polnischen Teilungen zu sühnen. 
Flottwell und Bismarck hätten immer nur Adel und Klerus als 
Gegner der Regierung angesehen und eine Bedrückung des pol- 
nischen Volkstums als solchen vermieden. Nach 1840 sei es gerade 
die Milde der preußischen Regierung nach den eignen Angaben 
der Polen gewesen, die Posen zu einem Brennpunkt der polnischen 
Bestrebungen und Aufstandsbewegungen gemacht habe. Ernsteste 
Gegenwartsbedeutung für andere Minderheiten, die jetzt in gleicher 
Lage sind wie die Polen damals, besitzt das auf gründlichster 
Kenntnis beruhende Urteil: ,,Der Klerus behauptete seine Macht.. 
vor allem deshalb, weil er auch als Führer auf wirtschaftlichem 
Gebiet sich betätigte.“ „Nicht weniger als 300 Geistliche standen 
1913 im Genossenschaftswesen an leitender Stelle‘ (S. 148). Trotz 
des Vordringens des Polentums im Preußischen vor 1914 hatte 
das Deutschtum doch bis dahin auf allen Gebieten die Oberhand 
behalten, auch bezüglich des Grundbesitzes, sogar in der Provinz 
Posen, selbst beim bäuerlichen Besitz, und brachte auch unver- 
hältnismäßig mehr Steuern auf. Nötig wäre wohl für dieses Jahr- 
hundert eine starke Unterstreichung der entscheidenden Wichtig- 
keit der ganz überragend höheren Geburtenziffer der bedürfnis- 
loseren und stärker verwurzelten Polen gegenüber den überfeinerten 
Deutschen, die sich auch dahin auswirkt, daß der Polnische Staat 
jetzt bereits über 30 Millionen Einwohner hat gegenüber den 
25,37 für das Jahr 1921 angegebenen, von denen allerdings kaum 
TA dem Volkstum nach Polen sein dürften. 

Bei der Benutzung des Buches ist vor allem ein böser Druck- 
fehler zu berichtigen: ,,Auch die in der Verfassung von 1791 seitens 
der Polen selbst dringend gewünschte kolonisatorische (nicht 
Polonisatorische) Tätigkeit wurde (sc. von Preußen) fortgesetzt“ 
(S. 116). S. 160 wird nicht ganz deutlich, daß mit der jetzigen, 
ungefähr in der Linie Grodno — Bialystock— Pschemyschl laufen- 
den Grenze nur die polnische Sprachgrenze, nicht die bekanntlich 
viel weiter nach Osten vorgeschobene Staatsgrenze gemeint ist. 
S. 112 würde man auch lieber lesen: ,,Polen war aus der Reihe 
der selbständigen Staaten gestrichen“ "statt „Nationen“. S. 26 
wäre der Name des Königs Kasimir entsprechend den andern zu 
sperren. 

Alles in allem ist das schmucke Büchlein als die beste kurze 
Darstellung von deutscher Seite zu bezeichnen, die auch für den 
weniger bemittelten Bürger, der doch ebenfalls das Wichtigste über 
die Vergangenheit Polens wissen möchte, erschwinglich und außer- 
dem recht handlich ist. Lattermann. 


Prof. Dr. Manfred Laubert. Deutsch oder slawisch? Kampfe und 
Leiden des Ostdeutschtums. Verlag Deutscher Ostbund. 
Berlin W 9 (1928). 182 S. 

Die politische Seite des neuesten Buches des unermüdlich 
tätigen Breslauer Gelehrten kommt hier nicht in Frage, nur die 
wissenschaftlich-geschichtliche. Da wird man sagen dürfen, daß 
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ein außerordentlich nützliches Handbuch für die ganzen ver- 
wickelten Fragen des gesamten, in dem gewaltigen Halbkreis vom 
Peipussee bis zur Wolgamündung wohnenden Ostdeutschtums 
geschaffen worden ist, und zwar in der Gliederung: Das Problem; 
Die geographischen Grundlagen; Die prähistorische (vorslawische) 
Zeit; Die slawische Zeit bis zur Begründung der ersten Staats- 
gebilde; Der deutsche GegenstoB bis zum Ende der 1. Koloni- 
sationsepoche um 1400 (Südosten, Böhmen und Mähren, Osten 
und Nordosten) ; Der Rückschlag im 15. Jahrhundert; Reformation 
und Gegenreformation; Das Zeitalter der Revolution; Das 19. Jahr- 
hundert (Allgemeine Vorbemerkungen, Das Deutschtum im Balti- 
kum, Rußland, Russisch-Polen, Westpreußen und Posen, Schlesien, 
Die Wendenfrage, Österreich-Ungarn, Rumänien); Der Weltkrieg 
und seine Folgen (Rußland, Die baltischen Randstaaten, Litauen 
und der Memelgau, Polen, Danzig, Die preußischen Rumpf- 
provinzen, Die Wendenepisode, Die Tschechoslowakei, Südslawien, 
Österreich, Ungarn, Rumänien); Rückblick und Ausblick. Ein 
nützliches Schrifttumsverzeichnis beschließt das Werk. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die deutsch-polnischen 
Fragen, mit denen sich der Verfasser nun über 25 Jahre beschäftigt 
und die auch entsprechend ihrer Wichtigkeit am stärksten berück- 
sichtigt sind, am meisten Früchte eigner Forschungen geben. Ent- 
sprechend den natürlichen Aufgaben dieser Zeitschrift seien auch 
nur hierfür einige Bemerkungen gemacht. Die nach Kehr, S. 21, 
ausgesprochene Ansicht der Nichtunterstellung des Bistums Posen 
unter Magdeburg dürfte nach dem Aufsatz von Brackmann (Hist. 
Zeitschr. Bd. 134, Heft 2) und der Arbeit von Wład. Abraham 
„Gniezno i Magdeburg“ (Krakau 1921) wohl nicht aufrechtzuhalten 
sein. Daß die pommerschen Fürsten ursprünglich slawisch gewesen 
seien, glaube ich nicht, vielmehr slawisiert. Schreibungen wie 
Sweza halte ich für unglücklich. Ich vermute vielmehr darin den 
germ. Stamm Suinth-, den wir aus Amalaswintha und dergl. 
kennen. Gewiß hat die Gegenreformation dem Osten neue deutsch- 
protestantische Ansiedlermassen zugeführt, aber doch auch andrer- 
seits ein rascheres Aufgehen der katholisch gebliebenen Deutschen 
im Slawentum zur Folge gehabt, aus denen nachher. vielfach die 
fremden Führer hervorgingen wie Hos(ius), später Ceynowa, dessen 
Vorfahren einst Ziegenhagen hießen. Kurz nach Erscheinen des 
Buches haben die Reichstagswahlen die völlige Bedeutungslosigkeit 
der völkischen Minderheiten im Deutschen Reich erwiesen; die 
für sie angegebene Zahl scheint ziemlich hoch gegriffen (S. 135). Da- 
gegen dürfte die S. 142 für das polnische Volk angegebene Zahl 
mit 17 Millionen zu niedrig sein, während andererseits die Polen 
mit der Behauptung eines 30 Millionenvolkes stark übertreiben, 
wenn auch tatsächlich das Wachstum sehr stark ist. Der Wortlaut 
S. 124 könnte den falschen Anschein erwecken, als ob nur in Ost- 
galizien Ruthenen — sie selber nennen sich Ukrainer, und wir 
bezeichnen sie vielleicht auch besser so — wohnten, nicht auch 
nördlich davon. Bei den polnischen Zitaten sind einige Druck- 
fehler stehengeblieben: S. 126 kresöw statt richtig kresów, S. 135 
Zdroj statt Zdrój und Berliński. 

Für eine genauere Kennzeichnung des Inhalts sei auf die 
Besprechung im ,,Posener Tageblatt“ vom 12. 6. 1928 verwiesen. 
Zusammenfassend kann man sagen, daß es die beste augenblick- 
lich vorliegende Darstellung des ganzen Fragenknäuels von reichs- 
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deutscher Seite ist. Der darin vertretene Standpunkt wird aller- 
dings natürlich nicht immer der des Auslanddeutschen sein. 
Nützlich ist, daß Verfasser auch mit rücksichtsloser Offenheit 
die von reichs- und auslanddeutscher Seite vorgekommenen Fehler 
darstellt. Dem Buche sind viele nachdenkliche und selbständige 
Leser zu wünschen. Dr. R. St. 


Wiadystaw Abraham. Gniezno i Magdeburg. [Gnesen und Magde- 
burg]. Kraków 1921. Naktadem Polskiej Akademji Umie- 
jetnosci [Krakau 1921. Verl. der Polnischen Akademie der 
Wissenschaften]. 30 S. 


In verschiedenen neueren deutschen Veröffentlichungen wird 
die Frage der Unterstellung des Bistums Posen unter Magdeburg 
als durch Kehrs Arbeit ,,Das Erzbistum Magdeburg und die erste 
Organisation der christlichen Kirche in Polen“ (Berlin 1920, Ab- 
handlung der Preuß. Akad. d. Wiss. Philos.-Hist. Kl. Nr. 1, 68 S. 
4°) endgültig zuungunsten Magdeburgs entschieden dargestellt. 
Dabei wird gewöhnlich die zu besprechende polnische Veröffent- 
lichung übersehen, die Kehrs Ansicht durchaus nicht in allem zu- 
stimmt; ebenso ist Alb. Brackmann ihr sehr entschieden entgegen- 
getreten (Hist. Zeitschr. 1926, Bd. 134, Heft 2, S. 242—256, 
Inhaltsang. vgl. „Dt. Blatter in Polen“ März 1928, S. 167 f. und 
Heft 7 vorliegender Ztschr. S. 125). Unter diesen Umständen 
dürfte ein Eingehen auf die Ausführungen des erfahrenen polnischen 
Historikers, der schon vor vielen Jahren in ,,Organizacja Kosciota 
w Polsce do połowy wieku XII‘ (Lemberg 1893+) sich mit diesen 
Dingen beschäftigt hat, angebracht sein. 


U. a. schreibt er: ,,Auch heute habe ich die Überzeugung, daß, 
wenn Otto I. das Erzbistum Magdeburg gründete, er absichtlich 
nicht seine östlichen Grenzen bezeichnete, weil er die Absicht hatte, 
ihm einen weit nach Osten reichenden Wirkungskreis zuzuweisen, 
der durch keinen der weiteren Flüsse begrenzt sein sollte, weder die 
Oder, wie Kehr glaubt, noch die Warthe. Seine Grenzen sollten 
(S. 5) nämlich nicht nur die Grenzen der im Jahre 968 diesem 
Mittelpunkt unterstellten Bistümer sein, sondern gerade die Grenzen 
der Bistümer, die in Zukunft jenseits der Elbe und Saale als Suffra- 
gane dieses Mittelpunkts entstehen würden‘. Mehrfach noch 
(Jaffe-Loew. 3731; Kehr, Urkundenbuch Merseburg I, Nr. 3; 
M. G. Dipl. I, Nr. 366) werden die noch zu bekehrenden Slawen 
zugerechnet (S. 7f.). Eine Nennung Posens sei wohl mit Rück- 
sicht auf den erst kürzlich bekehrten Misika, dessen Bundesgenossen- 
schaft gegen die Elbslawen nötig war, vermieden ( Jaffe-Loew. 3808), 
auch noch bis 1000, besonders nach dem Slawenaufstand (S. 9). 
„Daß aber die Magdeburger Kirche diese Gegenden als in ihrer 
Einfluß- und Interessensphäre liegend ansah, unterliegt keinem 
Zweifel“ (S. 8). Der Deutsche Jordan kam als Missionsbischof 
schon vor der Gründung des Erzbistums Magdeburg nach Posen 
und mußte sich sein Bistum erst schaffen. Weiler und sein deutscher 
Nachfolger Unger in Posen saßen, sei wohl die Bezeichnung Bischof 
von Posen entstanden. Über beide haben wir keine sicheren An- 
gaben (S. 11). Unger ist wahrscheinlich der M. G. Dipl. II, S. 482 
erwähnte ,,Vunnigerus episcopus, Mimilevensis ecclesiae abbas", 
992 als schon zum Bischof geweiht aus Memleben nach Polen be- 
rufen, so daß man ihn dort weiter als Missionsbischof behandeln 
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und alle Erörterungen über eine Zugehörigkeit zu einer Metro- 
politanprovinz vermeiden konnte (S. 12). 

Wenn man selbst — meint A. — Kehr betr. der einen Thiet- 
marstelle bez. Unterstellung zustimmen sollte, könne man es doch 
nicht in bezug auf die Todesnotiz von 1012. ‚Man muß annehmen, 
daß im J. 1012, als Unger starb, man ihn in Deutschland in die 
Reihe der Suffragane Magdeburgs rechnete und dafür schon eine 
bestimmte rechtliche Grundlage fand.“ ,,Wir nehmen... an, daß 
die Ansprüche des Erzbistums Magdeburg auf die Oberhoheit über 
das Bistum Posen und in weiterer Folge über die ganze polnische 
Kirche erst nach der Gnesener Zusammenkunft datieren und daß 
es erst dann diesem Erzbistum gelang, Bischof Unger in den 
Magdeburger Metropolitanverband einzubeziehen“ (S. 14). 

Die Gnesener Erzbistumsgründung war jahrelang vorbereitet, 
der Kaiser durch die Aussicht gewonnen, ,,wenigstens diesen Teil des 
'Slawentums mit der westl. Kirche dauernd zu verbinden (S. 15), wo 
schon der ganze reuBische Osten sich dem Patriarchat in Konstan- 
tinopel unterstellt hatte“, der Papst durch die berühmte Dagome- 
Schenkung und Tributverpflichtung. Beider Politik gilt Verf. 
als weitschauend (Wettbewerb des Ostens mit dem Westen weit- 
schauender als die sächsische Gebietspolitik) (S. 16). Von den 
beiden durch die Gründung beeinträchtigten Kirchenfürsten soll 
nach Kehr trotz mehrerer entgegenstehender Quellenstellen (M. G. 
Scr. XIV, S. 390; XVI, S. 159; VI, S. 844) der Magdeburger Giselher 
(S. 17) keinen Einspruch erhoben haben; Unger hatte den Erfolg, 
daß er vorläufig nicht Gnesen unterstellt wurde, sondern Missions- 
bischof blieb. Für eine freiwillige Unterordnung dürfte der Herzog 
dem Bischof die Schaffung einer neuen Metropolitanprovinz in 
Adalberts Missionsgebiet versprochen haben (schwaches Echo bei 
Gallus). Ende 1003 oder 1004 machte sich U. nach Rom auf, wahr- 
scheinlich, um das Übereinkommen bestätigen zu lassen, wurde 
jedoch auf dem Wege von den Deutschen festgehalten und nach 
Magdeburg gebracht (S. 21). Nach der Annahme von Prof. A. soll 
ihm dort für die Freilassung die Unterstellung unter Magdeburg 
und der Gehorsamseid abgepreßt worden sein. 

Im damals ausbrechenden Krieg Heinrichs II. mit Polen wurde 
zwischen 1004 und 1012 eine Papsturkunde gefälscht, die schon 
Jordan zum Suffragan Magdeburgs machte (S. 22). Infolge des 
Kriegsverlaufs gewann Ungers erzwungener Schritt keine Bedeu- 
tung; er kehrte wohl gar nicht zurück (S. 25), und wahrscheinlich 
investierte Boleslaw selbst einen neuen Bischof als Gnesener Suffra- 
gan. Die Fälschung soll nach Kehr erst im 12. Jahrh. eine Rolle 
gespielt haben, A. dagegen nimmt das schon für das Il. an. „Es 
war etwas Gewöhnliches in jener Zeit, wo man zur Gewinnung 
neuer Berechtigungen oder zur Unterstützung vermeintlicher oder 
sogar wirklicher, aber nicht dokumentierter Berechtigungen häufig 
seine Zuflucht zu Fälschungen nahm, daß man sich sorgfältig 
bemühte, ein solches Falsifikat (S. 27) durch seine spätere authen- 
tische Trumssumierung, Bestätigung oder sogar Erneuerung zu 
beglaubigen.“ So wurde dieses wahrscheinlich nach Misikas II. 
Tode, als das Christentum und Gnesen zusammenbrach, Benedikt IX 
(1033—48) und Leo IX. (1048—54) vorgelegt, aber wohl ohne die 
Ansprüche verwirklichen zu können (S.28). Erzbischof Norbert 
von Magdeburg konnte im nächsten Jahrhundert ,,dann schon sich 
nicht nur auf eine Fälschung, sondern auch auf echte Urkunden 
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der Papste Benedikt und Leo berufen, wahrscheinlich sogar in 
gutem Glauben, und erzielte ein für sich günstiges Urteil“ (S. 29) 
von Innozenz II, (da Polen den Gegenpapst unterstützte S. 29), 
wohl als Belohnung für die Innozenz geleisteten guten Dienste. 
Der aber änderte dann bald selbst 1136 seine Stellungnahme. 
Seit der Zeit wurde die Metropolitanstellung Gnesens nicht mehr 
‘bezweifelt (S. 30). 

Schon aus diesen Andeutungen dürfte zu ersehen sein, daß 
trotz aller Annerkennung für Kehrs sorgfältige Arbeit seine Ab- 
Jehnung der Unterstellung Posens unter Magdeburg doch noch 
nicht das letzte Wort darstellt. Lattermann. 


Die Landessynode der großpolnischen Judenschaft von Rabbiner 
Dr. Louis Lewin, Frankfurt a. M. Verlag J. Kaufmann, 1926 
[Schriften der Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaft 
des Judentums Nr. 27] 126 S. 8°. 

Der Verfasser, der erfolgreichste Forscher auf dem Gebiete 
der jüdischen Geschichte Großpolens, bietet in vorliegendem Werke, 
neben einer Geschichte der Juden in Großpolen, ein umfassendes 
Bild von der äußerst vielseitigen Wirksamkeit der großpolnischen 
Landessynode während mehrerer Jahrhunderte. Die Beziehungen 
der Judenschaft zuf Bevölkerung des Landes, zum Adel, zur Geist- 
lichkeit und zur polnischen Regierung werden ebenfalls zur Dar- 
stellung gebracht. Das Buch beruht größtenteils auf bisher unver- 
öffentlichtem Urkundenmaterial, das im zweiten Teil im Abdruck 
wiedergegeben wird. Die Juden in Großpolen sind die ältesten im 
Weichsellande. -Möglicherweise finden wir sie hier schon um das 
Jahr 1000. Das Ursprungsland der großpolnischen Juden ist 
Deutschland, woher sie seit dem 11, Tanenandedt — später im 
.13. Jahrhundert in größeren Massen zusammen mit den deutschen 
Kolonisten — einwanderten. Auf ihr Heimatland deutet ihre 
Sprache, der sogenannte Jargon oder Jiddisch, hin, die nichts weiter 

s ein mit Hebraismen und Slawismen durchsetztes Deutsch 
ist. Dieses ihr Idiom sowie die lebhaften Handelsverbindungen mit 
dem Westen und die im Vergleich zu den anderen Teilen des pol- 
nischen Reiches geringere Entfernung nach Deutschland ließen die 

Verbindung mit der alten Heimat nie abreißen. 

Schon seit den frühesten Zeiten tritt die Judenschaft Groß- 
polens als ein Ganzes, eine geschlossene Einheit auf, zum erstenmale 
bei der Verleihung des Boleslausschen Privilegs im Jahre 1264. 
Damals wohnten schon Juden in erheblicher Anzahl in Großpolen. 
‘Noch vor der Erteilung des Statuts waren 3 Judendörfer im Lande 
gegründet worden. Die Männer, die um das erste polnische Juden- 
privilegium sich mühten, waren die ersten Vertreter der groß- 
polnischen Gesamtjudenschaft. In der magna charta des Jahres 
1264 ist der Quellpunkt der sich allmählich aufbauenden Synode 
des Landesbezirks Posen zu erblicken. So hatten auch die Posener 
Juden eine Tradition über die 500 Jahre (1264 — 1764) dauernde 
Existenz ihrer Landesorganisation. 

An der Wiege der großpolnischen Landessynode — wie bei 
allen anderen polnisch-jüdischen Synoden — stand das fiskalische 
Staatsinteresse und die Besteuerung. Die königlichen Steuern der 
Gesamtjudenschaft Großpolens werden zum erstenmale im Jahre 
1512 mit insgesamt 235 Silbergulden erwähnt. In diesem Jahre 
ernannte König Sigismund 1 den Juden Abraham aus Böhmen zum 
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alleinigen Steuererheber für alle Juden Großpolens und Masoviens. 
Letzteres gehörte zeitweise ebenfalls zur groBpolnischen Landes- 
organisation. 1518/19 fanden die zentralistischen Bestrebungen der 
großpolnischen Juden ihren Abschluß. Der König ermächtigte auf 
Ersuchen von Posener Juden den Posener Rabbiner Mose und einen 
gewissen Mendel (möglicherweise aus Gnesen), das richterliche Amt 
über sämtliche Juden Großpolens auszuüben. Die Ernennung beider 
ist lebenslänglich. Der Versuch, sich ihnen entgegenzustellen, wird 
vom König unter Strafe gestellt. Die Einrichtung dieser Land- 
richter oder Landesrabbiner krönte das Werk der Zusammenfassung. 
Zu dieser Zeit setzte der König elf Juden aus verschiedenen Städten 
der Landschaft zu Steuerschätzern ein. Sie sollten sich in Leslau 
(Wlozlawek) versammeln und die Juden Großpolens (mit Ausnahme 
der Posener) auf 3 Jahre einschätzen. 

Die Landessynode der großpolnischen Judenschaft besaß 
2 Hauptorgane, den Landesrabbiner für Lehre und Recht und die 
Landesältesten für die weltlichen Interessen. Der Name des Landes- 
rabbiners war der gefeiertste im Lande. Er wurde gemeinschaftlich 
von der Posener und den Gemeinden des Landes ,,an der Urne” 
gewählt. Seit 1551 brauchte er vom König nicht mehr bestätigt 
zu werden, da letzterer auf Ersuchen der Judenschaft auf dieses 
Recht verzichtete. Der Landesrabbiner bildete die höchste richter- 
liche Instanz im Lande. Die Vorsteher und Wahlmänner der Ge- 
meinden, ja selbst die Landesältesten unterlagen seinem Recht- 
spruch. Streitigkeiten innerhalb der Judenschaft schlichtete er 
gemeinsam mit den Landesältesten. Sein festes Einkommen bestand 
aus der Hälfte der Hechzeitssteuer von den Juden des ganzen 
Landes, nach einer anderen Meinung wurde ein Teil seines Unter- 
halts aus einer besonderen Steuer bestritten. Da das großpolnische 
Landesrabbinat eines der bedeutendsten der gesamten Diaspora 
war, ist es nicht verwunderlich, daß die Landesrabbiner auch außer- 
halb der Grenzen Großpolens einflußreich waren. Schon um 1450 
waren sie beispielsweise Oberinstanz für die Juden in Schlesien. 

Die Landesältesten waren mit der Wahrung der Rechte der 
Landesjudenschaft und der Bestätigung der Privilegien betraut. 
Sie verhandelten mit dem großpolnischen Adelslandtag in Schroda, 
widmeten der oft feindseligen Tätigkeit der Geistlichkeit ihre Auf- 
merksamkeit und intervenierten bei den ,,Gewaltigen im Lande“. 
Die Verteilung der Kopf- und Haussteuer, die sie an den Kron- 
Großschatzmeister nach Warschau ablieferten, lag ihnen ebenfalls 
ob. Bei jeder Not, die über die Judenschaft des Landes oder einer 
Einzelgemeinde hereinbrach, hatten sie helfend einzugreifen. Als 
z. B. im Jahre 1727 die Kalischer Juden in Bedrängnis waren, ent- 
lichen die Landesaltesten von der Posener Domgeistlichkeit 
28000 Gulden und schenkten sie der bedrängten Gemeinde. Die 
Landesaltesten bedeuteten eine Macht. Sie verhängten den Bann, 
ließen Widerspensfige ins Gefängnis bringen, handhabten das Straf- 
recht und konnten warscheinlichauch auf Landesverweisung erken- 
nen. Sie waren bemüht, die nichtjüdische Rechtsprechung möglichst 
auszuschalten. Wer bei ihnen Recht suchte, schickte seinem Gegner 
eine Vorladung, zur Synodalzeit vor dem Forum der Landessynode 
zu erscheinen. Sie kontrollierten die Einfuhrzölle, regulierten die 
Kreditverhältnisse, ordneten Wechsel- und Konkursrecht und be- 
stimmten die Marktrichter für die diversen Messen. Streitigkeiten 
zwischen den einzelnen Gemeinden unterlagen ebenfalls ihrer Kom- 
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Judenschaft bis auf '/, des alten Bestandes zurück. 
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tenz, kurz mit allen Angelegenheiten des Rechts- und bürgerlichen 
Lebens befaßten sie sich. 

Die Anzahl der Synodalen schwankte zwischen 6, 9 und 11. 
Die Synoden wurden an den verschiedensten Orten abgehalten: in 
Gnesen, Posen, Krotoschin, Thorn (?), Neustadt a. d. Warthe, 
Schrimm, Kurnik, Jarotschin, Reisen, Zduny, Czempin, Moschin, 
Kobylin, Witkowo, Kröben, Konarzewo bei Krotoschin. Der Sy- 
nodalpräsident hieß in deutschen Urkunden Ober-Altester, in pol- 
nischen marszałek. Seine Gehilfen waren der ,,Landes-Beglaubte”, 
der ‚‚Landschreiber“ -der ,,Landeseinschatzer“, der ,,Land- 
Schammes“ [.Bedienter] und der ,,Landbote“. Auf der Synode 
wurde ein Protokollbuch geführt, der sogenannte ‚„Land-Pinax“, 
der wahrscheinlich in Verlust geraten ist. Die Beschlüsse der 
Landtage haben sich so nur in Abschriften in den verschiedenen 
Gemeindebüchern erhalten. 

Der Geldbedarf der Landessynode war ein sehr hoher. Die 
verschiedenen Steuern reichten bei weiten nicht aus, so daß man zur 
Aufnahme von Anleihen schritt. Diese Anleihen waren kein effek- 
tives Bedürfnis der Synode, sondern dienten dazu, Drangsalierungen 
verschiedenster Art entgegenzutreten, um vor den Machthabern 
und Gewalttätern Ruhe zu haben. Die Gläubiger waren fast aus- 
schließlich Edelleute, Geistliche, Kirchen, Klöster und christliche 
Kaufleute. Die Verschuldung der großpolnischen Judenschaft ze 
Ende des 17. Jahrhunderts war eine katastrophale. 1694 und 1713 
war die Landschaft zahlungsunfähig. 

Im Jahre 1764 verbot der polnische Reichstag alle Arten von 
Rabbiner- und Ältesten-Synoden. Damit hatte auch die Landes- 
synode der großpolnischen Judenschaft offiziell ihr Ende erlangt. 
Trotzdem fand auch späterhin noch die posensch-großpolnische 
Judenschaft sich zu Tagungen und Organisationsvereinigungen zu- 
sammen. Den letzten Versuch einer Zentralisation unternahm der 
Posener Jüdische Volksrat in den Jahren 1918/20. Die Massen- 
verdrängungen und -auswanderungen nach Deutschland nach dem 
Übergange der Staatshoheit an Polen brachten die alteingesessene 
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Auf rauhem Wege. Jugenderinnerungen eines deutschen Pro- 

fessors. 1927, Verlag von Alfred Töpelmann, Gießen. 215 S. 

(5 RM., geb. 7 RM). 

Bei diesem in Deutschland jetzt viel gelesenen Werk handelt 
es sich um die Jugenderinnerungen des Göttinger Orientalisten 
Mark Lidzbarski. Schon vom rein menschlichen Stand- 
punkt aus ist das Buch hochinteressant. Wie bereits der Titel 
andeutet, hat L. mit seiner schon früh hervortretenden Neigung 
zur Wissenschaft keine freie Bahn gehabt, sondern sich ziemlich 
hart durchringen müssen mit Hilfe einer ungewöhnlichen Begabung, 
aber auch mit eisernem Fleiß. Für uns in Polen und zumal für 
Posener ist das Werk von ganz besonderem Interesse. L. ist in 
Plotzk geboren (1868) und in dieser Stadt von jüdischen Eltern 
erzogen worden, bis er der dortigen Enge in unbezähmbarem. 
Wissensdrang mit Hilfe geringer Ersparnisse entfloh (April 1882). 
Wie verhältnismäßig leicht die damalige russische Grenzsperre 
für geschickte Leute zu überwinden war, das wird uns in dem Buche 
mehrfach gezeigt. Die ausführliche Schilderung des Lebens der 
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ostjüdischen chassidischen Kreise, in deren Mitte L. aufgewachsen 
ist, ihrer Anschauungen und Sitten, ist kulturhistorisch von hohem 
Wert. Seine gymnasiale Ausbildung hat L. dann teils auf einer 
privaten jüdischen Lehranstalt in Berlin, teils in Posen erhalten, 
wo er bis zur Abgangsprüfung blieb. So bekommen wir von ihm 
eine ziemlich eingehende Darstellung des damaligen Friedrich- 
Wilhelm-Gymnasiums, seiner Lehrer und Schüler — einige seine 
Mitschüler nennt L. mit Namen, darunter einen, der noch heute 
in Posen in geschätzter Wirksamkeit steht (Mutschler) —, wie 
auch der damaligen jüdischen Gesellschaft in Posen. Als einer, 
der gleichfalls das Friedrich-Wilhelm-Gymnasium, und zwar von 
Nona ab besucht und ein Semester nach L’s. Eintritt in die dortige 
Untersekunda (Herbst 1885) das Abiturientenexamen abgelegt 
hat, kann ich seine aus scharfer Beobachtung und Beurteilung 
hervorgegangene Charakterisierung der Lehrer wohl im ganzen 
bestätigen, wenn auch im einzelnen die Eindrücke abweichen. 
In bezug aber auf das Bild, das L. von dem damaligen Leiter der 
Anstalt entwirft, scheint mir eine Einschränkung seines Urteils 
geboten. Direktor Noetel war ein ,,Tyrann‘‘, der Furcht um sich 
her verbreitete, aber dıe Schülerwelt in den oberen Klassen war 
damals, lange Zeit vorher, ehe mit dem Wandervogel und der 
modernen Jugendbewegung ein mehr ideal gerichteter Geist auf- 
kam, wenigstens nach meinen Erfahrungen, zu einem nicht ge- 
ringen Teile so geartet, daß ihr etwas ‚‚Iyrannei‘‘ recht heilsam 
war. Und Noetel war nicht bloß ein Tyrann, sondern zugleich ein 
ausgezeichneter Lehrer, dessen Horazerklärung mir unvergeBlich 
geblieben ist. Auch L. gedenkt zum Schluß dankbar der Schule, 
die ihn für seinen weiteren Lebensgang ausgerüstet hat. 

In jüdischen Blättern (z. B. ‚Jüdisches Wochenblatt“, Frank- 
furt a./M. 1928, Nr. .36, S. 297 von Dr. S. Kaatz, ,, Jüdisch-liberale 
Zeitung“ Nr. 41 vom 12. Okt. 1928 von Halpersohn, ‚Der Morgen‘‘ 
Berlin 1928, Nr. 3 von Max Dienemann) ist das Werk zum Teil 
einer scharfen Kritik unterworfen worden. Man hat dem Verfasser 
mancherlei Unrichtigkeiten in seiner Darstellung jüdischer Riten 
vorgeworfen. Meist handelt es sich da um Kleinigkeiten. Erfreu- 
lich aber ist, daß seiner Behauptung, der Talmud stehe auf dem 
Standpunkt, alle Moral gelte nur innerhalb der jüdischen Glaubens- 
gemeinschaft, mit Nachdruck widersprochen und eine dahin klin- 
gende Außerung in die zu hadrianischer Zeit gegen feindliche 
Ausländer erlassenen Kriegsgesetze verwiesen wird, die nur eine 
zeitlich begrenzte Gültigkeit gehabt hätten. Und auch diese Kritiker 
räumen ein, daß das Werk ein interessantes, wenn auch nach ihrer 
Meinung mit Vorsicht zu gebrauchendes Kulturdokument sei. Die 
Darstellung des Posener Lebensabschnittes des Verfassers hat ein 
so ausgezeichneter Kenner der Posener Verhältnisse wie Stadtrat 
Arthur Kronthal, dem ich auch die Einsicht in die oben ange- 
führten Kritiken verdanke, in Nr. 11 (August 1928) der ,,Posener 
Heimatblätter, Organ des Verbandes Posener Heimatvereine“ 
unter dem Titel „Abrahams Werdegang‘ einer eingehenden Be- 
sprechung unterzogen und dabei aus eigener Kenntnis der ge- 
schilderten Persönlichkeiten aus der damaligen jüdischen Gesell- 
schaft manche Auffassung des einstigen Schülers berichtigt. Auch 
sonst finden sich in Lidzbarskis Posener Erinnerungen kleine Irr- 
tümer. So nimmt er z. B. an, die unter dem Namen ,,Sacré coeur“ 
jedem Posener bekannte Anstalt sei ein Kloster gewesen, aus dem 
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die Nonnen aysgewiesen worden seien. Das war aber ein im da- 
maligen Posen weitverbreiteter Irrtum.*) Bedauerlicher ist, daB 
er die beiden Grafen Raczynski nicht unterschieden hat, Eduard, 
den Stifter der bekannten Posener Bibliothek, und seinen jüngeren 
Bruder Athanasius, den gut preußisch-gesinnten (Historische 
Monatsblätter für die Provinz Posen, 1905, S. 128—131) Gesandten, 
den Sammler der Gemäldegalerie. Aber auch Kronthal erkennt 
an, daß das Werk im ganzen ,,ein gut gesehenes Bild der damaligen 
Provinzialstadt‘‘ gebe, wie es auch die Psychologie der ostjüdischen 
Kleinstädte treffend darstelle. D. Bickerich. 


Próba syntezy powstania w/(ie)lk(o)p(olskiego) 1918-19. [Versuch 
einer Synthese des großpolnischen Aufstandes 1918—19]. To- 
warzystwo dla badań nad historja powstania wlkp. 1918/19. 
Tow. zap. sad. w Poznaniu [Gesellschaft für Untersuchungen 
über die Geschichte des großpolnischen Aufstandes 1918/19, 
E. V. in Posen] 1928. Druckerei des VII. Armee-Korps. 39 S. 16°. 

Seit den besprochenen Ereignissen sind inzwischen 10 Jahre 
vergangen. Da, soviel ich weiß, von deutscher Seite bisher kein 
alle Ereignisse des Aufstandes und der Abwehr zusammenfassendes 
Werk erschienen ist, dürfte ein ausführlicher Auszug aus der ersten 
polnischen wissenschaftlichen Darstellung dieser Dinge, da alle 
bisherigen m. W. entweder nur Einzelereignisse behandelten oder 
kaum eine Synthese darstellten (vgl. Aufzählung der wichtigsten 
polnischen Erinnerungen usw. in meinen Titelaufzählungen in 
dieser Zeitschrift, Heft 6, S. 159 ff. und Heft 8, S. 114 und 127 f.), 
auch dem deutschen Leser willkommen sein. 

Hauptmann Thaddäus Fenrych, selbst Aufstandsteilnehmer 
und jetzt Geschichtsreferent des VII. A. K., druckt in dieser Bro- 
schüre den Inhalt eines Radiovortrages vom 27. 12. 27, der nicht 
eigentlich eine Beschreibung der geschichtlichen Tatsachen selber 
als vielmehr Urteile und Gutachten über die örtlichen Aufstands- 
tatsachen vom Gesichtspunkt der Gesamtheit dieser Freiheits- 
bewegung gibt und den Zweck hat, die damaligen Führer zur Nieder- 
schrift von Versuchsdarstellungen über ihren Frontabschnitt zu 
veranlassen. 

Außer dem 11. 11. als allgemeinem Staatsfeiertag (dessen Be- 
rechtigung uns gegenüber dem Tage des Zweikaiserzurufs oder aber 
des Vertragsschlusses von Versailles nicht recht einzuleuchten ver- 
mag) feiert das Posensche Gebiet noch den 27. 12. als Beginn des 
, GroBpolnischen Aufstandes‘. Obwohl Preußen infolge des Welt- 
krieges politisch und militärisch geschwächt war, konnte doch ,,die 
Losung zum sofortigen Ausbruch des Aufstandes, die am 11. 11. 
in einer Versammlung in der ‚‚Vesta”“ durch den Gründer und 
Leiter der Polnischen Militärorganisation (P. O. W.) im ehem. 
preuß. Anteil, Vinzenz Wierzejewski, hineingeworfen wurde, nicht 
verwirklicht werden‘ (S. 8). Auf deutscher Seite war die Um- 
wälzung sozial, durch zugereiste Elemente aus Berlin und Hamburg 
verbreitet, auf polnischer Seite völkisch. Der Teilgebietslandtag 
(Anfang Dezember) bringt eine einheitliche polnische politische Ver- 
tretung. „Dank dem tatkräftigen Auftreten der umgestalteten 


*) Näheres über die Geschichte des Garczyfskischen Stiftes 
bringt ein Aufsatz von Kronthal im ,,Ost-Archiv und Heimat- 
museum‘, 1928, 7. Folge. 
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Leitung der P. O. W. im ehem. preuß. Anteil erlangen die Polen 
am 13. 11. in der Zusammensetzung des Arbeiter- und Soldaten- 
rates des 5. A. K. des preußischen Heeres — in Posen — das Über- 
gewicht. Es war das während der Umwälzung der erste Fall, dem 
Gegner mit Hilfe der Waffen den Willen aufzuzwingen“ (S. 9). 
Mieczysl. Paluch (preuß. Offizier des Beurlaubtenstandes) war die 
Triebfeder des offen aufgestellten (und noch nach Aufstandsbeginn 
für preußisches Geld bezahlten!) Wach- und Sicherheitsdienstes, 
Karl Rzepecki (Buchhändler, zeitweise Abg. und erster poln. 
Polizeipräsident, Verf. von Darstellungen des Aufstandes, vgl. 
Hist. Mtsbll. XX, Nr. 6) und Julian Lange (jetzt Oberst d. R.) die 
der Bürgerwehren. Neben dem Polnischen Volksrat (Rada Lu- 
dowa) entstand der Deutsche ,,als modifizierter Ostmarken- 
verein“ (!) (S. 11) und ein weniger bedeutungsvoller Jüdischer. 
„Während im Bereich des ehem. Posener Bezirks und der ehem. 
Preuß. 10. Inf.-Div. die Polen sich ziemlich zusammenschließen und 
gewisse Mittelpunkte der eignen Kräfte und Einflüsse schaffen 
konnten, war im Norden der Provinz die Lage der polnischen 
Kräftemittelpunkte sehr exponiert und ihre Tätigkeit vorläufig 
tatsächlich schwächer, um so mehr, als die Regierungsbezirks- 
hauptstadt Bromberg bis zuletzt ein Sammelpunkt der preußischen 
Kräfte blieb“ (S. 13) — kein Wunder, da sie 85% Deutsche zählte. 
„Im Bezirk Bromberg bestand eine unbedingte Übermacht der 
deutschen Kräfte“ (S. 15). Im Posener Bezirk vermochten die 
Deutschen in den Randgebieten die polnischen Bestrebungen zu 
ersticken (S. 14) — natürlich aus dem gleichen Grunde des zahlen- 
mäßigen Ubergewichts. 

Sehr richtig heißt es, ‚daß man noch lange diese Dinge auf 
beiden Seiten wird untersuchen müssen, der polnischen sowohl wie 
der deutschen, um ein sachliches, wissenschaftlich begründetes 
Urteil zu gewinnen“ (S. 15). Die beiderseitigen Kräfte standen im 
Dienst zweier verschiedener Gedanken, ,,und zwar auf der polnischen 
Seite: Alle zerrissenen Teile Polens samt dem freien Zugang zum 
Meer kehren zu ihrem Vaterland zurück, und auf der preußischen 
Seite: Was deutsch ist, muß deutsch bleiben“ (S. 16). Der gegen 
sein gegebenes Wort durchgeführte Besuch Paderewskis in Posen 
am 26. 12. 18 wird ‚ein Präzedenzfall der Nichtbeachtung des 
Willens der deutschen Regierung“ genannt, der ,,die Gelegenheit 
zu einer großen Kräfteschau auf beiden Seiten abgegeben habe“. 
„Die Katastrophe trat in dem Augenblick ein, in dem sich der 
Stand der beiden feindlichen Kräfte im Verhältnis auf polnischer 
Seite günstiger erwies. Als wiederum die deutsche Regierung schon 
vom Posener Bahnhof Paderewski zur sofortigen Abfahrt nach 
Warschau nötigen will, zwingt der Führer der 2. Komp. des Wach- 
und Sicherheitsdienstes, der verstorbene Edmund Krause (S.17), 
den deutschen Abgesandten zur Flucht, und Stanislaus Rybka 
a Verfaser eines Erinnerungswerkes ‚‚Zerwane peta’) 
ührt mit der Waffe in der Hand den Zug in die Stadt.“ Mit dem 
Umzug aus der Kaserne der 6. Grenadiere, wobei feindliche Fahnen 
heruntergerissen wurden, ,,endete die deutsche soziale Umwälzung 
und begann die rückschrittliche preußische Staatsraison zu 
sprechen“ (S. 18). 

In den sich nun entwickelnden Straßenkämpfen gab es noch 
keine einheitliche Führung. Auch außerhalb der Stadt Posen 
flammte der Aufstand auf. ‚Zum sofortigen Kampf waren ver- 
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hältnismäßig nicht viele bereit“ (S. 21). Aus dem Weltkrieg zu- 
rückkehrende Soldaten verstärkten jedoch die Reihen. Die Auf- 
stellung der beiderseitigen Kräfte (S. 22—23) kann leider kein 
klares Bild geben, da ,,die hier angegebenen Zahlen den nominalen, 
nicht den wirklichen Stand der Kräfte angeben, weil die Kampf- 
bereitschaft auf deutscher Seite stark herabgesetzt war“ (S. 23), 
wie richtig angegeben wird. Diese Tatsache ist also zu berück- 
sichtigen, wenn man folgende Verteilung liest: ,,Auf deutscher 
Seite: In Posen selbst rund 15—30 000 Mann fließende Soldaten- 
massen“ (S. 22). Rzepecki gibt in ,,Oswobodzenie Poznania“ 
(Posen 1923, S. 52) einschließlich der in den Außenwerken befind- 
lichen nur die erstere Zahl an, wobei aber zu bedenken ist, daß 
gerade in den Wochen vorher die Entlassungen von den Truppen- 
teilen sehr zahlreich waren und daß andrerseits unter der Zahl sich 
ein starker Hundertsatz Polen befand. Die 2450 darin nach Fenrych 
vorhandenen Bauern waren z. T. ganz junge Rekruten. Außerhalb 
der Stadt gibt für den Reg.-Bezirk Posen der Verfasser an ,,gegen 
14 Bat. Inf., 1 Feld-Art.-Reg., 2 detach. Feldbattr., 1 Schwadron, 
1 Abt. Panzerziige, eine beliebige Zahl Flieger. Auf polnischer Seite 
in Posen selbst rd. 2000 kasernierte Bauern verschiedener Ab- 
teilungen der Sicherheitswehr und 400 der Bürgerwehren, außerdem 
eine fließende Masse nicht kasernierter Polen, früherer Soldaten. 
Außerhalb Posens 7 Bat. Wach- und Sicherheitsdienst, kleinere 
Abteilungen der Volkswehr. Das alles ohne Artillerie mit einer 
geringen Menge SchieBbedarf.“ Für den Reg.-Bez. Bromberg und 
das benachbarte Westpreußen deutscherseits ,,rd. 20 Inf.-Bat. 
(S. 22), 1 Feld-Art.-Reg., 2 Reiter-Reg., 1 Panzerzugabt., beliebige 
Luftgeschwader. Auf polnischer Seite: Am 27. 12. ist es uns schwer, 
auf dem Gebiet des Reg.-Bez. Bromberg regelrechte polnische Ab- 
teilungen festzustellen.“ Die polnischen Abteilungen besaßen meist 
zunächst einen starken Kampfgeist, bestanden in der Hauptsache 
aus erfahrenen Soldaten und waren Führern niedrigerer Grade von 
starker Individualität untergeordnet (S. 23). Überall wandte man 
sich gegen die nächsten deutschen Kräfte und versuchte, die Amter 
in Besitz zu nehmen, was in den mittleren Kreisen meist rasch ge- 
lang, dagegen in den Grenzkreisen (gegenüber den Nachbarprovinzen) 
und im Gebiet des 2. A. K. (im Norden) auf große Schwierigkeiten 
stieß. 

Um den strategischen Schlüssel Posen in die Hand zu be- 
kommen, waren schon am 27. und 28. 12. je eine Kompagnie aus 
Kurnik unter Trawinski, aus Schroda unter Alfred Milewski, aus 
Jarotschin, aus Pleschen unter Pamin und Kozlowicz mitbeteiligt, 
und 500 Bauern unter Andreas Kopa standen in Dopiewo, unge- 
rechnet die nicht geschlossene Aktion der polnischen Bürger Posens 
(damals rd. 55 v. H.), über die bisher noch keine genaueren Nach- 
richten bestehen. Nach Gewinnung des Mittelpunktes wurden dann 
die Streitkräfte nach den Orten des Bedarfs hingeworfen, während 
die Deutschen einzelne Eisenbahnzüge entsandten (S. 26), die den 
Polen nur immer mehr Waffen lieferten. 

Die nächsten Aufgaben waren, die Einfallspforten nach Posen 
zu schließen, durch den Knotenpunkt Ostrowo die Verbindung mit 
Warschau aufrechtzucrhalten und die nordöstlich Posens stehenden 
deutschen Kräfte zurückzudrängen. Die polnische politische Ver- 
tretung wirkte dabei nur dämpfend (S. 27). Die Schließung der 
Bentschener Pforte geschah unterschweren Gefechten unter Führung 
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von Kas. Zenkteller durch Abteilungen aus Kriewen, Gr&tz, 
Opalenitza, Neutomischel, Rakwitz, Buk, Kosten, Schroda, 
Schrimm, Jarotschin und Posen. Am 7. 1. 19 wurde unter Stanislaus 
Siuda Wollstein genommen. In der Richtung Birnbaum deckten 
Abteilungen aus einigen polnischen Orten des Kreises (S. 28) unter 
Konst. Chlapowski, später Fryder. Nach Lissa zu führte Bernhard 
Śliwiński mit Abteilungen aus Gostyn, Schrimm, Kosten, Kriewen, 
Storchnest, Schmiegel, Luschwitz, Kröben und Punitz. ,,An diesem 
Punkte war das Verhalten des Gegners zunächst defensiv.“ 
Nördlich und östlich Rawitsch standen Aufständische aus dem 
Kreise unter Ign. Busza mit Abteilungen aus Schrimm, Jarotschin, 
Koschmin, Jutroschin, Pleschen und Görchen. ,,Auf dieser ganzen 
West- und Südwestlinie entwickelten sich schwere Kämpfe, die bis 
Mitte Februar dauerten und immer neuen Nachschub von Reserven 
erforderten. Besonders blutige Kämpfe spielten sich in der Um- 
gebung von Kulm (Kr. Birnbaum), Kähme, Bentschen, Wollstein, 
Bargen, Kankel, Storchnest, Rawitsch, Sarne, Görchen und 
Sackern ab“ (S. 29). Die Sicherung Ostrowos führte WI. Wa- 
wrzyniak mit seinem schon November 1918 in Schypiorno als 
Grenzbataillon aufgestellten Abteilung im Zusammenwirken mit 
Schildberger Kräften unter St. Thiel durch Vorstoß auf Schildberg, 
Adelnau, Sulmierschütz und Krotoschin aus. 

Im Bromberger Bezirk ist um den 27. 12. herum ein langsames 
Vorstoßen von neu aufgestellten Heimatschutzabteilungen längs 
der Grenze zur strategischen Umflügelung von Posen und zur Ab- 
schneidung der Rückzugslinie nach Kongreßkpolen zu erkennen 
(S. 30). Wreschen wird am 28. früh, Gnesen abends, Tremessen in 
der Nacht und Wongrowitz am 30. 12. nachmittags von den Polen 
besetzt. ,,Nach Aufhebung deutscher Kräfte in Witkowo, Anasta- 
sewo, Mogilno, Zechau, Exin, Znin und Nakel geht die Linie des 
polnischen Besitzstandes am 1. Januar 1919 durch Nakel, Exin, 
Znin und Mogilno.“ In den nächsten Tagen wird die Netze über- 
schritten und entwickeln sich um Wirsitz, Wissek, Mrotschen und 
Slesin blutige Kämpfe (S. 31) unter Mitwirkung von Wongro- 
witzer, Jarotschiner und Gnesener Kreisangehörigen und einer 
Posener Halbbatterie. Führer sind Bartkowski, Rossa, Kirchner 
und Klarzynski. Paul Cyms’ Abteilung nimmt am 1. 1. auf dem 
Wege von Gnesen, ständig anwachsend, Tremessen, Mogilno, am 
2. 1. in schwerem Kampf Strelno. Kruschwitz schließt sich an, und 
am 5. 1. stehen die vereinigten Abteilungen vor dem stark besetzten 
und wichtigen Knotenpunkt Hohensalza. Aufständische aus Ku- 
jawien, Tremessen, Gnesen, Wreschen, Miloslaw, Witkowo und 
3 Kompagnien des 31. Inf.-Reg. aus Leslau (Kongreßpolen) drängen 
das Inf.-Reg. 140 und 1 Batt. (S. 32) zurück. Wongrowitz unter 
Thadd. v. Goetzendorf-Grabowski tritt selbständig auf. Kowalski 
nimmt Exin und Kolmar unter Mitwirkung von Obornik und Ro- 
gasen. Den linken Flügel bildet Tscharnikau unter Orlowski, später 
Mich. Zenkteller mit Hilfe aus Samter und Obornik. Polen aus dem 
Kreise Znin hatten schon am 1. 1. eine Schwadron Ulanen und eine 
Batterie vertrieben. Als am 8. 1. der Angriff der Aufstandskom- 
mandos Znin, Exin, Wreschen und Gnesen auf Schubin fehlschlägt, 
besetzen die Deutschen Znin wieder (S. 33). Damit ist die polnische 
Linie bedroht. Am 11. 1. beginnen die Polen unter Oberstleutnant 
Kas. Grudzielski (dessen wichtige Rolle übrigens Siegm. Kittel in 
seinem ,,Oswobodzenie Gniezna“, Gnesen 1919, S. 41 ff. stark an- 
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zweifelt) und seinem Stabschef M. Paluch einen breit angelegten 
überraschenden Gegenangriff bei Güldenhof, Labischin, Znin, 
Schubin, Netzwalde unter Mitwirkung der Besatzungen von Hohen- 
salza, Kruschwitz, Pakosch, Bartschin und Znin sowie 1 Bataillon 
von rd. 700 Bauern aus Posen, I Schwadron und 1%, Feldbatterien, 
1%, Batterie schwerer Haubitzen, 1 Bataillon nfanterie (rd. 
300 Bauern) aus Gnesen, 1 Kompagnie schw. M. G. aus Wreschen 
und der Kompagnie Nakel-Wreschen (S. 34). Hierbei wirkt schon 
deutlich das Oberkommando in Posen ein. Am gleichen 11.1. 
werden unter Kas. Zenkteller deutsche Angriffe bei Bentschen ab- 
gewiesen und versuchen deutsche Kräfte von Lissa auf Kankel- 
Storchnest vorzustoßen. Die späteren Kämpfe bis zum Waffen- 
stillstand (18. 2.) und danach müssen erst noch bearbeitet werden. 
Am 11. 1. hat der Aufstand das genügende Gelände gewonnen 
(S. 35). 

Der weiteren Aufgabe, Kampf- und technische Reserven und 
regelrechte Truppenteile zu schaften, unterzieht sich nun das Ober- 
kommando in Posen, zunächst unter Major Stan. Taczak und dem 
Stabschef, Oberstleutnant der Leg. Julian Stachiewicz. Hier sind 
erfahrene Offiziere aus den andern Teilgebieten, wie der Rittmeister 
Wzacny und Hauptmann Łapiński (}) tätig. Am 16. 1. übernimmt 
Generalleutnant Jos. Dowbör-Musnicki den Oberbefehl (S. 36), mit 
dem eine Reihe hervorragender Offiziere mitkommen, wie General 
Dubiski (+), Oberst Konarzewski, Kedzierski, Skowyna, Krupowicz 
und Milewski, Major Wojtkielewicz, Paszkiewicz, Anders, Pa- 
jewski (ł) u. v. a. Jetzt entstehen Regimenter, Brigaden und Di- 
visionen. Inzwischen verkündet sich der Oberste Volksrat am 9.1. 
als höchste politische Behörde und schafft eine eigne staatliche 
Verwaltung (S. 37). Zum Schluß gedenkt Verfasser der hinter der 
Demarkationslinie verbliebenen Polen und gibt eine kurze Wür- 
digung des Aufstandes. | 

Auffällig sind, wenn man die Darstellung liest, die zahlreichen 
deutschen Namen polzischer Führer, zu denen (außer den hier ange- 
führten Fenrych, Lange, Edm. Krause, Kas. und Mich. Zenkteller, 
Fryder, Thiel, Kirchner, Cyms, Goetzendorf-Grabowski, Anders) 
aus andern Werken noch dazukommen Siegm. Kittel in Gnesen, 
v. Lerchenfeld im Norden, Hubert und Schwendke in Samter, 
Leißner in Schroda, v. Unrug (einst hieß die Familie Unruh), 
Siegm. und Joh. Marweg, Lauffer, Schmidt, Cyprych, Celmer, 
Jeske, Hartmann, Haber, Baumgart, Krenz, Hornewer, Schwarz, 
Bezler, Hedinger in Posen, Hoffmann in Hohensalza, Bayer und 
Fellmann, Hartwich in Kosten, Propst Steinmetz in Storchnest, 
Hein in Schrimm, Ewert in Wongrowitz, Gummer in Znin usw. 

Das kleine Werk, das, soweit es nach flüchtiger Beschäftigung 
mit den Dingen den Anschein hat, auch die meist ebenfalls nicht 
umfangreichen deutschen Veröffentlichungen mitberücksichtigt 
hat, wird, falls auch von deutscher Seite einmal an die Gesamt- 
bearbeitung des Themas gegangen werden sollte, stark beachtet 
werden müssen. 

Lattermann. 


Ksiega pamiatkowa powstania wielkopolskiego (Gedenkbuch des 
großpolnischen Aufstandes). Bydgoszcz 1925. Naktadem 
okregu bydgoskiego Związku Tow. Powstańców 1 Wojaków. 
(Bromberg 1925. Verl. des Bromberger Bezirks des Ver- 
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bandes der Aufständischen- und Kriegervereine). 168 S. Text 
und 88 S. meist Werbeanzeigen, sowei eine Reihe Abbil- 
dungen. 4°. 

Dieser drei verschiedene Titel (auf Umschlag, Vor- und Titel- 
blatt) tragenden Veröffentlichung ist ein Zettel beigelegt, auf dem 
es u. a. heißt: ,,Wer dieses Werk erwirbt, trägt mit der Tat zur 
geldlichen Unterhaltung der großen Einrichtung der militärischen 
Vorbildung bei“, deren Notwendigkeit nachher in einem besonderen 
Aufsatz von Hauptmann d. R. Gust. Bernacki dargelegt wird. 
Das unter Schriftleitung von Kas. Ulatowski herausgegebene 
Sammelwerk besitzt auch durch die zahlreichen Abbildungen 
einen gewissen Quellenwert, da es hauptsächlich eine Reihe meist 
kürzerer Aufsätze über die Aufstandszeit von Teilaehmern ent- 
hält, zwischen die Gedichte und Erzählungen eingestreut sind. 
Leider ist es nur mit Vorsicht zu benutzen, da es teilweise grobe 
Entstellungen aufweist. 

Hauptm. Ant. Biskupski, der Verfasser einer größeren 
Geschichte des 7. Großpoln. Schützenregiments (jetzt 61. Inf.- 
Reg.), von der er hier einen Auszug gibt, behauptet z. B., das 
deutsche Heer sei 1914 ,,zur Unterwerfung der ganzen Welt“ 
ausmarschiert (S. 30); er wie andere verschweigen den Wortbruch 
Paderewskis, der die Ursache zu dem unnötigen BlutvergieBen 
in Posen wurde; er sucht den Anschein zu erwecken, als ob noch 
nach dem 15. 7. 1919 ‚‚Verteidigungskämpfe‘“ stattgefunden hätten. 
Einen besonderen Reiz hat eine Abbildung, die neral Dowbör- 
MuSnicki, den Oberbefehlshaber, der bekanntlich Protestant ist, 
als Teilnehmer am katholischen Feldgottesdienst auf dem Markt- 
platz von Kolmar zeigt. Der Anteil der katholischen Geistlichkeit 
— polnisch und katholisch wird einfach immer gleichgesetzt — 
an der ganzen Aktion, (z. B. der Einsegnung von ursprünglich 
deutschen Kanonen), wird öfters dargestellt. Propst Hoffmann 
aus Wissek erzählt von den Kämpfen um diesen Ort und dem, 
was vorausging, u. a.: ,,Am 20. 11. 1918, am Feiertag der Opferung 
Mariä, verkündigte ich dem (z. T. noch deute i kachölischent 
Anm. d. Verf.) Volk, daß die Tage unserer Unfreiheit zu Ende 
seien und wir von jetzt an nicht mehr mit der deutschen Regierung 
zu rechnen brauchten“ (S. 61). So — das ist nur ein kleines typisches 
Beispiel des MiBbrauchs der Kirche zu polnisch-politischen Zwecken 
— lehrte dieser Diener Gottes die Befolgung des Befehls, der Obrig- 
keit untertan zu sein. An anderer Stelle sagt Kowalski: ,,Geistl. 
Czechowski wollte an einem Tage Kolmar verpolen“ (S. 57). 

Der Aufsatz des Hauptm. J. Demków ,,Der großpoln. Auf- 
stand als Etappe des Aufbaus der Unabhängigkeit der Republik‘ 
beginnt mit den letzten Piasten und Nachklängen Konecznyscher 
Geschichtsklitterung, bringt so erstaunliche Behauptungen wie die: 
„Friedrich II. führte ein Kolonisationsrecht ein — er gründete 
die Ansiedlungskommission, welche 120 000 Köpfe, 26 000 deutsche 
Familien auf den der Republik geraubten Ländern ansiedelte", 
tut selbstverständlich so, als ob alle Deutschen erst nach den 
‚Teilungen ins Land geholt worden seien, bringt die unwahre Nach- 
richt, daB verschiedene Teilnehmer des Aufstandes von 1863 aus Preu- 
Ben, darunter Działyński und Wolniewicz, die Todesstrafe erlitten 
hätten (bekanntlich ist niemals in der ganzen preußischen Zeit 
ein gerichtliches Todesurteil wegen Aufstandsteilnahme voll- 
streckt worden) usw. Eigentümlich sind bisweilen auch Abschnitts- 
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einteilung (z. B. zwischen den Aufständen von 1848 und 1863) 
und die Reihenfolge (1848 nach 1868 und 1889). Für die Stellung 
Oberschlesiens ist lehrreich, daß das ganze Gebiet 1907, während 
das fast rein deutsche Berlin 24 Sokolnester hatte, nur deren 10 
besaß. Betreffs der Behauptung, daß ‚im Jahre 1915 alle Räuber 
(= zaborcy, die häufige Bezeichnung der drei Teilungsmächte) 
Polen um die Wette politische Zugeständnisse versprachen“ (S. 21), 
mag sich Verf. einmal W. Seydas Buch durchlesen. Offen wird zu- 
gegeben, daß in der Zeit der Arbeiter- und Soldatenräte ,,die An- 
strengungen der polnischen Verschwörung sich damals von dem 
Gedanken leiten ließen, daß in jenen Arbeiterorganisationen die 
Polen möglichst viele Stimmen und Bedeutung gewännen. Zeit- 
weise wurden diese Ziele durch Abmachungen erreicht, zeitweise 
aber durch Gewalt. So drangen z. B. am 13. XI. Mitglieder 
der P. O. W. (geheime ,,Poln. Militärorganisation“) in den Be- 
ratungssaal des Stadtrates (in Posen) und zwangen ihn dazu, 
daß 4 Polen in den ,,VollzugsausschuB des Arbeiterrates‘‘' kamen 
(S. 22 u. 23). Auch in Jarotschin leisteten schon am 8. XI., also 
vor der Abdankung des Kaisers, Mitglieder der dortigen Sicher- 
heitskompagnie, die den preußischen Fahneneid geleistet hatten, 
einen Eid auf Polen. Kennzeichnend für das Halten von Ver- 
sprechungen betr. Gleichberechtigung und dergl. ist es auch, 
daß in dem vom Aufstand erfaßten Gebiet, das keineswegs die 
ganze Provinz Posen umschloß, wie Verf. behauptet (...,,indem 
man die Deutschen hinter die Grenzen der Provinz Posen drängte‘ 
S. 24), und noch einen starken Hundertsatz Deutsche umfaßte, 
schon am 15. V. 1919 ,,die polnische Sprache als Amtssprache 
in allen Amtern‘‘ eingeführt wurde. 

Geistlicher Taddäus Kopczyński erzählt von der ‚Befreiung 
des Lissaer Landes‘, dessen damals zu 85°, deutsche Kreis- 
stadt seine Sehnsucht danach dadurch bewies, daß sie — ebenso 
wie so viele andere Posener Städte — alle polnischen Versuche, 
sie zu nehmen, unerschütterlich abschlug, genau wie 1848, wie 
ja Verfasser in dem kurzen Geschichtsabriß auch erzählt. Als 
Zeichen der preußischen Unterdrückung wird u. a. angeführt, 
daß auf der Bezirkssokoltagung in Lissa 1905 die Polizei nur preu- 
Bische Fähnchen zu verwenden erlaubt habe, worauf die Teil- 
nehmer mit Zweigen angetreten seien. Erlaubt etwa die polnische 
Polizei jetzt den deutschen Turnern, unter deutschen Fahnen 
zu üben? In Berlin, dem Mittelpunkt der preußischen ,,Aus- 
rottungspolitik‘‘ jedoch, wehte über einem solchen Fest ruhig 
die weißrote Flagge, wie der ,,Kurjer Poznański“ vom 14. VI. 1928 
berichtete. Über die langsame Entwicklung eines polnischen 
Vereinslebens unter den wenigen Polen in Lissa finden sich nütz- 
liche Angaben, ebenso über die polnischen Maßnahmen. Einen 
typischen Propagandatrick lernen wir kennen, wenn wir hören, 
daß Anfang 1920 bei der Übernahme der erste Wojewode sagte: 
„Ich zweifele nicht, daß unter der polnischen Herrschaft das Lissaer 
Land zu der alten Berühmtheit und der alten Blüte zurückkehren 
wird‘‘, als ob nicht gerade unter der preußischen Herrschaft das 
Gebiet eine glänzende Entwicklung genommen hätte Auch in 
Lissa zeigte sich z. B. (ebenso wie in Posen), daB die als so polen- 
fresserisch verschrieenen preußischen Behörden zahlreiche polni- 
sche Beamte und Arbeiter beschäftigt hatten, so daß ihre Zahl 
sogar dem geistlichen Verfasser aufftiel. 
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Die schon genannten Biskupski und Demköw stellen die 
Taten der Rogasener, bez. die Kampfhandlungen im süd- 
lichen Teil der Provinz dar, die man aber kaum ‚‚Schlachten‘‘ 
nennen darf, wie es geschieht; dazu waren sıe zu klein. Entweder 
Nachlässigkeit oder das Bestreben, einen vorhandenen Eidbruch 
zu verhüllen, ist es, wenn letzterer die Entstehung der Jarotschiner 
Unabhängigkeitsgruppe, die nach seinen eignen Erzählung S. 23 
auf den 8. XI. fällt, S.42 auf den 12. XI., also nach der Abdankung 
des Kaisers, verlegt. Siegm. Kittel, der erste polnische Komman- 
dant von Gnesen, gibt einen Auszug aus seinen schon früher 
veröffentlichten Erlebnissen. Major Kowalski berichtet mit dra- 
matischer Spannung über seine tollkühnen Streiche um Exın 
gegen Jahresende und die Kämpfe um Kolmar. Anerkennens- 
werterweise verschweigt er auch unangenehme Wahrheiten nicht, 
wie:,,Der Aufstandseifer der letzten Tage des Jahres 1918 wurde 
mit jedem Tage des Jahres 1919 geringer. Die Abteilungen, die 
in kleineren oder größeren Kämpfen mit den Deutschen engere 
Bande um sich schlossen, hielten ihre Reihen zusammen. Die 
Genossen aber verkrümelten sich nach Hause. Es war bisweilen 
unbegrenzte Geduld und Takt nötig, um die durch die deutsche 
Umwälzung trotzig gewordenen Reihen der Aufständischen in 
der Hand zu behalten. Dafür gab es nur eine Art, u. zw. Kampf 
mit den Deutschen‘: (S. 56). Auch einen Fall offenbarer Feigheit, 
bei dem nur ein Geistlicher die AusreiBer aufhielt, erzählt er (S. 59). 
Ferner: ,, Unsere nahmen bei der Verfolgung des Grenzschutzes in 
der Richtung auf den Bahnhof unterwegs ein Maschinengewehr, 
und mit diesem schossen sie einige Streifen Kugeln aus der Ent- 
fernung von einigen zehn Metern in den stehenden Zug, in dem 
sich die Deutschen drängten‘ (S. 59). Unter solchen Umständen 
ist es kein Wunder, daß die Schneidemühler Zeitung von über 
140 Toten bei Kolmar (S. 60) sprach. 

Wie vielfach in dem Schrifttum über den Aufstand, sind in 
der Verteilung des Verdienstes auf die einzelnen Führer Ungleich- 
heiten zu bemerken. So stellt in dem gleichen Buch im Gegensatz 
zu Kowalski J. Mielecki die Einnahme von Exin als Werk der 
Bürger dar, wobei dessen Abteilung nur geholfen habe, während 
nach dem andern Bericht Kowalski die Initiative gehabt und nur 
nachher ein Häuflein Exiner dazugekommen sei. Bei der Art der 
damaligen Kämpfe, bei denen noch keine Einheitlichkeit bestand, 
sondern die verschiedenen Abteilungen auf eigene Faust arbei- 
teten, ist diese Erscheinung aber vielleicht verständlich. 

Einige kleine Beiträge greifen über das Thema hinaus. Nowina- 
Doliwa (Decknahme des ‚‚ehemaligen Oberbefehlshabers des ober- 
schlesischen Aufstandes‘‘), berichtet kurz ,,aus den blutigen Tagen 
Oberschlesiens‘ „Ich bemerke von vornherein, daß 
die Geschichte des 3. Aufstandes in Oberschlesien in ihrer Gesamt- 
heit noch nicht geschrieben werden kann, denn verschiedene 
wichtige Einzelheiten kann man aus begreiflichen Gründen noch 
nicht berühren“ (S. 71). Allerdings... Daß die Abstimmung ,,unter 
deutschem Terror‘‘ vor sich gegangen sei, dürfte den Landes- 
einwohnern sehr überraschend zu hören sein. Auf den Satz: ,,Fast 
ausschließlich einheimische Bevölkerung mit Hilfe einer kümmer- 
lichen Handvoll Patrioten aus den andern Teilen Polens besetzte 
das ganze durch die Korfantylinie eingenommene Gebiet‘ wollen 
wir hier nicht eingehen. 
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Ein weiterer kleiner Aufsatz des Geistlichen J. Klein tiber 
, Dabrowski w Bydgoszczy“ (1794) greift weiter zurück. Der 
Stich am Kopfe des Beitrages trägt die Bezeichnung ,,Situs oppidi 
Brombergae“ (S. 78). An Gegenwartserscheinungen erinnert 
es, wenn der Verf. fiir die damalige kleine dort operierende Truppen- 
macht nicht weniger als 7 Generäle aufzählt (außer dem Führer 
Dabrowski, der der Sohn einer Deutschen, Lettow-Vorbeck war, 
noch Madaliński, Rymkiewicz, Niemojewski, Mniewski, Lipski, 
Skorczewski). Während damals im Kosciuszkoaufstand nach 
dem für die Polen glücklichen Gefecht bei Bromberg ,,der weitere 
Vormarsch auf Thorn und Graudenz vorläufig unmöglich war‘, 
sind vor 10 Jahren die Polen überhaupt nicht bis Bromberg ge- 
kommen. Um nun für den Druckort des Werkes wenigstens etwas 
zu bringen, wird von J. Demkow ‚Der Einzug der polnischen 
Truppen in Bromberg“ 1, Jahr nach Versailles beschrieben. 
„Es ist natürlich, daß in Bromberg die polnischen Truppen auf 
eine maßlose Begeisterung der polnischen Gemeinschaft trafen. 
Aber man darf nicht vergessen, daß damals Bromberg eine Stadt 
mit einem ungeheuren Hundertsatz deutscher Bevölkerung war‘‘ 
(S. 94). Letzteres sieht man auch auf dem Lichtbilde S. 93 unten 
an den Geschäftsinschriften. So gewinnt man auch eine Vorstellung 
von dem Tage, wenn es heißt: ‚Es wird verständlich sein, daß 
die Herzlichkeit, mit der die Truppen begrüßt wurden, sehr von 
dem Hundertsatz der Polen in der Stadt abhing‘‘. Das ist etwas 
verschleiert gesagt, aber immerhin zu verstehen. Eine Irreführung 
aber ist es, wenn Verf. von ,,verdeutschten Städten‘ spricht, 
als ob das Städtewesen in Polen nicht deutschen Ursprungs ge- 
wesen sei. 


Dasselbe tut auch Konrad Fiedler — man sieht, auffällig 
viele geistige Führer deutschen Namens kommen in dem Werk 
zu Wort — wenn er in seinen „Bildern aus Westpreußen‘ 


z. B. bei Graudenz anläßlich der Verleihung des Magdeburger 
Stadtrechts 1291 durch die Deutschritter schreibt: ,,Sie bemühen 
sich um Zunahme der Wohlhabenheit dieses Komtursitzes; aber 
sie rotten aus ihm das Polentum(!) aus, sie siedeln in ihn aus Deutsch- 
land gierige Bürgerbevölkerung um‘. So soll es sich erklären, 
daß man sich später an die Königstochter Anna ,,in dem täglich 
von den Graudenzer Bürgern verwandten Deutsch‘‘ wandte (S. 109). 
„Das gegenwärtige Graudenz, eine während der preußischen 
‚Regierung so verdeutschte (!) Stadt, daß die Polen hier vor dem 
Kriege kaum 12 v. H. der Gesamtbevölkerung ausmachten, ist 
fast rein polnisch“ (S. 110). Wie es dazu geworden ist, sagt. er 
leider nicht. Der Name der Stadt Graudenz-Grudziadz stammt 
nicht von einem *Grodzieniec oder *Grudzieniec, sondern von dem 
-Gotenstamm der Gruthunger, wie auch der polnische Professor 
J. Rudnicki annimmt. Überflüssig zu sagen, daß die diesen Skizzen 
(auch über Krone, Kulm und Karthaus) und einem andern Auf- 
satz von K. Ulatowski über Kunstdenkmäler im Posen- 
schen beigegebenen Abbildungen von Bauwerken, Grabplatten usw. 
fast ausschließlich Erzeugnisse deutscher Begabung und deutschen 
Fleißes vorführen (Ordensgotik, Veit Stoß, Peter Vischer usw.), 
was hier im einzelnen nicht ausgeführt werden kann. 

Nicht viel erfährt man auch über den ziemlich überall vor- 
handenen deutschen Ursprung in dem Aufsatz von Dr. St. Waschko 
„Abriß des Gewerbes des früheren preußischen Anteils im Vergleich 
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mit den anderen Teilgebieten des polnischen Staates‘ (S. 157 — 168), 
der eine für die Zeit der Abfassung (1924) gute Übersicht gibt. 
Er sagt nur: „Mit dem Augenblick der Unabhängigkeit entstand 
die Notwendigkeit der Nationalisierung der Handels- und Gewerbe- 
betriebe, die bis dahin überwiegend in deutscher Hand gewesen 
waren‘‘. Dieser Augenblick wird aber falsch und in unrichtigem 
Licht dargestellt, wenn es heißt: ‚Die heutigen Wojewodschaften 
Posen... und Westpreußen... befreiten sich tatsächlich von dem 
Räuberjoch schon mit dem Ende des Jahres 1918 und dem An- 
fang 1919‘. Immerhin ist anzuerkennen, daß Dr. W. nicht, wie 
das häufiger zu lesen ist, behauptet, die ‚Räuberregierungen‘'‘ 
hätten absichtlich das Gewerbe in den (von deutsch-polnischer 
Mischbevölkerung bewohnten) Gebieten niedergehalten, sondern 
daß er die Änderung der Lage durch die neuen Grenzen von Wien 
1815 für ausschlaggebend ansieht und daß er schreibt: ,, Jedoch 
schon in der 2. Hälfte des verflossenen Jahrhunderts begannen 
die Deutschen nach Entwicklung des Gewerbes in den heutigen 
Wojewodschaften Posen und Westpreußen zu streben, und zwar 
gleicherweise aus wirtschaftlichen wie politischen Gründen‘. 
Auch daß das Fortfallen des reichsdeutschen Wettbewerbs in 
den ersten Jahren nach 1919 sehr förderlich gewesen ist, spricht 
er ruhig aus. Eigentümlich aber mutet es an, wenn er über die 
Statistik schreiben muß: ‚Man muß betonen, ‘daß die einzelnen 
Zahlen..., sogar amtliche, sich oft sehr bedeutend unter einander 
unterscheiden‘‘ (S. 158). Die Beiträge aus dem schönen Schrifttum 
und einige unwesentliche kleine müssen hier übergangen ‚werden. 
Dr. R. St. 


„La Pologne contemporaine“, „Poland of to day“, „Das heutige 
Polen“. 1927. VII und 384 S., zahlreiche Abbildungen. 
Unter diesem Titel ist ein Prachtwerk (der Verlag nennt es 

so) in Großformat erschienen, für dessen Redaktion die ‚Wiener 

Allgemeine Zeitung“ zeichnet, als Herausgeber und Verlag wird 

die ,,Allgemeine Telegraphen-Agentur Genf“, Budapest, Direktion 

Dr. Siegmund Länyi, genannt. Im Schlußwort werden als Redak- 

teure des Sammelwerks besonders Michat Orlicz, Heinrich Monat 

und Edward Rittner erwähnt, die in fast zweijähriger Arbeit das 

Sammelwerk zustande gebracht haben. Der Inhalt gliedert sich 

in vier Teile: Eine Reihe von Aufsätzen im ersten Teil führt uns 

in Staat und Verfassung ein, es folgt ein Überblick über Wissen- 
schaft, Presse, Kunst, Kultur und Erziehung. Der dritte Teil 

betrachtet das Volk und einzelne Landschaften und Städte Im 

vierten Teil erscheinen Aufsätze über Handel, Industrie, Finanz- 


wesen und Landwirtschaft. ,,Die redaktionelle Arbeit wurde 
unter Heranziehung österreichischer und polnischer Kräfte durch- 
geführt.“ 


Dr. Karl Bader, der Gesandte der Republik Polen in Öster- 
reich, beginnt seinen Vorspruch: „Österreichische Initiative, öster- 
reichische Arbeitskraft und Technik übergibt der Öffentlichkeit 
dieses Buch, das die interessanten und plastischen Lebenserschei- 
nungen des heutigen Polen widerspiegeln soll.“ Es folgt die An- 
rufung der historisch verbürgten Freundschaft zwischen Österreich 
und Polen (vergl. Sobieski), ,,hier wie dort hat die Kultur des 
Westens an den östlichen Grenztoren ihre weithin leuchtenden 
Fanale aufgerichtet‘. Aus den ‚Banden zivilisatorischer Ein- 


Besprechungen und Inhaltsangaben, 183 


mütigkeit“ ergibt sich: ‚Es kann daher nicht wundernehmen, 
daß die Wiener Kunst und der Wiener Unternehmungsgeist uns 
heute ihren Beistand leiht, um dieses von Polen verfaßte Werk 
in glänzender Gewandung in die Hände der zivilisierten Welt- 
nationen zu übergeben.“ Wir wissen jetzt wenigstens, daß das 
Werk von Polen verfaßt ist; es soll das ‚‚allerbeste Zeugnis für die 
kulturelle Solidarität und die Zusammenarbeit “sein, ,,die zwischen 
Österreich und Polen besteht“. 

Nun kommt das Vorwort der Herausgeber: „A nos lecteurs, 
To our readers — An unsere Leser“ (der deutsche Text des Vor- 
worts steht am Schluß des Werkes, damit man nicht zu suchen 
braucht). Ein Vorwort enthält zumeist ein Programm und eine 
Rechtfertigung, also müssen wir näher darauf eingehen. Danach 
soll das Werk ,,ein neues Gebiet des Nachkriegs-Europa entdecken 
lassen“. ‚Im Widerstreit sich. bekämpfender Interessen mit starr 
nach anderer Richtung gewendeten Blicken übersah Europa, daß 
in seiner Mitte ein neuer starker Staatsorganismus erwachsen ist, 
der nicht nur künftighin ein heilsamer Faktor des Gleichgewichts 
und des Friedens zu werden verspricht, sondern schon von seinem 
Anbeginn als Bezwinger des Bolschewismus seine historische Mission 
einer Vormauer und Friedenswacht weiter fortsetzt und er- 
füllt...“ ‚Das bislang wenig gekannte Land soll mit seinen viel- 
fachen wissenschaftlichen und hohen kulturellen Errungenschaften 
einer der Wecker und Anreger zur Belebung des Rhythmus, zur 
Kräftigung der verdorrenden Zellen des alten Europa und seines 
Schaffensvermögens werden.“ (Fürwahr, ein stolzes Ziel und eine 
lohnende Aufgabe!) Die Herausgeber wissen, daß man besonders 
objektiv vorgehen muß, wenn man über einen Staat belehren 
will. Darum heißt es: ,,Ziffern, Daten, Tatsachen geben wir so 
wieder, daß der Leser in die Lage komme, sich selbst ein Urteil zu 
bilden und nicht etwa unterbewußten Neigungen für oder gegen 
unterliege.“ Sie bemühen den Geist von Locarno, um die Not- 
wendigkeit der Umwertung bisher vorhandener Ansichten zu er- 
weisen. Sie betonen dabei nochmals: ‚Wir sind uns der großen 
Verantwortlichkeit bewußt, ein Werk herauszugeben, das gewisser- 
maßen ein historisches Dokument sein soll.“ Sie fahren allerdings 
fort: ,,...und hegen Befürchtungen, ob die so bedeutende Aufgabe 
nicht gar zu sehr unsere Kräfte tiberstieg. “ 

Wir erwarten in einem so umfangreichen Werk, das die Heraus- 
geber übernahmen, nichts Vollkommenes, denn wir wissen die 
Arbeit, die dazu gehört, wohl zu schätzen; wir geben auch ohne 
weiteres zu, daß man vieles zuriickstellen mußte, um den Stoff 
nicht zu sehr anwachsen zu lassen; denn ,,schon in dem heute 
beschränkten Umfange wiegt ein Exemplar zirka 5 Kilogramm“, 
Aber wir legen — und die Herausgeber wollen es so — Wert darauf, 
daß man in einem solchen Werke objektiv vorgeht, damit es als 
historisches Dokument gelten kann. 

Wir können nach genauer Prüfung des Werkes nur sagen, die 
„bedeutende Aufgabe“ hat allerdings die Kräfte der Herausgeber 
„bedeutend iiberstiegen“, aber es lag durchaus nicht an den Kräften 
und auch nicht an der Aufgabe, sondern es lag am Willen der 
Herausgeber. Die Herausgeber können also keineswegs den Spruch: 
Ut desint vires, tamen est laudanda voluntas für sich in Anspruch 
nehmen, vielmehr verfahren sie nach dem Spruch: Sic volo, sic 
jubeo! Die Herausgeber sind Meister in der Kunst des Ver- 
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schweigens; damit wird die Propaganda, die sie treiben, zu 
einer unehrlichen Propaganda. Man erwartet nach der ganzen 
Aufmachung eine objektive und neutrale Darstellung, begegnet 
aber auf Schritt und Tritt einer rein subjektiven Darstellung, die 
den Tatsachen aus dem Wege geht. Besonders gefährlich wird 
die Propaganda, weil die Herausgeber mit einem reichen Bild- 
material arbeiten, von dem sie behaupten: ,,Die Illustrationen, 
welche man nach Möglichkeit beschaffte, geben wohl die beste 
Vorstellung vom geschilderten Land und sind überdies als treues 
Abbild der Wirklichkeit ein nicht anzuzweifelndes Zeugnis.“ Wir 
erlauben uns, dieses Zeugnis anzuzweifeln, denn es kommt immer 
sehr darauf an, wo man die Grenzen der Möglichkeit einer Be- 
schaffung von Illustrationen zieht, und es kommt noch mehr 
darauf an, wie man das ‚Abbild der Wirklichkeit‘ im Text aus- 
wertet. 

Eine eingehende Widerlegung des von den Herausgebern und 
Verfassern der einzelnen Artikel angewandten Verfahrens würde 
eine umfangreiche Gegenschrift erfordern; wir müssen uns hier 
mit einigen Hinweisen begnügen. 

Polen ist bekanntlich ein Nationalitätenstaat, der immerhin 
mit einer Minderheit von mindestens 31,4 Prozent zu rechnen 
hat. Wo wird in unserem ,,Prachtwerk“ von diesen Minderheiten 
gesprochen ? Wo vor allem wird auf ihren Anteil am kulturellen 
Leben Polens heute und in früherer Zeit auch nur hingewiesen ? 
Wir erfahren — ganz ließ sich das schließlich nicht umgehen — 
an sehr unauffälliger Stelle (S. 177/178) klein gedruckt, daß es 
68,6 Prozent Polen im heutigen Polen (nach der selbst von polnischer 
Seite angezweifelten Volkszählung von 1921, vgl. Zygmunt Sto- 
linski in der Zeitschrift „Sprawy Narodowosciowe“, 1927, Juni, ff.) 
gibt. Der Abschnitt beginnt mit den bezeichnenden Worten: 
„Die Republik Polen liegt im wahren Herzen Europas“ (von 
uns gesperrt. D. Verf.). | I 

Wenn überhaupt von fremden Einflüssen gesprochen wird, 
so drückt man sich sehr vorsichtig aus, es heißt dann ‚‚westeuro- 
päisch“, deutsch darf ja beileibe nicht gesagt werden, oder man geht 
an der Darstellung mit einem kühnen Sprung über das Hindernis 
deutscher Kultur hinweg. So heißt es etwa in dem Abschnitt ,,Im 
polnischen Wiegenlande...“ (Man darf sich an der sonderbaren 
Ausdrucksweise nicht stoßen, denn das Werk ist eine ungeschickte 
Übersetzung aus dem Polnischen, wie zahlreiche glatte Polonismen 
beweisen; hoffentlich steht es mit dem französischen und eng- 
lischen Text besser!) Es heißt also S. 258: ,,Um diese Zeit drang 
von Westen her die sogenannte Kolonisationsbewegung ins polnische 
Land ein, welche zugleich die rechtliche und verwaltungstechnische 
Autonomie der Städte brachte. Alseine der ersten wird in Poznan... 
eine autonome Stadt gegründet. Sie wurde ganz nach mittelalter- 
lichen Plänen aufgebaut.“ Warum sagt man nicht klar und schlicht: 
Zu deutschem Recht begründet? Es heißt S. 259: ,,Das Jahr 1793 
brachte die zweite Teilung Polens und damit den Abfall (?) der 
Stadt Poznan an Preußen. Dieses große politische Ereignis hatte 
bedeutende Folgen, welche naturgemäß die Entwicklung der Stadt 
in hohem Maße beeinträchtigen mußten.“ Entspricht das den 
Tatsachen? Über dem Text sieht man auf der gleichen Seite die 
„städtische Oper“ in Posen, es steht aber nicht dabei, wer sie 
gebaut hat! Auf S. 261 sehen wir ein Bild: Die sorgfältig erhaltenen 
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Landstraßen (im Posener Bezirk). Wer hat sie angelegt und bis 
1919 erhalten? Oder wir sehen Abbildungen aus dem ,,Bezirk 
Schrimm“ (S. 272): Das Gebäude des ,,Bezirksausschusses“, die 
Landesanstalt für Arme, das Krankenhaus für Kinder. Bauten 
des heutigen Polen? Oder es heißt S. 298 von Thorn: ‚‚Im. Jahre 
1923 entstand durch Zusammenlegung einiger kleinerer Bibliotheken 
die städtische Kopernikus-Büchersammlung, eine der größten 
polnischen wissenschaftlichen Büchersammlungen.“ Haben nicht 
auch die vorhandenen deutschen Bibliotheken dazu beigetragen ? 
— Daß natürlich Kopernikus, Wit Stwosz (Veit Stoß), Chodo- 
wiecki (S. 158, S. 160) ohne weiteres als Polen auftreten, darf uns 
- nach allem anderen nicht wundern. — 

Daß die Herausgeber, wenn sie wollen, auch anders Geschichte 
machen können, wenn es darauf ankommt, Ansprüche Polens zu 
begründen, beweisen etwa die Aufsätze über Wilna (S. 215, S. 219). 
Die Herausgeber betonen ausdrücklich, daß sie einzelne Gebiete 
ausführlicher behandeln mußten, ,,weil sie entweder als Wiege 
des Polentums nebst ihrer gegenwärtigen auch ihre historische 
Bedeutung haben (zum Beispiel Poznan, Oberschlesien, Pommern“ 
— gemeint ist Pommerellen —), aber es fällt ihnen gar nicht ein, 
auch nur mit einem Wort auf das hinzuweisen, was deutsche Arbeit 
und deutsche Kultur für diese Gebiete bedeutet haben und noch 
bedeuten. 

Können wir, selbst nach diesen wenigen Bei- 
spielen, überhaupt noch von objektiver Darstellung sprechen? 
Man setzt im Gegenteil alles, was die Teilungsmächte geleistet 
haben, bewußt herunter; etwa S. 165: ,,Um das polnische Antlitz 
zu verwischen, germanisieren sie und russifizieren es durch Archi- 
tekturen (Palast Wilhelms II. in Poznan).“ Dagegen wird alles 
National-Polnische in den Himmel erhoben; etwa S. 102: ,,Pade- 
rewski, der berühmteste Musiker der Neuzeit,“ es steht beileibe 
nicht dabei, daß sich das nur auf Polen beziehen kann! 

Man bedauert es (S. 178), daß ,,der neue polnische Staat 
kaum die Hälfte des alten Polens“ sei; es heißt von Danzig: ,,Das 
Gebiet der freien Stadt Gdansk, die mit Polen vereinigt ist...“, 
an anderer Stelle (S. 317): ,,Erst nachdem Gdansk nach der Wieder- 
herstellung Polens im Jahre 1920 zur Freistadt geworden war, 
erhielt diese ihre geschichtliche Rolle als Zugangspforte zum Meere 
fur ganz Polen wieder.“ Von der Zusammensetzung der Bevölkce- 
rung und dem deutschen Charakter Danzigs wird aber nicht ein 
Wort gesagt. Es läßt sich besser im Trüben fischen. Wie ist es 
aufzufa.sen, wenn S. 63 gesagt wird: ,, Kurz darauf, am 11. Februar 
1920, erıeichten polnische Abteilungen, die unter dem Kommando 
des Generals Jözef Haller das von Deutschland zurückgewonnene 
Pommer:ı in Besitz genommen hatten, die polnische Küste. Puck, 
der atto Kriegshafen Wiadyslaws IV., wurde von einem polnischen 
Seebataillon eingenommen...“ ? Die „Ströme von Blut“, die 
Polens Erde im Freiheitskampf gedüngt haben, spielen überhaupt 
eine große Rolle. 

Denn Polen erscheint selbstverständlich als der uralte Hort 
republikanisch-demokratischer Ideen. Herr Olechowski beweist 
uns das auf S. 43/44. Wir hören, daß die ‚Statuten von Wislica‘“ 
(1347) der ‚erste Rechtskodex im christlichen Europa“ waren, 
und daß ,,die freiwillige Volksvereinigung zwischen Polen und 
Litauen im Jahre 1413 beispielgebend für die ganze damalige Welt“ 
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war, wir hören, daß ‚‚seit 1588 das Kritisieren des Königs in Polen 
keine Majestatsbeleidigung“ war (man kann darin auch eine unver- 
zeihliche Überhebung des Adels und Schwäche des Königstums, 
also des Staats, sehen). Aber Herr O. beweist uns auch, oder viel- 
mehr er gibt es als Tatsache: ,, Polen ist dem internationalen Schieds- 
gericht im Haag um fünf Jahrhunderte zuvorgekommen, indem 
es schon im 14. Jahrhundert zur Zeit Kazimierz des Großen eine 
Konferenz nach Warszawa einberufen hatte, wo ein Schiedsgericht, 
ohne Blut zu vergießen, den Streit zwischen Polen und den Kreuz- 
rittern um die Grenzprovinz Dobrzyn geschlichtet hat.“ Und er 
tröstet uns damit, daß ,,das heutige Polen die schönen Traditionen 
der Vergangenheit übernommen hat“. Kommentar ist über-. 
flüssig. 

Propaganda muß vielleicht sein; aber wir verlangen ehrliche 
Propaganda. Das Prachtwerk ,,Das heutige Polen“ meint es, 
wie schon die angeführten Stellen beweisen, nicht ehrlich, sobald 
es auf die historischen Grundlagen und Tatsachen ankommt. 
Vielleicht hätte es aber mit Offenheit und sachlicher Darstellung 
den Zwecken, die es sich vorgenommen hat, besser gedient! Bdt. 


Historja powiatu zninskiego. Pod redakcją Dr. Stefana Truchima. 
[Geschichte des Kreises Znin. Unter Schriftleitung von Dr. 
Stefan Truchim...] Poznan 1928. Nakladem Wiesława 
Tuchotki [Posen 1928. Verlag von Wiestaw Tucholka.] Zu 
haben in der Buchhandlung M. Arct. 261 S. Mit Holzschnitten 
und Zeichnungen. 

, Die Anregung zur Bearbeitung der Geschichte des Kreises 
gab sowie die Kosten der Veröffentlichung trug Herr W. Tucholka, 
Besitzer von Marcinkowo dolne im Kreise Znin. Diese Tat ist mit 
Anerkennung zu begrüßen, und man möchte sich wünschen, daß 
er recht viele Nachahmer fände.“ Mit diesen Worten schließt der 
Schriftleiter die kurze Einleitung. Auch bei den deutschen Be- 
sitzern im Lande wäre eine Nachahmung dieses Beispiels wünschens- 
wert, unter denen — abgesehen von einer kleineren Zahl erfreu- 
licher Ausnahmen — die Anteilnahme an der wissenschaftlichen 
Heimatkunde und den Veröffentlichungen unserer Historischen 
Gesellschaft leider vielfach beschämend gering ist. Neben Herrn 
Tuchotka verdient weiter Prof. W.Ossecki rückhaltlose Aner- 
kennung, der das Werk mit einer Reihe vorzüglicher Holzschnitte 
und Zeichnungen geschmückt hat, so daß es sich als das Muster 
einer vornehm ausgestatteten Heimatgeschichte darstellt. 

Und nun die Hauptsache, der Inhalt. Es ist ein Sammel- 
werk, und wie die meisten derartigen Bücher, ist auch dieses nicht 
einheitlich. So lautet auch ein polnisches Urteil (Kronika Miasta 
Poznania 1928, S. 288). Museumsdirektor Dr. Marjan Gumowski 
hat das Mittelalter, Gymn.-Prof. Dr. St. Truchim die Zeit der 
Wahlkönige, stellv. Büchereidirektor Dr. Andr. Wojtkowski die 
Nachteilungszeit nach den Quellen dargestellt. Das Gebiet gehörte 
ursprünglich zur Landschaft Palucken und war fürstlicher Besitz. 
Bald griff aber die Kirche um sich, auch zu Ungunsten der Adels- 
geschlechter. Die erste geschichtliche Persönlichkeit. war Erz- 
bischof Jakob von Gnesen (bis 1148). Der Zniner Schlüssel um- 
faBte bald 18000 Morgen, davon aber wohl nur */,, Acker. Außer- 
dem hatten die Klöster Lekno (deutsche Zisterzienser aus Köln) 
und Tremessen dort Besitz. 1262 ließ sich der Erzbischof ein 
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Privileg zur Anlage von Dörfern und Städten nach deutschem 
Recht ausstellen. ‚Mit der damaligen allgemeinen Strömung 
gehend, nahm der Erzbischof wieder Bodenreform- und Ansied- 
lungspläne auf.“ ,,Es war das die Zeit, in der eine ganze Reihe 
Siedlungen in Städte verwandelt und mit neuen Leuten besetzt 
wurden“ (S. 38). Das pflegten zu jener Zeit auch noch Leute 
deutschen Volkstums zu sein, und wie die erste Stadt im Palucken- 
lande, Exin, 1262 durch die Deutschen Reiner und Johannes 
gegründet wurde, wird es ähnlich auch mit Znin gewesen sein. 
Nach der Heimsuchung der Ordenskriege kaufte die Stadt die 
Vogtei, besaß eine Badeanstalt und beherbergte verschiedene Hand- 
werker. In der Zusammenstellung S. 118 werden 30 Ortschaften 
aufgezählt, die gegen Ende des Mittelalters nachweislich deutsches 
Recht besaßen. S. 117 heiBt es, daß damals alle Dörfer es brauchten. 
„Das Ziel dieser Lokation oder Überführung des Dorfes aus dem 
polnischen in das deutsche Recht war die Verbesserung der Wirt- 
schaft und Hebung der Einnahmen oder vielmehr die Veränderung 
der Dienste und Abgaben in Natur in feste jährliche Zinszahlungen. 
Ferner war das gleichbedeutend mit der Besiedlung beträchtlicher 
und bisher bisweilen unbewohnter Gebiete und machte sich deshalb 
immer bezahlt“ (S. 61). In den Kämpfen der Adelsgeschlechter 
untereinander, die eine böse Vetternwirtschaft einführten, wurde 
Znin von der einen Partei mit List besetzt und erhielt eine meist 
sächsische und pomoranische Besatzung. Dabei wurde auch das 
Schloß Arnold von Waldows verwüstet und Lekno verbrannt. 
Es bildete sich ein Raubritterwesen heraus, wie es auch Deutsch- 
land kannte, dessen Opfer hauptsächlich die Kaufleute der deutschen 
Städte (auch von Thornern wird berichtet) waren. Damals wurde 
wohl auch der 1912 in Znin gefundene Silberschatz von 5000 Groschen 
vergraben, der bezeichnenderweise nur böhmische und Meißner 
Münzen aufwies, keine polnischen. Dazu paßt nicht recht die 
Behauptung: ,,Die Stadt war trotz ihrer frühen Begründung völlig 
polnisch“ (S. 99), wie die in den Schriftstücken vorkommenden 
Namen beweisen sollen. Diese sind aber so spät und so spärlich, 
daß sie für die frühere Zeit gar nichts besagen. Daß die Zniner 
in den Ordenskriegen in der 2. Hälfte des 15. Jahrhunderts keine 
Kirchengeräte aus Edelmetall zur Verfügung stellten und erst 
auf ausdrücklichen königlichen Befehl 15 Bewaffnete entsandten 
(S. 101), spricht nicht gerade für opferwillig polnisch-vaterländische 
Gesinnung. Die vorhandenen Juden wurden 1449 vertrieben 
(S. 138). Mehrfach werden übrigens deutsche Angehörige der 
höheren Stände erwähnt oder mindestens deutschnamige: Bei der 
Fürstenzusammenkunft von Gonsawa wurde Heinrich der Bärtige 
durch den Opfertod seines deutschen Ritters Peregrinus von 
Weißenburg gerettet, während Lestic der Weiße ermordet wurde. 
Ein Wojewode von Gnesen heißt Heckenbold, ein Bischof von 
Leslau Gerward (S. 87), ein päpstlicher Kollektor und Kantor 
von Posen Nik. Strosberg (S. 70), ein Hofarzt Dr. Herbord (S. 106, 
aus einem fränkischen Geschlecht), mehrfach Kottwitz (damalige 
Schreibung = cz) aus thüringischem oder schlesischem Geschlecht. 
Die ungleichmäßige Namenschreibung (Ginter, Gunter, Bischof 
von Plotzk S. 32 und 36, Komratowo S. 63, Kunratowo S. 64 — 
natürlich nach einem Konrad genannt —) stört etwas. 

Die spätere Zeit zeigt hauptsächlich ein Bild fortschreitenden 
Verfalls, gefördert durch verschiedene Brände und Kriegswirren, 
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, Die nicht ausgebesserten Stadtmauern wurden 1656 von den 
Schweden zerstört“ (S. 128). Immer wieder wird von dem schlechten 
Zustand der Gebäude berichtet (S. 132; S. 135: ‚‚ruinam mitatur"; 
S. 140 ,,Einen weit größeren Verfall stellt die Lustration... 1685 
fest“, S. 136 ,,beklagenswerter Zustand der Gebäude“; S. 138, vor 
erster Teilung: ‚‚Die Klostermauern (in Znin) waren so weit zerstört, 
daß die 12 Mönche samt dem Prior nicht. wo zu wohnen hatten“). 
1636 wurde die Stadt von 4 Fähnlein eigner Soldaten geplündert. 
, Dieser Vorfall spricht nicht schmeichelhaft für die damalige 
Manneszucht im Heere“. ,,Wegen der verübten Übergriffe wurden 
Klagen bei den Gerichten eingereicht, aber sie brachten der Stadt 
keine Genugtuung“ (S. 154/5). Kennzeichnend für die geringe 
Beachtung behördlicher Anordnungen war, daß ein 1751 aus- 
gegebenes Verbot, Bauwerke mit Stroh zu decken (S. 156), 1769 
wiederholt werden mußte (S. 159). Gegen den Vater der beiden 
bekannten Gelehrten Sniadecki (auch Klem. Janicki und Erasm. 
Glitzner stammen aus Znin), den Stadtvogt Andreas $., und andre 
schrieb 1768 der Bürgermeister zusammen mit Zunftmeistern und 
Bürgerschaft eine feierliche Kundgebung wegen rechtswidrigen 
Verfahrens in die Stadtbücher ein (S. 158). Auf den Gütern (außer 
den Adligen denen des Erzbischofs, Domkapitels und des Klosters 
Tremessen) scheint der Frondienst zu plötzlich und ausgiebig ein- 
geführt worden zu sein, wie auch Verfasser annimmt und wie 
verschiedene Klagen bezeugen (z. B. S. 171). Weiter hören wir von 
„verzweifelten Beschwerden“ über Mißbräuche der verschiedenen 
‚Verwalter (S. 174 ff.). Infolgedessen waren zeitweise 184 von 
457 Hufen unbesetzt (S. 166). Sogar Pfarrer mußten bisweilen 
ihre Gemeinde verlassen, weil sie sich nicht halten und erhalten 
konnten (S. 181, 188/9). Die Schwedenkriege brachten, wie schon 
‘erwähnt, Verwüstungen von beiden Seiten (S. 176/7), ebenso die 
verschiedenen Bürgerkriege und Konföderationswirren. 
l So waren die Städte des Kreises kleine, verfallene Nester, 
als sie durch die beiden ersten Teilungen an Preußen fielen. Bei 
‚Gonsawa schwanken die Angaben der damaligen Bevölkerungszahl 
zwischen 91 und 205, bei Znin zwischen 370 und 613. Hier in der 
Gegend lagen einige der wenigen sogenannten ‚Städte“, die in 
der Zeit des Übergangs wirklich stark polnisch waren, doch auch 
nicht völlig (z. B. in Znin ein Schmied Gottfr. Siedow, Ign. Pirschel, 
Tischler Magow, Bierbrauer Lorenz, Häusler Melchior Brixin; 
einige Namen sind erst verpolt wie Müller-owski, Peter Paulnewski; 
Szenkie-wicz (Schönke), Lam-owicz, Cepler-owicz S. 141 ff.). Auch 
‘unter den Einwohnern von Gonsawa sind wenigstens einige deutsche 
Namen (Matth. Krüger, ,,Marcin Szok“, Bierbrauer Kasper S. 
182 ff.). Daß in den beiden erzbischöflichen Städten das doch 
größtenteil evangelische Deutschtum nicht besonders begünstigt 
wurde, ist ja auch weiter nicht verwunderlich. Über die beiden 
adligen Städtchen Janowitz, das wohl schon länger Stadt ist als 
angegeben, und Rogowo, das zeitweise Dorf, dann Marktflecken 
und seit dem 17. Jahrhundert eine Stadt war, sind die Bürgerlisten 
nicht angegeben. Die für mehrere Städte damals nach der Arbeit 
von Frl. Dr. Rhode (Heft 7 dieser Zeitschrift) anzusetzenden Juden 
sind in dem Abschnitt nicht erwähnt, erst für 1800 (Janowitz unter 
293 Einwohnern 44, Rogowo unter 266 dagegen 138 Juden, S. 206.) 
Damit sind wir bereits im dritten Teil. Über diese Darstellung 
der Nachteilungszeit durch Dr. Wojtkowski sagt Dr. Forst-Battag- 
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lia, den die Polen ihren ,,alten Freund“ nennen (Kwartalnik 
Historyczny 1927, S. 450): Er ‚befriedigt in literarischer Hinsicht, 
doch er stößt durch unangenehm chauvinistischen Ton den ruhigen 
Leser ab. Kann denn über Großpolen nie ohne politischen Bei- 
geschmack geschrieben werden?“ (Jahrbücher für Kultur und 
Geschichte der Slaven, 1928, S. 303). So muß man leider hier auch 
auf einiges eingehen. Der Verfasser beginnt mit der Darstellung 
der Vergrößerung des Netzebezirks durch Vorschieben der Grenze 
noch nach 1772 und sagt dazu: ‚Auf eine so abscheuliche Art 
raubten die Preußen einen großen Teil Kujawiens“ usw. (S. 200) 
und spricht von ‚‚einer der am meisten auffallenden und empö- 
renden I:rscheinungen des preußischen Zynismus in zwischen- 
staatlichen Dingen“ (S. 198), daß Brenckenhoff scheinbar auf 
eigne Faust vorging, so daß Friedrich sich gegebenenfalls mit 
Ungehorsam seines Untergebenen entschuldigen konnte. Solche 
Fälle, die in keiner Weise beschönigt werden sollen, gab es doch 
aber auch schon früher in der Geschichte und — auch noch viel 
später. Vielleicht besinnt sich Dr. W. noch ganz gut auf einen 
ganz entsprechenden Fall vor wenigen Jahren, bei dem es sich 
allerdings nicht um Preußen, sondern um seine Landsleute handelte. 
Weiß er ferner als Geschichtsforscher nicht, daß polnische Besitzer 
flehentlich gebeten hatten, ihre Besitzungen mit in das ,, Rauber“- 
staatsgebiet einzubeziehen, daß ferner 1776, als einige Stücke 
- zurückgegeben wurden, ‚Friedrich Margonin nur auf die flehent- 
lichen Bitten der schmählichen Patriotin Skörzewska behielt?" 
(Vgl. Julian Baczyński, Naród polski pod obcem panowaniem. 
Posen 1909, S. 36). Auch wenn damals wirklich kurze Zeit in der 
Zeit der Weltbürgerlichkeit, völkischer Gleichgültigkeit, des Schwan- 
kens der Schreibweise (vgl. Heft 12 dieser Zeitschrift, S. 189/190) 
preußische Beamte einige polnische Familiennamen zu verdeutschen 
gesucht haben, zu einer Zeit, wo bisweilen die Leute selbst Doppel- 
namen führten, hätte er besser getan, ihnen daraus keinen Vor- 
wurf zu machen; denn die umgekehrte Entwicklung, daß polnische 
Beamte deutsche Namen verpolt haben, war unvergleichlich viel 
häufiger und länger im Schwange, kommt sogar heut noch in 
KongreBpolen vor. Auch die Empörung über die Ausweisung von 
nichtpreußischen Polen durch Bismarck 1885, ‚die nach dem 
Jahre 1840 aus Kongreßpolen zu uns gekommen waren“ (S. 254: 
„Die berüchtigte preußischen Ausweisungen, die mit unerhörter 
Rücksichtslosigkeit durchgeführt wurden") ist nicht recht ange- 
bracht, wenn man sich an die Ausweisungen von ganz anderen 
Zahlen deutscher Optanten aus Polen, deren Vorfahren großenteils 
schon Jahrhunderte lang im Lande saßen, erinnert. Von drei 
solchen deutschen sogenannten ‚Holländerdörfern“ hören wir 
(S. 203). 

Lehrreich ist die Darstellung der Aufstände 1794 und 1806/7, 
besonders, daß der vielgenannte General Dabrowski, der Leiter 
und spätere Legionenführer, die von dem Unterführer Krupeckt 
eingesetzte, aus Polen bestehende Obrigkeit von Znin entfernte 
und dafür ‚den Kaufmann Weiß zum Bürgermeister und die Bürger 
Krüger und Tytz zu Schöffen ernannte“, ,,wahrscheinlich Deutsche“ 
(S. 212). Dagegen heißt es über den ersten Abschnitt der zweiten 
preußischen Zeit: ‚Von 1815 bis zum Novemberaufstand waren 
die Verwaltungsposten vom Landrat bis zum Schulzen herunter 
überwiegend von Polen besetzt“ (S. 218). Die Verbreitung falscher 
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Meldungen über polnische Siege im Aufstand 1830/31 durch den 
Kgl. Preuß. Landrat Kloczkiewicz, der ein eifriger Pole war, hatte 
übrigens nach den Angaben einer Anzeige die Folge, daß polnische 
Bauern in Gora den Aufseher Falk zu Tode prügelten (S. 224). 
Kennzeichnend für die staatsbürgerliche Einstellung der damaligen 
polnischen Bürger Preußens — heute. versteht man sie ja tat- 
kräftig von den Minderheiten gegenüber dem polnischen Staat 
zu fordern — war, daß polnische Adlige auf einem Verbrüderungs- 
fest sonst nicht beachtete Städter mit ‚polnischen Kokarden™ 
schmückten (S. 234), unter dem Deckmantel eines Jagdvereins 
militärische Übungen abhielten (S. 235), daß ein Edelmann, Itowiecki 
aus Retsch, seinem Knecht das Tragen einer preußischen Aus- 
zeichnung verbot, ebenso für die sittliche Einstellung, daß dieser 
selbe einem Bauern, der ihm den Verkauf eines Waldstückes an 
einen Juden vorhielt, antwortete: ,,Wir werden bald alle Juden 
aufhängen, und dann wird der Wald wieder mein sein“ (S. 238). 
Beim Aufstandsbeginn 1848 verkündete ein anderer, die Bürger 
würden jetzt keine Steuern mehr zu bezahlen brauchen (S. 241). 
Entsprechend schrieb 1794 der Bürgermeister von Gonsawa: 
, Kurz, es ist eine Hottentottenwirtschaft‘“ (S. 210). 

Erstaunlich ist die Behauptung, die preußische Regierung 
habe die Provinz zugunsten anderer, rein deutscher Gebiete aus- 
gesogen (S. 220). Sie soll auch Schaffung von neuen Anlagen ver- 
mieden haben, weil sie sich im Besitz der Provinz nicht sicher 
gefühlt habe. Bis 1847 z. B. sei keine Kunststraße durch den Kreis 
gegangen. Dazu darf man wohl fragen: Welches Gebiet hatte 
1918 verhältnismäßig mehr Kunststraßen, das preußische Posen 
oder das damals schon 51 Jahre völlig unter polnischer Verwaltung 
stehende Galizien? Ist das nichts, wenn in den Hungerjahren 
seit 1815 jährlich allein 12—13 Schulhäuser im Posenschen gebaut 
wurden? (Laubert, Die Verwaltung der Provinz Posen, S. 253 
nach I. Z. B. 1840). Ist es ferner, wie Dr. W. aus einem Einzelfall 
des Kreises Schubin zu verallgemeinern sucht (S. 254), eine Benach- 
teiligung des katholischen Schulwesens, wenn gerade zur Zeit des 
(im Gegensatz zu seinem romantischen Nachfolger) streng evange- 
lischen Königs Friedrich Wilhelms III. in den on 1831 — 36 
113 neue evangelische, dagegen 292 katholische Lehrerstellen 
geschaffen wurden (Laubert a. a. O. S. 252), während die Zahl der 
Protestanten damals rund '/, der Bevölkerung ausmachte? An 
dieser Übergerechtigkeit könnte sich mancher neuere Staat sogar 
ein Beispiel nehmen. 

Trotz allem, was Dr. W. der preußischen Regierung vorwerfen 
zu müssen glaubt, ıst er doch genötigt, öfters von Fortschritten 
zu preußischen Zeiten zu reden, z. B. bei der durch die Staats- 
behörden begünstigten Obstbaumpflanzung. ‚Die Eigentums- 
verleihung (bei den Bauern) hatte wohltätige, sofortige Folgen‘ 
(S. 230). Besonders über die Wirtschaftsgeschichte finden sich 
allerlei nützliche Angaben. Betreffs der Dreifelderwirtschaft, die 
schon seit Karl d. Gr. bekannt sein soll, vergleiche man Heft 13 
dieser Zeitschrift S. 154. Auf die anderen Fortschritte in der Land- 
wirtschaft dürfte das unmittelbare Beispiel der deutschen Nachbarn 
auch mehr gewirkt haben als das gern angeführte einzelne ,,west- 
liche“ (Chlapowski in Schottland). 

1888 war 34 des Kreises in deutscher Hand. Leider erzählt 
Dr. W. nichts über die wirtschaftlich günstige Auswirkung der 
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Ansiedlungstätigkeit, den raschen Aufschwung von Janowitz vor 
dem Kriege; dagegen erwähnt er sorgfältig das eine (von insgesamt 
vier) enteigneten Gütern. Warum schließt er eigentlich mit 1918 
ab? Wieviel Besitzungen bis jetzt den Deutschen im Kreise ent- 
eignet worden sind, welche Preise dafür bezahlt wurden, all solche 
Angaben wären im Vergleich mit den Vorkriegszahlen sehr lehr- 
reich gewesen, auch z. B., auf wie verblüffend einfache Weise die 
deutsche Kartoffelflockenfabrik in polnische Hand überführt 
worden ist. Immerhin sind wir auch für den Auszug aus dem Bericht 
des Zniner Bürgermeisters vom @2. 1. 1913 dankbar, daß seit drei 
Monaten die Polen vollständig alles boykottierten, was deutsch 
sei; indessen die Deutschen, darunter sogar Beamte, kauften 
weiter bei Polen (S. 258). Die wichtige Rolle der polnisch-katho- 
lischen Geistlichkeit, ihr Mißbrauch der Kirche zu politischen 
Zwecken, ihre Juden- und Deutschfeindlichkeit tritt mehrfach 
hervor, z. B. der Präfekturrat Geistl. Bocheński kämpft ebenso 
wie sein Vorgesetzter zu herzogl. Warschauer Zeit ,,mit der Schad- 
lichkeit der Juden“ (S. 214), Beteiligung von Pröpsten an den 
Aufständen wie 1918 auch (S. 241) usw. 


Zusammenfassend möchte ich sagen: Wenn man auch beson- 
ders in der Richtung des letzten Teiles des Buches manches aus- 
zusetzen hat, als Beweis eines zielbewußten Strebens auf dem 
Gebiet der Heimatgeschichte verdient das Werk alle Beachtung 
und Nacheiferung. : Dr. R. St. 


Dzieje i rozwój Wielkich Katowic jako osrodka górnośląskiego 
przemyslu i stolicy autonomicznego województwa śląskiego, 
1926. Wydane nakladem magistratu W. Katowic. Opracował 
Wł. Nalęcz-Gostomski. Katowice 1926. — [Geschichte und 
Entwicklung von Groß-Kattowitz als Mittelpunkt des ober- 
schlesischen Gewerbes und Hauptstadt der autonomen Woje- 
wodschaft Schlesien, 1926. Herausgegeben im Verlage des 
Magistrąts von Gr.-Kattowitz. Bearbeitet von (Ladislaus) 
v. Nalecz-Gostomski. Kattowitz 1926.] 252 S., etliche Ab- 
bildungen und ! Karte. 


Ähnlich wie seit den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
auf Anregung der Königl. Preuß. Regierung in Oppeln eine Reihe 
oberschlesischer Städtegeschichten bearbeitet wurden, so geschicht 
es jetzt nach Teilung des Landes von polnischer Seite für einige 
Orte. Das vorliegende Werk ist dem Herrn Staatspräsidenten, 
Prof. Ign. Mościcki gewidmet, der, weil er eine Zeitlang Leiter der 
durch dien Streit um das Besitzrecht berühmt gewordenen Chor- 
zower Stickstoffwerke war, Schöpfer des größten Industrieunter- 
nehmens im Staate genannt wird. Seine Verdienste um die Weiter- 
führung in allen Ehren — aber Schöpfer des Werkes waren doch 
nun einmal die Deutschen während des Weltkrieges. Diese kleine 
Tatsache ist bezeichnend für den Geist, in dem jetzt vielfach die 
Geschichte gefärbt wird. 


In Oberschlesien herrscht das wirtschaftliche Moment, und 
so nimmt dieses den Hauptraum in dem Buch ein, das Verfasser 
nur als Vorarbeit und ‚‚Anreiz zu einer gründlichen Bearbeitung der 
Geschichte von Kattowitz und von Monographien der schlesischen 
Städte“ angesehen wissen will. In der Einleitung sagt er u. a.: 
„Unbestreitbar würde cine Wirtschaftsunion mit Deutschland bei 
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der gegenwartigen Struktur der polnischen Erzeugung, in der 
Landwirtschaft, Bergbau und Handel 85 v. H. unseres Wirtschafts- 
lebens darstellen, Polen schnell Wirtschaf svorteile auf gewerb- 
lichem Gebiete bringen, — jedoch der Wirtschaftsunion mit Deutsch- 
land steht der Gegensatz der politischen Belange, die feindliche 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Ideologie beider Völker 
im Wege.“ Die bekannten Befürchtungen vor einer Überflutung 
durch Deutsche, vor einer ,,Umgestaltung Osteuropas und vor 
allem Polens in eine deutsche Kolonie“ tauchen auch hier auf. 
Angriffe auf das deutsche Großgewerbe fehlen nicht. 

In dem kurzen geschichtlichen Abriß nennt Verfasser das 
Deutschtum der mittelalterlichen Besiedlung ein ‚‚wirtschaftlich 
zwar nützliches, aber aus völkischen Gründen gefährliches Element“ 
(S. 21). Seiner Erklärung der grundsätzlichen Ursachen des ge- 
ringen Wirtschaftsfortschritts des russischen und österreichischen 
Anteils im Gegensatz zu der Wirtschaftsentwicklung Oberschlesiens 
und Posens, als ob erste absichtlich niedergehalten worden seien, 
wird man ebensowenig zustimmen können wie der Behauptung, 
daß die Germanisierung durch den preußischen Staat schuld sei, 
„daß die wichtigsten Städte und Flecken der uns (d. h. Polen) 
zuerkannten oberschlesischen Erde wie Kattowitz, Myslowitz, 
Königshütte, Rybnik, Loslau, Sohrau, Tarnowitz, Lublinitz, Pleß, 
Nikolai usw. ein mehr deutsches als polnisches Gepräge tragen“ 
(S. 20). Wir wissen durch Zeugnisse aus polnischem Munde, daß, 
wo eine Verdeutschung stattfand, diese durchaus freiwillig geschah, 
als ein Aufgehen in der als höherstehend empfundenen Kultur 
(z. B. Motty von Brettner). Geschichtlich völlig schief ist es auch, 
wenn es S. 23 heißt: ‚Erst im Laufe der Versailler Verhandlungen 
griff das oberschlesische Volk, zum Äußersten getrieben, zu den 
Waffen und erkaufte (1920—21) in sehr schweren Kämpfen die 
Fortnahme eines kleinen Teiles des ehemaligen polnischen Schle- 
siens, — denn das deutsche Element widersetzte sich bewaffnet 
der Entscheidung des Botschafterrates in Versailles in der Absicht, 
mit Hilfe des Schwertes und der Presse die Überzeugung zu er- 
wecken, daß Oberschlesien unantastbar bei Deutschland bleiben 
müsse.‘ Versailles und der erste Aufstand waren 1919, und wieweit 
bei den Kämpfen Antriebe und Hilfe von außerhalb kamen, darüber 
sind ja inzwischen allerlei offenherzige Äußerungen ergangen. 

S. 42 bringt Verf. fertig zu schreiben: „Im Jahre 1913 lieferte 
Polen 17,5% der Gesamterzeugung (an Zink), im Jahre 1923 da- 
gegen fiel der Anteil Polens auf 10,2%.“ Dabei gab es 1913 noch 
gar kein Polen. Als Trost dafür, daß die Gewinnung in polnischer 
Zeit (bis 1926) zurückgehe, führt er an, daß auch Deutschland 
nach dem Kriege weniger erzeuge, verschweigt aber, daß gerade 
hierin die wichtigsten Anlagen abgetreten worden sind. S. 55 
spricht er von der niedergehenden Richtung der Kohlenförderung 
als einer Welterscheinungg während seine Tafel bei verschiedenen 
Ländern Zuwachs zeigt. S. 70 behauptet er, daß zur Zeit der An- 
gliederung Schlesiens an Preußen ganz Oberschlesien und Mittel- 
schlesien ,,noch fast völlig polnisch gewesen seien,“ was bekanntlich 
durchaus nicht stimmt. Ähnliche Geschichtsklitterungen finden 
sich leider noch eine ganze Reihe, die alle aufzuzählen hier zu weit 
führen würde. Daß grundsätzlich das dortige Gewerbe, auch wo 
es noch rein in deutschen Händen ist, immer nur das polnische 
genannt wird, sind wir ja schon gewohnt. 
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Bezüglich der preußischen Herrschaft kann Verf. nicht umhin, 
— das wäre ja auch einfach im Vergleich mit den anderen Teil- 
gebieten nicht möglich — die segensreichen Einwirkungen der 
preußischen Regierung auf die Entwicklung des Bergbaus und 
Fabrikgewerbes seit 1750 anzuerkennen (S. 38 f., S. 49, S. 68). 
Erfreulicherweise würdigt er auch die grundlegende Bedeutung 
der deutschen Begründer der Größe von Kattowitz wie Grund- 
mann und Dr. Rich. Holtze (S. 78 f.) an. Kennzeichnend für die 
Wichtigkeit der Deutschen ist es, daß (ebenso wie in den anderen 
Städten des Ostens) nach der Erhebung zur Stadt 1866 in Kattowitz, 
das unter 4815 Einwohnern damals 3354 Katholiken hatte, die 
Evangelischen und Juden allein beinahe zwei Drittel aller Steuern 
aufbrachten, wobei noch zu bedenken ist, daß auch unter den 
Katholiken eine große Menge Deutsche waren. ‚Das deutsche 
Element beherrscht seit 1850 immer stärker die Stadt“ (S. 86), 
die in Wirklichkeit damals noch ein Dorf war. Richtiger hätte es 
geheißen: Es machte die Stadt erst zu dem, was sie heute ist. 
Während des Weltkrieges ,,stellte Kattowitz das Bild einer rein 
deutschen Stadt dar, die keine Hoffnungen für das polnische 
Volkstum erweckte" (S. 98). 

Die ‚‚unerhörten deutschen Gewalttaten“ sollen dann die 
polnischen Aufstände hervorgerufen haben, ebenso soll die Ab- 
stimmung unter dem ‚‚unerhörten Terror deutscher Gewalttaten“ 
stattgefunden haben (S. 99 ff). Nachdem eben vorhin die Stelle 
angeführt worden war, die zugab, wie deutsch die Stadt war (was 
auch dadurch eine Stütze erfährt, daß ,,infolge des Mangels an 
qualifizierten Kräften, die die Verhältnisse kannten,“ die Er- 
setzung verschiedener nach Wechsel der Staatshoheit fortziehender 
deutscher Mitglieder der städtischen Behörden ‚‚auf große Schwierig- 
keiten gestoßen sei“ [S. 106]). wird kurz nachher harmlos erzählt, 
daß diese Stadtbehörden aufgelöst und kommissarische eingesetzt 
worden seien, die aus 10 Polen und 2 (!) Deutschen bestanden 
hätten (S. 107). Das erinnert icbhaft an das Verfahren der Polen 
in Posen 1848 und 1018/19, wo man ebenfalls, sobald man die 
Macht in der Hand hatte, die Deutschen völlig an die Wand drückte, 
auch wo sie die unbestrittene Mehrheit hatten. Leider wird 
auch in diesem Buch wieder so getan, als ob man alles von den 
Deutschen in ziemlich verwahrlostem Zustande übernommen und 
erst wieder in Ordnung gebracht habe, ein beliebter Trick in diesen 
Darstellungen (S. 120 und 108). An gleicher Stelle heißt es be- 
dauernd: ‚Das deutsche Gepräge und die Richtung des Groß- 
gewerbes blieb überwiegend leider das gleiche, wie es gewesen war, 
mit Ausnahme eines kleinen Bruchteils“ usw. 

Nach einem ziemlich rosigen Ausblick über die Gegenwart 
auf die Zukunft folgen nützliche Zusammenstellungen über Ent- 
stehung und Entwicklung der gegenwärtig im Betrieb befindlichen 
hauptsächlichen Anlagen des Berg- und Hüttenwesens von Groß- 
Kattowitz, das 130 000 Einwohner zähle, und Ostoberschlesien. 
Darin werden die Stickstoffwerke Chorzow, deren Liquidierung 
durch den polnischen Staat diesem bekanntlich schon mehrere 
zwischenstaatliche Bloßstellungen eingebracht hat, durch roten 
Druck ausgezeichnet. Der größte Teil ihrer Erzeugung werde von 
den ehemals preußischen Gebieten aufgenommen — eine bei der 
weiten Entfernung des Posenschen und Westpreußischen für die 
Kulturunterschiede der einzelnen Teilgebiete bezeichnende Er- 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 14. 1928, 13 


194 Besprechungen und Inhaltsangaben. _ 


scheinung. Auch über die Bestrebungen des Herrn Staatspräsi- 
denten Moscicki, durch Schaffung eines chemischen Gewerbes 
eine Selbstgenügsamkeit auch für den Kriegsfall zu ermöglichen, 
wird anschließend in rotem Druck berichtet (S. 171-172). 

Wie Verfasser auf die Zahl 29,8 Prozent Deutsche in Ost- 
oberschlesien kommt, weiß ich nicht. Selbst wenn diese Zahl 
stimmte — die Wahlen sprechen eine andere Sprache — ist ein 
Zeichen für die Benachteiligung der Deutschen dort, daß bei Druck- 
legung des Buches 634 polnische und nur 75 deutsche Schulen 
bestanden mit 3492 und 453 deutschen „Lehrkräften (S. 195). Ein 
Verzeichnis der Ortschaften und eine bunte Karte des Industrie- 
gebietes schließt das gut ausgestattete Werk ab, das, wenn man 
die Kritik nicht vergißt, doch eine Menge nützlicher Nachrichten 
entha Lattermann. 


Prof. Dr. Manfred Laubert-Breslau. 25 Jahre deutscher Kultur- 
arbeit in Posen. In: „Ostland. Wochenschrift für die gesamte 
Ostmark“, 9. Jahrg., Nr. 22, S. 22—24 und Beilage ,,Ost- 
archiv“, Jahrg. 1928, 7. Folge, S. 26—27. 

Gegenüber vielfachen Versuchen, die von Preußen im Posen- 
schen geleistete Kulturarbeit als unbedeutend hinzustellen, ver- 
öffentlicht der bekannte beste Kenner der Provinzialgeschichte 
den großen Rechenschaftsbericht, den die Posener Regierung nach 
25jähriger Besitzzeit (ungerechnet die erste, südpreußische Zeit 
von 1793—1806) im Juni 1840 Friedrich Wilhelm III. einreichte, 
Einige Hauptpunkte sind: Die Gerichtsorganisation 1816, die 
landschaftliche Kreditordnung, Gesetze über Gemeinheitsteilung 
und Dienstablösung von 1821, Regelung der gutsherrlich-bauer- 
lichen Verhältnisse von 1823, des Judenwesens, Aufhebung der 
Zwang- und Bannrechte 1833 u. s. f. Auch einige Vergleichszahlen 
sprechen für sich: 1815 fand Preußen 400 Volksschulen vor, 1839 
waren es 1060. Der gesamte Viehbestand hatte sich von 1817 bis 
1837 ungefahr verdoppelt. Wieder wie im Mittelalter sind die 
Deutschen die Lehrmeister, durch die die Polen geschult und zu 
den Leistungen befähigt werden, die sie dann von der 2. Hälfte 
des Jahrhunderts an vollbracht haben. Wer sich näher über diese 
Dinge unterrichten will, sei nochmals auf das grundlegende Werk 
des gleichen Verfassers: „Die Verwaltung der Provinz Posen 1815 
bis 1847“ (Breslau, Priebatsch 1923) hingewiesen (Besprechung 
von Dr. Rauschning in Heft 4 dieser Zeitschrift S. | 3— 107). 

i Dr. R. St. 


Adam Wodziczko, Spostrzeżenia florystyczne z powiatu chodzieskiego 
(Poznańskie) |Pflanzenkundliche Beobachtungen aus dem 
Kreise Kolmar in Posen]. „Kosmos“, Zeitschrift d. Polskie 
Tow. Przyrodników im. Kopernika [Polnische Coppernicus- 
gesellschaft d. Naturwissenschaftler], Bd. 50, Heft IV, S. 1331— 
1339 und bes. Abdruck. Lwów— Lemberg. Pierwsza Związ- 
kowa Drukarnia, Lindego 4. 

Verfasser, Professor der Pflanzenkunde an der Posener Uni- ` 
versität, gibt eine Übersicht über die in sein Fach schlagenden 
Besonderheiten des Kreises Kolmar. Besonders bespricht er neue 
Standorte der niedrigen Birke auf den Netzewiesen bei Usch und 
Netzland und dort vorkommende Birkbastarde. AuBerdem weist 
der Verfasser auf die im östlich von Samotschin liegenden End- 
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moränengebiet befindlichen kleinen Kesselmoore hin, die dem 
bisher im Posenschen noch nicht nachgewiesenen Typ der ,,west- 
baltischen Heidemoore‘ anzugehören scheinen. Erfreulicherweise 
hat er eine kurze Zusammenfassung in deutscher Sprache ange- 
schlossen, auch den Titel übersetzt angegeben. Wenn hier ein 
Universitätsprofessor eine solche kurze Inhaltsangabe deutsch 
geben kann, fragt man sich, wozu andere Autoren neuerdings das 
nur französisch tun. Ist etwa letztere Sprache im Posenschen 
Lande bekannter und einheimischer als die deutsche? A.L. 


En r > od 


Wir sind gebeten worden, folgendes Preisausschreiben zu ver- 
öffentlichen: ~ 


Preisausschreiben 
der Forschungsstelle für Auslanddeutschtum und Auslandkunde e.V. 
zu Münster (Westf.) 


Die unterzeichnete Forschungsstelle veröffentlicht hiermit ein 
Preisausschreiben über das Thema: „Religion und 
Muttersprache. 

Die Erhaltung der Muttersprache bedeutet soviel wie Er- 
haltung und Festigung des Volkstums. Angesichts der Bedrohung 
der Muttersprache in den verschiedenen europäischen und außer- 
europäischen Ländern, insbesondere auch bei den deutschen Minder- 
heiten, erscheint es deshalb notwendig und zeitgemäß, diese Frage 
nicht bloß unter dem politischen Gesichtspunkt von der Diplomatie 
beobachten und lösen zu lassen, sondern dieselbe auch theoretisch- 
forscherisch anzufassen und der politischen Praxis wissenschaft- 
liche Erkenntnisse und Stützpunkte zu bieten. 

Nun ist einerseits gerade das religiös-kulturelle Leben mit 
dem Gebrauch der Muttersprache eng verknüpft, andererseits 
werden ihrer Anwendung heutzutage starke Hindernisse in den 
Weg gelegt. Deshalb ist zu untersuchen, aus welchen Gründen 
Religion und Muttersprache zusammengehören, welche Hinder- 
nisse dieser Verbindung von den verschiedensten Faktoren, z. B. 
- von der Idee des Nationalstaates und sonstwie durch Staatsrecht 
oder Völkerrecht gestellt werden, welche Förderungen diese Ver- 
bindung erfährt oder erfahren kann, z. B. von der staatlichen und 
kirchlichen Gesctzgebung. Eine solche Untersuchung wird dann, 
wenn sie das geschichtliche Urteil und die gegenwärtige Theorie 
und Praxis in den Dokumenten und im Leben von Staat und 
Kirche zusammenfaßt, eine wertvolle Vorarbeit sein für eine 
künftige svstematische Darstellung und für eine praktische Lösung 
des genannten Problems. 

Folgende Preise sind für die Bearbeitung des Themas aus- 
gesetzt: 1. Preis RM 3000.—, 2. Preis RM 2000.—, 3. Preis RM 
1000. —. 

- Für Teilbearbeitungen des Themas, sei es nach der ethischen, 
rechtlichen, geschichtlichen oder rechtsgeschichtlichen Seite hin, 
stehen mehrere Preise von RM 500.— zur Verfügung. 

Als Frist für die Bearbeitung ist die Zeit eines Jahres fest- 
gesetzt, die einen Monat nach dem Datum dieser Bekanntmachung 
beginnt. Als Preisrichter sird bestimmt: 1. Univ.-Prof. Dr. Viktor 


a 
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Bruns, Berlin-Zehlendorf-West; 2. Univ.-Prof. Dr. Josef Lukas, 
Münster i. W.; 3. Dompropst Univ.-Prof. Dr. Josef Mausbach, 
Münster i. W.; 4. Univ.-Prof. Dr. Georg Schreiber, Münster i. W.; 
5. Univ.-Prof. Dr. Walther Schücking, Kiel; 6. Geh. Justizrat 
Univ.-Prof. Dr. Heinrich Triepel, Berlin-Grunewald. 

Die Preisarbeit ist in Maschinenschrift mit einem Kennwort 
an die Forschungsstelle einzureichen. Ihr ist ein verschlossener 
Briefumschlag beizulegen, der auf der Außenseite dasselbe Kenn- 
wort trägt und im Innern die genaue Anschrift des Verfassers 
enthält. Die Forschungsstelle ist berechtigt, diejenigen Arbeiten, 
die sie für ihre Schriftenreihe als geeignet erachtet, zur Veröffent- 
lichung zu übernehmen. 


Münster (Westf.), den 30. September 1928. 
Bolands-Gasse 1 


Forschungsstelle für Auslanddeutschtuin und Auslandkunde e. V. 


Verzeichnis des wichtigsten benutzten Schrifttums. 


Allgemeine landwirtschaftliche Betriebslehre. Von Friedrich 
Aereboe. 

Der Einfluß des Krieges auf die landwirtschaftliche Produktion in 
Deutschland. Von Friedrich Aereboe. 

Das Posener Land. Teil I bis III. Von Hermann Schütze. 

Geschichte des Deutschtums im Lande Posen. VonErichSchmidt 

Die deutsche Ostmark. 

Kredyt w dobie inflacji. Von Kuligowski. 

Zum Enteignungsprojekt. Von S. v. Turno. 

Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. Jahrgang 1913, 
1914, 1926, 1927. 

Rocznik statystyki Rzeczypospolitej Polskiej. Jahrgänge 1—5. 

Wiadomości Statystyczne Głównego Urzędu Statystycznego. Jahr- 
gänge 1923 bis 1928. | 

Tablice Statystyczne Polski. Von Dr. Ignacy Weinfeld. Jahr- 
gänge 1923 — 25. 

Polnische Gesetze und Verordnungen in deutscher Übersetzung. 
Jahrgänge 1924 bis 28. 

Betriebsergebnisse in den Wirtschaftsjahren 1924/25, 1925/26 und 
1926/27. Von der Buchführungsstelle der Landwirtschafts- 
kammer Niederschlesien. 

Wirtschaftliche Betriebsstatistik der Labura-Posen. Jahrgänge 
1924/25 und 1925/26. | 

Roczniki Wielkopolskiej Izby Rolniczej w Poznaniu 1919—1927. 

Etienne Królikowski: Etat de l’agriculture en Pologne. 

L'agriculture en Poznanie (Chambre d’agriculture à Poznań). 

Rôle de la chambre d’agriculture à Poznań et l'agriculture en 
Grande Pologne. 


Verantwortlich als Herausgeber: Dr. Alfred Lattermann, Posen - Poznan, Waly Jagiełły 2. 
Verlag der Historischen Gesellschaft für Posen, ul. Zwierzyniecka 1. — Druck der 
Drukarnia Concordia Sp. Akc., Poznan. 
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Anlage 3. 


1 


Kulturartenverhältnis der einzelnen Wojewodschaften. 


Wojewodschaft — Weide Wald | Anderes 


Wolhynien ...... 11,9 4,6 29,7 14,8 
Lublin „54.050, sa 8 10,0 6,7 21 11,7 
Krakau .......... 52,5 7,2 11,5 23,9 4,9 
Lemberg ......... 48,4 11,6 9,5 25,7 4,8 
Stanislau ........ 31,5 16,5 12,2 34,9 4,9 
Tarnopol ........ 63,3 8,3 4,7 17,4 6,3 
Kjelze nie 54,5 6,2 6,8 24,1 8,4 
Posen .......e0. 65, 7,8 2,6 18,1 5,9 
1002 5 3234406645205 65,6 7,3 5,6 13,5 8,0 
Warschau ........ 66,0 6,8 7,5 11,8 7,9 
Pommerellen : 

E A OA 56,5 6,2 5,2 22,5 9,6 
en 4,9 | 10,4 7,8 252 | 11,7 
RD 42,7 11 5,4 28,9 12,0 

IMG. u 500.000 39,6 12, 5,6 25,9 16,2 
Polesien ......... 27,2 14,3 6,8 30,5 21,2 
Schlesien ........ 46,3 7,5 5,7 33,8 6,7 
Anlage 4. Es besassen von 100 Landwirten 

ha 


im Landesteil 2—5 |5- 10] 10-20 |20-50| 50—100 | Über 


100 
Posen „2.2.2.2... 46,3 | 13,5 | 13,4 | 17,1 7,3 1,0 1,4 
Posen und Pom- tT. 
mcrellen...... 43,6 14,1 | 14,0 17,2 8,2 1,4 1,5 
Kongreßpolen... | 22,1 29,8 | 314 13,5 2,4 0,24 0,56 
Galizien ....... 54,06 | 32,9 I 10,18 2,0 0,41 0,13 0,32 
Ostgebiete...!... | 13,75 35,75] 32,6 13,15 | 3,25 0,55 0,95 
Polens2.30354%- 34,0 30,7 } 22,5 9,6 2,3 0,3 0,6 


Von 100 Teilen des gesamten Landbesitzes entfielen ha 
in der Grössenklasse: 


im Landesteil 0—2 | 2-5 |5—-10[ 10—20]20—50 | 50 — 100 |+ 100 


Posen: mustikan 1,9 3,1 6,8 16,5 14,0 4,2 53,5 
Posen und Pom- 

merellen 18 3,0 6,5 157 14,9 5,9 52,2 
KongreBpolen... 2,2 11,3 23,4 18,9 6,9 1,7 35,6 
Galizien ....... 11,5 21,6 14,0 5,3 2,5 1,9 43,2 
Ostgebietc...... 1,0 8,5 15,6 11,8 6,5 2,3 54,3 
Polen 466 ss Sher 3,9 11,3 , 13,8 7,1 2,5 44,8 


Anlage 4. Von 100 Teilen des Landbesitzes ohne Wald 
entfielen ha in der Größenklasse: 


Posen ssisssas A 13,8 16,4 4,9 44,8 
Posen und Pom- 

merellen...... 2,2 3,7 8,0 19,3 18,0 7,2 41,6 
Kongreßpolen .. 2,9 13,8 28,1 22,6 8,1 1,9 22,0 
Galizien ....... 15,9 29,3 18,6 6,9 3,1 2,2 24,0 
Ostgebiete ..... 1,4 12,2 22,3 16,5 8,6 3,0 35,9 
Polen ..... ere 4,6 14,5 21,6 17,8 8,6 3,0 29,9 
ander >> Einzelpreise der Ländereien. 


Für die einzelnen Bodenklassen in jedem Wirtschaftsbezirk werden 
Einzelpreise in Goldztoty festgesetzt, die in der folgenden Übersicht an- 
gegeben werden: 


A. Ackerboden. 


Wirtschafts- 


Schatzungspreis eines ha in Goldztoty in den Klassen 
bezirke " 


Iv | v | vi | vit | VIIa 


l 1005 805 670 500 250 100 50 12,5 

2 860 690 575 420 215 90 45 J! 

3 710 570 475 355 175 70 35 9 

4 550 440 365 275 140 55 25 6 

5 350 280 235 175 90) 35 15 3,9 
B. Wiesen 


Wirtschafts- 
bezirke 


1 


ı | aw | m | Iv V 


l 1255 905 585 250 65 

2 1075 775 495 215 60 

3 885 640 415 175 45 

4 690 495 320 140 35 

5 440) 315 205 90 25 
C. Weiden 


Wirtschafts- 


bezirke Ta i I 3 II p III | IV 
1 : 
2 860 6490 495 215 OO 
3 710 570) 415 175 45 
4 550) 440 320) 140 35 
5 350 | 280 205 y() , 25 


Anlage 6. Goldindex für 8 Warengruppen in den Jahren 19921994. 
r. II. III. IV. V. VI. VIL yt: 
Jahr ae Lebens- Kolonial- Metalle 
3 mittel ae waren und ee Webwaren und 3austoffe Chemi- 
pflanzl. Base Zucker [UMC BeBerD Kohlen kalien 
Ursprungs Ursprungs 
1914 100 100 100 100 100 100 | 100 100 
1922 86,2 Piao 50,7 58,8 121,4 83, | 66,1 69,7 
1923 74,0 76,7 65,6 83,7 148,8 101,0 82,1 83,4 
I. Halbjahr 1924 86,7 140,5 105,8 90,3 153,5 123,2 82,1 83,4 
II. Halbjahr 1924 | 126,9 164,6 | 105,8 90,3 153,5 123,2 82,1 83,4 
nI A 2 
An'ag> 7. | Die Ernteflächen Polens betrugen 


in 1000 ha. 


Alle Frucht- 


Im sorten ; - Zucker- 
Ernte- Jahre sammen Weizen Roggen Gerste Kartoffeln rüben 
1000 ha 
1909/13 13 046,0 1 353,0 5 087,0 1 285,0 2 749,0 2 404,0 168,0 
1919/20 7 749,8 724,6 2 928,2 786,6 1 666,7 1 643,7 
1920/21 9 290,9 846,8 3 588,0 991,7 1 923,7 1 940,7 
1921/22 11 295,4 1041, 4 542,7 1 143,1 2 379,2 2 189,0 109,0 
1922/23 11 791,2 1 017,0 4 645,0 1 199,0 2 515,0 2 279,0 136,2 
1923/24 11 787,4 1 073,0 4 417,0 1 218,0 2 585,0 2 331,0 163,4 
1924/25 12 330,0 1 094,0 4 904,0 1 224,0 2 577,0 2 359,0 172,0 
1925 /26 12 316,0 1 100,0 4 831,0 1 234,0 2 605,0 2 361,0 185,0 
1926 /27 12 495,2 1 139,0 4 889,0 1 239,0 2 626,0 2 406,2 202,0 


Anlage 8. 


Im 


Jahre 


Die Erntemengen Polens betrugen 
in 1000 dz: 


Weizen. 


Roggen 


Gerste 


Hafer 


Kar- Zucker- 
toffeln rüben 


109913 | 16 783,0 | 57 112,0 | 14 800,0 | 28 143,0 |247 899,0 | 41 133 
1919.20 | 6 189,1 | 18 710,5 | 8397,0 | 18 733,3 | 180 063,4 

1920:21 | 10 181,2 | 42 562,0 | 12 237,2 | 21 814.2 | 167 995.6 

1021 22 | 11 533,4 | 50 135,3 | 12 967,5 | 25 056.2 [332 189,9] 26 714 
1022 23 | 13 536,0 | 59 624.0 | 16 555,0 | 35 224,0 | 264 942,0 | 25 746 
1023 24 | 88440 | 36 548.0 | 12 081.0 | 24 120.0 |268 995.0 | 32 118 
1924 25 | 15 73,0 | 65 385.0 | 16 773,0 | 33 115.0 [291 061,0 | 36 872 
1025.26 | 12 813,0 | 50 114,0 | 15 546,0 | 30 408,0 [248 786,0 | 37 249 
1425,27 | 14 759,0 | 56 884,0 | 16 341,0 | 33 800,0 [317 581,0 | 43 793 


Anlage 9. 


Die durchschnittlichen ha-Erträge der 
einzelnen polnischen Landesteile in den wichtigsten 
Feldfrüchten « 


in dz: 


: ; in dea - sker 
i 3 a: is Ernte- [Weizen | Roggen] Gerste | Hafer Be nn n u 
vile arn offeln | rüben 
Polens 1909/13 | 12,4 11,2 11,8 11,2 103 245 
POSM ers 1909/13 | 21,98 | 18,07 | 21,46 | 19,78 152 285 
Westgebiete .. 1 1909/13 | 19,9 16,9 19,2 17,8 142 300 
Zentrale Woje- 
wodschaften | 1909/13 | 12,3 10,5 11,6 9,5 05 196 
Südliche Woje- 
wodschaften | 1909/13 | 11,7 11,3 11,2 10,6 110 200 
Östliche Woje- 
wodschaften | 1909/13 05 8,1 8,2 7,8 68 155 
Polt Gewässe 1923 24 207 
- 26/27 | 11,80 | 10,90 | 12,35 | 11,70 119 
Posch areas 1923/24 240 
-- 2627 | 18,95 | 15,15 | 18,75 | 19,35 146 
Westgebiete „. | 1923 24 244 
| --26 271 18,46 | 14,17 | 18,36 | 17,85 138 
Zentrale Woje- | 1923 24 
wodschaften | —26 27 | 13,08 | 11,40 | 13,12 | 12,45 121 185 
Südliche Woje- | 1923 24 
_ wodschaften | — 26/27 9,33 0,54 | 10,22 | 10,35 113 177 
Östliche Woje- | 1923/24 
wodschaften | —26/27 8,41 8,50 9,09 7,92 94 143 
Index der Ernteerträge, 1909/13 -= 100 gesetzt. 
> Polen are ee 05 97 105 144 115 84 
POSON dass 86 84 87 98 Qt 84 
Westgebiete ......... 05 84 95 100 97 80 
Zentrale Wojewodsch. 106 109 113 131 123 94 
Südliche Wojewodsch. 80) 8-4 9l 08 103 88 
Ostliche Wojewodsch. 09 105 111 101 139 02 


Anlage 10 


+ 


Die amerikanischen Preise == 100 genommen, betrugen 
die Warschauer, wie folgt: 


1924 I 70 71 69 
II 97 85 83 
III 90: 76 89 
IV 87 80 118 
1925 I 110 103 154 
II 122 138 192 
III 86 113 147 
IV 67 82 105 
1926 I 67 72 104 
II 77 88 113 
III 82 82 126 
IV 94 105 104 
1927 I 101 109 87 
II 112 116 121 
III 106 122 128 
IV 105 106 111 
Anlage 11. 


Erzeugnisse 
tierischen: 
Ursprung = 100 


Erzeugnisse 
pflanzlichen 
Ursprungs = 100 


Jahr 1914 


I. Vierteljahr 1924 100 
II. „1924 100 147 
III. , 1924 100 127 
IV. „1924 100 132 
I. „1925 100 » 80 
II. , 1925 100 76 
Il. 0.0.1925 100 -125 
IV. „1925 100 128 
I. , 1926 100 127 
II. , 1926 100 113 
III. , 1926 100 132 
IV. „1926 100 133 
I. » 1927 100 123 
II. 1927 100 112 
III. , 1927 100 129 
IV. „1927 100 126 
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Anlage 


13. 


Großhandelspreise loco Warschau und Posen vierteljahrsweise zusammengestellt. 
I Dollar = 5,1814 zZ. W. == Warschau, P. = Posen. 


i oe ae aad 3 Kier, I Kiste zu I kg Rind l kg Schwein 
Br nen Pkg Butter 1440 Sttick Lebendgewicht Lebendgewicht 
Jahr Bid, Hee Ga Mel et rn m ae hi ai ar ed, szene ae E ne 
w nP. Woo EB w I» w | P. w | Pp. 
zo © zł 2 |© zł z} | zł zt © zł I oo, zł 
1914 0,20 0,18 3,63 3,30 77,05 | 115,20 0,73! 1,06 1,14 1,13 
1024 I 0,29 = 4,91 : 123 i a 1,56 | 
oF oO © g “> 
me Ti: I e o 082 Fygi lit Lis 
IV 034 . $ 5,81 2 235 > 0,81 | 1,53 
1925 I 0,31 a 5,67 a 171 © 0,72 1,19 
) Sa 95 m : . 3 | 2 A 
i ns = > 2 ; 131 Be Jun 74 0,08 a. “Ul 
IV 0,22 BR 4,18 _.2 | 208 aoe 0'55\ 5 1,10 | 
1926 I | 0,23 Cia 4,33 SŽ | 109 ER N at 
3 ve 2 E7 t r Q- mae 47 \ ( 
nt f| oia | £2 | 323, £2 jiz 27 05050 0,62 [437/128 1,09 
IV 0,23 E43 | 392 £2 |172 Ee onl | al 
1927 I 0,24 = 4,15 & 140 2 0,71 | a) 
II 0,23 O 3,63 7 105 9 VOL, | 1,41 | 
Il 0.21 = 3.54 = 2 T 3 roa) 87 0,91 oz 1,15 
IV 0,22 o 4,16 > 180 o D 0,87 | 1,45 | 
Goldindex 1914 = 100 . 
Ta EEE E E Er EEE EEE TE I EEE SEE EEE SEE Er ED 
1924 137 135 189 | 127 119 77 100 100 
1925 128 127 214 143 101 4 117 95 
1926 07 06 199 123 80) 58 112 | 02 
1927 107 | 106 178 110 119 RG 126 | 98 
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‘Anlage 16: = | | | i ? 
Goldindex für die vorher preuß. Gebiete. 


Hufeisen ............. a 


Nägel zu. tere 187 208 183 187 
Radreifen ..........006- 138 156 144 150 
Pflug Ventzki ......... 106 113 90 96 

» Sack, 1-Schar .... — — 190 175 

» Sack, 2-Schar .... — — 175 164 
Diingerstreuer Westfalia . — 190 161 148 
Düngerstreuer Dehne ... — 124 129 122 
Drillmaschine Dehne .... 152 161 153 161 
Hackmaschine Dehne ... 132 132 108 113 
Hackmesser Dehne ..... 124 111 108 112 
Lokomobile Wolf ...... _ 181 162 157 
Dreschkasten Lanz ..... 147 147 136 145 
Ableger 3466 hia deka ss : — — — 99 
GORE). usa — — = 101 
Lederriemen ........... — — — 133 
Aulage: Ir. 

Goldindex für künstliche Düngemittel für Posen. 


Su- Tho- À T aS Kalk- : 
per- Re Kali- | << Per Chile- | Norge- 
mas- arp O ` id stick- £ al 
phos- salz En gr sal- sal- 
phat men 40% | Ses stort peter peter 
16% | 16% | 71336] 20% 
d ne 
1914 100 100 100 100 100 100 100 
1924 102 119 109 101 126 132 — 
1925 I 120 114 109 115 127 131 ne 
[I 128 140 109 113 194—127 F 131 — 
1926 I 126 143 109 96 |94— 98 F 135 137 
II 123 120 109 96 101 135 140 
1927 I + 133 114 117 98 107 141 126 
II 110 9] 130 98 112 141 120 
1928 I 110 9] 130 98 112 128 120 


F Der Preis schwankt um den angegebenen Betrag, je nachdem 
der Kunstdünger bar bezahlt oder auf langfristige Wechsel bezogen 
wurde. Die Wechsel waren in Nennwertzioty ausgestellt, und da sie 
meist auf 34 Jahre liefen, machte der Betrag die volle Geldentwertung 
des zweiten Zlotysturzes durch. Die anderen Düngemittel wurden nur 
auf wertbeständige Kredite hin gegeben. 


Anlage 18. . | : — FOR: 
me Roggenindex für Kunstdünger. 


` Der Roggenwert eines kg Kunstdüngers der in der Anlage angeführten 
Sorten ist für 1913 = 100 genommen. Das Verhältnis betrifft Posener 
Verhältnisse. 


Pia e |z| a |g |2} 

a | 5 au] S| 2 | 3 |F 

8 g 4 8 “a a, & 158 
a P= = 5 a 80 

i fa a DO B E 0 ae 

Zeit g S 2 2 A 0:3 
u: eel] = |3 | 28 

a | E Ha] x O Z pE 

20% | 20% [15-16% | 13% | £% 

4 8 
EIT 100 | 100 | 100 | 100 | 100 100 100 | 100 
I. Halbjahr 1924 | 170 | 200 | 180 | 170 | 191 217 — 185 
II. = 1924 | 107 | 126 | 114 | 108 | 121 139 — 117 
I. af 1925 72 68 65 70 75 79 — 70 
II. 4 1925 | 139 | 150 | 118 | 123 | 135 140 — 134 
I, IM 1926 | 158 | 184 | 135 | 120 | 121 167 163 | 147 
11. a 1926 | 118 | 116 | 104 93 97 129 135 110 
I. i 1927 79 83 83 72 77 104 90 82 
lH. i 1927 86 71 102 177 86 112 91 88 


I. Vierteljahr 1928 86 71 | 102 77 86 101 91 87 


Anlage 19. 
Goldindex der in Posen hauptsächlich verwandten 
Futtermittel. 
o O (= b 
= om a © a | ı | ‘a © 
© D ® a Sola = 2 
A 7A _ + 
Zeit a 3 3 3 |29 Er: A B 5 
© D ad o 2 a as 
w | S Ge = u |2 
© © D 3 © ae 3 =e 
eis | S8telasimas| a [#8 
Winter 1913/14 .. | 100 | 100 | 100 | 100 | 100 | 100 | 100 | 100 
Monate 
i_ 4: 1924 ....| 53] 50] 3| -| -I —] 66] 98 
10-12: 1924 ....| 107 | 105 | 131 | 125 | —| — |] 118] 160 
1— 4: 1925 ....| 151 | 151 | 150 | 144 | — | — | 147] 168 
10-12: 1925 ....| 781 si] 114] 87] 132] — | 132] 125 
i—~ 4: 1928 ....1 88] 91] 139} 100 | 119] — I 107 | 106 
10—12: 1926 .... | 119 | 103 | 126 | 120 | 122 | 132 | 117 | 113 
1— 4: 1927.... | 129 | 121 | 126 | 125 | 127] 130] 125 | 114 
10-12: 1927 ....| 125 | 116 | 149 | 135 | 155 | 157 | 133 | 124 
1— 2: 1928 .... | 131 | 126 | 150 | 135 | 146 | 157 | 137 | 115 


Anlage 20. 


Es wurden angebaut. 


Fruchtart © 11000 ha | 1000 ha P| 1000 na | Anbau- | 1000 na | Anpan | 1000 ha | en 
Weizen ..........2.] 1352,7 95 1073 8,2 1094 8,1 1100 8,1 1139 8,1 
Roggen . gia eet 5087,2 35,6 4417 | 34,1 4904 36,2 4831 35,7 4889 35,7 
GEIST areant l 1209,4 8,7 1218 9,4 1224 9,10 1234 9,0 1238 9,0 
Hafer „u 21490 19,3 2585 20,0 2577 19,0 2605 19,1 2620 19, 1 
Kartoffeln ..........| 2404,0 16,8 2331 18,0 2359 17,5 2361 17,5 2406 17,5 
Zuckerrüben ........ 168,0 1,2 163 1,2 172 1,2 185 1,4 . 202 1,5 
Buchweizen ........ 291,2 2,1 203 p 23 | 296 2,3 298 2,3 299 2,3 
Hirse, steed ease oy 69,5 0,6, 118 0,8 119 0,8 119 0,8 120 0,8 
AIS hole atetc E E T l= 206,3 0,4 TT 0,6 78 0,6 79 0,6 79 0,6 
FIDsen sus 281,6 2,0 159 1,2 160 1,2 160 1,2 160 1,1 
BRAG 05 Sus ees o.2 aoa 26,4 0,2 44 0,3 46 0,3 . 45 0,3 46 0,3 
Te ass 81,8 f- 06 106 0,8 108 0,8 109 | 0,8 110 0,8 
Haut saugen 32,9 0,2 43 0,3 43 0,3 44 0,3 44 0,3 
Rotklee iss 260,0 1,9 240 1,8 231 1,7 261 1,9 265 1,9 


Futterruben ....2.2.2..° 135,0 0,9 132 10 134 1.0 136 1,0 138 1,0 


Anlage 21. 


Das Verhältnis zwischen dem Anbau von Winterung (-Weizen und 
-Roggen) und Sommerung (-Hafer) und Gerste war 1909/13 und 1926/27 in 
den einzelnen Wojewodschaften folgendes: 


| in % des Winterungs- | in % des Sommerungs- 
Wojewodschaft anbaus anbaus 
! 
1909/13 | 1926/27 1909/13 1926 /27 

Krakau .........00- 110 | 127 37 41 
Stanislau ........... 96 1 4 37 43 
Schlesien ........... 87 15 15 
Kielze innen 86 2 65 62 
Lemberg ............ 74 98 44 47 
Tarnopol ........... 71 100 83 85 
Lublin 2.02.0042. 71 70 43 43 
Nowogrodek ........ 65 58 43 37 
Wina seiadu endoa i 63 57 52 50 
Wolhynien .......... 63 56 46 40 
Bialystok. ..........- 60 58 27 30 
Polesien ............ 53 50 34 31 
LOA ose hae haw 48 49 36 37 
Pommerellen......... 40 40 53 60 
Posen. oo Vie eis 38 38 77 80 
Warschau ..........- 34 54 37 39 
Polen: u. 62 64 46 47 
uses 22, Die Buttergewinnung 


hat sich in den letzten Jahren etwa wie folgt entwickelt (in Zentnern): 


Pommerellen .......... 
KongreBpolen ............00- 


Die früher österreichischen 
Gebiete ........ccccccces 


.».0 0 0 0 0 000 000 0. @ 


POS. 0 Meese aosuees sess wk 
Pommerellen .......... 
Kongreßpolen ..............4. 


Die früher österreichischen 
Gebjete aa ass 


Oberschlesien ..........-.006; 


1921 


29 500 
27 800 


66 000 


1924 


62 300 
51 000 


Sommerungsanbau 


1922 


43 000 
41 000 
3 000 


9 500 


96 500 


1925 


67 500 
52 700 
19 800 


16 800 
9 300 


166 100 


der Gerstenanbau 


1923 


56 700 
46 500 
4 700 


12 800 
3 800 


124 500 


1926 


74 740 
56 200 
22 000 


17 500 
9 200. 


179 640 


Bahnverkehr in Tonnen im Jahre 1925/20. 


: Weizen | Roggen | Mehl Gerste | Hafer Fare Flocken | Stärke | Zucker 


Verladung im Inlande insge- 


samt in t Geet cae eases 242 099 | 455 934 | 524 864 | 80 258] 150 751 | 681 433 15 170 28 130 
davon die Westgebiete .... 37,6% | 51,8% 33% | 47,3% | 23,696 | 68,7%, 66°, | 575% 
Eisenbahndirekt. Posen allein 27,7%] 43,2% 23% | 35,2% | 15,0°% | 62,09; 64% 45% 
Verladung zum Exportint . 114 415 | 279 067 — 153 497} 82110] 80622 21 036 | 118 040 
davon die Westgebiete .... 79,2%, | 76,3% = 70°, | 70,9% | 99,9% | 979% | 87,795 | 80,8% 

_ Eisenbahndirekt. Posen allein 49% | 50,8% | — 46,2%% | 44,394 | 61,8% | 67°, | 86,60, | 58,59; 


Bahnverkehr in Tonnen im Jahre 1924/25. 


Kar- 


Weizen | Roggen | Gerste | Hafer totieln Flocken | Stärke | Zucker | Mehl 


Verladung im Inlande insge- 
samt in Kruse 144 393 | 482 705 | 106 092 | 194 840 | 562 728 2 945 13 430 | 262 562 | 489 586 


davon die Westgebiete .... 53,0% 62,1%, | 55,3% | 42,695] 583% | 93,0% 65%, 1 47,5% 37% 
Eisenbahndirekt, Posen allein 37,9% 52,4%, 1 42,4% 22% 48,49, 1 71,5% 59°, 34°F 259% 
Verladung zum Export in t 3289 38 504] 84 876 31451 208 795 | 19 858 10 242 | 122 181 — 
davon die Westgebiete .... 69°, 87°, 1 77,9% 94°, 94°, 98% 88,2°> | 80,50%, — 


Eisenbahndirekt. Posen allein 13% 64% 51,4% 22°, | 55,8%% 60°, 82,0°, | 60,6%, 


‚oO 


Anlage 24. 


Auf den Kopf der Bevölkerung wurden geerntet an allen 
Getreidearten zusammen im Durchschnitt 
der Jahre 1921/22 bis 1925/26. 


‚ in der Wojewodschaft | im ganzen 


Posen isses 786 
Pommerellen,......: 658 
Lublin ............ 549 
Bialystok.......... 525 
Wolhynien ........ 496 
Tarnopol ......... 462 
Warschau ......... 430 
Willa. 62seccedeses 431 
LOGZ Ante ee oe eet rer 410 
Nowogrodek ...... 413 
Kjelle oe 388 
Polesien .......... 307 
Lemberg ......... 305 
Krakau ........... 280 
Stanislau .......... 


Schlesien 


Ganz Polen 


Anlage 25. 


10. 


Grund- 
steuer- 
reinertrag 
je ha 
Taler 


` 


3,0 1,72 en 
5,5 4,01 = 
4,0 5,17 = 
1,2 2,59 = 
7,0 3,49 — 
0,2 3,73 _ 
3,0 3,92 = 
0,0 4,10 + 
2,2 4,24 +. 
0,0 5,09 a 
1,5 2,44 ai 
2,0 4,31 Su 
1,0 2,65 za 
3,5 3,40 + 
4,0 2,52 + 
1,0 4,34 ne 
1,5 3,43 + 
0,0 4,10 —- 
0,0 5,54 ae 
0,0 5,62 È 


1 546 000 
616 000 


686 000 
714 000 
661 000 
1 310 000 
420 000 
425 000 
340 000 
984 000 
271 000 
828 000 
558 000 
342 000 
124 000 


t 


1 241 000 ,, 


| 11 566 000 t 


Reinertrag pro ha 
1907 /08— 
1924/25 1911/12 
73,39 G.-zł | + 36,96 Mark 
42,87 ,, |+ 37,79 ,, 
39,76 ,, | + 39,87 ,, 
22,91 ,, | + 46,28 ,, 
21,96 ,, | + 46,31 ,, 
14,05 ,, | + 46,50 ,, 
4,98 ,, 1+ 61,27 ,, 
2101 ,, | + 66,35 „, 
21,01 ,, | + 68,11 ,, 
25,23 ,, | + 70,53 ,, 
26,08 ,, | + 72,63 ,, 
31,23 , | + 81,18 ,, 
31,36 ,, | + 88,54 ,, 
33,45 ,, | + 94,82 ,, 
52,29 ,, | + 94,85 ,, 
54,05 ,, | + 97,36 ,, 
64,04 ,, | + 108,56 ,, 
89,50 ,, | + 117,69 ,, 
80,58 4- 118,27 ,, 
94,54 ,, | + 168,75 ,, 


Spanne 


zwischen . 


1907/08 
und 
1911/12 


110 


Anlage 26. 


Im Inlande ..........cese0e8 


Davon aus den Westgebieten 


Aus Posen 
Galizien 


Ins Ausland 


Aus den Westgebieten 


Posen 


Galizien vv ou to de @ 8 @ 8 


Vom 1. 8. 1924 bis 31. 7. 1925 wurden verladen: 


Pferde 


St. 


Rinder 


St. 


274 354 
40,4 
32,8 
37,6 
71 232 

10% 
1% 
87% 


Kälber | Schweine 


St. 


61 062 
54,7 
46,2 
28,0 


St. 


731 583 
49,1 
29,3 
20 

658 521 
17,7 

2,2 
74 


Butter 
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Bezugsbedingungen: vom 1.1.27 an vierteljährlich 4,80 zt, 

zuzüglich Porto. — Einzelheft 2,— zł (einschl. Porto). 

In Deutschland u. im übrigen Ausland: Viertelj. 3.80 RM., 
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Wir verweisen besonders auf folgende Sonderhefte: 
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Walter Kuhn: Aus dem Ostschlesischen Zunft- 
leben. Preis 7,— zł. 


Josef Strzygowski: Ostschlesische Holzkirchen. 
Preis 5,10 zt. 


Im Verlage der Deutschen Biicherei in Posen: 


COPPERNICUS 


Über die Umdrehung der Himmelskörper 
Aus seinen Werken und Briefen. Preis 3,— 21. 


Sämtliche Veröffentlichungen sind zu 
beziehen durch die Historische Gesell- 
schaft für Posen, Poznan, Zwierzyniecka 1 
“sowie durch die Buchhandlungen. 7 
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Spiel und Lied deutscher Kinder in Polen, gesammelt 
von Pfarrer Just - Sienno, mit 22 Scherenschnitten 
von Elisabeth Fischer aus Waldau. Das Büchlein enthält 
Kinderlieder und Abzählreime, die im Kirchspiel Sienno 
noch jetzt gesungen werden und von Pfarrer Just 
aufgezeichnet wurden. Die reizenden Scherenschnitte 
und der billige Preis des Büchleins, 1,80 zł, tragen 
hoffentlich dazu bei, dem Büchlein in weitesten Kreisen 
zur Verbreitung zu helfen. 
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Die altstadtische evangelische Kirche 
in Thorn 


Ein Beitrag zur Kirchen- und Kunstgeschichte des 18. Jahrhunderts 
mit 13 Abbildungen 


Von Reinhold Heuer, Pfarrer in Thorn. 


Das 18. Jahrhundert, das den polnischen Staat in immer 
gefahrlichere Strudel trieb, die ihn dann schlieBlich verschlangen, 
war auch fiir Thorn, insbesondere fiir das evangelische Thorn, 
eine Zeit fortwahrender Bedrängnis, ja, mehr als einmal bitterster, 
blutiger Not. 

Wie hatte die Stadt im Mittelalter unter der Herrschaft des 
Deutschen Ritterordens geblüht! „Königin der Weichsel‘ hieß 
sie damals! Von ihrem Königsschmuck zeugen ja noch heute die 
Ringmauern und Türme, das großartige Rathaus, die ehrwürdigen 
Kirchen. Wie hatte dann Luthers Botschaft hier gezündet! Der 
weitaus größte Teil der Bürgerschaft war evangelisch geworden; 
in allen drei jetzt noch vorhandenen großen alten Kirchen wurde 
das durch die Reformatoren neuentdeckte Evangelium verkündigt. 

Seit 1454 (endgültig seit dem 2. Thorner Frieden 1466) stand 
unsere Heimat nach ihrem Abfall vom Deutschen Orden unter dem 
Schutz des polnischen Königs. Diese sog. polnische Zeit war keine 
Zeit ruhiger Weiterentwicklung. Eine Weile ging es zwar ganz 
leidlich; einmal, um das Jahr 1600, kam es sogar zu einer Art 
zweiter Blüte des Gemeinwesens. Sie dauerte jedoch mit 
einigen Schwankungen nur bis zu dem schwedisch-polnischen 
Kriege, der ganz Polen in den Grundfesten erschütterte und auch 
Thorns Wohlstand einen gefährlichen Stoß versetzte (1656 ff.). 

Der ungestörte Bestand evangelischen Wesens aber wälırte 
nicht einmal so lange. Schon im Jahre 1596 verloren wir auf Be- 
treiben der Jesuiten die altstädtische Pfarrkirche St. Johann 
an die Katholiken, 1667, trotz des Friedens von Oliva, auch noch 
die neustädtische, St. Jakob. Nur die Franziskanerkirche St. Marien 
auf der Altstadt blieb uns; in der Neustadt mußten wir uns mit 
dem evangelischen Gottesdienst im neustädtischen Rathause 
so gut es ging, einrichten. 


6 Reinhold Heuer. 


Im 18. Jahrhundert aber trafen uns die furchtbarsten Schlage. 
Im Jahre 1703, wahrend des Nordischen Krieges, belagerte Karl VII. 
von Schweden die Stadt, schoB sie zusammen, nahm sie trotz 
tapferer Gegenwehr ein, schleifte ihre Befestigungen und lieB bei 
seinem baldigen Abzuge einen Trümmerhaufen zurück; unter 
anderem war das herrliche Rathaus zur Ruine geworden. Der 
Wohlstand der Stadt war dahin und konnte unter der Last der 
ungeheuren, ihr von den Schweden auferlegten Kriegskontribution 
auch im weiteren Verlaufe nicht wieder in die verödeten Gassen 
einziehen, zumal in den Jahren 1708 und 1710 eine fürchterliche 
Pest wütete, die viele Hunderte hinraffte und Handel und Wandel 
lahmte. 

Und im Jahre 1724 gab das ,,Thorner Blutgericht‘’ Thorn 
den Rest. Ein schlimmer Tumult, nicht rechtzeitig erstickt, mit 
Verwüstung des Jesuitengymnasiums und -kollegs endend, war 
der Anlaß, in geradezu grauenhafter Weise gegen die im wesent- 
lichen deutsch-evangelische Stadt zu wüten. Bürgermeister 
Rösner und neun deutsche, evangelische Birger Thorns 
starben den Märtyrertod; in die Stadtverwaltung sollten zur 
Hälfte katholische (das war fast gleichbedeutend mit polnische) 
Männer einrücken; die Marienkirche, fast 200 Jahre lang eine 
Stätte evangelischer Gottesdienste, mußte Bernhardinermönchen 
übergeben werden. Die Stadt hatte kein Rathaus, die evangelische 
Gemeinde der Altstadt keine Kirche mehr. 

Doch das deutsch-evangelische Wesen, obwohl schwer getroffen, 
ließ sich nicht in Blut ersticken. Die Bürgerschaft blieb deutsch, 
die Verwaltung ging weiter nach deutschem Recht ihren Weg 
und machte trotz der jämmerlichen finanziellen Lage die größte 
Anstrengung, aus dem Elend herauszukommen. Die Befestigungen 
wurden notdürftig instand gesetzt, die Gegrgen- und Marienkirche 
erneut, das Rathaus wieder hergestellt und im Herbst 1738 in 
Gebrauch genommen. Freilich gab es noch ein Menschenalter 
nachher Aschen- und Steinhaufen von 1703 her in den Straßen. 
Auch die evangelische Gemeinde hielt weiter in ungeminderter 
Zahl — die von ihren Feinden wohl erhofften Übertritte zur 
katholischen Kirche unterblieben — ihre Gottesdienste, wenn 
auch nur im Artushofe der Kaufleute, der ‚Kreuzkirche‘, wie 
man ihn fortan nannte; denn an den Neubau einer evangelischen 
Kirche war vorderhand nicht zu denken. 

Der Artushof war nur ein kümmerlicher Notbehelf; er konnte, 
für ganz andere Zwecke erbaut, kaum den dritten Teil der Gemeinde 
fassen. Und das war in einer Zeit, wo regelmäßiger, sonntäglicher 
Kirchenbesuch noch feste, ja, bis zu einem gewissen Grade von 
der Obrigkeit kontrollierte Sitte war, schwer zu ertragen. So 
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stellte denn, sobald das erneute Rathaus im großen und ganzen 
fertiggestellt, aber noch nicht wieder bezogen war, im August 1738 
Bürgermeister Giering in der Ratssession den Antrag auf Erbauung 
einer neuen Kirche, „nachdem das Werk schon vor langer Zeit 
bedacht, aber nicht hatte zu Stande gebracht werden können“. 
Im selben Monat schon fanden sich für diese Kirche die ‚ersten 
Steine“: Dreihundert Gulden gingen ein, die Ersparnisse eines 
Dienstmädchens, Eva Elbner, die sie zu diesem Zwecke vermacht 
hatte, und im selben Jahre dann noch tausend Gulden des Bürger- 
meisters Simon Weiß (sein Vater war einst evangelischer Prediger 
an St. Marien gewesen). Damit war die Sache in Gang gebracht. 


Die Geschichte dieses Kirchbaues will ich nunmehr skizzieren 
und eine Baubeschreibung und kunstgeschichtliche Würdigung 
anfügen. Da schon ein früherer Pfarrer der altstädtischen Kirche, 
Markull, nach den Quellen eine ausführliche Darstellung des langen, 
mühsamen Weges gegeben hat, der bis zur Erlangung der Bau- 
eflaubnis und Vollendung der Kirche zu gehen war,!) so kann ich 
mich darauf beschränken, das Wichtigste kurz zusammenzufassen 
und nur da ausführlicher zu: berichten, wo ich aus von M. augen- 
scheinlich nicht benutzten Quellen geschöpft habe. Ferner ver- 
weise ich auf ein zur Feier des hundertfünfzigjährigen Bestehens 
der Kirche erschienenes Schriftchen des im Jahre 1913 verstorbenen 
altstädtischen Pfarrers Stachowitz,?) das sich im wesentlichen 
mit dem neuen Turm beschäftigt und die wichtigsten Kirchen- 
geräte beschreibt. Die einschlägigen Akten und Druckschriften 
der Archive der Stadt Thorn und der altstädtischen Kirche, der 
Koppernikusbibliothek und der Bibliothek der altstädtischen Kirche 
habe ich selbstverständlich, soweit sie mir erreichbar waren, eben- 
falls durchgesehen?). Für die Baubeschreibung und -würdigung 
fand ich keine Vorarbeiten. 


ı) C. G. Markull: ,,Der Bau der altstädtischen evangelischen 
Kirche in Thorn“, Thorn 1856, Ratsbuchdruckerei. 

2) Bruno Stachowitz: ‚Die altstädtische Kirche zu Thorn“, 
o. O. und J. (Thorn 1906). 

3) Protokolle des Rats evangelischen Anteils im Archiv der 
altstädtischen Kirche. 

Im städtischen Archiv: Wernicke: ,,Geschichte der Thorner 
Kirchen‘, Kat. II, X 25; Ratsprotokolle II, 35; Briefbuch II, I 42; 
Briefe (u. a. die des A. A. Bähr an Geret, seine explicatio, die ex- 
plicatio Diterichs, Sammelliste des Geret sen.) II no 3481 a. Nicht 
aufzufinden das von Markull erwähnte Fascikel vom Kirchbau, 
wohl die Akten der Kirchbaudeputation. 

Zeichnungen im Archiv der Stadt Thorn II, XVIII 110, 
Mappe, Blatt 12—24; in der in derselben Mappe enthaltenen 
Soemmeringmappe, Blatt 12. — Steineralbum, 2 Grundrisse. — 
2 Blätter im städtischen Bauamt. 26 Blätter im Archiv der alt- 
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Also: Der Rat als kirchliche Oberbehérde der Gemeinde 
beschloB den Kirchenbau und förderte ihn durch die zu diesem 
Zweck bestellte Baudeputation tatkräftig. 

Die erste Sorge richtete sich auf die Beschaffung der nötigen 
Geldmittel. Daß die verarmte Gemeinde sie nicht selbst auf- 
bringen konnte, ist klar. Man entschloß sich, die weitesten Kreise- 
der Evangelischen um Mithilfe zu bitten. Wie viele evangelische 
Gemeinden, nicht nur hier in Polen, sondern auch in Deutschland, 
haben im gleichen Falle damals dies tun müssen! Kollekten bei 
Glaubensgenossen weit und breit waren im 18. Jahrhundert 
eine stehende Einrichtung. Freilich keine ganz ungefährliche. 
Grade in jenem Jahre, 1738, bittet der Senior Thomas in Lissa 
den Herausgeber einer theologischen Zeitschrift in Deutschland, 
doch in ihr nur ja nichts von solchen Versuchen der Evangelischen 
in Polen, Kollekten in Deutschland zu erlangen, verlauten zu 
lassen, denn ‚sofern wir gute Kollekten bekämen, wäre es für 
unsere Gegner das schönste Mittel, uns dieselben durch tausenderlei 
Verfolgungen zu ihrer Bereicherung abzunehmen. Wir haben 
es bisher sattsam empfunden!‘) Ein Glück, daß in dieser Hinsicht 
die Stadt Thorn mit ihrer größeren Selbständigkeit und Wirkungs- 
möglichkeit günstiger dastand, als die armen, verängstigten, 
jeder Willkür schutzlos preisgegebenen evangelischen Gemeinden 
im Posenschen! 

Der erste, der um eine Beisteuer und um Bewilligung einer 
Kollekte in Sachsen angegangen wurde (und sie auch gewährte), 
war der polnische König August IlI., zugleich Kurfürst von 
Sachsen, Sohn des katholisch gewordenen August II. des Starken, 
und selbst katholisch. Dann gingen Bittschreiben um Beiträge 
und Bewilligung von Kirchenkollekten an zahlreiche andere hohe 
Herren, Könige, Herzöge, Fürsten und Städte in Preußen, England, 
Dänemark, Holland und Deutschland. 


Und schließlich erklärte sich noch der erste evangelische Geist- 
liche Thorns, Senior Geret, auf Bitten des Rats bereit, in Deutsch- 
land persönlich zu sammeln. Geret, der im Jahre 1713 als Feld- 
prediger nach Thorn gekommen und im folgenden Jahre vom Rat 


städtischen Kirche. Druckschriften: Ratsbibliothek A, fol. 56, 
Stück 33 ff. 

Georg Dehio: ‚Geschichte der deutschen Kunst“ III, 1926. 
„Der Kirchenbau des Protestantismus“ 1893, Berlin. Bergner 
„Handbuch der kirchlichen Kunstaltertümer“ 1905. Prätorius- 
Wernicke, ,, Typographisch-historisch-statistische Beschreibung der 
Stadt Thorn..., 1832, Thorn. ,,Die Bau- und Kunstdenkmäler 
der Provinz Westpreußen“, Heft 7. 

4) „Deutsche Wissenschaftliche Zeitschrift für Polen“, 1928, 
Heft 12 S. 75 f. 
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in eine Predigerstelle an St. Marien berufen worden war, seit 1723 
Senior, während des Thorner Blutgerichts in großer Gefahr, ein 
Ausländer (aus dem Ansbachischen stammend), der trotz glän- 
zender, an ihn aus seiner Heimat und aus Preußen ergangenen 
Berufungen seiner Wahlheimat Thorn treu blieb, der wegen seiner 
reichen Gaben, seiner Gelehrsamkeif, seiner imponierenden Per- 
sönlichkeit weit und breit geschätzt wurde und mit zahlreichen 
bedeutenden Männern Deutschlands in regem Briefwechsel stand, 
war in der Tat der für solchen Bittgang geeignetste Mann in 
Thorn, obwohl die bei den damaligen Wegeverhältnissen zu er- 
wartenden Strapazen wahrlich große Anforderungen an körperliche 
Rüstigkeit und Beweglichkeit stellten, und der Dreiundfünfzig- 
jährige sich durchaus nicht einer robusten Gesundheit erfreute, 
ging er doch vor allem deshalb nach Deutschland, um sie durch 
eine Brunnenkur zu kräftigen. Vom Mai bis November 1739 war 
er an verschiedenen Höfen, u. a. dem Berliner, und in vielen Städten 
(in Breslau, Leipzig, Lübeck, Hamburg usw.) unermüdlich tätig. 
Sein uns erhaltenes Sammelheft aus Breslau zeigt uns seine Be- 
mühungen und Erfolge noch heute im einzelnen. Er hatte, als er 
wieder in Thorn eintraf, „ein Ansehnliches gesammelt“, . Überall 
war eben unsre altberühmte Stadt, ihr Unglück von 1703, und vor 
allem das grauenhafte ,,Thorner Blutgericht‘“ und die elende Lage 
der evangelischen Gemeinde bekannt; tiberall regte sich lebendiges 
Mitgefühl, öffneten sich die Hände. 

Man kaufte nun 1739 und in den folgenden Jahren den Bau- 
platz an, auf dem die Kirche und ihr Pfarrhaus jetzt steht; es 
waren die „Ruinen von der schwedischen Belagerung‘ des Jahres 
1703, die sog. Brandstellen am Markt, die also immer noch nicht 
aufgeräumt und von neuem bebaut waren, und einige unversehrte 
Häuser und Gärtchen, im ganzen ein ansehnliches Gelände. 

Zur Einreichung von Entwürfen forderte man mehrere aus- 
wärtige Architekten auf. Einer derseiben war Andreas Adam 
Baehr in Dresden. 

Daß man sich grade nach Sachsen an einen Künstler wendete, 
lag ja an sich schon nahe. Kursachsen war im 18. Jahrhundert 
gradezu das deutsche Musterland in kultureller Beziehung; in 
Dresden hatte Georg Bähr die Frauenkirche gebaut, die wohl 
ohne Übertreibung die bedeutendste deutsche protestantische 
Kirche dieses Jahrhunderts genannt werden kann, und nach seinen 
Tode (+ 1738) behauptete sich seine Schule im Kirchenbau dort 
noch längere Zeit. Polen aber war seit August I]. in Dingen der 
Kunst eine Provinz Sachsens, und zwar eine, in der durch die eifrige 
Bautätigkeit des Königs und der Großen eine glänzende Zeit an- 
brath; zahlreiche sächsische Künstler arbeiteten dort, besonders 
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in Warschau: ,,das ganze Warschauer Rokoko ist sachsisch‘‘.5) 
Zudem war ja Sachsen und Polen durch Personalunion verbunden; 
die Thorner Residenten und Gesandten, Ratsherren und Stadt- 
sekretäre waren gewöhnt, wie nach Warschau, so nach Dresden 
zu gehen und dort Umschau zu halten. 

Dazu kamen in der Thorner Kirchbausache noch persönliche 
Beziehungen. Im Sommer 1733 war nämlich der Bruder des 
Dresdener Andreas Adam Baehr, Capitain B., der beim Fürsten 
_ Lubomirski und andern polnischen Magnaten gearbeitet hatte, 

von Warschau her in Thorn erschienen und hatte der Stadt seine 
Dienste als Zivil- und Militärbaumeister und Landmesser ange- 
boten. - Nach seinen Bedingungen gefragt, wollte er anfangs nichts 
Bestimmtes fordern, ,,weil er kein Bettler wäre, sondern nur meisten- 
teils hierhergekommen, damit er auch den (sc. evangelischen) 
Gottesdienst abwarten könnte,®) daher er es auf die Generosität 
des Rats ankommen lasse‘‘. Er war bereit, sich zunächst auf Probe 
anstellen zu lassen, Tabellen von den Landgütern zu machen, bei 
vorfallenden Unruhen bei der Stadtmiliz, auch bei der Brücke (an 
der er Fehler beobachtet habe) sich brauchen zu lassen. Nach 
längerem Handeln einigte man sich auf 800 Gulden Salarium jährlich; 
wenn er etwas Besonderes machen würde, sollte es der Kämmerei 
auf eine Discretion nicht ankommen. Es werde ihm eine Kapitu- 
lation aufgestellt werden, wonach er „nicht allein zum Architecto 
im Civil- und Militair-Bau-Wesen, sondern auch im Landmessen 
der Stadtgüter, zu Mühl- und Wasserbau, publiquen Gebäuden 
und andrer Arbeit... in Bestallung genommen werde.‘“”) — Bahr 
ist nun jahrelang in Thorn geblieben (es waren die Jahre, in denen 
eifrig an der Wiederherstellung des Rathauses gearbeitet wurde), 
hat hier auch 1737 als „Stadt Capitain und Architect‘ geheiratet: 
der typische, vielseitige Ingenieur und Architekt des 18. Jahr- 
hunderts. Woher er den Capitaintitel hatte, wissen wir nicht; im 
17. und 18. Jahrhundert gingen die Architekten oft aus militärischen 
Kreisen der Artillerie und des Festungsbaues hervor, nachdem sie 
sich durch das Studium architekturtheoretischer Schriften in die 
Zivilbaukunst eingearbeitet hatten; oder sie bekamen von den 
Höfen, an denen sie angestellt waren, Offizierstitel und -sold und 
auf diese Weise ein höheres Einkommen. — Kapitän Bähr hat 
nun (der Schluß liegt wahrlich nahe genug), als in Thorn erwogen 


5) Lauterbach ,,Warschau“, 1918 Leipzig, E. A. Seemann, 
S. 87 f.; auch S. 102. 

6) In Warschau gab es damals noch keine evangelische Ge- 
meinde oder Kirche; die Warschauer Evangelischen waren in das 
10 km entfernte Wegröw in Podlachien eingepfarrt! 

7) Ratsprotokolle. 
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wurde, wen man um Entwürfe angehen könne, den Senior Geret 
auf seinen Dresdener Bruder aufmerksam gemacht, der dort seit 
1730 als Landbauschreiber, seit 1739 als Hofmaurermeister zwar 
nicht selbst baute — wenigstens ist kein Bauwerk Sachsens auf ihn 
zurückzuführen —, wohl aber die Aufsicht über den baulichen 
Zustand der öffentlichen Bauten ausübte, Bauanschläge machte, 
Taxen anfertigte und dergl.8) Director aedificior. provincial. regior. 
Saxonicorum wird er auf einem seiner Risse hochtönend genannt 
(N. B.: die Unterschrift unter diesem Riß ist nicht von seiner 
eigenen, sondern von einer andern Hand; sie nennt ihn nicht An- 
dreas Adam Baehr, sondern nur Andreas Adam; auch sein Bruder 
in Thorn, der Capitain Johann Adam Behr [so im Trauregister] 
wird zuweilen nur Adam genannt). 

In einem Briefe (28. 11. 1741) an Geret, der in dieser Kirch- 
bausache einen augenscheinlich ausschlaggebenden Einfluß in 
Thorn hatte (auch das Honorar für die Risse erhielt Baehr durch 
ihn) schreibt B.: Er ersehe aus Gerets Mitteilung (vom 16. Sept.), 
daß nunmehr in Thorn das neue Gotteshaus erbaut werden solle, 
und daß G. das Vertrauen zur Verfertigung eines Desseins auf ihn, 
den Schreiber, geworfen habe. Auf dem von Geret mitgeschickten 
Blatte sei jedoch der Bauplatz nicht genau genug eingezeichnet. 
B. bittet daher, es seinem Bruder zu geben, damit dieser auch die 
Gassen, die den Bauplatz begrenzen (N. B.: die gegen Mittag hieß 
damals schon, wie heute wieder, Rosengasse), genau abmesse und 
einzeichne und es ihm wieder zuschicke. Dann werde es ihm eine 
Ehre sein, nicht nur einen Entwurf, sondern gleich deren drei 
anzufertigen. Das Werk solle, wie ihm geschrieben, nur simple, 
jedoch durable sein und nicht allzuhoch in die Kosten zu stehen 
kommen. Er erkundigt sich noch, ob am Ort Sandstein (für Türen, 
Fenster, Treppen) vorhanden sei, ob der Turm mit Schiefer oder 
anderm Material gedeckt werden solle etc. 

Die erbetene Zeichnung des Bauplatzes nebst anstoßenden 
Gassen ließ der Rat anfertigen und ihm zusenden. Darauf arbeitete 
nun Baehr seinen Entwurf in sieben Blättern aus (signiert: 
3. IIE 1742, von ihnen haben wir im altstädt. Kirchenarchiv vier, 
in Rot mit A BC D bezeichnete) und schickte sie nach Thorn. 

Hier kamen zu gleicher Zeit noch zwei andre Entwürfe an: 
einer aus Königsberg (von?) und einer aus Berlin vom Oberbau- 
direktor Diterichs (1702—57), demselben, der u.a. nach Skizzen 
des Königs Friedrich II. die Fassade des Knobelsdorfschen Sans- 
souci und die sechs Terrassen dort ausgeführt hat. Auch diese 
beiden Entwürfe sind noch vorhanden. 


8) Über Andreas Adam Bachr gab mir das Rats-Archiv und 
das Sächsische Hauptstaatsarchiv Dresden Auskunft. 
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Wie dachten sich nun die drei Wettbewerber den Bau? 


Keiner hatte einen Zentralbau entworfen; alle drei entschieden 
sich vielmehr, wie es der Bauplatz ja auch erforderte und wie es 
der Rat vielleicht ausdrücklich verlangt hatte, für ein ostwestlich 
gestrecktes, langes Rechteck als Grundriß, im Äußern für Putzbau 
und für hohe Walmdächer mit Gaupen (Dachfenstern). 


Der Königsberger Architekt legte an die Ost- und Westseite 
je einen Eingang, außerdem deren zwei in die Mitte der südlichen 
Längswand (also in die Rosengasse; dahin, wo die heil. Geistgasse 
in sie mündet), den Altar ihnen gegenüber in eine aus der Mitte 
der nördlichen Langseite ausbauchende, breite, flache Nische, 
seitlich von ihr die Kanzel zwischen ein Säulenpaar: das Schema 
der sog. Querkirche. Den Innenraum wollte er anscheinend mit 
hölzernen Kreuzgewölben decken. Dreizehn Fenster an der Süd- 
seite. Turm in die Westfront eingebaut (er wäre daher für die von 
Osten Kommenden oder auf dem Markte Stehenden völlig wirkungs- 
los gewesen). | | 


Diterichs entwarf ebenfalls einen, und zwar entschieden b2- 
tonten Langbau. Der Altar im Untergeschoß des Turms; dieser 
an der Ostfront am Markte (zur Hälfte in sie eingebaut); vor 
demAltar,amVorderrande des um zehnStufen 
über dem Fußboden des Gemeinderaums er- 
höhten Altarraumes die Kanzel (also streng achsiale 
Stellung dieser beiden für den evang. Gottesdienst gleich wichtigen 
Stellen, was sich mit neuesten Forderungen protestantischer 
Kirchenbautheoretiker und -praktiker deckt). Zwei Emporen (er 
nennt sie mit einem Provinzialismus ‚Priechen‘‘) übereinander 
an den übrigen drei Seiten. Je sieben Logen an den Längswänden. 
(Logenartige „‚Betstübchen‘ für Kirchenpatrone, Beamte, Patrizier, 
durch Bretterwände und Glasfenster oder auch nur durch Gitter- 
stäbe vom übrigen Kirchenraum abgesondert, im letzteren Falle, 
Vogelkäfigen nicht unähnlich, zu ebener Erde oder auf den Em- 
poren, waren damals in protestantischen Kirchen in Stadt und 
Land sehr beliebt; sie sind die Nachkommen der Sonderkapellen 
für Korporationen und vornehme Familien in den Kirchen des 
Mittelalters.) Eine Spiegeldecke aus Holz, berohrt und gegipst, 
an das Dachgebälk angehängt. Sieben Fenster an der Langseite. 
Der Turm sehr gedrungen, breitspurig, klotzig; die beiden unteren 
Geschosse massiv, dieoberen aus Holz, die Schweifung aus Kupfer, 
Blei oder Blech und — wie auch das Holz — steinfarbig mit Öl- 
farbe anzustreichen, die Kuppel und Spitze mit Schiefer zu decken. 
Die Wände sollten von außen abgeputzt und gefärbt, von innen 
geweibt, die Chöre, Kanzel usw. vom Maler farbig gestrichen werden. 
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Gerdom - Thorn, Phot. 
Entwürfe aus Königsberg (oben) und Berlin (unten). 
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Erster Entwurf Baehrs. 
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Baehrs Entwurf zeigt ein Rechteck von rund 90x55 Ellen; 
sieben Fenster an der Langseite; Eingänge an allen vier Seiten, 
auch — auf ausdrückliches Verlangen aus Thorn — an der Altar- 
seite. Schlanker, schön gezeichneter, sehr wirkungsvoller Turm, 
in die Mitte der südlichen Langseite eingebaut. Altar im Osten, 
zu beiden Seiten je ein Beichtstuhl. Die Kanzel ragt in Höhe der 
Empore aus dem eingebauten Turm (also an der Südseite) in den 
Mittelraum. In dem Rechteck acht Pfeiler elliptisch gestellt als 
Träger der Emporen; dementsprechend die Anordnung des Ge- 
stühls: die Bänke (unten die ,,Weiblichen Stühle‘, auf den Em- 
poren die „Manns Stühle“, also umgekehrt wie in den Synagogen) 
im emporenfreien Mittelraum nach dem Altar gewendet und also 
nord-südlich laufend, unter und auf den Emporen konzentrisch 
gestellt. Also eine Angleichung des Langbaues an den Zentralbau, 
ganz im Sinne jener Zeit; denn das Hauptproblem des protestan- 
tischen Kirchenbaus des Spätbarock ist „die Verschmelzung des 
Zentralbaus mit Elementen des Longitudinalbaus““ und umge- 
kehrt. — Elliptische Decke über dem Mittelraum, nach Belieben 
aus Holz und vergipst, oder massiv gewölbt; über dem Altarraum 
eine Rundkuppel. An den Langseiten, von den Außenwänden nur 
durch schmale Gänge getrennt, eine Sakristei und fünfzehn Bet- 
stübchen, deren Wände, durch Holzpfosten gehalten, bis zu den 
Emporen reichen. — Die Außenwände geputzt, im Untergeschoß 
Nachahmung von Haustein in horizontaler Gliederung. 

In der Ratssession vom 4. Juni wurden diese drei durch die 
Baudeputation vorgelegten Entwürfe geprüft und der von Baehr 
angenommen. Doch wünschte man Abänderungen in der Stellung 
des Turms und der ,,innerlichen Einrichtung‘, die Geret dem 
Künstler schon am 10. Juni unter Beifügung eines Grundrisses, 
aus dem die Intention des Rats hervorging, mitteilte. 

Bereits in seiner explicatio (genauen Erläuterung) des Risses 
vom 3. März hatte Baehr betont, daß zur Ausführung des Baues 
ein recht geschickter Maurer- und Zimmermeister nötig sei. ,,Was 
die Zimmerarbeit anlanget, davor wird mein Bruder, nomine 
seines Meisters (NB. dieser Bruder wird in den Thorner Akten bald 
„Brückenbaumeister‘“, bald nur „Brückenbauknecht‘ genannt) °) 
gewiß sorgen.‘ Wegen der Maurerarbeit erbietet er sich, einen von 
seinen besten Leuten, einen Polier des Maurer-Handwerks, nach 
Thorn zu senden, der das Werk anlegen und es bis aufs zweite Ge- 


9) Nach Wernicke ,,Geschichte Thorns“ II 497 f. wurde im 
Mai 1741 ein neuer Brückenmeister, Krüger, angenommen und der 
Anfang des (neuen) Brückenbaues gemacht. — Ein Brückenbau- 
knecht hatte die Aufsicht über die Arbeiter, die er annahm: 
Ratsprotokolle 1755, 23. IV. 
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schoß oder bis unters Dach bringen könne. Er legt dem Magistrat 
nahe, seinen Bruder nach Dresden zu schicken, damit er alles 
mündlich mit ihm bespreche; da er von allen Rissen die Concepte 
noch habe, würde er in einigen Stunden mündlich mehr beibringen, 
als wenn er deswegen 50 Briefe schreiben sollte. 


Der Rat ging auf diesen Vorschlag ein. Kapitain Bähr reiste 
im Juli nach Dresden und besprach mit seinem Bruder die Wünsche 
des Rats und alles andre gründlich. Andreas Adam änderte darauf- 
hin seinen ursprünglichen Entwurf ab und schickte drei neue 
Zeichnungen nach Thorn. 

Er schreibt darüber an Geret am 17. Juli 1742: Er habe die 
intention der Thorner aus dem ihm übersandten Riß ersehen, jedoch 
in seinen (3) Rissen, welche ‘besser scheinen, annoch verschiedenes 
geändert. Das Orgelwerk könne „nach Verlangen‘ in die Mitte 
gegen Norden nebst zwei angeschlossenen Chören kommen, gegen 
Westen mehrere Mannsstühle, gegen Süden die Chöre der Kauf- 
und Handelsleute gegenüber der Orgel und dem Singchor. Die 
Kanzel käme besser an einen Pfeiler, wie er es im Grundriß ange- 
deutet, als gegen das Mittel (d. h. in die Mitte der zum Altarraum 
emporführenden Stufen), „da denn auch die andere Seite gegenüber 
(am gegenüberstehenden Pfeiler) zur Cateder zu gebrauchen wäre. 
Denn sotane Kanzel käme der Orgel und dem Singechore nicht zu 
nahe, wenn selbiges an die Mitte der Nordseite zu stehen komme, 
welches Chor höher als die Emporen, die unter ihm hinlaufen, anzu- 
legen ist.‘ — Polier Töpel habe plötzlich absagen müssen, einen 
andern dergleichen verständigen Menschen habe er augenblicklich 
nicht. ,,Es wird Ihnen mein Bruder alles fernerweit referiren, mit 
dem ich manche halbe Nacht dieses Werkes halber zugebracht “ 


Die wichtigste Änderung des neuen Risses (im altstädtischen 
Kirchenarchiv; in schwarzer Tinte ABC bezeichnet) besteht darin, 
daß Baehr nach den Thorner Wünschen den Turm nun vor die 
dem altstädtischen Markte zugekehrte Ostfront, und zwar stark 
aus ihr hervortretend, stellt, was ihn natürlich weit mehr als vorher, 
ja, beherrschend, zur Geltung kommen läßt; es ist das dieselbe 
Stelle, an der unser heutiger neuer Turm.steht. Der um drei Stufen 
erhöhte Altarraum (wieder im Osten) ist tiefer als vorher, er ragt 
über die Ostfront hinaus; vom Gemeinderaum ist er sehr energisch 
durch Kommunikantenbänke (nach Art von Chorgestühl) abge- 
grenzt; zu beiden Seiten Sakristeien. An den beiden östlichen 
Pfeilern der Ellipse, also am Anfang des Altarraumes, an seinen 
beiden Ecken, um 9 Stufen über ihn erhöht, streng symmetrisch, 
sehr originell, je eine Rednerstätte: eine Kanzel und ein Katheder 
(zu Lesegottesdiensten). Keine ‚„Betstübchen‘ mehr, an ihrer Stelle 
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weitere konzentrische Bankreihen. AuBerdem sind die Treppen 
zu den Emporen anders angeordnet. 

Es ist sehr zu bedauern, daß dieser Entwurf nicht im Sinne 
des Meisters ausgeführt worden ist. Wir hätten eine Kirche gehabt, 
die in hohem Maße eigenartig und ansehnlich gewesen wäre und 
nur den allerdings empfindlichen Fehler gehabt hätte, daß der 
Altar alter Tradition gemäß im Osten angeordnet war (wohl nach 
dem Willen Gerets und des Rats), wo doch als an der an dem 
Marktplatz liegenden Front naturgemäß der Haupteingang sein 
mußte. 

Die im folgenden Jahre (1743), als mit der Fundamentierung des 
Baues nach dem Baehrschen Entwurfe schon begonnen war, nach- 
träglich eingeschickten Entwürfe eines unbekannten Architekten 
und des „Königl. Schloß Mauers, wie auch Bürgers und Raths 
Mauer Meisters in Marienburg“ Christoph Abraham Schnidt 
übergehen wir, da sie nicht mehr in Frage kamen (was im übrigen 
nicht zu bedauern ist). 


Während nun nach Ankauf des Bauplatzes alles in bestem 
Flusse zu sein schien, drohte in Wirklichkeit dem so verheißungs- 
voll begonnenen Werke, zu dem Thorn zweifellos nach den ihm 
erteilten Privilegien und den Friedensabmachungen von Oliva 
(1660) berechtigt war, eine nicht erwartete Gefahr durch den 
Fanatismus, der es nicht ertrug, daß die Evangelischen 
Thorns so bald schon (fünfzehn Jahre!) nach dem, wie 
man gehofft, vernichtenden Schlage des Blutgerichts auf eigene 
Kosten und unter Mithilfe der Glaubensgenossen sich eine eigene 
Kirche bauen wollten. Reichstagsbeschlüsse, durch die den Evan- 
gelischen der Bau neuer Kirchen verboten wurde, die aber für 
Thorn nicht verbindlich waren, wurden in Erinnerung gebracht, 
und der alte Feind der Thorner, Bischof Szembek, von seiner Tätig- 
keit während des Blutgerichts her noch in üblem Andenken, unter- 
des zum Erzbischof von Gnesen und Primas regni avanciert, in 
seinem Haß gegen die Thorner sich gleich geblieben (Torunszcza- 
nami gardzi), auch im Posenschen durch seinen Haß gegen alles 
Evangelische übel berüchtigt, hatte schon im Februar 1740 drohende 
Briefe an die katholischen Ratsherren in Thorn gerichtet: Der 
katholische Adel sei des geplanten Kirchenbaues wegen in mäch- 
tiger Erregung, das Volk erhebe seine Stimme zum Himmel und 
seufze, die Thorner sollten an das Blutgericht denken, das sich 
wieder ereignen könne, wenn sie auf ihrem Vorhaben beharrten! 
Und er ließ auch in den folgenden Jahren in seiner Feindseligkeit 
nicht nach. 
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Die Lage der Stadt war schwierig. Wohl legte sie ihr gutes 
Recht, eine Kirche bauen zu diirfen, allen in Betracht kommenden 
Instanzen eindringlich dar, suchte den Schutz des polnischen 
Königs und die Vermittlung auswärtiger Höfe (der Garanten des 
Friedens von Oliva) nach 0), aber, da das nichts half und man 
besorgen mußte, der Erzbischof werde die Sache vor den leicht zu 
fanatisierenden Reichstag bringen, was böse Folgen haben konnte, 
war es geraten, mit dem Bau noch nicht anzufangen, ja, die bereits 
angefahrenen Ziegel und sonstigen Baumaterialien wieder zu ver- 
kaufen. — Die Zeitumstände waren überhaupt dem Unternehmen 
ungünstig: in Deutschland wurde 1740—42 der erste schlesische 
Krieg geführt und der sächsische Hof dadurch so in Anspruch ge- 
nommen, daß er für den Schutz der Thorner wenig Zeit und Teil- 
nahme übrig hatte; in Thorn aber hatte man gerade in dissen 
Jahren alle Hände voll mit einem polnischen Edelmann, Konopka, 
zu tun, der wegen angeblicher, nicht einzutreibender Geldansprüche 
an einen Thorner Kaufmann sich an der Stadt guthalten wollte, 
mit einer Schar Schlachzizen gegen sie geradezu Krieg führte, 
das städtische Dorf Richnau besetzte, den Weisungen des Königs 
trotzte, die polnischen Gerichte und die Öffentlichkeit gegen den 
Rat mobil machte und dessen Zeit, Kraft und Geld viele Monate 
hindurch völlig in Anspruch nahm — ein eindrucksvoller Beitrag 
zur Rechtswillkür und Rechtsohnmacht im damaligen Polen. 


Als man endlich am 18. März 1743 doch wagte, den Grundstein 
zu legen und die Fundamente unter Leitung des Ratszimmer- 
meisters Johann Georg Hieronymi fertigstellte, war Ihro fürstliche 
Gnaden der Herr Primas sofort wieder auf dem Plan und ließ, 
wie der Rat schreibt, ‚„Ihro Unwillen mit Bedrohung unausbleib- 
licher Leibes- und Lebensstrafe‘‘ ihm brieflich zu erkennen geben. 
Die weitere Folge seines ,,ungemeinen lamentierens und Schreiens“ 
waı die, daß die Stadt gleich zwei Zitationen auf einmal erhielt: 
eine vor das bischöfliche Gericht in Culmsee und die andere vor 
das Königliche Hofgericht in Warschau, und daß eine Ordre des 
Königs den Weiterbau bis auf weitere Prüfung der Angelegenheit 
und deren endgültige Erledigung untersagte. Letztere ließ übrigens 
ganze elf Jahre auf sich warten! | 


1) Auch sonstige einflußreiche Persönlichkeiten suchte man 
auf alle Art vonThorn und von Deutschland aus günstig zu stimmen. 
Cyprian, Vicepräsident des Gothaer Oberkonsistoriums, sandte dem 
kulm. Bischof Zaluski, um ihn für die Thorner Evangelischen 
günstig zu stimmen, ein altes Bild des Kardinals Hosius, das im 
Nordischen Kriege von Frauenburg nach Greifswald und von dort 
nach Gotha gekommen war, zum Geschenk: ‚Deutsche Wiss, Zeit- 
schrift für Polen“, 1298, Heft 12 S. 82, Anm. 17. 


Die altstadtische evangelische Kirche in Thorn. 17 


Endlich, im Jahre 1750, nach dem Ableben des Primas Szembek, 
waren die Verhandlungen wieder im Gange, schleppten sich aber 
noch zwei Jahre lang hin. Der Rat gab schweren Herzens dem 
Verlangen des Kron-Großkanzlers nach, den geplanten Bau nicht 
Kirche, sondern nur Oratorium, Bethaus, zu nennen und keine 
groBen Kirchenfenster, sondern nur kleine Fenster machen zu 
lassen, um der Leidenschaft der Feinde keinen offensichtlichen 
Anlaß zu geben. 

Im Dezember 1752 traf ein Reskript des Kron-Großkanzlers 
ein: „Se. Majestät haben zu erklären befohlen, daß Sie das Wohl 
der Stadt nicht behindern wollen [da nach dem Bericht des Rats 
ein großer Teil der Thorner Handwerker wegziche, weil die ,,Kreuz- 
kirche“ so enge sei, daß sie in ihr keinen Platz zu ungestörtem 
Gottesdienst fänden; es sei zu befürchten, daß mit der Zeit aus 
Thorn Kulm werde], wie aber, das werde der Abgesandte der 
Stadt mündlich erläutern.‘ 

Mit anderen Worten: Der König sah ein, daß eine evangelische 
Kirche für Thorn eine Notwendigkeit war und daß die Stadt ein 
Recht auf diesen Kirchenbau hatte, wagte es aber nicht, dies klipp 
und klar zu sagen, sondern hüllte sich in wohlwollende Andeutungen 
und verwies auf deren mündliche Erläuterung, die man im Notfalle, 
wenn die Gegner zu sehr schreien sollten, ableugnen konnte. 

In Thorn erwehrte man sich angesichts dieses unbestimmten 
Reskripts nicht eines gewissen Unbehagens, wagte es jedoch, auf 
das Königswort hin, im nächsten Frühjahr (1753) den Bau auf 
dem im Jahre 1743 gelegten Fundamente !!) weiter fortzusetzen. 


Sofort wurde wieder, von den Jesuiten und denı Kulmer 
Bischof dirigiert, Alarm geblasen. Man operierte mit einem ge- 
falschten Briefe des preußischen Königs an die Thorner }), 
erregte die öffentliche Meinung (der Bischof ließ eine Schrift gegen 
die Thorner Dissidenten drucken und verbreiten) und steckte sich 
hinter die Königin und deren protestantenfeindlichen, einfluß- 
reichen Beichtvater. Maria Giuseppa war denn auch empört über 
den ,,Tort mit dem neven Oratorium oder der lutherischen Kirche, 
welche man in Thorn zu bauen unternimmt auf die Gefahr hin, 
das Reich in Verwirrung zu bringen und die traurigsten Folgen 
für die Thornischen Lutheraner herbeizuführen‘ und setzte ihren 
ganzen Einfluß gegen Thorn ein. Und der Primas lud den Rat 


u) Promemoria von 1753 im asltstädt. Kirchenarchiv. 

2) Eine ganz besonders gefährliche Intrigue, die unsre Stadt 
in den Verdacht des Hochverrats bringen sollte. War doch die 
poena perduellionis darauf gesetzt, sofern die Dissidenten bei aus- 
wärtigen Mächten Hilfe und Beistand suchten. „Deutsche W. 
Ztschr. für Polen“, 1928, Heft 12 S. 75. 
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und alle, die an dem Bethause arbeiteten, vor sein Gericht (was 
völlig ungesetzlich war) und ließ diese Vorladung durch seine sämt- 
lichen Kleriker allen und jeden kund tun.) 

Die Folge dieses augenscheinlich gut organisierten Ansturmes 
der polnischen Öffentlichkeit, der polnischen Würdenträger und 
— last, not least — der polnischen Königin auf den ,,dicken Mantel- 
sack“ August III. war die zu erwartende: der König wich mutig 
zurück; durch ein Reskript untersagte er die Fortsetzung des 
Baues bei Allerhöchster Ungnade! Zehn Jahre nach der Grund- 
steinlegung! 

Neue Bemühungen Thorns, die Königliche Genehmigung doch 
durchzudrücken. Der Ratsherr Wachschlager und ein Stadt- 
sekretär gingen über Warschau, wo der Kron-Großkanzler bear- 
beitet wurde, nach Dresden an das Königliche Hoflager, an dem 
trotz allergnädigst gewährten königlichen Handkusses ein pein- 
volles, langes Verhandeln die Geduld der Abgesandten auf die 
schwersten Proben stellte und Valerius Herbergers Rat ,,Bticke 
dich, mein lieber Mann, das Wetter will seine Wille han‘ oft be- 
herzigt werden mußte. Erfrischend wirkt da angesichts dieser 
triibscligen Lage ein Brief des Ratsherrn Schröger, Mitgliedes der 


1) Ratsprotokolle im Stadtarchiv, Kat. II, 51. 1753, 5. April. 
„Heute vormittag“ sind drei Geistliche nebst zwei Edelleuten ins 
Amt gekommen und haben in des Kulmischen Bischofs Namen 
die vom Fürst Primas Regni erhaltene Inhibition, daß hierselbst 
der angefangene Kirchenbau eingestellt werden möchte, abgegeben; 
sie taten solches mit vieler Höflichkeit; hätten auch den Auftrag, 
dergleichen auf dem Bauplatze zu tun, fürchteten aber Be- 
lästigungen zu erfahren; wurden darüber beruhigt und gingen ab; 
wollten dort dem Architekt auch ein Exemplar der Inhibition 
geben, der aber die Annahme verweigerte; ebenso ging es ihnen bei 
einem Maurergesellen; darauf legten sic dem Architekten und dem 
Meister Sperling je ein Exemplar ins Haus und schlugen auch ein 
Exemplar an der Rathaustüre an; dann gingen sie zum Burggrafen 
und gaben auch ihm ein Exemplar. — Der Präsident wird die 
E. E. ©. O. (Ehrbaren Ordnungen) zu Rathause convociren und 
ihnen Mitteilung von dem Geschehenen machen. — 14. Mai: Das 
Rescriptum Regium Inhibitorium gestern eingelaufen; der Prä- 
sident hat veranlaßt, daß der Bau nicht continuiret wird, es ist 
„auch hcute nicht das geringste auf der Bau Stäte vorgenommen 
worden, weil bereits gestern den Arbeitern abgesaget worden“. 
Auf das Peinlichste hütet sich der Rat, auch nur den Anschein zu 
erwecken, als ob noch irgend etwas mit dem Bau geschähe, da sonst 
sofort Larm zu befürchten. Man lehnt es sogar ab (15. Juni), den 
auf der westlichen Seite des Rathauses auf dem Markte liegenden 
Gruß und Steine des Kirchenbaues zu verlegen, d. h. fortzuschaffen, 
um eben Mißdeutungen und Verleumdungen vorzubeugen, so daß 
die Fronleichnamsprozession entgrgen der Gewohnheit auf der 
andern Seite des Marktes beim Danziger Keller nach der Marien- 
kirche gehen mußte. 


Gerdom - Thorn, Phot. 


Entwurf Schrögers. 
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Kirchenbau-Deputation, aus Thorn an seinen Sohn, der ebenfalls 
in Dresden anwesend war und schon allen Mut verloren hatte, 
außerdem sehr über die Teuerung dort klagte: „Mein lieber Sohn, 
tu non es ad magna natus! magni viri animus constans et immobilis 
est. Es gehe, wie Gott will, ist er unsern Absichten entgegen, so 
hat Er seine heimliche Absichten, die Wir nicht zu ergründen fähig 
sind... Vielleicht will Er unsern Glauben auf die Probe setzen. 
Wir beten und singen als Helden, mit großer Zuversicht, oft als 
wenn wir gerüstet wären, die Hölle zu stürmen: Satan, Welt und 
ihre Rotten etc., nun ist die Zeit vorhanden, solches zu practi- 
ciren! praesta te Virum! ...Ich bin recht böse, daß Du Dich nicht 
schämst, mir zu melden, daß Ihr die Woche bis 100 Gulden aus- 
gebet und willst schwören, daß Ihr dabei schlecht lebet. Wer 
hat Euch ordre gegeben, schlecht zu leben? Ihr seid ja nicht von 
der Thornischen Schneiderzunft dahin geschickt! Sage es doch 
keinem Menschen in Dresden, sonst würde es für die Stadt und 
deren Herren Deputirteri zum Vorwurf ewiger Schande gereichen!“ 
Also in eigenartiger Mischung Frömmigkeit und Thorner Patrizier- 
stolz. Trotz der jammerbaften wirtschaftlichen Lage der Stadt, 
trotz der erbarmenswerten Rolle, die ihre Vertreter am kgl. Hofe 
spielten, ein entschiedenes Wertlegen auf ihr repräsentables, nobles 
Auftreten. Ist das nichts weiter als der berühmte Hochmuts- 
„nagel‘‘? Ist es Leuten bessern Standes, die durch Unglück ver- 
armt sind, zu verargen, wenn sie peinlich darauf halten, durch um 
so größere Sorgfalt, die sie auf ihr Äußeres wenden, und durch ihr 
manierliches Auftreten ihre Zugehörigkeit zu den „Besser- 
gestellten‘ zu bezeugen? War es nur sittlich bedenkliche Prunk- 
sucht, wenn die verarmten Thorner dann ihrer Kirche, als sie sie 
endlich hatten, eine glänzende Innenausstattung gaben? Vielleicht 
auch etwas davon. Aber war es nicht noch etwas anderes? Ein 
Stück Frömmigkeit, verkörperte Wertschätzung des Gotteshauses, 
Liebe zur Kirche, die ihnen mehr war als den heutigen Durch- 
schnittsevangelischen, und die in ärmlichem Kleide zu sehen sie 
unerträglich dünkte? Denn nach ihrem Empfinden gebührte 
der Stätte der Anbetung ,,heiliger Schmuck“. 

Die Dresdener Verhandlungen hatten das überaus magere 
Ergebnis, daß den Thornern gestattet wurde, die schon gelegten 
Fundamente gegen die Unbilden der Witterung zu schützen; im 
übrigen wurde die endgültige Entscheidung vertagt! — Den Rück- 
weg Dresden-Thorn nahm die Abordnung über Frankfurt a. O. und 
Danzig, weil, wie Wachschlager schreibt, in Großpolen (d. h. im 
Posenschen) alles wider sie sei und sie Insulte des polnischen Adels 
zu befürchten hatten, wovon sie schon auf der Hinreise einen 
deutlichen Vorschmack gehabt. Und das ‚geschah in dem Jahr- 
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hundert, dessen Losungswort Toleranz war, während in dem 
Nachbarstaat Preußen jeder nach seiner Fasson selig werden 
durfte. 

Endlich aber erfolgte die königliche Baugenehmigung doch 
noch. Am 13. Dezember 1754 gestattete August II!., der unterdes 
wieder in sein polnisches Königreich zurückgekehrt war, von 
Warschau aus dem Rat, zum Gebrauch der Augsburgischen Con- 
fessions-Verwandten nicht eine Kirche, sondern ein Oratorium, 
das äußerlich die Form eines Hauses in Türen und Fenstern habe, 
fortzubauen und zu vollenden. — Mit dieser kleinlichen Ein- 
schränkung nahm man es in Warschau bitter ernst. Auf Verlangen 
des Premierministers mußten doppelte Fenster übereinander, unten 
etwas größer als oben, angeordnet werden und die ,,Glorie‘‘, ein 
religiöses Symbol, über der Eingangstür fortfallen. Es durfte um 
Gottes und der polnischen Frommen willen nichts an eine Kirche, 
alles vielmehr nur an cin großes Privathaus erinnern; natürlich 
kein Gedanke an einen Turm! Der so "grausanı reduzierte Riß 
wurde dann schließlich, doch erst nachdem sich auch der 
päpstliche Nuntius (!) mit ihm einverstanden erklärt 
hatte, vom Premierminister genehmigt; auch vom Könige selbst; 
jedoch weigerte sich der Minister entschieden, ihn dem Könige zur 
Unterschrift vorzulegen, denn ‚wenn der Magistrat diesen vom 
Könige unterschriebenen Riß hernach öffentlich vorzeigte, so 
würde ohnfehlbar die Geistlichkeit sich wieder an die Königin und 
andre bigotte Herren wenden, die zwar nicht wider den König, 
aber wider ihn, den Prem. Ministre schreien würden. Genug, daß 
der Magistrat nach diesem Riß bauen könnte!“ 

Auch jetzt noch versuchten die Feinde der Thorner Evan- 
gelischen, den Bau zu verhindern. Die benachbarten Wojewod- 
schaften manifestierten, und, um hinter ihnen nicht zurückzu- 
bleiben, machte unter ausdrücklicher Billigung seiner bischöflichen 
Kollegen der kulmische Bischof Adalbert Stanislaus Heselicht 
v. Leski!4) eine Eingabe an den König: entgegen dem königlichen 
Reskripte hätten die Thorner die Verwegenheit, sich zu unter- 
stehen, nicht nur eine Kirche, sondern sogar einen der größten 
Tempel mit einem weitläufigen Kirchhofe aufzuführen wider die 
Gesetze der Republik; der Bischof bitte dringend, den Bau zu in- 
hibieren und eine Kommission zur Untersuchung der Sache ein- 
zusetzen!!5) Doch für den König war die Angelegenheit endgültig 
erledigt. 


u) Das Gut Heselicht bei Thorn polnisch = Leszcz; Leski 
also = der von Leszcz, Heselicht. 

15) Deutsche Übersetzung dieser Eingabe im altstädtischen 
Kirchenarchiv. 
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Fürwahr, eine achtunggebietende Rolle spielen in dieser 
Angelegenheit König und Hof nicht: Der König gibt selbst den 
ersten Beitrag zur Erbauung der Kirche (1739); erklärt dem 
Primas, er könne nicht verstatten, daß in der Kirchenbausache 
wider die Stadt Thorn etwas Widriges verhangen werden sollte 
(1740); sagt einem Gesandten ausdrücklich, daB er dieses Werk 
nicht hindern, sondern conniviren würde (1742); gestattet die 
Fortsetzung des angefangenen Baues (1752) mit der Maßgabe, 
„es wäre dabei weder die Größe noch Figur des Gebäudes in Con- 
sideration zu ziehen, auch könne das Fundament zu einem Glocken- 
turm angelegt werden, nur sollten die Fenster von außen klein 
angelegt, der Bau möglich pressiret werden“ und — vergißt jedesmal 
wieder seine Zusagen, ja, seine ausdrückliche Genehmigung, wenn 
Klerus und Adel Lärm machen; bis er schließlich nach fünfzehn- 
jährigem Schwanken doch, und diesmal endgültig, die Bauer- 
laubnis gibt! 

In Thorn und Umgegend erzählte sich später — noch vor 
einem Menschenalter! -- das Volk, der König habe schließlich 
ganz gegen seinen Willen die Gewährung der Bauerlaubnis aus- 
gesprochen. Er habe nämlich, um die unermüdlichen, lästigen 
Thorner Bittsteller abzuweisen, ihnen spöttisch gesagt:,, Hier 
habt ihr meinen letzten Bescheid: gut, baut euch eine Kirche! 
Aber sie darf nur so groß wie eine Rindshaut sein!“ Zuerst große 
Enttäuschung und Verzagtheit in Thorn. Dann aber nahm man 
ihn — ein schlauer Riemermeister kam auf diese Idee — so beim 
Wort: man schnitt die Haut eines riesigen Bullen zu einer ganz 
schmalen Riemenspirale und umspannte damit den ganzen erfor- 
derlichen Bauplatz! Der König aber konnte sich doch nicht bla- 
mieren und seine Bauerlaubnis zurücknehmen. Sein Königswort 
mußte er halten. — Ähnliches erzählt man sich vom Bau des evan- 
lischen, deutschen Bethauses in Słońsk bei Ciechocinek. Die 
antike Sage von der Dido in Thorn und Kongreßpolen! 

Wie schon ausgeführt, dauerte es viele Jahre, bis endlich 
im April 1755 nach immer wieder geänderten Plänen der Bau 
auf den 1743 gelegten Fundamenien kräftig in Angriff genommen 
und in in schnellem Zuge, in wenig mehr als Jahresfrist voll- 
endet werden Konnte, und zwar unter Leitung des Leutnants und 
Ingenieurs August Konr. Hoffmann. 

Andreas Adam Bachr hat mit dem Bau nichts mehr zu tun 
gehabt. Er starb schon Anfang 1746.16) Von seinem Entwurf 
ist schließlich nur der Grundriß übrig geblieben und auch dieser 
nicht unverändert, denn — und das war sehr bedeutsam --- sein 


t16) Auskunft des Sächsischen Hauptstaatsarchivs Dresden. 
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elliptischer Gemeinderaum verwandelte sich in eine dreischiffige 
Pfeilerhalle; der Haupteingang wurde, wie es ja nach Lage der 
Sache das allein Richtige war, endlich doch an die Ostfront, nach 
dem Markte zu, der Altar aber infolgedessen an die Westseite gelegt 
(nach Baehr sollte er im Osten stehen); außerdem traten an die 
Stelle der von ihm geplanten Holzdecke massive, scharfgratige 
Kreuzgewölbe. 

Welcher Baumeister für diese Änderungen verantwortlich 
ist, wissen wir nicht. 

Die letzte Hand an die Umgestaltung der Außenansicht 
(und vielleicht auch des Innern) hat allem Anschein nach der 
nachmals recht einflußreich gewordene -Baukiinstler Ephraim 
Schröger!?) gelegt. Es ist nämlich ein Blatt vorhanden,'®) das, 
etwa aus dem Jahre 1752 oder 1753 stammend, die Ostfront der 
Kirche darstellt, mit der Notiz: ,,DieB ist die projectirte Vorder- 
seite und der von derselben eingeschickte Riß des Hn. Schrögers 
in Warschau“. Dies Blatt zeigt zum erstenmal am Mittelteile der 
Fassade über dem Risalit das klassische Tympanon,!*) das drei- 
eckige Giebelfeld (bis dahin flachbogig!), ferner lauter viereckige, 
und zwar genau s o gerahmte Fenster, wie sie heute zu sehen sind 
(vorher stets rundbogig geschlossen!) und endlich zum ersten- 
male diejenige Giebelgliederung, -schräge und -endigung genau 
so, wie sie dann schließlich ausgeführt wurde; nur mußten, wie 
schon erwähnt, entgegen seiner Skizze, die Fenster unten größer 
als oben gemacht und die ,, Glorie‘‘ weggelassen werden; die eleganten 
Rokokoschnörkel an den Pilasterköpfen, die Vasen und allego- 
rischen Figuren fielen bei der Ausführung ebenfalls fort. 


Wenn uasre Vermutung richtig ist, hat also ein Thorner Kind 
dem AuBern seinen Stempel aufgedrückt. Denn Ephraim Schröger 
wurde in Thorn am 18. Februar 1727 als Sohn des schon genannten 
Kammerers (seit 1732 auch Ratmanns und seit 1739 Mitgliedes 
der Kirchenbaudeputation) Michael Schröger und dessen Ehefrau 


17) Uber Schröger erscheint demnächst eine Monographie von 
dem Warschauer Kunsthistoriker Dr. Stanislaw Lorentz. — 
Schrögers Lehrer Deybel wird von Lauterbach „Warschau“, S. 94, 
96, 100 erwähnt, doch als Bildhauer. 

18) Städt. Archiv Kat. II, XVIII, 110 (Mappe): es stellt die — 
turmlose — Ostfront dar; die Schrögersche Ansicht der südlichen 
Langseite sehen wir auf einem im Besitz des Herrn Gustav Weese- 
Thorn befindlichen Blatte. 

19) In Frankreich begann schon seit etwa 1745 der Kampf gegen 
das Rokoko. In Dresden, der künstlerischen Hauptstadt auch 
Polens, wurde ebenfalls das Rokoko durch das frühe Einsetzen 
der klassizistischen Reaktion eingeschränkt: Lübke-Semrau, 
„Grundriß der Kunstgeschichte" IV, S. 390. 
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Anna Maria, geb. Trotz geboren. Er besuchte das Thorner Gymna- 
sium und ging, sechzehnjahrig, nach Warschau, lernte bei ,,Kapi- 
tän“ Deybel Baukunst und mathematische Wissenschaft, führte 
später eine Reihe bedeutender Bauten aus (z. B. einen Palast 
für den Warschauer Banquier Tepper, denselben, der durch seine 
Opferwilligkeit den Bau der evangelischen Kirche dort ermöglichte, 
zu der auch Schröger 28 000 Ziegel schenkte; die neue, sehr originelle 
Steinfassade der Karmeliterkirche in Warschau u. a. mehr), 
wurde Hofconducteur, d.h. Hofarchitekt, 1775 geadelt und starb 
1783. Er hat als etwa Fünfundzwanzigjähriger unser Blatt ent- 
worfen. Daß der Thorner Rat sich von ihm, dem vielversprechenden 
jungen Architekten, dem Sohne seines angesehenen, um den Kirch- 
bau verdienten Mitgliedes die Pläne umarbeiten ließ, lag ja wahrlich 
nahe genug. Stolz schreiben die ,,Thorner wöchentlichen Nach- 
richten“ 1762: ,,Die Vaterstadt hat von seiner Geschicklichkeit 
auch ein unvergeBliches Andenken“. 

Aber noch immer lastete die Sorge um Beschaffung der nötigen 
Geldmittel schwer auf den Bauherren. Die bis dahin gesammelten, 
unzureichenden Baugelder waren ausgegeben, Anleihen aus der 
Kämmereikasse konnten nicht in unbeschränkter Höhe aufge- 
nommen werden. Man mußte wieder an die Opferwilligkeit aus- 
wärtiger Glaubensgenossen appellieren. Ein Mitglied der Bau- 
deputation ging mit einem Mitgliede der dritten Ordnung nach 
Danzig, Elbing und andern preußischen Städten und erbat und 
erhielt Baubeihilfen und Kollekten. Außerdem aber leitete der 
Rat wiederum, wie schon im Jahre 1739, eine längere Kollekten- 
reise in Deutschland und den benachbarten protestantischen 
Ländern ein. Hatte damals Senior Geret den Bittgang getan, 
so sollte nun sein Sohn in seine Fußstapfen treten. Diesen, Magister 
Samuel Luther Geret, der als außerordentlicher Professor an der 
Universität Wittenberg dozierte, ernannte der Rat zum ordent- 
lichen Professor am Thorner Gymnasium und zugleich zum Ad- 
junkten seines Vaters, jedoch nicht cum spe oder gar cum jure ei 
succedendi, wie G. sich schmeichelte, sondern ledigleich mit der 
Zusage, ihn bei einer eintretenden Vakanz im Ministerium, d.h. 
im Kreise der Thorner Geistlichkeit, zum Prediger zu befördern. 
Er wies ihn an, sich in Wittenberg ordinieren zu lassen (Geret 
hat denn auch während seiner Reise des öfteren gepredigt) und 
weitere Ordre abzuwarten. Diese kam dann mit der nötigen 
Vollmacht im Juli 1755 in Wittenberg an, und nun begab sich 
der junge Professor und Geistliche auf die Reise, die zwei Jahre 
lang dauerte und ihn nach Sachsen (in Halberstadt trägt Gleim, 
Dohmsecretarius, für das Domkapital 50 Taler in das Buch ein), 
die Mark (in Berlin bekommt er von der regierenden Königin, 
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der Gemahlin Friedrichs des Großen, 20 Taler; ebenso Beiträge 
von verschiedenen Regimentern, dem Kadettenkorps; in Branden- 
burg a. H. spendet ,,einer, der viel Ausgaben hat“ 2 Taler 18 Gro- 
schen), Hannover, England, Holland führte und dem Baufonds 
einen sehr reichlichen Zuschub brachte.2°) In Sachsen hat sogar 
eine Polin, Gräfin Rutkowska, geb. Prinzessin Lubomirska zur 
Kollekte beigesteuert. Die Engländer waren sehr zähe; über ihre 
Zugeknöpftheit und nationale Engherzigkeit ergeht sich Geret 
in bitterenKlagen; letztlich war die Ernte bei ihnen doch noch 
ganz anständig: 3000 Taler (übrigens meldeten sich bei ihm in 
London zwei Schustergesellen aus der Thorner Gegend und über- 
gaben ihm für ihre Eltern sechs Dukaten). In Holland waren 
seine Bitten völlig fruchtlos. 


Daß diese seine Kollektenreise für ihn kein reines Vergnügen 
war (wie hämische Leute in Thorn anzunehmen schienen), sehen 
wir an einigen kleinen Einzelheiten, die er gelegentlich berichtete: 
Auf der Fahrt nach Dresden wurde er im Voigtlande zweimal 
terribel umgeworfen und hatte unter Unwetter und Kälte arg zu 
leiden; in Greitz kam ihm ein Betrüger zuvor, der auch für Thorn 
sammelte, durch Gerets Erscheinen aber ‚seinen Reisaus nahm, 
ehe er konnte angehalten werden und seinen Lohn bekommen‘; 
von einer Gräfin in Leipzig wurde er ‚vor einen Landläufer 
(d. i. Strolch) über den andern ausgeschimpfiet‘“. 


Ich erspare mir weitere Einzelheiten über seine Sammeltatig- 
keit und verweise auf Markull. Nur über seine Begegnung mit 
Friedrich Il. in Potsdam möchte ich auf Grund eines seiner Briefe,?') 
den M. nicht gekannt, jedenfalls nicht verwertet hat, näher berichten, 
gibt er doch in ihm ein kleines, hübsches Momentbild und «inen 
Beitrag zur Charakterisierung des damals schon hochberühmten 
Kriegshelden in jenen Monaten der Vorbereitungen auf den zu 
erwartenden dritten schlesischen Krieg (der dann noch im selben 
Sommer ausbrach und sieben Jahre lang dauerte). Geret berichtet 
darüber aus Berlin am 22. Februar 1756 an den Rat: Gleich zu 
Anfang habe man ihm gesagt, daß keine Aussicht auf Gewährung 
einer Kirchenkollckte sei, da der König solche wegen der Menge 
schon bewilligter Kollekten nicht mehr genchmige. Er sei daraufhin 
nach Potsdam gefahren, um persönlich dem Könige seine Bitte 
vorzutragen. Doch General v. Buddenbrock, um Vermittlung 
einer Audienz angegangen, erklärte ihm, das sei „unmöglich, 


20) Siehe sein Porträt, das er damals in Berlin zeichnen und 
nachmals in London stechen ließ. — Das Sammelbuch mit den 
Namen der Spender ın der altstädt. Kirchenbibliothek C TI, 9. 

2") Im altstädtischen Kirchenarchiv. 
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indem er (der König) mit keinem Geistlichen spräche‘‘! Auch 
die Cabinettsräte äußerten sich in demselben Sinne. „Ich wagte 
es daher im Namen Gottes, selbst mich an den König zu machen. 
Ich legte mein Krägelchen (Bäffchen) und Mantel (Predigermante!) 
ab, und nachdem er vom Schloß auf die Parade gegangen war, 
ging ich aufs Schloß und stellte mich für die Tür, wo er zu seinem 
Zimmer mußte, ihm Dero Schreiben einzuhändigen. Als er gegangen 
kam, fing er mich eher, als ich Ihn anredete, zweimal an zu fragen: 
Wer ist er? Wer ist er? (wobei er, wie auch so lange, wie ich mit 
ihm redete, den Hut in der Hand hielt). Ich antwortete: Ein Pro- - 
fessor (um den Geistlichen ihm nicht vorzubringen) von Thorn 
in Poln. Preußen und vom Magistrat gedachter Stadt abgeschickt 
an Ihre Majestät, Höchstdenenselben gegenwärtiges Schreiben zu 
überreichen, mit untertänigster Bitte, mir allergnädigste Resolution 
darauf ergehen zu lassen. Er sagte: Geb er es nur dem Pagen, 
es soll mir vorgetragen werden, und ging darauf weg; ich gabs 
auch dem nächsten Pagen; das war den Ilten um 11 Uhr vorm.“ 
Schon am 12, mittags war die Antwort da: abschlagig! Die Rate, 
die G. vorher um Befürwortung des Gesuchs gebeten, hätten ihm 
gesagt, daß sie nichts dabei machen könnten, ‚daß sie dem Könige 
‘nichts einreden könnten, der sich alles vorlesen ließe und gleich 
selbst ja oder nein sagte“. — Neuer Versuch: Geret handigt am 
13. ein weiteres Memorial auf der Parade, da der König seine 
Leibgarde exercierte, demselben Pagen ein, der das vorige genommen, 
mit der Bitte, es abzugeben; er selbst getraute sich nicht, nochmals 
dem Könige unter die Augen: zu treten, obgleich er das erstemal 
„nicht ungnädig‘‘ von ihm angeblickt worden war. In diesem 
Memorial bat er, der König möchte statt der abgeschlagenen 
Kirchenkollekte ihm eine persönliche Sammlung verstatten. 
Damit erzielte er, wohl zu seiner eigenen Überraschung, einen 
vollen Erfolg. „Der König hat zwar, wie mir die Herren Cabinets- 
räte gesagt, bei Vorlesung meiner Bittschrift balanciret (geschwankt) 
auch selbst gemeint, ich bate ja um mehr, als er das erstenmal 
abgeschlagen; doch habe er recht gnädigst die Erhörung resolviret 
und sie mir auszufertigen befohlen, die ich auch den 14. nachmittag 
erhalten.“ So wurde in Preußen unter Friedrich II. und von 
Friedrich II. gearbeitet! Kein langes Überlegen, Schwanken; 
kein Überweisen der Bitte an untergeordnete Dienststellen; kein 
Hineinreden und Gegzneinanderintriguieren der Räte; schnelle, 
trotz kirchlicher Antipathie wohlwollende Entscheidung, schnelle 
Ausfertigung derselben an den Bittsteller. Wie anders liefen, 
oder vielmehr krochen die Staatsgeschäfte in Polen und Sachsen! 
Hocherfreut fing Geret gleich an, sehr hohen Herrschaften auf- 
zuwarten und sie um Beisteuer zu bitten, dann bei Offizieren, 
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Beamten, Birgern, Innungen fortzufahren. Der Rat aber richtete 
ein Dankschreiben an den König, daß er ihrem Deputierten gestattet 


habe, persönlich überall in königlichen Landen eine Beisteuer 
einzusammeln. 


Endlich, endlich, ein volles Menschenalter nach Verlust der 
: Marienkirche, achtzehn Jahre nach dem ersten Baubeschluß, 
dreizehn Jahre nach der Grundsteinlegung, konnte unsre alt- 
städtische Kirche am 18. Juli 1756 eingeweiht werden. 

Da die Feier für die damalige Gestaltung der Gottesdienste, 
insbesondere für ihre musikalische Bereicherung lehrreich ist, 
möge sie hier nach einer Aufzeichnung Sammets (bei Markull) 
beschrieben werden: 

„Die polnische Predigt??) um 6 Uhr früh morgens wurde nicht 
gehalten. Um 8 Uhr ging der deutsche Gottesdienst an. Nach 
dem Läuten??) wurde auf dem kleinen Positiv praeambuliert ; 
nachdenı wurde ohne Orgel**) das Lied: O Vater der Barmherzig- 
keit etc.) gesungen, ferner sang (intonierte) der damalige Prediger 
Hr. Held das: Ehre sei Gott etc.; Dann ward: Allein Gott in 
der Höhe sei Ehr etc. mit Einstimmung des Positivs und den 
Posaunen gesungen, die Epistel verlesen, wieder praeludiret und: 
- Es woll uns Gott genädig sein etc. als das Hauptlied angestimmt ; 


nach dem verlesenen Evangelio war Musik zu folgendem Texte: 
Tutti: Auf!schicke dich Zion zum Jauchzen und Singen, 

Dem Herrn aller Herren ein Danklied zu bringen! 
Komm in sein Haus und bet ihn an. 
Verehre mit Andacht die Allmacht dort oben, 
Und suche in Ehrfurcht preißwürdig zu loben, 
Was heute Gott an dir getan. (Da capo). 

(Ein langes) Recitativ: 
Mein Gott, ich bin bereit, die Wunder zu erzählen, 
Die Du an Menschenkindern tust...... 

Aria: Ich seh im Geist an diesem Orte 

Ein Gottes Haus, die Himmelspforte, 
In die sich schon mein Glaube schwingt! 
Hier wird der Herr des Jakobs Segen 
In vollem Maße auf uns legen, 
Bis er uns einst in Himmel »bringt. (Da capo). 


22) Für die poln. Leute in der Altstadt war ein poln. Geist- 
licher angestellt, während die poln. Evangelischen auf der Vor- 
stadt Mocker eine eigene Kirche — St. Georgen — und einen eigenen 
polnisch amtierenden Geistlichen hatten, der zugleich zweiter poln. 
Prediger in der altstädt. Kirche war. Die poln. Predigerstelle an 
der Altstadt wurde 1797 aufgehoben und die poln. sprechenden 
Leute der Altstadt dem St. Georgenprediger zugewiesen. 

23) Die Glocken hingen auf dem Rathausturm. 

4) Die erst Juli 1757 gebrauchsfertig war. 

25) Ein Bußlied ‚Evangelisches Gesangbuch für die unirte 
Kirche in Polen Nr. 408. 
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Recit: Indessen, da wir noch in diesem Leben wallen, 
Und Du so große Ding’, o Gott, an uns getan, 
So soll dafür Dein Lob’ von Zeit zu Zeit erschallen: 
Wir bitten, nimm nur noch ein flehend Wiinschen 


an: 
Schütz unsres Königs (sc. August III.) Thron, 
erhalt sein teures Leben, 
Laß dessen hohes Haus durch Dich in Segen stehn! 
Auch den Gewaltigen im Lande wollst Du geben 
Heil, Friede, Glück und Mut und hohes Wohl- 
ergehn! 
Sei unsrer Väter Gott in dem Regentenstande. 
Gib Glück der werten Bürgerschaft! 
Verleih, o Gott, durch Deine Kraft, 
Daß Deine teur erlöste Herde 
Hier durch Dein Wort zu Dir geführet werde! 


‘Aria: Sprich zu diesem Wunsch das Amen etc. 
(Da capo). 
Choral: So kommet vor sein Angesicht mrt Jauchzen etc, 

Nach der Musik wurde der Glaube gesungen, und der Senior 
H. Geret hielt die Einweihungspredigt von der Einweihung des 
salomonischen Tempels; er war aber Alters und Schwachheit wegen 
aicht gut zu verstehen. Nach der Predigt wurde das Te Deum 
laudamus mit Einstimmung des Positivs gesungen. Hernach war 
Communion, da denn auch der Hr. Senior communicirte. Alsdann 
wurde des damaligen Predigers H. Dittmanns Töchterlein Johanna 
Concordia getauft und der Gottesdienst beschlossen. 

Nachmittags um 1 4% Uhr ging die Vesper an etc.“ 

Was fiir eine Freude muB es fiir den alten Senior gewesen sein, 
diese neue Kirche selbst einweihen zu dürfen! Zehn Jahre lang 
hatte er in der Marienkirche seines Amtes gewaltet, dann, nach 
dem Blutgericht unter den drückendsten Verhältnissen zweiund- 
dreißig Jahre hindurch in der „Kreuzkirche‘‘, dem Artushofe, seiner 
Gemeinde gedient, und durch seine Sammelreise in Deutschland 
kraftig an der Erbauung der neuen Kirche mitgearbeitet; nun 
endlich konnte er, der bei Beginn seiner Kollektenreise in Breslau 
(1739) es als Höchstziel seiner Wünsche ausgesprochen, daß Gott 
ihn würdigen möchte, auch nur den Grundstein des neuen Gottes- 
hauses legen zu helfen, den vollendeten Bau einweihen! Er hat 
sich dieses neuen Gotteshauses nicht ganz ein Jahr lang freuen 
können: schon am 9. Juli 1757 hielt man ihm in der neuen Kirche 
die Leichenfeier. 


Das Bethaus war nun eingeweiht, aber durchaus noch nicht 
völlig vollendet; es war wirklich nur so, wie der Rat kurz darauf 
an den Grafen Brühl schrieb, „daß man sich desselben not- 
dürftig bedienen‘ konnte. An der innern Einrichtung fehlte 
noch fast alles. So war die Orgel zwar schon im Oktober 1755 
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bei dem Danziger Orgelbauer Dalitz bestellt worden; sie sollte 
nebst aller Tischler-, Bildhauer- und Schlosserarbeit in Danzig 
angefertigt und auf Kosten des Rats hierhertransportiert und auf- 
gestellt werden (Preis: 12 000 Gulden), traf aber erst nach der 
Kircheinweihung im Dezember ein und wurde erst im Sommer des 
folgenden Jahres zum ersten Male gespielt. Viel Freude hat die 
Gemeinde an ihr nicht gehabt. Schon die Zeitgenossen urteilten, 
daß die Anlage schlecht sei und die Pfeifen nicht genug Wind hätten. 
Als dann im Jahre 1872 eine gründliche Erneuerung des Werkes 
(natürlich nur des Inneren; das herrliche Gehäuse sollte unverändert 
bleiben) beschlossen wurde, urteilte einer der tüchtigsten Orgelbauer 
jener Zeit, Sauer in Frankfurt a. O., folgendermaßen: Das Metall 
‘der Prospektpfeifen ist gut (englisches Zinn, das der Rat lieferte!), 
das der übrigen Metallpfeifen aber von schlechter Legierung und 
sehr dünn, so daß nur ein schwacher Luftstrom hineingelcitet werden 
kann: ganz unverwendbar für einen Umbau. Die konstruktive 
Ausführung befriedigt nicht trotz der damaligen Nachblüte. von 
Silbermanns Epoche machenden Orgeln; schwaches Kolorit der 
einzelnen Stimmen; Mangel an vollen und kräftigen achtfüßigen 
Grundstimmen. Die Orgel konnte ‚unter diesen Umständen weder 
Kraft und Fülle, noch Ernst und Würde im Ton erhalten‘, sie war 
„lediglich auf das Geschrei des kleinen Pfeifenwerks und der Mix- 
turen angewiesen“. Ähnlich Musikdirektor Markull-Danzig: ‚Die 
Orgel hat nie das leisten können, was man bei einer soliden Aus- 
führung von einem solchen umfangreichen Werke (37 Stimmen!) 
zu beanspruchen berechtigt ist.“ Dazu die mangelhafte Mechanik, 
die neben dem schnarrenden, quietschenden Geräusch, das sie 
beim Spielen verursacht, so schwer zu traktieren ist, daß einem 
weniger daran gewöhnten Organisten die Finger vollständig er- 
lahmen. Dann fehlt in allen Stimmen das tiefe Cis! — Man mußte 
sich zu einem völligen Neubau des innern Werkes entschließen, den 
Sauer ausführte (2900 Taler!). 

Auch der Altar, von dem Thorner Holzbildhauer Joh. Anton 
Langenhalın angefertigt (der auch alle Schnitzarbeit an der Kanzel 
und den Chören machte; nur das Orgelgehause ist, wie vorher 
bemerkt, bis auf einige bildhauerische Ergänzungen durch Langen- 
hahn, in Danzig geschnitzt), wurde erst ein Jahr nach der Ein- 
weihung, im Mai 1757, aufgerichtet, die ‚„Unterhänge‘ an den 
Seitenchören und am Orgelchor, d. h. die vorhängeartigen Rokoko- 
verzierungen an ihrer Unterkante gar erst, wie die Kirchenrechnung 
ausweist, im Sommer 1759 angefertigt und angebracht. 

In groBartiger Weise betätigte sich die Opferwilligkeit hervor- 
ragender Gemeindeglieder bei der Innenausstattung: Kanzel und 
Chöre ließ der Tuchhändler und altstädtische Gerichtsbeisitzer 
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Johann Kirschberg auf seine Kosten malen und vergolden (an der 
Türe zum Kanzelaufgang daher seine Namensinitialen J. K. und 
die Jahreszahl 1759), die Orgel zusammen mit Joh. Wilh. Meisner 
(beider Wapper, schön farbig, an ihr noch heute zu sehen). Malerei 
und Vergoldung des Altars übernahmen die altstädtischen Schöppen, 
die ihn von ihrer Bank aus ständig vor Augen hatten. Andere 
stifteter Kleinere Gegenstände: die Sanduhr, die Nummerntafeln 
u. a., und an Vermächtnissen zum Besten der Kirche fehlte es 
weder vorher noch nachher. _ 

Aber trotz aller Opferwilligkeit gelang es nur sehr langsam, 
der finanziellen Schwierigkeiten Herr zu werden. Hatte doch der 
Kirchbau 65 770 Taler gekostet, eine sehr große Summe! Der 
Sammeltätigkeit des jungen Geret in Deutschland hatte der Aus- 
bruch des siebenjährigen Krieges fünf Wochen nach der Einweihung 
der Kirche ein Ende gemacht. Geret hatte sich dann, wie schon 
erwähnt, nach England und Holland begeben, in der Hoffnung, 
nach Beendigung des Krieges in Deutschland weiter sammeln zu 
können. Als er aber in Amsterdam den Tod seines Vaters erfuhr, 
schrieb er dem Rat, daß nach seiner Auffassung mit dem Tode seines 
Vaters seine Thornischen „Bedienungen‘“, folglich auch die Obli- 
gation, weiterhin zu colligiren, aufgehört hätten. Der Rat gab 
freilich nicht zu, daß nun alle Verpflichtungen gänzlich und ein- 
seitig aufhören sollten, erklärte sich aber damit einverstanden, daß 
Geret seine Heimreise antrete, wenn er zuvor für die sichere Fort- 
setzung des Angefangenen in England und Holland gesorgt habe. 
Ob letzteres geschehen ist, wissen wir nicht, G. hörte jedenfalls 
auf, zu sammeln. Er hätte es verdient, wenn in der neuen Kirche 
durch eine Inschrift seiner unermüdlichen Sammeltätigkeit unter 
schwierigen Verhältnissen gedacht worden wäre, wie dort im Rhein- 
lande 1706 in einer Kircheninschrift der Pfarrer gerühmt wurde, 
qui non obstante bellorum tumultu in variis provinciis piorum 
liberalitatem sollicitavit magnoque labore nervum struendae 
aedis congessit. 

Er hatte soviel zusammengebracht, daß es mit den anderweit 
erfolgten Stiftungen und Vermächtnissen und dem Ertrage der 
sonntäglichen Kirchensammlungen (bis zum Jahre 1773 wurden, 
hauptsächlich an Schalen- und Klingelbeutelgeldern, nicht weniger 
als 64 263 Gulden gespendet!) schließlich ausreichte, allmählich 
die von der Kammerei geborgten großen Summen abzuzahlen. 
Geret sattelte später um, wurde Jurist, trat in den Dienst seiner 
Vaterstadt Thorn, wurde Bürgermeister und letzter Präsident des 
Freistaates Thorn; er starb 1797; seinen Namen bewahrt die 
Geretstraße in Mocker, in der er ein Sommerhaus besaß. 
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Wenn die Gemeinde gehofft hatte, sich nun ihres Gotteshauses 
in Sicherheit und Ruhe freuen zu können, hatte sie sich geirrt. Die 
Nöte und Ängste blieben auch fernerhin nicht aus. 

Im Mai 1758, im Zusammenhang mit dem siebenjährigen Kriege, 
besetzten die Russen Thorn und blieben volle vier Jahre hier. Sie 
behandelten die Stadt wie ihr Eigentum: brutal. Auch die alt- 
städtische Kirche erfuhr es: russische Offiziere traten während des 
h. Abendmahles rücksichtslos an den Altar, wiesen mit Fingern 
auf die dort stehenden Frauen und störten durch lautes Reden und 
Gelächter die Feier auf das Empfindlichste. 

Und polnische Leute schlugen und warfen zu wiederholten Malen 
die Kirchenfenster ein. Sie konnten sich immer noch nicht mit dem 
Dasein des Bethauses abfinden. In die pacta conventa, die der nach 
Augusts III. Tode neu gewählte König Stanislaus August Ponia- 
towski beschwören mußte (1764), nahm man einen Passus auf, der 
ihn verpflichtete, eine Kommission zu ernennen, die untersuchen 
solle, mit welchem Recht das neue Bethaus in Thorn habe gebaut 
werden können! Die Absicht ging natürlich dahin, den Evange- 
lischen auch diese Kirche zu nehmen oder zu zerstören. Erst im 
Jahre 1768 sicherte der unter dem Druck Rußlands und Preußens 
zustandegekommene Warschauer Dissidententraktat den Thornern 
ihr Gotteshaus: das ,Bethaus“ wurde zur Kirche proklamiert, 
daran ein Turm mit Glocken erbaut werden könne; sie wurde ge- 
wöhnlich ‚Neue Kirche“ genannt. 


Über die weitere Geschichte der altstädtischen Kirche noch 
einige Notizen: 26) 

In der napoleonischen, der „Franzosenzeit‘“, wurde Thorn, 
das im Jahre 1793 preußisch geworden war, wieder in den Strudel 
der Weltgeschichte hineingerissen: am 6. XII. 1806 rückten die 
Franzosen ein, April 1813 Belagerung und Einnahme durch die ver- 
bündeten Russen und Preußen, September 1815 Rückfall an 
Preußen. Während dem 18. und 19. Nov. 1806 wurden durch die 
französische Beschießung der Stadt die Fenster der Kirche ganz 
zerschmettert, ebenso wieder durch eine Pulverexplosion am 
7. VIII. 1807, durch die auch 30 Häuser und viele Kahne zerstört 
wurden. — Am Palmsonntage 1813, während der Vormittagspredigt, 
zerschnietterte eine platzende Granate ‚das Hauptfenster der 
Sakristei am Altar‘, wobei der große Crucifixus in Trümmern her- 
unterstürzte; am Charfreitag nachmittag mußte plötzlich der 


26) Nach den Akten und Kirchenrechnungen der altstädt. 
Kirche. 
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Gottesdienst unterbrochen werden, alles flüchtete aus der Kirclie, 
weil nochmals eine BeschieBung einsetzte. 1808—1815: wegen der 
elenden wirtschaftlichen Lage Thorns kénnen den Geistlichen die 
Gehälter nur teilweise gezahlt werden; fortwährend Rückstände für 
mehrere Quartale. — Am 18. X. 1815 feierlicher Gottesdienst ge- 
legentlich der Huldigungsfeier; vor dem Altar ist ein Thron er- 
richtet. (Am 21. September 1815 war an der Spitze preußischer 
Truppen Oberst — später Kommandant von Thorn und General- 
lieutenant — v. Beneckendorf und Hindenburg, der Großohm des 
jetzigen Reichspräsidenten und Generalfeldmarschalls v. H., — 
in unsre Stadt einmarschiert und hatte sie für Preußen in Besitz ge- 
nommen). — Am 18. X. 1816 wurde zum erstenmal das Totenfest 
gefeiert, und zwar zum Gedächtnis der im Felde Gebliebenen; 
Gymnasium und Behörden beteiligten sich in corpore; Tafeln mit 
den Namen der Gefallenen, von Stadthaumeister Heckert ent- 
worfen, waren kurz vorher an den beiden Pfeilern, an denen sie 
noch heute hängen, angebracht.?2”) — 1821 erste große, gründliche 
Reparatur: das Äußere abgeputzt; im Innern Türen, Altar, Ge- 
stühl ausgebessert; Witwe Borkowski erhält für 180 Sternscheiben 
an den Gewölben eine Summe, Klempner Stange für 30 Sterne, 
Maler Jacobi zu Farbwaren für das Ausweißen 13 Taler (Kosten- 
anschlag: 221 [_] Ruten die Kirche inwendig schlemmen und ein- 
mal zu weißen: 110 Taler) und für Malerarbeiten in der Kirche und 
an den Türen 463 Taler. 1836 nochmals gründliche Reparatur, 
die 137 Tage dauerte und 1385 Taler kostete (die Malerarbeiten 
allein 213 Taler). Neuvergoldung? Damals also, 1821, hat das 
Innere sein ursprünglich farbiges Gewand (siehe unten) verloren 
und ein weiß-goldenes erhalten.*8) (Die Posener Kreuzkirche, ur- 
sprünglich und jetzt wieder im Innern farbig gehalten, wurde 1835 
weiß übertüncht). — 1836 wurden über den Eingangsportalen auf 
der Süd- und Ostseite eiserne Tafeln, von der Firma Drewitz ge- 
gossen, angebracht mit der Inschrift ‚Heilig ist die Staette! Hier 
ist nichts anders denn Gottes Haus, Hier ist die Pforte des 

27) ‚„„Ihorner Wochenblatt“. 

28) Im letzten Augenblick finde ich diese auf Grund der Kirchen- 
rechnung aufg:stellte Behauptung noch ausdrücklich bestätigt 
durch eine Notiz auf einem mehrere Zeichnungen von der Kirche 
enthaltenden Umschlag (im Besitz des Herrn Gustav Weese): ‚Im 
Jahre 1815/16 ward die Kirchhofs-Mauer völlig renovirt, und die 
Haupt-Eingänge gegen Osten und gegen Süden wurden neu erbaut, 
mit Inschriften verschen und der Hof selbst mit Bäumen bepflanzt. 
Im Jahre 1821 ward die Kirche von außen abgeputzt, 1m innern 
geweißt, Altar, Kanzel, Chöre, Orgel usw. mit 
weißer Ölfarbe gestrichen, Fenster, Thüren usw. re- 
parirt, so wie auch die Orgel völlig in Standt gesetzt.“ 
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Himmels‘ und ,,Bewahre deinen Fuß, wenn du zum Hause Gottes 
gehst und komme, daß du hoerest‘ (letztere nach Errichtung des 
Turms über dem Nordportale eingelassen). — 1856, gelegentlich 
des hundertjährigen Bestehens der Kirche, wurde das rote Fenster 
hinter dem Altar angebracht und ein Turmbaufonds begründet. 


Als Wohnhaus des ersten Predigers hatte seit 1763 das Haus 
Klosterstraße Nr. 2 (Ecke Kulmerstraße, jetzt Mroczkowski) ge- 
dient, dann, nach dessen Verkauf, das Haus Ecke Rosen- und hl. 
Geistgasse, und zwar bis zu Pfarrer Gessels Tode 1880. — Der 
zweite Prediger wohnte seit unvordenklichen Zeiten in dem kleinen 
Hause Koppernikusstraße 35; im Jahre 1833 wurde es Dienst- 
wohnung des Organisten und als 2. Predigerhaus das Haus Alt- 
städt. Markt Nr. 8 erworben. — Der Küster bewohnte auf dem 
Kirchengrundstück ein kleines, einstöckiges Haus mit zwei Stuben, 
das dicht an der Bäckerstraße, an der Stelle der jetzigen Wasch- 
küche stand; den übrigen Teil des Grundstücks nahmen die beiden 
Gärten der Geistlichen — in einem stand eine „Lustbude‘“ (Laube) 
— und das Gärtchen des Küsters ein.) Kirche und Garten umgab 
im Osten und Süden ein Zaun, dann eine niedrige Mauer, die 1843 
abgebrochen wurde; nach Norden hin trennten sie von dem 
Nachbargrundstadt, der heutigen Post, des sog. Feuergang. — 
1882 und 1883 wurden beide Predigerhäuser verkauft, das 
Küsterhaus abgerissen und im Lutherjahre 1883 das jetzige 
altstädtische Pfarrhaus für beide Geistlichen, den Küster 
und Kirchendiener erbaut. Bei den Erdarbeiten wurden Münzen 
und andre Gegenstände gefunden; 270 silberne Münzen (von 
Sigismund I. bis Johann Casimir) und 27 größere und kleinere 
eiserne Gegenstände wanderten unter Vorbehalt des Eigentums 
ins städt. Museum. Zur Erbauung des Pfarrhauses auf dem jetzigen 
Platze wäre es beinahe nicht gekommen. Im Jahre 1865 wollte 
nämlich der Militärfiskus fast genau auf derselben Stelle ein Haupt- 
wachgebäude (bis dahin lag die Hauptwache im Rathause gegen- 
über der Kirche) erbauen und verhandelte wegen Ankaufs des 
Grund und Bodens mit der Gemeinde; diese lehnte entschieden ab 
wegen befürchteter Störung der Gottesdienste; besonders nahm 
sie daran Anstoß, daß die Latrine an die Ostseite des Wachtgebäudes, 
also in recht große Nähe des Altars kommen sollte (Kanalisation 
gab es damals noch nicht)! Der Fiskus aber, hartnäckig, drohte 
mit Expropriation, da in ganz Thorn kein andrer, geeigneter Platz 
vorhanden sei. Es mußten erst Magistrat, Stadtverordnete, Re- 
gierung und Konsistorium ebenfalls protestieren, bis endlich der 
Militärfiskus seinen freundlichen Plan fallen ließ! 1878 warf der 


28) Städt. Archiv X 25. 
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Justizfiskus sein Auge auf das Grundstück zur Erbauung eines 
Gerichtsgebäudes; die Gemeinde lehnte wieder ab, und die Justiz 
war vernünftiger als das Militär. — In den Jahren 1897/9 wuchs 
der Turm in die Höhe, der heute der Kirche ein so stattliches An- 
sehen gibt, während sie vorher in der Tat nur wie ein großes Profan- 
gebäude wirkte. Hierüber berichtet Stachowitz a. a. O. genau. 
Die Baukosten betrugen 129 834 Mk.! Im Januar 1920 wird Thorn, 
das auf Grund des Friedensschlusses von Versailles an Polen gefallen 
ist, von poln. Truppen besetzt; am 8. Mai 1923 der Pfarrer an der 
altstädtischen Kirche, Melhcrn, ausgewiesen. — Im Jahre 1926 wurde 
der alte, sehr schadhafte Putz von Kirche und Turm abgeschlagen 
und das Ganze mit einem Kostenaufwande von rund 33 000 zt neu 
abgeputzt (ein Drittel dieser Summe steuerte der polnische Ma- 
eistrat, der immer noch Patron der Gemeinde ist, auf Grund seiner 
patronatlichen Verpflichtung bei). 


Wir betrachten nun die Kirche im einzelnen. 


Im Außenba u fällt jetzt als Hauptstück sofort der Turm 
auf, der, wie das Schiff naturfarben geputzt — nur die stark aus- 
ladenden Gesimse sind aus Sandstein —, durch seine helle Farbe 
und seinen kupfernen Helm sich schon von weitem von den fast 
ausnahmslos in Ziegelrohbau errichteten und ziegelsteingedeckten 
übrigen Großbauten Thorns energisch abhebt. Er ist in den Jahren 
1897—1899 erbaut worden. Der Entwurf rührt von dem Professor 
an der Technischen Hochschule in Charlottenburg, Hugo Hartung, 
her. Er paßt sich in seiner Gesamtwirkung und den Einzelformen 
dem Stil der Kirche in glücklicher Weise an. Das Fundament reicht 
10 m tief unter die Erdoberfläche und ruht auf 99, fünf Meter tief - 
in den Boden eingerammten Pfählen. Der Baukörper gliedert sich 
in drei Geschosse. Das unterste, durch das der Haupteingang 
führt, den auf hohem Sockel je zwei mächtige Halbsäulen mit 
stark verkröpftem barockem Gebälk und Giebelfeld flankieren, 
enthält eine geräumige Vorhalle, zu deren Seiten je zwei Zimmer 
übereinander liegen; das mittlere eine eiserne Wendeltreppe; das 
oberste, das Glockenhaus, setzt auf vier Eckpfeilern auf und bildet 
eine hohe, offene Laube; darüber die Pyramidenspitze, von einem 
drei Meter hohen, schmiedeeisernen, vergoldeten Kreuz gekrönt. 
Die Gesamthöhe beträgt 64 Meter, die Höhe bis zur Dachkante 
38 m. 


Abgesehen vom Turme, ist unsre Kirche ein rechteckiges 
schlichtes Langhaus ohne jede in die Augen fallende Gliederung. 
Das ergab sich schon aus dem Zwang der politischen Verhältnisse‘ 
sie durfte nur wie ein großes Bürgerhaus aussehen. Doch ging der 
architektonische Zug der Zeit auch sonst zum Teil in derselben 
Richtung. Den Langhausbau (mit Chorraum) hatte man aus dem 
Mittelalter her durch die ganze Renaissance hindurch zäh fest- 
gehalten, ebenso im Barock trotz aller wagemutigen Versuche 
gerade in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts, durch neue Plan- 
gestaltung dem Ideal einer protestantischen Kirche näherzukommen 
(Sturm u. a.). Auch in Sachsen sind damals trotz Bährs Dresdener 
Frauenkirche viele Langhausbauten mit Chor entstanden. Ja, die 
besondere Choranlags fällt nicht selten fort; es entstehen, wie in 
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Thorn, richtige rechteckige „Predigtkästen‘“, in denen lediglich 
innen für den Altar ein Raum abgetrennt ist. Und im Äußern 
waren die protestantischen Kirchen des Spätbarocks auch sonst 
in Deutschland im Gegensatz zu denen im katholischen Süd- und 
Westdeutschland oft „von demonstrativer Einfachheit, ja Kunst- 
losigkeit‘“. 

Diesem Zuge der Entwickelung folgt unsre altstädtische Kirche. 
Wohl springen in der Mitte der beiden Längsseiten Risalite mit 
stattlichen Portalen aus Krakauer Bergmarmor vor, jedoch nur 
so wenig, daß der flüchtige Blick sie kaum entdeckt, vielmehr den 
Eindruck schlichter, grader Wände hat. Und wohl besorgen an 
den Ecken und zwischen den Fenstern da, wo in der Gothik Strebe- 
pfeiler und im Hochbarock kräftig vorspringende Pfeiler und Halb- 
säulen ein starkes Relief erzeugten, lisenenartige Pilaster die senk- 
rechte Gliederung, jedoch ist die Profilierung so schwach, daß sie 
erst das aufmerksamer hinschende Auge entdeckt, und zwar nur 
bei günstiger Schrägbeleuchtung, in der man dann allerdings an 
dem feinen Licht- und Schattenspiel sich erfreuen kann. — Es ist 
allerdings anzunehmen, daß ursprünglich die farbige Behandlung 
des Putzes die Profilierung mehr heraushob; denn auch an diesem 
Bau werden damals, wie allgemein üblich, die hervortretenden 
Teile (Pilaster, Fenster, Gesimse) die Naturfarbe des Putzes gezeigt 
haben, die übrigen Flächen aber gelb oder rosa getönt gewesen sein. 

Hohe, durchgehende Fenster, ähnlich denen in gotischen 
Hallenkirchen, die auch noch im Barock für die senkrechte Glie- 
derung der Wand sehr beliebt waren, durften die Thorner nicht 
anbringen, da das Gebäude dann äußerlich zu schr einer Kirche 
geähnelt hatte; dem „Bethause‘“ mußten zwei Reihen Fenster über- 
einander ein profaneres Aussehen geben. — Das ist nun an und für 
sich kein Schade, sondern ein Vorzug, denn diese klare Geschoß- 
teilung entspricht der innern Teilung des Raumes durch Emporen; 
doch wäre sie sachgemäßer und günstiger in Erscheinung getreten 
durch niedrige Fenster im Unter- und höhere im Obergeschoß; 
so war es auch anfangs geplant, wie die Entwürfe im altstädtischen 
Kirchenarchive zeigten (dann hätten freilich die Emporen nicht so 
hoch über dem Fußboden angebracht werden dürfen, wie es jetzt der 
Fall ist). Nur dem zwingenden Wunsch des Premierministers nach- 
gebend, der große Fenster unten, kleinere oben, als dem Aussehen 
von Bürgerhäusern analoger erachtete, machte man es so, wie 
geschehen. Die Fenster selbst, schlicht rechteckig, im Obergeschoß 
durch je ein Holzkreuz in vier, im Untergeschoß in sechs Flügel 
geteilt, sind durch einfache angeputzte Umrahmungen ohne jedes 
Rokokoornament aus der glatten Mauerfläche herausgehoben 
(nur „Ohren‘ an den oberen Ecken der oberen Fenster). Auch die 
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Pilasterkapitelle (nur dtinne, wagerechte Leistchen deuten sie an) 
entbehren jedes Schmuckes. Im übrigen zieren die Mauer zwischen 
den oberen und unteren Fenstern leicht profilierte, angeputzte 
Tafeln in Bretterstärke. Die wagerechte Gliederung ist durch einen 
Sockel betont (Sandstein, 80 cm hoch), der auf eine Schwelle aus 
Granit aufsetzt, und unter dem Dachanfall durch ein fein profi- 
liertes, mäßig kräftiges, umlaufendes Gesims. Auf den sonst so 
belicbten Abschluß durch eine Ballustrade mit Urnen und dgl. 
mußte man verzichten. 

Gut gezeichnet sind beide Giebelseiten, von denen jetzt freilich 
nur noch die westliche erhalten, die östliche aber durch den Turm 
zum größten Teil verdeckt ist. Auch an ihnen ist in dem Unter- 
geschoß die Mitte, den Langseiten entsprechend, durch einen leicht 
vorspringenden, mit einem antiken Tympanon (dreieckigem Giebel- 
feld) gekrönten Risalit betont, dem als oberster Abschluß die beliebte 
Barockschweifung, die wir an so vielen Häusern und Schränken 
jener Zeit schen (zwei sich überschlagende Wellen), entspricht, 
von der dann nach beiden Seiten hin, den Dachanfall verdeckend, 
die Giebelschrage in leichten Kurven, in einer Volute endigend, 
durch je einen Pilaster noch einmal unterbrochen, abfällt. Das 
Dach war (und ist jetzt noch) mit großformatigen holländischen 
Pfannen gedeckt. 

Der Putz des Äußern war gelb gefärbt (so ist es wenigstens 
im Jahre 1856 bezeugt). Die zwei hohen, zweiflügeligen Außen- 
türen haben als Zierrat Pilaster mit geschnitzten Kapitellen und 
an der Innenseite riesige kunstvolle Schlösser. 

Treten wir in das Innere, so sehen wir eine siebenjochige, 
kreuzgewölbte, 46 Meter lange, 23 Meter breite Halle von drei 
gleich hohen Schiffen, also eine Raumgestaltung, die als Erbschaft 
aus der gotischen Zeit sich in zahlreichen Kirchen, auch protestan- 
tischen, bis ins 18. Jahrhundert hinein erhalten hat. Nur daß 
die Schiffe weit weniger himmelstürmend sind als im späten Mittel- 
alter (nur 141% m hoch) und die Gewölbekappen, mit vergoldeten 
Sternen auf kreisrunden Holzscheiben geschmückt, ohne Trennung 
durch Rippen und Quergurte (nur schwache Längsgurte sind vor- 
handen), scharfgratig aufeinandersteßen, wie im Barock üblich. 
Der Gewölbequerschnitt zeigt nicht den gotischen Spitzbogen, 
sondern einen verminderten, gedrückten Halbkreis. Die 2x6 
gewölbetragenden Pfeiler mit simplen Kampfergesimsen (an den 
Wänden entsprechen ihnen Pilaster mit denselben Kämpfer- 
vesimsen)stchen auf quadratischer Grundlage; doch sind die Ecken 
ausgespart, so daß ein kreuzförmiger Grundriß herauskommt. — 
Der Raumeindruck ist nicht so hehr wie in mittelalterlichen Kirchen; 
es fehlt ihm das ,,gehcimnisvoll am lichten Tag“, zumal auch die 
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Im nördlichen Seitenschiff von links nach rechts: Sakristei; 
Professoren- u. Kollegengestühl; dann Studenten- u. Schul- 
knabenbänke. — Im südlichen Seitenschiff: die Konventsstube; 
die Bänke für die Doctores Medicinae; die vorstädt. Schöppen- 
bank; das Gestühl der Sekretarien u. Notarien. — Im Altarraum 
in den Ecken an der Westwand 2 Beichtstühle: vorne an den 
Stufen zum Gemeinderaum je ein Lesestuhl für den Prediger 
u. die Studiosen. — Im Mittelschiff, der Kanzel gegenüber, die 
Bürgermeisterbank u. der Ratsstuhl; weiter nach der Orgel zu 
der altstädt. Schöppenstuhl. 
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ganz schmucklosen, mit kleinen rechteckigen Scheiben in Blei- 
fassung hellverglasten Fenster keine mystische Stimmung auf- 
. kommen lassen, sondern dem nüchternen Tageslicht fast unge- 
mildertes Einströmen gestatten. Die Aufklärung klopfte damit 
an die Tore der Thorner Kirchengemeinden, obwohl ihre Geistlichen 
noch durchwegs stramm orthodox (u. antipietistisch) gerichtet 
waren. Doch wirkt das Innere immerhin würdig und feierlich und 
tat es noch weit mehr, solange es seine ursprüngliche reiche, far- 
bige Ausstattung besaß. Keinesfalls gilt von ihm, was man von 
vielen Kirchen der Rokoko- und Zopfzeit sagen muß, daß es „völlig 
weltlich anmute‘“. — 

Der Altarraum, die beiden westlichsten Mitteljoche cin- 
nehmend, ist um drei, früher mit einer Holzbalustrade und Mittel- 
tür besetzte Stufen über den Gemeinderaum erhöht und so von ihm 
(auch nach den Seiten hin durch die hohen Kommunikantenbänke) 
sehr deutlich abgeschlossen: eine katholisch-mittelalterliche Reminis- 
zenz, die in einer evangelischen Kirche nicht am Platze ist. In der 
katholischen Kirche hat es Sinn, wenn der Altarraum deutlich von 
dem profanum vulgus des Kirchenvolks abgeschlossen ist, da am 
Altar lediglich die geweihten Priester mit ihren Ministranten zu 
fungieren haben, während die Laien vom Kirchenschiff aus zuschen 
und auch zum Empfang des hl. Abendmahls nicht bis an die Stufen 
des Altars, sondern nur bis zur Schranke des Altarplatzes vortreten. 
Nach evangelischer Auffassung jedoch gibt es in der christlichen 
Gemeinde den Unterschied von Priestern und Laien nicht; auch 
die Nichtgeistlichen sind Priester („allgemeines Priestertum‘), 
uud auch die Geistlichen sind Gemeindeglieder; alle Gemeinde- 
glieder treten zur Feier des hl. Abendmahls dicht an den Altar 
heran, an den Tisch des Herrn, zu dem sie geladen sind. Es hat 
daher keinen Sinn, den Altarplatz gegen sie abzuschließen, als 
wollte man ihnen zurufen: ‚hier gehört ihr nicht her!""—- Etwas 
gemildert wird ja dieser katholisierende Eindruck unsres Altar- 
raumes dadurch, daß die Stufen nicht nach außen, nach der Ge- 
meinde hin (wie meist in katholischen Kirchen, z. B.in St. Jakob 
Thorn, wo wir auch noch die Rokokoschranken haben), sondern nach 
innen, nach dem Altare zu, eingeschwuneen sind, als wollten sie 
einladen: „Kommt her zu mir alle, die ihr mühselig und beladen 
seid‘‘ und daß jetzt die Chorschranken nicht mehr vorhanden sind. 

Sehr leicht, zu leicht hat es sich der Baumeister mit den 
beiden, wie die Kirche selbst gewölbten, einst mit je einem vom 
Kirchenraum her zu heizenden Kachelofen versehenen Sa- 
kristeien gemacht, die er in die Ecken zu den Seiten des 
Altars rückte ohne den leisesten Versuch einer organischen Ein- 
gliederung: sie schneiden in etwa der halben Höhe der Kirche glatt 
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wagerecht ab, und die Gemeindeglieder auf den westlichen Em- 
porenenden haben den zweifelhaften Genuß, auf diese Sakristei- 
gewölbe von oben her hinuntersehen zu können. Daß er zwei Sa- 
kristeien anlegte — sie wurden Treskammern, d. h. Schatzkammern 
genannt (vgl. Tressel, Tresor), volkstümlich in Thorn: Tröst- 
kammern —, verdankte er vielleicht dem Rat des vielgelesenen 
Kirchenbautheoretikers Sturm, der da meinte, es sei „sehr gemein, 
d. h. häufig, daß die Kollegen in einer Kirche in Feindschaft mit 
einander leben, und also, wenn sie in solchen (gemeinsamen) Sakri- 
steyen bey einander sind, nur das Geblüt einander warm machen‘; 
daher sei in Kirchen, an denen mehrere Geistliche wirken, für jeden 
derselben eine eigene, kleine Sakristei anzuordnen, die zugleich als 
Beichtstube benutzt werden könne. — Diese weise Vorsicht ist nun 
freilich in Thorn trotz der zwei Sakristeien nicht beobachtet 
worden, denn die eine, die südliche, diente als Convents- oder 
Consistorialstube, „wo E. E. Ministerium nebst dem Herrn 
Präside und Assessoribus zusammenkommen‘. Der Rat der Stadt 
Thorn war oberste Kirchenbehérde. Im Jahre 1605 hatte er ein 
Kirchenamt oder Consistorium eingerichtet, dessen Direktor ein 
Bürgermeister, dessen Assessoren zwei Ratleute und drei Geistliche 
waren. Von 1683—1768 durfte Thorn kein Consistorium, d. h. keine 
Behörde für Ehesachen und sonstige Fälle der geistlichen Gerichts- 
barkeit haben; dann trat es wieder in Tätigkeit: Präses war ein 
Bürgermeister, Mitglieder alle Stadtgeistlichen. Das Ministerium 
war die Gesamtheit der Thorner Geistlichen, deren Senior der erste 
Geistliche der Altstadt war, Direktor Ministerii war ebenfalls ein 
Bürgermeister. 

Wertvoll sind die beiden Sakristeitüren: echt 
barock ihre Umrahmung durch Pilaster, verkröpfte, geschweifte, 
hohe Giebelverdachung mit Vergoldung und eingelegten Orna- 
menten und Sprüchen; auf den Türen selbst biblische Dar- 
stellungen in Intarsia. Solche Einlegearbeiten an Türen, Schränken 
und dergl. waren im 18. Jahrhundert in Thorn sehr beliebt; schöne 
Stücke dieser Art kann man im Rathause sehen (im Jahre 1749 
beschloß der Rat: ein Tischlergeselle solle als Meisterstück eine 
Tür mit Portal für das Rathaus verfertigen. NB. An der. Türe in 
der Ostwand der Ratsstube, die allerdings ganz besonders prunk- 
voll mit Einlegearbeit von verschiedenfarbigen Hölzern, Elfen- 
bein und Perlmutter geschmückt ist, hat Tischler Hohlmann um 
1735 nach Prätorius: Topographische etc. Beschreibung der Stadt 
Thorn S. 111, nicht weniger als drei Jahre gearbeitet!). 

Eimporen, Kanzel, Orgel sind in entschiedenem Rokokostil 
behandelt. Trotzdem darf man unsere Kirche nicht einfach 
Rokokokirche nennen. Die Kirchenbauten jener Zeit (besonders 
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gilt das für die protestantischen Kirchen) sind sowohl auf ihre 
äußere Erscheinung, wie auch auf ihre innere Raumgestaltung 
hin angesehen, völlig ohne Zutun des Rokoko entstanden, sie 
sind einfach Spätbarock; lediglich die Dekoration im Innern 
ist Rokoko (Dehio 289, 296). 

Viel wichtiger jedoch als der Stil ist für eine protestantische 
Kirche die Planbildung des Innern: Diese erst, 
die Anordnung von Altar, Kanzel, Emporen, Gestühl zueinander, 
macht eine Kirche zu einer protestantischen, wenn es gelingt, 
sie als einen sakral wirkenden Raum 2u gestalten, und in ihr die 
ganze Gemeinde, als Einheit zusammengefaßt, in einwandfreier 
Weise um die beiden Hauptstatten, Altar und Kanzel, zu sammeln. 
Denn ist die katholische Kirche vor allem Heiligtum, Haus Gottes, 
so die protestantische vor allem der Versammlungsort der Gemeinde, 
die zur Anbetung und zum Hören des Wortes Gottes (auf letzterem 
liegt aber der Hauptakzent) zusammenkommt. Daher hier die 
Sorge um eine genügende Zahl von Sitzplätzen (seit der Reformation 
bei den stundenlangen Predigten unentbehrlich), die nur so weit 
von Altar und Kanzel entfernt sein dürfen, daB das gesprochene 
Wort gut zu verstehen ist, und so gerichtet sein müssen, daß 
Altar und Kanzel stets zu sehen sind. Daher die Notwendigkeit 
von Emporen, wie denn zuweilen mehrere (in der Dresdener Frauen- 
kirche sechs!) übereinander angeordnet sind; die leidige Notwendig- 
keit verschiedener Richtung der Bankreihen, wenn man Altar 
und Kanzel nicht von allen Plätzen her in der gleichen Blick- 
richtung erfassen kann. Die innere Planbildung ist das Kernproblem 
der protestantischen Kirchenbaukunst, um das seit der Reforma- 
tion bis heute gerungen wird. Wir finden im 17. und 18. Jahr- 
hundert eine ganze Reihe verschiedener Lösungsversuche: Den 
Zentralbau; den Langhausbau; in diesem entweder Altar und 
Kanzel an der einen Schmalseite, gewöhnlich im Osten, die Emporen 
aber im Oval gegen sie hin gekehrt (Langkirchen); oder Altar 
und Kanzel in der Mitte der einen Langseite, die Emporen an den 
übrigen drei Seiten: die spezifisch protestantische Form der Quer- 
kirche; dann: Altar und Kanzel zu einem Stück zusammengefaßt 
(Kanzel-Altar),wobei die Kanzel über dem Altar hängt oder — 
selten! — an die Vorderseite des stark erhöhten Altarplatzes, 
etwa in halber oder ganzer Höhe desselben, angebaut ist (so ur- 
spriinglich in der Dresdener Frauenkirche); end ich die im späten 
Mittelalter übliche Art, daß der Altar im Osten an der Schmal- 
seite, die Kanzel aber an einem Pfeiler des Mittelschiffes an- 
gebracht ist. 

Sehen wir uns daraufhin unsere altstädtische Kirche an, so 
miissen wir mit Bedauern feststellen, daß sie in der Plangestaltung 
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rückständig ist. Zwar ist es zu billigen, daß der Altar an der west- 
lichen Schmalseite und nicht an der östlichen (wie es ursprünglich 
und lange Zeit hindurch beabsichtigt war) steht, dern an dieser 
letzteren, die an den Marktplatz stößt, mußte der Haupteingang 
liegen. Auch ist es zweifelhaft, ob bei der großen Längenausdehnung 
der Kirche die Queranlage —- eine solche hatte der Königsberger 
Architekt und ursprünglich auch A. Baehr entworfen — glücklich 
gewesen wäre (in der Querkirche — die Kanzel in der Mitte der 
einen Längsseite — sitzen zuviel Gemeindeglieder außerhalb 
des Schallkegels des Predigers: akustisch sehr ungünstig). Uns 
erscheint es vielmehr als ein Vorzug unsrer Kirche, daß der Blick 
des durch den Haupteingang Eintretenden durch die ganze Länge 
der Kirche zu dem in der Hauptachse an der gegenüberliegenden 
Front stehenden Altar hingezwungen wird, was weit mehr feierliche 
Stimmung gibt, als es bei der zu großen, profan wirkenden Nähe 
des Altars an einer der Langseiten möglich gewesen wäre; zumal 
in Thorn der Altar im Blickpunkte in helleres Licht gerückt ist 
— eine in der Barockzeit tiberall sehr beliebte Lichtführung — 
dadurch, daß die Emporen nicht die ganze Seitenlänge der Kirche 
einnehmen, sondern schon vor ihm aufhören, während der Gemeinde- 
raum in weniger hellem, zum Teil nur reflektiertem Lichte liegt 
(die Emporen verdecken die oberen Fenster). Daß die Kanzel 
in Thorn nicht mit dem Altar zu einem Kanzelaltar vereinigt 
wurde, ist bei der großen Tiefenausdehnung des Altarraumes 
aus akustischen Gründen — die Stimme des Predigers würde 
einen gar zu langen, leeren Raum bis zu den ersten Hörern zu 
überwinden haben — zu billigen, so beliebt auch solche Vereinigung 
in protestantischen Kirchen damals war. 

Aber daß die Kanzel nicht an den vorletzten, an den Altarraum 
stoßenden Pfeiler, sondern an den drittletzten gestellt wurde, ist 
unbegreiflich. .In jenem Falle hätte die Gemeinde von allen Bänken 
des Mittelschiffs her Altar und Kanzel in annähernd derselben 
Richtung vor sich gehabt; so aber, bei der vom Baumeister ge- 
wählten oder ihm aufgedrungenen Anordnung, war erstens für die 
der Kanzel gegenüberstehenden Bänke ein Richtungswechsel nötig 
(sie stehen jetzt im rechten Winkel zu den übrigen, so daß die Kirch- 
gänger sich teilweise unmittelbar ins Gesicht sehen), und zweitens 
mußte für drei unter der Kanzel angebrachte Banke zu dem wirklich 
nicht schönen Aushilfsmittel der Drehlehnen gegriffen werden, die 
beweglich sind und für Liturgie und Predigt je nachdem vor- und 
zurückgeklappt werden müssen, womit jedesmal ein Wechsel des 
Sitzplatzes verbunden ist. In den beiden Augsburger Kirchen, in 
denen solche Klappbänke (Umkehrbänke nannte man sie in Thorn) 
zuerst erschienen (1526), sind sie zu entschuldigen, da man in 
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diesen aus dem Mittelalter stammenden katholischen Kirchen mit 
ihrer an einem Mittelpfeiler bereits angebrachten Kanzel das Gestühl 
einrichten mußte, sogut oder so schlecht es eben ging. Aber daß 
dieser Notbehelf nun in der Folgezeit in vielen andern, neuerrichteten, 
von Anfang an evangelischen Kirchen, unter ihnen auch in unsrer 
altstädtischen, nachgeahmt wurde, war wirklich recht überflüssig. 

Auch die Anlage der Emporen ist ungenügend. Sie steigen 
zwar, was zu billigen ist, nach der Außenwand stark an und haben 
gute Beleuchtung. Mit der Südempore geht es auch sonst noch an; 
man kann hier von den meisten Plätzen den Geistlichen, wenn auch 
nicht am Altar, so doch auf der Kanzel, sehen. Die Nordempore 
jedoch befriedigt in keiner Weise. Nur von ihrer vordersten Bank 
können die Kirchgänger, wenn sie aufstehen, den Liturgen am Altar 
und den Prediger auf der Kanzel schen, von den übrigen Bänken 
jedoch nicht, und dabei faßt diese Empore 250 Sitzplätze! Daß 
die Emporen gegen den Altarraum hin unorganisch, willkürlich 
endigen, haben sie mit zahlreichen andern protestantischen Kirchen 
aus der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts gemein. 

Die Innenausstattung (bei der eserlaubt sei, auch 
diejenigen Stücke zu erwähnen, die schon aus älterer oder erst aus 
neuerer Zeit stammen): Die Bänke sind ganz schlicht ge- 
halten (die obere Kante der Wangen ist im Rokokosinn 
leicht geschweift); sie haben, unangestrichen, ihre. natürliche 
braune Holzfarbe. Nur das Gestühl des Rats, der Schöppen, 
der Doctores med., der Prediger, der Sekretäre und No- 
tarien hebt sich durch Erhöhung um eine Stufe, Bequemlichkeit, 
höhere Wangen, Rück- und Pultwände und Polsterung von den 
übrigen Bänken, doch nicht allzu auffällig, ab (an der Ratsbank 
stand in alten Zeiten der Amtsdiener, der den Herren die Tür auf- 
machte und ihnen das Gesangbuch reichte; die Wachslichte auf. 
dem schönen Messingarm am Pfeiler dahinter wurden von der 
Kämmierei bezahlt). Die meisten Sitze in der Kirche waren feste, 
d.h. entweder von Amts wegen den Amtspersonen zugewiesen, oder 
von Korporationen oder Privaten gemietet; so z. B. von den 
Böttcher-, Schneider-, Züchner-, Schmicde-, Stellmacher-, Barbier- 
gesellen und den Kaufdienern; selbst für ihre Dienstboten mietete 
die Herrschaft wohl eine „Klappe“, d. h. einen anklappbaren Stuhl 
am Gange; — Manns- und Frauenstellen natürlich streng getrennt 
(wie noch heute in manchen Gegenden). 

Abgesehen vom Gestühl bewahrheitet sich in unsrer Innen- 
ausstattung, was Georg Dehio in seiner „Geschichte der deutschen 
Kunst“ vom Barockstil (das Rokoko als Innendekoration in seiner 
letzten Phase eingeschlossen) sagt, namlich, daß er ein schmuck- 
begieriger Stil sei, das einzelne Schmuckglied aber an sich wenig 
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bedeute; ‚die Einzelheiten sollen nicht nach einander abgelesen 
werden, sie fließen dahin im großen Strom des Gesamteindrucks.‘“ 
Die Schmuckbegier, die am Äußern der Kirche durch den Willen 
der polnischen Obrigkeit zur völligen Enthaltsamkeit gezwungen 
war, konnte sich im Innern nach Herzenslust regen und tat es auch: 
im Schnitzwerk der Emporen, Orgel, Kanzel, des Altars, in der 
reichen Vergoldung, in den lebhaften Farben (heute überall durch 
das gleichmachende Weiß überstrichen), in den prächtigen Türen 
der Sakristeien. Die Einzelheiten darf man in der Tat nicht mit 
kritischen, durch Meisterwerke vermwöhnten Augen betrgchten. 
Sie sind freilich nach künstlerischen Vorlagen ausgeführt worden, 
aber mit Ausnahme des in Danzig entworfenen und ausgeführten 
Orgelgehäuses doch nur von einem biedern Thorner Handwerks 
meister. Indessen: diese Einzelheiten helfen dazu, den Gesamt- 
eindruck zu einem überaus festlichen zu machen. — Glücklicher- 
weise trifft die weitere Charakterisierung der deutschen Rokoko- 
dekoration durch Dehio unsre Kirche nicht mehr, daß nämlich 
das deutsche Muschelwerk (rocail) ungezähmter als das französische 
sei, daß es mit absichtsvoller Mißachtung der architektonischen 
Grenzlinien über sie hinspiele, daß es eine unentwirrbare Masse 
züngelnder, flammender, quirlender Linien bilde, und daß das letzte 
Ergebnis die Auflösung des plastisch-tektonischen Eindrucks in 
einen malerisch-optischen sei, das Hineingerissenwerden in Rausch 
und Taumel. Das ist der Fall bei einem der drei Rokokoaltäre in 
der Jakobskirche hier, dem Josephsaltar im nördlichen Seitenschiff, 
an dem wirklich Architektur und Ornament aus Rand und Band 
geraten ist und die Holzplastiken sich so unleidlich geziert-nervös 
drehen und winden, daß im Vergleich mit diesem Altar die in der- 
selben Kirche stehenden, doch wahrlich auch schmuckbegierigen 
Barockaltäre fast wie Exempel edler Einfalt und stiller Größe an- 
muten. -- Dergleichen wäre für eine protestantische Kirche uner- 
träglich, ist aber glücklicherweise in Thorn vermieden. Das Tek- 
tonische kommt durch die graden, eckigen, schwerwuchtenden 
Pfeiler, die geraden Wände, geraden, senkrecht abgeschlossenen 
Seitenemporen (die nur am untern Rande einen leichtgeschwungenen 
geschnitzten, draperieartigen Anhang haben) im Gesamteindruck 
voll zur Geltung; das rocail spielt nicht über die architektonischen 
Grenzlinien hin, sondern fügt sich ihnen ein und erzeugt zwar das 
Gefühl leicht flutenden Lebens, aber nicht das von Rausch und 
Taumel. Maßlosigkeiten sind durchaus vermieden. 

Einzelstücke: 

Der Altar, genauer: der Altarumbau, denn der Altar selbst 
ist lediglich ein viereckiger Mauerklotz. Wie anders ist er gestaltet, 
als die bescheidenen, niedrigen Schreinaltäre des Mittelalters, die 
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wir noch in einigen Exemplaren in den katholischen, gotischen 
Kirchen Thorns sehen, wie anders auch als die Friih- und Hoch- 
barockaltare, von denen ebenfalls unsre katholischen Kirchen eine 
reiche Mustersammlung aufweisen, die entweder hohen, pompösen 
Gebäudefassaden ähnlich sind, oder in der Hauptsache aus einer 
einzigen, großen mit einem Bilde bemalten Leinwand oder einer 
. Nische für eine große Plastik bestehen, von einem üppigen archi- 
tektonischen Rahmen von, oft gedrehten, Säulen, Gebälken, 
Rankenwerk eingefaßt und als eine, das Ganze abschließende, die 
Mauerwand deckende Kulisse wirkend. Unser Altar ist, darin 
ähnlich dem um 26 Jahre älteren Hochaltar in St. Marien (der aber 
an Wert unter ihm steht), ganz aufgelockert, aufgelichtet, ohne 
jede feste Bilderwand oder Nische, ohne Rankenwerk. Um den vier- 
eckigen Tischkasten herum stehen auf einem Kreissegment zweimal 
vier schlanke, glatte Säulen mit korinthischen Kapitellen, an ihrem 
Fuß die vier Evangelisten mit ihren Symbolen (Matthäus mit dem 
Engel, Markus mit dem Löwen, Lukas mit dem Stier, Johannes 
mit dem Adler); in der Mitte am hochragenden Kreuz der Herr, 
nicht barock-gewaltsam, nicht feminin-schmachtend, wie sonst 
oft im Rokoko, sondern würdig, männlich. Über den Säulen ein 
entsprechend dem Grundriß geschwungenes Gebälk und darauf ein 
krönender Thronhimmel; zu beiden Seiten desselben, den Vorhang 
zur Seite schiebend, so daß unser Blick in das Innere des Himmels 
dringt, in dem über Wolken die strahlende Sonne mit der Inschrift 
in hebräischen Lettern , Jahve“ (Jehova) aufgeht, stehen je 
2 Engel, mit Gebärden zur Anbetung auffordernd. Die Krönung 
des Baldachins bilden Engel in Wolken mit einer Kugel, auf der 
ein Engel die Tafeln des Gesetzes hält. Das Ganze ist leicht, 
schwebend, vonLicht durchflutet. — Alles: Säulen, Figuren, Bal- 
dachin ist aus Holz, in der Idee aber aus Marmor und Gold herge- 
stellt (das Holz war ‚steinfarben‘‘ bemalt und zum Teil vergoldet), 
was ganz barockgemäß ist, da damals der Schein alles war. — Der 
Altar hob sich früher, weil an die Kirchenwand dahinter noch ein 
Vorhang gemalt war, weit wirkungsvoller vom Hintergrunde ab 
als heute. — In diesem Altar verkörpert sich in etwas das Irra- 
tionale, Unaussprechliche, das in keinem Kircheninnern fehlen darf, 
in dem die Gemeinde zu dem betet, der höher ist als alle Vernunft. 
(N. B. Der Urtypus dieser Art Altäre steht in St. Peter in Rom: 
das Altartabernakel Berninis [vier freistehende Säulen tragen einen 
Baldachin], das seinerseits wieder an die Form des altchristlichen 
Ciborien anknüpft.) 

Seitlich an den Stufen des Altars zwei schmiedeeiserne Gitter 
von 1756 in guter Ausführung mit je einem Crucifixus aus Messing- 
guß in der Mitte und einer Messingleiste am oberen Rande mit der 
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Inschrift ‚hier empfahe ich den wahren Leib Christi“ und „hier 
empfahe ich das wahre Blut Christi‘. 

In der Regel standen also bei der Austeilung des Abendmahls 
zwei Geistliche am Altar; der eine reichte dem vor dem ersten 
Gitter auf einem mit einem roten Tuch überzogenen Polster 
Knienden das Brot, der andere, nachdem der Kommunikant 
hinten um den Altar herumgegangen war, an dem zweiten Gitter den 
Kelch. So war es in lutherischen Kirchen damals allgemein üblich. 

Den Altarraum grenzen rechts und links seitlich zwei K o m- 
munikantenbänke ab. 

Die an die Pfeiler des Altarraums angebauten Sitze sind, 
worauf schon die allegorischen Bilder an der Rückenlehne deuten, 
was aber auch noch sonst ausdrücklich bezeugt wird, Beicht- 
stühle. Denn in jener Zeit waren freilich in zahlreichen evan- 
gelisch-lutherischen Kirchen Privatbeichte und Beichtstuhl schon 
verschwunden, in andern aber trotz deren heftiger Bekämpfung 
durch die Pietisten — sie nannten den Beichtstuhl ,,Satansstuhl' 
und „Teufelspfuhl‘‘ — noch durchaus Sitte. Zwar war es nicht die 
Ohrenbeichte der Katholiken, bei der der Beichtende die von ihm 
begangenen Einzelsünden dem Priester aufzählt und daraufhin ab- 
solviert wird (die hatte Luther freilich zunächst noch beibehalten — 
vgl. seine Anweisung, „wie man die Einfaltigen soll lehren beichten“ 
im Kleinen Katechismus —, doch nicht als Zwang), wohl aber 
Einzelbeichte in der Art, daß die Beichtenden, ehe sie zum heil. 
Abendmahl gingen, einzeln zu dem im Beichtstuhl sitzenden Pfarrer 
traten, von ihm, wenn es nötig erschien, einem Katechismusverhör 
unterworfen wurden, ein vorher auswendiggelerntes Beichtbe- 
kenntnis aufsagten und dann einzeln die Lossprechung erhielten. 
So, wie an andern Orten, in Thorn. Denn wenn hier auch in der 
Pestzeit von 1656 die lutherischen Gemeindeglieder notgedrungen 
so gebeichtet hatten, wie die Reformierten es immer getan hatten 
(man hielt an sie eine allgemeine Ermahnung und sprach ihnen dann 
eine allgemeine Absolution zu), weil bei dem großen Andrang der 
Beichtenden nicht genug Prediger waren, um jeden einzeln beichten 
zu lassen, so war das eben seltene Ausnahme gewesen. Senior 
Neunachbar, der nichts dagegen hatte, daß auch nach Erlöschen 
der Pest die allgemeire Beichte der lutherischen Gemeindeglieder 
beibehalten würde, mußte, dieserhalb mit Vorwürfen überhäuft, 
seine Zuhörer von neuem zur Privatbeichte anhalten, wenn er sie 
ihnen auch nach Möglichkeit zu erleichtern suchte (,,Ich fordere 
besonders von den Alten nicht, daß sie das Beichtformular aus- 
wendiglernen; genug, wenn sie einen Bußpsalm oder -vers oder 
„Gott sei mir Sünder gnädig‘‘ sprächen, so soll das schon gelten‘). 
Dabei blieb es. Als unsre Kirche erbaut wurde, „hielt man sich‘ 
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hier immer noch „zum Beichtstuhl‘‘, zu dem Pfarrer, der in einem 
der an beiden Pfeilern stehenden Beichtstühle saß, beichtete also 
einzeln, und zwar Sonnabends, um den Tag drauf zum Abendmahl 
zu gehen. (Nur die nicht in Thorn wohnenden Landleute beichteten 
am Sonntage selbst in der Sakristei, wo dann wohl der bewegliche 
Einzelbeichtstuhl [grau-griin und gold; ‚der verlorne Sohn‘ an 
der Rückenwand] gestanden hat, den wir jetzt noch besitzen; da 
kam es denn vor, daß, während ein Geistlicher auf der Kanzel pre- 
digte, cin anderer in der Sakristei die Beichte abnahm; das wurde 
aber vom Rat verboten: es sollte diese Beichte nur ‚während 
der Lieder, nicht aber während der Predigt‘ geschehen. Wie ein 
Menschenalter später in sehr wenig befriedigender Form die Einzel- 
beichte gehalten wurde, kann man in Johanna Schopenhauers 
.„.Jugendleben‘‘ — Neudruck, Danzig 1925, S. 116 ff. — nachlesen; 
denn so, wie in Danzig, gings vermutlich auch in Thorn zu.) 

Nicht im Widerspruch damit steht die Nachricht, es sei mit 
dem Beziehen unsrer neuerbauten Kirche „nicht weniger wie in 
Sachsen, also auch hier und in allen evangelischen Kirchen nach 
der Amtspredigt (Hauptpredigt, die in der Altstadt Thorn stets 
der Senior hielt; die andern Geistlichen hatten nur Früh- und Nach- 
mittagspredigten und Wochengottesdienste) die Allgemeine Beichte 
eingeführet‘“‘. Denn diese war etwas anderes, nämlich die sog. 
„offene Schuld“, d. h. ein gemeinsames Sündenbekenntnis der 
ganzen Gemeinde, sonntäglich, gleich im Anschluß an die Predigt, 
und die Verkündigung der Sündenvergebung durch den Pfarrer, 
die sich schon vor Luther in verschiedenen Gegenden eingebürgert 
und eine Zeit lang auch in evangelischen Kirchen, ja, im (früheren) 
Königreich Sachsen bis zum heutigen Tage an der genannten Stelle 
des Gottesdienstes erhalten hat. In Thorn also führte man sie 1756 
wieder ein und behielt sie bis zum Jahre 1854. Heute haben wir 
bekanntlich nicht nach der Predigt, wohl aber in der Eingangs- 
liturgie des sonntäglichen Gottesdienstes solch ein allgemeines 
Stindenbekenntnis und drauffolgende Gnadenverktindigung. 

In der Mitte vor den Stufen zum Altarraum ist der alte, schöne 
Taufstein aus schwarzem Marmor aufgestellt, den der Schöppe 
Johannes Schultz im Jahre 1689 für die damals noch evangelische 
St. Marienkirche gestiftet und die altstädtische Gemeinde nach dem 
Verlust dieser Kirche von den Mönchen zurückerhalten hatte: ein 
vefalteltes Becken auf balusterförmigem Stil, pokalähnlich, mit 
einem (jetzt nicht mehr verwendeten) Deckel aus getriebenem, 
schwarz lackiertem und teilweise vergoldetem Kupfer, der ur- 
sprünglich an einem Seil vom Gewölbe auf den Taufstein herab- 
hing; das Seil war in regelmäßigen Abständen, wie üblich, mit ver- 
goldeten Holzkugeln und unten, unmittelbar über dem Deckel mit 
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einer holzgeschnitzten Taube und einer ebenfalls geschnitzten 
Gruppe (Taufe Jesu durch Johannes; alles vergoldet) verziert. 
Das Gitter, das einst den Taufstein umgab, ist nicht mehr vor- 
handen. 

In die dem Altar zugekehrten Seiten der westlichsten Pfeiler 
sind je ein Epitaph eingelassen: eines für Bürgermeister 
Christian Klosmann (+ 1774), das andere für Bürgermeister Anton — 
Giering (t 1759); beide Männer, die seinerzeit unermüdlich den 
Kirchenbau gefordert und gefördert haben, sind hier beigesetzt, 
dicht vor dem Altarraum, am Fuss der vorletzten Pfeiler. Die 
Inschrift auf dem Klosmannschen Epitaph hat in klassischem Latein 
der damalige Rektor des Gymnasiums Johann Albinus Kries ver- 
faßt, dessen Nachkommen, die Herren v. Kries, noch heute in 
unsrer Heimat als Landwirte wirken. 


Das Andenken der Thorner Märtyrer von 1724 bewahrt eine Tafel 
aus braunem Sandstein mit dem Bronzereliefbild Rösners; sie 
wurde im Jahre 1893 in die Nordwand des Rathaushofes, in dem 
einst R. enthauptet wurde, eingemauert, vor der Besetzung Thorns 
durch die Polen aber, um sie vor Zerstörung zu sichern, von dort 
entfernt und am zweiten nordwestlichen Pfeiler unserer Kirche 
befestigt; sie hat folgende Inschrift: 


Buergermeister 
Gottfried Roesner 
und neun Buerger Thorns 
starben am 7. Decbr. 1724 
„getreu bis in den Tod“. 


Darunter Rösners Wappen: 3 Rosen. 


Die Kanzel ist in evangelischen Kirchen stets ein bevor- 
zugtes Stück der Kirchenausstattung gewesen; selbst für kleine 
bescheidene Dorfkirchen war es Ehrensache, diejenige Stelle, von 
der her das Wort Gottes verkündigt wurde, so reich und schön zu 
gestalten, wie es nur irgend anging. In Thorn ist in St. Marien 
bald nach 1600 eine herrliche Kanzel geschnitzt worden. Unsere alt- 
städtische ist glücklicherweise in ihrem Aufbau unangekränkelt 
von den phantastischen Willkürlichkeiten, die in der Barock- und 
Rokokozeit auch mit diesem Stück oft ihr Spiel trieben. Ich erinnere 
an die besonders in Polen öfter vorkommenden Kanzeln in der 
Form eines in die Kirche mit geblähten Segeln hineinsegelnden 
Schiffes; ja, in Reinerz in Schlesien und an anderen Orten hat man 
damals Kanzeln in Gestalt eines riesigen Fischrachens mit gewal- 
tigen Zähnen und angehängtem, ringelndem Schwanz gebaut, so 
daß der Prediger in diesem Rachen wie ein zweiter Jonas vor der 
erstaunten Gemeinde auftaucht! — Unsre Kanzel ruht auf einem 


Die altstadtische evangelische Kirche in Thorn. 47 


leichten Stander; die Briistung ist nicht bauchig ausgeschweift 
wie in St. Jakob, sondern schlicht senkrecht, nur die gliedernden 
Streifen laufen in Voluten aus; die Eingangstiir ist in einen statt- 
lichen, aber doch nicht ungewöhnlich gebildeten Rahmen gefaßt, 
auf dem Johannes der Täufer steht; der Gang hinauf schwingt 
sich in elegantem Schwung unauffällig an den Pfeiler, an dem er 
hinaufführt. Im Rücken des Predigers ein Bild: Jesus mit den 
zwei Emmausjüngern: „bleib bei uns...! und’ er legte ihnen alle 
Schriften aus.“ Der Schalldeckel wirkt allerdings unruhig und 
reichlich überladen: An der unteren Fläche breitete früher eine 
vergoldete Taube, das Sinnbild des heiligen Geistes, ihre Flügel 
aus; zur Seite, an den Emporen befestigt, schwebten, wie in 
St. Jakob jetzt noch, zwei große, vergoldete Engel, etwa in der 
Haltung, wie sie auf Bildern der Krönung Mariä oder der Kreuzigung 
die Mutter des Herrn oder diesen selbst umschweben. Der Figuren- 
schmuck oben auf dem Schalldeckel ist erhalten: Gott Vater mit 
Weltkugel und Szepter und Christus mit seinem Kreuz, auf Wolken 
sitzend; sehr reichlich angebrachte Ornamente. Die Kanzel ist 
nicht ganz und gar vergoldet wie die der Jakobskirche, sondern 
nur an den Zierteilen, den Voluten, dem Muschelwerk und dem 
figürlichen Schmuck; im übrigen war sie anfänglich schwarz (jetzt 
weiß) gestrichen. 

Vermutlich auf der Kanzelbriistung stand die Sanduhr 
(,,sandseger‘‘sagte man in Thorn?) aus Messing, die Paul Wieczorek 
im Jahre 1757 stiftete, der zehn Jahre vorher von Bischofswerder 
in Thorn eingewandert war und hier den Beruf eines Eisenkramers 
betrieb. 

Eine mehrere Meter hohe Kastenuhr mit großem Ziffer- 
blatt und schönen, messingnen Barockzeigern, über dem Zifferblatt 
das Thorner Wappen farbig angebracht, ist neben der Sakristeitür 
an der Wand befestigt. 

Die Orgel. Die Orgeln sind schon in der Renaissancezeit 
mit großer Liebe ausgestattet worden: Man denke nur an die 
schönen, kunstvollen Gehäuse hier in Thorn in St. Marien und 
St. Jakob. Die bereits im Mittelalter übliche Anordnung der Pfeifen 
(in drei Türmen auf eckiger Grundfläche und zwischen ihnen und 
über ihnen aufgestellt und durch ein Rahmenwerk von Holz zu- 
sammengehalten) blieb die ganze Zeit hindurch dieselbe. Im Barock 
entwickelten sich die Orgelprospekte, der allgemeinen Schmuck- 
und Prunkbegier entsprechend, zu glänzenden, phantastischen 
Schaustücken. in denen das blinkende Zinn der Pfeifen, die bunt- 
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bemalten und vergoldeten Gitter, Ranken und Figuren wie die 
sichtbare, blendende Verkérperung einer rauschenden Fuge er- 
scheinen. Es war ja die Zeit der berühmten, großen Orgelkünstler 
( Johann Sebastian Bach, + 1750) und zugleich die der größten Orgel- 
bauer (Silbermann, + 1753; seine erste große Orgel 1714). Mit 
eroßer Vorliche brachte man auch Kuriositäten an der Orgel an: 
Engel mit beweglichen Armen, die Trompete bliesen, Pauke schlugen; 
singende Vögel, krähende Hähne; ‚„Hummelchen‘“, um Kirchen- 
schläfer zu wecken; sich drehende Zymbelsterne u. dgl. Im Rokoko 
wird die Entwicklung noch phantastischer, unarchitektonischer, 
ausgelassener: Die große Orgel zu Oliva wirkt wie ein schmetternd 
emporgestoBener Posaunenakkord. — Unsere Orgel in der altstad- 
tischen Kirche hält sich von Extravaganzen fern und erfreut durch 
klare Übersichtlichkeit und durch Anmut des Aufbaues. Den 
nach der Ostwand der Kirche zurückweichenden Kern des Werkes 
bilden die traditionellen 3 Türme, von denen der mittlere auf drei- 
eckiger Grunlage mit scharfer Kante hervortritt, die übrigen aber 
rund sind; zu beiden Seiter rahmen ihn, weit ins Kircheninnere 
hinein ausladend, auf verzierten Konsolen stehend, zwei hohe, 
runde Pfeifentürme ein. Die sechs Felder sind teils gerade Flächen, 
teils leicht geschweift. Reicher Zierrat: Urnen, Arabesken, Rocalil; 
Engel blasen Trompete, spielen Laute und Violon, taktieren. 
Der König David greift in die Harfe; zwei Zymbelsterne; farbige 
Wappen der beiden Männer, die seinerzeit die Bemalung und Ver- 
goldung stifteten: des Johann Meisner und Johann Kirschberg. Ein 
Rückpositiv hatte im Unterschiede von vielen Orgeln des 18. Jahr- 
hunderts die unsere nicht. Das Ganze ist in seinem lebendigen, 
elastischen Lintenfluß, in seinem Vor- und Zurückschwellen, in 
dem klaren Aufbau, in seinem Farben- und Goldschmuck ,,ein 
Stück ersten Ranges, das weit und breit seinesgleichen sucht. — 
Die Brüstung der Orgelempore ist nach dem Gemeinderaum hin 
ausgebuchtet. 

Musik machte in der neuen Kirchen nicht nur die Orgel. Wir 
hatten außer ihr noch reichlich Vokal- und Instrumentalmusik. 
Einiges davon haben wir schon gelegentlich der Kircheinweihung 
mitgeteilt. Weiteres lehren uns die alten Kirchenrechnungen. Nicht 
weniger als fünf Kategoricen von musikalischen Kirchenbeamten 
erhielten regelmäßig aus der Kirchenkasse ihre Besoldung: der 
Organist; der Stadtmusikus mit seinen Gesellen für Aufwartung. 
d. h. Posaunenbegleitung bei den Kirchengesängen an Sonn- und 
Festtagen; der Succentor oder Praccentor, ein Lehrer, der augen- 
scheinlich die Melodieen der Kirchenlieder vor- bzw. mit der Gemeinde 
mitzusingen hatte; der Kantor (lang Jahre hindurch war es Con- 
tenius, zugleich Collega Gymn., d.h. Gymnasiallehrer), 1758 und 
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1772 Musices Director, Musikdirektor genannt, wie auch z.B. der 
bekannnte Johann Crüger an St. Nicolai in Berlin, der uns zu so vielen 
Liedern Paul Gerhardts wundervolle Melodien geschenkt hat, sich 
betitelte; er leitete den Sängerchor und das Orchester. Dieses war 
reich besetzt. Noch im Jahre 1829 werden im Inventar zahlreiche 
Musikinstrumente der altstädtischen Kirche aufgezählt: I Contra- 
Violon, I Violoncell, 4 Posaunen, 2 Trompeten, 2 Hörner (unbrauch- 
bar); 4 Violinen, 2 Pratschen; 2 Fagotte, 2 Hautbois, 2 Flöten, 
2 Flautes douces (unbrauchbar); 5 Krummbogen, d. h. runde Ein- 
satzstücke am Waldhorn, mit denen die verschiedenen Stimmungen 
desselben hervorgebracht werden; 2 Pauken ; dazu 6 Pulte; Leuchter; 
eine Sammlung alter Kirchenkantaten; Motetten; „Der Tod Jesu“ 
von Graun in Partitur; eine Hymne von Haydn; eine Kantate von 
Mozart u. a. mehr. Damals war jedoch die einst blühende Instru- 
mentalmusik schon völlig dahingewelkt; seit 1818 wurden z. B. 
keine Stadtmusici mehr besoldet, die Instrumente lagen zum Teil 
unbrauchbar irgendwo herum oder wurden 1820 auf Verfügung 
des Magistrats versteigert. Aber was muß das im 18. Jahrhundert 
für ein frohes Musicieren in den Gottesdiensten gegeben haben, 
wenn auch zuweilen in der Praxis das, was wir nach der Zahl und 
Mannigfaltigkeit der Instrumente voraussetzen müßten, nur un- 
vollkommen zur Geltung kam! — Als den Graudenzer Evangelischen 
vom Bischof die Instrumentalmusik in ihren Gottesdiensten ver- 
boten wurde, empfanden sie diese Minderung ihres Gottesdienst- 
betriebes als unerträglich und machten Thorn und andre Städte 
mobil, um gegen den Bischof vorzugehen (18. Jahrh.) 


Wie gesagt, im Jahre 1818 hatte die sonntägliche Posaunen- 
begleitung der Kirchenlieder aufgehört; aber im Jahre 1830, sicher 
im Zusammenhang mit der damals festlich begangenen Jubelfeier 
der Augsburgischen Konfession (1530) wurde sie wieder eingeführt; 
aus Berlin wurden für 70 Taler vier neue Posaunen angeschafft 
und auch die Stadtmusiker forthin wieder regelmäßig besoldet. 
Das blieb so bis zum Jahre 1866; von da an wurde der Etatsposten 
zur Hebung des kirchlichen Gesanges verwendet und das Posaunen- 
blasen der 4 Musiker für die ersten drei hohen Feiertage beschränkt, 
bis auch dieser letzte kümmerliche Rest der einst in unserer Kirche 
so reich blühenden Instrumentalmusik um 1910 fortfiel. 


Von allen den vielen Instrumenten sind nur noch die zwei 
kupfernen Kesselpauken erhalten, die Johann Kirschberg 
vom Orgelbauer Dahlitz hat machen und mit seinem Wappen 
schmücken lassen: Halbkugeln, mit Fell bezogen, an starken Leder- 
riemen über die Brüstung der an die Orgelempore anstoßenden 
Musikantenempore gehängt (in St. Johann-Danzig und anderswo 
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sind sie in Holzgestelle gesetzt). Sie waren jener Zeit unentbehrlich, 
die nur dann durch eine Kirchenmusik in die rechte hochfestliche 
Stimmung versetzt wurde, wenn in die rauschenden Klänge der 
Orgel, der Blas- und Saiteninstrumente, der Glocken, und des 
Sängerchors die Pauken ,„hineingerührt“ wurden. Pauken und 
Trompeten waren eben Ausdruck hochfestlicher, vornehmer 
Stimmung; daher z. B. bei Hochzeiten einfacher Leute, beim Bier- 
ausschank auf dem Artushofe u. dgl. zwar Musik gestattet war, 
aber ohne Pauken und Trompeten. Noch Ende des vorigen Jahr- 
hunderts konnten wir gelegentlich zum Orgel- und Posaunenspiel 
an den drei hohen Festtagen diese Kesselpauken dröhnen hören. 


Mit welcher Sorgfalt und Liebe auch kleine, an sich unbe- 
deutende Ausstattungsstücke behandelt wurden, zeigen die alten 
Nummertafeln, die 1756 gestittet wurden. Solche Nummer- 
tafeln wurden nötig, als es feste Sitte geworden war, daß jedes 
Gemeindeglied sein Gesangbuch in die Kirche mitbrachte, was 
durchaus nicht schon in der Reformationszeit geschah (die 
wenigen evangelischen Kirchenlieder, die es damals gab, sang 
die Gemeinde auswendig; Gesangbücher hatte nur der Kantor 
und der Sängerchor). In Thorn hören wir zum ersten Mal im 
Jahre 1719 davon, daß in der (damals evangelischen) Marienkirche 
auf Beschluß des Rats die Nummern der deutschen Lieder auf 
Tafeln geschrieben werden sollten (das erste Thorner Gesangbuch 
erschien im Jahre 1699); auch in der Krcuzkirche werden (1752) 
Nummertafeln erwähnt; in unsrer altstädtischen Kirche 
waren sie von Anfang an im Gebrauch. Sie sind heute leider, 
weil die Nummern für unsre durch zu vieles Lesen kurzsichtig 
gewordene Augen zu klein sind, nicht mehr zu verwenden, hängen 
aber noch an den Seitenemporen. Die gegenwärtig gebrauchten 
Nummertafeln zeigen zwar deutliche, große Ziffern, repräsentieren 
dafür jedoch in ihrer gradezu trostlosen Nüchternheit das Niveau 
des künstlerischen Nihilismus des ausgehenden 19. Jahrhunderts. 


Für den Eindruck des Kircheninnern mitbestimmend waren 
früher noch die (anstatt der jetzigen recht geschmacklosen, mit 
Milchglasglocken „geschmückten‘ Gaskronen) an blau ange- 
strichenen, mit vergoldeten Kugeln geschmückten Seilen hängenden 
vier bronzenen Kronleuchter, die jährlich heruntergelassen, 
sorgfältig gereinigt und dann wieder hochgezogen wurden; sie 
hatten schon die „Kreuzkirche“ geziert; im Jahre 1880 verkaufte 
man sie als wertlos für 1 Mark pro Pfund an einen Berliner Handler. 
Sie waren schöne, mehrarmige Barockgebilde und von früheren 
Gemeindegliedern gestiftet (einer im Jahre der Einweihung, 1756); 
schon deshalb hätte man sie nicht verschleudern sollen, trotzdem 
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man sie nach Einrichtung der Gasbeleuchtung (1878) für Be- 
leuchtungszwecke nicht mehr verwenden konnte. Und von andern 
wurde ihr Wert auch wohl erkannt, denn dem Händler kaufte 
einen von ihnen der damalige Kronprinz (später Kaiser Friedrich) 
ab. Glücklicherweise aber haben wir noch zwei mit Ornamenten 
in durchbrochener Arbeit verzierte, schöne Wandarme, zu 
drei und zwei Lichten, in Messingguß, die einst über der Ratsbank 
und der altstädtischen Schöppenbank in die Pfeiler eingelassen 
waren und jetzt an denselben Pfeilern, jedoch seitlich, zu sehen 
sind, und noch fünf minder stattliche, für je ein Licht, doch auch 
gut gearbeitete, an verschiedenen Stellen der Kirche. Ebenso 
eine große, kunstvolle Laterne aus Messing, einst am Eingang, 
jetzt im nördlichen Turmzimmer. Prachtstücke sind die beiden 
Messingblaker (auch Lichtschilde, Lichtplatten genannt), 
die noch aus der Marienkirche stammen, besonders der von Henricus 
Willer, E. E. Quartieramts Notarius, gestiftete. (Inschrift: Deo 
et justitiae, Hinrich Willer, Anna 1678; Wappen, Blumen, Früchte 
in getriebener Arbeit). Sie sind früher wohl in größerer Zahl vor- 
handen gewesen (in der Danziger Johanniskirche heute noch 
deren 25!) und vermehrten an ihrem Teile den Glanz, den schon 
das viele Gold in der Kirche verbreitete. Ebenfalls schöne, blinkende 
Prunkstücke sind die sechs großen Bronzeleuchter auf 
dem Altar; zwei davon aus dem Jahre 1691 (bezeichnet J AM), 
die beiden größeren (bis zum Lichttellerrande 85 cm hoch!), gemäß 
dem letzten Willen des Predigers der altstädtischen Gemeinde 
in der Marienkirche Gottfried Weiß (+ 1714) von dessen Ange- 
hörigen gestiftet; und noch andere bronzene und silberne Leuchter. 


Von der großen Fülle dr Abendmahlsgeräte, die 
wohl ausnahmslos von Gemeindegliedern gestiftet sind und zum 
Teil noch aus dem Mittelalter stanımen, wollen wir nur einen 
silbervergoldeten, schönen Kelch, Thorner Arbeit, nennen, den 
Bürgermeister Gottfried Rösner im Jahre 1709 geschenkt hat, 
wohl im Andenken an seine das Jahr vorher im Alter von 40 Jahren 
gestorbene Frau oder (und) als Dank gegen Gott für gnädige 
Bewahrung vor der September bis Dezember 1708 in Thorn grassie- 
renden Pest. 


Nicht grade ein Prachtstück, aber doch beachtenswert wegen 
seiner beruhigenden massiven Festigkeit und seines gegen Diebs- 
gelüste sichernden reichen Eisenbeschlags und kunstvollen, großen 
Schlosses ist ein Opferkasten aus dem Jahre 1674 am nord- 
östlichen Pfeiler; scin Gegenüber ist schlichter. 

An welcher Stelle einst das große Ölbild von 1671 ,, Jesus 
predigt im Schiff“ angebracht war, wissen wir nicht; im Jahre 1883 
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stand es auf dem Orgelchor, stark beschädigt. Bürgermeister 
Bender erbat und erhielt es als Leihgabe fiir das stadtische Museum. 
Nach Erbauung des Turmes wurde es wieder zurückgefordert 
und im nördlichen Turmzimmer aufgehängt, nachdem ein Brom- 
berger Kunstmaler es restauriert hatte. Es ist nicht von künst- 
lerischem wohl aber von ortsgeschichtlichem Wert. Denn der Maler 
läßt den Herrn, anstatt auf dem See Genezareth von einem kleinen 
Fischernachen, auf der Weichsel bei Thorn von einem stattlichen 
Weichselkahn herab predigen; wir sehen die alte Holzbrücke, 
drüben Podgorz und Dibow (rechts von der Ruine des Schlosses 
Dibow ein Kirchlein der abgerissenen Stadt Nessau, in dem damals 
jährlich einmal Ablaß gehalten wurde) am Thorner Ufer den alten 
Krahn und mehrere Kanonen; am Schiffsmast weht die Thorner 
Flagge, die Bemannung besteht aus polnischen Schiffern (tradi- 
tionell wurde in dem deutschen Thorn das Schiffer- und Fischer- 
handwerk von polnischen Leuten ausgeübt); Thorner Bürger 
und Frauen lauschen den Worten Jesu. 

Zum Schluß noch einWort über den farbigenEindruck 
unsres Kircheninnern. Von einem solchen kann man heute kaum 
mehr reden: Das ausschließlich herrschende verblichene Gold. 
und schmutzige Weiß wirkt nüchtern und kalt; einzig durch das 
Fenster hinter dem Altar leuchtet warmes, tiefrotes Licht (seit 
1856). Einst war das wesentlich anders. Ein junger Thorner 
Gelehrter schreibt im Jahre 1783, und mehrere farbige Aquarelle 
eines talentierten Kürschnerburschen vom Jahre 1785 bestätigen 
es, daß in der neuerbauten Kirche Empore und Orgel in Grün 
und Gold gehalten waren, die Kanzel in Schwarz und Gold, der 
Boden der Emporen in Blau; die Altarsäulen waren marmorfarbig 
angestrichen, der Baldachin über ihnen tiefrot; die Wände, Pfeiler 
und Gewölbe weiß, wie heute, die Holzscheiben aber, an die die 
goldenen Sterne des Gewölbes geheftet sind, blau; der Hintergrund 
des Altars, die westliche Kirchenwand, war von oben bis unten 
mit einem üppig barocken, drapierten Vorhang in kräftigem Blau 
und Rot bemalt (von Hoffers 1761; damals wurde auch der untere 
Teil dieser Mauer, weil von Salpeter zerfressen, mit einem Hiolz- 
paneel verkleidet, das man blau und rot anstrich). Ein ähnlich 
gemalter Vorhang am Kanzel-Pfeiler. Also: Außer dem Gold 
noch Farben in Fülle, wie sie jene Zeit liebte (auch in den pro- 
testantischen Kirchen liebte, obwohl man in ihnen durchweg die 
Gewölbe im Gegensatz zu den katholischen Barockkirchen ohne 
den Schmuck der Malerei ließ) und wie sie die ganze Vorzeit geliebt 
hat. Erst unter der Einwirkung des nach dem Rokoko aufkommen- 
den Klassizismus wurden allmählich die Menschen farbenblind 
und glaubten alles „klassisch‘‘ weiß übertünchen zu müssen, damit 
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nur ja keine ‚‚bäurischen‘‘ fröhliche Farbe den gelauterten ‚reinen‘ 
Geschmack störe. Das geschah in unserer altstädtischen Kirche 
im Jahre 1821. Doch schon 1783 ärgerten die Farben den erwähnten 
Thorner Gelehrten. Und das ist sehr lehrreich. Es erinnert uns 
daran, daß unsre Kirche in einer Zeit erbaut wurde, die einen 
ganz wichtigen Wendepunkt in der Geschichte der Kunst markiert. 
Noch einmal schickte sich der immer ruhiger, simpler, nüchterner 
gewordene Barock an, die Welt von neuem für Glanz und Farbe, 
fürsprudelndes Leben und launischen Oberschwang, ja, fürschranken- 
lose Ausgelassenheit wenigstens in der Innendekoration zu be- 
geistern, eben in seiner letzten Phase, dem Rokoko. Man denke 
an Sanssouci. Wie ein Rausch kam es über die Menschen jener 
Zeit. Um 1750 drang das Rokoko nach Ostdeutschland vor. Thorns 
altstädtische Kirche vom Jahre 1756 war also hochmodern. Allein 
das Rokoko war nur von sehr kurzer Dauer: Rausch verfliegt 
bald. Als unsre Kirche eingeweiht wurde, standen schon die Füße 
derer, dieden neuen Stilbegraben wollten, vorder Tür. Im Jahre 1750 
war der Großmeister der Barockmusik, Joh. Seb. Bach, gestorben, 
im Jahre 1753 der Großmeister der Barockbaukunst, Balthasar 
Neumann. Zwei Jahre später erschien Winckelmanns Erstlings- 
schrift, die den Deutschen zurief: „Eure Kunst ist verdorben 
und falsch“, und neun Jahre darauf seine Kunstgeschichte, die 
der europäischen Menschheit den Weg nach Griechenland wies. 
Er und seine Mitstreiter, Lessing, Goethe u. a. begruben das Rokoko 
und waren die Herolde einer neuen Kunst, richtiger einer alten, 
der antiken, deren Auferstehung sie verkündigten. Alle Kunst 
hatte sich fortan vor dem Richterstuhl der griechischen Kunst, 
wie die Zeit sie verstand, als echt auszuweisen. Und da man 
sich die griechischen Kunstwerke unfarbig dachte, so ward fortan 
die Farbenfreudigkeit verbannt. Schon 1783 „beleidigte sie‘ 
in unsrer Kirche „das Auge des Kenners‘‘, des nach seiner Meinung 
hochmodernen jungen Thorner Gelehrten. 


Es ist ein Ziel, aufs innigste zu wünschen, daß unsre Kirche 
an ihrem 175. Jubeltage (1931) wieder in ihrem alten Farben- 
schmuck die Gemeinde erfreuen möchte. 


In solche farbige Kirche gehörten denn auch farbige Altar- 
und Kanzelbekleidungen. Unsre Gemeinde besaß sie 
in überaus großer Zahl. Sog. Vorstecktücher, Decken aus Damast- 
Seide, Samt, Moiré in roter, weißer, dunkel- und lichtblauer, 
grauer, grüner, violetter, schwarzer Farbe, mit goldenen Fransen, 
oder golddurchwirkt, einfarbig oder mit bunten Blumen oder 
silberpenähtem Kruzifix geschmückt, mit Spitzen versehen; das 
Inventar von 1793 zählt nicht weniger als 52 Stücke auf! 
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Ob auch die Geistlichen in den ersten Zeiten der neuen Kirche 
in farbiger Amtskleidung am Altare fungierten? Vielleicht! Denn 
es werden im Jahre 1793, noch aus den Beständen der Marien- 
kirchenzeit, als Besitz der Gemeinde sechs Meßgewänder von 
rotem Tuch, von Seide und von Leinwand aufgezählt, und wir 
wissen, daß in weiten Gebieten Deutschlands lange Zeit hindurch 
die evangelischen Pfarrer die katholische Meßkleidung (die farbige 
Kasel und die weiße Alba) im Gottesdienste getragen, ja sogar, 
wo sie unterdeß schon abgekommen war, aus Opposition gegen 
den Kalvinismus wieder eingeführt haben (in Berlin 1740, in Alt- 
preußen, Schlesien u. a.). Sicher ist, daß unsre Geistlichen in 
dem weißen Chorhemde bis lange ins 19. Jahrhundert hinein 
amtierten, denn noch im Jahre 1832 wurden für den damaligen 
Prediger zwölf Ellen weißer Cambray und vier Ellen Tüllspitzen 
„zu einem Chorhemde“ angeschafft (auch den schwarzen Chorrock, 
den Talar, der sich aus der Schaube, dem Doktorrock der Refor- 
mationszeit, entwickelt hat, stellt die Gemeinde). 


Die altstädtische Kirche in Thorn ist kein Bauwerk, das an 
Alter, Größe, architektonischem Wert oder Berühmtheit andre 
Kirchen weit und breit überragt, obwohl sie die älteste von Anfang 
an protestantische Kirche des Abtrennungsgebietes und von statt- 
lichem Ausmaße ist; keine Kirche, die',,man unbedingt gesehen 
haben muß‘, wenn man im alten Deutschordenslande gewesen ist. 
Und doch ist sie es wert, daß man sie aufmerksam betrachtet 
und dem lauscht, wovon ihre Steine reden. 


Sie reden von der schwersten Zeit, die der Protestantismus 
in Polen zu überstehen hatte, einer Zeit voll Blut und Tränen; 
von der Zähigkeit und dem Opferwillen der verarmten Thorner 
Gemeinde, in der Obrigkeit und Untertanen, Hoch und 
Niedrig über ein Jahrzehnt lang nicht müde wurden, zu bitten 
und zu drängen, zu wägen und zu wagen, zu sammeln und 
immer wieder zu sammeln, daß die Kirche gebaut und die 
Bauschuld getilgt werden konnte; von der evangelischen 
Bruderliebe, die aus dem ganzen protestantischen Europa hilfreiche 
Hände ausstreckte, um das Werk zu ermöglichen; von der Eigenart, 
dem Reichtum und der Fülle des kirchlichen Lebens in noch fest- 
gefügten, altgewohnten Ordnungen und von der neuen Zeit, die 
gerade damals auch im kirchlichen Leben heraufdammerte; von 
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einem wichtigen Wendepunkte der deutschen Baugeschichte, 
da der letzte alte, groBe Kunststil, der Barock, versank. Georg 
Dehio sagte dartiber in seiner klassischen ,,Geschichte der deutschen 
Kunst“ (111. 413): „Als der romanische Stil zu sein aufhörte, 
sprang aus seiner letzten Hülle der gotische hervor; als der gotische 
zu Ende ging, wartete schon vor der Tür jenes Neue, das wir Spät- 
gotik nennen; und aus der Mischung desselben nit der Renaissance 
entwickelte sich der Barock — als aber der Barock zusammen- 
brach, entwickelte sich aus ihm nichts mehr. Klassizismus und 
Romantik in ihrem Nebeneinander bedeuten nur die Unfähigkeit 
der Zeit, ihr Wesen und ihre Sehnsucht zu einem Stil zu verdichten. 
Keine Täuschung ist darüber möglich: Von 1770 ab bis auf den 
heutigen Tag hat die bildende Kunst nur sehr unvollkommen 
das Neue, das die Zeit in sich fühlte, zum Ausdruck gebracht.‘ 
Wir können hinzusetzen: Das gilt ganz besonders vom protestan- 
tischen Kirchenbau. Die Zeit fühlte schon lange, daß das Neue 
des protestantischen Gottesdienstes eine neue Lösung des Kirchen- 
bauproblems erfordere und experimentierte in der mannigfachsten 
Art herum, ohne doch eine klare Lösung zu finder. Es blieb in 
den meisten Fällen bei unbefriedigenden Kompromissen, wobei 
wesentliche Elemente zu kurz kamen. Entweder fand der ein- 
heitliche Organismus der Gemeinde und ihre Bedeutung im pro- 
testantischen Gottesdienst durch eine entsprechende Plange- 
staltung und konzentrische Anordnung von Gestühl und Emporen 
entschiedenen Ausdruck (wie die Kreuzkirche in Posen in geradezu 
idealer Weise die Gemeinde zusammenfaßt), dann entstanden 
Gebilde, die Auditorien oder vornehmen Konzerträumen glichen 
(so die eben erwähnte, wundervoll wiederhergestellte Kreuzkirche, 
die eben das spezifisch Sakrale einer Anbetungsstätte vermissen 
läßt), oder das sakrale Moment drückte dem Raum den Stempel 
auf, dann kam die Gemeinde als solche zu kurz, und es entstanden 
Kirchen mittelalterlicher Planung. Zu dieser Gattung gehört 
unsere altstädtische Kirche: Sie schaut in ihrer Planung und im 
äußern Aufbau wesentlich in die Vergangenheit, nur die reiche, 
glänzende Rokokoausschmückung des Innern, seltsam mit dem 
überschlichten Äußern kontrastierend, war damals hochmodern: 
auch darin ein bezeichnendes Dokument ihrer Zeit; doch trotz 
empfindlicher Mängel von entschieden sakralem Charakter. 

Und sie ist die einzige protestantische Kirche dieses kunst- 
geschichtlichen Zeitabschnittes in unsrer Heimat; nur eine katho- 
lische Kirche (die des Reformatenklosters in Straßburg, charak- 
teristisch von der unsern verschieden, weil für den katholischen 
Kultus eines armen Mönchsordens gebaut) und ein paar Profan- 
bauten stammen aus derselben Zeit. 
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Darum: wer nach Thorn kommt, möge nicht nur das ganz 
alte Thorn, nicht nur die drei alten, aus dem Mittelalter stammenden 
Gotteshauser studieren, die einst alle protestantisch waren und 
jetzt alle wieder katholisch sind, sondern auch unsre altstadtische 
Kirche eines Besuches würdigen, die mit jenen nicht verglichen 
werden darf, aber doch als ein Werk sui generis ihren besonderen 
Wert hat und in ihrem hellen Kleide, mit ihrem schlanken, schönen, 
hohen Turm den älteren, ehrwürdigen Schwestern nicht unwürdig 
an die Seite getreten ist. 


Neue Forschungen über J. B, Quadro. 
Von Arthur Kronthal. 


Im Mai 1908 reichte Professor Littmann, namens seiner Firma 
Heilmann & Littmann in München, die Entwürfe und Kosten- 
anschlage für das neue Stadttheater in Posen ein, das — bei rd. 
60 000 Kubikmeter umbauten Raums — einen Kostenaufwand 
von über zwei Millionen Mark verursachte. Nach Prüfung der 
Pläne wurde der Münchner Firma der Auftrag erteilt. Unmittelbar 
darauf begannen nicht nur die Bauarbeiten selbst, sondern es trafen 
auch schon die Werkstücke für die Fassade, die Eisenkon- 
struktionen, die Fußbodenbeläge und die sonstigen Materialien 
und Zutaten an der Baustelle ein. Im späteren Verlauf der Arbeiten 
brauchte daher kein Handwerker auf den andern oder auf einen 
säumigen Lieferanten zu warten. Eine weitere Folge war, daß der 
umfangreiche und kostspielige Theaterbau so schnell fertig wurde, 
daß die Spielproben bereits im August 1910 beginnen, und die 
feierliche Eröffnungs-Vorstellung am 30. September 1910 statt- 
finden konnte. 

Hatten wir Posner damals über den ungewöhnlich schnellen 
Fortschritt der Arbeiten nicht minder gestaunt, als über die vor- 
sorgliche sofortige Bereitstellung der Baustoffe und Zutaten, so 
erfuhren wir drei Jahre später aus der Festschrift Warschauers, 
die zur Einweihung des wiederhergestellten Rathauses er- 
schien, dass Posner Baumeister auch schon in früheren Jahrhunderten 
die gleiche Vorsorge gekannt und angewendet hatten. 

Diese Festschrift: ‚Der Posener Stadtbaumeister Johannes 
Baptista Quadro. Ein Künstlerleben aus der Renaissancezeit‘‘ 
(Posen 1913) schilderte u. a., wie der große Brand in Posen vom 
Jahre 1536 auch die Fundamente des Rathaus-Turms nicht 
verschonte. Der Turm, der nur im Osten und Süden an den dort 
vorgelagerten Bauwerken eine Stütze fand, neigte sich daher nach 
der freien Westseite und drohte, nach dorthin einzustürzen. 

Um ihn zu sichern, ließ der Rat der Stadt Maurer aus Breslau 
kommen und später noch einen Baumeister aus Görlitz. 

Die von ihnen angestellten Versuche erwiesen sich aber als 
ebenso erfolglos wie eine nach Oels zur Besichtigung des dortigen 
Turms unternommene Reise des Stadtbaumeisters Zimmermann. 
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Im Januar 1550 wurde Zimmermann deshalb nochmals auf 
die Reise geschickt, und zwar diesmal nach Breslau, um mit dem 
dortigen Stadtbaumeister Lorenz Günther zu beraten und ihn 
erforderlichenfalls nach Posen mitzubringen. Günther kam auch 
daraufhin nach Posen und kehrte erst am 9. Februar 1550 wieder 

nach seinem Heimatort zurück. 


Über das, was er während seines Posener Aufenthalts geleistet 
hat, gibt keine Urkunde Auskunft. Wir wissen von ihm nur, daß 
er cin anerkannt tüchtiger Fachmann war und zu den, damals in 
Brieg tätigen, italienischen Baukünstlern in Beziehungen ge- 
standen hatte. 


Diese Italiener gehörten zu jenen wandernden Baukiinstlern, 
die während der Regierung des polnischen Königs Sigismund |. 
von seiner Gemahlin (der aus dem mailändischen Hause 
Sforza stammenden, kunstsinnigen Prinzessin Bona Sforza) im 
ersten Drittel des 16. Jahrhunderts nach Krakau gezogen worden 
waren. Bald danach traten die Italiener auch in Schlesien auf, 
wo sie in den 1540er Jahren das Schloß für den Herzog Georg 
von Brieg erbauten und das durch einen Brand zerstörte Rathaus 
wiederherstellten. 


Die Mehrheit in der Künstlerkolonie stammte aus Lugano, 
so z. B. Bernhard Niuron und sein Bruder Peter Niuron, der später 
in Berlin den nach der Spreeseite gelegenen Teil des Schlosses und 
das Schloß in Dessau erbaute. 


Zu den aus Lugano ausgewanderten Baukünstlern gehörte 
auch Johann Baptist Quadro, der zu Beginn des Jahres 1550 
mit seinen drei Brüdern und andern italienischen Gehilfen nach 
Posen kam, nachdem sie alle — wie Warschauer berichtet — vor- 
her in Meißen und Großenhain gearbeitet hatten.!) 


Aus den Verhandlungen, die nun die Stadtgemeinde Posen 
mit Quadro führte, ist mit größter Wahrscheinlichkeit anzunehmen, 
daß er es war, der als erster für die Sorge, die die Posner 
bedrückte, einen ebenso vorzüglichen wie verblüffend einfachen 
Ausweg fand: jene „Patentlösung‘‘, wonach vor die freistehende 
Westseite des Turms ein mehrgeschossiger Neubau errichtet 
werden sollte, um durch ihn den nach dorthin geneigten Turm 
zu stützen. 


1) Wir wollen — unabhängig davon, zu welchem Lande 
damals Lugano staatsrechtlich gehörte — diese Künstler, so- 
weit wir sie nicht ‚„Luganesen“ nennen, ihrer Sprache und 
Volkszugehörigkeit wegen, im folgenden stets als 
„Italiener“ bezeichnen. 
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Der Neubau sollte die Breite des vorhandenen alten Rat- 
hauses und eine Länge von 12 Ellen erhalten und damit zugleich 
das für die nächste Zukunft ohnehin voraussichtlich zu erwartende 
Bedürfnis nach einer Erweiterung der städtischen Verwaltungs- 
räume befriedigen. 

Für die Ausführung dieses Plans legte Quadro dem Rat der 
Stadt Posen einen genauen Entwurf und eine Kostenberechnung 
vor. Beide fanden die Billigung des Rats, der infolgedessen durch 
einen Vertrag vom 3. März 1550 dem Luganesen den Bauauftrag 
erteilte. 

Schon wenige Tage darauf fuhr Quadro mit Empfehlungs- 
schreiben des Rats vom 6. März nach Löwenberg in Schlesien. 
Mit dem gleichen vorsorglichen Weitblick, den wir 314 Jahrhunderte 
später bei dem Theaterbauer Littmann rülımend beobachteten, 
erwarb also auch Quadro, während oder kurz bevor in Posen mit 
den ersten Spatenstichen für den Neubau begonnen wurde, bei 
dem Eigentümer der Löwenberger Sandsteinbrüche die erst viel 
später erforderlichen Werkstücke zur Einfassung der Fenster. 

Er konnte diese Beschaffung schon damals, vor dem Beginn 
des Baus, vornehmen, da in seinem Entwurf alle Einzelheiten 
des Baus vorgesehen waren: Nicht nur „jede Zwischenwand und 
Deckenwölbung, jede Abortanlage und jedes Fundament für die 
Öfen“ usw., sondern natürlich auch die Stärke der Mauern, die 
Größe und Zahl der Türen und Fenster, sowie die Form ihrer 
Umfassungen. 

So sollten die gotischen Spitzbogen der Fensteröffnungen 
vom alten Rathause sich bei dem Neubau nicht wiederholen. Viel- 
mehr war vertraglich genehmigt, daß alle Fenster einen „graden‘‘ 
(d. h. wagerechten) obern Abschluß erhalten. Dieser Wechsel des 
Stils entsprach nicht nur dem Formgefühl des in der Renaissance- 
zeit aufgewachsenen italienischen Bauktinstlers. Er verbilligte 
zugleich die Kosten und vereinfachte die Größenberechnung und 
Lieferbarkeit der Werkstücke, die Quadro demnach schon Anfang 
März zum Transport nach Posen in Löwenberg kaufen konnte. 

Die Folge dieser und andrer vorsorglicher Maßnahmen war, 
daß der Neubau nur ebensoviel Zeit wie das spätere Littmannsche 
Theater in Anspruch nahm und schon im Jahre 1552 fertiggestellt 
wurde.?) 


2) Das bezieht sich natürlich nur auf den im Jahre 1550 in 
Auftrag gegebenen westlichen Anbau — Für die großen 
inneren und äußeren Um- und Neubauten am östlichen Rathause 
hatte Quadro ja erst nach 1552 dem Rat der Stadt seine Entwürfe 
vorgelegt. 


w 
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Den Bauauftrag hatte, wie wir geschen haben, der Rat am 
3. Marz erteilt, nachdem der Breslauer Stadtbaumeister Giinther 
im Monat vorher — am 9. Februar 1550 — Posen verlassen hatte. 
Aus der kurzen Aufeinanderfolge dieser beiden Daten glaubte 
Warschauer folgern zu dürfen, daß Quadro ‚nur wenige Tage 
gebraucht haben kann, um seinen Plan zu entwerfen“. 

Dieser Folgerung haben wir Posner schon beim Erscheinen 
der Festschrift nicht beipflichten können: Ein überzeugender 
Grund dafür, daß Quadro, obwohl er sich schon seit Anfang des 
Jahres in Posen aufhielt, mit der Ausarbeitung seines Entwurfs 
erst nach der Abreise Günthers begonnen haben sollte, schien 
uns nicht erbracht zu sein. 

Andrerseits bedurfte die Herstellung des Plans auch keines 
großen Zeitaufwands. Denn — wenn man von der genialen Lösung 
absieht, den Turm durch. Einbettung zwischen hohen Gebäuden 
zu sichern — blieb zur Bearbeitung im Architektur-Büro doch 
nur ein verhältnismäßig wenig gegliederter würfelförmiger Anbau 
mit einfachem Grundriß übrig. Um aber ein so bescheidnes Bau- 
werk zu entwerfen und zu veranschlagen, reichten für den tüchtigen 
und fleißigen Quadro die sieben oder acht Wochen vom Beginn 
des Jahres bis Anfang März aus. 

Vielleicht stand ihm hierfür sogar ein noch größerer Zeitraum 
zur Verfügung. Denn Warschauer weist ja darauf hin, daß der 
regierende Bürgermeister Albert Joseph in einem Rechtshandel 
den Luganesen schon wenige Monate, nachdem dieser in Posen 
eingewandeit war, zu seinem Bevollmächtigten ernannt habe, 
und eine derartige „ungewöhnliche Ehrenbezeugung des ange- 
sehensten Posner Patriziers gegen den Landfremden auf persön- 
liche, vielleicht schon lange bestehende Beziehungen schließen 
lasse“. — 

Mit der schnellen Beschaffung der Werkstücke aus Löwenberg 
und der Zeit, die Quadro für seine Entwurfsarbeiten gebraucht 
hat, beschäftigt sich jetzt in Heft 7 der Zeitschrift ,,Denkmal- 
pflege und Heimatschutz‘“ (Jahrg. 1928) auch Regierungs- und 
Baurat A. Hertzog- Liegnitz. 

Die von ihm zitierte Schrift Warschauers, von deren ,,Dar- 
stellung der Vorgänge bei der Auftragserteilung für den Bau des 
Rathauses‘ er sagt, daß „deren Richtigkeit angezweifelt werden 
muß“, hat er aber scheinbar nur flüchtig durchgesehen. Sonst 
hätte er das umfangreiche Material, das Warschauer zusammen- 
getragen hat, nicht als ‚spärlich‘ bezeichnen und aus der Schrift 
entnehmen können, daß es sich in Posen um ein „baufälliges R a t- 
haus‘ gehandelt habe, während dies Haus im Jahre 1550 doch 
tatsächlich gar keiner Wiederherstellung mehr bedurfte, und es 
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damals nur darauf ankam, den nach Westen freistehenden Turm 
zu sichern. Aus diesem Irrtum Hertzogs entwickeln sich dann weitere. 

Ferner kann Quadro nicht am 5. März abgereist sein, wenn 
das ihm mitgegebene Empfehlungsschreiben der Stadt erst am 
6. März ausgefertigt wurde. 

Nach der Auffassung Hertzogs ist Quadro mit seinen Gehilfen 
nicht von Meißen und Großenhain nach Posen gekommen, 
sondern von Haynau. In dieser schlesischen Stadt habe er das 
S chlo 8B erbaut, dessen Ausführung ihn in Posenempfohlen, 
und durch dessen Bau er die Sandsteinbrüche in Löw en- 
berg kennen gelernt habe. Und schließlich hätte dem Breslauer 
Stadtbaumeister Günther in Posen nur die Aufgabe obgelegen, 
die Entwürfe Quadros gutachtlich zu prüfen. 

Wenn man sich schon einmal — wie es hier von Hertzog 
geschieht — vom festen Boden der dokumentarischen Belege auf 
das Gebiet der schwebenden Vermutungen begibt, dann könnte 
man eigentlich ebensogut annehmen, daß die italienischen Künstler 
auf ihren Wanderfahrten nach Großpolen gekommen sind, ohne 
vorher in Schlesien gearbeitet zu haben. 

Auch gibt es keinen zureichenden Grund für die Angabe 
Hertzogs, daß es gerade die Italiener gewesen sein sollen, von denen 
die Posner Stadtgemeinde zuerst auf den Löwenberger Sandstein 
hingewiesen wurde. Vielmehr könnten umgekehrt die Posner, 
die wahrscheinlich über den Sandstein, seinen Preis und seine 
Transpcrtkosten bis zur Baustelle längst vorher unterrichtet waren, 
ihn aus diesen Erfahrungen heraus dem Italiener empfohlen 
haben. 

Denn bei den vielfachen alten Beziehungen, die zwischen 
Posen und den schlesischen Städten sowie den schlesischen Bau- 
meistern bestanden, liegt doch auch die Vermutung näher, daß 
die Posner Stadtgemeinde nicht erst durch zugewanderte 
Italiener auf diesen Werkstein aufmerksam gemacht zu werden 
brauchte. 

Dann aber erscheint es auch wahrscheinlicher, daß bei dem 
Neubau gerade deshalb Löwenberger Sandstein genommen wurde, 
weil schon die alten Fenstereinfassungen aus diesem Werkstein 
bestanden, und die Fronten des Neubaus im Aussehen und der 
Beschaffenheit der Fenstereinfassungen nicht von denen des alten 
Rathauses abweichen sollten. 

Ziemlich einleuchtend klingt dagegen, an sich betrachtet, die 
letzte Behauptung Hertzogs über die Tätigkeit Günthers in Posen. 
Freilich hat er dafür keinerlei Beweise beigebracht. Und doch 
hätte er leicht Stützpunkte in der einschlägigen Literatur finden 
können. ’ 
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So u. a. in Lutschs ,,Verzeichnis der Kunstdenkmaler der 
Prov. Schlesien“ (Breslau 1886 u. f.). Denn dort wird berichtet, 
daß Günther, der die Arbeiten der Italiener schon durch Breslauer 
Bauten kannte, auch bereits beratender Sachverständiger für 
Arbeiten italienischer Künstler in Brieg gewesen war. 

Lutsch sagt darüber: ,,Nach 1543 traten in Breslau 

. und seit 1547 in Brieg eine Reihe von Namen ,,welscher 
Meurer‘ auf. Während wir aber in Breslau von ihnen nur 
das inzwischen abgebrochene Ohlauer Tor kennen, stammen 
die hauptsächlichen öffentlichen Bauten in Brieg să m t- 
lich von Italienern, als deren Haupt Jacob Baar aus 
Mailand und sein (bereits vorher genannter) Schwiegersohn 
Bernhard Niuron aus Lugano gelten können. Bernhard 
war ein Bruder Peter Niurons, der später ebenfalls in 
Brieg ansässig war. 

(Ein umfangreiches Verzeichnis der Literatur über die 
wandernde italienische Künstlerkolonie gibt Lutsch ın 
Band II, S. 299). 

An einer anderen Stelle desselben Werkes heißt es 
bei Lutsch: ‚In großartigem Maßstabe betrieb Herzog 
Georg II. den Bau (des Schlosses in Brieg) durch italienische 
Künstler. Seit 1547 wird Jacob Baar in Brieg als Schloß- 
baumeister genannt. Im Jahre 1548 trat er, als wegen 
unzulänglicher Grundlegung ein teilweiser Abbruch von 
Mauern und Kellerräumen notwendig wurde, mit dem 
Stadtbaumeister von Breslau, Lorenz Günther, zu 
einer Beratung zusammen. 


Die Möglichkeit, daß Günther später auch in Posen in 
der gleichen beratenden Eigenschaft, wie vorher in Brieg, 
tätig war, findet in diesen Worten Lutschs eine auf Tatsachen be- 
ruhende Unterstützung. 


Es fragt sich dabei nur, ob auch der Gedanke, den Turm 
durch einen Anbau zu stützen, von Günther ausgegangen ist, 
und den Italienern nur de Ausführung des Baus nach ihren 
eignen architektonischen Entwürfen übertragen wurde. Für diese 
Annahme könnte vielleicht der Dankbrief sprechen, den der Rat 
der Stadt Posen dem Breslauer Stadtbaumeister bei seiner Abreise 
mitgegeben hat (Warschauer S. 2). 


Die größere Wahrscheinlichkeit kommt aber der zweiten An- 
nahme zu, daß auch der ursprüngliche Gedanke der Stützung des 
Turms von Quadro herrührte. In diesem Falle wäre Günther 
durch den Posner Stadtbaumeister Zimmermann zunächst in 
Breslau um die gutachtliche Priifung dieses Plans gebeten 
worden. Da er aber hierzu eine Ortsbesichtigung ftir erforderlich 
hielt, ware er zu diesem Zwecke nach Posen gekommen, wo er 
den Gedanken Quadros gutgeheiBen und ihn dem Rat der Stadt 
zur Annahme empfohlen hat. 
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Teilansicht des früheren Haupteingangs vom Piastenschloß in Haynau. 


Für die freundliche Genehmigung 
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Eingang zum Eckhause Burgstraße und Ring in Haynau. 
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Jedenfalls füllt die Kombination Hertzogs wieder eine der 
Lücken in unsern Vermutungen darüber aus, welche speziellen 
Aufgaben wohl die Stadt Posen dem Breslauer Stadtbaumeister 
Günther zugewiesen haben könnte. — 

Eine weit weniger wahrscheinlich klingende Kombination ist 
dagegen die Annahme Hertzogs, daß auch der Bau des Schlosses 
inHaynau in Schlesien und des Eckhauses Ring-Burgstraße in 
derselben Stadt auf Quadro und seine Gehülfen zurückzuführen seien. 

Aus der Chronik der Stadt Haynau wissen wir, daß die Burg 
(— wie früher das Schloß genannt wurde —), nachdem sie 1428 von 
den Hussiten erobert und 1503 abgebrannt, und ihr Turm 1510 ein- 
gestürzt war, im Jahre 1546 völlig neu erbaut worden ist. 

Auch diesem Neubau war aber keine rechte Dauer beschieden. 
Er verfiel während des dreißigjährigen Krieges und brannte 1661 
völlig nieder. Das gleiche Schicksal hatten die dafür neu errichteten 
Ersatzbauten, die Ende des 17. Jahrhunderts und 1762 durch 
Feuer zerstört wurden. Was wir jetzt noch in Haynau sehen, ist 
nur die teilweise Wiederherstellung eines neuen Gebäudes, das 
zuletzt als Amtsgericht benutzt wurde und nun einem städtischen 
Altertums- und Heimat-Museum als Unterkunft dienen soll. 

Die allein übrig gebliebenen wenigen Reste des Schlosses vom 
Jahre 1546 wurden bei dem letzten Bau wiederverwendet. Es 
sind dies die Skulpturen am Erdgeschoß: Ein (jetzt zugemauertes) 
Rundbogen-Portal, flankiert von zwei Fenstern, deren Sohlbank 
nicht mehr vorhanden ist. Die Pilaster, die die Fenster seitlich 
einrahmen, tragen ein schweres dreiteiliges Gebälk. Das Mittel- 
stück zeigt die Wappen und Porträts des Herzogspaares, die andern 
Felder weisen, ebenso wie die Füllungen der Pilaster, reichen 
ornamentalen Schmuck auf. Alle weiteren Einzelheiten ergeben 
die beigefügten Abbildungen. 

Irgendeinen schlüssigen Beweis dafür, daß diese Skulpturreste, 
und überhaupt der ganze inzwischen längst verschwundene Schloß- 
bau des Jahres 1546, von dem Erbauer unsers Posner Rathauses 
herrühren, sucht man bei Hertzog vergeblich. Ein gleiches gilt 
von dem Wohnhause an der Ecke der Burgstraße. 

Hertzog meint zwar, daß der Nachweis sich durch die Stein- 
metz-Zeichen der Gehilfen führen ließ. Er bringt aber 
weder eine Abbildung von ihnen, noch eine Angabe darüber, ob 
derartige Zeichen überhaupt in Haynau vorhanden, und wie sie 
beschaffen sind. 

Außerdem soll sich, wie Hertzog behauptet, der „Nachweis 
auch noch durch eine Stilvergleichung der Posner Bild- 
hauerarbeiten sicherstellen lassen, vor allem bei dem Ranken- 
werk der Pilasterfiillungen und dem sonstigen Beiwerk“. 
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Daß eine derartige ,,Vergleichung’ eine Ähnlichkeit ergibt, 
ist nicht zu bestreiten. Das tertium comparationis ist aber weniger 
in der Art des Gesamtentwurfs und seiner Einzelheiten oder ihrer 
Ausführung zu finden, als vielmehr in der Formensprache der 
Renaissance überhaupt, Innerhalb des weit ausgedehnten Gesamt- 
begriffs der Renaissance gibt es doch aber zeitliche und nationale 
Unterscheidungen, die auch in dem plastischen Schmuck 
der hier einander gegenübergestellten Bauwerke in Posen und. 
Haynau zum Ausdruck kommen. 

So hebt Kohte in seinem ‚Verzeichnis der Kunstdenkmäler 
der Prov. Posen“ (Posen 1898) hervor, daß, von wenigen anderen 
Bauten abgesehen, ‚wohl kein Innenraum so treu den Charakter 
der italienischen Hochrenaissance trägt, wie der (von 
Quadro stammende) große Saal des Posener Rathauses“. Und 
von der Quadroschen Ostfront des Posner Hauses heißt es, daß 
sie „eine Nachbildung der Bogenhallen der Palasthöfe Ober- 
italiens aus der Blütezeit der Renaissance ist“. 

Von der Bildhauerarbeit des Schlosses in Haynau dagegen 
erkennt zwar Lutsch an, daß ,,die kleine Gruppe bei aller S t u m p f- 
heit des Einzelnen von einer gewissen Monumentalitat ist‘. 
Er fügt aber hinzu, daß ,,die von den Pilastern umrahmten Flächen 
das breite Verhältnis zeigen, das der Deutsch- Renaissance 
eigen ist“. Ihre Herstellung durch die Posner italienischen 
Baukünstler schließt er aber auch durch seine anderweitige Bemer- 
kung aus, in der er die Skulpturen in Haynau als Arbeit der 
deutschen Früh- Renaissance bezeichnet. 

Unter den Urteilen der sachverständigsten Kenner darf natür- 
lich auch nicht das ‚Handbuch der deutschen Kunstdenkmäler“‘ 
von Dehio (Berlin 1922) fehlen, das jetzt von Kohte herausgegeben 
wird. Dort heißt es von dem Portal des Schlosses und dem Wohn- 
hause am Ring in Haynau, daß die Schöpfer der Steinarchitektur 
„die italienischen Vorbilder noch recht schlecht ver- 
standen haben‘. 

Wenn wir überhaupt einen Vergleich ziehen wollen, so kämen 
— gegenüber den derben Formen von Haynau — in der Stadt 
Posen, außer dem (aus derselben Zeit stammenden) Görka-Hause 
in der Wasserstraße (der jetzigen ulica Wodna), allenfalls die Stein- 
metzarbeiten des abgebrochenen Stadtwage-Gebäudes in Betracht, 
dessen Kamin sich in dem Dienstzimmer des Stadtpräsidenten im 
Rathause befindet.?) Von diesen Skulpturen aber vermutet Kohte, 
daß sie von „schlesischen Bauleuten‘ herrühren. 

3) J. Kohte: ‚Verzeichnis der Kunstdenkmäler der Provinz 


Posen.“ Berlin, 1896 (Seite 36) urd A. Kronthal: ,,Das Rathaus in 
Posen‘, Posen, 1914 (Seite 30, 36 und 37). 
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Eine genauere Betrachtung der Arbeiten in Haynau zeigt ja 
auch den fiir die deutschen Handwerker jener Zeit kennzeichnenden 
Wechsel in der Dekoration: Jede Pilaster-Füllung mit ihren Blatt- 
ranken, Vasen und phantastischen Tier- und Menschenköpfen 
weicht von der andern ab. Die Kapitelle sind untereinander ver- 
schieden. Ebenso die Füllungen des Frieses usw. Überall sehen 
wir bewegte Unregelmäßigkeit, eine, von dem Zwang des italienischen 
Renaissance-Klassizismus freie, wenn auch etwas unbeholfne, 
biedre Handwerksarbeit. 


Bei dem Rathaus in Posen haben wir es dagegen mit der 
Schöpfung eines in der Formensprache der italienischen Hoch- 
renaissance herangebildeten Künstlers zu tun, der in der Aus- 
führung des ornamentalen Schmucks sich streng an die akademische 
Lehre der Symmetrie und die antikisch italienischen Motive hält, 
wie wir sie in Sebastian Serlios ,,Trattato del’ Architectura‘‘ (1537 
bis 1558) in reicher Auswahl finden‘) 


Damit kann wohl die Debatte über den ganz abwegigen, 
jeder tatsächlichen Begründung entbehrenden ‚Nachweis‘‘ Hertzogs, 
daß die Haynauer Bauwerke Schöpfungen des Posner Stadtbau- 
meisters Quadro sind, als endgültig abgeschlossen betrachtet werden. 


Nun hat aber Hertzog in der erwähnten, im preußischen 
Finanzministerium herausgegebenen, deutschen Fachzeitschrift für 
Denkmalpflege zur Begründung seiner Theorie auch noch eine 
andere neue Behauptung aufgestellt. 


Er hält es nämlich, wie bereits erwähnt, für einen Irrtum 
Warschauers, daß die italienischen Künstler vor ihrer Posener 
Zeit in Meißen und Großenhain gearbeitet haben, und Quadro 
noch in Posen einen Prozeß gegen seine früheren Gehilfen in 
Großenhain wegen übler Nachrede geführt hat: Wenn die 
Beklagten — so meint Hertzog — bestreiten, ihren Meister ver- 
leumdet zu haben, ,,neque in civitate Hayn neque quocumque 
locorum in Missina neque in Germania“, so liege hier ein Über- 
setzungsirrtum Warschauers vor, der aus diesem lateinischen Text 
„auf Großenhain geraten‘ habe. 


„Es kann dahingestellt bleiben“ — fährt Hertzog fort — 
„ob Missina hier wirklich Meißen bedeutet, ob es ein Schreibfehler 
ist oder auf mangelnde geographische Kenntnisse bei den Posener 


4) Damit soll nicht etwa gesagt werden, daß Quadro das 
Lehrbuch Serlios auch als Vorlage für den Posener Bau benutzt 
hat. (Vergl. hierzu: A. Kronthal: ‚Sebastian Serlio und das Rat- 
haus in Posen. Historische Monatsblätter für die Prov. Posen- 
XIV. Nr. 11, November 1913.) 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 15. 1929. 5 
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Schöffen und den zugewanderten Luganesen zurückgeht, die 
Niederschlesien zu Meißen rechneten.“ 


Was aber Großenhain betrifft. so behauptet Hertzog — ohne 
auch nur eine einzige Quelle dafür anzuführen — mit einer, jeden 
Widerspruch ausschließenden Bestimmtheit: „Es steht fest, 
daß mit ,civitas Hayn‘ im Mittelalter und der nachfolgenden 
Zeit n i c h t Großenhain in Sachsen, sondern H a y n a u in Nieder- 
schlesien bezeichnet worden ist.‘ 


Mit größerer Berechtigung lieBe sich eigentlich das Gegenteil 
behaupten und sagen: Es steht fest, daß mit civitas Hayn im Mittel- 
alter die Stadt Großenhain, und nicht Haynau, bezeichnet 
worden ist; ebenso wie Missina zweifellos ‚Meißen‘‘ bedeutet. 
Denn das wissenschaftlich bedeutsamste ,,Historisch-geographische 
Wörterbuch des deutschen Mittelalters‘‘ von Oesterley (Gotha 1883) 
gibt als die alleinige mittelalterliche Bezeichnung für 
Großenhain: „Hain“ (1312 und 1314) an und für Haynau: 
„Hainovia‘‘ (1294), „Hanovia“ (1350, 1427), „Haynow‘‘ (1459, 
1488) und ‚„Haynaw‘‘: also vier verschiedene Schreibweisen; keine 
einzige von ihnen aber in der Form „Hayn“. 


- Und doch könnte die Behauptung Hertzogs vielleicht zutreffen. 
Unter dem Stichwort ‚Hain‘ finden wir nämlich bei Oesterley vier 
Städte gleichen Namens: 1. Hain = siehe Großenhain; 2. Hain (bei 
Frankfurt) = Haga (1149); 3. Hain (sächsisch, bei Borna), auch 
„Hayn“ geschrieben, und 4. Hain (unbekannt),auch Hayn, 1488 
in der Ratschronik von Görlitz erwähnt. 


Es ist demnach nicht ohne weiteres völlig ausgeschlossen, 
daß mit der zuletzt erwähnten ‚„unbekannten‘‘ Stadt Hain der 
schlesische Ort Haynau gemeint sein Könnte. 

Schließlich lesen wir auch noch bei Warschauer, daß Quadro 
den Caspar Gosmanster von Hayn mit der Einziehung einer Schuld 
von ,, Johann Hensel von Pilsdorf‘ bevollmächtigt hat. 


Pilsdorf (mit ,,s*‘ in der Mitte) liegt zwar auch in Sachsen, und 
diese Lage bestätigt dadurch aufs neue die Beziehungen zu Meißen 
und Großenhain. Es gibt aber noch ein zweites Pilzdorf. (mit ‚,‚z‘‘) 
im Landkreise Oppeln. 

Sollte daher in der von Warschauer benutzten Urkunde 
ein Schreibfehler vorgelegen haben, und mit dem dort genannten 
Ort nicht Pilsdorf in Sachsen, sondern Pilzdorf in Ober-Schlesien 
gemeint sein, so wäre immerhin der schwache Schimmer einer ent- 
fernten Möglichkeit vorhanden, daß dann auch unter „Hain“ die 
Oesterleysche ‚„unbekannte‘‘ Stadt zu verstehen wäre, unter der 
man sich allenfalls Haynau in Schlesien denken könnte 
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Einer derartigen Kombination wohnt freilich nur eine ganz 
verschwindend geringe Wahrscheinlichkeit inne. Jedenfalls aber 
hat die interessante Anregung, die Hertzogs Aufsatz gibt, die be- 
reits abgeschlossene Tür zum Studium über das Vorleben Giovanni 
Battista Quadros wieder geöffnet und damit den Weg zu neuen 
Forschungen freigemacht. 


Das wäre übrigens auch besonders zeitgemäß, da unserm 
Quadro jetzt von dem Posner Stadtpräsidenten Cyryl Ratajski 
auf dessen eigne Kosten ein Denkmal errichtet wird, das ein 
rühmendes Zeugnis ablegt sowohl von dem historischen Sinn des 
Stadt-Oberhaupts wie von seiner großen persönlichen Opferwillig- 
keit zugunsten der von ihm geleiteten Kommune. 


Das Denkmal ist eine Schöpfung des bekannten Bildhauers 
Wladislaw Marcinkowski. Es wird in Höhe des ersten Stock- 
werks an der Westseite des Alten Markts an dem Eckhause ange- 

cacht, das von der Marktgasse und der Schloßstraße (der heutigen 
ulica Zamkowa und ulica Targowa) begrenzt wird. 


Auf der Stelle dieses Eckhauses, das gegenwärtig die Be- 
zeichnung „Alter Markt 84“ führt, und das jetzt Eigentum des 
Stadtpräsidenten Ratajski ist, stand — wie wir aus den For- 
schungen von Marja Wicherkiewicz wissen®) — einst das 
breite, fast bis zur Nordseite des Markts reichende Wohnhaus, das 
der Posner Stadtbaumeister Quadro für sich und seine junge, aus 
Posen stammende Gattin, die Tochter des Großhändlers Stanislaus 
Schtamet, errichtet hatte. 


Das Denkmal wird etwa 1,80 m hoch werden und in einer mit 
rotem Granit bekleideten Nische das aus Bronze gegossne Stand- 
bild Quadros zeigen. Der italienische Künstler wird in dem jugend- 
lichen Alter dargestellt, in dem er nach Posen kam und dort den 
Auftrag zum Umbau des Rathauses erhielt. 


5) Marja Wicherkiewicz: „Rynek poznański i jego patrvcjat‘“. 
(Poznan 1925.) Seite 145 u. f. Dies Werk der Verfasserin, die 
als bildende Künstlerin auf dem Gebiete der Malerei ebenso Bedeut- 
sames geleistet hat wie als Historikerin auf dem Gebiete der Posner 
Ortsgeschichte, wird bei der Grundsteinlegung für das neue Denkmal 
zweifellos in die dort einzumauernde Kapsel gelegt werden. Es ist 
wohl anzunehmen, daß ein Gleiches auch von der Festschrift unseres 
größten Historikers Adolf Warschauer gilt. Gehört doch zu 
der großen Reihe von Werken, in denen Warschauer uns die Kennt- 
nis der Geschichte der Stadt und der Provinz Posen erschlossen 
hat, auch seine, gerade für den vorliegenden Fall besonders wichtige 
Erforschung der Baugeschichte des Rathauses und des Lebensweges 
des Künstlers, der durch das Denkmal geehrt werden soll. 


5% 
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Schon im September 1928 wurde unter der Standbild-Nische 
die dazu gehörige Inschrifttafel, die gleichfalls aus rotem Granit 
besteht, angebracht: 

Jan Quadro 
twörca ratusza poznanskiego 
mieszkal w tym domu 
od r. 1566 do r. 1581. 


(Johann Quadro, der Schöpfer des Posner Rathauses, wohnte 
in diesem Hause vom Jahre 1566 bis zum Jahre 1581). 

Von den Fenstern dieses Wohnhauses konnte Quadro damals 
sowohl den gotischen Unterbau des Turms sehen, wie auch den 
übrigen alten gotischen Baukern des Rathauses, der noch von 
den deutschen Kolonisten des XIII. Jahrhunderts her- 
rührte: jenen Baukern, an den er selbst den westlichen Anbau, 
auf dem er den Palmettenkranz und die kleinen Ziertürmchen, 
vor dem er im Osten die reizvolle Loggiafront, und in dem er 
u. a. die prächtige Halle des Hauptgeschosses geschaffen hat. 

Die sogenannte ‚„Wiederherstellung‘‘ des Rathauses in den 
Jahren 1910 bis 1913 hat freilich nur die von den deutschen Ko- 
lonisten errichteten Umfassungsmauern des gotischen Baus be- 
stehen lassen, leider aber alles übrige, also grade die gesamte 
künstlerische Schöpfung Quadros, stückchenweise voll- 
ständig niedergerissen, um sie, ebenso stückchenweise, zwar 
in den alten Formen, aber aus ganz neuem Material und mit 
völlig neuem plastischen und sonstigen Schmuck wiederaufzu- 
bauen.®) 

Das Denkmal, das Quadro sich selbst in dem hervorragend 
schönen Rathausumbau gesetzt hatte, ist daher jetzt nicht mehr 
in seiner Ursprünglichkeit vorhanden, sondern nur noch in einer 
Kopie. 

Um so freudiger ist infolgedessen die Tat des rührigen Stadt- 
präsidenten Ratajskizu begrüßen, der dem italienischen Stadt- 
baumeister nun durch die Künstlerhand Wladislaw Marcin- 
kowskis ein persönliches Kunstdenkmal widmet: ein Ehrenmal, 
errichtet an dem einstigen Heim Quadros und angesichts seines 
einstigen Hauptwerks; in dankbarer Erinnerung an sein 
künstlerisches Wirken, das der Stadt Posen ihr schönstes und mit 
Recht weit und breit berühmtes Bauwerk geschaffen hatte. — 


e) A. Kronthal: ,,Werke der Posener bildenden Kunst.“ 
Berlin-Leipzig 1921. S. 13 u. f. 


Hilferufe nach der Schweiz. 
Von Theodor Wotschke. 


Die ersten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts waren fir die 
Evangelischen in Polen die Zeit gesteigerter Not und erhöhter 
Drangsal, bald auch der schwerstenVerfolgung und größten Be- 
drückung. Die Zerstörung der Gotteshäuser in Mielencin und 
Parcice, die Mißhandlung des Wollsteiner Pastors Wilke, die Be- 
drohung des Predigers Malkolm und der jungen Grafensöhne in 
Dembnica an Freiheit und Leben zeigten schon in den letzten 
Jahrzehnten des siebzehnten Jahrhunderts, wohin der Kurs ging. 
Dann im Anfange des achtzehnten Jahrhunderts traf die Evan- 
gelischen die volle Not des Nordischen Krieges, ihre Städte Lissa, 
Reisen, Bojanowo, Rawitsch gingen in Flammen auf. Als vollends 
Schwedens Macht bei Pultawa gebrochen war, schlug der Fanatis- 
mus, den nun nichts mehr hemmte, mit brutaler Gewalt auf sie ein. 
In Posen erschien 1710 der Bürgermeister an der heiligen Stätte, 
die die Evangelischen für sich eingerichtet hatten, ließ den Altar 
und die Kanzel zerschlagen, die Bibel und das Predigtbuch zer- 
reißen, die Wertstücke, die Orgel, die Leuchter, die Glocke nach 
der katholischen Pfarrkirche schaffen. In Radzienczyn wurde 1715 
nicht einmal der Toten in den Kirchengrüften geschont. Hatte 
man im 17. Jahrhundert die Wegnahme von Kirchen noch mit 
Rechtsgründen zu bemänteln versucht, so glaubte man jetzt dessen 
überhoben zu sein, nahm auch manche Gotteshäuser gar nicht zu 
eigenem Gebrauch, sondern zerstörte sie, plünderte dazu Pfarr- 
häuser, schlug und mißhandelte ihre Bewohner, wie die schwangere 
Pfarrfrau in Althütte. Der Zützer Pfarrer wurde in Gnesen mit 
Ruten gestrichen, der Kobyliner totgeprügelt. „Außer vieler Gefahr 
seines Lebens kann unser Prediger in Schwersenz uns in unseren 
Krankheiten und Totenbetten nicht besuchen noch das heilige 
Mahl reichen,“ klagen die Posener. Zuweilen schien es, als ob die 
Evangelischen überhaupt zum Wanderstab greifen müßten, und 
schon erbot sich Preußens König, die Armen aufzunehmen und 
anzusiedeln. Zu diesem Letzten ist es nun freilich nicht gekommen. 
Selbst die katholischen Erbherren wollten ihre steuerkräftigen 
Untertanen nicht missen und schützten sie schließlich gegen die 
äußersten Übergriffe des Klerus. Aber diese Hilfe mußte erkauft, 
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Bestechungsgelder, milder ausgedrückt, Verehrungen ständig über 
das eigene Vermögen hinaus gezahlt werden, dazu traten die Kosten 
des Gottesdienstes und der Schule. Oft wußten die Bedrückten 
und Ausgesogenen nicht, woher sie alles nehmen sollten. Da wandten 
sie sich an ihre Glaubensbrüder in Deutschland und in den nor- 
dischen Reichen, in Dänemark, Schweden und Norwegen, die Refor- 
mierten nach Holland, England und besonders nach der Schweiz. 
Briefe, die deshalb von Lissa nach Zürich geschrieben sind, will 
ich im folgenden mitteilen, wie ich bereits vor Jahren in der kleinen 
Studie ‚Aus der Posener Notzeit vor 200 Jahren‘ solch einen Hilfe- 
ruf zum Abdruck gebracht habe.1) Leider hören wir meist nur 
allgemeine Klagen. Glaubten die Lissaer, daß Einzelheiten die 
fernen Glaubensbrüder nicht interessieren, oder fürchteten sie bei 
der schweren Bedrohung, der gerade der Briefwechsel mit Aus- 
wärtigen unterlag, die Folgen, falls ein Schreiben aufgefangen oder 
genaue Einzelheiten in der Ferne bekannt würden? Auch trafen 
die schwersten Verfolgungen in den zwanziger und dreißiger Jahren, 
denen die folgenden Briefe entstammen, nicht die Reformierten, 
die sie geschrieben haben, sondern die Lutheraner. 


1. Christian Sitkovius ?) an den Antist Neuscheler.?) 


1) Vel, Wotschke in den Posener Historischen Monatsblättern 
923, S. 17 ff. 

2) Christian Sitkovius (1682— 1760), 1699 auf dem Joachims- 
taler Gymnasium in Berlin, 1703 Student in Frankfurt, seit Februar 
1707 in Schokken, um sich im Polnischen zu üben, seit Februar 
1708 mit Joh. Samuel Musonius in Leiden, August 1711 Pastor in 
Lissa, 1715 ff. Kollektant in Holland und England, 1732 Kon- 
senior 1734 Senior. 


3) Heinrich Neuscheler (1679— 1742), 1700 Pastor, 1710 Pro- 
fessor in Zürich. Berlin, den 18. März, hatte Jablonski Neuscheler 
zum Amtsantritt gratuliert und dabei geschrieben: ,,Polonicae 
ecclesiae gravissimis premuntur periculis, tractatu pacis anno 
1717 ad incitas redactae oviles lacertos movent, ut securitati suae 
comitiis regni proxime futuris utcunque consulant, quam obrem 
mense Septembri anni praeteriti et Februario anni praesentis 
Dantisci synodi generales sunt habitae cum aliqua spe restituendae 
ecclesiae et ab extremo interitu vindicandae. Orate deum pro 
nobis, ut reliquas illas evangelii scintillas apud nos conservet.“ 
Draheim, den 14. Oktober 1719, Humbold an König Friedrich 
Wilhelm: „Am 7. d. M. habe ich eine Abschrift des Memorials 
übersandt, das von den Dissidenten dem Könige in Dresden 
übergeben worden. Weil aber nicht alle Kirchen. so in Großpolen 
abgenommen, darinnen benannt sind und die Abschrift nur 
der erste Entwurf ist, den der H. Feldmarschall von Goltz 
gemacht und den Evangelischen des Meseritzer Kreises über- 
mittelt und diese darauf, weil sie ihres Ortes ebenmäßig von den 
katholischen Geistlichen bedrückt werden, ein und anderes dabei 
zu erinnern befunden, so sende nunbei die eigentliche wahre Ab- 
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Ew. Hochw. wertgeschatztes Schreiben habe durch Christoph 
Hoffmann wohl erhalten und daraus ersehen, daß es dem gnaden- 
reichen Heilande, der seine Kirche nicht verläßt, sondern bei ıhr 
bleibt bis an der Welt Ende, gefallen, seiner lieben Gemeinde zu 
Zürich den durch den seligen Abschied des Herrn Peter 
Zeller‘) wohlseligen Andenkens erlittenen großen Schaden durch 
Ew. Hochw. würdige Person glücklich zu ersetzen. Wie ich nun 
Ew. Hochw. zu dieser hohen Staffel in der Kirche Christi herzlich 
gratuliere, so wünsche anbei von Grund der Seele, daß unser Erz- 
hirte Jesus Christus Ew. Hochw. mit der Kraft seines heiligen 
Geistes mächtig wolle ausrüsten, die mit diesem heiligen Amte ver- 
bundene schwere Last zu vielem Nutzen seiner Herde zu tragen. 
Daß Ew. Hochw. nach unserem Zustande in Polen fragen und 
damit beweisen, daß Sie aus recht christlichem Mitleiden unserer 
Trübsalen gedenken, erfreut und tröstet mich herzlich. Die lieben 
schweizerischen Brüder sind auch hinwieder in unseren Herzen tief 
eingeschrieben, und gedenken wir ihrer stets vor Gott in unserem 
Gebete. Wir behalten ihre an uns bewiesene große Wohltat in dank- 
barem Gemüte, und der Vater der Barmherzigkeit wird ihres Werkes 
der Liebe auch nicht vergessen. Daß ich aber meine Antwort 
bis dahin verschoben, habe ich darum getan, um den Schluß des 
Reichstages*) abzuwarten, um so viel gründlicher berichten zu 


schrift von solchem Memorial, wie das Original davon mit den 
Zusätzen des Meseritzer Kreises durch den Feldmarschall, der auf 
der Synode zu Danzig am 27. Februar zum Präsidenten erwählt 
worden, im Namen sämtlicher Dissidenten in Großpolen unter- 
schrieben gewesen und nach Dresden abgegangen.“ Ein Verzeich- 
nis aller seit 1713 weggenommenen Kirchen werde er noch schicken, 
über die Zerstörung der Gotteshäuser und Gemeinden in Litauen 
werde Rekuc in Königsberg am besten Auskunft geben können. 
Jetzt seien die Evang lischen in Danzig bedroht, in Friedland sei 
bereits die Kirche weggenommen. ‚Den Feldmarschall von Goltz, 
weil er die Kirche zu Neugoltz durch die bloß auf Betreiben des 
Posener Bischofs (der androhen soll, zur Zerstörung der evangeli- 
schen Kirchen in Polen auf Kosten der Geistlichen seiner Diözese 100 
Dragoner anwerben zu lassen) @ahin gesandten geistlichen und 
weltlichen Kommissare nicht hat wollen abnehmen und demo- 
lieren lassen, derselbe auch bei dem festen Entschluß bleibt, seine 
Kirche wider alle Gewalt ferner zu verteidigen, wenn er gleich seine 
Güter und gar sein Leben dabei einbüßen sollte, will man wegen 
seiner sonst gerechten Opposition, ungeachtet es bis heute zu keiner 
Tätlichkeit gekommen, sub poena colli aufs Tribunal zitieren.“ 

4) Peter Zeller, Pfarrer am Großen Münster und Antist in 
en (f 1718), ein Neffe des Missionars auf Jamaika, Hans Jakob 
Zeller. 


$) Draheim, den 2. Dez. 1719. Humbold an König Friedrich 
Wilhelm: ‚Obwohl Seine Poln. Maj. neulich zu Fraustadt verspro- 
chen gehabt, daß auf dem bevorstehenden Reichstage über die 
Evangelischen solle beschlossen werden, ist doch des Bischof Szem- 
bek unmäßiger Eifer und Haß wider die Evangelischen so groß, - 
daß er kein Bedenken getragen, sich verlauten zu lassen, er werde 
von dem kujavischen Bistume nicht eher Besitz ergreifen, bevor 
er nicht in seiner bisherigen posenschen Diözese der Dissidenten 
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können, was vor ein Ansehen die Religionssache gewinnen würde. 
Nachdem wir zu dieser letzten Zeit von der römischen Geistlichkeit 
mehr als jemals vorhin verfolget und in unserer Gewissensfreiheit 
eingeschränkt worden, und es sogar sich angelassen, als würde man 
auf diesem Reichstage ein Gesetz zu unserer Unterdrückung 
schmieden,*) so hat es uns viel Geld gekostet, nicht nur Deputierte 
nach Warschau’) zu schicken, die daselbst vor dem Riß stehen 


Kirchen exstirpiert hatte. Er drohet auch, daß die Kirchen, so 
des cleri furori noch nicht geopfert sind, auch sollen weggenommen 
werden, so daß die annoch wenigen übrigen zwischen Furcht und 
Hoffnung schweben. Sonst befinden sich viele vornehme Geist- 
liche und Weltliche in Posen, so des Bischofs horrendes Vorgehen 
gar nicht billigen noch solches e re publica zu sein erachten, und 
hat der Sapieha auf seinen Gütern dem Bischofe dergleichen Ein- 
trag, wider die unter der Filehnschen Botmäßigkeit stehenden 
evangelischen Leuten vorzunehmen, bisanhero gar nicht gestattet, wie 
denn die recht tun, die beiihren Rechten und Befugnissen sich und 
ihre Kirchen selbst schützen, um davon in Besitz zu bleiben, damit 
sie künftig nicht ex petitione wieder den Klerus agieren dürfen. 
Dabei würden sie ohnedies schlecht fahren, nachdem ihnen 
defensio auch dadurch abgeschnitten worden, daß, wenn ein 
Advokat ihre Sache im Gericht öffentlich hat proponieren 
wollen, der Klerus denselben sofort mit päpstlichem Kirchenbann 
bedrohet und pro fautore haereticorum ausgeschrieen, und also 
den Evangelischen zu assistieren, fast jedermänniglich in Polen 
abgeschreckt werden will.“ 


6) Den 17. Nov. 1719 bitten Bürgermeister und Rat der Stadt 
Danzig den König Friedrich Wilhelm, auf dem am 30. Dez. ange- 
henden Reichstage für die Evangelischen einzutreten. Den 25. Nov. 
fordert sie der König auf, auch in London und Stockholm vorstellig 
zu werden. 


7) Berlin, den 13. Aug. 1720, verfügte der König Friedrich 
Wilhelm, daß die Feldprediger vom Finkensteinschen und Besche- 
ferischen Regimente wechselweise den Gottesdienst in der Gesandt- 
schaft zu Warschau halten sollten. Aus Draheim hatte ihm unter 
dem 13 Juli Humbold gemeldet $,,Der Bischof Szembek läßt noch 
nicht nach, die Evangelischen auf allerhand Art zu verfolgen, und 
sucht nunmehr, ihre Kirchen gar in eine und andere katholische 
Parochie zu inkorporieren und unter die Botmäßigkeit gewisser 
Inspektoren zu ziehen, obgleich die evangelischen Kirchen der 
bischöflichen Jurisdiktion niemals unterworfen gewesen. Auch 
soll er des Vorhabens scin, daß evangelische Prediger, ohne von 
den katholischen Inspektoren Erlaubniszettel vorher erhalten zu 
haben, keine Amtshandlungen wie Taufen und Trauungen hin- 
künftig verrichten, die dafür fallenden Accidenzien aber an den 
katholischen Pater, ingleichen das Meßkorn gegeben werden sollen. 
Hingegen hätte die Herrschaft, so einen evangelischen Prediger 
berufen, vor dessen Subsistenz aus eigenen Mitteln zu sorgen. 
Da nun des Bischofs hinterlistiges Wesen höchst präjudizierlich 
und man dadurch mehr und mehr die Religionsfreiheit einzuschrän- 
ken sucht, bleibt keine andere Hoffnung, als das E. Königl. Maj. 
mit den anderen evangelischen Mächten auf dem Braunschweiger 
Kongreß sich des Elends der Evangelischen annehmen.“ 
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möchten, sondern auch an verschiedene große Herren erkleckliche 
Summen zu spendieren, daß sie vor uns auf dem Reichstage gespro- 
chen, da unser Widerpart sehr gefährliche Anschläge vorgehabt. 
Es ist aber doch endlich der ganze Reichstag fruchtlos zerris:en 
worden, so daß er uns zwar keine größere Gefahr verursacht, als 
wir bisher erfahren, aber auch keinen Nutzen geschafft, sondern 
alles nur in status quo verbleibet. 


Nach der Zerreißung des Reichstages hat Ihre Königl. Maj. 
mit den Herren Senatoren eine Senatssitzung 8) gehalten, in der 
die Herren Bischöfe sehr heftig gegen die Protestanten geeifert. 
Es haben aber einige von den weltlichen Herren Senatoren und 
darunter insonderheit der Kronschatzmeister®) sich unser so nach- 
drücklich angenommen, daß durch die Gnade Gottes kein harter 
Schluß wider uns gefasset worden und Ihre Majestät, der König, 
selber den H. Bischof von Posen ermahnt, von den bisherigen Ver- 
folgungen abzustehen. Ob wir daher einige Linderung hinfür haben 
werden, wird die Zeitlehren. Das meiste wird nun darauf ankommen, 
daß wir auf dem bevorstehenden braunschweigischen Kongreß!®) mit 
in den F ieden eingeschlossen werden und unscre Gewissensfreiheit 
nachdrücklich garantiert wird. Allein es wird abermal großes Geld 
kosten, und unsere größte Bekümmernis ist, daß wir nicht wissen, 


8) Draheim, den 22. März 1720 Humbold an König Friedrich 
Wilhelm: ,,In der Senatssitzung hat der Kronschatzmeister Pre- 
bendowski in pleno vorgetragen, wie gewaltsam man mit dem evan- 
gelischen Generalfeldmarschall'eutnant von der Goltz wegen der 
Kirche in seinem Dorfe Neugoltz und mit dem auf seinem adligen 
Hofe zu Klausdorf, allwo derselbe wohnt, zur Pflegung seines 
Gottesdienstes inter privatos parietes bishero ruhig gebrauchten 
Gebäude zu verfahren und solches wegzunchmen und zu zerstören 
suche. und daß deshalb jüngst ad instigationem cleri romani ein 
Dekret vom Tribunal wirklich ergangen wäre, daß der Feldmar- 
schall Goltz sub poena captivitatis et confiscati nisomnium hono- 
rum suorum die Kirche und das Oratorium abtreten solle. Über 
diese Proposition des Kronschatzmeisters zu Gunsten des von der 
Goltz ist der bisherige Bischof von Posen Szembek dergestalt sen- 
sibel und irritiert geworden, daß er den Kronschatzmeister sofort 
mit der Exkommunikation öffentlich bedroht hat. Diese Ex- 
kommunikation würde auch wirklich erfolgt sein, (zumal der päpst- 
liche Nuntius bei der Verfolgung der Evangelischen mehr und mehr 
Holz zum Feuer trägt und sowohl den Kronschatzmeister als auch 
andere polnische Senatoren, daß sie der Dissidentenpartei zugetan 
wären, suspekt hält), wenn die Gegenwart und Autorität des Kö- 
nigs nicht ıns Mittel gekommen wäre und das fulmen ecclesiae ab- 
gewandt hätte.“ 


®) Johann Georg Prebendowski (+ 1729), auch General von 
Großpolen. 

10) Den 2. März 1722 schreibt Jablonski aus Berlin dem Antist 
Neuscheler: ,,Die polnischen Kirchen betrüben sich sehr, daß der 
Braunschweiger Kongreß zu Wasser worden. Jedoch hat der hie- 
sige großbritanni che Minister Mylord Whitworth Hoffnung ge- 
macht, daß derselben Sicherheit auf eine andere Weise und an 
einem anderen Orte besorgt werden soll.“ 
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wie solche Summen aufgebracht werden können. Der große Gott 
. sei unser Schutz und erhalte sein armes Häuflein, welches jetzt von 
allen Enden angefochten wird! 


Was Ew. Hochw. anmerken, daß die Lutheraner gar hart sind 
gegen uns Reformierte, das erfahren auch wir allhier in Lissa"). Da 
wir Reformierte anfänglich die brüderliche Liebe an den Luthe- 
ranern erwiesen, daß wir sie in unsere Stadt aufgenommen, so er- 
fahren wirnun den Dank davor, daß, da sie an Zahl stärker geworden, 
sie nun alle List und Bosheit anwenden, um wo möglich uns zu 
unterdrücken. Esist zu beklagen, daß, da wir von unseren gemeinen 
Feinden jetzt aufs heftigste angefochten werden und uns daher 
viel enger vereinigen sollten, wir uns noch dazu untereinander 
suchen aufzureiben. Aber der lutherische Geist wird bei vielen 
mit einem so blinden Eifer getrieben, daß es die Erfahrung lehrt, 
daß man noch wohl eher bei den Papisten als bei vielen Luthera- 
nern Gnade findet. Gott wolle endlich auch einmal diese Uneinigkeit 
zwischen Juda und Ephraim aufheben und bei so vielen auswärtigen 
Kriegen einen innerlichen Frieden verleihen! Die reformierte Kirche 
muß bei allen unparteiischen Gemütern vor der ganzen Welt das 
Zeugnis haben, daß sie allemal und allenthalben den Frieden suchet, 
wenn er nur von dem anderen Part wollte angenommen werden. 
Wir wollen uns indessen trösten in unserem Gewissen mit dem Aus- 
spruche unseres Friedensfürsten: ‚Selig sind die Friedfertigen, denn 
sie werden Gottes Kinder heißen,“ und das übrige der Weisheit 
Gottes anbefehlen. 


Ew. Hochw. melden in dem Briefe, daß der bewußte Christoph 
Hoffmann viel besser gefahren wäre, wenn er von der Lissnischen 
Gemeine und den Pastoren eine Spezialempfehlung zu einer milden 
Beisteuer mitgeführt hätte. Hierauf muß ich Ew. Hochw. zu gehor- 
samer Nachricht dienen, daß dieser gute Mann hier nichts der- 
gleichen gesucht. Sein Vorgeben war auch nicht, daß er eine Bei- 
steuer in der Schweiz suchen, sondern vielmehr seiner Frau Erb- 
schaft abholen wollte. Er ist auch die ganze Zeit seines Verbleibens 
allhier von unserer Gemeine mit vielfacher Hilfe versehen worden. 
Jch weiß aber nicht, wie es kommt, daß es gar nicht mit ihm fort- 
gehen will. Man wird ihn auch hinfort in keiner Not verlassen, wie 
wir denn insonderheit unter denen, die Hilfe bei uns suchen, alle- 
mal die besonders berücksichtigen, die aus der Schweiz sind, als 
wozu wir uns wegen der aus der Schweiz genossenen reichen: Bei- 
steuer verbunden erachten. Es ist aber bei uns jetzt eine sehr 
schwere und nahrlose Zeit, die große Armut unter den Leuten ver- 
ursacht. Wenn ich zum Schluß Ew. Hochw. allen göttlichen Segen 
von Herzen angewünscht, auch unsere arme Gemeine und meine 
Wenigkeit Ihrer ferneren Liebe und Ihrem Gebete gehorsamst an- 
befohlen, so verharre Ew. Hochw. gehorsamster Diener. Lissa, 
den 14. März 1720. 


11) Es war doch nur Kleingezänk in Lissa, von dem schon 
Kunheim am 21. Juni 1718 nach Berlin berichtet hatte. Wotschke, 
Aus den Berichten eines Warschauer Gesandten, S. 90. In wie vor- 
bildlicher Weise gerade damals, 1719, der Führer der Lutheraner 
von der Goltz dies Einvernehmen pflegte, zeigt Wotschke, Das 
Evangelium unter dem Kreuz, S. 84. 
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2. Christian Sitkovius an den Antist Neuscheler. 


Ew. Hochw. sehr wertes Schreiben vom 11. Mai habe durch 
einen hiesigen Kaufmann erhalten. Daß ich darauf nicht eher 
geantwortet habe, bitte nicht meiner Saumseligkeit zuzuschreiben. 
Die Ursache der Verzögerung ist, daß die begehrte Nachricht von 
ihrem Orte, dahin ich deswegen geschrieben habe, nicht eher 
als jetzund zurückgekommen. Was nun die reformierten Gemein- 
den in Groß- und Kleinpolen angehet, so ist ihre Zahl durch die 
unaufhörlichen Verfolgungen sehr klein geworden. Der reformierten 
Gemeinden, die ihre Prediger und freie Religionsübung haben, 
sind jetzo in Großpolen 12, in Kleinpolen 9, eine und andere Kiche 
ausgenommen, die wegen Mangel des Unterhalts wüste lieget. Vor 
diesem waren in Großpolen allein bei 70 Gemeinden. Aber so gering 
ist von Zeit zu Zeit das Häuflein Christi geworden! Und wofern 
uns Gott durch den Nordischen Frieden nicht mehrere Sicherheit 
wird zukommen lassen, so ist menschlichem Ansehen nach zu be- 
sorgen, daß wir immer mehr abnehmen werden. Unsere Feinde 
ruhen nicht, uns täglich zu bedrängen. Noch diese Tage haben 
wir in unserer Stadt wegen der protestantischen Kirchen und 
Schulen eine Zitation auf das Kapitel nach Posen von dasigem 
Bischofe bekommen, darin große Drohungen enthalten, daB wir 
unserer Kirchen und Schulen sollen verlustig gehen, wofern wir 
nicht gültige Privilegien werden aufweisen können. Es ist wiederum 
darauf abgesehen, eine Summe Geldes von uns zu erpressen, und 
da andere Orte von ihren Erbherren geschützt werden, ist es unser 
Unglück, daß wir bei dem Exil unseres Erbherrn Stanislai keinen 
Schutz haben, sondern von allen Orten gepresset werden. Gott 
unser Schutz und gebe endlich allen Drangsalen ein erwünschtes 

nde! 


Ew. Hochw. haben ein sehr gutes Werk getan, daß sie dem 
Herrn Erzbischof von Canterbury!2) unsere armen Gemeinden emp- 
fohlen haben, davor wir insgesamt Ew. Hochw. gehorsamst ver- 
bunden bleiben. Wir würden selbst publico nomine an den Herrn 
Erzbischof geschrieben haben, aber weil solche öffentlichen Briefe 
in England nicht wohl können verschwiegen, bleiben, als wo sich 
sehr viele papistische Emissäre aufhalten, die alles auskundschaften, 


12) Jablonski schon unter dem 16. August 1720: ,,Der Erz- 
bischof von Canterbury hat das polnische Kircheninteresse sowohl 
dem Könige elbst als den Ministern beim Abschiede aufs beste 
empfohlen und günstige Verheißungen empfangen. Weil es aber 
mit dem Friedenskongreß noch in weitem Felde stehet und indessen 
der polnische Reichstag, der um Ende September angesetzt ist, 
uns unwiederbringlichen Schaden bringen kann, da wirklich 30 
lutherische Kirchen vor das polnische Konsistorium zitiert worden, 
und weil sie vor diesem unzuständigen Forum sich nicht einlassen 
können, unfehlbar vor das Tribunal werden gezogen werden, allwo 
sie ihren Prozeß notwendig verlieren müssen, so wäre wohl das 
einzige Mittel, die Gefahr abzuwenden, daß durch S. Königl. Maj. 
in Preußen hohe Anregung die Minister der evangelischen Mächte 
in Polen Ordre bekämen, mit dem preußischen Minister zugleich 
und mit vereinten Kräften bei dem bevorstehenden Reichstage 
das evangelische Interesse zu beobachten und besonders zu hindern, 
daß nicht das Tribunal die evangelische Kirchensache an sich ziehe.“ 
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so würden wir hier als Aufrührer von der römischen Geistlichkeit 
ausgeschrieen werden, und würde solches eine Gelegenheit zu noch 
größerer Verfolgung sein, weswegen wir davon abstehen müssen. 
Wenn Ew. Hochw. bei künftigen Gelegenheiten diese Anmerkung 
an den H. Erzbischof mit wollen einfließen lassen und uns aufs 
beste entschuldigen, würde uns hiermit eine besondere Liebe und 
Freundschaft widerfahren. Was den Danziger H. Kuricke'2) betrifft, 
so schreibt mir der H. Professor Ouseel!4) in Frankfurt a. d. Oder, 
der ihn wohl gekannt, folgende Umstände von ihm, dessen eigene 
Worte hier beifüge: ,, Johann Kuricke ist in Danzig geboren, hat 
zum Vater gehabt einen Sekretär bei der Stadt, den er früh verloren. 
Er selbst hat in Holland, Deutschland und in der Schweiz viele 

ahre studiert und seine Sachen wohl getan. Ist darauf in Lipstadt 
in Westfalen Prediger geworden, da er unterschiedene kleine Trak- 
tate von der Gnadenwahl, von den sieben Zeiten Novi Testa- 
menti und andere verfertiget, bis daß er mit dem Anfange dieses 
Jahrhunderts über die sonntäglichen Evangelien einen starken 
Band in Quart und über die Passion ingleichen einer kleineren aus- 
gegeben, so wohl aufgenommen ist. Er hat aber schon vor einigen 
Jahren das Zeitliche gesegnet, keine Söhne, sondern nur zwei 
Töchter hinterlassen, von denen wir weiter nichts wissen. Das 
Jahr seines Todes wird sich auf 13 oder 14 dieses Jahrhunderts 
belaufen. Ich erinnere mich noch, daß er der in Zürich von den 
Schweizern genossenen Güte oft rühmlich gedacht. Der Studien 
halber wäre er wohl eines besseren Dienstes wert gewesen, wiewohl 
er mit dem seinigen vergnügt war und auch sein konnte nach der 
Landesgewohnheit‘‘. Soweit die Worte des H. Ouseel. Betreffend 
endlich Joh. Konrad Schwartz, den Buchdrucker in Posen, so ist 
‚seine Ehe mit der bewußten Person schon geschlossen. Sie ist 
evangelisch-lutherischer Religion, hat aber keine zeitlichen Mittel, 
soll aber ein sittsames, fleißiges Weib sein, die ihrem Hause wohl 
vorsteht. H. Schwartz hat nebst einem römisch-katholischen Buch- 
binder die Buchdruckerei auf dem Dom gepachtet und bezeugt, 
daß er damit zufrieden sei. Ich sehe es aber für eine gefährliche Sache 
an, daßersich so unter die Römisch-Katholischen begeben und unter 
threr Jurisdiktion lebet. Denn wenn sie einstens ihm ungünstig 
werden sollten, wissen sie gar bald Gelegenheit zu finden, einen 
solchen Menschen, den sie vor einen Ketzer halten, zu ruinieren. 
Gott erhalte ihn in seinem Schutze und behüte ihn vor Gefahr! Er 
erhalte ihn insonderheit in seiner Wahrheit! Weil wir diesmal 
in Kirchsachen an H. Schultheiß und die Kantone nach Bern 
schreiben), habe ich diesen Brief miteinschließen lassen in Hoff- 
nung, daß er wohl überkommen wird. Lissa, den 29. Juli 1720. 


3. Christian Sitkovius an den Antist Neuscheler. 


Daß Ew. Hochw. mich abermal Ihrer gütigen Zuschrift gewür- 
digt, schätze vor eine sonderbare Ehre, und erweckt dies insonder- 
heit in mir eine herzliche Freude, daß Ew. Hochw. unsere armen 


13) Doch wohl ein Sohn des Danziger Sckretärs Reinhold 
Kuricke. 

1) Philipp Ouscel (1671—1724) aus Danzig, seit 1717 Profes 
sor in Frankfurt, ein Neffe des Gröninger Prof. Jakob Ouseel, der 
den Minucius Felix herausgegeben hat. 

15) Ich kenne diese Briefe nicht. 
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verfolgten Kirchen in so liebreichem Andenken behalten. Was 
unseren gegenwärtigen Zustand betrifft in Anschung der vielfachen 
Bedrängungen, die uns von der römischen Kirche angetan werden, 
so ist derselbe noch immer in statu quo. Auf dem letzten Reichs- 
tage hat die römische Geistlichkeit nicht ermangelt, allerhand 
Schmähschriften wider die Protestanten unter dem Adel auszu- 
streuen, um ihn so viel mehr wider uns zu verhetzen. Wir haben 
zwar nicht ohne schwere Unkosten unsere Patrone in Warschau 
gehabt, die allem ferneren Unheil so viel wie möglich haben vorbauen 
sollen. Allein weil der Reichstag nicht bestanden, sondern ganz 
fruchtlos zerissen worden, haben weder unsere Feinde etwas wider 
uns, noch auch die Unsrigen etwas für uns mit rechtem Nachdruck 
schaffen können. Es bleibt alles in dem alten Zustande. Indessen 
werden wir nach wie vor gedrückt. Wir haben vor einiger Zeit das 
Unglück gehabt, daß uns eine Kirche auf dem Lande durch das 
Wetter angezündet und abgebrannt. Ob man sich wohl um die 
Freiheit bemüht, sie wieder aufzubauen, so haben wir solche nicht 
nur nicht erlangen können, sondern das Kapitel zu Posen hat auch 
eine Inhibition geschickt, daß man sich bei 1000 Dukaten Strafe 
nicht unterstehen solle, diese abgebrannte Kirche wieder aufzu- 
bauen. Man sucht bald hier bald dort, unseren Kirchen allerhand 
ungegründte Prozesse zu machen, daß man Gelegenheit finden 
möchte, sie wegzunehmen. Allemal kostets uns viel Geld, uns von 
der Gefahr loszukaufen. Daher geschiehts, daß wir bis auf das 
Mark ausgesogen werden und unser Kirchenärar, das wir von der 
Mildtätigkeit unserer lieben Glaubensbrüder in der Schweiz, England 
und Holland gesammelt hatten, nach und nach erschöpft wird, 
wozu auch gekommen, daß wir in der Malacridischen Bank zu Bern 
bei 2000 T. Schaden gelitten. So wird unser Zustand von Tag zu 
Tag immer kümmerlicher. 


Ungeachtet auch die englischen!®) und preußischen Minister!?) 
an dem polnischen Hofe vielen Fleiß und Eifer angewandt, vor 
unsere Kirche zu intercedieren, so wird doch darauf wenig geachtet. 


16) Unter dem 26. Dezember 1719 hatte der König Friedrich 
Wilhelm seinen Vertreter Humbold angewiesen, die Evangelischen 
zu veranlassen, sich an den König von England zu wenden, der 
jetzt bei dem polnischen Hofe viel vermöge. An demselben Tage 
schreibt er seinem Gesandten in Warschau Posadowski, alles zu 
versuchen, den armen Evangelischen zu helfen. Da man mit Gelde 
in Polen alles erreichen könnte, sollten die Dissidenten danach ihre 
Maßnahmen treffen. Herrenhausen, den 15. September 1720 ver- 
spricht König Georg seinen ganzen Einfluß aufzubieten, um den 
unglücklichen Evangelischen in Polen Hilfe zu schaffen. Warschau, 
den 16. November 1720, meldet der Gesandte Schwerin nach Berlin: 
„Am 14, d. M. hat der englische Envoyé Scot und ich bei I. K. M. 
Audienz gehabt, in der wir die Bedrängnisse der Dissidenten auf 
das beweglichste mündlich und schriftlich per memorialia vor- 
gestellt haben. Der König bezeugte hierüber großes MiBvergniigen, 
und wie er an alledem keinen Teil hätte, und versprach auch seine 
Autorität aufs kräftigste einzusetzen, damit sie fortan wenigstens 
in Ruhe und Frieden bleiben möchten.‘ Am 16. Dezember behauptete 
dann der König, die Zerreissung des Reichstages habe ihn verhin- 
dert, den Evangelischen zu ihrem Rechte zu verhelfen. Den 1. Okt. 


2 
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Die griechischen Kirchen sind darin viel glücklicher, indem sie an 
dem Zaren von Moskau einen mächtigen Fürsprecher haben, durch 
dessen scharfe Anforderung sie es soweit gebracht, daß ihnen die 
Kirchen, die ihnen in Litauen waren abgenommen worden, haben 
zurückgegeben werden müssen. Daß der H. Erzbischof von Canter- 
bury Hoffnung gemacht, daß uns auch außer dem Kongreß zu 
Braunschweig, der zerronnen und zu keinem Stande gekommen, 
geholfen werde könne, wäre zwar zu wünschen. Wir sehen aber noch 
nicht, daß uns mit Nachdruck einige Hilfe geschehen wäre. Es ist 
mir zwar als ein Geheimnis von Berlin gemeldet worden, daß unter 
einigen Potentaten etwas gar wichtiges zum Besten der protestan- 
tischen Kirchen in Polen soll unter den Händen sein und daß es 
vielleicht ehestens werde ausbrechen. Weil es aber noch gar geheim 
gehalten wird, hat man nichts Umständliches hiervon erfahren 
können. So schweben wir zwischen Hoffnung und Furcht. Der 
gnädige Gott lasse uns endlich aus der Finsternis das Licht auf- 
gehen und lasse sein Antlitz über uns leuchten, daß wir genesen! 


Ew. Hochw. gedenken auch der Vereinigung der Protestanten. 
Da die zuletzt so häufig hervorgekommenen Friedenspläne so 
geringen Erfolg gehabt und an vielen Orten die Gemüter durch 
viele Streitschriften nur so viel mehr erbittert worden, !#) ist wohl die 
Vereinigung mehr zu wünschen, als zu hoffen. Von uns in Polen 
hat man zwar außer Landes vorgeben wollen, als ob wir uns mit 
den Lutheranern vereinigt hätten. Solches aber hat in nichts ande- 


-1720 hatte König Friedrich Wilhelm für die Evangelischen an 
Schwerin in Warschau und an Mardefeld in Petersburg geschrieben, 
am folgenden 12. wieder an Wallenrod in Hannover. 

17) Warschau, den 18. September 1720, berichtet Schwerin dem 
König Friedrich Wilhelm, daß er, um den armen Evangelischen 
Hilfe zu bringen und ihrer schweren Verfolgung zu steuern, mit dem 
englischen Envoyé Scot und mit dem russischen Gesandten ver- 
handelt habe. Mit Scot hoffe er, auch der russische Gesandte werde 
für die Evangelischen sprechen: „Er im Namen des Zaren, des 
Garanten des Warschauer Traktats, kann der Sache mehr Gewicht 
geben als wir. Im Traktat ist den Dissidenten die Aktivität der 
Stimme als Landboten nicht benommen, ebensowenig ihr Privi- 
legium, daß sie in Religionssachen nicht vor das Tribunal, sondern 
unmittelbar vor den König gehören. Dem ungeachtet ist ein evan- 
gelischer Landbote aus dem Reichstage zu Grodno gestoßen, sind 
seit einigen Jahren verschiedene Kirchen abgenommen, andere 
demoliert und alle Religionssachen vor die Tribunale gezogen, wo 
keine Justiz für einen Dissidenten zu hoffen, so alles violenta facta 
des römischen Klerus sind, dem keiner wie der Zar als Garant des 
Traktats mit Autorität widersprechen kann. In einer gestrigen 
Konferenz zwischen Scot und mir ließen wir den russischen Lega- 
tionssekretär Rudochowski zu uns bitten.“ Der habe auch ver- 
sprochen, dem Gesandten ihre Wünsche vorzutragen und in allem 
guten Willen gezeigt. Der zweite russische Legationssekretar sei 
aber ein katholischer Pole und becinflusse Dolgorukij wider die 
Dissidenten. 

18) Vergl. Wotschke: Die Wittenberger Theologen gegen die 
Tübinger im Unionsstreite. Blätter für württembergische Kirchen- 
geschichte, 1926. 
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rem bestanden, als daß wir in Danzig ein und andermal eine Zu- 
sammenkunft gehalten, darinnen einige Superintendenten und 
Edelleute von beiden Religionen Pläne gefasset, wie man auf den 
Reichstagen den so vielfachen Gefahren begegnen könne. Sonst 
aber müssen wir hier erfahren, daß es die Lutheraner mit uns gar 
nicht treu meinen und vielmehr allerhand Künste gebrauchen, uns 
unterdrücken zu helfen. Da unsere Stadt Lissa anfänglich ganz 
reformiert gewesen, haben unsere Vorfahren die Liebe und Barm- 
herzigkeit an den Lutheranern getan, daß sie sie, da sie aus Schlesien 
verdrängt worden, in die Stadt mit ihrem libero exercitio religionis 
aufgenommen. Da sie sich aber nun vermehrt und stärker als wir 
geworden, haben wir schlechten Dank von ihnen, daß sie uns mit 
recht unchristlicher Ungerechtigkeit und Bosheit verfolgen und uns 
gern aus allerhand Ehrenämtern verdrängen wollen. Durch aller- 
hand listige Ränke haben sie es unlängst dahingebracht, daß einer 
von unseren Ratsherren, der die beste Stütze unserer Gemeinde 
ist, ganz unschuldig abgesetzt worden. Wofern Gott ihrem unchrist- 
lichen Unternehmen nicht steuert, ıst zu besorgen, daß es endlich 
von uns heißen wird: Veteres migrate coloni! Da wir also mit zwei- 
erlei Feinden zu streiten haben, können Ew. Hochw. leicht ermessen, 
wie kümmerlich und gefährlich unser Zustand ist. Wir empfehlen 
unser Elend Ew. Hochw. Fürbitte zu Gott, ich aber ersuche Ew. 
Hochw. meiner Wenigkeit mit fernerer väterlicher Liebe zugetan 
zu sein. Lissa, den 10. März 1723. 

4. Christian Sitkovius an den Antist Neuscheler. 

Ew. Hochw. wertgeschätztes Schreiben vom 5. April ist mir 
den 5. Juni zu Händen gekommen. Für das darin bezeigte herzliche 
Mitleiden mit unserem gefährlichen Zustande und den uns gewährten 
Trost und die kräftige Aufmunterung sageEw. Hochw. gehorsamsten 
Dank wie auch für verschiedene Nachrichten. Der Zustand unserer 
Kirchen ist noch, Gott sei es geklagt! schr ungewiß und gefährlich. 
Außer dem, daß unsere in Orzeschkowo hier in Großpolen abge- 
brannte Kirche nicht wieder aufgebaut werden darf, sind uns in 
Kleinpolen zwei Kirchen weggenommen worden. Die eine befand 
sich auf dem Dorfe Szczepanowice. Die Gelegenheit dazu war, daB 
der reformierte Erbherr dieses Dorfes einen Prozeß mit einem 
katholischen Edelmanne gehabt, da denn dieser, um sich zu rächen, 
es dahin gebracht, daß die Kirche versiegelt worden. Die andere 
Kirche befindet sich in dem Städtchen Wengrow,!%) wohin die 
Warschauer zum Gottesdienste zu reisen pflegen. Diese Kirche ist 
unter dem elenden Vorwande von dem Bischofe weggenommen 
worden, darin seien größere Glocken, als die Katholischen hätten. 
Nun hat zwar der König in Preußen kräftige Intercessionen des- 
wegen tun lassen, auch den Römischen in Preußen androhen lassen, 
ihnen ihre Kirchen zu sperren, falls uns die unsrigen nicht zurück- 
gegeben würden, es zeigt sich aber noch wenig Hoffnung, daß hier- 
durch etwas werde ausgerichtet werden. Denn obwohl Ihre Maje- 
stät, der König von Polen, die Sache den Bischöfen empfohlen hat, 
sind diese doch unbeugsam und scheinen nicht eher ruhen zu wollen, 
bis sie die Protestanten gänzlich aus Polen ausgerottet haben.°®) 


19) Vergl. Wotschke: Zur Geschichte der Gemeinde Wengrow. 
Deutsche Blätter in Polen, 1927. 

20) Schon 1719 forderten die litauischen Landboten: 1. ‚‚Fana 
sive zbory demoliantur. 2. Keinem Dissidenten dürfe gestattet 
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Daher haben die Senatoren und Bischöfe gegen den künftigen 
Reichstag, der erst im Oktober dieses Jahres soll gehalten werden, 
unter anderen Punkten, die alsdann sollen abgetan werden, auch 
diese miteinfließen lassen, daß Protestanten hinfort keine Güter 
mehr in Polen besitzen sollen, daß sie an ihren Gotteshausern durch- 
aus nichts reparieren sollen, ferner daß die fremden Gesandten sich 
in die polnischen Reichs- und Religionssachen nicht mischen, auch 
auf dem Reichstage durch ihre Sekretäre oder andere keinen Zugang 
in die Landbotenstube, wo die Beratungen gepflogen werden, haben 
sollen. Klar genug erhellt hieraus, was die römische Klerisei für 
gefährliche Pläne schmiedet. Hingegen ist unser Adel, nachdem 
bald hier bald dort einer teils durch Versprechungen teils durch 
Lockungen und VerheiBungen großer Ehrenstellen zum Abfall 
verführt worden, so schwach und furchtsam geworden, daß er nicht 
mehr imstande ist, seine adligen Rechte und Freiheiten mit Nach- 
druck zu verteidigen. Also siehet es mit uns allem menschlichen 
Ansehen nach sehr schlecht aus, wo nicht Gott der Herr selbst in 
das Mittel tritt und auf eine unverhoffte Weise die Ratschläge 
unserer Feinde zu schanden macht und zuihnenspricht: ,, Beschliesset 
einen Rat und werde nichts daraus! Beredet euch und es bestehe 
nicht, denn hier ist Immanuel!“ Wir seufzen nur aus unserer tiefen 
Not, da das Schifflein Christi in unserem Vaterlande mit den Ver- 
folgungswellen ganz bedeckt wird: ,,Herr, hilf uns, wir verderben!“ 
Was es aber sonst mit den Plänen am preußischen Hofe, die zu 
unserer Rettung vorgenommen werden, für besondere Umstände 
habe, weiß ich nicht.2/) Es scheint, daß sie mit allem Fleiß vor uns 
verborgen werden, damit durch solche Korrespondenz, wenn etwa 
ein Brief in Polen aufgefangen würde, wir nicht in so viel schwerere 
Verfolgungen verfallen möchten. Sonst wollte gern mit der ver- 
langten Nachricht dienen. 


werden, Güter zu kaufen, noch Geld auf Pfandschilling darauf zu 
geben, noch Güter zu pachten. 3. Sollte sich keiner verheiraten als 
mit einer Katholischen, auch das Frauenvolk nur an katholische 
Männer, die Trauung nur durch katholische Priester vollzogen 
werden. 4. Bei Erbfällen zwischen Katholischen und Evangelischen 
sollte kein Dissident, sondern bloß der Katholik succedieren, wenn 
gleich der Katholik im weiteren Grade wäre usw.“ Dementspre- 
chend hatte auch der Wilnaer Bischof Brostowski in einem Schreiben 
vom l. Januar 17 0 an sämtliche Reichsstände die Ausstoßung des 
evangelischen Pietrowski aus der Landbotenkammer als eine große 
segensreiche Tat gepriesen: ,,Sera loquetur posteritas et depraedi- 
cabit heroicum hoc patriae filorum factum. Confirmet hoc deus, 

uod operatus est in vobis. Nam dimidium facti, qui bene coepit, 
habet.“ Er bate, darauf hinzuwirken, daß kein Evangelischer mehr 
in Polen ein Amt erhalte. Erst ein Eintreten des preußischen 
Legationssekretars Hofmann in Warschau und Repressalien in 
Königsberg ermöglichten 1722 eine Reparatur der Kirche in Lubacz. 

21) Petersburg, den 6. August 1724, verwendet sich auch Peter 
der Große für die bedrückten Evangelischen. Das Schreiben Unsch. 
Nachrichten 1724, S. 632—635. 

Anfang 1724 bitten die Luthrraner Polens und Litauens um 
eine Kollekte in Kursachsen. Dresden, den 5. Februar d. J. stellen 
die Geheimen Räte dem Kurfürsten bezw. Könige vor, welchen 
niederschmetternden Eindruck die fortgesetzten Religionsver- 
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Wegen des Buchdruckers H. Schwartz in Posen habe ich 
mich erkundigt und deswegen diese meine schuldige Antwort so 
lange aufschieben müssen, bis ich Nachricht erhielt. Er hat die 
Buchdruckerei nicht gekauft, welches nicht geschehen kann, da 
sie zu dem Dom gehört, sondern nebst einem anderen Manne nur 
gemietet. Übrigens bekennt er sich noch beständig zu unserer 
reformierten Kirche, geht nach Schokken zum Gottesdienst. Es 
wird ihm das gute Zeugnis gegeben, daß er in der Religion Be- 
ständigkeit bezeuge und sein Abfall nicht zu befürchten sei.”) 
Gott erhalte ihn in seiner Wahrheit! Den kläglichen Zustand 
unserer Kirche empfehle Ew. Hochw. andächtigem Gebete, mich 
aber Ihrer beständigen Gunst und Gewogenheit. Von H. Martin 
Kühn, der Subrektor an unserem hiesigen Gymnasium ist, statte 
eine gehorsame Empfehlung an den Herrn Sohn ab. Lissa, den 
23. Juni 1724.2) 


5. Das reformierte Ministerium an die Ministerien der refor- 


mierten Kantone. 

Vor einem hochwürdigen Ministerio des Kantons erscheint 
demütig der durch unaufhörliche List und Gewalt seiner Feinde 
hart gedrückte, doch durch Gottes Gnade noch nicht ganz unter- 
drückte in Großpolen und polnisch Preußen übrige Rest der ev. 
reformierten böhmischen Brüderschaft und Bekenner der Wahr- 
heit, welche Gott vor nun 300 Jahren in Böhmen durch den Dienst 
Joh. Hus’ als ein Licht aus der Finsternis aufgehen lassen. Wir 
stellen uns dar als verbindlichst dankbare Beneficiarii der schwei- 
zerischen Kirche, unserer in der Gemeinschaft Christi liebreichsten 
Schwester, aber auch zugleich wiederum als noch immer hilfs- 
bedürftige Bittsteller, die zwar in Ansehung der genossenen Wohl- 
taten nicht ohne schamrote Blödigkeit und mit furchtsamen 
Schritten, doch aber mit einem durch Ihre auch aufs Zukünftige 
freiwillig angebotene hilfreiche Hand gestärkten Vertrauen zu 
Ihrem sehr zarten Mitleiden Zuflucht nehmen. Wir haben es nach 
Gott hauptsächlich der schweizerischen Kirche zu danken, daß 
in unserer 1707 abgebrannten Stadt Lissa die Gebäude der Kirche, 
des Gymnasiums und der Wohnungen derer, die beiden dienen, 


folgungen in Deutschland machten und wie dadurch sein Direktorat 
im Korpus evangelicorum gefährdet sei. Warschau, den 9. Sep- 
tember genchmigt darauf der König die Kollekte, die dann am 
18. September ausg schrieben wurde. 

22) Posen, den 24. Nov. 1734 schreibt der Rat der Stadt an 
den Züricher: ,,Nachdem uns Eurer Hochedlen Schreiben vom 
15 September und 16. Nov. eingehändigt worden, haben wir nicht 
unterlassen, unserem Instigator Befehl zu geben, die Verlassen- 
schaft unseres getreuen lieben gewesenen Bürgers Joh. Schwartz 
zu, requirieren, Weil aber dabei erfordert wird, daß wir laut 
unseren magdeburgischen Rechten von der Verlassenschaft des 
sel. Joh. Schwartz urteilen müssen, was hiesigen und dortigen 
Erben zuständig ist, ıst es nötig, daß H. Schwartz, Euer getreuer 
lieber Bürger, ungesiumt eine gerichtliche Vollmacht anhero sende.‘ 

=) Leider liegen die Briefe der nächsten Jahre nicht mehr 
vor. Im gewissen Sinne werden sie ersetzt durch David Kloses 
Schreiben vom 23. Sept. 1728. Vergl. Wotschke: Aus der Posener 
Notzeit. Histor. Monatsblätter, Posen 1923, S. 18 ff. 
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aus ihrer Asche wieder erstanden und unsere liebe reformierte 
Gemeinde zu dem wiederhergestellten Gottesdienste als zu ihrem 
Panier sich aus ıhrer Zerstreuung wieder nach und nach gesammelt 
hat. Da steht nun unter Gottes Schutz Monumentum pietatis 
Helveticae, Gott zu Ehren, uns eine Freude, unseren Freunden 
ein Vergnügen, unseren Feinden, die sich freuten, daß wir danieder- 
lagen und meinten, es wäre gar aus mit uns, ein Dorn in den Augen. 
Der starke Gott sei diesem neuen Bau unseres Zions l’els, Sonne 
und Schild! Er lasse es nicht wieder zerstört werden, bis die ganze 
Welt untergeht, damit es den späten Nachkommen ein ewiges 
Denkmahl seiner wunderbaren Güte sei, daß ein fruchtbarer lau 
von dem gesegneten schweizer Gebirge bis auf unsere entiernten 
polnischen Felder herabgeflossen und hierselbst den verwüsteten 
Weinberg des Herrn wieder befruchtet hat. 


Wir müssen hiernächst nicht weniger bekennen, daß der Vater 
der Barmherzigkeit auch von unseren anderen Glaubensgenossen 
aus Deutschland, Holland, allermeist aber aus England uns viele 
ersprießliche Hilfe zugesandt, wodurch nicht nur das, was in Lissa 
wieder aufgerichtet worden, bisher erhalten wird, sondern auch 
unsere anderen Gemeinden von ihrem Untergange errettet werden. 
Da aber die abgebrannte Stadt Lissa den baldigsten und meisten 
Beistand erforderte, da an Erhaltung dieser Gemeinde und des 
Gymnasiums der ganzen Unität am meisten gelegen war, so hat 
von allen gesammelten Kollekten diese Gemeinde am ersten und 
zwar dergestalt müssen versorgt werden, daß sie nicht nur den 
Bau mit kostbarer Abkaufung der in den Weg gelegten Inhibi- 
tionen ?!) bestreiten können, sondern auch zur notdürftigen Unter- 
haltung ihrer Prediger und Lehrer und des ganzen Kirchen- und 
Schulwesens ein Kapital zur jährlichen Nutzung haben möchte. 
Daher aber ist es gekommen, daß das wenige, was vor die ganze 
Unität übrig geblieben, die allgemeine Notdurft aller Gemeinden 
und so viele öffentliche Unkosten zu bestreiten, bei weitem nicht 
zulangt. Um hiervon etwas mehr Licht zu geben, so müssen wir 
beständig zweierlei Arten Unkosten besorgen, eine zur Beschützung 
wider die Feinde von aussen, die andere zur Unterhaltung von 
innen. 


Das Erste vor sich allein ist sehr kostbar und will bisweilen 
unerträglich werden. Denn obwohl seit einem Jahre unsere Ver- 
folger etwas stiller worden sind, nicht als ob sie uns geneigter wären, 
als vorhin sie gewesen, sondern weil die jetzigen fürchterlichen 
Konjunkturen ihre Aufmerksamkeit dergestalt an sich ziehen, 
daß sie entweder sich nicht so viel Zeit nehmen, an uns zu denken, 
oder auch besorgt sind, es dürfte bei sich bald ereignenden Ge- 
legenheiten eines und das andere an ihnen geahndet werden, so 
ist doch sonst fast kein Jahr ohne Verfolgungen, wo nicht wider 
besondere Kirchen und Personen, doch wider die Evangelischen 
insgemein, vorbeigegangen, zu deren Abwendung man immer Geld 
hergeben müssen. Weil auf den Reichstagen der protestantische 
Adel zu Landboten nicht mehr zugelassen wird, müssen jedesmal 


24) Vergl. Wotschke: Aus den Berichten eines Warschauer 
Gesandten. Diese Zeitschrift 1926, S. 60. 
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Deputierte *) mit vielen Kosten dahingeschickt werden, um die 
feindlichen Anschläge unter der Hand möglichst zu verhindern, 
welches aber nicht anders als durch kostbare Erkaufung solcher 
unter den Großen, die uns darinnen Beistand zu leisten im Stande 
sind, geschehen kann. So oft es nur die römische Geistlichkeit 
gelüstet, von einer Kirche Geld zu ziehen, erdenkt sie allerhand 
Plagen und Beschwerungen, bricht Gelegenheit vom Zaun, macht 
dem Prediger oder Patron der Kirche be: dem bischöflichen Kon- 
sistorio oder gar Reichstribunal einen Prozeß, wobei denn, man sei 
auch noch so gerecht, weil man es auf den richterlichen Ausspruch 
nicht darf ankommen lassen, nichts anderes zu tun ist, als daß 
man, so gut es möglich ist, den Prozeß abkauft. Wie denn vor 
etlichen Jahren die Lißnische Gemeine das Unglück betroffen, 
daß, da ein Römisch-Katholischer vom Adel, ein Herr von großem 
Ansehen und Anhang, thre Prediger ganz ungegründeter Weise 
auf das Tribunal zitieret und hierdurch die Kirche in der äußersten 
Gefahrschwebte, siv, den Prozeß abzuwenden, ihremAnkläger 1000 Du- 


25) Ein solcher Deputierter schrieb Grodno, den 11. Nov. 1728: 
„Unser Reichstag ist Sonntag, den 10., früh 8 Uhr zu Ende ge- 
kommen, ungeachtet sich desselben fast niemand versehen. Die 
Restitution des H. von Unruh ist den Konstitutionen einver- 
leibt worden. Wider die Dissidenten waren von neuem zwei sehr 
schlimme Projekte entworfen, um unserer Kirche den Garaus zu 
machen. Wie ich noch zur rechten Zeit hiervon Nachricht erhielt, 
warnte ich die Unseren, auf der Hut zu sein. Man wollte mir aber 
nicht glauben, daß was zu besorgen wäre. Indessen läßt sich der 
König, da er schon auf dem Throne sitzet, einen Extrakt von den 
Materien in französischer Sprache geben, die abgehandelt worden 
und der Konstitution sollten eingerückt werden. Als er nun darunter 
findet, daß auch ein Schluß wider die Dissidenten vorhanden, hatte 
er die Gnade, es den Unseren selbst zur Warnung zu sagen. Wie 
man denn noch in der Nacht Gelegenheit fand, es dahin zu bringen, 
daß diese Papiere von den übrigen, so die Konstitution ausmachen, 
weggenommen wurden, wobei sich die Fürsten Wisniowiecki und 
Czartoryski viel Mühe gegeben. Nachdem diese es aber nicht hinter- 
treiben konnten, so muß man den H. Primas rühmen, daß dieser 
befohlen, es wegzulassen. Von fremden Ministris hat auf dem 
ganzen Reichstage für die Dissidenten auch nicht ein einziger ein 
Wort geredet. Das größte Glück ist, daß H. Siegismund von Unruh 
restituiert worden und zwar ohne Klausel, daß er vorher katholisch 
werden soll, welches einige durchaus beigesetzt wissen wollten. 
Weil nun auch der Dunin gestorben, der die Kirche und Bürger- 
schaft in Karge stets angefochten, wird wohl auch diese Herr- 
schaft und Kirche sich keiner weiteren Vexation zu besorgen haben. 
August 1727 wird ein außerordentlicher Reichstag in Warschau 
gehalten. Dem Obersten Lämmer und Reinhardt und dem Sekretär 
Gaspari ist die Nobilität und das Indigenat verliehen worden, dem 
H. Generalmajor ist es aber abgeschlagen worden, weil er nicht 
katholisch werden wollte. Mir wurde es auch angeboten; wo ich 
übertreten wollte, sollte ich es ohne Widerspruch erhalten. Ich 
antwortete aber, wie mir noch nicht in den Sinn gekommen wäre, 
darum anzuhalten, so würde ich es am allerwenigsten gegen Auf- 
gabe meiner Religion kaufen.“ 
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katen bar erlegen miissen ohne andere Unkosten dabei, die sich 
über 300 T. beliefen. Ob nun wohl bei uns jährlich alle unsere 
Gemeinden zu dem nervo rerum gerendarun etwas zu kontribuieren 
erfordert werden, ist doch die Armut so groß und die Zahl der 
Wohlhabenden so gering, daß es nicht weit langt, und also die 
Interessen der Kollekten, die den bedürftigen Predigern zum Unter- 
halte dienen sollen, mit angegriffen werden müssen, wodurch aber 
diese Not leiden. 


Da nun das von den Kollekten noch übrige Kapital der Unität 
auch nur zur gewöhnlichen Unterstützung der notleidenden Pre- 
diger nicht zureicht und noch dazu zu außerordentlicher Notdurfs 
gutenteils verwandt werden muß, so erhellt daraus, wie viel unt 
noch fehlt, wenn wir unsere Kirchen nur einigermaßen im Stande 
erhalten wollen. Was uns am nächsten am Herzen liegt, ist dieses, 
daß außer Lissa bci den meisten Gemeinden die Schulen fast gar 
eingegangen und nicht anders als durch einen Fonds zur Subsistenz 
eines Lehrers hergestellt werden können. Denn die gar kleinen 
und armseligen Gemeinden sind zu schwach, vor sich selbst zu 
sorgen, da der Prediger selbst kaum das Brot hat und eines Zu- 
schubs benötigt ist. Auf welch schwachen Füßen aber eine Ge- 
meinde steht, die so vielen Verfolgungen und Versuchungen unter- 
worfen ist, wenn es der Mer an behörigem Unterrichte fehlet, 
erhellt von sich selbst. Wir müssen auch besorgt sean, daß wenn 
die Schulen so lange wüste liegen, die Wiedereinführung eines 
Lehrers von unseren Verfolgern vor etwas Neues angegeben und 
verhindert wird, gleichwie in Kleinpolen aus dieser Ursache wirklich 
alle Schulen verloren gegangen sind. Da wir gegenwärtig vor 
unseren Feinden etwas Ruhe haben, wäre es die bequemste Zeit, 
daran zu denken, wenn nur Rat und Hilfe vorhanden wäre, die wir 
aber bei uns selbst nicht zu finden wissen, wofern uns nicht der 
gnädige Gott von außen eine Tür dazu öffnet. 


Da wir uns nun erinnern, daß unsere ehemaligen Deputier- 
ten ?*) in der Schweiz nebst der Kollekte auch eine sehr gütige 
Erklärung aufs Zukünftige bekommen, wir-sollten nur unseren 
Zustand von Zeit zu Zeit berichten, so würde man uns ferner mit 
möglicher Hilfe beistehen, so nehmen wir hiermit zu Ihrem hochw. 
Ministerio unsere demütige Zuflucht. Da wir aber mit sicherer 
Locierung unserer Kirchengelder allemal viel Sorge und Furcht 
haben, hie und da zu Schaden zu kommen, dergleichen die Lißnische 
Gemeinde mit einem Teil der schweizerischen Kollekte zu Bern 
durch die verunglückte Malacridische Kompagnie betroffen, so 
wäre unser herzlicher Wunsch, daß wir eine jährliche Unterstützung 
als eine beständige Wohltat erhalten könnten. Damit wir aber die 
Umstände unseres Anliegens deutlicher bezeichnen, so wäre höchst 
nötig, daß bei den Gemeinden zu Schokken, Zychlin, Orzeschkowo 
und Krockau ein Schullehrer unterhalten, und zwar hierzu sonder- 
lich wegen der adligen Kinder ein Kandidat des Ministeriums an- 
gestellt würde, wodurch nicht nur die Jugend mit nötiger Lehre 
versorgt sein, sondern wir auch so viel mehr Subjekte zum Dienste 
der Kirchen in Bereitschaft haben würden. 


26) Rektor Arnhold und Lehrer Klose, die 1708 in der Schweiz 
kollektierten. 
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Hiernächst würde es auch unserem LiBnischen Gymnasio und 
der Religion in Polen zu besonderem Aufnehmen dienen, wenn 
über die Anzahl der bisherigen Lehrer noch einer vermittelst einer 
schweizerischen Fundation bestellt werden könnte, der unter dem 
Charakter eines Professoris Helvetici ein neues und beständiges 
Denkmal der mildreichen schweizerischen Stiftung sein würde. 
Desgleichen so viel nötiger wäre, weil unter dem evangelischen 
Adel die allerwenigsten so bemittelt sind, daß sie ıhre Söhne außer- 
halb Polens auf “Universitäte n schieken können. Daher höchst 
daran gelegen ist, daß sie im Vaterlande einige Anleitung zu den 
höheren Wissenschaften hätten, um die ausländischen Akademien 
so viel bequemer entbehren und im Vaterlande gleichwohl hervor- 
leuchten zu können. Gleichwie aber solche Anstalt ersprieBlich 
und heilsam wäre, so würde sie auch ein erkleckliches und wenigstens 
jährlich 250 Taler erforde rn.?‘) 


6. Das reformierte Ministerium an die Eideenossen. 


Euer Exzellenzien und Gnaden erlauben, daß Dero unter vieler 
Bekümmernis über ihr bedrängtes und baufälliges Zion mühselig 
seufzende Glaubensgenossen ein dringendes Anliegen vor Dero- 
selben Füße niederlegen dürfen. Es ist der notleidende und sehr 
bedürftige Zustand der evangelisch-reformierten Kirche in Groß- 
polen und polnisch Preußen, der uns abermal eine höchst nötige 
Hilfe suchen heißt, und ist es der hochlöblichen schweizerischen 
reformierten Eidgenossen weltbekannte und nie genug gepriesene 
Barmherzigkeit gegen die leitenden Mitglieder am Leibe Christi, 
die uns den W cg bahnt, zu Ew. Exz. unsere demütige Zuflucht zu 
nehmen, 

Daß wir unter so vielen Verfolgungen gleichwohl noch nicht 
gar aus sind, haben wir der Güte des Herrn zu danken, dessen 
Barmherzigkeit kein Ende hit. Denn wo der Herr nicht bei uns 
wäre, wenn die Feinde sich wider uns setzen und ıhr Zorn über 
uns ergrimmt, so wären wir längst lebendig verschlungen, daß 
unseres Namens ın Polen nicht mehr wäre gedacht worden. Der 
Herr, der die Herzen der Könige wie Wasserbäche mit seiner Hand 
leitet, hat eines Teils die evangelischen Mächte öfters zu unserem 
Beistande erweckt, daß durch ihre hochwichtige Fürsprache bei 
Thro Maj. unser äußerster Untergang noch bisher mit großer Mühe 
aufgehalten worden. Worinneninsonderheit die Könige in Preußen *) 
unsterbliche Verdienste haben, an deren Hofe Gott durch seine 
wunderbare Vorschung unseren ersten Superintendenten, den 
H. Oberhofprediger und Konsistorial- und Kirchenrat Jablonski, 
zu einem treuen Wachter auf unsere Hut bestellt hat. Anderen- 
teils hat das allschende Auge Gottes auch über unsere Dürftigkeit 
gewacht und durch die unentbehrliche Kollektenhilfe bei aus- 
wärtigen reformierten Kirchen die Mauern unseres Jerusalems 
gebaut, unterstützt und ausgebessert, daß darinnen der Leuchter 
seines Wortes noch eine Stätte be halte n können. 

Wir erkennen hierbei mit dankbarstem Gemüte, daß die hoch- 
löbliche schweizerische Eidgenossenschaft durch ihre christliche 


27) Vergl. Neuschelers Antwort an Sitkovius bei Wotschke:; 
Aus der Posener Notzeit vor 200 Jahren 

24) Schon der Große Kurfürst hatte sich seiner verfolgten 
Glaubensbrüder in Polen angenommen. 
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unserer LiBnischen Gemeine nach ihrer jämmerlichen Einäscherung 
zu ihrer głücklichen Wiederherstellung erwiesene Mildtätigkeit 
anderen Ländern mit einem recht göttlichen Eifer vorgeleuchtet, 
welches Liebeswerk der große Gott einen steten Denkzettel vor 
seinen Augen sein lassen und an der schweizerischen Kirche mit 
tausendfachem Segen vergelten wolle. Weil aber bei allem diesem 
die anhaltenden Verfolgungen ??) uns das Blut ausgesauget und wir 
daher auch bei eben gerühmter auswärtigen Hilfe gleichwohl noch 
viel zu ohnmächtig sind, unsere Kirchen mit zulänglicher Ver- 
sorgung zu versehen, da insonderheit bei unterschiedenen Ge- 
meinden aus Mangel der Subsistenz die Schulen gar eingegangen, 
ohne welche solche Gemeinen in sich selbst nach und nach ver- 
fallen und untergehen müssen, und wir durch unsere Amtspflicht 
gedrungen sind, uns nach einer Rettung umzusehen, also hat sich 
unser Vertrauen nach Gott auf den uns zur Genüge bekannten 
gottseligen Eifer der reformierten schweizerischen Stände ge- 
richtet. Wir unterstehen uns denn hiermit, Ew. Ew. Exz. Exz. 
untertänig zu bitten, Sie wollen uns auchin dieser Notdurft mit Ihrer 
gnädigen Hilfe nicht verlassen, sondern von Ihren so vielen anderen 
Kirchen mildiglich zufließenden Wohltaten auch uns zur Erhaltung 
und besseren Bestellung der Schulen wo möglich eine jährliche 
Unterstützung gnädigst zahlen und zur gemeinschaftlichen Aus- 
wirkung solcher Gnade auf bevorstehender Tagleistung unser 
Patrozinium hochgeneigt auf sich nehmen. Wenn sich Ew. Ew. Exz. 
Exz. von unseren betrübten und armseligen Umständen, die wir 
Dero hochwürdigem Ministerio etwas ausführlicher eröffnet haben, 


29) Bielitz, den 5. Juli 1730, danken die litauischen Super- 
intendenten dem Könige Friedrich Wilhelm für 150 Taler, die er 
zur Reparatur der Kirche zu Sereje überwiesen hatte. Jablonski 
unter dem folgenden 31. Aug.: ,,Es haben beiderseits Evangelische 
in Lissa einen Konvent gehalten, aber wegen bekannter Ursachen 
sich nicht getrauet, ein Synodalmemoriale an S. K. Maj. in Preußen 
abgehen zu lassen, sondern mich ersucht, in deren Namen zu flehen, 
daß der Minister am polnischen Hofe in Warschau bei bevor 
stehendem- Reichstage zu Grodno auf die Erhaltung der Rechte 
der Dissidenten ein wachendes Auge habe.“ Warschau, den 
18. Sept. der Resident Hoffmann: ‚‚Ich werde mich der Kastellanin 
von Nowgorod Oskierka nach allem Vermögen annehmen, auch 
auf die Rechte der Dissidenten ein wachsames Auge haben, wie 
ich denn hierüber schon mit den schwedischen, englischen und 
holländischen Ministern gesprochen. Ersterer hat auch Order 
dieserwegen.“ Den 14. Febr. 1730 hatte Hoffmann schon gemeldet, 
daß er sich mit dem holländischen Minister von Rumpf und den 
englischen Schaub und Woo>dwarth in Verbindung gesetzt, auch 
an den russischen Minister herantreten wolle, um den armen ver- 
folgten Evangelischen zu helfen. Der polnische König sei noch 
niemals in einer so gnädigen Disposition für die Erhaltung der 
Dissidenten als jetzo gewesen. H. von Unruh hätte noch vor 
wenigen Tagen dem Könige die ‚Privilegien und Rechte der Dissi- 
denten in die deutsche Sprache übersetzen lassen müssen. Zu 
seiner genaueren Information hätte es der König gewünscht. Am 
3. Oktober schreibt König Friedrich Wilhelm auch nach dem Haag, 
am 10. nach Stockholm, um gemeinsame Verstellungen zu Gunsten 
der bedrängten Evangelischen anzuregen. 
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werden berichten lassen, worum wir gehorsamst bitten, so leben 
wir der zuversichtlichen Hoffnung, Ew. Ew. Exz. Exz. sehr zartes 
Mitleiden werde dadurch geriihrt, wir mit einer erwtinschten Reso- 
lution erfreut und hiermit der drohende Ruin verschiedener unserer 
Gemeinden glücklich verhiitet werden.) Davor werden in unseren 
Kirchen, so lange sie durch die Gnade Gottes in unserem Vater- 
lande etwas sein werden, bis auf die späten Nachkommen eifrige 
Gebete zu Gott aufsteigen, daß er Dero hochlöblichen Stand und 
die ganze fürtreffliche Eidgenossenschaft mit seinem mächtigen 
Arm wider alle Feinde beschützen, bei ungestörtem Frieden er- 
halten, des Landes Früchte und Gewerbe segnen, allermeist aber 
das Reich Jesu Christi auf Ihren Bergen ferner befestigen und von 
denselben das Licht des Evangelii rund umher immer weiter durch- 
brechen lassen wolle. Lissa, den 8. April 1730. Das sämtliche 
Ministerium der reformierten Kirchen in Großpolen und polnisch 
Preußen. 
David Cassius, senior ecclesiarum Maioris Poloniae.?}), 
Johannes Gerson Cassius, pastor ecclesiae Skocensis. 
ohannes Samuel Musonius, pastor ecclesiae Waszkoviensis. 
hristianus Sitkovius, pastor ecclesiae Lesnensis. 
Samuel Opitius, capellanus ecclesiae Lesnensis. 
oachim Georg Musonius, verbi dei minister. 
yohaanes Kiihn, verbi dei minister. 
Adam Samuel Vigilantius verbi dei minister, suo et reliquorum 
fratrum nomine. 


7. David Klose an den Züricher Professor Kramer. 


DaB dieses Ew. Hochw. mit Ihrem hochwerten Hause und 
unseren guten Gönnern und Freunden in gesundem und vergnügtem 
Zustande treffen möchte, wünsche von Herzen. Ich hoffe, mein 
Brief wird glücklich eingelaufen sein. Anitzo berichte, daß unser 
großpolnisches Ministerium an das ganze evangelische helvetische 
Korpus im allgemeinen und an alle Kantone und deren Ministerien 
besonders geschrieben und um eine Liebessteuer für vier Lehrer ` 
bei den Schulen in Orzeschkowo, Schokken, Zychlin und Krockau 
und einen Professor bei dem Gymnasio in Lissa gebeten, allwo es 
höchst nötig. Nachdem unser Kirchenrat in Lissa über 1000 Du- 
katen vor die großpolnischen Kirchen zur Befreiung vom Reichs- 
tribunal zahlen müssen, dahin sie auf falsches Angeben unschul- 
diger Weise zitiert worden und gar gewiß hätten müssen unter- 
liegen, wenn der Lißnische Kirchenrat das Geld nicht gezahlt hätte, 
und auch in der Malacridischen Bank in Bern von dasiger Kollekte 
ein ziemliches verloren gegangen, ist er außer Stande gesetzt, die 


30) Den 4. Febr. 1731 schreibt Neuscheler an Jablonski, daß 
die reformierten Kantone jährlich 200 T. auf drei oder vier Jahre 
bewilligt hätten. ‚‚Es ist einem sorgfältigen Freunde für Polen 
eingefallen, daß allem abgeholfen wäre, wenn S. Königl. Maj. in 
Preußen einigen großen Soldaten abzudanken geruhten und die 
für sie aufgewendeten Kosten der Kirche in Polen zufließen ließen. 
Es tut aber ein jeder mit dem Scinigen, was er will.“ 

31) David Cassius (1673 — 1734), Schüler in Lissa und auf dem 
Joachimstaler Gymnasium in Berlin, dann in Bremen und Student 
in Franeker, 1698 polnischer Pastor in Lissa, 1710 in Schokken, 
1716 wieder in Lissa, seit 1712 auch Senior. 
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Gehälter, die ohnedies schmal, zu zahlen, und muß von dem Kapital, 
das sie aus den Kollekten gesammelt, jährlich ein ziemliches zu- 
schießen. Unser H. Senior Cassius , der auf Bitte der Synode einige 
Jahre das Rektorat verwaltet, ist auch müde, und weil seine Kräfte 
abnehmen und nebst Verwaltung des polnischen Gottesdienstes 
dic Amtssorgen vor alle Gemeinden bei itzigen gefährlichen Zeiten 
durch fleißiges Korrespondieren sehr viel Zeit wegnehmen und 
fast unerträglich, wollte er das Rektorat gerne niederlegen 
wenn nur Mittel wären, einen Rektor zu besolden. Denn der 
Kirchenrat zahlt ıhm nur das Gehalt als polnischem Prediger. 
Das Rektorat aber hatte er nur auf ein Jahr auf sich genommen. 
Da wir aber außer Stande gesetzt worden, hat er es schon so viele 
Jahre verwalten müssen. Und das ist die Ursache, warum für das 
Gymnasium in Lissa um eine Licbesgabe vor einen Professor ge- 
b ten wird. Ew. Hochw. werden von unserem Ministerium dienst- 
freundlich ersucht, die Bitte zu unterstützen. Auch ich bitte darum. 
Bekanntlich ist uns einige Vertröstung geschehen. Gott wird für 
alle Bemühung ein reicher Vergelter sein, und Ew. Hochw. Name 
wird unter uns in gutem Andenken sein und bleiben 

Ich übersende hierbei ein Verzeichnis unserer Kirchen, die 
unter dem H. Senior und der großpolnischen Unität stehen, welcher 
zu Anfang des 17. Jahrhunderts allein in Großpolen 60 gewesen. 
Ich hab es in Eil aufgesetzt und nicht Zeit gehabt, es abzuschreiben 
Es ist daraus zu ersehen, wie wir abgenommen haben. Die Ein- 
lagen bitte dienstlich an gehörige Orte abzusenden. Wenn Ge- 
legenheit nach Leipzig ist, bitte dienstfreundlich, Beschreibung 
von dem Regiment in Zürich und wo möglich von allen Orten 
zu übersenden und mir Ihren Landes- und Kirchenzustand zu 
berichten. Unser Landes- und Kirchenzustand ist noch getahr- 
lich #), weil mit Schweden noch kein Friede ist. Unsere Kirchen 
werden von der polnischen Klerisci noch immer gedrückt und 
verfolget. Gott sende eine gnädige Hilfe und erhalte uns unter 
seinem allmächtigen Schutze. Unser gnädigster König kommt 
auf den 15. April nach Fraustadt 34), die expeditiones zur Berufung 
eines Reichstages auf den September?!) zu unterschreiben und 
32) Am 25. Febr. 1731 sahen sich die Vertreter Englands, 
Schaub und Woodwarth in Warschau gezwungen, ein Memorial 
zu Gunsten der bedrückten Evangelischen dem Könige zu über- 
geben. Vergl. Unschuldige Nachrichten 1731, 153—156. Die 
Interzessionen des holländischen, preußischen und russischen Ge- 
sandten. Jahrgang 1732, S. 957 — 966. 

33) Damals in Fraustadt trat Joh. Friedrich .Bachstrom an 
den König heran und bat ihn um Unterstützung seiner Arbeit 
in Konstantinopel. Vergl. Wotschke: Es Pietismus im alten 
Polen. Deutsche Blätter in Polen, 1927, S. 445. Noch sei bemerkt, 
daß die Synode, die zu Fraustadt den April 1728 tagte, be- 
schlossen hat: ‚Dem H. Bachstrom die längst versprochenen 
50 Dukaten zu zahlen“. Für die Generalsynode in Danzig, die den 
folgenden August zusammentreten sollte, wählte man in Frau- 
stadt den Erbherrn Ernst Bojanowski und den Pastor Martin 
Adelt zu Abgeordneten. Ich weiß nicht, weshalb beide der Tagung 
fernblieben. 

3) Den 14. Oktober, als der preußische Gesandte Hoffmann 
schon in Grodno weilte, wies ihn sein König noch auf die Not hin, 
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wieder nach Sachsen auf die groBe Revue zu gehen. In diesem 
Jahre meinet man, müsse es sich zeigen, ob wir Krieg oder Frieden 
und ob die Protestanten Erleichterungen der mehreren Beschwerden 
zu erwarten. Nach dienstfreundlichem Empfehlungsgruß an Dero 
hochwertes Haus und alle guten Gönner und Bekannten, besonders 
aber an die geehrteste Eschersche Familie im Wullenhofe empfehle 
Ew. Hochw. mit Dero hohem Hause der Gnadenbeschirmung Gottes. 
Lissa, den 8. April 1730. 

Wer ist itzo in Genf deutscher Prediger? Lebt H. Turneyser 
noch ? 


Aus Kloses Verzeichnis. 


Lissa: Die reformierte, lutherische und päpstische Religion 
wie auch die jüdische wird hier frei exerciert und haben auch alle 
ihre Schulen. Auch gibt es gelehrte Rabbine” hier. Der Magistrat 
ist bis dato halb reformiert und halb lutherisch und auch sonst 
alle Kollegien und Bedienungen bei der Stadt. Die lutherische 
Gemeinde ist itzo 2/, stärker als die reformierte, weil aus dem be- 

nachbarten Schlesien ihrer viele nach der Pest sich allhier nieder- 

gelassen. Die Juden sind auch weit über 1000 Familien, die nach 
der Pest sich allhier einzefunden und den Christen im Handel 
eroßen Schaden tun. Der Kirchenrat besteht aus Christian Sit- 
kovius, Präses, Joh. Sevdel, Juris consultus, consul, Joh. Stiller, 
Schöffe, Joh. Kühn, Juris consultus et consularis, Andreas Knoll, 
Stadtvogt, Martin Michaelis, consularis, Martin Zimmermann, 
consularıs. Der Ausschuß von der Gemeinde oder die Deputierten, 
welche im Kirchenrat apart sitzen und ber Abnahme der Rechnungen 
sind: Samuel Richter, Schöffe, Salomo Opitz, Schöffe, Georg 
Knolle, Gemeinde- und Stadtältester, Samuel Hartmann, zugleich 
Spitalherr. Dazu sind noch 6 Kirchenväter und Almosenptleger, 
zwei Spitalherren, die die Armen im Spital versorgen und durch 
einen sogenannten Spitalvater verpflegen lassen, welche dem 
Kıirchenrate alle Jahre Rechnung tun. 

Das Siechen- oder Krankenhaus ist noch nicht wieder auf- 
gebaut. Der Platz liegt noch wüst, ist gemeinschaftlich mit der 
lutherischen Gemeinde. Vor dem Brande hatten wir die Hälfte und 
auch jede Religion ihren Siechenherrn, Sıechenvater und Siechen- 
mutter. Jede Gemeinde versorgte ihre Kranken und ließ sie ver- 


in welche in Litauen so viele Familien gesetzt seien durch die 
Bestimmung, daß ın Mischehen sämtliche Kinder der katholischen 
Religion zugeführt werden müßten. „Ihr habt mit den übrigen 
dort anwesenden evangelischen Gesandten und dem russischen 
Minister zu überlegen, wie am besten zur Aufhebung dieses prä- 
Judizierlichen Dekrets zu gelangen.“ Hoffmann seinerseits, schon 
den 15. Okt. aus Grodno: ‚Die wilnische Gemeinde hat sich bei 
den anwesenden Ministern der ev. Mächte gemeldet und um Unter- 
stützung gebeten. Der junge Oskierka ist mit seinem Vater, dem 
Kastellan von Nowgorod cine Zeit hier in Grodno gewesen. Vor 
seiner Ankunft aber hat er mit Zwang und Bedrohungen die katho- 
lische Religion annehmen und darauf gleich, wie wohl nach einigem 
Widerstreben, die Kommunion empfangen müssen. Jetzt hat ihn 
der Vater nach Krakau geschickt, um ihn der Mutter aus den 
Augen zu bringen. Seinetwegen Vorstellungen zu machen, dürfte 
nunmehr wohl umsonst sein." 
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pflegen und kurieren. Der Kirchenrat in Lissa hat auch die ver- 
fallene Brotschule für arme Kinder und Waisen wieder aufgerichtet, 
die die Woche zweimal mit ihren Büchsen herumgehen und sammeln. 
Darüber sind gesetzt der zweite Prediger Samuel Opitz, David 
Jantke und David Klose, die alle Jahre die armen Kinder kleiden, 
WeiBzeug und Biicher, oder was sie notwendig brauchen, ihnen 
anschaffen, und wenn sie etwas in der Schule erlernt, Geburtsbriefe 
lösen und auf Handwerke, oder wozu sie tüchtig sind, befördern. 
Sonst werden armer Leute Kinder über dies zur Schule befördert 
und freie Schule ihnen gegeben, wodurch großer Nutzen geschaffen 
wird,und wird darüber genaue Rechnung gehalten und dem Kirchen- 
rate abgegeben. 

Laßwitz: Die Bauern sind meist alle reformiert. In dieses 
Kirchspiel gehört Priebisch und Garthe und einige Familien aus 
anderen Dörfern. Der Kirchenschreiber hält Schule, wozu der 
Lißnische Kirchenrat jährlich einige Taler zu seinem Unterhalte 
zuschieBet. 

Waschke: Die Gemeinde wird von den päpstischen Priestern 
sehr hart gedrückt und muß vorher Zettel auslösen, wenn sie ihre 
Kinder will taufen oder ihre Verstorbenen begraben lassen. Diese 
Zettel müssen teuer bezahlet werden und werden nach Willkür des 
Pfaffen gesteigert. Diese Gemeinde hat durch den langwierigen 
Krieg sehr gelitten und durch die Pest bis % abgenommen. Der 
Prediger und Kantor, der Schule hält, leben gar kümmerlich. 

Heyersdorf und Kabel haben nur einen Prediger, in jedem 
Dorfe aber einen Schulmeister, die sehr armselig leben. 

Zu Orzeschkowo wird nach dem Brande der Kirche der Gottes- 
dienst in dem Pfarrhause gebalten, das aber sehr baufällig ist und 
einfallen will. Vordem ist eine berühmte polnische und lateinische 
Schule hier gewesen, die aber durch den Krieg ruiniert und bis dato 
aus Mangel an Mitteln nicht restituiert, auch nicht im Stande ist, 
einen Präzeptor zu halten. 

Schokken: Hier sind drei Kirchen, und der Magistrat hat in 
gleicher Zahl reformierte, lutherische und katholische Glieder. Vor 
dem Kriege war daselbst eine schöne zahlreiche Gemeinde vom 
Adel und vom Bürgerstande und der Erbherr auch reformiert, der 
zum Unterhalte des Predigers und Prazeptors ein vieles beigetragen. 
Nun aber der Erbherr gestorben, die Gemeinde durch die Pest auch 
34 abgenommen und ein katholischer Herr daselbst, der dem Pre- 
diger alle Einkünfte abgenommen, krepieren sie und können nicht 
bestchen. 


8. David Klose an Professor Kramer. 


Für den ausführlichen Bericht über Ihrer Kirche Zustand sage 
verbindlichsten Dank. Verwichene Neujahrsmsese hat H. Escher 
im Wullenhofe an H. Kunsthofen in Leipzig, H. Joh. Seydels, 
Ratsherrn und Kirchenältesten in Lissa, Korrespondenten, 108 T. 
25 Gr. als die erste Wohltat vor unsere und andere drei Schulen 
auszahlen lassen. Unser Senior Cassius und einige Ministri werden 
eine Quittung und ein Dankschreiben an H. Antist Neuscheler 
einsenden. Gott segne die edle Schweiz und alle unsere Patrone 
dafür mit zeitlichem und ewigen Segen und erhalte sie unter seinem 
allmächtigen Schutze in Frieden und Ruhe wie auch in gesegnetem 
Wohlstande, damit sie allezeit sein und bleiben möchten Pfleger 
und Säugammen aller bedrängten Kirchen und also auch unserer 
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höchst bedrängten polnischen Kirche, die unter der Krone und in 
Litauen in ihren Drangsalen nach einer Erquickung seufzen. Die 
Klerisei wütet zwar nicht mehr so sehr wider uns,?) nachdem die 
evangelischen Mächte bei dem Könige und der Republik für uns 
sich verwandt und endlich mit Repressalien gedroht, aber sie stellen 
gewissenlose und gottlose Leute an, welche den Evangelischen, ab- 
sonderlich den Geistlichen allen Tort antun und sie in Unglück, 
VerdruB und Schaden bringen. Wie vor einiger Zeit ein Edelmann 
Rozbicki, ein Apostat, unseren Senior Cassium und alle reformierte 
Geistlichen ins katholische Konsistorium nach Posen und, da er da 
nichts ausrichten können, nach Peterkau aufs Tribunal boshafter 
Weise zitiert und alle Kräfte durch heimliche Beihilfe großer Zeloten 
angewendet, sie in das größte Unglück zu stürzen oder wenigstens 
um eine große Summe Geldes zu bringen und ganz auszumergeln. 
Die Gelegenheit zu solcher Bosheit ist diese. Er hat sein Vermögen 
li: derlich durchgebracht und meinte sich durch Heirat einer adligen 
reformierten Dame zu bereichern, welche mit ihm Geschwisterkind 
war. Diese honette Dame gab ihm eine abschlägige Antwort und 
heiratete kurz darauf einen adligen reformierten Kavalier. Dieses 
machte den Rozbicki recht unsinnig. Er warf die Schuld auf den 
H. Senior Cassium und unsere Geistlichen, gab vor, sie hätten es 
verhindert, weil er von ihrer Kirche zu der römischen getreten wäre. 
Sie wußten aber von der ganzen Sache nicht das geringste. Darauf 
ging er in die Kanzlei, manifestierte sich wider sie und behauptete, 
sie täten der römischen Kirche großen Schaden und Abbruch, weil 
sie auf dem Lande in den adligen Höfen Tauf- und Trauakte und 
heimliche Kommunionen verrichteten, ja gar mit ausländischen 
Potentaten korrespondierten und turbatores regni wären, und was 
dergleichen Kalumnien mehr sind, deswegen sie auf das Tribunal 
zitiert, wo er großen Eingang findet, weil mehr Geistliche als Welt- 
liche da zu sitzen pflegen. Unsere Kirchen haben die ganze Zeit 
bis dato zwei adlige römische Juristen mit großen Unkosten allda 
gehalten, und ein reformierter adliger Patron ist auch beständig da, 
er vigiliert, daß nichts gefährliches wider unscre Geistlichen möchte 
dekretiert werden. Gott helfe einmal aus diesem gefährlichen und 
kostbaren Prozeß in Gnaden: 


Unser Landeszustand ist jetzo ruhig und erträglich. Das Vieh- 
sterben hat meist aufgehört, wohlfeile Zeiten haben wir auch. Der 
Handel aber liegt sehr danieder, weil die Juden alles in Händen 
haben und alles verderben. Wegen der Türken und Tataren besorget 
man sich auch eines Kinfalls, und von anderen Orten scheinen die 
Aspekte nicht gar gut zu sein. Im August will der König bei War- 
schau die Kronarmce auf deutsche n Fuß die Revue passieren 
lassen, dazu drei Regimenter sächsische Truppen stoßen, die z. T. 
im Marsch auf Warschau begriffen und durch unsere Gegend gezogen. 
Am 5. August sollen in allen Provinzen die Antekomitiallandtage 
und den 16. September der außerordentliche Reichstag durch zwei 
Wochen in Warschau gehalten werden. Deswegen soll Mitte Mai 
in Lissa von christlichen und adligen Herren ein Konvent gehalten 
werden, um einen Deputierten vom Adel nach Warschau zu wählen, 


35) Dafür um so mehr gegen die Lutheraner. Vergl. die Er- 
eignisse in larnowke am I. März 1732. Wotschke: Zum Drama 
Glaube und Heimat im Posener Lande S. 24. 
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der auf dem Reichstage vigiliert und unserer Kirche Interessen. 
besorgen soll. Gott wende alles zum Besten unserer Kirche. Einige 
vermuten große Veränderungen. Lissa, den 25. April 1732.36) 


9. Das reformierte Ministerium an den Antist Neuscheler. 


Wir wünschen von Grund der Seelen, daß Ew. Hochw. nach 
der schweren Krankheit sich nunmehr bei besserer Gesundheit und 
allem Wohlergehen befinden mögen. Wir haben hiermit gehorsanıst 
bekunden wollen, daß die auf letzte Michaehsmesse nach Leipzig 
übermachten 125 T. uns richtig sind zu Händen kommen. Die hoch- 
geneigte Kontinuierung dieser Wohltat ist uns so viel schätzbarer, 
weil wir durch sıe eben zu der Zeit sind getröstet worden, da wir 
wiederum unter schwerer Verfolgung seufzen, indem wir sowohl 
wegen der Prediger als auch wegen der Kirchen und Schulen zu 
kostbaren und gefährlichen Prozessen vor das Tribunal gezogen 
worden unter ganz ungegründten und nichtigen Beschuldigungen. 
Wie es ablaufen wird, müssen wir noch unter brünstigem Anrufen 
des göttlichen Beistandes erwarten. Indessen verursacht es uns 
große Kosten. und wissen wir nicht mehr, woher wir das Geld nehmen 
sollen. Der Herr der Heerscharen sei unser Schutz! Er erbarme 
sich unseres bedrängten Zions und lasse uns nicht unseren Ver- 
folgern zum Spott werden, sondern errette uns um scines großen 
Namens willen! Da uns die hochwerte schweizerische Kirche so 
liebreiche, hilfliche Hand zu reichen fortfährt, bleiben wir ihr 
unsterblichen Dank schuldig, wie wir auch sonderlich Ew. Hochw. 
herzlich dafür verbunden sind, daß Sie diese Unterstützung uns 
recht väterlich erwirkt haben. Der große Gott vergelte Ew. Hochw. 
diese Güte mit tausendfachem Segen und allem Guten an Leib und 
Seele. Lissa, den 16. Dezember 1732. 


10. David Klose an den Professor Kramer. 


Wir haben schon eine geraume Zeit keine Briefe aus der edlen 
Schweiz gehabt, ich auch auf meine Schreiben keine Antwort von 
Ew. Hochw. oder anderen erhalten, daß wir also nicht wissen, wie 
es in der löblichen Schweiz stehet, ob H. Antist Neuscheler noch 
am Leben und wieder genesen, wie Ew. Hochw., der H. Archi- 
diakonus Ott sich befinden. Von unserem Rirchenzustande etwas 
zu berichten haben wir bei unserem Abschiede aus Zürich verspro- 
chen, wenigstens alle Jahre einigen Bericht abzustatten, welches 
auch meist alle Jahre befolgt. Ob aber meine Priefe allezeit richtig 
eingelaufen, weiß ich nicht, weil auf zwei oder drei keine Antwort 
erfolgt. Durch Gegenwärtiges berichte, daB unsere groBpolnische 
Kirche beinahe zwei Jahre große Verfolgungen ausgestanden, und 
weil unsere evangelisch-reformierte Kirche gleichsam die Mutter 
aller anderen, auch die vornehmste und größte der übrigen Gemein- 
. den in Großpolen, so hat die Klerisei alle ihre Kräfte angespannt, 
sie zu ruinieren. Zu dem Ende hat sich ein Apostat Alexander 
Rozbicki, ein Polnischer vom Adel, zum Werkzeug brauchen lassen, 
welcher eine reformierte adlige Witwe, mit der er Geschwisterkind 


f 


86) Im Frühjahr 1732 wurde in Zürich auch für die reformierte 
französische Gemeinde in Petersburg gesammelt. Unter dem 
2. März 1732 empfahlen die Genfer Geistlichen den Zürichern den 
reformierten Petersburger Pastor Robert Dunant, einen geborenen 
Genfer. 
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gewesen, heiraten wollen. Weil ihr aber seine Person nicht ange- 
standen und so nahe verwandt gewesen, hat sie sich seiner gänzlich 
entschlagen und bald darauf einen reformierten Kavalier geheiratet. 
Da ist er so boshaftig und rasend geworden, daß er den Kavalier, 
und die ihm beigestanden, erschießen wollen. Da er aber von einem 
reformierten Herren vom Adel deswegen verprügelt worden, hat 
er die Dame und die reformierten Herren, die ihr beigestanden, ins 
Domkapitel zitiert und sie verklagt, sie hätte ihm die Ehe ver- 
sprochen, auch daß sie den römischen Glauben annehmen werde. 
Da sie sich mit ihren Assistenten durch einen Eid gerechtfertigt, 
ist sie vor unschuldig erklärt unq mit Frieden entlassen worden. 
Darauf ist er noch erbitterter und rasender geworden und hat auf 
Anstiften eines vornehmen Prälaten unschuldiger Weise unseren 
Senior David Cassius und alle Geistlichen unter ihm aufs Tribunal 
nach Petrikau zitiert unter der Anklage, sie wären Feinde der 
römischen Kirche und aller katholischen Christen. Sie hätten ver- 
hindert, das er die reformierte Dame nicbt bekommen, ihr abgeredet, 
daß sie den römischen Glauben nicht angenommen, hielten auch 
andere, die schon auf gutem Wege wären, davon ab, verrichteten 
auf adligen Höfen kirchliche Akte und korrespondierten mit Preußen, 
Holland, England usw. wider die katholische Religion und die 
Republik. Die Sache ging auf dem hohen Tribunal 1732 vor, da 
sie endlich Donnerstag vor Simonis und Judä vorgenommen, aber 
nicht entschieden, sondern dem Bischofe zu Posen zur Untersuchung 
und Entscheidung übergeben worden. Darauf wurden nach Posen 
zitiert: der Senior Cassius mit dem Lissnischen Ministerio, der 
Konsenior Viligantius in Heyersdorf, der Prediger Majewski in 
Orzeschkowo und andere. Wegen der Lissaer wurde auf den 
5. Dezember eine Ortskommission angesetzt sede episcopi vacante. 
Der Administrator des Bischofs nebst zwei Kanonikern und einem 
Notar eröffneten die Kommission mit gewöhnlichen Zeremonien 
den 5. Dezember. Rozbicki hatte in Posen vor dem Konsistorio 
eine große, Menge sehr harter und anzüglicher Artikel wider den 
H. Senior Cassius und die Ministros eingegeben und sich mit 
Schimpfen, Dräuen und Schnauben sehr ungestüm aufgeführt, auch 
sonst in verschiedenen Gesellschaften gedroht, er wolle einen 
Prediger aus dem Bette aufheben und nach dem Tribunal bringen 
lassen oder gar auf der Kanzel einen erschießen. Die Kommission 
dauerte mit sehr großen Unkosten eine ganze Woche, wozu Rozbicki 
nicht einen Heller gegeben, aber wohl wacker mit gegessen und 
getrunken, welches alles unsere Kirche bezahlen mußte. Rozbicki 
gak bei 50 Interrogatoria ein und führte bis 20 Zeugen auf. Der 
H. Senior wurde mit den Predigern in die Kommission auf die 
Propstei zitiert. Die reformierten adligen Patrone und Kirchen- 
ältesten remonstrierten der Kommission, daß die protestantischen 
Prediger vor keinem katholischen geistlichen Gericht ihr Forum 
hätten, welches mit einer Konstitution regni und unseren Kirchen- 
privilegien dargetan wurde, und es genug wäre, wenn die Kirchen- 
ältesten ihre Stelle verträten. Gleichwohl mußte der H. Senior 
nebst den Kirchenältesten persönlich erscheinen und einen Eid de 
non corruptis testibus ablegen. Desgleichen mußten beiderseits 
Zeugen schwören. Nach Verhör und Untersuchung wurde das 
Dekret formiert und öffentlich verlesen, daB der H. Senior Cassius 
300 T. Strafe Geld erlegen sollte, weil er in der Schule allezeit 
polnischen Gottesdienst gehalten (da er doch über 150 Jahre alle- 
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zeit von seinen Vorfahren und ihm in der Schule nicht allein 
polnisch, sondern auch zuvor böhmisch verrichtet worden und 
niemals verboten worden) und laut der Konstitution vom Jahre 1717 
Artikel 4 sollte hinfort kein Gottesdienst darin mehr gehalten 
werden, 2. weil er auf einem adligen Hofe ein hochadeliges Paar 
getraut; obgleich die bischöfliche Konzession und die dcs Orts- 
geistlichen aufgewiesen worden, half doch alles nichts, nur daß sie 
. die Hälfte der Strafe erließen. 3. wurde ihm auferlegt, sich mit 
einem Eide zu reinigen, daß er zum Nachteil der Republik außer 
Landes mit den gedachten Mächten nicht korrespondiert hätte, 
welches auch allsobald geschehen mußte. Wegen aller anderen 
Artikel wurde der H. Senior und das Lissnische Ministerium frei- 
gesprochen. Wider den Kläger aber erging keine andere Sentenz, 
als daß ihm Schweigen auferlegt wurde, welches er aber schlecht 
gehalten. Denn kaum war die Kommission vorbei, so gab Rozbicki 
Donnerstag vor St. Thomä 1732 dem Kirchenrate und der ganzen 
reformierten Gemeinde eine neue Zitation aufs Tribunal nach 
Peterkau, daß sie Kirche und Schule nach dem letzten Brande 
aufgebaut. Sie müßten uns deswegen abgenommen werden. Und 
Dienstags nach Epiphanias 1733 wurde die Zitation wiederholt 
mit dem Zusatze, daß hiermit dem Senior Cassio und der Gemeinde 
ein Arrest auferlegt würde. Nun schwebt die Sache vor dem Tri- 
bunal, und das Domkapitel fordert uns auf, das Dekret herauszu- 
geben, welches viele Reisen und große Unkosten verursacht hat. 
Wir haben mit großen Unkosten Deputierte und adlige Juristen, 
denn andere nehmen sie nicht an, nach Petrikau gesandt, wie auch 
ein paar nach Warschau an Ihre Königl. Maj., um Schutz und Hilfe 
zu suchen, deren Bemühung 'n aber wegen unvermuteten Todesfalls 
Ihrer Königl. Maj.?”) ihren Zweck nicht erreicht haben. Nachdem 
haben wir bei dem neuen Bischofe von Posen Hosio Schutz und um 
Ausfertigung des Dekrets gebeten, der die freundlichsten Worte 
gegeben und alles versprochen, auch daß wir wie vorhin in der 
Schule wieder polnisch predigen könnten, ins Dekret beisetzen 
wollte. Bis dato aber sind es leere Worte gewesen. 

Während des Interregnums hat der Rozbicki unserer Geist- 
lichkeit und der ganzen Gemeinde eine Zitation ins Kapturgericht 
nach Warschau gegeben, welches ein sehr scharfes und schnelles 
Gericht ist. Da wir die ganze Zeit mit sehr großen und schweren 
Unkosten einen Deputierten und Juristen halten müssen, welche bis 
dato vigilieren, daß wir nicht ein gefährlich und schädlich Dekret 
bekommen. Die Heyersdorfer, Kabeler und Orzeschkowoer Kirchen 
haben von diesem Rozbicki viel erlitten und stehen noch in Gefahr. 

Unser Konsenior Vigilantius, Prediger in Heyersdorf und Kabel, 
ist gestorben und sein Sohn an seine Stelle gekommen. Konsenior 
ist geworden H. Christian Sitkovius, unser Pator primarius in Lissa. 
Unseren Landeszustand anlangend, so haben der H. Primas Theodor 
Potocki während des Interregnums gar weislich regiert, daB es 
im ganzen Königreiche gar still und ruhig und die Landstraßen gar 
sicher gewesen, auch der Konvokationsreichstag in Warschau gar 
ruhig gehalten worden. Zum Nachteil der Protestanten ist aber 
in der Konstitution bald im zweiten Artikel die Konstitution 1717 
und absonderlich der vierte Artikel zu unserem größten Schaden 
konfirnucrt worden. Es ist eidlich beschlossen worden, keinen 


37) Am 1. Februar 1733. 
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Kandidaten zur Krone zu empfehlen, als einen von Vater und 
Mutter katholisch geborenen Polen, der auBer Landes keine 
Güter oder Land hat. Darauf hat der Kaiser und die Zarin gefor- 
dert, daB der König Stanislaus als Schwiegervater des Königs von 
Frankreich auch sollte ausgeschlossen werden. Die Polen haben 
sich daran nicht gekehrt, sondern ihn unter die Kandidaten gesetzt. 
Deswegen hat die Zarin ihre Truppen an die litauische Grenze und 
der Kaiser seine Truppen bei Glogau zusammengezogen, und der 
Kurfürst von Sachsen ein Lager mcht weit davon schlagen lassen, 
welches die Vortruppen schon bezogen, und die Armee erwartet 
wird. Dies hat hier und in Großpolen überhaupt ein allgemeines 
Fliichten nach der Mark Brandenburg, absonderlich nach Züllichau, 
Krossen, Frankfurt und anderen Grenzstadten verursacht. Am 
12. September um 3 Uhr nachmittags ist 1m Wahlfelde und im 
Schuppen der König Stanislaus in Warschau zum Könige von 
Polen und Großherzog von Litauen einmütig erwählet, prächtig 
eingeholet und in die” Kollegiatkirche unter großen Freuden und 
Frohlocken hohen und niederen Adels begleitet worden, wo das 
Te deum laudamus unter Pauken- und Trompetenschall gesungen. 
Die Stücke sind gelöst, und vom Adel und der Soldateska Salve 
geschossen worden. Hernach ist der König von dem Primas und 
den Senatoren ins königliche Schloß begleitet und ihm von dem 
Starosten von Warschau das Schloß zur Residenz übergeben worden. 
Etliche Senatoren nebst einigen litauischen Herren sind noch vor 
der Wahl über die Weichsel gegangen und den 17. noch nicht zurück- 
gekommen. Der Starost Wislicki hat an den Primas geschrieben, 
daß der russische General mit den Vor‘ruppen in Litauen einge- 
brochen und bei Grodno stehe und eine Brücke über den Njemen 
baue. Ein Korps der Kronarmee ist wider ihn kommandiert, um 
zu vernehmen, was sie begehren oder wer sie hereingebeten. Wir 
leben also hier nach der Wahl zwischen Furcht und Hoffnung. Gott 
wende alles zum Besten und behüte vor Krieg und Zerrüttung. Zur 
Unterhaltung der Schulen sind aus der Schweiz dreimal Gelder an 
unseren H. Senior Cassius und das Ministerium gekommen. Gott, 
der Herr, vergelte unseren hohen Wohltätern in der Schweiz dieses! 
Lissa, den 21. September 1733. 


11. Christian Sitkovius an den Antist Neuscheler. 


Wir sind in unserem Elende sehr getröstet worden, da der 
H. Oberhofprediger Jablonski uns unlängst die erfreuliche Nach- 
richt gegeben, daß Ew. Hochw. uns die Hoffnung gemacht, daß, 
wenn wir abermals bei der Jahrrechnungstagleistung einkämen, 
wir vielleicht eine Kontinuation der bisherigen Unterstützung 
erlangen dürften. Weil die Nachricht wegen der Krankheit des 
H. Oberhofpredigers zu spät einlief, daß unsere Briefe die Tag- 
leistung dieses Jahres nicht einholen konnten, waren wir willens, 
sie auf diese Michaelismesse über Leipzig zum voraus gegen künf- 
tiges Jahr auszufertigen. Es ist aber solches unser Vornehmen 
durch die schwere Niederlage unseres H. Seniors David Cassius, 
der auf seinem Siechbette ohne alle menschliche Hoffnung einer 
Genesung seiner seligen Auflösung täglich entgegensieht, unter- 
brochen®). Was wir Prediger für Gefahren unterworfen sınd, 

38) Am 7. Sept. hatte Cassius seinen Briefwechsel mit Jablonski 
Sitkovius übergeben. 
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werden Ew. Hochw. aus der beiliegenden Nachricht ersehen, welche 
der Kandidat, der dem Prediger zu Schokken, wo dieses geschehen, 
zum Gehilfen gegeben ist, und der die Angst mitausgestanden hat, 
anhero geschrieben.) Unser Prediger zu Zychlin soll bei einem 
gleichen Überfall sich in einem verschlossenen Orte kaum haben 
verbergen können. Weil er bei seiner Wohnung nicht sicher ist, 
hat er sie verlassen und an einem anderen Orte bei einem Edel- 
manne seinen Aufenthalt bisher nehmen müssen. 

Was den Zustand der Republik betrifft, wissen wir durch- 
gehends nicht mehr, als was aus den gedruckten deutschen Zei- 
tungen allen bekannt ist, weil die Posten in Polen keinen freien 
Lauf haben. Nachdem die russischen und sächsischen Truppen 
von Danzig sich nach Polen zurückziehen, ist die sächsische Partei 
vorjetzo wenigstens hier in Großpolen Meister. Was aber weiter 
dahinten in Kleinpolen und Litauen passiert, davon laufen nur 
allerhand ungewisse und einander oft widersprechende Gerüchte 
um. An unserer lieben Stadt Lissa ist bisher, Gott sei Dank! eben 
noch keine feindselige Gewalt ausgeübt worden, außer daß bald 
dieser bald jener Partei, die bei uns eingekehrt, eine Kontribution nach 
der anderen hat müssen gegeben werden. In der Länge wird dieses 
nicht auszustehen sein, weil wegen Mangel der Nahrung unter den 
Leuten die Armut immer größer wird. Lissa, den 24. September 1734. 

Weil ich vernommen, daß in der Schweiz in gewissen Regenten- 
büchlein die Namen und Ämter derer, so in geistlichem und welt- 
lichem Regiment am Ruder sitzen, pflegen verzeichnet zu werden, 
und uns solche Nachricht zu allerhand Adressen sehr dienlich sein 
würde, so unterstehe mich, Ew. Hochw. gehorsamst zu ersuchen, 
die Güte zu haben und ein solches Memoriale mit einer bequemen 
Gelegenheit auf die Leipziger Messe mir unschwer zuzusenden.*®) 


12. Christian Sitkovius an den Antist Neuscheler. 


In guter Hoffnung, daß mein letztes vom 24. September 4) 
über Leipzig wird eingelaufen sein, habe Ew. Hochw. melden wollen, 
daß Gott nach seinem heiligen Rat und Willen unseren nunmehr 
in dem Herrn seligen David Cassius den 28. September durch einen 
seligen Tod von der Welt abgefordert, mich unwürdigen aber zur 
Tragung dieser schweren Last durch die Stimme der Gemeinden 
unserer Unität berufen hat. Nach der uralten Verfassung unserer 
Kirche habe’ ich die erforderliche heilige Ordination durch die 


t 
39) Vgl. Bickerich, das Tagebuch der Unität. Aus Posens kirchl. 
Vergangenheit, 1918, S. 113. Am 28. Febr. 1735 wurden auch die 
beiden Pastoren in Schmiegel gefangen abgeführt. 

30) Zürich, den 13. April 1735, sendet Neuscheler einen Katalog 
des geistlichen und weltlichen Regiments in Zürich an Jablonski 
mit der Bitte, ihn Sitkovius zuzustellen. 

41) Auch Klose schreibt den 25. September: ‚‚Etliche Magnaten 
haben sich mit ihrem Anhange getrennt und halten über der Weichsel 
‚ihre besonderen Zusammenkünfte. In Anschung der Religion neigt 
es sich leider sehr zum Untergange. Nach dem in der Konföderation 
bei dem Konvokationsreichstag zu Warschau abgefaßten Projekt 
sollen künftig die Dissidenten von allen Ämtern ausdrücklich aus- 
geschlossen werden, ihnen auch alle conventicula untersagt. sein. 
Demzufolge dürfen wir keine Synoden mehr halten, weil diese 
von unseren Feinden nicht anders als conventicula stilisiert werden.“ 
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Hände des H. Oberhofpredigers Jablonski zu Frankfurt a. d. O. 
den 22. November in einer deswegen angestellten Zusammenkunft 
empfangen. Da hierdurch die bei Bedienung hiesiger Gemeine 
ohnehin schwere Last verdoppelt wird und ich dabei in den jetzigen 
Zeiten gefahrliche schwere Verfolgungen zu gewarten habe, ersuche 
ich Ew. Hochw. gehorsamst, mir Gottes Gnade und Beistand 
erbitten zu helfen, daB er seine Kraft in meiner Schwachheit wolle 
lassen mächtig sein. Meine erste Arbeit habe die beigehenden 
Bittschreiben an die schweizerischen Kantone und Ministerien 
sein lassen. 

Ihre Majestät, der König Augustus, sind in Warschau ange- 

langt. Die Einquartierungen und Versorgung der Völker fallen 
auch uns hiesigen Ortes schwer. Auf dem künftigen Pazifikations- 
reichstage werden wir für die Religionsfreiheit invigilieren müssen, 
welches viel kosten wird. Es ist aber noch ungewiß, wann derselbe 
wird zustande kommen. Man will sagen, daß er wohl nicht eher 
als nach einem allgemeinen Friedenstraktate, von welchem auch 
wohl der Zustand von Polen abhängen wird, wird gehalten werden. 
Indessen geht das Gerücht, daß die Stanislaische Partei eine Armee 
von Tataren zu ihrem Beistande erhalten haben soll, welches nach 
neuen Weitläufigkeiten und großem Landverderben aussieht. 
Der große Gott wolle sich unser in Gnaden erbarmen. Wenn es 
in Europa zum Frieden kommt, wäre zu wünschen, daß die prote- 
stantischen Mächte sich der Religion in Polen mit Nachdruck an- 
nähmen Gott wolle sich seiner Kirche erbarmen und die baufälligen 
Mauern Zions schützen! Lissa, den 13. Dezember 1734.42) 


13. David Klose?3) an Professor Kramer. 


Als Ihre Königl. Maj. August III. den 1. Febr. 1733 diese Welt 
gesegnet, hat der Erzbischof und Primas H. Theodor Potocki den 
Konvokationsreichstag auf den 27. April ausgeschrieben. Auf ihm 
ist einmütig beschlossen worden, keinen Ausländer, sondern einen 
geborenen Polen zum Könige zu erwählen. Sowohl die weltlichen 
als die geistlichen Senatoren und alle Landboten aus allen Woje- 


42) Unter dem 6. März 1735 berichtet Prof. Kramer in Zürich, 
dem das Gesuch der Unität zur Begutachtung überwiesen war, 
dem Züricher Rate: ‚Das von den H. Ministris in Polen unter dem 
13. Dezember an uns abgelassene Schreiben nehmen wir hiermit 
die Freiheit an E. Gn. zu überbringen, und haben wir dieser Not 
der Heiligen sich anzunehmen und auf der künftigen ev. Jahr- 
rechnungstagleistung auch bei den übrigen Kantonen Dero kräf- 
tiges Fürwort einzulegen, ehrerbictigst erflehen wollen.‘ 

4) Den 12. April 1735 richtete Otte an Klose ein Schreiben, 
das diesem den 12. Mai eingehandigt wurde. ,,Von re literaria etwas 
zu melden, so ist man hier in allem Tun, des Flavii Josephi jüdische 
Antiquitäten und Geschicht> wiederum in deutscher Sprache her- 
auszugeben, weil daran ein Mangel und dieser Autor große Nach- 
frage hat. Wie gehts in Polen mit den reformatorischen polnischen 
Bibeln? Von wannen haben Sie di ‘selbigen, und wo mögen sic gedruckt 
sein? Die Ungarn lassen die ihrigen von Seite zu Seite in Holland 
drucken und schicken sie hernach packweise in Ungarn. Denn es 
sind ihnen, da sie eine große Anzahl kommen ließen, einmal zu 
Kaschau von den Jesuiten auf Verrat viel 100 Exemplare arrestiert 
und weggenommen worden‘. Am 3. Dez. 1736 starb Klose. 
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wodschaften, Distrikten und Kreisen haben diesen Beschluß mit 
einem Eide bekräftigt. Der Primas hat auch bis auf den Wahl- 
reichstag, der auf den 25. August angesetzt worden, glücklich 
regiert. Den 12. September ist mit einhelligen Stimmen von mehr 
als 60 000 Edelleuten der König Stanislaus zum Könige von Polen 
auf dem ordentlichen Wahlfelde ohne fremde Macht erwählt und 
ordentlich proklamiert worden und in die Johanniskirche geführt, 
allwo das Te deum laudamus gesungen und darauf das grobe und 
kleine Geschütz gelöset und Ihre Königl. Maj. die pacta conventa 
beschworen und ihr das Wahldiplom übergeben worden. Nach 
der Wahlzeit ist über der Weichsel auf dem Prager Felde nahe an 
einem Walde bei dem Dorfe Kamien der Kurfürst von Sachsen 
Friedrich August von zwei Bischöfen, einigen Senatoren und etlichen 
hundert Edelleuten, unterstützt von der russischen Armee, erwählt 
und hernach nebst seiner Gemahlin unter Bedeckung der russischen 
und sächsischen Armee in Krakau gekrönt worden. Wir haben 
also zwei Könige, wodurch das Königreich in die größte Verwirrung 
geraten. Beide Parteien verwüsten Städte und Dörfer, der Handel 
ist vollständig ruiniert. Es ist das Elend und der Jammer fast nicht 
zu beschreiben. Es sind nahrungslose Zeiten und des Gebens kein 
Ende. Danzig und die anderen Handelsstädte sind meist ruiniert. 
Unsere Stadt ist von menschlicher Hilfe verlassen. Wir müssen 
beiden Parteien geben und uns mit ihnen vergleichen, wodurch die 
Türgerschaft ganz ausgesogen wird. Wir haben aber Gott, dem 
Herrn, vor den gnädigen Schutz, daß beide Parteien nicht feindlich 
mit uns umgehen, herzinnig zu danken. Gott sei uns ferner gnädig 
und gebe Einigkeit und Frieden! 

Unser Kirchenzustand ist höchst gefährlich, weil die pacta 
conventa, die beide Könige beschworen, beiderseits Dissidenten 
oder Protestanten höchst schädlich sind. Wofern der Friede nicht 
durch hohe Mediation geschlossen und wir oder unsere Kirchen 
nach unseren alten Rechten miteingeschlossen werden, sind wir 
verloren. Unsere großpolnischen Kirchen haben von der Klerisei 
und einigen übelgesinnten Apostaten große Verfolgungen ausge- 
standen. Die polnischen herumziehenden Fahnen bedrücken und 
ängstigen die protestantischen Prediger in Städten und Dörfern, 
die sich loskaufen müssen. Kürzlich haben Sie beiderseits evange- 
lische Prediger aus Schokken ins Lager holen lassen, unseren 
Prediger Joh. Gerson Cassius auf große Fürbitte eines vornehmen 
Herren vom Adel freigegeben und unter Begleitung eines Zuges 
nach Hause geführt. Den lutherischen Prediger aber schleppen 
sie noch mit herum, und ob er gleich schon 140 T. Ranzion geboten, 
wollen sie ıhn doch nicht frei- und loslassen. In ein paar Jahren 
hat Gott der Herr zwei Konsenioren durch den zeitlichen Tod uns 
entrissen, den H. Benjamin Vigilantius#4) und H. Samuel Wilhelm 
Kasur®) und vergangenen Dienstag, den 28. September, um 3/, auf 5 
nachmittags ist nach einer langwierigen Krankheit im Herrn selig 
entschlafen der löblichen Unität wohlverdienter Senior und hie- 


44) Benjamin Vigilantius (F 28. Mai 1729) als Pastor in Heyers- 
dorf, hatte scit dem 10. März 1685 in Frankfurt studiert. 

45) Samuel Wilhelm Kasur (+ 25. Aug. 1732) als Pastor in 
Krokow. Er stammte aus Ohlau und hat seit dem 18. Mai 1687 
in Frankfurt studiert, 1692 war er für Schwartow ordiniert worden, 
1717 von hier nach Krokow gegangen. 
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siger polnischer Prediger David Cassius. Wir haben nun itzo in 
Großpolen und Preußen keinen Konsenior. Denn der gewesene 
Konsenior H. Christian Sitkovius, hiesiger Oberprediger, ist in 
der letzten Synode zum Senior erwählt worden. Er bekommt 
nun die Inspektion über die großpolnischen und polnisch-preu- 
Bischen Kirchen völlig. Unser ältester H. Senior, der Königl. preu- 
Bische Oberhofprediger D. Daniel Ernst Jablonski, ist in seinem 
hohen Alter vielen gefährlichen Zufällen unterworfen und wird 
vielleicht nicht lange mehr leben. Bei Gelegenheit bitte ich mir 
Nachrichten aus von Ihrem Landes- und Kirchenzustande, in- 
gleichen das Regimentbüchlein. Was das kommen wird, erstatte 
mit Dank. Wie befindet sich der Herr Archidiakonus Ottius? Bitte, 
einen freundlichen Empfehlungsgruß an ihn abzulegen. Gott er- 
halte ihn gesund bei munteren Leibes- und Gemütskräften. Wer 
lebt noch von der geehrten hohen Familie des sel. H. Joh. Konrad 
Escher im Wullenhofe, die uns und unserer Kirche große Wohl- 
taten erwiesen? Gott segne das hohe Haus dafür mit zeitlichem 
und ewigem Segen! Bitte einen freundlichen Empfehlungsgruß an 
dies Haus abzulegen. Ich wünschte wohl zu vernehmen, was sie 
an Ehrenämtern bekleiden. Lissa, den 30. September 1734. Bitte 
um Verzeihung, daß mit diesem behelle und in Eil bei Licht etwas 
konfus geschrieben, weil die Gelegenheit morgen früh nach Leipzig 
abgeht. 


14. Das reformierte Ministerium an die Züricher Geistlichen. 


(Ausführlicher Dank für die erwirkte Beisteuer und Bitte 
um ferneres Wohlwollen.) Ob wir zwar ein mehreres uns auszu- 
bitten vor Schamröte und Furcht, einer großen Unverschämtheit 
beschuldiget zu werden, uns nicht unterstehen sollten, so werden 
doch alle Bedenken durch unsere nicht nur anhaltenden, sondern 
auch anwachsenden Notdurften wider unseren Wunsch und Willen 
überwunden, und wir genötigt, zu tun, was uns selbst wehe tut. 
Die kostbaren, von unseren Verfolgern uns gemachten Prozesse, 
die zwar durch den Tod des Königs unterbrochen, aber nicht ge- 
endigt worden, haben uns durch ihre so schweren und nicht mehr 
erträglichen Unkosten ganz erschöpft. Und da wir auch zu Friedens- 
zeiten unter uns selbst das, was zu unserer Rettung und Erhaltung 
erfordert wird, nicht aufbringen können, so kann es jetzt und 
künftig so viel weniger geschehen, da durch die Kriegslasten die 
Menschen außer Stande gesetzt werden, der Kirche beizuspringen. 
Denn die Truppen haben nicht nur den vorhandenen Vorrat ver- 
zehrt, sondern auch schwere Geldsummen erpreßt und hiermit das 
Vermögen vollends ausgesaugt, dessen wir zu den jetzigen Zeiten 
am benötigsten wären. Denn wenn eine neue Regicrung sich wird 
festgesetzt haben und wir bei ıhr Schutz und Freiheit für unsere 
Kirchen werden suchen wollen, wird dazu wiederum der bei solchen 
Gelegenheiten unentbehrliche nervus rerum gerendarum in gutem 
Gewichte erfordert werden. Wir Ärmsten aber wissen nicht, wie 
wir ihn zusammenbringen sollen. Lissa, den 13. Dezember 1734. 


15. Senior Sitkovius an den Kanton Bern. 


Von Ew. Iixzellenzien haben die Herren Vorstcher unserer 
reformierten Gemeinde allhier in Lissa ein sehr gnäliges Schreiben 
vom 10. März d. J. erhalten, darinnen Ew. Exzellenzien eine für die 
reformierten Kirchen in dem Großherzogtume Litauen im Jahre 
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1732 gesammelte mildreiche Kollekte 4) von 727 Fl. an sie diri- 
gieren und von ihnen eine gehörige Quittung verlangen. Weil aber 
dfese Vorsteher keine weitere Administration haben als nur über 
die hiesige Lißnische reformierte Gemeine, haben sie sich nicht 
unterstehen können, sich der Sache anzunehmen, mir aber indessen 
übergeben, Ew. Exz. von der Lage der polnischen und litauischen 
Kirchenverfassung einige gehorsame Nachricht zu geben, daß 
nämlich die reformierten Kirchen in dem von uns ziemlich ent- 
fernten Litauen mit unserer Unität, die sich nur allein über die 
reformierten Gemeinden in Großpolen und polnisch Preußen er- 
strecket, nicht zusammenhängen, sondern ihre besondere Ver- 
fassung und Senioren haben. Daher darf unsere Unität sich das 
Recht nicht anmaßen, solche Kollekte in Empfang zu nehmen 
und darüber zu quittieren, zumal es uns auch nicht bekannt ist, 
von wem eigentlich diese Liebessteuer und für welchen Zweck 
sie gesucht worden. Aus ihren überschickten Bittschreiben oder 
Vollmacht wird es aber unschwer zu ersehen sein. Ew. Exz. habe 


4s) Kiejdany, den 7. Juli 1732, hatten die litauischen Refor- 
mierten um eine Liebessteuer nach Zürich geschrieben, als der 
Kapitän der polnischen Armee Viktor Albrecht Lupichius, ein 
geborener Schweizer, in seine Heimat zurückging, und ihn um 
Beförderung des Gesuches und seine Befürwortung gebeten. In 
einem kurzen Memorial faßt dieser Lupichius, der lange in Polen 
und Litauen als Offizier gestanden hatte, die Drangsale der Evan- 
gelischen dahin zusammen: | 

„1. Allen reformierten Edelleuten ist die Aktivität oder so- 
zusagen das regimentsfähige Bürgerrecht untersagt und benommen, 
daß also keiner von ihnen mehr die geringste Civilcharge im König- 
reiche besitzen, auch bei keinem Reichstage als Nuntius gebraucht 
werden kann, es sei denn, daß er die römisch-katholische Religion 
annehme und seiner für sich und seine Nachkommen absage. 
2. Wenn die Kirchen wegen der Einkünfte und Güter mit den be- 
nachbarten Edelleuten in Streitigkeit geraten, so haben sie sich 
weniger oder gar keiner Justiz zu getrösten, indem kein refor- 
mierter Pfarrer vor einem Tribunal erscheinen, viel weniger Klage 
anbringen darf. 3. Keine Kirche kann und soll ausgebessert werden 
bei Lebensverlust derer, so sich hierzu gebrauchen lassen oder es 
betreiben wollen. 4. Haben auch sämtliche Feldherren einen Eid 
abgelegt, keinen protestantischen Offizier zu befördern, welches 
ich leider selbst mehrmal erfahren müssen, und die befindlichen 
nach und nach abzuschaffen. 5. Kann ein reformierter Prediger 
nur verkleidet sich auf die Reise begeben, wenn er nicht sein Leben 
riskieren will, von jedem Bauer tot geschlagen zu werden, deren 
Exempel genug anzuführen wären. Von anderen und mehreren 
Artikeln zu geschweigen. Die Gelder nun, so die Kirchen benötigt, 
- sind hauptsächlich zur Besänftigung der Bischöfe und vieler, ja 
aller Gesandten, die Mäuler damit zu stopfen, damit sie auf dem 
Reichstage nicht so das Kreuzige, Kreuzige schreien und statt 
dessen etwa zu Gunsten der Kirchen einen Artikel der Konstitution 
des Reichs einverleibt werde, bis etwa die künftigen Zeiten die 
völlige Freiheit herstellen möchten.“ 20 Jahre später suchten die 
Litauer von neuem in Zürich Hilfe. Im Februar 1754 sehen wir 
deshalb in Zürich den Wilnaer Pastor Johann Büttner und den 
Rektor Alexander Monkiewicz aus Kejdany. 
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deshalb hiermit untertänig ersuchen wollen, uns von der Beschaffen- 
heit dieser Kollekte, wem und wozu sie eigentlich bestimmt ist, eine 
mehreres Licht zu erteilen, damit wir wissen, wohin diese Gelder 
zum Empfang sollen angewiesen werden. Da wir auch benach- 
richtiget worden, daß die Summe bereits in Berlin an den H. Geh. 
Rat Bachelle gezahlt worden, so wird sie von da am bequemsten 
über Königsberg, wo die Herren Litauer einen Prediger haben, 
an behörigen Ort befördert werden können, wenn deshalb von 
Ew. Exz. erst nähere Ordre wird eingelaufen sein. 


Es könnten auch Ew. Exz. ohnmaßgeblich dieser Kollekte 
wegen an den H. Oberhofprediger Jablonski die nötige Nachricht 
ergehen lassen, mit dem die litauischen Senioren zu korrespon- 
dieren pflegen. Hingegen ist die Korrespondenz durch Polen wegen 
des verderblichen Krieges jetzt nicht praktikabel. Das Geld würde 
auch bei uns nicht sicher sein, da ein jeder, was er nur kann, außer 
Landes flüchtet und rettet. Indessen freut es uns herzlich, daß 
unsere lieben Glaubensgenossen in Litauen zu ihrem großen Trost 
bei den jetzigen allgemeinen bedrängten und gefährlichen Zeiten 
eine so hoch schätzbare Wohltat erhalten, davor Ew. Exz. auch 
wir untertänigen Dank sagen und von dem allgenugsamen Gott 
mit inbrünstigem Seufzen viele reiche Vergeltung wünschen. 


Was sonst unsere eigene Unität betrifft, so sind wir die ver- 
flossenen vier Jahre von Ew. Exz. und den sämtlichen reformierten 
Kantonen mit ciner sehr gnädigen Beisteuer in unserer Diirftig- 
keit unterstützt worden. Unsere Danksagung hierfür, aber auch 
zugleich unsere durch die anhaltende und vermehrte große Not 
abgedrungene Bitte um eine gütige Fortsetzung dieser hohen Wohl- 
tat wird Ew. Exz. dieses Jahr hoffentlich sein zu Händen kommen. 
Welche gnädigst zu berücksichtigen wir Ew. Exz. um so viel 
brünstiger und wehmütiger anflehen müssen, weil wir in unserer 
hiesigen Stadt und ganzen Gegend durch das verderbliche Kriegs- 
feper in einen gar erbärmlichen Zustand gesetzt worden sind. 
Gott weiß, welch größerer Gefahr sie noch künftig ausgesetzt sein 
dürfte. Nachdem nämlich die Stanislaische polnische Armee sich 
unserer Gegend genähert hatte, überfiel sie die in unserer Stadt 
damals liegenden 300 Mann von des Generalmajor Sibilskı Regiment. 
Von ihnen sind im ersten Anlauf einige erschossen, die übrigen 
aber aufgelöst und meist alle gefangen und darauf in Dienst ge- 
nommen worden, wobei unsere liebe Stadt durch die polnischen 
Soldaten, die sich von ihren Offizieren nicht zurückhalten ließen, 
großen Teils ausgeplündert worden, wodurch viele Familien in 
große Armut versetzt worden. Solches geschah den 28. Februar 
dieses Jahres. Von der Zeit an hat gedachte Armee in die 18 000 
oder 20 000 Mann stark in unserer Stadt und ganzen hiesigen 
Gegend an der Grenze in die drei Wochen lang auf Diskretion 
gelebt, wodurch Städte und Dörfer ganz ausgezehret worden, bis 
sie wieder vor den Sachsen gewichen und sich weiter nach Polen 
zuriickgezogen.*’) Da wir nun zur Rettung und Erhaltung unseres 
Gottesdienstes in unserem Vaterlande schwere Unkosten werden 
machen müssen, aus uns selbst aber bei diesem allgemeinen Ruin 
weder Rat noch Hilfe zu hoffen, so befinden wir uns in der 


47) Über Lissas Bedrängnis 1735 vergl. Bickerich, Aus dem 
Posener Lande, 1908, S. 296. 
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äußersten Verlegenheit, wofern auswärtige Glaubensgenossen sich 
unserer nicht erbarmen. Ew. Exz. bitten wir daher demütigst, 
auf unsere letzt eingesandten untertänigen Bittschriften ein 
gnädiges Auge zuwerfen, auch sie anderen hochlöblichen reformierten 
Kantonen bestens zu empfehlen, davor Gott Dero sehr hoher Lohn 
sein wird. Lissa, den 20. April 1735.48) 

16. Senior Sitkovius an den Antist Neuscheler. 

Da ich auf mein Schreiben keine Antwort erhalten habe, habe 
ich mir um Ew. Hochw. teure Person viele bekiimmerliche Ge- 
danken gemacht. Nachdem aber der H. Konrad Escher der Altere 
auf letzter Leipziger Michaelismesse von der Eidgenossenschaft 
eine Fortsetzung der Unterstützung, nämlich 211 T 8 Gr., wie- 
wohl ohne Briefe mitgebracht, habe mit herzlicher Freude ver- 
nommen, daß Ew. Hochw. durch die Gnade Gottes noch am 
Leben, welches der Herr unseres Lebens auf viele Jahre zu seiner 
Kirche Trost verlängern wolle. Von Dero Ergehen und Gesund- 
heit aber ist mir nichts gemeldet worden. Der große Gott lasse 
es nach Wunsch sein. Nach dem von unserem sel. H. Senior Cassio 
hinterlassenen Verzeichnis sind von anfang; gemeldetem hoch 
schätzbaren Subsidio folgende Summen an uns übermacht worden: 

1732, den 28. Febr. ...... ... 108 T. 16 Gr. 
1732, den 21. Okt. .......... 125 T. 16 Gr. 
1733 in der Jubilatemesse .... 111 T. 8 Gr. 
1736, in der Michaelismesse .. 211 T. 8 Gr. 


Summa .... 557 T. 

Ew. Hochw. statte hiermit nomine publico ganz gehorsamen 
Dank ab... 

Unser Zustand ist leider sehr gefährlich. Ohngeachtet so vieler 
angewandten Mühen und Unkosten und empfangenen Ver- 
sprechungen von dem königlichen Hofe und dem russischen Ge- 
sandten haben wir dennoch, Gott sei es geklagt, auf dem Pazifi- 
kationsreichstage einen solchen StoB bekommen, daß hierdurch 
der Grund zu unserem völligen Ruin gelegt wird, wofern der All- 
mächtige nicht ins Mittel tritt. Denn folgende Konstitution wider 
die Dissidenten ist eingerückt worden: ,,Dissidentibus tamen in 


48) Von der Zupraner Julisynode 1735 wenden sich die Super- 
intendenten Michael Reczynski, David Rymwid, Jakob Gordon, 
Petrus Balcerowicz, der Notar der Synode Jakob Inglis, ihr Di- 
rektor Michael Wolk, Fahnrich des Starodubschen Kreises, und 
Kasimir von Ottenhaus an Konig Friedrich Wilhelm mit der Bitte 
um Unterstützung: ,,Der evangelische Adel ist durch die ver- 
derbliche Kriegsflamme, durch ungerechte Prozesse und durch 
AusschlicBung von den Ämtern ganz ausgesogen. Mehr als 
20 Kirchen in den ehemaligen Radziwillschen Gütern leiden Not, 
da ihren Predigern und Schulbediensteten ihre ex fundatione ge- 
hörigen Salarıa schon etliche Jahre vorenthalten werden, daß sie 
nur von der Barmherzigkeit guter Herzen oder vielmehr durch 
ein Wunderwerk göttlicher Gnade noch leben. Verschiedene 
andere Kirchen können nicht unterhalten werden. Die wütenden 
Kriegsvölker haben bei ihren Durchzügen viele evangelischen 
Prediger durch abgepreßte schwere Geldsummen an den Bettel- 
stab gebracht, verschiedene, die das Geforderte nicht aufbringen 
können, gebunden weggeschleppt.“ 
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religione christiana tam in regno quam in magno ducatu Lituaniae 
pacem iuxta antiquas confoederationes et praecipue iuxta consti- 
tutionem anni 1717ac securitatem bonorum, fortunarum et aequali- 
tatis personarum cavemus, ita tamen ne inter nuntios cquestris 
ordinis in comitiis neque in tribunalibus et commissionibus acti- 
vitatem itemque ne conventus suos seu conventicula legibus vetita 
habeant neque ad Officia regni et magni ducatus Lituaniae, pala- 
tinatuum, terrestria, castrensia salvis modernis possessoribus 
admittantur neque ullam protectionem sive per se sive per mi- 
nistros apud exteros principes quaerant sub vigore legis de per- 
duellibus constitutae.‘ 

Die Worte iuxta antiquas confoederationes sollen einen guten 
Schein haben, weil durch viele alte Konföderationen und Konsti- 
tutionen die Freiheit der protestantischen Religion genugsam ge- 
gründet ist. Allein der Zusatz praecipue iuxta constitutionem 
anni 1717 stößt alles wieder um, weil diese Konstitution im vierten 
Artikel auf eine ganz ungegründete Weise gebietet, daß alle dissi- 
dentischen Kirchen, welche nach 1632 erbaut worden sind, de- 
moliert werden sollten. Und nach der oben mitgeteilten Konstitu- 
tion sind alle Dissidenten hinfüro von allen Ämtern ausgeschlossen. 
Wir sollen keine Konvente und keine Synoden halten und zur 
Erhaltung unseres Gottesdienstes keine Korrespondenz außer 
Landes führen. Das ist: wir sollen zu allem, was zu unserer Unter- 
drückung wird vorgenommen, stille sitzen und zusehen. Daß aber 
solches sollte können rückgängig gemacht werden, dazu ist gar 
keine Hoffnung, weil diese Konstitution in dem Pazifikations- 
reichstage steht, durch welchen des Königs August Majestät auf 
dem Throne ist bestätigt worden. Indessen wird es uns so viel 
mehr Unkosten verursachen, auf alle Weise sonderlich auf den 
Reichstagen zu invigilieren, daß nicht noch ärgere Schlüsse wider 
uns hervorkommen. Ew. Hochw. ersehen hieraus unseren er- 
barmungswürdigen Zustand, und in welcher Gefahr ich mich in- 
sonderheit wegen der Korrespondenz befinde.4*) Wir sehen weiter 
keine Zuflucht als zu dem Herrn, unserem Gotte. Der sei unsere 
Hilfe in den großen Nöten, die uns betroffen haben, und lasse uns 
vor unseren Feinden nicht gar zu Schanden werden, sondern sende 
uns eine mächtige Errettung um seines großen Namens willen! 

Zwar diejenigen Aufsätze, die bei der Wahl und Krönung des 
Königs August gemacht worden, haben ein besseres äußerliches 
Ansehen. Sie sind aber dergestalt nur mit Generalexpressionen 
gekünstelt, daß sie von den Feinden können entkräftet werden, 
und solange der obige Artikel stehen bleibt, kann uns das andere 
nichts helfen. Ich will die Stellen hersetzen. In den pactis con- 
ventis heißt es: „Et quandoquidem in illustri hoc Poloniae regno 
et Lithuanicae gentis et dominiorum eo pertinentium non pauci 
sunt dissidentes in religione christiana, exemplo igitur antecesso- 

49) Im Dezember 1735 hatte Hoffmann Weisung erhalten, 
wegen der Religionsbeschwerden der verwitweten von Golz auf 
Grünau bei dem Posener Bischof vorstellig zu werden. Am 21. Ja- 
nuar 1736 berichtete er, daß sie wohl zur kujawischen oder kul- 
mischen Diözöse gehöre. ‚Man muß sich sehr in acht nehmen, 
daß nicht bekannt werde, daß diese Frau sich an E. K. Maj. ge- 
wandt, sonst man es für ein großes Verbrechen anschen und ıhr 
eine schlimme Tür spielen dürfte”. 
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rum nostrorum, ne in posterum ex hac ratione scissiones et san- 
guinis effusiones fiant, uti vetustis confoederationibus et consti- 
tutionibus cautum est, sic aeternis temporibus observabimus non 
obstantibus quibuscunque protestationibus integra nihilominus 
in omnibus dissidentium in religione christiana pace et securitate.’ 

In des Königs Eide bei der Krönung lautet es also: ,,Pacem 

uoque et tranquillitatem inter dissidentes de religione christiana 
tuebor et manutenebo nec ullo modo vel iurisdictione nostra vel 
officiorum nostrorum et statuum quorumvis autoritate quemquam 
affici opprimique causa religionis permittam nec ipse afficiam nec 
opprimam ac ea, quae in electione nostra constituta sunt et quae 
in conventione coronationis nostrae constituentur, manutenebo 
iisque satisfaciam, “ 

Die große Kommission hier in Lissa wegen Untersuchung der 
auf den Königl. Stanislaischen Gütern haftenden Schulden ist noch 
nicht zu Ende, sondern bis auf künftig Johannis vertagt worden. 
An wen aber nach völliger Liquidierung der Schulden die Güter 
werden veräußert werden, ist noch ein Geheimnis. Lissa, den 
13. Dezember 1736. 


17. Der preußische Resident Hoffmann an seinen König. 


Bei meiner Anwesenheit in Fraustadt 5%) haben sich auch die 
polnischen und litauischen Dissidenten daselbst eingefunden, die 
in ihren Religionsbedrtickungen Erleichterung gesucht. Unter 
anderen ist der litauische Generalpostmeister Baron von Schröter 
wegen der nculichst in Wilna 5!) abgebrannten lutherischen Kirche 


50) In Fraustadt bat den 8. August Sitkovius Hoffmann um 
den authentischen Text der Wilnaer Konföderation vom Jahre 1599. 
Der russische Gesandte Baron von Kaiserling wünsche ihn zu haben. 
Den 14. September schreibt Hoffmann deshalb nach Berlin. Im 
Radziwillschen Archiv in Königsberg, das der Rat Adams ver- 
waltete, fand sie sich auch. Da sie in altrussischer Sprache vorlag, 
wurde sie von dem Königsberger reform. poln. Prediger Karkettel 
an den Landfähnrich von Starodub Michael Wolk geschickt, daß 
er sie übersetze und drucken lasse. 

51) Warschau, den 22. ja 1737, hatte Hoffmann (+ 1745 in 
Warschau) berichtet, daß die Deputierten der reformierten Ge- 
meinden in Polen und Litauen ihm geklagt hätten, die lutherischen 
Gemeinden in Litauen, besonders die Wilnaer wollten nichts zu 
den gemeinschaftlichen Lasten beitragen. Die preußische Regie- 
rung oder das samländische Konsistorium möge sie an ihre Pflicht 
erinnern. Unter dem 28. Dez. 1737 wiesen aber die Wilnaer Luthe- 
raner den wider sie erhobenen Vorwurf zurück. ‚Eben zu der Zeit, 
da nach der entsetzlichen Feuersbrunst in Wilna unser teuerstes 
Zion ganz wüst und öde liegt und wir zu unserer Rettung und zum 
Aufbau unseres Gotteshauses keinen Rat und keine Hilfe bei uns 
finden, wird wider uns so ein böses Gerede verbreitet. Wir können 
aber mit Grund der Wahrheit bekennen, daß wir mit den hiesigen 
reformierten Glaubensgenossen in geziemender Eintracht, Ver- 
traulichkeit und Liebe jederzeit gelebt und besonders mit H. Wolk, 
dem Haupte der Reformierten dieses Landes, in negotio oppressae 
religionis beständig konfceriert und gemeinschaftliche consilia 
gepflogen haben. Es kann demnach keine Kaltsinnigkeit der wil- 
nischen Gemeinde, die fast aus lauter Bürgersleuten besteht, zuge- 
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da gewesen, der sich aber an niemanden als an den russischen Ge 
sandten gewandt, jedoch, wie ich vernehme, mit schlechtem Er- 
folge, weil man die Reparierung dieser Kirche durchaus nicht zu- 
geben will, vielmehr dem Generalinstigator eine expresse Macht 
zugeordnet, die allergeringsten Verbesserungen, die vorgenommen 
würden, zu verhindern. 5?) 

Bei meiner Durchreise durch Lissa hat sich der reformierte 
Senior bei mir, auch andere Deputierte eingefunden und haben mir 
ihr Interesse empfohlen. In. Fraustadt selbst hat sich niemand an 
die fremden Ministros gemacht. Indessen scheint es doch, daß 
diesen armen Leuten einige Erleichterung geschehen wird. Denn 
erstlich haben sie ein günstiges Reskript vom Bischof von Krakau 
erhalten, worinnen ihre Kopulationen, Taufen und Begrabnisse 
auf einen gewissen Fuß gesetzt werden und womit sie sehr zufrieden 
sind. Zweitens hat ihnen der Bischof von Posen zugesagt, daß man 
bei Reparierung ihrer Kirchen in Großpolen durch die Finger sehen 
würde, wenn sie etwas auch zu den katholischen Gotteshäusern 
beitragen wollten, wozu sie denn wirklich Anstalt machen. 
Drittens scheint es, daß der Hof diesen Leuten wohl will, und ist 
ein Zeugnis hiervon der beigelegte Brief wie auch das Konzept 
eines königlichen Befehls, welches der König selbst angegeben 
haben s.ll und wodurch gewiß ein Großes erhalten sein würde, 


schrieben noch die fälschlich zugemutete Disharmonie erweislich 
gemacht werden. Vielmehr bezeugen wir vor Gott, daß uns nichts 
lieber, nichts erfreulicher sein soll, als mit den Reformierten 
in geistlicher Bruderschaft zu leben und zur Erweiterung der christ- 
lichen Zionsgrenzen alles mögliche beizutragen. Wir vermuten, 
daß der Vorwurf unsere adlıgen Herren Glaubensgenossen, die in 
verschiedenen Distrikten auf ihren Landgütern wohnen und sich zur 
hiesigen Gemeinde nicht halten, angehen möchte, weil man an 
denselben, daß sie über den Schaden Josephs in oppresso corpore 
evangelico nicht allemal gehörigen Eifer bezeuget, hat spüren 
wollen. Die reformierten Herren Adligen sind viel aktiver.“ Ein 
Schreiben Wolks vom 21. Nov. 1737 bei Wotschke, Glaubens- 
bedrückungen, S. 4. 

52) Warschau, den 21. Febr. 1739, Hoffmann: ,,Die Depu- 
tierten der evangelischen Gemeinde zu Wilna haben, nachdem sie 
über Jahr und Tag mit vieler Müh und Unkosten darum angehalten, 
endlich vor 8 Tagen ihr Kirchenprivilegium von S. K. Maj. in Polen 
bestätigt bekommen. Ich bin ihnen einigermaßen dazu behilflich 
gewesen durch meine Vorsprache bei dem litauer Unterkanzler 
Czartoryski, der die königliche Unterschrift pressiert und die 
Sieglung erleichtert. Wie nun das Privilegium an und für sıch selbst 
des Inhalts ist, daß die Gemeinde befugt, ihre Kirche zu reparieren 
und zu bauen, so sind diese armen Leute einesteils sehr erfreut, 
anderenteils aber auch verlegen, wo sie bei ihrem dürftigen Zu- 
stande die zum Bau erforderlichen Kosten hernehmen sollen, und 
bitten demnach demütigst, daß Ew. K. Maj. in Dero Landen eine 
Kollekte erlauben möchten. Ich habe die Sache mit dem hollän- 
dischen Ministro überlegt, welcher gewiß glaubt, die Generalstaaten 
werden sich zu einem Beitrag verstehen.“ Berlin, den 10. März 
1739, bewilligte der König die Sammlung. Im Dezember 1744 
bemühte sich die Gemeinde in Wilna um eine zweite Kollckte in 
Preußen. 
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wozu die armen Leute auch gute Hoffnung haben, nachdem Graf 
Brühl ihnen allen Beistand verspricht und die Methode anweist, 
wie sie verfahren sollen. Viertens hat in Fraustadt der Kron- 
kanzler Zaluski die Partei des Fraustadter Magistrats, der meistens 
evangelisch, in puncto iuris patronatus et vocationis parochi catho- 
lici wider den päpstlichen Nuntius eifrigst angenommen und ist 
deshalb einigermaßen mit ihm zerfallen. Man muß hoffen, daß 
Gott endlich sich dieser Leute erbarmen werde. Warschau 9), 
den 17. August 1737. 


18. Senior Sitkovius an den Antist Wirz. 


Die betrübte Nachricht von dem Todesfall des nunmehr in 
dem Herrn wohlseligen weiland hochw. H. Antist Neuscheler, die 
unlängst von dem H. Konsistorialrat Jablonski erhalten, ist uns 
allen so viel tiefer zu Herzen gegangen, weil wir in ihm einen hoch- 
geneigten Patron verloren haben, der für unsere bedrängten Kirchen 
recht väterliche Vorsorge getragen, wovor sein Gedächtnis bei uns 


53) Zur Ergänzung der Nachrichten, die ich gelegentlich über 
die Trübsale der Evangelischen Warschaus gegeben habe, bemerke 
ich, daß im Jahre 1719 Bischof Szembek eine Seelenliste der 
Evangelischen in der Hauptstadt hatte aufstellen lassen. Hatten 
sie bis dahin, um bei Begräbnissen nicht schikaniert zu werden, 
dem Bischof jährlich 31 Taler gezahlt, so wollte der Bischof jetzt, 
um möglichst viel aus der Gemeinde zu erpressen, für jedes Begräb- 


nis sich besonders zahlen lassen. ,,Werde mein Bestes tun, sie bei | 


ihren alten wohlhergebrachten Rechten zu erhalten,“ schrieb da- 

mals Kunheim aus Warschau unter dem 25. März nach Berlin. 
Feldprediger bei der Garde in Warschau war 1735 ff. Joh. Jakob 
Gräfe, 1742 Hofprediger in Weißenfels, dann in Dresden (+ 1759). 
Der in meiner Studie: ,,Der Pietismus im alten Polen‘ (Deutsche 
Blätter 1927, S. 440) genannte Warschauer Pastor M. Joh. Paul 
Adelung (1702 — 1759) war preußischer Gesandtschaftsprediger in 
Warschau, 1729 Pfarrer in Spantekow, 1744 in Putzar in Pommern. 
Warschau, den 12. Dez. 1739, meldet Hoffmann, daß die Evangeli- 
schen der "Hauptstadt sämtlich, jeder bei einer Strafe von 100 Du- 
katen, vor das Warschauer Konsistorium zitiert seien. ,,Sie sind 
darüber in nicht geringe Kümmernis und Bestürzung gesetzt. Den 
katholischen Bürgern ist angemutct, ihre evangelischen Bedienten 
abzuschaffen, weswegen diese eben so verlegen sind. Denn 
wenig oder vielmehr gar keine katholischen 
Subjekte sind anzutreffen denen sonder- 
lich ein Kaufmann seine Handlung anver- 
trauen kann. Wie es ablaufen dürfte, wird der künftige 
Montag ausweisen. Dic armen Dissidenten wissen sich nicht zu 
helfen und haben sich bei mir Rats holen wollen. Ich sehe das 
Ganze für eine Geldschneiderei an.“ Den 26. Dez. berichtet er, 
daß die Evangelischen noch in Ungewißheit schwebten. Der Ter- 
min sei vertagt worden. ‚Es hat das Ansehen, daß man sie ermüden 
und dadurch zwingen wolle, die Plage abzukaufen, wie bereits 
einige mit gutem Erfolg getan und welches auch nur die Absicht 
des geldgierigen Klerus sein mag." Den 23. Mai 1744 bemüht sich 
Hottmannn, dem Superintendenten Jakobi ın Preußisch Holland, 
der nach Warschau reiste, um dort das Abendmahl zu spenden, 
nieen VorspannpaB zu verschaffe n. 
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bestandig im Segen bleiben wird. Nachdem es nun dem Erzhirten 
seiner Kirche Christo Jesu in Gnaden gefallen, Ew. Hochw. zu dieser 
hohen und wichtigen Wirde in dieser Stadt und dem Kanton 
Ziirich zu erheben, habe ich es meine Schuldigkeit zu sein erachtet, 
Ew. Hochw. zu dieser höchsten Stufe in dem Hause Gottes meine 
herzliche Gratulation abzustatten,.. 

Da die schweizerische Kirche eine recht liebreiche Mutter 
so vieler bedrängten und darunter auch unserer Kirchen ist, deren 
sie sich in der Not annimmt, und der wohlselige Antist H. Neu- 
scheler uns in allen Anliegen einen freien Zutritt zu sich vergönnt - 
hat, wollen Ew. Hochw. gleichfalls erlauben, daß ich Sie als einen 
Vater angehen und Ihre hohe Gewogenheit dem armen Häuflein 
unserer unter der Verfolgung seufzenden Kirchen flehentlich aus- 
bitten darf. Durch die Vermittlung Ihres H. Vorgängers haben 
wir von der reformierten Eidgenossenschaft eine mildreiche jahr- 
liche Unterstützung zur Erhaltung der Schulen bei bedürftigen 
Gemeinden erlangt und das verflossene Jahr durch den H. Konrad 
Escher eine Gabe von 167 Fl. erhalten. Wir erkennen diese große 
Wohltat mit herzlicher Danksagung und bitten sowohl öffentlich 
als im Geheimen den getreuen Gott, daß er sämtlichen schweize- 
rischen Kirchen dieses Liebeswerk mit vielem Segen überschweng- 
lich vergelte. Da wir nun aber in einem höchst bedürftigen Zu- 
stande uns befinden, da zumal die schwachen Kollekten, die bei 
unseren armen Gemeinden jahraus, jahrein eingesammelt werden, 
zur Bestreitung so schwerer Unkosten, die wir wegen Rettung 
unseres Gottesdienstes, zur Unterhaltung eines beständigen Agenten 
in Warschau und zu Verschickungen an den Hof, auf den Reichs- 
tag und auf das Tribunal wegen vorfallender Prozesse haben, nir- 
gends zulangen wollen, ersuchen wir Ew. Hochw. demütigst, durch 
Ihr vielgeltendes Fürwort zu verschaffen, daß diese jährliche Unter- 
stützung uns ferner zuflieBe. Ew. Hochw. können versichert sein, 
daß wir nicht ohne Not mit solchen Bitten anliegen, sintemal wir 
durch unaufhörliche Gelderpressungen so ausgesogen werden, 
daß wir von uns selbst nicht imstande sind, manchen notleidenden 
Predigern und Schulbedienten den nötigen Unterhalt zu schaffen. 
Vor etwa 13 Jahren hat uns ein einziger Prozeß über 1100 Dukaten 
und ein anderer vor wenigen Jahren über 800 T. gekostet. Wegen 
einer Kirche auf dem Lande, die vor geraumer Zeit durch einen 
Wetterstrahl abgebrannt ist und nicht wieder hat erbaut werden 
dürfen, sondern der Gottesdienst bisher in dem Pfarrhause müssen 
verrichtet werden, stehen wir, weil man uns den Gottesdienst gar 
verbieten will, schon etliche Jahre in einem schweren Prozeß auf 
dem Tribunal, der viel Geld gekostet hat und noch nicht zu Ende 
gebracht werden kann. Wir schweben zwischen Furcht und Hoff- 
nung, wie er ablaufen wird. Und es geht kein Jahr vorbei, daß nicht 
die römische Geistlichkeit bald hier, bald dort die Religionsfreiheit 
einzuschränken sucht und Gelegenheit vom Zaune bricht, uns vor 
die Konsistorien zu zitieren, da wir niemals ohne kostbare Loskau- 
fungen abkommen. 

Aus solchen Umständen können Ew. Hochw. annehmen, wie 
betrübt der fortdauernde Zustand unserer Kirchen ist und mit 
welchen Seufzern und Sorgen ich mein Amt verwalten muß, da 
ich von den Gemeinden von allen Seiten um Geldhilfe angelaufen 
werde. Der große Gott sei uns Sonne und Schild und lasse sein 
Häuflein nicht gar unterdrückt werden um seines großen Namens 
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willen! Dem Hochw. H. Archidiakono Ottio bitte bei Gelegenheit 
meinen Respekt zu vermelden. Ich weiß nicht, ob ihm mein 
Schreiben das vorige Jahr mag zu Händen kommen sein. Nebst 
wiederholter Anwünschung göttlicher Gnade und Segens empfehle 
unsere Kirchen und meine Wenigkeit Ew. Hochw. andacht iea: 
Fürbitte zu Gott und beständiger väterlicher Gewogenheit. Lissa, 
den 18. Januar 5$) 1738. 

Sollten Ew. Hochw. künftig mich einer geneigten Zuschrift 
würdigen, so wird wohl H. Hans Konrad Escher die Güte haben 
und die Briefe mit Gelegenheit nach Leipzig auf die Messe beför- 
dern, oder wenn es auf der Post geschehen sollte, an den reformierten 
Kaufmann Joh. Horguelin nach Breslau einschließen. Eine imme- 
diate Adresse auf meinen Namen auf der Post nach Lissa würde 
zu viel Aufsehen verursachen. Da uns die Korrespondenz außer 
Landes als ein crimen perduellionis angerechnet wird, muß ich mit 
meiner auswärtigen Korrespondenz sparsam und behutsam sein. 


19. Senior Sitkovius an den Antist Wirz. 


Ew. Hochw. sehr liebreiches Antwortschreiben vom 25. März 
verflossenen Jahres, das den 11. Mai zu erhalten die Ehre gehabt, 
hat mich und unser ganzes Ministerium mit besonderem Troste 
erfüllt, indem es uns mit den Erstlingen Dero herzlicher Gewogen- 
heit, die wir auch aufs künftige zu hoffen haben, erfreut, sintemal 
Ew. Hochw. uns Ihrer väterlichen Vorsorge zu gnädigster Fort- 
setzung des subsidii charitativi für unsere bedrängten Kirchen 
gütigst versichert. Wie wir denn bereits den wirklichen Effekt 
dessen geniesen, da durch den H. Konrad Escher eine abermalige 
Unterstützung von 39 T. 25 Gr. von der letzten Leipziger Mi- 
chaelismesse übersandt worden, dem wir auch unsere schuldige 
Quittung hierüber eingeschickt. Ew. Hochw. danke für diese 
christmitleidend erwirkte Wohltat nomine publico und bitte den 
getreuen Gott, daß er davor Dero sehr großer Lohn sein wolle. 

Es gefällt dem großen Gott, dessen Wege oft wunderbar, doch 
stets weise und heilig sind, uns in einer beständigen Kreuzschule 
zu prüfen und in einem unaufhörlichen Kampf mit unseren Ver- 
folgern zu üben. Der Anfänger und Vollender unseres Glaubens 


54) König Friedrich Wilhelm unter dem 7. Jan. 1738 an den 
polnischen König in einem eigenen Handschreiben: ‚Mit nicht 
geringem Mitleiden und Bekümmernis vernehmen wir, daß die 
sogenannten Dissidenten in Polen wider ihre kundbaren und wohl- 
hergebrachten Rechte und Privilegien von dem hohen und niederen 
Klero auf mancherlei Weise hart gedrückt und ihr Religions- 
excrcitium auf mancherlei Wege, sonderlich durch Verbietung der 
Reparaturen ihrer Kirchen und durch unbillige Citationen vor die 
Tribunale gehemmt wird. Da sie doch in allen Stücken ais getreue 
und gehorsame Untertanen von Ew. Maj. und als redliche Mit- 
bürger der Republik sich beständig aufgeführt haben und annoch 
aufführen, ersuchen wir Ew. Maj., sie in ihren alten Rechten und 
Freiheiten zu erhalten. Und obzwar solches am füglichsten auf 
künftigem Reichstag wird geschehen können, so bitten wir doch, 
noch vorher ein kénigl. Reskript an die Herren Bischöfe, sonderlich 
den in Posen und Wilna, ergehen zu lassen, daß sie die nötigen Re- 
paraturen der Kirchen nicht hindern und verbieten, die Dissidenten 
in Kirchen und Religionssachen vor die Tribunale zu ziehen.“ 
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mache uns stark und treu, daß wir laufen durch Geduld in dem 
Kampf, der uns verordnet ist. Wegen der abgebrannten Kirche 
in Orzeschkowo haben wir uns alle Mühe gegeben, auch keine 
Unkosten geschont, um von dem Bischofe zu Posen die Freiheit, 
sie wieder aufbauen zu dürfen, zu erhalten. Es ist alles fruchtlos 
abgelaufen. Da nun der Gottesdienst in dem Pfarrhause ver- 
richtet wird, sucht die römische Geistlichkeit solches zu verhindern 
und macht uns einen Prozeß nach dem anderen, deren Unkosten 
fast nicht mehr können bestritten werden, und es bleibt bisher 
ungewiß, wie es endlich ablaufen wird. 


Im vergıngenen Jahre sind wir in eine neue Gefahr gesetzt 
wegen zweier Kirchen der dicht an einander liegenden Dörfer 
Heyersdorf und Kabel. Diese Orte liegen zwar in Polen an der 
schlesischen Grenze, die Kirchen gehören aber unter die Diözese 
des Bischofs von Breslau. Die Reformierten haben diese Kirchen 
über 100 Jahre in ungestörtem Besitze gehabt. Um den Anfang 
des vorigen Jahres aber hat der benachbarte römische Geistliche 
aus allerhand ungegründtem Vorwande wider den reformierten 
Prediger dieser Kirchen und zugleich wider die reformierte Erb- 
herrschaft derselben einen weitläufigen Prozeß vor dem Landes- 
hauptmannsgericht zu Fraustadt angestrengt. Seine Haupt- 
forderung ist, daß er die Abtretung dieser Kirchen verlangt, weil 
sie ursprünglich katholischer Fundation sind. Der Kardinal von 
Zinzendorf, Bischof zu Breslau, der von diesen Kirchen durchaus 
nicht abstehen will, hat dem erwähnten Geistlichen Vollmacht 
hierzu gegeben. Die Zitierten, weil man Gewißheit hatte, daß das 
Dekret wider sie ausfallen würde und auch nicht einmal eine 
Appellation von dem Gerichte wollte angenommen werden, haben 
es vor ratsamer gehalten, nicht zu erscheinen, sondern sich lieber 
kontumazieren zu lassen, weil von solcher Kontumazierung noch 
eher ein Regreß zu einer höheren Instanz kann geführt werden 
als von einem förmlichen Dekret, das nach Abhören der Parteien 
gesprochen wird. In solcher Kontumazierung oder Kondemnation, 
die zu dreienmalen wiederholt worden, ist über die Erbherrschaft 
poena bannitionis ex regno und über unseren Prediger poena in- 
famiae, captivationis et colli diktiert worden. Man hat endlich 
durch die russische, englische und holländische Gesandtschaft 
in Warschau Intercessionen bei dem Wiener Hofe gesucht, deren 
Wirkung zu erwarten steht. Zuletzt hat der Aktor selbst sich er- 
boten, er wolle die Sache zum Vergleich zu bringen trachten mit 
der Bedingung, daß wir die eine Kirche abträten und davor die 
andere unter einer gewissen jährlichen Kontribution vor die Frei- 
heit des Gottesdienstes behielten. Wie noch alles ablaufen wird, 
werde zu seiner Zeit melden. Indessen hat diese Sache bereits 
über 300 T. gekostet. Gott der Allmächtige sei unser Schutz und 
lasse uns nicht gar unseren Feinden zum Spott werden, um seines 
großen Namens willen! 


Vor etwa einem Jahre hat das posnische Kapitel in diesem 
Bistume bei allen protestantischen Kirchen eine scharfe Visitation 
gehalten. Da die Visitatoren allerhand Prätensionen formuliert, 
um die Religionsfreiheit immer mehr einzuschränken, hat man es 
aller Orten mit wichtigen Bescheinigungen abkaufen müssen, 
womit, wie man Nachricht haben will, die Visitatoren auf 2000 T. 
gezogen haben sollen. 
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In Erwägung dieser unaufhörlichen Drangsale und schweren 
Gelderpressungen wird es uns ein großer Trost sein, wenn wir uns 
Hoffnung machen dürfen, durch die Eidgenossenschaft ferner 
unterstützt zu werden. Ew. Hochw. ersuchen wir demütigst, mit 
Ihrer väterlichen Liebe und Vorsorge gegen unser bedrängtes Zion 
gütigst fortzufahren und unser Bestes zu suchen. Gott aber setze 
die schweizerische Kirche, die so liebreiche Mutter vieler notleiden- 
den Gemeinen, zum Segen für uns und bewahre sie als seinen Aug- 
apfel. Ew. Hochw. wolle der getreue Gott mit diesem neuen Jahre 
neue Kräfte der Seele und des Leibes verleihen und durch Ver- 
mehrung der Gaben seines Geistes zur Ertragung der schweren 
und gehäuften Amtslasten immer mehr und mehr stärken und 
unterstützen und Sie bei ungestörtem Wohlergehen zum Trost 
seiner Kirche viele Jahre bis in das späteste Alter erhalten! In- 
gleichen erbitte von dem Vater des Lichts dem H. Archidiakono 
Ott göttliche Kraft in seinem hohen Alter nebst Vermeldung meines 
gehorsamsten Respekts. Schließlich empfehle Ew. Hochw. an- 
dächtiger Fürbitte zu Gott unsere Kirchen und meine Wenlghert: 
Lissa, den 2. Januar 1739.5) 


20. Senior Sitkovius an den Antist Wirz. 

Daß auf Ew. Hochw. sehr angenehmes und trostreiches 
Schreiben vom 18. März, das den 4. Mai zu erhalten die Ehre ge- 
habt, nicht eher geantwortet, ist daher kommen, weil ich die jetzige 
Gelegenheit nach Leipzig erwarten wollen, zumal auch die ver- 
langten Nachrichten von unseren Predigern und Kirchen mit bei- 
zufügen waren. Wie denn hierbei das Verzeichnis der Kirchen 
und Prediger in Groß- und Kleinpolen wie auch in Litauen Ew. 
Hochw. gehorsamst übersende 5°), wie wohl die von Litauen vom 
Jahre 1736 sind. Sobald die Veränderungen daselbst erhalte, werde 
ich sie schuldigst tiberschicken, Diesem habe beigefügt die Reihe 
der deutschen, polnischen und böhmischen Prediger in Lissa, 
ferner der Rektoren und Lehrer in unserem Gymnasio. Ich war 
im Werke begriffen, successionem seniorum unitatis bis auf gegen- 
wärtige Zeit aufzusuchen und des Regenvolscii Nachrichten, die 
sich S. 382—392 finden, fortzusetzen. Da mir aber noch einige 
Nachrichten fehlen, muß ich es auf die nächste Gelegenheit, so 
Gott will, verschieben. 


55) Berlin, den 23. Juni 1739, König Friedrich Wilhelm, da 
er Hoffmann in Warschau eine Denkschrift des Majors von Blancken- 
stein tiber die Drangsale der Evangelischen in Polen und Litauen 
übersendet: ,,Es ist uns nicht unbekannt, wie hart und schwer 
es fällt, wegen dergleichen Sachen zu einer Linderung in Polen 
zu gelangen. Ihr habt Euch aber doch auf das Äußerste darum 
zu bemühen und allen menschenmöglichen Fleiß anzuwenden, es 
dahin zu bringen, damit das Religionswesen in Polen und Litauen, 
soweit es die Dissidenten angeht, auf den Fuß, wie es nach den 
polnischen Reichsgesetzen, pactis conventis und der Dissidenten 
Privilegien billig sein sollte, wiederum gesetzet, alle dawider ein- 
gerissenen Neuerungen abgeschafft und den ungerechten Ver- 
folgungen endlich einmal Abhilfe geschafft werde.“ 

5), Unter dem 18. März hatte Wirz um ein solches Verzeichnis, 
wie in den Actis ecclesiasticis Vinariensibus von den lutherischen 
Ministris zu lesen, gebeten. 

Schluß folgt. 


Die Verhältnisse im ehemaligen Kammer- 
departement Warschau zu südpreußischer 
Zeit von 1795 — 1807. 


Von Schriftleiter Hugo Sommer, 
früher in Posen, 


Im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin-Dahlem befinden sich 
zwei stattliche Aktenbände unter der Betitelung „Sammlung ver- 
schiedener Nachrichten über die Verfassung, Einrichtung und erste 
Administration der Provinzen Südpreußen und Neuschlesien‘‘?), 
die nach einem beigefügten Vermerke ‚im Januar 1849 von dem 
Geh. Registraturrat Pauli, ehemaligem Präsidialsekretär des 
Grafen v. Hoym, zum Geh. Staatsarchiv gegeben worden‘ 
sind. Unter diesen hochinteressanten Niederschriften, die allem 
Anscheine nach Entwürfe des Grafen v. Hoym für seine Berichte 
an den König darstellen, behandelt eine?) auch die Verhältnisse 
des ehemaligen Warschauer Kammerbezirks, und zwar ‚als Rc- 
sultate einer detaillierten Bereisung dieses Landes in den Frühlings- 
und Sommermonaten des Jahres 1797“. Es heißt darin u. a.: 


Der Bezirk „ist, im allgemeinen genommen, ein fruchtbares 
Land und nur durch eine Reihe unglücklicher Begebenheiten so 
sehr zurückgesetzt worden, daß ohne eine kräftige Aufhelfung nicht 
so bald auf den Nutzen zu rechnen sein wird, der sonst davon zu 
erwarten stehen würde. Denn die Natur hat in selbigem eigentlich 
nichts versäumt, daß es nicht durch eine werktätige Administration 
zu der Wichtigkeit, wie Schlesien und Ostpreußen, in deren Mitte 
es liegt, gebracht werden oder doch, wenn es nicht mit tätiger 
Unterstützung angegriffen werden kann, durch eine gute Leitung, 
obwohl später zu einem größeren Grade der Vollkommenheit, und 
in dieses Verhältnis gelangen könnte. 


Bei einer bisher nur stattgehabten mittelmäßigen Kultur und 
einer höchstens zweidritteiligen Bevölkerung, die es zur Bear- 

1) R.7C. Nr. la. 

2) Vol. I, Bl. 108—125. 
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beitung seines Grund und Bodens haben sollte, ist dennoch die 
Getreideausfuhr von Bedeutung gewesen... 

Es hat freilich wenig innere Konsumtion, da... daselbst der 
Verbrauch des Landmanns an Brot und Pferdefutter weit geringer 
ist, als er in besser bevölkerten, bloß Ackerbau treibenden Ländern 
_ zu sein pflegt, wo der Landmann teils besser lebt, teils aber auch 
seinem Zugvieh bessere Pflege gibt.‘ 

Dazu ist zu bemerken, daß Getreidebau und Viehzucht 
sowie der damit verbundene Handel die Hauptgrundlagen des 
Landeswohlstandes in Polen bereits während des 16. Jahrhunderts 
gewesen sind. Für den Getreidehandel hatten Gewohnheit und 
Praxis auf die Wasserstraße der Weichsel verwiesen; die Warthe 
kam nicht in Betracht, weil sie in deutschen Ländern mündete, 
wo dieser Handel mit zahlreichen und schweren Zöllen belastet 
war. Deshalb wurde alles Getreide nach Danzig gebracht, wo es 
wegen der großen Mengen aber nicht wettbewerbsfähig war. 

In der Niederschrift des Ministers heißt es dann weiter: 
„Gleichwohl ist dabei de unverhältnismäßig große 
Verwendung des Getreides zu Branntwein 
nicht außer Betracht zu lassen, welches in den von schiffbaren 
Flüssen entlegenen Gegenden fast den einzigen Verbrauch aus- 
macht. Diese Gegenden sind jetzt noch sehr viele; man kann beinahe 
das ganze Petrikausche Departement dahin rechnen... Der 
Feldbau kann unmöglich einen Grad von Vollkommenheit 
erlangen, wenn die Produkte keinen unbeschränkten Absatz und 
solche Preise erhalten, daß der Landmann so viel erübrigt, um den 
zur Verbesserung der Produktion erforderlichen Einwand davon 
machen zu können.“ Schuld an diesen Zuständen hatten die beiden 
Bauerngesetze der Jahre 1543 bzw. 1573, die die Bauern voll- 
kommen rechtlos gemacht und dem Adel Sonderrechte sowie eine 
derartige Macht verschafft hatten, daß nach einem Ausspruche 
des berühmten Jesuitenpredigers Peter Skarga ‚der Bauer unter 
dem Adel, wie das Korn unter dem Mühlstein‘“ war. 

Graf v. Hoym schrieb deshalb: ‚Dies ist besser als alle Aus- 
fuhrprämien und das einzige wahre Mittel, die Kultur sehr hoch 
zu heben und die Exportation wenigstens zu verdoppeln, ohne 
Gefahr zu laufen, den eigenen Bedarf zu entbehren. Aus diesem 
Gesichtspunkte ist die Wichtigkeit der freien Exportation 
des Getreides für dieses Land, das jetzt gar keine anderen 
Produkte in den Handel zu bringen und so viele fremde Artikel zu 
bezahlen hat, folglich der äußersten Erschöpfung entgegen eilt, 
und den großen Vorteil, den die Schiffbarmachung seiner Flüsse 
in die dadurch mögliche überaus nutzbare Wasserkonnexion her- 
vorbringen können, zu beurteilen hat Ein Dritteil des Landes 
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kann sein Getreide nur als Branntwein benutzen, verliert es folglich 
als Handelsgewinn und verdirbt die Moralitat der so zahlreichen 
Klasse des gemeinen Landmannes, der dadurch zugleich allen 
Trieb zum Fleiß verliert. Zwar wird der Ackerbau von den 
Eingeborenen mit vielem Fleiß getrieben;... von allen anderen 
Besserungsmitteln weiß der dortige Landmann noch nichts.“ 
Diese Behauptung bewies Graf v. Hoym folgendermaßen: 
„Es ist fast nirgends eine Spur zu treffen, daß man den häufigen 
Mergel der überall entdeckten Kalkbrüche, selbst den fetten 
Schlamm, der mitten in den Feldern liegt, zur Düngung gebraucht.“ 
Der Minister meinte damit den nach den großen Ausuferungen der 
Weichsel auf den überschwemmten Ackerflächen zurückgebliebenen 
Schlamm, der ohne Verwendung blieb und doch von einsichtsvollen 
Landleuten als bequemstes wie billigstes Düngemittel zugleich 
hätte benutzt werden können, indem er teilweise auf die nicht der 
Überschwemmung ausgesetzten Ackerschläge hätte geschafft 
werden müssen. Er fährt dann fort: ,,... Kame noch ein all- 
gemeinesAckerbausystem, eine Einteilung in drei 
oder vier Felder nach Maßgabe des Bodens, eine Feldpolizei hinzu, 
so ist überzeugend gewiß, daß im ganzen zwei Körner mehr ge- 
wonnen werden müßten. Dies würde ungefähr die doppelte Ex- 
portation, die bei der jetzigen Kultur stattfindet, ausmachen, ohne 
an den dadurch beförderten inneren Wohlstand, vorzüglich auch 
an die davon abhängende Vermehrung des Viehstandes zu denken.‘ 


Damit kommt Graf v. Hoym auf die Viehzucht und den Vieh- 
handel zu sprechen. Hierzu ist vorweg zu bemerken, daß beides 
nicht bloß die Bauern, sondern auch die Bürger in den kleinen 
Städten 3) getrieben haben, und nach dem Urteile des Ministers 
gab es in ganz Südpreußen ja „nur zwei Städte, die den Namen 
verdienen, Warschau und Posen‘ nämlich. Der Handel mit Vieh 
und den Nebenprodukten vollzog sich aber auf den Landstraßen, 
und das Vieh aus Polen war auf den Märkten Schlesiens sowie des 
Innern von Deutschland immer außerordentlich willkommen. Im 
Lande hatte allerdings der polnische Adel seine Latifundien zur 
Viehzucht verwendet und es durchgesetzt, daß bei der Ausfuhr 
von Vieh ein Zoll erhoben wurde, der den zwölften Teil des vollen 
Wertes eines Tieres ausmachte. Diesen hohen Zoll hatte er aber 
nur unter der Bedingung bewilligt, daß er selbst davon nicht bloß 
für seine Zucht, sondern auch für das gekaufte Vieh frei war, das 
er mit seinem eigenen Getreide fütterte. Alle von den polnischen 
Königen in den Grenzstädten ihres Landes angesetzten Viehmärkte 
hatte ferner der Adel auch nur unter der Bedingung gestattet, daß 


3) Im 19. Jahrhundert noch Ackerbürger im Posener Lande. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f. Polen. Heft 15. 1929. 8 


114 | Hugo Sommer. 


fremde Kaufleute noch außer auf diesen Märkten Mastvieh auf- 
kaufen und zollfrei nach Deutschland bringen durften. Diese Ver- 
hältnisse, die über zwei Jahrhunderte bestanden hatten, darf man 
nicht übersehen, wenn man die Lage zur südpreußischen Zeit richtig 
beurteilen will. 

Graf v. Hoym meinte: „Der Viehstand ist nicht bloß für 
den Kultivateur, sondern auch für den Manufakturisten und Kauf- 
mann von der größten Wichtigkeit, und in diesem Lande, die 
Schweinezucht ausgenommen, außer allem Verhältnis 
zurückgekommen. Denn sowohl der Rind- und Schaf- 
viehbestand ist... unverhältnismäßig gering, und nur, wenn eine 
ordentliche Förderung eingeführt und eine gesunde Brachhütung 
gewonnen wird, Kann man auf Vermehrung und Veredlung des 
Schaf- und Rindviehstandes rechnen...“ Zu diesem Behufe 
machte der Minister folgenden Vorschlag: ‚Der große Adel hätte 
meistens weitläufige Besitzungen in der Ukraine usw. und verzehrte 
das Geld, das er für sein Vieh einnahm, in Warschau. Eine der 
vorzüglichsten Gelegenheiten zur Rindviehzucht gibt es an den 
Flüssen, woselbst die vorhandenen großen Brüche zu den herr- 
lichsten Weiden für das Rindvieh umgeschaffen werden 
könnten.“ Wie man sieht, wandelte Graf v. Hoym in den be- 
währten Bahnen Friedrichs des Großen, und er schlug darum weiter 
vor: „Podolisches Rindvieh würde sich am besten für 
anzulegende Zuchten schicken, weil es am leichtesten und für 
wohlfeile Preise zu haben ist; es verseucht aber sehr leicht und ver- 
mehrt die Gefahr. Demungeachtet hat man an der Pilica ange- 
fangen, eine Mittelgattung von gewöhnlichem und podo- 
lischem Landvieh anzuziehen...“ 

Nachdem der Minister noch auf die Futterkräuter 
kurz zu sprechen gekommen ist, worüber er berichtet: „Bis jetzt 
sieht man vom Anbau. des Klees, der Luzerne oder andrer be- 
währter Futterkräuter fast keine Spur, und sogar die Wicke, als 
grünes Futter, wird vermißt‘‘ — fährt er fort: „Manche Gegenden 
qualifizieren sich nicht für die Schafzucht, wohl aber für die 
Rindvieh- und Pferdezucht, welche beide letztere 
auf eine sehr hohe Stufe dürften gehoben werden können, so daß 
man nicht allein das Bedürfnis fürs Land zu befriedigen, sondern 
auch selbst den altländischen Provinzen große Herden abzulassen 
imstande sein würde... 

Der Schafstand könnte nach Verhältnis noch weit höher 
gehoben werden, wenn die zweckmäßigen Mittel dazu angewendet 
würden... Die Waldhütung, wovon die Schafe jetzt größtenteils 
subsistieren, ist immer das allerschlechteste Mittel und nur fähig, 
eben das meist nur vorhandene schwache Vieh und äußerst 
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schlechte Wolle hervorzubringen. In Gegenden an der Weichsel 
wird die Stammwolle zu 32 Warschauer Pfund um 3 Taler verkauft, 
woraus sich schon schließen läßt, daß ein solches Schaf kaum den 
sechsten Teil eines niederschlesischen bringen kann, ohne an ihre 
unverhältnismäßig geringere Anzahl zu denken. 

Sobald diese beiden vorztiglichsten Vieharten, Rind- und 
Schafvieh, in das zur Landwirtschaft gehörige richtige Verhältnis 
gebracht werden, ist die Vermehrung des Düngers eine natürliche 
Folge, und der Ackerbau wird ergiebiger ohne besondere Kosten...‘ 


Im weiteren befaßt sich der Bericht des Ministers mit der 
Regulierung der Wasserläufe, bezüglich deren er 
„durch Verschaffung der großen und kleinen Vorfluten‘“ den Gras- 
wuchs als „wichtigen Teil der Landwirtschaft‘ zu heben und 
„wahrscheinlich auch bald einträglich genug gemacht‘ zu haben 
vermeinte, um ‚den Bedarf von Pferden anzuziehen und dafür 
nicht mehr Geld in das heutige Ausland zu schicken“. 


Er schließt seine Ausführungen im Hinblick auf die Stadt 
Warschau folgendermaßen: ‚Es bliebe nichts mehr zu 
wünschen, als aus Warschau, welches allerdings der Luxus hervor- 
gebracht und nicht weiter erhalten kann, einen Handelsort 
zu machen, wozu dessen Lage, sobald die Weichselschiffahrt ver- 
bessert würde, sehr günstig wäre, und es ist auch in der Tat für die 
Staatsadministration ein schr großer Gewinn, in einem Produktions- 
lande, welches außerdem gar keine Städte hat, die den Namen 
verdienen, eine solche Stadt, wenn sie auch nur bloß als Mittelpunkt 
der Konsumtion betrachtet wird, und noch dazu auf fremde Un- 
kosten zu unterhalten; und dieses würde der Fall sein, sobald 
Warschau die Freiheit erhielte, mit allen Produkten aus den 
russischen und österreichischen Anteilen zu allen Zeiten seewärts 
Handel und wiederum dahin fremde Fabrikate debitieren zu können. 
Der inländische Handel würde dabei nicht verlieren, vielmehr 
mittelbarerweise gewinnen, da sich nach und nach inländische 
Artikel den ausländischen würden substituieren lassen, selbst die 
Frachten etwas Beträchtliches austragen und unsere Seeplätze 
durch Ausfuhr und Durchgangshandel sehr gewinnen werden.‘ 

+ * 
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Ein andrer Bericht im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin- 
Dahlem über die Verhältnisse des Warschauer Kammerbezirks 4) 
rührt von dem Ministerv.d.Schulenburg-Kehnert 
her, der seine Reiseeindrücke Ende des Jahres 1801 in einer für 
den König bestimmten Denkschrift niedergelegt hat. Die Aus- 


4) Gen.-Fin.-Kontr. L VIII, 61. 
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führungen beider Minister, die zeitlich also nicht zusammenfallen, 
regen ob ihrer überaus eingehenden und noch heute interessanten 
Darstellung der vorgefundenen Zustände zu einem Vergleiche an. 
Dem Berichte sei u. a. folgendes entnommen: 

„Nach den letzten Tabellen beträgt die Volksmenge 
im Warschauer Kammer-Departement 352 330 Menschen mit 
Einschluß des Militärs und hat sich gegen das Vorjahr um 
12 064 Köpfe vermehrt. Auf den Flächeninhalt des Departements 
verteilt, gewährt sie auf die Geviertmeile über 1612 Bewohner, 
wovon in den Städten 14 und auf dem platten Lande 6 auf eine 
Feuerstelle treffen... 

So vorteilhaft hierbei auch die Geburtsverhältnisse 
im Vergleich mit andern Ländern sind, indem sich ergibt, daß im 
Warschauer Kammer-Departement der 18. bis 19. Mensch im Ver- 
hältnis zur Volksmenge geboren ist, so wenig günstig sind die Re- 
sultate aus den Sterbelisten. Im Warschauer Kammer-Departement 
wurde nach den letzten Tabellen der 22. Mensch ein Raub des 
Todes... Der Grund dieser großen Sterblichkeit liegt 
in den Mißverhältnissen, in der Lage, dem Erwerbe und der 
Lebensart der unteren Volksklasse. ... Daher traf denn auch das 
Los der Sterblichkeit vorzüglich die nicht an Ausdauer in solchen 
Verhältnissen gewöhnte Jugend...‘ 

Nachdem die Bevölkerungsbewegung behandelt ist, geht der 
Bericht auf die Kultur ein, die „nur sehr langsam“ fortschreitet. 
Als Ursachen hierfür gibt er an: ,,a) wirkliche Unkunde in der 
Ackerbestellung und Viehwartung, welche sich sowohl bei großen 
als kleinen Ackerbesitzern zeigt °)... b) Unordnung in Einteilung 
der Felder und bei der Beackerung... c) sparsame und fehlerhafte 
Düngung, womit der schlechte Vehstand in Verbindung steht. 
Die Viehzucht ist in keiner Rücksicht beim Ackerbau ange- 
messen, und das Vieh, was gezogen wird, gewöhnlich schlecht. 
Daß die Pferdezucht nicht bedeutend ist, soll mit in der Leichtig- 
keit seinen Grund haben, sich aus dem Russischen und Galizischen 
mit jungen Pferden zu versorgen. Die Ursachen der schlechten 
Rindviehzucht sind, außer den gehabten Kriegen und Unruhen 
und außer den geherrschten Viehseuchen, die zum Teil durch den 
Durchtrieb des ukrainischen Viehes, das auf der langen Reise dazu 
besonders empfänglich wird, hereingeschleppt werden, hauptsächlich 
die ganze Unwissenheit und Indolenz in der Vieh- und Wiesen- 
wirtschaft und durch die harte Behandlung und Vernachlässigung 


6) Bezüglich der Viehwartung herrschte, wie mein GroB- 
vater als Landwirt im Kreise Samter erzählte, vor 80— 100 Jahren 
z. B. sogar noch beim poln. Gen. v. Kurnatowski auf Pozarowo 
diese Unkenntnis. 
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des Viehes. Die Wiesen sind fast überall in einem schlechten 
Zustande; auf ihre Reinigung sowie auf Grabenziehung wird nicht 
gehörige Aufmerksamkeit verwandt, und sonstige Kultur derselben 
durch Düngung scheint man nicht zu kennen. Daher bei wenig 
oder gar nicht getriebenem Kleebau steter Mangel an 
Winterfutter... Die Schweinezucht ist fast der 
einzige Zweig der Viehnutzung, welcher mit Eifer getrieben wird...“ 

Weiter befaßt sich dieser Bericht auch mit den Gesund- 
heitsverhältnissen und sagt über die Stadt Warschau 
folgendes: ,,... In Warschau sucht man durch das Lazarus- 
Hospital gegen das venerische Übel Hilfe zu leisten, und da dieses 
Hospital lediglich für venerische und krätzige Kranken bestimmt 
ist, so daß auch Kranke dieser Art vom Lande dahin geliefert 
werden, so verdient solches um so mehr einer günstigen Er- 
wähnung... Auch das besser dotierte Institut für Kranke und 
Elende, womit zugleich ein Findlingshaus verbunden ist, und 
welches das „Kindlein Jesu‘ genannt wird‘,... hat Mängel, die 
der Minister bei seiner „Anwesenheit in Warschau selbst gerügt‘‘ hat. 

Auch dieser Bericht tritt dafür ein, ‚die Stadt Warschau in 
Rücksicht des Handels für Ausland zu erklären“, weil ‚viel 
Konterbande nach Warschau eingeschwärzt wird‘. Allerdings 
würde „bei Realisierung jenes Vorschlag Warschau mit dem 
abgeschnittenen Teil der Ort sein“, um nun ,,von hier aus die 
Konterbande weiter nach dem Preußischen übergehen‘ zu lassen. 
Hiergegen ließen sich nach Ansicht des Ministers aber „doch eher 
Maßregeln ergreifen‘. Ferner wirft der Bericht die Frage auf, „ob 
es nicht vorteilhaft sein würde, sodann eine Messe in 
Warschau zu etablieren, welche den Umständen nach zweimal 
oder öfter im Jahre gehalten würde“. 

Man gewinnt beim Lesen dieser stummen, aber doch auch 
wieder so beredt sprechenden Zeugen aus längst vergangenen Tagen 
den Eindruck von der Umsicht der preußischen Beamten, die mit 
ihrem Scharfblicke alles durchdrangen und sogar die im ersten 
Augenblicke unbedeutend erscheinenden Verhältnisse einer Be- 
trachtung für wert erachteten. Allenthalben spürt man die wohl- 
meinende Fürsorge für die neuerworbenen Landesteile heraus, um 
diese wirtschaftlich zu fördern und zu heben, und man erkennt 
aus den Berichten die Tüchtigkeit des preußischen Berufsbeamten- 
tums, dieser zweiten Säule und Stütze des Staatswesens, die den 
Umsturzmächten der Neuzeit so unbequem erscheint, 

$ + 


* 
Wenn man beim Studium der alten Aktenfaszikel sitzt, so wird 
man ganz unwillkiirlich an Friedrich den Großen erinnert, der 
bereits als Kronprinz im Jahre 1736 in seinen „Betrachtungen 
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über den gegenwärtigen Zustand des europäischen Staatensystems‘“ 
u. a. folgendes schrieb: „Es gibt kein besseres Mittel, sich eine 
genaue und richtige Idee von den Dingen, die in der Welt ge- 
schehen, zu machen, als sie in Vergleichung zu stellen, in der 
Geschichte Beispiele aufzusuchen. Zwichen ihnen und den 
Begebenheiten, die in unseren Tagen geschehen, muß man 
eineParallele ziehen, um so ihre Beziehung aufeinander und 
ihre Ähnlichkeit zu bemerken. Nichts ist würdiger für die mensch- 
liche Vernunft, nichts lehrreicher und nichts geschickter, unsere 
Einsichten zu bereichern.‘“ 

Gerade die deutsche Geschichtsschreibung der neuesten Zeit 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, in diesem friederizianischen Sinne 
die Dinge zu betrachten und auf Grund des überkommenen Akten- 
materials, das eine der reichsten Fundgruben für den gewissen- 
haften Forscher unserer Tage bietet, klare Bilder vergangener Zeit- 
abschnitte herzustellen, die dann ganz von selbst zu Vergleichen 
anregen. 

Aus einem Berichte des südpreußischen Ministers v. Voß 
vom 28. Juli 1798 an den König) ersehen wir, daß die Ver- 
hältnisse im damaligen Kammer-Departement 
Warschau viel zu wünschen übrig ließen, daß vor allem „sich 
die niederen Volksklassen in tiefem Unfrieden und moralischem 
Verfall befänden.“ Es handelte sich dort ‚um wesentliche 
Fehler der ehemaligen Staatsverfassung’’ und um einen „auf- 
fallenden Mangel an zweckmäßigen Erziehungs- 
anstalten“, wozu ein späterer Bericht vom 29. April 1803 
auch „ungenügende Beaufsichtigung, fehlende Straf- und 
Besserungsanstalten‘“ rechnet. So schwebten z. B. während der 
Jahre 1797 bis 1800 im Warschauer Kammer-Departement 
„743 Kriminalprozesse, und davon betrafen ?/ lauter Raub- und 
Diebstähle‘“, welche Zahl ein krasses Licht auf den Kulturstand 
wirft. 

Zur Durchführung der Ordnung und Sicherheit 
gehörte die bewaffnete Macht, deren „Zusammensetzung aus 
lauter Polen mancherlei Bedenken, weil ihre Gesinnung leicht ver- 
dorben würde,‘ erregte. Die Offiziere waren „teils Deutsche, teils 
Polen, doch erstere nicht immer die besten Elemente‘. Dazu kam 
ein schlecht geordnetes Serviswesen für die mittleren und die 
Unterbeamten, die ,,notgedrungen der Bestechung zugänglich“ 
waren. Besonders nachhaltig sind de Klagen über die 
Juden gewesen, von denen durch die Teilung Polens viele brot- 
und geschäftslos geworden waren, was sie zu Gesetzesübertretungen 


6) Geh. St.-Arch. Berlin-Dahlem, Reg. 89, Nr. 120a. 
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reizte. Der Geh. Oberfinanzrat Klewitz, der unter dem Minister 
v. Voß Kriegs- und Domänenrat im Südpreußischen Provinzial- 
Departement war, hatte zwar bereits wegen der endlichen Ordnung 
des Judenwesens wiederholt an die Kammer verfügt und sein 
Befremden darüber geäußert, „daß die Juden sich, statt zu 
vermindern, sogar vermehrten‘. Im Jahre 1799 war nach einem 
Berichte des Warschauer Polizeipräsidenten „eine Menge junger 
reisender Juden“ nach Warschau gekommen, die ‚alle ohne Um- 
stände zurückgewiesen‘‘ worden waren.?) Die jüdische Zuwandrung 
aus Rußland in den Warschauer Bezirk hatte ihren Grund in der 
Tatsache, daß es sich in Preußisch-Polen besser leben ließ, als im 
russischen, und weil ‚diese Leute stets eine gute Witterung fürs 
Geschäft gehabt haben“. 


+ % 
* 

Der staatswissenschaftliche Bericht über das Warschauer 
Departement vom Jahre 1805, der infolge der Mobilmachung erst 
am 2. August 1806 abgeschlossen worden war, bietet einige lehr- 
reiche Zahlen über die Bevölkerungszahl, die sich auf 
394 226 gegen 388 139 Seelen im Vorjahre stellte; davon wohnten 
in den Städten 126 298, auf dem Lande 264 928 Personen, wobei 
die männliche Bevölkerung 206 189, die weibliche 183 037 betrug. 
Juden waren 35 254, d. h. 76 weniger als im Vorjahre, vorhanden; 
ihre Vermindrung fand ‚ihren Grund wahrscheinlich in den er- 
schwerten Heiraten“. An Klostergeistlichen sind 
686 Personen aufgeführt, darunter 414 Mönche, 111 Laienbrüder, 
131 Nonnen sowie 30 Laienschwestern nebst Novizen. Von 
90 359 Kantonspflichtigen waren nur 288 eingestellt worden. 

Wenden wir unsern Blick auf die Landwirtschaft, 
so war der Körnerertrag im ganzen gut gewesen; dagegen klagt der 
Bericht über das ‚weite Zurückbleiben des Obstbaus“, eine Er- 
scheinung, die z. B. unter den polnischen Bauern der Provinz Posen 
sogar noch bis indie achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts selbst in 
den an Schlesien angrenzenden Dörfern beobachtet werden konnte, 
so u.a. in Gußwitz, Wydartowo, Sowiny, Laszczyn, Gerlachowo usw. 
Der Obstbau erfordert bekanntlich viel Mühe und Arbeit, 
wenn er lohnend und gewinnbringend werden soll; allein eine solche 
sorgfältige und immerhin mühsame Tätigkeit lag dem polnischen 
Bauern früher nicht, war es doch für ihn leichter und bequemer, 
den ersten besten Pappel- oder Weidenast in den Dorfstraßengraben 
zu stecken, ihn sich voll Feuchtigkeit saugen zu lassen und ihn 
sodann kurzerhand in ein schnell geschaufeltes Loch zu 


7) Gen.-Dir. Südprß. 1, Nr. 14, Vol. I. 
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stecken, wo er ohne alle weitere Pflege allein wuchs und bald als 
Brennholz abgeästet werden konnte. Nur in der Gegend von 
Warschau machte der Obstbau damals einige Fortschritte. 

Der Bericht des. Ministers v. Voß spricht auch vom Steigen 
der Getreidepreise durchweg, und bezeichnet diese Er- 
scheinung als eine Folge der schlechten Ernte, gibt auch ferner 
diese letztere sowie die häufigen Viehkrankheiten als die Haupt- 
ursache des Ausfalls bei dem Viehstandean. Es waren nämlich 
bei einer Gesamtzahl von 547 603 Stück 23 896 weniger als im 
Vorjahre gezählt worden, was daher rührte, daß der Landmann 
„sein Vieh aus Mangel an Futter verkaufen oder schlachten‘ hatte 
müssen. Bezüglich der Pferde ist bemerkt, daß „später im 
Jahre eine Menge zur Mobilmachung gebraucht worden war", für 
die nämlich 943 Stück erforderlich gewesen waren. Betreffs der 
Schafzucht wird nur mitgeteilt, dab der Wollgewinn sich 
gegen das vorige Jahr verstärkt habe. Dagegen ließ sich „über die 
Forstnutzung nichts Wesentliches bemerken“. 

Der Gesundheitszustand der Bevölkerung war 
„im ganzen so gut, als er bei dem so sehr veränderlichen Klima 
und bei der Lebensweise der meisten Eingeborenen sein konnte‘. 
Von wirklichen Epidemien war der Warschauer Kammerbezirk 
wie die ganze Provinz Südpreußen verschont geblieben; jedoch 
war die „Zahl der an den Pocken Verstorbenen noch sehr groß“, 
obwohl die Schutzpockenimpfung immer beliebter wurde und 
im Jahre 1805 ‚eine Menge Kinder geimpft“ worden war.®) Von 
den sonstigen Todesursachen erwies sich „die Lungensucht als 
die häufigste‘, und die Russen hatten ,,Nerven- und Faulfieber 
mitgebracht“. 

Die sittliche und die Geistesbildu ng machten bedauer- 
licherweise „nur langsame Fortschritte, weil die Masse der Nation 
zu sehr zurück“ war und die Schulen, wie der Bericht hervorhebt, 
„erst auf künftige Generationen wirken“ konnten. Die litera- 
rischen Erzeugnisse waren im Jahre 1805 gering und in ihrer Mehr- 
zahl in polnischer Sprache erschienen. Das deutscheThea- 
ter hatte seine Vorstellungen einstellen müssen; es müssen wahr- 
scheinlich bereits im Jahre 1800 besonders schwierige Verhältnisse 
obgewaltet haben, indem die Posener Kriegs- und Domänen- 
kammer unterm 5. August genannten Jahres auf den Vorschlag 
des Theaterdirektors Bogusławski, bemerkte: „Warschau und 
Posen sind nicht von der Beschaffenheit, daB jede Stadt ein 


8) Der englische Arzt Jenner hatte die erste Schutzimpfung 
zwar im Jahre 1796 vollzogen, scine Schrift hierüber aber im 
Jahre 1798 veröffentlicht, die 1799 ins Deutsche übersetzt wurde, 
so daß die Sache damals noch ziemlich neu war. 


Die Verhältnisse im ehem. Kammerdepartement Warschau. 121 


besonderes Theater in beiden Spachen soutenieren kann‘. Bogu- 
stawski, der nämlich in Warschau spielte, bemühte sich zu jener 
Zeit um ein „Generalprivileg für deutsche und polnische Auf- 
führungen in ganz Südpreußen‘, und er hatte ferner die „Erlaubnis 
erbeten, in Warschau, Kalisch, Lowicz und Posen allein Redouten 
und Maskenbälle‘‘ veranstalten zu dürfen, wofür er sich anheischig 
gemacht hatte, einen „jährlichen Kanon von 600 Talern‘‘ zu zahlen. 
Der Hauptgrund für den schwachen Zuspruch der deutschen 
Vorstellungen lag an dem Publikum, das ,,bei seiner Vorliebe 
zur Nationalsprache und seinem Hange zur Gallomanie‘ den 
Direktor ohne Unterstützung ließ; der Kaufmannsstand ließ 
polnische, der Adel dagegen französische Theaterstücke aufführen. 
Im Gegensatze hierzu hob der amtliche Jahresbericht hervor, 
das „polnische Theater besteht fort, und einige Zeit trat auch eine 
französische Schauspielergesellschaft mit Beifall und Gewinn auf“. 
Was die Industrie anbelangt, so erwies sich die Erzeu- 
gung als äußerst unbedeutend; es war im Laufe des Jahres 1805 
im ganzen Warschauer Kammerbezirke auch nicht eine Fabrik 
von Bedeutung angelegt worden. Die Schiffahrt auf der 
Weichsel hatte einen Rückgang zu verzeichnen gehabt. 
Bezüglich dr Finanzverwaltung gewinnt man den 
Eindruck, als habe der Minister v. Voß im Jahre 1804 dem Könige 
einen vielleicht zu günstigen Bericht einsenden wollen, demzufolge 
sich ein Überschuß von 374 000 Talern ergab. Noch am 8. Juli 1806 
reichte der Minister die Kassenabschlüsse für Südpreußen für 
das Wirtschaftsjahr 1805/06 ein, denen zufolge an die Disposi- 
tionskasse 39 122 Tir. 18 Gr. 1 Pfg. abzuliefern waren; es erwies 
sich dieser Betrag freilich als ungleich geringer als im vorher- 
gegangenen und im Normaljahre. Wie aus dem letzten Etat für 
Südpreußen?) zu ersehen ist, war nach dem Zoll- und Konsum- 
tions-Steueretat sämtlicher Spezialämter der Deputation zu War- 
schau die Einnahme des Haupt-Land-Zollamts auf 
100 000 Taler angesetzt, der eine Ausgabe an Gehältern, für Schreib- 
materialien und Bonifikation nebst Extraordinarium mit zusammen 
12 422 Tir. 11 Gr. 7 Pfg. gegenüberstand, so daß mit einem Über- 
schuß von 87 577 Tir. 12 Gr. 5 Pfg. gerechnet wurde. Im Haupt- 
Konsumtions-Steueramt waren folgende Einnahmen 
vorgesehen: An Tranksteuer 54000, Schlachtsteuer 82 180, 
Schlachthausabgaben 8800, Strafen 20 Taler, was zusammen 
145 000 Taler ergibt und uns gleichzeitig eine Kenntnis von den 
damaligen indirekten Steuern vermittelt. Alle 
Ausgaben zusammen waren hier auf 14 496 Tir. 7 Gr. veranschlagt, 


%) Geh. St.-Archiv Berlin-Dahlem, Nr. 51, Gen.-Kontr. 
Vol. VII. Anhang, 
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so daß mit einem Überschusse von 130503 Tir. 17 Gr. gerechnet 
wurde. Hält man den Überschuß von 87577 Talern bei dem 
Haupt-Land-Zollamte die Schlußsumme des Haupt-Militär- 
Kassenetats für Warschau für das Jahr 1806/07 entgegen, 
die 84 311 Tir. 6 Gr. 2 Pfg. beträgt, so ersieht man, daß die Kosten 
für die doch immerhin nur geringe Friedensbesetzung von Warschau 
allein fast diesen gesamten Überschuß verschlangen. Zieht man 
nun gar erst sämtliche Garnisonorte des Warschauer Kammer- 
bezirks in Betracht, so kommt man gar bald zu dem Grunde für 
die Abnahme der Überschüsse, indem z. B. der Haupt-Militär- 
Kassenetat für Warschau vom Jahre 1799/1800 bis 1806/07 
ein Anwachsen von 5189 Tir. 10 Pfg. aufzuweisen hatte. Immerhin 
darf man jedoch von einem langsamen Gedeihen der 
Finanzen sprechen, weil seit dem Normaljahre ja sowohl 
die etatsmäßigen Einnahmen wie auch das etatsmäßige Ablie- 
ferungsquantum sich ganz ansehnlich erhöht hatten.!t) 

Der Minister v. Voß hatte im Jahre 1805 eine ,,siidpteuBische 
Departements-Bereisung‘‘ unternommen und dem Könige darüber 
am 22. Juni seinen Bericht erstattet. Er hob darin besonders 
die Fortschritte inder Bodenkultur hervor, die ihren Grund 
darin hatten, daß in der Urbarmachung des Warschauer: Bezirks 
„die Landbesitzer rühmlichst dem Beispiele, welches die könig- 
lichen Domänen gewährten‘, folgten. Auch der ‚sonst unruhige 
und umherirrende Adel beginne auf seinen Gütern seßhaft“ 
zu werden, suche seine Verhältnisse zu bessern und finde in dem 
gesteigerten Ertrage den Lohn für seinen Fleiß. Der Bericht 
enthält u. a. folgende bemerkenswerte Sätze: „Bei der Gewandt- 
heit und Aktivität der Polen ist die Provinz auf dem Wege, Fort- 
schritte in der Kultur zu machen, durch die sie bei der Zuträg- 
lichkeit ihres Bodens bald manche der älteren Provinzen hinter 
sich zurücklassen werde.‘ 

Die ‚allgemeinere gute Stimmung der Nation für die Landes- 
regierung zeugt für die zunehmende Aufklärung über den wahren 
Vorteil der Nation und über die Wohltätigkeit der Verfassung, 
unter der selbige jetzt lebt.‘‘!!) Der Minister erhoffte einen Aus- 
gleich zwischen Polen und Deutschen, jedoch erst in der dritten 
Generation (?!). 


* * 
x 


Sehr lehrreich ist eine Betrachtung über das Steuer- 
weseninderehemaligen Provinz Südpreußen, 
die aus den Landschaften Großpolen und Masowien bestand. 


10) Südprß. Tit. I, Nr. 12a, Vol. III. 
11) Rep. 89, Nr. 120a. 
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Wie sah es nämlich damit zur Zeit der Teilungen Polens aus? 
Damals zahlten sowohl Stadt wie Land eine Grundsteuer, und 
zwar die Städte und die Dörfer die sogenannte Rauchfangsteuer 
(podymne) nach einem bestimmten Tarife, ferner die sämtlichen 
Güter des platten Landes die ofiara (Opfer, Spende), die 10% 
des Ertrages für die adligen und städtischen, sowie 20°, für die 
geistlichen Güter betrug. Eine städtische Akzise, jenes weitver- 
zweigte indirekte Steuersystem, die die Städte in Preußen zu tragen 
hatten, kannte man im alten polnischen Reiche nicht, vielmehr gab 
es hier bloß eine Trank- und Schlachtsteuer. Überdies war in Polen 
der Tabakhandel Regal, dagegen nicht das Salz; mithin herrschten 
hierin die umgekehrten Verhältnisse, wie in Preußen. Nach einer 
steuerlichen Zwischenwirtschaft wurde auf den Drang der Ver- 
hältnisse hin in Südpreußen, also auch im Warschauer Kammer- 
bezirke, eine Steuerverfassung eingeführt, die in höchst origineller 
Weise aus preußischen und polnischen Bestandteilen zusammen- 
gesetzt war. 


Was die Rauchfangsteuer betrifft, mit der die 
gesamte, nicht dem Adelstande angehörige Bevölkerung belegt 
war, so war sie im Jahre 1775 nach der ersten Teilung Polens 
unter Aufhebung veralteter Bestimmungen neu eingerichtet 
worden!2). Ihr waren sämtliche Grundstücke in den Städten und 
Dörfern mit Ausnahme der von den Mönchen selbst bewohnten 
Klostergrundstücken, der Brauereien in den Städten, der Schmieden, 
Malzdarren und der Ziegeleien in den Dörfern unterworfen, und 
zwar zahlte jedes Dorf in den ehemals großpolnischen Wojewod- 
schaften für jeden Rauchfang je 7 poln. Gulden (= 3.50 Mark), 
während die größeren Städte 6 bis 12 poln. Gulden (= 3 bis 6 Mark) 
für den Rauchfang je nach der Lage und der mehr oder weniger 
massiven Bauart zahlten. „Die Schwäche des ganzen Systems 
lag‘‘, wie Geh. Archivrat Prof. Dr. Warschauer?) schreibt, „darin, 
daß der Rauchfang als Schätzungseinheit zwar für die Tarifauf- 
stellung eine bequeme Handhabe bot, aber, aus einer früheren 
Kulturepoche herübergenommen, in neuerer Zeit nicht mehr 
als gerechte Norm für die wirklichen Einnahmen vom Grund 
und Boden gelten konnten“. Für Südpreußen berechnete man 
diese Steuer auf 187 104 Taler 8 Groschen. Der Adel nahm an 
dieser Steuer nur insoweit teil, als für jeden Adelshof nur ein 
Rauchfang versteuert wurde. 

Die sogenannte ofiara, die eigentliche Adelssteuer war 
„erst im Jahre 1789 als ein dem Vaterlande in seiner Bedrängnis 


12) Vol. leg. VIII, S. 133. 
13) Das Jahr 1793. Posen 1895, S. 236/37. 
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gebrachtes, patriotisches, ewiges Opfer zur Verstärkung des Heeres‘“ 
vom polnischen Reichstage beschlossen worden. Sie stellte sich 
als eine Einkommensteuer von dem Gesamtertrage des starostei- 
lichen, geistlichen und adligen Grundbesitzes dar und war pro- 
zentual abgestuft, hielt aber einer genauen Prüfung nach den 
preußischen Besteuerungsgrundsätzen noch weniger stand, als 
die schon behandelte Rauchfangsteuer. Denn sie war im wesent- 
lichen auf die Erklärungen der Steuerpflichtigen gestützt mit 
der viel zu wenig umschriebenen Bestimmung, daß nur feste und 
sichere Einnahmen zu berücksichtigen seien, wodurch man das 
Belieben des einzelnen als die oberste Norm seiner Ertragserklärung 
hinstellte. Vor etwa 40 Jahren ist von Korzon in Warschau ein 
Entwurf der ‚Koäquationskommission‘‘ aufgefunden worden, 
die am 5. März 1790 eingesetzt worden war, dessen Durchführung 
allerdings dem polnischen Staatsschatze geholfen und eine gerechte 
Verteilung der ofiara bewirkt hätte. Als Preußen von den polnischen 
Landesteilen Besitz ergriff, bestand diese Steuer mit all ihren 
von den Polen selbst erkannten Mängeln. 


Durch Patent vom 12. Februar 1797 wurden die beiden Steuern 
beibehalten und endgültig als die beiden Teile des Grund- 
steuersystems in Südpreußen bestätigt, nachdem 
das versuchte Klasseneinteilungsgeschäft sich als ‚eine der Haupt- 
ursachen der immer weiter greifenden Unzufriedenheit‘‘ heraus- 
gestellt hatte und mit Recht zu der Hauptursache der polnischen 
Revolution vom Jahre 1794 gezählt worden war. Der Minister v. Voß 
betonte vergebens!#): ‚Der jetzige Zeitpunkt war der richtige, 
vielleicht der einzige, in jedem Falle aber der, wo mit der meisten 
Beschleunigung die Klassifikation ausgeführt werden konnte. 
Die Gefahr einer neuen Erschütterung des staatswirtschaftlichen 
Systems konnte nicht besser vermieden werden, als wenn jetzt 
gleich mit der offenbar vorhandenen Revolution in der ganzen 
Verfassung Südpreußens auch die neue Verfassung kumuliert 
wurde.‘“ Ausweislich des, Etats für das Haupt-Konsumtions- 
Steueramt zu Warschau vom Jahre 1806/07 wurden z. B. an 
jahrlichem Grundzins für zwei Schlachthäuser 416?/, Taler, an 
Rauchfangs- und Servisgeldern für diese Häuser 10 Tir. 15 Gr. 
gezahlt. 1 
Neben der Grundsteuer kannte das preußische Steuersystemi 
jenes Zeitabschnittes nur noch den Servis, die Abschoßgelder und 
die von den Juden gezahlte Kopfsteuer; in polnischer Zeit war 
im gleichen Sinne, wie der preußische Servis, ein Winterquartier- 
geld (die hyberna) erhoben worden, wie ebenfalls auch eine Juden- 


14) Geh. St.-Archiv Berlin-Dahlem, Gen.-Dir. Südprß. I O. 88a. 


Die Verhältnisse im ehem. Kammerdepartement Warschau. 125 


kopfsteuer bereits bestanden hatte. Allein weder Winterquartier- 
noch Servisgelder wurden erhoben, vielmehr begnügte man sich 
„mit den Opfern, die die nicht unbedeutende Naturaleinquartie- 
rung den Einwohnern des Landes auferlegte‘‘. Dagegen wurde 
der AbschoB, d. h. eine Vermögenssteuer von Summen, die 
nach dem Auslande gingen (gabella emigrationis et hereditaria), 
.anstandslos erhoben, indem diese kaum ,,nennenswerte Einnahme“ 
an die Domänenkassen floß,!?) wie ein Reskript des Generaldirek- 
toriums vom 14. September 1775 bestimmte. 


Was die Judensteuer anbelangt, so war diese auf dem 
polnischen Reichstage vom Jahre 1764 neu geordnet worden und 
verblieb unter der preußischen Herrschaft mit geringen Abände- 
rungen, bis endlich durch das ,,Generaljudenreglement für Süd- 
und Neuostpreußen‘ vom 17. April 1797 eine Neuordnung des 
Judenwesens eintrat, durch das ‚die Judenschaft eine Steuer- 
verfassung erhielt, die aus polnischen und preußischen Elementen 
zusammengesetzt war“. 


Was die Monopole anbetrifft, so wurde das in Polen seit dem 
Jahre 1775 von der Kronschatzkommission verwaltete Tabaks- 
monopol abgeschafft und erst mit Verfügung vom 28. Septbr. 
1798 auch eine Besteuerung des inländischen Tabakbaues ange- 
ordnet. — Das Lotterieregal bestand in Polen erst seit 
dem Jahre 1768 und war in der letzten Zeit durch die Schatz- 
kommission selbst gehandhabt worden. Sofort wurde die Ein- 
führung der preußischen Klassenlotterie beschlossen und das 
gerade „in Südpreußen ziemlich verbreitete Spielen in auswärtigen 
Lotterien‘‘ verboten.!®) 


An Verbrauchssteuern fand die preußische Verwaltung in 
Südpreußen schon etwas vor, nämlich Steuern auf Vieh und geistige 
Getränke: Bier, Branntwein sowie Met. Die Schlachtsteuer 
war in Polen erst im Jahre 1789 eingeführt worden, und zwar in 
Form einer Lederabgabe, wurde jedoch am 24. Mai 1791 wieder 
aufgehoben und dafür eine eigentliche Schlachtsteuer eingeführt; 
sie wurde nur in den Städten gezahlt, während die Landbevölkerung 
einen Zuschlag zur Rauchfangsteuer entrichtete. Im Gegensatz 
zu dieser ganz jungen Steuer war die Tranksteuer eine der 
ältesten Abgaben in Polen, und sie hatte ,,jahrhundertelang eine 
der hauptsächlichsten Finanzquellen des Landes‘ gebildet. Eigent- 
lich war sie eine Doppelsteuer, indem sie sowohl von der Herstellung 
als czopowe (Zapfengeld) wie auch von Ausschank als szelazne 


15) St.-Archiv Posen, Südprß. Zeit D. 25, Vol. II. 
16) Wie vor, Südprß. Zeit D. 25, Vol. II. 
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(Schillingsgeld) erhoben wurde.!?) Wei] aber schon zu polnischen 
Zeiten diese Steuern vom platten Lande ,,in der Form von pro- 
zentualen Zuschlagen zu den Grundsteuern‘“ erhoben wurden, so 
war es leicht, nach preuBischem Muster Stadt und Land voll- 
kommen voneinander zu trennen und die Schlacht- und Trank- 
steuer nur für die Städte anzuordnen, indem man bezüglich der 
Höhe der Steuersätze ‚alles so viel als möglich in statu quo“ be- 
ließ.) Nach dem Haupt-Konsumtions-Steueretat vom Jahre 
1806/07 für Warschau beliefen sich z. B. die Einnahmen an Trank- 
steuer auf 54 000, an.Schlachtsteuer auf 82 180 und an Schlacht- 
hausabgabe auf 8800 Taler. 


Mit Bezug auf die Zölle hoffte die Handhabung der preu- 
Bischen Verwaltung die Einnahmen erhöhen zu können, zumal in 
den letzten Jahren der polnischen Zeit eine große Unordnung bei 
deren Erhebung eingerissen war. Leider wurden so außerordentlich 
beschwerliche Binnenzölle geschaffen, die erst im Jahre 1806 auf 
Betreiben des Ministers Frhrn. von Stein aufgehoben wurden. 
Selbst die kleinen polnischen Zollzuschläge, als pobör woznicy 
(Fuhrmannssteuer), Wagegeld, skladnie (Niederlagsgeld), opo- 
wiednie (Ansagegeld) und die Visa, wurden beibehalten, ebenso 
die ausnahmsweise hohen Zölle auf ausländische Getränke, wie 
denn auch die besonderen Bestimmungen für russische Waren 
beibehalten wurden. 

Wie man sieht, hatte die Anordnungsarbeit für das Steuer- 
weseninSüdpreußen „im Verhältnis zu der altpolnischen 
Verfassung des Landes einen recht konservativen Charakter, war 
dagegen in einem gewissen Sinne revolutionär gegenüber den 
Steuerverhältnissen der alten Provinzen. Darin aber liegt gerade 
ihre Bedeutung für die preußische Steuergeschichte überhaupt, 
daß sie zum ersten Male mit dem altpreußischen System in der 
Praxis brach, und wenn auch nicht das von Struensee zunächst 
geplante Ideal verwirklichte, so doch die wesentlichsten Nach- 
teile der preußischen Akzise vermied.“ 

Zieht man in Betracht, wie beträchtlich sich die Verwal- 
tungskostendes Landes gegen die polnische Zeit erhöht 
hatten, welche großen Beträge für die verschiedenen Verbesserungs- 
zwecke aufgewendet werden mußten, so ist urischwer zu erkennen, 
daß die neue Provinz für den Preußischen Staat keine finanzielle 
Stärkung bedeutete. Denn der schon weiter oben erwähnte Haupt- 
Militar-Kassenetat 1%) stellte sich allein für die Stadt Warschau 


17) Vol. leg. VII, S. 457 und S. 627, VIII. S, 144. 
18) Geh. St. Archiv Berlin-Dahlem, R 89. 4 J. 
19) Etats für Südprß. Nr. 51 Gen.-Kontr. Vol. VII, Bl. 170. 
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mit Praga für das Jahr 1806/07 gegen das Normaljahr auf 5189 
Taler 10 Pfg. höher. 

Schließlich ist es sehr lehrreich, auch noch einen Blick in den 
Zoll- und Konsumtionsetat für sämtliche Spezial- 
ämter der Deputation zu Warschau zu werfen. Darin sind ebenfalls 
für das Jahr 1806/07 die Einnahmen an Zollgefällen beim Haupt- 
Zollamt mit 99 900 Talern und 100 Talern an Strafen vorgesehen 
gewesen. An Ausgaben standen gegenüber für: Gehälter 11 660 
Taler, Schreibmaterialien 619 Taler, Bonifikation 1?/, Taler, Extra- 
ordinarium 141 Taler, 18 Gr. 8 Pfg., mithin zusanımen 12 422 Taler, 
11 Gr., 7 Pfg., so daß sich ein Überschuß von 87 577 Talern, 12 Gr., 
5 Pfg. ergab. Demnach blieben für andere Zwecke lediglich 3266 
Taler, 6 Gr., 3 Pfg. verwendbar. Jedoch gewinnt die Sache ein 
etwas anderes Bild, sobald man den Haupt-Konsumtions-Steueretat 
betrachtet, der in der Einnahme mit 145 000 Talern, in der Ausgabe 
mit bloß 14496 Talern, 7 Gr. abschließt und somit einen Über- 
schuß von 130503 Talern 17 Gr. aufweist. Allein man vergegen- 
wärtige sich hierzu die Unkosten für die sämtlichen übrigen Garni- 
sonorte neben Warschau, worauf man zu dem Endergebnis kommt, 
daß der Preußische Staat aus der Erwerbung Südpreußens damals _ 
gar keine finanziellen Vorteile zog, sondern im Gegenteil aus den 
Überschüssen seiner andern Provinzen noch eine beträchtliche 
Zubuße für die neue Provinz zu leisten genötigt war. 


* = 
% 


Weiter seien noch das Polizeiwesen und die da- 
maligen Zuständein Warschau selbst einer Betrach- 
tung unterworfen. Nach der Besitznahme Warschaus im Jahre 
1795 durch die preußische Regierung wurde die Leitung dieser 
Stadt von zwei Körperschaften ausgeübt, nämlich durch den 
Stadtmagistrat, der die Verwaltung. besorgte, und durch den 
Justizmagistrat, der die Rechtsprechung handhabte. Es kamen 
jedoch dabei „Fälle vor, wo man über die Zuständigkeit der ein- 
zelnen Sache Zweifel hegen konnte‘. Das Verwaltungswesen wie- 
derum gliederte sich in zwei Teile, nämlich in den der Magistrats- 
und den der Polizeiangelegenheiten, welch letztere eigentlich nur 
eine Nebenabteilung der ersteren bildeten. Erster Stadt- und 
Polizeipräsidentwar vom Jahre 1795 anv. Werthern, 
der im April 1799 wahrscheinlich dem Typhus erlag und durch 
eine K.-O. Friedrich Wilhelms IIl. vom 23. April 1799 in dem bis- 
herigen Major und Kommandeur des Inf.-Regts. Ruits Nr. 8, 
v. Tilly, der in Warschau seinen Standort hatte, einen Nach- 
folger erhielt. Über seine Person heißt es in der erwähnten Kabinetts- 
order: ,,...mir der dort in Garnison stehende Major v. Tilly als 
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dazu vorzüglich gerühmt worden ist... so habe ich ihm diese 
Stelle conferiert...‘“ Tilly hat sich in seiner Beamtenstellung 
zahlreiche Versdienste erworben. 

Die Zustände in der ehemaligen Hauptstadt Polens lieBerr 
sehr viel zu wünschen übrig, wie aus einem Berichte des Ministers 
v. Voß an den König vom 28. Juli 1798 hervorgeht. Es handelte 
sich nämlich ‚dort um wesentliche Fehler der vormaligen pol- 
nischen Staatsverfassung, um Verwirrung und Anarchie, die so 
häufig daraus entspringen, um die Ohnmacht und Erschlaffung 
einer von allen Seiten beschränkten und oft zerrütteten Regierung, 
die Kraftlosigkeit der Gesetze, die Unvollkommenheit der Justiz, 
die Unsicherheit des Eigentums und selbst der Person und schlieB- 
lich um den Mangel an zweckmäßigen Erziehungsanstalten‘“. 
Wie man zugeben mußte, herrschte zwar änßerlich Ruhe; doch 
waren „Diebstähle und Verbrechen an der Tagesordnung. Selbst 
Räuberbanden trieben ihr Unwesen“, meistens handelte ‚es sich 
um Eigentumsvergehen‘“. Wer die Sinnesart des gemeinen 
polnischen Mannes kennt, den nimmt dies nicht Wunder; denn 
bei aller Unwissenheit versteht er doch in dieser Beziehung einen 
feinen Unterschied zu machen, der sich in der landläufigen Redens- 
art kundgibt: ‚On nie ukradł, tylko wziął“ (d. h. er hat nicht 
gestohlen, sondern bloß genommen). Im Zusammenhange damit 
wieder sagte der deutsche Bauer mit Bezug auf die Stehlsucht der 
Polen: „Kannst du beten, so bleibst du hier, kannst du’s nicht, 
so kommst du mit mir!“ | 
Die vorstehend im Berichte des Ministers angedeuteten Quellen 
dieses Übels sind in den Akten eingehend dargestellt. Dagegen 
heißt es über de Bewohner Warschaus: „Ein großer 
Teil des höheren Adels behauptete seine national-polnische Gesin- 
nung; doch vermochte er nur im Stillen zu wirken und wurde 
scharf überwacht. Die Bürger neigten zunehmend mehr auf preu- 
Bische Seite, welche Ordnung und Sicherheit erstrebte unter 
einer zwar schroff bürokratischen, aber doch wohlwollenden Ver- 
waltung.“ Dies letztere Moment haben die meisten Polen leider 
nicht einzusehen vermocht und immer nur die schroffe Seite heraus- 
gefühlt, und daher datierte der unauslöschliche Haß gegen den 
alten preußischen Polizeistaat, der in den Novembertagen des 
Jahres 1918 sein Ende fand. Daß die heutige polnische Staats- 
polizei weniger scharf vorginge, als ihre Vorgängerin, wird wohl 
kaum jemand allen Ernstes behaupten wollen; denn Ordnung 
und Sicherheit sind die Grundbedingungen für jeden Rechtsstaat. 

Die Landespolizei mußte sich nach dem Berichte des 
Ministers vom Jahre 1800 bei der „Abneigung der Polen gegen 
viele und neue Gesetze“ auf Ruhe, Ordnung, Sicherheit des Eigen- 


Die Verhältnisse im ehem. Kammerdepartement Warschau. 129 


tums und notwendigste Bedürfnisse beschränken. Das geltende 
Polizeireglement datierte vom 22. Mai 1796, hatte aber zu solchen 
Mißständen geführt, daß die Warschauer Kammer erwog, ob nicht 
das Verhältnis „sämtlicher städtischer Behörden, als des Justiz- 
und Polizeimagistrats sowie auch des Polizeidirektors gegen ein- 
ander festgesetzt und deren Ressort genau bestimmt‘ werden 
müsse, wodurch „das Entgegenarbeiten dieser Behörden vermieden 
werden“ könnte. Der Präsident v. Tilly wünschte ein eigenes 
Gebäude für die Gesamtpolizei, damit er alles besser zu übersehen 
imstande wäre. Wichtig erschien ihm ferner die Ausbildung und 
Verstärkung der Polizeigewalt, weshalb er mit großer 
Rührigkeit zugunsten des Polizeipräsidiums und einer allgemeinen 
Verbesserung einzugreifen suchte. Als Grundübel werden bezeichnet: 
„l. die mangelhafte Abgrenzung zwischen den Befugnissen der 
Kriegs- und Domänenkammer einer- und dem Polizeipräsidenten 
bzw. Polizeidirektorium anderseits; 2. das zahlenmäßig nicht 
ausreichende und qualitativ vielfach ungenügende Personal und 
dessen jämmerliche Gehaltsverhältnisse.‘ 

Am 4. November 1799 wünschte v. Tilly auch eine Uniform 
für die Polizeibeamten, um sie herauszuheben; denn 
man hatte „sich ihnen gegenüber schon wiederholt damit aus- 
geredet, man habe sie nicht gekannt“. Wie er in seinem Berichte 
hervorhob, seien die Polizeidiener ‚bisher nur mit Schildern ver- 
sehen und gingen meistens in herabwürdigender Weise ganz abge- 
rissen gekleidet, was ihrem Ansehen sehr schade“. Sein Gesuch 
wurde abgelehnt, weil die Gehälter der Warschauer Polizeibeamten 
„SO reichlich bestimmt’ seien, daß sie sich aus ihren eigenen Mitteln 
anständig kleiden könnten. Auf diesen Bescheid machte v. Tilly 
geltend, daß ein Polizeidiener nur 15 Mark monatlich erhielte. 
„Hiervon soll er sein Quartier bezahlen, sich kleiden und leben, 
ist dabei beständig auf den Füßen und folglich außerstande, sich 
irgendeinen andern Verdienst nebenbei zu verschaffen. Ein Paar 
Stiefel, deren er viel braucht, läßt ihn einen ganzen Monat ohne 
Unterhalt, und wird er krank, so sollen Kurkosten und interi- 
mistische Verwaltung seines Postens ihm anheimfallen.“ 

Der Minister verharrte trotzdem bei seinem abweisenden 
Bescheide, betonte, daß die Warschauer Polizei bereits so große 
Summen erfordere, daß sie eher vermindert als vermehrt werden 
müßte, und schlug einen wenig zweckentsprechenden Ausweg 
vor, indem er meinte, die Gehaltserhöhung einiger Unterbeamten 
solle durch ‚Beschränkung des Personalbestandes‘ erfolgen, indem 
„alsdann die frei gewordenen Gehälter unter die übrig Bleibenden 
verteilt“ werden könnten. Nach längeren Verhandlungen bewilligte 
endlich der König unterm 13. Dezember 1802 für die 28 Polizei- 
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zirkelboten und 2 Polizeidiener in Warschau die jährlichen Be- 
kleidungskosten mit 480 Talern aus der Kämmereikasse. 


Weitere Schwierigkeiten verursachten der Polizei 
die Bezirke ‚jenseits der Warschauer Okopen‘“, auf die v. Tilly 
gern „die Wirksamkeit der Polizeipflege des Polizei-Magistrats 
und Direktorii‘‘ ausgedehnt zu sehen wünschte. Die Okopen 
(poln. okopy = Verschanzungen) waren die Befestigungen, die 
Warschau einschlossen, also die damals sogenannten „Barrieren“. 
Die vor diesen Okopen liegenden, größtenteils ursprünglich zum 
platten Lande gehörigen Besitzungen samt einigen ehemals städ- 
tischen Häusern waren seit dem 26. Januar 1797 von städtischer 
Polizeigewalt, Polizeilasten und städtischen Abgaben befreit und 
dem Gebiete des Kreislandrats unterstellt. ‚Nun. behandelte aber 
die Konsumtions-Steuerdirektion einen Teil jener Besitzungen als 
städtische“ und brachte dadurch ,,die Fleisch- und Getränkepreise 
auf die gleiche Höhe mit den städtischen“, 


v. Tilly ließ sich bei seinem Wunsche lediglich von dem Ge- 
sichtspunkte leiten, die Öffentliche Ordnung und Sicherheit zu 
fördern, damit nicht jeder Verbrecher aus einem Polizeibezirke in 
den andern flüchten könnte. Er schrieb darüber in seinem Berichte 
vom 17. August 1800 u. a.: „Jeder Übeltäter, der sich in der Stadt 
verfolgt sieht, kann sich sehr leicht in die Vorstädte und umgekehrt 
von diesen in die Stadt begeben, ohne daß die städtische Polizei 
imstande sei, ihm sofort nachzusetzen und ihn aufzufinden. 
Dieser Fall trete sehr oft ein, und die städtische Polizei gerate 
dadurch in den Verdacht der Nachlässigkeit.‘“ In dieser Ange- 
legenheit erkannte der Minister die Gründe des Präsidenten für 
„allerdings erheblich und wichtig“ an und entschied im Sinne 
v. Tillys gegen die ablehnende Haltung der Warschauer Kammer, 
die sich von kleinlichen und ausgeklügelten Gesichtspunkten hatte 
leiten lassen. 

Auch die Abtrennung der Vorstadt Praga, 
deren Justiz- und Polizeiwesen den siebenten Zirkel von Warschau 
ausmachte, und deren Bürgerschaft zu einem Teile eine eigene 
Polizeiverwaltung wünschte, erforderte lebhafte Verhandlungen; 
„denn die Zügellosigkeit und die Diebereien nähmen tiberhand". 
Am 23. Juli 1800 verfügte der Großkanzler v. Goldbeck im Namen 
des Königs, daß dem Wunsche der Bürger Pragas zu willfahren sei 
und Praga die Polizei- und Justizverwaltung „an Ort und Stelle‘ 
erhalten solle. 

Recht interessante Mitteilungen über die Zuständeiin 
Warschau enthält ein Bericht des dortigen Kammerpräsidenten 
vom 10. April 1804, in dem es u. a. heißt: 
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„Der Straßenkot werde täglich, außer an Sonn- und Fest- 
tagen, abgefahren; auf die Höker und Trödler achte man; es sei 
verboten, mit brennenden Tabakspfeifen, brennenden Kienhölzern 
und Lichtern in Scheuern, Stallungen und auf den Straßen zu 
gehen; erwachsene Knaben und Leute machten sich einen kleinen 
Verdienst, indem sie an finstern Abenden Fußgängern nach Hause 
leuchteten. Es sei dies weit weniger gefährlich, als die frühere 
Verwendung von Fackeln. 


Die Brottaxen würden halbjährlich mit Rücksicht auf | 
die Getreidepreise festgestellt, gedruckt und öffentlich angeschlagen. 
Beim Fleisch bestimme die gegenseitige Konkurrenz den Preis; 
er sei augenblicklich nicht hoch. Das Backen von zu leichtem Brote 
und das Wiegen des Fleisches mit falschen Gewichten werde bestraft. 


Diebstähle und Unsittlichkeit ließen sich nicht 
ganz ausrotten, um so weniger, als sich massenhaft vermögenslose 
Faulenzer in Warschau befänden. 


Wo Unregelmäßigkeiten vorkämen, läge dies 
weniger an der Polizeidirektion, als an den Unterbeamten und 
Dienern, welche teils alt und schwächlich, teils invalide oder völlig 
unbrauchbar und dem Trunk ergeben seien.‘ 


Die am 4. Mai hierauf erfolgte Antwort war voll guter Rat- 
schläge und Vorschriften und besagte u. a.: „Ihr müßt fortfahren, 
das Polizei-Direktorium bei Ausübung seiner Dienstpflichten 
genau zu kontrollieren, solches und sämtliche Polizei-Offizianten 
zur Tätigkeit anzuhalten, alle und jede seither noch obwaltende 
Mängel und Gebrechen zu verbessern und die gegründeten Be- 
schwerden abzustellen.“ Im übrigen blieb alles beim alten, auch 
die Berücksichtigung der Militärinvaliden; jedoch durften ‚neben 
solchen auch andere qualifizierte Subjekte mit vorgeschiagen‘ 
werden. Einer besseren Bezahlungder Unterbeamten 
sei man nicht abgeneigt, sobald die Kämmereikasse es irgend 
gestatte. Immerhin gelang es, allmählich die Mehrzahl der Polizei- 
unterbeamten ‚mit einer Gehaltsverbesserung zu beglücken‘, 
während die sogenannten Zirkelschreiber unberücksichtigt blieben. 
Ihre amtliche Tätigkeit bestand darin, „bei Anwesenheit der 
Polizeikominissarien die Meldungen und Zirkulare einzutragen, 
bei deren Abwesenheit oder Krankheit alle vorkommenden Ge- 
schäfte, die keinen Aufschub erduldeten, zu erledigen“, wofür sie 
ein Jahresgehalt von 120 Talern erhielten; es waren durchweg 
Militärinvaliden, von denen sieben seit dem Jahre 1797 angestellt 
waren. Endlich wurde ihnen am 29. Juli 1805 auf Veranlassung 
des Ministers v. Voß eine jährliche Gehaltszulage von 90 Talern 
durch den König bewilligt. 


O* 
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Das von dem Polizeipräsidenten v. Tilly sauber geschriebene 
„Finanz-Taschen-Buch der Kgl. Südpreußischen Haupt- und 
Residenzstadt Warschau“ für das Jahr 1803/04, das er unterm 
30. Juli 1804 dem Geheimen Kabinett des Königs mit einer Zu- 
schrift übersandte, enthält eine ungemein sorgfältige stati- 
stische Zusammenstellung des Hauptwissenswerten. 
Der Stoff ist darin nach den sieben Polizeiinspektionen geordnet. 
Warschau zählte danach 257 Straßen mit 3584 Häusern und 
64421 Einwohnern, 14735 männliche und 14494 weibliche 
Haushaltungsvorstände mit 2852 Dienern und Knechten, 2108 
Jungen und 5808 Mägden, ferner 202 Franzosen und Wallonen, 
58 Böhmen und Salzburger, 10 663 Juden und 109 Freudenmädchen. 
64 Handwerksmeister mit 195 Gesellen erzeugten jährlich für 
133 567 Taler Werte, wozu sie an Zutaten und Materialien 59 174 
Taler gebrauchten. Die Zahl der Militärpersonen betrug 11 549, 
die der Klostergeistlichkeit 265 Angehörige. Die Summe der 
königlichen Abgaben belief sich auf 63 043, die der Kämmerei 
auf 60 643, die der Juden allein 45 672 Taler. 


Im Sommer 1805 war es in der Stadt zu Unruhen ge- 
kommen, weil die Gemüter durch die damaligen politischen Ereig- 
nisse, eine gelegentliche Teuerung und andere Dinge in Bewegung 
gekommen waren. Die Quelle dafür war wohl hauptsächlich ,,in 
den für Warschau ungewöhnlich hohen Getreidepreisen‘ zu suchen. 
Bei der Feier des Fronleichnamfestes ereignete sich ferner ein 
Tumult, der mit „von den dortigen katholischen Einwohnern 
gegen die dasigen Juden ausgeübten Gewalttätigkeiten‘‘ ver- 
bunden war. In seinen Berichten hierüber hatte der Gouverneur, 
Generallt. v. Köhler wiederholt Beschwerden „über die unver- 
hältnismäßige Vermehrung‘ der Juden geführt und ‚daß sie alles 
Gewerbe an sich reißen‘, weshalb unterm 13. Juli eine königliche 
Order erging, „Vorschläge zu machen, wie diesem Übel gesteuert 
werden könne“. 


Bei diesen Unruhen hatte es sich nach dem Berichte der War- 
schauer Kammer, der erst am 29. Januar 1806 erstattet worden 
war, gezeigt, daß ‚man es mit einer Bevölkerung zu tun habe, 
die an Unordnung Freude finde und sie absichtlich aus Widerwillen 
gegen den jetzigen Landesherrn befördere und errege, wovon sich 
zum Teil junge Leute der besten Klasse nicht ausschlössen. Nament- 
lich gelte es, auf die Menge der Juden Rücksicht zu nehmen, welche 
die Notwendigkeit zuzulassen gebiete, die aber vorzüglich genau 
überwacht werden müßten“, 

In jenen Tagen wurde die Tätigkeit der Polizei dadurch er- 
schwert, daß die Kriegserfolge der Franzosen und andre politische 
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Einwirkungen die Gemüter immer mehr erhitzten, daß sich die 
Diebstähle und Raubanfälle durch ganz Polen steigerten; auch 
„die zahlreiche Judenschaft bereitete mancherlei Schwierigkeiten‘, 


* * 
+ 


Schließlich sei hier auch noch einiges über die letzten 
Monate der stidpreuBischen Zeit im Warschauer 
Kammerdepartement Warschau mitgeteilt. In der nachfolgenden 
Darstellung der Verhältnisse in jenen bewegten Tagen wird ganz 
besonders den im Staatsarchiv zu Posen befindlichen Akten, 
vornehmlich aber den hinterlassenen Papieren des Präsidenten 
v. Schönermark gefolgt. 

Es war in den beiden letzten Monaten des für den Preußischen 
Staat so unheilvollen Jahres 1806, als der ehemalige polnische 
General Johann Heinrich Dabrowski, der nach der Nieder- 
werfung der polnischen Empörung durch die Russen im Jahre 
1795 seinem Vaterlande den Rücken gekehrt hatte, sofort wieder 
in Warschau auftauchte. Dabrowski hatte sich vorher im Gefolge 
des korsischen Eroberers befunden, wohin er auf einen bereits 
am 5. Oktober 1806 erhaltenen Ruf Napoleons aus seinem Stabs- 
quartier Chieti in den Abruzzen geeilt war. Am 22. Oktober meldete 
er sich im kaiserlichen Hauptquartier in Dessau und zog dann 
mit in Berlin ein, wo er mit Napoleon eine Besprechung über seine 
Aufgabe hatte, in deren Verlauf er dem Korsen unter Hinweis 
auf seine Unkenntnis der derzeitigen Zustände in Südpreußen die 
Berufung des ehemaligen Städterepräsentanten Joseph Wybicki 
in Dresden empfahl. 

Der schlaue Korse glaubte nämlich, in dem Kriege gegen 
Preußen ‚durch Errichtung nationaler Truppenteile auf die Polen 
Einfluß zu gewinnen“, auch kannte er den Zauber gar wohl, den 
ein gewisser Name auf die Polen ausüben würde, und er wünschte 
darum „besonders einen von Kosciuszko unterzeichneten 
Aufruf an die Polen‘. Allein der letztere blieb von vornherein 
auffallend zurückhaltend. „Sei es, daß er, der lange in Paris gelebt, 
Grund hatte, Napoleons lauteren Absichten zu mißtrauen; sei es, 
daß ihn sein dem russischen Kaiser gegebenes Ehrenwort band, 
nicht weiter zu kampfen; er war nicht zu bewegen, Frankreich zu 
verlassen und auf den Kriegsschauplatz zu eilen, wie Napoleon 
es dringend wünschte, ja befahl.“ Darum ließ er sich selbst durch 
alle Drohungen nicht aus seiner Ruhe herausbringen und hatte 
überdies den Mut, die unter seinen Namen erschienene Proklamation 
für gefälscht zu erklären. Auf dies durchaus ehrenvolle Verhalten 
Kosciuszkos hatte Napoleon nur die ärgerlichen Worte: „Er ist 
ein Narr, der in seinem Vaterlande nicht die Bedeutung hat, die 


134 ‘ Hugo Sommer. 


er zu haben glaubt.“ Kurzum, als Kosciuszko die vom Korsen 
gewiinschte Leitung der polnischen Legionen abgelehnt hatte, 
muß wohl gleichzeitig der oben erwähnte Ruf an General Dabrowski 
ergangen sein. | | 

Es scheint auch nicht ganz ausgeschlossen, daß der korsische 
Eroberer schon vorher die Lagein Südpreußendurch 
geheime Abgesandte hatte erkunden lassen; denn es 
erhob sich gegen einen „französischen Generalstabskapitän pol- 
nischer Herkunft namens Bolesta und einen gewissen Kierczewski, 
die sich in Dresden als französische Kuriere ausgegeben hatten 
und mit Pässen des französischen Kriegsministers Berthier nach 
Warschau angeblich zum Besuche ihrer Verwandten reisten‘, 
sehr bestimmt der Verdacht, daß sie Zusammenkünfte polnischer 
Edelleute veranstalteten und die Zustände auffällig priiften.2°) 
Auch der Gouverneur von Warschau, Generallt. v. Köhler, empfahl 
der Posener Kammer die allgemeine scharfe Beobachtung aller 
durchkommenden Fremden, und er bezeichnete insonderheit als 
sehr verdächtig einen nach Posen reisenden Grafen Lochowski 
aus Bartschin, der bereits in Warschau durch viele Zusammen- 
künfte mit unruhigen jungen Polen aufgefallen wäre.?) 

Unterm 8. Oktober 1806 verfügte das Generaldirektorium 
in Berlin durch ein von Klewitz unterzeichnetes Schreiben®) 
an die Posener Kammer, daß alle fremden Zureisenden, besonders 
die von Dresden aus kommenden Franzosen streng beobachtet 
werden sollten, da man sie als geheime Abgesandte betrachte, 
die zur Anstiftung von Unruhen nach Südpreußen kämen. Die 
Posener Kammer berichtete?) sofort zurück: ‚Die öffentliche 
Stimmung ist gut. Indes ist der Pole reizbar, leicht empfänglich, 
und die Neigung für politische Selbständigkeit noch nicht abge- 
storben. An eine regelmäßige Staatsverwaltung ungewöhnt, 
gibt es noch manche, die mit der südpreußischen Verfassung unzu- 
frieden sind. Zu diesen gehört besonders der arme kleine Adel. 
Hat er gleich keine Einwirkung auf das Ganze, so kann er doch 
leicht zu einzelnen unangenehmen Auftritten Veranlassung geben.** 


Von den Beamten der Posener sowohl wie auch der Warschauer 
Kammer wurde in allen Berichten die Frage eines ausreichenden 
militärischen Schutzes immer und immer wieder betont. In jenen 
für Preußen unheilvollen Novembertagen des Jahres 1806 hat 
Dabrowski eine ungemein umfassende Tätigkeit entfaltet, „um 


20) St.-Archiv Posen. Südprß. Zeit. A. II. 10. 
21) Ebenda: A. II. 10, Bl. 24. 

22) Ebenda: A. II. 10, Bl. 7. 

23) Ebenda: A. II. 10. 
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dem kaiserlichen Auftrage gemaB seine Landsleute zu den wei- 
testgehenden materiellen und repräsentativen Opfern zu Gunsten 
Napoleons zu veranlassen“, Was die preußische Besatzung in 
Warschau anbetraf, so räumten am Abend des 26. November 
die preußischen Truppen ihre Vorpostenstellungen, zogen sich 
auf Warschau zurück, marschierten nachts nach Praga und zer- 
störten hinter sich die Weichselbrücken. Leider waren ,,die sehr 
bedeutenden Proviantvorräte in Warschau, Lenczyca und Lowicz, 
die den Franzosen ihre Verpflegung in den ersten Tagen gewiß 
erleichterten‘‘, nicht auch vernichtet worden®®). 


Generalleutnant v. Köhler, der bereits am 24. November 
aus Warschau abberufen worden war, hatte dem Generalmajor 
v. Brodowski befohlen®), „mit einigen wenigen Invaliden zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung in der Stadt“ zurückzubleiben; 
B. meldete sich bald nach der Ankunft des Prinzen Murat am 
‘Abend des 28. November bei letzterem, wurde aber ‚mit einigem 
Unwillen“ angefahren, „wie er sich unterstehen könne, in der 
Generalsuniform vor ihm zu erscheinen, da er sein Gefangener 
sei“, Der General erwiderte dem Prinzen, unter Hinweis auf 
seinen erhaltenen Befehl, daß er nicht glaube, ‚als Gefangener 
betrachtet werden zu können‘. 


Was das Schicksal der preußischen Beamten anbetrifft, so 
gibt darüber der Immediatbericht des Warschauer Kammer- 
präsidenten v. Hoym?®) vom 26. Dezember 1806 einigen AufschluB. 
Am 1. Dezember wurde die Kammer in eine polnische Behörde 
umgewandelt, v. H. ‚erhielt aber erst am 5. trotz wiederholten 
Ansuchens seine Dienstentlassung und verließ Warschau am 
15. mit einem Passe des Prinzen Murat; er begab sich vorläufig 
nach Krakau.: Die übrigen preußischen Kammerbeamten wurden 
durch Polen ersetzt, mußten ‚fortwährend in den Sessionen erschei- 
nen und über dasjenige Auskunft geben, was von ihnen verlangt 
werden würde. Eine ähnliche Reform ging mit der Regierung 
vor, indem die neue Organisation dem polnischen Insurgenten- 
führer v. Wybicki übertragen wurde?”), welcher in den härtesten 


24) Lettow-Vorbeck, Der Krieg von 1806 und 1807. Berlin 
1891/96. Bd. III. S. 63 und 64. 

25) Nach der ,,Rangliste d. Kgl. Preuß. Armeen für das Jahr 
1806“, Berlin 1828, S. 366 ist Generalmajor v. Brodowski als 
Platzmajor beim Gouvernement zu Warschau aufgeführt; er 
starb 1811. 

26) Geh. St.-Archiv Berlin-Dahlem: Gen.-Dir. Südprß. IX. J. 8, 
Blatt 3, 

27) Joseph v. Wybicki ist schon weiter oben erwähnt worden; 
er war nach Berlin geholt und von Dabrowski flüchtig belehrt 
worden. 
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Ausdriicken die bisherigen Mitglieder ihrer Pflichten entband, 
wobei er sich der schandlichsten Ausdrticke gegen den preuBischen 
Staat bediente“). Weiter heißt es in diesem Berichte u. a.: ‚Der 
Magistrat, welcher inmittelst sich ebenfalls aus Polen gebildet... 
hatte, verteilte die Lasten, als Einquartierung, Lieferungen zu 
den Lazaretten, Gestellung der Leute zu den Schanzengraben 
und Wachten, so ungleich und so zum Nachteil der 
Deutschen, daß hierin mit ein großer Teil des Elends, in 
welchem mehrere Familien jetzt schmachten, seinen Ursprung hat.“ 

Das Elend der kleinen preußischen Be- 
amten war inzwischen aufs höchste gestiegen; denn das vor 
dem feindlichen Einmarsche ausgezahlte Vierteljahresgehalt 
war durch die Einquartierung der anspruchsvollen Franzosen 
bereits in den ersten beiden Wochen verschlungen. Die Fortdauer 
dieses Zustandes hatte dann in den folgenden Wochen die ent- 
lassenen und brotlosen Subalternen ihrer letzten Sparpfennige, 
zum Teil auch ihres Hausgeräts, die Lazarettlieferungen sie 
ihrer Betten und ihres Leinenzeugs beraubt. Preußische Kanzlei- 
beamte wurden zum Militärdienste nachts aus ihren Betten geholt 
oder in einigen Fällen ohne jeden Grund ins Gefängnis gesperrt; 
nach einigen Tagen schenkte man ihnen die Freiheit, daß sie zwangs- 
weise in das Insurgentenmilitär eingestellt wurden. So entnehmen 
wir aus den Schilderungen eines ihrer Unglücksgefährten?®). Der 
schon erwähnte Bericht des Kammerassessors Nöldechen besagt 
endlich noch darüber: ‚Bei einem solchen Vorgehen unterliegt 
der Deutsche und vorzüglich der arme Offiziant der Last; denn 
nicht zu gedenken, daß diese Leute schon bei. wohlfeilen Zeiten 
und bei dem vollständigen Genuß ihres Gehalts mit den ihnen 
auferlegten Lasten zu kämpfen haben würden, so werden sie um so 
mehr dem Elende preisgegeben, da sie die Mittel zu ihrer Subsistenz 
entbehren müssen, und da an außerordentliche Unterstützungen 
in einem Lande, wo ein jeder entfernt von seinen Verwandten 
und Freunden lebt, und wo er von den Einwohnern anstatt ver- 
dienter Hilfe und Nachsicht, Verachtung und zurückschreckende 
Behandlung zu gewärtigen hat, nicht zu denken.“ 


28) Geh. St.-Archiv Berlin-Dahlem. Gen.-Dir. Südprß. LX XIV 
22, Bl. 60—66 (Bericht des Kammerassessors Nöldechen). 

28) Die ehemaligen Beamten des abgetretenen preußischen 
Anteils an Polen pp. Gleiwitz, Ratibor, Hamburg 1809. 


Eine Bulle des Papstes Innozenz IV. vom 
Jahre 1246 betreffend das Erbrecht der Mönche 
des Cistercienserordens. 

Von E. Meyer. 


Die zahlreichen Prozesse und Rechtsstreitigkeiten der Äbte 
der Cistercienserklöster mit welflichen Personen um Grund und 
Boden, den das Kloster durch Schenkung frommer Gläubigen 
oder durch Kauf erworben hatte, waren oft daraus hervorgegangen, 
daß bei dem Erwerb von Grund und Boden, der in einer Familie 
forterbte, nicht immer beachtet worden war, daß die Veräußerung 
solcher Erbeüter mit von der Einwilligung der Verwandten des 
Verkäufers abhängig war. Nur über solchen Grund und Boden, 
der aus eigenen Mitteln erworben worden war, konnte der Besitzer 
frei verfügen. Nicht gering war ferner die Zahl der Rechtsstreitig- 
keiten, in denen es sich um Fälle handelte, wonach einem Mönche 
eines Cistercienserklosters Anteil an beweglichem und unbeweg- 
lichem Vermögen durch Erbgang zustand. Häufig genug hatten 
ihm die eigenen Verwandten das ihm rechtlich zukommende Erbe 
mit der Begründung vorenthalten, daß er sich als Klosterbruder 
die Pflicht persönlicher Armut auferlegt habe. Um zu verhindern, 
daß durch derartige Hinterziehungen des Vermögens der einzelnen 
Person der Besitzstand des gesamten Klosters häufig geschmälert 
werde, hatte Papst Innocenz IV. diese Erbrechtsfrage durch eine 
allgemein gültige Entscheidung zu lösen versucht. Er erließ am 
31. Oktober 1246 in Lyon eine Bulle, die die Äbte aller Klöster 
des Cistercienserordens mit der Vollmacht ausstattete, mit Aus- 
nahme von Lehen alle beweglichen und unbeweglichen Güter, 
die einer Person unter den Brüdern, die sich in das Kloster zu- 
rückgezogen und das Ordensgelübde abgelegt hätte, auf dem 
Wege der Erbfolge oder auf Grund eines sonstigen Rechtstitels 
zugefallen wären, beanspruchen und einbehalten dürften, als 
gehörte der Erbe noch dem weltlichen Stande an. Trotzdem mußte 
das General-Kapitel des Cistercienserordens den Papst Pius II. 
um Erneuerung und Bestätigung des vorliegenden päpstlichen 
Erlasses angehen. Am 26. Juli 1459 wurde er in Mantua mit dem 
Hinweis erneuert und bestätigt, daß dem Orden die Ausübung 
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dieses Rechtes seit alters zustehe. Bei dem straffen Zusammen- 
schluB des gesamten Cistercienserordens muBten diese Grundsatze 
des Erbrechts der Mönche auch in den Klöstern Polens zur Geltung 
gelangt sein, wie aus Abschriften der päpstlichen Bullen in den 
beiden Klöstern Obra und Blesen hervorgeht. Gerade im Kloster 
Obra mußte für die Beobachtung der genannten Erbrechtsgrund- 
sätze um so mehr ein besonderes aktuelles Interesse vorhanden 
sein, als das Kloster Obra mit Lekno und Lond bis in die zweite 
Hälfte des XV. Jahrhunderts nur mit Kölner Bürgersöhnen besetzt 
worden war, deren väterliches Erbteil somit Jahrhunderte hin- 
durch einen reichen Gewinn für die drei Klöster bedeutete. Nicht 
geringer mag der Nutzen für die Klöster Paradies und Blesen, 
die auch lange Zeit mit aus Deutschland stammenden Mönchen 
besetzt waren, infolge Heimfall$® von Erbschaften aus Deutsch- 
land an Insassen dieser Klöster in polnischen Landen gewesen 
sein. Als die deutschen Mönche mit Gewalt vertrieben und durch 
Polen ersetzt wurden, fielen die gesammelten nicht unerheblichen 
Mittel ohne weiteres an die polnischen Nachfolger. Der Text der 
päpstlichen Bullen, die im Codex Diplomaticus Maioris Poloniae 
‚nicht enthalten sind, lautet nach einer beglaubigten Abschrift 
aus dem Archiv des ehemaligen Cistercienserklosters Blesen aus 
dem Jahre 1822 folgendermaßen: 

Copia. 

Bullaa Summis Pontificibus Innocenti Quarto anno Domini 
Millesimo Ducentesimo Quadragesimo Sexto Sacro Ordini Cister- 
ciensi concessa et a Pio Secundo anno Domini Millesimo Quadrin- 
gentesimo Quinquagesimo Nono innovata est et confirmata: ut 
Proffessi ejusdem Ordinis in bonis Parentum succedant, proinde 
ac si suo saeculo remansissent. 

Pius Episcopus Servus Servorum Dei ad futuram rei me- 
moriam. Ad hoc Divina Nos miseratio meritis licet infficientibus 
supremae potestatis Ecclesiasticae principatum obtinere disposuit, 
ut suam cuique justiciam prout debitoris existimus, ubilibet mi- 
nistremus et quae religiosis personis sub svavi contemplationis 
jugo Altissimo famulantibus per praexcessores Nostros Romanos 
Pontifices concessa comperimus Illorum inhaerendo vestigiis, 
dum a Nobis petitur, restaurationis et innovationis munimine 
propensius solidemus. Hinc est, quod Nos quarumdam felicis 
recordationis Innocentis Papae Quarti Praedecessoris Nostri 
literarum, quas diligenter inspici et examinari fecimus tenore de 
verbo ad verbum signis et characteribus dumtaxat exceptis prae- 
sentibus annotato, eas cum incipiant vetustate consumi, ad dilec- 
torum filiorum Oratorum generalis Capituli Ordinis Cisterciensis 
supplicationis instantiam auctoritate Apostolica innovamus et 
praesentis scripti patrocinio communimus. Tenor vero ipsarum 
Literarum talis est: 

Innocentius Servus Servorum Dei Dilectis filiis Abbati 
Cistertii ejusque Coabatibus et Conventibus universis Cister- 
tiensis Ordinis salutem et Apostolicam benedictionem. Devotionis 
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vestrae precibus inclinati auctoritate vobis praesenti indulgemus 
ut possessiones et alia bona mobilia et immobilia exceptis feu- 
dalibus, quae personae Fratrum ad Monasteria vestra e saeculo 
fugientium et proffessionem facientium in eisdem, si remansissent 
in saeculo, ratione successionis vel alio quocunque justo titulo 
contigissent, petere ac retinere libere valeatis contraria consvetudine 
non obstante. Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam 
nostrae concessionis infringere vel ei ausu temerario contraire., 

Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignationem omni- 
potentis Dei et beatorum Petri et Pauli ejus se noverit incursurum. 
Datum Lugduni 2 do Kalendas Novembris Pontificatus Nostri 
anno Quarto. Per hoc autem cuique nullum jus de novo acquiri 
volumus sed antiquum tantummodo confirmari. Nulli ergo omnino ho- 
minum liceat hanc paginam Nostrae innovationis et communitionis in- 
fringere vel ei ausu temerario contraire. Si quis autem hoc attentare 
praesumpserit, indignationem Onnipotentis Dei et beatorum 
Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit incursurum. Datum 
Mantuae anno incarnationis Dominicae millesimo quadringen- 
tesimo quinquagesimo nono, Septimo Kalendas Augusti Ponti- 
ficatus Nostri anno primo. 

Ex autographo vere et fideliter descripta esse testor fr. Simon 

Sylvius Prior Praemetensis Secretarius Sacri Ordinis Cyster- 

tiensis m. 

Locus sigilli Nicolai Dunin Abbatis Obrensis Sacrae 

Regiae Majestatis secretarii. 

Praesens Copia cum sua fidemata Copia in archivo Monasterii 
Bledzoviensis sacri ordinis Cisterciensis conservata in omnibus 
de verbo ad verbum collationata concordat. In cujus fidem sigillum 
Notariatus mei Apostolici nomen cognomen et manum propriam 
appressi, in monasterio Bledzoviensi S. O. Cisterc. die 13. Augusti 
anno Domini 1822. Petrus Francisci Widawski, Professus ac 
Praesidens Monasterii Bledzoviensis aucthoritate apostolica No- 
tarius publicus juratus m. p. 

Das Siegel, in schwarzer Farbe, zeigt zwei auf einem vier- 
eckigen Sockel liegende gekreuzte große Schlüssel, auf der Kreu- 
zung steht ein nach links gewendeter Hahn, über diesem schwebt 
der Abtshut mit herabhängenden Bändern. Umschrift: F. PETRUS 
WIDAWSKI. P.P. S. O.C. NOTAR. APOSTOL. 


Das Kurniker Judenprivileg vom Jahre 1715. 
Von Dr. Daniel Lewin in Breslau. | 

Kurnik gehört nicht zu den ältesten Judensiedlungen GroB- 

polens, wie etwa Gnesen, Kalisch, Posen u. a. Die älteste mir 

bekannt gewordene Erwähnung eines Kurniker Juden stammt 

aus dem Jahre 1618.1) Während der Ort noch im Jahre 1835 

1226 Juden zählte, wurde 1913 nur noch 92 jüdische Seelen gezählt 


1) Posener handschriftl. Sefer hasichronoth III. S. 18a, 
im Archiv der Synagogengemeinde Posen. 
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und inzwischen ist ihre Zahl auf 60 gesunken?) Das verhältnis- 
mäßige Blühen der Stadt wird in südpreußischer Zeit auf die 
Juden zurückgeführt, weil ihretwegen die meisten umliegenden 
Dorfschaften ihre Produkte dorthin zu Markt brächten.?) Be- 
merkenswert ist, daß sich in Kurnik die einzige noch erhaltene 
Holzsynagoge Westpolens befindet, die 1767 erbaut wurde.‘) 


Das Kurniker Judenprivileg von 1715 wird hier zum ersten- 
male nach einer — nicht immer fehlerfreien — Abschrift, die sich 
ehemals im Besitze der jüdischen Gemeinde in Kurnik befand, 
veröffentlicht.5) 


Copia Uebersetzung. Privilegium. 


Sigismund von Działyn, der Güter Kornik, Bnin und Bunowe 
von Dzialynski wirklicher Erbheer. 

Da ich sehe, daß keine wörtliche Gerechtigkeiten und Frei- 
heiten gründlich sein k6nen, weil solche schriftlich auf lange 
Zeit ertheilt werden. und ich bestättige dahero (da ich die Macht 
dazu habe) die Gerechtigkeiten und Freiheiten der ungläubigen 
Juden nach unter beschriebenen Punkten Artiekeln, Klauseln 
und erkläre dieses Privilegium ohnbrüchlich zu halten, und will 
die in dieser Gerechtigkeit bestimmte Punkta auf Pargament 
geschrieben, durch meine eigenhändige Unterschrift bekräftigen. 
Ihre Schuldigkeit soll die sein. 


1. daß dieselbigen von ihren Plätzen und Winkeln resp. mir 
alle Jahre, Hundert Gulden poln. mit Schilengern (sic) ®) 


2) Seelenliste der jüd. Gemeinde Kurnik, Jahrbuch der DJGB.. 
1913, S. 44. 

3) Monatsschrift für Geschichte und Wissenschaft des Juden- 
tums 1920, S. 292. 

` 4) Mitteilungen zur jüdischen Volkskunde 1907, Heft XXIII, 

S. 67 ff., Heppner-Herzberg: Aus Vergangenheit und Gegenwart 
der Juden und der jüdischen Gemeinden ın den Posener Landen, 
Koschmin-Bromberg 1904 ff., S. 590, Grotte: Deutsche, böhmische 
und polnische Synagogentypen, Berlin 1915, S. 5tff. Die zweite 
hölzerne Synagoge auf ehemals deutschem, jetzt polnischen Gebiet 
war in Czieschowa, Kr. Lublinitz O./S. und wurde im Jahre 1924 
abgebrochen, über diese siehe Urban, Die katholische Kirche und 
die Synagoge zu Czieschowa, Kreis Lublinitz, Oppeln 1911. 

5) Wo sich das polnische Original befindet, ist mir unbekannt. 
Im Posener Staatsarchiv scheint es nicht zu sein (vgl. Heppner- 
Herzberg S. 585). Dagegen ıst dort eine Abschrift aus südpreu- 
Bischer Zeit vorhanden, die Abweichungen von der unsrigen auf- 
weist (Staatsarchiv Posen SPZA. VIII. 26. Bl. 2, vgl. Monatsschrift 
1921, S. 226, 229 und A. 6 recte 7). Die Abschrift des Privilegiums 
aus dem Archiv der jüdischen Gemeinde in K. befindet sich jetzt 
in der Handschriften-Sammlung meines Vaters Rabbiner Dr. Lewin- 
Breslau unter Nr. 35. 

6) Um die Mitte des 18. Jahrhunderts gingen 90 kupferne 
Schillinge auf einen polnischen Gulden (Zeitschrift der historischen 
Gesellschaft für die Provinz Posen, VI, S. 44). 
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ihre Zinsen auszahlen auf 2. Termine, den ersten Termin 

zahlen Sie auf St. Martini, den zweiten auf die Weihnachten.?) 

Sie sollen ihren Handel frei haben, sowohl mit Tüchern 

und Vich, als auch mit allerhand befriedlichen (?) Waaren.*) 

. Sieben Steine Inselt (Talg) zu Lichtern sind sie jährl. 

verbunden zu geben. 

. Die Häuser sollen Sie in guten Stande halten, damit keine 

Demolirung stattfindet und dieselbe zu bezäunen. 

. Der durchmarschierende oder auf der Consistenz stehende 
Soldat auch zu denen Vorsteher ein Theil des Rechts zu denen 
Gefällen von ihnen an die Stadt gehören wird.?) 

6. Ihre Rechte werden nicht bei der Stadt, sondern bei der 

Schloß-Obrigkeit vorgenommen und ausgemacht werden.!P) 

7. An herrschaftl. Salze sind sie verbunden. jährlich 6 Tonnen 

a 16 Tinfe (Tympfen) 1) polnisch und 

8. Zwei 12) Tonnen Heringe a 50 Tinfe polnisch zu verschenken 

9 

0 


(= abzunehmen). 
. Denen ankomenden Juden welche sich hier etabliren 
wollen, wird es frei sein, sichzuerbauen und Plätze zu kaufen.) 
. Drei Stück Brackhorn (d. h. minderwertiges) Vieh a 20 fl. 
poln. und 50 Stück Schöpfe (sic statt Schöpse) aus denen 
herrschaftlichen Vorwerken sind dieselben verbunden zu 
nehmen und alle Jahre a 6 Tinfen poln. zu bezahlen.) 

7) In den adligen oder Mediatstadten war der Grundherr der 
Schutzpatron der Juden. Demgemäß waren sie ihm auch zu Ab- 
gaben verbunden. 

8) Kurnik bildet hier einen Gegensatz zu vielen anderen 
großpolnischen Städten, in denen die Juden mancherlei Handels- 
beschränkungen unterworfen waren (Monatsschrift a. a. O. S. 157 ff. 
vgl. au Mitteilungen des Gesamtarchivs der deutschen Juden 
IV, S. 110). 

*) Gemeint ist hier wohl, daß sich die Juden von der Ver- 
pflichtung zur Aufnahme von Einquartierung durch besondere 
Entschädigungsgelder an den Magistrat befreien konnten (siehe 
Monatsschrift a. a. O. S. 229). 

10) In adligen Städten hatte der Grundherr die Gerichtsbarkeit 
über die Juden, jedoch nur in der Berufungsinstanz. Erstinstanz- 
liche Verfahren blieben grundsätzlich der eigenen jüdischen Rechts- 
pflege überlassen (Monatsschrift a. a. O. 5. 56 f.). 

1n) Tympfen waren ursprünglich minderwertige polnische 
Gulden von 12—13 Groschen, 1663 hatten sie einen Zwangskurs 
von 30 Groschen, um die Mitte des 18. Jahrhunderts galt 1 Tympf 
14/15 Gulden (Zeitschrift der historischen Gesellschaft V, S. 151, 
VI. S. 44). 

12) 6 Tonnen in der Privilegiumsabschrift im Posener Staats- 
archiv (Monatsschrift a. a. O. S. 226). 

13) K, scheint also kein geschlossenes Ghetto gehabt zu haben 
(vgl. Historische Monatsblatter für die Prov. Posen VII., S. 2A). 

1) Nr. 7, 8, 10 sind ,,Zwangsgeschafte“, zu denen auch andere 
großpolnische Judengemeinden von seiten der Grundherrschaft 
angehalten wurden (s. Monatsschrift a. a. O.). Eine Parallele 
bietet die Verpflichtung der preußischen Juden zur zwangsweisen 
Abnahme von Porzellan aus der königlichen Porzellanmanufaktur in 
Berlin (Geiger, Geschichte der Juden ın Berlin, Berlin 1871, I. S. 66). 
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ll. Diejenigen Juden, so Brandwein brefien werden, sind verbunden 
alle Jahre 40 Polnischen Tinfen Topfgelder 4) zu entrichten. 

12. Von ihren Häusern, die sie sich längst erkauft haben, sollen 
(sie) nicht mehr abtreten (verlassen, verkaufen?), sondern 
darın wohnen. 

Zuletz (ohne oberwähnten Schuldigkeiten) von allen Lasten, 
besonders von Pferden und Wagen nehmen,!®) und andern 
dergleichen Aggravationen mache ich die Korniker Juden frei. 

So geschehen Kornik den zwanzigsten Juny 1700 funfzehen. 


Sigismand v. Dzalinski (sic). 


Die Einführung der nächtlichen 
Straßenbeleuchtung in Bromberg 1804—06. 
Von Prof. Friedrich Koch, früher Bromberg. 


Die scheinbar geringfügige Angelegenheit der nächtlichen 
Straßenbeleuchtung, die in Bromberg in den Jahren 1804—06 
eingeführt wurde, gewinnt dadurch an lebhaftem Interesse, daß 
sie uns einen Blick tun läßt in die Bromberger Verhältnisse zu 
Anfang des 19. Jahrhunderts. Am 6. Oktober 1804 entwarf der 
Kammerdirektor von Knobelsdorff ein Schriftstück, in dem es 
heißt: Bei der Dürftigkeit der Kämmerei-Kasse fehle Bromberg 
noch so mancherlei, das ihm seiner Bedeutung nach sowohl in 
bezug auf die Einwohnerzahl, als auch in Rücksicht auf seinen 
Verkehr längst zukomme. Dahin gehöre vor allem die nächtliche 
Erleuchtung der Stadt, die nicht nur für die Bequemlichkeit der 
Bürger, sondern auch für ihre Sicherheit von Wichtigkeit sei. Auf 
seine Vorstellungen beim Minister hin sei ein wesentlicher Beitrag 
zur Anschaffung der ‚„Reverberes‘“ aus der Königlichen Kasse in 
Aussicht gestellt unter der Voraussetzung, daß die dauernden 
Unterhaltungskosten anderweitig aufgebracht würden. 

Damit war der erste Anstoß gegeben. Einiges war allerdings 
auch schon früher zur Beleuchtung bestimmter Gebäude in der 
Stadt geschehen; so unterhielten die Garnison 6, das Hofgericht, 
das Acciseamt und das Kanımer-Konferenzhaus je 2 Laternen, 
aber das erwies sich doch bei weitem nicht als ausreichend. Der 
Kammerdirektor beauftragte zunächst den Bauinspektor Peterson 
mit einem Kostenanschlage. Dieser zog Erkundigungen in Berlin 
ein beim Klempnermeister Roehl in der Behrenstraße und stellte 
fest, daß die jährlichen Unterhaltungskosten für eine Laterne sich 
auf 16 Thaler belief. 

Die Zahl der in Bromberg notwendigen Laternen bezeichnete 
Peterson auf 105, und zwar: a) für die Stadt 35, b) für die Thorner 


3) Hier ist wohl die Tranksteuer, czopowe = Zapfengeld gemeint. 
16) Sogenannte ‚„‚Vorspanndienste“. 
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Vorstadt 18, c) für die Posener Vorstadt 23, d) für die Danziger 
Vorstadt 24, e) fiir Okollo 5. Somit stellten sich die Unterhaltungs- 
kosten, die Bedienung nicht mit berechnet, auf 1680 Thaler. 

Knobelsdorff hielt die Zahl der Laternen für zu gering; Berlin 
dürfe nicht maßgebend sein, da gehe man trotz der Beleuchtung 
fast im Finstern. Auch die Kosten erschienen ihm zu hoch. Besser 
wäre es, sich Kulm, Elbing oder Graudenz zum Muster zu nehmen; 
dort sei die Beleuchtung sehr wohl gelungen. 

Auf Grund der von dort eingeforderten Akten kam man aber 
zu dem Entschluß, in Bromberg 97 Laternen einzurichten mit 
einem dauernden Kostenaufwande von 1250 Thalern. Diese sollten 
nach dem Vorschlage der Regierung durch die Kämmerei-Kasse, 
die Garnison, das Acciseamt und Hofgericht aufgebracht werden: 
die Hauptsumme jedoch durch „Erhöhung des Consumtions- 
Servises‘‘, also der Schlacht- und Mahlsteuer. Auf diese Weise 
sollten auch die ,,mit Consumtibilien und Waren zu Markte kom- 
mende Leute“ ihren Beitrag liefern... „und da unter diesen der 
Getreidehandel... das Hauptobjekt ist, so kontribuiert in ge- 
wissem Maaße der Ausländer dazu.“ Der Consumtions-Servis 
habe für 1804/05 951 Thaler betragen, bei einer Seelenzahl von 
4536 Personen. Bedenke man ferner, daß Bromberg an sehr fre- 
quenter Handelsstraße gelegen sei und von vielen Fremden besucht 
werde, so könne mit Bestimmtheit auf ein weiteres Wachstum der 
Stadt und damit auf eine Erhöhung dieser Lebensmittelsteuer 
gerechnet werden. 

Damit war der Etat der jährlichen Unterhaltungskosten auf- 
gestellt. Es war nun nur noch die Frage der ersten Anschaffung 
zu beantworten. Für notwendig erachtet waren 97 Laternen mit 
einem Kostenaufwande von 2362 Thalern. Diese Summe sollte 
durch freiwillige Beiträge geleistet werden. Die Regierung wandte 
sich dazu an die Spitzen der einzelnen Behörden: den General 
von Mannstein, Major von Below, an das Hofgericht und vor allem 
an den Magistrat. In der Aufforderung an diesen heißt es: Damit 
der gute Zweck nicht durch eine unrichtige Ansicht der Bürger 
vereitelt werde, „so wollen wir, daß Ihr, der Kammerer Schulz, 
und Ihr, der Senator Kühlbrunn, Euch dem Geschäfte der Vor- 
legung der Currende besonders unterzieht‘‘; zu ihnen habe man 
das Vertrauen, daß sie bei dem ungebildeten Teil der BERN 
etwaige Bedenken „gehörig“ zerstören würden. 2 

Aus der Liste seien wenigstens einige Namen angeführt: der 
Kriegs- und Domänenrat Peterson, der Bauinspektor Peterson, 
Kanzleidirektor Holtzheimer, Seifensieder Gamm, Kaufmann Löwe, 
Dick, Belin, Bürgemeister Radziber; auch die Freimaurer-Loge 
und die Harmonie wurden genannt. 
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_ Es kam die Summe von 712 Thalern 16 Gr. zusammen. Mancher 
freilich hatte noch einen Beitrag abgelehnt oder erst für später in 
Aussicht gestellt: der Präsident des Hofgerichts von Kleist wünschte 
zunächst die Sicherstellung der dauernden Unterhaltungskosten; 
ebenso der General Wenzel von Czapski. Ein anderer, von Geutz- 
kow, hielt es für das beste, wenn jeder Bürger für Beleuchtung 
seines: Hauses allein verantwortlich gemacht würde. 

Da die aufgebrachte Summe zur Bestreitung der ersten Un- 
kosten nicht hinreichend war, so hoffte nıan auf einen Zuchuß 
vom Staat. Da traf es sich günstig, daß im Juni 1806 der Minister 
Freiherr von Schroetter in Bromberg weilte. Man wußte ihn zu 
gewinnen, und er stellte das noch fehlende Geld zur Verfügung 
aus Ersparnissen auf dem Gebiete des Militärwesens. 

Somit war alles soweit gefördert, daß die Arbeiten durch 
den Baudirektor Adler vergeben werden konnten. Berücksichtigt 
wurden lediglich Bromberger Handwerker, z. B. der Glasermeister 
Jensch, der übrigens Stadtältester war, u. a. 

Einige Schwierigkeiten bereitete noch die Frage der An- 
bringung der Laternen; manche Hausbesitzer weigerten sich, 
solche an ihrem Hause befestigen zu lassen. (!) 

Eine Anfrage in Berlin, wie sich dort die Hausbesitzer zu dieser 
Frage gestellt hätten, verursachte nicht geringe Überraschung und 
brachte die Antwort, dort hätte es jeder für einen Vorzug ange- 
sehen, wenn an seinem Hause eine Laterne angebracht worden 
wäre. Es sei doch keinem Zweifel unterworfen, daß jeder sich 
derartige zum allgemeinen Besten notwendigen Maßnahmen ge- 
fallen lassen müsse, 

Auch in bezug auf Versorgung der Beleuchtung richtete man 
sich nach dem Vorbilde größerer Städte. Berlins Beispiel freilich 
fand keine Nachahmung, da die Verpachtung an den Mindest- 
bietenden sich nicht bewährt hatte. Anderswo hatte man In- 
validen-Kompagnien, die unter Leitung eines Direktors, eines 
ehemaligen Offiziers, standen, die Sache übertragen. Die Stadt 
war in Beleuchtungs-Bezirke eingeteilt, und durch eine Nummer 
an der Uniform der Mannschaften war erkenntlich gemacht, welchem 
Bezirkesie angehörten. So war jederzeit eine genaue Kontrolle möglich. 

Diese Art der Beleuchtung, die in Bromberg im Jahre 1806 
zur Einführung kam, hat Bestand gehabt bis 1860, wo die Gas- 
beleuchtung durchgeführt wurde. Auf einem Stadtbilde von 1855 
ist übrigens diese Beleuchtungsart deutlich zu erkennen. 

So bescheiden die hier behandelte Frage erscheinen mag, so 
gewährt sie uns doch einen Einblick in die städtischen Verhält- 
nisse Brombergs zu Anfang des 19. Jahrhunderts. 


Die Tatigkeit des Coppernicus-Vereins 
fir Wissenschaft und Kunst 
während der letzten 25 Jahre. 


Von Professor Paul Brien. 


Der Stiftungstag des Coppernicus-Vereins ist der 19. Februar 
1854. Zwar hatte schon vorher ein ‚‚Copernicus-Verein‘‘ bestanden; 
ihn hatten am 19. Februar 1839 zwölf Thorner Bürger ins Leben 
gerufen, zu dem Zweck, dem großen Astronomen in seiner Vater- 
stadt ein Denkmal zu setzen. Diese Aufgabe war erfüllt, als am 
25. Oktober 1853 vor dem Rathaus das Coppernicus-Denkmal, 
eine Schöpfung des Bildhauers Tieck, enthüllt wurde. Um aber 
das Andenken des großen Mannes in seiner Geburtsstadt weiter 
lebendig zu erhalten, und zwar durch Förderung wissenschaftlicher 
und künstlerischer Bestrebungen unter dem nachlebenden 
Geschlechte, begründeten die Mitglieder dieses Vereins auf Anregung 
des Bürgermeisters Koerner am 15. Oktober den Coppernicus- 
Verein für Wissenschaft und Kunst, der seine Tätigkeit jedoch erst 
begann, als der ältere Verein seine Wirksamkeit für beendigt erklärte. 

So kann der Coppernicus-Verein, der alljährlich sein Geschäfts- 
jahr mit der öffentlichen Festsitzung am Geburtstage des Nikolaus 
Coppernicus beginnt, am 19. Februar 1929 auf sein 75 jähriges 
Bestehen zurückblicken. 

Was derC.-V. während des ersten halben Jahrhunderts seines 
Bestehens durch seine wissenschaftliche Tätigkeit geleistet hat, 
wie er das geistige Leben der Bürgerschaft beeinflußt und gefördert 
hat, welche Ehrenstellung ihm in der Geschichte der Stadt gebührt, 
darüber berichtet eingehend die Festschrift, die Prof. Boethke 
zur Feier des 50 jährigen Jubelfestes 1904 verfaßt hat. 

Eine wichtige Aufgabe sah er darin, die Forschungen zur Ge- 
schichte und Lehren des Coppernicus zu unterstützen. Die Heraus- 
gabe seines Werkes ‚De revolutionibus‘“ als Saekularausgabe 1873 
und die Forschertätigkeit von Prowe, Curtze, Bender auf 
diesem Gebiete haben den Namen des C.-V. in der gelehrten Welt 
zu Ehren gebracht. Besonders war er bestrebt, die geschichtlichen 
Quellen und Denkmäler Thorns zu ermitteln und nutzbar zu 
machen. Eine Reihe von wissenschaftlichen Abhandlungen, nieder- 
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gelegt in den „Mitteilungen des C.-V.“, geben Zeugnis davon. 
Daneben ließeressich angelegen sein, überhaupt alle Bestrebungen 
zu unterstützen, die sich auf Denkmalpflege und Heimatschutz 
richten. | 

Das waren die Ziele, mit denen der Verein in das zweite halbe 
Jahrhundert trat, das sind sie im wesentlichen auch noch heute. 
Wenn nun im folgenden der Versuch gemacht wird, über seine 
Geschichte und seine Tätigkeit während der letzten 25 Jahre 
zusammenfassend zu berichten, so baut sich diese Darstellung auf 
den Sitzungsberichten dieser Zeit, sowie für das letzte Jahrzehnt 
auf dem persönlichen Miterleben und Mitarbeiten auf. 


I Die Vorkriegszeit. 


Die Jahre 1904—1914 bilden ein Jahrzehnt weiterer auf- 
steigender Entwickelung des C.-V. Die Zahl der Mitglieder stieg 
von 75 (1904) auf 107 (1914). 1908 betrug die Neuaufnahme allein 
34. Dazu trug die Verschmelzung des Vereins mit der Polytech- 
nischen Gesellschaft, die auf deren Antrag in diesem Jahre erfolgt 
war, wesentlich bei, indem sie ihm außer einem Vermögensbestande 
auch 25 neue Mitglieder brachte. Der Vorsitzende Prof.Boethke, 
der schon von 1888 die Führung des C.-V. innehatte, leitete auch 
weiterhin sein Geschick, bis er am 2. 2. 1912 aus seiner um den 
Verein verdienstvollen Tätigkeit durch den Tod abgerufen wurde, 
nachdem er zu seinem 80. Geburtstage (2. 2. 1910) zum Ehren- 
mitgliede ernannt worden war. Die Tradition des Vereins wurde 
gewahrt, da der Vorstand sich nur wenig veränderte. 1909 wurde 
der Verein zwecks einheitlicher und besserer Vermögensverwaltung, 
besonders hinsichtlich des Fonds der ,,Thorner Coppernicus-Stif- 
tung von 1874“ ins Vereinsregister eingetragen. In demselben Jahre 
wurden auch neue Satzungen aufgestellt, die am 13. 5. 1912 einige 
Änderungen für die Wahl des Vorstandes erfuhren. Danach sollten 
alljährlich nur je zwei Vorstandsmitglieder ausscheiden, die alle 
wieder wählbar waren, bis auf den ersten Vorsitzenden, der alle 
drei Jahre neu gewählt werden mußte. So brachte das Jahr 1912 
in der Zusammensetzung des Vorstandes eine große Veränderung. 


Die Monatssitzungen fanden im Artushof statt (etwa 8 bis 10 
im Vereinsjahre) und waren durchschnittlich von 20 Mitgliedern, 
oft auch von einigen Gästen, auch Damen besucht. Die Mannig- 
faltigkeit der Themen (Vorträge, Berichte, Forschungsergebnisse) 
zeigten das wissenschaftliche Interesse seiner Mitglieder. Die Themen, 
die die Thorner Heimatgeschichte behandelten, traten erst wieder 
1906 auf, ihre Zahl belief sich in diesem Jahrzehnt auf 23. Aus 
der Coppernicus-Forschung sind die Vorträge erwähnenswert, die 
Buszczynski-Dresden 1907 und 1909 hielt. Die öffentliche 
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Festsitzung am 19. Februar erfreute sich besonderer Beteiligung 
seitens der Bevölkerung. Der Festakt fand seit der Gründung des 
Vereins traditionell in der Aula des Gymnasiums statt (1854 noch 
in der Bäckerstraße). Daran schloß sich ein gemütliches Bei- 
sammensein bzw. ein Festessen. Alte Sitte war es, das Coppernicus- 
Denkmal an diesem Tage zu bekränzen. 

Daneben ließ es sich der Verein auch angelegen sein, aus- 
wärtige Wissenschaftler heranzuziehen, wozu seine Beziehungen 
zur Akademie in Posen und zur Hochschule in Danzig viel bei- 
trugen, deren Dozenten oft eine Reihe von Vorträgen hielten, so 
1906 Dr. Gebauer-Posen; 1907 Dr. Luckwald-, 1908 
v.Wolff-Danzig; 1909 Dr. Rothes-Posen; Dr. Schott- 
Hamburg; 1910 Dr. Mendelsohn-Posen; Schubring- 
Charlottenburg; 1911/12 Eucken, Luckwald, Brecht,- 
Spiess, Thode; 1912 Dr. Benedikt; 1913 Rein- Jena; 
Brausewetter- Danzig; 1914 Hans Dellbrück. Doch 
da derartige Vorträge vielfach mit einem Defizit abschlossen, 
mußte man in Zukunft davon abschen. 

Seine Bestrebungen auf dem Gebiet der bildenden Kunst 
(Kunstausstellung u. dgl.) gab er 1906 an den sich damals neu- 
bildenden Verein für bildende Kunst und Kunstgewerbe ab. In die- 
sem Zusammenhange seien auch erwähnt die wissenschaftlichen 
Ausflüge der Mitglieder nach Birglau (1905) und nach Gollub (1906). 
Für die Fragen von Heimatschutz und Denkmalpflege brachten die 
beiden Festvortrage von Museumsdirektor Dr. Conwentz- 
Danzig 1905 und 1906 wertvolle Anregung. Der C.-V. trat ver- 
schiedentlich in dieser Hinsicht tätig auf. Gegen die vom Militärfiskus 
beabsichtigte Abholzung der Bazarkämpe wurde 1904 und später 
mehrmals nachdrücklichst Verwahrung eingelegt, zuletzt in Ge- 
meinschaft mit dem Bürgerverein und mit dem Erfolg, daß sie 
in ihrem Reiz erhalten blieb. Ebenso wurde die Erneuerung alter 
Straßennamen durchgesetzt (1907). Alte Bauwerke der Stadt 
wurden zu erhalten ve’sucht. Wennsie der Zeit weichen mußten 
und der Abbruch nicht verhindert werden konnte, wurden für das 
Vereinsarchiv photographische Aufnahmen gemacht, oder wenig- 
stens historisch wertvolle Teile für das Museum gerettet. 

Das städt.Museum, das seine Entstehung 1859 dem C.-V. ver- 
dankt, erfuhr auch für seine weitere Ausgestaltung seine besondere 
Fürsorge. Er übte einen entscheidenden Einfluß aus durch die 
Museums-deputation, der drei seiner Mitglieder angehörten (darunter 
Prof. Semrau, der Museumskustos war). 1904 gelang dem C.-V. der 
Ankauf einer wertvollen Sammlung Thorner Münzen, die der Verein 
dem Museum übergab. An der Ordnung des ganzen Münzbestandes 
wie an der Herausgabe des Kataloges dazu (1907) nahm der C.-V. 


10* 


148 | Paul Brien. 


tätigen Anteil. Eine Reihe von vorgeschichtlichen Funden, die 
Prof. Semrau in Konitz (1906), Stuhm (1907) und in der Nähe 
Thorns mit Unterstützung des Vereins ausgegraben hatte, brachten 
dem Museum wertvollen Zuwachs. Über sie wurde des öfteren 
auch in den Vereinssitzungen berichtet. Den mehrfach erörterten 
Plan eines Museumsneubaues hat der Krieg zuschanden gemacht. 

Viele von diesen Ausgrabungen wurden auch besprochen in 
dem Publikationsorgan des Vereins, den „Mitteilungen“. Bis 
1904 hatte man die Hefte, die je eine abgeschlossene wissenschaft- 
liche Arbeit aus den Reihen der Mitglieder enthielten, in 
zwangloser Folge erscheinen lassen. Die letzte große Ver- 
öffentlichung, Heft 13 (1904), war die Jubelschrift: Voigt, 
Thorner Denkwürdigkeiten von 1345 bis 1547", die nur 
dank reicher behördlicher wie privater Unterstützung gedruckt 
werden konnte. 1906 entschloß man sich, sie vierteljährlich heraus- 
zugeben; sie sollten nun auch Berichte über Vereinssitzungen ent- 
halten. Herausgeber war Prof. Semrau, der darin nun einen 
Hauptteil seiner wissenschaftlichen Forschung niederlegte. Sie 
waren nicht nur das Bindeglied zwischen den Vereinsmitgliedern, 
sondern auch mit den vielen anderen wissenschaftlichen Vereinen 
des In- und Auslandes, mit denen der C.-V. in Schriftenaustausch 
stand oder in Mitgliedschaft verbunden war. Als Sonderveröffent- 
lichung in diesem Zeitraum übernahm der C.-V. 1913 die Mono- 
graphie Kuttenkeulers über „Bogumil G o 1 t z“ und setzte damit 
seinem einstigen Ehrenmitglied ein bleibendes Denkmal der Dank- 
barkeit. 

Die Bibliothek des Vereins, die 1855 begründet und um die 
Jahrhundertwende wissenschaftlich geordnet worden war, war bis 
dahin im Rathause untergebracht und wurde bis 1910 von Prof. 
Semrau (seit 1893) verwaltet. Da die Räume gänzlich unzu- 
reichend waren, wurde es freudig begrüßt, daß die Stadt, 
die eine Zusammenlegung aller bis dahin vereinzelt bestehenden 
Büchereien in einem Gebäude vornahm und sie einheitlich ver- 
walten ließ, in der Hoffnung, im zukünftigen Museumsbau auch 
eine Zentralbücherei wissenschaftlicher wie volksmäßiger Art ent- 
stehen zu sehen. Die Stadt richtete sie vorläufig in dem Hinter- 
gebäude des Artushofes ein (Coppernicusstraße), und dahin siedelte 
auch die Bücherei des Coppernicus-Vereins im Frühjahr 1913 über, 
wo sie nun auch einem weiteren Leserkreise zur Benutzung offen 
stand. Sie hatte im Laufe dieses Jahrzehnts eine wertvolle Berei- 
cherung erfahren, sowohl durch Spenden einzelner Mitglieder, als 
vor allem durch Erblaß wissenschaftlich interessierter Persönlich- 
keiten, so aus dem Besitz des Rittergutsbesitzers Rothermundt- 
Schönsee 200 Klassiker (1904), einiges aus dem Nachlaß der Pro- 
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fessoren Dr. Hirsch und Curtze (1904), sämtliche Werke 
von Bogumil Goltz (als Geschenk seines Neffen Oberstleutnant 
z. D. Goltz in Darmstadt (1907), endlich eine Sammlung ,,Prus- 
sica‘‘ des Landgerichtsrats B is c ho ff- Gelens. Für das Archiv 
stiftete Rittergutsbesitzer K o er ner- Hofleben, dessen Vater zu 
den Begründern des Vereins gehörte, eine Sammlung von 
100 alten Stichen (1906). 


Mehrmals hatte der C.-V. auch Gelegenheit, auswärtige gelehrte 
Vereine bei sich zu Gaste zu sehen, so als 1904 der Botanisch- 
Zoologische Verein-Danzig seine Tagung in Thorn abhielt und 
1905 der Deutsche Geographentag von Danzig aus, sowie 
1910, als der Gesamtverein deutscher Geschichtsvereine von Posen 
aus einen Ausflug hierher unternommen hatte. Zum Schluß sei 
noch bemerkt, daß der Verein sich bei der Durchführung all seiner 
Bestrebungen der Gunst der hohen Behörde, sonderlich seines 
Protektors, des Oberpräsidenten, erfreute. 


Il. Die Kriegs- und Nachkriegszeit 1914—1919. 


Die Kriegszeit wirkte zunächst hemmend auf das Vereins- 
leben. Die Monatssitzungen wurden erst Januar 1915 aufgenommen, 
ihr Besuch war stark eingeschränkt, da viele Mitglieder im Felde 
waren, die Rednerliste klein geworden. In Gemeinschaft mit 
anderen Vereinen beteiligte sich auch der C.-V. an Aufgaben, die 
die Zeit erforderte. Im kleinen Kreise aber vertiefte man sich um 
so mehr in das Studium der Heimatgeschichte. 19 Themen behan- 
delten allein in diesen 4 Jahren die engere Heimat. Die Monats- 
sitzungen, die später wieder einen stärkeren Besuch aufwiesen, | 
fanden seit 1917 im Thorner Hof, bei Martin oder im Konfir- 
mandenzimmer der Altstädtischen Kirche statt. Die Mitglieder- 
zahl hielt sich trotz mancher Abgänge durch Neuaufnahmen (8 [27. 3. 
1916], 7 [19. 3. 1917]) doch auf der Höhe von 109, bis dann 1919 
eine starke Abwanderung (Abgang 21) einsetzte und ihre Zahl unter 
100 sank. Das Vereinsleben verdankte in dieser Zeit sein Bestes 
Pfarrer Lic. Freytag, der, bald nachdem er sein Amt an der 
Altstädtischen evangelischen Kirche angetreten hatte, 1914 Mit- 
glied des Vereins wurde und sich eifrig mit dem Studium der 
Geschichte der Stadt beschäftigte. 15 Vorträge hielt er in jener Zeit 
in den Monatssitzungen; ebenso hat er auch eine Reihe von 
Abhandlungen veröffentlicht. Wegen seiner erfolgreichen Arbeit und 
seiner Verdienste um den Verein wurde er nach seinem Wegzuge 
von Thorn 1919 zum Ehrenmitgliede ernannt. 


In diesem Zeitraum brachten die „Mitteilungen“ Abhand- 
lungen, die besonders genannt zu werden verdienen. So Heft 24 
(1916) Pfarrer Heuer, ,,Die Werke der bildenden Kunst und des 
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Kunstgewerbes in Thorn bis zum Ende des Mittelalters‘ (auch als 
Sonderband erschienen, doch bereits vergriffen). Zum ersten Male 
wurde hier in zusammenhängender Übersicht die Fülle mittelalter- 
licher Kunstwerke, die die Stadt in ihren Kirchen birgt, eingehend 
beschrieben und künstlerisch gewürdigt, und zwar ihrer historischen 
Entwickelung nach. Besonders wertvoll sind die 36 Bildtafeln, die 
dem Werke beigefügt sind. Daß die Veröffentlichung in der Kriegs- 
zeit möglich wurde, war dem Verein eine besondere Freude. Heft 22 
(1914) wurde dem Generalfeldmarschall v. Hindenburg, als 
dem Ehrenbiirger der Stadt Thorn, gewidmet und enthalt eine 
Stammtafel der Familie v. Beneckendorff u. Hinden- 
burg, ebenso auch das Heft 23 (1915) einen Aufsatz über die 
Vorfahren des Generalfeldmarschalls in der Neumark und in 
Preußen, beides aus der Feder von Prof. Semrau. 

Wenn die Stadtverwaltung sich 1918 zu einem Ortsgesetz 
gegen die Verunstaltung von Ortschaften und landschaftlich hervor- 
ragenden Gegenden aufschwang, so ist das nicht auch zuletzt den 
Bestrebungen und der Aufklärungsarbeit des C.-V. zu verdanken. 
Das neueingerichtete Amt des städtischen Denkmalpflegers wurde 
Prof. Semrau übertragen, der sich als erstes Feld seiner Tätig- 
keit die Ausgrabungen auf dem Gelände der Ordensburg wählte, 
seine Arbeit aber infolge der politischen Umgestaltung bald ein- 
stellen mußte. 1920 machte er noch in zwei Führungen die Vereins- 
mitglieder mit Plan und Anlage der Ordensburg bekannt. 

Die ausgehende Kriegszeit gab dem C.-V. Gelegenheit, durch 
volkstümliche Vortragsreihen auf weiteste Kreise zu wirken. Diese 
sog. ,,Volkshochschulkurse“ wurden schon im Oktober 1918, also 
vor der Revolution eingerichtet und dürfen für sich wohl das Recht 
in Anspruch nehmen, die erste dieser Art von Veranstaltungen in 
Westpreußen gewesen zu sein. Die Stadt stellte dafür die Räume 
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Kursus fanden folgende Kurse zu je 6 Stunden statt: Am Montag 
Professor Dr. Jacobi, Deutsche Geschichte von 1848 bis zur Gegen- 
wart; daran anschließend Oberlehrer Johannes: Was ist Elektrizi- 
tät? (Experimentalvorträge). Am Donnerstag Medizinalrat 
Dr. Witting: Der Bau des menschlichen Körpers und die Tätig- 
keit seiner Organe (Lichtbilder.. Danach Pfarrer Heuer: 
Deutsche Meister der Kunst von Dürer bis Menzel. Trotz mancher 
Störungen, wie sie die örtlichen Folgen der Revolution, der Bela- 
gerungszustand u. a. mit sich brachten, gelang der Versuch voll- 
kommen (der Besuch war so stark, daß die zweite Vortragsreihe 
wiederholt werden mußte) und ermunterte zur Fortsetzung. Eine 
zweite Reihe von Vorträgen begann im Februar 1919 in der geräu- 
migcren Aula der Knabenmittelschule. Obl. Johannes: Populäre 
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Astronomie. Obl. Carstenn: Der Kampf um den Sinn des Lebens 
in den letzten 100 Jahren. Pfarrer Heuer: Die bildende Kunst 
des 19. Jahrhunderts. Dr. med. Gerbis: Ausgewählte Kapitel aus 
der Gesundheitslehre. 

Für den Winter 1919/20 war von vornherein auf eine geringere 
Beteiligung zu rechnen, weil ein Teil der Kreise, die die meisten 
Hörer stellte, bereits fortgezogen war oder davorstand und das 
Gefühl der Unsicherheit bei den Zurückbleibenden eine gewisse 
geistige Erschlaffung aufkommen ließ, die auch in dem recht 
schwachen Besuch von Konzerten und Theater zum Ausdruck kam. 
In je 6 Stunden behandelten Obl. Beckherrn und Obl. Gentil: 
Ausgewählte Kapitel aus der Optik. Pfarrer Heuer: Michelangelo, 
der Mensch und der Künstler. Obl. Carstenn: Hebbel als Drama- 
tiker. Obl. Schröder: Ausgewählte Kapitel aus der deutschen 
Wirtschaftsgeschichte. Im ganzen nahmen immerhin 450 Hörer 
an diesen Vorträgen teil. Als Neuerung wurden diesmal an die 
Vorträge versuchsweise Übungen angeschlossen, die Gelegenheit 
geben sollten, im kleinen Kreise einen begrenzten Wissensstoff 
oder den Vortragsstoff durch gegenseitigen Gedankenaustausch 
genauer durchzuarbeiten. Doch blieb es meist so, daß der Vor- 
tragende allein sprach. Diese Übungsreihen behandelten 1.: Ver- 
tiefung des Vorlesungsstoffes über Optik (Beckherrn-Gentil); 
2. Literarische Kunstformen im Alten Testament (Märchen, Sagen, 
Novellen, Geschichtliches, Philosophisches) (Heuer). Goethes 
Iphigenie (Carstenn), Grundbegriffe der Volkswirtschaftslehre 
(Schröder). Ein lückenloser Überblick über Stand und Vorbildung 
der Hörer ließ sich leider nicht gewinnen, doch konnte man nach 
den vorhandenen Angaben annehmen, daß der überwiegende Teil 
dem gebildeten Mittelstande und nur ein ganz kleiner Teil den hand- 
arbeitenden Ständen angehörte, ebenso verschwindend wenig pol- 
nischer Muttersprache waren. Natürlich sah man in der ersten Zeit 
besonders viele Feldgraue unter den Hörern. 


III. Die polnische Zeit (von 1920). 


Die veränderten politischen Verhältnisse brachten auch dem 
Vereinsleben manche Veränderung und ließen fast die bange Frage 
aufkommen, ob der C.-V. sich lebensfähig würde erhalten können. Die 
Beihilfen seitens der Stadt und staatlichen Behörden fielen fort. 
Sein Verhältnis zur Stadtverwaltung, mit der er seit seinem 
Bestehen in reger Zusammenarbeit gestanden hatte, lockerte sich; 
sein Einfluß schwand, weil dort andere Männer an die Stelle derer 
traten, die bis dahin seine Interessen wahrgenommen hatten. Eine 
Reihe von Mitgliedern war unter denen, die Heimat und Wirkungs- 
stätte verließen oder aufgeben mußten, und zwar nicht bloß zah- 
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lende, sondern auch viele, die dem Verein bis dahin durch treue 
Mitarbeit und wissenschaftliche Tatigkeit gedient hatten. So war 
es naturgemaB, daB der Verein sich auf eine breitere Grundlage 
stellen muBte, wenn er lebensfahig bleiben wollte, auch weil er 
seine Aufgabe nunmehr darin sah, der geistige Mittelpunkt zu 
bleiben fiir die zuriickgebliebene deutsche Volksgemeinschaft. 

Gleich die erste öffentliche Festsitzung am 19. 2. 1920 war 
ein bedeutungsvoller Auftakt. Mag das Thema des Festvortrags, 
den Pfarrer Heuer über ‚Das Thorner Coppernicus-Denkmal und 
sein Schöpfer Friedrich Tieck“ hielt, besonderes Interesse erregt 
haben, mehr noch war es das Gefühl nationaler Zusammengehörig- 
keit, das die deutschsprachige Bevölkerung so zahlreich dahin 
zog, daß die Aula völlig überfüllt war und viele umkehren mußten. 
Die ausdrückliche Betonung, mit der er den Jahresbericht schloß, 
daß der C.-V., da er „aus deutschen Mitgliedern bestehe, auch der 
deutsche wissenschaftliche Verein bleiben werde, in dem deutsch 
die Verhandlungssprache, deutsch das Denken und Fühlen und 
die Vermittelung deutschen Geisteslebens sein vornehmstes Be- 
mühen sein werde‘‘, sowie seine Worte, mit denen er die Anwesenden 
zu neuer Mitgliedschaft und eifriger Mitarbeit ermunterte, ver- 
haliten nicht ungehört. 

Ein neues Aufblühen des Vereins und eine gesteigerte Tätig- 
keit brachten die ersten Jahre mit sich. Die Zahl der neueintre- 
tenden Mitglieder, die aus Erkenntnis der Sachlage Freunde des 
Vereins wurden, von selbst oder durch persönliche Werbung, 
erreichte eine Höhe, wie selten vorher in der Geschichte des C.-V., 
und übertraf die Zahl der vielen durch Fortzug Ausscheidenden. 
So traten ein: 1920 39, 1921 41, 1922 14, 1923 5, 1924 8, 1925 8, 
1926 5, 1927 2, 1928 1. Der Verein, dem Anfang 1920 102 Mitglieder 
(93 einheimische, 9 auswärtige) angehörten, zählte Ende 1920 114, 
1921 126, 1922 123, 1923 93, 1924 84, 1925 85, 1926 86, 1927 85, 
1928 85 Mitglieder, dazu 1 Ehrenmitglied. 

Zu seinem erweiterten Wirkungskreis gehörte nunmehr auch 
die Pflege musikalischen Lebens, die Veranstaltung von Konzert- 
abenden, wobei jedoch anfangs die Sorge nicht unberechtigt war, 
ob sich Künstler aus Deutschland bereitfinden würden, in anbe- 
tracht der Verhältnisse hierherzukommen. Im Winter 1921 gelang 
es nur ein einziges Mal, solche für eine Vortragsreise nach Polen 
zu gewinnen: Das Gülzow-Prill-Quartett, das am 29. 4. ein Konzert 
in der Neustädtischen evangelischen Kirche gab. Im übrigen 
mußten Liebhaberkonzerte einheimischer Musikkünstler das 
ersetzen, was manso langeschmerzlichentbehrte (das Posener Streich- 
quartett der Gebrüder Greulich und das Bromberger Dr. Dom- 
browskis; später noch andere einheimische Musikkünstler). Die 


Die Tatigkeit des Coppernicus-Vereins. 153 


Verhältnisse besserten sich in dieser Hinsicht im nächsten Winter, 
insofern, als 6 musikalische Veranstaltungen stattfanden (u. a. Lotte 
Leonard, Eduard Mörike; Trio Mayer-Mahr; Gülzow-Quartett). 
Auf die gleiche Anzahl beliefen sich auch die Veranstaltungen der 
folgenden Jahre, in denen das Dresdner Streichquartett, Basser- 
mann, Spoerry wiederholt zu den gerngesehenen Gästen gehörten. 
Im Winter 1923/24 stellten sich wieder vermehrte Einreiseschwie- 
rigkeiten ein. Einen Höhepunkt bildete das Symphoniekonzert 
des Blüthner-Orchesters am 22. 9. 1922 unter Eduard Mörikes 
Leitung, das in der bis auf den letzten Platz gefüllten Altstädtischen 
Kirche stattfand und auch für die Vereinskasse einen nennens- 
werten Gewinn einbrachte. 

In den Zeiten der wirtschaftlichen Not sah man sich zu einer 
Einschränkung der Veranstaltungen im Hinblick auf die Vereins- 
kasse gezwungen, so daß monatlich etwa 2 Abende (Konzert oder 
Vortrag) geboten werden konnten. Eine Sicherung kostspieligerer 
musikalischer Veranstaltungen jedoch ließ sich allein nur auf 
anderer Vereinsgrundlage ermöglichen, und so kam der „Verein 
der Kunstfreunde‘“ zustande, der sich seit August 1926 allein die 
Pflege der Musik angelegen sein läßt. 

Auch mit Theateraufführungen wurde 1921 ein Versuch 
gemacht, und der volle Besuch zeigte, welches Verlangen danach in 
der Bevölkerung vorhanden war, seitdem 1920 das Stadttheater 
in ein polnisches Nationaltheater umgewandelt war. Die Brom- 
berger Deutsche Bühne, eine Liebhaberbühne, gab auf Veranlassung 
des C.-V. vier Gastspiele im Juni und August 1921 und eins im 
Mai 1922, die sämtlich im Concordiasaale stattfanden; sie kamen 
nur unter großen Schwierigkeiten zustande und bürdeten dem 
Vorstandsmitgliede, das ihre Durchführung übernahm, eine nicht 
geringe Arbeitslast auf. Sie halfen aber ihrerseits auch den Boden 
vorbereiten, auf dem dann 1922 die Deutsche Bühne in Thorn 
entstand. An zwei Abenden (Februar 1922) gab auch die Wander- 
spielgemeinde Marowski deutsche Mysterienspiele und Hans- 
Sachs-Spiele, beide ebenfalls im Concordiasaal und gut besucht. 

Ein wichtiger Teil seiner Tätigkeit bildeten für den Verein 
auch fernerhin die ‚„Volkshochschulkurse‘“. Sie fanden 1920 in 
der Aula des Gymnasiums statt und hatten einen durchaus befrie- 
digenden Besuch. Okt. 1920: Prof. Semrau: Die Verfassung der 
Stadt Thorn im 13. Jahrhundert (3 st., 132 H.); Pfarrer Heuer: 
Bauten und Bilder im Deutschordensland (5 st., 246 H.); Nov. 1920: 
Oberlehrer Hilgendorf: Shakespeare (6 st., 249 H.); Heuer: Rem- 
brandt (269 H.); im Februar 1921: Oberlehrer Fellner: Induktions- 
elektrizität (Experimente); Pfarrer Heuer: Einführung in die 
neuere Religionsphilosophie (6 st.); April/Mai 1921: Prof. Menzel- 
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Bromberg: Richard Wagner (7 st.). In der Folgezeit beschrankte 
‚man sich darauf, je ein Reihenpaar vor, das andere nach Weih- 
nachten zu halten. Okt. 1921 Obl. Hilgendorf: ‚Goethe‘, und Heuer 
Goethes „Faust“ (je 8 st.); Februar 1922: Heuer: Dürer (6 st.) 
und Obl. Wellmer-Fellner: Das Weltbild im Wandel der Zeiten. 
November 1922: Obl. Kleiner: Der Kreislauf der Naturkrafte, und 
Heuer: Thorn im 18. Jahrhundert (Lichtbild); Januar 1923: 
Heuer: Leben und Werke des Coppernicus; November 1923: 
Heuer: Im Kampf um die Weltanschauung (4 st.); Februar. 1924: 
Kleiner-Heuer: Mystische Strömungen der Gegenwart; Oktober 
1924: Superintendent Rhode-Posen: 4 Kantvorträge ; November 1924: 
Prof. Koenig-Bromberg: Biologische Streifziige (4 st.); J anuar 1925: 
Heuer: Ausgewählte Kapitel aus der Kunst des Altertums (4 st.). 

Diese Vorträge fanden noch sämtlich im Gymnasium statt. 
Im Winter 1925 siedelte man auch damit in das Deutsche Heim 
über, wo im November Pfarrer Heuer über Volkssprache und Volks- 
dichtung (Dialekt, Sage, Märchen, Schwänke) mit besonderer 
Berücksichtigung unserer Thorner Heimat sprach. März 1926 
derselbe: Über Meisterwerke alter deutscher Kunst. Auch der 
Besuch dieser Vortragsreihen war recht zufriedenstellend. Es zeigte 
sich aber doch, daß ein nachhaltigerer Eindruck der dargebotenen 
Gedanken nur durch eine eingehende Aussprache möglich war. 
In dieser Erkenntnis hatte sich schon 1923 ein kleiner Kreis von 
Hörern zusammengeschlossen, zwecks gemeinsamer Lektüre von 
Nietzsches Zarathustra unter Leitung von Pfarrer Heuer. Auch 
die Kantvorträge 1924 regten eine solche Arbeitsgemeinschaft und 
nähere Beschäftigung mit Kant an, die einen kleinen Kreis den 
Winter über zusammenhielt. Solche Arbeitsgemeinschaften wurden 
nunmehr als ein fester Bestand des Arbeitsprogramms seit Winter 
1926 aufgenommen. Sie fanden meist statt in dem Konfirmanden- 
zimmer der Altstädtischen Kirche und nahmen bei einem beschränk- 
ten Mitarbeiterkrcis mehrere Monate in Anspruch. Winter 1926: 
l. Leitung Pfarrer Heuer: Das Wesen der Religion. Il. Fräulein 
Prof. Wohlgemuth: Die realistische Entwickelung des Dramas im 
19. Jahrhundert (Dramenlektüre). Winter 1927: Wohlgemuth: 
Das Dämonische bei Hölderlin, Kleist, Nietzsche. Heuer: Das 
deutsche Volkslied. Winter 1928: Wohlgemuth: Über heimische 
Geistesgeschichte. " 

Im Winter 1924.25 wurden auch versuchsweise nach Stettiner 
Muster von Pfarrer Heuer Vorleseabende eingerichtet, die durch- 
schnittlich von 30 Hörern besucht waren (6 Abd.). 

Zu den Sonderveranstaltungen des C.-V. gehörten auch eine 
Reihe von Einzelvorträgen und Unterhaltungsabenden, für die 
meist reichsdeutsche Gelchrte und Künstler gewonnen wurden. 
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So Robert Johannes (1922, 2 mal); Scuff-Georgi (1925); Die Autoren- 
abende: Max Jungnickel (1921), Eberhardt Koenig (1922), Max 
Halbe (1924), Will Vesper (1925), Dr. Drach (1927). Von Gelehrten: 
Prof. Dr. Borchling-Hamburg (1922) Prof. Lietzmann- Jena (1922), 
Kühnemann-Breslau (Kantfeier April 1924), Prof. Luckwald (1920), 
Prof. Kluckhohn (1926), Dr. Abramowski (1926), Dr. Frotscher- 
Danzig (1925); ferner Dr. Hirschberg-Berlin (1923), Dr. Schmidt- 
Essen (1922), Axel de Fries-Reval (1927), Mchrbach-Berlin (1927), 
Dr. Keyser (1928), Dr. La Baume-Danzig (1927), Konsul Dr. 
Pochhammer-Thorn (1925), Dr. Schénbeck-Bromberg (1921 und 1928), 
Oberstl. Graebe-Bromberg (1926), Dr. Lattermann-Posen (1929). 

Ein großer Teil der Konzerte und Vorträge wurde dem C.-V. 
dadurch ermöglicht, daß die Deutsche Gesellschaft für Kunst und 
Wissenschaft in Bromberg (Oberstudiendirektor Dr. Schönbeck) 
ihm bei der Besorgung von Künstlern und Gelehrten in dankens- 
werter Weise behilflich war, wie auch sonst die beiden Vereine 
öfter durch ihre Mitglieder bei Vorträgen für die Monatssitzungen 
einander aushalfen. 

Bei der Fülle der oft dargebotenen Veranstaltungen, die mei- 
stens auf einen größeren Hörerkreis abzielten, war es erklärlich, 
daß die ausgesprochen wissenschaftliche Tätigkeit, wie sie früher 
in den Monatssitzungen zutage trat, oft eine gewisse Einschränkung 
hinsichtlich ihrer Zahl erfuhr. Das hing auch damit zusammen, 
daß sich nur wenige eigene Kräfte zu Vorträgen bereit fanden, die 
durch Amt und Beruf sowieso stark in Anspruch genommen waren. 

Folgende Mitglieder des Vereins hielten in diesem Zeitraum 
Vorträge: Brien I, Fellner I, Ganske 1, Heuer 9, Hilgendorf 5, 
Kerber 1, Kleiner 1, Prowe 2, Semrau 1, Wilck 1, Steinwender 1, 
Wohlgemuth 4. i 

Mit Bezug auf Coppernicus wurden in diesem Zeitraum 4 Vor- 
träge gehalten. 1920: Gymn.-Dir. Ganske: Neuere Forschungen 
über die Nationalität des Coppernicus. 1922: Gym.-Dir. Prof. 
Dr. Prowe: Das Geburtshaus des Nikolaus Coppernicus. 1923: 
Pfarrer Heuer: Neuere polnische Beiträge zur Lebensgeschichte des 
Coppernicus. 1927: Gymn.-Dir. Prof. Dr. Prowe: Zur Geschichte 
des Streites um die Nationalität des Coppernicus. 11 Themen be- 
schäftigten sich mit der Heimatgeschichte. 

Umso erfreulicher war, und nicht bloß in der ersten Zeit, der Besuch 
mancher Monatssitzungen, die oft in dem Saal des Deutschen 
Heims stattfinden mußten, aber auch oftmals mehr Gäste als Mit- 
glieder sahen. Vereinslokal wurde jetzt das Deutsche Heim. Es fanden 
statt: 1920 8, 1921 3, (dazu 8 Führungen Pfarrer Heuers durch die 
Kirchen), 1922 3, 1923 3, 1924 2, 1925 2, 1926 3, 1927 5 
(dazu ein Ausflug nach Culmsee), 1928 4, (dazu ein Ausflug nach 
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Dybow-Podgorz), Dazu kam die öffentliche Festsitzung am Geburts- 
tage des Coppernicus. Sie fand jetzt noch mehr die Teilnahme des 
deutschsprachigen Teils der Bevölkerung, die so dem Andenken 
des großen Mitbürgers ihre Huldigung darbringen wollte. Von 
ihrer traditionell gewordenen Stätte mußte sie 1926 übersiedeln 
in die Räume des Deutschen Heims. Ein besonders festliches 
Gepräge, wenn auch in bescheidenen Formen — ein Ehrentag in 
der Geschichte des C.-V. — hatte sie naturgemäß bei der Feier 
des 450. Geburtstages des Nikolaus Coppernicus am 19. 2. 1923. 
Den Festvortrag in der Aula der Knabenmittelschule hielt Studien- 
rat Liebermann-Danzig über „Das System des Coppernicus und die 
neuere Astronomie‘. An der offiziellen städtischen Feier, die durch 
die Teilnahme der Staats-, Militär- und Kirchenbehörden usw. ein 
stark nationales Gepräge bekam und mit allem Aufwand ins Werk 
gesetzt war, beschränkte sich der Verein nur auf die Teilnahme am 
eigentlichen Festakt in der Aula durch 3 Mitglieder. Das Deutsche 
Konsulat, die Sejmabgeordneten, die deutschen Kulturvereine 
Posens und Brombergs, sowie wissenschaftliche Kreise Danzigs 
hatten ihre Vertreter entsandt und Glückwünsche fiberbringen 
lassen. Der C.-V. hatte eine Festschrift herausgegeben Heuer, 
Thorn zur Zeit des Coppernicus. Eine Nachfeier fand abends im 
Hotel „Drei Kronen‘ statt, zu deren Verschönerung ebenfalls wie 
vorher bei. dem Festakt die Thorner Liedertafel viel beitrug. 

Die ‚Mitteilungen‘ des C. V., die bis zum Jahre 1920 vierteljähr- 
lich erschienen, bilden von da ab alljährlich nur ein Heft. Ihr Er- 
scheinen war oft genug, besonders in Zeiten der wirtschaftlichen 
Not, in Frage gestellt, aber immer gelang es noch, die nötigen 
Mittel aufzubringen. Sie halten die Beziehungen des C. V. auch mit 
den andern wissenschaftlichen Vereinen weiterhin aufrecht. Seit 
1920 sind wiederum eine neue Reihe von Vereinen dazu gekommen, 
so daß der Verein heute mit 118 wissenschaftlichen Vereinen des 
In- und Auslandes im Austauschverkehr steht. Die Hefte werden 
seit 1927 wieder, wie es bis 1921 der Fall war, jedem Mitgliede un- 
entgeltlich zugestellt. Ihre Herausgabe liegt auch weiter in den 
Händen Prof. Semraus, der wegen seiner Verdienste bei seiner 
Übersiediung nach Elbing 1920 zum Ehrenmitgliede des Vereins 
ernannt wurde und den Inhalt der Hefte größtenteils mit seinen 
Studien- und Forschungsarbeiten unermüdlich ausfüllt. Er ist auch 
der Mittelpunkt des Kreises der ehemaligen Mitglieder des C.-V. 
in Deutschland, die ihre treue Anhänglichkeit an den Verein be- 
wahrt haben. Das letzte Heft 36 (1928) enthält eine äußerst um- 
fangreiche wertvolle Arbeit Prof. Semraus über die Orts- und Flur- 
namen im ehemaligen Gebiet Stuhm und Waldamt Bönhof (Kom- 
turei Marienburg). Auch manche Vorträge von Mitgliedern sind 
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darin erschienen, ebenfalls die alljährlichen Berichte über die 
Tätigkeit des Vereins. 

Seit 1924 hat der C. V. auch seine Mitarbeit an der Deutschen 
Wissenschaftlichen Zeitschrift in Polen (Posen) zugesagt. Auch in 
den Deutschen Blättern in Polen (Posen) sind einige Vorträge der 
Mitglieder erschienen. 

Auf eine Veröffentlichung muß aber noch besonders hinge- 
wiesen werden, deren Zustandekommen den Verein seit 1914 be- 
schäftigt hat. Der wichtigste Teil des für die Geschichte Thorns 
im 18. Jahrhundert überaus wertvollen Steineralbums (Zeichnungen 
des Weißgerbers Steiner) konnte wenigstens in einer Auswahl von 
fünfzig Zeichnungen im Druck erscheinen. Den erläuternden Text, 
wie die geschichtliche Einleitung hat Pfarrer Heuer verfaßt. (Das 
Merkwürdigste Jn, Bey und Um Thorn. Zeichnungen von George 
Friedrich Steiner, erläutert von Reinhold Heuer, Berlin 1925, Verlag 
Deutscher Wille). 

Das einst erstrebte Ziel des C. V. einer Zentral-Bücherei ver- 
wirklichte sich nun auch, freilich in anderer Weise. Die Stadt ließ 
im Jahre 1922 die wissenschaftlichen Bestände der Stadt-Bücherei 
(die deutsche Volksbücherei wurde schon früher geschlossen und 
überhaupt nicht mehr eröffnet) in dem Gebäude des früheren pol- 
nischen „Muzeum“ unterbringen, dazu die Bibliothek des Towa- 
rzystwo Naukowe (des polnischen wissenschaftlichen Vereins in 
Thorn) und die wertvolle Gymnasialbibliothek. Am 19. Februar 1923 
(450. Geburtstag des Coppernicus) wurde sie als städtische Copper- 
nicus-Bücherei eingeweiht (Książnica miejska im. Kopernika). 
Der C. V. hat auch seine Bücherei auf Bitten der Stadt unter 
Wahrung des Eigentumrechtes dieser Zentral-Bücherei einverleibt, 
die Dezember 1923 eröffnet wurde. Der Verein, der an der Feier 
durch 2 Mitglieder vertreten war, hat bis jetzt allen Grund, mit 
dieser Regelung zufrieden zu sein. 

Das Vereinsarchiv erfuhr außer manchen Spenden von Mit- 
gliedern eine äußerst wertvolle Bereicherung durch den Ankauf der 
photographischen Wiedergabe der Handschrift von des Coppernicus 
Werk: De revolutionibus. Die Handschrift, die sich in Prag in der 
Bibliothek des Grafen Nostiz befand, ist auf Veranlassung der Ver- 
waltung des Coppernicus-Museums in Frauenburg dank der Be- 
mühungen des Vereins für Geschichte der Deutschen in Böhmen 
photographiert worden. Diese Wiedergabe gibt jetzt die Gelegen- 
heit, sie mit der Jubiläumsausgabe von 1873, deren Genauigkeit 
neuerdings angegriffen worden ist, zu vergleichen. Auch dieser 
Aufgabe will sich der C. V. nach Möglichkeit unterziehen. 
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So erfreulich der Rückblick auf die reiche Tätigkeit des C. V. 
wahrend der letzten 25 Jahre ist, so kann er doch nicht ohne eine 
gewisse Sorge in die Zukunft blicken. Die Zahl der Deutschen ist doch 
gar zu sehr zurtickgegangen (bis 2500). Wenn sich auch die Zahl 
der Mitglieder einigermaßen in gleicher Höhe gehalten hat, so ist 
doch der Kreis derer, die mit gleichem Interesse den Bestrebungen 
des C. V. ihre Teilnahme zuwenden, nicht allzu groß, und die Zahl 
derer, die wirklich tätige Mitarbeiter des C.V. sind, naturgemäß 
recht klein. Trotzdem wird der C. V. weiterhin bestrebt sein, das 
Vermächtnis seiner Begründer zu wahren, die Liebe zur Heimat 
durch Kenntnis und Pflege seiner Geschichte zu wecken und als 
Vermittler deutscher Kulturgüter nicht bloß deutschem Volkstum, 
sondern auch echter Wissenschaft zu dienen im Hinblick auf seinen 
Schutzpatron Nikolaus Coppernicus. 


Die seit 1904 ernannten 2. Vorsitzender. 
Ehrenmitglieder. 6.7.1904: Geh.-Rat Dr. Lindau 
(1893) 
1907: Geh.-Rat Dr. Lindau 1908: Stadtbaurat Kleefeldt 
(gest. 6. 19. 1909) 1910: Prof. Semrau 
1912: 16.9. Pfarrer Heuer 
: f. ; i 
ney ae on RI eet 1919: Pfarrer Lic. Freytag 
Eu 1920: Rektor Lottig | 
1910: Prof. Boethke (gest. 1920: Dr. med. Gerbis 
2.2.1912) 1922: Pfarrer Heuer 
1919: Pfr. Lic. Freytag (gest. 1924: Dir. Prof. Dr. Prowe 
26. 3. 1920) 1928 bis jetzt Prof. Wilck 
1921: Prof. Semrau (z. Zt. l. Schriftführer. 
Elbing) 1904: Rektor Lottig (1897) 
1914: Oberlehrer Eichel (gest. 
Holi 1917) 
NE 1918: Oberlehrer Johannes 
l. Vorsitzender. 1919: 31. 3. Hauptschriftleiter 
Schmidt 


1904: Prof. Boethke (seit 1888) - 97. 10. Oberlehr 
(west. 2. 2. 1912) 1919: 27. 10. Oberlehrer 


1913: Prof, Boie artenn 

i j 5 BEE : 
1914: Prof. Grollmus nn jetzt N eee 
1916: Pfarrer Lic. Freytag 2. Schriftführer. 
1919: Pfarrer Heuer 1904: Rektor Schüler (1901) 
1922: Dir. Prof. Dr. Prowe 1904: Dr. med. Liedtke 
1924: Pfarrer Heuer 1912: 10.9. Oberlehrer Eichel 


1927: bis jetzt Prof. Hilgendorf 1913: Pfarrer Arndt 


— 


1918: Gasanstaltsdir. Sorge 

1921: Kaufmann Menzel 

1922 bis jetzt: Kaufmann 
Oskar Stephan 


Schatzmeister. 


1904: Kaufmann Glückmann 
(1895, gest. 11. 5. 1909) 

1909: 24. 5. Kaufmann Fritz 
Kordes 

1922 bis jetzt: Kaufinann 
Ernst Laengner 


Bibliothekar. 


Prof. Semrau (1893) 
23. 5. Prof. Grollmus 
6. 11. Prof. Dr. Prowe 
1922: Prof. Kleiner 

1927: Prof. Wilck 

1928 bis jetzt: Dir. Prof. Dr. 
Prowe 


1904: 
1910: 
1911: 


Mitglieder. 
(Die Klammern geben das 
Jahr des Eintritts an). 


Einheimische 
Mitglieder. 
1. Anbuhl, Bankdirektor 
(1927) 
2. Frau Berger Dreyfuß, 
Dentistin (1925) 
3. Borkowski, Fabrikbes. 
(1921) 
4. Brauner, Pastor (1925) 
5. Brien, Prof. (1918) 
6. Frau Broda, Fabrikbes. 
(1922) 
. Brook, Fabrikbes. (1908) 
. Czolbe, Kaufmann (1922 
Dr. Casper, Arzt (1920) 
. Frl. Damrau, Lehrerin 
(1921) 
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. Doliva, Kaufmann (1922) 
. Engel, 
. Fellner, Prof. (1927) 

. Goldenstern, Kupfer- 


Fabrikdir. (1908) 


schmiedemeister (1917) 


. Frl. Gorn, Prokuristin 


(1922) 

. Frl. Grabe,. Klavierlehrerin 
(1925) 

. Grosser, Baugewerks- 


meister (1913) 


. Heininger, Apothekenbes. 


(1915) 


. Hensel, Kaufmann (1925) 
. Heuer, Pfarrer (1901) 

. Hilgendorf, Prof. (1920) 
. Hinkelmann, Tischler- 


meister (1922) 


Kauf- 
mann (1927) 


. Dr. van Huellen, Spezial- 


arzt (1908) 


. Jacob, Apothekenbesitzer 


(1923) 


. v. Janowski, Stadtrat 


(1913) 


. Kerber, Prof. (1913) 

. Kittler, Kaufmann (1907) 
. Kleiner, Prof. (1921) 

. Klug, Rittergutsbes.(1920) 
. Kolbe, Schlachthausdir. 


(1908) 


. Kraut, Dachdeckermeister 


(1913) 


. Kriehn, Kaufmann (1919) 
. Frau v. Kries, Landschafts- 


rat (1920) 


. Frl. Kühnast, Lehrerin 


(1921) 


. Dr. Kunz, Sanitatsrat 


(1893) 


. Laengner, Kaufmann 


(1920) 
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. Frl. Lemke (1920) i 

. Mallon, Kaufmann (1918) 
. Dr. Mautsch, Prof. (1922) 
. Frau Meyer, Optiker (1920) 
. Petersilge, Kaufmann 


(1927) 


. Post, Kaufmann (1927) 
. Dr. Prowe, Gymnasial- 


direktor a. D. Prof. (1903) 


. Pyschny, Dir. (1927) 
. Dr. 


Raapke, Fabrikbes. 


(1919) 


. Raapke, Alfred, Fabrikbes. 


(1922) 


. Radomicki, Stadtbaurat 


(1925) 


. Renné, Prof. (1922) 
. Riese, Direktor (1922) 
. Rinow, Baugewerks- 


meister (1927) 


. Scharf, Zahnarzt (1917) 
. Schloemp, Schlosser- 


meister (1925) 


. Schwartz, Baugewerks- 


meister (1897) 


. Frl. Sichtau (1921) 
. Soppart, Baugewerks- 


meister (1921) 


. Steffani, Pfarrer (1928) 
. Frl. Steinike (1921) 
. Dr. Steinborn, Spezialarzt 


(1906) 


. Stephan, Adolph, Kauf- 


mann (1920) 


. Stephan, Oskar, Kauf- 


mann (1919) 


. Frl. Stutterheim (1922) 
. Templin, Kaufmann (1913) 
. Thomas, 


Oskar, Fabrik- 


besitzer (1898) 


. Walter, Erich (1928) 
. Warda, Justizrat (1923) 


67. 
68. 


. Feldtkeller, 


Frau Warda (1921) 
Frl. Wechsel, Lehrerin 
(1921) 


. Weese, Fabrikbes. (1896) 
. Westphal, Kaufmann 


(1920) 


. Wilck, Prof. (1920) 
. Wohlfeil, Bankdir. (1922) 
. Frl. Wohlgemuth, Prof. 


(1922) 


. Wysinski, Prälat, 


(1911) 


. v. Zeuner, Ingenieur 


(1922) 


Auswärtige 
Mitglieder. 


. Anuschek, Pfarrer, Gurske 


(Görsk) (1920) 


. Brohm, Pfarrer, Sa- 


motschin (Szamocin) 
(1920) 

Ritterguts- 
besitzer, Kleefelde (Ko- 
niczynka) (1907) 


. Hude, Gutsbes., Rentsch- 


kau (Rzeczkowo), (1921) 


. Just, Pfarrer, Sienno bei 


Kotomierz (Bydgoszcz) 
(1925) 


. Koerner, Rittergutsbes. 


Hofleben (Mlewiec) (1907) 


. Krüger, Gutsbes., Alt- 


Thorn (Stary Torun) (1923) 


. Kuberski, Pfarrer, Culm- 


see (Chełmża) (1927) 


. Neumann, Gutsbesitzer, 


Wiesenburg (Przysiek) 
(1921) 


Die Tatigkeit des Coppernicus-Vereins. = 161 


Festvortrage. 


: Prof. Dr. Günther-München: Der gegenwärtige Stand der 


Coppernicus-Forschung. 


: Reg.-Baumstr. u. Prov. Konserv. Schmid - Marienburg: 


Über Denkmalpflege und alte Stadtbefestigungen. 


: Mus.-Dir. Dr. Conwentz-Danzig: Erhaltung der Natur- 


denkmaler. 


: Prof. Boethke: Materialistische und spiritualistische Welt- 


anschauung. 


: Rektor Schüler: Im Kampf um die Tierseele. 
: Dr. med. Liedtke: Die Heilkunde zur Zeit des Coppernicus. 
: Prof. Boethke: Pindars Dichtung und sittliche Lebensan- 


schauungen. 


: Dr. med. Liedtke: Die Lehre von den ansteckenden Krank- 


heiten und Robert Koch. 


: Pfr. Heuer: Orientalische Götter im römischen Heidentum. 


(Gehalten 22. 3.). 


: Dr. Riem-Berlin: Die Fortschritte der Astronomie seit 


Coppernicus. 


: Rechnungsrat Scholz-Marienwerder: Bilder aus der Mechanik 


der lebenden Zelle. 


: Pfr. Arndt: Böhmische Exulanten in Thorn. 
: Dr. med. Gerbis: Volksernährungsfragen in Gegenwart nd 


Zukunft. 


: Prof. Dr. Krauske-Königsberg: Friedrich der Große und der 


7 jährige Krieg. Eine Mahnung der Vergangenheit an die 
Gegenwart. (Der Vortrag fand im Sitzungssaale des Rat- 
hauses statt). 


: Oberl. Wiemer: Hermann Löns: Sein Leben und seine dich- 


terische Eigenart. 


: Oberl. Carstenn: Nietzsches Zarathustra. 
: Pfr. Heuer: Das Thorner Coppernicusdenkmal und sein 


Schöpfer Friedrich Tieck. 


: Prof. Brien: Der Thorner Gymnasialprofessor Johann Gott- 


lieb Willamow, ein Gelehrter und Dichter des 18. Jahr- 
hunderts. 


: Pfr. Heuer: Thorn vor 200 Jahren. (Lichtbd.). 
> Stud.-Rat Liebermann-Danzig: Das System des Copper: 


nicus und die neuere Astronomie, 


: Prof. Hilgendorf: Giordano Bruno. 
: Prof. Hilgendorf: Jakob Böhme. 
: Dir. Föllmer-Berlin: Der Untergang der Kulturvölker. 
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1927: Mus.-Dir. Dr. La Baume-Danzig: Aus Wikingertagen. (Li). 

1928: Stud.-Rat Dr. Roggenhausen-Danzig: Das Stadtbild Thorns 
im 19. und 20. Jahrhundert. (Li). 

1929: Pfr. Heuer. Unsere altstädtische Kirche, ihre Entstehung 

und kunstgeschichtliche Bedeutung. (Li.) 


Im Schriftenaustausche steht der Verein mit folgenden 
Gesellschaften und Vereinen. 


| Polen. 

Krakau-Kraköw: Akademjya Umiejętności. 

Lissa-Leszno: Evangelischer Verein für Kirchengeschichte 
Polens. 

Plotzk-Ptock: Towarzystwo naukowe 

Posen-Poznan: Historische Gesellschaft; Towarzystwo przy- 
jaciół nauk; Polskie towarzystwo przedhistoryczne; To- 
warzystwo miłośników historji. 

Warschau-Warszawa: Prezydjum państwowego grona 
konserwatów zabytków. 

Thorn-Torun: Towarzystwo naukowe; Instytut bałtycki. 


Freie Stadt Danzig. 


Danzig: Westpreußischer Geschichtsverein; Naturforschende 
Gesellschaft. 


Deutsches Reich. 


Augsburg: Historischer Verein von Schwaben und Neuburg: 
Naturwissenschaftlicher Verein von Schwaben und 
Neuburg. 

Bamberg: Historischer Verein. 

Bautzen: Gesellschaft für Anthropologie, Ethnologie und Ur- 
geschichte; Naturwissenschaftlicher Verein Isis. 
Berlin: Berliner Gesellschaft für Anthropologie, Ethnologie und 
Urgeschichte; Gesamtverein der deutschen Geschichts- 
und Altertumsvereine; Brandenburgia, Gesellschaft fiir 
Heimatkunde der Prov. Brandenburg; Staatliche Akademie 
der Wissenschaften; Verein für Geschichte Berlins; Verein 
für Geschichte der Mark Brandenburg; Verein Herold. 

Bielefeld: Naturwissenschaftlicher Verein; 

Brandenburg: Historischer Verein. 

Braunsberg: Historischer Verein für Ermland. 

Bremen: Naturwissenschaftlicher Verein. 

Breslau: Verein für Geschichte Schlesiens. 

Chemnitz: Naturwissenschaftliche Gesellschaft. 

Darmstadt: Verein für Erdkunde. | 

Detmold: Naturwissenschaftlicher Verein für Lippe. 

Dresden: Sächsischer Altertumsvercin; Naturwissenschaftliche 
Gesellschaft Isis. 

Düsseldorf: Düsseldorfer Geschichtsverein. 

Erfurt: Staatliche Akademie gemeinnütziger Wissenschaften; 
Verein für Geschichte und Altertumskunde Erfurt. 

Elbing: Elbinger Altertunsverein. 

Erlangen: Physikalisch-Medizinische Sozietät. 
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Frankfurt a. M.: Physikalischer Verein; Verein für Geschichte 
und Altertumskunde. 

Frankfurt a. O.: Naturwissenschaftlicher Verein für den Reg.- 
Bez. Frankfurt. 

Freiberg i. S.: Freiberger Altertumsverein. 

Fulda: Fuldaer Geschichtsverein. 

Gießen: Oberhessischer Geschichtsverein. 

Görlitz: Oberlausitzer Gesellschaft der Wissenschaften. 

Gotha: Vereinigung für Gothaische Geschichte und Altertums- 
kunde. 

Göttingen: Staatliche Gesellschaft der Wissenschaften. 

Guben: Niederlausitzische Gesellschaft für Anthropologie und 
Urgeschichte. 

Halle a. S.: Leopoldino-Carolinische Akademie der Wissen- 
schaften; Thüringisch-sächsischer Geschichts- und Alter- 
tumsverein. | 

Hamburg: Verein für Hamburgische Geschichte. 

Hannover: Historischer Verein für Niedersachsen; Verein 
für Geschichte der Stadt Hannover. 

Insterburg: Altertumsgesellschaft. 

Jena: Verein für thüringische Geschichts- und Altertumskunde. 

Karlsruhe: Badische historische Kommission; Ministerium 
der Justiz, des Kultus und Unterrichts. 

Kassel: Verein für historische Geschichte und Altertumskunde. 

Kiel: Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte. 

Königsberg/Pr.: Altertumsgesellschaft Prussia; Physika- 
lisch-Ökonomische Gesellschaft; Verein für Geschichte 
von Ost- und Westpreußen; Historische Kommission 
für Ost- und Westpreußische Landesforschung. 

Landsberg a. W.: Verein für Geschichte der Neumark. 

Leipzig: Vercin für Geschichte Leipzigs; Gesclischaft für 
Erdkunde, 

Lötzen (Ostpr.): Literarische Gesellschaft Masovia. 

Lübeck: Verein für Lübeckische Geschichte und Altertums- 
kunde. 

Magdeburg: Museum für Natur- und Heimatkunde; Verein 
für Geschichte und Altertumskunde des Erzstifts Magde- 
burg. 

Mainz: KRömisch-Germanisches Zentralmuseum; Verein zur 
Erforschung der Rheinischen Geschichte und Altertums- 
kunde. 

Marienwerder: Historischer Verein für den Reg.-Bezirk 
Marienwerder. 

Meiningen: Henneberger altertumsforschender Verein. 

Meißen: Verein für Geschichte der Stadt Meißen. 

München: Bayerische Akademie der Wissenschaften. 

Münster: Verein für Geschichte und Altertumskunde West- 
falens; Westfälischer Verein für Wissenschaft und Kunst. 

Neiße: Philomathie. 

Nürnberg: Germanisches Nationalmuseum; Verein für Ge- 
schichte der Stadt Nürnberg. 

Osnabrück: Historischer Verein. 

Plauen i. V.: Vogtländischer Altertumsverein. 

Rostock: Verein der Freunde der Naturgeschichte 1n Mecklen- 
burg; Verein für Rostocks Altertümer. 
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Salzwedel: Altmärkischer Verein für vaterländische Geschichte. 

Schmalkalden: Verein für Hennebergische Geschichte. 

Schwerin: Verein für mecklenburgische Geschichte und Alter- 
tumskunde. 

Soest: Verein für Geschichte von Soest und der Börde. 

Stettin: Gesellschaft für Pommersche Geschichte und Alter- 


tumskunde. 

Wiesbaden: Verein für Nassauische Altertumskunde und 
Geschichtsforschung. 

Wolfenbüttel: Geschichtsverein für das Herzogtum Braun- 
schweig. 


W orms: Wormser Altertumsverein. 


| Österreich. 
Graz: Historischer Verein für Steiermark. 
Innsbruck: Naturwissenschaftlich-medizinischer Verein. 


Tschechoslowakei. 
Brünn: Naturforschende Gesellschaft. 
Prag: Verein für Geschichte der Deutschen in Böhmen. 
Troppau: Schlesisches Landesmuseum. 


Schweiz. 
Basel: Naturforschende Gesellschaft. 
Bern: Naturforschende Gesellschaft. 
Chur: Naturforschende Gesellschaft Graubiindens. 
Luzern: Historischer Verein der 5 Orte Luzern, Uri, Schwyz 
' U.S. wW. 
Zürich: Antiquarische Gesellschaft; Naturforschende Gesell- 
schaft. 
Schweden. 
Stockholm: Kongl. Vitterhets Historie och Antiqvitets 
Akademien; Nordiska Muscet. 
Uppsala: Kongl. Universitets Bibliotek. 


Estland. 
Dorpat-Tartu: Gelehrte esthnische Gesellschaft. 
Reval: Estländische literarische Gesellschaft. 


Lettland. 
Riga: Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde. 


Belgien. 
Brüssel: Académie royale des sciences, des lettres et des beaux 
arts de Belgique; Observatoire royale de Belgique. 


Italien. l 
Pisa: Societa Toscana di scienze naturali. 


Vereinigte Staaten von Amerika. 
Berkeley: University of California. 
Washington: Smithsonian Institution. 
Mexiko. 
Mexico: Sociedad Mexicana de geografia y estadistica; Secre- 
taria de Agricultura y Fomento; Secretaria de comuni- 
caciones y obrar publicas. 


Besprechungen und Inhaltsangaben. 


Dr. Walther G. S. Maas, Zur vorgeschichtlichen Besiedlung des 
Posener Landes. Mit 6 Karten. Mannus, Zeitschrift für Vor- 
geschichte, herausgegeben von Prof. Dr. Gustaf Kos- 
sinna, Bd. 19, Heft 1/2. 1927. Verlag Curt Kabitzsch, 
Leipzig. 

Diese Arbeit des den Lesern der Dt. Wissenschaftlichen Zeit- 
schrift nicht unbekannten jungen Siedlungsgeographen fußt, den 
Angaben des Verfassers zufolge, zunächst auf einer im Posener 
Prähistorischen Museum angestellten Bestandsaufnahme der betr. 
dort aufbewahrten vorgeschichtlichen Fundstücke und darüber 
hinaus auf gelegentlich in deutschen und polnischen Werken und 
Fachzeitschriften gebrachten Zusammenstellungen anderer Prä- 
historiker. Ihr Hauptwert liegt in den beigegebenen Karten, die 
uns den jeweiligen Stand der Besiedlung. in den einzelnen vor- 
geschichtlichen Zeitabschnitten (A. Steinzeit; B. Bronzezeit; 
C. Frühe Eisenzeit; D. und E. Latene- und Römische Zeit; 
F. Völkerwanderungs- und frühslawische Zeit) vor Augen führen; 
das als Schlüssel zu diesen Karte gedachte Verzeichnis der in 
Frage kommenden, hier in alphabetischer Reihenfolge gebrachten 
Fundstellen würde m. E. seinen Zweck erst dann ganz erfüllen, 
wenn zu den aufgezählten Namen gleichzeitig die Funde selbst 
kurz angegeben würden. Dieselben Karten mit demselben Fund- 
stellenverzeichnis hat der Vefasser aueh im Band IIl, Heft 2 des 
von Kostrzewski herausgegebenen Przegląd Archeologiczny ver- 
öffentlicht. 

Während sich die polnische Fassung auf die Karten und das 
Fundstellenverzeichnis beschränkt, ist der deutschen Fassung 
einiges den Gegenstand betreffende Textliche vorausgeschickt, 
das sich mit dem in Kapitel III der Arbeit des Verfassers über die 
Entstehung der Posener Kulturlandschaft (Deutsche Wissenschaftl. 
Zeitschrift 1927, Heft 10, Sonderheft) Gebrachten zum Teil 
deckt und zum Teil ergänzt. 

Der These des Verfassers, daß die vorgeschichtliche Besied- 
lung des Posener Landes eine Funktion seiner Bewohnbarkeit 
durch den primitiven Menschen set, ist zuzustimmen. Der vor- 
geschichtliche Siedler hat, wenn er dem Ackerbau oblag, vor- 
nehmlich waldfreie Gebiete eingenommen; war er Jäger, so hielt 
er sich wohl in waldigen Gegenden auf; vor allem aber ließ er 
sich auch an Fluß- oder anderen Abhängen in der Nähe des Wassers 
nieder. Kaum dürfte er sich in einen Kampf mit der überwuchernden 
Natur eingelassen, kaum Wälder gerodet oder Sümpfe trocken- 
gelegt haben. Dazu lag keine Veranlassung vor, bewohnbares 
Land war genug da. Sich allerdings die Provinz Posen zu Beginn 
ihrer Besiedlung so vorzustellen wie die Pripetsümpfe heute, dürfte 
auch dann noch übertrieben sein, wenn man im Satze das ab- 
schwächende „fast“ zuläßt. 
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Der ProzeB der Besiedlung selbst, das Auf und Nieder im Ab- 
lauf der einzelnen Kulturen ist nicht mit der erwiinschten Plastik 
hervorgehoben. Man könnte einwenden, das ist Geschichte und 
nicht Siedlungsgeographie. Doch darauf wäre zu antworten, daß 
gerade die Darstellung in genetischer Folge die beste Art ist, von 
der vorgeschichtlichen oder auch geschichtlichen Besiedlung eines 
Landes eine Vorstellung zu geben. 

: Zur Frage der Nationalität der Träger der sogen. Lausitzer 
Kultur nimmt der Verfasser in dieser Arbeit nicht Stellung, und 
er tut gut daran. Im III. Kapitel seiner Arbeit über die Ent- 
stehung der Posener Kulturlandschaft hält er ‚das Slawentum 
der Lausitzer zwar nicht für völlig ausgeschlossen, aber für sehr 
wenig wahrscheinlich“. Viel stärker ist übrigens Kostrzewski 
heut in seinen diesbezüglichen Behauptungen auch nicht mehr, 

A.M. 


Poznan w historycznym rozwoju od początków az po dzień dzisiejszy 
[Posen in seiner geschichtlichen Entwicklung von den An- 
fängen bis auf den heutigen Tag], Posen 1928. Drukarnia 
Polska. 120 S. mit vielen Abbildungen. Preis 2 zł. 

Das schmucke Büchlein, dem tatkräftigen Stadtpräsidenten 
(Oberbiirgermeister) C. Ratajski gewidmet, ist von dem Käufer 
der alten Deckerschen Hofbuchdruckerei, Ed. Pawłowski, 
unter Mitwirkung von Simon Nawrocki bearbeitet und von Karl 
Prausmüller sowie R. S. Ulatowski mit Bildschmuck versehen 
worden. Es gibt gleichzeitig einen allgemeinen Abriß der Geschichte 
der Stadt wie eine kurze Würdigung ihrer Kunstdenkmäler. Der 
Herausgeber sagt im Vorwort: „Unser Werkchen wollen wir nicht 
zu den quellenmäßigen rechnen, es soll nur die Aufgabe eines 
bescheidenen Führers und Informators erfüllen.“ Dieser Aufgabe 
wiid es, abgeschen von einigen kleineren Ausstellungen, durchaus 
gerccht. | 

So ist mit Anerkennung festzustellen, daß Verfasser zeitlich 
nach dem Vermerk der ersten Erwähnung der Polen in der Chronik 
des Bischofs Thietmar von Merseburg schreibt: ‚‚Bisher ist nicht 
aufgeklärt, woher die hiesigen slawischen Stämme gekommen 
sind“ (S. 13) — er lehnt also die Posener Kostrzewskische Ur- 
slawentheorie glatt ab, — weiter, daß er die Wichtigkeit der Lo- 
kation zu deutschem Recht 1253 hervorhebt, daß er wenigstens 
bei einigen Gebäuden angibt, daß sie von Deutschen gegründet 
oder erbaut sind (Nikolaus- und Gotthardkirche von deutschen 
Kaufleuten, von späteren Bauwerken zum Beispiel das Stadt- 
theater, die jetzige Oper, von Max Littmann aus München), daß 
er Peter Vischers aus Nürnberg Grabplatten würdigt, daß er sach- 
lich auch die Schönheit der Kreuzkirche unterstreicht (S. 116), 
daß er auch Vertreibungen der Protestanten und den sich ver- 
schlechternden Zustand in den letzten Jahrhunderten der alt- 
polnischen Zeit nicht verschweigt, daß er angibt, daß die Firma 
Cegielski eine Reihe deutscher Fabriken angekauft hat und der- 
gleichen. 

Überflüssig sind aber die doch nur Erzeugnisse der malerischen 
Finbildungskraft darstellenden Bildnisse der ersten Herrscher, 
die nur unnötig Platz beanspruchen. Auch brauchte der Posener 
alte deutsche Stadtvogt Primco, wie ihn die Quellen des 14. Jahr- 
hunderts nennen, nicht als Przemko bezeichnet zu werden. Zu be- 
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dauern ist auch, daß die in dem gleichen Hause wie das Werkchen 
einst erschienene deutsche ,,SiidpreuBische Zeitung“, von der der 
Verlag sogar ein vollständiges Stück besitzt, nicht genannt wird, 
bloß die polnische, die nur eine Übersetzung darstellte. Statt Boles- 
laus dem Frommen wäre richtiger Pschemisl als Teilfürst von 
Posen gesperrt zu drucken, und was dergleichen Kleinigkeiten 
mehr sind. Jedoch insgesamt ergibt sich ein gutes Bild der wechsel- 
vollen Schicksale der Stadt, der vielen Kriegs- und Aufruhrereig- 
nisse, wie Belagerungen und Besetzungen, der Naturereignisse 
wie Überschwemmungen und Seuchen, ferner der Ausstattung mit 
Bauwerken. Jedenfalls steht das Büchlein hoch über dem unglück- 
lichen Führer von Dr. Worwan ,,Le guide des Etrangers à Poznan“ 
(vgl. ,,Posener Tageblatt“ vom 18. August 1924 und ,,Deutsche 
Wissenschaftliche Zeitschrift für Polen“, Heft 4, S. 108 f.) oder 
dem älteren, ebenso tendenziösen Dzieje Poznania od zalozenia 
do dni ostatnich von T. B. Lattermann. 


Paweł Groth: Handel Poznania z Zachodem w wiekach średnich. 
(Paul Groth: Der Handel Posens mit dem Westen im Mittel- 
alter). Kronika Miasta Poznania, Jg. V, 1927. S. 341—366. 
Die im Seminar für mittelalterliche Geschichte an der Posener 

Universität hauptsächlich auf Grund von Posener Quellen ent- 

standene erfreuliche Arbeit betrifft nur den Handel mit dem 

damaligen Deutschen Reich, wie der Inhalt zeigt, nicht auch mit 

Frankreich, wie man nach der Überschrift annehmen könnte. 

‚ Westen ist wohl nur zur Vermeidung des Wortes Deutschland 

gesagt, denn für Schlesien und Böhmen paßt Westen doch nicht recht. 

Nach einer Urkunde von 1238 gab es schon damals eine Zoll- 
kammer, woraus zu schließen ist, daß schon zu đer Zeit ein bedeu- 
tender Handel bestanden haben muß. Wenn Verf. in seinem Schluß 
sagt: „Zunächst führen überwiegend Deutsche den Handel in Posen“ 
(S. 366) — nach den vielen angeführten Namen fast ausschließlich — 
so dürfte das auch schon für diese Zeit gelten, wie z. B. auch aus 
Kirchgründungen hervorzugehen scheint. Jedoch die Verleihung 
des Magdeburger Rechtes, durch die der Ort Märkte erhielt, ‚kann 
man als Wendepunkt ın der Geschichte des Handels der Stadt 
bezeichnen“. Es folgen 50 Jahre raschen Aufschwungs, in Kampf- 
zeiten Stillstand. Handelseifersucht gegenüber Thorn läßt stärkere 
Anknüpfung mit Pommern suchen (vgl. auch S. 348, bez. Breslau 
S. 355). Unter Jagictlo wirkt besonders die Erreichung des Stapel- 
rechtes 1394 günstig, 

Besonders wichtig waren die Beziehungen mit Schlesien, haupt- 
sächlich Breslau, Liegnitz, Schweidnitz und (dem damals noch 
lausitzischen) Görlitz, gering dagegen mit Böhmen, nicht sehr 
belebt mit der Mark, wobei auch politische Gründe mitsprachen. 
Bezüglich Süddeutschlands ergeben sich einige Ergänzungen zu 
des im \Weltkriege gefallenen Dr, Kurt Schleeses (Druckfehler 
Schlesses) umfangreicherer Arbeit, die in Bd. 29 der Zeitschrift 
der Histor. Gesellsch. f. d. Prov. Posen erschienen war. ‚Nürnberg 
ist von allen deutschen Städten am engsten fnit Posen verbunden. 
Kin Beweis dieser Verbundenheit sind die zahlreichen Nürnberger 
Familien, die sich in der 2. Hälfte des 15. Jahrh. in Posen ansiedeln 
undspäter am städtischen Leben lebhaften Anteil nehmen“ (S. 358). 
Erwähnt werden die Familien Wild (nach der Wilda benannt ist), 
Horning, Rigler, Held, Herdehen und Holzschuher. Von mittel- 
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deutschen Städten spielten die größte Rolle Leipzig, weiter Magde- 
burg, von norddeutschen Lübeck. 

Die Stadt Posen war wichtig als Vermittlerin zwischen Ost 
und West. Ausgeführt wurden hauptsächlich Farbe, Wachs und 
Ochsen. Der Einzelkaufmann war noch wichtiger als ‘die Handels- 
gesellschaft. Das Vertreterwesen bliihte. Bezahlt wurde entweder 
bar, oder es wurde Tauschhandel getrieben. Lattermann. 


Leonard Kostrzefiski. Zarys historyczny rozwoju aptekarstwa. 
[Geschichtlicher Abriß der Entwicklung des Apothekenwesens]. 
Warschau 1928. Abdr. aus ,,Wiadomosci Farmaceutyczne“. 
Verl. Mr. farm. Fr. Herod. 

Der Aufsatz behandelt zunächst die allgemeine Geschichte 
des Apothekenwesens, besonders die allmähliche Beschränkung 
des früher weiteren Begriffes, und die Rechtsentwicklung. Dieser 
Teil ist hauptsächlich auf deutsche Vorarbeiten gestützt und weist 
auf deutsche Beispiele und Anschauungsmöglichkeiten hin. Dabei 
werden aber auch — leider ist die Anordnung nicht sehr durch- 
sichtig — Einzelheiten aus Polen behandelt. Ergänzend könnte 
man bemerken, daß, wenn Apotheke im Mittelalter zunächst (wie 
heut noch teilweise in Ostpreußen) die Bedeutung wie französisch 
boutique, deutsch Bude, Kram hatte, letztere Worte auch beide 
ins Polnische übergegangen sind. Erst g gen Ende des 14. Jahrh. 
kommt der jetzige Sinn auf, aber 1594 wird ein Apothecarius 
Joannes Fricius aromatarius confectarius genannt, und ein anderer, 
Joannes Pipan in Krakau (wieder ein niederdt. Name, vgl. die 
Bemerkung Heft 8 vorlieg. Zeitschrift S. 137 betr. Jan Goltsmed) 
liefert Süßigkeiten für Feierlichkeiten und noch 1774 erhält für 
Koschmin Rud. Ekkelt ein Privileg für gleiche Zwecke. Nachdem 
gegen Ende des 14. Jahrh. die jetzige Bedeutung aufgekommen 
ist, kommt in den Apotheken außer den Kräutern und (früher 
von Ärzten bereiteten) Salben auch die Chemie zur Geltung. 
In den ,,libri baptisatorum“ der protestantischen Kirche in Posen 
wurden die Apotheker in der 1. Hälfte des 17. Jahrh. mit dem Namen 
chymicus bezeichnet. Der Apothekenbesitzer Ambrosius Dufft in 
Posen erachtete sich, wie ein eigenhändiger Vermerk bezeugt, 
für einen Adepten der Alchimie, der den sog. ‚Stein der Weisen 
besitze‘. Seit langem bauten die Klöster eifrig Arznei- und Küchen- 
pflanzen an. ,,In Deutschland waren die medizinisch-botanischen 
Gärten der Benediktiner vorbildlich eing-richtet und dienten als 
Vorbilder für die heutigen botanischen Gärten.“ Posen, Gnesen 
_ und Bromberg hatten gegen Ende des 18. Jahrh. Jesuitenapotheken. 

Die ersten Apotheken im heutigen Sinne, abgetrennt von der 
ärztlichen Kunst, waren die Stadt- und Ratsapotheken gewesen. 

In einem besonderen Abschnitt wird das Apothekenwesen 
im abgetretenen preußischen Ostgebict behandelt. Bei dem Ver- 
fasser des Aufsatzes, der noch in Heft 4 dieser Zeitschrift selbst 
„Beiträge zur Geschichte der vier ältesten privil. Apotheken in 
Posen“ (S. 53—71) veröffentlicht hatte, tritt (besonders in diesem 
Abschnitt) eine gewisse deutschfeindliche Stimmung zutage, z. B., 
wenn er in bezug auf eine mittelalterliche Erscheinung schreibt: 
„Lächerlich muß man die Unterscheidung des Bären- vom Bärinnen- 
fett nennen. Auch bei uns in Polen bestand früher ein Vorurteil, 
aber niemals indem Maße, wie im Land der Weisheit und Vernunft." 
Besonders scharf greift er die preußische Regierung an. So macht 
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er ihr zum Vorwurf, daß in 3 Regierungs-Bezirken der Versuch 
gemacht worden sei, bei Konzessionsverleihung:n die Verpflichtung 
zu nur deutscher Geschäftsaufschrift bei einer Konventional- 
strafe von 100 Mk. durchzusetzen (S. 29). Zunächst hat diese 
Vorschrift „kaum praktische Bedeutung gehabt, da Herr Laskowski 
aus Miloslaw sich weigerte, zu unterschreiben und nach 10 Monaten 
ohne jeden Vorbehalt die Konzession erhielt“. Außerdem übersieht 
Herr K., wie das so üblich ist, daß es sich um eine späte Zeit der 
preußischen Herrschaft handelt, wie die Bezeichnung Mark andeutet, 
wahrscheinlich wohl dieses Jahrhundert; er gibt das Jahr leider 
nicht an. Da hatte Preußen schon seine besonderen Erfahrungen 
mit Aufstandsaffären hinter sich, so daß die nach 1815 übliche 
Bevorzugung des Polentums aufgehört hatte. Wenn man ver- 
gleichen will, kann man nur die entsprechenden Jahre nach der 
Übernahme vergleichen, und auch da nur mit Vorbehalt (damals 
Absolutismus, jetzt ,,Selbstbestimmungsrecht der Völker“ !). Unter 
diesem Gesichtspunkt kann ‘das vielgeschmähte Preußen ruhig 
jedem Vergleich ins Auge schen, sogar ein Vorbild abg:ben. Aus 
den eigenen verdienstvollen Angaben von Herrn K. ist zu ersehen, 
daß 3 Jahre nach dem Uberging des Posenschen an Preußen, 1818, 
Liskowski in Schroda und Stef. Betkowski in Obornik neue Regie- 
rungskonzessionen erhielten, letzterer sogar noch eine zweite für 
Pudewitz, nachdem er ebenso wie L. bald die Apotheke an einen 
Deutschen verkauft hatte. Die logisch zu erwartende Geg :nfrag:: 
Haben Deutsche nach 1919 neue Apotheken gründen dürfen? 
wird wohl eine rhetorische sein. Auf alle Anklagen des Verfassers 
gegen das „preußische Joch“ (S. 32) gentigt es für einen denkenden 
Leser, aus den verdienstvollen Zusammenstellung n, die er zuletzt 
gibt, einige wenige Zahlen herauszugreifen, wobei 1894 als Grün- 
dungsjahr des Ostmarkenvereins mitberiicksichtigt wird, weil sich 
erweist, daß die stärkste Entwicklung des Polentums 1m Apotheken- 
wesen in Preußen erst nachher eingetreten ist. In altpolnischer 
Zeit hatte es dag gen in dem an Preußen gefallenen Gebiet bis 
1779 nach seiner Darstellung überhaupt keine polnische Apotheke 
gegeben, ein Hinweis daraut, eine wie gringe Rolle das Polentum 
in den Städten damals spielte. Erst 1780 wurde eine einem Polen 
Kugler, also mindestens einem Deutschenabkömmling, konzessio- 
niert, und 1784 kaufte der Pole Daniclewicz die jetzige Rote, frühere 
Mohrenapotheke in Posen dem Deutschen Saupe ab, so daß bei 
der 2. Teilung nur zwei in polnischem Besitz waren. Erst unter 
der ‚‚Erobererregierung“ begann das Einsickern, und die Zahl 
von 24 Apotheken in deutscher Hand 1926 ist inzwischen — in 
der Stadt Posen wurden inzwischen allein 2 Apotheker durch 
mehrere vollzogene oder angekündigte Konkurrenzgründungen zur 
Abwanderung gezwungen — weiter heruntergedrückt worden. 
Die blitzartig den Tatbestand beleuchtenden Zahlen sind folgende: 


Apotheken im Posenschen außerh. d. Prov. 
Im Jahr deutsche polnische polnische 
1793 (36) 2 ? 
1861 91 9 2 
1894 94 37 14 
1918 100 57 40 
1926 dagegen 24 123 2 
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Sobkowiak: Zarys dziejów cechu garncarskiego w Lesznie na pod- - 
stawie starych dokumentów zebrany. [Abriß der Geschichte 
der Töpferzunft in Lissa auf Grund alter Papiere verfaßt]. 
„Stan Średni“, Posen 1927, Nr. 7—9. 

Auf Grund des Inhalts der Zunftlade, besonđers des Protokoll- 
buchs und desVerzeichnisses der Freigesprochenen bringt der zweite 
Bürgermeister der-:Stadt eine nette Darstellung der Vergangenheit 
der Zunft. Am 25. I. 1637 gab der Erbherr Boguslaus Graf v. Lissa 
der sicher schon älteren Zunft ein Statut, dann wieder 1747 
A. Jos. Sulkowski und 1778 sein Sohn. ,,Die Bevölkerung der Stadt 
Lissa war in dieser Zeit wie in den anderen Stadten Westpolens 
überwiegend deutsch.“ ,,Die Töpferzunft war völlig deutsch; 
alle Briefschaften, Bitten, Anträge, Empfehlungsschreiben sind in 
deutscher Sprache ausgestellt. Auf den Bittschriften an den 
allergnädigsten König von Polen figurieren deutsche Namen. 
Die Ordination für die Zünfte, die vom Fürsten Ant. Sulkowski 
am 14. 8. 1778 ausgegeben wurde, war in deutscher Sprache aus- 
gestellt.“ Für diese Freiheiten seien die Lissaer Deutschen nicht 
dankbar gewesen. Wenn Verf. als Beweis dafür die freudige Auf- ` 
nahme der Schweden 1657 anführt, ist dazu zu sagen, daß auch 
der großpolnische Adel nicht anders gehandelt hat, indem er bei Usch 
sich den Schweden anschloß, und ebenso ist die preußische Herr- 
schaft später doch auch von vielen Polen mit Jubel begrüßt worden. 

Zur Zeichnung des Hintergrundes werden auch einige allge- 
meine Angaben über die Geschichte der Stadt gemacht. 1709 hat 
übrigens in Lissa nicht die Cholera gewütet, sondern die Pest. 
Nach dem Übergang der Herrschaft an die Sulkowski verfiel die 
Stadt nach anfänglicher guter Entwicklung ‚‚allmählich infolge 
der Wirren im Lande und Zwistigkeiten und des allgemeinen 
Niedergangs. Unter der Regierung des Sohnes von Alex. Sulkowski, 
Anton, ist ein deutlicher Verfall des Handwerks und Handels zu 
bemerken, und die Bürger gedenken in einer Bittschrift an den 
König wehmütig der guten Zeiten unter den Leszczyński“. Eine 
deutliche Erstarrung des Zunftwesens ist auch hier zu sehen, so 
daß der Grundherr, ,,des heiligen Römischen Reiches Fürst, Woje- 
wode von Gnesen, Graf und Erbherr auf Lissa“, gegen Mißbräuche 
wie Erschwerungen der Niederlassung junger Meister durch zu 
große Gebühren, zu teure Meisterstücke u. dergl. einschritt. Strei- 
tigkeiten zwischen dem Erbherrn und der Stadt, die zeitweise nach 
Posen die größte des ganzen Gebiets war, kamen häufiger vor. 
„Es scheint, daß er der Stadt ihre Rechte und Privilegien abnehmen 
wollte und Abgesandte der Bürger in Gestalt des Martin Hart- 
mann, Benj. Christmann und Sam. Leistnitzer einen Einspruch 
an den polnischen König sandten.“ Zwistigkeiten mit der ebenso 
deutschen Zunft ın Fraustadt wurden vor der höchsten Warschauer 
Zunftabteilung 1767 ausgetragen. Die Zunft suchte sich, wofür 
auch anderwärts viele Beispiele vorliegen, rein deutsch zu erhalten. 
1714 erließ sie ein Verbot, Jüdinnen zu heiraten — bekanntlich 
gab es in Lissa eine sehr große jüdische Gemeinde. ,,Skandalés 
war der Zunftbeschluß, keine Polen als Lehrlinge aufzunehmen.“ 
Dagegen war 1694, wie ein Empfehlungsbrief ausweist, die Kriewener 
Zunft polnisch. 1660 wurden 2 Meister (Georg Gral und Joh. 
Wandelt) samt 2 Gesellen nach Guhrau gesandt, um Satzungen 
für eine neuzugründende Bruderschaft zu erbitten, mit Hilfe einer 
Art Burse den Lehrlingen und Gesellen moralische Hilfe zu bringen. 
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Der Anfall an Preußen 1793 (einmal Druckfehler 1792) brachte 
scharfe Eingriffe, doch auch mächtiges Aufblühen. 1845 (so soll 
es wohl statt 1875 heißen) zählte die Zunft nur 7, 1898 dagegen 
28 Mitglieder. 1846 hatte sie eine neue Satzung erhalten. Während 
dieser ganzen Zeit floB ,,das Leben in geregeltem Bett still, ruhig, 
ohne Ehrgeiz“. 

Von solchen kultur- und ortsgeschichtlich lehrreichen kleineren 
Arbeiten kann man sich nur mehr wünschen, und hoffentlich 
vertieft sich auch der Lissaer Bürgermeister weiter in die Geschichte 
seiner Stadt, aus der trotz des schon vorhandenen stattlichen 
Schrifttums immer noch viel herauszuholen ist. Des verstorbenen 
Prof. Nesemann wertvolle, tiefschürfende Arbeit über die Lissaer 
Tuchschererinnung (Zeitschr. d. Hist. Ges. f. d. Prov. Posen, Jg. 17) 
könnte ıhm dafür gute Fingerzeige geben. 

Lattermann. 


Irena Gtebocka-Piotrowska, Krzysztof Boguszewski i poznańska 
ola malarska na poczatku 17 wieku [Christoph v. Bogu- 
szewski und die Posener Malerschule am Anfang des 17. Jahrh.]. 
Kronika Miasta Poznania, Jahrg. VI., Nr. 2, S. 117—159 und 
Nr. 3, S. 205—239 und Sonderdruck 1928. Mit 15 Taf. Abb. 
In eingehender Untersuchung befaßt sich die aus der Posener 
Universität (Prof. Dr. Dettloff) hervorgegangene Verf. mit einer 
bisher wenig untersuchten Gestalt und Zeit. Indem sie von drei 
Gemälden, die alle mit kleinen menschlichen Figuren angefüllt 
sind, ausgeht, schreibt sie: ,,Es kann sein, daß wertvollere Kunst- 
denkmäler in Polen bestehen, die noch der Bearbeitung harren; 
trotzdem ist das Werk Bs. auf dem Grunde der damaligen Kunst 
in Polen eine der ersten Erscheinungen einer selbständigen, von 
allen fremden Einflüssen freien Malerei in Polen“ (S. 118/9). Auf 
diese Posener Schule, von der wir nur B. dem Namen nach kennen, 
soll dann die große Malerei des 19. Jahrhunderts zurückgehen. 
Zunächst beschäftigt sich Verf. mit dem Stand unter Sieg- 
mund III. Wasa und unterscheidet zugewanderte und einheimische 
Künstler. Der König habe zahlreiche ,,italienische, flämische und 
deutsche Künstler nach Polen“, hauptsächlich Krakau, geholt. 
Trotzdem sie nur einen Italiener (Thom. Dolabella) aufführt und 
den noch einen ,,Kiinstler zweiten Ranges“ nennt (S. 119), trotz- 
dem der germanische Einfluß unvergleichlich stärker war, wie sich 
weiter ergibt, wendet sie die angegebene Reihenfolge an (S. 119, 
ebenso S. 121). Von Flamen (Nicderdeutschen!) erwähnt sie nur 
kurz Jak. Mertens. ,,Unter den Deutschen erfreute sich großen 
Ruhmes der Bildnismaler Nik. Koeber aus Breslau, schon am Hofe 
Stef. Bätoris seit 1580 bekannt. Nach dem Tode Koebers berief 
Siegmund III. Jak. Troschel aus Nürnberg, der bis zu seinem 
Lebensende 1624 dem König zur Seite blieb. Auf diese Weise 
werden am Hofe Siegmunds ILL. die deutschen Überlieferungen 
in den Königsbildern fortgeführt; der deutsche Stil begann nämlich 
schon mit einer Folge von Bildern der Jagtellonenfamilie, die in 
der Werkstatt Luk. Kranachs d. J. in der Mitte des 16. Jahrh. 
verfertigt wurden“ (S. 120). Weiter war wichtig die Danziger 
Kunst (Anton Möller aus Königsberg). ,,Wie stark die Danziger 
(d. h. rein deutsche! Anm. des Verf.) Kunst nach Westpreußen 
und sogar nach Großpolen ausstrahlte, bezeugt u. a. das Schaffen 
Hermann Hahns und Bart. Strobels.“ Ersterer stammte aus Neuß, 
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lebte später in Danzig und (dem ebenso deutschen, vgl. Heft 12 
dieser Zeitschr. S. 189 ff.) Konitz, wurde Kgl. Hofmaler, schmückte 
besonders Pelplin und starb 1627. Strobel aus Breslau ,,(geb. 1591, 
gest. nach 1644), der seit 1634 oder 35 in Westpr. weilte, kann man 
kühn neben Dolabella stellen, sowohl bezüglich seiner reichen 
künstlerischen Hinterlassenschaft wie wegen der Einflüsse, die er 
auf die Kunstgeschichte in Polen ausgeübt hat“ (S. 121, vgl. Zygm. 
Batowskis Buch, Lemberg 1916). 

Die einheimische Malerei wurde hauptsächlich durch Städter 
in Zünften betrieben. Von Adligen wird Paul Grodzicki (S. 122) 
und J. Szwankowski (S. 123, Name!) genannt. Die wichtigsten 
Vorwürfe waren kirchliche, meist nach mittelalterlicher Art (Franz. 
Lekszycki, Jos. Wolf-owicz = Lemberg). In Posen (über frühere 
Zeit vgl. Heft 6 dieser Zeitschr. S. 196) sind drei kleinfigurige 
Zunftbilder aus dem Anfang des 17. Jahrh.: Hl. Martin, Unbefleckte 
Empfängnis und Himmlisches Jerusalem. Diese Bilder (und zahl- 
=- reiche andere) hatte die preußische Regierung bei der Aufhebung 
des (einst deutschen und dann gewaltsam verpolten Klosters) 
Paradies der Kirchenbehöde überlassen. Über den Ort schreibt 
die Verf. übrigens: ,,P. ist ein großpolnisches Dorf nordwestlich 
“von Wollstein, das durch den Versailler Friedensvertrag dem 
Deutschen Reiche einverleibt (!) wurde“ (S. 128). Da das Kloster 
früher Besitzungen in Schlesien hatte, ist auf einem Bilde noch 
der habsburgische Doppeladler zu sehen. Zwei der genannten 
Bilder im Dom sind nach dem Muster von Pelpliner, etwas älteren 
Gemälden Herm. Hahns gefertigt. Nachdem die Verf. etliche 
Ähnlichkeiten des Inhalts aufgezählt (S. 144) und gesagt hat, 
daß eine Abhängigkeit des Inhalts bestehe (S. 145; auch schon 
S. 124: ,,Bevor er sich von dem Vorbild Hahns abhängig machte“), 
ist es S. 157 nur noch ein ,,leichter Einfluß Hahns“, und später 
fällt er noch mehr unter den Tisch. Nur das eine Bild sei nicht von 
B. (Jerusalem), sondern einem bisher Unbekannten. 

Weiter werden 3 großfigurige Zunftgemälde in Posen be- 
handelt (S. 205 ff.). Ein ‚Schutzengel mit Kind“ in der Adalbert- 
Kirche sei von B., eine ,,Mutter Gottes unter Engeln“ in der Mar- 
gareten-Kirche von dem genannten Unbekannten, ein weiteres 
„Madonna mit Kind“ daeben in Dürerscher Art gehalten. Es 
folgen eine Reihe Gemälde in der Provinz (Ritschenwalde, Schroda, 
Borek, Gonsawa, Zirke, Hohensalza). Die Madonna auf der ,,Un- 
befleckten Empfängnis im Posener Dom“ ist schon ein gewisses 
 Kompromiß zwischen dem Typ der (altertümlichen) Madonna der 

Posener Schule und dem Typ der Madonna Hahns. Die hl. Jung- 
frau in Zirke bezeugt auch, daß ferner ausschließlich durch den 
Einfluß Hahns sich die neuere Auffassung der ‚‚Unbefleckten 
Empfängnis in Posen, ohne Kind, erklärt“ (S. 224). Die 
porträtartige Auffassung Marias schreibt Verf. dem Einfluß Strobels 
zu (allerdings nur in der Anm. S. 228), der für Pempowo und Pa- 
kosch gemalt hat. 

~ In einem zusammenfassenden Teil werden als kennzeichnend 
für die Schule deutliche Züge und scharfe Zeichnung (S. 230) 
genannt. ‚‚Trotz einer gewissen Primitivität besitzen (B.’s) Werke 
bedeutende Werte“: Sorgfaltigere Ausführung als Donabella, 
künstlerische Finbildungskraft. Er sei aber nicht der Schöpfer 
der Schule, die vielmehr aus der Posener Zunft erwachsen sei 
(S. 231). Rätselhaft und nur durch eine jetzt ja beliebte Manie, 
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möglichst nichts den Deutschen verdanken zu wollen, halbwegs 
erklarbar sind folgende Sätze: ,,Die größte Bedeutung der Schaf- 
fenskraft B.’s und der ihm zeitgenössischen Posener Künstler 
beruht darauf, daß ihre Kunst, von allen fremden Einflüssen 
abgetrennt und nur auf die Überlieferung gegründet, eine wichtige 
Rolle in der Begründung eines national-polnischen Stiles spielte. 
Es ist kennzeichnend, daß die Schule damals entstand, als alle 
deutschen Einflüsse in GroBpolen, die in den früheren Jahrhunderten 
so mächtig zu fühlen waren, sich schon völlig zerrieben hatten“ 

(S. 232). Wie paßt letzteres zu ihrem eignen Abschnitt über die 
„fremden“ Künstler und ihren Einfluß? Sie gibt selbst den ,,mach- 
tigen“ deutschen Einfluß früher zu, und nun soll das Kennzeichen des 
polnischen Stiles die doch gerade deutsche Überlieferung sein? 
Diese Erstarrung oder geradezu Rückständigkeit oder Rückkehr, die 
sich in dem erwähnten Mangel an Berücksichtigung des Körper- 
baues und der Fernzeichnung (a. a. O. auch der Farbenabtönung) 
kundtut, wird tatsächlich als „übrigens die poln. Kunst überhaupt 
charakterisierend“ genannt (S. 233). Verf. führt ,,die Zahl der 
polnischen Typen und Trachten“ an. Über die ersteren mögen die 
Rassenkundler urteilen — ich kann nicht zu viel slawische Typen 
entdecken —, die letzteren sind doch meist aus anderen Ländern 
(bes. Osten und Ungarn) übernommen und sind ebenso ,,altpol- 
nisch“ wie die der ,, Bamberki" (Bambergerinnen). 

An der erwähnten Stelle heißt es weiter: ‚Das Paradieser 
Kloster z. B., obwohl einst deutsch, war schon seit der Mitte des 
16. Jahrhunderts völlig verpolt und verdankt seine Blüte gerade 
den poln. Äbten und der Berührung mit dem poln. Königshof. 
Posen selbst war im 17. Jahrh. offensichtlich eine völlig polnische 
Stadt“ (S. 232). Letztere Behauptung des rein polnischen Ge- 
präges gehört scheinbar neuerdings als selbstverständlich in jede 
Erwähnung von Ortschaften im alten Polen, wird aber durch die 
häufige Wiederholung nicht richtiger. Gewiß hatte die dreimalige 
Niederbrennung der evang. Kirche und Protestantenvertreibungen 
das Deutschtum der Stadt Posen geschwächt, aber ganz versunken 
war es durchaus nicht, und außerdem bestand die starke jüdische 
Gemeinde sowie kleinere Kolonien von anderen Volkstümern, so 
daß von einer völlig polnischen Stadt keine Rede sein kann. Wenn 
man schreiben kann: ‚Nach Polen gelangte der Einfluß der ital. 
Wiedererweckung nur mittelbar durch die deutschen Meister 
Hans Dürer und Hans Süß v. Kulmbach" (S. 233), so sollte 
man doch auch solche Irreführungen und Widersprüche wie die 
angeführten vermeiden, die die polnische Wissenschaft nur in ein 
ungünstiges Licht zu setzen geeignet sind und die wirklich 
wertvollen Ergebnisse verkleinern. Dr. R. St. 


Józef Muczkowski — X. Józef Zdanowski: Hans Suess z Kulm- 
bachu [Hans Süß von Kulmbach], Krakow 1927. Rocznik 
Krakowski Tom XNI. [Krakau 1927. Krakauer Jahrbuch 
Bd. 21]. 86 S., 1 Taf. u. 30 Abb. 4°. 

In dem vornehm ausgestatteten Jahrbuch der polnischen 
„Gesellschaft der Liebhaber der Geschichte und Kunstdenkmäler 
Krakaus“ sind im Lauf der Zeit schon cine Menge wertvoller Ar- 
beiten über die alte Stadt erschienen, deren Deutschtum erst in 
der 1. Hälfte des 16. Jahrhunderts dahingeschmolzen und im Polen- 
tum aufgegangen ist, Ohne jedoch bei dem ständigen Nachschub 
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ganz zu verschwinden. Gerade in diese Zeit des Übergangs führt 
uns das neueste Jahrbuch, das wir mit besonderer Freude begrüßen, 
da in ihm mit liebevoller Teilnahme dem Wirken eines deutsche‘ 
Künstlers nachgegangen wird, eines der vielen Volksgenossen, 
auf deren Werke heut die Polen stolz sind. Vor allem hervorzu- 
heben ist, daß — im Gegensatz zu Veit Stoß, Peter Wunderlich 
und so manchem andern, die durchaus zu Polen gemacht werden 
sollten, — sein deutsches Volkstum auch darin anerkannt wird, 
daß er, der seine Bilder H. K. gezeichnet hat, Hans und nicht 
Jan genannt wird, während z. B. ein deutscher Münzmeister 
(Hanus Kehl), der die gleichen Buchstaben als Zeichen prägte, das 
Schicksal hatte, stets Jan genannt zu werden. Ebenso ist erfreulich, 
daß die Herausgeber einen Auszug von 6 Seiten in deutscher Sprache 
angefügt haben, der die Arbeit wenigstens in den Hauptsachen 
den nicht polnisch verstehenden Lesern erschließt. 

Von den von deutscher Seite vorliegenden Vorarbeiten (Hans 
Koelitz 1891 und Hans Bermann 1923) ist besonders die letzte, 
die bisher nur in Maschinenschrift vorliegt, in der polnischen Dar- 
stellung nützlich mitverwendet worden. In den Werken, die einzeln 
abgebildet und besprochen werden, tritt zunächst noch ein Einfluß 
der Gotik zutage. Weiter sind solche Dürers und Barbaris, sowie 
unmittelbar venezianische zu erkennen. Der große Schreinaltar 
aus dem Paulinerkloster bei Krakau ist jetzt in seinen einzelnen 
Teilen an verschiedenen Orten. Es wird angenommen, daß der 
Künstler zwischen 1511 und 1515 zweimal in Krakau geweilt hat. 
Aus der Zeit des letzten Aufenthalts stammen zwei Bilderreihen 
zur Katharinen- und Johanneslegende, jetzt in der Krakauer 
Marien- und Florianskirche. Die Landschaftsfreude dieser Bilder 
wird den Einflüssen Altdorfers in Regensburg zugeschrieben. Von 
Dürer hat sich unser Maler zu jener Zeit losgelöst, schließt sich 
ihm aber wieder später in Nürnberg an. Soist er ein ,,Eklektiker 
im besten Sinne des Wortes“. Dank der Opferwilligkeit des Kra- 
kauer Patriziers H. Boner (aus einer deutschelsässischen Familie) 
besitzt ‚Krakau die besten Bilder Kulmbachs, dessen Kunst die 
polnische Malerei des 16. Jahrhunderts bedeutend befruchtet hat“. 
Die zahlreichen Abbildungen sind vorzüglich ausgeführt. Schade 
nur, daß nicht wenigstens eins oder mehrere die wundervolle 
Farbengebung des Urbildes veranschaulichen, was allerdings die 
Kosten noch wesentlich erhöht hätte. Lattermann. 


Neuere Zeitschriftenregister. 

In den letzten Jahren sind einige Register erschienen, auf die 
an dieser Stelle hingewiesen werden darf. Das wichtigste von 
deutscher Seite herausgegebene für die früheren Veröffentlichungen 
der ‚Historischen Gesellschaft für Posen“ ist schon von mir ange- 
zeigt worden, so daß nur darauf verwiesen zu werden braucht 
(Heft 12 dieser Zeitschr. S. 183 f.). Weiter hat die ,,Kronika Miasta 
Poznania“ eins für die ersten 5 Jahrgänge, angeschlossen an das 
Inhaltsverzeichnis von 1927, gebracht, allerdings kurz gehalten, 
nur die Überschriften, im einzelnen die Verfasser allein mit Bezeich- 
nung der Jahrgänge, für die sie geschrieben haben, angebend, 
jedoch unter Aufführung der wichtigsten Besprechungen. Mehrcre 
andere von allgemeinerer Bedeutung sind im Jahre der 4. Allge- 
meinen Poln. Historikertagung, 1925, herausgekommen. Da ist 
zunächst zu nennen: 
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I. Indeks do Kwartalnika Historyczneg> (1887 — 1922), Lwów, 
Nakladem Polskiego Towarzystwa Historycznego [Register zur 
Geschichtl. Vierteljahrsschrift. Lemberg, Verlag der Poln. Histor. 
Ges.] IV und 315 S. Für die ersten 30 Jahrginge war das Ver- 
zeichnis, das zugleich durch seinen umfangreichen Besprechungsteil 
wenigstens teilweise eine Bücherkunde für die Zeit ersetzen muß, 
von dem Studenten Miecz. Rutkowski angelegt, der dann 1919 
in den Ukrainerkämpfen in Ostgalizien fiel. Er hat, anders — 
und wohl günstiger — als in der g*nannten Posen betr. deutschen 
Veröffentlichung, die ersten 10 Jahre, für die auch schon, ebenso 
wie für unsere Zeitschriften ein anders ang2legtes Register vor- 
handen war, nochmals mitberücksichtigt, so daß, nachdem Dr. 
Karl Maleczynski seine Arbeit bis 1922 (also bis zum Ende der 
langjährigen Tätigkeit des inzwischen verstorbenen Schriftleiters, 
Prof. Alex. Semkowicz) fortgeführt hatte, nunmehr der Inhalt 
der gesamten 36 Jahrgänge in einem Bande verarbeitet ist. Die 
Einteilung und Vereinhcitlichung, die alphabetisch geordneten 
Verzeichnisse der Verfasser der Aufsätze und Besprechungen sind 
Dr. Ms. Werk. Über die Einteilung geben die S. 313 ff. Auskunft. 
Auch einige deutsche Mitarbeiter sind in dieser bekanntesten 
polnischen geschichtlichen Zeitschrift zu Worte gekommen. Es 
sei hier ergänzend bemerkt, daß, nachdem ich versucht hatte, 
wenigstens unter dem Gesichtspunkt der Aufzählung der für die 
deutschpolnischen Beziehungen wichtigen Werke die seit Kriegs- 
ende entstandene Lücke bis 1925 wenigstens oberflächlich zu 
schließen (Heft 6, S. 134—190 und Heft 8, S. 104—130), für die 
. letzten Jahre von dem gleichen Dr. M. u. a. (Kas. Tyszkowski 
und Maria Mazanek) jährlich umfangreiche und vorzügliche Biblio- 
graphien des in den verschiedensten Sprachen erschienenen Schrift- 
tums zur Geschichte Polens in weitestem Snine herausgegeben 
worden sind, die man für die letzten Jahre heranzuziehen hat. 

2. Indeks do Przeglądu Historycznego. Tom. I-XXV, ulo- 
żyła Irena Posseltöwna. Warszawa 1925. Tow. Miłośników Historji 
[Register zur Geschichtl. Umschau, Bd. 1—25, angelegt von 
Irene Posselt. Warschau 1925. Ges. der Geschichtsliebhaber]. 
-LVI S. Der Stoff ist angeordnet in der Reihenfolge: Verzeichnis 
der Mitarbeiter; Abhandlungen; Referate und kritische Uber- 
sichten; Materialien; Berichterstattungen und Besprechungen; 
Polemiken; Nachrufe; Chronik der Ges. der Geschichtsliebhaber 
in Warschau. In dieser Zeitschrift sind auch recht stark die 
Arbeiten zur Geschichte des Judentums vertreten. In den deut- 
schen Titelanführungen sind leider eine ganze Reihe Druckfehler 
stehen geblieben; doch die brauchen ja deutsche Benutzer nicht 
weiter zu stören. 

3. Bibliografja Prac Towarzystwa Naukowego w Toruniu 
(1875 — 1025) zestawit Zygmunt Mocarski [Bücherkunde der Arbeiten 
der Wissenschaftl. Gesellschaft in Thorn (1875 — 1925), zusammen- 
gestellt von Siegm. Mocarski], S. A. aus Bd. XXXII des Rocznik 
a 32 5. Im gleichen Jahre wurde die polnische Thorner 

issenschaftliche Gesellschaft ein halbes Jahrhundert alt. Bei 
dieser Gelegenheit gab ıhr Schriftführer ebenfalls eine Zusammen- 
stellung heraus, die nicht nur die 32 Bände Roczniki, sondern auch 
die 21 Bände Fontes und die 6 Bände Zapiski mitumfaßt. In drei 
‚ Teilen werden gegeben: 1. ein Ausweis der Veröffentlichungen; 
2. der Verfasser und ihrer Arbeiten (mit Auflösung der Decknamen 
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und Angabe der Urheber der namenlos erschienenen Schriften); 
3. der Besprechungen. Nach dem natürlichen Arbeitsgebiet der 
Gesellschaft sind ihre Arbeiten hauptsächlich für Westpreußen und 
die benachbarten Gegenden wichtig. 

4. Nicht ganz in den Rahmen passend, aber im Anschluß an 
die vorige Veröffentlichung sei auch die voriges Jahr herausge- 
kommene Zusammenstellung der Veröffentlichungen des ,,To- 
warzystwo Przyjaciół Nauk w Poznaniu“ [Gesellschaft der Freunde 
der Wissenschaften in Posen] in den Jahren 1857 — 1927 genannt, 
die in der noch anzuzeigenden Monographie von Dr. A. Wojtkowski 
gegeben ist. Es ist kein Register im Sinne der vorigen, sondern 
eine zeitlich geordnete Aufzählung nur der wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen, also ohne Berücksichtigung der Satzungen, 
Jahresberichte usw., u. z. zunächst der eignen, dann der auf Ver- 
anlassung oder mit Unterstützung der Gesellschaft herausgegebenen, 
zusammen eine stattliche Zahl. Durch den Umschwung hat sich 
die Lage der beiden Volkstümer im Posenschen bezüglich ihrer 
Veröffentlichungen umgekehrt; während früher die Deutschen 
so viele wissenschaftlich tätige Kräfte hatten, daß sie verschiedene 
einzelne Zeitschriften unterhalten und füllen konnten, die Polen 
dagegen fast nur ihre Roczniki, konnten, nachdem durch Über- 
nahme der deutschen Akademie und ihren Ausbau zu einer pol- 
nischen Universität und zahlreichen Zuzug auch anderer Vertreter 
gelehrter Berufe die wissenschaftlichen Kräfte polnischerseits sich 
auf Kosten der deutschen vervielfacht hatten, die polnische Gesell- 
schaft ihre Veröffentlichungen stark ausbauen und spezialisieren, 
während sie die Deutschen zusammenlegen mußten. 

Lattermann. 


R. Heuer-Thorn. Thorn zur Zeit des Coppernicus. Thorn 1923. 
Verlag des Coppernicus-Vereins für Kunst und Wissenschaft, 
Thorn, 24 S. l 
In dieser Festschrift des Vereins zum 450 jährigen Geburtstag 

des gewaltigen Mannes entwirft der bekannte und verdiente Heimat- 

forscher und -kenner ein lebendiges, frisches Bild des Lebens, wie 
es Coppernicus in seiner Jugend und bei späteren Besuchen kennen- 
gelernt hat, indem er uns zuerst durch die alte Weichselstadt 
selbst sowie durch ihre Umgebung führt und dabei über den da- 
maligen Zustand und die Veränderungen, die eintraten, mit stau- 
nenswerter Sachkenntnis unterrichtet. Dabei werden die wich- 
tigsten Angaben über die Familie des großen, vielseitigen Mannes, 
ihre Beziehungen und ihn selbst mitgeteilt. Cein Vater Niklas 

Koppernick (nach dem deutschsprachigen Dorf Koppernig bei 

NeiBe genannt) stammte aus Krakau. Zu seiner Zeit war dort 

nicht nur der führende Kaufmannsstand noch deutsch, was für die 

Frage des Volkstums der K. entscheidend ist, sondern der polnische 

Kenner Prof. Jan Ptasnik nennt die Stadt ‚im 14. und 15. Jahr- 

hundert fast völlig deutsch“. ,,Die große Strömung der Verpolung 

begann am Ende des 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts“ (Pol- 
szczenie sie Krakowa w XVI w. Krakau 1903, S. 49), also erst 

50 Jahre nach dem Fortzug des Vaters K. Auch die verschiedenen 

Verwandten, von denen wir hören, sind durchweg Deutsche, und 

die Mönche der Stadt Thorn waren zu der Zeit so deutschgesinnt, 

daß z. B. die Bernhardiner, als sie infolge des Eindringens der 

Reformation auszusterben begannen, ,,es vorzogen, ihre Häuser 
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den lutherischen Magistraten zu iibergeben, als polnische Briider 
aus der blühenden Bernhardinerprovinz zu berufen“ (ks. Kantak, 
‘n Kronika Miasta Poznania 1928, S. 166, angeführt nach Ur- 
kundenbuch der alten sächsischen Franziskanerprovinzen II, Nr. 
608 ff, 624). Diese Tatsache ist lehrreich, da sie die Angabe 
des Verfassers stützt, daß auch die Dominikaner, in deren Orden 
der Vater K. samt seinen Angehörigen als Tertiarier eingetreten 
war, nach den Namen sämtlich deutsch waren. Daß alles, was zu 
jener Zeit an höherer Kultur in Thorn bestand, deutsch war, betont 
Verfasser zum Schluß. Lattermann. 


Nicolaus Coppernicus aus Thorn. Über die Umdrehungen der 

Himmelskörper. Aus seinen Schriften und Briefen. 1923. 

Im Verlag der Deutschen Bücherei, Posen. 

Leider reichlich spät wird diese Veröffentlichung hier ange- 
zeigt, aber hoffentlich noch zeitig genug, um viele Leser den Ent- 
schluß fassen zu lassen, sie sich anzuschaffen. 

Schon das Äußere (Papier, Satz, buchkünstlerische Aus- 
schmückung) werden dem Bibliophilen Freude machen, wie sie 
der herstellenden Firma (Posen) Ehre einlegen. — Was den Inhalt 
betrifft, so finden wir hier eine Auswahl aus den sechs Büchern 
über die Umdrehungen der Himmelskörper, sowie aus anderen 
Werken des Astronomen und aus seinem Briefwechsel; alles, soweit 
es lateinisch geschrieben war, in guter deutscher Übertragung; 
und endlich ein ,,Nachwort“ des Herausgebers Dr. Hermann 
Rauschning: eine Lebensskizze und gehaltvolle Würdigung der 
Geistestat und Persönlichkeit dieses großen Sohnes des deutschen 
Ostens (geb. in Thorn am 19. Februar 1473). Denn in der Tat: ,,er 
war unser‘! Der eine Umstand schon (es ist nicht der einzige!), 
daß er als Student in Bologna nicht in die dort vertretene Stu- 
dentenverbindung „Polnische Nation“, sondern in die ‚Deutsche 
Nation“ eintrat, die nach ihren Satzungen nur solche Studierende 
zur Aufnahme zuließ, deren Muttersprache deutsch war, beweist 
dies. So ist es denn Ehrensache für uns Deutsche im Osten, die 
Gelegenheit zu ergreifen, an der Hand der Rauschningschen Ver- 
öffentlichung und ohne große Mühe die Bekanntschaft mit unserem 
weltberühmten Landsmann zu verschaffen und in seine große 
Gedankenwelt einzutauchen. Heuer- Thorn. 


Dawne pierniki toruńskie, opracował Stanislaw Dabrowski. Torun, 
nakładem Towarzystwa AUN [Alte Thorner Pfeffer- 
kuchen. Bearbeitet von ...Thorn, Verlag der Wissenschaft- 
lichen Gesellschaft]. 1926. 

Der Verfasser hat nur wenige Jahre in Thorn gelebt, sich aber 
in dieser kurzen Zeit mit starker Anteilnahme in die Geschichte 
der Kultur dieser alten Deutschordensstadt hineingearbeitet. Eine 
erfreuliche Frucht seiner Bemühungen ist sein Büchlein über die 
alten Thorner Pfefferkuchenformen. Einleitend faBt er zusammen, 
was er in Büchern und Akten über unsere Pfefferküchlerei gefunden 
hat: über die Innung der Loosbäcker, der die Pfefferküchler ange- 
hörten; über den Umfang ihres Betriebes in alter und neuer Zeit 


. (im Jahre 1888 wurden allein auf dem Weichselwasserwege 75 719 


Kilogramm Pfefferkuchen versandt); über die verschiedenen Arten 
der Pfefferkuchen, über ihre Beliebtheit, die auch in polnischen 
Sprichwörten sich niedergeschlagen hat; über ihre Kostbarkeit, 
die sie zu gern angenommenen Geschenken für hohe und höchste. 


Deutsche Wissensch. Zeitschr. f, Polen. Heft 15. 1929, 12 
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Personen machte; über die Formen, in denen sie in den Handel 
kamen und zusammenhängend damit über die Motive ihrer Schmuck- 
gestaltung: Mythologisches, biblische Personen, Heilige, Tiere. 
Wappen, Herzen, historische Persönlichkeiten wie Friedrich d. Gr., 
Napoleon, Kosciuszko, volkstümliche Personen wie Soldat, Narr, 
Hirt, zankende Eheleute, rein geometrische Gebilde, wie Katha- 
rinchen, Steinpflaster. — Es folgt eine Liste und kurze Beschrei- 
bung der Formen, die sich im Besitz der Firmen Gustav Weese 
(nicht weniger als 473! Doch bäckt die Familie Weese ja auch 
schon seit 1751 ununterbrochen Thorner Pfefferkuchen!), Hermann 
Thomas (152), Ruchniewicz (12) und im Thorner und Graudenzer 
Museum befinden. Acht Tafeln mit 62 leider sehr kleinen Abbil- 
dungen erläutern das im Text Gesagte und geben eine gute An- 
schauung von diesem Zweige der ‚‚Gebildbrote‘ und seiner reichen, 
mannigfaltigen volkskünstlerischen Gestaltung. Heuer- Thorn. 


Das Merkwürdigste In, Bey und Um Thorn. 50 Zeichnungen von 
George Friedrich Steiner. Erläutert von Reinhold Heuer. 
Berlin 1925. Verlag Deutscher Wille. 24 S. Text und 29 S. 
Abbildungen, 4°. : 

Die Abbildungen sind einem alten, insgesamt 125 Bilder 
enthaltenden Album entnommen, das der 1755 geborene berühmte 
Sohn der Stadt, der Anatom und Naturforscher Sam. Thomas 
v. Sömmering, besessen hatte. Das damals sicher zur 'Veröffent- 
lichung bestimmte Werk ist, kurz vor dem Weltkrieg wiederent-+ 
deckt und im Jahr vor dem Anfall an Polen der Heimatstadt 
wiedergewonnen, erst in unseren Tagen wenigstens zum Teil her- 
ausgegeben worden. Der Zeichner der trotz aller Mängel im ein- 
zelnen heut für uns kostbaren Abbildungen ist ein biederer deut- 
scher Handwerksmeister, der Weißgerber G. F. Steiner, der 1704 
zu Thorn geboren, dann viele Jahre (1727—1745 sind verzeichnet) 
seine Mußestunden dazu verwendet hat, die Schönheit der ehe- 

maligen Deutschordensstadt im Bilde festzuhalten. Über ihre 

Geschichte berichtet der verdienstvolle Herausgeber, Pastor Heuer, 

in einer Einführung: Von ihrer Gründung durch die Deutschherrn, 

ihrem Aufblühen im 13. Jahrhundert, aus dem die meisten stolzen 

Bauten stammen, ihrer Eigenbrötelei und dem daraus entsprin- 

genden Verrat der Ordensherrschaft, der allerdings nur als ein 

Glied in der Kette der damals überall vorhandenen Streitigkeiten 

zwischen Landesherrschaft und Ständen angesehen werden muß, 

der nach kurzer Scheinblüte folgenden Zeit der Enttäuschungen 

(1529, also vor nunmehr 400 Jahren Aufhebung des Stapelrechtes, 

1569 Staatsstreich von Lublin), von dem Zwang ständiger ,,Geld- 

geschenke“ an die polnischen Herren (S. 8 ff. muß fast jede Seite 

davon berichtet werden), den Verwüstungen der Nordischen Kriege, 
den dauernden Angriffen auf ihr deutsch-evangelisches Gepräge 
bis zu dem furchtbaren Blutgericht von 1724, das die Stadt in 
ihrem Lebensnerv traf. Trotz der darauf verstärkten Verpolungs- 
maßnahmen blieb die Stadt überwiegend deutsch und setzte es 

1793 bei der Wiedervereinigung mit Ostpreußen durch, außerhalb 

Polens, nämlich in dem fast rein deutschen Danzig, zu huldigen. 

Bei der Abtretung an Polen nach dem Weltkriege zählte sie wiederum 

fast ?/, Deutsche. 

Einige der Abbildungen bezichen sich auf die schweren Schick- 
Salsschläge, die die Stadt damals betrafen (Abb. 2 u. 10), andere 
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"stellen Neubauten der Zeit dar; am eindfucksvollsten sind die 


stolzen Gebäude der Ordenszeit. "Einige sind inzwischen der Spitz- 
hacke zum Opfer gefallen, etliche stark verändert und nicht immer 
verschönert worden. Zu jedem Bild gibt der Herausgeber kurze 
Erläuterungen, die in gleicher Weise seine geschichtliche wie kunst- 
sachverständige Beherrschung des Stoffes und feinfühliges Ver- 
ständnis beweisen. Anerkennung verdient auch Herr Photograph 
Gerdom für seine Leistung. Während der Hauptteil der Abbil- 
dungen die Stadt Thorn und ihre nächste Umgebung, einige Stadt- 
besitzungen, vorführt, sind zum Schluß die Städte Kulm, Graudenz 


und Strasburg in damaligen Gesamtansichten dargestellt. Die 


verdienstvolle Veröffentlichung ist es wert, auch in weiteren Kreisen 
bekannt zu werden.. | Dr. R. St. 


Dr. Marjan Gumowski, Maciej Schilling, pierwszy artysta medaljer 
polski z XVI w Matth. Schilling, der erste Denkmiinzkiinstler 
in Polen aus dem 16. Jahrht.] Zapiski Tow. Naukowego 
w Toruniu. VII. Bd. S. 97—112 und S.A. 8 Taf. 

Die Familie Schilling, die in Krakau, wohin allmählich fünf 

“ Brüder auswanderten, und auch in Posen eine bedeutende Rolle 

‚spielte, stammte aus Weißenburg, also dem Elsaß, das Polen so 


_ verschiedene mächtige deutsche Patriziergeschlechter geliefert hat, 


darunter die Dietz-Decius. Dem Justus Ludwig D. vertraute 
der König 1528 die Einrichtung der neuen Münzstätte in Thorn 
an, und der wählte als technischen Leiter seinen alten Bekannten, 
‘vielleicht auch Verwandten Matth. Schilling. Dieser muß 1526/7 


im Deutschen Reich gewesen sein. Wenn die in den folgenden 


Jahren geschlagenen preußischen Münzen — das Gebiet hatte 
eigene — sich durch „ungewöhnliche Schönheit, ihr prächtiges 
Renaissancegepräge auszeichneten, das bewirkt, daß in dieser 
Hinsicht keine anderen polnischen Münzen mit ihnen messen 
können“ (S. 101), so ist das sein Verdienst. Auch für Krakau hat 
er Stempel geliefert. Nach schon früherer Einwirkung auf Danzig 
scheint er vor 1535 — 40 dort Münzmeister gewesen zu sein. Darauf 
war er wahrscheinlich in Österreich, 1552 muß er sich nach 
Ausweis einer prachtvollen Denkmünze um eine Stellung in Wilna 
bemüht haben, doch wohl vergeblich; vielmehr kommt Mart. 
Wartenberger dorthin. Verf. nennt ihn einen ,,Meister in großem 
Stil, dessen Namen zu lange im Schatten geblieben ist“ (S. 111) 
und einen ,,erstklassigen Denkmünzkünstler“, und die beigegebenen 
Bildtafeln bestätigen das Urteil vollauf. 

Im Zusammenhang mit dieser polnischen Veröffentlichung 
darf auf eine deutsche und damit der Öffentlichkeit leichter zu- 
gängliche hingewiesen werden, die das ganze Gebiet auf Grund 
einer umfangreicheren Veröffentlichung des gleichen Verfassers 
Dr. G. behandelt, Martin Kages „Deutsche als Schöpfer der poln. 
Medaille“, Lodz, ‚Freie Presse“ 1927, Nr. 22 ff, Es ist halt überall 
das gleiche Bild, wohin man auch blickt... A.L. 


Ks. Bolestaw Makowski, Malarz Strobel w Polsce i na Pomorzu 
Geistl. Boleslaus Makowski, Der Maler Strobel in Polen und 
‚in Pommerellen}, Zapiski Tow. Naukowego w Toruniu, Bd. VII 

- (1926—28), Nr. 1, S. 11—17. 
Der kleine Aufsatz ergänzt in wünschenswerter Weise die 
- früheren Angaben Zygm. Batowskis (Bartłomiej Strobel, malarz 
Slaski XVII w. in: Księga Pamiątkowa ku czci B. Orzechowicza, 
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Lemberg 1916, 26 S. mit 5 Abb.), der sich hauptsächlich auf A. 
Schulz gestiitzt hatte, und kommt zu folgenden Angaben: Barto- 
lomäus St., 1591 in Breslau geb., heiratet Magdalene Mitwentz, 
geht als Evangelischer 1633 zunächst nach Kleinpolen, 1636 nach 
Preußen (Danzig, Elbing, 1639 oder 40 Thorn). Unter seinen 
Bildern gehören die drei in Pelplin ,,zu den besten der Kathedral- 
kirche“, andere sind in Pempau, Leslau und Rehden. Vielleicht 
werden sich noch einige bisher namenlose als seine Werke 
herausstellen. Christus stellt er mit einem Gesicht von deutsch- 
protestantischem Typus dar. ‚Strobel, den man nach dem male- 
rischen Gepräge der deutschen Schule jener Zeit zuzählen muß, 
die unter starkem Einfluß der flämischen Maler stand, wurde 
durch seinen Umzug nach Polen neben Dolabello, dem Venediger 
Maler, der zweite bedeutendste Vertreter der Malkunst.“ 
A.L. 


Stanislaw Dabrowski, Malowidła Antoniego Möllera w ratuszu 
toruńskim [Gemälde von Anton Möller im Thorner Rathaus]. 
Ebenda Nr. 6, S. 169—185. 

A. M., einer der vielen deutschen Künstler, die für unsere 
Gegenden gearbeitet haben, ist 1563 oder 64 in Königsberg geboren, 
hat seit 1592 in Danzig gelebt und ist im Winter 1611/12 gestorben. 
Über den KulturcinfluB der volksmäßig damals ebenso wie jetzt _ 
fast rein deutschen Stadt heißt es, daß es ,,sein Kunsthandwerk, 
das übrigens in gerader Linie aus Holland (bekanntlich damals 
auch noch zum Deutschen Reich gehörig — Anm. d. Verf.) stammt, 
dem ganzen Polen mitgeteilt habe. Es ziehen also nach Osten 
Künstler, Handwerker, werden Danziger Möbel, Öfen und Fliesen 
verfrachtet, und die Spuren davon finden wir in den Beschrei- 
bungen alter Herrensitze und Schlösser und in Museumsstücken.“ 
Thorn versuchte bekanntlich mit Danzig zu wetteifern, und so 
wollten seine stolzen Patrizier ihr Rathaus ebenso schön aus- 
schmücken wie die Danziger. Das geschah eben durch A. M., 
der damals mit Ant. van Obbergen in der alten Weichselstadt 
weilte. Leider ist von der alten Pracht nichts erhalten, da das 
herrliche Gebäude bei der Belagerung durch die Schweden 
1703 ausbrannte, nachdem es gerade 100 Jahre in seinem Glanze 
bestanden hatte. Nur die Schreiben der Bestellung sozusagen 
durch den großen Bürgermeister Stroband sind erhalten und werden 
S. 171 ff. abgedruckt ,,Zur nachrichtung dem H. Antonio Mahler“. 
Sıe sind in der zu jener Zeit häufigen Mischung von Deutsch und 
Latein abgefaßt und zeigen, daß die dem Künstler vorgeschriebenen 
Motive denen im Roten Saal des rechtstädtischen Rathauses zu 
Danzig ähnlich waren. Daß sie wirklich ausgeführt worden sind, 
beweisen 10 weitere deutsch geschriebene Blätter aus den Jahren 
1698 — 1703. Lattermann. 


Stanistaw Tyne. Kilka uwag o historjografji szkolnej Pomorza 
polskiego [Einige Bemerkungen über die Schulgeschichts- 
schreibung von Polnisch-Westpreußen]. Minerwa Polska 1927. 
Heft 4. S. 240 — 254. 

Bez. Westpreußen, ,,das im Verlauf der Geschichte schon in 
ferner Vergangenheit, aber ähnlich auch vor dem Kriege mehr 
als ein anderes Gebiet sein Sonderdasein (sc. gegenüber Polen) 
führte,“ sagt der Verfasser: ,,Wir müssen von vornherin sagen, 
daß auf dem Felde seiner Schulgeschichtsschreibung für die pol- 
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nische Historiographie viel, schr viel zu tun ist,“ worauf auch 
schon auf dem Posener Historikertag 1925 hingewiesen worden 
ist. Von früheren Forschern nennt er Gottfr. Zamehl, Ephraim 
Prätorius, Gottfr. Lengnichs Gesch. der preuß. Lande Königl. 
poln. Antheils, eine Reihe Lehrer von Stadtschulen ın Thorn, 
Elbing und Danzig, 9 deutschgeschriebene Zeitschriften des Gebiets 
aus dem 18. Jahrh., G. Ch. Pisanskys Entwurf der preußischen 
Literaturgesch. „Alle diese Bearbeitungen und Sammlungen sind 
um so wertvoller, als ihre Verfasser, obwohl beinahe ausschlieB- 
lich Deutsche, fast alle gleichzeitig die polnische Sprache gut können 
und deshalb auch die polnischen Quellen nicht auslassen.“ Im 
19. Jahrhundert treten zahlreiche Zeitschriftenaufsätze und Gym- 
nasialprogramme dazu. Die älteren Zeiten sowie die Zeichnung 
des kulturellen Hintergrundes kommen allerdings dabeı schlecht 
weg. Weiteren Stoff bieten verschiedene Stadtgeschichten. Außer- 
dem gibt es cine Reihe Bearbeitungen von Einzelfragen des Schul- 
wesens. „Im Lauf des 19. Jahrhunderts erschienen infolge der 
Bemühung deutscher Gelehrter viele Quellenausgaben.“ „Es ist 
klar, daß bei diesem Ertrag der deutschen Geschichtswissenschaft 
sich die polnische wissenschaftliche Erzeugung im Bereich der 
Schulgeschichtsschreibung von Poln.-Westpr. ziemlich bescheiden 
ausnimmt."“ Genannt werden Lukasiewicz, Historja szköt, A. Kar- 
bowiak, Wt. Chotkowski, F. Koneczny. ,,VerhaltnismaBig die 
größten Mängel weist die Geschichte des Pfarrschulwesens auf“, 
wo besonders über die Frage des deutschen oder polnischen Ge- 
präges zu arbeiten wäre, besser steht es mit dem mittleren (sc. 
= Gymnasial-) Schulwesen (Elbing, Thorn, Danzig, Kulmer 
Akademie), doch müssen die trockenen Programme des vorigen 
Jahrhundertergänzt werden. Eine Reihe Forderungen, deren Erfüllung 
wirklich wünschenswert wäre, stellt Verf. noch zum Schluß seines 
gut einführenden Aufsatzes zusammen. 
Lattermann. 


Jakubowski, Jan. Akta szkolne pruskie z lat 1794-1807 w Archi- 
wum Oświecenia Publicznego [Preußische Schulakten aus 
den Jahren 1794 — 1807 im Archiv für Volksbildung] ‚‚Archeion“ 
1927, Heft 2, S. 71-82. 

Die vorhandenen Aktenbände werden aufgeführt, darunter 
solche über dem Plan einer Universität, die Gründung des War- 
schauer Lyzeums, über kostenlose Beköstigung armer Studenten 
aus den ehem. poln. Landesteilen in Königsberg und Studien- 
beihilfen für solche in Halle. Besonders ergiebig sind die Quellen 
für die damaligen Piaristenschulen. ,,Die sprichwörtliche deutsche 
systematische Art hieß die preußischen Behörden sehr gründlich 
und ıns einzelne gehend den Zustand der Schulen untersuchen, 
dic reorganisiert werden sollten.“ ,, Man muß die große Objektivität 
def preußischen Behörden bei der Beschreibung und Einschätzung 
der Schulen unterstreichen. Man bemerkte in diesen Berichten 
keinen besonderen Willen, die poln. Einrichtungen zu diskredi- 
tieren, 1m Gegenteil, man fühlt den ehrlichen Willen, den wahren 
Stand der Dinge zu erkennen. Das hindert später diese preuß. 
Behörden nicht nur nicht, den Piaristenschulen Reformen im 
Geist der preuß. Staatlichkeit aufzucerlegen, sondern sie geradezu 
zu kassieren als den Ansichten der Regierung nicht entsprechend.“ 
Später wird vom Verf. jedoch der Fall, daß die Lomshacr Schule 
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aufgelöst wurde, damit erklärt, daB im Südostteil des Kammer- 
dep. Bialystok drei Mittelschulen waren, im Norden keine, und 
dort wurde nun ein neues Gymnasium gegründet. (in Sejny). Die 
Geschichte zweier Schulen wird genauer geschildert. 


Man hört bisweilen die Behauptung, daß die preuß. Behörden 
‚sofort ein rücksichtsloses Germanisierungssystem auch durch 
alleinige Anwendung der deutschen Sprache eingeführt hätten. 
Aus dem Aufsatz ersehen wir, daß sich die Piaristenschulen ,,vor- 
wiegend lateinisch und bisweilen polnisch an die Behörden wandten. ' 
Im Jahre 1802erhielt der Rektor der Schtschutschiner Schulen ein Re- 
skript, das die Führung des amtlichen Schriftwechsels in deutscher 
oder lat. Sprache, nicht dagegen polnisch empfahl, ,,um die Not- 
wendigkeit der Übersetzung und dadurch Verzögerung in der 
Erledigung der Angelegenheiten zu vermeiden“ (Nr. 6, R. 82). 
Seit dem Jahre 1805 führen die Piaristenschulen den Schriftwechsel 
schon ausschließlich in deutscher Sprache (S. 72), d. h. also erst 
seit dem 10. bzw. 12. Jahre nach dem Wechsel der Staatshoheit. 
Kennzeichnend ist auch die Begründung, mit der das rationalistisch- ` 
absolutistische Preußen die Staatssprache ‚‚empfiehlt“. Ver- 
gleiche mit der Praxis demokratischer Nachkriegsstaaten zu Zeiten 
des ,,Schutzes der Minderheiten‘ brauchen wir den Zeitgenossen, >: 
die die letzten 10 Jahre die Augen offen gehalten haben, nicht .« 
auszuführen. 


Bei der geringen Kenntnis, die wir bisher von der süd- bzw. 
neuostpreuß. Zeit haben (abgesehen von der vorzüglichen, in 
Heft 13 der „Deutschen Wissenschaftlichen Zeitschrift für Polen“ 
S. 167—169 besprochenen Dissertation von August Müller über 
die preußische Kolonisation zur damaligen Zeit), und den vielfach 
falschen Anschauungen, die darüber bestehen, sind Nachrichten 
wie die angeführten besonders zu begrüßen. Dr. R. St. 


Klemens Lorenz, Der Schicksalsweg des deutschen Siedlungsdorfes 
in 700 jähriger Entwicklung. Ein Beitrag zu Bauer und Scholle. 
Breslau, Verlag von Priebatsch Buchhandlung. 80 S. Preis 
geheftet 1 Mark. 

Das Büchlein bietet keineswegs — wie der Titel eigentlich 
vermuten ließe — eine allgemeine Darstellung der deutschen 
Dorfentwicklung, sondern es schildert eine einzige Siedlung, 
Riemertsheide im Kreise Neisse in Mittelschlesien, 
von ihrer Gründung bis zur heutigen Zeit, in allen ihren Lebens- 
zusammenhängen: zunächst die Entstehung in Rahmen der ost- 
deutschen Kolonisation, die ursprünglichen Dorf- und Wirtschafts- 
formen, die Beziehungen zu den deutschen und polnischen Nach- 
barn, das Anwachsen der Dorfgemarkung, die Wirtschaftsteilungen, 
das Entstehen standischer Unterschiede im Dorfe, den Wechseb , 
der rechtlichen Lage von der ursprünglichen Freiheit zur Leib- 
eigenschaft und wicder zur Freiheit, endlich die Felderkopplung 
und die Ausbildung der modernen Verhältnisse. Insofern aber 
Riemertsheide nur ein Musterbeispiel sein soll für das schlesische 
Dorf überhaupt und sich in dem engen Rahmen der Dorfent- 
wicklung die Kulturgeschichte des ganzen Landes widerspicg ‘It, 
kommt dem Buchtitel dennoch Berechtigung zu. 

Die Darstellung ist ungemein anschaulich, nicht streng wissen- 
schaftlich, sondern für weitere Heimatforscherkreise berechnet. 
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Und es vermag in der Tat, wer über die Geschichte seines Heimat- 
dorfes arbeiten will, aus dem Beispiel der Arbeit reichlichen Nutzen 
zu ziehen, besonders was die Verwendung unscheinbarer wirt- 
schaftlicher und rechtsgeschichtlicher Daten anbelangt. Unter den 
deutschen Dörfern in Polen kommen natürlich für einen Vergleich 
in erster Linie die stammesgleichen schlesischen Gemeinden in 
Betracht, also die in Südposen, Ober- und Ostschlesien. Freilich 
dürften hier die Quellen keineswegs so reichlich fließen wie für 
Riemertsheide aus den Neißer und Breslauer Archiven. 

Leider sind für die einzelnen Angaben selten die Belege ge- 
geben. Das macht sich besonders unangenehm fühlbar bei der 
Schilderung der älteren Zeit, wo es naturgemäß wenig historisches 
Material für das einzelne Dorf Riemertsheide gibt. Hier ist die 
allgemein schlesische Entwicklung, deren Kenntis die Gesamt- 
forschung vermittelt hat, anstelle der speziellen von Riemertsheide 
"dargestellt, ohne daß dies aber betont wird. Im Interesse der 
Geschlossenheit, Bildhaftigkeit und Leichtlesbarkeit ist ein solches 
Verfahren sicherlich gelegen. Aber es erzeugt doch Unsicherheit 
beim Leser, der oft nicht unterscheiden kann, was für Riemerts- 
heide an neuen Daten beigebracht wird und was nur aus der ohne- 
hin bekannten Gesamtgeschichte der schlesischen Kolonisation 
zur Auffüllung von Lücken übernommen wurde. 

Walter Kuhn. 


k 


Bilder aus der Kulturgeschichte der Siebenbtirger Sachsen, herg. 
von Friedrich Teutsch. Verlag der Krafft und Drotleff A. G., 
Hermannstadt 1928. 2 Bd., 369 und 366 Seiten. Preis brosch. 
je Band 260 Lei (14,50 zt), geb. 320 Lei (18 zł). 

Es ist ein Werk, wie es von allen deutschen Sprachinseln 
allein die Siebenbürger Sachsen schaffen konnten. Das Buch 
stellt eine Schau dar über den gesamten Kulturbesitz der Sachsen 
in seiner Entwicklung von der Ansiedlungszeit bis auf die Gegen- 
wart. Es ist keine geschlossene systematische Darstellung, sondern 
eine Folge von 37 zwanglos ancinandergereihten Bildern, die von 
12 verschiedenen Verfassern herstammen. Daraus ergeben sich 
auch einzelne Wiederholungen. Die Einzelbeiträge sind selbst 
nicht wissenschaftliche Quellenarbeiten, aber sie sind reife Früchte 
einer nun schon durch viele Jahrzehnte währenden Erforschung 
der eigenartiegen und reichbewegten Stammesvergangenheit, einer 
Forschung, wie ste in dieser Vertiefung und Geschlossenheit kein 
anderer auslanddeutscher Gau und nur wenige im Mutterlande 
aufzuweisen haben. So kann die Lektüre der beiden Bände zu 
einem tiefen Erlebnis werden, um so mehr, da die Darstellung 
nicht bei der bloßen Behandlung der Tatsachen steheh bleibt, sondern 
den tiefsten völkischen und menschlichen Fragen nachgeht und 
sich, vor allem gegen Schluß der einzelnen Abschnitte, fast zu 
nationalen Predigten von gewaltiger Kraft erhebt. Was an anderer 
Stelle und in anderem Zusammenhange vielleicht störend wirken 
würde, hier steht es mit vollstem Rechte an seinem Platze, denn 
man weiß, daß die Männer, die hier schreiben — ein Großteil der 
Beiträge stammt von evangelischen Pastoren — auch sonst ihrem 
Stamme Führer und ihre Worte aus dem vollsten Leben gegriffen 
sind. Der Herausgeber des ganzen Werkes, D. Friedrich Teutsch, 
ist der derzeitige Bischof der evangelisch-sächsischen Landeskirche 
in Siebenbürgen. 
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Aus dem reichen Inhalt des Buches seien nur Proben genannt. 
Über die Geschichte der Siebenbürger handeln die Bei- 
träge: Die Besiedlung des Landes durch die Sachsen (Fr. Teutsch), 
Die Gräfen (G. A. Schuller), Aus dem Zeitalter des Humanismus 
und der Renaissance (Fr. Teutsch), In der sächsischen Nations- 
universität (Fr. Teutsch) u. a. Über volkskundliche 
Themen: Unsere Volkstracht (Oskar Wittstock), Sitte und Brauch 
in der Zeit vor dem Weltkrieg (Wittstock), die Nachbarschaften 
(Wittstock), Name und Mundart der Siebenbürger Sachsen (A. 
Schreiner). Über die Kunst: Baukunst und Kunsthandwerk 
(Rudolf Briebrecher), Die sächsische Literatur 1880—1898 (A. 
Schullerus), Die Siebenbürgisch-sächsische Literatur in den Jahren 
1898 — 1918 (Karl Kurt Klein), die Musik unter den Sachsen (Gott- 
lieb Brandsch). Über die geistige Kultur im allgemeinen: 
Die Sachsen und die deutschen Universitäten (Fr. Teutsch), Der 
evangelisch-sächsische Pfarrer in seiner kulturgeschichtlichen Be-' 
deutung (Richard Schuller), Die Entwicklung unseres nationalen 
Bewußtseins (Fr. Teutsch), Unsere geistige Entwicklung in den 
Jahren 1850—1880 (A. Schullerus) usw. usw. 

Walter Kuhn. 


Francisco Agramonte y Cortijo: Friedrich der Große. Die letzten 
Lebensjahre. Nach bisher unveröffentlichten Dokumenten 
aus spanischen, französischen und deutschen Archiven von... 
Deutsche Bearbeitung von Alfred Semerau. Berlin W 30, 
Pantheon-Verlag 1928. 376 S. Gr. 8% mit Abb. auf 21 Taf. 
und 1 Faks. 

Der Verfasser, Botschaftsrat an der Spanischen Botschaft in 
Berlin, bringt besonders auf Grund der Akten der diplomatischen 
Vertretungen Frankreichs und Spaniens cine ganze Reihe neuer 
Finzelzüge, zur Abrundung des Lebensbildes des Herrschers, 
dem der ,,allem Despotismus abholde, freigesinnte Spanier“ als 
‚Schöpfer des großen deutschen Volkes“ huldigt. Behandelt 
werden das Berliner Hofleben, die Anfänge der diplomatischen 
Bezichungen mit Spanien, die auswärtige Politik, die innere und 
die Verwaltung, schließlich das Ende Friedrichs, u. z. die Zeit 
von 1780 bezw. 1782 —86. Wie nach den Quellen verständlich ist, 
stehen die westlichen Beziehungen des Staates im Vordergrund, 
aber auch für die östlichen, die für diese Zeitschrift am meisten 
Anteilnahme erregen, fallen einige Nachrichten ab. So finden sich 
Stellen zur Kennzeichnung der Prinzessin Luise, der späteren 
Gemahlin des preußischen Statthalters ın Posen, Fürsten Radziwill 
(S. 37), über die Flucht einer anderen deutschen Frau aus diesem 
Hause Radziwill, der geb. Thurn und Taxis, vor ihrem Gemahl 
nach Westpreußen (S. 103 f.), über die Teilnahme Jos. Poniatowskis, 
des Kulmer Bischofs Rybinskt und Anton Sulkowskis an den preu- 
Bischen Manövern (S.79f.), cinen Attentatsversuch auf den 
Fürsten Adam Kas. Czartoryski (S. 105), die Schicksale der Herr- 
schaft Landskrone (Lanckorona) in Galizien (S. 98), die Ent- 
sendung zweier schlesischer Reiterregimenter an die polnische 
Grenze 1782 (S. 195), die G:genwirkung Frankreichs bei der Wahl 
des letzten Polenkönigs (S. 198), über poln.-türk. Grenzverhältnisse 
(S. 213 f.), west- und ostpreuß. Angelegenheiten (S. 76), die Be- 
festigung von Graudenz (S. 309 f.), eine Spekulation des Königs mit 
Getreide aus Polen (S. 316). Am häufigsten wird des Zwischenfalls 
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mit Danzig wegen des Etappenzolls gedacht (S. 271 f., 243 f., 246 f., 
252, 260 f., 290 f., 301). Lehrreich ist auch, daß Westpreußen 
noch 1785, also nach 13 Jahren preuß. Besitzes und der vielfach 
übertrieben hoch angesetzten Siedlungstatigkeit Friedrichs nur 
800 Einwohner auf die Geviertmeile zählte gegenüber 1200 in 
Ostpreußen und 2300 in Schlesien (S. 361). Der Verlag hat das 
Werk vornehm ausgestattet; u.a. sind eine Reihe Stiche von 
Chodowiecki beigegeben. Lattermann. 


O. Władysław Szoldrski C. SS. R. Sw. Klemens Hofbauer, Aposto? 
Warszawy. [Der hi. Klemens Hofbauer, der Apostel von 
Warschau]. Krakow, Nakładem OO. Redemptorystów. 
IKrakau, Verlog der Redemptoristen] 1927. 191 S. mit Abb. 
Verfasser obigen Schriftchens ist als fruchtbarer religiöser 

Volksschriftsteller bekannt. Daß auch dieses Büchlein nach seinem 

Wunsche ein Volksbuch werden solle, geht aus dem Satze hervor, 

Hofbauer gehöre zu jenen Heiligen, für die jedes polnische Herz 

wärmer schlagen sollte. Zwar sei er kein Pole gewesen, habe aber 

viele Jahre seines Lebens den Polen geopfert, habe für Polen gerade 
in dessen schwersten Zeiten gearbeitet. 


In Zeiten, in denen große Männer sogar mit Hilfe von Ge- 
schichtsfälschungen für die eigene Nationalität beansprucht 
werden (s. Coppernicus), berührt solche Offenheit sympathisch. 
Weshalb aber auf halbem Wege stehen bleiben und nicht zugeben, 
Hofbauer sei ein Deutscher gewesen! Zwar hatte er ceinen tsche- 
chischen Vater, aber eine deutsche Mutter; geboren und erzogen 
wurde er in einer deutschen Gegend; deutsch war seine Mutter- 
sprache, und er selbst hat sich wiederholt und mit Nachdruck als 
Deutschen bezeichnet. So zu lesen bei Hofer und Innerkofler, die 
Verfasser benutzt hat. Ob P. Szoldrski glaubte, im Interesse der 
Verbreitung seines Büchleins hiervon schweigen zu sollen? Dann 
hat sich Verf: isser einer günstigen Möglichkeit begeben, wahre, 
praktische christliche Völkerversöhnung zu fördern. 


Von der Tätigkeit Hofbauers — er selbst schrieb sich fast 
immer Hoffbauer — interessiert uns naturgemäß sein Aufenthalt 
in Warschau, der ihm den Ehrentitel ‚Apostel von Warschau‘ 
eintrug. Als er dort mit 2 Gefährten im Jahre 1787 eintraf, erhielt 
er die Scelsorge der Deutschen in der polnischen Hauptstadt zu- 
gewiesen; jedoch hielten weder die Bruderschaft des hl. Benno noch 
der König Stanislaus II. Poniatowski die übernommenen Ver- 
pflichtungen des Unterhalts. Auch sonst waren die Verhältnisse 
nicht sehr angenehm. Die Deutschen Warschaus zeichneten sich 
nicht gerade durch Religiositat aus, die Polen aber mieden die 
„Bennoniten“ und suchten ihnen zum Teil sogar in offenem Hasse 
zu schaden. Die Abneigung gegen Ausländer war durch die erste 
Teilung Polens hervorgerufen und wuchs ständig. Als sich die 
Polen jedoch überzeugt hatten, daß den „Be nnoniten“ jedwede 
nationale und politische Bestrebungen fern seien, faßten sie bald 
Vertrauen, und der Andrang besonders der Polen zur Kirche von 
St. Benno wurde so stark, daß Hofbauer sogar fremde Priester zu 
Hilfe rufen mußte. Selbst lernte er polnisch und machte darin 
so gute Fortschritte, daß er bald ohne Schwierigkeiten polnische 
Beichten hören konnte. Die Zahl seiner Ordensgenossen vermehrte 
sich, und 10 Jahre nach seiner Ankunft in Warschau konnte Hot- 
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` bauer auch den ersten p olnischen Redemptoristen geweiht 
sehen. Diese günstige Entwickelung hatte die Gesellschaft wohl 
in hohem Maße dem Umstande zu verdanken, daß ,,auf dem pol- - 
nischen Reichstage zu Grodno (1793) die Kongregation der Re- 
demptoristen vom König und von den Ständen für das ganze Reich 

„ein für allemal“ anerkannt und zugelassen wurde (Hofer, S. 76) 
Szołdrski erwähnt diese Tatsache nicht, obwohl Hofbauer sie in 
einem Briefe an den Ordensgeneral eine „ausgezeichnete Wohltat“ 
nennt. 


Hesonders das Schreckensjahr 1794 brachte eine vollstandige 
seelische Umwandlung der polnischen Bevölkerung Warschaus, 
und jetzt eigentlich begann die so fruchtbare und segensreiche 
Tätigkeit des Heiligen auf dem Gebicte der Seelsorge, der Schule, 
der Waisenfürsorge, die ihn zum Apostel Warschaus machte. Als 
den Höhepunkt seines Wirkens in St. Benno kann man nach Hofer 
die Jahre von 1798—1802 bezeichnen. Leider machte die preu- 
Bische Regierung durch alle möglichen Einschränkungen die Arbeit 
der Redemptoristen immer schwieriger. Die Franzosenherrschaft 
schließlich vernichtete das unter so viel Mühen und Leiden be- , 
gonnene und vielverheißende Werk des hl Klemens Hofbauer 
in Warschau vollständig. Der 20. Juni 1808 machte mit der durch 
König Friedrich August angeordneten, von Napoleon auf: Grund 
verleumderischer Anschuldigungen erzwungenen Ausweisung der 
21 jährigen aufopfernden Tätigkeit des Apostels von Warschau 
ein Ende. Lange Jahre vergingen, ehe die Redemptoristen wieder 
auf polnischem Boden Fuß fassen konnten. Erst 1883 errichteten 
sie ein Kloster in Mosciski bei Przemyśl, 1893 in Tuchow, 1903 
‚in Podgórze bei Krakau. 1905 kamen sie nach Warschau, das 
sie aber 1910 wieder verlassen mußten. Nach dem Weltkriege 
schließlich konnten sie sich wieder in Warschau niederlassen und 
am 2. Oktober 1926 ihr neu erbautes Kloster vom Warschauer 
Erzbischof einweihen lassen. Sr. 


Kalendarz duszpasterski na rok 1927 paratji Bożego Ciała w Po- 
znaniu. [Seelsorgerischer Zeitweiser des Fronleichnamspfarr- 
sprengels in Posen auf das Jahr 1927], 72 S. quer 16°. 8 Abb. 
Man kann voll unterschreiben, was der Schriftleiter der. Kro- 

nika Miasta Poznania über dieses Büchlein sagt (1927, S. 105): 

„Ein ausnahmsweises, sympathisches und wertvolles Büchlein, 

deren wir uns mehr wünschten. Im Kern ein kleiner Zeitweiser 

für den Pfarrsprengel, aber zugleich einige gute Ansichten der 
schönen Fronleichnamskirche und ihres Innern sowie die wich- 
tigsten Angaben aus der Geschichte der Kirche und ıhrer Zuge- 
hörigkeit, durch Propst Leo Rankowski dargeboten”, den 
jetzigen Dekan, der auch die gründliche Erneuerung des schönen 
gotischen, durch spätere Anbauten in seiner Stileinheit allerdings 
gestörten Baus durchgeführt und zugleich seine Geschichte ge- 
schrieben hat (in der erwähnten Zeitschrift, 1924, S. 65 ff.). Schade 
ist nur, daß er im Zeitweiser, was mit drei Worten zu machen ge- 
wesen wäre, nicht erwähnt, was er in der Kronika S. 68 berichtet, 
daß nämlich aus Deutschland herangeholte Karmeliter sie zuerst 
betreut haben. Aus den Posener Stadtbüchern wissen wir weiter, 
daß deutsche Bürgersleute Posens in der Zeit ihres sich lange hin- 
ziehenden Baues fromme Stiftungen zu ıhren Gunsten gemacht 
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haben. Die die erstere Tatsache belegende Stelle auf einer an einem 
Pfeiler eingelassenen alten Marmortafel, auf der erst die Gründungs- 
sage von den geschändeten und geretteten Hostien erzählt wird, 
lautet folgendermaßen: 1+. Quare construitur sacellum, tandem 
per Wladislaum stirpis iagelloniac pium regem hoc regale templum, 

ig quo praedictae (per fr(at)res B. M. V. de Carmelo, quos idem 
pius rex ex Taewtonia accersivit) asservantur hostiae...“ 

i Lattermann. 
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Schlesische Lebensbilder, herausgegeben von der Historischen 

Kommission für Schlesien. 2. Band: Schlesier des 18. und 

19. Jahrhunderts; 3. Band: Schlesier des 17. bis 19.: Jahr- 

hunderts. Herausgeber Friedrich Andreae, Max Hippe, Paul 

. Knotel, Otfried Schwarzer. Breslau, Wilh. Gotti. Korn. 

Bd. 2: 1926, X1 u. 399 S., 32 Bildtafeln; Bd. 3: 1928. XI 

u. 416 S., 36 Bildtafeln. 

Das verdienstvolle Unternehmen, dessen erster Band 1922 
erschienen ist, hat bisher fast 200 Würdigungen aus der Feder 
von wissenschaftlich berufenen Kennern, von führenden Geistern 
aus den verschiedensten Lebensgebieten gebracht. Behandelt 
werden in kurzen Aufsätzen mit nachfolgenden Schrifttumsangaben 
Staatsmänner, Juristen, Heerführer, Professoren, Geistliche, Schul- 
männer, Künstler, Großgewerbler, Kaufleute, Politiker usw. 
Während der 2. Band hauptsächlich Gestalten aus der preußischen 
Zeit bringt, führt der 3. großenteils solche aus dem österreichischen 
17. Jahrhundert vor, darunter einige Vertreter der ecclesia militans, 
der hochbarocken Dichtkunst, Malerei usf. Von vielen sind zeit- 
genössische Abbildungen beigegeben, die den Geschmack der 
einzelnen Zeitabschnitte deutlich veranschaulichen. Auch eine 
Reihe Frauengestalten sind vertreten 

Nicht alle dargestellten Persönlichkeiten sind geborene Schle- 
sier. Aus dem Posenschen stammen z. B. der jüdische Theologe 
und Geschichtsforscher Heinr. Graetz (Nions), der Verlagsbuch- 
händler und gleichfalls Historiker Fel. Priebatsch (Ostrowo). Andre 
haben dort Schulen besucht, wie der Dichter Andr. Gryphius (Frau- 
stadt), der Philosoph Kuno Fischer (Posen), der Bürgermeister 
von Breslau und Dichter Karl Jaenicke (Krotoschin und Posen, 
übrigens als Sohn eines preußischen Untertanen bei Konin ge- 
.boren). Des berühmten Landwirts Joh. Ad. v. Rosenberg-Lipinsky 
Familie stammte aus dem Posenschen. Den katholischen Theologen 
Jos. Wick aus Westpreußen vertrieb die im Posenschen übliche 
Vermengung von Polentum und Kirche; er suchte vielmehr die 
‚von ihm gegründeten katholischen Vereine von der Eimmischung 
in politische Tagesfragen fernzuhalten. Eine Reihe in den Lebens- 
bildern behandelter Schlesier hat im alten Polen einen Teil seines 
Lebens zugebracht, wie der evangelische Kirchenliederdichter Joh. 
Heermann in Lissa, Flüchtling zu Zeiten des 30-jährigen Krieges 
wie die gelehrte Maria Canitia, der katholische Kirchenftirst Bernh. 
Rose-Rosa außerdem auf Visitationen dortiger Klöster, was ihn 
dazu brachte, einige schlesische Klöster zu verdeutschen und damit 
zu reformieren und zu heben. Auch die Karschin lebte eine Zeitlang 
in Fraustadt, wo die frühere Zugehörigkeit zu Schlesien noch 
jahrhundertelang im Gedächtnis lebendig blieb, wie auch die 
Zusammenhänge mitÖsterr.-Schlesien nicht. sofort zerrissen wurden. 
Der berühmte Mediziner Joh. v. Mikulicz-Radecki aus Czernowitz 
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wirkte einige Jahre in Krakau, hauptsächlich jedoch in Breslau. 
Auch andere Beziehungen zu Polen werden beiläufig erwähnt, wie 
Friedr. Wolff v. Lüdinghausens Tätigkeit als Page am Hofe 
König Kasimirs, der er sich aber bald entzog, Dorothea v. Kurlands 
romantische Schwärmerei für Adam Czartoryski. Von einer Reihe 
Sprachtalente erfahren wir, daß sie u. a. auch das Polnische 
erlernten. 

Insgesamt ergibt sich ein eindrucksvolles Bild der Leistungen 
von Schlesiern der verschiedensten Berufe. Wir Deutschen in den 
nunmehr zu Polen gehörigen Gebieten sehen mitetwas Neid auf 
die schöne Veröffentlichung. Auch wir könnten eine ganze Reihe 
hervorragender Persönlichkeiten zusammenstellen, die bei uns 
gewirkt haben, wenn wir die wissenschaftlichen Bearbeiter hätten 
wie Schlesien und — solche Mäzene, wie sie das Vorwort des ange- 
zeigten Werkes verzeichnet. »Lattermann. 


Die 17. Versammlung Deutscher Historiker wird in der Oster- 
woche des Jahres 1930 in Halle an der Saale unter der Leitung 
von Robert Holtzmann stattfinden. Der Beschluß des Verbandes 
Deutscher Historiker auf der Grazer Tagung im September 1927, 
die nächste Versammlung zu Ostern 1929 in Koblenz abzuhalten, 
hat sich als undurchführbar erwiesen, worauf R. Holtzmann in 
Halle in den Ausschuß gewählt und mit Vorsitz des Verbandes 
betraut worden ist. 
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‘Im Verlage der Historischen Gesellschaft erscheinen: 


. Deutsche Blätter 


ın Polen 


begründet von Dr. Hermana Rauschning; seit dem 4. Jahrg., 

Kalenderjahr 1927, herausgegeben von Dr. Paul Zöckler. 

Bezugsbedingungen: vom 1. 1.27 an vierteljährlich 4,80 zt, 

zuzüglich Porto. — Einzelheft 2,— zł (einschl. Porto). 

In Deutschland u. im übrigen Ausland: Viertelj. 3.80 RM., 
bezw. den Gegenwert. 


Wir verweisen besonders auf folgende Sonderhefte: 
Grundlagen ostdeutscher Bildung. 
Standischer Aufbau. 

Volkstum und Bildungspflege. 
Die deutsche Landwirtschaft in Polen. 


Der Protestantismus in Polen. 
Von D. Staemmler. 


Die deutsche Schule im ehemals preußischen 
Teilgebiet. Von Paul Dobbermann. 

Deutsche Volkshochschularbeit außerhalb 
Deutschlands Grenzen. 

Vom Deutschtum in Ostschlesien. 

Vom Deutschtum in Kongreßpolen. 

Vom Deutschtum in Wolhynien. 
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2. Schriftenreihe Polen: 


Ernst Meyer: Der Polnische Staat, seine Verwal- 
tung und sein Recht. Preis 3,— zł. 


Robert Styra: Das polnische Parteiwesen und 
seine Presse. Preis 6,— zł. 


3. Ostdeutsche Heimatbücher 


herausgegeben von Viktor Kauder: 
Walter Kuhn: Aus dem Ostschlesischen Zunft- 
leben. Preis 7,— zl. 


Josef Strzygowski: Ostschlesische Holzkirchen. 
Preis 5,10 zi. 


Im Verlage der Deutschen Biicherei in Posen: 


COPPERNICUS 


Uber die Umdrehung der Himmelskörper 
Aus seinen Werken und Briefen. Preis 3,— zt. 


Sämtliche Veröffentlichungen sind zu 
beziehen durch die Historische Gesell- 
schaft für Posen, Poznan, Zwierzyniecka 1 
‚sowie durch die Buchhandlungen. 7 
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